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Viertes Buch 
Tamilienrecht 


1. Familie und Familienrecht. Grundlage der Familie iſt die Ehe. Mann und Frau, 
miteinander durch das Band der Ehe verknüpft, find als Stammeltern mit ihren Ab⸗ 
kömmlingen, und dieſe unter ſich durch das Band der Verwandtſchaft verbunden. Die 
Glieder eines ſolchen Verbandes bilden eine Familie. Das Familienrecht iſt Gegenſtand 
des 4. Buches, das im 1. Abſchnitte die Ehe, im 2. die Verwandtſchaft und im 3. die dem 
Familienrechte naheſtehende Vormundſchaft regelt. Die Rechtsfäge über Entſtehung, Wirkung 
und Endigung familienrechtlicher Verhältniſſe wurzeln meiſt in Rückſichten auf das öffent⸗ 
liche Wohl und in ſittlichen Anſchauungen. Sie ſind — wenngleich nicht öffentliches Recht — 
regelmäßig der willkürlichen Abänderung durch den einzelnen entzogen und bilden für ihn 
eine zwingende Richtſchnur (3. B. die Form der Eheſchließung, die umgrenzten Tat 
beſtände der Ehehinderniſſe, Nichtigkeits⸗ und Scheidungsgründe, das Eltern⸗ und Kindes ⸗ 
verhältnis). — Vertragsfreiheit herrſcht z. B. hinſichtlich der Namensführung ge⸗ 
ſchiedener Eheleute im Rahmen des § 1577 (RG 86, 114). 

2. Familienrechtliche Klagen. Die aus dem Familienverband entſpringenden Rechte 
beanſpruchen nicht nur von den familienrechtlich Verbundenen, ſondern auch von Unbeteilig 
ten unbedingte Anerkennung und können gegen letztere im Beſtreitungsfalle mit einer Klage 
auf Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines gewiſſen familienrechtlichen Ver- 
hältniſſes zur Geltung gebracht werden (z. B. Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens einer Ehe, des Beſtehens der elterlichen Gewalt, der Ehelichkeit eines Kindes, 
88 606, 632, 640 ZPO). Während mit ſolchen Klagen das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Zustandes zur Anerkennung gebracht wird (Zuſtandsklagen) — und zwar regelmäßig mit 
Wirkung gegen alle (88 629, 643 ZPO) —, werden die durch das Beſtehen des Zuſtandes be⸗ 
gründeten Anſprüche gegen beſtimmte Verpflichtete (3. B. der Anſpruch des Mannes gegen 
die Frau auf Herausgabe eingebrachten Gutes, $ 1373, der Anſpruch der Frau gegen den 
Mann, oder des Kindes gegen den Vater auf Gewährung von Unterhalt, 88 1360, 1601, 
der Anſpruch der Tochter gegen den Vater auf Gewährung einer Ausſteuer, § 1620) mit 
den entſprechenden Leiſtungsklagen bzw. der Feſtſtellungsklage aus § 256 PO verfolg! 
und die darauf ergehenden Urteile ſchaffen nur unter den Parteien Recht. Soweit die aus 
dem feſtgeſtellten Zuſtande hervorgehenden Berechtigungen ſittlicher Natur ſind (3. B. 
das Recht der Ehegatten auf Geſchlechtsgemeinſchaft, das Recht des Kindes gegen die Eltern 
auf Erziehung), können ſie im Rechtswege zwar nicht erzwungen werden, aber der Zuwider⸗ 
handelnde kann ſich durch ihre ſchuldbare Verletzung andere Rechtsnachteile zuziehen. 

3. Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften. Die im allgemeinen Teile und im 
Rechte der Schuldverhältniſſe erteilten Vorſchriften finden grundſätzlich auch auf das 
Familienrecht Anwendung. Letzteres ift nicht derartig vollſtändig geordnet und in ſich ab- 
geſchloſſen, daß alle Fragen ausſchließlich nach dem Inhalte des 4. Buches beantwortet werden 
könnten. Ein Zurückgreifen auf die allgemeinen Vorſchriften erſcheint daher geſtattet, unter 
Umſtänden ſogar geboten. Allerdings gibt es im Gebiete des Familienrechts Verhältuiſſe, 
die wegen ihres inneren Zuſammenhangs mit ſittlichen Anſchauungen oder aus anderen Grün ⸗ 
den eine Anwendung jener Vorſchriften, die in erſter Reihe auf vermögensrechtliche 
Verhältniſſe berechnet ſind, nicht dulden, allein dieſem Umſtande hat ſchon das Geſetz ſelbſt 
vielfach durch Aufſtellung beſonderer Vorſchriften Rechnung getragen. Wo dies der Fall 
iſt, gelten die beſonderen Vorſchriften ausſchließlich. So ordnet das 4. Buch z. B. in den 88 1332, 
1333 die Anfechtung der Ehe wegen Irrtums unter Ausſchließung des $ 119 (Anfechtung einer 
Willenserklärung wegen Irrtums). In manchen Fällen ift es von den Verfaſſern des BOB 
ſogar ausdrücklich als eine offene Frage hingeſtellt worden, ob die allgemeinen Beſtimmungen 
ſinnentſprechend anzuwenden ſeien (z. B. die Beſtimmung über Rechtsgeſchäfte auf die 
Verzeihung im Falle des § 1570; M 4, 603). 
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Erſter Abſchnitt 
Bürgerliche Ehe 


Erſter Titel 
Verlöbnis 


8 1297 


Aus einem Verlöbniſſe!) kann nicht auf Eingehung der Ehe geklagt 
werden)). 

Das Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die Eingehung der Ehe 
unterbleibt, iſt nichtig. 

E I 1227 II 1203; M4 1 ff.: P 4 1, 9. 


1. Verlöbnis. Das Geſetz verſteht unter Verlöbnis ſowohl die Verlobung (als Handlung) 
als auch das durch ſie begründete familienrechtliche Verhältnis (als Zuſtand; Braut: 
ſtand). Unter den Schriftſtellern herrſcht Streit über die rechtliche Natur des Verlöbniſſes 
(ob Vertrag, Vorvertrag oder tatſächlicher Vorgang). Das Reichsgericht erblickt in der Ver⸗ 
lobung, als einem von Mann und Frau wechſelſeitig gegebenen und angenommenen Ehe ⸗ 
verſprechen, einen Vertrag und in dem durch die Verlobung begründeten Verhältnis ein 
Vertragsverhältnis (RG 61, 267; RG JW 06, 92; RG 80, 88; RG Warn 1917 Nr 273; 
NG 98, 13). Bei dem Verlöbniſſe iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Verlöbnisvertrage 
(der Verlobung) und dem durch dieſen Vertrag begründeten familienrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe (dem Brautſtande). Die Verlobung iſt nach der in Recht und Sitte herrſchenden An⸗ 
ſchauung der unter der Abgabe eines wechſelſeitigen Eheverſprechens auf künftige Ehe⸗ 
ſchließung gerichtete Vertrag. Wird die Eheſchließung vom Eintritt einer Bedingung 
(3. B. Zuſtimmung des Vaters) oder einer Zeitbeſtimmung abhängig gemacht, jo folgt daraus 
noch nicht, daß der Verlöbnisvertrag oder gar der durch ihn begründete Brautſtand auf- 
ſchiebend bedingt wird. Denn der Inhalt und die rechtliche Bedeutung des Verlöbnisver⸗ 
trags iſt nicht unmittelbar die Verpflichtung zur Heirat, zur Begründung des Eheſtandes, 
ſondern die Willenseinigung über das gegenſeitige Verſprechen der künftigen Verheiratung 
und die behufs feiner Verwirklichung zunächſt erfolgende Begründung des Brautſtandes. Das 
Verlöbnis hat nicht die Rechtsfolge, daß die Verlobten an das Verlöbnis gebunden find. 
Die Freiheit der Willensbeſtimmung bei der Eheſchließung ſoll nicht beeinträchtigt wer⸗ 
den (RG 80, 88; RG Warn 1914 Nr 164; § 1298 A 1). Selbſt ein einſeitiger Rück⸗ 
tritt, der ohne wichtigen Grund erfolgt, bringt das Verlöbnis zur Auflöſung, nur knüpft 
das Geſetz an einen ſolchen Rücktritt die in den 88 1298, 1300 umgrenzte Schadenserſatz⸗ 
pflicht (RG 98, 13). Die in den $$ 12981300 geregelten Rechtsfolgen des Verlöbniſſes 
gehen von der Freiheit des einſeitigen Loſens des Verlöbniffes aus und fließen einzig 
und allein aus der ohne wichtigen Grund erfolgten Auflöſung des durch das gegen- 
ſeitige Eheverſprechen begründeten Brautſtandes. Dabei iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Nichteintritt einer für die Verheiratung unter den Verlobten vereinbarten Bedingung 
einen wichtigen Grund für den Rücktritt eines Verlobten (§ 1298 Abſ 3) abgeben kann (RG 
80, 88). Soweit ein aufſchiebend bedingtes Verlöbnis überhaupt denkbar iſt, wird es regel⸗ 
mäßig dann ausgeſchloſſen erſcheinen, wenn ſich die Liebenden gegenfeitig die Heiratsabſicht 
nicht nur ausdrücklich erklärt, ſondern auch längere Zeit hindurch in Wort und Tat beſtätigt 
haben und auf dieſer Grundlage Inger in Geſchlechtsverkehr miteinander getreten find (ebenda). 
Als Vertrag unterſteht das Verlöbnis den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsge⸗ 
ſchäfte, insbeſondere den Beſtimmungen über die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
Minderjähriger in den SS 106ff. Ein Minderjähriger bedarf nach $ 107 zum Abſchluß eines 
Verlöbniſſes der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. Die Wirkſamkeit eines von einem 
Minderjährigen ohne die erforderliche Genehmigung des geſetzlichen Vertreters eingegangenen 
Verlöbniſſes hängt nach § 108 Abſ 1 von der Genehmigung des Vertreters ab. Die Verweige⸗ 
rung der Genehmigung hat zur Folge, daß das Verlöbnis als von Anfang an unwirkſam 
gilt, und unterliegt nicht dem Widerrufe. Wird das Verlöbnis erneuert, fo kann es vom ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter trotz vorangegangener Verweigerung genehmigt werden. Genehmigung 
des Verlöbniſſes durch den Minderjährigen nach erlangter Volljährigkeit hat, ſofern der audere 
Teil nicht vorher zurückgetreten iſt, zur Folge, daß das Verlöbnis als von Anfang an wirkſam 
gilt (RG 61, 267; 98, 13). Ein Verlöbnis, das im Zuſtande der Geſchäftsunfähigkeit 
(§ 104) oder Bewußtloſigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit 
eingegangen wird ($ 105 Abſ 2), iſt nichtig. Vgl. RG Warn 1914 Nr 163. Ehemündigkeit 
(§ 1303) ſetzt das Verlöbnis nicht voraus, vielmehr iſt es zuläſſig, daß ein Eheunmündiger mit 
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Genehmigung des geſetzlichen Vertreters die Ehe für den ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vorausgeſetzten Fall der Erlangung der Ehemündigkeit verſpricht. Das Verlöbnis iſt an keine 
beſondere Form gebunden. Ehe hinderniſſe ſtehen nicht unbedingt dem Abſchluß eines Ver⸗ 
löbniſſes entgegen, vielmehr kommt es darauf an, ob die Verlobten vernünftigerweiſe auf die 
Beſeitigung des Ehehinderniſſes rechnen können, ohne gegen Geſetze oder gute Sitten zu ver⸗ 
ſtoßen. Vgl. RG St JW 09, 51924. — Grundſätzlich iſt das Eheverſprechen eines verheirateten 
Mannes nichtig (RG SeuffA 78 Nr 191). Eine Eheberedung zwiſchen dem wegen Ehebruchs 
geſchiedenen Ehegatten und demjenigen, mit dem er die Ehe gebrochen hat, verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten, wenn ſie nach der Scheidung und im Hinblick auf die erhoffte Befreiung von 
dem Eheverbote des § 1312 erfolgt iſt (RG St 40, 420). Ein Abkommen der Verlobten über 
Einſchränkung der Kinderzahl verſtößt dann nicht gegen die guten Sitten und macht das Ver ⸗ 
löbnis nicht nichtig, wenn die Braut wegen eines Unterleibsleidens Urſache hat, die mit der 
Niederkunft verbundenen Gefahren zu fürchten (RG JW 08, 28%. Ob das Verlöbnis eines 
trunkſüchtigen, ſyphilitiſchen und erwerbsunfähigen Mannes vom Manne wegen dieſer ſeiner 
Eigenſchaften als gegen die guten Sitten verſtoßend und deshalb nach § 138 als nichtig erklärt 
werden kann iſt in RG Warn 1914 Nr 163 unentſchieden gelaſſen. Grundſätzliche Bedenken 
dürften der Anwendung des $ 138 Ab] auf Verlöbnisverträge meines Erachtens nicht im 
Wege ſtehen. — Das Daſein eines Verlöbniſſes iſt nicht davon abhängig, daß das der Ehe⸗ 
ſchließung folgende eheliche Leben einen längeren Zeitraum umfafſen ſolle; die Abrede der 
Verlobten, gemeinſam in den Tod zu gehen, bewirkt nicht die Ungültigkeit des Verlöbniſſes 
(RG IW 05, 28817). 

2. Das Verlöbnis begründet zwar keine klagbare, wohl aber eine dringende ſittliche 
Verpflichtung zur Eingehung der Ehe, auch knüpfen ſich an den Bruch des Verlöbniſſes 
rechtliche Folgen (88 1298-1301). — Die Unklagbarkeit und die darin begründete rechtliche 
Unvollkommenheit des Eheverſprechens ($ 1297 Abſ 1) ändert nichts an dem Beſtehen der 
geſetzlich in anderer Weiſe (88 1298ff.) geſicherten Pflicht zur unmittelbaren Erfüllung 
des Eheverſprechens durch Eingehung der Ehe und darum ebenſowenig an den mittelbar 
ſich aus der Verpflichtung zur Erfüllung des Eheverſprechens ergebenden Gattenpflichten. 
Daher ſtellt ſich ein Abkommen, inhalts deſſen ein hochbejahrter Bräutigam feiner jugendlichen 
Braut ein Sparkaſſenguthaben gegen ihre Zuſage, ihm eine treue Gattin und Pflegerin zu 
ein, zuwendet, als Einigung über eine unentgeltliche Zuwendung dar, und der Ehe: 
mann kann das Geſchenk wegen groben Undanks widerrufen. Das Abkommen kann nicht 
als ſittenwidrig angeſehen werden (RG ZW 1917, 848°). In letzterer Beziehung ebenſo 
R 28. 5. 19 IV 97/19. Keine Schenkung, wenn die Zuwendung des Bräutigams an 
die Braut von Anfang an die Gegenleiſtung für das Ausſcheiden der Braut aus dem 
Staatsdienſte bilden ſollte (RG 28. 5. 19 IV 97/19). Im Gebiete des Erbrechts findet das 
Verlöbnis beſondere Berückſichtigung in 88 2275, 2276, 2290 (Erbvertrag), 88 2347, 2351, 2352 
(Erbverzicht), 88 2077, 2279 (letztwillige Verfügung). 
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) Tritt ein Verlobter von dem Verlöbniſſeꝛ) zurücks), jo hat er dem 
anderen Verlobten und deſſen Eltern ſowie dritten Perſonen, welche an Stelle 
der Eltern gehandelt haben, den Schaden zu erſetzen, der daraus entſtanden 
iſt, daß ſie in Erwartung der Ehe:) Aufwendungens) gemacht haben oder 
Verbindlichkeiten eingegangen ſind. Dem anderen Verlobten hat er auch 
den Schaden zu erſetzen, den dieſer dadurch erleidet, daß er in Erwartung 
der Ehe ſonſtige ſein Vermögen oder ſeine Erwerbsſtellung berührende 
Maßnahmen“) getroffen hat. 

Der Schaden iſt nur inſoweit zu erſetzen, als die Aufwendungen, die 
Eingehung der Verbindlichkeiten und die ſonſtigen Maßnahmen den um⸗ 
ſtänden nach angemeſſen waren. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein“), wenn ein wichtiger Grunds) für den 
Rütktritt vorliegt) 10). 

E 1 1228 Abſ 1 IT 1204; M 4 3 ff.; P 4 3 ff., 9. 

1. Die im § 1298 beſtimmte Schadenserſatzpflicht des zurücktretenden Verlobten ſtellt 
ſich lediglich als eine Forderung der Billigkeit dar. Sie ſteht nicht unter dem Geſichtspunkte 
der Strafe für ungerechtfertigten Verlöbnisbruch. Dieſe Auffaſſung wäre ſchon mit der Be⸗ 


ſtimmung im $ 1297 Abf 2 unvereinbar. Die Schadenserſatzpflicht ſtellt auch nicht eine Ab- 
findung für Vorteile dar, die dem andern Teile aus der Cheſchließung erwachſen wären. 
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Das Geſetz will jeden unmittelbaren und mittelbaren Zwang zur Aufrechterhaltung eines 
Verlöbniſſes und Eingehung der Ehe durch Bedrohung mit Vermögensnachteilen vermeiden, 
weil ein derartiger Zwang mit dem Weſen der Ehe unverträglich iſt. Vgl. § 1297 A 1. 
Der Anſpruch auf Schadenserſatz aus § 1298 und der Anſpruch auf Rückgabe der Geſchenke 
aus § 1301 find Anſprüche von ganz verſchiedener rechtlicher Natur und nach dem Willen des 
Geſetzgebers nicht gleich zu behandeln (RG JW 1925, 21100. 

2. Vorausgeſetzt wird ein rechtswirkſames Verlöbnis (§ 1297 A 1). 

3. Der Rücktritt vom Verlöbniſſe kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden 
und wirkt erſt, wenn er dem andern Teile bekannt geworden iſt. Der in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Verlobte bedarf dazu nicht der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. 
Durch den Rücktritt wird das Verlöbnis unbedingt gelöſt, und auch ein ungerechtfertigter 
Rücktritt hat nicht zur Folge, daß die Verpflichtungen aus dem Verlöbniſſe noch fortdauern, 
fondern zieht nur die Schadenserſatzpflicht aus § 1298 nach ſich (RG 18. 4. 07 IV 459/06). 
Richtig iſt fr ilich, daß ein Minderjähriger zur Eingehung eines Verlöbniſſes nach § 107 der 
Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters bedarf (8 1297 A 1). Aber daraus folgt nichts 
für die Auflöſung des Verlöbniſſes. Da vielmehr die Ehe ohne den perſönlichen Willen des 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Verlobten nicht geſchloſſen werden kann und keinerlei 
Zwang zur Eingehung der Ehe auf ihn ausgeübt werden darf, macht ſeine Weigerung, die 
Ehe zu ſchließen, die Heirat unmöglich. Die Weigerung muß deshalb für ſich allein und ohne 
Rückſicht darauf, ob der geſetzliche Vertreter zuſtimmt oder nicht, die Wirkung des Rücktritts 
haben, mag dieſer auch, wenn er ohne wichtigen Grund erfolgt, einen Schadenserſatzanſpruch 
des andern Teiles auslöſen. Die Vorſchrift in 8 107 iſt darum auf den Rücktritt vom Ver⸗ 
löbnis nicht anwendbar (RG 98, 13). Der einſeitige Rücktritt eines Verlobten hat, gleich⸗ 
viel ob er mit oder ohne wichtigen Grund erfolgt, die Aufhebung des Verlöbniſſes zur Folge 
(RG Warn 1914 Nr 164; RG 98, 13). Dieſe Folge kann nicht durch die einſeitige Erklärung 
des zurückgetretenen Teils, zur Eheſchließung bereit zu ſein, beſeitigt werden. Dazu be⸗ 
darf es vielmehr des Abſchluſſes eines neuen Verlöbnisvertrags auf Grund beiderſeitiger 
Willenseinigung (R Warn 1914 Nr. 164). Im Falle der Wiederausſöhnung der 
Brautleute nach einſeitigem Rücktritt eines von ihnen erlöſchen die Anſprüche auf Schadens⸗ 
erſatz und Rückgabe der Geſchenke, und der ursprüngliche Verlöbnisvertrag wird wiederher⸗ 
geſtellt, wie wenn nie ein Rücktritt ſtattgefunden hätte. Bei ſpäterem Verlöbnisbruche 
kommt es nur darauf an, ob der ſpätere Rücktritt (nicht der frühere) berechtigt war, und es 
kann zutreffendenfalls Schadenserſatz für die ganze Dauer des Brautſtandes ſeit dem ur⸗ 
ſprünglichen Verlöbniſſe (nicht bloß für die Zeit nach dem ſpäteren Rücktritte) verlangt werden 
(OSG 30, 33). Eine Ausſöhnung der zurückgetretenen Braut mit dem andern Teile wird 
zwar in der Regel einen Verzicht auf etwaige durch den Rücktritt zur Entſtehung gelangte 
Schadenserſatzanſprüche enthalten, aber von einem rechtsgültigen Verzichte kann keine Rede 
ſein, wenn die zurückgetretene Braut wegen Minderjährigkeit zu einer Aufgabe von Rechten 
der Zuſtimmung ihres Vaters als ihres geſetzlichen Vertreters ebenſo bedurfte, wie zur 
Eingehung eines neuen Verlöbniſſes, und es an einer ſolchen Zuſtimmung fehlte (RG 98, 13). 

4. In Erwartung der Ehe ſind die fraglichen Handlungen vorgenommen, wenn ſie weſent⸗ 
lich mit Rücksicht auf die in Ausſicht genommene Ehe vorgenommen worden ſind, alſo Bl 
nünftigerweiſe unterlaſſen wären, falls der Handelnde den Verlöbnisbruch vorausgesehen hätte 
(RS JW 03 Beil 14416, RG Warn 1914 Nr 254). 

5. Aufwendungen, z. B. die Gewährung einer Ausſteuer ($ 1620) oder einer Ausſtattung 
(8 1624) Eine Braut, die auf ihre Koſten dem Bräutigam im Hauſe ihrer Eltern monate⸗ 
lang Beköſtigung gewährt, kann auf Grund des $ 1298 Erſtattung ihrer Aufwendungen 
beanſpruchen (RG 18. 1. 17 IV 299/16). 

6. Schad enserſatz, z. B. wenn ein Verlobter eine Anſtellung (RG Warn 1914 Nr 254) 
oder einen Beruf aufgibt oder eine ihm während des Brautſtandes angebotene Anſtellung 
oder ſonſt einen vermögensrechtlichen Erwerb ausſchlägt. Hierhin gehört auch der Kauf eines 
Handelsgeſchäfts (RG JW 03 Beil 14418). Zu ſolchen die Erwerbsſtellung berührenden 
Maßnahmen gehört es, wenn die Braut ihre verdienſtbringende Beſchäftigung als Modiſtin 
zu einer Zeit, da ſie die Eheſchließung als in naher Ausſicht ſtehend annehmen durfte, im Ein⸗ 
verſtändnis und auf Wunſch des Bräutigams aufgibt. Der Schaden umfaßt auch den Ver⸗ 
dienſtausfall, der nach der Löſung des Verlöbniſſes bis zu der Zeit, da die Braut ihre Er⸗ 
werbäftellung in der früheren Weiſe wiederaufnehmen konnte eingetreten iſt (RG Warn 1918 
Nr 76; 1924 Nr 181). Nicht zu berückſichtigen iſt dagegen die Ablehnung eines Heiratsantrags, 
der einer Braut während des Verlöbniſſes von einem zweiten, vielleicht wohlhabenderen Freier 
gemacht wird (NG JW 02 Beil 259177), Trifft den geſchädigten Verlobten inſofern ein mit- 
wirkendes Verſchulden, als er es unterläßt, den Schaden abzuwenden oder doch zu min⸗ 
dern (8 254 Abſ 2; z. B. wenn er ſich nicht bemüht, die aufgegebene Stellung wiederzuerlangen), 
ſo iſt dies auch bei § 1298 zu beachten (RG Warn 1914 Nr 254). Weitergehende Schadens⸗ 
anſprüche als die im § 1298 bezeichneten können nach allgemeinen Grundſätzen begründet 
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fein, z. B. wenn das Verlöbnis in betrügeriſcher Abſicht eingegangen oder gebrochen wurde. — 
Ein Mann, der eine Frauensperſon durch ein nicht ernſt gemeintes Eheverſprechen 
täuſcht, mit ihr jahrelang Beziehungen unterhält und ſie dadurch abhält, für die Sicherung 
ihrer Zukunft zu ſorgen, macht ſich einer unerlaubten Handlung ſchuldig und haftet gemäß 
$ 826 für den der Frauensperſon zugefügten Schaden. Dies ſittenwidrige Verhalten bildet 
eine ſelbſtändige Klagegrundlage (RG Recht 1920 Nr 2861). Die Auffaſſung, daß der Ab⸗ 
ſchluß eines zweiten Verlöbniſſes durch das Beſtehen eines erſten Verlöbniſſes begrifflich 
ausgeſchloſſen wird, kann nicht geteilt werden. Denn es iſt begrifflich durchaus möglich, daß 
der doppelt Verlobte ſich verpflichtet, den Erfolg der Eheſchließung mit der zweiten Braut 
nach der ihm jederzeit möglichen Auflöſung des Verlöbniſſes mit der erſten Braut herbei⸗ 
zuführen. Allein ein Vertrag, in welchem ein Verlobter eine derartige Verpflichtung über⸗ 
nehmen würde, könnte nach § 138 keine Wirkſamkeit haben. Denn es würde der Auffaſſung 
aller billig und gerecht denkenden M nſchen widerſprechen, wenn jemand einem Dritten gegen⸗ 
über ſich verbindlich machen wollte, das feiner Verlobten abgegebene Treugelöbnis zu brechen. 
Ein bedingungslos abgeſchloſſenes neues Verlöbnis könnte daher nur dann wirkſam geworden 
ſein, wenn darin ein (hier vermißter) Rücktritt von dem früheren Verlöbnis erblickt werden 
könnte. Auch in dem Falle, wenn ein nur bedingtes Eheverſprechen der zweiten Braut 
gegenüber abgegeben wäre, würde ein doppelter Brautſtand mindeſtens zeitweiſe neben⸗ 
einander beſtanden haben, und das ließe ſich ebenſowenig mit den allgemeinen ſittlichen An⸗ 
ſchauungen vereinigen. Der Anſpruch der zweiten Braut auf Sch adenserſatz wegen Ver⸗ 
löbnisbruchs gegen ihren früheren Bräutigam (der inzwiſchen ſeine erſte Braut geheiratet 
hatte), war daher unbegründet. Da die zweite Braut Kenntnis von der noch beſtehenden 
erſten Verlobung hatte, ließ ſich ihr Anſpruch auch nicht auf 8 825, $ 847 Abſſ2 ſtützen. Ob 
die Entſcheidung anders ausfallen müßte, wenn der Beklagte ſchon bei Abſchluß des Ver⸗ 
lobungsvertrags mit der Klägerin den feſten Entſchluß gehabt hätte, auf jeden Fall an dem 
erſten Verlöbniſſe feſtzuhalten und über dieſe Abſicht die Klägerin getäuſcht hätte, konnte auf 
ſich beruhen, da dahingehende Behauptungen nicht aufgeſtellt waren (RG 105, 245). — Auch 
gegen einen Dritten können aus allgemeinen Gründen ($ 826) Anſprüche auf Erſatz der 
in Erwartung der Ehe gemachten Aufwendungen begründet ſein, z. B. gegen den Vater der 
Braut, wenn er die Einwilligung zur Eheſchließung aus nichtigen Gründen zurückzieht 
(RG 58, 255). 

7. Beweißlaft. Die gewählte Faſſung deutet an, daß der zurücktretende Teil das Borhan- 
denſein eines wichtigen Grundes für den Rücktritt zu beweiſen hat. Dem klagenden Teile 
liegt der Beweis eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (§ 1297 A 1), des Rücktritts und des 
Schadens ob. — Derjenige, der das Vorliegen eines wichtigen Grundes für ſeinen Rücktritt 
behauptet, iſt dafür beweispflichtig (RG JW 1925, 21105. 

8. Ob ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt, hängt von den Umſtänden des ein- 
zelnen Falles ab. Der wichtige Grund kann in der Perſon des Zurücktretenden oder in der 
Perſon des andern Teiles vorliegen. Nicht erforderlich iſt, daß der wichtige Grund durch Ver⸗ 
ſchulden hervorgerufen iſt; anders im Falle des § 1299. Die Verſagung oder Zurücknahme 
der Einwilligung des Vaters in die Eheſchließung kann, wo ſie nach § 1305 erforderlich iſt, 
nicht ſchlechthin und ein für allemal als wichtiger Grund für den einſeitigen Rücktritt einer 
Tochter vom Verlöbniſſe angeſehen werden, namentlich dann nicht, wenn die Einwilligung 
aus verwerflichen und nichtigen Gründen verweigert wird (RG 58, 254). Der Mangel der 
elterlichen Einwilligung wird für einen volljährigen Verlobten in der Regel keinen wichtigen 
Grund zum Rücktritt bilden, insbeſondere dann nicht, wenn die Weigerung der Zuſtimmung 
ohne triftige Gründe geſchieht. Anders liegt aber die Sache, wenn Bräutigam und Mutter 
der Braut von gegenſeitiger gehäſſiger Geſinnung erfüllt ſind und dadurch die Braut vor die 
Wahl geitellt fein würde, entweder mit der Mutter oder mit dem Bräutigam dauernd und 
völlig zu brechen. Wenn dann noch zu befürchten iſt, daß die Braut bei ihrer Zuneigung 
zur Mutter durch einen Bruch mit ihr in dauernde ſchwere Seelenkämpfe geraten würde und 
dadurch das Glück und der Beſtand der Ehe von vornherein ernſtlich gefährdet wird, jo iſt 
die Annahme eines wichtigen Grundes für den Rücktritt der Braut nicht zu beanſtanden 
(RG 22. 2. 15 IV 479/14), Die volljährige Braut kann ihren Rücktritt darauf ſtützen, 
daß ihr Vater ihr aus triftigen Gründen die Einwilligung zur Eingehung der Ehe mit dem 
Bräutigam verſagt hat (OLG 30, 34). Nach RG 18. 4. 07 IV 459/06 kann ein erſt nach 
der Zeit der Rücktrittserklärung entſtandener Rücktrittsgrund nicht in Betracht kommen, 
denn die Zulaſſung eines ſpäteren Ereigniſſes als Rechtfertigung des bereits vorher erfolgten 
Rücktritts würde, wie RG Warn 1914 Nr 164 ausführt, zur Folge haben, daß die im Zeit⸗ 
punkte des Rücktritts mangels eines wichtigen Grundes eingetretene Erſatzpflicht nachträglich 
wieder in Wegfall kommen könnte, und von einem Erlöſchen einer einmal eingetretenen 
Erſatzpflicht iſt weder im § 1298 noch ſonſtwo die Rede. Vgl. auch RG Warn 1914 Nr 163 
und § 1299 A 1. Da der einſeitige Rücktritt eines Verlobten, gleichviel ob er mit oder ohne 
wichtigen Grund erfolgt, die Aufhebung des Verlöbniſſes zur Folge hat (oben A 3), fo wird 
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dadurch zugleich der andere Teil von der durch das Verlöbnis begründeten Verpflichtung 
frei, ſein Verhalten dem gegebenen Eheverſprechen gemäß einzurichten. Der zurückgetretene 
Teil iſt daher nicht berechtigt, aus dem ſpäteren Verhalten des andern Teils einen wichtigen 
Grund zur nachträglichen Rechtfertigung ſeines Rücktritts herzuleiten (RG Warn 1914 Nr 164). 
Nach RG JW 07, 17817 iſt es unſtatthaft, bei Prüfung der Frage, ob ein wichtiger Grund 
zum Rücktritte von einem rechtsgültig geſchloſſenen Verlöbniſſe gegeben iſt, die Grundſätze 
über Eheſcheidung entſprechend anzuwenden. Wie in derſelben Entſcheidung ausgeführt, 
können nachträglich entſtandene, nicht leichtfertig hervorgeſuchte, ernſte Bedenken eines Ber- 
lobten gegen weſentliche Eigenſchaften des andern Teiles (Morphiumſucht der Braut) einen 
wichtigen Rücktrittsgrund bilden, doch iſt daran feſtzuhalten, daß die gedachten Bedenken ſich 
auf erhebliche Tatſachen ſtützen müſſen, die nach der in den Geſellſchaftskreiſen der Brautleute 
herrſchenden Auffaſſung bei einer fachlichen, die Umſtände des einzelnen Falles berückſichtigen⸗ 
den Würdigung geeignet geweſen wären, den andern Teil von der Eingehung des Verlöb⸗ 
niſſes abzuhalten. — Die Verſchiedenartigkeit der Verhältniſſe rechtfertigt es nicht, Verlöbnis 
und Ehe in bezug auf ihren Abbruch gleichzuſtellen (RG 6. 6. 21 IV 599/20). — Der Um⸗ 
ſtand, daß die Frau die Ehe wegen perſönlicher Eigenſchaften des Mannes (Trunkſucht, 
Krankheit, Erwerbsunfähigkeit) anfechten könnte, rechtfertigt nicht den Rücktritt des 
Mannes vom Verlöbniſſe; denn die Beſeitigung dieſer Anfechtbarkeit der Ehe lag vollſtändig 
in der Hand des Mannes; er brauchte nur vor der Eheſchließung die Frau über die Sachlage 
aufzuklären (RG Warn 1914 Nr 63). Ein nervöſes Leiden der Braut kann ihr, wie RG 
18. 4. 07 IV 459/06 ausführt, nicht ohne weiteres einen Grund zum Rücktritt geben. Pflicht 
der Brautleute iſt es, derartige aus einer heilbaren Krankheit ſich ergebende Hinderniſſe 
der Eheſchließung zu beſeitigen; anders, wenn es ſich um ein dauerndes Leiden handelt, 
das geeignet iſt, die nach dem Weſen der Ehe erforderliche geiſtige Gemeinſchaft zu gefähr⸗ 
den. — Darüber, ob ein die geſchlechtliche Unbeſcholtenheit der Braut anzweifelndes, 
wenn auch unbegründetes Gerücht einen wichtigen Grund im Sinne des § 1298 Abſ 3 
bilden kann, vgl. OLG 33, 335. — Eine Braut, die ſich weigert, nach der Eheſchließung an 
den vom Bräutigam beſtimmten Wohnort (auf dem Lande, wo er eine gute Stellung finden 
kann) zu ziehen, gibt ihm gerechtfertigten Anlaß zum Rücktritte vom Verlöbniſſe (SeuffA 77 
Nr 38). Unter Umſtänden kann die Weigerung eines Verlobten, ſich vor der Eheſchließung 
auf ſeine Geſundheit ärztlich unterſuchen zu laſſen, dem andern Verlobten einen wich⸗ 
tigen Grund zum Rücktritte vom Verlöbnis abgeben (RG im Recht 1921 Nr 575). Vgl. Ges 
v. 11. 6. 20 und § 1316 A 2. Die Annahme, daß eine wiederholte Verzögerung des 
Abſchluſſes der Ehe, ohne daß ein triftiger Grund dafür vorliegt, für den anderen Verlobten 
einen wichtigen Grund zum Rücktritt bilden kann, begegnet keinen rechtlichen Bedenken 
(RS Warn 1925 Nr 132). Das Feſthalten an einem Verlöbniſſe und die daraus ſich ergebende 
Eingehung einer Ehe kann niemals einem Teile aus Rückſichten auf vermögensrechtliche 
Vorteile oder Nachteile des anderen Teils zugemutet werden (RG Warn 1925 Nr 132). 
Die Tatſache, daß die Klägerin ſich inzwiſchen anderweit verheiratet hat, mag zu einer 
Verminderung einzelner Schadensforderungen führen, aber es iſt jedenfalls kein Rechtsirrtum, 
wenn das Berufungsgericht trotzdem der Meinung iſt, daß gleichwohl noch ein auf 89 1298, 
1299 zu gründender Schadenserſatzanſpruch übrigbleibe (RG Warn 1925 Nr 182). 

9, Die Anſprüche aus $ 1298 find übertragbar und vererblich. 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Das EG enthält zwar 
keine ausdrücklichen Vorſchriften über Verlöbnis, Verlöbnisbruch und Schadenserſatz. 
Es liegt aber nahe, daß hierauf die im Art 13 Abſ 1 EG für die Eingehung der Ehe erteilten 
Vorſchriften anzuwenden ſind, da man unter „Eingehung der Ehe“ im weiteren Sinne auch 
die Vorſtufe der Ehe, das Verlöbnis, mitverſtehen kann. Fallen doch unter „Eingehung der 
Ehe“ im Sinne des Art 13 Ec auch die 88 1323 —1347 über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
der Ehe, obwohl fie nicht im Titel „Eingehung der Ehe“ (88 13031822) ſtehen (zuſtimmend 
RG Warn 1917 Nr 210). Danach iſt der Schadenserſatzanſpruch wegen Verlöbnisbruchs, 
falls auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten 
nach den Geſetzen des Staates, dem er angehört, zu beurteilen. — Gleiches gilt, wenn Aus⸗ 
länder im Inlande ein Verlöbnis eingehen. Früher abweichend RG Gruch 47, 135. Vgl. 
Vorbem. 1 vor § 1303. 


8 1299 
1) Beranlagt ein Verlobter den Rücktritt des anderen durch ein Ver⸗ 


ſchulden?), das einen wichtigen Grund für den Rücktritt bildet, jo ift er nach 
Maßgabe des § 1298 Abf 1, 2 zum Schadenserſatze verpflichtet. 

E 1 1228 Abſ 2 II 1205; M 4 5; P 43, 7. 

1. Die ſchuldbare Veranlaſſung eines gerechtfertigten Rücktritts (S 1299) ſteht dem 
ungerechtfertigten einfeitigen Rücktritte (5 1298) hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht gleich. 
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Andernfalls könnte ein Verlobter, ohne ſich den mit einem ungerechtfertigten Rücktritte für 
ihn verbundenen Nachteilen auszuſetzen, es darauf anlegen, durch ſein Verhalten den andern 
Teil zum Rücktritte zu veranlaſſen. — Wie im § 1298 wird auch im 8 1299 ein im Zeitpunkte 
des Rücktritts vorliegender Grund vorausgeſetzt, denn veranlaßt kann der Rücktritt nur durch 
ein im Zeitpunkte ſeiner Erklärung bereits vorhandenes Ereignis ſein (RG Warn 1914 Nr 164). 
Im übrigen vgl. die Erläuterungen zu § 1298. . 

2. Der Beweis des Verſchuldens liegt dem auf Schadenserſatz klagenden Teile ob. 


8 1300 


1) Hat eine unbejcholtene?) Verlobte?) ihrem Verlobten die Beiwohnung 
geitattet?2, jo kann jie, wenn die Vorausſetzungen des § 1298 oder des § 1299 
vorliegen, auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine 
billige Entſchädigung⸗) in Geld verlangen. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht auf die Erben über, 
es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig ge⸗ 
worden iſts) é). 

E II 1206; M 4 912 ff.; P 4 7, 695, 698. 

1. Grund der Vorſchrift. Der Anſpruch aus § 1300 wird der unbeſcholtenen Braut, 
die ihrem Bräutigam die Beiwohnung geſtattet hat, gewährt, weil ſie in Erwartung der 
Eheſchließung hoffen durfte, ihr Fehltritt werde ihr keinen Schaden bringen, dieſe Hoffnung 
aber durch den Rücktritt des Bräutigams vereitelt wird und ihre Ausſichten auf eine Verſor⸗ 
gung zerſtört oder wenigſtens beeinträchtigt werden (vgl. Prot 4, 698). — Zwar findet, wie 
in der Denkſchrift 679 hervorgehoben iſt, die Beſtimmung des $ 1300 ihre fachliche Be⸗ 
gründung in der Lage der Braut, die ſich nur im Vertrauen auf die nachfolgende Ehefchlie- 
ßung dem Verlobten hingegeben hat. Allein aus dieſer Begründung des Geſetzes iſt nicht zu 
entnehmen, daß der Richter in eine Unterſuchung der Beweggründe der Braut zu ihrem 
Verhalten eintreten müßte. Die Annahme, daß eine unbeſcholtene Braut, wenn ſie dem 
Bräutigam die Beiwohnung geſtattet, dies in Erwartung der Eheſchließung tut, erſcheint 
ſo ſelbſtverſtändlich, daß die Gewährung einer billigen Entſchädigung, wie die Faſſung der 
Geſetzesvorſchrift ergibt, in dem bloßen Vorgang ihre Rechtfertigung findet (RG Warn 08 
Nr 481). Der Anſpruch aus $ 1300 hat lediglich die Tatſache zur Vorausſetzung, daß die un⸗ 
beſcholtene Verlobte ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat. Dagegen kommt es 
nicht auf die Feſtſtellung an, ob ſie ſich im Hinblick auf die von ihr erwartete Eheſchließung 
oder lediglich in Fortſetzung des ſchon vor der Verlobung begonnenen Geſchlechtsverkehrs 
dem Verlobten hingegeben hat (RG JW 06, 42510). Der Anſpruch aus dem Verlöbnisbruch 
iſt ein durchaus anderer als der ſog. Deflorationsanſpruch älteren Rechtes (RG 49, 204). Die 
Erklärung des Mannes, zur Eheſchließung bereit zu fein, hat nicht den Verluſt des Schadens ⸗ 
erſatzanſpruchs aus § 1300 zur Folge (RG Warn 1914 Nr 164). Vgl. 8 1298 A 8. 

2. Unbeſcholtenheit iſt nicht gleichbedeutend mit Jungfräulichkeit. Unter Unbeſcholtenheit 
im Sinne des $ 1300 BOB iſt ebenſo wie im 8 182 StGB Unverſehrtheit der Geſchlechtsehre 
zu verſtehen, und zwar gleichmäßig in allen Ständen und Berufsklaſſen (RGSt 32, 437; 
85, 46; 37, 94; RG ZW 06, 651°; 08, 30414). Anderſeits iſt im Einzelfalle den Anſchau⸗ 
ungen und Gepflogenheiten desjenigen Standes, dem die Verlobte angehört, Rechnung zu 
tragen, wenn es ſich darum handelt, aus ihren Reden und Handlungen Schlüſſe auf einen 
unſittlichen Lebenswandel zu ziehen (RGSt 37, 97; RG IW 06, 6516). Daß geſchlechtliche 
Ausſchreitungen einer Frauensperſon in einem weiteren Kreiſe bekannt geworden ſein 
müßten, iſt zur Annahme der Beſcholtenheit nicht erforderlich. Auch diejenige, die nur 
in engem Kreiſe oder bei einzelnen Perſonen „beſcholten“ iſt, kann die Bezeichnung einer 
unbeſcholtenen Perſon nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Regelmäßig wird eine freiwillige 
Vollziehung des Beiſchlafs dazu führen müſſen, der Frauensperſon die Unbeſcholtenheit 
abzusprechen, jedoch ſind Umſtände denkbar, die eine andere Beurteilung rechtfertigen (RG 
2. 11. 05 IV 227/05; 15. 2. 06 IV 402/05; RG JW 07, 48014). Es iſt kein geſetzgebe ⸗ 
riſcher Grund denkbar, dem Mädchen, dem es gelungen iſt, im Verborgenen Geſchlechts⸗ 
beziehungen zu Männern zu unterhalten, hinſichtlich des Geſetzesſchutzes eine Vorzugsſtellung 
einzuräumen (RGSt 37, 96 zu § 182 StGB). Übereinſtimmend Recht 1920 Nr 907. Aller 
dings hängt der Begriff der Unbeſcholtenheit einer Frauensperſon im Sinne des 8 1300 BGB 
mit ihrem Rufe zuſammen (vgl. namentlich RG 52, 48), aber es genügt, um dieſen als ge 
ſchädigt anzuſehen und „Beſcholtenheit“ anzunehmen, wenn einerſeits die tatſächlichen Grund⸗ 
lagen eines makelloſen Rufes infolge geſchlechtlicher Verfehlung erweislich verlorengegangen 
und anderſeits Anhaltspunkte dafür gegeben ſind, daß auch in den Augen Dritter die gute 
Meinung von dem fittlichen Werte der betreffenden Frauensperſon Einbuße erlitten hat (RG 
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PoſMSchr 06, 41). In derſelben Entſcheidung iſt die Frage berührt, aber unentſchieden ge⸗ 
laſſen, ob es im Geiſte des Geſetzes liegt, daß ein leichter Fehltritt eines ſonſt unbeſcholtenen 
Mädchens nachträglich durch ſittlich einwandfreies Verhalten gleichſam geſühnt und der ver⸗ 
lorengegangene gute Ruf wiederhergeſtellt werden kann. Meines Erachtens iſt die Frage zu 
verneinen, da ein geſchlechtlicher Fehltritt nicht ungeſchehen gemacht werden kann. — Wer 
ein bis dahin unſchuldig geweſenes Mädchen zum außerehelichen Beiſchlafe verführt hat, kann 
ſich einer Klage aus $ 1300 gegenüber nicht auf dieſen von ihm ſelbſt verſchuldeten Hergang 
zum Beweiſe der Beſcholtenheit berufen. Der Grund dafür liegt in der Argliſt, der ſolche 
Verteidigung entſpringt (RG 52, 46; RG JW' 05, 28812; 1910, 9421, RG Gruch 64, 351; 
NG 98, 13). Die Geltendmachung der Beſcholtenheit wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Braut dem Bräutigam vor der Beiwohnung von ihrem früheren geſchlechtlichen 
Verkehre Mitteilung macht; wohl aber wird das Recht des Bräutigams, wegen der mitge⸗ 
teilten Tatſache vom Verlöbniſſe zurückzutreten, ausgeſchloſſen (RG 15. 3. 06 IV 452/05; 
RG JW 07, 48014). Die Unbeſcholtenheit muß zur Zeit der Beiwohnung vorhanden fein; es 
genügt nicht, wenn fie nur zur Zeit der Verlobung vorhanden war (RG Recht 05, 2106). 

3. Verlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes ($ 1297 
A 1) zur Zeit der Beiwohnung. . 

3a. Geſtattung der Beiwohnung liegt auch dann vor, wenn die Braut ſich zwar 
zu dem vom Bräutigam verlangten geſchlechtlichen Verkehr hergibt, der Bräutigam aber 
mit ſeinem Gliede nicht in ihre Scheide eindringen kann, weil die Braut zu eng gebaut iſt 
(OLG 30, 35). 

4. Entſchädigung. Es handelt ſich im Falle des § 1300 — ebenſo wie in den Fällen der 
88 1298, 1299 — um eine Entſchädigung für Nichterfüllung des Heiratsverſprechens (für 
Verlöbnisbruch), nicht eine Entſchädigung aus unerlaubter Handlung, als welche die 
Beiwohnung unter Verlobten nicht angeſehen werden kann. Der zu erſetzende Schaden iſt 
demgemäß, wenn die Beiwohnung ſowohl vor als nach dem Verlöbnis ſtattgefunden hat, 
grundſätzlich nicht auf den Schaden beſchränkt, der durch die Beiwohnung nach dem Ver⸗ 
löbnis entſtanden iſt (R& Gruch 64, 351). Über die Höhe der Entſchädigung (ſog. Kranz⸗ 
geld RS 49, 204) entſcheidet freies richterliches Ermeſſen; für die Schätzung des Schadens 
iſt der Zeitpunkt der Auflöſung des Verlöbniſſes zugrunde zu legen (RG 2. 5. 07 IV 487/06). 
Die Standes⸗ und Vermögensverhältniſſe der Verlobten können berückſichtigt werden, ſind 
aber nicht allein maßgebend, vielmehr ſind alle Umſtände des einzelnen Falles zu würdigen 
(RG JW 07, 48014; vgl. auch SW 06, 4251 und A 1). Bei Bemeſſung der Entſchädigung 
kommt es hauptſächlich darauf an, welche Heiratsausſichten der Verlobten nach dem Ver⸗ 
löbnisbruche ſonſt noch verblieben ſind, wofür neben der Beiwohnung die geſamten per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe (Alter, Eigenſchaften, Vermögen uſw.), auch der die Unbeſcholtenheit der 
Braut nicht ausſchließende Umſtand, daß die Beiwohnung ſchon vor dem Verlöbnis ſtattgefunden 
hat, zu berückſichtigen ſind. Die Schadenserſatzpflicht aus $ 1300 kann nicht aus dem Grunde 
verneint werden, weil ſchon durch die Beiwohnung vor dem Verlöbnis die Heiratsausſichten 
der Verlobten derart gemindert ſeien, daß eine weitere Verſchlechterung durch die Beiwohnung 
nach dem Verlöbnis nicht mehr habe herbeigeführt werden können (RG Gruch 64, 351). 
Der Umſtand, daß die Beiwohnung auch ſchon vor dem Verlöbnis ſtattgefunden hat, wird 
allerdings regelmäßig eine Verſchlechterung der Heiratsausſichten des Mädchens herbei⸗ 
führen, aber der Mann kann ſich meines Erachtens auf dieſen von ihm ſelbſtverſchuldeten 
Umſtand nicht zu ſeinen Gunſten berufen, weil er ſich ſonſt dem Vorwurf der Argliſt aus⸗ 
ſetzen würde. Vgl. auch A 2, beſonders RG 52, 46. Ein Anſpruch der Klägerin auf Erſatz 
des Schadens, den ſie durch die Auflöſung des Verlöbniſſes an ihrer Geſundheit erlitten 
(Erkrankung infolge des ihr zugefügten ſeeliſchen Schmerzes), kann im Rahmen des $ 1300 
nur inſofern Berückſichtigung finden, als die Erkrankung die Größe des erlittenen ſeeliſchen 
Schmerzes, für den die nach § 1300 zuſtehende Eneſchädigung einen Ausgleich bilden ſoll, 
ermeſſen läßt. Ein ſolcher Anſpruch kann aber nur auf eine unerlaubte Handlung des 
Beklagten begründet werden. Aus $ 1298 und $ 1300 läßt er ſich nicht ableiten. Soweit 
hiermit die Auffaſſung des Senats im Urt v. 18 1. 17 IV 299/16 (Warn 1918 Nr 76) nicht 
in Einklang ſteht, wird fie nicht aufrechterhalten (RG Warn 1924 Nr 181). Bei Schadens 
erſatzanſprüchen iſt für die Bemeſſung der Höhe des Schadens die Sachlage maßgebend, 
wie ſie ſich zur Zeit des Urteils geſtaltet hat (RG 102, 384). Das gilt auch für die An⸗ 
ſprüche aus § 1298 und aus § 1300. Der der Verlobten nach § 1298 zu zahlende Geldbetrag 
muß bei Erlaſſung des Urteils genügen, um den durch Aufgabe der Erwerbsſtellung er⸗ 
littenen Vermögensausfall auszugleichen. Ebenſo kann der billige Ausgleich in Geld nach 
8 1300 nur nach Maßgabe der Verhältniſſe, wie fie ſich bis zum Urteil entwickelt haben, ge⸗ 
funden werden — JW 1923, 174 — (RG Warn 1924 Nr 181). — Neben dem Anſpruch aus 
8 1300 kann ein weiterer Anſpruch aus $ 1715 begründet fein (RG 15. 4. 07 IV 454/06). 
Liegen die Vorausſetzungen der §8 823, 826 BGB vor, jo können außer den Anſprüchen aus 
den 88 1298, 1300 weitergehende Schadenserſatzanſprüche zuſtehen (RG Warn 1911 Nr 259), in 
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welchem Falle ein Arzt in der Sprechftunde eine Frauensperſon zum Beiſchlafe genötigt, ihr 
dann die Ehe verſprochen und den Geſchlechtsverkehr fortgeſetzt hatte, aber ſchließlich vom 
Verlöbniſſe zurückgetreten war. Vgl. auch RG IW 09, 41512 (Eheverſprechen eines ver⸗ 
heirateten Mannes unter Verſchweigen des Verheiratetſeins, S$ 825, 847), ferner RG Recht 
1920 Nr 2861 und § 1298 A 6. Zur Gültigkeit des Verſprechens einer lebenslänglichen 
Rente ſeitens des Bräutigams an die verlaſſene Braut aus Anlaß des Verlöbnisbruchs ge- 
nügt die Schriftform (88 761, 780). Nur wenn beide Teile darüber einig ſind, daß die Zu⸗ 
wendung der Rente unentgeltlich erfolgt, bedarf es zur Gültigkeit des Verſprechens der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form nach § 518 (RG 22. 6. 12 IV 35/12). 


5. Beweislaſt. Zur Begründung eines auf 8 1300 geſtützten Anſpruchs gehört die Be⸗ 
hauptung und nötigenfalls der Nachweis, daß die Frauensperſon zu der Zeit, als fie die Bei. 
wohnung geſtattete, unbeſcholten war. Der Nachweis der Unbefcholtenheit iſt allerdings 
nicht nötig, ſolange keine Anzeichen für den Mangel der Unbeſcholtenheit gegeben ſind. Liege 
ſolche Anzeichen vor, ſo iſt es Sache der Klägerin, darzutun, daß fie trotzdem unbeſcholten 
geblieben iſt (RG 2. 11. 05 IV 227/05). 


6. Gerichtszuſtändigkeit. Der Anſpruch aus einem Verlöbnisbruche (§ 1300) iſt kein 
Anſpruch aus einem außerehelichen Beiſchlafe im Sinne des 8 23 Nr 2 GVG. — Für die 
Klage aus einem Verlöbnisbruch iſt nach $ 29 ZPO das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk 
der Verlöbnisvertrag durch Eheſchließung zu erfüllen geweſen wäre. Da nach 8 1320 Abſ 1 u. 2 
die Ehe vor dem zuſtändigen Standesbeamten geſchloſſen werden | IE und da der Standes- 
beamte zuſtändig iſt, in deſſen Bezirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt hat, können mehrere Gerichte als zuſtändig in Frage kommen (OLG 41, 42). 


8 1301 


Y unterbleibt die Eheſchließunge), jo kann jeder Verlobter) von dem 
anderen die Herausgabe desjenigen, was er ihm geſchenkt oder zum Zeichen 
des Verlöbniſſes“) gegeben hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung) fordern. Im Zweifel iſt anzunehmen, 
daß die Rückforderung ausgeſchloſſené) jein ſoll, wenn das Verlöbnis durch 
den Tod eines der Verlobten aufgelöſt wird. 

E I 1229 II 1207; MA 6; P 4 10. 


1. § 1301 Satz 1 enthält nachgiebiges Recht. Die Beteiligten können alſo abweichende 
Beſtimmungen treffen. § 1301 Satz 2 ſtellt nur eine Auslegungsregel auf. — Der Anſpruch 
auf Schadenserſatz aus § 1298 und der Anſpruch auf Rückgabe der Geſchenke aus § 1301 ſind 
Anſprüche von ganz verſchiedener rechtlicher Natur und nach dem Willen des Geſetzgebers 
nicht gleich zu behandeln (RG JW 1925, 21100. 


2. Abgeſehen von dem Falle des Todes eines Verlobten iſt die Eheſchließung als unter⸗ 
blieben anzuſehen, wenn das Verlöbnis aus irgendeinem Grunde gelöft iſt. 


3. Berlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (8 1297 
A 1) zur Zeit der Hingabe, andernfalls ſind für den Rückforderungsanſpruch die allgemeinen 
Grundſätze maßgebend. 


4. Z. B. Verlobungsringe. 


5. Ungerechtfertigte Bereicherung, 88 812ff. Danach (vgl. $ 815) iſt das Rückforderungs⸗ 
recht des Gebers ausgeſchloſſen, wenn er ohne wichtigen Grund von dem Verlöbniſſe zurück⸗ 
etreten iſt (8 1298) oder den Rücktritt des andern Verlobten ſchuldbar veranlaßt hat (8 1298). 
berührt bleibt feine Pflicht zur Rückgabe der von dem andern Teile empfangenen Gaben 
und Geſchenke. Den Ausſchließungsgrund hat der Empfänger zu beweiſen. Der Rückforde ; 
rungsanſpruch iſt übertragbar und vererblich. — Die Rückforderung der Geſchenke iſt gemäß 
3 815 ausgeſchloſſen, wenn der Schenker die Erfüllung des Eheverſprechens durch die Ehe- 
ſchließung wider Treu und Glauben vereitelt hat. Das würde der Fall ſein, wenn er das 
Verlöbnis ohne oder aus nichtigem Grunde aufgelöſt hätte. Sache des Empfängers der 
Geſchenke iſt es, die Tatfachen darzulegen und zu beweiſen, welche die Auflöſung des Verlöb⸗ 
niſſes als grundlos oder aus nichtigem Grunde erfolgt erſcheinen laſſen (Seuf A 76 Nr 58; 
RS JW 1925, 2110). Da das Verlöbnis eines verheirateten Mannes mit einer ledigen 
Frauensperſon grundſätzlich nach § 138 Abſ 1 als nichtig anzufehen ift, iſt er nicht berechtigt, 
gemäß 8 1301 die der Verlobten gemachten Geſchenke zurückzufordern, wenn dieſe ſich ander⸗ 
weit verheiratet (OLG 42, 121). 


6. Die Ausſchließung der Rückforderung bezieht ſich auf Gegebenes und Empfangenes. 
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8 1302 


Die in den SS 1298 bis 1301 beſtimmten Anſprüche verjähren in zwei 
Jahren von der Auflöjung!) des Verlöbniſſes an?). 
E I 1230 II 1208; M 4 7; P 4 11. 


1. Auf welche Art die Auflöſung erfolgt (Tod eines Verlobten, anderweite Eheſchlie⸗ 
zung eines Verlobten, gegenſeitige Übereinkunft, gerechtfertigter oder ungerechtfertigter 
einſeitiger Rücktritt), macht keinen Unterſchied. Nur im Falle des einſeitigen Rücktritts be⸗ 
ginnt die Verjährung erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der andere Teil Kenntnis von dem 
Rücktritt erlangt (vgl. § 1298 A 3). 

2. Liegen die Vorausſetzungen einer unerlaubten Handlung (88 823 ff.) vor, fo kommt 
die dreijährige Verjährungsfriſt des $ 852 in Betracht (RO Warn 1911 Nr 259). An⸗ 
ſprüche aus einem Prozeßvergleiche, den der auf Entſchädigung wegen Rücktritts vom Ver⸗ 
löbniſſe belangte Beklagte mit der Klägerin ſchließt, obwohl er die Eingehung des Verhält- 
niſſes beſtreitet, unterliegen der regelmäßigen Verjährung von dreißig Jahren, wenn 
durch den Vergleich das ganze Rechtsverhältnis umgeſchaffen und der alte Schuldarund durch 
einen neuen, nämlich ein ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis und Schuldverſprechen (58779782), 
erſetzt wird (OLG München in SeuffA 70 Nr 76). 


Zweiter Titel 
Eingehung der Ehe 


1. Der zweite Titel handelt von der Eingehung der Ehe. Der Ausdruck Eingehung der 
Ehe“ begreift ſowohl die ſachlichen Erforderniſſe der Eheſchließung (88 13081315) als 
auch die Form der Eheſchließung (88 18161322), und zu der Form der Eheſchließung iſt 
auch das Aufgebot (8 1316) zu rechnen. Schreibt die Geſetzgebung eines Landes religioſe 
Trauung vor, fo jind auch die Vorſchriften über die religiöfe Trauung Formvorſchriften 
(MG 88, 191). Ebenſo OLG 35, 343. Vgl. HaagEheſchtubk (RG Bl 1904, 221) Art 5. 
§ 1324 A 6, $ 1298 A 10. 

2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Nach Art 13 
Ab 1 EG wird die Eingehung der Ehe, ſofern auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher 
iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem 
er angehört. Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inlande eine Ehe eingehen. — Zu den 

Vorſchriften über Eingehung der Ehe im Sinne des Art 13 EG gehbren auch diejenigen über 
die Vorausſetzungen ihrer Gültigkeit, mithin unter anderem die Vorſchriften in §8 13281847 
— N Warn 1917 Nr 210. — Da die Klägerin bei der Eheſchließung Deutſche war, kann 
fie beanspruchen, daß über ihre Anfechtungsklage nach deutſchem Recht entſchieben wird 
(RS 10. 1. 24 IV 254/23). Die Fähigkeit einer Öfterreicherin, die durch ein öſterreichiſches 
Gericht von ihrem noch lebenden Manne aus deſſen alleinigem Verſchulden rechtstraftig von 
Tiſch und Bett geſchieden worden iſt, zur Eingehung einer weiteren Ehe in Deniſchland 
iſt nach öſterreichiſchen Geſetzen zu beurteilen. Danach beſteht aber die frühere Ehe trotz 
der Scheidung noch fort. Das Band der Ehe konnte, da beide Gatten der katholiſchen Re⸗ 
ligion angehören, nur durch den Tod gelöſt werden. Jeder Ehegatte iſt dem andern gegen⸗ 
über noch immer zur ehelichen Treue verpflichtet; nur der gemeinſame Wohnſitz und die 
Pflicht zur ehelichen Beiwohnung find aufgehoben. Das öſterreichiſche Recht iſt hier auch 
nicht durch Art 30 EG ausgeſchloſſen, um ſo weniger, als auch im § 1575 dem Ehegatten die 
Möglichkeit eröffnet iſt, ſtatt auf Scheidung nur auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
zu klagen. Die der Frau vom Magiſtrat in Wien erteilte Nachſicht von dem Ehehinder⸗ 
niſſe des Ehebandes iſt nach öſterreichiſchem Recht unwirkſam. Auch kann der § 4 h. a. 
BG zu ihren Gunſten keine Anwendung finden, da die geplante Eheſchließung auch in Dfter- 
reich Rechtsfolgen hervorbringen ſoll (BayDbL® in OLG 42, 86). Vgl. 88 1316 A 1, 1828 
A 2, 1326 A 6, 1358 A 1, 1564 A 7, 1575 Alu. 3. Nach Art 13 Abſ 2 EG wird in Anſehung 
der Ehefrau eines nach Art 9 Abj 3 EG für tot erklärten Ausländers die Eingehung ver Ehe 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. Folgende Staaten: Deutſchland, Belgien (hat ge 
kündigt, RG Bl 1919, 197), Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Rumänien, Schweden, 
Italien, die Schweiz und Portugal haben zur Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze 
auf dem Gebiete der Eheſchließung das Abkommen v. 12. 6. 02 (R&G Bl 1904, 221; 1924, 
363; 1926, 553) getroffen. Dasſelbe findet (abgeſehen von der Frage nach dem Einfluſſe 
des Verſärller Friedensvertrags v. 28. 6. 19, deſſen Artt 282—295, 299 a ſich auf Staats- 

verträge beziehen) nach Art 9 nur auf die europäiſchen Gebiete der Vertragsstaaten 
und nach Art 8 Abſ 1 nur auf ſolche Ehen Anwendung, welche im Gebiete der Ver⸗ 
fkragsſtaaten zwiſchen Perſonen geſchloſſen ſind, von denen mindeſtens eine Angehöriger 
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eines dieſer Staaten iſt. Nach Art 8 Abi 2 iſt keiner der Vertragsſtaaten zur An⸗ 
wendung eines Geſetzes verpflichtet, welches nicht dasjenige eines Vertragsſtaats iſt. Den 
oberſten Grundſatz für die Eheſchließung enthält der Art 1. Nach Art 1 beſtimmt ſich 
das Recht zur Eingehung der Ehe in Anſehung eines jeden der Verlobten nach dem Ge⸗ 
ſetze des Staates, dem er angehört (Geſetz des Heimatſtaats), ſoweit nicht eine Vorſchrift 
dieſes Geſetzes (Heimatgeſetzes) ausdrücklich auf ein anderes Geſetz verweiſt. Vgl. hierzu 
Art 27 EGG. Grundſätzlich ift alſo das Geſetz des Heimatſtaats maßgebend, ſowohl 
für den Mann als auch für die Frau. Gehören fie verſchiedenen Staaten an, fo iſt die 
Ehe nur dann gültig, wenn die Ehe nach den Geſetzen beider Staaten gültig iſt. Dieſer 
Grundſatz entſpricht auch der im Art 13 Abſ 1 EG getroffenen Regelung. Artt 2 u. 3 des 
Abkommens behandeln Fälle, in denen das Geſetz des Ortes der Eheſchließung die Ehe von 
Ausländern unterſagen oder trotz der Verbote des Heimatgeſetzes geſtatten kann, und Artt 5 
bis 7 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließung. Dieſe Beſtimmungen werden bei 
den entſprechenden Einzelvorſchriften des BGB erläutert. Art 4 des Abkommens enthält 
Regeln über den von den Verlobten zu führenden Nachweis, daß ſie den Erforderniſſen 
des Art 1 genügen. Vgl. auch $ 1817 AS und Bergmann in JW 1925, 2082, Internationale 
Konflikte in Eheſachen. — Eine im Jahre 1902 zwiſchen einem ruſſiſchen Juden und einer 
deutſchen Jüdin in London geſchloſſene Ehe iſt vom Standpunkte des deutſchen Rechts als 
gültig anzuſehen, wenn die Eheſchließung vor dem engliſchen Standesbeamten vollzogen 
en 15 * Cheſchlleß ug vach u ruſſiſchen Rechts als gültig an⸗ 
zuſehen, wenn die Eheſchließung nach moſaiſchem Ritus (in ei 

worden iſt r 118, 30). (in einer Synagoge) vollzogen 


8 1303 


) Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährigkeite), eine Frau 
darf nicht vor der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs eine Ehe ein⸗ 
gehen. 

Einer Fran?) kann Befreiung von dieſer Vorſchrift bewilligt werden‘), 

E I 1233 II 1209; M 4 17; P 4 19—22. 

1. $ 1303 regelt an Stelle des durch Art 46 EG aufgehobenen § 28 des Perſonenſtands⸗ 
geſetzes vom 6. Februar 1875 die Ehemündigkeit. Ihr Mangel begründet ein aufſchieben⸗ 
des Ehehindernis (Prot 4, 79). 

2. Auch die Volljährigkeitserklärung (§ 3) des Mannes begründet für ihn Ehemündig⸗ 
keit (Prot 4, 22). 
3. Einem Manne kann Befreiung von dieſer Vorſchrift nicht bewilligt werden. Ihm 
ſteyt nur der Weg offen, feine Volljährigkeitserklärung nachzufuchen. 

4. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Ein aus Art 30 
EG herzuleitendes Verbot, die Ehe als gültig anzuerkennen, hat der deutſche Richter zu 
beachten, auch ohne daß ſich der Kläger darauf beruft. Dem Art 30 Ech widerſpricht es 
aber nicht, wenn ein deutſcher Richter das engliſche Ehemündigkeitsalter (Beginn bei 
männlichen Perſonen mit dem vollendeten 14., bei weiblichen mit dem vollendeten 12. Lebens⸗ 
jahre) anerkennt, obwohl es von der deutſchen Altersgrenze erheblich abweicht (RG JW 1917, 
3641 und Bem von Opet. Ein 19 Jahre alter Deutſcher hatte eine 17 Jahre alte Oſter⸗ 
reicherin in Dover geheiratet). 


S 1304 


. 1) Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt?) ift, bedarf zur Eingehung 
einer Ehe der Einwilligung!) ſeines geſetzlichen Vertreters“). 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund), jo kann die Einwilligung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Mündels durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die 
Einwilligung zu erſetzen, wenn die Eingehung der Ehe im Intereſſe des 
Mündels liegté). 

E I 1232 Abſ 1, 2 II 1210: M 4 10—17; P 4 17—19, 34. 

1. $ 1304 behandelt die Fälle, in denen zur Eheſchließung die Einwillig 
jeglichen Vertreters erforderlich iſt. Der Mangel dieſes Erforderniſſes begrü 
fechtbarkeit der Ehe (§ 1331, 8 1336 Abſ 2 Satz 2, § 1337), bildet alſo ei 
- Ehehindernis. Wegen der Beeinfluſſung des ehelichen Güterrechts vgl. 


Bach, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Erler.) 
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2. Beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 88 106, 114. Wer geſchäftsunfähig ift, kann eine 
Ehe überhaupt nicht eingehen, da ſeine auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung nach 
8 105 nichtig iſt. Die Ehe eines Geſchäftsunfähigen iſt nach § 1325 Abſ 1 nichtig, kann jedoch 
nach $ 1325 Abſ 2 durch Beſtätigung gültig werden. 

3. Erforderlich iſt die Einwilligung desjenigen, dem zur Zeit der Eheſchließung 
die gesetzliche Vertretung obliegt. Die Einwilligung (8 183 Satz 1) iſt ein einſeitiges, empfangs⸗ 
bedürftiges Rechtsgeſchäft, bedarf keiner Form und kann bis zur Eheſchließung widerrufen 
werden. Es genügt, wenn ſie einem der Verlobten gegenüber erklärt iſt. Dem Staudes⸗ 
beamten iſt die Einwilligung allerdings in beglaubigter Form nachzuweiſen ($ 45 PSIO), 
und zwar als eine unbedingte und unbefriſtete Erklärung. 

4. Geſetzliche Vertreter können der Vater, die Mutter, der Vormund oder der Pfleger 
ſein, letzterer jedoch nur, wenn die Pflegſchaft die perſönlichen Angelegenheiten des Pflege 
befohlenen (zu denen die Einwilligung in die Eheſchließung zu rechnen iſt) umfaßt. 

5. Vormund. Dasſelbe gilt, wenn der geſetzliche Vertreter ein Pfleger iſt ($ 1915). 
Die Anwendung des Abſ 2 iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Vormundſchaft bzw. 
Pflegſchaft vom Vater oder von der Mutter geführt wird. 

6. Die Einwilligung iſt zu erſetzen, gleichviel ob eine Pflichtwidrigkeit des Vormundes 
bzw. Pflegers vorliegt oder nicht. Vgl. OLG 30, 158 (Wiederverehelichung eines wegen 
Trunkſucht Entmündigten mit feiner bisherigen Haushälterin. Da die Eingehung der Ehe 
im Mündelintereſſe lag, wurde die Einwilligung trotz der entgegenſtehenden Intereſſen 
der Kinder des Entmündigten erſett). Vgl. OLG 35, 341 (Heirat eines wegen Verſchwen⸗ 
dung Entmündigten) und Bay Obs in OLG 38, 242 (Verſagung der Genehmigung zur 
Eheſchließung eines wegen Verſchwendung und Trunkſucht Entmündigten mit einem Dienſt⸗ 
mädchen, als den Intereſſen des Entmündigten zuwiderlaufend). 


8 1305 


1) Ein eheliches Kind?) bedarf bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrss) zur Eingehung einer Ehe?) der Einwilligung?) des Vaters, 
ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen Lebensalter der Einwilligung 
der Mutter. An die Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der Vater ge⸗ 
ſtorben iſte) oder wenn ihm die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte 
nach S 1701 nicht zuſtehen. Ein für ehelich erklärtes Kind?) bedarf der Ein⸗ 
willigung der Mutter auch dann nicht, wenn der Vater geſtorben iſt. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn ſie zur Ab⸗ 
gabe einer Erklärung dauernd außerſtande ſind oder wenn ihr Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt. 

E 1 1238 Abſ 1 II 1211; M 4 25 ff.; P 4 30, 670, 715. 


1. Die 88 1305—1308 regeln das Erfordernis der elterlichen Einwilligung. Die ent- 
sprechenden Beſtimmungen des PStG (58 29, 30) find durch Art 46 I CG aufgehoben wor 
den. Der Mangel der elterlichen Einwilligung begründet ein aufſchiebendes Ehehinder⸗ 
nis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, aber die ohne die erforderliche 
Einwilligung heiratende minderjährige Tochter hat die in den §§ 1661, 1686 (Fortdauer der 
Nutznießung des Kindesvermögens durch die Eltern) und § 1621 Abſ 1 (Verluſt des Anſpruchs 
auf Ausſteuer) bezeichneten Nachteile zu gewärtigen. , 

2. Dem ehelichen Kinde ſteht hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (88 1719, 1730) gleich. Hinſichtlich des an Kindes Statt angenommenen 
Kindes trifft $ 1306 beſondere Beſtimmung. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe bedarf der 
elterlichen Einwilligung, wenn es als ehelich gilt (8 1099 Abſ 1). Kannten beide Ehegatten bei 
der Eheſchließung die Nichtigkeit der Ehe oder iſt die Ehe wegen Formmangels nichtig (8 1699 
Abs 1 u. 2), ſo bedarf das (als unehelich anzuſehende) Kind nur der Einwilligung der Mutter, 
desgleichen, wenn der Vater, nicht aber die Mutter die Nichtigkeit kannte ($ 1701). Ein Stief. 
oder Pflegekind bedarf nicht der Einwilligung feiner Gtief- oder Pflegeeltern. 

3. Die Volljährigkeitserklärung eines minderjährigen Sohnes (8 3) hat für ihn keine 
Befreiung von der Vorſchrift des $ 1305 zur Folge. 

4. Mit Eingehung einer Ehe ift nicht nur die erſte, ſondern auch jede folgende Ehe 
gemeint. 

5. Die Einwilligung iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (SS 130 ff.) 
und bedarf keiner Form. Sie kann entweder dem Kinde oder deſſen Verlobten ge 
erklärt und bis zur Eheſchließung widerrufen werden. Eine etwa hinzugefügte Bedingung 
oder Zeitbeſtimmung muß zur Zeit der Eheſchließung eingetreten ſein. Das Einmilligungd- 
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iſt ei 6 önli i Ehrerbietung 
t höchſtperſönlicher Natur, das auf der den Eltern ſchuldigen 0 
e 25 eg des Familienwohls beigelegt iſt. Es ift en 
hängig davon, ob dem Berechtigten die elterliche Gewalt, bzw. die 5005 es 1 
des Kindes zusteht, und geht auch nicht infolge Scheidung der Eltern ver gef nn 
ſetzung der elterlichen Einwilligung durch das Vormundſchaftsgericht 9 de 
ſtimmung. — Aus der Freiheit des Widerrufs der Einwilligung folgt, daß der Re mac 
von ſeinem etwa erteilten Mitgiftverſprechen frei wird, es ſei denn, daß er 0 115 u 
bar auch für den Fall, daß die Ehe ohne feine Einwilligung zuſtande an der 
pflichten wollen (RG SeuffA 68 Nr 217). Bemühungen eines Rechtsanwa ts, die a = 
liche elterliche Einwilligung oder deren Erſatz durch das Vormundſchaftsgericht u er 55 1 
find nicht als Vermittlung des Zuſtandekommens einer Ehe im Sinne des 8 656 anzuſeh 
(RG IW 06, 71310). 
6. Die Todeserklärung ($ 18) ſteht hier dem Tode gleich. b . 5 
7. Ehelichkeitserklärung (vgl. SS 1723 ff.). Das für ehelich erklärte unehelühe ai 
bedarf wie ein eheliche. Kind der Einwilligung feines Vaters, dagegen niemals der Cinwvilli- 
gung ſeiner Mutter. Gerechtfertigt wird dieſe Beſtimmung durch die Erwägung, d 
Chelichkeitserklarung in der Regel eine Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind herbeiführt. 


Auch wenn die Sorge für die Perſon des Kindes wieder auf die Mutter übergeht, bedarf es 
ihrer Einwilligung nicht 


8 1306 


) Einem an Kindes Statt angenommenen?) Kinde gegenüber ſteht die 
Einwilligung?) zur Eingehung einer Ehe an Stelle der leiblichen Eltern 
demjenigen zu, welcher das Kind angenommen hat. Hat ein Ehepaar das 
Kind gemeinſchaftlich⸗) oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen De 
gatten angenommen“), jo finden die Vorſchriften des § 1305 Abſ 1 Satz 1, 2, 
Abſ 2 Anwendung). Le 

Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung auch dann 
nicht wieder, wenn das durch die Annahme an Kindes Statt begründete 
Rechtsverhältnis aufgehoben wird. 

E 1 1239 II 1212 M 4 30; P 4 24, 84, 740. f 5 5 

ze i 81) find durch Art 46 1 CO auf. 
„en be en een begründet ein auf ⸗ 
ſchiebendes Ehehindernis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, 
jedoch treten die in A 1 zu § 1805 bezeichneten Nachteile ein. 


2. Wegen der Annahme an Kindes Statt vgl. 88 1741 ff. Auf Pflegekinder iſt 8 1306 
nicht anwendbar. 


3. Auf die Einwilligung und das Einwilligungsrecht des $ 1306 trifft das in A 5 


zu 3 Geſagte gleichfalls zu. Die 88 1307, 1308 finden auch auf die Fälle des § 1306 An- 
wendung. 


4. Fall des 8 1749 Abſ 1. 
5. Fall des $ 1757 Abſ 2 Halbf 2. 


6. Der Grund dieſer Vorſchrift liegt darin, daß das Kind in den bezeichneten 8 
Ab ene Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der Eltern erlangt (8 175 
9 


§ 1307 


Die elterliche Einwilligung!) kann nicht durch einen Vertreter?) erteilt 
werden. Fit der Vater oder die Mutter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo iſt die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E 1 1238 Abſ 2 IT 1213; M 4 27 P 4 31. 


1 Unter der elterlichen Einwilligung find alle in den 88 1305, 1306 bezeichneten Fälle 
des Erforderniſſes der Einwilligung zu verſtehen. ri 

2. Keine Vertretung. Der höchſtperſönlichen Natur des elterlichen Einwilligungsrechts 
($ 1305 A 5) entſpricht es, daß die Einwilligung weder durch den geſetzlichen Vertreter noch 
durch einen Bevollmächtigten erteilt werden kann (Unzuläſſigkeit der Vertretung im Willen). 
Dagegen iſt die Vertretung in der bloßen Erklärung des Willens zuläſſig. 2 
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Wird die elterliche Einwilligung!) einem volljährigen Kinde?) ver⸗ 
weigert, jo kann ſie auf deſſen Antrag?) durch das VBormundſchaftsgericht“) 
erjeßt?) werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Einwilligung zu er⸗ 
ſetzen, wenn fie ohne wichtigen Grund“) verweigert wird. 

Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht Verwandte oder 
Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung 
und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Für den Erſatz der 
Auslagen gilt die Vorſchrift des § 1847 Abſ 2. 

E I 1238 Abſ 3 II 1214; M 4 28 ff.; P 4 30 ff. 


1. Unter der elterlichen Einwilligung ſind alle in den 88 1305, 1306 bezeichneten Fälle 
des Erforderniſſes der Einwilligung zu verſtehen. 

2. Da die Volljährigkeit mit der Vollendung des 21. Lebensjahrs eintritt (§ 2), die 
elterliche Einwilligung aber nur bis zum gleichen Lebensalter erforderlich iſt (8 1305), fo iſt 
im 8 1308 unter einem volljährigen Kinde das für volljährig erklärte, noch nicht 21 Jahre 
alte Kind zu verſtehen. Der $ 1308 hat daher eine ſehr beſchränkte Bedeutung. Minder⸗ 
jährigen fteht das Recht aus § 1308 nicht zu. Die entſprechenden Beſtimmungen des PSt& 
($ 32) find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

3. Form des Antrags 8 11 FGG. 

4. Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 88 35, 36, 43 FGG. Ermittlungen von Amts 
wegen § 12 FGG. 

5. Die Erſetzung der Einwilligung wirkt wie deren Erteilung. 

6. Ob der Verweigerungsgrund wichtig iſt, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu beurteilen. 


8 1309 


1) Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor ſeine frühere Ehe?) auf: 
gelöſts) oder für nichtig erklärt“) worden iſt. Wollen Ehegatten die Ehe⸗ 
ſchließung wiederholen“), jo iſt die vorgängige Nichtigkeitserklärung nicht 
erforderlich. 

Wird gegen ein Urteil, durch das die frühere Ehe aufgelöſt oder für 
nichtig erklärt worden iſt, die Nichtigkeitsklage oder die Reſtitutionsklage 
erhoben, ſo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits 
eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die Klage erſt nach dem Ablaufe 
der vorgeſchriebenen fünfjährigen Friſt erhoben worden ift®). 

E I 1234 II 1215 Abſ 1; M 4 18; P 4 22, 60 ff.; 6 265, 268. 


1. Doppelehe. Der § 1309 Abf 1 gibt dem Grundſatz Ausdruck, daß ein Mann gleich · 
zeitig nur mit einer Frau, und daß eine Frau gleichzeitig nur mit einem Manne verheiratet 
ſein darf. Eine Ehe, die dieſem Verbote der Doppelehe zuwider geſchloſſen wird, iſt nichtig, 
wenn die frühere Ehe gültig war ($ 1326). In dieſem Falle liegt mithin ein trennendes 
Ehehindernis vor. Vgl. das Nähere bei 5 1326. . — r 

2. Eine wegen Formmangels nichtige, in das Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe 
kommt überhaupt nicht als frühere Ehe im Sinne des § 1309 in Betracht und iſt nicht ge⸗ 
eignet, das Ehehindernis zu begründen. Die jo Verbundenen können ſelbſtverſtändlich jeder ⸗ 
zeit zur Eheſchließung ſchreiten. Dieſe ſtellt ſich aber nicht als Wiederholung der Ehe. 
ſchließung, ſondern als erſtmalige Eheſchließung dar. 

3. Aufgelöſt wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten, durch Wiederverheiratung 
des Ehegatten eines für tot Erklärten ($ 1348 Ab] 2) und durch Scheidung (§8 1564 ff.). Den 
Tod des früheren Ehegatten hat der zu einer neuen Ehe ſchreitende Gatte dem Standes⸗ 
beamten nachzuweiſen (8 45 PStG). Die Todeserklärung begründet die Vermutung, 
daß der verſchollene Ehegatte in dem Zeitpunkte geftorben fei, der in dem die Todeserklärung 
ausſprechenden Urteile feſtgeſtellt ift (§ 18 Abſ 1). Dieſe Vermutung eröffnet dem Ehegatten 
des für tot Erklärten die Möglichkeit der Wie derverheiratung, aber die Ehe gilt, ſolange die 
Wiederverheiratung nicht erfolgt iſt, als fortbeſtehend, wenn der für tot Erklarte nachweislich 
noch lebt oder die Todeserklärung infolge Anfechtung aufgehoben wird. Vgl. das Nähere 
bei § 1348. Im Falle der Scheidung wird die Ehe mit Eintritt der Rechtskraft des Schei- 
dungsurteils aufgelöſt (§ 1564 Satz 3). Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
bewirkt keine Eheauflöſung (§8 1575, 1586). 
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4. Nichtigkeitserklärung. Es macht keinen Unterſchied, ob die Ehe aus einem der Nich⸗ 
tigkeitsgründe der 88 1324—1328 oder aus einem der Anfechtungsgründe der §88 1331—1335 
und 1350 für nichtig erklärt worden iſt. 


5. Bei der wiederholten Eheſchließung find dieſelben Vorſchriften wie bei der Ehe ⸗ 
ſchließung überhaupt zu beobachten. Die wiederholte Eheſchließung hat keine Bedeutung, 
wenn die frühere Ehe in Wirklichkeit gültig iſt. Die Gültigkeit der früheren Ehe zu prüfen, 
liegt nicht dem Standesbeamten ob. Es genügt vielmehr, wenn darüber berechtigte Zweifel 
unter den Eheleuten beſtehen. Die Wiederholung der Eheſchließung hat keine rückwirkende 
Kraft. Keine Veranlaſſung zur Wiederholung der Eheſchließung liegt vor, wenn der der 
früheren Ehe anhaftende Nichtigkeits oder Anfechtungsgrund durch Beſtätigung der Ehe 
gehoben werden kann (S8 1325, 1337) und die Beſtätigung erfolgt iſt. 

6. Nichtigteitsklage. Reſtitutionsklage. In dieſer Beſchränkung liegt nur ein auf ⸗ 
ſchiebendes Ehehindernis, denn die Ehe, die trotzdem nach Erhebung einer der genannten 
Klagen geſchloſſen wird iſt gültig. Wird aber ſpäter im Wege der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens das die Scheidung oder Nichtigkeit ausſprechende rechtskräftige Urteil wieder be · 
ſeitigt, fo iſt die zweite Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen und die erſte Ehe gilt (Nich- 
tigkeitsklage $ 579 ZPO, Reſtitutionsklage § 580 ZPO, fünfjährige Friſt § 586 Abi 2 Satz 2 
3 PO). Eine ähnliche Beſtimmung enthält 8 1349 (Anfechtung der Todeserklärung). 


8 1310 


) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Verwandten in ge⸗ 
rader Linie!) zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen Geſchwiſterns) ſowie 
zwiſchen Verſchwägerten in gerader Linie“). 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft') gepflogen hat. 

Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch zwiſchen einem 
unehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits und dem Vater und 
deſſen Verwandten andererſeitse). 

E 1 1236 II 1216; M 4 21 ff.; P 4 23 ff.; 6 34. 


1. Verwandtſchaft. Schwägerſchaft. Der § 1310 verbietet die Eingehung einer Ehe 
zwiſchen gewiſſen Verwandten, Verſchwägerten (Abſ 1) und Perſonen, die miteinander (in 
er außer einer Che) Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen haben (Abs 2). Das Verbot des 
Abſ 1 begründet ein trennendes (8 1327), das Verbot des Abſ 2 ein aufſchiebendes 


Ehehindernis. Die entsprechenden Beſtimmungen des PStG (8 33 Ab] 1 Nr 1) find 
durch Art 46 I EG e rden . 


2. Verwandte in gerader Linie find ſolche Perſonen, deren eine von der andern ab- 
fammt ($ 1589 Abs 1), alſo Kinder, Eltern, Großeltern. Verwandtſchaft im Sinne des Abſ 1 
wird auch im Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe (5 1719) und im Falle der Ehe⸗ 


lichkeltserklarung (88 1736, 1737) begründet. Wegen der Verwandtſchaft im Falle der An- 
nahme an Kindes Statt vgl. $ 1311. 


3. Bollbürtige Geſchwiſter find Geſchwiſter, die von demſelben Vater und derſelben 
Mutter abſtammen. Halbbürtige Geſchwiſter ſind Geſchwiſter, die entweder von demſelben 
Vater, aber nicht von derſelben Mutter, oder von derſelben Mutter, aber nicht demſelben Vater 
abftammen. Kinder, die ein Ehegatte in die Ehe einbringt, ſind mit Kindern, die der andere 
Ehegatte einbringt (ſog. zuſammengebrachte Kinder), überhaupt nicht verſchwiſtert. 

4. Schwägerſchaft ($ 1590). In gerader Linie verſchwägert find Stiefeltern mit 
Stieffindern, S wiegereltern mit Schwiegerkindern. Die Schwägerſchaft dauert fort, auch 
wenn die Ehe, durch die fie begründet wurde, aufgelöft wurde (8 1590 Abſ 2), erſtreckt ſich 
aber nicht auf Abkömmlinge des andern Ehegatten, die nach Auflöſung der Ehe erzeugt ſind. 
Demaufolge liegt 3. B. das Chehindernis der Schwägerſchaft zwiſchen einem Manne und der 
Tochter feiner geschiedenen Ehefrau, die nach Auflöſung der Ehe von einem andern Manne 
erzeugt wurde, nicht vor, dagegen würde in dieſem Falle das Ehehindernis des 8 1310 Abſ 2 
gegeben ſein, wenn die geſchledenen Eheleute (in oder außer der Ehe) Ae 
gepflogen hätten. Wird die die Schwägerſchaft begründende Ehe für nichtig erklärt oder ihre 
Nichtigkeit nach Auflöſung der Ehe feſtgeſtellt (58 1329, 1343), fo wird auch das Schwäger⸗ 
ſchaftsverhältnis mit rüdwirkender Kraft aufgehoben. Dagegen kann in dieſen Fällen wiederum 
das Ehehindernis des § 1310 Abſ 2 Platz greifen. Eine wegen Formmangels nichtige, in das 
Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe iſt überhaupt ungeeignet, Schwägerſchaft zu begründen. 
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0 5 09 eee in oder außer der Ehe gepflogen wird, macht keinen Unter ⸗ 
hied (vgl. A 4). 
6. Bezüglich der unehelichen Kinder wird hier eine Ausnahme von § 1589 Abſ 2 feſt 
geſtellt (vgl. 8 1705). 

§ 1311 


1) Wer einen anderen an Kindes Statt angenommen?) hat, darf mit ihm 
oder deſſen Abkömmlingenz) eine Ehe nicht eingehen, ſolange das durch die 
Annahme begründete Rechtsverhältnis beſteht. 

E I 1240 II 1217; M 4 31, 978, 1001; P 4 34. 


1. Der § 1311 verbietet die Ehe zwiſchen dem Annehmenden einerſeits und dem Anz 
genommenen und deſſen Abkömmlingen anderſeits. Das Verbot erſtreckt ſich nicht auf den 
Ehegatten und die Verwandten des Annehmenden einerſeits und den Angenommenen, deſſen 
Ehegatten und Verwandte anderſeits. Dies entſpricht dem § 1763. Das Verbot wirkt als auf- 
ſchiebendes Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt gültig, nur 
tritt gemäß $ 1771 Abſ 1 mit der Eheſchließung die Aufhebung des durch die Annahme begründe⸗ 
ten Rechtsverhältniſſes ein. Wegen Verwirkung der elterlichen Gewalt vgl. § 1771 Abſ 2, 3. 
Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (8 33 Abſ 1 Nr 4) find durch Art 46 1 EG auf⸗ 
gehoben worden. 

2. Annahme an Kindes Statt SS 1741ff. 

3. Abkömmlinge. Für die Frage, ob es ſich um einen Abkömmling handelt, iſt 8 1310 
Abſ 3 nicht anwendbar. Die Abkömmlinge des Angenommenen unterliegen dem Chever- 
bote des § 1311, auch wenn ſich auf fie gemäß § 1762 Satz 2 die Wirkungen der Annahme 
nicht erſtrecken. 

8 1312 


1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem wegen Ehe⸗ 
bruchs geſchiedenen?) Ehegatten und demjenigen?), mit welchem der ge⸗ 
ſchiedene Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in 
dem Scheidungsurteil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt“). 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung’) bewilligt werden. 

E I 1237 II 1218; M 4 24; P 4 27 ff.; 6 265. 


1. Ehebruch. 8 1312 verbietet die Ehe zwiſchen Ehebrechern. Das Verbot wirkt als 
trennendes Ehehindernis. Die gegen das Verbot geſchloſſene Ehe iſt nichtig, jedoch nach 
8 1328 Abſ 2, wenn nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des § 1312 bewilligt wird, als 
von Anfang an gültig anzuſehen. Die entſprechenden Beſtimmungen des PSt® ($ 33 Abf 1 
Nr 5 u. Abſ 2) find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

2. Scheidung wegen Ehebruchs. Der Ehegatte muß wegen ſeines Ehebruchs von dem 
andern Ehegatten geſchieden worden ſein. Ob der Ehebruch als alleiniger Scheidungs⸗ 
grund oder neben andern Scheidungsgründen feſtgeſtellt worden ift, macht keinen Uuterſchied. 
Scheidung wegen Ehebruchs liegt auch dann vor, wenn im Falle des § 1574 Abſſ 2 beide Ehe · 
gatten — und zwar der eine wegen Ehebruchs — für ſchuldig erklärt worden ſind. Iſt die 
Ehe wegen eines andern Scheidungsgrundes getrennt worden, ſo liegt das Ehehindernis nicht 
vor, ſelbſt wenn erwieſen wäre, daß der Ehegatte einen Ehebruch begangen habe. Ebenſowenig 
liegt das Ehehindernis vor, wenn im Falle des 8 1574 Abſ 3 der Ehegatte, der den Ehebruch 
begangen hat, wegen dieſes Ehebruchs für mitſchuldig erklärt wird. — Wird die Ehe auf 
Grund eines Ehebruchs, der infolge Verzeihung oder Friſtablaufs feine Bedeutung als ſelb⸗ 
ſtändiger Scheidungsgrund aus § 1565 verloren hat, in Verbindung mit andern Verfeh⸗ 
lungen, zu deren Unterſtützung der Ehebruch gemäß § 1573 geltend gemacht wurde, ge⸗ 
ſchieden, fo greift das Eheverbot des § 1321 nicht Platz (RG 5. 6. 16 IV 56/16). Das 
Ehehindernis des § 1312 wird weder durch den Tod noch durch die Wiederverheiratung des 
unſchuldigen Ehegatten beſeitigt. Wird dagegen die wegen Ehebruchs geſchiedene Ehe nach⸗ 
träglich für nichtig erklärt (88 1329, 1343), fo fällt das Ehehindernis weg. Sit wegen des 
Ehebruchs nicht auf Scheidung, ſondern nur auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
(S 1575) erkannt worden, fo iſt nach $ 1586 die Eingehung einer neuen Ehe, ſolange der un⸗ 
ſchuldige Ehegatte lebt, überhaupt ausgeſchloſſen. Die Frage, ob nach dem Tode des unſchuldigen 
Ehegatten das Ehehindernis des § 1312 in Geltung tritt, muß bejaht werden, da mit der Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft die Wirkungen der Scheidung eintreten (§ 1586). Meine 
frühere entgegengeſetzte Anſicht (Cheſcheidungsrecht 37) kann ich nicht aufrechterhalten. Der 
fare darf im Falle der Aufhebung nicht günſtiger als im Falle der Scheidung geſtellt 
werden. 
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3. Nur die Verheiratung mit dem Ehebrecher iſt verboten. Der Verheiratung mit einer 
andern Perſon ſteht 8 1312 nicht im Wege. — Über die Frage, ob das Verſprechen der Zahlung 
einer Geldſumme für den Fall der Verheiratung des Verſprechenden, das dieſer einer wegen 
Ehebruchs mit ihm geſchiedenen Ehefrau erteilt, unter allen Umſtänden als ſittenwidrig nichtig 
iſt, vgl. R Gruch 65, 216. 

4. Feſtſtellung des Ehebruchs als Scheidungsgrund. Der Ehebruch muß als Grund 
der Scheidung im Scheidungsurteile feſtgeſtellt ſein, ſei es in der Urteilsformel, ſei es in den 
Urteilsgründen. Übereinſtimmend RG Warn 1912 Nr 217; 1921 Nr 16. Diele Vorſchrift 
entſpricht den im Rechtsſtreite zu beobachtenden Grundſätzen und bezweckt zugleich, dem 
Standesbeamten die Geſchäftsführung zu erleichtern. In welchem Rechtszuge das Urteil 
ergangen iſt, macht keinen Unterſchied. Es genügt nicht, daß die Verhandlungen oder die 
Beweisaufnahme den Ehebruch ergeben. Ausgeſchloſſen ſind nachträgliche Ermittlungen 
oder Feſtſtellungen durch den Standesbeamten. Iſt die Feſtſtellung im Urteil unterblieben, 
fo kann deſſen Ergänzung nur nach Maßgabe der SI 319—321 350 bewirkt werden. Ein 
Gegenbeweis gegen die Feſtſtellung iſt unzuläſſig. Wegen Namhaftmachung der Perſon, mit 
welcher der Ehebruch begangen lit, vgl. $ 621 3 PO. 

5. Befreiung vgl. A 1 und $ 1322. — Die geſchiedene Ehefrau des Ehebrechers hat, 
unbeſchadet der Rechte aus 8 632 Satz 2 ZPO, kein Widerſpruchsrecht aus § 1312 (NO 
in OLG 33, 335). Dasſelbe muß auch von dem geſchiedenen Ehemanne der Ehebrecherin 
gelten. Vgl. auch $ 1579 A 7. 


§ 1313 
) Eine Frau darf erſt zehn Monate?) nach der Auflöſungs) oder Nichtig⸗ 
keitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe“) eingehen, es ſei denn, daß 
ſie inzwiſchen geboren hat. 
Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung’) bewilligt werden. 
EI 1241 II 1219; M 4 82; P 4 84, 


1. $ 1313 gebietet verheiratet geweſenen Frauen Einhaltung einer Wartezeit. Das 
Gebot wirkt als aufſchiebendes Ehehindernis. Die dem Gebote zuwider geſchloſſene 
neue Ehe iſt gültig. Die Vorſchrift bezweckt, zu verhüten, daß über die Abſtammung ehelicher 
Kinder Ungewißheit entſtehe (vgl. hierzu auch $ 1600). Der entſprechende $ 35 des PStG 
iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Berechnung der Friſt (58 87, 88). 

f 3. Aufgelöſt wird die Ehe durch den Tod des Mannes und die Scheidung. Wird der Mann 
für tot erklärt, ſo iſt der in der Todeserklärung feſtgeſtellte Todestag als Tag der Eheauflöſung 
im Sinne des $ 1818 anzusehen (opl. $ 1809 A 3). 
ſelbe 1 71 Ausnahme iſt auch nicht für den Fall zugelaſſen, daß die neue Ehe unter den. 
Ea enten nach Auflöſung oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe) eingegangen 

* agegen liegt das Ehehindernis nicht vor, wenn die Ehegatten gemäß § 1309 Abs 1 
die Eheſchließung wiederholen wollen. 
5 Befreiung vgl. $ 1822. Der Umſtand, daß ſich die Frau vor Ablauf der Wartezeit 
in andern Umſtänden befindet, gibt zwar in der Regel gegründeten Anlaß, die Befreiung 
20 verſagen: aber ausnahmsweiſe kann doch mit Rückſicht auf die Rechtslage des zu erwar⸗ 
en Kindes und das Wohl der künftigen Eheleute die Befreiung gerechtfertigt ſein, be⸗ 
En ers dann, wenn nachgewieſen werden kaun, daß die Frau nicht von ihrem früheren 

an ſchwanger iſt (KG in JW 1916, 7685). Nechtsicrig iſt die Annahme, daß der 
alsbaldigen Erteilung der Befreiung der $ 1600 entgegenſtehe. Weder dieſer Paragraph 
noch eine andere Vorſchrift verbieten die fofortige Erteilung der Befreiung. Das Amts⸗ 
Ermeſ hat vielmehr in Ausübung des ihm übertragenen Hoheitsrechts nach pflichtmäßigem 
emeſſen unter Würdigung der katſächlichen Verhältniſſe den Befreiungsantrag zu prüfen. 


Ublich iſt es, von der Aut i S 13 1 11 1 9 
langen (RG in HRG n den Nachweis, daß ſie nicht ſchwanger iſt, zu ver 


81314 

) Wer ein eheliches Kinde) hat, das minderjährig iſt oder unter feiner 
Bormundſchaft ſteht, darf eine Ehe exit eingehen, nachdem ihm das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 16693, bes 
zeichneten Verpflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

N Iſt im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein anteilsberechtigter 
Abtömmling minderjährig oder bevormundet, ſo darf der überlebende Ehe⸗ 
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gatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im S 1493 Abſ 2 bezeichneten Ver⸗ 
pflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen“). 

E I 1242 II 1220; M 4 33; P 4 35. 9 


1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Das BGB hat gewiſſe Sicherungsmaßregeln 
vorgeſchrieben, um Kinder vor vermögensrechtlichen Nachteilen zu ſchützen, die ihnen bei 
Wiederverheiratung ihrer Eltern drohen. Ob den in Betracht kommenden Vorſchriften ge⸗ 
nügt iſt, hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen und zu bezeugen. Erſt nach Erteilung dieſes 
Zeugniſſes darf die Ehe eingegangen werden. Die dem $ 1314 zuwider eingegangene Ehe 
iſt zwar gültig, das Ehehindernis alſo nur ein aufſchiebendes, jedoch hat der Zuwider⸗ 
handelnde die Entziehung der Verwaltung des Kindesvermögens (§ 1670) bzw. Entlaſſung 
als Vormund (§ 1886) zu gewärtigen. Die entſprechende Beſtimmung des PStG (8 38 Abf 2) 
iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Dem ehelichen Kinde ſtehen hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (88 1719, 1736), das an Kindes Statt angenommene Kind ($$ 1741, 1757) 
und das als ehelich geltende Kind aus einer nichtigen Ehe (§ 1699) gleich. Dem angenom⸗ 
menen Kinde gegenüber haben ſowohl der Annehmende, ſolange er die elterliche Gewalt hat, 
als auch die leiblichen Eltern den § 1314 zu beobachten (8 1764). 

3. Zeugnis des Vormundſchaftsgerichts. Die Verpflichtungen des Ehegatten, der zu 
einer neuen Ehe ſchreiten will, find in 8 1669 (und in § 1493) erſchöpfend geregelt. Von 
der Erfüllung anderer als dieſer Verpflichtungen darf das Vormundſchaftsgericht das Zeug⸗ 
nis nicht abhängig machen (KG in PoſMSchr 1912, 38 und in OLG 31, 397; M 4, 813). 
Die in $ 1669 getroffenen Vorſchriften ſind auch für die Fälle der 88 1686, 1740, 1761, 
1845 (1897, 1915) für anwendbar erklärt. Zuſtändigkeit SS 35, 36, 43 FGG. Über die 
Erforderniſſe der Erteilung vgl. RG IW 06, 55828. — Die Erfüllung der Verpflichtungen 
aus $ 1669, mithin auch die etwa erforderliche vorherige Auseinanderſetzung mit dem Kinde 
bildet die geſetzliche Vorausſetzung für die Erteilung des Zeugniſſes. Nicht aber ſchließt die 
durch 8 1314 dem Vormundſchaftsgericht zugewieſene Verrichtung begrifflich auch deſſen Mit- 
wirkung bei der als notwendig lich erweiſenden Auseinanderſetzung in ſich. Dieſem Er⸗ 
orderniſſe kann ſchon vorher und anderwärts genügt fein. Daraus ergibt ſich, daß auch die 
Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts für die eine oder die andere Verrichtung geſondert 
zu beurteilen iſt. Für die Erteilung des Wiederverehelichungszeugniſſes iſt 8 43 FGG maß⸗ 
gebend (Bay Obs im Recht 1920 Nr 2418). Iſt forigefehte Güter gemeinſchaft des über⸗ 
lebenden Ehegatten mit den Kindern dadurch ausgeſchloſſen, daß ſich die Ehegatten in einem 
gemeinſchaftlichen Teſtamente gegenſeitig zu Alleinerben eingeſetzt haben (§ 1508 A 3), fo 
ſteht den Kindern nach allgemeinen Grundſätzen (nich nach $ 1511) der Pflichtteilsanſpruch 
zu ‘vgl. § 1511 A 9). Gehört dieſer Anſpruch zu dem Vermögen, zu deſſen Aufzeichnung 
gemäß 8 1640 der Vater nach dem Tode der Mutter verpflichtet iſt, ſo liegen dem Vater nach 
8 1669 gegenüber ſeinen minderjährigen Kindern die im § 1640 aufgeſtellten Verpflichtungen 
ob, obgleich die Kinder, da die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten iſt, aus 8 1498 
Abſ 2 Anſprüche nicht herleiten können, alſo die Vorausſetzungen des § 1314 Abſ 2 nicht vor⸗ 
liegen. Das Vormundſchaftsgericht kann demnach die Erteilung des im § 1314 Abſ 1 vor⸗ 
geſehenen Zeugniſſes von dem Nachweiſe der Erfüllung der im 8 1669 bezeichneten Verpflich⸗ 
tungen abhängig machen. Wegen des Pflichtteilsanſpruchs des minderjährigen Kindes 
hat der Vater ein Vermögensverzeichnis einzureichen, das nach RG 80, 66 den Reinbeſtand 
des 2 und den dem Kinde hieran gebührenden Anteil anzugeben hat (KG in OLG 
40, 78). 

4. Übergangszeit. § 1314 gilt auch für die am 1. Januar 1900 bereits beſtehenden Ehen. 


8 1315 


1) Militärperſonen?) und ſolche Landesbeamte“), für die nach den Landes⸗ 
geſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaubnis erforderlich iſt, 
dürfen nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. 

Ausländer“), für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe 
eine Erlaubnis oder ein Zeugnis erforderlich iſt, dürfen nicht ohne dieſe Er⸗ 
laubnis oder ohne dieſes Zeugnis eine Ehe eingehen. 

EI 1243 II 1221; M 4 33; P 4 35 ff.; 6 268. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. § 1315 ſtellt ein aufſchiebendes Ehehindernis auf. 


Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, den Zuwiderhandelnden drohen 
jedoch die in den Reichs⸗ und Landesgeſetzen etwa vorgeſehenen Strafen oder ſonſtigen Nach⸗ 
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teile (vgl. namentlich MStGGB v. 20. 6. 72 8 150 Abſ 1). Die entſprechende Beſtimmung des 
PStch (§ 38 Abſ 1) iſt durch Art 46 I EG aufgehoben worden. Die Nichtbeachtung der in 
den Landesgeſetzen enthaltenen Vorſchriften über die Notwendigkeit einer bes onderen Erlaubnis 
bildet ein Ehehindernis auch in den Fällen, in denen das Landesrecht bisher die Nichtbeachtung 
nur als einen diſziplinariſchen Verſtoß anſah (RGSt 41, 227). 

2. Militärperſonen vgl. RMil v. 2. 5. 74 88 40, 60 Nr 4, 61. Unter Militärperſonen 
ſind die Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen, welche dem deutſchen Heere angehören. 
Dazu gehören auch die vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten (RGSt 41, 227). In 
der Deutſchen Republik iſt die allgemeine Wehrpflicht abgeſchafft. Vgl. Wehrgeſetz v. 23. 3. 21 
$ 1. Durch dieſes Geſetz (8 48) ift das RMild v. 2. 5. 74 außer Kraft geſetzt. Nach § 43 
des Wehrgeſetzes gelten im Sinne der bisherigen geſetzlichen Vorſchriften die Soldaten als 
Perſonen des Soldatenſtandes, und nach $ 1 des Wehrgeſetzes gehören zu den Soldaten die 
Offiziere aller Gattungen, die Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften. Vgl. auch 
Heck, Neues Soldatenrecht in JW 1921, 662 zu VIa. 

3. Die Frage, ob jemand die Eigenſchaft als Landesbeamter beſitzt, ift nach dem Landes⸗ 
rechte des Staates, dem der Beamte angehört, zu beantworten. 

4. Ausländer ſind alle nicht einem der Länder des Deutſchen Reichs angehörende Per⸗ 
ſonen (Art 110 der RB v. 11. 8. 19 und Art 3 der RV v. 16. 4. zb 


§ 1316 


) Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot?) vorhergehen. Das Aufgebot 
verliert ſeine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach der Voll⸗ 
ziehung des Aufgebot3®) geſchloſſen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkran⸗ 
fung?) eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht geſtattet. 

Bon dem Aufgebote kann Befreiungs) bewilligt werdend). 

E II 1225; M 4 8; P 4 as; 5 133. 


1. Aufgebot. Das im $ 1316 angeordnete Aufgebot bezweckt die Ermittlung etwaiger 
Ehehinderniſſe. Solche ſind zu berückſichtigen, auch wenn ſie nach Ablauf der zweiwöchigen 
Aufgebotsfriſt (5 46 Abi 3, § 47 Abſ 1 PStG) eintreten oder bekannt werden. Die Vorſchrift 
(Sollvorſchrift) des $ 1816 begründet kein Ehehindernis, gehört vielmehr zu den bei dem Ehe⸗ 


ſchließungsverfahren zu beobachtenden Förmlichkeiten. Die ohne Aufgebot geſchloſſene Ehe 
iſt gültig, der Standesbeamte ift jedoch nach $ 69 PES ftraffällig. — Eine Witwe iſt ver- 
pflichtet, dem Standesbeamten bei Beantragung des Aufgebots den Familiennamen ihres 
verſtorbenen Mannes als den ihr zukommenden Familiennamen anzugeben (RGSt 60, 230). 
Wegen begründeten Verdachts, daß der Verlobte noch in gültiger Ehe lebe, kann das Auf- 
gebot abgelehnt werden (KG in OLG 42,85). Das Aufgebot einer katholiſchen Oſterreicherin, 
die in Oſterreich von ihrem noch lebenden katholiſchen Manne rechtskräftig von Tiſch und 
Bett geſchieden worden war und in Deutſchland zu einer weiteren Ehe ſchreiten wollte, wurde 
abgelehnt (Bay Obs in OLG, 42, 86). Vgl. auch Vorbem 2 vor 8 1303 ſowie § 1323 A 2 
ums 51326 A 6. Das Aufgebot einer ruſſiſchen Jüdin, die von ihrem Manne, einem ruſ⸗ 
ſiſchen Juden, 1919 vor dem Rabbinate München durch Erteilung des Scheidebriefs ge- 
ſchieden worden iſt, zur Eingehung einer weiteren Ehe in Deutſchland war abzulehnen, weil 
die Scheidung durch ein deutſches Rabbinat als in Deutſchland wirkſam nicht anzuerkennen 
iſt (Bay Obe in OLG 42, 87). Vgl. auch § 1564 A 3. 

11, Das Aufgebotsverfahren iſt in den 88 45-49 PEIG und in Art 46 I 88 44, 50 EG 
nühes geregelt. Nach $ 44 ebenda iſt für die Anordnung des Aufgebots jeder Standesbeamte 
1 1 ‚ vor dem nach § 1320 die Ehe geſchloſſen werden darf. Durch Gel v. 11. 6. 20 
17 Em 4 Pte folgender Abf 5 angefügt: „Der Standesbeamte ſoll den Verlobten und 
t a ni Der en Einwilligung nach dem Geſetz erforderlich iſt, vor Anordnung des Aufgebots 
17 hei aushändigen, in welchem auf die Wichtigkeit einer ärztlichen Beratung vor 

80 dhe ‚eBung bingewiefen wird. Den Wortlaut des Merkblatts beſtimmt das Reichs⸗ 
lich het somt. „ Vgl. hierzu Kreß „Geſchlechtsanſteckung bei der Heirat und Schadenserſatz⸗ 
pflicht“ in Lg 1981, 296, wo auch das vom Reichsgeſundheitsamte verfaßte Merkblatt ſeinem 
1 1 Teil wiedergegeben iſt. 

. Sollzogen iſt das Aufgebot, wenn die zweiwöchige Aufgebotsfriſt für ſämtliche Be ⸗ 
51 1. 408 f 858 * 47 ech) abgelaufen iſt. Wegen Berechnung der Friſten vgl. 88 187 
4. Die lebensgefährliche Erkrankun ärztlich beſcheinigt ſei II 850 EG). 

5. Val. $ 1322 Uf 2 9 muß ärztlich beſcheinigt fein (Art 46 II 8 ) 
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6. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
EheſchlAbk (Vorbem 2 vor $ 1303) enthält in Art 5 Abſ 3 eine das Aufgebot betreffende 
Beſtimmung. Danach müſſen die Vertragsſtaaten die Vorſchriften des Geſetzes des Heimat⸗ 
ſtaats über das Aufgebot zwar befolgen; doch kann das Unterlaſſen dieſes Aufgebots die 
Nichtigkeit der Ehe nur in dem Lande zur Folge haben, deſſen Geſetz übertreten worden 
iſt. — Das Aufgebot gehört mit zur Form der Eheſchließung (RG 88, 191). Ebenſo 
OLG 35, 343. Vgl. Vorbem 1 vor $ 1303. 


8 1317 


1) Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten?) vor einem?) 
Standesbeamten perjünlich?) und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären“), 
die Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit jein®). 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung abgegeben werden“)s). a 

E I 1248 II 1226; M 4 39 ff.; P 4 37 ff. 


1. Eheſchließung. Wer eine Ehe eingehen will, iſt gezwungen, die Eheſchließung vor 
einem Standesbeamten vorzunehmen. Das BOB hat im § 1317 den Grundſatz der Zwangs⸗ 
zivilehe (obligatoriſche Zivilehe) von neuem (§ 41 PStG) zur Anerkennung gebracht (vgl. 
Art 46 II 8 41 EG). Die SS 1317, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließungs⸗ 
handlung ſelbſt. Die Formvorſchriften des § 1317 ſind ſo weſentlich, daß, wenn auch nur 
gegen eine derſelben verſtoßen wird, eine Ehe überhaupt nicht zum Abſchluſſe gelangt. Das 
eingegangene Verhältnis iſt keine Ehe und hat im Rechtsleben keine Bedeutung. Zur Auf⸗ 
deckung dieſer rechtlichen Bedeutungsloſigkeit bedarf es nicht einer förmlichen Nichtigkeits. 
erklärung. Ausnahmsweiſe kann jedoch das Verhältnis eine Ehe werden, wenn die im 
§ 1324 Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen. Wegen Wiederholung der Eheſchließung 
vgl. § 1300 A 2, 5. — Durch einen prozeßgerichtlichen Vergleich wird die Form der Eheſchließung 
nicht gewahrt (NS 48, 191). Der § 67 PStO iſt ein allgemeines Staatsgeſetz im Sinne des 
Art 135 RVerf 1919 (RGSt 57, 141; Beſtrafung eines Pfarrers, der eine kirchliche Trauung 
vorgenommen hatte, obwohl er wußte, daß eine Eheſchließung vor dem Standesbeamten 
nicht vorangegangen war). Der $ 67 PStG iſt durch das Gef über den Perſonenſtand 
v. 11. 6. 20 nicht geändert worden. 

2. Ein Verlöbnis wird der Eheſchließung meiſt vorangehen, gehört aber nicht zur Gültigkeit 
der Eheſchließung. Auch unter Nichtverlobten kann z. B. im Falle der Perſonenverwechſlung 
10 1333) und im Falle der Drohung (§ 1335) eine freilich anfechtbare Ehe formgerecht zuſtande 

ommen. 

3. Vor einem Standesbeamten. Das Geſetz vermeidet abſichtlich die Ausdrucksweiſe: 
vor dem Standesbeamten (vgl. hierüber $$ 1319, 1320). Nach dem Geſ v. 11. 6. 20 können 
zu Standesbeamten oder ihren Stellvertretern auch weibliche Perſonen beſtellt werden. 

4. Stellvertretung iſt grundſatzlich ausgeſchloſſen. Ausnahme Art 57 EG. 

5. Die Erklärung iſt an keine Form gebunden und kann auch ſtillſchweigend abgegeben 
werden. Taube, Stumme, Taubſtumme, Blinde lönnen, ſoweit eine Verſtändigung zwiſchen 
ihnen und dem Standesbeamten möglich iſt, den Eheſchließungswillen erklären. Erforder⸗ 
lichenfalls iſt ein Dolmetſcher zuzuziehen (BRBek v. 25. 3. 99). Die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers iſt auch dann erforderlich, wenn einer der Erſchienenen der deutſchen Sprache nicht 
mächtig iſt, jedoch bedarf es der Zuziehung des Dolmetſchers nicht, wenn der Standesbeamte 
der Sprache mächtig ift, in der ſich der Erſchienene ausdrücken kann. — Die bloße Erklärung 
ſoll zum Zuſtandekommen des Rechtserfolges ausreichen, ohne daß es dazu noch ihrer Be⸗ 
urkundung bedarf (RG 99, 69). Mangel der Ernſtlichkeit des Willens zur Eingehung 
einer wahren Eheldie Brautleute hatten vereinbart, ihre Ehe ſoll lediglich zur Legitimation 
ihres gemeinſamen Kindes dienen, im übrigen nur Formſache ſein und alsbald wieder ge⸗ 
ſchieden werden), hindert das Zuſtandekommen einer gültigen Ehe mit allen gegenſeitigen 
Rechten und Pflichten der Eheleute nicht (RG Recht 1920 Nr 3396). 

6. Die Gegenwart des Standesbeamten genügt nicht, vielmehr muß ſeine Bereit⸗ 
willigteit, die Erklärungen der Verlobten entgegenzunehmen, hinzukommen. 

7. Dem Weſen der Ehe entſpricht es, dieſe bedingungslos und ſofort mit der Vollziehung 
der Eheſchließungshandlung zur Entſtehung zu bringen. 

8. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Nach Art 13 
Abſ 3 EG beftimmt ſich die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. Nach Art 6 Abf 1 des HaagEheſchlAbk (Vorbem 2 
vor $ 1303) iſt die Ehe in Auſehung der Form überall als gültig anzuſehen, wenn 
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fie vor einem diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter gemäß feiner Geſetz⸗ 
gebung geſchloſſen wird, vorausgeſetzt, daß keiner der Verlobten dem Staate, wo die 
Ehe geſchloſſen wird, angehört und dieſer Staat der Eheſchließung nicht widerſpricht. 
Ein folder Widerspruch kann jedoch nicht erhoben werden, wenn es ſich um eine Ehe 
handelt, die mit Rückſicht auf eine vormalige Ehe oder ein Hindernis religiöſer Natur 
gegen ſeine Geſetze verſtoßen würde. Der Vorbehalt des Art 5 Abſ 2 (Vorbem 2 vor $ 1303) 
findet auf die diplomatiſchen oder konſulariſchen Eheſchließungen Anwendung. Danach 
braucht der Staat, der kirchliche Trauung vorſchreibt, die von ſeinen Angehörigen ohne lirch⸗ 
liche Trauung geſchloſſene Ehe nicht anzuerkennen. — Über die Eheſchließung der in der 
Schweiz untergebrachten deutſchen Kriegs- und Zivilgefangenen während ihres Aufent- 
halts in der Schweiz vgl. Nite in Gruch 63, 1. Über Eheſchließung und Eheſcheidung ruſſi⸗ 
ſcher Staatsangehöriger in Deutſchland vgl. Klibanski in ZW 1920 S. 606, 607. Eine in 
Deutſchland vor dem Standesbeamten (ohne Hinzutritt religiöſer Trauung durch den Rabbiner) 
geſchloſſene Ehe eines moſaiſchen Türken mit einer moſaiſchen Deutſchen ift nach der für das 
Reichsgericht maßgebenden Auslegung türkiſchen Rechtes durch das Kammergericht ungültig. 
Eine ſolche Eheſchließung hat nicht zur Folge, daß die Frau die türkiſche Staatsangehörigkeit 
erwirbt. Der deutſch türkiſche Rechtsſchutzvertrag v. 11. 1. 17 ift durch Art 290 des Verſailler 
Friedensvertrags v. 28. 6. 19 aufgehoben (RG Warn 1921 Nr 35). Vgl. 8 1564 A 7. 


8 1318 


) Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage?) richten, ob 
ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die 
Frage bejaht?) haben, ausſprechen“), daß ſie kraft dieſess) Geſetzes nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zeugen‘) ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluſtig ertlärt ſind'), während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Per⸗ 
ſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit⸗ 


Bart verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen zugezogen 
verden. 


5 Der F ſoll die Eheſchließung in das Heiratsregiſters) ein⸗ 
tragen“). 


E 1249 II 1227; M 4 30 fl.; P 4 49 ff. 


% Die SS 1817, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchlleßungshandlung ſelbſt. 
Die Formvorſchriften des § 1317 15 Ae 1 daſ.), die des $ 1318 als ſog. Sollvor⸗ 
ſchriften dagegen nicht. Die unter Vernachlaſſigung der Vorſchriften des $ 1318 geſchloſſene 
She ift gültig, nur macht ſich der Standesbeamte unter Uniſtänden ſtrafbar (8 69 PStG; 
Art 46 IV Ec). — Nach der jetzigen Geſetzeslage beſchränkt ſich die Tätigkeit des Standes⸗ 
beamten bei Vollziehung der Eheſchließung darauf, die Erklärungen der Verlobten entgegen⸗ 
zunehmen, und ihn trifft die Strafe aus $ 69 PSt®, ſoweit er in dieſer Weile unter Verlegung 
der Hierfür maßgebenden Vorſchriften mitwirkt, mögen fie ſeine Zuſtändigkeit, die von ihm 
zu prüfenden Cheerforderniſſe oder die Art des zu beobachtenden Verfahrens betreffen. Unter 
die Straſe fällt nicht nur die Nichtbeachtung von Ehehinderniſſen (auſſchiebenden wie trennen. 
Weide auch en amachläfftgung der für den Beſtand der Ehe weſentlichen 8 nicht 

chen Formvorſchriften, z. B. di idri i inderjähriger Zeugen 
(REIS: 43 > 15 ſchrif z. B. die verbotswidrige Zuziehung minderjährig 9 


2. Die Befragung eines Tauben ift ſchriftlich zu bewirken. 

5. —— die Bejahung gilt das in A 5 zu 8 1317 Geſagte. 

4. Der Ausſpruch des Standesbeamten hat nur die Bedeutung einer Feſtſtellung. Die 
Ehe iſt ſchon vor dem Ausſpruche durch die beiderſeitige Bejahung (§ 1317) geſchloſſen, und 
keiner der Verlobten kann von dieſem Zeitpunkt an wieder zurücktreten. — 

5. Gemeint iſt das im BEB gegebene Geſetz, insbefondere der $ 1317. Wie dies der 
Standesbeamte zum Ausdrucke bringt (kraft Geſetzes, kraft des Geſetzes oder gar mit der un⸗ 
glücklichen Wendung: kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt gleichgültig. b 

6 Als Zeugen können auch Perſonen weiblichen Geſchlechts zugezogen werden. Die 
flengen müſſen natürlich Perſonen fein, denen die Fähigkeit zur Wahrnehmung nicht mangelt. 

ungeeignete Zeugen find Taube, Blinde, Geiſteskranke. 

7. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 88 32ff. StGB. 
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8. In das Heiratsregiſter iſt das in den SS 13 Abſ 2, 54 PSt& Vorgeſchriebene ein⸗ 
zutragen. — Über die Frage, ob Beiname zum Familiennamen oder Doppelname vor⸗ 
liegt, vgl. K in OLG 38, 252. 

9. Wegen der Eheſchließung Deutſcher im Auslande vgl. Geſ v. 4. 5. 70, Art 40 II EG 
und Gef v. 11. 6. 20 Art 2. 


8 1319 


Als Standesbeamter im Sinne des S 1317 gilt auch derjenige, welcher, 
ohne Standesbeamter zu ſein, das Amt eines Standesbeamten öffentlich 
ausübt!), es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel der amtlichen Be⸗ 
fugnis bei der Eheſchließung kennen?). 

E I 1245 Abſ 2 II 1222 Abſ 2; M 4 36 ff.; P 4 38, 43 ff., 56. 

1. Ob der Nicht⸗Standesbeamte das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt, 
iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen. Die Anwendung des $ 1319 wird 
in Frage kommen, wenn 3. B. ein Wechſel in der Perſon des Standesbeamten eintritt und 
der Amtsvorgänger nicht mehr, der Amtsnachfolger noch nicht Standesbeamter iſt, oder wenn 
ein Standesbeamter außerhalb ſeines Bezirks ohne die nach § 3 Ab] 2 PStc erforderliche 
Ermächtigung das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt. Der Standesbeamte kann 
nicht bei ſeiner eigenen Eheſchließung als Standesbeamter mitwirken, wohl aber bei der ſeiner 
Kinder oder anderer Verwandten. 

2. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen ($ 122) hier nicht gleich. Kannte nur ein Ver⸗ 
lobter den Mangel, ſo iſt die Ehe gültig. 


8 1320 


1) Die Ehe ſoll vor dem zujtändigen?) Standesbeamten geſchloſſen werden. 

Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk?) einer der Verlobten 
ſeinen Wohnſitz⸗) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalts) hat. 

Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland und iſt auch nur einer von ihnen ein Dentjcher®), jo 
wird der zuſtändige Standesbeamte von der oberſten Aufſichts behörde 
des Bundesſtaats, dem der Deutſche angehört“), und, wenn dieſer keinem 
Bundesſtaat angehört, von dem Reichskanzler beſtimmt. 

Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die 
Wahls). 

E I 1246 II 1223; M 4 38; P 4 47; 5 132; 6 285. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift des § 1820 Abſ 1 hat als ſog. Sollvorſchrift 
keine weſentliche Bedeutung für die Gültigkeit der Ehe. Die vor einem unzuſtändigen 
Standesbeamten geſchloſſene Ehe iſt gültig, ſelbſt wenn beide Verlobte die Unzuſtändigkeit 
kennen (anders $ 1319), nur macht ſich der Standesbeamte unter Umſtänden ſtrafbar (§ 60 
PESG). Der Fall, daß ein Standesbeamter ohne Ermächtigung außerhalb ſeines Amtsbezirks 
handelt, gehört nicht unter $ 1320, ſondern unter $ 1319 (vgl. dal. A 1). 

2, Die Beſtimmungen des PStG über die Zuſtändigkeit des Standesbeamten (8 42) 
find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

3. Die Bildung der Bezirke und die Beſtellung des Standesbeamten und feines Stell 
Be für einen beſtimmten Bezirk ift Aufgabe der höheren Verwaltungsbehörde (88 3—6 

4. Wohnſitz 88 7ff. — Der Standesbeamte, in deſſen Bezirke nur einer der Verlobten 
wohnt, braucht, wenn für dieſen das Aufgebot von dem andern Standesbeamten angeordnet 
und die vorgeſchriebene Beſcheinigung, daß Ehehinderniſſe nicht zu ſeiner Kenntnis gelangt 
ſeien, erteilt wurde, nicht nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Erforderniſſe auch bezüglich des 
andern Verlobten erfüllt ſind. Es iſt Pflicht des das Aufgebot anordnenden Standesbeamten, 
ſich die Überzeugung von der Richtigkeit der nachzuweiſenden Vorausſetzungen unter Be⸗ 
nutzung der ihm durch das Geſetz gebotenen Mittel zu verſchaffen (RGSt 35, 265). 

5. Ein Verlobter hat den gewöhnlichen Aufenthalt da, wo er, ohne ſich daſelbſt ſtändig 
niederzulaſſen, dauernd und nicht bloß vorübergehend weilt. Ob dieſe Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, entſcheidet der Standesbeamte nach freiem Ermeſſen. 
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6. Art 41 EG. Iſt keiner der Verlobten ein Deutſcher, ſo iſt die Zuſtändigkeit eines deutſchen 
Standesbeamten nicht begründet. 

7. Staatsangehörigkeit Art 41 EG und StAngc v. 22. 7. 1913. Gehört der Deutſche 
mehreren Bundesſtaaten an, fo iſt die oberſte Aufſichtsbehörde jedes der mehreren Bundes 
ſtaaten zur Beſtimmung des zuſtändigen Standesbeamten befugt. Lehnt die Aufſichtsbehörde 
des einen Bundesſtaats die Beſtimmung ab, ſo hindert dies nicht die Aufſichtsbehörde des 
andern Bundesſtaats, die Beſtimmung zu treffen. Anderſeits kann die Beſtimmung ab⸗ 
gelehnt werden, wenn ſie bereits durch einen andern Bundesſtaat erfolgt iſt (vgl. 8 1822 A 2). 

8. Lehnt der Standesbeamte wegen Unzuſtändigkeit ſeine Mitwirkung bei der Eheſchließung 
ab, fo ſteht den Verlobten frei, die Entſcheidung des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk der Standes: 
u 8 a hat, einzuholen (§ 11 Abſ 3 PStG; 88 69, 186 FGG; Beſchwerde 

§ 19ff. 5 B 
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) Auf Grund einer ſchriftlichen?) Ermächtigung?) des zuſtändigen Standes⸗ 
beamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eines anderen Be⸗ 
zirkes geſchloſſen werden“). 

E 1 1247 II 1224; M 4 38; P 4 48. 


1. $ 1821 gewährt den Verlobten die Möglichkeit, die Ehe vor einem andern als dem 
zuſtändigen Standesbeamten zu ſchließen. Ein hierbei vorkommender Verſtoß, z. B. wenn 
der die Ermächtigung erteilende Standesbeamte nicht der zuſtändige iſt, oder die Ermächtigung 
der ſchriftlichen Form ermangelt, hat auf die Gültigkeit der Ehe keinen Einfluß. Weſentlich 
aber iſt, daß der ermächtigte Standesbeamte innerhalb ſeines Bezirks in Tätigkeit tritt 
(vgl. $ 1319 A 1). Die entſprechende Beſtimmung des PStG (§ 43) iſt durch Art 46 J EG 
aufgehoben worden. 

2. Schriftform 8 126. 

3. Der ermächtigte Standesbeamte hat nicht die Befugnis, einen andern Standesbeamten 
zu ermächtigen. 

4. Die Ehe kann vor dem zuſtändigen oder vor dem ermächtigten Standesbeamten ge⸗ 
ſchloſſen werden. Der ermächtigte Standesbeamte hat, wie der zuſtändige Standesbeamte, 
ur Vermeidung von Strafe Ehehinderniſſe zu berückſichtigen (§S 69 PStG u. Art 46 IV CG). 
ie Ermittlung und Feſtſtellung etwaiger Ehehinderniſſe liegt aber nur demjenigen Standes 
beamten ob, der das Aufgebot anordnet (RGSt 4, 255; 35, 266). Wegen der über Aufgebot 
und Nichtvorhandenſein von Ehehinderniſſen auszuſtellenden Beſcheinigung vgl. $ 49 PStG. 


8 1322 


Die Bewilligung einer nach den SS 1303, 1313 zuläſſigen Befreiung!) 
ſtehe dem Bundesſtaate zu, dem die Frau, die Bewilligung einer nach 8 1312 
zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der geſchiedene Ehe⸗ 
gatte angehörte). Für Deutſches), die keinem Bundesſtaat angehören, ſteht 
die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nach $ 1316 zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundes⸗ 
ſtaate zu, in deſſen Gebiete die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu beſtimmen. 

E 1 1244 II 1228; M 4 34 ff.; 4 37, 48. 

* Die nach § 1322 zuläſſigen Befreiungen können von den Landesregierungen na 

ach en Bee: bewilligt werden Rechtsmittel ſind gegen ablehnende dee e 

Ar ie Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (88 40, 50 Abſ 1) find durch 
. aufgehoben worden. — Die Bemühungen eines Rechtsanwalts, die Be- 


freiung von Ehehinderniſſen zu erwirken, find ni i 
iner en 5 0 t als V tandekommens 
einer Ehe im Sinne des 8 656 anzusehen 66 Er 06, 780 ung des Wußten 
mebrezen Langehorigreit Art 41 CO und Stng® v. 22. 7. 1918. Gehört der Verlobte 
den andere Bunte 1 ns 1 e ſelbſtändig und e von 
i 8 70 en die Bewilli u. Es genügt, w die Landesregierun 
eines derſelben die Befreiung bewilligt (gl. 8 1320 A . ee 5 5 


3 Für Nichtdeutſche find Befreiungen nicht vorgeſehen (vgl. $ 1320 A 6). 
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Dritter Titel 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe 


8 1323 


Eine Ehe iſt nur!) in den Fällen der SS 1324 bis 1328 nichtig). 
E I 1250 II 1229; M 4 47, 55; P 4 56. 


1. Die 88 1324 — 1328 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe nichtig fein 
kann. Andere Nichtigkeitsgründe gibt es nicht. Zu beachten iſt jedoch, daß eine Ehe auch 
dann für nichtig erklärt werden kann, wenn einer der Anfechtungsgründe vorliegt ($ 1843 
Abf 1). Die Nichtigkeitsgründe beruhen auf Rückſichten, die über dem Parteiwillen ſtehen, 
die Aufechtungsgründe auf Rückſichten, die dem perſönlichen Empfinden der Parteien Rechnung 
tragen. Nichligkeit tritt ein, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe mit dem Weſen der Ehe 
und der öffentlichen Ordnung nicht vereinbar ſein würde, Anfechtbarkeit, wenn es ſich um 
einen Mangel handelt, bei welchem weſentlich das perſönliche Empfinden des verletzten Ehe⸗ 
gatten eutſcheiden muß, ob die Ehe beſtehen bleiben ſoll oder nicht ($ 1330 A 1). 


2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungsrechte. Die Vorſchriften 
des CG, durch die der deutſche Richter zur Anwendung des fremden Rechts berufen wird (Artt 7, 
13, 15, 17, 21, 25), verweiſen ihn nicht nur auf die Sachvorſchriften (das fog. materielle Recht), 
ſondern auch auf die den gegenſeitigen Verkehr der Staaten regelnden Vorſchriften (die ſog. 
Kolliſionsvorſchriften). Der deutſche Richter hat das fremde Recht, wenn überhaupt, im 
vollen Umfange anzuwenden. So wurde mit Recht die Nichtigkeitsklage eines katholiſchen 
Eſterreichers, der im Jahre 1908 in Deutſchland eine proteſtantiſche, geſchiedene Deutſche 
geheiratet hatte, abgewieſen, obwohl der geſchiedene Ehemann ſeiner Frau noch lebte und 
die Ehe nach öſterreichiſchem Hofdekrete v. 17. 7. 1835 verboten war. Ku die Abweiſung 
war jedoch der (vielleicht als Kolliſiousvorſchrift anzuſehende) $4 des öſterreichiſchen Allgemeinen 
BGB entſcheidend, wonach die öſterreichiſchen Geſetze unanwendbar find, wenn, wie hier, 
der Mann nicht die Abſicht hatte, mit der Cheſchließungshandlung rechtliche Folgen auch in 
Oſterreich hervorzuruſen (RG 78, 234). Vgl. auch BayObLG in OL 36, 222 und in 
JW 1918, 375 ſowie $ 1326 A 6, 81316 A 1, 8 1353 A 1, 8 1564 A 7, § 1575 A 1 u. 3 
und Vorbem 2 vor § 1303. — Art 27 EG hat nicht die Bedeutung, daß der deutſche 
Richter nur in den dort beſonders hervorgehobenen Fällen zur Anwendung der fremden 
Kolliſionsvorſchriften ermächtigt ſein ſoll. Der Art 27 enthält vielmehr nur eine Bekräftigung 
der Regel, daß das fremde Recht, wenn überhaupt, dann grundſätzlich in feiner Geſamtheit 
anzuwenden iſt (ebenda). In Anwendung des Art 13 Ech wurde die Che eines Oſterreichers, 
die er 1908 in England mit einer Deutſchen geſchloſſen hatte, für nichtig erklärt, weil ſeine erſte 
Ehefrau noch lebte und ihm von einem öſterreichiſchen Gerichte nur Trennung von Tiſch und 
Bett bewilligt worden war, die erſte Ehe alſo noch zu Recht beſtand. — Die nach dem Inkraft, 
treten des BGB in Deutſchland geſchloſſene Che eines Italieners mit einer Deutſchen iſt 
nicht deshalb nichtig, weil die frühere Ehe des Italieners vor dem Inkrafttreten des BGB in 
Deutſchland rechtskräftig geſchieden worden war und die geſchiedene Ehefrau zur Zeit der 
Wiederverheiratung ihres Mannes noch lebte. Das damals zuläſſige deutſche Scheidungsurteil 
löfte die Ehe dem Bande nach und jeder geſchiedene Ehegatte erlangte dadurch die Befugnis 
zur Wiederverheiratung, obwohl nach itafienijchem Rechte die Scheidung der erſten Ehe un⸗ 
zuläſſig und die erſte Ehe noch als beſtehend anzuſehen war (RG JW 1912, 64210). Italiener 
können gemäß Art 1 des Haager Abkommens ($ 1564 A 7) in Deutſchland nicht geſchieden 
werden, da ihrem Rechte die Cheſcheidung fremd iſt (OLG 36, 222 A 1). Die Trennung 
von Tiſch und Bett iſt vom deutſchen Geſetzgeber als eine Form der Trennung der Ehe vom 
Bande nicht zugelaſſen worden, und es kann auch nichts aus Art 30 CO dafür hergeleitet 
werden, einer im Auslande vorgenommenen bloßen Trennung von Tiſch und Bett für 
Deutſchland die Wirkung einer Trennung vom Bande beizulegen (RG Warn 1912 Nr 434). 


8 1324 


Eine Ehe iſt nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im § 1317 vor⸗ 
geſchriebene Form nicht beobachtet worden iſt!). 

Iſt die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden?) und haben die 
Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer von ihnen 
vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre, als 
Ehegatten miteinander gelebte), jo iſt die Ehe als von Anfang an gültig 
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anzuſehen“). Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn bei dem Ab⸗ 
laufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die 
Nichtigkeitsklages) erhoben iſte). 

E I 1250 Nr 1 II 1230; M 4 48; P 4 53 ff., 62 ff. 


1. Die Nichtigkeit der Ehe wegen Außerachtlaſſung der im § 1317 vorgeſchriebenen Form 
iſt eine ſo vollkommene, daß es zur Geltendmachung der Nichtigkeit nicht einmal der für die 
Nichtigkeitsfälle der 88 1325—1328 vorgeſchriebenen Nichtigkeitsklage (§ 1329) bedarf. „Man 
kann daher im Falle des $ 1824 Abſ 1 von einer vollkommenen Nichtigkeit und in den Fällen 
der $$ 1325—1328 von einer unvollkommenen Nichtigkeit ſprechen (vgl. auch 8 1817 A 1). 
Den Fällen der unvollkommenen Nichtigkeit ſteht der Fall gleich, wenn eine formell nichtige 
Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden iſt (§8s 1324 Abſ 2, 1329). Ehegatten, die in 
einer vollkommen nichtigen Ehe leben, können jederzeit eine formgültige Cheſchließung 
vornehmen; eine Wiederholung der Eheſchließung liegt darin nicht (§ 1809 A 2). Rück⸗ 
wirkende Kraft wohnt der neuen Handlung nicht bei. 

2. Die Eintragung in das Heiratsregiſter iſt zwar für das Zuſtandekommen der Ehe 
nur ein unweſeuntlicher Formbeſtandteil, gewinnt jedoch vermöge der Sondervorſchrift des 
$ 1324 Abſ 2 hohe Bedeutung. Die formell nichtige, aber in das Heiratsregiſter eingetragene 
Ehe A wie eine Ehe behandelt, die aus einem andern Grunde als wegen Formmangels 
nichtig iſt. 

3. Ob die Ehegatten miteinander als Ehegatten gelebt haben, hat der Richter nach 
freiem Ermeſſen zu beurteilen. Ein ununterbrochenes tatſächliches Zuſammenleben wird 
nicht gefordert. In demſelben Sinne if im Art 198 Abſ 2 EG von einem Zuſammenleben 
der Ehegatten die Rede (RG JW 00, 725). 

4. Dies iſt der einzige Ausnahmefall, in dem die vollkommene Nichtigkeit einer Ehe nach⸗ 
träglich geheilt werden kann, und zwar mit rückwirkender Kraft. f { i 
. 6. Nämlich die Nichtigkeitsklage wegen Formmangels der Eheſchließung. Führt die 
Klage nicht zu einem die Nichtigkeit der Che ausſprechenden Urteile, jo iſt die Ehe trotz Klage⸗ 
erhebung als von Anfang an gültig anzuſehen. 

6. Verhältnis des dentſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag ⸗ 
Chejcl Abt (Porbem 2 vor § 1803) enthält in Artt 5—7 Vorſchrifſten über die Form 
der Eheſchließung. Nach Art 5 Abſ 1 iſt die Ehe in Anſehung der Form überall 
als gültig anzuerkennen, wenn die Eheſchließung dem Geſetze des Landes, in welchem 
ſie erfolgt iſt, entſpricht. Doch brauchen nach Art 5 Abs 2 die Länder, deren Geſetzgebung 
eine religiöfe Trauung vorſchreibt, die von ihren Angehörigen unter Nichtbeachtung 
dieſer Vorſchrift im Ausland eingegangenen Ehen nicht als güllig anzuerkennen. Dieſer 
Vorbehalt findet nach Art 6 Abſ 2 auch auf die diplomatiſchen und konſulariſchen Eheſchließungen 
Anwendung. Nach Art 7 kann eine Ehe, die in dem Lande, in welchem fie geſchloſſen wurde, 
in Anſehung der Form nichtig iſt, gleichwohl in den andern Ländern als gültig anerkannt 
werden, wenn die durch das Geſetz des Heimatſtaats eines jeden der Verlobten vorgeſchriebene 
Form beobachtet worden ift. Der im Art 5 Abs 1 ausgeſprochene Grundſatz ſteht im Ein ⸗ 
klange mit der Vorſchrift des Art 11 Abs 1 Satz 2 CG, wonach für die Form eines Rechts 
geſchäfts die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das Rechtsgeſchäft vorgenommen 
wird genügt. Auch die Eheſchließung gehört, wenn auch mit Beſonderheiten ausgeſtattet, 
zu den Rechtsgeſchäften des bürgerlichen Rechtes. Wegen unterbliebener teligiöfer 
Trauung kann eine Ehe nur im Gebiete desjenigen Vertragsſtaates als nichtig erllärt 
merden, deſſen Geſetze zur Gültigkeit der Ehe religiöſe Trauung vorſchreiben. Im Art 7 
wird zugunſten der Aufrechterhaltung einer ſonſt nichtigen Ehe das Heimatgeſetz für aus⸗ 
ſchlaggebend erklärt. Dies entſpricht dem Art 1 des Abkommens. — Ehen, die zwiſchen 
Deutſchen und Ausländern im Auslande unter Beobachtung der Geſetze des Ehe⸗ 
ſchließungsorts eingegangen werden, ſind gültig. Auf ſolche Ehen findet Art 11 Abſ 1 
Sat 2 CG Anwendung. Denn auch die Eheſchließung iſt vom Standpunkte des bürger⸗ 
lichen Rechtes aus als ein Rechtsgeſchäft anzuſehen, und der Art 13 Abſ 1 & läßt den Art 11 
Abi 1 Satz 2 Ech unberührt. Letztere Vorſchrift iſt ganz ſelbſtändig und gilt für alle Rechts- 
geſchäfte (RG 88, 191. Es handelte ſich hier um eine zwiſchen einem Türken und einer 
Deutſchen in Brafilien unter Beobachtung der dort vorgeſchriebenen Formen vor einem 
Standesbeamten geſchlofſenen, von dem Türken erfolglos als nichtig angegriffenen Ehe). 
Vgl. Vorbem 1 vor $ 1808, Abweichend OLG 35, 358, wo eine vor dem Standesbeamten 
In London zwiſchen einem jüdiſchen Polen und einer chriſtlichen Deutſchen geſchloſſene 
Ehe für nichtig erachtet worden iſt, weil nach dem polniſchen Ehegeſetz v. 16./28. 3. 86 (Leske · 
Löwenfeld 800) Ehen zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten nichtig find. — Die Schließung 
einer Ehe zwiſchen einer jüdiſchen Ungarin und einem ruſſiſch⸗polniſchen Juden vor einem 
deutſchen Standesamt im Jahre 1917 iſt nach damaligem ruſſiſchem Rechte mangels Hinzu⸗ 
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tritts geiſtlicher Trauung wirkungslos, aber nach deutſchem Rechte gültig (Art 13 Abſ 3 EG). 
Das ungariſche Ehegeſetz (Geſ⸗Art XXXI vom Jahre 1894) erkennt im § 113 die Regel, 
wonach die Form einer Ehe ſich nach dem Geſetze des Ortes der Eheſchließung richtet, an. 
Jedoch iſt, wenn nicht Befreiung (Dispenſation) erfolgt, ein Aufgebot in Ungarn nötig. Wäre 
die Ehe nach ungariſchem Rechte gültig, ſo hätte die Frau die ungariſche Staatsangehörigkeit 
verloren (5 34 der ungariſchen Geſetz⸗Artikel über den Erwerb und Verluſt der ungariſchen 
Staatsbürgerſchaft vom Jahre 1879), ohne eine andere wiedererlangt zu haben. In ſolchem 
Falle würde die Frau nicht Ausländerin im Sinne des $ 606 Ab] 4 3PO ſein und dieſe Vor⸗ 
ſchrift daher keine Anwendung finden (RG 70,143; RG Warn 1921 Nr 35; RG 23 1921, 3091; 
RG 105, 363). Vgl. § 1564 A 7. Auch Ehen, die Ausländer im Auslande unter Be⸗ 
obachtung der dort vorgeſchriebenen Formen ſchließen, ſind nach Art 11 Abſ 1 S 2 EG 
gültig (RG 1. 10. 25 IV 89/25). 


8 1325 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung 
geſchäftsunfähig?) war oder ſich im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder 
vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit befand“). 

Die Ehe iſt als von Anfang an gültig anzujehen?), wenn der Ehegatte 
ſie nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder 
der Störung der Geiſtestätigkeit bejtätigt), bevor ſie für nichtig erklärt 
oder aufgelöſt worden ift‘). Die Beſtätigung bedarf nicht der für die Ehe⸗ 
ſchließung vorgeſchriebenen Form“). 

E 1 1250 Nr 2, 1251 II 1231; M 4 48 ff.: P 4 53, 57, 60; 6 269. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit (§ 1324 A 1). 

2. Die Frage, wer geſchäftsunfähig iſt, beantwortet der § 104. Die Willenserklärung 
eines Geſchäftsunfähigen iſt nach § 105 Abs 1 nichtig. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß 
auch die auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen nichtig iſt 
und die Nichtigkeit der Ehe zur Folge hat. Nach § 104 Nr 3 iſt geſchäftsunfähig, wer wegen 
Geiſteskrankheit entmündigt iſt. Wer nur wegen Geiſtesſchwaͤche entmündigt iſt, kann 
daher gültig eine Ehe ſchließen. Anderſeits ift die Ehe, die vor Aufhebung der Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit — wenn auch in einem lichten Zwiſchenraum oder gar nach Eintritt 
der Heilung des Geiſteskranken — geſchloſſen iſt, nichtig. Wann die Entmündigung als auf- 
gehoben anzuſehen iſt, beſtimmt ſich nach 88 672, 678, 679 ZPO. Über Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit ogl. § 1569 und Erläuterungen. 

3. Dieſe Vorſchrift entſpricht dem § 105 Abſ 2. — Sowohl der Zuſtand der Bewußtloſig 
keit als auch der Zuſtand vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit müſſen derartig fein, 
05 9201 oe Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen wird (RG 74, 110; 103, 400; RG 3. 7. 24 

4. Die Wirkung der Beſtätigung reicht alſo in die Zeit der Eheſchließung zurück. Es wird 
ſo angeſehen, als ob der Nichtigkeitsgrund überhaupt nicht eingetreten ſei. Die Nichtigkeit 
der Ehe iſt mit rückwirkender Kraft geheilt. 

5. Die Beſtätigung ($ 141) iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft und bedarf keiner Form, ins. 
beſondere nicht der für die Eheſchließung vorgeſchriebenen Form. Sie unterliegt, ſoweit ſich 
nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den allgemeinen Beſtimmungen über 
Willenserklärungen, insbeſondere auch hinſichtlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Willenserklärungen. Eine Beſtätigung der nichtigen Che liegt vor, wenn der zur Nichtigkeits⸗ 
klage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Nichtigkeitsgrund erfüllenden Tatbeſtandes 
ſeinen Willen, die Ehe fortzuſetzen, dem andern Ehegatten gegenüber zum Ausdrucke bringt. 
Dies kann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Einer Erklärung, 
von dem Nichtigkeitsgrunde keinen Gebrauch machen zu wollen, bedarf es nicht. Ebenſowenig 
bedarf es eines Beweiſes dafür, daß der Ehegatte ſich ſeiner Befugnis zur Erhebung der Nichtig- 
keitsklage ($ 1329) bewußt geweſen ſei. Die Beſtätigung muß dem andern Teile gegen ⸗ 
über vorgenommen werden, da es ſich begrifflich um eine erneute Eheſchließung handelt. 
Nur der Ehegatte ſelbſt, nicht ſein geſetzlicher Vertreter kann die Ehe beſtätigen. Iſt aber der 
Ehegatte zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nach 88 106, 
107 zur Beſtätigung noch der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. Iſt die Beſtätigung 
ohne Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters erfolgt, ſo kann die Ehe nach $ 1331 von dem 
Ehegatten angefochten werden, jedoch kann die Anfechtung, ſolange der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, nach $ 1836 Abſ 2 nur von feinem geſetzlichen 
Vertreter ausgehen und iſt nach 8 1337 Abſ 1 überhaupt ausgeſchloſſen, wenn der geſetzliche 
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Vertreter die Ehe genehmigt oder der anfechtungsberechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt 
geichäftsfähig 92550 iſt, die Ehe beſtätigt. Die Beſtätigung iſt unwiderruflich. Sie kann 
auch unter einer Bedingung (RG 44, 147) oder einer Zeitbeſtimmung erklärt werden. 

6. Zeitpunkt der Beſtätigung. Beſondere Fälle. Die Beſtätigung kann wirkſam auch 
noch im Laufe des Nichtigkeitsverfahrens erfolgen; ihre Geltendmachung im Rahmen 
dieſes Verfahrens iſt aber nur ſo lange zuläſſig, als nach den Verfahrensvorſchriften Tatſachen 
überhaupt mit Erfolg vorgebracht werden können (8 278 Ab] 1 ZPO). Die rechtskräftig aus⸗ 
geſprochene Nichtigkeitserklärung kann nicht nachträglich dadurch in Frage geſtellt werden, 
daß geltend gemacht wird, die Beſtätigung ſei nach der letzten mündlichen Verhandlung und 
vor der Rechtskraft des Urteils erfolgt (M 4, 51; dagegen Staudinger A 3d). — Ein nur auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gerichtetes Urteil ſteht der Beſtätigung nicht im Wege. — 
Im Falle der Doppelehe (8 1326) kann der Ehegatte nach Eingehung der zweiten Ehe nicht 
die erſte nichtige Ehe wirkſam beſtätigen. Vielmehr bleibt die zweite Ehe gültig (8 1326 A 2). 


§ 1326 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Ehe⸗ 
ichliegung?) mit einem Dritten in einer gültigen) Ehe lebte *)5)®), 
E I 1250 Nr 3 II 1332; M 4 51 ff.; P 4 57 ff. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit 8 1324 A 1. $ 1326 verleiht dem im 
5.1309 ausgeſprochenen Verbote der Doppelehe die erforderliche Wirkſamkeit. Es handelt ſich 
hier um ein trennendes Ehehindernis. * 

2. Zur Zeit der Eheſchließung muß die Ehe mit einem Dritten beſtehen. Steht in dieſem 
Zeitpunkte der Eheſchließende mit einem Dritten in einer gültigen Ehe, ſo iſt die neue Ehe 
nichtig und bleibt nichtig, ſelbſt wenn die frühere Ehe durch den Tod eines Ehegatten oder 
durch rechtskräftiges Scheidungsurteil aufgelöft oder der erſte Ehegatte des doppelt ver. 
heirateten Ehegatten für tot erklärt wird. Die Nichtigkeit iſt alſo unheilbar. In den Fällen 
des Todes, der Todeserklärung und Scheidung iſt die Wiederholung der Eheſchließung nach 
$ 1209 Abi 1 Satz 2 angebracht, die allerdings nur für die Zukunft wirkt ($ 1309 A 5). War 
die frühere Ehe zur Zeit der Eingehung der neuen Ehe keine gültige, fo iſt $ 1326 
nicht anwendbar. Die Anwendbarkeit des § 1326 kann nicht dadurch herbeigeführt werden, 
1 en verheiratete Ehegatte nach Schließung der zweiten Ehe die erſte Ehe beftätigt 

3. Die Gültigkeit der früheren Ehe iſt Vorausſetzung für die Nichtigkeit der ſpäteren 
Ebe. Der Eheſchließende mußte zur Zeit der Eheſchließung in einer gültigen Ehe mit einem 
Dritten gelebt haben. War die frühere Ehe wegen Formmangels nichtig und in das Heirats 
regiſter nicht eingetragen (vollkommene Nichtigkeit, $ 1324 A 1), fo lag ein Chehindernis über. 
u Hei = ($ 1309 A 2). War die frühere Ehe zwar wegen Formmangels nichtig, aber 

eira 


5 'atötegilter eingetragen, oder war fie aus einem der Nichtigkeitsgründe der 88 1325 
bis 1328 nichtig oder aus einem d 


ſeitens des doppelt verheirateten 
zweite Ehe von der Nichtigkeit des 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkei 


Io iſt die zweite Che von Anfang an gültig. Nicht erforderlich iſt, daß zu dieſer Zeit die Nichtig 
Ha 155 it echt kane bereits geltend gemacht worden war. Nur die Tatſache, daß in 
rklichkeit eine 


ſchließenden über das Beſtehen kommt es nicht an. Glaubte z. B. ein Eheſchließender im 


f chtigkeit der früheren und damit die Nichtanwendbarkeit des § 1326 darzulegen. 
Dieſe „Darlegung kann, ſolange die frühere Ehe nicht aufgelöſt iſt, nur mittels Durchführung 
der Nichtigkeits⸗ oder der Anfechtungsklage bewirkt werden (S8 1829 Abſ 1, 1341 Abſ 1, 1348 


Abſ 2), gegebenenfalls im Wege der Widerklage. Wird ein b i ſtrengt 

e das im We ge. Wird ein beſonderer Rechtsſtreit ange gt, 

ſo kann das über die Nichtigkeit der fpäteren Ehe anhängige Verfahren gemäß 88 151, 152 ZRO 

ausgeſetzt werden. Iſt die frühere Ehe bereits aufgelöſt, jo kann der Beklagte im Nichtigkeits. 
Bach, Kommentar von Reichsgeri 


chtsräten. IV. Bb. 6. Aufl. (Erler 3 
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ſtreit über die Doppelehe den der früheren Ehe anhaftenden Nichtigkeitsgrund mittels Ein⸗ 
rede geltend machen. Den ihm zuftehenden Anfechtungsgrund kann der Beklagte im Falle 
der Auflöſung der Ehe nur geltend machen (durch Erklärung vor dem Nachlaßgerichte, 8 1342), 
wenn die Auflöſung durch Tod des Ehegatten herbeigeführt worden war, nicht aber, wenn 
die Auflöſung durch Scheidungsurteil ausgeſprochen wurde (§ 1338). 

5. Beſondere Verfahrensvorſchriften für die Nichtigkeitsklage aus § 1326 enthalten die 
88 629 Abf 1 u. 632 Abſ 1 ZPO. Für die Anwendung der 88 171, 338 StGB (Art 34 V EG) 
iſt zu bemerken, daß unter dem Schutze dieſer Strafvorſchriften ſtehen: a) die aus einem 
andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe, b) die wegen Formmangels nichtige, 
aber in das Heiratsregiſter eingetragene Ehe, ſelbſt wenn die Vorausſetzungen, unter denen 
1 N § 1324 Abſ 2 nachträglich gültig werden kann, noch nicht erfüllt find, c) die anfecht⸗ 

are Ehe. 

Die Gültigkeit der neuen Ehe hindert die Beſtrafung wegen Doppelehe nicht. — Ander⸗ 
ſeits genügt zur Beſtrafung wegen Doppelehe die formelle Gültigkeit der neuen Ehe. Einer 
Prüfung, ob fie ſachlich Wirkſamkeit hat, bedarf es nicht (RGSt 55, 279). 

6. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
Eheſchlubk (Vorbem 2 vor $ 1303) enthält in Art 2 Abſ 3 und Art 6 Abſ 1 Be⸗ 
ſtimmungen über das Ehehindernis einer vormaligen Ehe. Mit dieſem Ehe⸗ 
hindernis iſt nicht das Verbot der Doppelehe gemeint, denn in allen Vertragsſtaaten 
gilt das Geſetz, daß ein Mann nur eine Ehefrau und eine Frau nur einen Ehemann 
gleichzeitig haben darf. Vielmehr iſt hier das dem BGB unbekannte Verbot der Wieder- 
verheiratung eines geſchiedenen Ehegatten gemeint. Nach Art 6 Abſ 1 iſt bei 
diplomatiſchen und konſulariſchen Eheſchließungen das Widerſpruchsrecht des Staates, wo 
die Ehe geſchloſſen iſt, in dem Falle, daß ein Ehehindernis mit Rückſicht auf eine vormalige 
Ehe vorliegt, verſagt. Vgl. § 1317 A 8. Unbeſchadet dieſer Verſagung iſt nach Art 2 Abſ 3 
kein Vertragsſtaat verpflichtet, eine Ehe ſchließen zu laſſen, die mit Rückſicht auf eine vor⸗ 
malige Ehe gegen ſeine Geſetze verſtoßen würde. Die Verletzung eines derartigen Ehe ⸗ 
hinderniſſes kann jedoch die Nichtigkeit der Ehe in einem andern Lande als in dem, wo die 
Ehe geſchloſſen wurde, nicht zur Folge haben. — Eheſchließung eines geſchiedenen deutſchen 
Katholiken bei Lebzeiten ſeiner erſten Frau mit einer öſterreichiſchen Katholikin für zuläſſi 
erachtet im Beſchl des Bay Obs v. 18. 1. 18 (OLG 36, 222 und JW 1918, 375 und Dal. 
Kahl, der im Ergebnis zuſtimmt, aber die Begründung mit Recht bemängelt und die An⸗ 
wendbarkeit des Art 30 EGG auf das öſterreichiſche Eheverbot Geſchiedener befürwortet). Vgl. 
auch Gruch 65, 255 (Befreiung vom Bande der Ehe nach öſterreichiſchem Rechte kein geeignetes 
Mittel, geſchiedenen Katholiken den Zutritt zu einer gültigen Ehe zu eröffnen). Dazu Adler 
in 208 1920, 346 über Befreiung vom Hindernis des Ehebandes in Oſterreich nach dem 
Erlaſſe des Staatsamts v. 3. 4. 19; Bachrach in Dig 1921, 819 über Dispensehen katholiſcher 
Oſterreicher; JW 1922 S. 359 u. 1113. Vgl. ferner $ 1303 Vorbem 2, $ 1316 A 1, 8 1323 
A 2, 8 1353 A 1, § 1564 A 7, 8 1575 A 1 u. 3. 

Gleiche Behandlung wie das Ehehindernis einer vormaligen Ehe erfahren im Art 2 
Abſ 3 und Art 6 Abſ 1 des Abkommens die Ehehinderniſſe religiöſer Natur (wegen 
geiſtlicher Weihe, Ordensgelübde, Religionsverſchiedenheit). Hinſichtlich dieſer beſtimmt 
außerdem Art 3, daß das Geſetz des Ortes der Eheſchließung, ungeachtet der Verbote des 
Heimatgeſetzes (Art 1), die Ehe von Ausländern geſtatten kann, daß jedoch die andern Staaten 


berechtigt find, einer jo zuſtande gekommenen Ehe die Anerkennung zu verſagen. 


§ 1327 


Eine Ehe iſt nichtig!), wenn ſie zwiſchen Verwandten oder Verſchwägerten 
dem Verbote des § 1310 Abſ 12) zuwider geſchloſſen worden ift?). 
E I 1250 Nr 3 II 1233; M 4 53; P 4 23 ff. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit (§ 1324 A 1). x 

2. Die Zuwiderhandlung gegen das Verbot des § 1310 Abſ 1 zieht unheilbare Nichtig- 
keit 921 I Es handelt fich hier um ein trennendes Ehehindernis (§ 1310 A 1; vgl. auch 
8 173 StGB). 

3. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
Eheſchlabk (Vorbem 2 vor $ 1308) enthält im Art 2 Beſtimmungen über das Ehe⸗ 
verbot zu naher Verwandtſchaft und Schwägerſchaft. Nach Art 2 Abſ 1 Nr 1 kann 
das Geſetz des Ortes der Eheſchließung die Ehe von Ausländern unterſagen, wenn die 
Ehe gegen feine Vorſchriften über die Grade der Verwandtſchaft und Schwäger⸗ 
ſchaft, für die ein unbedingtes Eheverbot beſteht, verſtoßen würde. Die dem Ehe⸗ 
verbote zuwider geſchloſſene Ehe kann aber trotzdem gültig ſein, denn im Art 2 Abſ 2 heißt 
es, daß die ungeachtet des Verbots geſchloſſene Ehe dann nicht als nichtig behandelt werden 
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kann, wenn ſie nach dem im Art 1 bezeichneten Geſetze (d. h. dem Heimatsgeſetze jedes der 
Verlobten) gültig iſt. Als unbedingtes Eheverbot des BGB im Sinne des Abkommens 
iſt nur das Eheverbot des § 1310 Abſ 1, nicht das Eheverbot des § 1310 Abſ 2 anzuſehen. 


8 1328 


Eine Ehe iſt nichtig!), wenn ſie wegen Ehebruchs nach § 13122) ver⸗ 
boten war. 

Wird nachträglich?) Befreiung von der Vorſchrift des § 1312 bewilligt, 
jo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen“). 

E II 1234; M 4 54; P 4 29, 64. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit (8 1324 A 1). 

2. Die Zuwiderhandlung gegen das Verbot des § 1312 iſt ſtraflos, zieht jedoch heilbare 
Nichtigkeit nach ſich. Es handelt ſich hier um ein trennendes Ehehindernis (§ 1812 A 1). 

3. Die Befreiung kann ſogar noch nach Eingehung der verbotswidrigen Ehe bewilligt 
werden. Iſt dieſe Ehe aber zur Zeit der Bewilligung bereits aufgelöſt oder für nichtig er- 
klärt, jo wirkt die Befreiung nicht. Dagegen wirkt die Befreiung, wenn nur auf Aufhebung 
der 18 4 0 fia eus iſt. en 

Verhältnis des dentſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
Eheſchlubk (Vorbem 2 vor § 1303) enthält im Art 2 ee über das Rem 
verbot des Ehebruchs. Nach Art 2 Abſ 1 Nr 2 kann das Geſetz des Ortes der 
Eheſchließung die Ehe von Ausländern unterſagen, wenn die Ehe gegen das unbe- 
dingte Verbot der Eheſchließung zwiſchen den des Ehebruchs Schuldigen verſtoßen würde 
und auf Grund dieſes Ehebruchs die Ehe eines von ihnen aufgelöſt worden iſt. Die dem 
Eheverbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt aber trotzdem als gültig zu behandeln, wenn ſie 
nach den Geſetzen des Heimatſtaa ts eines jeden der Verlobten gültig ſein würde (Art 2 Abs 2 
in Verb. mit Art 1 des Abkommens). Als unbedingtes Eheverbot des BGB im Sinne des 
Abkommens iſt das Eheverbot des § 1312 Abf 1 aber nicht anzuſehen, da Befreiung von 
der Vorſchrift bewilligt werden kann (§ 1312 Abſ 2). s 

Gleiche Behandlung wie das Eheverbot des Ehebruchs erfährt im Art 2 des Abkommens 
das dem BGB unbekannte Eheverbot der Eheſchließung zwiſchen Perſonen, die wegen ge: 
1 8 nach dem Leben des Ehegatten eines von ihnen verurteilt 

orden ſind. 


S 1329 


Die Nichtigkeit einer nach den SS 1325 bis 1328 nichtigen Ehe kann, 
ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, nur im Wege 
der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden!). Das gleiche gilt von einer 
nach § 1324 nichtigen Ehe, wenn fie in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden ift2)3) ). 

E I 1252 II 1235; M 4 56; P 4 55 ff.; 6 603. 


1. Geltendmachung der Nichtigkeit. Eine mit dem Mangel der Nichtigkeit behaftete 
Ehe gilt nicht ſchon wegen dieſes Mangels als eine nichtige Ehe, vielmehr bedarf es dazu, 
ſolange nicht die Ehe aufgelöſt oder (aus einem Anfechtungsgrunde) für nichtig erklärt iſt, der 
Nichtigkeitserklärung durch gerichtliches Urteil, das nach 8 629 Abſ 1 ZPO für und gegen 
alle wirkt. Die einzige Ausnahme bildet die nicht in das Heiratsregiſter eingetragene, nach 
$ 1824 Abj 1 wegen Formmangels nichtige Ehe (Fall der vollkommenen Nichtigkeit, 8 1324 
A 1). Von dieſer Ausnahme abgeſehen, iſt eine nichtige Ehe ſo lange als eine gültige zu be⸗ 
handeln, bis ſie auf erhobene Nichtigkeitsklage durch Urteil für nichtig erklärt worden iſt und 
das Urteil bei Lebzeiten der Ehegatten die Rechtskraft erlangt hat. Dann aber iſt die Ehe 
als überhaupt nicht geſchloſſen anzuſehen. Die Nichtigkeitserklärung hat nur die Bedeutung, 
daß ſie die wahre Beſchaffenheit der Ehe aufdeckt. Die Nichtigkeit einer nichtigen Ehe kann, 
nachdem dieſe durch Tod oder Scheidung aufgelöſt ift, von jedem Beteiligten ohne Erhebung 
der Nichtigteitsklage geltend gemacht werden, ſei es durch Einrede, ſei es durch Erhebung einer 
Feſtſtellungsklage (keine Eheſache). Vgl. 8 280 ZPO; RG IW 08, 2022. — Eine nichtige 
Ehe ift bis zu ihrer Nichtigkeitserklärung oder Auflöfung geeignet, ein Schwägerſchafts⸗ 
verhältnis des einen Ehegatten mit den Verwandten des andern zu begründen (RG St 41, 116). 
Zur Begründung eines Ehegatten und Schwägerſchaftsverhältniſſes nach $52 StEB genügt 
der Abschluß einer formell gültigen Che (RGSt 56, 427). In den Fällen der $$ 1325—1328 
begründet die nichtige Ehe Schwägerſchaft nach $ 173 Abſ 2 StGB (RG St 60, 246). 

3* 


36 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


2. Verfahren. Da die Frage, ob eine Ehe nichtig ſei, aus öffentlichen Rückſichten (Auf- 
rechterhaltung gültiger Ehen, Ausſchließung der Parteiwillkür, Verhütung widerſprechender 
Urteile) einer ſorgfältigen Prüfung bedarf, ſo iſt das Nichtigkeitsverfahren mit beſonderen 
Bürgſchaften für die Ermittlung der Wahrheit und mit Wirkung für und gegen alle ausge⸗ 
ftattet (vgl. namentlich 88 631637, 151 ZPO). Vgl. RG 76, 288 (Feſtſtellung eines Kindes⸗ 
verhältniſſes). 

3. Unvererblichteit der Nichtigkeitsklage. Stirbt einer der Ehegatten während des 
Nichtigkeitsſtreits vor der Rechtskraft des Urteils, ſo iſt der Rechtsſtreit in Anſehung der Haupt⸗ 
fache als erledigt anzuſehen ($ 628 ZPO). Auf die Erben geht die Nichtigkeitsklage nicht über. 
Hat aber ein Dritter, für den von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von der Gültigkeit 
der Ehe eine Verpflichtung abhängt, die Nichtigkeitsklage erhoben, ſo können ſeine Erben 
179 5 in Rechtsfolgen den Rechtsſtreit aufnehmen (M 4, 60), der dann aufhört, Ehe⸗ 
ache zu ſein. 

4. Eine Verjährung der Nichtigkeitsklage gibt es nicht. Die Beſtimmung des 8 1324 
Abſ 2 ſteht unter andern Geſichtspunkten. Ebenſowenig gibt es eine dem 8 1571 Abſ 2 ent⸗ 
ſprechende Aufforderung zur Erhebung der Nichtigkeitsklage. 


8 1330 


Eine Ehe kann nur!) in den Fällen der 88 1331 bis 1335 und des 8 1350 
angefochten werden?). 
E I 1259 II 1238; M 4 71; P 4 74. 


1. Die 88 1831—1335 u. 1350 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe an⸗ 

1 werden kann. Audere Anfechtungsgründe gibt es nicht. Die Anfechtungsgründe 
eruhen weſentlich auf perſönlichen Rückſichten (8 1323 A 1). Wird die Anfechtung für 
begründet erachtet, ſo iſt im Urteil auszuſprechen, daß die Ehe nichtig ſei. 

2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Eine zwiſchen Angehörigen 
verſchiedener Staaten geſchloſſene Ehe ſoll nur N fein, wenn fie nach dem Rechte eines 
jeden der Heimatſtaaten Gültigkeit beſitzt (Prot 2. eſg 6, 47). Als Deutſcher kann ſich 
daher der Kläger auf deutſches Recht berufen und geltend machen, daß er ſich bei der Ehe ⸗ 
ſchließung (mit einer Ungarin) in einem nach deutſchem Rechte erheblichen Irrtum über 
perſönliche Eigenſchaften der Beklagten (unheilbare Knochentuberkuloſe) befunden habe. 
Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man nach Art 1 des Haager Abkommens zur Regelung 
des Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung v. 12. 6. 02 (RG Warn 
1917 Nr 210). Wegen eines Falles, in dem die Ehe zweier Schweizer von dem Manne 
wegen Irrtums in dem Geſundheitszuſtande der Frau bei einem deutſchen Gericht angefochten, 
9 6 2 10% aber auf Grund der ſchweizeriſchen Geſetze abgewieſen wurde, vgl. 


8 1331 


1) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden)), der zur 
Zeit der Eheſchließung oder im Falle des § 1325 zur Zeit der Beſtätigung 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt⸗) war, wenn die Eheſchließung oder 
die Beſtätigung ohne Einwilligung’) ſeines geſetzlichen Bertreters®) er⸗ 
folgt iſt“) s). 

E 1 1259 Nr 4, 1261 Nr 4 II 1939; M 4 71, 80, 86; P 4 72 ff., 79, 81, 90. 


1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt nicht nur den Schutz 
des in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ſelbſt vor ausbeuteriſcher Verleitung zur Ehe⸗ 
ſchließung, ſondern auch den Schutz ſeiner Familie, die durch Eingehung einer unpaſſenden 
Ehe ſtark in Mitleidenſchaft gezogen werden kann. Die Vorſchrift ſchließt ſich an 8 108 Abſ 1 
an, wonach, wenn ein Minderjähriger ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters einen Vertrag ſchließt, die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des 
Vertreters abhängt. Dieſer Grundſatz iſt im § 1331 jedoch mit Rückſicht darauf, daß der bei 
Verträgen eintretende Schwebezuſtand mit dem Weſen der Ehe nicht verträglich wäre, in der 
Form der Anfechtbarkeit zur Anwendung gelangt. Die ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters geſchloſſene, ſowie die im Falle des § 1325 ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters beſtätigte nichtige Ehe ſind anfechtbar. Es handelt ſich alſo hier um trennende 
Ehehinderniſſe. Zur Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe bedarf der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht (§ 1337 A 2). 
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2. Anfechtungs berechtigt iſt der Ehegatte, der zur Zeit der Schließung oder Beſtätigung 
der Ehe a Weſchäftsfab igkeit beſchränkt war. Solange dieſer aber in der an. 
fähigkeit beſchränkt ift, kann nur fein geſetzlicher Vertreter die e (& 

Abſ 2 Satz 2). Erſterem mangelt ſolange die 1 (8 612 Abſ 1 3 PO). 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. 5 

4. Wer in der Geschäftes arent dena iſt (88 6, 106, 114, 1906 BGB), bedarf 
nach $ 1304 zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

5. nn 3 nn 84 

6. Geſetzlicher Vertreter 2 f 0 

7. der Unfedjtungegrund des $ 1831 liegt auch dann vor, wenn zwiſchen einer in der 
Geſchaftsfahigkeit beſchränkten Perſon und ihrem geſetzlichen Vertreter oder einem Abkömm⸗ 
linge des letzteren eine Ehe geichloffen wird, ohne daß ein zu dieſem Zwecke beſtellter Pfleger 
ſeine Einwilligung zu der Eheſchließung erteilt. 

8. Beginn der Anfechtungsfriſt 98 1339 Abſ 2, 3, 206. 


8 1332 


Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werdens), der bei 
der Eheſchließung nicht gewußt.) hat, daß es ſich um eine Eheſchließung 
handle“), oder dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, die Ehes) ein⸗ 
gehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen“). 

E I 1259 Nr 2, 1261 Nr 2 II 1240; M 4 78, 86; P 4 72 ff. 


1. Eheanfechtungsgründe. Die Eheſchließung erfordert den Willen der Verlobten, die 
Ehe miteinander einzugehen. Dieſer Wille muß vor einem Standesbeamten erklärt werden. 
Stimmt die Erklärung mit dem Willen nicht überein und beruht dieſer Zwieſpalt auf einem 
Irrtume des Erklärenden, fo kann die Ehe unter den Vorausſetzungen der $$ 1882, 1333 an- 
gefochten werden. Die 89 1332, 1833 zählen erſchöpfend die Fälle auf, in denen die Ehe 
wegen Irrtums angefochten werden kann. Die in den 88 116—118 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze über die Nichtigkeit der Willenserklärungen im Falle des Geheimvorbehalts, Scheines 
unb Scherzes finden auf die Eheſchließung keine Anwendung. Das Geſetz verlangt für die 
Cheſchließung die Beobachtung gewiſſer Formvorſchriften und geht davon aus, daß der Ehe⸗ 
ſchließungswille fehlerlos vorhanden iſt, wenn dieſe Vorſchriften beobachtet ſind. Ein Gegen 
beweis iſt nur im Rahmen der 88 1332, 1333 zuläſſig. Mehr als die in den 88 1332, 1333 
bezeichneten Vorausſetzungen braucht nicht vorzuliegen. Im Falle des 8 1382 iſt die Anfecht⸗ 
barkeit der Ehe nicht von dem Beweiſe abhängig, daß der irrende Ehegatte bei Kenntnis der 
Sachlage und verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe den Eheſchließungswillen nicht 
erklärt haben würde. 

2. Anſechtungsberechtigt ift der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte 
oder ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. § 1337. f ü 

4. Verſchuldete Untenntnis ſteht der unverſchuldeten gleich. Mangel des Wiſſens, nicht 
Mangel des Bewußtſeins (8 1325) wird vorausgeſetzt. 

5. Ein ſolcher Irrtum kann am eheſten bei Tauben, Stummen, Taubſtummen und 
ſolchen Perſonen, die der Sprache des Standesbeamten nicht mächtig ſind, vorkommen. 
Vorausgeſetzt wird, daß der irrende Ehegatte nicht gewußt hat, daß es ſich um Schließung 
einer Ehe zwiſchen ihm, dem Irrenden, und dem andern anweſenden Eheſchließenden 
handelt. Die Fälle der fog. Perſonenverwechſlung (§ 1333) gehören nicht hierher, können 
aber mit den Fällen des $ 1382 zuſammenfallen (vgl. A 6). — Der 1. Abſchnitt des 4. Buches 
befaßt ſich wis die Überſchrift und $ 1583 ergeben, lediglich mit der bürgerlichen Ehe. Wenn 
alſo der 8 1332 Anwendung finden ſoll, muß der Ehegatte in Unkenntnis darüber ſein, daß 
die Ehe nach denutſchem bürgerlichem Rechte gültig iſt. Wäre fie nach deutſchem bürger⸗ 
lichem Rechte nicht ültig, ſo würde es einer Anfechtung nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts nicht bedürfen. Der Umſtund, daß der Ehegatte lediglich weiß, daß fie nach kirch⸗ 
lichem oder ausländiſchem Rechte gültig ift, kann alſo die Anfechtbarkeit nicht beſeitigen. 
Das Geſetz unterſcheidet nicht, ob die Unkenntnis auf Rechts oder tatſächlichem Irrtum 
beruht (RG JW 1925, 16395, kirchliche Trauung eines Deurfchen mit einer Ruſſin in Ruſſiſch. 
Polen während des Weltkrieges). 


6. Nämlich die Ehe des irrenden mit dem andern anweſenden Verlobten (vgl. A 5). 


7. Beginn der Anfechtungsfriſt 88 1339 Abſ 2, 3, 206. Die Beweislaſt dafür, 
daß die Vorausſetzungen des § 1392 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. 
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8 1333 


1) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden!), der ſich 
bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen Ehegatten‘) oder über 
ſolche perſönliche Eigenſchaften?) des anderen Ehegatten geirrt) hat, die 
ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens 
der Ehe?) von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden?)?). 

E I 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 II 1241; M 4 73 ff.; P 4 72 ff., 78, 81; 6 270. 


1. Der § 1333 regelt den Einfluß, den der Irrtum im Beweggrunde auf die Gültigkeit 
der Eheſchließung äußert (RG 52, 308; RG ZW 04, 11413; vgl. auch die allgemeinen Be⸗ 
merkungen in A 1 zu § 1332). Entſtehungsgeſchichte: Der E hatte den Irrtum in 
perſönlichen Eigenſchaften überhaupt nicht als Anfechtungsgrund zugelaſſen, dagegen die 
Anfechtung unter dem Geſichtspunkte des Betrugs geſtattet, wenn ſolche perſönlichen 
Eigenſchaften verhehlt worden waren, welche den Ehegatten bei verſtändiger Würdigung 
des Zweckes der Ehe von der Eheſchließung abhalten mußten, und von welchen zugleich 
vorauszuſetzen war, daß ſie ihn, wenn er ſie gekannt hätte, von der Eheſchließung abgehalten 
haben würden (§ 1259 Nr 1 u. 2). Dadurch erkannte der E I in gewiſſem Umfange eine 
Offenbarungspflicht der Eheſchließenden untereinander an. Demgegenüber war in der 
2. Kommiſſion von verſchiedenen Seiten beantragt worden, in Fällen dieſer Art die An⸗ 
fechtung der Ehe aus dem Geſichtspunkte eines weſentlichen Irrtums ohne Rückſicht darauf 
zuzulaſſen, ob die perſönlichen Eigenſchaften des andern Teiles von dieſem verhehlt worden 
find. Die Mehrheit ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu (Prot 4, 75). Außerdem wurde der EI 
noch in andern Beziehungen geändert. Man war nämlich auch darüber einverſtanden, daß es 
nicht auf ſolche Eigenſchaften ankommen ſolle, welche den Anfechtenden von der Eheſchließung 
abhalten mußten, ſondern darauf, daß die Eigenſchaften den Umſtänden nach geeignet 
waren, ihn abzuhalten (Prot 4, 76). Demgemäß erhielt der Entwurf diejenige Faſſung, 
welche das Geſetz gegenwärtig aufweiſt. Ferner wurde ſtatt der Worte: bei verſtändiger 
Würdigung des Zweckes der Ehe“ geſetzt: „bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe“. 

2. Anfechtungsberechtigt ift der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte oder 
ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. $ 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. § 1337. 

4. Irrtum in der Perſon des andern Ehegatten kann am leichteſten bei Blinden, Tauben 
und Stummen vorkommen. Bei der Frage, mit welcher Perſon der Verlobte die Ehe hat 
eingehen wollen, kommt es auf das an, was die Perſon eines Menſchen ausmacht. Nicht 
nur die äußerliche körperliche Erſcheinung, ſondern auch der Perſonenſtand können hierbei 
eine Rolle ſpielen. Hierher gehört auch der Fall, wenn ſich ein Verlobter unzuläſſigerweiſe 
bei der Eheſchließung vertreten läßt und der andere Verlobte die Ehe mit dem Vertretenen 
zu ſchließen meint. 

5. Perſönliche Eigenſchaften. Das Wort „Eigenſchaft“, das der § 1833 gebraucht, paßt 
auf jede Art der Beſchaffenheit, die einem Weſen (Perſon oder Ding) als Merkmal an⸗ 
haftet. Als „perſönliche“ aber muß eine Eigenſchaft gelten, wenn ſie einer Perſon, und zwar 
nicht bloß als ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorübergehendes und Zufälliges, 
ſondern dergeſtalt weſentlich zukommt, daß ſie als Ausfluß und Betätigung ihres eigent⸗ 
lichen Weſens, als ein weſentlicher Beſtandteil ihrer Perſönlichkeit erſcheint (RG 52, 310, 
Päderaſt; RG IW 06, 16711; 1915, 1405; 1922, 1624; RG Warn 1915/16 Nr 84; 1917 
Nr 43; 1920 Nr 165; RG 95, 289). Eine geiftige oder Jittliche Beſchaffenheit einer Perſon 
iſt nicht unmittelbar wahrnehmbar; ſie wird erſchloſſen aus den Handlungen. Wird eine 
Mehrheit gleichartiger Handlungen feſtgeſtellt (widernatürliche Unzucht des Beklagten mit 
Männern), ſo wird der Schluß auf eine Eigenſchaft des Menſchen, ſich nach der Richtung 
dieſer Handlungen zu betätigen, gerechtfertigt erſcheinen. Daß dabei ausdrücklich das Wort 
„Eigenſchaft“ gebraucht wird, iſt nicht erforderlich, wenn nur das Weſen des Begriffs getroffen 
iſt (RG 95, 289). Unter beſonderen Umſtänden kann auch ſchon eine Einzelhandlung den 
Schluß zulaſſen, daß ihre Begehung ſich als Ausfluß und als eine Betätigung einer entſprechen⸗ 
den Beſchaffenheit der ganzen Perſon und damit einer Eigenſchaft der Perſon darſtellt, z. B. 
Nichthalten des ehrenwörtlichen Verſprechens, die Kinder im katholiſchen Glaubensbekenntnis 
erziehen zu laſſen (RG Warn 1920 Nr 165; dgl. unten das Nähere). Die Möglichkeit, die 
Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft im Sinne des $ 1333 lediglich auf ſolche Umſtände 
zu gründen, die erſt nach der Eheſchließung in die Erſcheinung getreten ſind, iſt 
nicht grundſätzlich zu verneinen. In ſolchem Falle muß aber beſonders ſorgfältig ge⸗ 
prüft werden, ob nach Lage der Sache der Schluß auf das Vorhandenſein einer dauernden, 
ſchon für die Zeit vor der Eheſchließung feſtſtellbaren Eigenſchaft (Hang zu fortgeſetzter 
Unaufrichtigkeit) gerechtfertigt iſt und ob nicht vielmehr die Umſtände ſo geartet ſind, 
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daß ſich das Verhalten des Anfechtungsbeklagten ohne die Annahme einer dauernden 
Eigenſchaft aus den Verhältniſſen in der Zeit nach der Eheſchließung erklären läßt (RG 
Warn 1919 Nr 174). Je nachdem die perſönlichen Eigenſchaften mit der Körperbeſchaffen ⸗ 
heit, den geiſtigen oder ſittlichen Anlagen einer Perſon zuſammenhängen, kann man 
ſie in körperliche, geiſtige und ſittliche einteilen. Jede Art perſönlicher Eigenſchaft 
iſt an ſich geeignet, Gegenſtand des Irrtums zu ſein. In dieſer Beziehung enthält das Geſetz 
keine Beſchränkung. Verſchieden von den perſönlichen Eigenſchaften find die perſönlichen 
Verhältniſſe, namentlich die Vermögensverhältniſſe eines Ehegatten (§ 1334 Ab] 2; MG 
JW 02 Beil 2856; 03 Beil 70165. Perſönliche Eigenschaften find z. B. folgende: a) körper 
liche: alt, krank, gebrechlich, weiblich, männlich, zeugungsfähig, beiwohnungsfähig, keuſch, 
jungfräulich, ſchwanger, unfruchtbar; b) geiſtige: geiſteskrank, geiſtesſchwach, ungebildet; 
e) ſittliche: geſchlechtlich beſcholten, ehrlos, arbeitsſcheu, trunkſüchtig, verſchwenderiſch, zank⸗ 
und ftreitfüchtig. — Es gibt perſönliche Verhältniſſe, die, wie z. B. die Vermögensverhältniſſe 
in einem rein äußerlichen Zuſammenhange mit einer Perſon ſtehen, die Perſönlichkeit als 
ſolche nicht berühren, während es anderſeits perſönliche Verhältniſſe gibt, die gerade in der 
Perſönlichkeit wurzeln, ihren Ausfluß bilden und jo eng mit ihr verknüpft find, daß fie nach 
allgemeiner Lebensanſchauung perſönlichen Eigenſchaften gleicherachtet und gleichbehandelt 
werden. Für die Auslegung des Begriffs der „perſönlichen Eigenſchaften“ im Sinne des 
81333 kommt es weniger auf die ſprachliche Begriffsbeſtimmung an, als vielmehr auf die 
natürliche Lebensauffaſſung. Für eine gedeihliche eheliche Lebensgemeinſchaft iſt die 
Persönlichkeit der Ehegatten und alles, was ihrer Perſönlichkeit als ſolcher anhaftet, von 
höchſter Bedeutung RG 104, 335; Mutterſchaft). 

So wird die Ehe mit Recht angefochten, wenn der Mann bei der Eheſchließung ſyphilitiſch 
krank iſt (RG J 04, 2842), ferner wenn er viele Jahre vor der Ehe an Syphilis erkrankt 
war und Zeichen der Erkrankung noch bis in die neueſte Zeit vor Eingehung der Ehe auf- 
tauchten (RG IW 05, 17518). Als perſönliche Eigenſchaft im Sinne des 8 1333 iſt eine 
Krankheit nur anzuſehen, wenn es ſich um ein dauerndes Leiden handelt. Eine vorüber- 
gehende, wenn auch ſchwer heilbare Erkrankung begründet in der Regel noch keine perſönliche 
Eigenſchaft der von ihr befallenen Perſon (RG Lg 1918, 913). Da ſyphilitiſche Leiden 
erfahrungsgemäß häufig unheilbar ſind und dauernde Folgen hinterlaſſen, ſo kann in der 
ſyphilitiſchen Erkrankung einer Perſon eine körperliche Eigenſchaft derſelben im Sinne des 
81333 gefunden werden. Bloßes Vorhandenſein von Verdachtsgründen für das Fortbeſtehen 
des Leidens rechtfertigt die Anfechtung nicht, vielmehr muß als erwieſen feſtgeſtellt werden, 
daß der Ehegatte noch bei der Eheſchließung ſyphilitiſch an iſt. Die bloße Möglichkeit, 
daß der Körperzuſtand des Ehegatten im Zeitpunkte der Eheſchließung durch eine längere Zeit 
zurückliegende ſyphilitiſche Anſteckung noch fortwirkend erheblich beeinflußt wurde, genügt für 
die Anfechtung der Ehe nicht. Für die Anfechtung iſt allein von Bedeutung, wie der körper⸗ 
liche Zuſtand des Ehegatten im Zeitpunkte der Eheſchließung tatſächlich geweſen iſt, und 
nicht, wie er ſich im Zeitpunkte der Eheſchließung beurteilen ließ. Für die Feſtſtellung dieſes 
tatſächlichen Befundes ſind alle im Zeitpunkte der Entſcheidung zu Gebote ſtehenden Ertennt⸗ 
nisquellen zu benutzen (RG 103, 822). Eine nur vorübergehende Erkrankung vor der Ehe, 
wenn auch ſchwerer Art (hier Syphiliserkrankung der Frau), begründet in der Regel noch nicht 
die Anfechtung aus $ 1333. Anders liegt die Sache, wenn die Krankheit dauernde Folgen 
hinterläßt, was erfahrungsgemäß gerade bei der Syphilis der Fall iſt. Wenn, wie hier, trotz 
der äußeren Heilung Nachwirkungen der Erkrankung, wenn auch äußerlich nicht erkennbar, 
noch zur Zeit der Heirat fortbeſtanden haben, ſo genügt zur Anfechtung — abgeſehen von ſon⸗ 
ſtigen Erforderniſſen — die Nichtkenntnis des Klägers von jenen Tatſachen beim Eheſchluß, 
mag er ſich auch über den Geſundheitszuſtand ſeiner Verlobten in dieſer Richtung eine beſondere 
Vorſtellung nicht gebildet haben. Wenn auch der eigentliche Irrtum in der Vorſtellung 
von etwas Falſchem beſteht, ſo iſt ihm doch die unbewußte Nichtkenntnis einer Tatſache (Un- 
wiſſenheit) regelmäßig gleichzuſetzen — R 62, 205. Dies gilt insbeſondere im Falle 
des $ 1333 (RG JW 1927, 1192). Die Eheanfechtungsklage wurde für begründet erachtet, 
weil der Mann während ſeiner erſten Che Ehebruch getrieben und ſeine erſte Frau mit einer 
Geſchlechtskrankheit angeſteckt hatte (RG Warn 1919 Nr 174). Mit Recht wird die Che 
ferner angefochten, wenn der Mann dauernd unfähig iſt, den Beiſchlaf zu vollziehen 
uc I 06, 10, 888 e 1910, 474°, RG Warn 1915/16 der 81; Och 38, 249). deten 
Empfindungsloſigkeit des Mannes für einen ehelichen Verkehr infolge ſchwach entwickelten 
Geſchlechtstriebs begründet die Anfechtung, auch wenn fi eine vollkommene Unmoglichten 
der Beiſchlafsvollziehung aus dem körperlichen Befunde ärztlich nicht nachweiſen läßt (RE 
Warn 1912 Nr 216). Vollſtändige Unfähigkeit des Mannes zur Beiſchlafsvollziehung 
wird zur Anfechtung nicht erfordert. Der nicht vollendete Beiſchlaf iſt etwas Unnatür- 
liches, für die Frau je nach Umſtänden möglicherweiſe ſogar etwas Geſundheitsſchadliches, 
die Unfähigkeit des Mannes, den Beiſchlaf zu vollenden, mithin jedenfalls ein Umſtand, 
der die Herſtellung einer dem Weſen der Ehe entſprechenden ehelichen Gemeinſchaft aus- 
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ſchließt (RG Warn 1915 Nr 238). Als eine die Anfechtung begründende perſönliche Eigen- 
ſchaft des Mannes iſt ſeine Beiwohnungsunfähigkeit auch dann anzuſehen, wenn ſie 
nur der Ehefrau, nicht andern Frauensperſonen gegenüber beſteht. Denn für die An⸗ 
wendung des § 1333 ilt entſcheidend, daß er gerade für die eingegangene Ehe untauglich 
it (RG JW 1911, 5431; RG Warn 1915/16 Nr 84). Der Beiwohnungsunfähigkeit der 
Frau kommt auch ein Zuſtand gleich, der die Beiwohnung nur bei Anwendung großer Ge⸗ 
walttätigkeit ſeitens des Mannes und unter großen Schmerzen der Frau ermöglicht (Scheiden ⸗ 
krampf, RG 67, 57; RG Warn 1911 Nr 380; 1912 Nr 32). Ebenſo OLG 36, 195. Vgl. 
auch OLG 39, 1 (hochgradige Scheidenverengung). Die körperliche Beſchaffenheit einer 

rau, die zur Folge hätte, daß eine Schwangerſchaft mit einer über das übliche Maß erheb⸗ 
ich hinausgehenden Gefahr für ihr Leben und ihre Geſundheit verbunden wäre, iſt als eine 
perſönliche Eigenſchaft im Sinne des § 1333 anzuſprechen. Eine derartige Eigenſchaft wird 
einen von wahrer ehelicher Geſinnung erfüllten Mann bei verſtändiger Würdigung des Weſens 
der Ehe in der Regel von deren Eingehung abhalten, da dieſe der Regel nach, dem wahren 
Weſen der Ehe entſprechend, insbeſondere und vornehmlich zum Zwecke der Kindererzengung 
geſchloſſen zu werden pflegt (RG IW 1922, 1635; RG 94, 125). Dagegen ſtellt, wie RG 
JW 06, 88915 ausführt, Zeugungsunfähigkeit des Mannes (bei vorhandener Beiwohnungs⸗ 
fähigkeit) nicht eine ſolche perſönliche Eigenſchaft dar, die den andern Ehegatten ohne weiteres 
und unter allen Umſtänden von der Eingehung der Ehe bei Kenntnis der Sachlage 
abgehalten haben würde. Dasſelbe gilt von der Unfruchtbarkeit der Fran. Immerhin 
iſt aber, wie RG 94, 123 ausführt, daran feſtzuhalten, daß es der Regel nach, und von 
einem gegenteiligen erkennbaren Willen beider Ehegatten abgeſehen, dem wahren Weſen 
der Ehe entſpricht, daß dieſe insbeſondere auch und vornehmlich zum Zwecke der Kinder⸗ 
erzeugung abgeſchloſſen wird. Es würde alſo dem ſittlichen Weſen der Ehe geradezu 
widerſprechen, wenn lediglich die Fähigkeit, den Geſchlechtsakt auszuüben, alſo einen rein 
ſinnlichen Trieb befriedigen zu können, für ausreichend erachtet würde, um der auf $ 1833 
begründeten Klage den Erfolg zu verſagen, ſo daß alſo die Tatſache der mangelnden Zeugungs⸗ 
oder Gebärfähigkeit völlig außer Betracht bliebe (der Mann focht die Ehe wegen Irrtums 
an, weil, was er nicht gewußt, ſchon vor Eingehung der Ehe die Gebärmutter der Beklagten 
durch einen operativen Eingriff entfernt worden war. Die Reviſion des Mannes gegen 
das auf Abweiſung ſeiner Anfechtungsklage gerichtete Berufungsurteil hatte Erfolg). — 
In einem OLG Urteile v. 25. 11. 16 (Seuff u 72 Nr 160) heißt es: „es widerſtrebt den 
gegenwärtigen ſittlichen Anſchauungen unſeres Volkes, daß einem Ehegatten geſtattet ſein 
ſollte, ſeine Ehe jederzeit wegen Irrtums anzufechten, wenn ſich die Fortpflanzungs⸗ 
unfähigkeit des andern Ehegatten herausſtellt“. Dieſer gewiß zu billigende Ausſpruch 
läßt ſich mit dem vom R& 94, 123 aufgeſtellten Grundſatze durchaus vereinigen. — Als eine 
zur Anfechtung nach $ 1338 berechtigende Eigenſchaft kann auch eine ſolche bei der Eheſchließung 
vorhandene Erkrankung der Frau oder Veränderung ihres Körpers angeſehen werden, deren 
Weiterentwicklung in ihrem natürlichen Verlaufe den ſpäteren Eintritt der Unfruchtbarkeit 
zur notwendigen Folge hat. Dem natürlichen Verlauf iſt die durch ärztlichen Eingriff er⸗ 
folgte Entfernung der Gebärmutter nur dann gleichzuſtellen, wenn dieſe nach dem Stande 
der ärztlichen Wiſſenſchaft geboten war ſo daß auch die auf dieſem Wege herbeigeführte Un⸗ 
fruchtbarkeit als das notwendige Ergebnis der Weiterentwicklung des bei der Eheſchließung 
bereits vorhandenen körperlichen Zuſtandes (einer Geſchwulſt in der Gebärmutterhöhle) 
erſcheint (RG JW 1927, 11915). — Irrtum des Mannes über den Mangel der Jungfernſchaft 
feiner zuvor nicht verheiratet geweſenen Frau begründet das Anfechtungsrecht (RG 48, 159). 
Eine zur Zeit der Eheſchließung beſtehende Schwangerſchaft bildet als ſolche in der Regel 
noch keine perſönliche Eigenſchaft im Sinne des $ 1333. Aus der Tatſache der Schwanger⸗ 
ſchaft kann aber unter Umſtänden eine ſolche Eigenſchaft hergeleitet werden. Insbeſondere 
kann, wenn ein anderer Mann der Schwängerer iſt, der mit der Schwangerſchaft verbundene 
Verluſt der Jungfräulichkeit, die eingetretene Beſcholtenheit oder die Mutterſchaft das Vor⸗ 
liegen einer perſönlichen Eigenſchaft in dem vorausgeſetzten Sinne begründen (RG IW 1927, 
11925). Ein vor der erſten Eheſchließung gepflogener außerehelicher Geſchlechtsverkehr 
der Beklagten kann dem zweiten Ehemanne Grund zur Anfechtung der zweiten Ehe geben. 
Die Tatſache, daß die Beklagte bereits vor der Ehe der Parteien mehrere Jahre lang mit 
einem anderen Manne verheiratet geweſen iſt, rechtfertigt nicht die Annahme, daß der zweite 
Ehemann und Anfechtungskläger auf die Unbeſcholtenheit der Beklagten kein beſonderes 
Gewicht h be legen können (RG 28. 4. 21 IV 587/20). Vom Standpunkt einer verſtän⸗ 
digen Würdigung der Sachlage und des Weſens der Ehe bedeutet es einen erheblichen Unter⸗ 
ſchied, ob die Frau durch außerehelichen Geſchlechts erkeyr lediglich ihre Jungfräulichkeit 
eingebüßt hatte, oder ob ſie infolge dieſes Verkehrs Mutter eines noch lebenden Kindes 
war. Über einen folgenloſen Geſchlechtsverkehr mit einem früheren Verlobten konnte den 
Kläger die Erwartung hinwegſehen laſſen, daß die Offentlichkeit von dem Fehltritte der 
Beklagten nichts erfahren und der Ruf ſeiner zukünftigen Frau wenigſtens nach außen 
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hin unbeeinträchtigt bleiben würde. Anders aber, wenn die Beklagte Mutter eines noch 
am Leben befindlichen Kindes, wenn alſo ein lebender Zeuge ihres unehelichen Geſchlechts⸗ 
verkehrs vorhanden war (RG 104, 335; RG JW 1924, 67711; NG Recht 1927 Nr 912). — Ein 
unbeſcholtenes Mädchen, das infolge Notzucht die Jungfernſchaft verloren hat oder ſogar 
geſchwängert worden iſt, kann als mit einem ſittlichen Makel behaftet nicht angeſehen werden. 
Eine auf dieſen Vorgang geſtützte Eheanfechtung wäre unbegründet, auch wenn das Kind zur 
Zeit der Anfechtung noch am Leben wäre. — Die Anfechtung aus § 1333 und gegebenen⸗ 
falls aus $ 1334 kann der Mann darauf gründen, daß die Frau vor der Eheſchließung ver⸗ 
ſucht habe, ihre Leibesfrucht abzutreiben. Dieſe Handlungsweiſe beweiſt eine ſittliche 
Auffaſſung und eine Charaktereigenſchaft der Frau, welche bei verſtändiger Würdigung des 
Weſens der Ehe einen Mann von regelrechtem ſittlichem Empfinden von der Eheſchließung 
abgehalten hätte, ganz ohne Rückſicht darauf, ob die Frau ſich mit dem Strafgeſetz in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt hätte oder nicht. Dabei ift zu berückſichtigen, daß nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts (R St 34, 207; 47, 65) es zum ſtrafbaren Verſuch der Abtreibung 
genügt, wenn eine Nichtſchwangere ſich für ſchwanger und das von ihr zum Zwecke der Ab- 
treibung angewandte Mittel für tauglich hält (RG 4. 2. 24 IV 269/23). Irrtum der Frau 
darüber, daß der Mann früher mehrmals verlobt geweſen, daß er Vater eines vor der Ehe 
erzeugten unehelichen Kindes und zu deſſen Unterhaltung verpflichtet iſt, begründet kein 
Anfechtungsrecht (RG ZW 02 Beil 285°), jedoch kann ein vorehelicher Ehebruch die Anfech⸗ 
tung rechtfertigen (RG JW 02 Beil 215; RG FW 04, 20418; 07, 31). Sittliche Beſcholtenheit 
wegen früher betriebener Päderaſtie begründet die Anfechtung (RG 52, 310), ebenſo 
Hang zur fortgeſetzten Begehung von Betrügereien (RG JW 05, 53214), vorehelicher 
vertrauter Umgang mit einem alten Lüſtling in der Abſicht, Geldvorteile herauszu 
ſchlagen (RG JW 07, 2571), vorehelicher vertrauter Umgang der Frau mit dem eigenen 
Stiefvater ſowie ſonſtiges unſchickliches, ein Hinwegſetzen über die Anforderungen von Zucht 
und Sitte enthaltendes Benehmen, insbeſondere das Dulden zu weit gehender Zudring⸗ 
lichkeiten (RG 4. 2. 15 IV 434/14). Die Anfechtung iſt für begründet erachtet worden, 
weil die Frau nicht nur während der Brautzeit dem Manne die Beiwohnung geſtattet hatte, 
ſondern ſchon vor der Brautzeit mit einem andern Manne, mit dem ſie nicht verlobt war, 
wiederholt geſchlechtlich verkehrt hatte (RG JW 1910, 10045), ferner weil die Frau, die vor 
der Ehe zweimal nacheinander mit andern Männern verlobt war, ſich jedesmal in der Braut. 
zeit ihrem Bräutigam geſchlechtlich hingegeben hatte (RG JW 1911, 812200. Zwar wird 
in manchen Volkskreiſen der Geſchlechtsverkehr zwiſchen Verlobten als entſchuldigt angeſehen. 
Wenn aber eine 57 Jahre alte Witwe monatelang mit ihrem Verlobten in wilder Ehe lebt, 
ſo wird geſchlechtliche Beſcholtenheit mit Recht angenommen (RG JW 1915, 780). Mit 
Recht iſt die Anfechtung für begründet erachtet worden, weil die Frau vor der Eheſchließung 
in der Empfängniszeit ihres in der Ehe geborenen Kindes außer mit ihrem ſpäteren Gatten 
auch mit deſſen Bruder geſchlechtlich verkehrt hatte, ſo daß über die Vaterſchaft des Kindes 
gerechte Bedenken gehegt werden konnten (Seuffü 69 Nr 125). Vgl. auch RG Warn 1917 
Ar 209. Der dem Kläger unbekannte Umſtand, die Beklagte habe nicht nur mit X (was 
Kläger wußte), ſondern auch noch mit zwei anderen Männern vor der Eheſchließung mit 
dem Kläger geſchlechtlichen Umgang gehabt, kann einen Anfechtungsgrund bilden, weil der 
einen Rückſchluß auf mangelhafte Beherrſchung der Beklagten in geſchlechtlichen Dingen und 
damit auf einen ſittlichen Fehler zuläßt (RG Warn 1927 Nr 14). Das entſcheidende Merk⸗ 
mal für den Zuſtand einer wilden Ehe iſt, daß dieſe ſich in voller Offentlichkeit abſpielt, daß 
I die Kenntnis von dieſem Treiben auch unbeteiligten Perſonen geradezu aufdrängt, daß 
— Allgemeinheit durch dieſen Angriff auf ihr ſittliches Empfinden ſchwer verletzt wird und 
rn a das in wilder Ehe lebende Mädchen für ſittlich unterwertig erachtet (RG Lg 1927, 
pr Vor der Ehe erlittene Strafen können die Anfechtung begründen, zumal wenn es 
Sec ſchwere oder entehrende oder ſehr häufige Strafen handelt (RG 21. 11. 07 IV 154/07; 
bl 80, 2). „Einmalige Beſtrafung eines Lehrers mit mehrjähriger Gefängnishaft wegen 
et unſittlicher Handlungen mit Schulmädchen kann als ein ſeiner Perſon anhaftender 
Bel chen werden (RG JW 1910, 4751). Es genügt, wenn der ſittliche Makel, die 
24 enheit, der ſchlimme Leumund, der üble Ruf bei der Eheſchließung weiterbeſtand, 
6 3 Eutſtehungsurſache jahrelang zurückliegen (R Gruch 59, 751). Vor der Ehe 
er 1 1 5 können die Anfechtung auch dann begründen, wenn die Beſtrafung 
ung r Ehe eintritt (RG 51, 340). Eine vorübergehende Geiſtes⸗ oder Gemüts · 
Ka & eine bloße Anlage zur Geiſteskrankheit ftellt ſich nicht als eine perſönliche Eigen⸗ 
ae en des $ 1333 dar, ebenſowenig eine bloße geiſtige Minderwertigkeit, dagegen 
heil eine Danernde Störung der geiſtigen Fähigkeiten. Die Anlage zur Geiſteskrank⸗ 
la 17 nn vorhandenen Geiftestrantheit allerdings dann gleichzuftellen, wenn die An. 

0 Nr 238. n lichen Entwicklung der Dinge zur Geiſteskrankheit führen muß (RG 
ärztlichen Wiſſ 2.1011 Nr 85; 1912 Nr 310). Nicht jedwede Geiſtesanlage, die in der 
en Wiſſenſchaft als krankhafter Zuſtand bezeichnet wird, darf ohne weiteres als An⸗ 
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fechtungsgrund zugelaſſen werden. Rechtlich kommt es in dieſer Beziehung weſentlich auf 
die beſondere Eigenart der Geiſtesanlage und auf die Art und Schwere ihrer ſpäteren Ent⸗ 
wicklung an, namentlich auch darauf, ob ein ſolcher ärztlich als krankhaft erklärter Geiſtes⸗ 
zuſtand an ſich ſowohl wie in feiner Erſcheinungsweiſe tatſächlich nach der Lebensauffaſſung 
und der allgemeinen Erfahrung überhaupt und von vornherein mit dem Weſen der Ehe un⸗ 
verträglich erſcheint (R JW 1920, 55575 R6 Gruch 65, 95; RG Warn 1927 Nr 32). Eine 
bloße geiſtige Minderwertigkeit genügt regelmäßig zur Anfechtung der Ehe nicht, wohl 
aber eine nahe an der Grenze der Unzurechnungsfähigkeit liegende Geiſtesſchwäche, alſo 
eine Eigenſchaft im Sinne des § 1333, die die Anfechtungsklage rechtfertigen würde, wenn 
ſie an ſich und nach ihrer Erſcheinungsweiſe mit dem Weſen der Ehe nicht vereinbar wäre 
und den Kläger von der Eingehung der Ehe abgehalten hätte (RG ZW 1920, 3557; 1922, 162%; 
RG 4. 6. 23 IV 742/22). Krankhafte Störung des Gefühlslebens der Frau, die ſich in 
erhöhter Reizbarkeit, Eigenſinn, geſteigertem Selbſtgefühl, Rechthaberei und dem Unver⸗ 
mögen, ſich neuen Verhältniſſen anzupaſſen, äußert, als Anfechtungsgrund nicht anerkannt 
in RGS Gruch 68, 324. Es iſt nicht ſchlechthin anzuerkennen, daß eine dauernde, ernſtliche 
Arbeit beeinträchtigende Willensſchwäche und die Möglichkeit zeitweiliger Verſchlimmerung, 
auch wenn die Familie auf Mitarbeit des Mannes angewieſen iſt, von vornherein mit dem 
Weſen der Ehe als einer dauernden, ſittlichen Lebensgemeinſchaft unvereinbar ſei (RG Warn 
1927 Nr 32). Für das Vorliegen eines mit dem Weſen der Ehe unvereinbaren Zuſtandes 
iſt die anfechtende Partei beweispflichtig (Res Warn 1927 Nr 32). Das dauernde Behaftetſein 
mit einer ſtarken Anfälligkeit für ein nervöſes Leiden, das die Frau für die vorausſichtlich 
längere Zeit ſeines Auftretens unfähig macht, die ihr nach § 1356 obliegenden Pflichten der 
Leitung des gemeinſchaftlichen Hausweſens und der Verrichtung von Arbeiten darin zu er⸗ 
füllen, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den Verhältniſſen der Ehegatten üblich iſt, kann ſehr 
wohl als eine perſönliche Eigenſchaft im Sinne des $ 1333 anzusprechen fein (RG IB 
1922, 1624). Eine an ſich heilbare und ſich nur als eine vorübergehende Geiſtesſtörung kenn⸗ 
zeichnende Melancholie der Frau iſt als Anfechtungsgrund beanſtandet worden in RG Gruch 
65, 95. Keine perſönliche Eigenichaft iſt es, wenn in Anbetracht mehrerer in der Verwandt⸗ 
ſchaft des Ehegatten vorgekommenen Fälle geiſtiger Erkrankung nur die unbeſtimmte Beſorgnis 
vorliegt, auch bei dem Ehegatten werde künftig Geiſteskrankheit ausbrechen. Selbſt eine feſt⸗ 
ſtellbare perſönliche Veranlagung zur Geiſteskrankheit ſtellt noch nicht eine perſönliche Eigen⸗ 
ſchaft dar (RG 73, 134). Auch die Frage der Vererblichkeit kann bei Prüfung des An⸗ 
fechtungsrechts eine Rolle ſpielen. Aus begreiflichen Gründen kann niemand zugemutet 
werden, daß er die Ehe eingeht, wenn mit mehr oder weniger Gewißheit zu erwarten iſt, daß 
ſich die Veranlagung zu geiſtiger Erkrankung von dem andern Ehegatten auf die vorausſicht⸗ 
liche Nachkommenſchaft im Wege der Vererbung übertragen wird, und auf die Erzielung einer 
Nachkommenſchaft iſt doch die Ehe ihrem Weſen nach gerichtet. Das Hervorgehen einer Nach⸗ 
kommenſchaft mit einer Belaſtung in Rede ſtehender Art wäre für die Beteiligten und die 
Allgemeinheit etwas durchaus nicht Wünſchenswertes (NG Recht 1922 Nr 972). Einen 
Fall der Eheanfechtung durch den Mann wegen erblicher Belaſtung der Frau mit Geiſtes⸗ 
krankheit behandelt RG Warn 1926 Nr 91 (der Mann behauptete, ihm ſei argliſtig verſchwiegen 
worden, daß in der mütterlichen Verwandtſchaft der Frau die Großmutter, ein Großonkel 
und die Urgroßmutter geiſteskrank geweſen ſeien und teilweiſe durch Selbſtmord geendet 
hätten). Fallſucht (Epilepſie) kann, wenn unheilbar, als perſönliche Eigenſchaft in Betracht 
kommen, dagegen dann nicht, wenn es ſich um ein vorübergehendes, wenn auch ſchwer heil⸗ 
bares Leiden handelt (RG 26. 5. 13 IV 46/13; R L3 1918, 91312). Was das Reichsgericht 
in ſtändiger Rechtſprechung für die Erfüllung des Begriffs der „perſönlichen Eigenſchaft“ in 
§ 1333 durch eine Krankheit erfordert hat, nämlich daß dazu regelmäßig Unheilbarkeit des Leis 
dens gehöre, gilt freilich nicht für den Begriff des „Umſtandes“ im Sinne des $ 1334 (RG 
1. 7. 20 IV 64/20). Vgl. 5 1334 A 5. Erbliche Veranlagung zur Lungenſchwindſucht würde 
als Anfechtungsgrund nur, wenn die Anlage mit Notwendigkeit zu einer unheilbaren Er⸗ 
krankung führen muß, in Betracht kommen (RG JW 1915, 1405). Unheilbare Knochen⸗ 
tuberkuloſe der Frau als Anfechtungsgrund anerkannt in RG Warn 1917 Nr 210. Gleich⸗ 
geſchlechtliche Veranlagung des Mannes, die zur Betätigung geführt hat, als Anfechtungs⸗ 
grund anerkannt in RG Warn 1917 Nr 43. Desgleichen diebiſche Neigung eines Ehegatten 
(RG Warn 1918 Nr 118); desgleichen ſchwere (ſich zeitweiſe zu vorübergehender Geiſtes⸗ 
ſtörung und Bewußtloſigkeit ſteigernde) Hyſterie der Frau (RG IW 1918, 686“ und 
daſelbſt zuſtimmend Straßmann: RG 23 1920, 649%); ebenſo angeborener Schwachſinn 
(RG 28. 1. 15 IV 448/14). Eine bloß gelegentliche Verfehlung vor der Ehe begründet 
noch nicht die Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft (RG JW 07, 25817; 1911, S 
RG 22. 11. 09 IV 509/09). Eine einzelne Verfehlung (Bruch der Verlöbnistreue durch den 
Mann) kann zur Feſtſtellung eines ſchweren Charakterfehlers ausreichen (RG JW 1914, 6468). 
Keine perſönliche Eigenſchaft des Bräutigams liegt darin, daß ſein zur Zeit der Verlobung ver⸗ 
ſtorbener Vater vor Jahren wegen Meineides beſtraft worden iſt. Das Verſchweigen der Tat⸗ 
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ſache kann aus dem Gefühle kindlicher Ehrfurcht gerechtfertigt ſein, aber unter Umſtänden auf 
einen hohen Grad von Unwahrhaftigkeit als eine perſönliche Eigenſchaft im Sinne des § 1333 
ſchließen laſſen oder ſogar eine argliſtige Täuſchung (8 1334) enthalten (RG 14. 4. 10 IV 328/09). 
Schwerwiegende Fälle, in denen die feſtgeſtellten Tatſachen einen eingewurzelten Hang 
zur Unwahrhaftigkeit und Unehrlichkeit des Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung ergeben, 
können zur Anwendung des 8 1333 führen (RGS Warn 1912 Nr 395). Ebenſo OLG 32, 1. 
Vgl. auch RG Warn 1919 Nr 174 oben A 5 (Hang zu fortgeſetzter Unaufrichtigkeit). Nur 
der Irrtum über einen ſich als perſönliche Eigenſchaft darſtellenden Hang zur Unwahrhaftig⸗ 
keit kommt als Anfechtungsgrund in Betracht. Nicht der Umſtand, daß die Beklagte in einem 
beſonderen Falle ſich einer ſchweren Verletzung der Wahrheitspflicht hat zu Schulden kommen 
laſſen, ſondern allein das entſcheidet, ob ſich darin der ſittliche Fehler der Lügenhaftigkeit 
als Eharaktereigenſchaft offenbart. Letzteres wurde mit der Erwägung verneint, daß 
es noch keinen beſonderen Hang zur Lügenhaftigreit erkennen laſſe, wenn die Beklagte ihrem 
Verlobten in der für die Beteiligten peinlichen Frage des vorehelichen Geſchlechtsverkehrs 
nicht die volle Wahrheit ſagte (uch Warn 1927 Nr 14). Val. dazu RG Recht 1926 Nr 2439. 
Neigung zur Unwahrhaftigkeit und Unehrlichkeit des Ehegatten als einer die Anfechtung 
begründenden ſittlichen Eigenſchaft wurde in einem Falle feſtgeſtellt, in dem der Ehegatte auf 
ausdrückliches Verlangen des andern Ehegatten vor der Eheſchließung ehrenwörtlich und 
ſchriftlich die Erziehung der zu erwartenden Kinder im katholiſchen Glauben zugeſagt, eine 
gleiche Zuſage auch dem beteiligten katholiſchen Geiſtlichen abgegeben hatte, die Zuſage aber 
nicht einhielt (RG Warn 1920 Nr 165). Vgl. RG JW 06, 21% und 81353 A 3. Trunkſucht 
und gewalttätiger Charakter ſind perſönliche Eigenſchaften im Sinne des $ 1333 und an ſich 
geeignet, die Anfechtung der Ehe zu begründen. Dieſe Eigenſchaften ſind aber nicht not⸗ 
wendig bleibend; ſie können ſchwinden oder ſich zu einem erträglichen Grade verringern. Es 
bedarf daher zur Begründung der Anfechtungsklage der Feſtſtellung, daß die bezeichneten 
Fehler dem Ehegatten noch zur Zeit der Eheſchließung als Ausfluß ſeines Weſens innewohnten 
(RG Lg 1921, 455°). 

6. Irrtum. Der Anfechtungsgrund ſetzt voraus, daß dem anfechtenden Ehegatten bei 
der Eheſchließung die wahre Sachlage unbekannt war. Hinſichtlich der Unkenntnis als einer 
klagebegründenden Behauptung trifft ihn die Darlegungspflicht. Nicht erforderlich iſt, daß 
der andere Ehegatte die fragliche perſönliche Eigenſchaft dem anfechtenden Ehegatten verhehlt 
oder ihn darüber argliſtig getäuſcht hat. Die Anwendung des $ 1333 iſt natürlich nicht aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der Irrtum durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen wurde. Eine Pflicht 
zur Offenbarung perſönlicher Eigenſchaften entſpräche wohl dem beiderſeits entgegenzu⸗ 
bringenden Vertrauen, iſt aber vom Geſetze nicht aufgeſtellt. Sogar wenn der Ehegatte ſeinen, 
die Anfechtung veranlaſſenden Fehler nicht gekannt hat, iſt die Anfechtung zuläſſig, ebenſo 
dann, wenn die Unkenntnis des anfechtenden Ehegatten auf eigener Fahrläſſigkeit beruht 
hat. — Unter Brautleuten beſteht kein rechtlicher Zwang zur Offenbarung perſönlicher Eigen- 
ſchaften. Jeder Teil muß aber mit dem Anfechtungsrechte des andern rechnen. Der gute 
Glaube, der andere Teil werde an der ihm verſchwiegenen, perſönlichen Eigenſchaft keinen 
Anſtoß nehmen, beeinträchtigt das Anfechtungsrecht nicht (RG 10. 1. 10 IV 262/09). Eine 
auf Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis des Ehegatten von einer die Anfechtung begründen 
den perſönlichen Eigenſchaft des andern Ehegatten ſchließt das Anfechtungsrecht nicht aus. 
Denn der durch Unkenntnis hervorgerufene Irrtum iſt für die Anfechtung rechtlich bedeutſam, 
ohne daß es auf die Frage ankommt, wie der Irrtum entſtanden iſt und ob und inwieweit 
1 der Entſtehung des Irrtums ein Verſchulden des Irrenden mitgewirkt hat (RG 26. 9. 12 
IV 110/12). Ein zur Eheanfechtung ausreichender Irrtum iſt nur anzuerkennen, wenn der 
eee ud in einer falſchen Vorſtellung befangen war, nicht aber, wenn er den unwahren 
f achverhalt nur als wahrſcheinlich oder möglich anſah und mit der Möglichkeit der Unrichtig⸗ 
keit 9 Annahme rechnete (RG 85, 324; RG LZ 1927, 167%). Die bloße Wahrſcheinlich⸗ 
15 er Unkenntnis der anfechtenden Partei genügt nicht. Das würde ſonſt darauf hinaus⸗ 
aan = beklagten Partei den Beweis für die Kenntnis der klagenden Partei aufzu⸗ 
Theil are die Unkenntnis der klagenden Partei vom Anfechtungsgrunde nur wahr⸗ 
3 u nicht zur Überzeugung des Gerichts erwieſen, ſo müßte das entweder zu 
(016 Par 107 e e des Sachverhalts Anlaß geben oder dem Beklagten zugute kommen 
einen J 15 Nr 32). Der Anſechtungskläger hat den vollen Tatbeſtand des § 1333, alſo auch 
15 — um zu beweiſen (R JW 1915, 7802; RGS Warn 1915 Nr 119). Allein das Gericht 
daß der M nicht gehindert, den Erfahrungen des Lebens entſprechend, z. B. davon auszugehen, 
m baten fa Ehe nicht geſchloſſen hätte, wenn ihm bekannt geweſen wäre, daß die Frau 
Be Kännern geſchlechtlichen Umgang gehabt habe, und von dieſem Standpunkt 
teyrn er mit dem Gegenbeweiſe zu belaſten. Es handelt ſich alfo um eine fog. Um» 
e Beweislaſt, gegen die rechtlich nichts zu erinnern iſt (RG Warn 1920 Nr 88). 
eich um dem genügt ſeiner Beweispflicht durch Dartun eines Sachverhalts, der 

um dem Gerichte die Überzeugung von der Richtigkeit der von ihm behaupteten 
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Tatſache (Unkenntnis vom Anfechtungsgrunde zur Zeit der Eheſchließung) beizubringen. 
Demgegenüber iſt es Sache des Gegners, die Beweiskraft der vom Kläger beigebrachten 
Beweismittel zu entkräften (RG 28. 1. 15 IV 448/14). Belanglos ift, ob der Anfechtungs- 
grund (Fallſucht) auch dem kranken Ehegatten vor der Eheſchließung unbekannt war (RG 
28. 2. 18 IV 391/17). Über die Pflicht des Gerichts, ſich im Urteile darüber auszuſprechen, ob es 
die Anfechtung wegen Irrtums oder die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung für be⸗ 
gründet erachte, vgl. § 1346 A 3. 

7. Das Weſen der Ehe ſteht zwar unwandelbar feſt und iſt für jedermann gleich, kann 
aber verſchieden gewürdigt werden. Das Geſetz verlangt eine verſtändige Würdigung des 
Weſens der Ehe und will damit alle willkürlichen, der perſönlichen Laune und Stimmung 
entſprungenen Anfechtungsgelüſte abwehren und die Anfechtungsanſprüche auf das durch 
die Ehe als einer vorwiegend ſittlichen Einrichtung gebotene Maß zurückführen. Es handelt 
ſich hier alſo um einen ſachlichen Maßſtab (RG JW 03 Beil 701%; 04, 1147 R 
7. 1. 09 IV 193/08; RG 10. 6. 09 IV 409/08). Ahnlich wird im § 119 verſtändige Würdigung 
des Falles bei der Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irrtums vorausgeſetzt. — Eine 
verſtändige Würdigung darf die alltägliche Lebenserfahrung, daß gewiſſe Enttäuſchungen über 
Charaktereigenſchaften des andern Teils kaum ganz ausbleiben werden, nicht unbeachtet laſſen 
(RG JW 03 Beil 70168, RG 23 1921, 4556). Bruch der Verlöbnistreue durch den Mann 
offenbart eine ſolche Leichtfertigkeit und Vertrauensunwürdigkeit, daß ein Irrtum darüber 
die hier in Rede ſtehende Vorausſetzung der Anfechtung erfüllt, zumal in dem Bruche der 
Verlöbnistreue auch ein wichtiger Grund zum Rücktritte von dem Verlöbnis im Sinne des 
§ 1298 Abſ 3 zu erblicken iſt (RG JW 1914, 646%). Auch trotz feines geringen ſittlichen 
Empfindens kann der Mann die Ehe anfechten, weil die Frau während der Verlobungszeit 
mit einem mehrere Jahre jüngeren Schüler geſchlechtlich verkehrt hat (RG 18. 4. 14 IV 5/14). 

8. Ob die perſönliche Eigenſchaft des einen Ehegatten den irrenden Ehegatten von der Ein⸗ 
gehung der Ehe abgehalten haben würde, läßt ſich nur unter Berückſichtigung der zur Zeit 
der Eheſchließung obwaltenden Verhältniſſe ſowie der perſönlichen Denk und Empfindungs⸗ 
weiſe des irrenden Ehegatten beurteilen. Es handelt ſich hier um einen perſönlichen Maß- 
ſtab (RG ZW 04, 11412). In erſter Linie ift der aus der verſtändigen Würdigung des Weſens 
der Ehe zu entnehmende Maßſtab, nicht das perſönliche Empfinden des Ehegatten maßgebend. 
Letzteres kann das Anfechtungsrecht unter Umſtänden einſchränken, niemals aber über das 
bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe ſich ergebende Maß hinaus ausdehnen (RG 
IW 1911, 54320; 1922, 163°). Muß ſchon nach dieſen höchſtperſönlichen Vorausſetzungen ver⸗ 
neint werden, daß die Kenntnis der Eigenſchaft jene Wirkung auf den irrenden Ehegatten 
geäußert haben würde, ſo iſt die Anfechtung verſagt. In dieſem Falle iſt es gleichgültig, ob 
das Weſen der Ehe eine verſtändige Würdigung bei dem irrenden Ehegatten gefunden hat 
oder nicht, denn dieſer Zuſatz bezweckt die Einengung, nicht die Erweiterung des Anfechtungs⸗ 
rechts. — Die Frage, ob der Ehegatte bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdi⸗ 
gung des Weſens der Ehe die Ehe nicht geſchloſſen haben würde, iſt unter Zugrundelegung 
des tatſächlich richtigen, unter Benutzung aller jetzt verfügbaren Beweistatſachen feſtzuſtellen⸗ 
den Sachverhalts zu beurteilen. War alſo der Mann zwar im Jahre 1890 an Syphilis er- 
krankt, aber im Jahre 1897 bei der Eheſchließung völlig geſund, und würde die Frau bei 
Kenntnis ſeiner früheren Erkrankung damals deren Fortbeſtehen befürchtet und deshalb die 
Ehe nicht geſchloſſen haben, ſo würde dieſe Eheſchließung nicht auf Kenntnis der wahren 
Sachlage, ſondern auf einem darüber beſtehenden Irrtum beruht haben. Die Frau würde 
demzufolge keinen Grund zur Anfechtung haben (RG 103, 322). Der Umſtand, über den 
ſich der Ehegatte bei der Eheſchließung in Unkenntnis befunden hat, muß nicht nur ſeinem 
perſönlichen Empfinden nach, ſondern auch vom ſachlichen Standpunkt aus als ein weſent. 
licher Hinderungsgrund gegen die Entſchließung zur Eingehung der Ehe anzuſehen ſein. Bei 
dieſer Prüfung muß der wahre Sachverhalt, wie er ſich zur Zeit der ergehenden Entſcheidung 
darſtellt, zugrunde gelegt werden. Denn nur ſo läßt ſich die Feſtſtel ung treffen, ob ſich der 
getäuſchte Ehegatte „bei Kenntnis der Sachlage“ von der Eingehung der Ehe hätte ab⸗ 
halten laſſen dürfen, ob alſo wirklich die Unkenntnis eines weſentlichen Umſtandes vorgelegen 
hat. Hat der Betlagten ede ernſtliche Abſicht, ihren früheren geſchiedenen Ehemann zu ver⸗ 
iften, gefehlt, würde aber der Kläger bei Kenntnis der von der Beklagten darüber getanen 
ußerungen dieſe als ernſt gemeint aufgefaßt und deshalb von der Eheſchließung mit der 
Beklagten Abſtand genommen haben, ſo hätte dieſe Entſchließung nicht auf einer Kenntnis 
der Sachlage, ſondern auf einer in anderer Beziehung beſtehenden Unkenntnis derſelben beruht 
(RG 28. 4. 21 IV 567/20). Ein Mann, der zwar nicht weiß, daß die Braut ſich mit einem 
andern Manne geſchlechtlich eingelaſſen hat, dies wohl aber argwöhnt und trotzdem zur Ehe 
ſchreitet, rechnet mit der Möglichkeit, daß ein ſolcher Geſchlechtsverkehr ſtattgefunden habe. 
Sein Argwohn iſt geeignet, die Feſtellung auszuſchließen, daß er ſich bei Kenntnis des Ge ⸗ 
ſchlechtsverkehrs von der Eingehung der Ehe hätte abhalten laſſen (RG ZW 1912, 2442; 
RS 26. 9. 12 IV 110/12). Die Vorausſetzungen der Eheanfechtung nach § 1333 find nicht 
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gegeben, wenn der Anfechtende bei Eingehung der Ehe mit der Möglichkeit des Vorhanden⸗ 
ſeins der Eigenſchaften rechnete, auf die er ſeine Anfechtung gründet (RG LZ 1927, 167%. — 
Bei der Anfechtungsklage gibt das Verhalten, das der Ehegatte nach der Vorſtellung des 
Richters vor Eingehung der Ehe beobachtet haben würde, den Ausſchlag, nicht ſein 
ſpäteres Verhalten (RG 4. 4. 10 IV 476/09). Es ift etwas anderes, ob eine Ehe⸗ 
frau aus natürlicher Scheu davon abſieht, einen ſittlichen Makel des Ehemanns (widernatür⸗ 
liche Unzucht mit andern Männern) zum Anlaß einer Anfechtung oder eines Scheidungs- 
begehrens zu nehmen, nachdem die Ehe einmal geſchloſſen iſt, oder ob ſie bei 
Kenntnis dieſes ſittlichen Makels vor Eingehung der Ehe dieſe geſchloſſen haben würde 
(RG 95, 289). Die Anfechtung wegen Bruchs der Verlöbnistreue des Mannes iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die Frau während des Brautſtandes Außerungen getan hat, aus denen, 
wenn auch nicht auf eine Ermächtigung zum Geſchlechtsverkehr mit andern, doch darauf, 
daß ihr an Wahrung der Verlöbnistreue durch den Mann nichts lag, geſchloſſen werden kann 
(RG JW 1914, 646%). Läßt das unſittliche Verhalten der Frau den Schluß zu, daß es ihr 
ſchon bei der Eheſchließung an Sittlichkeits⸗ und Ehrgefühl gemangelt hat, ſo iſt ſie nicht 
berechtigt, die Ehe aus dem Grunde, weil der Mann den Titel eines Doktor der Rechte 
(durch falſche Verſicherung der Selbſtanfertigung der ſchriftlichen Prüfungsarbeiten) er⸗ 
ſchlichen hat und ſie von dieſer Tatſache erſt nach der Eheſchließung Kenntnis erhalten 
hat, anzufechten (RG 14. 6. 15 IV 9/15). Bei Prüfung der Frage, ob der Kläger ſich bei 
Eingehung der Ehe in einem Irrtum über das Vorleben der Beklagten (die vor der Verlobung 
mit ihrem Arbeitgeber lange Zeit geſchlechtlich verkehrt hatte) befunden hat, iſt auch die Frage 
zu prüfen, ob nach der vom Kläger betätigten Auffaſſung vom Weſen der Ehe (der Kläger 
hatte unter anderem ehebrecheriſche Beziehungen zu einer verheirateten Frau unterhalten) 
ihm zuzutrauen iſt, daß er über einen Makel in der Vergangenheit ſeiner Braut hinweggeſehen 
haben würde (RG Lg 1927, 167%). Es darf und muß von vornherein davon ausgegangen 
werden, daß eine richtig empfindende Frau mit einem Manne, der unnatürlichen Ge⸗ 
ſchlechtsneigungen (Unzucht mit andern Männern) ergeben iſt, eine Ehe nicht eingehen 
wird (RG 95, 289). 5 , 

9. Beginn der Anfechtungsfriſt 88 1339 Abſ 2, 3, 206. Die Beweislaſt dafür, daß die 
Vorausſetzungen des 8 1333 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. Vgl. RG Warn 
1917 Nr 209. Den Ehegatten, gegen den die Nichtigerklärung durchgeſetzt werden joll, trifft 
grundſätzlich niemals eine Beweislaſt. Tatſächliche Gründe können allerdings unter Um. 
ſtänden zu einer ſog. Umkehrung der Beweislaſt fuhren (R Lz 1921, 143°; NG Recht 
1920 Nr 3386). Im Falle des $ 1333 hat zunächſt der Anfechtungskläger zu beweiſen, daß 
er bei Eingehung der Ehe in einem Irrtum über eine perſönliche Eigenſchaft der Betlagten 
befangen geweſen ſei. Exit dann iſt es Sache der Beklagten, zu beweiſen, daß der Kläger 
die Anfechtungsfriſt ($ 1339) verſäumt habe (RG LZ 1923, 647°). — Verlangt der Vater, 
nachdem die Ehe gemäß $ 1833 für nichtig erklärt worden, gemäß 8 1702 Abſ 1 von der Mutter 
die Herausgabe des gemeinſchaftlichen Kindes, jo hat er zu beweiſen, daß der Mutter 
die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war. Die Beweispflicht erſtreckt ſich 
auf den geſamten Tatbeſtand des $ 1338, insbeſondere das Bewußtſein der Mutter, daß der 
Vater bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der 
Eheſchließung Abſtand genommen haben würde (RG JW 1912, 2451“). 


8 1334 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werdend), der zur 
Eingehung der Ehe durch argliſtige Täuſchung ) über ſolche Umſtände“) 
beſtimmte) worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe?) von der Eingehung der Ehe 
abgehalten haben würdens). Iſt die Täuſchung nicht von dem anderen Ehe⸗ 
gatten verübt worden, ſo iſt die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieſer die 
Täuſchung bei der Eheſchließung gekannte) hat. 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die 
Anfechtung nicht ſtatt 10) 1). 
3 8 Nr 1, 1261 Nr 1 I 1242; M 4 72; B 4 72, 76, 81. 

1. Der § 1334 Ubf 1 entſpricht den im § 123 Abſ 2, 2 a „die Anfechtung von 
Vene . betreffenden ee am ee = Der 
KERN. ae e Dehnung e a ha ehe o Shah ge 
richtete Abſicht nicht erforderlich ift Rs 111, d). 01 9 1338 5 ſich 725 934 
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hauptſächlich dadurch, daß es ſich dort (abgefehen vom Irrtum in der Perſon) um perſönliche 
Eigenſchaften des andern Ehegatten, hier um Umſtände, dort um Irrtum, hier um 
argliſtige Täuſchung handelt. 

2. Anfechtungsberechtigt iſt der getäuſchte Ehegatte, nicht der andere Ehegatte oder ein 
Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 

4. Argliſtige Täuſchung liegt vor, wenn bei dem irrenden Ehegatten die falſche Vorſtellung 
durch argliſtiges Verhalten eines andern hervorgerufen worden iſt. Das argliſtige Verhalten 
kann ſowohl in der abſichtlichen Vorſpiegelung falſcher Umſtände als auch in der abſichtlichen 
Entſtellung oder Unterdrückung wahrer Umſtände beſtehen. Der Täuſchende muß den Vorſatz 
haben, durch die Täuſchung den Getäuſchten zur Eheſchließung zu beſtimmen. Die Anfechtung 
iſt auch dann zuläſſig, wenn der getäuſchte Ehegatte fahrläſſig gehandelt hat. — Argliſtig 
iſt das Verhalten eines Verlobten ſchon dann, wenn er in berechnender Weiſe auf die Möglich⸗ 
keit hin, daß die Eheſchließung ſonſt nicht zuſtande kommen werde, gefliſſentlich von der Mit⸗ 
teilung einer Tatſache (3. B. einer ſchweren Beſtrafung ſeines verſtorbenen Vaters) abſieht 
(RG 14. 4. 10 IV 328/09). $ 1334 verlangt nichts weiter, als daß der Getäuſchte zur Ab⸗ 
schließung einer Ehe beſtimmt werden ſoll, die er ohne die Täuſchung nicht abſchließen⸗würde. 
Auf die Vorſtellung, welchen Verlauf die durch Täuſchung herbeigeführte Ehe nehmen werde, 
kommt es nicht an. Die Hoffnung, daß die Ehe glücklich ſein und der Getäuſchte an ihr feſt⸗ 
halten werde, wird faſt immer beſtehen. Das Anfechtungsrecht aus § 1334 würde aber un⸗ 
erträglich eingeſchränkt, wollte man den Nachweis erfordern, daß der Täuſchende darauf 
abgezielt habe, eine dem Wohle des Getäuſchten nachteilige Ehe herbeizuführen. Die 
Meinung des Täuſchenden darüber, ob der Getäuſchte von ſeinem Anfechtungsrecht auch 
Gebrauch machen werde, iſt unweſentlich. Ebenſo im Falle des § 1345 bei Kenntnis des 
Nichtigkeitsgrundes (RG 111, 5). Vgl. § 1345 A 4. Vgl. uuch Rr 21. 11. 12 IV 298/12 (unge- 
nügende Aufklärung der Braut über Beiwohnungsunfähigkeit des Bräutigams). So iſt die Anfech⸗ 
tung aus 8 1334 für begründet erachtet worden, weil die Frau ein außerehelich geborenes Kind 
hatte und dieſes dem Manne gegenüber, der zwar von dem außerehelichen Geſchlechtsverkehre der 
Frau, aber nicht von dem Vorhandenſein eines Kindes Kenntnis hatte, argliſtig als das Kind 
einer Verwandten ausgab (RG IW 1910, 707%). Die bloße Nichtangabe ungünſtiger 
Umſtände ſtellt noch keine auf Täuſchung abzielende Handlungsweiſe dar (RG Warn 1913 
Nr 348). Gegen einen Verlobten, der die Schwere und Unheilbarkeit ſeiner Krankheit 
(hier Bleivergiftung) ſelbſt nicht klar erkannt hat, kann daraus, daß er den andern Teil über 
die Krankheit nicht e der Vorwurf argliſtiger Täuſchung nicht hergeleitet werden 
(RG Recht 1921 Nr 1383). Über die Pflicht des Gerichts, ſich im Urteile darüber auszu⸗ 
sprechen, ob es die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung oder nur wegen Irrtums für 
begründet erachte, vgl. § 1346 A 3. Hat die Braut das ihr vom Bräutigam gegebene Ver⸗ 
ſprechen, die zu erwartenden Kinder in einem beſtimmten Glaubensbekenntnis erziehen zu 
laſſen, für ernſtlich gemeint halten und annehmen können, daß der Mann erſt ſpäter ſeine 
Abſicht geändert habe, ſo kann aus dem Verhalten der Frau, die ſich ſpäter dem Willen des 
Mannes gefügt hat, nicht gefolgert werden, daß ſie ſich in Kenntnis der gegen ſie vor der Ehe⸗ 
ſchließung vom Manne verübten Täuſchung ſeinem Willen gefügt und dadurch auf ihr Recht 
her — . der Ehe wegen argliſtiger Täuſchung verzichtet habe (RG Recht 1920 

r 909). 

5. Umſtände aller Art, nur nicht die Vermögensverhältniſſe, können in Betracht kommen. 
Beiſpiele: Der Mann ſpiegelt der Frau vor, er habe die zu einem gewiſſen Beruf erforder⸗ 
lichen Prüfungen beſtanden, oder ſein im Auslande befindlicher Wohnſitz ſei im Inlande. 
„Auch Vorbeſtrafungen können in Betracht kommen. — Argliſtige Verſchweigung des Um⸗ 

ſtandes, daß der an Fallſucht (Epilepſie) leidende Ehegatte ſchon vor der Ehe epileptiſche 
Anfälle gehabt habe, kann die Anfechtung begründen RG 26. 5. 18 IV 46/13). Vgl. 8 1383 
A 5. Als ein Umſtand, der den ihn kennenden Chegatten bei verſtändiger Würdigung des 

Weſens der Ehe von der Eheſchließung abgehalten haben würde, kann ſich eine Krankheit des 
andern Ehegatten, insbeſondere eine langdauernde, ſchleichende Krankheit auch dann darſtellen, 
wenn fie heilbar ift (RG 1. 7. 20 IV 64/20). Als ein Umſtand im Sinne des $ 1334 könnte 
die Tatſache angeſehen werden, daß die Frau vor der Ehe im Alter zwiſchen 15 und 16 Jahren 
von ihrem damaligen Dienſtherrn vergewaltigt worden und infolge davon nach 5 Monaten 
eine Fehlgeburt gehabt hat (Rh LZ 1923, 647°. In dieſem Falle kam es auf den Verluſt 
12 0 als perſönliche Eigenſchaft nicht an und Beſcholtenheit war nicht anzu⸗ 
nehmen). 

6. Die Eingehung der Ehe muß alſo im ursächlichen Zuſammenhange mit der Täuſchung 
ſtehen. — Die Eheanfechtung iſt auch dann möglich, wenn durch die argliſtige Täuſchung des 
Mannes durch die Frau (nämlich durch die bewußt unwahre Behauptung der Frau, ſie ſei 
aus dem vorehelichen Geſchlechtsverkehre mit dem Manne ſchwanger) nicht ſo ſehr die Ehe 
überhaupt als deren vorzeitiger Abſchluß herbeigeführt iſt. Zwar könnte eine geringe 
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zeitliche Verſchiebung im Einzelfall unweſentlich fein. Wenn es jich aber darum handelt, daß 
durch die Verſchiebung andere Grundlagen für die Ehe geſchaffen ſein würden, insbeſondere 
die Ehe nur bei eingetretener geiſtiger Reife der Braut und geſicherten wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen des Bräutigams geſchloſſen worden wäre, fo ericheint dadurch die infolge der Täuſchung 
wirklich geſchloſſene Ehe weſentlich verſchieden von derjenigen, die ohne die Täuſchung mög⸗ 
licherweiſe geſchloſſen worden wäre (RG IW 1920, 8329). 

7. Über verſtändige Würdigung des Weſens der Ehe vgl. $ 1333 A 7. 

8. Für die Frage, ob die fraglichen Umſtände den Ehegatten von der Eheſchließung 
abgehalten hätten, gilt das in A 8 zu § 1333 Geſagte. 
en. Dem Kennen ift das Kennenmüſſen (8 122) nicht gleichgeftellt. Abweichung von $ 123 

2 

10. Geht die Täuſchung Über Vermögensverhältniſſe von dem Ehegatten aus, [o 
kann die Anfechtung aus § 1333 gegeben ſein, wenn die Art der Täuſchung und der gewählten 
Täuſchungsmittel auf vollkommene Verlogenheit und Ehrloſigkeit des Täuſchenden ſchließen 
läßt (RG ZW 03 Beil 7016). Über die Möglichkeit, den Abſchluß einer Ehe als Mittel zur 
Erreichung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils zu mißbrauchen (Streben nach einer 
reichen Heirat), vgl. RGSt 34, 85. 
11. Beginn der Anfechtungsfriſt SS 1339 Abſ 2, 203. Die Beweislaſt dafür, daß 
die Vorausſetzungen des § 1334 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. Wegen Be⸗ 
ſtrafung des täuſchenden Ehegatten vgl. $ 170 StGB. 


§ 1335 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden!), der zur 
Eingehung der Ehe widerrechtlich“) durch Drohung?) beſtimmté) worden ift?), 
E I 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 II 1243; M 4 71, 86; P 4 72 ff., 81. 


1. Der $ 1335 entſpricht dem im $ 123 Abſ 1 aufgeſtellten, die Anfechtung von Willens⸗ 
erklärungen betreffenden Grundsatze. Im § 1335 wird die Anfechtung wegen Drohung be- 
handelt. Dazu gehört auch die Drohung mit Gewalt (A 5). Unmittelbare Gewaltanwendung 
zur Eingehung einer Ehe erſcheint bei der Geſtaltung der Eheſchließungshandlung ausgeſchloſſen. 
Vorkommendenfalls würde die Eheſchließungserklärung wegen unwiderſtehlichen Zwanges 
nichtig oder aus § 1332 Halbſ 2 anfechtbar 15 g 

2. Anfechtungsberechtigt iſt der bedrohte Ehegatte, nicht der andere Ehegatte oder ein 
Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1386. 

3. Wegen Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 

mm 4. Widerrechtlich kann die Drohung ſchon wegen der Beſchaffenheit des angedrohten 
dels, z. B. eines Verbrechens, fein. Auch wenn der Drohende zur Vornahme der an⸗ 
gebrohten Handlung (3. B. Enterbung) berechtigt iſt, kann die Drohung widerrechtlich fein. 
Yu Verlöbnis gibt kein Recht, die Eingehung der Ehe durch Drohung zu erzwingen. Wer 
ch aus Dankbarkeit oder Ehrfurcht zur Eingehung der Ehe beſtimmen läßt, handelt überhaupt 
nicht unter dem Einfluſſe eines widerrechtlichen Zwanges. 
d 5. Drohung liegt vor, wenn dem künftigen Ehegatten ein Übel in Ausſicht geſtellt wird, 
die geeignet iſt, die freie Willensbeſtimmung des Bedrohten in bezug auf ſeinen Entſchluß, 
e einzugehen, ganz oder zum Teil auszuſchließen. Die Drohung kann ſowohl von dem 
ei ern Ehegatten als auch einem Dritten ausgehen, in der Androhung von Gewalt oder 
2 — Verbrechens oder eines ſonſtigen Übels beſtehen und durch Worte oder Gebärden be- 
bei werden. Der Drohende muß den Vorſatz haben, den Bedrohten zur Eheſchließung zu 
11 le . Iſt die Drohung von einem Dritten verübt worden, jo kommt es nicht darauf 
bet Ehe im Falle der Täuſchung durch einen Dritten, 8 1334), daß der andere Ehegatte bei 
lc lteßung die Drohung gekannt hat. 
ehen. te Eingehung der Ehe muß alſo im urſächlichen Zuſammenhange mit der Drohung 


7 Beginn der Anfechtungsfri i i ür, daß 
die Vorausſetzungen des 5 105 Pine 88 1339 Abſ 2, 203. Die Beweislaſt dafür, da 
5 iegen, trifft d d tten. Wegen Be⸗ 

ſtrafung des Entführers vgl. 88 236, 288 S105, Art BI IX 00. Wanne 


S 1336 


Die Anfechtung!) der Ehe kann nicht durch eine 2 
1 n Vertreter?) erfolgen. 
u ‚Der anferptungsbereihtigte Ehegatte in der Geihäftsfähigteit veſchräntt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters“. 
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Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts“) die Ehe anfechten. In den 
Fällen des § 1331 kann, ſolange der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der 
Geſchäftsfähigteit beſchränkt iſt, nurs) ſein geſetzlicher Vertreter die Ehe 
anfechten!) 

E I S 1265 Satz 1, 3 II 1246 Abſ 1; M 4 94; P 4 84 ff. 


1. Anfechtung mittels Klage ($ 1341) oder mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte (§ 1342). 

2. Die Entſchließung darüber, ob von dem Anfechtungsrechte Gebrauch zu machen ſei, 
gebührt wegen der höchſtperſönlichen Natur der Ehe dem anfechtungsberechtigten Ehegatten 
felbſt. Eine Vertretung in dieſer Entſchließung iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Weder der 
geſetzliche Vertreter noch ein freiwillig beſtellter Vertreter können über den Gebrauch des An⸗ 
fechtungsrechts beſchließen. Dagegen kann der anfechtungsberechtigte Ehegatte ſeinen Willen, 
die Ehe anzufechten, durch einen Vertreter erklären und zur Ausführung bringen. Wegen 
Erteilung der Vollmacht für den Rechtsſtreit vgl. § 613 ZPO. f 

3. Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für die Beſtätigung ($ 1337 Abſ 3). 

4. Vgl. 88 35 ff. FGG und Art 147 EG. Dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts 
ſind zwar keine Schranken geſteckt. Wäre aber anzunehmen, daß der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte ſelbſt die Ehe nicht anfechten würde, ſo müßte dieſer Umſtand bei der höchſt⸗ 
perſönlichen Natur des Anfechtungsrechts zur Verſagung der Genehmigung führen. — Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nur zur Erhebung der Anfechtungsklage ($ 1341 
Abſ 1) erforderlich. Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 612 ZPO und des § 1336 BGB 
ergibt ſich, daß nur die Erhebung der Klagen (Scheidungsklage oder Anfechtungsklage) von der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts abhängig ſein ſollte. Die Genehmigung iſt zur 
Fortſetzung des Rechtsſtreits, wenn der klagende Ehegatte im Laufe desſelben geſchäftsunfähig 
geworden ift, zwar nicht erforderlich, kann aber nachträglich im Laufe des Rechtsſtreits erteilt 
werden (RG 86, 15). Der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen Ehegatten bedarf 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht nur zur Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage (§ 1341 Abf 1), ſondern auch zur Anfechtung mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte (8 1342 Abſ 1). ’ 

5. Soweit nur der geſetzliche Vertreter die Ehe anfechten kann, iſt der Ehegatte ſelbſt 
prozeßunfähig ($ 612 Ab] 1 ZPO). Der Vertreter kann die Anfechtung auch gegen den 
Willen des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten vornehmen. Einer Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedarf es nicht, jedoch hat der Vertreter ſelbſtverſtändlich das 
Wohl des Vertretenen zur Richtſchnur ſeines Handelns zu nehmen. 

6. Der geſetzliche Bertreter eines in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten kann 
dadurch, daß er die Anfechtungsfriſt unbenutzt verſtreichen läßt oder die Ehe genehmigt, dieſe 
zu einer unanfechtbaren machen. Iſt dagegen zur Zeit des Eintritts der unbeſchränkten Geſchäfts⸗ 
fähigkeit die Anfechtungsfriſt (nach § 1339 Abf 2 ſeit Kenntnis des geſetzlichen Vertreters 
von Eingehung der Ehe gerechnet) noch nicht abgelaufen und hat der geſetzliche Vertreter 
die Ehe nicht genehmigt, ſo kann der nunmehr geſchäftsfähig gewordene Ehegatte die Ehe 
innerhalb des Reſtes der Friſt ſelbſtändig anfechten (§ 1339 A 3). 


8 1337 


) Die Anfechtung der Ehe iſt in den Fällen des § 1331 ausgeſchloſſen, 
wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt?) oder der anfechtungs⸗ 
berechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt, 
die Ehe bejtätigt?). Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, jo kann die 
Genehmigung, wenn ſie von ihm verweigert“) wird, auf Antrag des Ehe⸗ 
gatten⸗) durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden“); das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat die Genehmigung zu erſetzen, wenn die Aufrechterhaltung 
der Ehe im Intereſſe des Ehegatten“) liegt. 

In den Fällen der SS 1332 bis 1335 iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen, 
wenn der anfechtungsberechtigte Ehegatte nach der Entdeckung des Irr⸗ 
tums“) oder der Täuſchung oder nach dem Aufhören der Zwangslage die 
Ehe beſtätigt. 

Die Vorſchriften des § 1336 Abi 1 gelten auch für die Beftätigung?). 


E I 1263 Abſ 1, 8 II 1244, 1246 Abf 3; M 4 99; P 4 82; 6 270. 


Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Che SS 1336, 1337 49 


1. Der 8 1337 behandelt die Fälle, in denen das Recht zur Anfechtung der Ehe durch 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters (bzw. des Vormundſchaftsgerichts) oder Be⸗ 
ſtätigung des anfechtungsberechtigten Ehegatten ausgeſchloſſen wird. Er entſpricht dem 
§ 144. Weitere Ausſchließungsgründe enthalten die 88 1338, 1339 BOB und der 8 616 3 PO. 
Da Genehmigung und Beſtätigung den Sinn haben, daß ſie das Einverſtändnis mit Aufrecht⸗ 
erhaltung und Fortſetzung der Ehe ausdrücken, jo muß das Genehmigungs⸗ und Beſtätigungs⸗ 
recht naturgemäß mit dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erlöſchen. 
8 1338 ſteht nicht entgegen. Ebenſowenig kann eine Ehe, nachdem ſie angefochten und für nichtig 
erklärt worden iſt, genehmigt oder beſtätigt werden (§ 1341 Abſ 2 Satz 2). Ausgeſchloſſen 
iſt immer nur der Anfechtungsgrund, auf den ſich die Genehmigung oder Beſtätigung bezieht. 

2. Genehmigung und Beſtätigung ſind einſeitige Rechtsgeſchäfte, bedürfen keiner Form 
und unterliegen, ſoweit ſich nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den all» 
gemeinen Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere auch hinſichtlich der Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit der Rechtsgeſchäfte. Eine Beſtätigung der anfechtbaren Ehe liegt vor, 
wenn der zur Anfechtungsklage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Anfechtungs⸗ 
grund erfüllenden Tatbeſtandes ſeinen Willen, die Ehe fortzuſetzen, irgendwie zum Ausdrucke 
bringt. Dies kann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Vgl. 
NG 10. 4. 05 IV 572/04. — Beſtätigung wurde in einem Falle angenommen, in dem der 
Ehemann die von ihm bereits erhobene Anfechtungsklage hatte ruhen laſſen und die Ehe⸗ 
leute jahrelang im beiten Einvernehmen zuſammenlebten, auch dauernd miteinander geſchlecht⸗ 
lich verkehrten (RG Recht 1921 Nr 1624). Die Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe braucht 
nicht wie die Beſtätigung einer nichtigen Ehe (§ 1325 A 5) dem andern Ehegatten 
gegenüber vorgenommen zu werden. Eines Beweiſes dafür, daß der Ehegatte ſich ſeiner 
Anfechtungsbefugnis bewußt geweſen ſei, bedarf es nicht. Das Weſen der Ehe muß als dem 
anfechtungsberechtigten Ehegatten bekannt vorausgeſetzt werden. Wer z. B. irrtümlich ſtatt 
feine Braut deren Schweſter geheiratet hat (Fall des $ 1333) und den ehelichen Geſchlechts, 
verkehr nach Entdeckung des Irrtums fortſetzt, beſtätigt die Ehe und kann ſich nicht damit 
eutſchuldigen, daß er die Anfechtbarkeit der Ehe nicht gekannt habe. — In gewiſſen Fallen 
darf davon ausgegangen werden, daß mit der Kenntnis der die Anfechtung begründenden 
Tatſache ohne weiteres die Kenntnis der Anfechtbarkeit des Rechtsgeſchäfts gegeben ſei, 
3. B. im Falle argliſtiger Täuſchung (RG 68, 401). Ein ſolches Zuſammenfallen der Kenntnis 
des Anfechtungsgrundes mit der Kenntnis des Anfechtungsrechts hat das Reichsgericht für alle 
Fälle der Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums angenommen (Nd 69, 410). Es kann ohne 
weiteres angenommen werden, daß ein Ehegatte bei der Entdeckung eines die Anfechtung der 
ne, menen Irrtums rechtfertigenden Umſtandes ſich auch deſſen bewußt iſt, es müſſe ein 
= el geben, um aus dieſem Grunde die Ehe zu löſen. Das genügt aber, um eine ausreichende 

untnis eines Anfechtungsrechts feſtzuſtellen (NG 20. 4. 25 IV 584/24). Die Genehmi⸗ 
0150 einer wegen Minderjährigkeit anfechtbaren Ehe durch den geſetzlichen Vertreter ſetzt 
Anfech die Kenntnis der die Anfechtung begründenden Tatſache als auch die Kenntnis des 
Anfechtungsrechte voraus. Der Genehmigende muß mindeſtens mit der Möglichkeit eines 
ſtä IR ungsrechts gerechnet haben. Dieſe Vorausſetzungen find in RG 69, 410 für die Be⸗ 
Sin gung im Sinne des 8 1337 aufgeſtellt. Sie müſſen auch für die Genehmigung im 
uch a Vorſchrift gelten. Denn es handelt ſich hier nicht um eine Erklärung des geſetz⸗ 
eim ertreters im Sinne des 8 108, von der die Wirkſamkeit der Eheſchließung abhängig iſt, 
find mehr wie bei der Beſtätigung um den Verzicht auf das Anfechtungsrecht, das dem geſetz⸗ 
mach Vertreter nach 8 1336 Abſ 2 Satz 2 allein und ſelbſtändig zuſteht. Im Falle der An⸗ 
Kann wegen Minderjährigkeit wird wie im Falle der Anfechtung wegen Irrtums ein 
15 Et der Kenntnis des Anfechtungsgrundes mit der Kenntnis des Anfechtungs⸗ 
— Eheherſtelti angenommen werden können (R Lg 1920, 8617). Die Fortſetzung des 
Ehe un gerichteten Rechtsſtreits enthält nicht notwendig eine Beſtätigung der 
Re stel 97 7 37810). Wenn der auf Scheidung klagende Ehegatte im Laufe des 
fallen läßt ln auch (wegen Irrtums) anficht, die Anfechtungsklage aber zeitweilig 
Beltätigun 5 En jedoch aufrechterhält, ſo folgt aus ſolchem Prozeßverhalten doch keine 
zeihung ar Sir he (RG 15. 4. 16 IV 445/15. Bei der Anfechtungsklage gibt es keine Ver · 
unwiderruflich des § 1570 (R 4. 4. 10 IV 476/09). Genehmigung und Beſtätigung find 
Zeitbeſtim ich. Sie können auch unter einer Bedingung (RG 44, 147) oder einer 
deſteht darin 105 erklärt werden. Die Wirkung der Genehmigung und der Beſtätigung 
oder Beftätig: aß die Anfechtung der Ehe (aus dem Grunde, auf den ſich die Genehmigung 
in der Geſch 2255 bezieht) ausgeſchloſſen wird. So iſt, wenn der geſetzliche Vertreter eines 
nachdem 17 ehäbigfeit beſchränkten Ehegatten die Ehe einmal genehmigt hat, letzterer auch, 
— r unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, nicht mehr berechtigt, aus ebendemſelben 
1 anzufechten. Die Ehe iſt als von Anfang an Sitte anzuſehen. 
ae Br nicht bei Erteilung der Genehmigung durch den Vormund, 

gericht angerufen werden. 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bb. 6. Aufl. (Erler) 4 


50 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


4. Nämlich auf Antrag des anfechtungsberechtigten Ehegatten, der hierzu, wenn er 
in 177 el beſchränkt ift, der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht 
bedarf (Abs 3). 

5. Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht SS 35 ff. FGG und Art 147 EG. 

6. Nämlich im Intereſſe des anfechtungsberechtigten Ehegatten. 

7. Entdeckung des Irrtums vgl. § 1339 A 5. 

8. In den Fällen der 88 1332—1335 kann alſo (abweichend von dem Falle des § 1331) 
der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehegatte die Ehe ohne Zuſtimmung ſeines geſetzlichen 
Vertreters beſtätigen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte kann die Ehe nicht beſtätigen, 
ebenſowenig ſein geſetzlicher Vertreter. Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kommt 
nur das Anfechtungsrecht aus $ 1336 Abſ 2 Satz 1 in Frage. 


8 1338 

Die Anfechtung iſt nach der Auflöſung!) der Ehe ausgeſchloſſen?), es 
ſei denn, daß die Auflöſung durch den Tod des zur Anfechtung nicht berech⸗ 
tigten Ehegatten herbeigeführt worden ijt?). £ 

E 1 1262 II 1245; M 4 87; P 4 81. 

1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung (8 1348 Abſ 2). Über Anbringung von Anfechtungsanträgen während 
Schwebens eines Scheidungsprozeſſes vgl. RG 59, 410 und § 1341 A 2. 

2. Mit dem Tode des anfechtungs berechtigten Ehegatten erliſcht das Anfechtungsrecht, 
eine Folge, die mit der perſönlichen Natur dieſes Rechtes zuſammenhängt. Die Ehe wird un⸗ 
anfechtbar. Diejenigen Perſonen, welche im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erben des anfechtungs⸗ 
berechtigten Ehegatten ſein würden, ſind nicht berechtigt, die Ehe anzufechten. Dies ſetzt aber 
voraus, daß der aufechtungsberechtigte Ehegatte die Ehe nicht ſchon bei Lebzeiten angefochten 
hat. Hat er die Anfechtungsklage zwar erhoben, jedoch nicht bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung durchgeführt, fo iſt freilich nach 8628 3 PO infolge des Todes des anfechtenden Ehe- 
gatten der Nechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen, aber die in der 
Erhebung der Anfechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung über den Tod des 
Anfechtenden hinaus. Die Nichtigkeit der anfechtbaren und angefochtenen Ehe kann nun 
von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, geltend gemacht werden (§ 1343 Abſ 2). 
Der Beweis des Anfechtungsgrundes kann auf jede zuläſſige Art geführt werden. Einer fürm- 
lichen Nichtigkeitserklärung bedarf es nicht. 

3. Mit dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erliſcht das An⸗ 
fechtungsrecht nicht. Die Anfechtung wird in dieſem Falle gemäß § 1342 durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. Das Anfechtungsrecht kann namentlich in den Fällen 
der 8$ 2077, 2268, 2279 (Teſtament und Erbvertrag) Bedeutung gewinnen. Hatte der an⸗ 
fechtungsberechtigte Ehegatte ſchon bei Lebzeiten des andern Ehegatten die Anfechtungs⸗ 
klage erhoben, aber noch nicht bis zur Rechtskraft des Urteils durchgeführt, ſo iſt der Rechts⸗ 
ſtreit nach $ 628 ZPO in Anſehung der Haupiſache als erledigt anzuſehen und es iſt nicht 
ſtatthaft, daß der anfechtungsberechrigte Ehegatte den Rechtsſtreit gegen die Erben des andern 
Ehegatten behufs Nichtigkeitserklarung der Ehe fortſetzt. Aber die in der Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung über den Tod des zur Anfechtung 
nichtberechtigten Ehegatten hinaus (RG 6. 3. 05 IV 589/04; hier mußte eine Ehefrau, die 
die Anfechtungsklage erhoben hatte, die im Teſtamente ihres Mannes für den Fall des Nicht⸗ 
beſtehens der Ehe ausgeſprochene Enterbung gegen ſich gelten laſſen, weil der Anfechtungs⸗ 
grund gerechtfertigt war). Gleichgültig iſt, ob der anfechtungsberechtigte Ehegatte den An⸗ 
fechtungsgrund vor oder nach dem Tode des andern Ehegatten erfahren hat. 


8 1339 


Die Anfechtung!) kann nur binnen ſechs Monaten?) erfolgen. 

Die Friſt beginnt in den Fällen des § 1331 mit dem Zeitpunkt, in wel» 
chem die Eingehung oder die Beſtätigung der Ehe dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter bekannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
erlangt“), in den Fällen der SS 1332 bis 1334 mit dem Zeitpunkt, in wel⸗ 
chem der Ehegatte“) den Irrtums) oder die Täuſchung entdeckt, in dem Falle 
des 8 1335 mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört. 

Auf die Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
SS 203, 206 entſprechende Anwendung‘) 7). 


E I 1264 II 1247; M 4 93; P 4 82, 89; 6 270. 


Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe SS 1337—1339 51 


1. Gleichviel, ob die Anfechtung mittels Klage (§ 1341) oder Erklärung gegenüber dem 
Nachlaßgerichte ($ 1342) bewirkt wird. 

2. Die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem Ablauf 
iſt die Geltendmachung des Anfechtungsgrundes ausgeſchloſſen. Die Ehegatten können weder 
die Verlängerung der Friſt vereinbaren, noch auf ihre Geltendmachung verzichten. Die Aus⸗ 
ſchließung iſt von Amts wegen zu beachten (RG JW 06, 35515). Ebenſo OLG 32, 1. Der 
Lauf der Friſt iſt während der Kriegsteilnehmerſchaft des Anfechtungsberechtigten gehemmt 
(Gef. v. 4. 8. 14, RGBl 328, 8 8 Abſ 2 und RG Warn 1921 Nr 45). Für die Berechnung 
der Friſt find die 88 187 Abſ 1, 188 Abſ 2 maßgebend. Mit Erhebung der Scheidungsklage werden 
nicht nur alle Scheidungsgründe, ſondern auch alle Anfechtungsgründe rechtshängig. Der 
8 1572 gilt daher nicht nur für Scheidung», ſondern auch für Anfechtungsgründe (RG JW 03 
Beil 446˙. RG 53, 334; RG Warn 1920 Nr 42; 1921 Nr 45). Vgl. Erläuterungen zu $ 1572. Eine 
dem 8 1571 Abſ 2 ähnliche Beſtimmung (Hemmung des Friſtenlaufs, ſolange die häusliche Ge⸗ 
meinfchaft aufgehoben ift) iſt nicht gegeben. — Der Umſtand, daß die häusliche Gemeinſchaft 
zwiſchen den Parteien damals, als der Kläger von dem Ehebruch der Beklagten (begangen 
während ihrer erſten Ehe) Kenntnis erlangte, hinderte den Beginn der ſechsmonatigen An⸗ 
fechtungsfriſt nicht (RG 6. 12. 23 IV 827/22). Es iſt Sache des Anfechtungsgegners, ſich 
darauf zu berufen, daß die Anfechtungsfriſt verſtrichen ſei; er hat zu behaupten und zu be⸗ 
weiſen, daß und wann der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis er⸗ 
halten habe (RG Gruch 48, 334; RG IW 1911, 64818; RG Warn 1917 Nr. 209; 1918 
Nr 211; RG LZ 1923, 647°). Vgl. $$ 1571 A 4, 1568 A 10. 


3. Erlangt der Ehegatte die unbeſchräntte Geſchäftsfähigkeit, während die mit der 
Kenntnis des Vertreters begonnene Friſt läuft, ſo ſteht ihm nur der Reſt der Friſt zur An ⸗ 
fechtung zu (8 1386 A 6). 


4. Iſt der Ehegatte geſchäftsunfähig, ſo kommt es auf den Zeitpunkt an, in dem ſeinem 
geſetzlichen Vertreter die maßgebenden Umſtände bekannt werden (vgl. jedoch § 1340). 


5. Zur Entdeckung des Irrtums gehört z. B., daß der Ehegatte von der Geſchlechtskrankheit 
des andern Ehegatten nicht nur eine allgemeine Vorſtellung, ſondern auch Kenntnis von der 
Schwere und Gefährlichkeit des Leidens erlangt (NG JW 04, 2842); vgl. auch RG JW 06, 3551“ 
(Erlangung der Überzeugung, daß der Mann zur ehelichen Beiwohnung dauernd unfähig). — 
Von einer Entdeckung des Irrtums kann keine Rede fein, ſolange der Irrende, mit oder ohne 
Verſchulden, noch tatfächlich im Irrtume befangen iſt. Kennenmüſſen ſteht der Kenntnis 
nicht gleich (RG Warn 1910 Nr 122; RG 30. 4. 23 IV 536/22). Die Entdeckung der Täuſchung, 
von der nach § 1339 die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt beginnt, ſetzt wirkliche Kenntnis 
Seh: vu weſentlichen Merkmalen des Anfechtungsgrundes der Täuſchung und deshalb ins. 
bloße ere richtige Erkenntnis der falſch vorgeſpiegelten Sachlage voraus. Dagegen genügt 
alſo Ya Verdacht der Täuſchung nicht, um die Friſt in Lauf zu ſetzen. Kennenmüſſen, 
nicht ahrläſſige Unkenntnis iſt der wirklich erlangten Kenntnis vom wahren Sachverhalte 
is zw gleichzuſtellen (RG 26. 4. 23 IV 462/22). Eine rechtswirkſame Beſtätigurg der Ehe 
nich ar erſt nach Kenntnis des Nichtigkeitsgrundes möglich. Aber dieſe Kenntnis braucht 
1 auf Grundlagen zu beruhen, wie ſie zur Herſtellung voller Gewißheit erforderlich 
beta, beimehr genügt es, wenn für das Beſtehen des Nichtigkeitsgrundes Anhaltspunkte 
telt In ſind, die bei gewiſſenhafter Erwägung zur geſetzmäßigen Geltendmachung der Nichtig- 
Lar 5 * ausreichend erachtet werden können (RG LZ 1927, 167%). Ein Ehegatte, der zwar im 
ab 1 er Ehe das Vorhandenſein eines geiſtigen Gebrechens des andern Ehegatten entdeckt, 
Zeit erſt N ein ärztliches Gutachten erfährt, daß es ſich um angeborenen, alſo ſchon zur 
Wes 28. A alchlicßang vorhanden geweſenen Schwachſinn handelt, kann die Ehe anfechten 
klagende — IV 448/14). Zur Entdeckung des Irrtums iſt nicht zu verlangen, daß für den 
heit) — hegatten auch ſchon hätte feſtſtehen müſſen, der Anfechtungsgrund (hier Geiſteskrank; 
nicht auf die vom Gericht als ausreichend anerkannt werden (RG 20. 3. 16 IV 310/15). Es kommt 
— de Seitftellung der Kenntnis aller Einzelheiten des zur Anfechtung berechtigenden Tat⸗ 
an (86 9 Burn nur auf den Nachweis der Kenntnis ſeiner weſentlichen Beſtandteile 
. 19 IV 183/19, Unfähigkeit des Mannes zu einem regelrechten Geſchlechts⸗ 
der Mann daß eines körperlichen Jeßierh. Vgl duc Warn 1923/24 Rr 127 (in welchem Faule 
eines ſchon vo durch ein ärztliches Gutachten ausreichende Kenntnis von der Unheilbarkeit 
den r der Ehe an beſtandenen Leidens der Frau erhielt, infolgedeſſen dieje 
zu Ohren petom erkehr verweigerte). Die Feſtſtellung, dem Ehegatten ſei ein Gerücht 

ört, aud u men, genügt nicht. Zur Eutdeckung des Irrtums gehört, daß er das, was er ge⸗ 

Eu A 4. Den li, gehalten hat (MG Jen 00 68917; dich 26. 11. 14 IV 296/14; vol auch 

hindert den A ee daß die Anfechtungsklage auf argliſtige Täuſchung geſtützt wird, 

begonnen hab a 1 Nungsfläger nicht, geltend zu machen, daß die Anfechtungsfriſt noch nicht 

eine Klage erheben n man kann auf bloßen Verdacht hin oder auf Grund einer Vermutung 
ge erheben und Prozeßbehauptungen aufſtellen (RG JW 1913, 377°). 


4 * 
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6. Die Grundſätze über die Verjährung ſind nicht anwendbar, da das Anfechtungsrecht 
nicht die Natur eines Anſpruchs (§ 194 Abſ 1) hat. Vgl. auch R 48, 163. Eine Ausnahme 
machen die Beſtimmungen über Verhinderung infolge Stillſtandes der Rechtspflege, durch 
höhere Gewalt und Vertretungsmangel (SS 203, 206). Bezüglich des § 206 Abſ 2 BG iſt 
8 612 Abſ 1 ZPO zu beachten. Eine dem § 124 Abſ 3 entſprechende Beſtimmung (Ausſchließung 
der Anfechtung nach 30 Jahren) iſt nicht gegeben. Ebenſowenig gibt es eine dem 8 1571 Abſ 2 
entſprechende Aufforderung zur Erhebung der Anfechtungsklage. 

7. übergangsrecht. Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des BGB geſchloſſenen 
Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen (Art 198 Ab] 1 EG). Dieſem Grundſatze zufolge 
bleiben auch für die Geltendmachung der Ungültigkeit die bisherigen Ausſchlußfriſten maß⸗ 
gebend (RG 48, 161; vgl. auch RG FW 07 S. 51517, 31). Eine nach den bisherigen Geſetzen 
nichtige oder ungültige Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB noch als Ehegatten miteinander lebten und der Grund, 
auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften des BGB die 
Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren 
haben würde (Art 198 Abſ 2 Satz 1 EG). Der erſichtliche Grund dieſer Übergangsporſchrift 
iſt, eine nach bisherigem Rechte anfechtbare Ehe tunlichſt aufrechtzuerhalten. Damit iſt es aber 
unvereinbar, eine ſchon nach bisherigem Recht unanfechtbar gewordene Ehe (3. B. wegen 
Ablaufs der ſechswöchigen Anfechtungsfriſt des bisherigen Rechts) der Anfechtung nach dem 
neuen Rechte lediglich deshalb auszuſetzen, weil die Anfechtung erſt nach deſſen Inkrafttreten 
(Entdeckung des Irrtums) möglich geworden iſt (NG 48, 165). Die für die Anfechtung im BOB 
beſtimmte Friſt beginnt nicht vor dem Inkrafttreten des BGB (Art 198 Abſ 2 Satz 2 EG). 
Dieſe Beſtimmung ſoll verhindern, daß die Anfechtbarkeit, ſoweit ſie infolge der Beſtimmung 
in Satz 1 nach dem BGB zu beurteilen iſt, nur deshalb ausgeſchloſſen bleibe, weil beim In⸗ 
krafttreten des BGB ſchon die ſechsmonatige Friſt des § 1339 abgelaufen iſt, während die nach 
dem bisherigen Rechte längere Friſt, wie nach gemeinem und franzöſiſchem Rechte, noch 
nicht verſtrichen iſt (RG 48, 167). Über Anfechtung einer unter der Herrſchaft des PrA LR 
geſchloſſenen Ehe durch den Mann wegen Irrtums in der Jungfräulichkeit der Frau vgl. 
RS Warn 1915 Nr 211. 


8 1340 


Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen!) Ehegatten die 
Ehe nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit) der Ehegatte ſelbſt die Ehe in gleicher Weije?) anfechten, wie 
wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre. 

E II 1248; P 4 84, 89, 90. 

1. Geſchäftsunfähigteit, vgl. 88 1336 Abſ 2 Satz 1 und 1339. Für den nur beſchränkt 
geſchäftsfähigen Ehegatten iſt eine derartige Vergünſtigung nicht gegeben. 

2. Wegfall der Geſchäftsunfähigkeit iſt auch dann eingetreten, wenn der Ehegatte nur 
beſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt. 

3. Die Vorſchriften über den Beginn der Ausſchlußfriſt (8 1339) bleiben maßgebend. 
Hat aber die Friſt ſchon mit der Kenntnis des Vertreters begonnen (8 1339 A 4) und iſt fie zur 
Zeit des Wegfalls der Geſchäftsunfähigkeit noch nicht abgelaufen, ſo bleibt dem Ehegatten 
nur der Reſt der Friſt zur Anfechtung frei. 


8 1341 


Die Anfechtung erfolgt, ſolange nicht die Ehe aufgelöſt!) iſt, durch Er⸗ 
hebung der Anfechtungsklage). 

Wird die Klage zurückgenommen“), jo iſt die Anfechtung als nicht er⸗ 
folgt anzuſehen. Das gleiche gilt, wenn die angefochtene Ehe, bevor ſie für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt, nach Maßgabe des § 1337 ge⸗ 
nehmigt?) oder betätigt‘) wird. 

E I 1266 Abf 1, 1268 II 1249; M 4 95, 97 ff.; P 4 90. 

1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung (8 1348 Abſ 2). Im Falle des § 1342 wird die Anfechtung durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. 

2. Die Erhebung der Anfechtungsklage hat eine doppelte Bedeutung. Sie ſtellt die 
Anfechtungshandlung dar und enthält das Begehren, eine richterliche Feſtſtellung dahin zu 
treffen, daß die Anfechtung begründet, d. h. die Ehe nichtig ſei. Anders die Anfechtungserklärung 
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gegenüber dem Nachlaßgerichte (8 1342 A 2). Die Anfechtung kann auch durch Erhebung einer 
Widerklage bewirkt werden. — Zu beachten iſt, daß, während ein Scheidungs⸗ oder An⸗ 
fechtungsverfahren rechtshängig iſt, ein zweites Scheidungs⸗ oder Anfechtungsverfahren 
nicht anhängig gemacht werden kann. Vielmehr ſind in einem Rechtsſtreite, der mit einem 
Scheidungsantrag eröffnet wird, etwaige Anfechtungsgründe, und in einem Rechtsſtreite, 
der mit der Anfechtungsklage eingeleitet wird, etwaige Scheidungsgründe vorzubringen. 
Alle Angriffe gegen den Beſtand einer Ehe ſind in einem einzigen Verfahren zu erledigen. 
Daher kann ein Anfechtungsantrag, deſſen Stellung bis zum Erlaß eines auf Scheidung lauten⸗ 
den Berufungsurteils unterblieben iſt, erſt, wenn das Reviſionsgericht auf Aufhebung des 
Berufungsurteils und Zurückverweiſung der Sache erkannt hat, beim Berufungsgericht an⸗ 
gebracht werden; ſeine Anbringung iſt dagegen überhaupt ausgeſchloſſen, wenn die Reviſion 
gegen das Scheidungsurteil zurückgewieſen wird (RG 59, 410). Durch die Erhebung der 
Scheidungsklage wird dem Widerkläger das Recht zur Geltendmachung von Anfechtungs⸗ 
gründen nicht gewahrt. Seine Untätigkeit während des Laufes der Anfechtungsfriſt kann 
nicht dahin führen, daß die in dieſe Friſt hineinfallende Erhebung der gegneriſchen Klage 
den Anfechtungsgrund bei Beſtand erhält. Allerdings iſt der Lauf der Anfechtungsfriſt während 
der Zeit von der Erhebung der gegneriſchen Scheidungsklage bis zur erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung gehemmt, weil während dieſes Zeitabſchnitts dem Widerkläger die Möglichkeit zur 
Erhebung der Anfechtungswiderklage (ſowohl innerhalb wie außerhalb des anhängigen Schei⸗ 
dungsverfahrens) fehlt (& JW 09, 689). Mit der Erhebung der Anfechtungsklage werden 
alle Anfechtungsgründe rechtshängig, auch wenn die Klage nur einen Grund oder einzelne 
Gründe geltend macht (RG 28. 1. 15 IV 448/14). Vgl. auch 8 1564 A 4. 

3. Mit der Zurücknahme der Anfechtungsklage verliert die Erhebung der Klage die ihr 
als Anfechtungshandlung (A 2) zukommende Wirkung. Die Anfechtung gilt als nicht erfolgt. 
Die Zurücknahme der Klage ſteht der Erhebung einer neuen Klage aus dem nämlichen oder 
einem andern Anfechtungsgrunde nicht entgegen. Ob in der Zurücknahme der Klage ein Beweis⸗ 
grund für die Genehmigung bzw. Beſtätigung der Ehe und ſomit ein Verzicht auf nochmalige 
Geltendmachung des nämlichen Anfechtungsgrundes liegt, iſt Tatfrage. — Keine Genehmigung 
oder Beſtätigung der Ehe liegt vor, wenn vor der Zurücknahme der Anfechtungswiderklage 
eine ſelbſtändige (wenn auch verſpätete) Anfechtungsklage gleichen Inhalts erhoben worden 
iſt (OLG 82, 1). Die Zurücknahme der Klage ſteht der Abweiſung der Klage (8 616 ZPO) 
nicht gleich. Da die Klage nach $ 271 Abſ 1 ZPO ohne Einwilligung des Beklagten nur bis 
zum Beginne der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache zurückgenommen 
De eben kann, jo hat es der Beklagte in der Hand, nach dem Beginne der mündlichen Ver⸗ 
zuführen durch Vorenthaltung der Einwilligung eine Entſcheidung über die Klage herbei⸗ 
nicht Genehmigung und Beſtätigung der Ehe bewirken nicht nur, daß die Anfechtung als 
Nui anzuſehen iſt, ſondern ſie machen die Ehe auch zu einer unanfechtbaren, d. h. 
bezieh ch derjenigen Anfechtungsgründe, auf welche ſich die Genehmigung oder Beſtätigung 
ei 0 558 Im übrigen vgl. § 1337 A 2. Iſt die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt, jo kommt 
1 or der Rechtskraft erfolgte Genehmigung oder Beſtätigung auch dann nicht mehr in 


Betracht, wenn fie ; A ; ; 
werden konnte ſie in dem Rechtsſtreit über die Anfechtungsklage nicht mehr geltend gemacht 


8 1342 


) Iſt die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehe⸗ 
nber aufgelöſt worden, ſo erfolgt die Anfechtung durch Erklärung gegen⸗ 
ber dem Nachlaßgerichtee); die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 

Forms) abzugeben. 
weider Nachlaßgericht ſolle) die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
Fall 15 2 Falle der Gültigkeit der Ehe, als auch demjenigen, welcher im 
e der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verſtorbenen Ehegatten iſt. Es hat 


die Einſicht der Erklärung ; f ; 
glaubhaft machte). ng jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſ 


© 1266 Abſ 2 IT 1250; M 4 96; P 4 90; 5 133; 6 388. 


1. Nach 8 1338 iſt die Anfechtun i 

- t g der Ehe ausgeſchloſſen, wenn die Che durch Scheidung. 

Feten k Falle des § 1348 Abſ 2 oder Tod des zur fern berechtigten 

daß 95 15 8 iſt (§ 1338 A 1). Die im § 1338 für den Fall zugelaſſene einzige Ausnahme, 

190 ie ie den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten aufgelöft worden, 
im 8 hinſichtlich der Form der Anfechtung näher geregelt. 


54 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


2. Die Anfechtungserklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form dem Nachlaßgerichte 
gegenüber (nicht vor ihm) abzugeben, kann alſo auch durch Überſendung einer Schrift erfolgen. 
Die Anfechtungserklärung muß erſehen laſſen, daß die Ehe aus einem der geſetzlich zuläffigen 
Anfechtungsgründe angefochten wird. Unrichtige Bezeichnung ſchadet nicht. Die Zuſtändigkeit 
des Nachlaßgerichts ergeben 88 72, 73 FGG und Art 147 EG. Die Anfechtungserklärung 
gegenüber dem Nachlaßgericht enthält nicht wie die Erhebung der Anfechtungsklage zugleich 
das Begehren um Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe (§ 1341 A 2), hat vielmehr, ohne daß 
es einer richterlichen Nichtigkeitserklärung bedarf, von ſelbſt die Wirkung, daß die Ehe als 
von Anfang an nichtig anzuſehen iſt (§ 1343 Abſ 1). Die Nichtigkeit der Ehe kann nunmehr 
von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, geltend gemacht werden. Ihm liegt aber 
der Beweis der Nichtigkeit ob. Mit dem Zeitpunkt, in dem die Anfechtung dem Nachlaß⸗ 
gerichte gegenüber erklärt wird, tritt die bezeichnete Wirkung ein. Die Zurücknahme der 
Anfechtungserklärung mit der Wirkung, daß die Anfechtung als nicht erfolgt gilt, iſt nicht 
zuläſſig, ebenſowenig die nachträgliche Genehmigung oder Beſtätigung der Ehe (§ 1341 
Abſ 2 Satz 2). Wegen der Abgabe der Anfechtungserklärung durch einen Vertreter vgl. 
§ 1336 A 1, 2. Die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt iſt für die Anfechtungserklärung ebenſo 
wie für die Anfechtungsklage maßgebend (§ 1339 A 1). Die Anfechtungserklärung unterliegt 
wie andere einſeitige Rechtsgeſchäfte wiederum der Anfechtung. Schwebt beim Tode des 
zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten eine vom anfechtungsberechtigten Ehegatten 
bzw. deſſen Vertreter erhobene Anfechtungsklage, ſo kann der Rechtsſtreit nicht gegen die 
Erben des erſteren Ehegatten behufs Herbeiführung der Nichtigkeitserklärung fortgeſetzt werden. 
Der Rechtsſtreit iſt vielmehr nach §S 628 ZPO in Anſehung der Hauptſache als erledigt 
anzuſehen; die Anfechtung behält freilich ihre Wirkung und braucht nicht noch durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte wiederholt zu werden. — Die Anfechtung der Ehe 
nach § 1342 hat keine Nichtigkeitserklärung im Sinne des $55 PStc zur Folge und kann im 
Heiratsregiſter nicht vermerkt werden. Auch eine Berichtigung nach 88 65 ff. PStG iſt 
ausgeſchloſſen (RS in IF 2 Nr 30). 

3. Form § 129 BGB, 88 167, 183, 191 FGG. Formmangel zieht Nichtigkeit der An⸗ 
fechtung nach ſich. 

4. Die dem Nachlaßgericht aufgegebene Benachrichtigung der Erben hat nur die Be⸗ 
deutung einer Ordnungsvorſchrift, die, ſoweit ſie unausführbar iſt, ohne ſachliche Nachteile 
unterbleibt (vgl. 8 12 FGG; Amtstätigkeit des Gerichts). 

5. Vgl. 58 15 Abſ 2, 34 360. 


8 1343 


Wird eine anfechtbare!) Ehe angefochten), jo iſt ſie als von Anfang 
an nichtig anzuſehen?). Die Vorſchrift des § 142 Abſ 2 findet Anwendung“). 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klages) an⸗ 
gefochten worden iſt, kann, ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärte) oder 
aufgelöſté) iſt, nicht anderweit geltend gemacht werden. 

E I 1260 II 1251; M 4 84 ff.; P 4 81. 


1. Anfechtbare Ehe. Jede Ehe iſt der Anfechtung ausgeſetzt. Im Sinne des $ 1343 
iſt aber eine anfechtbare Ehe nur eine ſolche, die erweislich mit einem Anfechtungsgrunde 
behaſtet iſt. Der Beweis des Anfechtungsgrundes iſt niemals zu entbehren. Nur unter der 
Vorausſetzung, daß dieſer Beweis gelingt, hat die Anfechtungshandlung rechtliche Bedeutung. 
Eine Ehe, die mit einem Anfechtungsgrunde nicht behaftet iſt, wird durch die Anfechtung 
wohl zu einer angefochtenen, aber niemals zu einer anfechtbaren. Anfechtbarkeit und An⸗ 
fechtung müſſen zuſammen vorliegen, um eine Ehe für nichtig zu erachten. 

2. Gemeint iſt die Anfechtung einer anfechtbaren Ehe mittels Klage ($ 1341) oder Er- 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (§ 1342). | 

3. Wirkungen der Anfechtung. Infolge der Anfechtung wird die anfechtbare Ehe rück⸗ 
wärtshin mit dinglicher Wirkung vernichtet (RG ZW 03 Beil 111245). Das die Nichtigkeit 
der Ehe ausſprechende Urteil hat nicht die Bedeutung, daß es nur den Fortbeſtand der Ehe 
beſeitigt, ſondern die (erklärende) Bedeutung, daß es das Nichtbeſtehen und Nichtentſtanden⸗ 
fein einer Ehe feſtſtellt (RG JW 1913, 739°; R 88, 326). Die Anſicht, daß mit der Nichtig⸗ 
keitserklärung der Ehe die Unterhaltspflicht mit rückwirkender Kraft wegfällt und das zum 
Unterhalte Gegebene zurückgefordert werden kann, iſt grundſätzlich zutreffend (RG SeuffA 
59, 159; RG 104, 248). Der Erſtattungsanſpruch kann aber unbegründet ſein, wenn der 
erſtattungspflichtige Ehegatte verlangt, nach $ 1345 behandelt zu werden (RG 104, 248). Die 
Frage, ob 8 945 ZPO (Schadenserſatz bei Aufhebung einer einſtweiligen Verfügung) An⸗ 
wendung findet, wenn während des Eheanfechtungsprozeſſes die gegenſeitige Unterhaltspflicht 
der Ehegatten gemäß § 627 ZPO geordnet iſt und die Ehe demnächſt für nichtig erklärt wird, 
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iſt zu bejahen (RG 104, 248 unter Fallenlaſſen der in RG 63, 38 vertretenen gegenteiligen 
Meinung desſelben Senats). Vgl. Vorbem vor § 1418. Der $ 1343 Abs 1 Satz 1 ent- 
ſpricht dem § 142 Ab 1 (anfechtbares Rechtsgeſchäft). Es wird fo angeſehen, als ſei 
die Ehe nicht geſchloſſen worden. Von einem gegenſeitigen Erbrechte der Ehegatten 
kann keine Rede ſein. Wegen der Unwirkſamkeit letztwilliger Verfügungen, durch 
die ſich die Ehegatten bedacht haben, vgl. 8§ 2077 Abj 1 u. 2, 2268, 2279. Wegen der 
Kinder aus nichtigen Ehen vgl. 88 1699—1704. St die Ehe für nichtig erklärt worden, fo 
hat die frühere Frau wieder den ihr nach § 1616 zukommenden Familiennamen zu führen 
(R6 16. 3. 05 IV B 25/04; RG 67, 61). Die Koſtenvorſchußpflicht des Mannes (§ 1388 
BB und § 90 GK) im Anfechtungsprozeß erliſcht mit der rechtskräftigen Nichtigkeits⸗ 
erklärung (RG JW 05, 29956). Durch die im § 627 ZPO dem Gerichte zugeſprochene 
Berechtigung, bei Rechtsſtreitigkeiten über Anfechtung der Ehe für die Dauer des Rechts⸗ 
ſtreits durch einſtweilige Verfügung die gegenſeitige Unterhaltspflicht nach Maßgabe 
des § 1361 zu ordnen, iſt anerkannt, daß die Unterhaltspflicht während des durch die Er- 
hebung der Anfechtungsklage hervorgerufenen Schwebezuſtandes fortbeſteht (RG 18. 6. 08 
IV 184/08). Die Beſtimmung in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, daß der überlebende 
Ehegatte im Falle ſeiner Wiederverheiratung Verwaltung und Nutznießung verlieren 
ſollte, gilt regelmäßig auch für den Fall, daß die neue Ehe anfechtbar iſt und angefochten 
wird (RG Warn 1910 Nr 127). Das Recht des Ehegatten des Beſchuldigten aus $ 51 Nr 2 
SPD, das Zeugnis, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht, zu verweigern, beſteht nach der 
Anfechtung der Ehe aus $ 1334 fort (RGSt 47, 287). Eine Witwe die ſich wieder verheiratet 
hat, deren zweite Ehe aber für nichtig erklärt wurde, kann verlangen, daß ihr das bis zu ihrer 
Wiederverheiratung gezahlte Witwengeld für die Zeit der nichtigen Ehe nachgezahlt wird. 
Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Anfechtungsgrunde 
oder einem Nichtigkeitsgrunde beruht oder die Ehe wegen Formmangels nichtig iſt (RG 
88, 326; RG IW 1913, 739; Mil Hinterblcd v. 17. 5. 07 und Pr. ſ. v. 20. 5. 82). 

4. Wer die Anfechtbarkeit der Ehe kannte oder kennen mußte, wird, wenn die An⸗ 
fechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit der Ehe gekannt hätte oder hätte 
kennen müſſen. 

5. $ 1343 Abſ 2 ſpricht nur von dem Falle der Anfechtung mittels Klage ($ 1341), nicht 
von dem Falle der Anfechtung mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte ($ 1342). 
Im letzteren Falle gilt die Regel des § 1348 Abſ 1. Die Nichtigkeit kann von jedem, der ein 
rechtliches Inkereſſe daran hat, anderweit geltend gemacht werden. — Bei der Beſtimmung 
des 8 13143 Abſ 2 BOB ift ebenſo wie bei der Vorſchrift des § 152 ZPO (Ausſetzung) voraus ⸗ 
1 daß die Anfechtungsklage in zuläſſiger Weiſe erhoben iſt (RG 59, 410; vgl. § 1341 A 2). 
als b. Nichtigteitserklärung und Auflöſung der Ehe. Erweiſt ſich die Anfechtungsklage 
Endet, fo wird die Ehe durch Urteil für nichtig erklärt. Nachdem dieſe Nichtigkeits⸗ 
Nichtigng rechtskräftig geworden, kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die 
dies um ver Ehe anderweit geltend machen. Vor rechtskräftiger Nichtigkeitserklärung iſt 
DR Rech zulaſſig. Die Ehe wird bis dahin als gültig behandelt. Wird jedoch die Ehe, bevor 
be Weeſnet durch rechtskräftige Nichtigkeitserklärung beendigt iſt, aufgelöſt, ſei es durch 
Erlen ) eines der Ehegatten, ſei es durch Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
ö ($ 1348 Abſ 2), fo iſt der Rechtsſtreit nach $ 628 ZPO in der Hauptſache als 
behalt dasuehen, Die in der Erhebung der Klage oder Widerklage liegende Anfechtung 
Nich ti 1 1 ihre Wirkung, und es kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die 
— 1 10 eit der Ehe anderweit geltend machen. Dieſe Beſtimmungen weichen von den all 
gemeinen Grundſätzen ab, entſprechen aber dem 8 1329 (Ehenichtigkeit). — Vgl. auch 88 152, 
Urte (Ausfegung). Wird infolge Todes eines der Ehegatten vor der Rechtskraft des 
erklärt 8 8 628 ZPO der Anfechtungsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt 
fortgef und wird der Rechtsſtreit mit den Erben des Verſtorbenen nur in Anſehung der Koſten 
— ſetzt, fo enthält die Koſtenentſcheidung, auch wenn ihr die Annahme der Nichtigkeit 


r Ehe zugrunde liegt, doch kei Ahige % Nichtigkei 
Ehe (Nc 20. 6. 12 10 2/1. der Rechtskraft fähige Feſtſtellung der Nichtigkeit der 


8 1344 


Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit?) der Ehe Ein⸗ 
wendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten vorgenom⸗ 
. Wechtsgeſchaft') oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechts- 
f Ttiges Urteil) nur hergeleitet werden, wenn zur Zeit?) der Vornahme 

es Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit) des Eintritts der Rechtshängigkeit die 
Ehe für nichtig erklärte) oder die Nichtigkeit dem Dritten bekannt') war. 
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Die Nichtigkeit kann ohne dieſe Beſchränkung geltend gemacht werden, 
wenn ſie auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heirats⸗ 
regiſter eingetragen worden iſts) e). 

E I 1257, 1270 II 1226, 1252; M 4 63 ff., 101; P 4 67 ff., 92. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1344 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten. 
Wer ſich im Vertrauen auf die Gültigkeit der Ehe mit den Ehegatten oder einem derſelben 
auf ein Rechtsgeſchäft oder einen Rechtsſtreit eingelaſſen hat, ſoll geſchützt werden. Auch 
nach der Auflöſung der nichtigen Ehe (durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im 
Falle der Todeserklärung, § 1348 Ab] 2) ſteht der gutgläubige Dritte unter dem Schutze des 
8 1344. Dieſer Schutz wird ihm gewährt, gleichviel ob die Ehegatten gut⸗ oder ſchlechtgläubig 
waren. Der Schutz reicht aber nur fo weit, als es ſich darum handelt, ein ſonſt unwirk⸗ 
ſames Rechtsgeſchäft oder Urteil als wirkſam aufrechtzuerhalten. Dagegen gewährt der 
8 1344 dem Dritten nicht die weitere Befugnis, ſich behufs feiner Befriedigung an dasjenige 
Vermögen des andern Ehegatten zu halten, das, wenn die Ehe gültig geweſen wäre, Be⸗ 
ſtandteil des Vermögens ſeines Schuldners geworden wäre oder doch der Zwangsvollſtreckung 
ſeitens des Dritten unterlegen haben würde (M 4, 64; Prot 4, 69). So iſt der Dritte, wenn 
unter den Eheleuten das geſetzliche eheliche Güterrecht geherrſcht hat, nicht befugt, ſich als 
Gläubiger des Mannes an die Nutzungen des von der Frau eingebrachten Gutes, die bei 
Gültigkeit der Ehe nach § 1383 der Mann erworben haben würde, zu halten. Ebenſowenig 
kann er, wenn Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft in 
der Ehe geherrſcht hat, als Gläubiger des Mannes aus dem Geſamtgute, an das er ſich 
bei Gültigkeit der Ehe nach SS 1459, 1530, 1549 in Verbindung mit § 740 ZPO zu halten 
befugt geweſen wäre, ſeine Befriedigung verlangen, ſoweit in dem Geſamtgute Vermögen 
der Ehefrau enthalten iſt. — Wegen Wegfalls der Koſtenvorſchußpflicht des Mannes 
($ 1388 BGB und § 90 GKG) bei Nichtigkeitserklärung der Ehe vgl. RS ZW 05, 29950. 

2. Ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Nichtigkeitsgrunde oder einem Anfechtungs⸗ 
grunde beruht, macht keinen Unterſchied. Die einzige Ausnahme iſt im Abſ 2 enthalten. 

3. Der Schutz erſtreckt ſich nur auf das unmittelbar zwiſchen dem Dritten und dem 
Ehegatten vorgenommene Rechtsgeſchäft, dagegen nicht auf ſolche Fälle, in denen ſich ein 
Dritter im Vertrauen auf die Gültigkeit der Ehe mit einer andern Perſon auf ein Rechts⸗ 
geſchäft einläßt, deſſen Gültigkeit mittelbar von der Gültigkeit der Ehe abhängt. Bei⸗ 
ſpiel: M 4, 65. 

4. Gleichviel, ob der durch Urteil beendete Rechtsſtreit von dem Ehegatten gegen den 
Dritten oder von letzterem gegen erſteren anhängig gemacht worden war. 

5. Später erlangte Kenntnis ſchadet nicht. 

6. Iſt zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder des Eintritts der Rechtshängig⸗ 
keit die Ehe bereits für nichtig erklärt, ſo kommt es auf die Kenntnis des Dritten von der 
Fal oder der Nichtigkeitserklärung nicht an. Seine Unkenntnis ſchützt ihn in dieſem 

alle nicht. 

7. Es kommt auf ſein Kennen, nicht ſein Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahr⸗ 
läſſigkeit, $ 122 Abſ 2) an. Der Dritte muß nicht nur die die Nichtigkeit begründende Tat⸗ 
ſache, ſondern auch deren Eigenſchaft als eines Nichtigkeitsgrundes kennen. Darüber, daß 
die Kenntnis der Tatſache häufig mit der Kenntnis ihrer Eigenſchaft zuſammenfallen wird, 
vgl. § 1337 A 2. Die bloße Kenntnis, daß die Nichtigkeitöflage oder Anfechtungsklage an⸗ 
hängig iſt, reicht nicht aus. Bei der anfechtbaren und angefochtenen Ehe gilt die Kenntnis 
der Anfechtbarkeit als Kenntnis der Nichtigkeit (88 1343 Abſ 1 Satz 2, 142 Abſ 2). 

8. Die aus einem andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe fällt unter 
8 1344 auch dann, wenn fie in das Heiratsregiſter nicht eingetragen iſt (Prot 4, 68). Im 
Falle der Doppelehe können die Rechte des Ehegatten, den der doppelt verheiratete Che- 
gatte zuerſt geheiratet hat, ſelbſtverſtändlich nicht durch Verhandlungen zwiſchen feinem 
zweiten Ehegatten und einem Dritten beeinträchtigt werden. 

9. Beweislaſt. Wer aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen herleitet, muß nicht 
nur die Nichtigkeit, ſondern auch die Kenntnis des Dritten von der Nichtigkeit beweiſen. 


8 1345 


1) War dem einen Ehegatten die Nichtigkeit?) der Ehe bei der Ehe⸗ 
ſchließungs) bekannt), jo kann der andere Ehegatte, ſofern nicht auch ihm 
die Nichtigkeit?) bekannt“) war, nach der Nichtigkeitserklärung oder der 
Auflöſung der Ehe verlangen?), daß ihr Verhältnis“) in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung“), insbeſondere auch in Anſehung der Unterhaltspflichts), 
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ſo behandelt wird, wie wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigkeitserklärung 
oder der Auflöſung geſchieden und der Ehegatte, dem die Nichtigkeit be⸗ 
kannt war, für allein ſchuldig erklärt worden wäre) 10) 17). | 

Dieſe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die Nichtigkeit auf einem 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 


worden iſt !). 
E I 1258 Abſ 1, 1270 II 1237 Abſ 1, 3, 1252; M 4 66 ff.; P 4 69 ff., 92, 532 ff., 664; 6 269. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1345 bezweckt, den gutgläubigen Ehegatten nur gegen ⸗ 
über dem ſchlechtgläubigen, nicht auch gegenüber dem ebenfalls gutgläubigen Ehegatten zu 
ſchützen. Waren beide Ehegatten gutgläubig, ſo treten gleichwie in dem Falle, wenn beide 
Ehegatten ſchlechtgläubig waren, lediglich die Nichtigkeitsfolgen ein. Die Anwendung des 
$ 1345 ſetzt alſo voraus, daß bei der Eheſchließung dem einen Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bekannt und dem andern nicht bekannt war. 

2. Ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Nichtigkeitsgrunde oder einem Anfechtungs⸗ 
grunde beruht, macht keinen Unterſchied. Die einzige Ausnahme iſt im Abſ 2 beſtimmt. 
— Beim Vorliegen einer anfechtbaren Ehe iſt davon auszugehen, daß der Ehegatte die Nichtig⸗ 
keit der Ehe gekannt hat, wenn er deren Anfechtbarkeit gekannt hat (RG JW 1916, 742°; 
SeuffA 72 Nr 181). 

3. Später erlangte Kenntnis iſt für die Anwendung des $ 1345 ohne Einfluß. 

4. Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahrläſſigkeit, J 122 Abſ 2) ſteht dem Kennen 
nicht gleich. Der $ 1345 ſtellt darauf ab, ob der Ehegatte die Nichtigkeit der Ehe, nicht darauf, 
ob er die die Nichtigkeit begründende Tatſache gekannt hat. Dies iſt z. B. von Wichtigkeit, 
wenn ein Ausländer zwar dieſe Tatſache, nicht aber deren Eigenſchaft als eines Nichtig⸗ 
keitsgrundes kennt (M 4, 69). Im übrigen vgl. 8 1344 A 7. — Der Ehegatte hat die Anfecht 
barkeit der Ehe gekannt, wenn er die die Anfechtbarkeit begründenden Tatſachen gekannt hat 
und außerdem gewußt hat, daß fie einen Anfechtungsgrund bilden konnten (RG JW 1916, 7427, 
SeuffA 72 Nr 181). Für die Frage, ob ein Ehegatte den Anfechtungsgrund (bei der Ehe⸗ 
ſchließung) gekannt hat, iſt es gleichgültig, wenn er gedacht hat, der andere Ehegatte werde 
ich nachträglich nicht entſchließen, das ihm zuſtehende Anfechtungsrecht geltend zu machen. 
Dafür können Erwägungen des anfechtungsberechtigten Ehegatten maßgebend geweſen ſein, 
die auf ganz andern Gebieten liegen (RG JW 1916, 7427; 1925, 355°). Vgl. $ 1384 A 4. 
Fahrläſſige Unkenntnis genügt ſelbſt dann nicht, wenn der Ehegatte über die Möglich⸗ 
keit eines Anfechtungsgrundes (hier ſchwere Geſchlechtskrankheit des Mannes) zwar im 
a war, hierüber aber keine volle Gewißheit erlangt hat. Ebenſowenig iſt für den 
og. Eventualdolus, der für die Haftung des vorſätzlichen Schädigers nach SS 823, 826 
ausreicht, auf dem Gebiete des § 1345 Raum (RG 78, 369; RG JW' 1917, 465°). Einem 
W der zwar an angeborener Schwäche des Geſchlechtstriebs leidet, aber glaubt, 

1 lich das Verlangen nach Geſchlechtsverkehr und der Trieb dazu in der Ehe durch das 
ier ammenleben mit einer Frau ſchon einſtellen werde, fehlt das Bewußtſein, daß ſeinem 

Aperlichen Zuſtande die Eigenſchaft eines Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsgrundes zukomme 
(DRG 38, 248). 
krä d. Der Ehegatte kann das Recht erſt ausüben, nachdem die Ehe entweder durch rechts. 
1 üäftiges Urteil für nichtig erklärt oder (durch Scheidung, Tod eines Ehegatten oder Wieder⸗ 
Haweratung im Falle der Todeserklärung, $ 1348 Abſ 2) aufgelöſt worden iſt. Bis zur Er⸗ 
den des Ehegatten, von dem Rechte Gebrauch zu machen, wird das Verhältnis unter 
it hegatten nach den Grundſätzen über die Nichtigkeit der Ehe beurteilt. Die Erklärung 
pH dem ſchlechtgläubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode feinen Erben gegenüber 

* und ift unwiderruflich. Näheres § 1347. 

Ihr Verhältnis zueinander, nicht ihr Verhältnis zu Dritten. 
Ni A et 5 als vermögensrechtlichen Beziehungen verbleibt es bei den Folgen der 
namen (ni Zo hat z. B. die Frau wieder den ihr nach § 1616 zukommenden Familien- 
ſeitige Erb cht aber den ihres früheren Ehemanns) zu führen (R 67, 61). Das gegen- 
ſetzung Be der Ehegatten bleibt ausgeſchloſſen. Für die Vermögensauseinanber ⸗ 
keller rechen Eheleuten iſt derjenige Zeitpunkt maßgebend, in welchem das Nichtig 
Ehegatte K kräftig oder die Ehe aufgelöſt wird. Der Zeitpunkt, in dem der gutgläubige 

42 enntnis von der Nichtigkeit der Ehe erlangt, iſt ohne Einfluß. 

e 91345 dem einen Ehegatten erwachſenden Unterhaltsanſprüche können 
bung Halunft durch Vergleich geregelt werden; 8 1614 Abf 1 findet auf fie keine 

* ung (ich 17. 12. 06 IV 484/06; SeuffA 72 Nr 181). 

Ber Wer das im 8 1345 Abf 1 beſtimmte Recht in Anſpruch nimmt, hat die 
clechtgläubigkeit des andern Ehegatten zu beweiſen. Dieſem liegt der Beweis, daß auch 
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der klagende Ehegatte ſchlechtgläubig geweſen ſei, ob. Dies ergibt ſchon die Faſſung des 
§ 1345 Abſ 1 BGB (ſofern), die von der des § 1258 des erſten Entwurfs abweicht (vgl. M 4, 
69). So auch jetzt RG 78, 369. 

10. Schadens erſatzanſprüche können von dem gutgläubigen Ehegatten nach Maßgabe 
der allgemeinen Grundſätze über unerlaubte Handlungen gegen den andern Ehegatten er⸗ 
hoben werden. 

11. Vererblichkeit des Rechtes. Das Recht des gutgläubigen Ehegatten aus § 1345 Abſ 1 
geht auf ſeine Erben über. 

12. Gerichtszuſtändigkeit. Das Geſetz zur Entlaſtung der Gerichte v. 11. 3. 21 (RGBl 
S. 229), in Kraft feit 1. 4. 21, hat durch Art 1 2b die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf alle 
Anſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht ausgedehnt, und zwar ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes. Unter 
dieſe nunmehr den Amtsgerichten zugewieſenen Streitigkeiten fallen auch die in den 88 1345, 
1346, 1347 geregelten Unterhaltsanſprüche. Im übrigen vgl. § 1578 A 12. 


8 1346 


Wird eine wegen Drohung!) anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo ſteht 
das im $ 1345 Abſ 1 beſtimmte Recht dem anfechtungsberechtigten Ehegatten 
zu. Wird eine wegen Irrtums?) anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, ſo 
ſteht dieſes Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten zus), es 
ſei denn, daß dieſer den Irrtum bei der Eingehung der Ehe kannte oder 
kennen mußte ⸗)s). 

E I 1270 II 1252; M 4 101; P 4 92. 


1. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Drohung 8 1335. Gleichgültig iſt, daß dem bedrohten 
Ehegatten bei der Eheſchließung die Anfechtbarkeit der Ehe bekannt war. — Satz 1 des 8 1346 
will insbeſondere der aus § 1345 an ſich abzuleitenden ungereimten Folgerung begegnen, 
daß der durch widerrechtliche Drohung zur Eingehung der Ehe gezwungene Ehegatte ſchutz⸗ 
los zu laſſen wäre, weil ihm dabei die Nichtigkeit der Ehe bekannt geweſen ſei (RG 73, 369). 

2. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Irrtums 88 1332, 1333, nicht 1334. Wegen der Unter⸗ 
haltspflicht des früheren Ehemanns, der die Ehe wegen Irrtums angefochten hat, vgl. 
RG 67, 56. 

3. Irrtum. Bei der 2. Leſung wurde hervorgehoben, daß, wer ſich irre, es auf ſeine 
Gefahr tue. Auch bei dem Abſchluß einer Ehe müſſe jeder ſich ſagen, daß auf die von ihm 
vor dem Standesbeamten abgegebene Erklärung der andere Teil ſich verlaſſe (Prot 4, 98; 
vgl. auch § 122). — Satz 2 des § 1346 beſchäftigt ſich mit dem Sonderfalle, daß ſich die Ehe 
zweier gutgläubiger Ehegatten wegen Irrtums des einen Teils als anfechtbar heraus 
geſtellt hat und auf Betreiben des irrenden Teils für nichtig erklärt worden iſt. Für dieſen 
Sonderfall iſt beſtimmt, daß der Irrende den andern Teil in vermögensrechtlicher Beziehung 
ſchadlos zu halten hat. Dieſe Verpflichtung iſt ſo ausgedrückt, daß dem andern, zur Anfechtung 
nichtberechtigten Teile das gleiche Recht gewährt wird, das nach der Regel des $ 1345 gerade 
umgekehrt dem anfechtungsberechtigten Ehegatten zuſteht. Die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes ergibt, daß die Sonderbeſtimmung des $ 1346 Satz 2 von der zweiten Kommiſſion 
(Prot 4, 92 IX) in Anlehnung an $ 122, deſſen Grundgedanke auch für das Eherecht an- 
zuerkennen ſei, hinzugefügt worden ift. Dagegen tritt nirgends hervor, daß hiermit der Grund⸗ 
ſatz der beſonderen Schutzbedürftigkeit des einjeitig gutgläubigen Ehegatten (bei Schlecht⸗ 
gläubigkeit des andern Ehegatten) verlaſſen werden ſollte, der im $ 1345 feinen Ausdruck 
gefunden hat und in allen Abſchnitten der Geſetzesberatung gebilligt worden it (M 4, 67; 
Prot 4, 716). Der irrende Ehegatte hat alſo, wenn wegen feines Irrtums die Ehe angefochten 
und für nichtig erklärt worden iſt, das Recht aus § 1345 Abs 1 gegen den andern Ehegatten, 
falls dieſer die Nichtigkeit kannte (RG 78, 369). Der § 1845 macht von dem Grundſatze des 
8 1343 eine Ausnahme, indem jene Vorſchrift dem gutgläubigen Ehegatten für den Fall, 
daß der andere bösgläubig war, ein Wahlrecht erteilt. Dies Wahlrecht wird aber in dem 
Falle, daß eine wegen Irrtums anfechtbare Ehe für nichtig erklärt wird, durch § 1346 Satz 2 
dem anfechtungsberechtigten Ehegatten verfagt und dem andern Teile, vorausgeſetzt, 
daß er gutgläubig war, gewährt, wogegen es im Falle argliſtiger Täuſchung bei der Vor⸗ 
ſchrift des $ 1345 Abſ 1 fein Bewenden behält. Der irrende Ehegatte iſt alſo im Falle der 
Nichtigerklärung der Ehe ſchlechter geſtellt als der von dem andern Teil getäuſchte. Vgl. 
wegen der Rechtsfolgen 88 1578 Abſ 1 u. 2, 1584, 1478, 1549. Die vermögensrechtliche 
Lage des mit der Anfechtungsklage wegen argliſtiger Täuſchung durchdringenden Ehegatten 
iſt im Vergleiche zu derjenigen des nur mit der Anfechtung wegen Irrtums durchgedrungenen 
ſchon inſofern eine beſſere, als der täuſchende Ehegatte niemals gegen den getäuſchten 
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Ehegatten Anſprüche, z. B. einen Unterhaltsanſpruch, erheben kann. Daher gereicht es dem 
Anfechtungskläger zur Beſchwerde, wenn das Prozeßgericht auf Grund eines einheitlichen 
und ausreichenden Tatbeſtandes die Nichtigkeit nur wegen Irrtums, nicht wegen argliſtiger 
Täuſchung ausſpricht (RG IW 1912, 39314). Wegen der Verſchiedenheit der Voraus- 
ſetzungen und vermögensrechtlichen Folgen einer Anfechtung wegen Irrtums und einer 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung muß das Gericht ſich darüber, welcher von beiden 
Fallen vorliegt, im Urteil ausſprechen (RG JW 1913, 37810). Hat das Gericht die Ehe als 
infolge Irrtums nichtig erklärt, ohne ſich über die Frage der argliſtigen Täuſchung auszu⸗ 
ſprechen, fo hindert dies die auf Unterhaltsgewährung klagende Partei nicht, im Unterhalts, 
rechtsſtreite geltend zu machen, daß die beklagte Partei die Nichtigkeit der Ehe gekannt 
habe (RG 78, 369; RG JW 1916, 742 7). 

4. Beweislaſt. Daß der das Recht aus § 1345 Abf 1 in Anſpruch nehmende Ehegatte 
den Irrtum bei Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte, hat der irrende Ehegatte ein⸗ 
zuwenden und zu beweiſen (RG 67, 56). Gelingt der Beweis, fo entfällt das Recht des nicht 
anfechtungsberechtigten Ehegatten und es verbleibt bei den Folgen der Nichtigkeit. Kannte 
der nicht anfechtungsberechtigte Ehegatte bei der Eheſchließung den Irrtum, ſo ſteht das Recht 
aus $ 1345 Abſ 1 dem irrenden Ehegatten zu. Dies folgt aus § 1345 Abf 1 ſelbſt. Im letzteren 
Falle kommt es auf wirkliche Kenntnis, nicht fahrläſſige Unkenntnis an und die Kenntnis 
muß ſich auf die Nichtigkeit der Ehe erſtrecken (§ 1345 A 4). — Für die Frage, ob die Rechts⸗ 
folgen des § 1345 Satz 1 oder die des $ 1346 Satz 2 eintreten, iſt das die Nichtigkeit der Ehe 
ausſprechende Urteil maßgebend. In dem folgenden Unterhalts oder Auseinanderſetzungs⸗ 
prozeſſe kann nicht mehr nachgeprüft werden, ob die Ehe nicht bloß wegen Irrtums, ſondern 
auch wegen argliſtiger Täuſchung nichtig iſt (RG IW 1912, 39313). Die dem Beklagten 
nachzuweiſende Kenntnis von der Anfechtbarkeit der Ehe deckt ſich nicht notwendig mit arg- 
liſtiger Täuſchung im Sinne von 8 1334 (RG 78, 369). 

5. Auch im Falle der Auflöſung der Ehe iſt § 1846 anwendbar, denn das im 8 1345 
Abf 1 beſtimmte Recht iſt eben auch für dieſen Fall gegeben, und § 1346 will hieran nichts 
ändern, ſondern nur den Berechtigten bezeichnen. 


§ 1347 
Erklärt!) der Ehegatte, dem das im 8 1345 Abſ 1 beſtimmte Recht zu⸗ 
ſteht, dem anderen Ehegatten, daß er von dem Rechte Gebrauch mache, ſo 
rann er die Folgen der Nichtigkeit der Ehe nicht mehr geltend machen; 
erklärte) er dem anderen Ehegatten, daß es bei dieſen Folgen bewenden 
ſolle, jo erliſcht das im § 1345 Abſ 1 beſtimmte Recht. 
3 andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Beſtim⸗ 
r 0 einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern’), ob er 
zum Ai Rechte Gebrauch mache. Das Recht kann in dieſem Falle nur bis 
laufe der Friſt ausgeübt werdens). 
eı . Abſ 2, 1270 II 1237 Abſ 2. 1252; M 4 69, 101; P 3 69, 71, 81: 6 269. 
iſt ben chte von dem im $ 1345 Abſ 1 beſtimmten Rechte Gebrauch zu machen, 
abzugeben. echtg äubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode ſeinen Erben gegenüber 
Sie iſt an keine Form gebunden, kann auch ſtillſchweigend abgegeben werden 


und iſt unwiderruflich. Si äubi 
w . e kann auch von den Erben des gutgläubigen Ehegatten abgegeben 
erden (vgl. 8s 1345 A 5 u. 11, 130—132). ee a 


2. Auf die Erklärung, es ſolle bei den Folgen der Nichtigkeit bewenden, trifft das in 
1 5 Dbteagte gleichfalls zu (vgl. Rh 67, 509 A 2 

gehen =. 0 Beſtimmung des Abſ 2 wird dem Ehegatten ein Mittel an die Hand ge- 
au tenız 8 . des berechtigten Ehegatten herbeizuführen. Die Aufforderung iſt 
gläubigen Cher ennden und kann wie die Erklärung (A 1) von den Erben des ſchlecht⸗ 
vgl. SS 250, Ey 57 und an die Erben des gutgläubigen Ehegatten ergehen. Im übrigen 


lbſ 2. 
Vierter Titel 
Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung 
8 1348 


yt ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt wor 
eine neue Ehe ein, jo iſt die neue Ehe nicht deshalb nichtig), weil 


5 Ge 
den ift?) 
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der für tot erklärte Ehegatte noch lebt“), es ſei denn“), daß beide‘) Ehe⸗ 
gatten bei?) der Eheſchließung wiſſen, daß er die Todeserklärung über⸗ 
lebt hats). 

Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgeldft?). 
Sie bleibt auch dann aufgelöſt, wenn die Todeserklärung infolge einer An⸗ 
fechtungsklage aufgehoben wird le). 

E 1 1464 II 1482; M 4 640 ff.; P 4 452 ff.; 6 295 ff. 


1. Der Tod eines Ehegatten löſt die Ehe auf. Will der überlebende Ehegatte eine neue 
Ehe eingehen, ſo hat er dem Standesbeamten den Tod des andern Ehegatten nachzuweiſen 
(regelmäßig durch Vorlegung der ſtandesamtlichen Sterbeurkunde). Stellt ſich heraus, daß 
der für tot gehaltene Ehegatte zur Zeit der Eingehung der neuen Ehe lebte, der Nachweis 
alſo unrichtig war, ſo iſt die neue Ehe wegen Verſtoßes gegen das Verbot der Doppelehe 
(5 1326) nichtig, ſofern die frühere Ehe gültig war. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die 
Ehegatten der neuen Ehe die Unrichtigkeit des Todesnachweiſes kannten oder nicht. Die 
neue Ehe wird auch nicht dadurch gültig, daß die frühere Ehe durch den inzwiſchen eintretenden 
Tod des irrtümlich für tot gehaltenen Ehegatten aufgelöſt wird. Anders als im Falle einer 
falſchen Sterbeurkunde bildet im Falle der Todeserklärung der Umſtand, daß der für 
tot erklärte Ehegatte noch lebt, grundſätzlich keinen Nichtigkeitsgrund für die neue Che. 
Die in der Todeserklärung liegende geſetzliche Todesvermutung ($ 18) gewährt dem Ehe⸗ 
gatten das Recht zur Wiederverheiratung, obwohl die Todeserklärung die frühere Ehe nicht 
auflöſt. Das Geſetz geſtattet hier eine durch die Anforderungen des Lebens gerechtfertigte 
Ausnahme von dem Grundſatze, daß niemand eine Ehe eingehen darf, bevor ſeine frühere 
Ehe aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden ift (§ 1309 Abſ 1). Dem guten Glauben 
der Ehegatten iſt jedoch anders als im Falle einer unrichtigen Sterbeurkunde eine große Be⸗ 
deutung beigelegt. 

2. Todeserklärung § 18. Auch der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des BGB für 

tot erklärten Perſon kann nach dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe eingehen, ſelbſt 
wenn die Wiederverheiratung nach den bisherigen Geſetzen nicht zuläſſig wäre. Die 
88 13481352 finden entſprechende Anwendung (Art 159 E©). Hinſichtlich der Anwendung 
deutſcher Geſetze auf verſchollene Ausländer vgl. Artt 9 u. 13 ebenda. Vgl. auch die Be- 
kanntmachung über die Todeserklärung Kriegsverſchollener v. 18. 4. 16 (RGGBl 327) und dazu 
Dronke in SW 1916, 632; Neufaſſung v. 9. 8. 17 (RG Bl 703), ſowie Gef v. 20. 2. 25 
RGBl 15). 
( 3. Die Nichtigkeit der neuen Ehe würde aus § 1326 folgen, wenn § 1348 nicht das 
Gegenteil beſtimmte. Dieſe Beſtimmung war aber erforderlich, um den Ehegatten, der im 
Vertrauen auf eine Todeserklärung des andern Ehegatten wieder heiratet, in die Lage zu 
verſetzen, eine gültige neue Ehe ſchließen zu können. 

4. Vorausgeſetzt iſt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der Schließung 
der neuen Ehe, lebt. Sein ſpäterer Tod würde zwar ſeine Ehe auflöſen, aber ohne die 
Beſtimmung des $ 1348 die Gültigkeit der neuen Ehe nicht zur Folge haben. 

5. Beweislaſt. Der Nichtigkeitskläger hat das Wiſſen beider Ehegatten zu beweiſen. 
Als Nichtigkeitskläger können der Staatsanwalt, jeder Ehegatte der neuen Ehe ſowie der 
für tot erklärte Ehegatte auftreten ($ 632 Abſ 2 ZPO, S 1326 BOB). Letzterer kann außer⸗ 
dem, nachdem die neue Ehe für nichtig erklärt worden iſt, ſeine Ehe alſo zu Recht beſteht, die 
Scheidungsklage aus § 1565 Abſ 1 wegen Ehebruchs und Verſtoßes gegen das Verbot der 
Doppelehe erheben. Anders im Falle des § 1350. Vgl. § 1350 A 2. 

6. Hat nur ein Ehegatte von der bezeichneten Tatſache Kenntnis, ſo bleibt die neue Ehe 
aus Rücksicht auf den andern gutgläubigen Ehegatten beſtehen und unterliegt nur der 
Anfechtung nach § 1350. 

7. Die nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

8. Das Wiſſen der Eheleute braucht ſich nicht auch auf die Tatſache zu erſtrecken, daß 
der für tot erklärte Ehegatte noch zur Zeit der Schließung ihrer Ehe lebte. Sie durften ſich 
auf die Todeserklärung auch ſchon dann nicht berufen, wenn ſie wußten, daß der für tot er⸗ 
klärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, die Todesvermutung alſo hinfällig ge⸗ 
worden war. Anders im Falle des § 1350. Vgl. § 1350 A 7. 

9. Die Auflöſung der früheren Ehe tritt nicht ein, wenn beide Eheleute bei der Ehe⸗ 
ſchließung wiſſen, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, eben⸗ 
ſowenig dann, wenn die neue Ehe aus einem andern Grunde, ſei es einem Nichtigkeits⸗, fei 
es einem Anfechtungsgrunde, nichtig iſt. Dagegen tritt die Auflöſung ein, wenn die neue 
Ehe, ſei es aus dem Grunde des § 1350, ſei es aus einem andern Anfechtungsgrunde, nur 
anfechtbar iſt, aber nicht angefochten wird. Wird die neue Ehe aus dem Grunde des 8 1350 
oder aus einem andern Anfechtungsgrunde angefochten, ſo tritt die frühere Ehe wieder ins 
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Leben. Die frühere Ehe bleibt aufgelöſt, wenn die neue Ehe geſchieden oder durch den Tod 
eines der Ehegatten aufgelöſt wird. Folgen der Auflöfung der früheren Ehe: Der 
für tot erklärte Ehegatte erlangt das Recht, eine neue Ehe einzugehen. Das gegenſeitige 
Erbrecht der früheren Ehegatten (§ 1931) fällt weg. Wegen des Einfluſſes der Auflöſung 
auf letztwillige Verfügungen und Erbverträge vgl. 88 207 7ff. u. 2281 ff. und auf das Ver⸗ 
hältnis der Ehegatten zu den Kindern 88 1352, 1637. Der § 1348 enthält gegenüber dem 
§ 18 keine Ausnahmebeſtimmung des Inhalts, daß die Ehe des für tot Erklärten bis zur 
Wiederverheiratung des andern Ehegatten als fortbeſtehend zu gelten hat (RG 60, 196). 
Darum gilt ein Kind, das die zurückgebliebene Ehefrau eines für tot erklärten Mannes im 
Witwenſtande nach dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Todestage empfängt, nicht 
als während der Ehe empfangen. Es kann von ihrem zweiten Ehemanne als das ſeinige 
anerkannt werden. 

10. Die Aufhebung der Todeserklärung iſt ohne Einfluß. Der Beſtand der früheren 
wie der neuen Ehe würde ſonſt in unſtatthafter Weiſe von dem Ermeſſen eines Dritten, dem 
an der Aufhebung der Todeserklärung liegt, abhängig fein. Vgl. Dronke in JW 1916, 642. 


8 1349 


1) Sit das Urteil, durch das einer der Ehegatten für tot erklärt worden iſt, 
im Wege der Klage angefochten!) jo darf der andere Ehegatte nicht vor der 
Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die 
Anfechtung erſt zehn Jahres) nach der Verkündung des Urteils erfolgt iſt. 

E 1 1235 Abſ 2 II 1215 Abſ 2; M 4 20; P 4 23; 6 392. 


1. Bedeutung der Vorſchrift. Das Verbot des § 1349 enthält ein aufſchiebendes 
Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt nicht wegen dieſer Zuwider⸗ 
handlung nichtig, ſelbſt wenn die Anfechtung zur Aufhebung der Todeserklärung führt. Ein 
ähnliches Verbot enthält § 1309 Abſ 2. * 

2. Anfechtung der Todeserklärung 88 957 Abſ 2, 973—976 3D. Ob ſich die An⸗ 
fechtung gegen die Todeserklärung ſelbſt oder nur gegen die Feſtſtellung der Todeszeit 
richtet, unterſcheidet das Geſetz nicht. — Dieſelben Wirkungen wie die Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage hat auch der Antrag auf Aufhebung der Todeserklärung eines Kriegsverſchollenen, 

$ 11, 15 der Bek. v. 18. 4. 16 (RGB 296), 88 13, 17 Neufaſſung v. 9. 8. 17 (RGBl 703). 
ſatthaft. 8 958 Abs 2 ZPO ift die Anfechtungsklage nach Ablauf von zehn Jahren un⸗ 


8 1350 


) Jeder Ehegatte der neuen Ehe?) kann, wenn der für tot erklärte Ehe⸗ 
gr noch lebte), die neue Ehe anfechten), es jei denn’), daß er bei‘) der 
heſchließung von deſſen Leben Kenntnis hatte“). Die Anfechtung kann 
55 binnen ſechs Monatens) von dem Zeitpunkt an erfolgen, in welchem 
er anfechtende Ehegatte erfährt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. 
Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte Ehe⸗ 
3 die Ehe beſtätigte), nachdem er von dem Leben des für tot erklärten 
hegatten Kenntnis erlangt hat, oder wenn die neue Ehe durch den Tod 


eines der Ehegatten aufgelöſt worden iſt!0) 1). 
E II 1483; P 4 452 ff.; 5 142; 6 295, 392. 


1. Grund der Vorſchrift Geht ein Eh 1 

Er. : — 0 egatte, nachdem der andere Ehegatte für tot 
n eine neue Che ein, ſo wird im Regelfalle der Beſtand der neuen Ehe durch 
neuen Ehe kön aß der für tot Erklärte noch lebt, zwar nicht berührt, aber die Ehegatten der 
weiſe bedrückt fühl ſich, ſolange jener lebt, ihm gegenüber in ihrem Gewiſſen berechtigter⸗ 
das Recht ge ur ei Zur Wahrung der Gewiſſensfreiheit ift jedem gutgläubigen Ehegatten 
des für tot Erllart ie neue Ehe anzufechten und ſo das Hindernis, das der Wiedervereinigung 

2. Der für . en mit ſeinem Ehegatten im Wege ſteht, hinwegzuräumen. l 
aber, falls ſein erklärte Ehegatte hat das Anfechtungsrecht aus $ 1850 nicht. Ihm fteht 
Nichtigkeitserklärn egatte ſchlechtgläubig, alſo nicht der anfechtende Teil war, nach erfolgter 
der Doppelehe El neuen Ehe das Recht zu, ſich wegen Verſtoßes gegen das Verbot 
Scheidungagrund ni 65 Abf 1) ſcheiden zu laſſen. Ehebruch kann er in dieſem Falle als 

Ay nicht geltend machen, weil der Geſchlechtsverkehr feines Ehegatten mit 


dem zweiten, gutgläubi 2 - ) 1 
war (8 1348). 6 e zu einer Zeit ſtattfand, in der die erſte Ehe aufgelöft 
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3. Vorausgeſetzt iſt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der Anfechtung 
(Erhebung der Anfechtungsklage), lebt. 

4. Neben dem Anfechtungsgrunde aus § 1350 können für den gutgläubigen Ehegatten 
auch die Anfechtungsgründe wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung (88 1333, 1334) in 
Frage kommen. Die Scheidungsklage wegen Verſtoßes gegen das Verbot der Doppelehe 
(8 1565 Abſ 1) ſteht ihm nicht zu. 

5. Beweislaſt. Der Anfechtungsgegner hat die Schlechtgläubigkeit des anfechtenden 
Ehegatten zu beweiſen. 

6. Die nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

7. Vorausgeſetzt iſt, daß der Ehegatte zur Zeit der Eheſchließung weiß, daß der für tot 
Erklärte noch lebt. Zur Ausſchließung des Anfechtungsrechts genügt es nicht, wenn er nur 
Kenntnis davon hat, daß der für tot Erklärte die Todeserklärung überlebt hat. Vgl. 8 1848 
A 8. Dem ſchlechtgläubigen Ehegatten iſt das Anfechtungsrecht aus Rückſicht auf den gut⸗ 
gläubigen Ehegatten verſagt. Sind beide Eheleute in gutem Glauben geweſen, ſo hat jeder 
von ihnen das Recht, die neue Ehe anzufechten. 

8. Die ſechsmonatige Friſt entſpricht dem § 1339 Abſ 1. Auf fie finden auch die für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206 Anwendung, was aus der Gleichartig⸗ 
keit des Anfechtungsrechts aus § 1350 mit den übrigen Anfechtungsrechten folgt (8 1339 Abſ 3). 

9. Beſtätigung der Ehe § 1337 A 2. 

10. Für den Fall der Auflöſung der Ehe durch Tod iſt die Anfechtung, abweichend 
von § 1338, uneingeſchränkt ausgeſchloſſen. Der überlebende gutgläubige Ehegatte kann 
alſo die neue Ehe auch dann nicht anfechten, wenn der verſtorbene Ehegatte ſchlechtgläubig 
war. Dieſe Abweichung hat ihren Grund in dem Zwecke des Anfechtungsrechts (vgl. A 1), 
der entfällt, wenn die Möglichkeit der Wiedervereinigung des für tot Erklärten mit ſeinem 
Ehegatten ſchon durch den Tod des andern Ehegatten geſchaffen iſt. 

11. Wiederaufleben der aufgelöſten Ehe. Wird die neue Ehe mit Erfolg angefochten, 
ſo lebt mit Eintritt der Rechtskraft der Nichtigkeitserklärung die frühere Ehe mit dem für tot 
erklärten, aber noch lebenden Ehegatten wieder auf. Einer neuen Eheſchließung bedarf es 
nicht. Der doppelt verheiratete Ehegatte erlangt nicht das Recht, ſich mit einem Dritten zu 
verheiraten. Hat der für tot Erklärte ſich inzwiſchen anderweitig verheiratet, ſo unterliegt 
dieſe Ehe der Nichtigkeitserklärung aus § 1309, da durch den mit Erfolg durchgeführten 
Anfechtungsſtreit die im $ 1348 Abs 1 Satz 1 beſtimmte eheauflöſende Kraft der zweiten 
Eheſchließung nachträglich beſeitigt worden iſt. 


8 1351 


1) Wird die Ehe nach § 1350 von dem Ehegatten der früheren Ehe?) an⸗ 
gefochten, ſo hat dieſer dem anderen Ehegatten nach den für die Scheidung 
geltenden Vorſchriften der SS 1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren), wenn 
nicht der andere Ehegatte bei der Eheſchließung wußte, daß der für tot er⸗ 
klärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat?)5). 

E II 1484; P 4 534. 


1. In Anſehung der gegenſeitigen Unterhaltspflicht der Ehegatten der neuen Ehe 
ſind grundſätzlich die allgemeinen Beſtimmungen des 8 1345 über die Unterhaltspflicht bei 
Nichtigkeit der Ehe maßgebend. Danach ſoll ein bösgläubiger Ehegatte wie ein für allein 
ſchuldig erklärter Ehegatte unterhaltspflichtig ſein. Von dieſem Grundſatze weicht der 
$ 1351 inſofern ab, als er in einem beſtimmten Falle auch dem gutgläubigen Ehegatten die 
Unterhaltspflicht auferlegt. Hierfür waren hauptſächlich Billigkeitsrückſichten beſtimmend. 

2. Der Ehegatte der früheren Ehe iſt der doppelt verheiratete Ehegatte. Dem für tot 
erklärten Ehegatten der früheren Ehe ſteht das Anfechtungsrecht aus § 1350 nicht zu. Wird 
die Ehe nach 8 1350 von dem andern Ehegatten angefochten, fo iſt zwar $ 1351 unanwend⸗ 
bar, aber dem andern Ehegatten kann, wenn der doppelt verheiratete Ehegatte bösgläubig 
war, gegen dieſen nach den allgemeinen Beſtimmungen des § 1345 ein Unterhaltsanſpruch 
zuſtehen. Dem Ehegatten der früheren Ehe iſt ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern 
Ehegatten der neuen Ehe auch für den Fall, daß von letzterem die Anfechtung ausgeht, ver- 
ſagt, weil ſein Anſpruch auf Unterhalt gegen den für tot erklärten, noch lebenden Ehegatten 
mit der früheren Ehe wieder auflebt. 

3. Unterhaltspflicht. Vgl. auch SS 1608 Abſ 2, 1609 Abſ 2 Satz 2 BGB und 83 Abſ 2 KO. 

4. Vgl. § 1348 A 8. 

5. Gerichtszuſtändigkeit. Das Geſetz zur Entlaſtung der Gerichte v. 11. 3. 21 (RGBI 
S. 229), in Kraft ſeit 1. 4. 21, hat durch Art I2b die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf alle 
Anſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Unter⸗ 
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haltspflicht ausgedehnt, und zwar ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes. Unter 
dieſe nunmehr den Amtsgerichten zugewieſenen Streitigkeiten fällt auch der im $ 1851 geregelte 
Unterhaltsanſpruch. Im übrigen vgl. §S 1578 A 12. 


8 1352 
Wird die frühere Ehe nach § 1348 Abſ 2 aufgelöſt, jo beſtimmt ſich die 
Verpflichtung der Frau, dem Manne zur Beſtreitung des Unterhalts eines 
gemeinſchaftlichen Kindes einen Beitrag zu leiſten, nach den für die Schei⸗ 
dung geltenden Vorſchriften des § 15851) 2). 


E I 1465 II 1485 Satz 2; M 4 645; P 4 456. 


1. Der § 1352 bezieht ſich auf den Fall, daß der für tot erklärte Ehegatte (Mann oder 
Frau) noch lebt, feine Ehe durch Wiederverheiratung feines Ehegatten nach $ 1348 Abſ 2 auf- 
gelöſt iſt und Kinder aus dieſer Ehe vorhanden ſind. Er regelt das Verhältnis der Ehegatten 
der aufgelöſten Ehe zueinander in bezug auf den Unterhalt der gemeinſchaftlichen Kinder aus 
dieſer Ehe. Der Unterhaltsanſpruch der Kinder gegen ihre Eltern nach allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen bleibt unberührt (SS 1601, 1606 Abſ 2 Satz 2). In Anſehung der Sorge für die Perſon 
des Kindes gilt 8 1637. 

2. Gerichtszuſtändigkeit. Vgl. § 1585 A 3, § 1578 A 12. 


Fünfter Titel 
Wirkungen der Ehe im allgemeinen 


8 1353 


iti er Ehegatten ſind einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft?) ver⸗ 
ichtet. 

Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nach Herſtellung der Ge⸗ 
meinſchaft als Mißbrauchs) ſeines Rechtes dar, jo iſt der andere Ehegatte 
nt verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leiten. Das gleiche gilt, wenn 

er andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung) zu Klagen?) 

EI 1272 II 1253; M 4 104; P 4 94, 99, 431, 434. 


hits, Bepeutung der Vorſchrift. Die Ehe begründet gegenſeitige Pflichten rechtlicher und 
der a, Der 8 1353 Abſ 1 kleidet den rechtlichen Inhalt des perfönlichen Verhältniſſes 


V ; : ! e 
oder die biefer Pflicht kann die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens (§ 606 ZPO) 
gemeinſchaktdedungsklage 0 1567, 1568) begründen. Die hier gebotene eheliche Lebens⸗ 


e Folge ſpricht $ 1353 Abſ 2 noch beſonders aus. — Wie im Schuldrecht Treu und 
legung e im Eherecht das ſittliche Weſen der Ehe die Grundlage, von der bei Aus⸗ 
auezugeh r Geſetze und bei Beurteilung aller Rechtsverhältniſſe der Ehegatten untereinander 
de Spige iſt. Das folgt aus dem im 5. Titel des 4. Buches über die Wirkung der Ehe an 
der E 8 $ 1353 Abſ 1. Er bezieht ſich nicht nur auf das perſönliche Verhältnis 
haben 8 auch auf ihre vermögensrechtlichen Beziehungen. Die Ehegatten 
Anſprüche ge ten Worten die Pflicht, auch bei der Geltendmachung vermödensrechtlicher 
9 Feen Ba an et. (J. B. des Anſpruchs auf Unterhaltsgewährung) ihr Verhalten 

machung vermzgaß es mit dem ſittlichen Weſen der Ehe in Einklang bleibt. Die Geltend⸗ 
W . Anſprüche muß, wenn ſie dem Weſen der Ehe widerſtreitet, 
ihr Verhalten widoelchroſſen angeſehen werden (RG JW 1924, 67812; die Frau hatte durch 
ſeitens des Man 3 die Gewährung des Unterhalts an das bei ihr befindliche Kind 
ehelichen Gemeinſch „erveiteli). Das BOB kennt keine Klage auf zeitliche Aufhebung der 
und der Geſtattun . Abgeſehen von der Ausſetzung des Verfahrens (SS 620, 621 ZPO) 
allerdings die Abweipes Getrenntlebens durch einſtweilige Verfügung (§ 627 350), kann 
trenntlebens ab der Herſtellungsklage zur Aufrechterha'tung des tatlächlichen Ger 
ſtandes, bei dem ei (uc JW 00, 148). Das Geſetz rechnet mit der Möglichkeit eines Zu⸗ 

itellung der eb die Cheſcheidungsklage ausgeſchloſſen ift und anderſeits die Her⸗ 
Fallen eine ähnliche Gemeinſchaft nicht gefordert werden kann. Die Sachlage iſt in ſolchen 
von Tiſch und Bet wie ſie die in andern Rechten zugelaſſene Trennung der Ehegatten 
ö ett mit ſich bringt (R IW 1911, 982% 1914, 35911; NG 14. 12. 14 
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IV 245/14; RG 2. 2. 20 IV 346/19; RG Recht 1920 Nr 3138). Vgl. Vorbem 2 vor $ 1303, 
ferner $ 1816 A 1, § 1323 A 2, § 1326 A 6, 8 1564 A 7, § 1575 A 1 u. 3. 

2. Die Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft umfaßt die Pflichten zum Zu⸗ 
ſammenleben, zum Geſchlechtsverkehre, zur Treue und zum gegenſeitigen Beiſtande, ſowie 
alle ſonſtigen dem ſittlichen Weſen der Ehe entſprechenden Pflichten. Eine Aufzählung der 
einzelnen Pflichten iſt bei dem unerſchöpflichen Inhalte der Ehe nicht ausführbar. Die Er⸗ 
füllung dieſer Pflichten iſt rechtlich nicht erzwingbar. Wegen jeder Verletzung der bezeich⸗ 
neten Pflichten iſt zwar die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebeus zuläſſig, aber der 
obſiegende Teil erlangt durch das Urteil nur eine richterliche Anerkennung ſeines verletzten 
Rechtes (RG 51, 182) und unter Umſtänden die Grundlage für einen Scheidungsanſpruch 
(RG Warn 1912 Nr 262). Über den Unterſchied zwiſchen ehelicher Lebensgemeinſchaft und 
häuslicher Gemeinſchaft vgl. beſonders $ 1567 A 3. — Nach § 1353 Abſ 1 ſind die Ehegatten 
einander nicht etwa bloß zu häuslicher Gemeinſchaft, ſondern zu „ehelicher Lebensgemein⸗ 
ſchaft“ verpflichtet. Dieſe Verpflichtung umfaßt alle, auch die nicht im Geſetzbuche beſonders 
hervorgehobenen Pflichten, die ſich nach dem Weſen der Ehe aus den perfönlichen Beziehungen 
der Ehegatten zueinander ergeben, ſo die Verpflichtung zur häuslichen Gemeinſchaft, aber 
auch u wechſelſeitiger Treue und Beiſtandsleiſtung, zur Geſtattung des Geſchlechtsverkehrs 
und zur Geſtattung der Leitung des Hausweſens durch die Frau (8 1356). Die 
Verletzung jeder dieſer Pflichten, nicht nur der Pflicht zum Zuſammenleben, rechtfertigt das 
Verlangen des verletzten Ehegatten nach Herſtellung der vollen ehelichen Lebensgemeinſchaft. 
Klageantrag und Urteilsausſpruch haben näher zu bezeichnen, welche der Pflichten der Be⸗ 
klagte zu erfüllen hat. Es macht keinen Unterſchied, ob jene Verletzung aus Mißbrauch des 
ehemännlichen Beſtimmungsrechts (8 1354 Abs 2) entfließt oder ohne ſolche Vorausſetzung 
beſteht (RG 97, 286). Mit der Herſtellungsklage kann die Frau beiſpielsweiſe vom Mann 
die Beſtellung einer Hilfskraft zur Beſorgung gröberer Arbeiten im Hausweſen (waſchen, 
ſcheuern) verlangen, ferner begehren, daß der Mann die für die Führung des Hausweſens 
(8 1356) nötigen Waren und Gegenſtände nicht mehr verſchließe. Auch kann ſie mit der Her⸗ 
ſtellungsklage den Anſpruch auf regelmäßige Gewährung eines angemeſſenen Taſchengeldes 
zur Bezahlung kleinerer perſönlicher Ausgaben verfolgen, denn der Frau ſoll die unwürdige 
Lage erſpart werden, wegen jeder kleineren perſönlichen Ausgabe den Mann angehen zu 
müllen, um ihm Grund und Betrag der Ausgabe darzulegen und ſeine Einwilligung ein⸗ 
zuholen. Das iſt recht eigentlich eine Frage des perſönlichen Zuſammenlebens und der von 
Ehegatten wechſelſeitig geſchuldeten Rückſicht und Achtung. Dieſe Leiſtungen können dem 
Manne aber erſt für die Zeit von der rechtskräftigen Entſcheidung des Rechtsſtreits an auf⸗ 
erlegt werden, weil bezüglich des von der Frau als kränkend empfundenen perſönlichen Ver⸗ 
haltens des Mannes eine Nachholung oder Wiederherſtellung für die Vergangenheit nicht in 
Betracht kommen kann (RG 97, 286). Für die Herſtellungsklage auf Gewährung eines 
Taſchengeldes gelten, weil ſie anders als die regelmäßige Unterhaltsklage Eheſache im 
Sinne der 88 606 ff. ZPO iſt, die beſonderen Verfahrensvorſchriſten der 88 606,607,612 —615, 
617619, 622, 626, 628 ſowie die Vorſchrift des 8 888 Abſ 2, nach welcher letzteren insbeſondere 
für den einer Herſtellungsklage willfahrenden Urteilsausſpruch keine Vollſtreckbarkeit gegeben 
iſt (RG 97, 286). Das Recht und die Pflicht der Frau, den Namen des Mannes zu führen 
(8 13855 BGB), ſind Wirkungen der Ehe. Werden fie von einem Ehegatten verletzt, ſo ſteht 
dem anderen Ehegatten die Herſtellungsklage aus 81353 BGB zu. Der Frau ſteht während 
der Ehe aber auch die Klage wegen Beeinträchtigung ihres Namensrechts aus 812 BGB zu, 
und zwar ſowohl gegen den Mann als auch gegen Dritte, im letzteren Falle auch ohne beſondere 
Genehmigung des Mannes. Klagt die Frau gegen den Mann aus 812 BGB, jo handelt es ſich 
nicht um eine Eheſache (RG 108, 230). Vgl. auch 8 1355 A 2. Auch wenn in beſchränktem Maße 
noch ein gemeinſamer Haushalt der (in verſchiedenen Stockwerken desſelben Hauſes wohnen⸗ 
den) Parteien beſteht, ſo iſt doch dadurch die Herſtellungsklage mit dem Ziele der Herſtellung einer 
wahren ehelichen Lebensgemeinſchaft nicht ausgeſchloſſen (RH Warn 1915 Nr. 287). Zur Be ⸗ 
gründung der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens gehört nur die Behauptung, 
daß die eheliche Gemeinſchaft gänzlich oder in näher anzugebenden Beziehungen aufgehoben 
fei und dementſprechend die Wiederherſtellung der Gemeinſchaft verlangt werde. Weiter⸗ 
gehende Angaben darüber, wie das Zuſammenleben der Parteien im einzelnen aus⸗ 
zugeſtalten ſei, brauchen nicht gemacht zu werden, zumal wenn die Frau klagt, da das 
Beſtimmungsrecht hierüber nach § 1354 dem Manne zufteht. Aus dem Mangel ſolcher An⸗ 
gaben darf daher nicht darauf geſchloſſen werden, daß die Klägerin die Herſtellung des 
ehelichen Lebens nicht ernſtlich wolle (R Warn 1915 Nr 287). Es iſt nicht ohne weiteres 
ausgeſchloſſen, daß eine zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig verurteilte 
Frau eines in Kriegsgefangenſchaft geratenen Mannes dem Urteile dadurch genügen 
kann, daß ſie in der dem Manne zur Verfügung ſtehenden Dienſtwohnung ausharrt (RG 
Warn 1918 Nr 210). Gegenüber der ſich aus dem Beſtehen der Ehe ergebenden Pflicht zur 
ehelichen Lebensgemeinſchaft muß der Ehegatte, der ein Recht zum Getrenntleben in 
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Anſpruch nimmt, die dieſes Recht ergebenden Tatſachen behaupten und beweiſen. Dies 
gilt auch dann, wenn der die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verlangende Ehegatte 
mit dem bisherigen Getrenntleben einverſtanden war (RG 29. 11. 15 IV 218/15). Der 
Mann darf das Zuſammenleben mit ſeiner Frau, auch wenn es durch deren Krankheit ſehr 
erſchwert ift, nicht verweigern (RG IW 1911, 7652). Iſt aber die krankhafte geiſtige Ver ⸗ 
anlagung der Frau geeignet, die Geſundheit des Mannes zu untergraben, ſo kann er das 
Zuſammenleben verweigern (RG JW 1913, 3781). Die Verpflichtung zur ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft ſetzt nicht unbedingtes Wohlverhalten der Ehegatten voraus; vielmehr muß ſich 
jeder Teil mit der Eigenart und den Schwächen des andern abfinden (RG JW 1911, 81241). 
Dagegen erſcheint das Herſtellungsverlangen des Mannes mißbr äuchlich, wenn eine erheb⸗ 
liche Geſundheitsſchädigung der Frau als Folge des Zuſammenlebens mit Beſtimmtheit 
vorauszuſehen iſt, z. B. wenn die Frau ſehr herzleidend iſt und befürchten muß, daß der Mann 
fie mit Streitigkeiten verfolgen wird (RG 18. 5. 12 IV 564/12) oder wenn der an Blutader⸗ 
verkalkung und ſchwerer Nervoſität leidenden Frau die Willenskraft abgeht, nervöſe Auf⸗ 
regungen beim Zusammenleben mit ihrem Manne zu vermeiden, und daß die dennoch zu 
erwartenden Aufregungen ſie vorausſichtlich dauernd krank und behandlungsbedürftig 
machen würden (RG 16. 4. 17 IV 17/17). Einer Frau, die infolge ihrer krankhaſten Ver⸗ 
anlagung (Hyſterie) die Befürchtung hegt und von ihr nicht loskommen kann, daß der 
Mann fie im Falle ihrer Rückkehr aus der Welt ſchaffen werde, kann die Wiederherſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft nicht zugemutet werden, da das Zuſammenleben ihr ſeeliſches, 
wenn nicht auch ihr körperliches Befinden auf das Nachteiligſte beeinfluſſen würde. 
Darauf, daß die Befürchtung der Frau gerechtfertigt iſt, kommt es nicht an (RG 30. 
10. 22 IV 15/22). Die mit der Scheidungsklage abgewieſene Frau kann nicht mit dem 
Vorbringen, daß das Zuſammenleben ihrer Geſundheit ſchade, Unterhalt außer dem Hauſe 
verlangen, wenn der Mann ſie im eigenen Hauſe angemeſſen und ſchonend unterbringen 
will (RG 10. 6. 11 IV 88/11). Mit der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
kann auch das Begehren des Mannes, daß ſeine von ihm getrennt lebende Frau ſich zur 
Herſtellung ihrer Geſundheit in eine Heilanſtalt begebe, zur Geltung gebracht werden (RG 
51, 182), denn jeder Ehegatte iſt verpflichtet, diejenigen Hinderniſſe zu beſeitigen, die der ehe · 
lichen Lebensgemeinſchaft entgegenſtehen (RG 59, 256). Wenn auch die an Hyſterie er- 
krankte Frau zur Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft ($ 1567 U 3) berechtigt fein 
lich g ſo iſt ſie doch nicht in jeder Beziehung von der ehelichen Gemeinſchaft befreit. Nament⸗ 
ich iſt ſie nicht in der Wahl ihres Aufenthalts vom Manne völlig unabhängig. Vielmehr 
at ſie einem Verlangen des Mannes, ſich auf ſeine Koſten zur Wiedererlangung ihrer Geſund⸗ 
heit in eine Heilanſtalt zu begeben und nach ihrer Geneſung zu ihm zurückzutehren, zu ent⸗ 
lender Für die Auswahl der Heilanſtalt kommt es auf die beſonderen Umſtände und 
letzten Endes auf § 1353 Abſ 2 S 1 an. Auch das Erbieten des Mannes, der Frau in ſeinem 
halt eine gefonderte Wohnung oder an feinem Wohnorte eine Mietswohnung zu beichaffen 
15 dſe die erforderliche ärztliche Behandlung, Pflege und Aufwartung zuteil werden zu laſſen, 
fein je Frau zu berückſichtigen. Dafür, daß das Verlangen des Mannes einen Mißbrauch 
Mang Rechtes darſtellt, iſt die Frau beweispflichtig (RG 95, 380). Das Begehren des 
ai nnes ſtellt jedoch einen Mißbrauch dar, wenn er der Frau gerechtfertigten Grund zur Tren- 
Ehen gegeben hat und feine ehewidrige Geſinnung fortdauert (RG 3. 12. 06 IV 182/06). Dem 
en der von feinem Scheidungsrechte wegen Ehebruchs des andern Ehegatten keinen Ge⸗ 
deſſe h macht, ſondern die Ehe fortſetzt, ſteht weder gegen den ſchuldigen Ehegatten noch gegen 
Eniſch enlitfchufbigen eine Klage auf Unterlaſſung ehebrecheriſcher Handlungen zu (RG 71, 85). 
di chließt ſich ein Ehegatte, über den Ehebruch des andern Ehegatten hinwegzuſehen und 
e eheliche Lebensgemeinſchaft mit ihm fortzuſetzen, ſo erwächſt für ihn die Verpflichtung, ſein 
N ſo einzurichten, daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann 
pflich 975 06, 38915; RG Seuffü 73 Nr 32). Wal. auch 88 1568 A 3, 1570 A. 3. Die Ver ⸗ 
daß 8 ung des Ehegatten, ein friedliches Zuſammenleben zu ermöglichen, ſetzt natürlich voraus, 
Frau ne Ehegatte keinen neuen Ehebruch begeht (RG Warn 1919 Nr 177). Einer 
935 Ma rotzdem ihr das Scheidungsrecht aus Verſchulden des Mannes und demzufolge 
ſett pr Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft zusteht, dieſe bis auf weiteres fort⸗ 
ieh G 901 damit zwar nicht die Verpflichtung, nunmehr auch im vollen Umfange allen 
ungeſtort oten fegenfeitiger Liebe und Achtung nachzukommen, welche die Grundlage einer 
1 en 2 ichen Lebensgemeinſchaft bilden und ſich damit ihres Rechtes auf Schet- 
ne lber ei . zu begeben (§ 1570), wohl aber die Verpflichtung, dem Manne 
beiberfeiti er Verhalten zu betätigen, das geeignet iſt, das Eheleben nach innen und außen 
nage ſchli it ü ich zu geftalten ic Recht 1922 Nr 71). Die Abweiſung ber Herſtellungs⸗ 
nicht ns © Erhebung einer neuen Herſtellungsklage auf Grund ſpäterer Ereigniſſe 
300 00.20 der W der rechtskräftig entſchiedenen Sache iſt dann ausgeſchloſſen (RG 
die Scheid . Dem Herſtellungskläger kann die Beklagte, die bei einem andern Gerichte 
eidungsklage anhängig gemacht hat, die Einrede der Rechtshängigkeit nicht ent⸗ 
BB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bb. 6. Aufl. (Erler) 5 
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gegenſetzen (RG Warn 1915 Nr 131). Durch Vereinbarungen der Eheleute kann ihre 
Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft weder aufgehoben noch eingeſchränkt werden 
(RG 61, 50; RG ZW 1914, 355%; RG Gruch 64, 611). Wenn auch die Aufhebung der ehe ⸗ 
lichen Gemeinſchaft und das langjährige Getrenntleben der Ehegatten in beiderſeitigem Ein⸗ 
verſtändnis erfolgt ift, jo würde doch jeder der Ehegatten jederzeit zu dem Verlangen auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft berechtigt bleiben. Ein Abkommen zwiſchen den 
Eheleuten, wonach ſie dauerndes Getrenntleben vereinbaren, widerſpricht dem ſittlichen 
Weſen der Ehe und iſt deshalb nichtig, vermag alſo für keinen der Ehegatten ein Recht zu be⸗ 
gründen, dem Verlangen des andern Teils auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu 
widerſprechen. Die Tatſache allein, daß der Ehegatte mit dem bisherigen Getrenntleben ein⸗ 
verſtanden geweſen iſt, genügt daher nicht zu der Annahme, daß ſein Verlangen auf Her⸗ 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft als Mißbrauch ſeines Rechtes erſcheint (RG 29. 11. 15 
IV 218/15). Die Einwilligung in die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann der Ehe⸗ 
gatte jederzeit widerrufen (RG IW 01 ©. 185, 781; 00, 778). Sind ſich die Ehegatten 
der Nichtigkeit ihrer Vereinbarungen (über Getrenntleben, Verzicht auf Unterhalt und 
Kindererziehung) bewußt, fo liegen rechtsgeſchäftliche Erklärungen überhaupt nicht 
vor. Dies ſchließt nicht aus, daß andere damit verbundene Vereinbarungen, z. B. die 
Abrede, Gütertrennung einzuführen, rechtsgeſchäftliche Bedeutung haben. Auf einen 
ſolchen Fall findet § 139 keine Anwendung (RG 68, 322). Die Entſcheidung darüber, ob 
einer Ehefrau während der Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes in Gemäßheit des 5 627 ZPO 
das Getrenntleben vom Ehemanne zu geſtatten ſei, betrifft keine vermögensrechtliche, ſondern 
eine auf dem Familien⸗ und Eheverhältniſſe beruhende Frage. In betreff dieſer Frage bzw. 
für die zu erlaſſende einſtweilige Verfügung finden die Vorſchriften der 88 936—944 3PO 
Anwendung. § 940 ZP betrifft nicht bloß das Verfahren, ſondern hat auch materiell-rechtliche 
Bedeutung. Es genügt nicht, lediglich von den Vorausſetzungen des § 1353 Abſ 2 BGB aus- 
zugehen (RG 46, 382; 49, 368). Ein Vertrag, durch den getrennt lebende Eheleute lediglich 
die Höhe der zu gewährenden Unterhaltsrente für die Zeit des Getrenntlebens feſtſetzen, iſt 
an ſich rechtsverbindlich. Er verſtößt aber gegen den $ 1353 Abſ 1 und iſt deshalb gemäß 88 138, 
139 nichtig, wenn das Getrenntleben durch unerlaubte Mittel ermöglicht und befördert werden 
ſoll, z. B. wenn ſich die Frau das Recht auf Unterhalt nur durch den Verzicht auf alle ihr ſonſt 
gegen den Mann zuſtehenden Rechte und durch die Zuſicherung, fern von ihrem Manne zu 
wohnen und gerichtliche Schritte zur Wiedervereinigung zu unterlaſſen, ſoll wahren können 
(RG JW 05, 6371). Ein Abkommen, durch welches der eine Ehegatte dem andern Ver⸗ 
mögenszuwendungen macht, um ihm gerade dadurch das von Geſetz und Sitte gemißbilligte 
Getrenntleben zu ermöglichen oder zu erleichtern, iſt mangels der Vorausſetzungen des 
$ 1353 wegen Verſtoßes gegen die 88 138, 184 nichtig. Das Abkommen wäre gültig, wenn 
die Ehegatten auch nur in der irrigen Vorſtellung eines ihnen zur Seite ſtehenden Scheidungs⸗ 
grundes gehandelt hätten (RG Gruch 64, 611). Nichtig iſt ein Vertrag, in dem für die 
ganze Dauer der Ehe vereinbart wird, daß die Ehegatten getrennt leben und der Mann 
an die Frau eine Unterhaltsrente zahlt (RG Warn 1911 Nr 108). Vgl. auch 88 1564 A 5 
u. 1578 A 9. Die auf nichtige Abreden der Ehegatten über Getrenntleben, Unterhalts⸗ 
gewährung und Kindererziehung geſtützte rechtsgeſchäftliche Abmachung über die Zurück⸗ 
nahme der Scheidungsklage iſt gleichfalls nichtig (RG 2. 3. 11 IV 585/10; RG JW 
1916, 5732). Vereinbarungen der Ehegatten über ihr Getrenntleben find wirkſam, 
wenn einem von ihnen ſchon nach dem Geſetz (8 1353 Abſ 2) das Recht zuſteht, die ehe⸗ 
liche Lebensgemeinſchaft zu verweigern (RG 29. 2. 12 IV 444/11; RO Gruch 64, 611). 
In ſolchen Fällen kann durch Vertrag auch die Art und Weiſe der Unterhaltungsgewährung 
für die Zeit des Getrenntlebens wirkſam geregelt werden (RG Warn 1913 Nr 188; RG JW 
1916, 5732). Darüber, unter welchen Umitänden ein Vertrag als rechtsgültig angeſehen 
werden kann, der von Ehegatten unter Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft über eine 
der Ehefrau künftig zu gewährende Unterhaltsrente geſchloſſen wird, ſpricht ſich das Urt des 
NE v. 6. 11. 24 näher aus. In dieſem Falle behauptete die Frau, zur Verweigerung der 
ehelichen Gemeinſchaft berechtigt zu ſein, weil der Mann homoſexuell veranlagt und mit ihr 
niemals ehelich verkehrt habe (RG 109, 137). Die Vorausſetzung des geſetzlichen Unterhalts⸗ 
anſpruchs der getrennt von ihrem Ehemanne lebenden Ehefrau it nach § 1361, daß ſie die 
Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf, daß fie, wie $ 1353 Ubf 2 beſtimmt, berech⸗ 
tigt iſt, auf Scheidung zu klagen, oder das Verlangen des Ehemanns nach Herſtellung der 
Gemeinſchaft ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt oder daß ihr Ehemann, was eben⸗ 
falls unter $ 1361 fällt, mit ihrem Getrenntleben einverſtanden iſt (RG 17. 6. 18 
IV 126/18; 23. 9. 18 IV 164/18; RG £3 1921, 3815). Über Fortgeltung des Ehevertrags 
während des Getrenntlebens der Eheleute vgl. § 1432 A 4. 

3. Mißbrauch des Rechtes. Das Verlangen wird ſich in der Regel dann als ein Mißbrauch 
darſtellen, wenn es dem ſittlichen Weſen der Ehe widerſpricht, alſo eine mit der rechten ehe⸗ 
lichen Geſinnung unverträgliche Zumutung enthält. Streng genommen handelt es ſich dabei 
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g eſetzes ge⸗ 
nicht um den Mißbrauch eines vorhandenen Rechtes (wie 1 1 Der Ele 9 O05 
folgert werden konnte) ſondern um die Anmaßung eines ni f Davnikich.0badas Verlangen 
ſich das Herſtellungsverlangen als Mißbrauch darſtellt, 11 155 bei Berückſi chtigung des fitt⸗ 
mit der rechten ehelichen Geſinnung vereinbar iſt und vo ſtellung des ehelichen Lebens 
lichen Weſens der Ehe dem ſich weigernden Ehegatten De er RG 8 12. 16 VII 298/16; 
kann (Ach 46, 384; RO IWW 1914, 359; alter tun 
zugemutet werden 1 Um den Ehegatten der Zumutung, 
4. 3. 18 IV 899/17; R6 Warn 1920 Nr 79 zu II). ines den andern Ehegatten 
u überhoben zu erachten, iſt die Feſtſtellung eine N Aber 
zurückzukehren, über ttung der Ehe nicht erforderlich 
en 1 Ob fh ee engen ts Mißbrauch e 
rr ts von Amts wegen zu prüfen (RG JW 00, 891; 02 Beil 272; 
auf Grund des Sachverha 1740. Die Frage, ob ein Ehegatte 
1 115 ae Seren nen e als ee 51 
eshalb, weil ſich da i tellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft über · 
Rechtes darſtellt, der Verpflichtung bie Ein rüdlſicht ung des Weſens der Ehe, als eines 
Doreen Aigen ernältn fied, nach Indien nenn te daf ber 
vorwiegend ſittlichen Verhältniſſe, Be tung von den Umſtänden des einzelnen Falles ab, 
andern Seite hängt jedoch ihre Beantwortung des Tatrichters iſt. Die Frage iſt deshalb 
deren Feſtſtellung und DEE a 1914 5 5 us Nr 79 zu II). Die 
du einem großen Zeile zugleich des ehel Lebens verlangende Ehegatte mit dem 
datſache allein, daß der die Herstellung des ehe band weſen ift, vermag fein Verlangen 
bisherigen Getrenntleben dor Ehegatten em n Es müſſen andere Umſtände hinzu ⸗ 
nicht als Mißbrauch ſeines Rechtes erſcheinen zu Mißbra uch kann angenommen werden, ohne 
treten (RG 29. 11. 15 IV 218/15). Vgl. A. 2. Ri ſchuldhaftes Verhalten zur Laſt fallt 
daß dem auf Herſtellung klagenden Ehegatten ein 1917 Nr 146). Ebenſo OLG 36, 195 
(RG JW 4, 400 0, RG 4. 1170 15 er 1 e, ob Rechtsmißbrauch ſeitens des 
(Rechtsmißbrauch eines Geiſtestranken). Bei der f 5 5 Unterhaltsgelder gezahlt hatte, 
Mannes, der der Frau während der Trennung daß die Frau ohne ſtichhaltigen Grund 
anzunehmen iſt, muß ſeiner perſönlichen eee Es könnte ihm nicht verübelt werden, 
von ihm weggegangen iſt, Rechnung getragen werden. Unterhaltsgeldern unterſtützt hat 
daß er ihr Fernbleiben nicht noch durch Gewährung von rſtellungsverlangen ſtellt einen 
(RG Warn 1917 Nr 146). Ein nicht ernſtlich e RG Warn 1915 Nr 287; 
0 6 lauch dar (RG FWOL, 203; 02 Beil 27 tätigte Aufpruch des einen Ehegatten 
egen 0,1922, 70). Der mit dem Rüidiehrverlangen Detätige eiptodenen Verpflichtung der 
Kinga den andern iſt ein Ausfluß Ne e 8 cpflichten trifft ebenſowohl den 
fiogenden zur oa e e eee dan g der Vorwurf des Rechtsmiß⸗ 
backe wen ben abirännigen Ehegatten. Jener trifft hei Gemeinſchaft herzuſtellen, 
brauchs, wenn es ihm nur darum zu tun iſt, äußerlich die 15 Much zu nehmen und ſich 
unn dil derleite bereit eee ei 5 Lebens zu bemühen 
um die Herſtellung des ehelichen Friedens und eines rechten eheliche er 
bac 25. 6. 28 IV 579/22). Unſchlüſſig ift die Folgerung, 7295 uſlich ſen dc J 07, 14175; 
De — ee 5218, 1011. Ir 267, nd J 4941. 2005 Hat aber der an 
Da Warn 08 Nr 218; er 5 r ) ſchtden 
erſter Stelle Scheidung, hilfsweise Herſtellung e dier 
willen, das eheliche Leben wieder F 550 nicht aufnehmen oder 
des andern Ehegatten, ſei es, daß er ihn im Falle der un ga g veranlaſſen würde, 
zwar aufnehmen, aber durch ehewidriges Verhalten wieder zur ht 8, (RG Warn 1911 
mangelt es dem Rückkehrverlangen an der erforderlichen Ernſtlichke daß der Wille, die 
er 38; 1920 Rr 79 zu II). Nicht zu beanſtanden iſt die e eulen de 
Che anzukechten, mit dem in zweiter Linie geltend gemachten ernf be it (RG 
ſelben Ehegatten nach Wiederherſtellung der häuslichen 92 0 150 Auch wenn 
50. 6. 12 IV 452/11; 10. 3. 19 IV 394/18; RG Warn 1920 Nr 7 1 Rückkehr der Frau, 
der auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft klagende Mann mit 9 0 Ehe erm ch 
wie dieſe behauptet, nicht rechnet und ihm in erſter Linie eine S 1 es Rückkehr der 
fein ſollte, jo ſchließt das keineswegs aus, daß er bei einer dennoch erfo ae 57 ahne Ke 
Frau zur Fortſetzung der Ehe und zu einem feiner Pflicht zu liebevoller Rü 110 n Umſtänden 
Frau entſprechenden Verhalten bereit und bemüht ſein werde. Unter ſo wer (NG 
braucht die Ernſtlichkeit des Herſtellungsverlangens nicht bezweifelt e fäl 
20. 11. 15 IV 218/15). Der Beweis der Nichternſtlichkeit des Herſtellungsver bel gneten 
der auf Herſtellung verklagten Partei zu (RG 10. 3. 19 IV 394/18). ene ch an der 
Ehewohnung genügt zur Annahme eines Mißbrauchs nur, wenn es dem Kläger bricht (RG 
Vereitwilligkeit und den Mitteln zur Veſchaffung einer ſolchen Wohnung Nr 1120. In 
01 S. 296, 385: 96 13. 2. 05 IV 531/04; N JW 08, 106°; Res Recht 19249 er nehme 
Fallen, in denen die Frau es grundfäßlich ablehnt, dem Manne zu folgen, Va ſchaffen daß 
wenn der Mann bereit und imſtande iſt, rechtzeitig für die Frau eine Wohnung zu be 7 


5* 


68 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


ihm aber nicht zugemutet werden kann, trotz der Weigerung jederzeit eine ſolche Wohnung be⸗ 
reitzuhalten (RG JW 1920, 4375). Darin, daß der Mann nicht bereit iſt, mit der Frau auch 
alle (volljährigen und minderjährigen) Kinder bei ſich aufzunehmen, liegt nicht ohne weiteres 
ein Rechtsmißbrauch gegenüber der Frau, iſt er doch berechtigt, ſelbſt minderjährige, unter⸗ 
haltsberechtigte Kinder außerhalb feiner eigenen Wohnung unterzubringen (§ 1612). Aller⸗ 
dings könnte darin ein Rechtsmißbrauch unter Umſtänden gefunden werden, z. B. wenn der 
Mann die frühere, für die ganze Familie ausreichende Wohnung mit ſeiner jetzigen vertauſcht 
hätte und ſich jetzt trotz einer Bereiterklärung der Frau, ihn wieder aufzunehmen, weigern 
würde, zu ihr zurückzukehren (RG ZW 1920, 4378). Das Verlangen des Mannes, daß die Frau, 
um die häusliche Gemeinſchaft mit ihm herzuſtellen, ſich von ihrem erſtehelichen, noch war⸗ 
tungs⸗ und erziehungsbedürftigen Kinde trennen ſolle, würde ſich als Mißbrauch ſeines Rechts 
darſtellen (RG Recht 1924 Nr 1124). Der Anſpruch auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
ſetzt voraus, daß die Grundlagen für eine häusliche Gemeinſchaft gegeben ſind. 
Kann der die Herſtellung begehrende Ehemann die Mittel dazu nicht bieten, ſo ſtellt ſich 
die Geltendmachung jenes Anſpruchs als ein Rechtsmißbrauch dar (RG 19. 9. 12 IV 
92/12). Das Verlangen nach Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt nicht ſchon deshalb 
mißbräuchlich, weil ſich aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft irgendeine Gefahr für 
den andern Teil ergibt. Insbeſondere liegt ein Rechtsmißbrauch nicht vor, wenn die fragliche 
Gefahr dem ehelichen Zuſammenleben als ſolchem eigentümlich iſt, wie die mit der Schwanger⸗ 
ſchaft und Niederkunft der Frau verbundene Gefahr (RG SW 01, 648; RG 11. 7. 01 
IV 154/01). Dagegen erſcheint das Verlangen als mißbräuchlich, wenn es von dem mit einer 
gefährlichen und anſteckenden Geſchlechtskrankheit behafteten Manne ausgeht (RG JW 07 
S. 1781, 482; RG LZ 1923, 2771). In ſolchem Falle wird in der Regel auch das Verlangen, nur 
die häusliche Gemeinſchaft herzustellen, einen Mißbrauch darſtellen (RG IW 05, 7221). Der 
geſchlechtskranke Ehemann kann die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft von der Frau 
in der Regel nur verlangen, wenn unter Berückſichtigung der geſamten Umſtände anzunehmen 
iſt, daß für die Fruu keine Anſteckungsgefahr vorliegt. Die bloße Erklärung des Mannes, 
er verzichte auf den Beiſchlaf, genügt nicht (RG 19. 9. 12 IV 168/12; RG SW 1914, 41°). 
Übermäßige, geſundheitsgefährdende Anforderungen des Mannes an die Frau in bezug 
auf den Geſchlechtsverkehr (3. B. während des Wochenbetts) können als Mißbrauch angeſehen 
werden (RG Warn 1919 Nr 65). Mißbrauch liegt vor, wenn der Herſtellungskläger in ſeinem 
Hauſe ein vertrautes Verhältnis zu einer andern Frau unterhält und deſſen Auflöſung zwar 
in Ausſicht ſtellt, aber tatſächlich fortſetzt (RG 19. 4. 06 IV 509/05; RG Warn 1912 Nr 262; 
RG 23 1922, 118°). Das Verlangen nach Vollziehung der Geſchlechtsgemeinſchaft bildet einen 
Mißbrauch des Rechts, wenn das Verlangte gegen das Strafgeſetz verſtößt, z. B. wenn ein 
Mann, der früher mit der Mutter ſeiner Frau verheiratet war, mit ſeiner Frau (trotz des 
Verbots der Blutſchande — $ 173 Abſ 2 StGB — und des trennenden Ehehinderniſſes eines 
Schwägerſchaftsverhältniſſes — § 1310 BGB — den Beiſchlaf vollzieht (RS IW 1927, 
120976). Das Herſtellungsverlangen des Mannes, der vor der Ehe verſprochen hat, 
die Kinder in der Religion der Mutter zu erziehen, aber dem Verſprechen entgegen⸗ 
handelt und dadurch Streitigkeiten hervorruft, kann unter Umſtänden einen Mißbrauch des 
Rechtes enthalten (RG JW 06, 21°). Vgl. RG Warn 1920 Nr 165 und § 1333 A 5. Hat 
der Mann die Trennung der Frau durch Mißhandlung (RG ZW 02 Beil 204 RG 24. 9. 14 
IV 202/14), Bedrohung, Beſchimpfung, Berſagung des Unterhalts, Vorenthaltung der 
Stellung als Hausfrau (RG IW 03 Beil 103282, RG 3. 4. 16 IV 448/15) oder durch ſonſtige 
unwürdige Behandlung veranlaßt, ſo ſtellt ſich ſein Herſtellungsverlangen ſo lange als 
mißbräuchlich dar, als in feiner zuvor betätigten ehewidrigen Geſinnung nicht eine Wandlung 
eingetreten und für den gekränkten Teil erkennbar geworden iſt. Die Beklagte iſt nicht ge⸗ 
halten, ſich der Gefahr neuer Unbilden auszuſetzen. Liegt aber für ſie bei vernünftiger 
Würdigung der Umſtände kein Grund mehr zu Befürchtungen vor, ſo iſt das Verlangen 
berechtigt. Vgl. dazu R IW 03 Beil 71154; 1925, 3535; RG 3. 10. 04 IV 83/04; 
27. 3. 05 IV 559/04; 14. 4. 10 IV 336/09; 11. 10. 26 IV 127/26; RG Warn 08 Nr 419; 
1913 Nr 17; 1920 Nr 79 zu II). Für die Frage, ob der Ehemann, der feine von ihm 
des Ehebruchs beſchuldigte Frau mißhandelt und fortjagt, ſich eines Mißbrauchs ſchuldig 
macht, iſt es erheblich, ob die Mißhandlung nach den Umſtänden weſentlich war und vor 
allem, ob bei einwandfreiem Verhalten der Frau ſelbſt eine Gefahr der Wiederholung 
der Mißhandlung beſteht (RG L3 1921, 3815). Anderſeits iſt ein Mann, der zum Ge⸗ 
trenntieben keinen Anlaß gegeben hat, nicht verpflichtet, der Beklagten vor ihrer Rückkehr Be⸗ 
weiſe feiner künftigen entgegenkommenden Behandlung zu liefern (RG 8. 4. 07 IV 392/06). 
Verfehlt iſt die Annahme, das Recht der Frau, die Rückkehr in die häusliche Gemein⸗ 
ſchaft abzulehnen, beſtehe ſo lange, bis ſie ſelbſt die Überzeugung von einer gründlichen 
inneren Wendung des Mannes gewonnen habe. Nicht von der Auffaſſung des die Rück⸗ 
kehr verweigernden Ehegatten, ſondern von der Beurteilung des Richters hängt es ab, ob 
Gründe beſtehen, die zur Annahme des Rechtsmißbrauchs führen. Möge auch die per⸗ 
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19 — — & B. Verluſt einer Erwerbsſtellung) das als unbillig erſcheinen laſſen (RG LZ 
1, 6870. 


17 28er zum Trunke läßt fein Rückkehrverlangen als mißbräuchlich erſcheinen (RG 11.2. 24 
lehrpflicht, wenn zur Zeit kein Leiden beſteht, das ein Getrenntleben zur Erhaltung ihrer 
Geſundheit erforderlich macht (RG Recht 1920 Nr 404). Gegenüber der Herſtellungsklage 
— — = iſt grundſätzlich die beklagte Ehefrau für einen Mißbrauch ſeines Rechts dar⸗ 

ungs⸗ 


8 führen (RG 103, 348; RG 22 1923, 857; z. B. wenn der Mann in Vermögens- 
verfall 


ſich ergibt, daß bei Wiederannahme des urſprünglich abgelehnten Scheidungsgrundes der 
} ergibt, glich abgelehnten Scheidungsarun 

Seifteötranfheit durch den Reichstag überſehen worden ift, auch die urſprüngliche Faſſung 

dieſes Zuſapes (wegen 


as Recht auf Verweigerung der Gemeinſchaft kann auch beſtehen, ohne daß ein förm⸗ 


Warn 1910 Nr 209) und zumal dann, wenn der ſchuldige Ehegatte ſein Verhalten 
auch noch nach Erlaſſung der Aufforderung fortgejegt hat (RG 16. 4. 17 IV 26/17). In 
einem andern Falle hat das Reichsgericht den bereits weit zurückliegenden Ehebruch des 
Mannes für ſich allein nicht für ausreichend erachtet, die Frau, nachdem ſie trotz Aufforderung 
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die Friſt zur Erhebung der Scheidungsklage hat verſtreichen laſſen, zur Verweigerung der 
Gemeinſchaft zu berechtigen. Das würde nur der Fall fein, wenn — was nicht feſtgeſtellt — 
der Mann ſich auch in der Zwiſchenzeit Verletzungen der ehelichen Treupflicht hätte zuſchulden 
kommen laſſen oder ſein ſeitheriges Verhalten wenigſtens einen erheblichen Verdacht nach 
dieſer Richtung rechtfertigte. Das Herſtellungsverlangen des Mannes kann daher nicht ledig⸗ 
lich wegen dieſes Ehebruchs als Mißbrauch ſeines Rechtes angeſehen werden (RG 103, 346). 
Mit Recht verweigert die Gemeinſchaft auch der zur Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsklage 
berechtigte Ehegatte, wenn die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung ihm unbekannt, dem 
andern Ehegatten aber bekannt war ($ 1845 Abſ 1). Die Verweigerung verliert jedoch ihre 
Berechtigung, wenn der klageberechtigte Ehegatte keine Anſtalten trifft, die Nichtigkeitserklä⸗ 
rung der Ehe herbeizuführen. Eine dem § 1571 Abſ 2 entſprechende Aufforderung zur Er⸗ 
hebung der Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeitsklage gibt es nicht. — Die Klage auf Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft muß, auch wenn bereits vor dem Inkrafttreten des BGB auf 
zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett erkannt worden iſt (Art 202 EG, § 1564 A 6), den 
Vorſchriften des BGB entſprechen (RG IW 05, 1102). Gegenüber der Klage auf Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft iſt der Einwand der Rechtshängigkeit aus dem 
Grunde, weil gleichzeitig eine Eheſcheidungsklage anhängig iſt, nicht begründet (RG 15. 2. 15 
IV 619/140. Vgl. 3 1564 A 4. 

5. Verhältnis des deutſchen zum ausländ iſchen Eherechte. Nach Art 14 Abſ 1 EG 
werden die perſönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten zueinander 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz im Aus⸗ 
lande haben. Die deutſchen Geſetze finden nach Art 14 Abſ 2 Ec auch Anwendung, 
wenn der Mann die Reichsangehörigkeit verloren, die Frau ſie aber behalten hat. 

Folgende Staaten: Deutſchland, Frankreich, Italien, die Niederlande, Portugal, Rumä⸗ 
nien und Schweden haben das Abkommen vom 17. Juli 1905, betreffend den Gel⸗ 
tungsbereich der Geſetze in Anſehung der Wirkungen der Ehe auf die Rechte und Pflichten 
ber Ehegatten in ihren perſonlichen Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten 
(RG Bl 1912, 453 u. 475; 1924, 363; 1926, 558) getroffen. Von der Frage nach dem Einfluſſe 
des Kriegsausbruchs (vgl. SeuffA 73 Nr 233) fei hier abgeſehen. Der Verſailler Friedens- 
vertrag v. 28. 6. 19 enthält in Artt 282295, 299 a Beſtimmungen über Staatsverträge. Nach 
Art 1 Ab 1 des Abk. iſt für die Rechte und Pflichten der Ehegatten in ihren perſönlichen 
Beziehungen das Geſetz des Staates, dem ſie angehören (Geſetz des Heimatſtaates), 
maßgebend. Jedoch dürfen nach Art 1 Abſ 2 wegen dieſer Rechte und Pflichten nur ſolche 
Durchführungs mittel angewendet werden, die auch das Geſetz des Landes geſtattet, wo 
die Anwendung erforderlich ift. Haben die Ehegatten während der Ehe eine neue, und zwar die 
gleiche Staatsangehörigfeit erworben, fo iſt nach Art 9 Abf 1 in den Fallen des Art 1 (per⸗ 
ſönliche Beziehungen), Art 4 (Ehevertrag) und Art 5 (Ehevertrag) das Geſetz ihres neuen 
Heimatſtaate⸗ anzuwenden. Verbleibt den Ehegatten während der Ehe nicht die gleiche 
Staatsangehbrigkeit, jo iſt nach Art 9 Abſ 2 bei Anwendung der Artt 1, 4 u. 5 ihr 
letztes gemeinſames Geſetz als das Geſetz ihres Heimatſtaates anzufehen. Nach Art 10 
findet dieſes Abkommen keine Anwendung, wenn das Geſetz, das nach Artt 1, 4 u. 5 an⸗ 
gewendet werden müßte, nicht das Geſetz eines Vertragsſtaates iſt. — Ausländiſches 
Recht findet Anwendung auf einen Rechtsſtreit, der die Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen ausländiſchen, dem nämlichen Staate angehörenden und in Deutſch⸗ 
land wohnenden Ehegatten zum Gegenſtande hat. Dies folgt aus ſinnentſprechender An⸗ 
wendung des in Art 14 Abs 1 Ech für Deutſche hinſichtlich ihrer perſönlichen Rechts⸗ 
beziehungen ausgeſprochenen Grundſatzes (RG Warn 1913 Nr 429, Dfterreicher). Das ent⸗ 
ſpricht auch dem Art 1 des Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05. Vgl. § 1360 A 10 
(Unterhaltspflicht ausländiſcher Ehegatten in Deutſchland). — Auf Rechtsſtreitigkeiten von 
Ausländern (hier Tſchechoſlowaken) in Deutſchland über Herſtellung des ehelichen Lebens 
bezieht ſich 8 606 Abſ 4 ZPO nicht; vielmehr ift die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für 
ſolche Rechtsſtreitigkeiten nach § 606 Abſ 1 30 zu beurteilen. Aus der gebotenen ent⸗ 
ſprechenden Anwendung des Art 14 EG ergibt ſich, daß der Rechtsſtreit in der Sache ſelbſt 
nach dem Rechte der Tſchechoſlowakei zu entſcheiden iſt (RG SeuffÜ 77 Nr 162). 


S 1354 
) Dem Manne ſteht die Entſcheidung in allen das gemeinſchaftliche ehe⸗ 
liche Leben betreffenden Angelegenheiten?) zu; er beſtimmt insbeſondere 
Wohnort und Wohnung?). 
Die Frau iſt nicht verpflichtet, der Entſcheidung des Mannes Folge zu 
leiſten, wenn ſich die Entſcheidung als Mißbrauch) ſeines Rechtes darſtellt !). 
E J 1273 II 1254; M 4 105; P 4 94. 
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1. Bedeutung der Vorſchrift. Der natürlichen Ordnung des Verhältniſſes entſpricht es, 
daß dem Manne, als dem Haupte der Familie, in allen das gemeinſchaftliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten, wenn die Meinungen der Ehegatten auseinandergehen, die 
Entſcheidung zuſteht. Dielen Grundſatz ſpricht 8 1354 Abſ 1 Halbſ 1 aus. Eine Folge dieſes 
Grundſatzes hebt Halbſ 2 hervor. Da das Entſcheidungsrecht des Mannes ſeine Begrenzung 
im Weſen der Ehe finden muß, braucht ſich die Frau, wie Abſ 2 beſtimmt, einer mißbräuchlichen 
Entſcheidung des Mannes nicht zu fügen. — Nach Art 119 Abſ 1 S 2 Perf beruht die Ehe 
auf der Gleichberechtigung der beiden Geſchlechter. Durch die Aufnahme dieſes Grund⸗ 
ſatzes in die RVerf iſt eine Abänderung irgendwelcher familienrechtlicher Beſtimmungen 
des BGB nicht bezweckt worden. Vgl. Kipp in DIL 1922, 682. Das ehemännliche Be- 
ſtimmungsrecht auf Grund des $ 1354 Abſ 1 ſteht, wenn es mißbraucht wird, der Klage der 
Frau auf Herſtellung des ehelichen Lebens nicht entgegen (RG 97, 286 und $ 1353 A 2). 
Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter Eheleuten über den Inhalt des § 1354 iſt kein 
Raum (RG 61, 53). Vgl. auch RG Gruch 45, 79. — Leben Ehegatten in häuslicher Ge ⸗ 
meinſchaft, ſo mag ſich häufig aus der Stellung des Mannes als Haushaltungsvorſtand 
($ 1854) ein gewiffer tatſächlicher Anhalt für die Annahme ergeben, daß ſich die innerhalb 
der häuslichen Gemeinſchaft vorhandenen Gegenſtände mit Ausnahme der ausſchließlich 
zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmten Sachen im Beſitze des Mannes be⸗ 
finden. Eine Rechtsvermutung dieſes Inhalts beſteht aber nicht, insbeſondere nicht eine 
Rechtsvermutung, die in Verbindung mit den Vorſchriften im $ 1006 zu einer Eigentums⸗ 
vermutung für den Mann führen und die Frau zum Gegenbeweiſe nötigen könnte. Das 
BOB beſchränkt vielmehr die ſich aus der Ehe ergebenden Vermutungen auf die im 8 1862 
geregelten (RG JW 1911, 32725). 5 j | 

2. Zu den Angelegenheiten, die das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffen, gehören 
die Wahl des Wohnorts und der Wohnung, die Beſtimmung des ehelichen Aufwandes, die 
Einrichtung des Haushalts und viele andere, das Zuſammenleben der Familie regelnde Maß⸗ 
nahmen wirtſchaftlicher und ſittlicher Natur. Hierzu gehört auch die Pflege und Erziehung der 

nder, inſofern dieſe Angelegenheit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander (nicht im 
Verhältniſſe zu den Kindern ſelbſt, 88 1634 Satz 2, 1666) der Entſcheidung bedarf (RG 55, 419; 
RE 2. 1. 08 IV 391/07; vgl. auch A 3). Wegen Rechtswirkſamkeit einer durch den Mann ab- 
geſchloſſenen Verſicherung aller (auch der Frau gehöriger) Stücke des gemeinſamen Haus⸗ 
halts vgl. R ZW 07, 525385. Betreibt die Ehefrau mit Genehmigung des Ehemanns für 
eigene Rechnung ein Gewerbe (3. B. ein Schankgewerbe), fo ſcheidet der Gewerbebetrieb aus 
dem Bereiche der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten des § 1354 aus, und die Frau iſt be⸗ 
rechtigt, dem Manne das Betreten der Gewerberäumlichkeiten zu unterſagen (RGSt 35, 395). 
Dem Ehemanne liegt hinſichtlich der Ehefrau eine geſetzliche Aufſichtspflicht (wie z. B. 
dem Vater nach 8 1631, dem Vormunde nach $ 1800) nicht ob. Aber ein Ehemann iſt für den 
. ſeiner geiſteskranken Ehefrau angerichteten Schaden verantwortlich, wenn er nicht für 
geren Bewachung oder Unterbringung in einer Anſtalt ſorgt (RG JW 09, 171). Wegen 
Bestrafung eines Ehemanns, der trotz der ihm durch § 1354 eingeräumten Rechtsſtellung 
40 108 gen Verkehr ſeiner Ehefrau in der gemeinſchaftlichen Wohnung duldet, vgl. RGSt 

„196; RGSt 58, 97. Darüber, inwieweit eine Rechtspflicht des Ehemanns beſteht, der 
gewerbsmäßigen Unzucht feiner Ehefrau entgegenzutreten, vgl. RGSt 58, 226. Die Ehefrau 
ut weder verpflichtet noch auch gemäß 88 1354, 1858 oyne die Zuſtimmung ihres Ehe⸗ 
manns überhaupt berechtigt (vgl. RG 59, 25), außerhalb des ihr zugewieſenen ehelichen 
Wirkungskreiſes (88 1356, 1357) ſelbſt einem Erwerbe nachzugehen (RG JW 1911, 773%). 
Zu den das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten gehören nicht 
die dem einzelnen Gatten an ſeinem Vermögen zuſtehenden Rechte. Deshalb iſt die Frage, 
ob die Frau die Herausgabe der von ihr mitgebrachten Einrichtungsgegenſtände verlangen 
oder der Mann deren künftige Belaſſung im Haushalte fordern darf, nicht auf Grund des 
$ 1354, ſondern auf Grund der güterrechtlichen Vorſchriften zu entſcheiden, ſoweit nicht be⸗ 
ae Abmachungen getroffen find (RG 87, 56). 

Wege Wohnort und Wohnung. Wohnort iſt hier gleichbedeutend mit Aufenthaltsort. 
gen. des Wohnſitzes der Ehefrau vgl. § 10. Das Recht, Wohnort und Wohnung der 
bine „su beſtimmen, hat der Ehemann nur, wenn unter den Gatten noch die ungeteilte, 
völlige Lebensgemeinſchaft beſteht, nicht aber, wenn die Frau deren Herſtellung aus $ 1853 
verweigern darf und verweigert (R 8. 5. 07 IV 491/07; RG JW 08, 1105). Ein Ver 
—1 des Mannes auf das Recht, Wohnort und Wohnung zu beſtimmen, iſt unwirkſam 
N ‘. 11. 07 IV 115/07). Der Mann iſt an eine Vereinbarung, daß er zu der Frau in 
ni: Wohnung ziehen ſolle, nicht gebunden (RG SeuffA 78 Nr 85). Vgl. auch 91353 A 2 

ber die Befugnis des Mannes, zu verlangen, daß ſich die Frau in eine Heilanſtalt begebe, 
und über die Unwirkſamkeit der die eheliche Lebensgemeinſchaft aufhebenden oder ein: 
lchräntenden Vereinbarungen. — Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Mannes, wenn er im 
Inlande belegen iſt, auch in dem Falle, daß ſie von dem Manne getrennt lebt und hierzu 
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berechtigt iſt (RG 59, 337). Der Ehefrau fehlt — auch während einer Strafhaft des 
Mannes — die Befugnis, den Ehewohnſitz ſelbſtändig zu verlegen (88 1354, 10). Handelt 
ſie jedoch im Einverſtändniſſe mit dem Manne oder genehmigt der Mann, ſei es auch nur 
ſtillſchweigend, die Wahl des neuen Wohnorts als einer ſtändigen Niederlaſſung, ſo liegt 
darin die ihm nach § 1354 Abſ 1 obliegende Beſtimmung, und es können ſich damit zu⸗ 
gleich für beide Teile die Vorausſetzungen der 88 7, 10 erfüllen (RG SeuffA 69 Nr 1). 
In einem Falle, in welchem die Frau als Mieterin (Pächterin) zur Räumung vertraglich 
verpflichtet iſt, ſteht ihr dem Vermieter (Verpächter) gegenüber nicht das Recht zu, ſich wegen 
des Weiterwohnens auf § 1354 zu berufen (OLG 30, 4). 

4. Mißbrauch des Rechtes bedeutet hier dasſelbe wie im § 1353 Abf 2 (vgl. daſelbſt A 3). 
Eine Ehefrau, die die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf und verweigert, kann 
gegenüber der Klage des Mannes auf Herausgabe der Kinder geltend machen, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des Mannes über den Aufenthalt der Kinder ein Mißbrauch ſeines ehelichen Rechtes im 
Sinne des $ 1354 Abſ 2 ſei (RG 55, 419; RG SW 1912, 39515). Dieſer Einwand iſt jedoch 
nur für den Fall zugelaſſen, daß die vom Manne in bezug auf das Kind getroffene Anordnung 
darauf abzielt, auf die Frau, die die Herſtellung der Gemeinſchaft mit Recht verweigert, einen 
unberechtigten Zwang zur Herſtellung der Gemeinſchaft auszuüben, nicht aber für den Fall, 
daß der Mann nur, um für das Kind zu ſorgen, Anordnung trifft. Im Rechtsſtreite der Ehe⸗ 
leute um Herausgabe eines gemeinſchaftlichen Kindes kann die Frau den Einwand des Miß⸗ 
brauchs nicht auf Gründe ſtützen, die dem Gebiete der Fürſorge für die Perſon des Kindes 
angehören. Da bei einer Meinungsverſchiedenheit der Eltern nach $ 1634 die Meinung des 
Vaters vorgeht, ſo iſt die Frau, wenn ſie das Wohl des Kindes bei dem die Herausgabe fordern⸗ 
den Manne gefährdet glaubt, darauf angewieſen, die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
gemäß $ 1666 anzurufen (RG ZW 07, 66; 1915, 12616 RG Warn 1917 Nr 251; RG 
18. 10. 19 IV 225/19). Nicht anders iſt es — abgeſehen von der durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung des Eheſcheidungsrichters für die Dauer des Scheidungsprozeſſes zu treffenden 
Regelung —, wenn zwiſchen den Ehegatten bereits der Scheidungsprozeß ſchwebt (RG 
9. 12. 18 IV 297/18). Der Satz, daß eine mißbräuchliche Rechtsausübung zwiſchen 
Ehegatten nicht zu ſchützen ſei, iſt ſowohl auf einen Anſpruch des Mannes an die Frau als 
auch auf einen Anſpruch der Frau an den Mann anwendbar (RG 87, 56); ſeine Anwendung 
entfällt aber, wenn die Ehe der Parteien bereits geſchieden iſt Im letzteren Falle kann 
ſich der Beklagte gegenüber dem Klagebegehren nur auf § 226 (Schadensabſicht) berufen 
(RG Warn 1918 Nr 2; RG 11. 12. 19 IV 257/19). Der Frau ſteht ſogar eine ſelbſtändige 
Klage auf Herausgabe des Kindes gegen ihren zur Herſtellung des ehelichen Lebens rechts⸗ 
kräftig verurteilten Mann zu (RG 2. 1. 08 IV 391/07). Verfehlt iſt die Annahme, daß 
die Ehefrau, die zur Verweigerung der Gemeinſchaft berechtigt iſt, hinſichtlich der Sorge 
für die Perſon des Kindes die gleichen Rechte hätte, wie fie $ 1635 der ohne ihr Verſchulden 
geſchiedenen Ehefrau zuerkennt. Vielmehr iſt im Einzelfalle zu prüfen, ob die Umſtände 
einen Schluß auf die Mißbräuchlichkeit des Verlangens des Mannes auf Herausgabe des 
bei der Mutter befindlichen Kindes rechtfertigen (NG JW 1913, 64610). Hat der Mann 
der Frau ſeine Einwilligung zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts (Fremdenheim in 
einem Badeorte) erteilt, jo iſt er zwar kraft des ihm nach § 1354 zuſtehenden Entſcheidungs⸗ 
rechts befugt, ſeine Einwilligung zu widerrufen, aber er darf dieſes Widerrufsrecht nicht 
aus bloßer Willkür und aus perſönlichen, das Wohl der Familie gefährdenden Gründen, 
die einen Rechtsmißbrauch darſtellen, ausüben. Darum darf der Mann die Einräumung 
des Beſitzes an den Einrichtungsgegenſtänden gemäß 8 1373 nur fordern, wenn ihm gerecht⸗ 
fertigte Gründe zur Seite ſtehen (RG 84, 47). Vgl. § 1373 A 2. Ein Mißbrauch wäre 
es, wenn der Mann zum ferneren Aufenthalte für ſeine Frau eine Wohnung beſtimmen 
würde, die ſie vertraglich (wegen Nichtbezahlung des Mietzinſes) zu räumen verpflichtet 
it (Os 30, 4). Das Verlangen des Mannes (ein: 3 Offiziers), die infolge Kriegsausbruchs 
in das Elternhaus zurückgekehrte Frau ſolle mit dem Kinde nach einem andern Orte über⸗ 
ſiedeln, ſtellt einen Rechtsmißbrauch dar, wenn das Verlangen aus Gründen geſtellt wird, 
die nicht von rechter ehelicher Geſinnung eingegeben ſind (RG 29. 9. 19 IV 180/19). 

5. Gerichts zuſtändigkeit. Über die Rechte, die ſich auf 8 1354 Abſ 2 gründen, hat 
90 10 6 das Prozeßgericht, nicht das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden (KG in 


8 1355 
) Die Frau erhält?) den Familiennamens) des Mannes) 5) 6). 
E 1 1274 II 1255; M 4 106, 1005; P 4 97, 448. 


1. Zu den Wirkungen der Ehe gehört es, daß die Frau mit der Eheſchließung den Familien⸗ 
namen des Mannes erhält. Eine natürliche Folge der durch die Ehe begründeten vollſtändigen 
Lebensgemeinſchaft iſt es, daß beide Ehegatten einen und denſelben Familiennamen führen, 
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und zwar den Familiennamen des Mannes, weil dies der Stellung des Mannes als Haupt der 
Familie und der deutſchen Sitte entſpricht. 

2. Recht und Pflicht zur Namensführung. Die Frau legt mit der Eheſchließung ihren 
bisherigen Familiennamen ab und führt fortan den Familiennamen des Mannes. Dazu iſt 
ſie aber nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet. Dieſe Verpflichtung ergibt ſich 
aus dem im § 1353 Abſ 1 ausgeſprochenen Grundſatze, daß die Ehegatten einander zur ehe⸗ 
lichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet ſind. Verletzt die Frau dieſe Verpflichtung, ſo ſetzt ſie 
ſich der Klage des Mannes auf Herſtellung des ehelichen Lebens aus. — Die Ehefrau kann 
einem andern die unbefugte Führung des Familiennamens ihres Mannes auch ohne deſſen 
Genehmigung aus eigenem Rechte gemäß § 12 unterſagen (RG 26. 11. 01 IV 170/01; RG 
108, 230). Der Frau ſteht während der Ehe die Klage aus § 12 auch gegen den Mann zu. 
Es handelt ſich dabei nicht um eine Eheſache (RG 108, 230). Vgl. § 1353 A 2. Eine Witwe 
iſt verpflichtet, den Familiennamen ihres verſtorbenen Mannes zu führen, und zwar nicht 
nur in ihren familienrechtlichen Beziehungen, ſondern auch der Allgemeinheit gegenüber, 
insbeſondere dem Standesbeamten gegenüber bei Schließung einer neuen Ehe und bei Be⸗ 
antragung des Aufgebots (RG St 60, 230). Der Geburtsname geht einer Ehefrau mit 
der Verheiratung nicht ſchlechtweg verloren. Auch wegen ihres Geburtnamens genießt ſie 
den Rechtsſchutz des I 12 (RG IW 1912, 3381). 

3. Familiennamen. Die Perſonennamen laſſen ſich in Familiennamen (Zunamen) und 
Vornamen einteilen. Der Familienname bezeichnet die Abſtammung einer Perſon. 
Ihn überkommt mit der Geburt jedes derſelben Familie angehörige Mitglied. Die Vor⸗ 
namen dagegen werden dem Kinde von feinen Angehörigen beſonders beigelegt (8 22 Nr 4 
PStG). Daß die Frau auch den Vornamen des Mannes erhält, ſchreibt $ 1355 nicht vor, fie 
behält vielmehr ihre eigenen Vornamen. Nicht verboten iſt, daß die Frau dem Familiennamen 
ihres Mannes ihren Mädchennamen oder der Mann ſeinem Namen den der Frau beifligt. — 
Der Mann kann aus 88 1355 u. 1354 gegen feine von ihm getrennt lebende Ehefrau feinen 
Anſpruch darauf herleiten, daß ſie ſich bei der Unterzeichnung von Schriftſtücken feines Fami ⸗ 
liennamens nur in Verbindung mit ihrem Vornamen oder mit einem andern fie als Ehe. 
frau erkennbar machenden Zuſatze bedient (RG ZW 1911, 5722). Durch die Vorſchrift des 
$ 1355 iſt die Frau nicht gehindert, dem Familiennamen des Mannes ihren früheren 
Familiennamen mit einem entſprechenden Zuſatze, wie „geborene N.“, „verwitwete N.“, 
„geichiedene N.“ beizufügen. Verpflichtet iſt fie dazu nicht. Der Vorſchrift, eine Urkunde 
mit dem Familiennamen zu unterzeichnen, genügt die Frau, wenn ſie den Familiennamen 
ihres Mannes unterzeichnet (RG in RIA 11, 111; 12, 198; letzterer Beſchluß bezieht ſich 
auch auf den Namen eines angenommenen Kindes). 


4. Auflöſung und Nichtigkeit der Ehe. Die Auflöſung der Ehe durch den Tod des Mannes 
berührt Recht und Pflicht der Frau zur Führung des Familiennamens des Mannes nicht. Für 
den Fall der Scheidung gilt 8 1577. Wird die Ehe auf erhobene Nichtigkeits bzw. Anfechtungs⸗ 
klage für nichtig erklärt, ſo fallen Recht und Pflicht der Frau aus § 1355 weg. 


5. Stand. Die Frau nimmt an der geſellſchaftlichen Lebensſtellung des Mannes teil, 
was namentlich für die gegenſeitige Unterhaltspflicht der Eheleute ($ 1360) und für das Schei⸗ 
bungsrecht (8 1568) wichtig iſt. Inſoweit der Stand des Mannes im öffentlich rechtlichen Sinne 
in Frage kommt, find die Landesgeſetze maßgebend. Das BGB hat es abgelehnt, ſich mit 
dem Erwerb und Verluſte des Adels durch Eheſchließung zu befaſſen, da es an den adligen 
Stand keinerlei beſondere Rechtsfolgen knüpft. — Wegen der Familienverhältniſſe der landes⸗ 


herrlichen Famili amili di i i 
Fam 4. W 80 & und der Familien des hohen Adels vgl. die Ausnahmebeſtimmungen in 


6. Adelsbezeichnungen gelten nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr verliehen 
werden (Art 109 Abſ 3 S. 2 RVerf). Die Vorſchrift, daß Adelsbezeichnungen nur als Teil des 
Geſeh, d gelten, iſt nicht etwa nur eine Richtſchnur für die künftige Geſetzgebung, ſondern ein 
5 ee mit ſofortiger Wirkung in Kraft getreten iſt (RG 103 ©. 190, 194; 109 S. 244, 253; 
daß — Der rt 109 Abſ 3 ©. 3 ſollte nach feiner Entſtehungsgeſchichte den Sinn haben, 
nicht beei echt des bisherigen Adeligen, ſeine bisherigen adeligen Namen weiterzuführen, 
nicht ! e Adela werden ſollte. Nicht aber war gemeint, daß ein bisher nicht zum Namen 
3 elsprädikat nunmehr Beſtandteil des adeligen Namens werden ſollte. Nur 
ſoweit Adelsprädikate früher ſchon Teil des adeligen Namens waren, ſollten ſie weitergeführt 
werden dürfen. Wollte man alſo den adeligen Namen in ſeiner bisherigen Geſtalt aufrecht⸗ 
erhalten, ſo beiteht tein Grund für die Annahme, daß man die Form, in der er nach dem bis. 
herigen Sprachgebrauch geführt wurde, beſeitigen, insbeſondere aber verbieten wollte, daß 
De Frau des Grafen ſich nach wie vor Gräfin und die Frau des Freiherrn ſich Freifrau nenne. 

er $ 1855 fleht dem Gebrauch einer weiblichen Namensform nicht entgegen. Hiernach 
verſtoßt es nicht gegen das Geſetz, wenn die adeligen Namen bei weiblichen Perſonen in der 
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weiblichen Form (Gräfin, Freiin, Freifrau uſw.) gebraucht werden. Das Verlangen, eine im 
ſtandesamtlichen Sterberegiſter erfolgte Eintragung, lautend: „Thekla Gräfin von Matuſchka“ 
umzuſchreiben in: „Thekla Graf von Matuſchka“ iſt daher unbegründet (R& 113, 107). 


8 1356 


Die Frau iſt, unbeſchadet der Vorſchriften des § 13541), berechtigt und 
verpflichtet“), das gemeinſchaftliche?) Hausweſen zu leiten“). ; 

Zu Arbeitens) im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes iſt die Frau 
verpflichtet, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den Verhältniſſens), in denen 
die Ehegatten leben, üblich iſt“). 

E I 1275 II 1256; M 4 107; P 4 99. 


1. Der Hinweis auf § 1354 ſtellt klar, daß dem Manne auch in den das gemeinſchaftliche 
Hausweſen betreffenden Angelegenheiten bei Meinungsverſchiedenheit die Entſcheidung 
zusteht, und daß die Frau der Entſcheidung des Mannes nicht Folge zu leiſten braucht, wenn 
ſich die Entſcheidung als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. 

2. Recht und Pflicht der Frau zur Leitung des gemeinſchaftlichen Hausweſens können 
im Falle der Verletzung durch Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens geltend gemacht 
werden. Vgl. RG 97, 286, 8 1353 A 2 oben. — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen 
unter den Eheleuten über den Inhalt des § 1356 iſt kein Raum (Rg 61, 58). 

3. Die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens beſteht freilich nur fo lange, als die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft unter den Eheleuten dauert. Eine Frau, die, gleichviel aus welchem Grunde, 
außerhalb der häuslichen Gemeinſchaft ſteht, befindet ſich daher nicht in der vom § 1356 Abi 1 
vorausgeſetzten Rechtslage, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten. Eine andere Frage iſt 
es aber, ob die von ihrem Manne getrennt lebende Frau berechtigt und verpflichtet iſt, die Lei⸗ 
tung des gemeinſchaftlichen Hausweſens zu übernehmen bzw. wiederaufzunehmen. 
Dieſe Frage beantwortet ſich danach, ob ſie mit Recht oder Unrecht die Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft verweigert. Durch einſeitige willkürliche Aufhebung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft kann weder die Frau ſich ihrer Pflicht entziehen, noch der Mann ihre Rechte 

mälern. 
R 4, Die Leitung des Hausweſens (Abſ 1) bedeutet etwas anderes als die Arbeiten im 
Hausweſen (Abſ 2). Erſtere umfaßt nur die Tätigkeit als Vorſteherin. — Über die Verant⸗ 
wortlichkeit der Ehefrau für Vorgänge im Hausweſen (Duldung des Unzuchtsbetriebs in Zim⸗ 
mern eines Gaſthauſes) vgl. Rh St IW 09, 29322. Dazu auch RG JW 06, 24312 (Verpflich 
tung des Mannes, dem kuppleriſchen Treiben der Frau Einhalt zu gebieten). 

5. Die im Abſ 2 bezeichneten Arbeiten ſetzen ebenſo wie die Leitung des gemeinſchaftlichen 
Hausweſens (Abs 1) voraus, daß unter den Eheleuten häusliche Gemeinſchaft beſteht. Das in 
A 3 Geſagte 11 aber auch hier. — Eine Frau, die im Geſchäfte einer Geſellſchaft, das auch 
das Geſchäft ihres Ehemanns als Geſellſchafters iſt, Dienſte verrichtet, dabei auf deſſen Wei⸗ 
ſung oder mit deſſen Zuſtimmung tätig wird und zugleich die ihr als Ehefrau gemäß 8 1356 
obliegende Pflicht erfüllt, nimmt nicht die Stellung einer Handlungsgehilfin ein (RG 
JW 09, 50236). Um eigenem Erwerbe außerhalb des ihr zugewieſenen ehelichen Wirkungs⸗ 
kreiſes nachzugehen, bedarf die Frau der Zuſtimmung des Mannes (RG JW 1911, 77321; 
$ 1354 A 2). Wenn auch unter Arbeiten im Geſchäfte nicht ausſchlieſlich maſchinenmäßige 
Dienſtleiſtungen zu verſtehen ſind, ſondern auch der Abſchluß von Rechtsgeſchäften, ins- 
beſondere von Verkäufen im Kleinhandel, unter den Begriff fallen kann, ſo iſt doch immer 
nur an Hilfeleiſtungen zu denken, die dem Manne, als dem Leiter des Geſchäfts, gewährt 
werden. Die ſelbſtändige Leitung des Betriebes oder auch nur eines Teiles desſelben geht 


aber darüber hinaus (RGSt 52, 279). Eine Ehefrau, die im Geſchäft ihres Mannes eine 


Tätigkeit ausübt, die ihre im § 1356 Abſ 2 begrenzte Verpflichtung weit überſchreitet, z. B. 
ein Zweiggeſchäft leitet, hat Auſpruch auf einen angemeſſenen Anteil am Verdienſte des 
gemeinſam geführten Geſchäfts (KG in JW 1921, 6351). Was die Frau dadurch erwirbt, 
daß ſie mit 14 des Mannes Zimmer der Ehewohnung vermietet, fällt dem Manne 
zu (OLG 41, 74). Über gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb der Eheleute bei Güter- 
trennung vgl. SS 1426 A 2, 1432 A 3. Daraus, daß Geld der Frau zum Ankaufe des 
Geſchäfts mitverwendet worden ift, daß die Frau ſich der Buch⸗ und Kaſſenführung 
unterzieht, Lieferanten bezahlt und Beſtellungen macht, folgt noch nicht, daß ſie das (auf 
den Namen des Mannes allein zum Gewerberegiſter angemeldete) Geſchäft mit ihrem 
Manne gemeinſchaftlich betreibt (Seuff A 70 Nr 123). 

6. Nicht lediglich der Stand des Mannes, ſondern die Verhältniſſe, in denen die Ehegatten 
leben, ſind für die Frage, ob die Frau zu den in Rede ſtehenden Arbeiten verpflichtet iſt, 
maßgebend (RG 62, 297). 
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7. Sthadenserſatz. Betätigt eine Frau ihre Erwerbstätigkeit lediglich im Hausweſen 
und im Geſchäfte des Mannes, ſo kann ein Schadensanſpruch für den Verluſt oder die Verminde⸗ 
rung ihrer Erwerbsfähigkeit infolge einer Körperverletzung (88 842 u. f.) nicht von ihr, 
ſondern nur von dem Manne erhoben werden (RG 63, 195; RG IW 05, 34112; 06, 46926; 
RG 14. 5. 08 IV 507/07; vgl. auch §88 1367 A 2, 1880 A 3, 1439 A 2). Der Mann kann 
gegen die Frau, die ihn grundlos verlaſſen hat, einen vermögensrechtlichen Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch nicht mit der einfachen Tatſache begründen, das ehewidrige Verhalten der Frau habe 
für ſeinen Haushalt und ſein Geſchäft Nachteile im Gefolge gehabt; es kommt darauf an, 
ob außerdem die Vorausſetzungen des $ 823 oder des $ 826 vorliegen (RG IW 05, 43110). An⸗ 
ſprüche, die Eheleuten aus einem Unfall der Frau gegen den Schadenserſatzpflichtigen er⸗ 
wachſen, ſtehen ihnen nicht gemeinſchaftlich zu, Yondern verteilen ſich nach rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten (vgl. darüber RG 11. 2. 07 VI 224/06). Ein Mieter, deſſen Ehefrau infolge einer 
durch einen Mangel der Mietſache (Fenſterläden) verurſachten Körperverletzung in ſeinem 
Erwerbsgeſchäfte keine Dienſte mehr leiſten kann, iſt berechtigt, den ihm durch den Ausfall 
dieſer Dienſte erwachſenen Schaden gegen den Vermieter geltend zu machen. Die Schadens⸗ 
erſatzpflicht ergibt ſich aus der Verletzung von Vertragsrechten (RG 77, 99; 88 538, 249; 
R 90, 65). Bei körperlicher Verletzung einer Ehefrau, die mit ihrem Manne im geſetz⸗ 
lichen Güterrechte lebt, ſteht ein Schadenserſatzanſpruch wegen Wegfalls ihrer Dienſte 
im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes ($ 1356 Abſ 2) nach § 845 dem Manne und 
nur dieſem zu (RG 63, 195; 64, 323; 77, 99; 79, 280; 85, 82; 90, 65; RG JW 05, 34112; 
06, 385138, 46926; 08, 2738; 1910, 818%; 1911, 81017 Warn 08 Nr 520; 09 Nr. 300). 
Die Eheleute ſind daher gezwungen, um Kurkoſten, Schmerzensgeld und Schadenserſatz 
wegen aufgehobener oder verminderter Erwerbsfähigkeit der Frau entweder gemeinſchaft⸗ 
lich zu klagen oder die Anſprüche geſondert in verſchiedenen Rechtsſtreiten zu erheben. Bei 
dem Güterſtande der Gütergemeinſchaft gehört dagegen der Anſpruch wegen des Weg⸗ 
falls der häuslichen und geſchäftlichen Tätigkeit zum Geſamtgute (RG ZW 1911, 810%; 
1910, 81856; vgl. auch $$ 1400 A 6, 1443 A 5). Der Ehemann kann, wenn feine mit ihm 
im geſetzlichen Güterrechte lebende Ehefrau einen Unfall (durch Stolpern auf der mangel⸗ 
haften Treppe der Mietswohnung) erleidet, den ihm aus dem Unfall erwachſenen Schaden 
ſowohl aus der Verletzung ſeines ſich auch auf ſeine Angehörigen erſtreckenden Mietrechts 
als auch aus § 845 BGB, den Schaden der Verunglückten ſelbſt aber nach $ 1380 in eigenem 
Namen geltend machen. Dieſe letztere Befugnis bezieht ſich auch auf den Schmerzens⸗ 
geldanſpruch feiner Frau, als einen zum eingebrachten Gute der Frau gehörigen ver- 
mbgensrechtlichen Anſpruch (RG 90, 65). Bei Körperverletzung einer verheirateten Frau 
entiteht, gleichviel welches Güterrecht in ihrer Ehe beſteht, der Anſpruch auf Erſatz der 
oer (Arzt. und Apothekerkoſten) in ihrer Perſon, und ein bei der Körper. 
Bedenind etwa mitwirkendes Verſchulden ihres Mannes hat für den Erſatzanſpruch keinerlei 

= eutung. Es gewinnt auch dadurch nicht Bedeutung, daß der Anſpruch bei in Güter- 

. „verheirateten Eheleuten zugleich mit feiner Entſtehung ($ 1438 Abf 1 Satz 2) 
Se * Zeſamigut übergeht und ſpäter nach dem Tode der Frau auf den Mann allein 
fr er würd (RG SeuffA 71 Nr 31). Der Wegfall oder die Minderung der Fähigkeit der 
Dien zur Leiſtung häuslicher Arbeiten und die infolgedeſſen eintretende Notwendigkeit, 
i jenſtboten anzunehmen, bedeutet in erſter Linie einen Schaden des Mannes (bei geſetz 
lichem Güterrechte). Die Frau kann aber mittelbar dadurch geſchädigt worden fein, daß 
12 Unterhaltsanſpruch gegen den Mann ($ 1360) beeinträchtigt wird, weil ſich deſſen 
Ein erbäberhältniffe infolge der Minderung der Arbeitsfähigkeit der Frau verſchlechtern. 
an die Frau treffender Schaden kann ferner dann vorliegen, wenn ſich feſtſtellen läßt, daß 
ſie für die Zeit nach Auflöfung der Ehe Einbuße bei Ausnutzung ihrer Arbeitskräfte erleiden 
müßte (RG Warn 1913 Nr 22). Hat die Frau, ohne einen Zuſchuß von ihrem Manne 
zu erhalten, die geſamten Koſten des Haushalts aus den Einkünften ihres Vorbehaltsguts 
bestritten und iſt ſie durch einen Unfall unfähig geworden, ihre bisherige Tätigkeit im Haus⸗ 
29 25 ſortzuſetzen jo ift der infolge ihrer Arbeitsunfähigkeit eingetretene Schaden ihr ſelbſt 
— . ihrem Manne erwachſen. Sie kann daher ſelbſtändig Erſatz der Koften für ihre 
rs Ne im Haushalte fordern. Soweit ſie durch perſönliche Beſorgung des Haushalts 
die Koſten eines Dienſtboten erſpart hat, iſt der dadurch erzielte Nutzen ihrem Vorbehalts⸗ 
vermögen zugute gekommen (RG 85, 82). 


8 1357 


„ Die Frau iſt berechtigte), innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſess) 
die Geſchäfte des Mannes“ für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten. Rechts⸗ 
geſchäfte, die ſie innerhalb dieſes Wirkungskreiſes vornimmt, gelten als im 
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Namen des Mannes vorgenommen, wenn nicht aus den Umſtänden ſich ein 
anderes ergibt). 

Der Mann kann das Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen. Stellt 
ſich die Beſchränkung oder die Ausſchließung als Mißbrauch des Rechtes des 
Mannes dar, ſo kann ſie auf Antrag der Frau durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht aufgehoben werden“). Dritten gegenüber iſt die Beſchränkung oder 
die Ausſchließung nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam “) 8) 9). 

E 1 1278 II 1257; M 4 117 ff.; P 4 106. 


1. Der $ 1357 handelt von der ſog. Schlüſſelgewalt der Frau. Die Schlüſſelgewalt ift 
der Frau beigelegt, damit fie die ihr durch §8 1356 zugewieſene Aufgabe, dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Hausweſen vorzuſtehen, erfüllen könne. Die Schlüſſelgewalt ſteht der Frau zu, gleich- 
viel welches Güterrecht in ihrer Ehe herrſcht. — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter 
den Eheleuten über den Inhalt des § 1357 iſt kein Raum (RG 61, 53). Der Mann kann das 
Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen. 

2. Die Berechtigung der Frau beruht auf dem vermuteten Einverſtändniſſe des Mannes. 
Gegen den erklärten Willen des Mannes iſt die Frau deshalb nicht berechtigt, die fraglichen 
Geſchäfte vorzunehmen. — Zuläſſig iſt es, daß der Mann in Zeitungen bekanntmacht, er 
komme für Schulden ſeiner Frau nicht auf (RG JW 05, 135%). Es muß aber auch ein 
genügender Grund zu der Beſorgnis ungerechtfertigten Schuldenmachens der Frau vorliegen, 
da ſonſt in der Bekanntmachung eine ſchwere Eheverfehlung gefunden werden könnte (RG 
9. 1. 19 IV 287/18; vgl. § 1569 A 3). 

3. Der häusliche Wirkungskreis einer Frau umfaßt nicht nur die zur Führung des Haus⸗ 
halts erforderlichen Geſchäfte (Einkäufe von Lebensmitteln und andern notwendigen Ver⸗ 
brauchsgegenſtänden, Annahme und Entlaſſung von Dienſtboten; vgl. jedoch Art 95 EG), 
ſondern auch Geſchäfte, die ſich auf den Haushalt nicht beziehen, aber zu den ehelichen Laſten 
gehören, z. B. die Anſchaffung der notwendigen Kleidung für die Frau und die Kinder, und 
die Koſten der Erziehung der Kinder. Die Geſchäfte müſſen jedoch innerhalb desjenigen Kreiſes 
liegen, der durch die geſellſchaftlichen Verhältniſſe der Ehegatten und durch die Sitte beſtimmt 
wird. Wie RG 61, 80 ausführt, erſtreckt ſich die Schlüſſelgewalt auf alle den ehelichen Auf⸗ 
wand betreffende Beſorgungen, deren beſondere Beſchaffenheit nach der beſtehenden Sitte 
auf eine Erledigung durch die Frau hinweiſt. Dabei wird vorausgeſetzt, daß die Geſchäfte 
(3. B. Beſchaffung der Kleidung für die Frau) der äußeren Geſtaltung des Ehelebens entſprechen, 
die wiederum von dem Manne abhängt. Darauf, ob die Einkünfte des Mannes einen größeren 
Aufwand geſtatten, kommt es nicht an. Nur der tatſächliche Zuſchnitt des Hausweſens, 
heißt es RG 61, 81, und die damit zuſammenhängende äußere Lebensführung der Ehegatten, 
nicht aber eine Lebenshaltung, wie ſie mit Rückſicht auf das Einkommen des Mannes be⸗ 
ſchaffen ſein müßte, in Wirklichkeit aber nicht beſchaffen iſt, kennzeichnen nach Inhalt und 
Umfang den häuslichen Wirkungskreis der Frau und damit zugleich die Grenzen ihrer geſetz⸗ 
lichen Vertretungsmacht. — Übereinſtimmend OLG 40, 65. — Die Schlüſſelgewalt der 
Frau erſtreckt ſich auch auf die Beſtellung von Kleidungsſtücken für eine volljährige Haus⸗ 
tochter (KG in OLG 34, 248). — Die Vertretungsbefugnis der Ehefrau iſt nach 8 1357 
auf ihren häuslichen Wirkungskreis beſchränkt. Eine Befugnis, den Mann auch ſonſt in 
Abweſenheits⸗ oder Krankheitsfällen zu vertreten, ſteht der Frau nicht zu. Der Ehefrau 
ſteht daher auch kein Recht zu, die Herausgabe ſolcher Sachen ihres Ehemanns zu verlangen, 
deren fie zur Erfüllung ihrer durch $$ 1356, 1357 gegebenen Pflichten und zur Ausübung 
der daraus entſpringenden Rechte nicht bedarf (unbefugte Herausgabe des Geldſchrankſchlüſſels 
des Mannes an die Frau durch den Leiter einer Heilanſtalt, in die der Mann wegen ver⸗ 
meintlicher Geiſteskrankheit aufgenommen worden war; RG JW 1910, 5746). Vgl. aber 
auch § 1450 (Gütergemeinſchaft). 

4. Zu den Geſchäften des Mannes gehört auch die zur Verfügung über Ehegut erforder- 
liche Einwilligung des Mannes. Ihre eigenen Geſchäfte kann die Frau ſelbſtverſtändlich allein 
beſorgen. — Wegen der Haftung des Mannes für Schaden, der infolge einer von der Frau dem 
Dienſtboten erteilten und von dieſem befolgten Anweiſung entſteht, vgl. RG XW 06, 46015; 
RS Warn 1917 Nr 12. 

5. Hier wird die Vermutung aufgeſtellt, daß die Frau als Vertreterin ihres Mannes 
habe handeln wollen. Im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander wird der Mann 
wie ein Auftraggeber berechtigt und verpflichtet. Im Verhältniſſe zu Dritten wird 
lediglich der Mann verhaftet, ſoweit die Frau nicht ausdrücklich für ſich handelt. Gegenüber 
dem Dritten kommt es nicht darauf an, daß das innerhalb des geſetzlichen Kreiſes liegende 
Rechtsgeſchäft im einzelnen Falle zur Befriedigung eines Bedürfniſſes notwendig war. — 
Die Umſtände können auch ergeben, daß beide Eheleute dem Dritten gegenüber als Vertrag⸗ 
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ſchließende (z. B. Beſteller von Handwerkerleiſtungen) auftraten und daher beide zur Bezah- 
lung der Arbeiten verpflichtet find (RS ZW 1911, 766”). Über die Verpflichtung des 
Mannes, das Haushaltsgeld an die Frau vorſchußweiſe zu zahlen, vgl. OLE 26, 212. 
Die Frage, ob ein die Nichtigkeit begründender Verſtoß gegen die guten Sitten vorliegt, wenn 
eine Ehefrau Kaufgeſchäfte in der Weiſe vornimmt, daß ſie, um dem Ehemanne den Umfang 
ihrer Aufwendungen zu verheimlichen, den Verkäufer zur Ausſtellung unvollſtändiger Rech⸗ 
nungen veranlaßt, iſt in einem Falle vom Reichsgerichte verneint worden. Wenn auch das 
Verhalten der Ehefrau zu verurteilen war und das Verhalten des Kaufmanns mit den Pflichten 
eines anſtändigen Geſchäftsmanns im Widerſpruch ſtand, fo enthielten doch die Geſchäfte ſelbſt 
nichts Sittenwidriges (RG 101, 399). 


6. Auch die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann, falls ein Ehegatte ſeine 
Rechte aus § 1357 mißbraucht, beim Prozeßgericht erhoben werden. Wegen der Voraus: 
ſetzungen dieſer Klage vgl. 8 1353 A 2, auch RG Warn 1915 Nr 287. 


7. Bertragſchließung der Frau mit mehreren Dritten. Beweislaſt. Die Frau kann 
ihre Vertretungsmacht mißbrauchen, wenn ſie durch Verträge mit mehreren Dritten zwar 
dem einzelnen gegenüber innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes handelt, im ganzen aber 
die geſetzlichen Grenzen überſchreitet. Behauptet der Mann eine übermäßige Vervielfältigung 
ſolcher an ſich zuläſſiger Anſchaffungen, jo iſt es feine Sache, ſowohl die Tatſache des Miß⸗ 
brauchs als auch deren Erkennbarkeit für den Dritten nachzuweiſen (RG 61, 83; RG 30. 9. 07 
IV 50/07). 


8. Einfluß des Getrenntlebens der Ehegatten auf die Schlüſſelgewalt. Die Ber- 
tretungsbefugnis der Frau ſetzt regelmäßig eine Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens voraus. 
Die Verbindung mit dem Hausweſen des Mannes wird aber nicht nur tatſächlich, ſondern 
in dieſer Beziehung auch rechtlich gelöſt, ſobald die Frau aus eigener Entſchließung ſich auf 
die Dauer vom Manne trennt. Umgekehrt bleibt die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens 
und darum auch die Vertretungsbefugnis der Frau ihr erhalten, wenn die Trennung nur 
vorübergehend iſt und insbeſondere dann, wenn ſie im Einvernehmen mit dem Manne vor 
lich geht (M& 30. 9. 07 IV 50/07; vgl. auch RG 60, 12; OLG 36, 196; 88 1435 A 3 und 
1561 A 2). Die bloße Entfernung des Mannes bedingt nicht ſchlechthin die Aufhebung der 
Schlüſſelgewalt, vielmehr regelmäßig nur dann, wenn auch der eheliche Haushalt aufgelöſt 
wird oder wenn die Frau den Haushalt zwar fortführt, aber nicht als Frau des getrennt lebenden 
Mannes ſondern ſelbſtändig (OLG 43, 351). Mit der Auflöſung des gemeinſchaftlichen 
Hausweſens kommt die Schlüſſeigewalt der Frau von ſelbſt in Wegfall (BayObLG in 
RIA 13, 76). Es fehlt dann eben an einer weſentlichen Vorausſetzung der Schlüſſelgewalt, 
nämlich dem häuslichen Wirkungskreiſe, innerhalb deſſen und für den die Schlüffelgemalt 
gegeben if. Nur weil und fo lange die Frau dem gemeinſamen Haushalte vorſteht, ift ſie 
Ku Schlüſſegewalt ausgeſtattet. Im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten iſt ihr nicht 
je — Betätigungsgebiet (fo KG in RIA 13, 120), ſondern auch der Rechtsboden, 
lebe den die Schlüſſelgewalt ſich gründet, entzogen. Bei einer von ihrem Manne getrennt 
lebenden Frau kann auch keine Rede davon ſein, daß eine Vermutung beſteht, ſie handle 
im Einverſtändniſſe mit ihrem Manne. Demzufolge entfällt im Falle des Getrenntlebens 
der Ehegatten als gegen ſtandslos das Recht des Mannes, die (nicht mehr beſtehende) 
Schlüſſeigewalt der Frau zu beſchränken oder auszuſchließen. Für eine Eintragung des 
Wegſalls der Schlüſſelgewalt in das Güterrechtsregiſter (5 1561 A 2) ift kein Raum, auch 
kein Bedürfnis vorhanden. Dritte ſchützen ſich durch Erfüllung ihrer Erkundigungspflicht. 
Zur Befriedigung ihrer eigenen Bedürfniſſe bedarf die getrennt lebende Frau nicht mehr 
der Schluſſelgewalt, ſondern dazu ift ihr der im § 1361 bezeichnete Weg (Unterhalts- 
en usw.) eröffnet. — Da aber die Schlüffelgewalt in der Regel nur wegen unmirt- 
ſchaftlicher Führung des Haushalts entzogen wird, kann die Frau um ihres guten 
Rufes willen auch noch während des Getrenntlebens der Ehegatten die Beſeitigung der die 
Rede 8 der Schlüſſelgewalt beurkundenden Eintragung in das Güterrechtsregilter be⸗ 
n (Od 30, 37ff). Vgl. dazu RG in O86 33, 337. Wer einer Frau, die namens 
ihres Mannes Verbindlichkeiten eingeht (hier Kleidungsstücke kauft), den Kaufpreis ſtundet, 
muß ſich erkundigen, ob ſie mit ihrem Manne ein gemeinſchaftliches Hausweſen hat. Lag 
ſolches nicht mehr vor, ſo ſtand auch der Frau die Schlüſſelgewalt nicht mehr zu und die 


Klage des Verkäufers gegen den M ; i ündet 
(ORG 41, 45. geg ann auf Bezahlung des Kaufpreiſes iſt unbegrün 


9. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Haben ausländiſche Ehe · 
gatten oder Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehörigkeit erwerben, den 
Wohnſitz im Inlande, ſo gelten zwar für ihr Güterrecht ausländiſche Geſetze (Vorbem 4 
vor 5 1368), aber nach Art 16 Abſ 2 EG finden die Vorſchriften des $ 1857 Anwendung, 
ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 
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8 1358 


1) Hat ſich die Frau?) einem Dritten gegenüber zu einer von ihr in Perſon 
zu bewirkenden Zeiftung?) verpflichtet‘), jo kann der Mann das Rechts⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſts) kündigen, wenn er auf 
ſeinen Antrag von dem Vormundſchaftsgerichte dazu ermächtigt worden 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht hat die Ermächtigung zu erteilen, wenn 
ſich ergibt, daß die Tätigkeit der Frau die ehelichen Intereſſen beein⸗ 
trächtigté). 

Das Kündigungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann der Verpflich⸗ 
tung zugeſtimmt hat oder ſeine Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt worden iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann 
die Zuſtimmung erſetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Auf⸗ 
ſchube Gefahr verbunden iſt oder wenn ſich die Verweigerung der Zu⸗ 
ſtimmung als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Solange die häusliche 
n aufgehoben iſt, ſteht das Kündigungsrecht dem Manne 
nicht zu“. 

Die Zuſtimmung ſowie die Kündigung kann nicht durch einen Vertreter 
des Mannes erfolgen; iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

E I 1277 II 1258; M 4 110 ff.; P 4 101 ff.; 6 272. 


1. Zweck der Vorſchrift. Da die Frau weder als Ehefrau noch kraft des ehelichen Güter ⸗ 
rechts in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (vgl. $ 1395 A 1), fo könnte fie ſich durch Ein- 
gehung vertraglicher Verpflichtungen der im § 1358 bezeichneten Art ihren aus der ehelichen 
Gemeinſchaft folgenden Pflichten (88 1353, 1356) entziehen. Einem ſolchen Mißbrauche 
will der § 1358 vorbeugen. 

2. Nur auf die Frau bezieht ſich $ 1358. Hat ſich der Mann durch Verträge der fraglichen 
Art, z. B. durch Übernahme fortdauernder Schiffsdienſte, der ehelichen Gemeinſchaft gänzlich 
emen ſo kann die Frau auf Herſtellung des ehelichen Lebens, ſchlimmſtenfalls auf Scheidung 

agen. 

3. Z. B. die perſönlichen Leiſtungen aus Dienſtverträgen, Werkverträgen, Aufträgen 
oder Geſellſchaftsverträgen. 

4. Die Verpflichtung muß nach der Eheſchließung eingegangen ſein. Für vorher ein⸗ 
gegangene Verpflichtungen gelten die allgemeinen Grundſätze. Vgl. R IW 1910, Bad 
wo die Kündigung des von einer Schaufpielerin eingegangenen Spielvertrags aus dem 
Grunde ihrer ſpäteren Verheiratung deshalb für unſtatthaft erachtet wurde, weil die Kündi- 
gung aus dem genannten Grunde vertragsmäßig bei Vermeidung einer Geldſtrafe aus⸗ 
geſchloſſen war und keine beſonderen Umſtände vorlagen, die das Strafgeding als ſitten⸗ 
widrig oder die Rechte des Ehemanns als beeinträchtigt erſcheinen ließen. 

5. Selbſtverſtändlich kann der Mann auch unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
kündigen und dazu vom Vormundſchaftsgericht angehalten werden. Wegen rückſtändiger 
Leiſtungen, deren Nachholung nicht ſchon durch die Natur des Rechtsgeſchäfts oder der Lei⸗ 
ſtungen ſelbſt ausgeſchloſſen iſt, hat der Dritte einen Anſpruch auf Nachleiſtung, ferner, wenn 
er von der Frau über ihre Eigenſchaft als Ehefrau getäuſcht worden iſt, einen Anſpruch auf 
Schadenserſatz. 

6. Das Vormundſchaftsgericht befindet nach freiem Ermeſſen. Vgl. $ 45 FGG, Art 147 
EG (Zuſtändigkeit) und 8 53 JGG (Ermächtigung). — Über die dem Manne erteilte Kündi⸗ 
gungsermächtigung können ſich Dritte nicht beſchweren (KG in OLG 33, 338). 

7. Solange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, ſteht dem Manne das Kündi⸗ 
gungsrecht nicht zu. Dabei iſt es gleichgültig, ob die Frau die Herſtellung mit Recht ver- 
weigert oder nicht. Glaubt der Mann, daß die Frau ſich ohne Grund von ihm fernhalte, 
ſo muß er ſie auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verklagen und, wenn ſie dem 
gegen ſie ergangenen Urteile keine Folge leiſtet, die Scheidung betreiben. Er iſt nicht be⸗ 
fugt, einen mittelbaren Zwang zur Herſtellung des ehelichen Lebens durch Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes auf die Frau auszuüben (OLG 31, 398). Der Ehemann kann die 
Zuſtimmung zur Eingehung eines Dienſtverhältniſſes durch die Frau auch unter zeit⸗ 
licher Beſchränkung erteilen. Nach $ 1358 Ab 2 fällt das Kündigungsrecht des Ehe⸗ 
manns weg, ſolange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt. Dieſe Vorſchrift findet 
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jedoch keine Anwendung, wenn ſich die Ehefrau gerade zum Zwecke der Erfüllung der von 
ihr übernommenen Verbindlichkeit aus dem ehelichen Haushalt entfernt hat. Das Kündi⸗ 
gungsrecht des Mannes iſt ausgeſchloſſen, wenn die Frau wegen grober Beſchimpfungen 
ſeitens des Mannes, die deſſen Verlangen nach Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft als 
Mißbrauch erſcheinen laſſen oder ſogar die Frau zu einer Scheidungsklage berechtigen würden, 
dieſe Herſtellung verweigert (Bay Sbs̃ in IFG 2 Nr 3). 


§ 1359 


Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus dem ehelichen Ver⸗ 
hältnis ergebenden Verpflichtungen!) einander nur für diejenige Sorgfalt 
einzuſtehen, welche ſie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen). 

E 1 1279 II 1259; M 4 121; P 4 108 


1. Alle Verpflichtungen, die ſich auf das eheliche Verhältnis (nicht bloß das eheliche Güter⸗ 
recht) gründen, insbeſondere die gegenſeitige Unterhaltspflicht, werden vom § 1359 betroffen. 

2. Treten Ehegatten miteinander in einen gewöhnlichen rechtsgeſchäftlichen Verkehr, fo 
finden auch die Vorſchriften über die in dieſem Verkehr anzuwendende Sorgfalt Anwendung. 
— Bei einem unter den Ehegatten zuſtande gekommenen Leihvertrage iſt die Sorgfalt 
des Entleihers nicht nach § 1359, ſondern nach den Vorſchriften über den Leihvertrag zu be⸗ 
urteilen (RG 20. 5. 12 IV 547/11, Erſatzpflicht der Frau für einen ihr geliehenen, abhanden 
gekommenen, koſtbaren Familienſchmuck). Wegen Darlehnsgeſchäften zwiſchen Ehegatten 
vgl. RG 78, 207; RG JW 1910, 100416 und § 1432 A 3). 


8 1360 


Der Mann!) hat der Frau nach Maßgabe jeiner Lebensſtellung ), ſeines 
Vermögens?) und ſeiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt‘) zu gewähren. 

Die Frau hat dem Manne, wenn er außerſtande iſts), ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechendens) unterhalt nach Maßgabe 
ihres Vermögens“) und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren. 

Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weiße) zu gewähren. Die für die Unterhaltspflicht der Verwandten gel⸗ 


tenden Vorſchriften d i i 220 
wendung hic er SS 1605, 1613 bis 1615 finden entſprechende An 


© 1280, 1281 II 1260; M 4 122 P 4 100 ff. 


1. Die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau folgt aus dem Weſen der 
Ehe und aus der Pflicht des Mannes, die ehelichen Laſten zu tragen. Bedürftigkeit der Frau 
wird möcht vorausgeſetzt; anders § 1602 Abſ'1 bei Verwandten (RG ZW 08, 55415; 07, 2370. 
* ebitrftigfeit der Frau gehört nicht zu den Vorausſetzungen ihres Anſpruchs (RG JW 1904, 
204 RG 5. 1. 25 IV 311/24). Die Fenn hat von ihrem Manne nach Maßgabe ſeiner Lebens⸗ 
ſtellung, leines Vermögens und ſeiner Erwerbsfähigkeit ſtandesgemäßen Unterhalt ohne Rückſicht 
aut bie Höhe ihres etwaigen eigenen Vermögens zu beanſpruchen (RG 91, 401). Die Vor⸗ 
nr 1 aus 1300 Abſ 1 hat nicht die Bedeutung, daß ein Mann, deſſen Einkommen größer 
f. he Ar Bedarf für den ſtandesmäßigen Unterhalt der (aus Frau und fünf Kindern be. 
für Se on Boni; von der Frau gezwungen werden könnte, auch den überſchießenden Teil 
ft Er a Unterhalt zu verwenden. Dem Manne ſteht vielmehr das Recht zu, den für den 
e Unterhalt nicht erforderlichen Betrag zur Anſammlung von Vermögen zu 
ane zumal wenn fünf gemeinſchaſtliche Kinder vorhanden ſind, für deren Zukunft zu 
a. 15. 3. 15 IV 468/14). Hiernach gilt der im § 1610 bezeichnete ftandes- 
7 5 =. dee als das zu leiſtende Höchſtmaß; er deckt ja auch den geſamten Lebens. 

ebar al * * was darüber hinaus beanſprucht wird, fällt nicht mehr unter den Begriff 
Unterhalt“. Bar. auch A 9. Wegen der Unterhaltspflicht eines zum Kriege eingezogenen 
Ehemanns, deſſen heimatliches Erwerbsgeſchäft fortgeführt wird, vgl. OLG 45, 344. Der 
Mann zit nicht berechtigt, ſeinen Unterhalt für ſich ſelbſt vorab zu nehmen, vielmehr muß 
er, was er hat, mit der Frau teilen, ſelbſt wenn es nicht einmal für den beiderſeitigen not⸗ 
durſe gen, Unterhalt ausreicht; anders § 1608 bei Verwandten (RG J 00 Beil 849; IW 
04, 2400). Wie es die Pflicht eines guten Haus vaters ift, die dauernde Sicherung des 
Lebensunterhalts der Familie im Auge zu haben, und wie die Frau ſich mit einem Unter⸗ 
halte, der bei ſolchem Verfahren gewährt werden kann, begnügen muß, auch wenn dieſer 
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Unterhalt hinter dem zurückbleibt, der der Lebensſtellung des Mannes entſpricht (M 4, 123), 
ſo darf auch die Frau, wenn ſie dem Manne Unterhalt zu gewähren hat, auf gleiche Siche⸗ 
rung Bedacht nehmen. Dies iſt auch bei Feſtſetzung der Höhe einer Geldrente im Falle des 
81361 zu berückſichtigen (RG Warn 1914 Nr 192). Vgl. 8 1579 A 9. Der Grundſatz des § 1360 gilt 
für alle Ehen, gleichviel welcher Güterſtand fie beherrſcht (RG 69, 293). Ein Vertrag, in dem die 
Frau dem Manne gegenüber auf das Recht, ſtandesmäßigen Unterhalt zu verlangen, verzichtet, iſt 
auch dann nichtig, wenn der Verzicht nicht unentgeltlich, ſondern als Gegenleiſtung dafür er⸗ 
folgt, daß der Mann auf das Recht der Verwaltung und Nutznießung des Vermögens der Frau 
verzichtet (RG ZW 05, 6821). Ein zwiſchen Eheleuten vor dem Inkrafttreten des BGB ge- 
ſchloſſener, die Unterhaltspflicht der Ehegatten zueinander regelnder Vertrag wird mit dem 
Inkrafttreten des BGB unwirkſam, wenn er deſſen Beſtimmungen widerſtreitet (Artt 170, 
199 EG; RG FW 05, 6821). 

2. Die Lebensſtellung des Mannes iſt auch für die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber 
dem Manne beſtimmend (vgl. A 5). Die Frau hat nach den 88 1860, 1361 nicht ſchlechthin 
einen Teil des Einkommens des Mannes, ſondern nur den ihren geſamten Lebensbedarf 
umfaſſenden „Unterhalt“ zu beanſpruchen. Für das Maß des zu gewährenden Unterhalts 
kann nach den in $ 1360 Abſ 1 gegebenen Maßſtäben allerdings auch die Höhe des Einkommens 
des Mannes in Betracht kommen; dies nicht nur dann, wenn das Einkommen eine Erſchei⸗ 
nungsform des Vermögens iſt, ſondern auch ſonſt inſofern, als er die Lebensſtellung des Mannes 
weſentlich beeinfluſſen kann (RG Warn 1912 Nr 265; 1922 Nr 54). Ob bei Prüfung der 
Lebensſtellung des Mannes im Sinne des § 1360 davon auszugehen iſt, daß feine Ein- 
nahmen ganz zu alsbaldigem Verbrauche zu verwenden ſeien oder ob der Mann einen Teil 
dem Verbrauche entziehen und zur Anſammlung von Vermögen verwenden darf, kann nicht 
einheitlich entſchieden werden, hängt vielmehr von den Umſtänden (Sorge für die Zukunft 
von Kindern, künftiger Wegfall der erhöhten Einnahmen, unſichere Vermögenslage u. dgl.) 
ab (RG 23 1920, 8263; R Warn 1922 Nr 54). Vgl. A 1. 

3. Auch den Stamm ſeines Vermögens hat er nötigenfalls zu opfern (RG Warn 09 
Nr 138; 1910 Nr 888; RG JW 1911 S. 36824; 773%; RG 20. 6. 21 IV 20/21). 

4. Zum Unterhalte gehören auch Krankheits⸗ und Kurkoſten. Der Mann hat auch den 
durch den Unterhalt der Frau im Gefängniſſe verurſachten Aufwand aus eigenen Mitteln 
zu beſtreiten, wenn die Frau kein Vermögen beſitzt. Wegen der Koſten eines Rechtsſtreits, 
den die Frau führt, und wegen der Koſten der Verteidigung der Frau in einem gegen ſie ge⸗ 
richteten Strafverfahren vgl. § 1387 A 7, 8. Das Verlangen der Frau auf regelmäßige Ge⸗ 
währung eines angemeſſenen Taſchengeldes zur Deckung kleinerer perſönlicher Ausgaben 
betrifft zwar auch die Unterhaltsgewährung, kann aber mit der Klage auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens verfolgt werden (RG 97, 286 und § 1353 A 2). Die Beweispflicht für 
ein Leiſtungsvermögen des Mannes im Sinne des § 1360 Abſ 1 trifft die Frau (RG IW 
04, 29418, RG 20. 6. 21 IV 20/21). Vgl. § 1361 A 4. 

5. Die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber dem Manne entſpricht dem ſittlichen 
Weſen der ehelichen Gemeinſchaft und tritt nicht etwa erſt bei völliger Vermögensloſigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit des Mannes, ſondern ſchon dann ein, wenn er bei einer den Pflichten 
eines guten Haus- und Familienvaters entſprechenden Verwendung feiner Mittel nicht im⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt und ſeine Familie in einer ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe 
zu unterhalten. — Die Anſprüche des Mannes gegen die Frau aus $ 1360 und aus $ 1427 
find von verſchiedenen tatſächlichen Vorausſetzungen abhängig; derjenige aus 8 1427 von 
einem beſtimmten Güterrechtsverhältniſſe (Gütertrennung) und von dem Vorhandenſein 
von Einkünften auf ſeiten der Frau, derjenige aus $ 1360 von der Bedürftigkeit des Mannes 
und der Leiſtungsfähigkeit der Frau nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit (RG Warn 1915 Nr 240). Vgl. auch § 1427 A 3. 

6. Die Lebensſtellung des Mannes, nicht die der Frau iſt maßgebend. 

7. Auch den Stamm ihres Vermögens hat ſie nötigenfalls zu opfern. 

8. Daraus, daß der Unterhalt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weiſe zu gewähren iſt, ergibt ſich unter anderm als Regel, daß der Mann ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflicht gegenüber ſeiner Frau genügt, wenn er dafür ſorgt, daß ſie in dem gemein⸗ 
ſamen Haushalte der Eheleute ihren Unterhalt empfangen kann. Der Mann iſt regelmäßig 
nicht verpflichtet, der Frau den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren 
und fie auf dieſe Weiſe in den Stand zu ſetzen, außerhalb der Ehewohnung zu leben. Dieſe 
für die Unterhaltspflicht der Verwandten im § 1612 Abſ 1 Satz 1 vorgeſchriebene Art der 
Unterhaltsgewährung iſt für das Verhältnis von Eheleuten grundſätzlich ausgeſchloſſen (RG 
JW 05, 2037; RG Warn 1910 Nr 156; 1915 Nr 24). Kann alſo eine Frau, die ſich der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft gegen den Willen des Mannes ohne Grund entzieht, von 
ihrem Manne nicht verlangen, daß er ihr den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente 
gewähre, fo iſt es in einem ſolchen Falle ausgeſchloſſen, daß der Vater, der feine von ihrem 
Manne getrennt lebende Tochter unterhält, dadurch Erſtattungsanſprüche gegen ſeinen 
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Schwiegerſohn erwirbt (RG 14. 11. 07 IV 182/07). Ein Mann, der ſeiner Frau die zur 
Fortführung des gemeinſamen Haushalts nötigen Mittel gefliſſentlich und grundlos vor⸗ 
enthält, kann auch bei fortbeſtehender ehelicher Lebensgemeinſchaft auf Unter⸗ 
haltsgewährung durch Entrichtung einer Geldrente verklagt werden. — Wegen des Verlangens 
der Frau auf Gewährung eines Taſchengeldes durch den Mann vgl. A 4. 

9. Andere anwendbare Vorſchriften. Auf den Unterhaltsanſpruch des Ehegatten finden 
ferner die 88 1608, 1609 u. 1611 Abſ 2 u. 3 unmittelbare Anwendung (RG JW 03 Beil 81100). 
Keine Anwendung finden die 88 1603, 1610 (RG Warn 1913 Nr 367; 1921 Nr 74; 1922 
Nr 54). Vgl. jedoch auch A 1. § 1610 findet inſofern Anwendung, als mehr als ſtandes⸗ 
mäßiger Unterhalt nicht zu beanſpruchen ift. — Die Vorſchrift im § 1611 Abſ 2 ſetzt das Maß 
des einem Ehegatten zu gewährenden Unterhalts für einen beſonderen Fall auf den not⸗ 
dürftigen Unterhalt herab. Vgl. § 1361 A 5. Werden Unterhaltsanſprüche gegen den Mann 
gleichzeitig von ſeiner Frau und ſeinen minderjährigen Kindern erhoben, ſo ſind die Vor⸗ 
ſchriften in § 1609 Abſ 2 Satz 1 und, ſofern die Scheidung aus Verſchulden des Mannes in- 
zwiſchen rechtskräftig ausgeſprochen worden, in § 1579 Abſ 1 Satz 2 zu berückſichtigen (RG 
23 1921, 305°). Vgl. 8 1579 A 7. 

10. Gerichtszuſtändigkeit. Das Gel. zur Entlaſtung der Gerichte v. 11. 3. 21 (RGBI 
S. 220), in Kraft ſeit 1. 4. 21, hat durch Art 1 2 b die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte cuf alle 
Anſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht ausgedehnt, und zwar ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes. Unter 
die nunmehr den Amtsgerichten zugewieſenen Unterhaltsanſprüche fallen die gemäß 88 1360, 
1361 erhobenen Anſprüche. Der im § 1361 Abſ 1 Satz 1 der Frau gewährte Anſpruch gegen 
den Mann auf Herausgabe von Haushaltſachen fällt unter den Geſichtspunkt des Unter⸗ 
halts (8 1361 A 6) und gehört daher gleichfalls zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. Im 
übrigen vgl. 8 1578 A 12. 

11. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Die Beſtimmungen des 
Art 14 EG über die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten, zu denen auch die 
Anterhaltspflicht gehört, ſind auf ausländiſche in Deutſchland wohnende Ehegatten ſinn⸗ 

entſprechend anzuwenden, wenn beide dem nämlichen Staate angehören. Es kommt alſo 
das Recht des Staates, dem beide Ehegatten angehören, zur Anwendung (RG 62, 400; 
91,406). Vgl. 88 1353 A 5, 1578 A 11. Deutſche Urteile, die auf Grund des § 1360 
der Frau Unterhalt zuſprechen, find in Oſterreich vollſtreckbar, auch wenn der Mann 
(früher in Oſterreich katholiſcher Pfarrer) nicht hätte heiraten dürfen (OLG 30, 40 A 1). 


8 1361 


Leben die Ehegatten getrennt), jo iſt, jolange einer von ihnen?) die 
Deritelung des ehelichen Lebens verweigern darfs) und verweigert“), der 
Unterhalt) durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren; auf die Rente 
finden die Vorſchriften des S 760 Anwendung. Der Mann hat der Frau 
auch die zur Führung eines abgeſonderten Haushalts erforderlichen Sachen 
aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum Gebrauche herauszugeben, 
es ſei denn, daß die Sachen für ihn unentbehrlich ſind oder daß ſich ſolche 
Bar in dem der Verfügung der Frau unterliegenden Vermögen be⸗ 
inden®), 

Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt weg oder beſchränkt ſich auf 
die Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder die Beſchränkung mit 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Vermögens⸗ und Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Ehegatten der Billigkeit entſpricht“) s) 9) 10). 

E I 1460 II 1261; M 4 635; P 4 109 ff., 451; 5 135; 6 272. 

1. Nur tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten wird vorausgeſetzt. Das $ 1860 A 1 
und 9 Geſagte gilt auch für den Fall des 8 1361. — Erhebt ein Ehegatte im Falle des Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten unter den Vorausſetzungen des § 1361 gegen den andern Ehegatten 
Anſpruch auf Unterhalt, ſo iſt vor allem zu berückſichtigen, daß § 1361 es bei den Beſtimmun⸗ 
gen des 8 1360 Abj 1 u. 2 beläßt und von den Beſtimmungen des § 1360 Abſ 3 nur in« 
ſofern abweicht, als der Unterhalt in Geſtalt einer Geldrente zu gewähren iſt (überein 
ſtimmend OLG 40, 66). Die klagende Partei hat nur die Vorausſetzungen des § 1360 Abſ 1 
bzw. 2 zu beweiſen. Demgegenüber kann ſich der Beklagte auf die Ausnahme des § 1361 Abſ 2 
berufen. Ihm liegt der Beweis der Ausnahme ob (nch JW 04, 29416). Auch ſtandes⸗ 
mäßiger Unterhalt kann im Wege der einſtweiligen Verfügung unter den Vorausſetzungen 
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des 8 940 ZPO zugeſprochen werden (RG 16. 3. 05 IV 27/05). Durch den Beginn eines 
Rechtsſtreits unter den Ehegatten wird ihre gegenſeitige Unterhaltspflicht an und für ſich 
nicht berührt. Auch eine einſtweilige, das Getrenntleben geſtattende Verfügung ändert 
hieran nichts; es greift nur in Anſehung ihres Unterhalts der § 1361 Platz, der ſich auf die 
Art der Unterhaltsgewährung (Abſ 1) und die Unterhaltspflicht als ſolche (Abſ 2) bezieht. 
Soweit $ 1361 nicht eingreift, bleibt es bei den allgemeinen Vorſchriften; es gelten alſo 
88 1360 und 1611 Abſ 2 (RG 63, 38). Während des Scheidungsprozeſſes kann der dem 
einen Ehegatten gegen den andern zuſtehende Anſpruch auf Unterhaltsgewährung nicht nur 
im Wege der einſtweiligen Verfügung gemäß § 627 ZPO, ſondern auch im Wege der ordent⸗ 
lichen Klage geltend gemacht werden. Gegen die Unterhaltsklage kann die Einrede der 
Unzuſtändigkeit des Gerichts oder der Rechtshängigkeit nicht darauf geſtützt werden, daß 
unter Parteien bereits der Scheidungsprozeß anhängig iſt (RG 47, 379; RG JW 1919, 502°). 
Der von der Frau getrennt lebende Ehemann hat ihr außer der nach § 1361 geſchuldeten 
Geldrente beſondere Zahlungen für Einzelaufwendungen (hier für zahnärztliche Behand⸗ 
lung) nicht zu machen. Beſondere Verhältniſſe, wie Krankheit und Gebrechlichkeit der Frau, 
find bei Bemeſſung der Höhe der Rente zu berückſichtigen (Seuff A 76 Nr 23; OLG 4, 118; 
abweichend OLG 40, 66; 41, 73). Die Ehefrau teilt den Wohnſitz des Mannes, wenn er im 
Inlande belegen iſt, auch in dem Falle, daß ſie von dem Manne getrennt lebt, und hierzu be⸗ 
rechtigt iſt (RG 59, 337). Nach Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kommen 
andere Vorſchriften zur Anwendung (88 1578—1583, 1586). — Die Zubilligung einer Unter⸗ 
haltsrente gemäß $ 1361 ſetzt nicht voraus, daß dem den Unterhalt verlangenden Ehegatten 
gerichtsſeitig gemäß der Vorſchrift des § 627 ZPO das Getrenntleben geſtattet worden 
iſt (NG JW 05, 17927; SeuffA 76 Nr 149) oder daß er zuvor auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens klagen müßte (RG JW 02 Beil 21555). Über Fortgeltung des Ehevertrags während 
des Getrenntlebens der Ehegatten vgl. § 1432 A 4. 

2. Ob derjenige Ehegatte, der die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf 
und verweigert, der unterhaltsberechtigte oder der unterhaltspflichtige Ehegatte iſt, 
macht keinen Unterſchied (RG JW 05, 203 7; RG 62, 405: RG Warn 1910 Nr 156; 1921 Nr 74). 
Nicht erforderlich iſt, daß Weigerungsrecht und tatſächliche Weigerung bei einem und 
demſelben Ehegatten zuſammentreffen. In dem Falle, daß der unterhaltsberech⸗ 
tigte Ehegatte das Zuſammenleben verweigern darf, kommt nichts darauf au, welcher der 
Ehegatten das Zuſammenleben tatſächlich verweigert; der Unterhaltsanſpruch iſt jedenfalls 
gegeben. In dem Falle aber, daß der unterhaltspflichtige Ehegatte das Zuſammenleben 
verweigern darf, kann die unberechtigte tatſächliche Weigerung des unterhaltsbedürftigen 
Ehegatten dieſem keinen Anſpruch verſchaffen. Die Faſſung des § 1861 Abſ 1 iſt, wie das 
Reichsgericht aus der Entſtehungsgeſchichte nachweiſt, ungenau (RG Warn 1914 Nr 192). 
Der wahre Sinn des $ 1361 Abſ 1 iſt der: Leben die Ehegatten getrennt, und iſt es der unter⸗ 
haltspflichtige Ehegatte, der die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigert — für ge⸗ 
wöhnlich alſo, ſofern nicht $ 1360 Abſ 2 Platz greift, der Mann ($ 1360 Abi 1) —, ſo hat er unter 
allen Umſtänden dem anderen Teile Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren, 
und zwar, wenn einer der Ehegatten, gleichviel welcher, das Recht hat, ſich von dem anderen 
fernzuhalten, infolge des $ 1361 Abj 1, andernfalls infolge davon, daß er den Unterhalt nicht 
in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe gewährt und ihn nach dem 
eben Geſagten durch Entrichtung einer Geldrente ſelbſt dann zu gewähren hätte, wenn er 
die Herſtellung des ehelichen Lebens mit Recht verweigerte (vgl. Res ZW 1905, 2037). Sit 
es aber der unterhaltsberechtigte Ehegatte, der die Herſtellung des ehelichen Lebens 
verweigert, ſo kann er von dem anderen Teile, wenn nicht dieſer die Herſtellung ebenfalls ver⸗ 
weigert, Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente nur beanſpruchen, wenn ihm ſelbſt ein 
Recht zuſteht, die Herſtellung des ehelichen Lebens zu verweigern (RG IW 1923, 29215). 

3. Verweigerungsrecht. Z. B. wenn ein Fall des Satz 1 oder Satz 2 Abſ 2 8 1353 vorliegt 
oder wenn dem Ehegatten vom Gerichte durch einſtweilige Verfügung (§ 627 ZPO) das 
Getrenntleben geſtattet worden iſt. 

4. Die Verweigerung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen. — Will der 
Mann die Frau zwar in feinem Haufe aufnehmen, nicht aber die volle eheliche Lebens ⸗ 
gemeinſchaft mit ihr wiederherſtellen, weigert er ſich alſo, der Frau den Unterhalt in 
der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe ($ 1360 Abſ 3) zu gewähren, 
ſo überhebt dieſe Weigerung die Frau des Nachweiſes, daß ſie ihrerſeits ein Recht zum Ge⸗ 
trenntleben aus dem Verhalten des Mannes herzuleiten in der Lage ſei, und ſie kann 
ohne weiteres verlangen, daß ihr der Mann den Unterhalt durch Entrichtung einer Geld⸗ 
rente gewähre (Seuffäl 74 Nr 32). Wenn der Mann es ablehnt, die von ihm getrennt lebende 
Frau in ſein Haus wiederaufzunehmen oder auch nur die volle eheliche Lebensgemeinſchaft 
mit ihr wiederherzuſtellen, fo weigert er lich, der Frau den Unterhalt in der durch die ehe⸗ 
liche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe (8 1360 Abf 3) zu gewähren. Damit iſt für die 
dieſer Weigerung folgende Zeit die Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts in einer 
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Geldrente ohne weiteres gegeben, und zwar, wenn einer der beiden Eheleute, gleichviel 
welcher, das Recht hat, die Herſtellung des ehelichen Lebens zu verweigern, zufolge der aus⸗ 
drücklichen Vorſchrift in $ 1361, andernfalls infolge davon, daß der Mann feiner Verpflichtung 
gemäß § 1360 Abſ 1 u. 3 nicht nachkommt (RG 62, 405; RG Warn 1914 Nr 192; SeuffA 61 
Nr 112; 64 Nr 72; 74 Nr 32; R Recht 1921 Nr 1384). § 1361 Abſſ 1 ſetzt eine vorgängige, 
vergebliche Aufforderung zur Herſtellung des ehelichen Lebens keineswegs notwendig voraus, 
es genügt vielmehr zur Annahme einer Verweigerung im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift, 
wenn der betreffende Ehegatte irgendwie zu erkennen gibt, daß er nicht den ernſtlichen 
Willen hat, die eheliche Lebensgemeinſchaft, und zwar die volle, mit dem anderen wieder 
aufzunehmen, daß er ihn nicht haben will, daß er mit ſeinem Getrenntleben einverſtanden 
it (RG JW 1923, 29215). Das Recht der Frau auf eine Unterhaltsrente wird bei Wei⸗ 
gerung des Mannes, die Frau aufzunehmen, nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Mann 
das Recht hat, die Eheherſtellung zu verweigern (RG Recht 1921 Nr 1384; RG 24. 2. 21 
IV 457/20). — Darüber, daß ein Vertrag der Ehegatten, wodurch die Frau berechtigt 
wird, dauernd vom Manne getrennt leben, nichtig iſt, vgl. RG 61, 50. — Die Wieder⸗ 
vereinigung der getrennt lebenden Ehegatten hat zur Folge, daß der Unterhaltsanſpruch 
. Frau 5 einem vollſtreckbaren Urteil auf Geldrente wieder untergeht (RG 1. 2. 06 

366/05). 

5. Unterhalt. 8 1361 gewährt dem unterhaltsberechtigten Ehegatten (abgeſehen von der 
Berechtigung auf Herausgabe von Haushaltungsſachen) nur einen geſetzlichen Anſpruch auf 
Gewährung von Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente, nicht aber einen Anſpruch 
auf fortdauernde Benutzung der Ehewohnung gegen den Widerſpruch des getrennt lebenden 
Mannes (RG IW 1910, 707). Der Anſpruch auf Geldrente dauert fo lange, als die Ehe 
beſteht und die Vorausſetzungen des § 1361 Abſ 1 gegeben find (RG Warn 1914 Nr 192). 
Der Mann iſt nicht berechtigt, ſeinen eigenen Unterhalt vorab zu nehmen, ſondern er muß, 
was er hat, mit der Frau teilen. § 1603 findet auf die Unterhaltspflicht der Ehegatten keine 
Anwendung (RG Warn 1913 Nr 367; 1921 Nr 74; R& 24. 2. 21 IV 457/20; RG. 5. 1. 25 
IV 311/24). Vgl. § 1360 A 1 u. 9; 9 1361 A 7. Dem Manne ſteht lediglich ein Ein⸗ 
wand nach Maßgabe des 8 1361 Abſ 2 zu. Dieſer verſagt aber ſchon dann, wenn die Frau 
vermögenslos und erwerbsunfähig und daher außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten oder zu ihrem Unterhalt etwas beizutragen (RG Warn 1914 Nr 192; RG 20. 6. 21 
IV 20/21). gl. auch A 7. In dem Falle, in welchem der unterhaltspflichtige Ehe⸗ 
mann das Gemeinſchaftsleben zu verweigern nicht berechtigt iſt, kann er mit Recht dar⸗ 
auf hingewieſen werden, daß er es jederzeit in der Hand hat, die ihm obliegenden Auf: 
wendungen erheblich zu mindern, wenn er ſeiner Verpflichtung, die Herſtellung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft herbeizuführen, nachkommen und ſich dadurch in die Lage ſetzen würde, 
den Unterhalt in der durch die Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe zu gewähren. Der 
Billigkeit würde es ſchwerlich entſprechen, wenn der Mann eine Kürzung der Unter⸗ 
haltsrente für ſich in Anſpruch nehmen dürfte, um ſich gerade auf dieſem Wege das rechts⸗ 
widrige Getrenntleben wirtſchaftlich zu ermöglichen oder zu erleichtern (Reh 62, 405; 
RG Recht 1910 Nr 1264; RG 20. 5. 20 IV 32/20; RG 20. 6. 21 IV 20/21). Wäh⸗ 
vend des Beſtehens der Ehe können Unterhaltsanſprüche für die Dauer der Ehe oder für 
die Dauer des Getrenntlebens (aus 88 1360, 1361), nicht aber für die Zeit nach einer 
etwaigen Scheidung (aus § 1578) zuerkannt werden. Vgl. $ 1578 A 4. Die während der 
Ehe zuerkannten Unterhaltsanſprüche erlöſchen mit der Auflöfung der Ehe oder dem Auf- 
hören des Getrenntlebens. Werden trotz des Erlöſchens Unterhaltsanſprüche aus dem Ur⸗ 
teile geltend gemacht, ſo wehrt ſich der in Anſpruch genommene Teil dagegen je nach Um⸗ 
ſtänden mit der Vollſtreckungsgegenklage (8 767 3 PPS) oder Feſtſtellungsklage; dagegen 
it ihm nicht die Umwandlungsklage aus $ 323 ZPO auf Herabſetzung der Unterhaltsrente 
gegeben (RG Warn 1914 Nr 298: RG JW 1919, 502%). Wird im Scheidungsprozeſſe 
die Klage und eine etwaige Widerklage abgewieſen, jo wird durch eine ſolche Entſcheidung 
des im Unterhaltsprozeſſe gemäß 88 1360, 1361 ergangene Urteil in keiner Weiſe beeinflußt. 
Die bloße Moglichteit, daß der mit der Scheidungsklage abgewieſene Ehegatte ſeinen Sinn ändern 
und ſich zur Wiederherſtellung der Gemeinſchaft bereit erklären würde, darf nicht dazu 
führen, die ſonſt gerechtfertigte Unterhaltsklage für die Zeit nach Erlaß des Urteils im Scheidungs⸗ 
prozeß abzuweiſen. Der zur Unterhaltsgewährung verurteilte Ehegatte kann bei unberech⸗ 
tigter Weigerung des andern Ehegatten zur Wiederherſtellung der Gemeinſchaft eine Ab⸗ 
änderung des Urteils auf Grund des § 323 ZP beantragen. Eine vorläufige En!- 
bindung eines Ehegatten von der Verpflichtung zur häuslichen Gemeinſchaft und dem ⸗ 
entſprechend eine nur vorläufige Verpflichtung des andern zur Gewährung von Unter⸗ 
halt kennt das BOB nicht (RG IW 1919, 502%). Sache des zur Unterhaltsgewährung 
rechtskraftig verurteilten Mannes ift es, gegenüber der von der Frau auf Erhöhung der Unter⸗ 
haltsrente erhobenen Klage darzulegen, inwiefern ſich inzwiſchen feine Sinnesart, vielleicht 
auch die äußeren Verhältniſſe derart geändert haben, daß ſein Rückkehrverlangen keinen Rechts⸗ 
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mißbrauch mehr darſtelle (R& 23 1923, 171%). Der Anſpruch der Klägerin auf Entrichtung 
einer in der Urteilsformel zeitlich nicht näher begrenzten Unterhaltsrente beſteht nach § 1361 
nur für die Dauer der Ehe. Er erliſcht, auch wenn er rechtskräftig ohne Zeitgrenze 
zuerkannt iſt, ohne weiteres im Falle der Scheidung der Ehe oder des Todes eines 
der Ehegatten. Dagegen wird er in keiner Weiſe dadurch beeinflußt, daß im Scheidungs⸗ 
prozeß die Klage und eine etwaige Widerklage abgewieſen werden. Sollten ſich aber die 
Verhältniſſe, unter denen die Rente nach 8 1361 zuerkannt iſt, ſpäterhin weſentlich ändern, 
fo kaun jede Partei die Abänderung des Urteils mittels Klage nach § 323 ZPO verlangen 
(RG Warn 1919 Nr 175). Die geſetzliche Zweckbeſtimmung der Rente ſchließt es ohne 
weiteres aus, daß der Mann auf das, was er der Frau zur eigenen Beſchaffung ihres 
Unterhalts an Geldbeträgen zu geben verpflichtet iſt, güterrechtliche Gerechtſame geltend 
machen und ihr damit die Verfügung über die Rente entziehen kann. Es bedurfte bei der 
Regelung des Güterrechts im Geſetze keiner dies ausdrücklich ausſprechenden, die Rente zum 
Vorbehaltsgute machenden Beſtimmung (RG 90, 323; R 23. 3. 22 IV 566/21). Vgl. 
§ 1432 A 3. Auch der in Natur gewährte Unterhalt hat die Eigenſchaft des Vorbehaltenen 
(Erler im Recht 1919, 89). Bei der Bemeſſung der Unterhaltsrente iſt zu prüfen, ob 
der geforderte Betrag in den in $ 1360 Abſ 1 hervorgehobenen Beziehungen den Ver⸗ 
hältniſſen des unterhaltspflichtigen Ehegatten entſpricht. Dabei ſind diejenigen Erwerbs⸗ 
möglichkeiten, die ihm zur Zeit der Urteilsfällung zu Gebote ſtanden, zu berückſichtigen 
(RS 4. 3. 18 IV 399/17). Nach 8 1611 Abſ 2 beſchränkt ſich der Unterhaltsanſpruch des Ehe⸗ 
gatten auf den notdürftigen Unterhalt, wenn er ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, die 
den Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihm den Pflichtteil zu entziehen, wenn alſo der Unter⸗ 
haltspflichtige gemäß § 2335 berechtigt iſt, auf Grund der 88 1565—1568 auf Scheidung zu 
klagen. Dieſe Beſchränkung auf den notdürftigen Unterhalt tritt ohne weiteres mit der Be⸗ 
gehung der Verfehlung, nicht erſt mit der Erhebung der Scheidungsklage ein. Die Beweis⸗ 
laſt trifft den Unterhaltspflichtigen. Das Gericht kann vor endgültiger Stellungnahme zu 
dem Einwande der Beſchränkung nicht einen über den notwendigen Unterhalt hinausgehen⸗ 
den Unterhaltsanſpruch, insbeſondere nicht den Anſpruch auf ſtandesmäßigen Unterhalt zu⸗ 
ſprechen (RG Seuff A 75 Nr 78; R6 20. 5. 20 IV 32/20). Die Frage, ob der Anſpruch in 
dem von der Klägerin gewollten Umfange des ſtandesmäßigen Unterhalts gegeben iſt oder 
ſich auf den notdürftigen Unterhalt beſchränkt (§ 1611 Abſ 2), betrifft im Sinne des § 304 
ABO nicht den Grund, ſondern den Betrag des Anſpruchs, denn § 1611 Abſ 2 ſetzt nur das 
Maß des zu gewährenden Unterhalts herab (RG 20. 5. 20 IV 32/20). Der Unterhalts- 
anſpruch ift, wenn der Einwand aus $ 1611 Abſ 2 und $ 2335 erhoben wird, ſeinem Betrage 
nach von der Frage abhängig, ob der Unterhaltspflichtige auf Scheidung zu klagen berechtigt 
iſt. Über dieſe Frage hat der Richter, der über den Unterhaltsanſpruch erkennt, ebenſo wie 
über alle andern Vorausſetzungen des Unterhaltsanſpruchs Entſcheidung zu treffen. Für dieſe 
Entſcheidung gilt keine andere Regel, als diejenige des § 286 3 PO. Der Richter hat ſich 
ſelbſtändig und ohne Rückſicht auf einen etwa ſchwebenden Eheſcheidungsprozeß aus dem 
Ergebniſſe der Verhandlung und der Beweisaufnahme seine Überzeugung zu bilden (RG, 
20. 10. 19 IV 200/19; ZW 20, 461; LZ 20, 6511). Er iſt zwar nach § 148 ZPO befugt, 
die Verhandlung im Unterhaltsprozeß bis zur Erledigung des Scheidungsprozeſſes aus⸗ 
zuſetzen, iſt aber nicht genötigt, dies zu tun, wenn er glaubt, auf Grund des bisher feit- 
geſtellten Sachverhalts das Beſtehen eines Scheidungsgrundes endgültig verneinen zu können. 
Irrig iſt die Meinung, die verjährten Verfehlungen des Unterhaltsberechtigten könnten nur, 
wie im Eheſcheidungsprozeß ſelbſt, unterſtützend herangezogen werden (§ 1573). Dabei wird 
die Beſtimmung im § 2335 Abſ 2 überſehen (RS 4. 4. 21 IV 485/20). Die Zuerkennung 
des ſtandesmäßigen Unterhalts darf gegenüber einem aus $ 1611 Abi 2 hergeleiteten Ein- 
wande nur auf Grund der Feſtſtellung erfolgen, daß das behauptete Scheidungsrecht für den 
Beklagten nicht beſteht oder doch nicht beweisbar iſt. Die Ehefrau kann nicht verlangen, daß 
ihr einſtweilen bis zur Feſtſtellung des vom Manne behaupteten Scheidungsgrundes noch der 
ſtandesgemäße und erſt von da ab der notdürftige Unterhalt gewährt werde (RG 4. 5. 21 
IV 570/20). Die getrennt lebende Ehefrau hat kein Anrecht auf Sicherſtellung ihrer Unter⸗ 
haltsrente; $ 1580 findet keine ſinnentſprechende Anwendung (Seuffl 73 Nr 122). Die 
Frau iſt nicht berechtigt, unmittelbar gegen den Mann zu klagen, die Unterhaltspflicht gegen 
ſeine Kinder zu erfüllen. Wird die Frau zur Pflegerin der Kinder beſtellt, ſo kann ſie für 
ſich ſelbſt und für die Kinder klagen (Prot 4, 112). Ein Recht, namens der Kinder den dieſen 
geſetzlich zuſtehenden Unterhaltsanſpruch geltend zu machen, hat allerdings die Klägerin nicht, 
da ſie nicht geſetzliche Vertreterin der Kinder iſt. Aber es braucht an ſich noch keine zu miß⸗ 
billigende Eigenmacht der Klägerin zu ſein, wenn ſie, nachdem ihr durch gerichtliche Verfügung 
geſtattet worden war, von ihrem Manne getrennt zu leben, zu ihren Eltern (nach Polniſch⸗ 
Weſtpreußen) gezogen iſt und dabei die Kinder mit ſich genommen hat, bezüglich deren ihr 
die Fürſorge vom Gericht übertragen und auch vom Manne zugeſtanden worden war. Und 
da den Kindern der Unterhalt an ihrem jetzigen Aufenthaltsorte gewährt werden muß, ſtehen 
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der Klägerin inſoweit die Vorſchriften über auftragsloſe Geſchäftsführung in SS 679, 688 zur 
Seite (RG 22. 4. 22 IV 592/21). Treffen Unterhaltsanſprüche eines minderjährigen Kindes 
und der Ehefrau zuſammen (§ 1609 Abſ 2) und können nicht alle Anſprüche volle Deckung 
finden, ſo muß Kürzung im Verhältnis zum Bedarf der einzelnen Unterhaltsberechtigten 
erfolgen, auch bei zeitlich getrennter Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche (SeuffA 70 
Nr 17). Beim Erlaß einer einſtweiligen Verfügung gemäß § 627 ZPO kann der Um⸗ 
ſtand, daß die von ihrem Manne getrennt lebende Frau ein gemeinſchaftliches Kind bei ſich 
zu unterhalten hat, mitberückſichtigt und deswegen die vom Manne zu entrichtende Geldrente 
höher bemeſſen werden Seuffa 76 Nr 149). 

6. Verlangt der Mann von der getrennt lebenden Frau die Herausgabe von Gegen⸗ 
ſtänden des gemeinſchaftlichen Haushalts, fo ift 8 1361 Abſ 1 Satz 2 nicht, auch nicht ſinn⸗ 
entſprechend anwendbar. Das Eheſcheidungsgericht iſt nicht zuſtändig, die Herausgabe im 
Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen (Rc Gruch 53, 1114; OLG 30, 40; 36, 197; 
40, 68; 42, 17). Dagegen Winkler in JW 1922, 172. Der Anſpruch der Frau auf Heraus; 
gabe der erforderlichen Haushaltſachen iſt ein rein ſchuld rechtlicher Anſpruch und kann 
gegenüber der Beſitzklage des Mannes aus $ 861 nicht (wohl aber gegenüber der Schadens ⸗ 
erſatzklage des Mannes aus $ 823) geltend gemacht werden (RG SeuffA 65 Nr 108. Vgl. 
9 1373 A 2). Zu dem der Verfügung der Frau unterliegenden Vermögen gehören insbeſon⸗ 
dere ihre Kleider, Schmuckſachen, Arbeitsgeräte (8 1366). Zu den zur Führung eines 
geſonderten Haushalts erforderlichen Sachen der Frau kann nach Lage des Falles auch ein 
Klavier gerechnet werden (OLG 29, 144). Nach der Faſſung des § 1861 hat der Mann 
die Ausnahmefälle darzutun (OLG 36, 197). Die Herausgabepflicht des Mannes nach 
$ 1361 erſchöpft ſich in der Zurverfügungſtellung der Sachen, in der Geſtattung der Fort⸗ 
nahme Die Verpflichtung zur Tragung der Abholungskoſten läßt ſich aus der allgemeinen 
Unterhaltspflicht des Mannes nicht ableiten (KG in 3W 1920, 713°; abweichend OLG 42, 17). 
Beim Getrenntleben der Ehegatten iſt der Ehemann nicht unmittelbarer Beſitzer der der Frau 
überlaſſenen Hausſtandsſachen (SeuffA 76 Nr 52). Die Sonderbeſtimmung des $ 1361 Ab 1 
Satz 2 gewährt der Frau unter dem Geſichtspunkte des Unterhalts einen (ſchuldrechtlichen) 
Anſpruch, der ihr nach dem ehelichen Güterrechte nicht zuſtehen würde. Leben die Ehegatten 
in Gütertrennung, ſo behält die Frau die freie Verfügung über ihr Vermögen. Entzieht der 
Mann ihr den Beſitz wider ihren Willen, jo handelt er widerrechtlich; zur Wahrung ihrer Rechte 
ſtehen ihr die Beſitz⸗ und die Eigentumsklage zu, und der Mann hat der Frau die in Beſitz 
genommenen Sachen nicht zum Gebrauche, wie im Falle des § 1361, ae gut freien 
Verfügung herauszugeben. Auf das Vorbehaltsgut der Frau finden dieſe Vorſchriften 
nach § 1371 entſprechende Anwendung. Die zweite Ausnahme des $ 1361 Abſ 1 Satz 2 
betrifft nicht den Fall, daß die herausverlangten Sachen zu dem der Verfügung der Frau 
unterliegenden Vermögen gehören, ſondern den, daß ſich Sachen gleicher Art in jenem Ver⸗ 
mögen befinden. Sachen, zu deren Herausgabe der Mann an ſich nicht verpflichtet iſt, weil 
ie zum eingebrachten oder zum Geſamtgute gehören oder fein Alleineigentum ſind, 
ſoll die Frau nur dann verlangen können, wenn die ihrer Verfügung unterliegenden Sachen 
zur Führung eines abgeſonderten Haushalts nicht ausreichen. Der Anſpruch der Frau auf 
Herausgabe ihr gehöriger Kleider kann nur auf 8 985 geſtützt und bei dem für die Eigentums⸗ 
klage zuftändigen Gerichte verfolgt werden (OLG 42, 18). 

7. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift des $ 1361 Abſ 2 foll dazu 
dienen, die Härten zu beſeitigen, die ſich aus der dem Manne gemäß $ 1360 Abſ 1 ob- 
liegenden unbedingten Unterhaltspflicht ergeben können; es ſoll, wenn die Frau imſtande 
it, ſich ſelbſt zu unterhalten, die Unterhaltspflicht des Mannes eingeſchränkt oder aufgehoben 
werden können. Aber für den Fall, daß die Frau außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, ift die Vorſchrift des 8 1361 Abi 2 nicht beſtimmt. Für dieſen Fall hat ihr der 
Mann — unter den Vorausſetzungen des § 1361 Abf 1 durch Entrichtung einer Geld⸗ 
rente — nach Maßgabe feiner Lebensſtellung, feines Vermögens und feiner Erwerbs. 
fähigkeit in derſelben Weiſe Unterhalt zu gewähren, wie die Frau dem Manne, der außer⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Unterhalt 
nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren hat. Beide Ehe⸗ 
gatten ſtehen in dieſer Hinſicht — abgeſehen davon, daß die Lebensſtellung des Mannes 
maßgebend iſt — einander gleich (RG Warn 1914 Nr 192; 1921 Nr 74; RG JW 1923, 6859). 
Vgl. auch $ 1360 A 1. — Nach $ 1361 Abſ 1 iſt der Ehemann zur Zahlung einer Unterhalts⸗ 
rente verpflichtet, wenn er ſich mit Grund weigert, die häusliche Gemeinſchaft mit feiner Ehe 
frau herzuſtellen. Dieſe Verpflichtung muß ihn alſo erſt recht treffen, wenn er ſich grundlos 
von der Gemeinſchaft fernhält (val RG JW 1905, 2037; RG Warn 1910 Nr 156). In ſolchem 
Falle muß man ihm auch das Recht einräumen, ſich auf $ 1361 Abſ 2 zu berufen. Denn er 
kann dies nach $ 1361 Abſ 1 auch dann, wenn er der Frau einen Grund gibt, fich von ihm zu 
trennen und die Frau ſich mit Recht weigert, die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen (RG 
JW 1923, 685%). Auch Schulden können als Gründe für den Wegfall oder die Beſchränkung 
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der Unterhaltspflicht ſowie für das Maß der Beſchränkung in Betracht kommen (RG 23 
1923, 26“). Auch im Falle des $ 1361 Abſ 2 kann die Frau gleich wie im Falle des $ 1578 auf 
Erwerb durch Arbeit verwieſen werden, ſofern nach den Lebensverhältniſſen der Ehegatten 
Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt (RG 9. 11. 08 IV 65/08; RG JW ͤ 03 Beil 87201; 
R Warn 1910 Nr 156). Darf die getrenntlebende Frau nur den notdürftigen Unterhalt 
beanſpruchen (8 1611 Abſ 2) und iſt fie verpflichtet und imſtande, dieſen durch eigene Arbeit 
zu erwerben, ſo fällt die Unterhaltspflicht des Mannes weg. Die Frau iſt nicht berechtigt, 
die zugunſten des Mannes in 8 1361 Abſ 2 erteilte Vorſchrift für ſich geltend zu machen und 
von ihm eine Beiſteuer zu ihrem Unterhalte zu verlangen. A. M. OLG Breslau in JW. 
1922, 13378. Vgl. § 1578 A 6. Entſpricht die von der Frau ausgeübte Erwerbstätig⸗ 
keit den Verhältniſſen der Ehegatten (Hilfeleiſtung der Frau eines früheren Fleiſchers in einem 
fremden Fleiſchereibetriebe), ſo darf der dadurch erzielte Verdienſt nicht ohne weiteres als 
unerheblich für die Unterhaltsleiſtung des Mannes angeſehen werden, um ſo weniger, als 
das Berufungsgericht ſelbſt davon ausgeht, daß im allgemeinen und auch hier eine Teilung 
der verfügbaren Mittel zwiſchen Mann und Frau im ungefähren Verhältniſſe von zwei 
zu eins angemeſſen ſei (RG 2. 5. 18 IV 80/18). Auch Schulden des Mannes können bei 
Bemeſſung des Unterhalts der Frau aus § 1861 Abſ 2 berückſichtigt werden (Rc Recht 1923 
Nr 43). Daß die im Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, hat der Mann zu be⸗ 
weiſen (NG JW 1911, 405%). Im Rahmen der Zwangsvollſtreckung dürfen Geſichts⸗ 
punkte aus § 1361 Abſ 2 nicht mehr geltend gemacht werden (Seuff A 70 Nr 126). 

8. Unterhaltsverträge. Der ſtillſchweigende Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe iſt 
nicht Vorausſetzung eines zwiſchen getrennt lebenden Ehegatten geſchloſſenen Vertrags über 
Unterhaltsgewährung. Die Einrede der veränderten Umſtände iſt nur zuläſſig, wenn der Wille 
der Vertragſchließenden dahin gegangen iſt, daß die jeweiligen Verhältniſſe maßgebend ſein 
ſollen (R Warn 1911 Nr 228). Vgl. aber auch die neuere, die inzwiſchen eingetretene 
Geldentwertung bei Unterhaltsverträgen berüdfichtigende Rechtſprechung 8 1578 A 1, 
$ 1579 A 8. Nicht ausgeſchloſſen iſt die Auslegung eines Unterhaltsvertrags in dem Sinne, 
daß die Frau dauernd ſtandesmäßigen Unterhalt habe beziehen ſollen, daß ſie aber für den 
Fall einer völligen Umgeſtaltung aller Geld⸗ und Lebensverhältniſſe, wie fie infolge des 
Krieges inzwiſchen eingetreten ſei, damals jedoch nicht hätte vorausgeſehen werden können, 
an der Geltendmachung einer höheren Unterhaltsrente als der feſtgeſetzten nicht habe gehindert 
werden ſollen. Eine ſolche Auslegung iſt bei Beachtung deſſen, was Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern (§ 157) vielfach geradezu geboten, wenngleich der 
ſtillſchweigende Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe, die |og. elausula rebus sie stantibus, 
als allgemeine Regel im BGB Anerkennung nicht gefunden hat (RG 7. 3. 21 IV 518/20; 
23. 6. 21 IV 613/20). Vgl. auch § 242 A 5. Hat ſich der Verpflichtete durch einen Vor⸗ 
behalt nicht geſichert, ſo iſt der Unterhalt ſo, wie er bedungen, fortzugewähren (RG Warn 
1913 Nr 206). 

9. Gerichtszuſtändigkeit. Vgl. § 1360 A 11, $ 1578 A 12. 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Gehören die in Deutſchland 
wohnenden, getrennt lebenden Ehegatten dem nämlichen Staate an, ſo iſt in entſprechender 
Anwendung des Art 14 EG für die Frage, ob die Unterhaltspflicht der Ehegatten verletzt iſt, 
das ausländiſche Recht maßgebend (RG 62, 400; 91, 406; RG 2. 5. 12 IV 485/11). Vgl. 
$ 1360 A 10. Auch wenn die von ihrem Manne, einem Sſterreicher, getrennt lebende 
Frau bis zu ihrer Verheiratung Deutſche geweſen iſt, kommt für ihren Anſpruch auf Unter⸗ 
haltsgewährung öſterreichiſches Recht zur Anwendung (RG Warn 1913 Nr 429; RG 11. 10. 15 
IV 119/15). Bei einer Scheidungsklage von Ausländern (hier Schweden), die in Deutſch⸗ 
land wohnen, find für den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung die Vorſchriften des 8 627 
3 PO anwendbar (SeuffA 76 Nr 149). 


8 1362 


Zugunſten der Gläubiger des Mannes!) wird vermutet, daß die im 
Beſitz eines der Ehegatten oder beider Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen dem Manne gehören. Dies gilt insbeſondere auch für Inhaber⸗ 
papiere und für Orderpapiere, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Für die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmten 
Sachen, insbeſondere für Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte, gilt im 
Verhältniſſe der Ehegatten zueinander und zu den Gläubigern die Ver⸗ 
mutung, daß die Sachen der Frau gehören)?) 

E I 1282 II 1262; M 4 127 ff.; P 4 112 ff. 
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1. Die Vermutung gilt nicht auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander (anders 
Abſ 2). — Deshalb greift im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander auch die Eigentums ⸗ 
vermutung des $ 1006 Abſ 1 Satz! zugnnſten des beſitzenden Ehegatten Platz (RG 84, 49). 
Nur zugunſten der Gläubiger des Mannes gilt die Vermutung, und ſie iſt unanwendbar, 
wenn ein Gläubiger der Frau eine Forderung aus deren Vermögen beitreiben will (3. B. 
wenn die vom Gläubiger der Frau gepfändeten Sachen von einem Dritten im Wege der 
Widerſpruchsklage als ihm von der Frau verkauft beanſprucht werden und der Gläubiger der 
Frau den Kaufvertrag unter Berufung auf die Vermutung des § 1362 Abſ 1 einredeweiſe 
anficht). Der Umſtand, daß für dieſelbe Forderung auch der Mann haftet, iſt ohne Bedeutung; 
es kommt nur darauf an, in welcher Eigenſchaft der Gläubiger beider Eheleute ſeinen Zugriff 
nimmt (RG JW 1915, 10081). Über Rechtsunwirkſamkeit eines Vertrags, durch den 
der Mann ſeiner mit ihm im geſetzlichen Güterrechte lebenden Frau Eigentum an Sachen 
des gemeinſchaftlichen Hausſtandes überträgt, aber die tatſächliche Gewalt über die 
Sachen wie zuvor ausübt, vel. SeuffA 72 Nr 56. Zur Feſtſtellung des Pfaudrechts des Ver⸗ 
mieters (8 559) genügt die Vermutung des Abſ 1 für den Tatbeſtand des § 289 StGB nicht 
(RGSt 36, 332). Der $ 1362 Ab] 1 iſt nicht dahin aufzufaſſen, daß er eine Verpflichtung der 
Ehefrau im Sinne des 8 260 zur Herausgabe einer Mehrheit oder eines Inbegriffs von 
Gegenſtänden (3. B. an den Konkursverwalter) feſtſetzt (RG Gruch 47, 910). Darüber, daß 
aus der Stellung des Mannes als Haus haltungsvorſtand ($ 1354) keine Rechtsvermutung 
für feinen Beſitz an den Haushaltungsgegenſtänden folgt, vgl. § 1354 A 1. — Iſt die Ver- 
mutung widerlegt und ſteht das Eigentum der Frau an den Sachen feſt, fo kann ſich der Gläu⸗ 
biger des Mannes, der die Sachen dennoch pfänden läßt, ſchadenserſatzpflichtig machen (RG 
JW 1911, 36828). Die Vermutung greift nicht nur dann Platz, wenn ein Gläubiger des 
Mannes unmittelbar im Wege der Zwangsvollſtreckung Befriedigung wegen ſeiner Forderung 
aus beſtimmten, im Beſitz eines Ehegatten oder beider befindlichen beweglichen Sachen zu er⸗ 
langen ſucht, ſondern auch dann, wenn der Mann einem Dritten als ſeinem Gläubiger zur 
Sicherſtellung der Forderung an ſolchen, unter den $ 1362 fallenden Sachen auf rechts⸗ 
geſchäftlichem Wege ein dingliches Recht (3. B. ein Fauſtpfandrecht) eingeräumt oder eine 
Sicherungsübereignung vorgenommen hat (RG JW 1912, 912°). Zur Widerlegung der 
Vermutung genügt es, wenn aus den Umſtänden, insbeſondere daraus, daß es ſich um An⸗ 
ſchaffungen für den Geſchäftsbetrieb des Mannes leines Gaſtwirts) handelt, zu folgern iſt, 
daß die Frau ſtillſchweigend im Auftrag und in Vertretung des Mannes gehandelt habe. Einer 
ausdrücklichen Vollmacht bedurfte es um ſo weniger, als die Tätigkeit der Frau bei dem Ein⸗ 
kauf der Zubehörſtücke im Rahmen des § 1356 Abf 2 lag, der die Frau zur Tätigkeit im Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe des Mannes verpflichtet, ſoweit ſolche üblich iſt (RH Warn 1920 Nr 43). 

2. Beweislaſt. Sowohl die Vermutung des Abf1 wie die des Ab] 2 können durch Gegen ⸗ 
beweis entkräftet werden ($ 292 ZPO). — Die Beſtimmung des $ 45 KO (Beweispflicht der 
Ehefrau) wird von § 1362 BEV nicht berührt. Der $ 45 Ko betrifft allein ſolche Gegen⸗ 
ſtände, welche die Frau während der Ehe erworben hat. Daneben iſt für die allgemeine Ver⸗ 
mutung aus $ 1362 Abſ 1 (Mot 4, 130) in dem Sinne Raum, daß auch dem Konkursverwalter 
dieſe Vermutung zur Seite ſteht und er, gegenüber deren Widerlegung durch die Frau, ſich 
zur Erwiderung auf den § 45 KO berufen kann (RG Gruch 47, 910). — Zum Beweiſe ihres 
Eigentumserwerbs kann ſich die mit ihrem Manne in Gütertrennung lebende Frau gegen- 
über den Gläubigern ihres Mannes, in deren Auftrage bei dieſem Sachen gepfändet worden 
find, weder auf ihren gegenwärtigen noch auf ihren früheren Beſitz berufen, da in beiden 
Fallen die Vermutung des § 1006 durch die Vermutung des § 1362 Abſ 1 beſeitigt wird. Die 
Frau gilt (von der Ausnahme des Abſ 2 abgeſehen) bis zum Beweiſe des Gegenteils nicht 
oder nicht mehr als Eigentümerin der Sachen. Ihr gegenwärtiger oder früherer Beſitz über 
hebt fie nicht des Nachweiſes des Eigentumserwerbs. Anderſeits genügt dieſer Nachweis. 
Die Fortdauer des einmal erworbenen Eigentums braucht fie nicht darzutun (R Gruch 
51, 1005). Die Frau, die ſich für ihr Eigentum an beſtimmten Sachen auf 8 1362 Abſ 2 
beruft, hat nur zu beweiſen, daß die betreffenden Sachen ausſchließlich zu ihrem perſönlichen 
Gebrauche beſtimmt ſind. Darauf, ob dieſe Beſtimmung ſchon zur Zeit der Cheſchließung 
beſtanden hat oder ob ſie erſt während der Ehe erfolgt iſt, kommt es nicht an. Den Mann 
oder den Gläubiger, der das Eigentum der Frau beſtreitet, trifft die Beweislaſt dafür, daß 
die Sachen ungeachtet ihrer ausſchließlichen Beſtimmung zum perſönlichen Gebrauche der 
Frau nicht deren Eigentum ſind. Dazu kann der bloße Nachweis, daß der Mann die Sachen 
erſt während der Ehe von dritter Seite (hier durch Erbgang) erworben hat, nicht genügen. 
Der Mann hat nicht nur den Eigentumserwerb zu bew iſen, ſondern auch die geſetzliche Ver⸗ 
mutung aus $ 1362 Abſ 2 zu widerlegen (gleichwie derjenige, der als Eigentümer die Heraus ⸗ 
gabe einer im Beſitz eines andern befindlichen Sache verlangt, nicht nur ſeinen Eigentums⸗ 
erwerb beweiſen, ſondern auch die im § 1006 zugunſten des beklagten Beſitzers aufgeſtellte 
Eigentumsvermutung widerlegen muß, RG 55, 52). Das Geſetz unterſcheidet nicht, von 
wem die Beſtimmung der Sachen zum perſönlichen Gebrauche der Frau ausgegangen iſt. 
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Überläßt der Mann der Frau aus feinem Vermögen Sachen (3. B. Schmuckſachen, Frauen⸗ 
kleidungsſtücke) ohne Vorbehalt ſeines Eigentums ausſchließlich zu ihrem perſönlichen Ge⸗ 
brauche, ſo gilt die Vermutung, daß er die Sachen in der Abſicht der Eigentumsübertragung 
über! ſſen habe, was auch tatſächlich in den meiſten Fällen zutreffen wird (RG 99, 152). 
Durch Vertrag kann $ 1362 Ab] 2 ausgeſchaltet werden. Durch die Beſtimmung, daß alle 
Schmuckſachen, die die Frau vom Manne erhalten werde, in deſſen Eigentum verbleiben, 
iſt angeordnet, daß in der Hingabe und ui i der Schmuckſachen nicht eine Schenkung 
durch Eigentumsübertragung, ſondern nur die Überlaffung der Schmuckſ chen zum Gebrauch, 
alſo der Abſchluß eines Leihvertrags, gefunden werden ſoll (K in OLG 44, 67). Das 
Geſetz ſtellt eine Vermutung nicht für Kleider, Schmutk und Arbeitsgerät ſchlechthin auf, 
auch dann nicht, wenn ſie ihrer natürlichen Beſchaffenheit nach als dem Gebrauch einer weib⸗ 
lichen Perſon gewidmet erſcheinen, ſondern es leitet mit „insbeſondere“ nur Beiſpiele ein für 
Sachen, die ihrer natürlichen Beſchaffenheit nach zum perſönlichen Gebrauche der Frau be⸗ 
ſtimmt ſein können. Auch hinſichtlich ſolcher Sachen hat daher die Frau, die ſich für ihr 
Eigentum auf $ 1362 Abf 2 beruft, bei Beſtreitung zu beweiſen, daß die Sachen ausſchließ⸗ 
lich zu ihrem perſönlichen Gebrauche beſtimmt ſind RG 23 1922, 2912). 


3. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Haben ausländiſche Ehe 
gatten oder Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehörigkeit erwerben, den 
Wohnſitz im Inlande, ſo gelten für ihr Güterrecht zwar ausländiſche Geſetze (Vorbem 4 vor 
$ 1363), aber nach Art 16 Abſ 2 Ech finden die Vorſchriften des $ 1362 Anwendung, ſoweit 
ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 


Sechſter Titel 
Eheliches Güterrecht 


1. Auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts herrſchte in Deutſchland bis 1900 eine 
außerordentliche Vielgeſtaltigkeit. Weit über 100 verſchiedene Güterrechte ſtanden in Geltung. 
Am verbreitetſten waren das römiſche Dotalrecht, die allgemeine Gütergemeinſchaft, die aus 
dem franzöſiſchen Rechte ſtammende Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der 
Errungenſchaft, die reine Errungenſchaftsgemeinſchaft und die Verwaltungsgemeinſchaft. 
Jede dieſer untereinander ſehr verſchiedenen Hauptformen des ehelichen Güterrechts beſaß 
ein mehr oder minder ausgedehntes Herrſchaftsgebiet. Um dem berechtigten Verlangen nach 
Rechtseinheit vollkommener zu genügen, iſt von einer die Hauptformen des ehelichen Güter⸗ 
rechts in ihren Herrſchaftsgebieten ſchonenden Regelung abgeſehen und unter Ausſchluß der 
Landesgeſetzgebung ein einheitliches, reichsgeſetzliches Güterrecht für ganz Deutſchland neu 
geſchaffen worden. Das eheliche Güterrecht des BGB ift das der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung des Ehemanns. Es hat zur Grundlage die deutſchrechtliche Verwaltungsgemeinſchaft, 
die von allen Hauptformen nicht nur das größte Herrſchaftsgebiet beſaß, ſondern ſich auch 
aus ſachlichen Gründen am beſten für eine einheitliche Geſtaltung des Güterrechts eignete. 

Bei der Verwaltungsgemeinſchaft verbleibt jedem Ehegatten das ihm gehörige Ver 
mögen; nur der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Ehegatten wird zur Beſtreitung 
der ehelichen Laſten verwendet. Zu dieſem Zwecke wird das Vermögen der Ehefrau mit dem 
des Ehemanns in der Hand des letzteren als des Hauptes der Familie vereinigt. Demzufolge 
wird der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Eheleute — abgeſehen von dem ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeitsverdienſte der Frau — alleiniges Eigentum des Ehemanns, und dieſer iſt 
anderſeits verpflichtet, die ehelichen Laſten allein zu tragen. Die Grundſätze der Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft find einfach und klar, laſſen ſich auch leicht handhaben. Dem neben dieſen Vor⸗ 
zügen beſtehenden Übelſtande, daß bei Auflöſung der Ehe die Ausſonderung des Vermögens der 
Ehefrau auf Schwierigkeiten ſtoßen kann, ſucht das BGB dadurch abzuhelfen, daß es dem über⸗ 
lebenden Ehegatten einen angemeſſenen erbrechtlichen Anſpruch einräumt. 

Dem BGB liegt die Ausübung eines Zwanges zur Unterwerfung unter den geſetzlichen 
Güterſtand fern, vielmehr gewährt es volle Vertragsfreiheit. Vor und nach Eingehung der 
Ehe können die Beteiligten den geſetzlichen Güterſtand durch Vertrag ausſchließen, wieder 
einführen oder ändern. Um aber auch denen, die an dem Althergebrachten hängen, ein Zurück⸗ 
greifen auf bisher geltendes Güterrecht zu erleichtern, hat das BGB im Anſchluß an die Grund⸗ 
ſätze des geſetzlichen Güterrechts Beſtimmungen über die allgemeine Gütergemeinſchaft 
die reine Errungenſchaftsgemeinſchaft und die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögen, 
und der Errungenſchaft (Fahrnisgemeinſchaft) getroffen. Im Belieben der Beteiligten ſteht 
es, auf die geſetzlichen Beſtimmungen über den einen oder den andern Güterſtand im Vertrag 
einfach Bezug zu nehmen und auf dieſe Weiſe einen im wirtſchaftlichen Ergebniſſe dem ver⸗ 
alteten Güterſtand entſprechenden Zustand herzustellen. Dasſelbe gilt auch von der in den 
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88 1427—1431 BGB geregelten Gütertrennung. Den gewählten Güterſtand können die 
Beteiligten in Einzelheiten abändern oder ergänzen. Vgl. M 4, 543. 

2. Landesrecht. Das eheliche Güterrecht des BGB gilt gleichmäßig für alle Reichsange⸗ 
hörigen, jedoch ſind für die in Artt 57, 58 EG bezeichneten Familien und Häuſer die beſonderen 
Vorſchriften der Hausverfaſſungen und Landesgeſetze in dem dort angegebenen Umfang in 
Kraft geblieben. 

3. Übergangsrecht. Nach Art 200 EG bleiben für den Güterſtand einer zur Zeit des 
Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehe die bisherigen Geſetze maßgebend, und dies gilt 
insbeſondere auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes. 
Bei der 2. Leſung wurde es zwar als ſehr wünſchenswert anerkannt, daß das Güterrecht des 
BGB möglichſt bald auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehen 
zur Anwendung gebracht werden könnte, aber die Reichsgeſetzgebung überließ die erforderliche 
Regelung aus Zweckmäßigkeitsgründen der Landesgeſetzgebung (Prot 6, 539), und dieſe hat 
durch zahlreiche Sondervorſchriften die früheren Güterſtände in das neue Recht übergeleitet. 
Der Art 200 Abſ 1 betrifft zwar dem Wortlaute nach nur die beim Inkrafttreten des BGB 
noch beſtehenden Ehen, er iſt aber nur ein Ausfluß des in ihm zum Ausdrucke gelangten all- 
gemeinen Grundſatzes, daß bei den vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen die bisherigen 
Geſetze rückſichtlich aller, namentlich auch der erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes maß⸗ 
gebend ſein ſollen. Dieſer Grundſatz greift daher auch ein und muß erſt recht Anwendung 
finden, wenn die Ehe ſchon vor dem Inkrafttreten des BGB gelöſt iſt (RG IW 03 Beil 23 
und 1328; RG 1. 7. 20 IV 82/20 lbremiſchrechtliche Gütergemeinſchaft]). Durch den 
Art 200 iſt für den durch das Inkrafttreten des BGB bedingten Wechſel in der Geſetz⸗ 
gebung die Unwandelbarkeit des beſtehenden Güterſtandes anerkannt. Die Be⸗ 
fugnis einer Ehefrau zur Einklagung einer ihr zuſtehenden Darlehnsforderung iſt daher nach 
dem bisherigen Rechte zu beurteilen, ſofern nicht durch die gemäß Artt 200, 218 EG im 
Wege der Landesgeſetzgebung erfolgte Überleitung der beſtehenden Güterſtände andere Rechts⸗ 
grundſätze an die Stelle des altrechtlichen Zuſtandes getreten find (RG ZW 01, 137). 

„Ob erbrechtliche Wirkungen ſich als Wirkungen eines ehelichen Güterſtandes darſtellen, 
läßt ſich zunächſt nur an der Hand des einzelnen Güterrechts beurteilen. Die Anwendbar⸗ 
keit des Art 200 Abſ 1 ſetzt aber weiter voraus, daß jene Wirkungen ſich auch im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift als erbrechtliche Wirkungen des Güterſtandes darſtellen. — Nach (der An- 
fechtung mit der Reviſion entzogenem) Lübiſchem Rechte iſt die mit der Abſchichtung der 
Kinder aus einer gütergemeinſchaftlichen Ehe als Rechtsfolge verknüpfte, den Verluſt des 
Pflichtteilsrechts für die abgeſchichteten Kinder an dem Nachlaſſe des abgeſchichteten Eltern 
teils in ſich ſchließende Totteilung als erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes anzuſehen. Das 
gleiche gilt für den 1. Abs desſ. Art (RG JW 03 Beil 25). Unter erbrechtlichen Wirkungen 
ſind nicht nur die Wirkungen zu verſtehen, die zwichen den Ehegatten ſelbſt entſtanden find, 
jondern auch ſolche, die zwiſchen den Ehegatten und ihren Erben bereits durch den Güter⸗ 
and endgültig hervorgerufen worden find (R® 27.11.02 IV 241/02; 19.3. 06 IV 496/05). 
Ehegatten, deren Ehe vor dem Inkrafttreten des BGB geſchloſſen und nachher geſchieden 
worden iſt, haben für die Art und Weile ihrer Vermögensauseinanderſetzung Art 200 EG zu 
beachten. Allerdings ſind gewiſſe aus der Scheidung und Schuldigerklärung folgende Rechts. 
nen (3. B. Recht der Namensführung, Unterhaltspflicht, Verhältnis zu den Kindern, 
Widerruf von Schenkungen) gemäß Art 201 lediglich nach neuem Rechte zu beurteilen, aber 
für die Abwicklung der ehelichen Güterverhältniſſe iſt es gleichgültig, aus welchem Grunde 
die Ehe aufgelöſt wurde. Dafür bleibt der Güterſtand maßgebend, der in der Ehe zur Zeit 
ihrer Auflöfung beſtand (RG 73, 24). Der nächſte und eigentliche Zweck der in Art 200 Abſ 2 
enthaltenen Vorſchrift ift, die ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Rechte des über 
d ar Ehegatten in Schutz zu nehmen, während dafür, daß zugleich eine Wahrung der 
en früheren Geſetzesvorſchriften entſprechenden Rechtsstellung anderer Erbbeteiligten be- 
ablichtigt geweſen ſei, fein Grund aufzufinden it, RG 65, 255 (betrifft den geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand des Märkischen Provinziafrechts). Vgl. auch RG IWW 05, 1325. Die erbrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften des Märkiſchen Provinzialrechts find durch Artt 200 Abs 1 u. 213 CG nur fo weit 
aufrechterhalten, als fie die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes betreffen. Eine ſolche 
. e des Güterſtandes iſt darin, daß nach Märkiſchem Provinzialrechte durch nicht frift- 
zeitige lusſchlagung der teſtamentariſchen Erbſchaft dem überlebenden Ehegatten das ſtatuta⸗ 
riſche Erbrecht nicht genommen wurde, nicht zu finden (RG JW 1910, 745%. Pal. auch 
KO in Ode 34, 320 (Wahlrecht des überlebenden Ehegatten nach Märkiſchem Provinzial: 
vechte). In den rein erbrechtlichen Beſtimmungen darüber, unter welchen Vorausſetzungen 
die Pflichtteilsentziehung zuläſſig ift, und in welcher Form dieſes Recht auszuüben iſt, 
tritt eine Wirkung des Güterſtandes nicht hervor (RG 96, 201). Nach Art 213 EG find für 
die erbrechtlichen Verhältniſſe in allen Beziehungen grundſätzlich die Vorſchriften des 
BGB maßgebend. Dieſe bleiben nach Art 200 EG nur inſoweit außer Anwendung, als fie 
durch erbrechtliche Wirkungen des bisherigen Güterſtandes ausgeſchloſſen werden (RG 65, 254; 
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N AW 1912, 298%, RG 5. 6. 13 IV 14/13, wo die Frage mit Rückſicht auf das alt⸗ 
münſteriſche Güterrecht, insbeſondere das Pflichtteilsrecht des überlebenden Ehegatten, er⸗ 
örtert iſt; RG 8. 5. 13 IV 671/12, wo es ſich um den Pflichtteil der Mutter nach ihrem in 
weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft verheiratet geweſenen Sohne handelt). Bleiben gemäß 
Art 200 EG für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehe 
die bisherigen Geſetze einſchließlich der Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des 
Güterſtandes maßgebend, ſo kann kein Zweifel ſein, daß die Landesgeſetze auch maßgebend 
bleiben müſſen für die Güterrechtsverhältniſſe derjenigen Ehen, die ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt worden ſind (RG Warn 08 
Nr 40; RG 8. 10. 14 IV 234/14, Hamburgiſches Recht). Sit die Erblaſſerin nach Inkraft⸗ 
treten des BGB geftorben, hat ihre Ehe mit dem Beklagten aber bereits bei Inkrafttreten 
des BGB beſtanden, jo kommen gemäß Artt 213 und 200 Abſ 1 Satz 2 EG für die erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe (hier Pflichtteilsanſpruch des Sohnes und lebenslängliches Leibzuchtsrecht 
des überlebenden Ehegatten) die erbrechtlichen Vorſchriften des BOB inſoweit zur Anwendung, 
als ihnen nicht Vorſchriften des bisherigen Rechtes über die erbrechtlichen Wirkungen des Güter⸗ 
ſtandes entgegenſtehen. Das bisherige Recht (hier das in Homburg bis zum Inkrafttreten 
des BGB in Geltung geweſene Solmſer Landrecht) ſteht der Anwendung der Vorſchriften 
des BGB nicht entgegen, wenn es ſelbſt die Abänderung feiner Vorſchriften über das geſetz⸗ 
liche Güterrecht mit deſſen erbrechtlichen Wirkungen durch teſtamentariſche Anordnung des 
Erblaſſers für zuläſſig erklärt und wenn und inſoweit eine ſolche Abänderung durch ein wirk⸗ 
ſames Teſtament tatſächlich erfolgt iſt (RG 13. 7. 21 IV 118/21). 

4. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 15 Abſ 1 EG 
wird das eheliche Güterrecht nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Ehemann zur 
Zeit der Eheſchließung ein Deutſcher war. Vgl. RG 96, 96. Erwirbt der Ehemann nach 
der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit oder haben ausländiſche Ehegatten ihren Wohn⸗ 
ſitz im Inlande, fo find nach Art 15 Abſ 2 EG für das eheliche Güterrecht die Gejehe des Staates 
maßgebend, dem der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe angehörte. Grundſätzlich wird 
alſo das Geſetz des Heimatſtaats, dem der Mann zur Zeit der Eheſchließung ange ⸗ 
hörte, für entſcheidend erklärt, und zwar derart, daß das nämliche Güterrecht für die ganze 
Dauer der Ehe unabhängig von einer ſpäteren Anderung der Staatsangehörigkeit der Ehegatten 
beſtehen bleibt. Dieſem Grundſatz entſpricht auch das Haager Eherechtsabkommen vom 
17. 7. 05 (8 1353 A 5). Nach Art 2 Abſ 1 des Abkommens iſt in Ermanglung eines Ver⸗ 
trags für die Wirkungen der Ehe ſowohl auf das unbewegliche als auf das bewegliche Ver⸗ 
mögen der Ehegatten das Geſetz des Heimatſtaats des Mannes zur Zeit der Eheſchließung 
maßgebend, und nach Abſ 2 iſt eine Anderung der Staatsangehörigkeit der Ehegatten oder 
des einen von ihnen ohne Einfluß auf das eheliche Güterrecht. Nach Art 7 dieſes Abkommens 
finden ſeine Beſtimmungen auf Grundſtücke, die nach dem Geſetze der belegenen Sache einer 
beſonderen Güterordnung unterliegen, keine Anwendung. Die Artt 3—6 des Abkommens 
enthalten Vorſchriften über den Ehevertrag (Art 3 Fähigkeit, einen Ehevertrag abzuſchließen; 
Art 4 Aufhebung und Anderung des Ehevertrags während der Ehe; Art 5 Inhalt und Wir⸗ 
kungen des Ehevertrags; Art 6 Form des Ehevertrags). Das Nähere hierüber bei den 89 1432 
bis 1434. Die Beſtimmungen des Abkommens über den Schutz Dritter (Art 8) werden bei 
den entſprechenden Geſetzesvorſchriften berückſichtigt. Dasſelbe gilt von den Beſtimmungen 
des Art 16 EG über den Schutz Dritter ($ 1435), die Schlüſſelgewalt der Frau ($ 1357), die 
Eigentumsvermutung zugunſten der Gläubiger des Mannes ($ 1362) und die Folgen der 
Einwilligung des Mannes in den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau (§ 1405). 


I. Geſetzliches Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1363 


1) Das Vermögen der Frau?) wird durch die Eheſchließung?) der Ver⸗ 
waltung) und Nubniegung?) des Mannes unterworfen (eingebrarhtes 
Gut) e). 

Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das die Fran 
während der Ehe erwirbt“) s). 

E I 1283 II 1263; M 4 161 ff.; P 4 122 ff., 129, 140 ff., 150, 157. 


1. Das geſetzliche eheliche Güterrecht beruht auf der Verwaltungsgemeinſchaft. Vgl. 
Vorbem 1 vor § 1363. Jeder Ehegatte behält fein Vermögen; das Vermögen der Frau wird 
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jedoch für die Zwecke der Ehe der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfen, 
und letzterer hat die ehelichen Laſten allein zu tragen. Dieſen leitenden Grundſatz ſpricht 
der § 1363 im allgemeinen aus. Das BGB vermeidet den Ausdruck „Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft“ als nicht völlig zutreffend (vgl. § 1373 A 4) und bezeichnet das Geſamtrechtsverhältnis 
als das der „Verwaltung und Nutznießung des Mannes“. Mit der Eheſchließung tritt das 
bezeichnete Rechtsverhältnis kraft Geſetzes ein (RG 65, 367). Das Nutznießungsrecht des 
Mannes an eingebrachten Grundſtücken bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. Die 
Eintragung iſt nicht zuläſſig. Das Recht des Mannes auf den Bezug der Nutzungen am Frauen⸗ 
vermögen (88 1373 ff.) entſpricht zwar den auch den geſetzlichen Nießbrauch umfaſſenden 
88 1080 ff., iſt jedoch wegen der Beſonderheiten des ehemännlichen Nießbrauchsrechts zur Unter⸗ 
ſcheidung von dem geſetzlichen Nießbrauch als Recht der „Nutznießung“ bezeichnet worden. 
Wegen Unpfändbarkeit der Rechte des Mannes an dem eingebrachten Gute vgl. 8861 ZPO 
und § 1408 A 2. Die Frau iſt nicht berufen, den Mann in feinen Vermögensangelegenheiten 
zu vertreten. So iſt z. B. die von einem Pfandgläubiger des (in Geiſteskrankheit verfallenen) 
Mannes ihr gegenüber bewirkte Ankündigung der Inanſpruchnahme des Pfandes unwirkſam 
(RG 68, 146). Das ehemännliche Verwaltungs- und Nutznießungsrecht iſt, da es von jeder⸗ 
mann anerkannt und geachtet werden muß, als ein „ſonſtiges Recht“ nach § 823 Abſ 1 anzu⸗ 
ſehen, deſſen widerrechtliche Verletzung Schadenserſatz nach ſich zieht (RG Warn 1922 Nr 41). 
Vgl. § 1373 A 2 (Beſitzſtörung). , 

2. Das Vermögen der Frau umfaßt alle ihr zuſtehenden Rechte, mögen fie ſich auf be- 
wegliche Sachen oder Grundſtücke beziehen, übertragbar oder nicht übertragbar ſein. So⸗ 
weit die Ausübung eines Rechtes nach geſetzlicher Vorſchrift einem andern nicht überlaſſen 
werden kann, bleiben fie auch der Nutznießung des Mannes entzogen (4. B. beſchränkte per- 
ſönliche Dienſtbarkeiten, 88 1092, 1093). — Das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
Mannes umfaßt auch das Nießbrauchsrecht der Frau (z. B. an Wertpapieren, OS 40, 68). 

3. Durch die Eheſchließung wird (mit der einzigen Ausnahme des im § 1364 behandelten 
Falles) kraft geſetzlicher Vorſchrift das Vermögen der Frau der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes unterworfen. Einer beſonderen Eingehung einer Verpflichtung ſeitens der Frau 
bedarf es nicht. — Die Rechte des Mannes entſtehen ohne weiteres durch die Eheſchließung, 
mag der Mann vom Vorhandenſein des Vermögens Kenntnis haben oder nicht. Insbeſondere 
iſt es unerheblich, ob er die einzelnen Vermögensbeſtandteile ſchon in ſeine Gewalt gebracht 
hat (RG 83, 241). 

4. Der Verwaltung nach Maßgabe der SS 1373 —1409, insbeſondere der 88 18741380, 
wird das Vermögen der Frau unterworfen. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch 
verpflichtet, ihr Vermögen zu verwalten (8 1344). Zur Verwaltung gehört auch die Führung 
75 erforderlich werdenden Rechtsſtreits (81387 A6). Wegen des Grades der zu vertretenden 

orgfalt vgl. § 1359. — Der 8 1363 gibt dem Manne, nicht nur der Frau, ſondern auch Dritten 
5 alſo ſowohl nach innen wie nach außen die Stellung des verantwortlichen Ver⸗ 
f — und Beſitzers des eingebrachten Gutes. So treffen ihn auch z. B. die aus der Ver- 
VI 5 09/089 eingebrachten Hauſes Dritten gegenüber entſpringenden Pflichten (RG 10. 6. 09 


5. In der Form der Nutznießung leiſtet die Frau ihren Beitrag zur Beſtreitung der ehe ⸗ 
lichen Laſten. Der Mann iſt dafür verpflichtet, die ehelichen Laſten zu beſtreiten, und zwar 
aus eigenem Vermögen und gleichviel, ob eingebrachtes Gut vorhanden iſt oder nicht (vgl. 
Vorbem 1 vor § 1373). 

8 6. Der Ausdruck „eingebrachtes Gut“ bezieht ſich ausſchließlich auf das Vermögen der 
Frau Eine beſondere Tätigkeit des Einbringens wird nicht vorausgeſetzt. Die Frau bringt 
von Ihrem Vermögen dasjenige in die Ehe ein, was ſie ſich nicht vorbehält oder was das Geſetz 
nicht als Vorbehaltsgut beſtimmt. Eingebrachtes Gut drückt daher den Gegenſatz zum Vor⸗ 
aus aus. Was die Frau während der Ehe erwirbt, wird regelmäßig ebenfalls zum 
Eingebrachten gerechnet. — Als eingebrachtes Gut der Frau ſind auch die jährlich fortlaufenden 
a an die Frau anzuſehen, zu denen ſich eine Handelsgeſellſchaft dem Ehemanne, 
ihrem Angeſtellten, gegenüber neben ſeinem Jahresgehalte von 1500 Mark mit Rückſicht darauf, 
daß dieſer in Konkurs geraten war, verpflichtet (RG 69, 59). Regelmäßige bare Zuſchüſſe des 
Schwiegervaters zu Handen des Ehemanns der Tochter ſind in Ermanglung entgegenſtehender 
Abreden = Zuſchüſſe zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes (insbeſondere des Unter⸗ 
halts, der „Bekleidung und anderer perſönlicher Bedürfniſſe der Tochter) anzuſehen, auch 
wenn ſie für die Tochter beſtimmt wurden. Ihre Rückforderung als leingebrachtes oder vor ⸗ 
behaltenes) Frauengut nach Auflöfung der Ehe iſt ungerechtfertigt (RG Warn 1911 Nr 333). 
Darüber, daß die Frau eingebrachtes Geld ihrem Manne als Darlehn geben kann, ohne daß 
dieſes zugleich in Vorbehaltsgut umgewandelt zu werden braucht, vgl. RG 78, 207; RG 
JW 1910, 1004 und 8 1432 A 3. Das eingebrachte Gut umfaßt nicht nur Eigentum, ſondern 
auch bloßen Beſitz der Frau. Mag der Beſitz ein Recht ſein oder nicht, jedenfalls bildet er 
einen Beſtandteil des Vermögens, und nach 8 1363 erſtrecken ſich die Rechte des Mannes grund ⸗ 
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ſätzlich auf das ganze Vermögen der Frau (RG 83, 241). Durch die Eheſchließung gehen nach 
§ 1363 die von der Ehefrau in die Ehewohnung eingebrachten Einrichtungsgegenſtände im 
allgemeinen in den Beſitz des Ehemanns über; ſie bleiben im Beſitze der Ehefrau auch 
dann nicht, wenn dieſe die Stücke im gemeinſchaftlichen Haushalte der Eheleute zuſammen 
mit dem Ehemann oder auch allein in Benutzung nimmt. Nur Vorbehaltsgut der Frau bleibt 
in ihrem Beſitz, und zwar auch dann, wenn die vorbehaltenen Stücke von den Eheleuten ge⸗ 
meinſchaftlich benutzt werden. Die vom Ehemann in die Ehewohnung eingebrachten Stücke 
bleiben in ſeinem Eigentum und Beſitze. Beſitz und Eigentum an Einrichtungsgegenſtänden, 
die die Ehefrau eingebracht hat und zu ihrem Vorbehaltsgute gehören, können auf den 
Ehemann nur ebenſo wie auf einen Dritten übertragen werden (RG IW 1914, 146°). 
Anders bei Gütertrennung. Vgl. RG ZW 1922, 146° und § 1426 A 2. Zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehört das, was der Mann der Frau ſchenkt, ohne das Geſchenkte gemäß 
§ 1369 bei der Zuwendung zum Vorbehaltsgute zu beſtimmen oder gemäß $$ 1368, 1434 
durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut zu erklären (OLG 26, 218). Bei Schenkungen und ſon⸗ 
ſtigen Veräußerungen des Mannes an die Frau kann das Eigentum im Wege des $ 930 BGB 
übertragen werden (RG 108, 122). Vgl. § 1373 A 4. Ein Erwerbsgeſchäft, das die Frau 
bei Eingehung der Ehe betreibt, oder der Anteil der Frau an einem von ihr und 
einem andern betriebenen Erwerbsgeſchäfte wird bei Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes 
nicht ohne weiteres Vorbehaltsgut, ſondern gehört an ſich zum eingebrachten Gute (NG 
JW 1915, 100817; RG 26. 4. 15 IV 447/15; 29. 11. 15 IV 160/15). Der Mann hat trotz 
ſeines Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts, das ihm am eingebrachten Gute zuſteht, kein 
Recht, das Geſchäft auf den Namen der Frau ohne deren Willen fortzuführen oder Über⸗ 
tragung des Geſchäfts und der Firma auf ſeine Perſon zu verlangen (RG 59, 25; RG 29. 11. 15 
IV 160/15). Ebenſo OL 32, 4. Vgl. SS 1421 A 3, 1367 A 3. Auch unverzinsliche 
Forderungsrechte der Frau gegen den Mann, die aus irgendeinem Rechtsgrunde erſt 
nach der Aufhebung der ehemännlichen Nutznießung und Verwaltung fällig werden (3. B. 
der Ausgleichungsanſpruch der Frau gegen den Mann bei Überleitung der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft in den geſetzlichen Güterſtand des BGB nach bayeriſchem Übergansrecht), 
haben die Fähigkeit, eingebrachtes Gut der Frau zu werden, und berechtigen die Frau, unter 
Umſtänden Sicherheit zu verlangen (SeuffA 71 Nr 93). 


7. Schadenserſatzanſprüche. Zum eingebrachten Gute gehören auch die der Frau aus 
einer Körperverletzung zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche (RG 25. 1. 06 IV 369/05; RG 
JW 1921, 3935). Dies trifft jedenfalls zu, ſoweit es ſich um Kurkoſten (mit Einſchluß der 
Koſten für vermehrte Bedürfniſſe) und Schmerzensgeld handelt. Auch die Forderung auf 
Erſatz der Nachteile, welche die Verletzung für den Erwerb und das Fortkommen der Frau 
herbeiführt ($ 842), wird in der Regel zum eingebrachten Gute zu rechnen fein. Dagegen 
iſt der Entſchädigungsanſpruch wegen Wegfalls der u der Frau im Hausweſen oder 
Geſchäfte des Mannes und wegen Einſtellung einer Erſatzhilfe (§ 845) ein Anſpruch des 
Mannes und gehört nicht zum eingebrachten Gute. Vgl. § 1356 A 7. Ebenſowenig kann 
zum eingebrachten Gute der Anſpruch auf Rente aus § 843 wegen aufgehobener oder ver⸗ 
minderter Erwerbsfähigkeit der Frau oder Vermehrung ihrer Bedürfniſſe dann gerechnet 
werden, wenn die Frau in ihrem eigenen ſelbſtändigen Erwerbe geſchädigt iſt. Dieſer 
Anſpruch gehört nach 88 1367, 1370 zu ihrem Vorbehaltsgute. Vgl. 8 1367 A 1 u. 2. Zum 
Vorbehaltsgute der Frau iſt nach 88 1366, 1370 auch der Entſchädigungsanſpruch wegen 
Beſchädigung ihrer Kleider und der ſonſtigen zu ihrem perſönlichen Gebrauche beſtimmten 
Sachen zu rechnen. — Der Anſpruch der Frau auf Schmerzensgeld wegen eines Unfalls iſt 
ein zum eingebrachten Gute der Frau gehöriger vermögensrechtlicher Anſpruch (RG 90, 65; 
OLG 38, 245). Der Anſpruch der Frau gegen di Straßenbahngeſellſchaft auf Erſatz des 
aus der Tötung ihres Sohnes entſtandenen Schadens gehört zum eingebrachten Gute der 
Frau. Der Mann kann auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht klagen. Die Un⸗ 
pfändbarkeit und Unübertragbarkeit des (auf Schadenserſatz wegen Verluſts des Unterhalts- 
anſpruchs an den getöteten Sohn gerichteten) Anſpruchs hat mit den Rechten des Ehemanns 
an, 1 der Ehefrau, die ſich aus dem Gele ergeben, nichts zu tun (RG Seuff A 

r 28). 


8. übergangsrecht. Die Vorſchriften des BGB über den Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung bilden auch da, wo ſie nur infolge landesgeſetzlicher Ausführungsvorſchriften 
gelten, ein mit der Reviſion anfechtbares Recht, wenn das fragliche Ausführungsgeſetz ergibt, 
daß ſie als Vorſchriften des BGB, mithin als reichsrechtliche Beſtimmungen eingeführt worden 
find (fo $ 34 Abſ 1 Sächſ A z. BGB; RG 59, 25). Der Ausgleichungsanſpruch der 
Ehefrau, den dieſe gegen den Ehemann bei Überleitung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in 
das geſetzliche Güterrecht erwirbt, gehört zum eingebrachten Gut der Frau (Bayr. Recht; 
SeuffA 71 Nr 93). 
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1) Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt nicht ein?), wenn 
er die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit bejchräntten?) Frau ohne“) 
Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters eingeht. 

E 1 1284 Satz 1 II 1264; M 4 164; P 4 124, 129, 141, 150, 157, 214; 6 272. 


1. Zweck der Vorſchrift. Die im $ 1864 beſtimmte Ausnahme von der Regel des § 1363 
bezweckt, die wegen Minderjährigkeit oder aus andern Gründen in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkte Ehefrau gegen die ihrem Vermögen aus der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes möglicherweiſe drohenden Gefahren zu ſchützen. Zwar kann der geſetzliche Vertreter 
der Frau die ohne feine Einwilligung eingegangene Ehe, ſolange die Frau in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt iſt, anfechten, und das gleiche Anfechtungsrecht ſteht der Frau nach er- 
langter Geſchäftsfähigkeit zu (88 1304, 1331, 1336 Abſ 2 Satz 2), auch bleiben die elterliche 
Gewalt (88 1633, 1661 Satz 2, 1686), gegebenenfalls die Vormundſchaft über die Frau ($ 1800) 
in gewiſſem Umfange beſtehen, allein dieſe Vorſchriften gewähren der Frau keinen genügenden 
Schutz, namentlich nicht gegenüber dem Rechte des Mannes, die zum eingebrachten Gute ge- 
hörenden Sachen in Beſitz zu nehmen ($ 1373). Ohne den 8 1364 würde das Geſetz einen 
Anreiz zur Anfechtung einer Ehe geben, deren Aufrechterhaltung vielleicht dem perſönlichen 
Empfinden der Frau gerade entſpricht. 


2. Statt der Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt nach 5 1426 Gütertrennung 
ein (88 14271431). Steht die Frau unter elterlicher Gewalt des Vaters oder der Mutter, 
ſo verbleibt die Nutznießung an dem Vermögen der Frau dem Inhaber der elterlichen Gewalt 
(88 1649, 1661 Satz 2, 1686, 1305ff.). An dem Güterſtande der Gütertrennung wird da⸗ 
durch, daß die Frau unbeſchränkt geſchäftsfähig wird, nichts geändert, ebenſowenig dadurch, 
daß die Ehe infolge nachträglicher Genehmigung durch den geſetzlichen Vertreter bzw. das 
Vormundſchaftsgericht oder infolge Beſtätigung durch die inzwiſchen unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig gewordene Frau unanfechtbar wird (§ 1337). Für die Aufhebung oder Anderung des 
1 Gütertrennung durch Vertrag bleiben die allgemeinen Grundſätze maß ⸗ 
geben 5 


3. Ob der $ 1364 auch in den Fällen Anwendung findet, in denen eine aus den Gründen 
des $ 1325 Abſ 1 nichtige Ehe (Geſchäftsunfähigkeit der Frau, Bewußtlosigkeit oder vorüber. 
gehende Störung der Geiſtestätigkeit) nachträglich von der Frau gemäß § 1325 Abſ 2 be⸗ 
ſtätigt wird, wenn die Frau zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
ate und die Beſtätigung ohne Einwilligung des geſetzlichen Vertreters erfolgt iſt (§ 1331), 
CR zweifelhaft fein. Planck § 1364 A 1 bejaht die Frage für den Fall der Nichtigkeit wegen 

eſchäftsunfähigkeit. Allein der § 1364 führt in Anlehnung an beſondere Beſtimmungen des 
preußiſchen Rechts (ULR II 1 88 978, 980, 981, 983, 999) nur eine beſtimmte Ausnahme ein 
und dieſe läßt ſich auf andere Fälle nicht ausdehnen. Wollte man aber entſcheidendes Ge- 
wicht auf den geſetzgeberiſchen Grund allein legen, ſo müßten die Fälle der Nichtigkeit wegen 
Bewußtloſigkeit und Geiſtesſtörung dem Falle der Nichtigkeit wegen Geſchäftsunfähigkeit in 
der gedachten Beziehung gleichgeſtellt werden. Eine ſolche Tragweite hat man dem § 1364 
gewiß nicht beilegen wollen. Beſtätigung der Ehe ift hier auch nicht gleichbedeutend mit Ein- 
gehung der Ehe, zumal die Beſtätigung nach außen hin häufig ſchwer erkennbar ſein wird und 
die mit dem Mangel der Nichtigkeit behaftete Ehe regelmäßig bis zur Nichtigkeitserklärung 
als gültig anzuſehen iſt. Iſt der Mann bei Eingehung der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit be- 
n Mar ſo wird Verwaltung und Nutznießung durch den Vormund ($ 1409) beeinflußt. Da 
ee Mann vor dem Eintritte der Volljährigkeit nicht heiraten darf (§ 1303 Abſ 1), kommt eine 

eeinfluſſung durch die elterliche Gewalt nicht in Frage. Wegen des Rechtes der Frau, auf 
Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu klagen, vgl. 8 1418 Abſ 1 Nr 3—5. 


4. Wird die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Frau mit Einwilligung 
ihres geſetzlichen Vertreters eingegangen, jo liegt der Ausnahmefall des § 1364 nicht vor 
und es gilt die Regel des $ 1363. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Frau ſchmälert 
an ſich nicht die Rechte des Mannes an ihrem Vermögen. Die Eltern der Frau verlieren 
in dem bezeichneten Falle mit der Verheiratung der Tochter die Nutznießung an deren 
Vermögen ($ 1661 Satz 1). Soweit der Mann bei Ausübung feiner Rechte an die Mit 
wirkung der Ehefrau gebunden iſt, wird die Frau nach den allgemeinen Regeln über 
elterliche Gewalt und Vormundſchaft (88 1633, 1800, 1897) vertreten. Führt der Mann 
ſelbſt die Vormundſchaft über die Frau (§ 1778 Abſ 3), fo erhält die Frau für Angelegen: 
0 7 Beſorgung der Mann als Vormund verhindert ift, einen Pfleger (88 181, 
1795, . 
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§ 1365 


Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes erſtreckt ſich nicht auf 
das Vorbehaltsgut der Frau!). 
E I 1286 II 1265; M 4 167; P 4 129. 


1. Grundſätzlich wird beim geſetzlichen Güterſtande das geſamte bei der Eheſchließung 
vorhandene oder während der Ehe erworbene Vermögen der Frau der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes (RG 65, 367) unterworfen (eingebrachtes Gut). Nur 
auf das Vorbehaltsgut der Frau erſtreckt ſich die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
nicht. Soweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, kann die Frau über das Vorbehaltsgut ohne 
Mitwirkung des Ehemanns frei verfügen, es verwalten, mit Schulden belaſten und ſeine 
Nutzungen für ſich ziehen. Was Vorbehaltsgut iſt, beſtimmen die $$ 1366—1370 BGB er- 
ſchöpfend. Hiernach kann von einem durch Geſetz und einem durch Vertrag vorbehaltenen 
Vermögen geſprochen werden. — Die Frau hat zu beweiſen, daß Stücke ihres Ver⸗ 
mögens die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts haben (RG 65, 367). Soweit die Eigenſchaft 
des Vorbehaltenen nicht dargelegt werden kann, gilt das Gut dem im $ 1363 ausgeſprochenen 
Grundſatz entſprechend als Eingebrachtes. — Da Vorbehaltsgut die Ausnahme bildet, ſo ge⸗ 
ſtatten die Vorſchriften in den 88 1366—1370 keine ausdehnende Auslegung (RG 87, 100). 
Die im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten vom Manne der Frau zu ihrem Unterhalte 
zu gewährende Geldrente ($ 1361) ift der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 
entzogen und muß daher zum Vorbehaltsgute der Frau gerechnet werden (RG 90, 323). 
Vgl. § 1361 A 5. Dasſelbe muß auch von dem Unterhalte, den der Mann der Frau in Natur 
gewährt, gelten (Erler im Recht 1919, 89). — Die Aufzählung in den 88 1366—1370 ſchließt 
nicht aus, daß aus beſonderen Gründen auch andere Vermögensbeſtandteile dem Vor⸗ 
behaltsgute der Frau zugerechnet werden müſſen (RG 30. 10. 18 IV 224/18). Vgl. § 1369 A 1. 
Für den Fall, daß die Eheleute mit oder ohne Erlaubnis des Gerichts getrennt leben, ſind 
keine beſonderen Beſtimmungen getroffen worden. Die allgemeinen Grundſätze in Ver⸗ 
bindung mit den 88 1367, 1369, 1370 reichen aus, um der Ehefrau die Verwendung des ihr 
von dem Ehemanne oder dritten Perſonen zu ihrem Unterhalte Gegebenen zu dieſem Zwecke 
zu ſichern (vgl. 85 1427 A 7, 1432 A J). 


8 1366 


Vorbehaltsgut!) ſind die ausſchließlich?) zum perſönlichen Gebrauches) 
der Frau beſtimmten“) Sachen“), insbeſondere Kleideré), Schmuckſachen und 
Arbeitsgeräte“). 

E 11285 II 1282 Abſ 2; M 4 166; P 4 126, 130, 141, 152, 159, 164. 


1. Das Vermögen der Frau wird in eingebrachtes Gut und Vorbehaltsgut geſchieden. 
Was nicht Vorbehaltsgut iſt, iſt eingebrachtes Gut. Was Vorbehaltsgut iſt, beſtimmen die 
88 1365—1370 erſchöpfend. Indem der § 1366 beſtimmt, daß die darin bezeichneten Sachen 
Vorbehaltsgut ſind, nimmt er nur eine Scheidung mit dem Vermögen der Frau vor. Er be⸗ 
ſtimmt alſo nicht, daß die bezeichneten Sachen zum Vermögen der Frau gerechnet werden 
ſollen, ſondern er ſetzt voraus, daß fie zu ihrem Vermögen gehören. Wären fie fremdes Eigen- 
tum (3. B. ein vom Manne der Frau nur zum leihweiſen Gebrauch überlaſſener, aus feiner 
Familie ſtammender, alter Familienſchmuck), ſo würden ſie überhaupt nicht als voneinander 
zu ſcheidendes Vermögen der Frau in Betracht kommen. Dafür aber, daß die bezeichneten 
Sachen der Frau gehören, ſpricht nach 8 1362 Abſ 2 die Vermutung. Dieſe greift insbeſondere 
auch dann Platz, wenn Sachen ſolcher Art für die Frau mit den Mitteln des Mannes angeſchafft 
worden ſind. Abgeſehen von dieſer Vermutung entſcheiden die allgemeinen Grundſätze dar⸗ 
über, ob die Frau an den ihr vom Manne gegebenen Sachen der hier fraglichen Art Eigentum 
erworben hat. Inſoweit ſie vom Manne lediglich zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht (§ 1360 
Abſ 1) der Frau gegeben worden find (3. B. die notwendigen Kleider und Leibwäſche, § 1382 
A 2), it jedenfalls Eigentum auf die Frau übergegangen. — Die Beſtimmung der im $ 1366 
bezeichneten Sachen als Vorbehaltsgut hat nicht nur die Wirkung, daß ſie der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes entzogen ſind, ſondern auch die, daß ſie der unbeſchränkten 
Verfügung der Frau unterſtehen. 

2. Die Sachen müſſen die Beſtimmung haben, von der Frau mit Ausſchließung anderer 
Perſonen, namentlich des Mannes, gebraucht zu werden. Zum gemeinſamen Gebrauche 
für die Eheleute beſtimmte Sachen gehören nicht zum Vorbehaltsgute der Frau. Geſtattet 
aber die Frau den tatſächlichen Mitgebrauch der für ihren perſönlichen Gebrauch ausſchließlich 
epa n Sachen andern Perſonen, ſo berührt dies nicht die Eigenſchaft des Vor⸗ 

ehaltsguts. 
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3. Nicht alle Gebrauchsgegenſtände, deren ſich die Frau innerhalb ihres Lebens⸗ und 
Wirkungskreiſes bedient, ſind als zu ihrem perſönlichen Gebrauche beſtimmt anzufehen (4. B. 
das Kochgeſchirr). Es muß eine Beziehung zu ihrer Perſon vorhanden ſein. Dieſe Beziehung 
kann darin beſtehen, daß die Sachen beſtimmt ſind, perſönlichen Bedürfniſſen der Frau zu 
dienen (z. B. Kleider, Schmuckſachen) oder fie in ihrer perſönlichen Erwerbstätigkeit zu unter⸗ 
ſtützen (3. B. die Malgeräte einer Mallehrerin). 


4. Die Beſtimmung kann aus ſtillſchweigenden oder ausdrücklichen Willensäußerungen, 
aus der natürlichen Beſchaffenheit der Sachen ſowie aus der Tatſache des Gebrauchs durch 
die Frau oder aus andern Umſtänden hervorgehen. Willensäußerungen kommen hier ledig 
lich als Erkenntnisquelle für die Vorbehaltseigenſchaft in Betracht, wogegen ſie bei der Be⸗ 
ſtellung von Vorbehaltsgut durch Ehevertrag die Vorbehaltseigenſchaft begründen (vgl. $ 1368 
A 2). Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. 8 1365 A 2. 


5. Sachen. Gemeint find nur bewegliche, nicht unbewegliche Sachen, wie der Zuſammen⸗ 
hang mit $ 1862 Abs 1 u. 2 ergibt. Rechte der Frau fallen nicht unter § 1366. Dies gilt ſogar 
von Rechten, die ihrem Inhalte nach durch einen andern als den Berechtigten ſelbſt nicht aus⸗ 
geübt werden können ($ 1363 A 2). Geld fällt nicht unter § 1366, da es nicht eine ausſchließlich 
zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sache ſein kann. 


6. Kleider ſind ſämtliche zur Bekleidung dienende Gegenſtände. 


7. Arbeitsgeräte. Die Entwürfe führten nur Kleider und Schmuckſachen als Beiſpiele 
auf. In der Reichstagskommiſſion wurde die Ausdehnung der Beſtimmung auf Arbeits⸗ 
geräte der Frau, z. B. eine Nähmaſchine, Strickereigerätſchaften uſw., mit denen die Frau 
einen ſelbſtändigen Erwerb ſuchen könne, beantragt. Die Mehrheit beſchloß die Hineinbeziehung 
der Arbeitsgeräte in dieſe Beſtimmung. Ebenſo wie Kleider und Schmuckſachen find auch 
Arbeitsgeräte nur dann Vorbehaltsgut, wenn ſie der Frau gehören und ausſchließlich zu ihrem 
perſönlichen Gebrauche beſtimmt ſind. s 


8 1367 


Vorbehaltsgut!) iſt, was die Frau durch ihre Arbeit?) oder durch den 
ſelbſtändigen Betrieb?) eines Erwerbsgeſchäfts“) erwirbt5)®). 
E I 1289 II 1266; M 4 173 ff.; P 4 118, 125, 129, 141, 156, 163. 


1. Daß eine Frau, die über den Rahmen ihrer durch 8 1356 dem Manne gegenüber be- 
gründeten Verpflichtung hinaus arbeitet und ſelbſtändig erwirbt, auch ſelbſtändig über das 
Erworbene verfügen darf, entſpricht der Billigkeit. Das ſo erworbene Gut iſt daher für Vor⸗ 
unge der Frau erklärt, während das im Rahmen des $ 1356 Erworbene weder Vor⸗ 
8 noch eingebrachtes Gut der Frau iſt, ſondern dem Manne zufällt (RG 64, 326). 
920 Früchte eigener Erwerbstätigkeit der Frau fallen ihr und nicht dem Manne zu 
RS JW 1911, 773%; 1921, 3935; RG Lg 16, 649, hier Erſparniſſe aus der von 
der Frau innerhalb der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft ihres (meift abweſenden) Mannes ſelb⸗ 
ſtändig beſorgten Verpflegung von Kriegsgefangenen). Der Mann iſt zur Einklagung des 
Schadens, den die Frau in ihrem Geſchäftsbetriebe erleidet, nicht befugt (RG 79, 55). Vgl. 
§ 1303 A7. Geht die Frau eine neue Che ein, fo gilt wieder der Grundſatz, daß die Frau ihr 
ganzes Vermögen außer den in § 1366 bezeichneten Sachen in die neue Ehe einbringt, ſoweit 
lie es ſich nicht vertragsmäßig vorbehält. Hiernach wird das Erworbene, obwohl es für eine 
frühere Ehe Vorbehaltsgut war, für eine ſpätere Ehe eingebrachtes Gut, wenn die Schlie⸗ 
Bung eines Ehevertrags unterbleibt. Die Notwendigkeit der Vertragsſchließung folgt aus 
der Rückſicht auf den neuen Ehemann (vgl. 8 1369 A 2). Wegen der Verpflichtung der 


Frau, aus dem Erworbenen ei i i li wandes zu 
feiften, vol. 8 1871, 1472. inen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes 3 


2. Arbeit im Sinne dieſer Beſtimmung iſt die in einzelnen Fällen zum Zwecke eines 
ſelbſtändigen Erwerbs vorgenommene Tätigkeit. Sie unterſcheidet ſich von der im 8 1356 
gemeinten Arbeit dadurch, daß fie nicht wie jene auf einer durch die Ehe begründeten Ver ⸗ 
pflichtung beruht, und von dem Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts dadurch, daß ſie nicht wie 
dieſer gewerbsmaßig zu fein braucht. Die Frau kann durch jede Arbeit, die nicht unter $ 1856 
fällt, ſelbſtandig erwerben. Leiſtet die Frau im Geſchäfte des Mannes entgeltliche Dienſte, 
fo wird die Gegenleiſtung Vorbehaltsgut. Keineswegs iſt jedem Erwerbe der Frau im Ge⸗ 
ſchäfte des Mannes die Eigenſchaft eines Vorbehaltsguts verſagt. Wie R 64, 323 ff. aus- 
führt, iſt eine Vergütung, die der (die Herſtellung von Galanteriemalereien gewerbsmäßig 
betreibende) Mann feiner Frau für ihre Beihilfe in feinem Geſchäfte (Bemalung von Galan⸗ 
terieſachen) gewährt, Vorbehaltsgut der Frau. Als Schenkung und demzufolge eingebrachtes 
Gut iſt die Vergütung nur unter beſonderen Umſtänden anzuſehen Verwertet aber die Frau 
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ihre Fertigkeiten nicht zu eigener Arbeit, d. h. zu ſolcher, durch welche ſie ſich einen Erwerb 
verſchafft, verwertet ſie vielmehr ihre Fertigkeiten nur zugunſten des Mannes dergeſtalt, daß 
ſie ihn bei der Ausübung ſeines Gewerbes unterſtützt, ſo erwirbt ſie für den Mann. Hat die 
Frau den Mann bei der Ausübung ſeines Gewerbes unterſtützt und iſt anzunehmen, daß fie 
dies auch in Zukunft getan haben würde, ſo iſt, wenn ſie durch einen Unfall erwerbsunfähig 
wird, nicht ſie, ſondern ihr Mann geſchädigt. Nur letzterer iſt befugt, die Unfallrente einzuklagen. 
Vgl. § 1356 A 7. 


3. Selbſtändigkeit des Betriebs. Die Frau betreibt ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig, 
wenn ſie ſelbſt und nicht ihr Mann das Geſchäft betreibt. Der § 1367 hat die erwerbende 
Tätigkeit der Frau, nicht die des Mannes im Auge. Betreibt der Mann ein nicht zum Vor⸗ 
behaltsgute gehörendes Geſchäft der Frau, ſei es im eigenen Namen, ſei es im Namen der Frau, 
als der Inhaberin des Geſchäfts, ſo liegt der Fall des § 1367 nicht vor. Dagegen betreibt die 
Frau das Erwerbsgeſchäft auch dann ſelbſtändig, wenn ſie ſich dazu eines Prokuriſten oder 
Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient oder wenn ſie es in Gemein⸗ 
ſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, daß die Frau nicht bloß Inhaberin, Komman⸗ 
ditiſtin oder ſtille Geſellſchafterin, ſondern Unternehmerin des Geſchäfts iſt. Vgl. 8 1405 A 4. — 
Selbſtändig betreibt die Frau ein Erwerbsgeſchäft auch dann, wenn ſie unter Ausſchluß von der 
Vertretung nur Teilhaberin einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt RG 87, 100). Ebenſo dann, 
wenn ſich die Frau zum Betriebe des Geſchäfts eines Bevollmächtigten oder irgendeines 
andern Gehilfen, mag dieſer auch ihr Mann ſein, bedient (RG 26. 4. 15 IV 447/14). Ebenſo 
OLG 32, 4. Die Auffaſſung, daß nach außen hin der Mann als Inhaber eines Geſchäfts 
erſcheinen könne, trotzdem jedoch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht er, ſondern 
die Frau als Geſchäftsinhaberin gelten könne, iſt rechtlich durchaus möglich (RG FW 1912, 320; 
RG Warn 1915 Nr 135; RG 29. 11. 15 IV 160/15; NS 27. 4. 22 IV 657/21; OLG 32, 4; 
34, 249). Vgl. 88 1363 A6, 1421 A 3. Überträgt der Mann ſein Geſchäft (Fleiſcherei) der 
Frau nur äußerlich zu dem Zwecke, um die Einkünfte dem Zugriffe feiner Gläubiger zu ent- 
ziehen, und unter der Vereinbarung, daß im Gewerbebetriebe ſelbſt nach dem Willen beider 
Eheleute nichts geändert werden, insbeſondere der Geſchäftserwerb nicht zum Vorbehaltsgute 
der Frau umgeſtaltet werden und der Mann wirklicher Geſchäftsinhaber bleiben ſolle, ſo ge⸗ 
hören die Geſchäftseinkünfte nicht zum Vorbehaltsgute der Frau, auch wenn das Geſchaft 
polizeilich auf ihren Namen angemeldet und verſteuert, auch von ihr ſelbſtändig geführt wird. 
Demnach ſteht der Anſpruch auf Schadenserſatz infolge eines Betriebsunfalls des Man⸗ 
nes wegen Erwerbsverluſtes dem Manne und nicht der Frau zu (RG JW 1912, 321°), 


4. Begriff des Erwerbsgeſchäfts vgl. 8 1405 A 5. 


5. Selbſtändiger Erwerb. Nach $ 1367 iſt das, was die Frau während der Ehe durch 
den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt, Vorbehaltsgut. Über das Er. 
werbsgeſchäft ſelbſt, das die Frau in die Ehe mitbringt, beſagt der $ 1367 nichts. Dieſes bleibt 
Eingebrachtes. Aber der Mann hat weder das Nießbrauchs⸗ noch das Verwaltungsrecht in 
Anſehung des Geſchäfts. Er iſt, wie RG 59, 25 angenommen, nicht befugt, das von der Frau 
betriebene Erwerbsgeſchäft ohne ihre Zuſtimmung zu verwalten, auf Überlaſſung der Firma 
zu klagen (88 22, 25 HGB), ihr Geſchäft zu ſchließen und auf Unterlaſſung des Betriebs zu 
klagen; er kann nur ſeine Einwilligung zum Betriebe des Geſchäfts durch die Frau verſagen 
und ſeinen Willen gemäß 8 1354 zur Geltung bringen. — Gemäß § 1367 iſt nur der Erwerb 
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Ein auf den Mangel an Geſchick und Umſicht zurückzuführendes Verhalten kann genügen. 
Die Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (§ 1359) gibt nicht den Maßſtab ab. Das (urſäch⸗ 
liche) Verhalten des Mannes kann in Handlungen oder unterlaſſungen beſtehen. Daß 
dieſe gerade die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes betreffen müßten, 
wird nicht verlangt. So kann der § 1391 gegeben ſein, wenn z. B. ein Ehemann als Vor⸗ 
mund Mündelgelder unterſchlägt. Nach RG 57, 162 kommt es darauf an, ob die Handlungs⸗ 
weile des Mannes feinen Charakter in einem Lichte erſcheinen läßt, daß die Beſorgnis ge- 
rechtfertigt iſt, er werde (auch künftig) die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut 
erheblich gefährdenden Weiſe verletzen. Anderſeits dürfen dem Manne Unglücksfälle, die ihn 
ohne ſein Zutun treffen, nicht als ſein Verhalten zugerechnet werden. Darunter können Zah: 
lungsunfähigkeit, Vermögensverfall, Erwerbsunfähigkeit des Mannes fallen. — Auch Vor⸗ 
gänge, die vor dem 1. Jan. 1900 liegen, kommen in Betracht. Hatte der Mann durch eine Hypo⸗ 
thekenanlage vor dem 1. Jan. 1900 die Verwaltung fahrläſſig geführt und ſeit dem 1. Jan. 
1900 den hierdurch verſchuldeten Vermögensverluſt der Ehefrau durch lügneriſche Behaup⸗ 
tungen zu verheimlichen verſucht, fo kann dieſes Geſamtverhalten dem $ 1391 unterſtellt 
werden (RG 2. 4. 06 IV 434/05; 6. 3. 16 IV 363/15). Bei Prüfung der Frage, ob der Mann 
durch ſein Verhalten eine erhebliche Gefährdung des Eingebrachten der Frau befürchten 
laſſe, iſt das Gericht nicht auf ſolche Umſtände beſchränkt, die nur die bisherige vom Manne 
ausgeübte Verwaltung des Eingebrachten angehen, ſondern es kann, je nachdem die Sach⸗ 
lage dazu Anlaß bietet, die Handlungsweiſe und den Charakter des Mannes nach jedweder 
Richtung prüfen, ſo daß es rechtlich nicht gehindert iſt, auch ſein anderweites Verhalten, alſo 
auch ſein außergeſchäftliches Verhalten und ſein geſamtes Benehmen gegenüber ſeiner 
Frau (Unwahrhaftigkeit und Unzuverläſſigkeit) zu würdigen. Anderſeits würde es verfehlt 
ſein, ſchon wegen liebloſen Verhaltens des Mannes anzunehmen, daß das von ihm verwaltete 
Eingebrachte feiner Frau gefährdet ſei (R Warn 1915/16 Nr 228; RG LZ 1920, 7627). 
Entſcheidend für das auf 88 1418 Abſ 1 Nr 1, 1391 Abſ 1 geſtützte Verlangen auf Her- 
ausgabe des eingebrachten Frauenguts iſt rechtsgrundſätzlich die Handlungsweiſe des 
Mannes als ſolche, ſo daß zu prüfen iſt, ob nach den Behauptungen der Frau fein geſchäft⸗ 
liches und außergeſchäftliches Verhalten und ſein Charakter in einem derartigen 
Lichte erſcheinen, daß dadurch die Beſorgnis gerechtfertigt iſt, er werde auch künftig die 
Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzen (RG 
6. 3. 16 IV 368/15). Das Verhalten des Mannes braucht nicht notwendig in Handlungen 
zu beſtehen. Unter Umſtänden können auch Unterlaſſungen hinreichen, zumal wenn ſie 
gegen die Pflicht zu ordnungsmäßiger Verwaltung verſtoßen. Zu letzterer gehört auch die 
Bewahrung der eingebrachten Sachen vor mutwilligen Beſchädigungen durch Dritte. Die 
Möglichkeit, daß die Frau von dem (vermögenden) Manne Schadenserſatz erhalten könne, 
kommt für den Anſpruch auf Aufhebung der Verwaltung nach 8 1391 Abf 2 nur bei verbrauch⸗ 
baren Sachen in Betracht, ſchließt ihn aber ſonſt nicht aus. Erheblich war auch, daß der 
Mann die Feuerverſicherung hatte verfallen laſſen und daß er ein Olbild des Vaters der Frau 
nen hatte (RG 23 1920, 7627). Das Verhalten des Mannes im Sinne des $ 1391 
bj 1 braucht kein Verhalten in bezug auf das eingebrachte Gut zu fein (OLG 38, 245). 
a ſogar die Behandlung ſeines eigenen Vermögens kann die Beſorgnis einer erheblichen 
erletzung der Rechte der Frau begründen (RG Warn 1922 Nr 17). 

3. Die Beſorgnis einer Rechtsverletzung genügt. Iſt die Rechtsverletzung bereits ein- 
getreten und die Beſorgnis weiterer Rechtsverletzungen begründet, ſo erwächſt der Frau 
auch noch das Klagerecht aus 8 1394. Der Vermögensverfall des Mannes ſtellt nicht ohne 
melleres ein Verhalten des Mannes im Sinne des 8 1391 Abſ 1 dar (RG PoſMSchr 
05, 89 RG IW 1920, 3801). 

4. Rechte der Frau ergeben ſich aus § 1374 (ordnungsmäßige Verwaltung und Aus 
kunftserteülung), 85 1375, 1377 (Verfügungen über eingebrochtes Gut, mündelſichere An- 
Iegung des Geldes), § 1378 (Grundſtücksverwaltung), 88 1381, 1382 (Eigentumsübergang 
voft Get) SS 138 188“ (Lasten), 8 1389 (ehelicher Aufwand). 
heblich Getäh erhebliche Gefährdung des eingebrachten Gutes vorliegt, iſt Tatfrage. Er- 
Fame efährdung liegt z. B. nicht vor, wenn der Ehemann Sachen, deren Wert im Ver⸗ 
ſti FR en Geſamtwerte des eingebrachten Gutes gering iſt, ohne die erforderliche Zu⸗ 
unmmung der Trau veräußert oder wenn er einen verhältnismäßig geringen Betrag des zum 
n Gute gehörenden Geldes in ſeinem Nutzen verwendet (Prot 4, 177). Für die 
20% ob rer erhebliche Gefährdung vorliegt, ift die Sachlage am Schluſſe der letzten münd⸗ 
lichen 8 lung entſcheidend (RG Warn 1911 Nr 246). Ob die Be orgnis einer erheb- 
lichen Gefährdung des eingebrachten Gutes der Frau vorliegt, iſt im weſentlichen Tatfrage. 
Zwar And au Verſchulden des Mannes oder gar die Abſicht der Schädigung nicht erforder⸗ 
lich An ſich aber wird eine erhebliche Gefährdung dann zu verneinen ſein, wenn der Mann, 
deſſen Gejamterhalten im übrigen zur Befürchtung einer unzuverläſſigen Handlungsweiſe 
keinen Anhalt bietet, zwar in einzelnen Beziehungen Verfügungen über das eingebrachte 
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Gut der Frau ohne deren Zuſtimmung trifft, aber bereit und jederzeit imſtande iſt, dafür 
Erſatz zu leiſten. Es iſt nicht rechtsirrig, in einem ſolchen Falle der Erſatzbereiſchaft die An⸗ 
nahme einer erheblichen Gefährdung auszuſchließen. Daß im § 1391 Abſ 2 die Gefährdung 
des Erſatzanſpruchs nur hinſichtlich verbrauchbarer Sachen beſonders erwähnt wird, hat 
darin ſeinen Grund, daß dieſe ohne weiteres der Verfügung des Mannes unterliegen. Zu 
einem anderen Ergebnis würde man kommen müſſen, wenn der Beklagte darauf ausgegangen 
wäre, das ganze Frauengut in eine Reihe von Erſatzanſprüchen umzuwandeln (RG 9. 3. 25 
IV 400/24). Vgl. 5 1418 A 6. Erhebliche Gefährdung des eingebrachten Gutes war z. B. 
nicht zu beſorgen, weil ſich ſolches zur Zeit nicht in den Händen des Mannes befand 
und er durch Zuchthausſtrafe verhindert war, ſich in den Beſitz von eingebrachtem Gute 
zu ſetzen, anderſeits zu erwarten ſtand, daß bis zu ſeiner Freilaſſung die Eheſcheidung 
durchgeführt fein würde (OLG 38, 245). N 

6. Schuldbare Verletzung wird nicht vorausgeſetzt (vgl. A 2). 

7. Zeit des Verlangens. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung und 
Nutznießung geſtellt werden (Klage, Arreſt, einſtweilige Verfügung). Vgl. § 1418 A 12. 

8. Sicherheitsleiſtung 88 232—240. Rechtsirrig it es, eine erhebliche Gefährdung ſchon 
in dem Umſtande zu erblicken, daß die vom Manne der Frau zur Sicherheit bereits früher 
freiwillig eingeräumte Hypothek an ſeinem Grundbeſitze den Anforderungen der Mündel⸗ 
mäßigkeit nicht genüge. Denn der Ehefrau ſteht grundſätzlich und von vornherein überhaupt 
keinerlei Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung gegen den Mann zu. Nur wenn die beſonderen 
Vorausſetzungen des § 1391 gegeben ſind, kommt ein ſolcher Anſpruch, dann allerdings mit 
dem vollen Inhalte der 88 232 ff. zur Entſtehung (RG 60, 182). Die Sicherheitsleiſtung kann 
nicht nur durch einſtweilige Verfügung, ſondern auch durch dinglichen Arreſt verlangt werden 
(RG Gruch 46, 655). Die Koſten der Sicherheitsleiſtung hat der Mann zu tragen. Unter 
den Vorausſetzungen des § 1391 Abſ 1 ſteht der Frau auch die Klage auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung zu (§ 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus $ 1052 (gerichtliche 
Verwaltung) hat die Frau nicht. — Eine Ehefrau, die berechtigt iſt, Sicherheitsleiſtung zu 
verlangen, kann das Zurückbehaltungsrecht (§ 274 Abſ 1) geltend machen, wenn ihr durch 
nichtiges Rechtsgeſchäft das Eingebrachte zurückerſtattet iſt (RG IW 09, 16515). 

9. Die Frau kann von dem Manne Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſ 2 vorliegen. Liegen fie vor, jo kommt es auf die Vorausſetzungen des 
Abi ! nicht an. Die Urſache der Gefährdung (Verhalten des Mannes, Unglücksfälle) iſt gleich⸗ 
gültig. Umſtände aller Art kommen in Betracht. § 1391 Abſ 2 entſpricht dem 8 1067 Abſ 2 
(Nießbrauch). Unter den Vorausſetzungen des § 1391 Abſ 2 ſteht der Frau auch die Klage 
auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu (§ 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus 
§ 1052 (gerichtliche Verwaltung) hat die Frau nicht. — Bei Anwendung des 8 1391 Abi 2 
kommt es auf ein urfächliches Verhalten des Mannes nicht an (RG JW 09, 497200. Die 
Erſatzanſprüche der Frau aus $ 1391 Abi 2 find ſchon dann begründet, wenn fie auch nur 
fachlich, aus irgendeinem Grunde, erheblich gefährdet find. Ausreichen kann die bloße 
Tatſache eines geſchäftlichen Fehlbetrags des Mannes, bei dem auch das als Geſchäfts⸗ 
kapital verwendete Frauengut in Mitleidenſchaft gezogen iſt, ſo daß es nicht darauf 
ankommt, ob etwa dieſer Fehlbetrag auf die Art der Geſchäftsführung des Mannes oder 
auf die Kriegszeit zurückzuführen iſt (RG 6. 3. 16 IV 363/15). Vgl. $ 1394 A 6. 

10. Solche Erſatzanſprüche der Frau ergeben ſich aus $ 1377 Abſ 3, konnen aber auch 
entſtehen, wenn der Mann dem § 1377 Abſ 2 (mündelſichere Anlegung des Geldes) zuwider⸗ 
handelt (RG JW 07, 17919). Nicht nur die entſtandenen, ſondern auch die künftig entſtehenden 
Erſatzanſprüche ſollen geſichert werden (Prot 4, 200; M 4, 185). 

4 11. Ob eine erhebliche Gefährdung der Erſatzanſprüche vorliegt, iſt Tatfrage (vgl. 
nm 5). 

12. Anfechtung. Geſchäfte, die der Mann zum Zwecke der Sicherſtellung oder Rück⸗ 
gewähr des Eingebrachten der Frau vornimmt, können unter Umſtänden von den Gläu⸗ 
bigern des Mannes angefochten werden, insbeſondere auf Grund der §s 31 Nr 2, 32 Nr 1 KO 
(RG SW 01, 385); $ 3 Nr 2 AnfG RG 57, 161; SW 06, 39016). Eine Frau, die nach 
§ 1391 Ab] 1 Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung hat, kann dieſe nicht in der Form der Über⸗ 
eignung eines dem Ehemanne gehörigen Grundſtücks verlangen (vgl. § 232). In einer ſolchen 
Übereignung liegt, vorausgeſetzt, daß ihr kein ſonſtiger Anſpruch auf Befriedigung wegen ihrer 
Erſatzforderung mittels Übereignung des Grundſtücks zur Seite ſteht, die Gewährung einer 
ihr nicht zukommenden Deckung vor, die geeignet iſt, die Annahme der Anfechtbarkeit nach 
83 Nr 2 AUnf® zu begründen (RG 20. 3. 06 VII 317/05). Der 8 1391 ſteht der Anfech⸗ 
tung von Forderungsabtretungen (nach 83 Nr 1 Anf®) nicht entgegen, die der Ehemann 
bei Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft zur Deckung des Anſpruchs der Ehefrau 
auf Rückerſtattung ihres Vermögens vorgenommen hat (RG 29. 6. 06 VII 478/05). Wegen 
Anfechtbarkeit einer Pfändung, die auf Grund einer Urkunde erfolgt, in der ſich der Ehe⸗ 
mann der Zwangsvollſtreckung wegen des Eingebrachten der Frau unterwirft, obwohl der 


Geſetzliches Güterrecht §§ 1391—1394 125 


letzteren ein Anſpruch auf Rückforderung des Eingebrachten nicht zuſtand, vgl. RG Gruch 
50, 1140. Wegen Anfechtung der Anderung des Güterſtandes (Fahrnisgemeinſchaft in Güter ⸗ 
trennung) vgl. RG 57, 81. Wegen Anfechtung eines Ehevertrags, durch den das Ver⸗ 
waltungs⸗ und Nutzungsrecht des Mannes aufgehoben iſt, aus $3 Nr 2 Anf vgl. OLG 


24, 8. a 
13. Beweislaſt. Die Frau hat das Vorhandenſein des für den Auſpruch auf Sicherſtellung 
erforderten Tatbeſtandes zu beweiſen. 


8 1392 


1) Liegen die Vorausſetzungen?) vor, unter denen der Mann zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung verpflichtet iſt, jo kann die Frau auch verlangen?), daß der 
Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Er⸗ 
neuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle oder‘) bei der Reichsbank) 
mit der Beſtimmung hinterlegte), daß die Herausgabe von dem Manne“) 
nur mit Zuſtimmungs) der Frau verlangt werden kann. Die Hinterlegung 
von Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen ge⸗ 
hören), ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheinen kann nicht 
verlangt werden. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit 
Blankoindoſſament verſehen ſind. 

über die hinterlegten Papiere kann der Mann auch eine Verfügung, zu 
der er nach § 1376 berechtigt iſt, nur mit Zuſtimmung der Frau treffen. 

E I 1292, 1036 II 1291; M 4 191; P 4 133, 145, 178, 196; 5 108; 6 322. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1392 bezweckt die Sicherung der Frau gegen die ihr aus 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes drohenden Gefahren (vgl. 8 1391 A 1). Er ent 
et dem $ 1082 (Nießbrauch), jedoch mit einer weſentlichen Einſchränkung (vgl. Anm 2). 

ber Haftung der Hinterlegungsſtelle vgl. RG 79, 9. 8 

2. Sei es, daß die Vorausſetzungen des Abſ 1 oder die des Abſ 2 des § 1391 vorliegen. 
Abweichung von § 1082. Ebenſo $ 1394; vgl. daſ. Anm 6. 

3. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geſtellt 
werden. Die Frau hat nicht nur das Recht auf Sicherheitsleiſtung, ſondern auch das Recht 
auf Hinterlegung. Sie kann beide Rechte nebeneinander ausüben, z. B. wenn außer den 
Inhaberpapieren noch anderes eingebrachtes Gut gefährdet iſt. 

4. Nach Wahl des Mannes (Prot 4, 178; § 1082 Satz 2). 

5. Bgl. $ 1814 (Inhaberpapiere des Mündels), Artt 144, 145 EG (Landesgeſetze). 

6. Die Hinterlegung kann der Mann nach 8 1393 abwenden. 

7. Da das Verlangen der Herausgabe von dem Manne ausgehen muß, gebührt ihm 


auch der Beſitz des Hinterlegungsſcheins (ogl. auch § 1373). Die Koſten der Hinterlegung 
hat der Mann zu tragen. 


8. Der erteilten Zuſtimmung ($$ 182, 183) ſteht die erſetzte (§ 1379) gleich. 
9. Z. B. Banknoten (§ 92 Abſ 1). 


8 1393 


Der Mann kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 1392 zu hinterlegen, 
auf den Namen der Frau umſchreiben oder, wenn ſie von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaat ausgeſtellt ſind, in Buchforderungen gegen das Reich 
oder den Bundesſtaat umwandeln laſſen!). 

E II 1292; P 4 178, 196; 6 275. 


1. Die Befugnis des Mannes bezieht ſich nur auf ſolche Papiere, deren Umſchreibung 


und Umwandlung an ſich zuläſſig i | 
g. iſt. Vgl. $ 806, Art 101 Ech (umſchreibung), § 232 
ii 50, 97 EG. Der Beſitz des umgeſchriebenen Papiers gebührt dem Manne 


Koſten der Umſchreibung und Umwandlung hat der Mann zu tragen. 


5 8 1394 

1) Die Frau kann Anſprüche ?), die ihr auf Grund der Verwaltung und 
Nutznießung gegen den Mann zuſtehen, erſt nach?) der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung gerichtlich geltend machen)), es ſei denn“), daß 
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die Vorausſetzungen“) vorliegen, unter denen die Frau nach § 1391 Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen kann. Der im § 1389 Abſ 2 beſtimmte Anſpruch 
unterliegt dieſer Beſchränkung nicht“). 


E I 1292, 1004, 1324 Abſ 2 II 1293 Abſ 1; M 4 184; P 4 133, 148, 152, 176, 177, 180, 201—203.. 


1. Der § 1394 bezieht ſich nur auf Anſprüche aus der Verwaltung und Nutznießung, 
nicht auf Anſprüche andern Urſprungs. Andere Anſprüche, z. B. ein dem Manne aus Mitteln 
des Vorbehaltsguts gewährtes Darlehn, können die Ehegatten gegeneinander lederzeit 
geltend machen. Der $ 1394 bezieht ſich ferner nur auf Anſprüche der Frau, nicht auf An⸗ 
ſprüche des Mannes. Der Mann iſt in der Lage, ſich aus dem Gelde der Frau oder durch Ver⸗ 
äußerung anderer verbrauchbarer Sachen der Frau unmittelbar zu befriedigen (88 1376 Nr 1 u. u 
1377 Abſ 3, 181). Er kann aber Aniprüche aus der Verwaltung und Nutznießung auch ſchon 
vor deren Beendigung gerichtlich geltend machen. Die Frau dagegen darf — damit der Ver⸗ 
waltung des Mannes die erforderliche Selbſtändigkeit gewahrt bleibt — nur ausnahms⸗ 
weiſe, nämlich wenn ernſtliche Rüdjichten auf die Rechte der Frau es erfordern (nicht ſchon 
bei jeder Meinungsverſchiedenheit der Eheleute), ſchon vor Beendigung der Verwaltung und: 
Nutznießung den Klageweg beſchreiten. 

2. Anſprüche auf Grund der Verwaltung und Nutznießung können der Frau gegen 
den Mann auf Grund der Beſtimmungen über die Verwaltung und Nutznießung erwachſen, 
insbeſondere infolge Verletzung ihrer Rechte ($ 1391 A 4) durch den Mann. — Der Anſpruch 
der Frau auf Rückforderung des Eingebrachten gehört nicht zu den in $ 1394 erwähnten, der 
Jrau auf Grund der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehenden Anſprüchen 
(RS 19. 12. 05 VII 143/05). Der Anſpruch der Frau, daß der Mann die Steuern 
zahle, gehört zu denjenigen Anſprüchen, die ihr auf Grund der Verwaltung und Nutznießung 
des eingebrachten Gutes gegen den Mann zuſtehen. Er unterliegt daher der Regel des 
§ 1394. Sie gilt ſowohl für den Leiſtungsanſpruch der Frau auf Zahlung der bereits 
umgelegten Steuern als auch für die Feſtſtellung, daß der Mann auch die künftig zur 
Veranlagung kommenden Steuern zu tragen habe (OLG 38, 244). 

3. Die Erſatzanſprüche der Frau aus $ 1417 müſſen (ebenſo wie die des Mannes) natur- 
gemäß ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geltend gemacht werden können 
(vgl. $ 1417 Anm 1). Gleiches gilt von dem Anſpruch auf Mitwirkung bei der Beſtandsauf⸗ 
nahme (8 1372 A 2), dem Anſpruche der Frau auf Koſtenvorſchuß (8 1387 A 6) und auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung bzw. Hinterlegung (88 1391—13%), ſowie von dem Anſpruche der Frau aus 
$ 1389 Abſ 2. Wegen des Anſpruchs der Frau auf Erſatz anderer verbrauchbarer Sachen als 
Geld vgl. § 1377 A 9. 

4. Die gerichtliche Geltendmachung iſt hier in demſelben Sinne wie im § 1380 zu ver⸗ 
ſtehen (vgl. § 1380 A 4, 5). Der außergerichtlichen Aufrechnung (88 387, 388) ſteht § 1394 
nicht im Wege (88 1398, 1406 Nr 3). Sie begründet dem Manne gegenüber eine Einrede. 

b 5. n Die Frau hat das Vorhandenſein der erforderten Vorausſetzungen zu 
eweiſen. 

6. Sei es, daß die Vorausſetzungen des Abſ 1 oder die des Abſ 2 des $ 1391 vorliegen. 
Ebenſo $ 1392. Vgl. daf. A 2. Kann die Frau Sicherheitsleiſtung beanſpruchen, ſo kann 
ſie dies auch in der Art, daß ſie das Eingebrachte zurückbehält und dadurch eine erhebliche 
Gefährdung ihrer Rechte unmöglich macht (RG 84, 48; RG 6. 3. 16 IV 363/15). Vgl. 
auch 88 1418 A 12, 1391 A 2, 9. 

7. Gläubiger der Frau, die Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangen können, 
können ihre Anſprüche unbeſchränkt vor Beendigung der Verwaltung und Nutznießung geltend 
machen (S8 1411). 


§ 1395 
Y) Die Frau bedarf zur Verfügung) über eingebrachtes Gut der Ein⸗ 
willigung?) des Mannes“) 5). 
E 1 1300 Satz 1 II 1294; M 4 219 ff.: P 4 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196. 


1. Die §8 1395—1407 beſchäftigen ſich mit dem Rechte der Frau, über eingebrachtes 
Gut zu verfügen. Sie zeigen die Kehrſeite der Verfügungsmacht des Mannes (88 1373 bis 
1394). $ 1395 bringt den oberſten Grundſatz zum Ausdruck, daß die Frau in der Verfügung 
über eingebrachtes Gut durch die Notwendigkeit der Zuſtimmung des Mannes beſchränkt iſt. 
In der Geſchäftsfähigkeit iſt die Frau grundſätzlich weder durch die Ehe noch durch das 
geſetzliche eheliche Güterrecht beſchränkt, aber die dem Ehemann auf Grund der Verwaltung 
und Nutznießung zuſtehenden Rechte bedürfen ſowohl gegenüber der Frau als auch gegenüber 
Dritten ($ 1404) eines beſonderen Schutzes und dieſem Bedürfniſſe iſt dadurch Rechnung 
getragen worden, daß das Verfügungsrecht der Ehefrau in Anſehung des eingebrachten Gutes 
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gewiſſen Beſchränkungen unterworfen worden iſt (RG 54, 46; 58, 38). Nicht die allgemeine 
Geſchäftsfähigkeit der Frau, ſondern nur ihre Rechtsſtellung zu dem eingebrachten Gute wird 
durch die SS 1395—1407 begrenzt. Als Vorbild für das beſchränkte Verfügungsrecht der Frau 
haben die Vorſchriften über beſchränkte Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger (88 107109, 111) 
gedient, jedoch mit Beachtung des Unterſchiedes, daß die Beſchränkung bei einem Minderjährigen 
in ſeiner Perſon, bei der Ehefrau aber lediglich in den Rechten des Mannes begründet iſt. 
$ 1395 lehnt ſich auch an § 1071 (Nießbrauch an Rechten) an. 

2. Verfügung iſt ein Rechtsgeſchäft, das auf ein beſtehendes Recht durch Übertragung, 
Belaſtung, Anderung oder Aufhebung unmittelbar einwirkt, z. B. Schenkung, Abtretung, 
Verpfändung, Vermiſchung, Verarbeitung, Mahnung, Stundung, Kündigung (§ 1398 A 6), 
Einziehung, Aufrechnung, Erlaß, Erfüllung und Annahme der Erfüllung, nicht aber Kauf, 
Tauſch, Miete, Pacht (RG 58, 37; 8 1396 A 3). Die Verfügung kann durch einſeitiges Rechts⸗ 
geſchäft ($ 1398) oder durch Vertrag (§ 1396) erfolgen. In keiner Art darf die Ehefrau ohne 
Zuſtimmung des Mannes über eingebrachtes Gut unter Lebenden verfügen. Der E I 
und die Begründung (4 S. 226, 228) bezeichnen die Verfügungen durch einſeitiges Rechts⸗ 
geſchäft und durch Vertrag Guſammengefaßt im 8 1300 E I) als dingliche Rechtsgeſchäfte 
im Gegenſatze zu den ſchuldrechtlichen Rechtsgeſchäften, durch die ſich die Frau zu einer Leiſtung 
verpflichtet. — Eine Verfügung im Sinne des $ 1395 liegt z. B. vor, wenn die Frau als 
bisherige Beſitzerin von Aktien dieſe an einen andern zu dem Zwecke herausgibt, damit 
letzterer wegen ſeiner Forderung an einen Dritten ein vertragsmäßiges Zurückbehaltungs⸗ 
recht daran ausüben kann (RG 83, 241). Verfügung über ein Sparkaſſenguthaben der 
Frau. RG 85, 421. Ein Rechtsgeſchäft, das nur die Verpflichtung zur Vornahme einer 
Verfügung begründet (z. B. Schenkungsverſprechen, Auslobung, Mietvertrag; RGSt 35 
©. 204, 403), iſt keine Verfügung und fällt unter $ 1399 (vgl. § 1375 A 4). — Das BOB 
unterſcheldet zwiſchen der unmittelbaren Verfügung über eine Sache oder ein Recht und 
der nur vorbereitenden Verpflichtung zur Verfügung über ſolche Gegenſtände (RG 49, 416). 
Die Frau kann über einen als eingebrachtes Gut erworbenen Erbteil nicht ohne die Ein- 
milligung des Mannes einen Auseinanderſetzungsvertrag ſchließen (RG 74, 51). Eine 
Ehefrau kann als Miterbin über ihren Anteil an einem Nachlaßgrundſtücke nur mit Zu⸗ 
ſtimmung ihres Mannes verfügen (BayObLG in OLG 39, 3). Ebenſo OLG 40, 400. Sit 
die Frau als Miterbin verpflichtet und bereit, ihren Anteil an einem Nachlaßgrundſtück 
einem Dritten, dem letzteres vermacht war, zu übereignen, verweigert aber ihr Ehemann die 
Einwilligung zur Übereignung, fo kann der bedachte Dritte unmittelbar gegen den Ehemann 
auf Erteilung der Einwilligung klagen. Es bedarf nicht einer hierauf gerichteten Klage der 

. "gegen den Mann oder der Anrufung des Vormundſchaftsgerichts durch die Frau zum 
7 102 der Erſetzung der Einwilligung (Od 40, 400). Das Geſetz beſchränkt lediglich 
(NS esfügungerecht der Frau, nicht ihre Befugnis, ſich ſchuldneriſch zu verpflichten 
5 1 80 12, 1880. Hat z. B. die Frau eine zu ihrem eingebrachten Gute gehörige 
1 5 5 4 Zustimmung ihres Mannes einem Gläubiger verpfändet und letzterem 

0 de otgekenbrief übergeben, fo ſetzt fie ſich der Einrede der Argliſt aus, wenn ſie 
290 155 Erlöſchen des Verwaltungs und Nießbrauchsrechts ihres Mannes durch deſſen 

od die Herausgabe des Hypothekenbriefs verlangt, obwohl ſie in rechtsverbindlicher Weiſe 
Die ſchuldrechtlichen Verpfändungsvertrag geſchloſſen hat (RG JW 1915, 101140. 
5 ie Erhöhung des Zinsſatzes einer Hypothekenforderung ſtellt eine Verfügung über 

nr Piend grundstück dar, dagegen nicht die Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung 
Dur 3 200 PO hinſichtlich einer Hypothekenforderung (BayObL® in Seuffü 69 Nr 201). 
h 3 die Verfügung ohne Zuſtimmung des Mannes wird für die Frau keine Gebunden 
N auch keine Gebundenheit in ſchuldrechtlicher Hinſicht, falls nicht etwa die 
übernehme von der Frau in dem Sinne getroffen wird, daß ſie eine eigene Verpflichtung 
N ernehmen will (Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung in Gruch 61, 566). 
N der Frau über Schmerzensgeld fällt unter $ 1395 (OLG 38, 245). Vgl. 
ſchuld u 6, 1880 U 6. Eigenartig liegt der Fall, wenn ſich die Frau vor der Eheſchließung 
j if 1 zun einer dinglichen Verfügung verpflichtet hat (z. B. wenn fie einen andern be⸗ 
E 0 gat ihren Grundbeſitz im ganzen oder trennſtückweiſe zu verkaufen) und nach der 
die E cle die übernommene Verpflichtung (durch Auflaſſung) erfüllt werden ſoll. Durch 
f Bl; heſchließung erliſcht der Auftrag nicht. Die Frau bedarf aber nunmehr infolge der Ehe⸗ 
chließung zur Erfüllung ihrer Verpflichtung durch Auflaſſung des Grund beſitzes an die Er⸗ 
werber nach $ 1305 der Zuſtimmung ihres Mannes, und dieſer iſt, wenn nicht ein Ausnahme⸗ 
fall der 48 142—1414 vorliegt, zur Verweigerung der Zuſtimmung berechtigt. Trotzdem 
kann die ande Erteilung der Auflaſſung verurteilt werden. Denn nach $ 1399 
it fie befugt, fi zu einer Leſſtung zu verpflichten, und zwar ohne jede gegenſtändliche 
Einſchränkung. Die dadurch entſtehende Verpflichtung iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
verfolgbar. Die Verurteilung der Frau zur Erteilung der Auflaſſung iſt nicht gleichbedeutend 
mit der Verurteilung zu einer unmöglichen Leiſtung ($ 306). Vielmehr hängt die Er⸗ 
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füllbarkeit ihrer Verpflichtung davon ab, daß ſie die Zuſtimmung des Mannes erlangt, alſo 

ein an ſich behebbares Hindernis beſeitigt. Durch das Urteil wird der Frau die Verpflichtung 

zur Eigentumsverſchaffung gemäß § 433, auferlegt und fie kann, wenn fie zur Beibringung 

der Zuſtimmung ihres Mannes dauernd unvermögend bleibt, auf Schadenserſatz in 

Anſpruch genommen werden. Befriedigung aus dem eingebrachten Gute der Frau darf 

80. 0 allerdings nur in den Ausnahmefällen der 88 1412—1414 verlangen (RG 
„ 247). 


3. Die Einwilligung (vorherige Zuſtimmung, $ 183) des Ehemanns ſtellt ſich als ein 
einſeitiges, empfangsbedürftiges, zu dem Rechtsgeſchäfte der Frau hinzutretendes Rechts⸗ 
geſchäft dar, woraus folgt, daß der Mann aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau perſönlich 
nicht haftet. Der Mann ermöglicht durch ſeine Einwilligung nur den Übergang des Rechtes 
der Frau auf den Dritten, wird aber dadurch dieſem gegenüber nicht ſelbſt Vertragſchließender. 
Die Einwilligung des Mannes begründet nicht die perſönliche Haftung des Mannes für die der 
Frau aus dem Rechtsgeſchäft erwachſende Schuld. — Die Einwilligung macht den Mann 
nicht zum Mitverfügenden (R 74, 51). Die Einwilligung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
geſchehen und bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft der Frau vorgeſchriebenen Form. Sie 
iſt nach Maßgabe des § 183 widerruflich. — Hat der Mann (z. B. im Falle feiner Teilnahme 
am Kriege) die Ausübung der Verwaltung des eingebrachten Gutes durch Genera vollmacht 
feiner Frau übertragen (vgl. 8 1408 A 2), fo darf die Frau als Generalbevollmächtigte ihres 
Mannes die Einwilligung zu ihren Verfügungen über eingebrachtes Gut (hier Übereignung 
eines Grundſtücks an einen Miterben im Wege der Erbauseinanderſetzung) ſich ſelbſt erteilen 
(ach in RIU 16, 292). Vgl. auch § 1406 A 8 (Bevollmächtigung). Vgl. ferner § 1445 
A 2 (Kenntnis des Einwilligenden von der Notwendigkeit der Einwilligung nicht erforderlich). 

4. Ausnahmen. Nur in den Fallen des § 1401 ift die Zuſtimmung des Mannes nicht er⸗ 
forderlich. Fernere Ausnahmen in 8 9 des Gel. v. 31. 5. 91 über das Reichsſchuldbuch (Art 50 
EG) und hinſichtlich des Staatsſchuldbuchs Art 97 EGG. Verfügungen von Todes wegen 
(88 1937, 1941) fallen nicht unter $ 1395. Ein Rechtsgeſchäft, durch das die Frau lediglich 
einen rechtlichen Vorteil erlangt (3. B. Annahme einer reinen Schenkung), kann die Frau 
ohne Einwilligung des Mannes wirkſam abſchließen. Der Erwerb aus einem folchen Rechts⸗ 
geſchäfte fällt dem eingebrachten Gute ($ 1363 Abſ 2) zu. Wegen der Rechtsgeſchäfte, durch 
die ſich die Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, vgl. § 1399. — Die im geſetzlichen Güterſtande 
lebende Ehefrau bedarf zur Belaſtung eines von ihr zum eingebrachten Gute erworbenen 
Grundſtücks mit Nutzungsrechten dann nicht der Genehmigung des Ehemanns, wenn die 
Bewilligung der Nutzungsrechte als Gegenleiſtung für die Übereignung des Grundſtücks 
den Erwerb erſt ermöglicht (KG in IFG 1 Nr 80). 


5. Übergangsrecht. Nach Art 200 Abſ 1 Ech bleiben für den Güterſtand einer zur Zeit 
des Intrafttretens des BGB beſtehenden Ehe die bisherigen Geſetze maßgebend und nach 
Abſ 3 daſelbſt bleibt, ſoweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterftandes oder der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, dieſe 
Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand beſteht. 


8 1396 ' 


) Berfügt?) die Frau durch Vertrags) ohne!) Einwilligung) des Mannes 
über eingebrachtes Gut, jo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der Ge- 
nehmigungé) des Mannes ab“). 

Fordert der andere Teil den Mann zur Erklärung über die Genehmigung 
aufs), jo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf⸗ 
forderung der Frau gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirkſam '). Die Genehmigung kann nur bis zum 
Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung ertlärt 
werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

Verweigert der Mann die Genehmigung, ſo wird der Vertrag nicht da⸗ 
durch wirkſam, daß die Verwaltung und Nutznießung aufhört!) 

E 1 1300 Satz 2 u. 3 II 1295; M 4 226; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196, 257; 6 276, 392. 

1. Der $ 1396 iſt dem 8 108 (Vertragſchließung des Minderjährigen ohne Einwilligung 


des geſetzlichen Vertreters) nachgebildet (RG 54, 46). Der § 1396 hat das Eigentum der 
Ehefrau zur Vorausſetzung (RG 100, 194). 


2. Verfügung. Vgl. § 1395 A 2. 
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3. Der Natur der Sache entſprechend können hier nur Verträge unter Lebenden, 
nicht Verträge von Todes wegen, nur vermögensrechtliche, nicht familienrechtliche Verträge 
in Betracht kommen. Die Frau verfügt über eingebrachtes Gut durch Vertrag, wenn ſie z. B. 
mit Mitteln des eingebrachten Gutes ein Darlehn gewährt, dagegen nicht, wenn fie Gegen⸗ 
ſtände des eingebrachten Gutes z. B. verkauft, vermietet oder verpachtet. Kauf⸗, Miet⸗ und 
Pachtverträge begründen nur mittelbar die Verpflichtung zur Vornahme von Verfügungen, 
3. B. zur Übergabe, und fallen daher unter § 1399. Demzufolge hat RG 58, 36 die Klage 
auf Einräumung des Pachtbeſitzes auf Grund eines von der Frau ohne Genehmigung des 
Mannes geſchloſſenen Pachtvertrags gegen die Erben der Frau für begründet erachtet, weil 
ſich die Frau durch den Pachtvertrag zu einer Leiſtung ($ 1399 Abſ 1), nämlich zur Gewährung 
des Pachtbeſitzes, verpflichtet hatte und der Mann, der freilich die Beſitzübertragung nicht 
u dulden brauchte, nach dem Tode der Frau ebenfalls geſtorben war und mit ſeinem Tode 
feine Rechte an dem eingebrachten Gute erloſchen waren. 

4. Mit Einwilligung des Mannes geſchloſſene Verträge der Frau über eingebrachtes Gut 
ſind von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann die Einwilligung der Frau oder dem 
Dritten gegenüber erklärt hat. 

5. Einwilligung iſt die vor dem Vertragsabſchluß erteilte Zuſtimmung ($ 183) und ein 
einfeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Vgl. im übrigen § 1395 Anm 3. 

6. Genehmigung bedeutet die nach dem Vertragsabſchluß erteilte Zuſtimmung (8 184) 
und iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Wie die Einwilligung kann auch 
die Genehmigung ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen und bedarf nicht der für den 
u 1 35 vorgeſchriebenen Form. Anders als die Einwilligung iſt die Genehmigung 
unwiderruflich. 


erklärt werden, wirkſam und unwiderruflich und von derjenigen Partei zu beweiſen, die ſich 


annes über das Eigentum an bewe li i { 

; 4 weglichen, zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, ſo 
Bist en Übergabe das Eigentum nicht vor der Genehmigung des Mannes auf den 
Beliher 6 960 0 (gc 54 40, hebt, vorher auch nicht die Mage cuf Herausgabe gegen den 
Geſtaltungen in Gruch 68, 100 gl. auch Ebbecke, Die Ungültigkeit in ihren verſchiedenen 


8. Die Aufforderung iſt ein einſeitiges ürfti äft und an ei 
Form nicht geber. g iſt ſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an eine 
9. a: andere Zeil kann wählen, ob er ſich auf die der Frau gegenüber erklörte Genehmi⸗ 
gung bzw. Verweigerung der Genehmigung berufen oder davon abſehen und den Mann 
Gern will ihm dem Dritten, gegenüber die Genehmigung bzw. Verweigerung der 
15 womigung zu erklären. Fordert er den Mann zur Erklärung auf, ſo wird es ſo angeſehen, 
als verzichte er auf Geltendmachung der früheren Erklärung des Mannes und wolle es nur 
noch auf die erforderte Erklärung ankommen laſſen. 
4 105 Mit = Aufhören der Verwaltung und Nutznießung wird der Vertrag, ohne daß 
1 f 175 enehmigung der (jetzt durch die Verwaltung des Mannes nicht mehr beſchränkten) 
hefrau be fel wirkſam, vorausgeſetzt, daß er nicht vorher durch die Verweigerung der Ge⸗ 
00 0 0 9 ens des Ehemanns endgültig beſeitigt iſt (M 4, 227). Übereinſtimmend 


4 8 1397 
Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe?) 
berechtigt. Der Widerruf kann auch der Frau gegenüber erklärt werden. 
Hat der andere Teil gewußt), daß die Frau Ehefrau iſt, ſo kann er nur 
widerrufen, wenn die Frau der Wahrheit zuwider?) die Einwilligung des 
Mannes behauptet hat“); er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, 
Bech, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Erler.) 9 
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wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags 


bekannt ward). 

E I 1300 Satz 2 u. 3 II 1296; M 4 226; P 4 183, 146, 158, 160, 162, 180, 196, 257; 6 276, 392. 

1. Der Widerruf iſt ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an eine Form 
nicht gebunden. Über den Zeitpunkt, in welchem Genehmigung und Widerruf unter Ab⸗ 
weſenden wirkſam werden, vgl. § 180. Die Rechtzeitigkeit des Widerrufs hat der Wider⸗ 
rufende zu beweiſen. 

2. Das Wiſſen hat die Gegenpartei des Widerrufenden zu beweiſen. 

3. Der Wahrheit zuwider. Das tatſächliche Fehlen der Einwilligung genügt. Nicht 
verlangt wird bewußt wahrheitswidriges Behaupten der Einwilligung. 

4. Das Behaupten der Einwilligung hat der Widerrufende zu beweiſen. Dagegen braucht 
er nicht die Wahrheitswidrigkeit, ſondern fein Gegner hat die Wahrheit der Behauptung 
zu beweiſen. 

5. Die Kenntnis des Widerrufenden hat ſein Gegner zu beweiſen. 


§ 1398 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft!), durch das die Frau ohne?) Einwilligung?) 
des Mannes über eingebrachtes Gut verfügt“), iſt unwirkſams) e). 

E I 1300 Satz 1 II 1297; M 4 226; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196. 

1. Ob das einſeitige Rechtsgeſchäft ein empfangsbedürftiges ift (z. B. Mahnung, Stun- 
dung, Kündigung, Anfechtung, Aufrechnung, Vollmacht, Zuſtimmung, Widerruf, Rücktritt, 
Verzicht auf eine Hypothek, $ 1168) oder ein nicht empfangsbedürftiges (3. B. Aneignung, 
$ 956, Preisgabe, 8 959), macht keinen Unterſchied. 

Das mit Einwilligung des Mannes vorgenommene Rechtsgeſchäft, durch das die Frau 
über eingebrachtes Gut verfügt, iſt von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann die Ein⸗ 
willigung der Frau oder dem Dritten gegenüber erklärt hat. 

3. Einwilligung. Vgl. § 1395 A 3. 

4. Über den Begriff der Verfügung vgl. $ 1395 A 2. 

5. Die Unwirkſamkeit tritt in dem Zeitpunkt ein, in welchem die Verfügung der Frau 
wirkſam ſein würde, wenn die Einwilligung des Mannes erteilt wäre. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte muß die Einwilligung erteilt ſein. Eine ſpäter erteilte Genehmigung kann das wegen 
mangelnder Einwilligung unwirkſame Rechtsgeſchäft nicht zu einem wirkſamen machen, doch 
kann in der nachträglichen Genehmigung eine erneute Vornahme des Rechtsgeſchäfts (Be⸗ 
ſtätigung) liegen. Die Unwirkſamkeit tritt nicht nur dem Manne und dem Dritten, ſondern 
auch der Frau gegenüber ein. 

6. Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts. Nimmt die Frau das einſeitige Rechtsgeſchäft 
zwar mit Einwilligung des Mannes vor, legt aber die Einwilligung nicht in ſchriftlicher 
Form vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft, wenn der andere aus dieſem Grunde unverzüglich 
zurückweiſt, dennoch unwirkſam. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann den 
andern von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte, 8 182 Abf 3 in Verbindung mit § 111 
Satz 2 u. 3 (Prot 4, 196). Das Recht der Zurückweiſung iſt nicht davon abhängig, daß die 
Frau bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts die Erklärung, ſie handle mit Einwilligung des 
Mannes, abgibt, ebenſowenig davon, daß der andere weiß, die Frau ſei verheiratet. Hat der 
andere Zweifel, ob dem Erforderniſſe der Einwilligung des Mannes genügt ſei, ſo darf er die 
Frau nicht im ungewiſſen darüber laſſen, ob er das Rechtsgeſchäft als wirkſam anerkenne, 
vielmehr muß er der Frau durch Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts wegen Fehlens ſchrift⸗ 
licher Einwilligung Gelegenheit geben, das Rechtsgeſchäft alsbald wirkſam vorzunehmen. 
Daher iſt es unrichtig, wenn ein Schuldner das Kündigungsſchreiben einer Frau, von der er 
annimmt, daß ſie eine Ehefrau ſei, deshalb glaubt unbeachtet laſſen zu dürfen, weil es nichts 
davon enthält, daß die Frau mit Einwilligung des Mannes handle (RG 50, 212). 


8 1399 

i) Zu Rechtsgeſchäften?), durch die ſich die Frau zu einer Leiftung?) ver⸗ 
pflichtet, iſt die Zuſtimmung des Mannes nicht erforderlich“). 

Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zus), jo iſt es in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſamé). Stimmt er nicht 
zu“), jo muß er das Rechtsgeſchäft, ſoweits) das eingebrachte Gut bereichert 
wird, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung gegen ſich gelten laſſen. 


E I 1301, 1312 Nr 1 II 1298; M 4 299, 252; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 181, 197, 256. 
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1. Während die SS 1395—1398 Verfügungen der Frau über eingebrachtes Gut be- 
treffen, handelt es ſich im 8 1399 um Verpflichtungen, die die Frau eingeht. Jene wirken 
unmittelbar auf das eingebrachte Gut ein, dieſe konnen mittelbar auf dasſelbe ein- 
wirken. Vgl. $ 1395 A 2. Zu jenen iſt die Zuſtimmung des Mannes erforderlich, zu dieſen 
nicht. Dieſe verſchiedene Behandlung hat ihren Grund darin, daß die Ehefrau weder als 
ſolche noch kraft des ehelichen Güterrechts in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt und das 
Bedürfnis, die Rechte des Ehemanns an dem eingebrachten Gute zu ſchützen, nur dahin führt, 
das Verfügungsrecht der Frau in Anſehung dieſes Gutes zu beſchränken (vgl. $ 1395 A 1) 
und die Haftung des Mannes aus Verpflichtungsgeſchäften der Frau auf den Betrag der Be⸗ 
reicherung zu begrenzen. h f 

2. Die hier gemeinten, nicht eine Verfügung über eingebrachtes Gut, ſondern eine 
Verpflichtung enthaltenden Rechtsgeſchäfte können einſeitige oder zweiſeitige ſein. Es 
iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, daß ein Rechtsgeſchäft ſowohl eine Verfügung enthält, als 
auch eine Verpflichtung begründet, z. B. Verſprechen der Schenkung einer eingebrachten 
Forderung in Verbindung mit deren Abtretung. Dann iſt die Abtretung nach § 1398 un- 
wirkſam, das Schenkungsverſprechen aber nach § 1399 wirkſam. 8 1399 ift auch dann an- 
wendbar, wenn das Rechtsgeſchäft zwar keine Verfügung über eingebrachtes Gut enthält, 
wohl aber eine Verpflichtung zur Vornahme einer ſolchen Verfügung begründet ($ 1395 
A 2). — Die Frau wird der Verpflichtungen aus einem ſchuldrechtl chen Vertrage (Ver⸗ 
ſprechen und Zahlung einer Geldſumme für Gewährung lebenslänglichen Unterhalts) nicht 
ledig, auch wenn ſie mangels Einwilligung ihres Mannes rechtsunwirkſam gezahlt hat, und 
das gezahlte Geld ihren Empfängern entwehrt wird (RG JW 1911, 36212). Im 8 1399 iſt 
der Frau die Befugnis, ſich zu einer Leiſtung zu verpflichten, ohne jede gegenſtändliche 
Einſchränkung eingeräumt, und durch Eingehung einer derartigen ſchuldneriſchen Verpflich- 
tung entſteht regelmäßig eine vollkommene, nach den ſonſt beſtehenden Rechtsgrundſätzen 
verfolgbare Verbindlichkeit (RG 80, 247). Die Rechte, die dem Ehemanne der Frau an 
deren eingebrachtem Vermögen zuſtehen, hindern nach § 1399 nicht die ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung der Frau; die Hinderniſſe, die $ 1412 der Geltendmachung dieſer Verpflichtung 
in den Weg legt, fallen mit dem Tode des Ehemanns weg (RG 87, 256; 58, 36). 

3. Bermögensrechtliche Leiſtungen jeder Art kommen in Betracht (3. B. Verpflichtung 
zur Hergabe oder Annahme eines Darlehns, Verſprechen einer Schenkung, Übernahme einer 
Büͤrgſcha t, Schuldverſprechen, Verwahrung). Vgl. § 1396 A 3. Iſt die Leiſtung von der 

undigu 125 zu bewirken (3. B. Dienſte), jo fteht dem Manne nach Maßgabe des $ 1358 ein 

ngsrecht zu. 
a 5 Entbehrlichkeit der Zuſtimmung. Durch ſolche Rechtsgeſchäfte wird die Frau ohne 
zart 7185 , 88 une bzw. Genehmigung des Mannes erteilt iſt oder nicht, 
der i duſtimmung SS 182—184. Der des Leſens und Schreibens unkundige Ehemann, 
(eben unt wrifttiche Bürgſchaftserklärung ſeiner Frau mit ſeiner Unterſchrift hat ver⸗ 
en lifts den Gläubiger gelangen laſſen, kann gegen deſſen Klage auf Duldung der 
ſei ber 8 reckung in das eingebrachte Gut nicht mit dem Einwande gehört werden, er 
9 e Inhalt der Bürgſchaftserklärung getäuſcht worden und habe ſeine Zuſtimmung 
aan nich erteilt. Seine Zustimmung bedurfte der für die Bürgſchaftserklärung beſtimmten 
a und war wirkſam. Wegen des behaupteten Irrtums war er auf den (hier nicht 
eſchrittenen Weg der Anfechtung angewieſen (RG 88, 425). 

. Die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts hat zur Folge, daß der Gläubiger der Frau ohne 


den von ihm gewollten Vertrags! i 
h gsinhalt gegen ſich gelten laſſen muß ($ 182). In den 
58 1800 Abſ 2 Satz 1, 1444, 1445, 1446 Abſ 1, 1448 handelt es ſich nur um Anwendungen 


88 1395—1398 gemeinten) grundſätzlich wirkſam und in ihrer Wirkſamkeit n 
ur zum Schutze 
der Rechte des Mannes beſchränkt. Demzufolge muß auch eine Frau, die ohne Zuſtimmung 


nicht erforderlich und ift im Feſet auch keine Ausnahme für den Fall gemacht, daß die Ver⸗ 
pflichtung ſich auf eine Verfügung über eingebrachtes Gut bezieht, zu 885 die 952 nach $ 1395 
9* 
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der Einwilligung des Mannes bedarf. Immerhin iſt in einem ſolchen Falle zu prüfen, ob 
nicht nach dem Inhalte des Vertrags die Verpflichtung zur Leiſtung unter dem Vorbehalte 
der Zuſtimmung des Mannes unter Ausſchluß der Gewährleiſtung für deren Erteilung 
übernommen werden ſollte. Einer Auslegung der Erklärungen der Beteiligten in dieſem 
Sinne würde auch die Formbedürftigkeit des Vertrags (hier nach § 313) nicht ohne weiteres 
entgegenſtehen (RG LZ 1925, 71615). 

8. Die Haftung des Mannes aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau beſchränkt ſich auf Heraus⸗ 
gabe der Bereicherung (88 812ff.). Inſoweit muß er das Rechtsgeſchäft gegen ſich gelten 
laſſen. Vgl. $ 1455 A 1. 


8 1400 


1) Führt die Frau einen Rechtsſtreit?) ohne?) Zuſtimmung!) des Mannes, 
ſo iſt das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten 
Gutes unwirkſam'). 

Ein zum eingebrachten Gute gehörendes Rechte) kann die Frau im Wege 
der Klage?) nur mit Zuſtimmung des Mannes geltend machens). 

E I 1302, 1303 II 1299; M 4 230 ff.; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 181, 198; 6 277. 


1. Zweck der Vorſchrift. Die Führung eines Rechtsſtreits — gleichviel in welcher Partei⸗ 
rolle — iſt als eine zur Erhaltung des eingebrachten Gutes dienende Verwaltungshandlung, 
nicht als eine Verfügung über eingebrachtes Gut anzuſehen. § 1395 würde daher der Frau 
nicht entgegenſtehen. Da aber die Führung eines Rechtsſtreits wegen der Grundſätze über 
die Wirkungen eines rechtskräftigen Urteils mittelbar wie eine Verfügung wirken, alſo in ihren 
Folgen einer Verfügung gleichkommen kann (vgl. § 1380 A 1), und da die Ehefrau weder 
durch die Ehe noch das eheliche Güterrecht in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (RG JW 
05, 34315), nach § 52 Abſ 2 ZPO auch ihre Prozeßfähigkeit dadurch, daß fie Ehefrau iſt, 
nicht beſchränkt wird, ſo würde die Rechtsſtellung des Ehemanns gefährdet ſein, wenn ihm 
nicht ein beſonderer Schutz zuteil würde. Dieſen bezweckt der § 1400. 

2. Ob die Frau den Rechtsſtreit als Klägerin oder Beklagte führt, iſt für die Anwen⸗ 
dung des § 1400 Abf 1 gleichgültig (RG 56, 76). In keinem Falle bedarf fie der Zuſtimmung 
des Mannes, ausgenommen im Falle des $ 1400 Abſ 2. Vgl. A 7 und R 74, 51. Betrifft 
die von einem Dritten gegen die Frau erhobene Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
eines Rechts verhältniſſes das eingebrachte Gut, fo folgt die Einlaſſungspflicht des mitbeklagten 
Mannes aus $ 1400 Abs 1 bzw. 2 (RG 9. 6. 06 112/06). Die Haftung des eingebrachten Gutes 
für eine Verbindlichkeit der Frau muß dem Manne gegenüber feſtgeſtellt werden, und zur 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau bedarf es eines Urteils gegen den Mann, 
wodurch er zur Duldung der gegen feine Frau gerichteten Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt 
(8 739 ZPO). Unabhängig aber davon, ob der Mann den Zugriff eines Gläubigers der Frau 
in das eingebrachte Gut zu dulden hat, iſt gegen die Frau die Feſtſtellung ihrer Leiſtungs⸗ 
pflicht hinſichtlich ihres geſamten Vermögens einſchließlich des eingebrachten Gutes wirk⸗ 
fam (RG 59, 235; 74, 51). Demgemäß ift die Pfändung des Erbanteils eines Miterben 
gegen die Ehefrau als Miterbin wirkſam, auch wenn der Pfändungsbeſchluß nur der Ehefrau, 
nicht auch dem Ehemanne zugeſtellt wird (RG 74, 51). Welchen Gegenſtand der Rechts⸗ 
ſtreit betrifft, ift für die Anwendung des § 1400 Abf 1 gleichgültig. 

3. Führt die Frau den Rechtsſtreit mit Zuſtimmung des Mannes, ſo iſt das Urteil dem 
Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam (RG 56, 76). Demzufolge 
wird, wenn z. B. die Frau zur Rückzahlung eines Darlehns verurteilt wird, durch das Urteil 
die Verbindlichkeit der Frau nicht nur dieſer gegenüber, ſondern auch dem Manne gegenüber 
feſtgeſtellt. Der Mann muß die Rechtskraft des Urteils gegen ſich gelten laſſen. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Urteil in das eingebrachte Gut iſt aber nur zuläſſig, wenn der Ehemann 
zu deren Duldung verurteilt iſt ($ 739 ZPO) oder ſich ihr freiwillig unterworfen hat (8 794 
Abſ 1 Nr 5 u. Abſ 2 ZPO). — Das Duldungsurteil nötigt den Mann, den Gläubiger der 
Frau aus den Gegenſtänden der Haftung zu befriedigen. Es wirkt wie ein Leiſtungsurteil 
und begründet insbeſondere die Pflicht des Mannes zur Leiſtung des Offenbarungseides (RG 
JW 09, 32125). Stimmt der Mann der Führung des Rechtsſtreits durch die Frau zu, fo ift 
doch fie allein und nicht auch der Mann Partei, jelbft wenn er in der Klage „im Beiltande 
feiner Ehefrau“ aufgeführt wird (RG JW 03 Beil 147320). Pflicht des Prozeßgerichts 
iſt es, Zweifel über die Bedeutung des Zuſatzes aufklären zu laſſen (RG JW 05, 34318). Als 
Prozeßpartei würde der Mann in dem Falle, daß die Frau „im Beiſtande des Ehe⸗ 
manns“ klagt, nur dann angeſehen werden können, wenn etwa die Frau für ihn, in ſeiner 
Vertretung, oder doch zugleich mit für ihn klagen würde. Der Mann kann ſeine Zuſtimmung 
durch Teilnahme am Rechtsſtreit als Mitkläger oder Nebenintervenient betätigen; er ſtimmt 
der Prozeßführung aber auch dann zu, wenn er ſich außerhalb des Rechtsſtreits damit ein⸗ 
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verſtanden erklärt. Der Zuſatz „im Beiſtande des Ehemanns“ beſagt an ſich nichts weiter, 
als daß der Mann mit der Klage einverſtanden iſt (RG 60, 85; RG Warn 1915/16 Nr 156). 
Im letzteren Falle kann der Mann als Zeuge vernommen werden (RG 5. 2. 06 VI 864/05; 
RG SW 08, 52910. Vgl. über die Erforderniſſe für die Annahme einer notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft bei Rechtsſtreiten gegen Eheleute R Gruch 47, 844; 63, 493. Die 
Zuſtimmung des Mannes begründet nicht ſeine perſönliche Haftung für die der Frau aus 
dem Rechtsſtreit erwachſenden Schulden (§ 1395 A 3). Tritt der Mann der Frau als 
Nebenintervenient bei — was nur denkbar ift, wenn er der Führung des Rechtsſtreits 
durch die Frau zuſtimmt —, jo wird er gemäß SS 66, 69, 61 ZPO Streitgenoſſe der Frau. 
Ebenſo 88 1380 A 7, 1407 A 2 u. 10. — Die nach $ 1400 Abſ 2 erforderliche Zuſtim. 
mung des Mannes it unzweifelhaft erteilt, wenn er ſich ſelbſt am Rechtsſtreite beteiligt 
(RS 25. 1. 06 IV 369/05). Vgl. 8 1380 A 5. Die Verurteilung des Mannes zu derjenigen 
Leiſtung, welche den Gegenſtand des gegen die Frau erlaſſenen vollſtreckbaren Urteils bildet, 
erſetzt ſeine 1 zur Duldung der Zwangsvollſtreckung (RG Gruch 53, 1055; Wolff 
im Recht 1921, 168). 

4. Sie Zuſtimmung des Mannes muß ſich auf die Führung des Nechtsſtreits durch die 
Frau erſtrecken, kann ausdrucklich oder ſtillſchweigend, vor, während, oder nach der Führung 
des Rechtsſtreits der Frau oder deren Gegner gegenüber erklärt und muß von demjenigen, 
der ſich darauf beruft, bewieſen werden. Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) ift bis 
zur Erhebung der Klage durch die Frau bzw. bis zur Einlaſſung der Frau auf die gegen ſie 
erhobene Klage widerruflich, die ſpäter erteilte Zuſtimmung und Genehmigung überhaupt 
nicht widerruflich. Die Genehmigung wirkt auf den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit zurück. 
Entbehrlich iſt die Zuſtimmung in den Fällen der 88 1401, 1405, 1407 und er] etzbar im 
Falle des 8 1402. Neben der allgemeinen Zuſtimmung zur Führung des Rechtsſtreits iſt eine 
beſondere Zuſtimmung zu einzelnen Prozeßhandlungen auch dann nicht erforderlich, wenn 
lie, wie z. B. die Aufrechnung, eine Verfügung über eingebrachtes Gut enthalten (§ 1395 
A 2) ebenſowenig zur Erhebung einer Widerklage. — Das Gericht kann die Zuſtimmung 
= 1 zur Wahn a 88 45 m ſeiner in demſelben Rechtsſtreit abgegebenen 

eugenausſage entnehmen h . I i 

2 Unwirkſamkeit. Begrifflich verſchieden von der Rechtskraft iſt die verpflichtende Wir- 
kung einer zu einer Leiſtung verurteilenden Entſcheidung. Im § 1400 Abj 1 iſt das Wort „un- 
wirkſam ſowohl auf die Rechtskraft als auch auf die verpflichtende Wirkung des Urteils zu 
begiehen, weshalb der Mann nicht ohne weiteres für die Urteilsſchuld der Frau als ſolche 
bret Bemadit werden kann RG 56, 77). Iſt die Frau zunächſt allein verklagt und ver⸗ 

il Sat en, fo ſchafft das Urteil keine Rechtskraft gegen den Mann; dieſer kann in dem 
SE 5 739 ZPO wider ihn anhängig gemachten Rechtsſtreit (auf Duldung der Zwangs ⸗ 
abe das eingebrachte Gut) Einwendungen gegen die Leiſtungspflicht der Frau 
zeugt dieſes rte der Mann gemäß § 739 BRAD verklagt und verurteilt worden, o er» 
gemachten Rechteſtrel enſowenig Rechtskraft gegen die Frau, die in dem wider ſie anhängig 
ſtreiten berechtigt lt. Ihre — dem Manne gegenüber feſtgeſtellte — Leiſtungspflicht zu be⸗ 
erechtigt iſt. Dem Antrage gegen den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
an En ſtattgegeben werden, wenn ihm gegenüber zugleich feſtſteht, daß der Klageantrag 
re 2151 er begründet iſt. Notwendige Streitgenoſſenſchaft liegt nicht vor, wenn 

e Ehefrau auf Leiſtung und zugleich gegen den Ehemann gemäß § 739 ZPO auf 

Duldung der Zwangevollfreckung in das eingebrachte Gut geflagt ift (86 59, 234). Dem Drit- 
let pegen be Mann die Klage aus $ 739 ZPO zu. Dem Manne ift bie ſelbſtändige Ver 
Ei ne echte aus $ 1380 unbenommen. Aus der Perſon der Ehefrau kann ihm der 
inwand der Rechtshängigkeit oder Rechtskraft nicht entgegengeſetzt werden. Da die Un⸗ 
ae! des Urteils nur den Schutz der Rechte des Mannes bezweckt, ſo wird das Urteil in 
mehung des eingebrachten Gutes wirkſam, ſobald Verwaltung und Nutznießung des Mannes 


aufhören. Das Urteil iſt gegen den Mann auch dann wirkſam, wenn ein Fall vorliegt, in dem 
feine Zuſtimmung entbehrlich iſt (§ 1401). 


emacht werden (RG JR 1910, 818⸗5). Wegen der (zum Geſamtgute chnenden) Ent- 
ſchädigung der Frau für häusliche Dienſte vgl. 88 1405 A 5, 1350 N 75 5 
7. Der Klage ſteht jede andere Art der gerichtlichen Rechtsverfolgung (Widerklage, Mahn⸗ 


e — die ohne Zustimmung des Mannes erhobene Klage von Amts wegen abweiſen. 
er Mangel der Zuſtimmung kann noch in der Reviſionsinſtanz gerügt werden (RG JW. 
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05, 8155; RG Warn 1918 Nr 57). Zu Klagen gegen die Frau bedarf es der Zuſtim⸗ 
mung des Mannes nicht. Dies ergibt ſich aus $ 1400 Abſ 1 (RG 74, 53). Unterbleibt 
die Zuziehung des Mannes, fo iſt die Folge lediglich die, daß das Urteil dem Manne gegen 
über unwirkſam und deshalb in das eingebrachte Gut nicht vollſtreckbar iſt (§ 739 3PO; 
RG Warn 1918 Nr 10) 

8. Mit dem Tode des Mannes und dem damit eingetretenen Wegfall feines Verwaltungs⸗ 
rechts am Frauenvermögen erliſcht die aus dieſem Recht ſich ergebende Beſchränkung der Klage⸗ 
befugnis der Frau, und dieſe erlangt die freie unbeſchränkte Klagebefugnis. Die Frau wird 
Rechtsnachfolgerin des Mannes im Sinne des $ 239 3 und iſt zur Fortführung eines 
Rechtsſtreits befugt, in dem der verſtorbene Mann ein zum eingebrachten Gute gehörendes 
Recht der Frau (Feſtſtellung der Nichtigkeit eines von der Frau abgeſchloſſenen Grundſtücks⸗ 
kaufvertrags) im eigenen Namen geltend gemacht hat (RG 109, 47). 


8 1401 


) Die Zuſtim mung des Mannes iſt in den Fällen der SS 1395 bis 1398, 
des § 1399 Abſ 2 und des § 1400 nicht erforderlich), wenn der Mann durch 
Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung ver⸗ 
hindert?) und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt⸗). 

E I 1306 II 1300; M 4 234; P 4 133, 146, 154, 160, 162, 181, 198. 


1. Während die Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die ihr in § 1357 zuge⸗ 
wieſene freiere Rechtsſtellung einnimmt, iſt ſie in den hier gemeinten Fällen nur unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen von dem Erforderniſſe der Zuſtimmung des Mannes befreit. Liegen 
dieſe Vorausſetzungen vor, fo bedarf es — anders wie im Falle des $ 1379 Abſ 1 — der Er⸗ 
ſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht nicht, vielmehr kann inſoweit die 
Frau ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſtändig beſorgen. Die Verwaltung kehrt gleichſam 
zu ihr zurück. Sie darf aber zu dieſem Zwecke — abweichend von den Fällen der 88 1450, 1519 
Abſ 2, § 1549 (Geſamtgut) — nur im eigenen Namen und für eigene Rechnung handeln. 

2. Die Vorausſetzungen der Entbehrlichteit der Zuſtimmung müſſen bei einem Rechts 
geſchäfte zur Zeit ſeiner Vornahme, bei einem Rechtsſtreite zur Zeit der Klageerhebung bzw. 
Einlaſſung auf die Klage (§ 1400 A 4) vorliegen und von demjenigen bewieſen werden, 
der die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder Urteils behauptet. Späterer Wegfall der 
1 ſchadet nicht, ſpäterer Eintritt der Vorausſetzungen nützt nicht. Vgl. $ 1407 

3 


3. Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu ſein wie z. B. im Falle des § 1305 
Abi 2. Übereinſtimmend R 103, 126. Für die Annahme der Abweſenheit im Sinne des 
$ 1401 genügt die Feſtſtellung, daß zur Zeit des von der Frau über Gegenſtände ihres ein- 
gebrachten Gutes behufs Geldbeſchaffung für ihren Unterhalt geſchloſſenen Darlehns⸗ und 
Sicherungsübereignungsvertrags die Ehegatten getrennt voneinander und in Feindſchaft und 
Scheidung lebten, und daß die Wohnung des Ehemanns nicht auffindbar war. Darauf, daß 
das Hindernis ſpäter wegfiel, indem der Ehemann in der von der Ehefrau weiter benutzten 
Ehewohnung unvermutet erſchien, kommt es nicht an. Maßgebend für die Feſtſtellung der 
Vorausſetzungen des § 1401 iſt allein der Zeitpunkt des von der Ehefrau vorzunehmenden 
Rechtögeichäf.s oder der von ihr vorzunehmenden Verfügung Die etwa einige Tage ſpäter 
gegebene Möglichkeit, die Einwilligung des Mannes einzuholen, muß daher — vorausgeſetzt, 
daß das weitere Erfordernis einer mit dem Aufſchube verbundenen Gefahr gegeben war — 
ganz außer Betracht bleiben. Darauf, daß der Mann die Erklärung nicht abgeben will, 
kommt es nicht an, ſondern nur darauf, daß er fie nicht abgeben kann RG 103, 126). 

4. Gefahr im Verzuge wird in der Regel nur dann vorliegen, wenn das Rechtsgeſchäft 
oder der Rechtsſtreit zum Zwecke ordnungsmäßiger Verwaltung erforderlich iſt (8 1374 A 2). 
— Abgeſehen von dem Regelfalle, daß der Ehemann, falls er nicht behindert geweſen wäre, 
die Einwilligung hätte erteilen müſſen, findet § 1401 auch auf anders gelagerte Ausnahme⸗ 
fälle Anwendung. So kann Gefahr im Verzug erblickt werden, wenn der Ehemann in Feind- 
ſchaft mit ſeiner Ehefrau, mit der er in Scheidung lebt, die Ehewohnung verlaſſen, ſeinen 
neuen Aufenthaltsort gar nicht bekannt gegeben, für die Ehefrau aber keine Vorſorge getroffen, 
ſondern es ihr ſelbſt überlaſſen hat, für ihr weiteres Fortkommen und ihren Unterhalt zu ſorgen, 
und wenn die Ehefrau dann zu dieſem Zwecke genötigt iſt, durch Veräußerung ihrer Habe ſich 
Mittel für ihr Fortkommen zu verſchaffen (RG 103, 126). Gefahr im Verzuge liegt auch 
dann vor, wenn aus dem Aufſchube die Gefahr der Verjährung erwächſt (OZ 1920, 398, wo 
der Anſpruch der Frau eines Kriegsteilnehmers auf Gewährung einer Ausſteuer gegen ihren 
Vater wegen Ablaufs der einjährigen Verjährung nach § 1623 abgewieſen wurde). Die 
Frage, ob mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, iſt nach ſachlichen Geſichtspunkten zu 
beurteilen (RG Recht 1925 Nr 941). 


Geſetzliches Güterrecht SS 1400-—1402 135 


8 1402 


1) Iſt zur ordnungsmäßigen?) Beſorgung der perjünlichen?) Angelegen⸗ 
heiten der Frau ein Rechtsgeſchäft“) A i ven tie 28 8 8 
ſtimmung des Mannes bedarfé), jo kann die Zuſtimmung auf Antrag“) der 
Frau durch das Vormundſchaftsgerichts) erjett?) werden, wenn der Mann 
ſie ohne ausreichenden Grund verweigertlo). 

E I 1321, 1322 II 1308, 1387; M 4 280; P 4 133, 146, 154, 181, 203. 


1. Im 8 1401 ſind Fälle behandelt, in denen i i i 
dagegen Fälle, in denen er nicht zuſtimmen wül. 11 En e lte 6 1974 
A 1 u. 2) hinaus iſt er verbunden, zu dem erforderlichen Rechtsgeſchäfte feine Zuſtimmung 
zu erteilen, dagegen nicht verbunden, das Rechtsgeſchäft ſelbſt vorzunehmen. Da das einge 
brachte Gut auch zur Befriedigung dieſer perſönlichen Bedürfniſſe der Frau beftimmt 15 
Hear 1258 88 ne uch en verwendet werde. Leiſtung aus eigenen Mitteln 
2. Ordnungsmäßigkeit. Die Handlungsweiſe einer ordentlichen Hausmutter bildet den 
bed der Ordnungsmäßigkeit. Die Umſtände des einzelnen Falles 
. Perſönliche Angelegenheiten der Frau find — 
0 18 100 ff. Tee EL m be en 
gelegenheiten, die vermögensrechtliche Aufwendungen erfordern. Geſundheit le u 
der Frau betreffen ihre Perſon und können vermögensrechtliche Aufſbendg 17 1 
machen, z. B. die Entrichtung von Heilungs⸗, Anwalts⸗ und Gerichtskoſten Ei ie a. 
ſtreit darf die Frau, gleichviel ob er ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft ob er 
zwar felbitändig führen ($ 1400 A 1), aber zur Bevollmächtigung des Anwalts und en 
von Vorſchüſſen an den Anwalt und das Gericht bedarf ſie der Zuſtimmung des Mannes Dieſe 
kann, wenn der Rechtsſtreit ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft, z. B Eheſcheidun, ö 
Entmündigung, Rechtsverhältnis zwiſchen Mutter und Kind, durch das Vormundſchafts rich 
A 5 ea der Frau in „einem Straf: oder Privatklageverfahren benifft 
vorſchußpflicht des Mannes vgl. 9 1387 A ö. — Persal 5 an 4 1 11 1 ea 
ſinb ſolche, die ihre Perſon insbeſ dere i r 7 5 5 enge ee Ireen 
betreffen. Eine perſonliche Angel on nr ihre Geſundheit, Abſtammung, Ehre, Freiheit 
weil fie vermögensrechtliche Anden der Frau verliert dieſe Eigenſchaft nicht deshalb, 
$ 1402 Sat gerade i danghe wendungen erfordert. Im Gegenteil, die Vorſchrift des 
der Frau eine vermögenerechtliche r daß die Beſorgung der perſönlichen Angelegenheit 
über eine perfonliche Ange genheit erfügung der Frau notwendig macht. Muß die Frau 
für den Rechteſtreit aufzuwendenden Kot Rechtsſtreit führen, ſo gehören auch die von ihr 
der Mann der Frau den Unterhalt en Koſten zu ihren perſönlichen Angelegenheiten. Wenn 
halt unter den $ 1402. Dagger 11 oder nicht zu bieten vermag, fällt auch der Unter⸗ 
hebung von Maßregeln der 3 dean 55 te die Aufhebung des Güterſtandes noch die Auf- 
m Angelegenheit der Frau Baustein 390 1 Nr 10. F 
Solche Rech ä ; 5 f 5 
Heilanftalt, Bevelf möcht ee 1 über Unterbringung der Frau in einer 
von Kosten oder Aus bag ennorſchen 115 5 18 1 Führung eines Rechtsſtreits, Entrichtung 
um ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, fo a 9291 0 und die Gerichtskaſſe. Handelt es ſich 
oder auf eine Verbindlichkeit 95 n 9 gleichgültig, ob es ſich auf das eingebrachte Gut 
Durch das fich die Frau zu einer Leif ezieht (588 1398, 1403). Zu einem Rechtsgeſchäfte, 
nicht erfordert ch (& 1300 Abf 1) ng verpflichtet, iſt dagegen die Zuſtimmung des Mannes 
ie Notwendigkeit der Maß i a 
Vorausſetzung für di regel iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. 
abſi . Verfügung r des Mannes iſt, daß die von der Frau be 
1 9 iſt (Bay Obs in 380 EN Deiotgug der Aeg 
Zuſt ungs Or 8 5 
den f. bean ad gerne ee edge dem Hi 
7. Der Antrag iſt durch Bärlegin, 155 eder bes Nea 
zu begründen, daß das Vormundſchafte er Sachlage, inapeſondere des Rechtsgeſchäfts ſo 
Beweisaufnahme eintreten kann. W in eine Prüfung gemäß § 1402, nötigenfalls 
ebenſo wie nach $ 1451 immer nur für 5 NE ge a ie 
ben ge u g N e 
„Zuſtändigteit und Verfahren des Vi 5 5 
55, 60 N - ormundſchaftsgerichts regeln ſich nach 88 45, 58, 
r 6, 62, 63, 199 366. Die Erſetzung der Zuſtimmung muß das fragliche Rechts. 
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geſchäft genau bezeichnen. — Die Erſetzung der Zustimmung eines Beteiligten iſt nach $ 16 
5G an den zu richten, deſſen Zuſtimmung erſetzt werden ſoll, und tritt nach 8 53 mit der 
Rechtskraft in Wirkſamkeit, ohne daß es noch einer Mitteilung an Dritte bedarf. Dieſer Fall 
fällt nicht unter S 55 Abſ 1. Wenn das Gericht es ablehnt, die Zuſtimmung zu erſetzen, 
iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen dem abgewieſenen Antragſteller das Beſchwerderecht 
gemäß 8 20 Abſ 2 gegeben (KG in OLG 41, 14). . 

9. Erſatz. Die erſetzte Zuſtimmung wirkt wie die erteilte, unterliegt aber nicht dem 
Widerrufe. 

10. Daß ausreichende Gründe zur Verweigerung der Zuſtimmung vorliegen, hat — un⸗ 
beſchadet der Ermittlungspflicht des Gerichts, § 12 FGG — der Mann darzulegen. 


8 1403 


) Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf das eingebrachte Gut be⸗ 
zieht“), ijt?) dem Manne gegenüber vorzunehmen. 

Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf eine Verbindlichkeit der Frau 
bezieht), iſt der Frau gegenüber vorzunehmen; das Rechtsgeſchäft muß 
jedoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen werden, wenn es in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam ſein ſoll'). 

E I 1304 II 1301; M 4 235; P 4 133, 146, 153, 160, 181, 198. 


1. Der $ 1403 bezieht ſich auf einſeitige Rechtsgeſchäfte Dritter, nicht, wie 88 1398, 
1399, auf einſeitige Rechtsgeſchäfte der Frau, und ordnet mit Rückſicht darauf, daß ſich 
erfahrungsgemäß der Mann mehr als die Frau um die Verwaltung des eingebrachten 
Gutes bekuͤmmert, aus Zweckmäßigkeitsgründen die Pflichten Dritter bei Vornahme ein- 
ſeitiger Rechtsgeſchäfte. Dieſe können ſich entweder nur auf die zum eingebrachten Gute 
gehörenden Rechte oder nur auf die dazu gehörenden Verbindlichkeiten oder auf beide 
zugleich beziehen. Von den Rechtsgeſchäften der erſten Art handelt der erſte Abſatz, von 
denen der zweiten und dritten Art der zweite Abſatz des $ 1403. — Die Beſtimmungen des 
$ 1408 leiden keine Anwendung auf die im 8 829 Abſ 2 Satz 1 3PO vorgeſchriebene Zuſtellung 
eines Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner. Der Ehemann einer Miterbin iſt 
für die Pfändung des Erbanteils eines Miterben nicht als Drittſchuldner anzuſehen (RG 
74, 51). Vgl. § 1400 A 2. 

2. Einſeitige, ſich auf das eingebrachte Gut nud nicht auf eine Verbindlichkeit (Abſ 2) 
der Frau beziehende Rechtsgeſchäfte Dritter ſind z. B. Kündigung einer Darlehnsforderung 
der Frau durch den Schuldner (§ 284), Anbieten der zum eingebrachten Gute geſchuldeten 
Leiſtung (§ 293), Ausübung des Wahlrechts durch den Schuldner im Falle des § 263, An. 
fechtung eines vom Dritten vorgenommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts durch den Dritten 
($ 148), Widerruf einer Schenkung durch den Schenker (§ 580). Bezieht ſich das Rechts⸗ 
geſchäft auf Vorbehaltsgut der Frau, ſo iſt es der Frau gegenüber vorzunehmen (8 1365). 

3. Nur dem Manne gegenüber kann das Rechtsgeſchäft mit Wirkſamkeit gegen das ein⸗ 
gebrachte Gut vorgenommen werden. Ausnahme $ 1405. 

4. Einſeitige, ſich auf Verbindlichkeiten der Frau beziehende Rechtsgeſchäfte Dritter 
find z. B. Kündigung einer Darlehnsſchuld der Frau durch den Gläubiger (§ 609), Mahnung 
ſeitens eines Gläubigers der Frau ($ 284), Ausübung des Wiederkaufsrechts (8 497), des Vor⸗ 
kaufsrechts 5 505), des Rücktrittsrechts ($ 349), Aufrechnung (8 388), Anfechtung eines Ver⸗ 
trags (§ 143). 

5. Nur der Frau gegenüber kann das Rechtsgeſchäft mit Wirkſamkeit gegen die Frau 
vorgenommen werden. Sie haftet dann mit etwa vorhandenem Vorbehaltsgute. Soll das 
Rechtsgeſchäft in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam werden, muß es auch dem Manne 
gegenüber vorgenommen werden (vgl. § 1399 Abſ 2 Satz 1). Hört die Verwaltung und Nutz 
nießung des Mannes auf, ſo tritt Wirkſamkeit auch in Anſehung des eingebrachten Gutes von 
ſelbſt ein. 


8 1404 


1) Die Beſchränkungen, denen die Frau nach den SS 1395 bis 1403 unter⸗ 
liegt, muß ein Dritter?) auch dann gegen?) ſich gelten laſſen, wenn er nicht 
gewußt“) hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 

E I 1305 II 1302; M 4 236 ff.; P 4 133, 146, 181, 198. 


1. $ 1404 bezweckt, die Rechte des Ehemanns an dem eingebrachten Gute der Frau zu 
ſchützen. Das Geſetz geht davon aus, daß es dem Dritten, der ſich mit einer Frau auf ein 


Geſetzliches Güterrecht 88 1402—1405 137 


Rechtsgeſchäft einlaſſen will, meiſt mühelos gelingen werde, ſich über die Eigenſchaft der Frau 
als Ehefrau zu vergewiſſern. Den Dritten trifft die Erkundigungspflicht. Guter Glaube 
ſchützt ihn nicht. Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden keine Anwendung. Die Verfügungsbeſchränkung der Frau 
tritt wie die Verwaltung und Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes mit der Eheſchließung 
ein. Ihre Eintragung in das Grundbuch iſt weder erforderlich noch zuläſſig. § 1404 findet 
nur auf das geſetzliche Güterrecht der Verwaltungsgemeinſchaft Anwendung. — Wie die 
aus dem geſeßlichen Güterrechte hervorgehende Beſchränkung der Ehefrau kraft des Ge⸗ 
ſetzes eintritt, gegen Dritte, auch wenn fie von der Ehe keine Kenntnis haben, wirkt ($ 1404) 
und danach der Aufnahme in das Grund buch nicht fähig iſt, fo kann auch die vertrags⸗ 
mäßige Aufhebung jener Beſchränkung in das Grundbuch nicht eingetragen werden; gibt 
doch über den Umfang des Verfugungsrechts von Ehefrauen beſtimmungsgemäß das Güter⸗ 
ſtandsregiſter und nur dieſes Auskunft (SeuffA 73 Nr 122). 

2. Dritter ift derjenige, der ſich mit der Frau auf das Rechtsgeschäft einläßt, nicht der- 
jenige, der von dem Dritten erwirbt. Auf dieſen Erwerb finden die Vorſchriften zugunſten 
derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten, Anwendung. 


3. Inwiefern der Dritte die Beſchränkungen der Frau für ſich geltend machen kann, 
iſt bei den 88 1395—1403 erörtert. 

4. Ob die Unkenntnis des Dritten auf eigenem Verſchulden beruht oder nicht, macht 
für die Anwendung des $ 1404 keinen Unterſchied. Argliſtige Täuſchung des Dritten 
durch die Frau zieht deren Schadenserſatzpflicht nach ſich (58 823, 826, 1411, 1415 Nr 1). Eine 
Anfechtung des Rechtsgeſchäfts aus § 123 findet nicht ſtatt. Unter Umſtänden kann dem 
Dritten ein Bereicherungsanſpruch gegen das eingebrachte Gut erwachſen (88 812ff., 
1411, 1399 Abſ 2 Satz 2). — Wenn eine Frau die von ihr beſeſſenen Aktien ohne Ein⸗ 
willigung des Mannes einem andern zum Zwecke der Ausübung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts für deſſen Forderung an einen Dritten herausgibt, ſo erlangt der andere kein Zurück⸗ 
behaltungsrecht ohne Rückſicht darauf, ob er den Mangel der Einwilligung kannte oder 
nicht (RG 83, 241). Auch darauf kann ſich der Dritte regelmäßig nicht berufen, daß er 
irrtümlich geglaubt habe, die Zuſtimmung des Mannes ſei erteilt worden oder ſei, weil 
es ſich um Vorbehaltsgut gehandelt habe, nicht nötig geweſen (Ebbecke, Verwaltungs 
recht mit dinglicher Wirkung in Gruch 61, 567). Auf die Gutgläubigkeit des Erwerbers einer 
zum eingebrachten Gute der Ehefrau gehörigen Sache kommt es hinſichtlich deren Berech⸗ 
tigung zum Verkaufe nicht an; der Erwerber muß vielmehr den Mangel der Veräußerungs⸗ 
berechtigung der Ehefrau auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht gewußt hat, daß 
lie eine Ehefrau war (RG 100, 194). 


8 1405 


Erteilt!) der Mann?) der Frau die Einwilligung?) zum ſelbſtändigen⸗ 
Betrieh eines Erwerbögejchäjtss), jo iſt ſeine Zuſtimmung zu ſolchen Rechts⸗ 
geſchäften und Rechtsſtreitigkeitené) nicht erforderlich“), die der Geſchäfts⸗ 
betrieb mit ſich bringts). Einſeitige Rechtsgeſchäfte, die ſich auf das Er⸗ 
werhsgeſchäft beziehen, ſind der Frau gegenüber vorzunehmen. 

Der Einwilligung des Mannes in den Geſchäftsbetrieb ſteht es gleich, 
wenn die Frau mit Wiſſene) und ohne Einſpruch lo) des Mannes das Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und der Widerruf!) der Einwilligung 
nur nach Maßgabe des S 1435 wirkſam 12) 13). 

f I 81 II 1304; M 4 240 ff.; P 4 134, 146, 160, 181, 204. 

„b den Mann die Verpflichtun i inwilli ifft, i den 
Umſtänden des einzelnen Falles ur Verüchichrtaung der fi den A 4359, 1954, 1356. 1355 
aufgeſtellten Geſichtspunkte zu entſcheiden. Nicht erfordert wird, daß ſich der Mann der recht- 
lichen Folgen ſeiner Einwilligung bei ihrer Erteilung bewußt war. 

2. Steht der Mann unter Vormundſchaft, jo erteilt der Vormund die Einwilligung 
Einar wert geen 1 t Gebrechen oder Abweſenheit an der 1 
ber 10 N 10 A beten. $ 1401 zur Anwendung, jondern es iſt ein Pfleger 

— ung iſt die vorher erteilte Zuſtimmung (8 183 in einſeitiges empfangs⸗ 
bedürftiges Rechtsgeſchäft. Sie kann en 1 5 ahne den m 
bedarf keiner Form. Sie begründet nicht die perſönliche Haftung des Mannes für die der 
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Frau aus dem Geſchäftsbetrieb erwachſenden Schulden ($ 1395 A3). Über Widerruf 
der Einwilligung vgl. 88 1354 A 4 u. 1405 A 11. 

4. Die Selbſtändigkeit des Betriebs wird weder dadurch, daß ſich die Frau eines 
Prokuriſten oder Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient, noch dadurch 
beeinträchtigt, daß ſie das Geſchäft in Gemeinſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, 
daß ſie — allein oder mit andern — Unternehmerin, nicht bloß Inhaberin, ſtille Geſell⸗ 
ſchafterin oder Kommanditiſtin iſt. Betreibt der Mann — ſei es im eigenen Namen, ſei es 
im Namen der Frau — ein Geſchäft, deſſen Inhaberin die Frau iſt, jo kann von einem ſelb⸗ 
ſtändigen Betriebe des Geſchäfts durch die Frau nicht die Rede ſein. Vgl. $ 1367 A 3 über 
die Rechte des Mannes an einem Erwerbsgeſchäfte, das die Frau ſelbſtändig betreibt und in 
die Ehe einbringt. 

5. Unter Erwerbsgeſchäft wird jede regelmäßige, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete 
Tätigkeit verſtanden, möge ſie in Handel, der Betreibung einer Fabrik oder eines Handwerks, 
der Ausübung eines künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Berufs, der Landwirtſchaft oder in 
anderer Erwerbstätigkeit beſtehen. Vgl. §8 112, 1367 BGB und $ 741 3PO. 

6. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut aus einem gegen die ein 
Erwerbsgeſchäft ſelbſtandig betreibende Ehefrau ergangenen Urteil vgl. $ 741 ZPO. Vor⸗ 
herige Verurteilung des Mannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung nicht nötig, aber 
901 19 7 e (OLG 6, 413; SeuffA 70 Nr 137, dagegen OLG 17, 188). Anders 

1 5 

7. Aus der Entbehrlichkeit der Zuſtimmung folgt, daß inſoweit die Beſchränkungen, 
denen die Frau nach den 88 1395—1403 unterliegt, wegfallen. Vgl. auch SS 11, 11a GewO. 

8. Ob der geſtattete Geſchäftsbetrieb die betreffenden Rechtsgeſchäfte und Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten mit ſich bringt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Die Aus⸗ 
drucksweiſe: „mit ſich bringt“ kommt auch in $ 112 BGB, 88 49, 54 HGB vor. Sie umfaßt 
Einrichtung, Fortführung und Auflöſung des Geſchäfts. Bezieht ſich der geſtattete Geſchäfts⸗ 
betrieb auf ein Handelsgewerbe ($ 1 HGB), fo hat die Ehefrau Rechte und Pflichten 
eines Kaufmanns. 

9. Der Mann muß beſtimmte Kenntnis haben. Auf Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis 
reicht nicht aus. 

10. Die Wirkſamkeit des Einſpruchs iſt der Frau gegenüber von keiner Form abhängig. 

11. Die Wirkſamkeit des Widerrufs iſt der Frau gegenüber von keiner Form abhängig. 
Vgl. auch § 1407 A 3. 5 

12. Gerichtszuſtänd igkeit für die Eintragung in das Güterrechtsregiſter 88 1558, 1559 
BGB; Art 8 EG. 

13. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Haben ausländiſche 
Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehörigkeit erwerben, 
den Wohnſitz im Inlande, ſo gelten für ihr Güterrecht zwar ausländiſche Geſetze (Vorbem 4 
vor § 1363), aber nach Art 16 Abſ 2 EG finden die Vorſchriften des § 1405 Anwendung, 
ſoweit ſie Dritten günſtiger find als die ausländiſchen Geſetze. Vgl. auch Art 36 EG 
(Anderung der Gewerbeordnung hinſichtlich einer Ehefrau, die im Inlande ſelbſtändig 
sn 1 55 betreibt und für deren güterrechtliche Verhältniſſe ausländiſche Geſetze maß⸗ 
gebend ſind). 


S 1406 


Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 


1. zur Annahme?) oder Ausſchlagung?) einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes⸗), zum Verzicht auf den Pflichtteil?) ſowie zur Errichtung 
des Inventars über eine angefallene Erbſchaft; 
2. zur Ablehnung eines Vertragsantragsé) oder einer Schenkung“); 
3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenüber?) dem Manne. 
E I 1808, 2148 Nr 4 II 1305; M 4 242 ff.; 5 679; P 4 134, 154, 160, 181, 204; 5 806. 
1. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß das Rechtsgeſchäft 
auch in Anſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne wirkſam iſt. Vgl. 8 1407 A 1. 

2. Annahme einer Erbpſchaft oder eines Vermächtniſſes. Die der Frau angefallene 
Erbſchaft wächſt infolge der Annahme durch die Frau, ausgenommen beim Erwerbe der 
Erbſchaft als Vorbehaltsgut (88 1369, 1413), ihrem eingebrachten Gute zu, und zwar mit 
allen Rechten und Verbindlichkeiten (SS 1363 Abſ 2, 1411, 1412). Das eingebrachte Gut 
haftet alſo für die Nachlaßſchulden. — Iſt der Erbteil der Frau eingebrachtes Gut, jo haftet 
das eingebrachte Gut auch für Verbindlichkeiten der Frau, die infolge des Erwerbs der 
Erbſchaft entſtehen. Daraus ergibt ſich aber nicht, daß der Mann neben der Frau Schuldner 
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wird. Die Verbindlichkeiten bleiben Verbindlichkeiten der Frau, auch wenn der Mann ſich 
dem Berechtigten gegenüber nicht auf ſein Recht der Verwaltung und Nutznießung ſtützen 
und dem Verlangen des Berechtigten, den Zugriff in das eingebrachte Gut zu dulden, keinen 
begründeten Einwand entgegenſetzen kann (RG 74, 51). Dem Ehemanne ſtehen jedoch, un. 
abhängig von dem Willen der Ehefrau, die Rechte auf Inventarerrichtung (8 1993), An- 
ordnung der Nachlaßverwaltung ($ 1975), Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (S 1975 BGB, 
§ 218 KO), Aufgebot der Nachlaßgläubiger ($ 1970 BGB, 8 999 3800) und die ſonſtigen 
Rechtsbehelfe zu, die ein Erbe zur Befchränfung der Haftung auf den Nachlaß geltend machen 
kann. Durch den Gebrauch dieſer Rechte kann er das eingebrachte Gut gegen etwaige Über⸗ 
ſchuldung der Erbſchaft ſchützen. Auch die Frau kann die bezeichneten Rechte ſelbſtändig 
geltend machen. Vgl. die genannten Geſetzesſtellen. Wegen der Inventarfriſt kommt noch 
$ 2008 in Betracht. Nimmt die Frau ein nicht dem Vorbehaltsgute zufallendes Vermächtnis 
an, das mit einem Untervermächtnis oder einer Auflage beſchwert iſt, ſo ſtehen dem Manne 
die Rechtsbehelfe aus §8 2186—2188 ſelbſtändig zu. — Vor der Annahme durch die Frau 
liegt ein endgültiger Erwerb noch nicht vor (RG 54, 293). 

3. Die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes ift ein höchſtperſön⸗ 
liches Recht der Frau. Durch die Ausſchlagung wird das eingebrachte Gut nicht vermindert, 
ſondern nur nicht vermehrt (88 1942, 1953, 2176, 2180). Vgl. auch § 517. Ebenſowenig 
bedarf die Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes zu einem Erb erzichte, $ 2346 (M 4, 243). 

4. Anfechtung. Die Ehefrau kann ihre Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft oder 
eines Vermächtniſſes ſelbſtändig anfechten (88 1954 —1957). 

5. Verzicht auf den Pflichtteil. Entſprechend dem Verhältniſſe der Ehegatten unter⸗ 
einander fällt es der freien Entſchließung der Ehefrau anheim, ob ſie ihren Pflichtteilsanſpruch 
e will oder nicht (88 2305— 2307). Auch ſteht ihr das Anfechtungsrecht aus 8 2308 
elbftändig zu. 

6. Ablehnung und Annahme eines Vertragsantrags. Der Vertragsantrag bindet 
den Antragenden (8 145). Die Ablehnung des Vertragsantrags iſt ein höchſtperſönliches Recht 
der Frau. Bei Annahme des Vertragsantrags durch die Frau kommen 88 1396, 1397, 
1399 nebſt Erläuterungen in Betracht. N 
ga. Ablehnung und Annahme einer Schenkung. Im Falle des $ 516 Abs 2 ift die Auf- 
forderung zur Erklärung über die Annahme an die Frau zu richten. Wegen Annahme einer 
Schenkung durch die Frau vgl. 8 1395 A 4. Der Widerruf der Schenkung durch den 
Schenker it dem Manne gegenüber zu erklären (§ 1403 A 3 u. 4). 

Kundianecztegeſchälte der Frau gegenüber dem Manne ſind z. B. Mahnung, Stundung, 
re ‚oung, Aufrechnung. Rechtsgeſchäfte der Frau mit dem Manne, z. B. Kauf, Tauſch, 
eichäften — nicht noch beſonderer Zuſtimmung des Mannes. Dasſelbe gilt von Rechts⸗ 
dee r Frau mit dem geſetzlichen Vertreter des Mannes ($ 1409) und — ſofern im 
nelchäft I 1 Bevollmächtigung auf die Zustimmung des Mannes zu dem Rechts⸗ 
el BT von Rechtsgeſchäften der Frau mit dem Bevollmächtigten des Mannes. 
einem 6 er Generalvollmacht der Frau). — Beſondere Zuſtimmung des Mannes 
lehne erchäfte, durch das eingebrachtes Geld der Frau in eine unverzinsliche, kündbare 
zehnsſo derung derielben an ihren Mann umgeſtaltet wird, iſt nicht erforderlich, ebenſo⸗ 


wenig zur Kündigung, Rückforderung und gerichtlichen Geltendmachung des Darlehns ı RG 
in ORG 42, 11 h. Vgl. 5 1885 K .. 4 u 


8 1407 


Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 

1. = h eines zur Zeit der Ehejchliegung?) anhängigen Rechts⸗ 

eits“); 

2. zur gerichtlichen Geltendmachung) eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 

börenden Rechtese) gegen?) den Mann; 

3. zur gerichtlichen Geltendmachungs) eines zum eingebrachten Gute ge- 
hörenden Rechtes“) gegen einen Drittens), wenn der Mann ohne die 
erforderliche“) Zuſtimmung der Frau über das Recht verfügt hat; 

4. zur gerichtlichen Geltendmachungs) eines Widerſpruchrechts 10) gegen⸗ 
über einer Zwangsvollſtreckung 11). 

E I 1309 II 1306; M 4 245 ff.; P 4 134, 154, 160, 181, 201, 203. 

1. Die Entbehrlichteit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß die von der 


Frau durch Klage oder anderweite gerichtliche Geltendmachung erwirkte Entſcheidung in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne wirkſam ift (vgl. 8 1406 A 1). Ber: 
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bindlichkeiten, die die Frau behufs zweckentſprechender Rechtsverfolgung eingeht oder die ihr 
infolge der Rechtsverfolgung kraft Geſetzes erwachſen (ſei es dem Prozeßgegner, Anwalte, 
Gerichtsvollzieher oder Gerichte gegenüber), belaſten das eingebrachte Gut. Dieſe Sätze 
gelten unbeſchadet des im § 1395 ausgeſprochenen Grundſatzes, wonach die Frau zur Ver⸗ 
fügung über eingebrachtes Gut ($ 1395 A 2) der Einwilligung des Mannes bedarf, z. B. 
zur Aufrechnung oder zum Erlaß der eingeklagten Forderung im Rechtsſtreite. 

2. Fortſetzung des Rechtsſtreits. Nebenintervention des Mannes. Die vor der Ehe⸗ 
ſchließung begründet geweſene Klageberechtigung und Klageeinlaſſungspflicht der Frau 
beſteht nach der Eheſchließung unabhängig von dem Willen des Mannes fort. Hat die Frau 
auf Leiſtung an fie geklagt, jo muß entſprechend dem Grundſatze des § 1395 der Klage⸗ 
antrag dahin geändert werden, daß Leiſtung an die Frau bei Zuſtimmung des Mannes oder 
Leiſtung an beide Eheleute oder Hinterlegung für beide Eheleute verlangt wird (ogl. § 1380 
A 5). Darin liegt keine unzuläſſige Klageänderung. Der Mann kann dem Rechtsſtreit als 
Nebenintervenient beitreten und ſich dadurch gegen eine nachläſſige Führung des Rechts⸗ 
ſtreits durch die Frau ſchützen. Im Falle des Beitritts wird der Mann Streitgenoſſe der 
Frau (88 61, 69 ZPO) Ebenſo SS 1380 A 7 u. 1400 A 3. 

3. Ahnliche Fälle. Wenn die Frau bei Krankheit oder Abweſenheit des Mannes (8 1401) 
die Führung eines Rechtsſtreits mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne begonnen hat und 
ſpäter die Vorausſetzungen des 8 1401 wegfallen, bedarf es der Zuſtimmung des Mannes 
zur Fortſetzung des Rechtsſtreits durch die Frau nicht (8 1401 A 2), ebenſowenig, wenn im 
Falle des § 1405 der Mann die der Frau zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts erteilte Ein⸗ 
willigung widerruft und zur Zeit des Widerrufs ein durch den Geſchäftsbetrieb veranlaßter 
Rechtsſtreit der Frau anhängig iſt. 

4. Ob die Frau den Rechtsſtreit als Klägerin oder Beklagte führt, iſt für die Anwen⸗ 
dung bes $ 1407 Nr 1 gleichgültig. — Das Urteil, das in einem von der Frau als Beklagte 
mit Zuſtimmung des Mannes geführten Rechtsſtreit ergeht, hat auch dem Manne gegenüber 
hinſichtlich des eingebrachten Gutes Rechtskraftwirkung (RG 56, 73; § 1400 A 37.5). 

5. Gerichtliche Geltendmachung § 1380 A 5. Zu einem Antrag auf Aufhebung des 
Miteigentums der Ehegatten an einem zum gemeinſchaftlichen Eigentum erworbenen Grund⸗ 
ſtück (§ 753) iſt jeder Ehegatte ohne Zuſtimmung des andern berechtigt (§ 749). Die Frau 
kann in dem zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft angeordneten Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ihre Rechte ohne Zuſtimmung des Mannes wahrnehmen (RG 67, 396). 

6. Rechte jeder Art § 1400 A 6. . 

7. Gegen den Mann kann die Frau das fragliche Recht trotz der entgegenſtehenden Be⸗ 
ſtimmung des $ 1400 Abj 2 (vgl. dort A 4) ſelbſtändig geltend machen. — Solange dem Manne 
an dem eingebrachten Gute der Frau die Verwaltung und Nutznießung zuſteht, ift die Frau 
nicht berechtigt, wegen einer zum eingebrachten Gute gehörenden, der Frau gegen den Mann 
zuſtehenden Geldforderung auf Zahlung an fie zu klagen (Recht 1920 Nr 3133). 

8. Ausnahme von $ 1400 Abj 2. Die Frau kann z. B. gegen einen Dritten auf Heraus⸗ 
gabe einer von ihrem Manne ohne ihre Zuſtimmung veräußerten, zum eingebrachten Gute 
gehörigen Sache ſelbſtändig klagen (§ 985). 

9. 88 1375—1378. Vgl. § 1375 A 6. 

10. Geltendmachung eines Widerſpruchsrechts: 88 732, 766, 767, 771, 861 Abſ 2 ZPO, 
ferner § 773 und die Einwendungen aus 88 781786 ZRO (Beſchränkung der Haftung als 
Erbe). Gegen den Grundſatz des § 1400 darf jedoch nicht verſtoßen werden. Oben A 1. Übrigens 
kann der Mann unbeſchadet ſeines Rechtes, das Widerſpruchsrecht ſelbſtändig geltend zu 
machen, auch in dieſen Fällen der Frau als Nebenintervenient beitreten. Er gilt dann als 
ihr Streitgenoſſe. Oben A 2. 

11. Ob ſich die Zwangsvollſtreckung gegen die Frau, den Mann oder einen Dritten 
richtet, ift gleichgültig. Es macht auch keinen Unterſchied, ob die Zwangsvollſtreckung in das 
eingebrachte Gut wegen einer Geldforderung oder in Vollſtreckung eines Urteils erfolgt, 
das auf die Veräußerung einer zum eingebrachten Gute gehörenden Sache gerichtet iſt. 


& 1408 


Das Recht!), das dem Manne an dem eingebrachten Gute kraft ſeiner 
Verwaltung und Nutznießung zuſteht, iſt nicht übertragbar2)?), 
E 1 1298 Halbſ 1 II 1307; M 4 205 ff.; P 4 134, 153, 182, 204. 


1. Das dem Manne zuſtehende Recht der Berwaltung und Nutznießung des eingebrachten 
Gutes beruht auf dem Vertrauen der Frau zu der Perſon des Mannes und iſt wegen dieſer 
höchitperfönlichen Natur unübertragbar. 

2. Unübertragbarkeit des Rechtes. Überlaſſung der Ausübung. Früchte. Das be- 
zeichnete Recht darf weder abgetreten ($ 400) noch verpfändet (88 1274 Abſ 2, 861 ZRH) 
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noch durch Beſtellung eines Nießbrauchs belaftet ($ 1069 Abſ 2) werden. Dagegen iſt der 
Ehemann nicht gehindert, die ihm kraft der Verwaltung und Nutznießung zuſtehenden Einzel⸗ 
befugniſſe ihrer Ausübung nach einem andern zu überlaſſen, z. B. Beſtandteile des 
eingebrachten Gutes durch Vermietung oder Verpachtung zu nutzen. Unter Umſtänden, z. B. 
wenn er längere Zeit abweſend ſein muß, darf er Verwaltung und Nutznießung durch einen 
Bevollmächtigten ausüben (M 4, 300; § 1418 A 10). Unbedenklich darf der Mann eine dahin 
gehende Vollmacht feiner Frau erteilen (KG in RIA 16, 292). Die von dem Ehemann er- 
worbenen Früchte des eingebrachten Gutes find der Pfändung nur in dem im § 861 ZRO 
bezeichneten Umfange unterworfen. Wegen des Widerſpruchsrechts vgl. § 1407 A 10. 

3. Anfechtung. Genehmigt der Ehemann die Veräußerung eines zum eingebrachten 
Gute gehörigen Gegenſtandes durch die Ehefrau, ſo kann die Genehmigung von ſeinen 
Gläubigern nicht ſchon deshalb angefochten werden, weil fie das Erlöſchen des ehemänn⸗ 
lichen Nießbrauchs an dem Gegenſtande mit ſich bringt. Das ehemännliche Nießbrauchsrecht 
kann nicht gepfändet werden; deshalb kann auch der Verzicht des Ehemanns auf dieſes Recht 
nicht Gegenſtand der Anfechtung fein (RG 10. 7. 06 VII 564/05). 


8 1409 


Steht der Mann unter Vormundſchaft!), jo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertreten?), die ſich aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des eingebrachten Gutes ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die 
Frau?) Vormund des Mannes iſt. 


E I 1326 II 1308; M 4 286 ff.; P 4 134, 149, 160, 162, 183, 204. 


1. Vormundſchaft. Pflegſchaft. Unter Vormundſchaft iſt auch die vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft (§ 1906) zu verſtehen. Steht der Mann unter Pflegſchaft (88 1910, 1911), fo findet 
der $ 1409 ſinnentſprechende Anwendung. 

2. Vertretung des Mannes. Schutz der Frau. Die Vertretung des Mannes muß in 
dieſem Falle trotz der höchſtperſönlichen Natur ſeines Verwaltungs- und Nutznießungsrechts 
eintreten, weil die Stellung des Mannes unter Vormundſchaft oder Pflegschaft das be. 
zeichnete Recht nicht kraft Geſetzes zum Erlöſchen bringt. Der Vertreter iſt dem Manne für 
Schaden verantwortlich (88 1833, 1915). Die Frau kann jederzeit auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung Hagen (§ 1418 Abf 1 Nr 3, 4 u. 5) und dadurch eine ihr unlieb- 
ſame Vertretung hintertreiben. 

5 3. Die Frau als Vormund oder Pfleger des Mannes ift ebenſo wie ein anderer Vertreter 
em Manne für Schaden verantwortlich 5 1833, 1915). Iſt die Zuſtimmung des Mannes 
x an Rechtsgeſchäft oder einem Nechtsitreit erforderlich (88 13951405), ſo erteilt die 
1 als Vertreter des Mannes, ſich ſelbſt die Zuſtimmung. Die im 8 181 zugelaſſene Aus⸗ 

ahme („ſoweit nicht ein anderes ihm geſtattet iſt“) trifft hier zu. Vgl. § 1457. 


3. Schuldenhaftung 


8 1410 


Die Gläubiger des Mannes!) können nicht Befriedigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gutes) verlangen). 
E II 1309; M 4 205 ff.; P 4 134, 147, 182, 204. 


1. Gläubiger des Mannes. Wie der Mann nicht für die Schulden der Frau haftet, ſo 
haftet auch nicht die Frau für die Schulden des Mannes. Zum Schutze der Gläubiger des 
Mannes dienen die Vorſchriften in § 1362 Abſ 2 (Vermutung für das Eigentum des Mannes), 
85 31 Nr 2, 32 Nr 2, 45 KO und 83 Nr 2 u. 4 AnfG. Vgl. § 1391 A 11. Das Nutz⸗ 
nießungsrecht des Mannes unterliegt nicht der Pfändung (RG JW. 03, 24322). Da die 
Frau mit ihrem Vermögen für die voreheliche Schuld ihres Mannes (Unterhaltsrüdftände 
eines unehelichen Sohnes) nicht haftet, lo iſt ſie auch berechtigt, dieſes Vermögen vor dem 
Sugrifie der Gläubiger des Mannes zu ſichern (durch Einführung der Gütertrennung und 


2. Zum eingebrachten Gute der Frau können auch jährlich fortlaufende Zahlungen an 
die Frau gehören. Vgl. § 1363 A6. Die Früchte des eingebrachten Gutes ſind dagegen dem 
Zugriffe der Gläubiger in dem durch § 861 ZPO beſtimmten Umfange freigegeben. 
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3. Übergangsrecht. Die Pflicht der Kaufleute, die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft 
durch Vertrag im Handelsregiſter eintragen zu laſſen (Art 20 des preuß. EG z. A DHB), 
beiteht nach dem Inkrafttreten des BGO nicht fort. Gläubiger des Mannes, deren Forde⸗ 
rungen nach dem Inkrafttreten des BGB entſtanden find, haben nicht das Recht, aus dem 
Grunde, weil die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft nicht in das Handelsregiſter ein- 
getragen iſt, das eingebrachte Gut der Frau in Anſpruch zu nehmen (RG 63, 245). 


8 1411 


Die Gläubiger der Frau!) können ohne Rückſicht auf die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes Befriedigung?) aus dem eingebrachten Gute ver⸗ 
langen, joweit?) ſich nicht aus den SS 1412 bis 1414 ein anderes ergibt?). Sie 
unterliegen bei der Geltendmachung der Anſprüche der Fraus) nicht der im 
§ 1394 beſtimmten Beſchränkung. 

Hat der Mann verbrauchbare Sachen nach S 1377 Abſ 3 veräußert oder 
verbraucht, jo iſt er den Gläubigern“) gegenüber zum ſofortigen“) Erſatze 
verpflichtet. 


E I 1311 II 1293 Abſ 2, 1300; W 4 249, 252, 254; P 4 133, 147, 154, 160, 162, 180, 183, 205. 


1. Die Gläubiger der Frau können grundſätzlich wegen aller Anſprüche Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute ohne Rückſicht auf die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
verlangen. Dieſer Grundſatz gilt für Gläubiger, deren Anſprüche vor dem Eintritte der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes (regelmäßig der Eheſchließung, § 1363 A 2) ent- 
ſtanden find, ausnahmslos. Die in den $8 1412—1414 enthaltenen Ausnahmen beziehen 
ſich nur auf die Gläubiger der Frau, deren Anſprüche nach der Eheſchließung entſtehen. 
Unter den oben bezeichneten Grundſatz fallen insbeſondere Anſprüche aus einer unerlaubten 
Handlung der Frau (3. B. der Anſpruch des Verletzten auf Schadenserſatz, der Anſpruch 
der Gerichtskaſſe auf die Koſten eines Strafverfahrens, vgl. $ 1387 A 7) und auf Geſetz be⸗ 
ruhende Anſprüche gegen die Frau, z. B. der Unterhaltsanſpruch ihrer Verwandten (88 1601, 
1604, 1386) und die Erſatzanſprüche aus Beſchädigungen durch Tiere ($ 833) und Gebäude 
(8 836). Als auf Geſetz beruhend ſind auch die Anſprüche der Gläubiger gegen die Frau aus 
ungerechtfertigter Bereicherung (SS 812, 1399 Abſ 2 Satz 2) und aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (88 678, 680) anzuſehen. — Hat die Frau als Beklagte mit Zuſtimmung des 
Mannes den Rechtsſtreit geführt oder war die Zuſtimmung entbehrlich, fo hat das Urteil auch 
dem Manne gegenüber hinſichtlich des eingebrachten Gutes Rechtskraftwirkung (RG 56, 73; 
$ 1400 A 3, 5). Steht dem Manne eine auf dem Grundſtücke der Frau ruhende Hypo⸗ 
thekenforderung zu, jo kann er gegen die Frau auf Zahlung klagen. Seinem Klagerechte 
ſteht der Umſtand, daß er die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes hat, 
nicht entgegen (Seuff A 69 Nr 246). 

2. Die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut ift nur zuläſſig, wenn die Frau 
zu der Leiſtung und der Mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
verurteilt iſt (§S 739 ZPO) oder der Mann die Zwangsvollſtreckung gemäß $ 794 Abſ 2 ZRO 
bewilligt. Die Klage gegen den Mann kann auch mit einer Wechſelklage gegen die Frau 
verbunden werden (RG 50, 51). Für den Fall, daß die Frau ein Erwerbsgeſchäft betreibt, 
gelangt $ 741 ZPO zur Anwendung. Wegen Erteilung vollſtreckbarer Urteilsausfer⸗ 
tigung, falls zur Zeit des Eintritts der Verwaltung und Nutznießung der Rechtsſtreit für 
oder gegen die Frau bereits anhängig war, vgl. $ 742 ZPO. Die dem Schuldner gegen die 
Zwangsvollſtreckung zuſtehenden Einwendungen kann jeder der Ehegatten ſelbſtändig er⸗ 
heben. Wird über das Vermögen der Frau der Konkurs eröffnet, ſo muß ſich der Mann die 
Befriedigung derjenigen Gläubiger der Frau, die unter den Regelfall des § 1411 fallen, aus 
dem eingebrachten Gute gefallen laſſen. — Die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
der Ehefrau hat eine Einſchränkung der Rechte des Mannes zur Folge. Die Sorge für eine 
geordnete Befriedigung der Gläubiger geht vom Manne auf den Konkursverwalter über. 
Der Mann muß die Befriedigung der Gläubiger ſeiner Frau aus dem eingebrachten Gute 
durch den Konkursverwalter dulden und zu dieſem Zweck an letzteren das eingebrachte Gut, 
wenn deſſen Wert durch den Betrag der Schulden erſchöpft wird, herausgeben. Der Ver⸗ 
walter kann ſich nicht eigenmächtig in den Beſitz des eingebrachten Gutes ſetzen, ſondern nur 
auf Herausgabe klagen. Der Mann iſt nicht Gemeinſchuldner, ſondern ein außerhalb des 
Konkursverfahrens ſtehender Dritter. Ihm gegenüber iſt zur Begründung des Anſpruchs 
auf Herausgabe nachzuweiſen, daß der Wert des Eingebrachten durch den Betrag der Schulden 
erſchöpft wird. Zum Nachweiſe einer Schuld genügt eine frühere Verurteilung des Mannes 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut (vgl. über die Wirkung eines 
Duldungsurteils RG JW ö 09, 32122). Der Ehemann hat auf Verlangen des Konkursverwalters 
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ein Verzeichnis über den Beſtand des eingebrachten Gutes gemäß $ 260 vorzulegen und in 
ſinnentſprechender Anwendung des § 1421 Rechnung zu legen, auch nötigenfalls den Offen⸗ 
barungseid zu leiſten (88 259, 260). Zur Rechnungslegung über ihm gebührende Nutzungen 
iſt der Mann nicht verpflichtet. An dem von der Ehefrau erſt nach der Konkurseröffnung 
erworbenen Vermögen verbleibt dem Manne das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht 
uneingeſchränkt (RG 73, 288). 

8 Beweislaſt. Daß ein Ausnahmefall der 88 1412—1414 vorliegt, hat der Mann zu be⸗ 
weiſen. 

4. Nur aus Rückſicht auf die Rechte des Mannes ſind die Ausnahmen der 88 1412 
bis 1414 beſtimmt. Daher darf nur der Mann, nicht die Frau, die Ausnahmen geltend machen. 

5. Zeitpunkt der Geltendmachung. Die Gläubiger der Frau können Anſprüche, die der 
Frau gegen den Mann auf Grund der Verwaltung und Nutznießung zuſtehen und ihnen 
im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen ſind, unbeſchränkt vor der Beendigung der 
Verwaltung und Nutznießung geltend machen. Vgl. § 1394 A 2. 

6. Gemeint ſind ſolche Gläubiger der Frau, die aus dem eingebrachten Gute Befriedigung 
verlangen können. 

7. Sofortiger Erſatz. Die Gläubiger der Frau konnen den Erſatzanſpruch der Frau ſchon 
während des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann gerichtlich 
geltend machen. Bgl. 8 1377 A 9. Entgegenſtehende Abmachungen der Eheleute ſind den 
Gläubigern gegenüber unwirkſam. 


8 1412 


) Das eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus 
einem nach?) der Eingehung der Ehe vorgenommenen Rechtsgeſchäft ent⸗ 
ſteht, nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft 
erteilt oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung ihm gegenüber 
wirkſam iſt. 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das eingebrachte Gut 
auch dann, wenn das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des ein⸗ 
gebrachten Gutes nicht wirkſam iſt. 

E 1 1812 Nr 1 II 1811; M 4 251; P 4 135, 147, 155, 160, 163, 188, 205; 6 277. 

a Zweck der Beſtimmung im 8 1412 Abſ 1 ift, die Rechte des Mannes an dem eingebrachten 
Fru > Frau zu ſchützen. — Die Rechte des Mannes an dem eingebrachten Gute der 
. u er einen aber mit feinem Tode und können dem Anſpruche des Klägers nicht ent» 
feste An ten werden (RG 58, 38; 87, 256). Fordert der Mann die von feiner Frau ge- 
fr 5 an auf das Kaufgeld für ein von ihr ohne Zuſtimmung des Mannes gekauftes 
ne 615 vom Verkäufer zurück, ſo iſt dieſer nicht berechtigt, mit einer Gegenforderung 
ea . Frau auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Kaufvertrags aufzurechnen 
(OLG 42, 121). 

2. Beweislaft. Daß es ſich um ein nach und nicht vor der Eheſchließung vorgenommenes 
Nechtägeichäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen liegt dem Gläubiger der Beweis 
ihm 5 2 je! cuts erteilt hat oder das Rechtsgeſchäft ohne feine Zuftimmung 

8 1413 


f Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Werbindlichkeit!) der Frau, 
die 1 des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entſteht, 
wenn die Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach der Eingehung der 
Ehe?) als Vorbehaltsguts) erwirbt). 

; 3 Nr 2 II 1312; M 4 252; P 4 135, 147, 155, 160, 163, 183, 207. 

„Verbindlichkeiten, die infolge des Erwerbs einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes 
entftegen, 180 3. B. die Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967), die Herausgabepflicht des Vor⸗ 
erben (© 2180) und bie Erfüllung letzwiliger Anordnungen (88 2147, 2192). Wegen des Er⸗ 
1 Sn Erbſchaft als eingebrachtes Gut vgl. 8 1406 A 2. 

ie Worte: »nach der Eingehung der Ehe“ laſſen nicht den Schluß zu, als ob auch 
ſchon vor der Eingehung der Ehe Vorbehaltsgut entſtehen nne Dieselben Worte kommen 


auch in SS 1412 Abſ 1 u. 1414 vor. 7 i 2 
abweichende Urteil RG 106, 881) Bol. RG 65, 367 u. § 1369 A 2, insbeſondere das 
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3. Erwerb als Vorbehaltsgut liegt nicht vor, wenn die Frau die Erbſchaft oder das Ver⸗ 
mächtnis als Eingebrachtes erwirbt und das Erworbene erſt durch Vertrag mit dem Manne 
als Vorbehaltsgut erklärt wird. Vgl. § 1369 A 7. . 

4. Beweislaſt. Der Mann hat zu beweiſen, daß ein Erwerb als Vorbehaltsgut im Sinne 
des § 1413 vorliegt. 


§ 1414 
Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit!) der Frau, 
die nach der Eingehung der Ehe infolge eines zu dem Vorbehaltsgute ge⸗ 
hörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entſteht, es 
ſei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, 
das die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt2). 


E 11312 Nr 3 II 1313; M 4 253; P 4 136, 147, 155, 160, 163, 183, 207. 


1. Verbindlichkeiten der fraglichen Art find z. B. die Pflicht zur Entrichtung der auf 
dem Vorbehaltsgute ruhenden Reallaſten (8 1105), Steuern und Abgaben, die Herausgabe⸗ 
pflicht im Falle der ungerechtfertigten Bereicherung (58 812ff.) und die Verbindlichkeiten 
zur Erfüllung der auf Gegenſtände des Vorbehaltsguts gerichteten dinglichen Anſprüche 
En 11 91 dagegen nicht die Verbindlichkeiten aus 88 833, 836. Vgl. § 1411 A 1. A. M. Planck 

1414 A 1. 
2. Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau § 1405. 


8 1415 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Vorbehalts⸗ 

gute zur Laſt: 

1. die Verbindlichkeiten?) der Frau aus einer unerlaubten Handlung, die 
ſie während der Ehe begeht, oder aus einem Strafverfahren, das 
wegen einer ſolchen Handlung gegen ſie gerichtet wirds); 

2. die Verbindlichkeiten⸗) der Fran aus einem ſich auf das Vorbehalts⸗ 
gut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vors) der Eingehung 
der Ehe oder vor?) der Zeit entſtanden ſind, zu der das Gut Vorbehalts⸗ 
gut geworden iſt; 

3. die Koften‘) eines Rechtsſtreits, den die Frau über eine der in Nr 12 
bezeichneten Verbindlichkeiten führt“). 

E I 1316 Abſ 2 Nr 1—8 II 1314; M 4 260 ff.; P 4 136, 149, 157, 160, 183, 207; 6 277. 


1. Die Gläubiger der Frau können nach ihrer Wahl Befriedigung aus dem eingebrachten 
Gute gemäß $ 1411 oder aus dem Vorbehaltsgute verlangen. Im Verhältniſſe der Ehegatten 
untereinander muß aber eine Ausgleichung ſtattfinden (§ 1417). Die Regel iſt, daß Ver⸗ 
bindlichkeiten, wegen deren Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann, 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem eingebrachten Gute zur Laſt fallen. Von dieſer 
Regel ſind die in §§ 1415, 1416 bezeichneten Verbindlichkeiten ausgenommen. Sie fallen 
im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander dem Vorbehaltsgute zur Laſt. 

2. Zu ſolchen Verbindlichteiten gehören z. B. die Verpflichtung zum Schadenserſatze, 
zur Entrichtung einer Geldſtrafe oder Buße und zur Tragung der Koſten eines Strafverfahrens. 
Für die Koſten der Verteidigung der Frau kommt zunächſt § 1387 Nr 2 in Betracht. Koſten, 
die durch die Unterbringung und Verpflegung der Frau in einer Strafanſtalt erwachſen, 
hat der Mann auf Grund ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht zu tragen. Sie fallen im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten dem eingebrachten Gute zur Laſt, falls der Mann ſie nicht bezahlen 
kann. 

3. Während der Ehe. Verbindlichkeiten aus früher begangenen unerlaubten Hand⸗ 
lungen fallen im Verhältniſſe der Ehegatten dem eingebrachten Gute der Frau zur Laſt. Ein 
Strafverfahren, das wegen einer vor der Eheſchließung begangenen unerlaubten Handlung 
ſtattfindet, fallt nicht hierunter. Die Frau muß die unerlaubte Handlung begangen haben, 
Beſchuldigung allein genügt nicht. 

4. Zu ſolchen Verbindlichkeiten gehören 3 B. die Verpflichtungen der Frau aus Rechts⸗ 
geſchäften, die ſich auf das Vorbehaltsgut beziehen (8 1370) und mit Zuſtimmung des Mannes 
vorgenommen oder ihm gegenüber ohne ſeine Zuſtimmung wirkſam ſind, namentlich die 
Verbindlichkeiten der Frau aus dem ſelbſtändigen Betrieb eines mit Einwilligung des Mannes 
betriebenen Erwerbsgeſchäfts (88 1867, 1405, 1414), ſowie die geſetzliche Unterhaltspflicht 
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der Frau ($ 1386 A 6), inſoweit fie durch den Beſitz von Vorbehaltsgut begründet oder ver- 
größert wird und daher eine verhältnismäßige Verteilung auf das Vorbehaltsgut und das 
eingebrachte Gut erforderlich macht. 

5. Beiſpiele: Die vor jenem Zeitpunkte fällig gewordenen Leiſtungen auf Grund einer 
Reallaſt, die auf einem zum Vorbehaltsgute gehörenden Grundſtücke ruht, ferner die auf 
einem ſolchen Grundſtücke laſtenden vorehelichen Schulden. Vgl. 88 1385 A 6, 1386 A 9. 

6. Begriff der Koſten § 1387 A 2. 

7. In welcher Parteirolle die Frau den Rechtsſtreit führt, ift nebenſächlich. 


8 1416 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen die Koften?) eines 
Rechtsſtreits) zwiſchen ihnen‘) dem Vorbehaltsgute zur Laſt, ſoweit nicht 
der Mann ſie zu tragen hats). 

Das gleiche‘) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Manne gegenüber in 
Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam ift?). Betrifft jedoch der Rechts⸗ 
ſtreit eine perſönliche Angelegenheits) der Frau oder eine nicht unter die 
Vorſchriften des § 1415 Nr 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das ein⸗ 
gebrachte Gut haftet), jo findet dieſe Vorſchrift 10) keine Anwendung, wenn 
die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt !). 

E I 1316 Abſ 2 Nr 4 II 1315; M 4 264; P 4 136, 149, 157, 160, 183, 208. 


1. Der $ 1416 regelt die Koſtenfrage zwar nur in bezug auf das innere Verhältnis des 
Vorbehaltsguts zum eingebrachten Gute und hat zunächſt nur die Ausgleichung der beiden 
Maſſen unter ſich (8 1417) im Auge; aber für die Tragweite des $ 1416 kommen auch 88 1387 
zer 1 u. 1388 (Verpflichtungen des Ehemanns gegenüber der Frau und den Gläubigern 
der Frau) in Betracht. 

2. Begriff der Koſten 8 1387 A 2. 

3. Begriff des Rechtsſtreits 8 1387 A 3. 

4. Gegenſtand eines Rechtsſtreits zwiſchen Ehegatten kann z. B. Eheſcheidung, Ehe⸗ 
anfechtung, Herſtellung des ehelichen Lebens, Gewährung des Unterhalts, Herausgabe der 
Kinder, Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, Herausgabe des Vorbehalt3- 
* oder Sicherheitsleiſtung fein. 

* Der Mann hat die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, wenn er dazu nach den Prozeß⸗ 
lie „Koſtengeſetzen verpflichtet iſt, ſei es, daß er der Frau gegenüber in der Hauptſache unter⸗ 
u oder aus einem andern Grunde als koſtenpflichtige Partei anzuſehen iſt. Kann der Mann 

ie Koſten nicht aus eigenen Mitteln zahlen, ſo fallen ſie dem eingebrachten Gute zur Laſt. 
al. Wird der zwiſchen Ehegatten ſchwebende Unterhaltsrechtsſtreit durch gerichtlichen Ver 
5 eich ohne Abrede über die Koſten erledigt, ſo iſt im Verhältnis der Ehegatten zueinander 
en gemäß § 98 ZPO verpflichtet, der Frau die Hälfte der von ihr gemäß § 89 GKG 
15 7 GK i. d. Faſſung v. 5. 7. 27) geſchuldeten Gerichtskoſten zu erſetzen oder ſie von 
rer Verpflichtung der Gerichtskaſſe gegenüber zu befreien. Inſoweit fallen daher die Ge- 
richtskoſten nicht dem Vorbehaltsgute, ſondern gemäß 8 1416 Abſ 1 dem Manne zur Laſt. 
Er haftet dafür gemäß $$ 1387 Nr 1, 1388 der Gerichtskaſſe neben der Frau als Geſamt⸗ 
ſchuldner (OLG 41, 75). 

6. Das gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Verbehaltsgute zur Laſt fallen. 

ge a das urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam, 
dal t hilfe a oder entbehrlicher Zuſtimmung (8 1400 A 3, 4), fo fallen die Koſten im Ver; 

ame der Chegatten zueinander dem eingebrachten Gute zur Laſt, vorausgeſetzt, daß nicht 
ein es 5 3 vorliegt. 

85 nliche Angelegenheit der Frau. Z. B. im Falle der Doppelehe die Anfechtung 
955 . Ehe (8 1326) im Wege der Klage oder Widerklage, ferner die Einlaſſung auf eine 

erg ini gen ein früheres Scheidungsurteil ($ 1309 Ab] 2). Vgl. auch 8 1402 A 3. 
1 für die Verbindlichkeit das eingebrachte Gut haftet, iſt nach 88 1411—1414 zu 

10. Dieſe Vorſchrift — nämli U f i ältni i 
dem Vorbehaltsgute zur Dat iu ln bob die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
n treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das ein- 
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$ 1417 


) Wird eine Verbindlichkeit, die nach den SS 1415, 1416 dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten Gute berichtigt), jo hat die Frau 
aus dem Borbehaltsgute, ſoweit dieſes reichts), zu dem eingebrachten Gute 
Erſatz zu leiſten⸗). 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem Vorbehaltsgute 
berichtigt?), jo hat der Mann aus dem eingebrachten Gute, ſoweit dieſes 
reichte), zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten “). 


E I 1316 Abj 3 II 1316; M 4 260, 266; P 4 136, 149, 157, 160, 183, 207. 


I. Der § 1417 regelt die Ausgleichung des Vorbehaltsguts und des eingebrachten 
Gutes im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander für den Fall, daß die eine Maſſe auf 
Koſten der andern eine Mehrung, bzw. zugunſten der andern eine Minderung erfahren hat. 
Daraus ergibt ſich zugleich, daß die Verwirklichung der Ausgleichung, abweichend von 8 1394, 
ſchon während der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend gemacht werden kann. 
Vgl. § 1394 WB. 

2. Berichtigt wird eine Verbindlichkeit nicht nur durch Erfüllung, Hinterlegung und 
Aufrechnung, ſondern auch durch Vereinigung von Schuld und Forderung in der Perſon 
der Frau. 

3. Iſt erſatzpflichtiges Gut nicht vorhanden oder reicht es zum Erſatze nicht aus, fo ent- 
fällt inſoweit die Erſatzpflicht der Frau. Eine dieſes Maß überſchreitende perſönliche Erſatz⸗ 
pflicht der Frau gegenüber dem Manne beſteht nicht. Unberührt bleibt die perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Mannes zur Tragung der in SS 1384 —1387 bezeichneten Laſten. 

4. Schuldvolle Nichterfüllung der Erſatzpflicht begründet nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen Anſpruch auf Schadenserſatz. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznie ßung ) 


1. Die 88 1418 —1420 regeln Fälle, in denen die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
aufhört. Selbſtverſtändlich endigt dieſer Güterſtand auch mit der Auflöſung der Ehe 
(Tod eines Ehegatten, Scheidung der Ehe und Wiederverheiratung eines Ehegatten im Falle 
der Todeserklärung des andern Ehegatten). — Das Verwaltungs⸗ und Nießbrauchsrecht des 
Mannes iſt perjönlicher Natur und erliſcht mit ſeinem Tode (RG 58, 38; RG IM 1915, 101118), 
Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (§ 1575) ſteht der Scheidung gleich ($ 1568). Wird 
die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, ſo tritt Gütertrennung ein 
($ 1587). Im Falle der Nichtigkeitserklarung der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie 
beſtanden habe, mithin auch die eheliche Verwaltung und Nutznießung nie eingetreten iſt. In 
dieſem Falle ſind für die Vermögensauseinanderſetzung die allgemeinen Grundſätze (über Rück⸗ 
forderung, Auftrag, auftragsloſe Geſchäftsführung) maßgebend. Vgl. 8 1843 A 3. Tatſächliches 
Getrenntleben der Ehegatten berührt, auch wenn es gerichtlich geftattet ift (§ 627 3PO), 
an ſich den Güterſtand nicht, unbeſchadet der Befugnis des Gerichts zum Erlaß einſtweiliger 
Verfügungen (§ 940 3 PO; 8 1418 A 12). Selbſtverſtändlich kann auch durch Ehevertrag die 
Beendigung der Verwaltung und Nutznießung beſtimmt werden ($ 1432). Dagegen iſt es 
unzuläſſig, daß der Mann einſeitig auf die Verwaltung und Nutznießung im ganzen ver⸗ 
zichtet. Vgl. § 1468 A 1 (Beendigung der Gütergemeinſchaft). — Die 8$ 1418-1420 
behandeln keineswegs alle Fälle, in denen die Verwaltung und Nutznießung des 
Ehemanns endet. Gerade die wichtigſten Fälle, die der Beendigung durch Auflöſung 
der Ehe und infolge Ehevertrags, ſind nicht aufgeführt. Vor allem aber haben 
He nur ſolche Fälle im Auge, in denen die Verwaltung und Nutznießung des 
Ehemanns in ihrer Geſamtheit endet. Mit der Frage, ob ein einzelner Vermögens- 
beſtandteil (3. B. der mütterliche Anteil einer Frau an dem gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen ihrer Eltern. Vgl. § 1369 A 1) noch zum eingebrachten Gute der Frau gehört oder 
daraus ausgeſchieden iſt, haben die SS 1418—1420 nichts zu tun. Unzweifelhaft ergreift 
das ehemännliche Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht immer nur das jeweilige einge⸗ 
brachte Gut, wodurch es ſich grundſätzlich vom Rechte des Nießbrauchers unterſcheidet (NG 
30. 10. 18 IV 224/18). 

§ 1418 


Die Frau!) kann auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung klagen?): 
1. wenn die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen die Frau nach S 1391?) 
Sicherheitsleiſtung verlangen kann⸗); 
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2. wenn der Mann ſeine Verpflichtung), der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzte) hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des unterhalts zu beſorgen iſt. 
Eine Verletzung“) der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn 
der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen nicht mindeſtens 
der Unterhalt gewährt wird, welcher ihnen bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes zukommen würde“); 

3. wenn der Mann entmündigt iſts); 

4. wenn der Mann nach 8 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten“) einen Pfleger erhalten hat; 

5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger!o) beſtellt und die baldige 
Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten iſt. 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt mit der Rechts⸗ 


kraft des Urteils !!) ein!) 13). 
E I 1327 Abſ 1 Nr 2, 1328 II 1317; M 4 295 ff.; P 4 136, 149, 155, 163, 184, 194, 210, 848. 


1. Hat die Frau einen geſetzlichen Vertreter, fo ſteht das Klagerecht nur dieſem zu (88 51ff. 
ZPO) Vgl. auch $ 1364. Der Rechtsſtreit iſt keine Eheſache. 

2. Die Klage iſt in den Fällen zu 1 u. 2 gegen den Mann, im Falle zu 3 gegen den Vor⸗ 
mund und in den Fällen zu 4 u. 5 gegen den Pfleger zu richten. Im Falle zu 4 (Pflegſchaft 
wegen Gebrechlichkeit) bleibt der Mann zwar prozeßfähig und kann daher auch verklagt werden, 
aber er ſteht, wenn er im Rechtsſtreite durch einen Pfleger vertreten wird, nach $ 53 ABO 
für den Rechtsſtreit einer nichtprozeßfähigen Perſon gleich. Mit der Klage aus $ 1418 können 
Klagen aus 8 1421 verbunden werden (RG 18. 4. 04 IV 137/04). Vgl. 8 1421 A1. Das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen (58 606—639 ZPO) findet keine Anwendung. Zuſtändig ift für die 
Klage aus $ 1418 das Landgericht, da es ſich um einen nichtvermögensrechtlichen Anſpruch 
handelt (88 23, 71 Abſ 1 GVG). Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum Abſchluß 
eines die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehevertrags ab⸗ 
wenden. Durch Herausgabe des eingebrachten Gutes allein genügt er dem Klagebegehren 
mat (RS Gruch 53, 697). Der Streitwert der Klage aus 8 1418 iſt gemäß 8 3 ZPO frei zu 
ſchätzen (RG JW 05, 242) jedoch nur innerhalb der durch $ 11 Gch (Faſſung v. 21. 12. 22; 
el. g 91 5 v. 5. 7. 27) gezogenen Grenzen. Wegen Anfechtung von Cheverträgen 

5 12. 

91801 »rausſetzungen des § 1391, ſei es nach Abſ 1, ſei es nach Abſ 2. Vgl. die Erl zu 


4. Nicht nötig iſt, daß die Frau zuvor Sicherheitsleiſtung wirklich verlangt. Hat aber 
er Mann ausreichende Sicherheit geleiſtet, ſo iſt eine Klage auf Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung unſtatthaft. — Hat die Ehefrau die Rechte, die ihrem Ehemanne geſetzlich 
18 ihrem eingebrachten Gute zuſtehen, dem Ehemanne gegenüber inſofern erweitert, als ſie 
ihn bezüglich beſtimmter Wertpapiere im voraus von der nach geſetzlichen Vorſchriften (58 1375, 
1276, 1877) ſonſt eintretenden Verpflichtung des Mannes zur Einholung der Zuſtimmung 
ſeiner Ehefrau befreit Hat, fo iſt dieſes Rechtsverhältnis nicht ohne weiteres durch die Fortdauer 
2 Beziehungen der Eheleute zueinander bedingt. Die Ehefrau iſt aber berechtigt, dieſe 
gu Ehemanne gunſtweiſe eingeräumten Befugniſſe wieder einfeitig zu entziehen, ſo daß der 
Ehemann künftig über die bezeichneten Sachen nur in der geſetzlich zuläſſigen Weiſe verfügen 
darf, insbejondere wieder an eine ordnungsmäßige Verwaltung im Sinne des Geſetzes ge⸗ 
bunden iſt. Gänzliche Aufhebung der Verwaltung kann fie nur unter den geſetzlichen Voraus. 
ſetzungen erlangen (RG 26. 3. 06 IV 477/05). 

5. Für die nterhaltspflicht find die 88 1360, 1361, 16011603 maßgebend. 

6. Verletzung der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn auch nur einem Unter⸗ 
haltsberechtigten das Mindeſtmaß des Unterhalts nicht gewährt wird. Verſchulden des Mannes 
wird nicht vorausgeſetzt. — Wenn der zur Gewährung des Unterhalts durch Entrichtung 
einer Geldrente an die Frau gemäß § 1361 verpflichtete Mann die Geldrente verweigert, 
ſo verletzt er ſeine Unterhaltapfticht ($ 1418 Nr 2), ſelbſt wenn er glaubt, zur Entrichtung 
der Geldrente nicht verpflichtet zu ſein (RG Warn 1914 Nr 255). Da es nicht notwendig 
iſt, daß die Nichtgewährung des Unterhalts dem Manne als Verſchulden zuzurechnen iſt, ſo 
kommt es auch nicht darauf an, ob der Mann zur Unterhaltsgewährung aufgefordert 
worden iſt und ob er dieſe abgelehnt hat, und noch viel weniger darauf, ob eine beſtimmt 
bemeſſene Rente verlangt worden iſt (RG JW 1911, 4051; 1924, 67812). Eine erhebliche Ge⸗ 
fährdung des Unterhalts kann vorliegen, wenn der Mann zur Gewährung der zum ſtandes⸗ 
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mäßigen Unterhalte der Frau erforderlichen Mittel zwar imſtande iſt, aber nicht hierzu bereit iſt, 
ſei es, daß er die Mittel nicht gewähren will, ſei es, daß er, weil ihm an der Erfüllung der 
Unterhaltspflicht nichts gelegen iſt, jo nachläſſig wirtſchaftet, daß die erforderlichen Mittel 
nicht zuſammengebracht werden. Hat ſolch ſchuldhaftes Verhalten lange Zeit angedauert, 
ſo kann der Schluß gerechtfertigt ſein, daß auch in der Zukunft die Unterhaltspflicht 
nicht erfüllt werden wird (RG 2. 3. 11 IV 189/10). Für die Frage, ob eine erhebliche Ge⸗ 
fährdung vorliegt, iſt die Sachlage am Schluſſe der letzten mündlichen Verhandlung entſchei⸗ 
dend. Daher kann ein zur Zeit der Klageerhebung begründeter Anſpruch aus 8 1418 Abſ 1 
Nr 1 durch das ſpätere Verhalten des Mannes beſeitigt werden (RG Warn 1911 Nr 246; 
vgl. R JW 98, 60625; 00, 182°, Arreſt, einſtweilige Verfügung). 

7. Nr 2 Satz 2 enthält eine Folge und Verſchärfung des § 1389 Abf 2. 

8. Die Entmündigung des Mannes hat nicht ſchon kraft Geſetzes die Beendigung der Nutz ⸗ 
nießung und Verwaltung zur Folge. Vgl. $ 1409 A 2. Entmündigt ift der Mann in dem 
Zeitpuntte, in welchem nach 88 661, 683 Abj 2 3 der die Entmündigung ausſprechende 
Beſchluß in Wirkſamkeit tritt. Auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung darf nicht 
erkannt werden, wenn zur Zeit der Urteilsfällung der Entmuͤndigungsbeſchluß mit Erfolg 
angefochten (88 672, 684 BPO) oder Wiederaufhebung der Entmündigung (88 675 ff., 685 ff.) 
erfolgt iſt. Geeignetenfalls iſt das Verfahren auszuſetzen ($ 148 35O). 

9. Die Vermögensangelegenheiten des Mannes bilden einen beſtimmten Kreis ſeiner 
Angelegenheiten. Letzterer muß der Gegenſtand der Pflegſchaft geworden fein, ob mit Aus⸗ 
ſchluß oder mit Einſchluß anderer Angelegenheiten (3. B. der Sorge für die Perſon) iſt belanglos. 
Es genügt nicht, wenn von den Vermögensangelegenheiten des Mannes nur einzelne einem 
Pfleger übertragen ſind. 

10. Abweſenheitspflegſchaft. Aus welchem der in § 1911 aufgeführten Gründe der 
Abweſenheitspfleger beſtellt iſt, macht keinen Unterſchied. A. M. Planck A 14; Ullmann S. 291. 
Hat der Mann zur Beſorgung ſeiner Vermögensungelegenheiten, insbeſondere zur Ausübung 
der Verwaltung und Nutznießung, einen Bevollmächtigten beſtellt ($ 1408 A 2), fo liegt ein 
Anlaß zur Beſtellung eines Abweſenheitspflegers nur unter den beſonderen Umſtänden des 
§ 1911 Abſ 1 Satz 2 vor, und in dieſem Falle iſt auch die Klage der Frau auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung gerechtfertigt. 

11. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. — Es genügt, daß die Vorausſetzungen, unter denen auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zu erkennen iſt, zur Zeit der mündlichen Verhandlung, auf die 
das Urteil ergeht, vorliegen (RG Warn 08 Nr 162). 

12. Beendigung des Güterſtandes. Endigt die Verwaltung und Nutznießung auf Grund 
des $ 1418, fo tritt nach $ 1426 Gütertrennung ein. Dieſe ilt Dritten gegenüber nur nach 
Maßgabe des § 1435 wirkſam ($ 1431). Zur Eintragung in das Güterrechtsregiſter genügt 
der Antrag der Ehefrau (8 1561 Abi 3 Nr 1). Vorläufige Aufhebung des Güterſtandes der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung durch einſtweilige Verfügung iſt nicht ftatthaft. Die geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über Beginn und Beendigung der Güterſtände können nicht im Wege 
einſtweiliger Verfügungen abgeändert werden. Wohl aber können auf dieſem Wege zum 
Schutze der Frau die Einzelbefugniſſe des Mannes in weitgehendem Maße beſchränkt werden. — 
Über die Wirkung einer einſtweiligen Verfügung ($ 938 ZPO), durch die das Verwaltungs⸗ 
und Nutzungsrecht des Mannes einſtweilen aufgehoben wird, vgl. OLG 24, 7. Der Mann 
iſt zur Herausgabe des eingebrachten Gutes in dem im $ 1422 bezeichneten Umfange auch 
dann verpflichtet, wenn die Klage der Frau auf Aufhebung der ehemännlichen Verwaltung 
und Nugmeßung zwar begründet ift, der Güterſtand aber während des Rechtsſtreits aus 
anderen Gründen, z. B. infolge Eheſcheidung, aufgehört hat (RG 70, 61). Wenn auch die 
Gütertrennung und mit ihr die Pflicht des Mannes zur Herausgabe des Eingebrachten erſt 
mit der Rechtskraft des Urteils eintritt, ſo folgt daraus nicht, daß der Richter wegen dieſes 
Umſtandes dem Verlangen des Mannes auf Inbeſitznahme eingebrachter Sachen ſtattzu⸗ 
geben hat, obgleich er befindet, daß, entſprechend dem Widerklagebegehren, der Frau das 
Recht auf Sicherſtellung ihres Eingebrachten und damit das Recht aufteht, die Aufhebung 
des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltungsgemeinſchaft zu fordern ($8 1391, 1418 Nr 1). 
Kann die Frau Sicherheitsleiſtung beanſpruchen, ſo kann ſie dies auch in der Art, daß ſie 
das Eingebrachte zurückbehält und dadurch eine erhebliche Gefährdung ihrer Rechte unmög⸗ 
lich macht. Dann iſt aber auch der Herausgabeanſpruch des Mannes unberechtigt (RG 
84, 48). Vgl. $ 1391 A 7. ES 

13. Übergangsrecht. Wegen Berückſichtigung der vor dem 1. Jan. 1900 liegenden Bor. 
gänge vgl. 8 1391 A 2 a. E. Wenn eine Ehefrau nach dem bisherigen Rechte (ALR) nur 
den Anſpruch auf Sicherſtellung wegen ihres Eingebrachten, nicht auch den auf Rückgewähr 
des Eingebrachten hatte, ſo hat ſich ihr Recht auf Sicherheitsleiſtung in ſeinem Fortbeſtande 
über den 31. Dez. 1899 hinaus ohne das Hinzutreten neuer Tatumſtände nicht zu einem Rechte 
auf Entziehung der Verwaltung und Nutznießung (§ 1418 Nr 1 BGB) erweitert. Eine der⸗ 
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artige Rückwirkung darf dem neuen Rechte nicht beigemeſſen werden. Die landesgeſetzliche 
Überleitung des bisherigen Güterſtandes in den des BGB bringt bei unveränderter Sachlage 
dieſe der Ehefrau bisher fehlende Befugnis nicht mit ſich (RG 8. 12. 02 IV 258/02). 


8 1419 


Die Verwaltung und Nutznießung endigt!) mit der Rechtskraft?) des Be⸗ 
ſchluſſes, durch den der Konkurse) über das Vermögens) des Manness) er⸗ 


öffnet wird. 
E I 1327 Abſ 1 Nr 3 II 1318; M 4 291 ff.; P 4 137, 149, 155, 183, 213, 


1. Beendigung des Güterſtandes. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt 
mit der Rechtskraft des Eroffnungsbeſchluſſes, ohne daß es eines Antrags der Frau bedarf. 
Bis zum Eintritte der Rechtskraft dauert die Verwaltung und Nutznießung des Mannes fort, 
obwohl die Wirkungen des Konkurſes ſchon mit der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes ein- 
treten. Das Recht des Mannes am eingebrachten Gute und die auf Grund dieſes Rechtes von 
ihm gewonnenen Früchte (mit Einſchluß der nach § 861 ZPO pfändbaren) gehören überhaupt 
nicht zur Konkursmaſſe (8 1408 BOB, 5 1 Abſ 1 KSO). Bei der Beendigung der Verwaltung 
und Nutznießung verbleibt es gleichviel ob und wie das Konkursverfahren durchgeführt wird. 
Endigt die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des 8 1419, fo tritt nach 8 1426 Güter ⸗ 
trennung ein. Dieſe iſt Dritten gegenüber nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam (8 1431). 
Zur Eintragung in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag der Ehefrau (81561 Ab 3 Nr 1). 
Durch Ehevertrag kann der frühere Güterſtand wieder eingeführt werden. 

2. Eintritt der Rechtskraft 8 705 ZPO, 88 72, 109 KO. 

3. Daß der Mann den Konkurs verſchuldet habe, wird nicht verlangt. 

4. Das dem Manne gehörige Vermögen ſchlechthin muß Gegenſtand des Konkurſes 
geworden fein. Die Eröffnung eines Sonderkonkurſes nach 88 207—238 KO (z. B. über Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen, Nachlaß) genügt nicht. 

5. Wegen des Konkurſes über das Vermögen der Frau vgl. § 1411 A 2. 


8 1420 


) Die Verwaltung und Nutznießung endigt?), wenn der Mann?) für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der“) als Zeitpunkt des Todes gilt’). 
€ I 1327 Abſ 1 Nr 4 II 1319; M 4 293; P 4 137, 149, 155, 183, 213. 


1. Bedeutung der Vorſchrift. Hinſichtlich verſchiedener Rechtsbeziehungen des Ver⸗ 
ſchollenen hat der Geſetzgeber der Todeserklärung weitergehende Wirkungen beigelegt, als ihr 
auf Grund des 8 18 zukamen. Hierher gehört auch § 1420 mit $ 1425. Die Bedeutung dieſer 
Vorſchriften beſteht darin, daß mit dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Zeitpunkte die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, auch wenn die Vermutung, daß der Ehe⸗ 
mann in jenem Zeitpunkte geſtorben ſei, ſich als unrichtig erweiſt, und daß, wenn der für tot 
Ertlärte noch lebt, die Wiederherſtellung ſeiner Rechte nur auf dem Wege einer Klage erfolgen 
kann (RG 60, 169). 

2. Beendigung des Güterſtandes. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, 
ahne daß es eines Antrags der Frau bedarf. Bei der Beendigung verbleibt es, auch wenn der 
Mann zurückkehrt oder doch die Todeserklärung überlebt. Mit dem Zeitpunkte der Beendigung 
der Verwaltung und Nutznießung tritt nach § 1426 Gütertrennung ein. Dieſe iſt Dritten 
gegenüber nur nach Maßgabe des 8 1435 wirkſam ($ 1431). Zur Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag der Ehefrau ($ 1561 Abſ 8 Nr 1). Der Mann kann jedoch auf Wieder⸗ 
berftellung feiner Rechte Hagen (5 1425 bi 1 Satz 2). Schließt freilich die Frau eine neue 
Ehe, fo wird nach § 1348 Abj 2 die frühere Ehe aufgelöſt und dadurch ein neuer Beendigungs⸗ 
grund A fen. Vorbem 1 vor $ 1418. 

99 18 aeg die Frau für tot erklärt, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere 

4. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß 8 18 Abſ 2 BG 
=. $ 970 Abſ 2 HRO im — da feſtgeſtellt. Vgl. auch die Bek. über die 

obeserflärung, Stiegsvericholfener v. 18. 4. 16 (ROÖBI 327) und dazu Dronke in IW 
1916, 687, ſowie die Neufaſſung v. 9. 8. 17 (RG Bl 703). 

5. Anfechtung der Todeserklärung. Wird infolge einer Anfechtungsklage die Todes 
erklärung aufgehoben oder eine andere Todeszeit feſtgeſtellt, ſo wirkt das Urteil für und gegen 
alte (8 976 Abſs 3 50, Nach dieſem Urteile regeln ſich auch die güterrechtlichen Verhältniſſe. 
Der Anwendung des $ 2370 fteht der Umſtand entgegen, daß die Ehefrau das eingebrachte 
Gut nicht erbt, ſondern als ihr Eigentum zurückempfängt. — War der Tod des Mannes ohne 
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Todeserklärung zu Unrecht angenommen worden, z. B. auf Grund einer unrichtigen Sterbe ⸗ 
urkunde, ſo bleibt für die Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe die wirkliche Sachlage 


maßgebend. 
§8 1421 


Nach!) der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung hate) der Mann 
das eingebrachte Gut?) der Frau herauszugeben und ihr über die Verwaltung 
Rechenſchaft abzulegen). Auf die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks findet die Vorſchrift des § 592, auf die Herausgabe eines Land⸗ 
guts finden die Vorſchriften der 88 592, 593 entſprechende Anwendung) 6). 


E I 1292, 1007, 1009, 1824 Abi 1, 591, 593 II 1320: M 4 1383, 283 ff.; B 4 137, 149, 151, 156, 173, 
192, 213; 6 278. 

1. Zeitpunkt der Herausgabe und Rechnungslegung. Mit der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung (vgl. Vorbem 1 vor § 1418) entſteht die Verpflichtung des Mannes 
zur Herausgabe und Rechnungslegung. — Zwar mag auch (mit Staudinger Engelmann 
A 2a zu $ 1421) der Ehefrau je nach Umſtänden das Recht zugeſtanden werden, ihr Ver⸗ 
lungen nach Herausgabe des eingebrachten Gutes in der Weiſe einzuſchränken, daß ſie ſtatt 
des ganzen Gutes nur beſtimmte einzelne Teile herausverlangt. Aber das iſt nur dann 
möglich, wenn die Verwaltung und Nutznießung des Mannes beendigt iſt oder ihre Beendi⸗ 
gung unmittelbar bevorſteht, ſo daß feſtgeſtellt werden kann, ob die herausverlangten Ver⸗ 
m gensſtücke vorhanden find (RG Gruch 65, 614). Mit der Klage auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes kann die Klage auf Herausgabe eingebrachten Gutes 
verbunden werden (RG 4. 4. 21 IV 456/20). Vgl. § 1418 A 2. 

2. Geſetzliche Pflicht. Da es ſich um Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht des Mannes Handelt, 
bedarf es keiner Aufforderung durch die Frau. 

3. Das herauszugebende Gut. Der Mann hat alles, was zur Zeit der Herausgabe zum 
eingebrachten Gute gehört, herauszugeben, gleichviel in welchem Zuſtande es ſich befindet. 
Aus feiner Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung (§ 1374 A 1 u. 2) folgt aber weiter, 
daß er das eingebrachte Gut in demjenigen Zuſtande herausgeben muß, in dem es ſich be- 
finden würde, wenn es ordnungsmäßig verwaltet worden wäre. Sind Beſtandteile des ein⸗ 
gebrachten Gutes untergegangen oder verſchlechtert, fo hat der Mann entſprechenden Erſatz 
zu leiſten, es ſei denn, daß ihn kein Verſchulden trifft (8 1359). Die gewöhnliche Abnutzung 
begründet keine Erſatzpflicht. Die Herausgabepflicht bezieht ſich nur auf den Stamm des ein⸗ 
gebrachten Gutes, nicht auf die Nutzungen. Vgl. auch §8 101, 103 (Verteilung von Früchten 
und Laſten). — Mit dem Tage der Rechtskraft des Scheidungsurteils erwächſt zwar der 
Frau der Anſpruch auf Rückgewähr des eingebrachten Gutes, weil in dieſem Zeitpunkte 
die Verwaltung und Nutznießung des Mannes wegfällt. Aber in Verzug gerät der Mann 
erſt durch Mahnung, und erſt von dieſer Zeit an iſt er zur Zahlung von Zinſen verpflichtet 
(RG 17. 6. 12 IV 616/11; 13. 12. 17 IV 349/17). Die im 8 1421 feſtgeſetzte Verpflich⸗ 
tung des Mannes zur Herausgabe des eingebrachten Gutes der Frau beſtimmt ſich 
ihrem Gegenſtande nach durch den Stand des eingebrachten Gutes im Zeitpunkte der Endi⸗ 
gung der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung, jedoch muß der Mann, wenn er 
ſeine Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Frauenguts (88 1373, 1374, 1359) 
verletzt oder unbefugt über Vermögensſtücke der Frau verfügt hat (88 1376, 1377), den 
Stand des eingebrachten Gutes, wie er ſich bei ordnungsmäßiger Verwaltung geſtellt haben 
würde, für die Bemeſſung ſeiner Herausgabepflicht gelten laſſen und für das danach Feh⸗ 
lende Erſatz leiſten (RG Warn 1915 Nr 288; 1915/16 Nr 21). Die Tilgung von Schulden 
der Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute der Frau verlangt werden 
kann, gehört zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Frauenguts. Der Mann iſt berechtigt, 
eine geſetzliche Unterhaltspflicht der Frau gegenüber ihren Verwandten (vgl. § 1604 
Abſ 1) auch ohne die Zuſtimmung der Frau aus deren eingebrachten Vermögen zu erfüllen, 
ſofern es dazu keiner Verfügung über Vermögensgegenſtände bedarf, bei denen der Mann 
nach den Vorſchriften der 88 1875, 1376, 1877 an die Zuſtimmung der Frau gebunden iſt. 
Hierbei handelt der Mann nicht als Geſchäftsführer ohne Auftrag, fondern in Ausübung 
ſeines ehemännlichen Verwaltungs und Verfügungsrechts. Er erlangt keinen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen die Frau, ſondern vermindert nur das herauszugebende eingebrachte Gut. 
Soweit die für den Unterhalt geſchuldeten Leiſtungen aus den Einkünften des Frauen⸗ 
vermögens beſtritten werden (§ 1386 Abſ 1), hat fie im Verhältniſſe der Ehegatten unterein⸗ 
ander der Mann zu tragen; ſoweit ſie darüber hinaus aus dem Stamme des eingebrachten 
Gutes zu bewirken ſind, hat ſie im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander die Frau zu 
tragen (RG Warn 1915 Nr 288). Wenn eine im geſetzlichen Gürerftande lebende Frau 
aus Anlaß der Eheſchließung ihr zum eingebrachten Gute gehöriges Geſchäft dem Manne 
überträgt (vgl. § 1363 A 6), ohne es ihm zu übereignen, fo iſt, auch wenn fie dazu, daß 
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er als Inhaber des Geſchäfts in das Handelsregiſter eingetragen wird, ihre Zuſtimmung 
erteilt, im Zweifel anzunehmen, daß die Übertragung nur für die Dauer der Ehe und des 
dem Manne am eingebrachten Gute zuſtehenden Verwaltungs- und Nutznießungsrechts 
erfolgen und der Mann nach Auflöſung der Ehe und Beendigung ſeines Rechts zur Rück⸗ 
übertragung des Geſchafts und der Firma verpflichtet fein ſoll (RG 29. 11. 15 IV 160/15). 
Vgl. auch OLG 32, 4. h 

4. Rechnungslegung. Zu einer Rechnungslegung während der Verwaltung iſt der 
Mann regelmäßig nicht verpflichtet (§ 1374 A 1 u. 2). Nach Beendigung der Verwaltung 
und Nutznießung aber hat er über die Verwaltung nach Maßgabe des § 259 Rechnung zu legen, 
gegebenenfalls ein Verzeichnis des derzeitigen Beſtandes des eingebrachten Gutes (§ 260) vor⸗ 
zulegen und nötigenfalls den Offenbarungseid zu leiſten (§ 889 3PO; $ 163 366). Die 
Pflicht zur Rechnungslegung bezieht ſich nur auf den Stamm des eingebrachten Gutes, ie 
auf die Nutzungen. — Die Frau darf nicht einzelne Gegenſtände ihres eingebrachten Gutes 
10 420/100. um über deren Verwaltung Rechnungslegung zu verlangen (RG 27. 3. 19 

23/18). 

5. Tod des Mannes. Konkurs. Im Falle des Todes des Mannes ſind ſeine Erben zur 
Herausgabe und Rechenſchaftsablage wie der Mann ſelbſt verpflichtet. Im Falle des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Mannes hat der Verwalter nur die Pflicht, das eingebrachte 
Gut herauszugeben. Rechnungslegung und Leiſtung des Offenbarungseides bleiben Obliegen⸗ 
heiten des Mannes. — Wird über das Vermögen der Frau Konkurs eröffnet, ſo hat der Mann 
die Befriedigung der Gläubiger ſeiner Frau durch den Konkursverwalter zu dulden (RG 
78, 288). Vgl. $ 1411 A 2. 

6. Beweislaſt. Zwar beginnt die Verwaltung und Nutznießung des Mannes an dem 
eingebrachten Gute kraſt Geſetzes mit der Eheſchließung, allein damit iſt leine geſetzliche 
Vermutung für die Übertragung des Beſitzes an den Beſtandteilen des eingebrachten Gutes 
von der Frau auf den Mann aufgeſtellt. Vielmehr muß die Frau beweilen, daß der Mann 
den Beſitz erlangt oder zu erlangen ſchuldbarerweiſe verſäumt hat. Zu dieſem Zwecke 
kann ſie ji auf das Beſtandsverzeichnis ($ 1872) berufen. Dasſelbe gilt von dem Nach⸗ 
weiſe des Zuſtandes der eingebrachten Sachen. Dagegen muß im Falle des Untergangs 
und der Verſchlechterung eingebrachter Sachen der Mann beweiſen, daß ihn kein Ver⸗ 
ſchulden ($ 1359) treffe. Der Grundſatz der freien Beweiswürdigung iſt geeignet, den 
Mann vor unbilligen Zumutungen zu ſchützen. — Wenn die Frau nach Auflöſung der Ehe 
Ansprüche auf Rückgabe ihres Eingebrachten erhebt, muß ſie allerdings beweiſen, daß es 
in den Beſitz des Mannes gelangt iſt. Steht dies aber feſt, ſo iſt der Mann für Verein ⸗ 
barungen beweispflichtig, die nach feiner Behauptung die Rückgewährpflicht aus- 
ſchließen (RS 18. 12. 17 IV 349/17). In der Zuſtimmung der Frau zum Verbrauch 
Ihres eingebrachten Gutes für Zwecke des ehelichen Aufwandes oder der Berufsaus- 
nung des Mannes kann je nach den Umſtänden des Falles ein Verzicht auf Rürgabe 
‚egen (ebenda). Dafür ift entſcheidend, wie der Mann das Verhalten und die Erklärungen 
aner Frau nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte auffaſſen mußte 
* 79, 438; RG 13 12. 17 IV 349 „17). Vgl. $ 1377 A 5. — Der Ehemann hat geſetzlich 
nicht die Verpflichtung, nach Auflöſung der Ehe über den Beſtand des eingebrachten Gu les, 
mie er zur Zeit der Eheſchließung war, Auskunft zu geben. Er iſt allerdings nach 8 1421 
verpflichtet, das eingebrachte Vermögen, alſo einen Inbegriff herauszugeben und iſt deshalb 
nach 5 260 auch gehalten, ein Veſtandsverzeichnis vorzulegen. Aber dies Verzeichnis hat 
ſich auf den Beſtand des herauszugebenden Inbegriffs, alſo des Eingebrachten im Zeitpunkte 
ep Auflöſung der Ehe zu beziehen. Falls nicht ein Verzeichnis nach § 1372 errichtet ift, 
iſt es Sache der Ehefrau, den Stand ihres eingebrachten Gutes zur Zeit der Heirat und den 

bergang des Beſitzes der einzelnen dazu gehörigen Gegenſtände auf den Mann zu beweiſen. 
Erſt wenn und foweit dieſer Beweis geführt iſt, iſt die Grundlage für die im 8 1421 beſtimmte 
mechenſchaftapflicht des Mannes gegeben. Er hat dann über den Stamm des eingebrachten 
Rute Ingl. Mot 4 S. 285 zu 3) nach § 259 Rechenſchaft abzulegen, d. h. ſich über die in An⸗ 


ſehung der einzelnen tänd d di Verbleib wei 
(406 24. 10 2 10 u au vorgenommenen Geſchäfte und ihren Verbleib auszuweiſen 


8 1422 
IN. Wied die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des S 1418 durch 
urteil) aufgehoben, jo iſt der Mann zur Herausgabe des eingebrachten Gutes 
ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe mit der Erhebung 


der Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung rechtshängig 
geworden wäres). 


1 1329 II 1321: M 4 302; P 4 137, 150, 156, 213, 438. 


152 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


1. Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt, die Frau vor den Nachteilen zu ſchützen, 
die infolge der Dauer des Rechtsſtreits und der dadurch verzögerten Erfüllung der Herausgabe⸗ 
pflicht des Mannes entftehen. — Die Frau geht der ihr durch 8 1422 gewährten Vorteile auch 
dann nicht verluſtig, wenn ſich die von ihr auf Grund des $ 1418 erhobene Klage zwar für 
begründet erweiſt, aber in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe und Güterſtand aus anderen 
Gründen (4. B. durch inzwiſchen eintretende Eheſcheidung) aufgehört haben (RG 70, 61; 
vgl. 88 1418 A 12, 1479 A 2). 

2. Urteil. Ein Scheidungsurteil fällt nicht unter § 1422. 

3. Die Herausgabepflicht beſtimmt ſich demzufolge nach $ 292 in Verbindung mit 8 1359. 
Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit ift nicht nur für den Stamm des eingebrachten Gutes, 
ſondern auch für die Nutzungen maßgebend. Dem Manne ſteht jedoch ein Erſatzanſpruch 
wegen Au fwend ungen für eheliche Laſten zu (§ 1363 A 6). 2 


$ 1423 


) Hat der Mann?) ein zum eingebrachten Gute gehörendes Grundſtück 
vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ oder Pachtverhältnis 
bei der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung noch beſteht, die Vor⸗ 
ſchriften des § 1056 entſprechende Anwendung. 

E I 1292, 1008 II 1322; M 4 186; P 4 137, 145, 175, 213. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1423 ift eine Ausnahme von der Regel, daß Rechtsgeſchäfte, 
die der Mann im eigenen Namen und nicht im Namen der Frau vornimmt, ungeeignet ſind, 
die Frau zu verpflichten (8 1375 A 1). Die Ausnahme bezweckt, dem Manne einen angemeſſenen 
Ertrag der ehelichen Nutznießung dadurch zu ſichern, daß ihm die rechtliche Möglichkeit gewährt 
wird, eingebrachte Grundſtücke ohne zeitliche Beſchränkung auf die Dauer ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung zu vermieten oder zu verpachten. 

2. Der Mann muß bei der Vermietung oder Verpachtung im eigenen Namen gehandelt 
haben. Der $ 1423 bezieht ſich nicht auf Miet⸗ und Pachtverträge, die der Mann im Namen 
der Frau mit deren Zuſtimmung ($ 1375 A 4) abgeſchloſſen hat. In ſolchen Fällen ift die Frau 
ſelbſt Vermieterin oder Verpächterin. 


8 1424 


) Der Mann iſt auch nach der Beendigung?) der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung zur Fortführung der Verwaltungs) berechtigt), bis er von der Be⸗ 
endigung Kenntnis erlangt oder ſie kennen muß’). Ein Dritter‘) kann ſich 
auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechts⸗ 
geſchäfts die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder 
kennen muß). 

Endigt die Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes“) der Frau, 
ſo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung gehörenden Geſchäfte, mit deren 
Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu bejorgen?), bis der Erbe anderweit Für⸗ 


ſorge treffen kann. 
E 1 1327 Ubi 2, 549 Abſ 2 II 1323; M 4 295; p 4 137, 150, 174, 184, 214, 834, 


. Zwec der Vorſchrift. Mit der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung erliſcht 
die Berechtigung des Mannes zu Verwaltungshandlungen. Dieſe würden als von einem Nicht⸗ 
berechtigten vorgenommen unwirkſam ſein. Gegen die daraus entſtehenden Nachteile ſoll der 
Mann und der mit ihm im Rechtsverkehre ſtehende Dritte, ſolange ſie im guten Glauben 
handeln, durch § 1424 Abſ 1 geſchützt werden. Der Abſ 2 bezweckt für den Fall des Todes 
der Frau den Schutz ihres Erben. 

2. Beendigung des Güterſtandes. Die Vorſchrift des Abſ 1 umfaßt sämtliche Be⸗ 
endigungsfälle. Vgl. Vorbem 1 vor § 1418. — Ein Mann, der ohne Wiſſen ſeiner rechts⸗ 
kräftig von ihm geſchiedenen Frau vor der Vermögensauseinanderſetzung das ſtehende Holz 
des zum Geſamtgute gehörigen Waldgrundſtücks an einen Dritten verkauft, kann ſich auf 
die Ausnahmevorſchrift des § 1424 Ab] 1 Satz 1 nicht berufen, wenn er die Tatſache der rechts⸗ 
kräftigen Sch eidung gekannt hat. Es genügt, daß er die Scheidung kannte. Ob ihm auch 
bekannt war, daß dieſe Tatſache die Beendigung ſeines ihm bisher allein zugeſtandenen Ver⸗ 
waltungsrechts zur Folge hatte, iſt unerheblich, da ſein etwaiger guter Glaube auf Rechts⸗ 
irrtum beruht haben würde. Kann ſich aber der geſchiedene Ehemann nicht auf 8 1424 Abſ 1 
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Satz 1 berufen, ſo fällt auch jedes Recht des dritten Erwerbers weg, ſelbſt wenn auch er im 
guten Glauben gehandelt haben ſollte (OLG 40, 75). 

3. Die Berechtigung zur Fortführung der Verwaltung ſchließt nicht die Berechtigung 
zum Fortbezuge der Nutzungen in ſich. Da es ſich um Fortführung der Verwaltung han⸗ 
delt, haftet der Mann wie früher nur nach § 1359 und kann für Aufwendungen nach $ 1390 
Erſatz verlangen. 

4. Nur das Verwaltungsrecht, nicht die Verwaltungspflicht (8 1374 A 1) dauert fort. 
Jenes gilt (wie bei der Beendigung eines Auftrags nach 8 674) zugunſten des Mannes als 
fortbeſtehend, und zwar ſowohl der Frau als auch Dritten gegenüber. Vgl. A 6. 

5. § 122 Abſ 2. 

6. Das als fortbeſtehend geltende Verwaltungsrecht des Mannes wirkt nicht zugunſten 
a. 1 der die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder kennen muß 
wie $ 169). 

7. Der Tod und die Todeserklärung der Frau haben diefelben Folgen (wie § 672). 
Wegen des Todes des Mannes vgl. § 1421 A 5. 

8. Für Haftung und Erſatzanſprüche des Mannes gilt das in A 3 Geſagte. 


8 14235 


Wird die Entmündigung!) oder Pflegſchafte), wegen deren die Auf⸗ 
hebung“) der Verwaltung und Nutznießung erfolgt iſt, wieder aufgehoben“) 
oder wird der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß mit Erfolg ange⸗ 
fochten®), jo kann“) der Mann auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte klagen“). 
Das gleiche gilt, wenn der für tot erklärte Mann noch lebts). 

Die Wiederherftellung?) der Rechte des Mannes tritt mit der Rechtskraft 
55 urteils ein. Die Vorſchrift des § 1422 findet entſprechende Anwen⸗ 

ung !)). 

Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut, was ohne die Auf⸗ 
hebung der Rechte des Mannes Vorbehaltsgut geblieben oder geworden!?) 
ſein würde l). a 

E 1 1331, 1332 II 1324; M 4 303; P 4 137, 150, 156, 161. 183, 214. 


1. Entmündigung 8 1418 A 8. 

2. Pflegſchaft § 1418 A 9, 10. 

3. Aufhebung. Das Geſetz macht keinen Unterſchied, ob die Verwaltung und Nutznießung 
wegen der Entmündigung bzw. Pflegſchaft durch Urteil oder durch Ehevertrag aufgehoben 
worden war (§ 1418 A 2). 

5 ieberaufhebung der Entmündigung vgl. 88 675 ff., 685 ff. ZPO. Wiederaufhebung 

er Pflegſchaft in den Fällen des § 1418 Abi 1 Nr 4, 5 vgl. 8$ 1920, 1921. 

5. Anfechtung 88 672, 684 380. 

125 6. Befugnis des Mannes. Der Mann kann die Befugnis, Wiederherſtellung ſeiner Rechte 
zu verlangen, jederzeit ausüben. Er ift an feine Friſt gebunden. Kraft Geſetzes tritt Wieder⸗ 
herſtelung feiner Rechte nicht ein, und er kann auf fie verzichten. Anderſeits iſt ſeine Befugnis 
auf die im Abſ 1 bezeichneten Fälle beſchränkt, insbeſondere nicht auf den Fall der Beendigung 
des Konkurſes ausgedehnt (8 1419 A 1). 

„7 Die Klage iſt gegen die Frau zu richten. Mit der Klage auf Wiederherſtellung kann 
die Klage auf Herausgabe des eingebrachten Gutes verbunden werden. Verbindung einer 
dieſer Klagen mit der Klage auf Aufhebung oder Wiederaufhebung der Entmündigung iſt 
unauläflig (SS 667, 679 Abs 4, 686 Abſ 4 BRD). Das Verfahren in Cheſachen (89 606—639 
3 0 findet keine Anwendung. Zuftändig ift das Landgericht, da es ſich um einen nicht⸗ 
durch Ghee chen Anſpruch handelt (88 23. 71 Abi 1 GVO). Die Klage kann die Frau 
ag abwenden, Abſchluß eines die Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehever- 

Todes erklärung des Mannes. Vgl. 8 1420 A 1 u. 2. 

9. Die 1b herherftellung der Rechte de Mannes bewirkt, daß der Güterſtand der Ver⸗ 
waltung = utznießung wieder eintritt. Demzufolge hat die Frau ihr ganzes Vermögen 
($ 1863 A 2) außer ihrem Vorbehaltsgute dem Manne herauszugeben. Die in der Zwiſchen⸗ 
zeit von der Frau mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne und Dritten getroffenen Ver⸗ 
fügungen bleiben wirkſam. Die Wiederherſtellung der Verwaltung und Nutznießung iſt, 
wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter eingetragen worden war, Dritten gegenüber 
nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam (8 1431 Abf 2). 
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10. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. Vgl. § 1418 A 11. Im Wege einer einſtweiligen Verfügung können 
die Rechte des Mannes nicht wiederhergeſtellt werden (8 1418 A 12). . 

11. Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs auf Wiederherſtellung ift für 
die Herausgabepflicht maßgebend. Nach dieſem Zeitpunkte beſtimmt ſich die Haftung der 
Frau gegenüber dem Manne für Untergang und Verſchlechterung des eingebrachten Gutes 
(8 292), gezogene Nutzungen, ſowie die Ausgleichung zwiſchen eingebrachtem Gute und Vor⸗ 
behaltsgut auf Grund der 88 1415—1417. 

12. Borbehaltögut, Z. B. in den Fällen der 88 1367, 1370. 

13. Die Beweislaſt trifft die Frau (8 1365 A 1). 


5. Gütertrennung 


8 1426 


1) Tritt nach S 1364 die Verwaltung und Nutznießung des Mannes nicht 

ein oder endigt ſie auf Grund der SS 1418 bis 1420, jo tritt Gütertrennung ein. 
Für die Gütertrennung) gelten die Vorſchriften der SS 1427 bis 14313) 5). 
E I 1284, 1330 Halbſ 1 II 1325; M 4 164, 302; P 4 124, 150, 156, 214, 222. 


1. Gütertrennung kann durch Ehevertrag vereinbart werden oder kraft Geſetzes ein ⸗ 
treten. Kraft Geſetzes tritt Gütertrennung in den Fällen der 88 1364, 14181420 (dazu 
8 1426 bj 1), 1470 Abſ 1, 1545 Abſſ 1, 1549 u. 1587 ein. Gütertrennung iſt daher ebenſo 
wie Verwaltung und Nutznießung des Mannes ein geſetzlicher Güterſtand. Da Gütertrennung 
aber nur in vereinzelten Fällen eintritt, Verwaltung und Nutznießung des Mannes vielmehr 
die Regel bildet, iſt letztere als der geſetzliche Güterſtand des BGB anzuſehen. 

2. Das Weſen der (vertragsmäßigen oder geſetzlichen) Gütertrennung beſteht in der 
Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, 
alſo darin, daß die den letzteren Güterſtand regelnden SS 13631425 nicht gelten ſollen. Die 
Eheſchließung hat zwar auch bei Gütertrennung die allgemeinen Wirkungen (88 13531362) 
zur Folge, aber die Ehefrau bleibt ſo, als wäre ſie unverheiratet, Herrin ihres Vermögens. 
Sie kann darüber, abgeſehen von den Ausnahmebeſtimmungen in den 88 14271430, ohne 
Zuſtimmung des Mannes verfügen und haftet nicht für deſſen Schulden. Sie bedarf weder 
zur Eingehung einer Verbindlichkeit noch zur Führung eines Rechtsſtreits der Zuſtimmung 
des Mannes. Anderſeits haftet der Mann nicht für die Schulden der Frau, und ihn trifft 
keine Pflicht, die Koſten eines von der Frau geführten Rechtsſtreits zu tragen bzw. vor- 
zuſchießen. — Die in Gütertrennung lebenden Ehegatten ſtehen ſich, abgeſehen von 
gewiſſen, ſich aus den allgemeinen rechtlichen Wirkungen der Ehe und aus den 88 1427ff. 
ergebenden Ausnahmen, in vermögensrechtlicher Beziehung ſo gegenüber, als ob ſie nicht 
verheiratet wären (RG Warn 1915 Nr 135). Sie ſind geſetzlich nicht gehindert, ein Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältnis (gemeinſamen Betrieb eines Fleiſchereigeſchäfts) untereinander zu 
begründen. Die Begründung bedarf, wenn ſie in die güterrechtlichen Verhältniſſe nicht 
eingreift, nicht der für Eheverträge vorgeſchriebenen Form (§ 1434), kann vielmehr auch 
ſtillſchweigend vor ſich gehen. Die aus der Gütertrennung ſich ergebenden Beziehungen 
der Eheleute güterrechtlicher Natur, z. B. die Beitragspflicht der Frau (§ 1427), erfahren 
durch die bloße Eingehung eines Geſellſchaftsverhältniſſes keine Anderung; die Frau hat 
aber Anteil am Reingewinn des Geſchäfts (RG 24. 3. 19 IV 433/18). Vgl. $ 1432 A 3. 
Wenn auch die geſetzliche Schenkungsvermutung (ALR I 11 8 1042) nicht mehr gilt, 
ſo ſprechen doch tatſächliche Erwägungen dafür, daß ein Ehegatte mit dem, was er dem 
andern hingibt (Wechſel), nicht ein Schuldverhältnis begründen, ſondern daß er eben 
ſchenken will. Das gilt, auch wenn die Eheleute in Gütertrennung leben (RG SB 1919, 242). 
Bei Gütertrennung behält die Frau den Beſitz der von ihr eingebrachten Sachen, und der 
Mann wird überhaupt nicht Beſitzer, auch dann nicht, wenn die Sachen von beiden Ehe⸗ 
gatten gemeinſchaftlich benutzt werden (RG JW 1922, 98%. Leben die Eheleute in getrennten 
Gütern, ſo iſt die Frau die Alleinbeſitzerin ihrer Sachen. Der Mann hat keinen Mitbeſitz. 
Wird die der Frau (einer Muſiklehrerin) gehörige Sache (ein Flügel) von einem Gläubiger des 
Mannes auf Grund eines gegen Wiſſen und Willen der Frau abgeſchloſſenen Sicherheitsver⸗ 
trags und eines gegen den Mann erwirkten Herausgabeurteils durch den Gerichtsvollzieher 
weggenommen, fo ift die Sache im Sinne des § 935 der Fran abhanden gekommen und der 
gutgläubige Erwerber wird nicht Eigentümer nach § 982 (OLG Hamburg in Leipz 1923, 
6140. Anders beim geſetzlichen Güterrecht. Vgl. R JW 1914, 146° und § 1363 A 6. 

3. Der Abſ 2 bezieht ſich nicht allein auf die im Ab] 1 bezeichneten, ſondern auf alle Fälle 
der Gütertrennung. Vgl. A 1. Die bei der Gütertrennung für das Vermögen der Frau 
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geltenden Vorſchriften finden auf das Vorbehaltsgut der Frau gemäß 88 1371, 1441, 
1526 Abſ 3, 1549 entiprechende Anwendung. 

4. Schadenserſatzanſprüche. Ein der Ehefrau infolge eines Unfalls erwachſener Renten⸗ 
anſpruch wegen Beeinträchtigung ihrer Erwerbsfähigkeit (8 843) ift, ſoweit er nur 1500 4 
für das Jahr oder weniger beträgt, nicht übertragbar ($ 850 Abi 3 ZPO — abgeändert 
durch $ 859 Abſ 3 ZPO i. d. Faſſung v. 18. 5. 24 — 88 400, 1439 A 2). Der Ehemann 
iſt daher, wenn er mit ſeiner Ehefrau in Gütertrennung lebt, nicht berechtigt, den Renten⸗ 
anſpruch der Frau auf Grund einer Abtretungsurkunde im eigenen Namen einzuklagen. 
Die Beſtimmung des $ 1380 iſt hier nicht anwendbar (RG JW 1912, 291). 

5. Auskunftspflicht. Für den Güterſtand der Gütertrennung ſind beſondere Vor⸗ 
ſchriften über eine Auskunftspflicht der Ehegatten nicht gegeben (anders bei dem geſetzlichen 
Güterrechte, der Errungenſchaftsgemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft, vgl. 88 1373 A 2, 
1374 A 4, 1525 Abſ 2, 1550 Abſ 2). Bei dieſem Güterſtande hat vielmehr regel: 
mäßig der Ehemann kein Recht, von der Frau Erteilung von Auskunft über ihr Vermögen 
und ihr Einkommen zu verlangen. Wenn Steuergeſetze vielfach trotzdem ohne jede Rück⸗ 
ſicht auf den Güterſtand anordnen, daß das Ein kommen und Vermögen beider Ehegatten 
zuſammengerechnet werden ſollen, und wenn ſie dann von dem Menne über das geſamte 
Einkommen und Vermögen Erklärungen fordern, ſo tun ſie das zunächſt in dem richtigen 
Gedanken, daß der Mann ſelbſt bei Gütertrennung und ſelbſt in bezug auf das vorbehal⸗ 
tene Gut gewöhnlich das Einkommen und das Vermögen der Frau kennt und daß es der 
Bean zur Vermeidung zu hoher Einſchätzung regelmäßig daran liegen wird, dem Manne 

inblick in ihre Verhältniſſe zu gewähren. Ausnahmefälle werden verhältnismäßig ſelten 
vorkommen. Für ſolche würde, falls die Steuergeſetze nicht ſelbſt Abhilfe ſchaffen, die 
(unentſchieden gebliebene) Frage Bedeutung gewinnen, ob der Mann zur Erfüllung einer 
ihm auferlegten öffentlichen Pflicht nach bürgerlichem Rechte von der Frau Auskunft ver- 
langen könnte, ſei es unter dem Geſichtspunkte der Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 679), 
ſei es im Hinblick auf das ſittliche Weſen der Ehe (RG 87 S. 62 u. 63; RG JW 1919, 3797). 


8 1427 


Der Mann hat den ehelichen Aufwand!) zu tragen. 

Zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes hat die Frau dem Manne einen 
angemeſſenen?) Beitrag?) aus den Einkünften?) ihres Vermögens und dem 
Ertrag ihrer Arbeit?) oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Erwerbs⸗ 
geſchäfts“) zu leiſten“). Für die Vergangenheit kann der Mann die Leiſtung 
nur inſoweit verlangen, als die Fran ungeachtet ſeiner Aufforderung mit 
der Leiſtung im Rückſtande geblieben iſt. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht 
übertragbar). 

E 1 1339 Abſ 1—3 II 1326; M 4 822; P 4 214, 222; 6 278. 


1. Begriff des ehelichen Aufwandes § 1389 A 2. In gleichem Sinne wird der Aus 

druck „ehelicher Aufwand“ in den 88 1371, 1389, 1441, 1458, 1529 gebraucht. Die Pflicht 
des Mannes zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes folgt aus ſeiner Stellung als Haupt der 
ehelichen Gemeinſchaft, iſt alſo von der Frage, welches Güterrecht unter den Eheleuten herrſcht, 
nicht abhängig. — Die Pflicht, die Einrichtung des Haushalts zu beſorgen, trifft nach § 1427 
Ab 1 den Mann, fie wird nicht dadurch aufgehoben, daß die Frau dem Manne hierfür ihr 
gehörige Sachen überläßt. Da aber die Ehegatten verpflichtet ſind, auch bei der Geltend⸗ 
machung vermögensrechtlicher Anſprüche untereinander ihr Verhalten ſo einzurichten, daß 
es mit dem ſittlichen Weſen der Ehe im Einklange bleibt, jo kann ſich im einzelnen Falle 
der „Anſpruch der in getrennten Gütern lebenden Frau auf Herausgabe der von ihr be⸗ 
ſchafflen Einrichtung der Ehewohnung als mit den ehelichen Pflichten unvereinbar dar- 
ſtellen (R& 87, 56). Vgl. $ 1389 A 2. Bei beſtehender Gütertrennung trifft den Mann 
nur in dem Ausnahmefalle des § 1430 die Pflicht, für die Frau die Koſten eines von ihr 
geführten Rechtsstreits zu zahlen oder vorzuſchießen (RG 12. 3. 08 B IV 311/07). 
2. Über die Angemeſſenheit des Beitrags, Art und Zeit der Beitragsleiſtung entſcheidet 
im Streitfalle das Prozeßgericht, nicht das Vormundſchaftsgericht. — Wird der Frau für 
ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten ein Pfleger beſtellt ($ 1910), fo hat der Mann 
kein Beſchwerderecht (RG in RIA 13, 69). 

3. Die Beitragspflicht der Frau beruht auf der Annahme, daß die Einführung der Güter⸗ 
trennung (ſei es durch Geſet, ſei es durch Vertrag) regelmäßig nur bezweckt, der Ehefrau 
durch Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes die ſelbſtändige Verwaltung 
ihres Vermögens zu ſichern, nicht aber, fie von der natürlichen Pflicht, die ehelichen Laſten 
mitzutragen, überhaupt zu entbinden. Als regelmäßige Form für Erfüllung dieſer Pflicht 
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erſcheint die Verwaltung und Nutznießung des Mannes beim geſetzlichen Güterſtande. Die 
Beitragspflicht bei der Gütertrennung iſt nur eine andere Form für dieſe Pflichterfüllung. 
Die Eheleute können durch Ehevertrag die Beitragspflicht der Frau regeln, auch gänzlich aus⸗ 
ſchließen. — Die geſetzliche Beitragspflicht der Frau nach § 1427 Abſ 2 beſchränkt ſich auf 
die Hergabe angemeſſener Geldbeträge aus den bezeichneten Einnahmequellen. Die Ehe⸗ 
gatten können Abweichendes vereinbaren. Derartige Verträge ſind auch dann zuläſſig, 
wenn die Gütertrennung als geſetzliche Folge der ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters der minderjährigen Frau erfolgten Eheſchließung eingetreten iſt, bedürfen aber ſtets 
der für Eheverträge im $ 1434 vorgeſchriebenen Form. Daher iſt dieſe Form für einen Ver⸗ 
trag erforderlich, durch den die Frau ih gehörige Sachen zur Einrichtung des ehelichen 
Haushalts für die Dauer der Ehe hergibt, ſomit die Leiſtung eines dauernden Beitrags aus dem 
Stamme ihres Vermögens übernimmt und inſoweit ihr Recht zur freien Verfügung und Ver⸗ 
waltung ihres Vermögens einer Beſchränkung unterwirft (RG 87, 56). Die Beitragspflicht 
der Frau kann durch Ehevertrag geregelt, auch gänzlich ausgeſchloſſen werden. Eine vom 
Manne vor der Eheſchließung gegenüber der Frau getane Außerung, beide Eheleute könnten 
von ſeinem Gehalte leben, enthält keinen Verzicht auf die Zuſchüſſe der Frau zur Beſtreitung 
der Koſten des ehelichen Aufwandes (RG Warn 1915 Nr 239). Der Anſpruch des Mannes 
aus $ 1427 kann auch dann geltend gemacht werden, wenn er aus eigenem Vermögen oder 
Erwerbe nicht zu den ehelichen Laſten beitragen kann, und wenn er den Beitrag der Frau 
lediglich dazu verwenden will, um daraus den Unterhalt für ſeine Perſon zu beſtreiten. Die 
Frau iſt nicht berechtigt, den Mann auf die Erhebung des Anſpruchs aus $ 1360 zu verweilen, 
ſtatt den Beitrag aus § 1427 zu leiſen. Der Mann kann den Anſpruch aus $ 1360 gegen die 
Frau nicht erheben, ſolange er auf dem Wege des $ 1427 die Mittel zum Unterhalt erlangen 
tann; er iſt ſolange nicht unterhaltsbedürftig, alſo auch nicht unterhaltsberechtigt. Anderſeits 
kann die Frau gegenüber einem Anſpruch aus $ 1360 nicht geltend machen, daß der Mann 
zunächſt den Anſpruch aus § 1427 erheben müſſe, da darin Argliſt läge (RG Warn 1915 Nr 240). 
Der Beitrag kann auch in anderer Art als auf die in § 1427 bezeichneten Arten geleiſtet werden, 
insbeſondere in der Form, daß die Frau zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus ihrem 
Vermögen eine Aufwendung macht oder dem Manne aus ihrem Vermögen etwas überläßt. 
Regelmäßig wird dann nach § 1429 anzunehmen ſein, daß die Frau nicht die Abſicht hat, Erſatz 
zu verlangen (RG IW 09, 6601). Die Frau kann den Beitrag, den fie nach den 88 1371, 
1427 Abſ 2 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus den Einkünften ihres Vermögens 
zu leiſten hat, in der Weiſe leiſten, daß ſie die Koſten des Haushalts trägt (RG 85, 82). Eine 
darauf gerichtete Vereinbarung der Eheleute bedarf nicht der Form der Eheverträge (RG 85, 82). 
Vgl. § 1482 A 3. Rechtlich beſteht kein Hindernis, daß ſich die Frau der geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung, den Beitrag aus den Einkünften zu gewähren, durch eine einmalige Kapital⸗ 
abfindung entledigt. Dann ſteht ihr freilich die Vermutung des § 1429 entgegen. Ge⸗ 
Iingt es ihr nicht, dieſe Vermutung zu widerlegen, fo iſt damit zwar erwieſen, daß ihr bei der 
Zuwendung die Abſicht gefehlt hat, Erſatz zu verlangen. Das Fehlen einer derartigen Abſicht 
ergibt aber noch keineswegs, daß es ſich um eine Schenkung gehandelt haben müſſe, deren 
Widerruf ihr gegebenenfalls freiſtünde. Schenkung kann vielmehr nur angenommen 
werden, wenn der beſondere Tatbeſtand des § 516 vorliegt (RG 20. 6. 12 IV 49/12). 
Die Bezahlung vorehelicher Schulden des Mannes durch die Frau vor und während 
der Ehe f nicht als Leiſtung zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes anzuſehen (RG 
27. 6. 12 IV 687/11). 


4. Aus dem Stamme ihres Vermögens braucht die Frau nichts beizutragen. Überein⸗ 
ſtimmend RG Warn 1920 Nr 14. Daran wird auch nichts dadurch geändert, daß die Lebens⸗ 
führung der Parteien auf beſonderen Wunſch der Frau koſtſpieliger eingerichtet worden iſt, 
als es nach ihren Einkommensverhältniſſen angezeigt geweſen wäre (RG Warn 1920 Nr 14). 
Bal. § 1430 A 5. Ihre Pflicht, zwecks Unterhaltsgewährung nach § 1360 Abſ 2 unter Um⸗ 
Händen den Stamm ihres Vermögens anzugreifen, bleibt unberührt. Das Recht der Eltern 
der Frau auf Nutznießung des Vermögens der Tochter aus 88 1661 Satz 2, 1686 geht dem 
Anſpruche des Mannes aus $ 1427 vor. $ 1605 leidet keine ſinnentſprechende Anwendung. 
— Der Rechtsanſpruch des Mannes auf Beiträge der Frau zur Beſtr itung des ehelichen 
Aufwandes iſt davon abhängig, daß ein Einkünfte abwerfendes Vermögen der Frau vor⸗ 
handen iſt, da nur in dieſem Falle Beiträge ‚von ihr zu leiſten find. Sonach hat der Mann 
nicht nur ein wirtſchaftliches, ſondern auch ein rechtliches Intereſſe daran, daß das Ver⸗ 
mögen der Frau in ſeinem Beſtande erhalten bleibe und nicht, was beiſpielsweiſe bei einem 
ungünſtigen Ausgange eines von der Frau geführten Rechtsſtreits der Fall ſein würde, ge⸗ 
mindert werde. Daher iſt der Mann, wenn er in einem ſolchen Rechtsſtreit als Zeuge auf⸗ 
tritt, gemäß § 393 Nr 4 ZPO unbeeidigt zu vernehmen (RG 100, 200). 

5. Arbeit iſt hier in gleichem Sinne wie im $ 1867 gebraucht. Vgl. 8 1367 A 2. 


6. Erwerbsgeſchäft. Vgl. 88 1405 A 5 u. 1367 A 3. 
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7. Getrenntleben. Die Beitragspflicht der Frau erliſcht nicht dadurch, daß ſie von ihrem 
Ehemanne getrennt lebt und die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft mit Recht ver⸗ 
weigert. Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes bieten keinerlei Anhalt dafür, daß 
unter dem ehelichen Aufwande nur der durch die tatſächliche Ausübung der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft, nicht ſchlechthin der durch den Beſtand der Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen 
ſei. Sowenig beim geſetzlichen Güterſtande das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
Mannes durch das tatſächliche Getrenntleben der Ehegatten beeinträchtigt wird, ſowenig iſt 
auch bei Gütertrennung die Frau berechtigt, während des Getrenntlebens den Zuſchuß zu 
verweigern, den ihr das Geſetz als Ausgleich für die ihr ſelbſt vorbehaltenen Vermögens⸗ 
nutzungen auferlegt (RG JW 08, 110°; 1913, 269; G Warn 1915 Nr 240; 1919 Nr 176). 
Die vom Manne getrennt lebende Frau iſt nicht berechtigt, ſtatt des Beitrags den Mann wie 
die Kinder auf Erhebung des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs gegen ſie zu verweiſen. Die 
auch vom Geſetz anerkannte Regel bildet vielmehr, daß die Frau gerade durch Zahlung 
des Beitrags den Mann in den Stand ſetzt, unter anderm auch ſeinen Unterhaltsverpflich⸗ 
tungen ſowohl ihr als den Kindern gegenüber nachzukommen (RG 67, 1). Vgl. 88 1365 
A 1, 1432 A 4. 

8. Da der Anſpruch des Mannes (auch auf Rückſtände) nicht übertragbar iſt, iſt er gemäß 
$ 85130 auch nicht der Pfändung unterworfen, und es findet gegen ihn gemäß § 394 BGB 
auch nicht die Aufrechnung ſtatt. Ebenſowenig gehört er zur Konkursmaſſe (81 KO). 


8 1428 


) Iſt eine erhebliche Gefährdung?) des Unterhalts) zu beſorgen, den 
der Mann der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu gewähren 
hat, ſo kann die Frau den Beitrag zu dem ehelichen Aufwand inſoweit zur 
eigenen!) Verwendung?) zurückbehalten, als er zur Beſtreitung des Unter» 
halts erforderlich iſt. 

Das gleiche gilt, wenn der Mann entmündigté) iſt oder wenn er nach 
§ 1910 zur Beſorgung feiner Vermögens angelegenheiten?) einen Pfleger er⸗ 
halten hat oder wenn für ihn ein Abweſenheitspflegers) beſtellt iſt. 

E 1 1339 Abſ 4, 5 II 1327; M 4 324; P 4 214, 222, 227, 848. 

1. Grundgedanke der Vorſchrift. Das Recht der Frau, den Beitrag zur eigenen Ver- 
wendung zurück ubehalten (8 1428), gründet ſich auf dieſelben Rückſichten, auf denen ihr Recht 
beruht, in den Fällen des § 1418 Abſ 1 Nr 2—5 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung zu klagen. — Die Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen die Frau ausnahms⸗ 
weiſe den Beitrag zur eigenen Verwendung zurückbehalten darf, iſt in § 1428 erſchöpfend 
geregelt (RG MW 08, 110°). 

2. Ob eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt, richtet ſich nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles. Schuldbares Verhalten des Mannes iſt nicht erforderlich. 
Dies ergibt ſchon der Zuſammenhang des Abſ 1 mit Abſ 2 des 8 1428 und die Verwandt⸗ 
ſchaft des § 1428 mit $ 1418 Abſ 1 Nr 2—5. Vgl. auch § 1391 A 2 u. 6. Eine ſchon ein- 
se Verletzung der Unterhaltspflicht (wie im 8 1418 Abſ 1 Nr 2) wird nicht voraus- 
geſetzt. 

3. Für den Unterhalt find die 88 1360, 1361, 16011603 maßgebend. 

4. Die Frau iſt ſelbſtändig und, falls der Mann einen geſetzlichen Vertreter hat, unab- 


Hängig von deſſen Ermeſſen befugt, den zurückbehaltenen Beitrag zum Unterhalte zu ver⸗ 
enden. 


5. Nur durch wirkliche Verwendung des Beitrags zu dem Unterhalte wird die Frau 
von der Beitragspflicht befreit. Die Beweislaſt trifft die Frau. 

6. Vgl. § 1418 A 8. 

7. Vgl. § 1418 A 9. 

8. Vgl. § 1418 A 10. 


8 1429 


Macht 155 Frau!) zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes?) aus ihrem 
Vermögen“) eine Aufwendung“) oder überläßt“) ſie dem Manne zu dieſem 
Jwecke etwas aus ihrem Vermögen“), jo iſt im Zweifels) anzunehmen, daß 
die Abſicht fehlt, Erſatz zu verlangen). 

E II 1928; M 4 326; P 4 130, 164, 214, 222, 224, 227. 
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1. Iſt die Frau in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt die Auslegungsregel des 8 1429 
nur, wenn ſie die Aufwendung oder Überlaſſung mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
bewirkt hat. Fehlt die Zuſtimmung, ſo wird ihr ein Erſatzanſpruch in der Regel auf Grund 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag oder der Bereicherung (§8 683685, 679, 812) zuſtehen. 

2. Begriff des ehelichen Aufwandes vgl. § 1389 A 2. 

3. Sei es aus dem Stamme, ſei es aus den Einkünften ihres Vermögens. 

4. Aufwendungen und Überlaſſungen im Rahmen der Beitragspflicht der Frau (88 1497, 
1428) fallen nicht unter § 1429. Als Aufwendung iſt auch die Eingehung einer Verbindlich⸗ 
keit anzuſehen. 

5. Ein Antrag auf Streichung der Worte „im Zweifel“ wurde von der Reichstagskommiſſion 
abgelehnt. Dadurch ſollte klargeſtellt werden, daß der § 1429 eine Auslegungsregel und 
nicht eine abänderungsfähige Vorſchrift enthalte. Der Zweck iſt, Streitigkeiten unter den 
Ehegatten bei der Auseinanderſetzung, namentlich im Falle der Eheſcheidung, vorzubeugen 
(Prot 4, 164). Die Faſſung entſpricht den gleichen Regeln in 88 685 Abſ 2 u. 1618. — Da 
es ſich im 8 1429 nicht um eine Vermutung, ſondern eine Auslegungsregel handelt, fo ift der 
Richter, bevor er die Auslegungsregel anwendet, verpflichtet, den geſamten Sachverhalt 
daraufhin zu prüfen, ob nicht aus ihm eine gegenteilige Abſicht der Partei zu entnehmen ſei 
(RG JW 09, 66012). 

6. Für den Anſpruch auf Erſatz iſt es von Bedeutung, ob der Ehegatte zur Zeit der Auf. 
wendungen die Abſicht gehabt hat, Erſatz zu verlangen. Die Abſicht braucht nicht ausdrücklich 
erklärt zu fein, kann vielmehr auch aus den Umſtänden entnommen werden (RG IW 09, 66012). 
$ 1429 gilt auch unter getrennt lebenden Ehegatten. Vgl. 8 1427 A 7. Auf den geſetzlichen 
50 00, 6600 Verwaltung und Nutznießung des Mannes iſt $ 1429 nicht anwendbar (RG 


8 1430 

1) überläßt?) die Frau?) ihr Vermögen ganz oder teilweije‘) der Wer: 
waltung des Mannes, jo kann der Mann die Einkünftes), die er während 
ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem Ermeſſen“) verwenden, ſoweit nicht 
ihre Verwendung zur Beſtreitung der Koſten“) der ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung?) und zur Erfüllung ſolcher Verpflichtungen“) der Frau erforderlich 
iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Ver⸗ 
mögens beſtritten werden. Die Frau kann eine abweichende Beſtimmung 
treffen!). 

E I 1340 Abſ 1 II 1329; M 4 324; P 4 228.7 


1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1430 bezweckt, ein häufig vorkommendes, beim Mangel 
beſtimmter Vereinbarungen unſicheres Verhältnis durch Aufſtellung einer der Abänderung 
durch die Parteien unterliegenden Vorſchrift zu regeln und dadurch den ſonſt zu befürchtenden 
Streitigkeiten vorzubeugen. Die Regelung entſpricht dem mutmaßlichen Parteiwillen. Eine 
ähnliche Vorſchrift enthält § 1619. 

2. Die Bermögensüberlaſſung zum Zwecke der Verwaltung iſt an eine Form nicht ge- 
bunden, kann ſtillſchweigend erfolgen und jederzeit widerrufen werden. In einer ſolchen 
Überlaſſung wird regelmäßig die Erteilung eines Auftrags liegen. Nimmt der Mann den 
Auftrag an, jo haftet er grundſätzlich wie ein Beauftragter (88 662 ff.). — Darin, daß die Frau 
gemäß § 1430 ihrem Manne die Verwaltung ihres Vermögens überträgt, liegt die Beſtellung 
zu einer Verrichtung im Sinne des § 831. Sie haftet daher für Schadenserſatz, wenn der 
Mann im Rahmen des ihm erteilten allgemeinen Auftrags eine unerlaubte Handlung begeht, 
nach Maßgabe des § 831 (RG 91, 363). Durch die Vermögensüberlaſſung wird der Mann 
alleiniger unmittelbarer Beſitzer der Sachen der Frau, während ihr der mittelbare Beſitz 
verbleibt. Dem Manne ſteht die Schutzklage aus § 861 gegen die Frau zu, wenn dieſe ihm 
den Beſitz durch verbotene Eigenmacht entzieht (OLG Dresden in JW 1921, 6862). 

3. Die in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Frau bedarf zur Vermögensüber⸗ 
laſſung an den Mann der Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Fehlt die Zuſtimmung, 
fo iſt die Überlaffung unwirkſam. Wird die Frau nach der Überlaffung geſchäftsunfähig oder 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo findet § 672 entſprechende Anwendung. 

4. Die Überlaſſung kann ſich auf das ganze Vermögen der Frau oder auf einen Teil des⸗ 
ſelben erſtrecken, muß aber ſelbſt — unbeſchadet der Beſtimmung im Satz 2 — vorbehaltlos fein. 

5. Unter Einkünften des Vermögens der Frau ift hier dasſelbe wie im $ 1427 Abſ 2 zu 
verſtehen. Nur die Einkünfte, nicht der Stamm des Vermögens, unterliegen der Verwen⸗ 
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dungsfreiheit des Mannes. In Anſehung des Stammes ſteht der Mann unter den allgemeinen 
Vorſchriften. Ihn treffen inſoweit namentlich die Rechenſchafts⸗ und die Herausgabepflicht 
(88 666, 667). Jedoch hat der Mann immer nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (5 1359). — Werden dem Manne die Rein⸗ 
überſchüſſe eines von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfts zur Verwaltung über⸗ 
laſſen, jo richtet ſich feine Rechenſchafts⸗ und Auskunftspflicht gegenüber der Frau nach all 
gemeinen Vorſchriften (RG 87, 100). Vgl. hierzu § 1367 U 5. In demſelben Falle hat 
der Mann freie Verfügung nicht über die ihm zur Verwaltung überlaſſenen Reinüberſchüſſe 
des von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfts, ſondern nur über die aus der Anlegung der 
Reinüberſchüſſe erwachſenden Zinſen (KG 26. 4. 15 IV 447/14). Nur in Anſehung des 
Stammes ſteht der Mann unter den allgemeinen Vorſchriſten und nur inſoweit treffen ihn 
die Rechenſchafts⸗ und die Herausgabepflicht der 88 666, 667. In Anſehung der Einkünfte 
iſt er zu einer ſolchen Rechnungslegung nicht verpflichtet, auch nicht zur Herausgabe der während 
der Verwaltung gezogenen und bei Beendigung der Verwaltung noch vorhandenen Ein⸗ 
künfte. An dem freien Verwendungsrecht des Mannes hinſichtlich der Einkünfte des Frauen ⸗ 
vermögens wird auch dadurch, daß die Frau dem Manne Generalvollmacht erteilt, nichts 
geändert (SeuffA 70 Nr 198). In der Vermögensüberlaſſung zum Zwecke der Verwaltung 
iſt keine Ermächtigung zu finden, den Stamm des Vermögens zur Deckung von Haus 
haltungskoſten zu verwenden, ſelbſt wenn die Einkünfte der beiderſeitigen Einkommen 
zur Beſtreitung der Haushaltungskoſten nicht ausreichen und die Lebensführung der Eheleute 
auf beſonderen Wunſch der Frau koſtſpieliger eingerichtet worden iſt. Der Mann hat als der 
zur Tragung des ehelichen Aufwandes verpflichtete Teil die Art der Lebensführung zu be- 
ſtimmen. Gibt er dem Wunſche der Frau nach koſtſpieligerer Lebensführung nach, ſo erlangt 
er dadurch allein leinen Anſpruch gegen die Frau auf Tragung oder Erſatz der entſtehenden 
Mehrausgaben. Anders, wenn die Frau gemäß $ 1429 handelt oder wenn fie wiſſentlich 
duldet, daß der Mann dauernd Beträge ihres Vermögensſtammes zur Beſtreitung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes verwendet (RG Warn 1920 Nr 14). Vgl. § 1427 A 4. 

6. Die Worte „nach freiem Ermeſſen“ bringen zum Ausdrucke, daß der Mann in An. 
ſehung der Einkünfte zur Rechnungslegung nach Maßgabe des $ 666 nicht verpflichtet iſt 
WE 4, 325). Er iſt aber auch nicht einmal zur Herausgabe der während der Verwaltung ge⸗ 
zogenen und bei Beendigung der Verwaltung noch vorhandenen Einkünfte verpflichtet, wie 
bei der zweiten Leſung anerkannt wurde (Prot 4, 230). Dagegen muß er in Anſehung der 
im § 1430 Satz 1 bezeichneten Koſten und Verpflichtungen Rechenſchaft ablegen. 

7. Unter Koſten der ordnungsmäßigen Verwaltung find namentlich die in den ss 1384, 
1385 aufgeführten Koſten, Laſten und Beiträge zu verſtehen. 

8. Ordnungsmäßige Verwaltung vgl. § 1374 A 2. 

9. Verpflichtungen ſolcher Art find namentlich die in den 88 1386, 1387 bezeichneten, 
vorausgeſetzt, daß fie auf dem Vermögen ruhen, das die Frau dem Manne zur Verwaltung 
überlaſſen hat. Insbeſondere gehören dazu die Leiſtungen, die die Frau auf Grund ihrer 
geſetzlichen Unterhaltspflicht ſchuldet, ebenſo ihre Beitragspflicht aus § 1427. 

10. Der zweite Satz ſtellt die Abänderungsfähigkeit der im erſten Satze gegebenen Vor⸗ 
ſchrift Har. Die Frau kann jederzeit abweichende Beſtimmungen treffen, auch über die 

erwendung vorhandener Früchte. 


8 1431 


Die Gütertrennung!) iſt Dritten?) gegenüber nur nach Maßgabe des 8 1435 
wirkſam 

Das gleiche gilt im Falle des § 1425 von der Wiederherſtellung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung, wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter 
eingetragen worden iſt. 

E 1284, 1330, 1331 Abſ 2 II 1330; M 4 165, 304; P 4 124, 129, 150, 156, 161, 184, 214. 

1. Ob die Gütertrennu intri Vertrag eingeführt i 426 
ri, macht Ta Unterſched t Geſetzes eintritt oder durch Vertrag eingeführt iſt (8 1 

2. Gutgläubige Dritte ſollen durch den Eintragungszwang (8 1435) vor Gefahren ge⸗ 
ſchützt werden. Im Rerhältniffe der Ehegatten zueinander iſt die Wirkſamkeit der Güter⸗ 
trennung von der Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht abhängig. Die Eintragung 
der Gütertrennung in das Grundbuch iſt ausgeſchloſſen (RIA 3, 162). Das Beſtehen der 
Gütertrennung wird nach Maßgabe der 88 34, 35 GBO und $ 107 JG nachgewieſen. 
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II. Vertragsmäßiges Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1432 


Die Ehegatten können“) ihre güterrechtlichen Verhältniſſe?) durch Vertrag 
(Ehevertrag) s) regeln, insbeſondere auch nach der Eingehung der Ehe den 
Güterſtand aufheben oder ändern 4) 5). 

E I 1333 II 1331; M 4 304 ff.; P 4 215, 221. 


1. Wegen des Grundſatzes der Vertragsfreiheit vgl. Vorbem 1 vor § 1363. Hinſichtlich 
des Übergangsrechts vgl. Vorbem 3 vor S 1363. 

2. Güterrechtliche Berhältniſſe. Die Ehe als vollſtändige Lebensgemeinſchaft von Mann 
und Frau begründet zwiſchen den Ehegatten für die Dauer der Ehe ſowohl perſönliche als 
auch vermögensrechtliche Beziehungen. Die vermögensrechtlichen, aus der Pflicht zur Lebens⸗ 
gemeinſchaft folgenden Beziehungen der Ehegatten zueinander und zu Dritten bilden den 
Inhalt des ehelichen Güterrechts. Rechtsverhältniſſe dieſes Inhalts ſind güterrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe im Sinne des 8 1432. Nicht zu den güterrechtlichen Verhältniſſen gehören die durch 
die Ehe unter den Ehegatten begründeten perſönlichen Verhältniſſe, z. B. die Pflicht des Zu⸗ 
ſammenlebens, der gegenſeitigen Unterhaltsgewährung, der Kindererziehung. Verhältniſſe 
dieſer Art können im Ehevertrage mitgeregelt werden; Zuläſſigkeit und Form ihrer Regelung 
richten ſich aber nach allgemeinen Grundſätzen ($ 138 Abf 1). 

3. Ehevertrag iſt der Vertrag, durch den Mann und Frau für die einzugehende oder 
eingegangene Ehe ihre güterrechtlichen Verhältniſſe regeln. — Die Ordnung der vermögens⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe für die Zeit nach Auflöſung der Ehe iſt nicht Gegenſtand des Ehevertrags 
im Sinne des § 1432 (RG 6. 4. 08 IV 414/07). Dagegen können vermögensrechtliche Ver⸗ 
einbarungen, die für den Fall der Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft getroffen 
werden, z. B. die Zahlung einer Abfindung ſeitens der Frau an den Mann als Entſchädigung 
für den Wegfall ſeiner Rechte am Frauenvermögen, unter den Begriff des Ehevertrags fallen 
(RG JW; 1911, 183%). Unter den Begriff des Ehevertrags fallen Verträge, durch die der 
geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Mannes gänzlich ausgeſchloſſen 
oder nur in einzelnen Beziehungen, z. B. in bezug auf die Beſtimmung des § 1365, geändert 
wird, ferner Verträge, durch die die Gütertrennung, die allgemeine Gütergemeinſchaft, die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft eingeführt oder der geſetz⸗ oder 
vertragsmäßig beſtehende Güterſtand in einzelnen Beziehungen, z. B. in bezug auf die Beſtim⸗ 
mungen in 88 1439, 1523, 1526 Abſ 1, geändert wird, ſowie Verträge, durch die nach erfolgter 
Ausſchließung oder Anderung der gejeg- oder vertragsmäßige Güterſtand wiederhergeſtellt 
wird. — Eine Anderung des geſetzlichen Güterſtandes dahin, daß die Haushaltsgegenſtände 
in den Alleinbeſitz der getrennt lebenden Frau gelangen und ihr der Zinsgenuß ihrer ein- 
gebrachten Kapitalforderung zufallen ſoll, erfüllt den Begriff des Ehevertrags (RG 6. 4. 08 
IV 414/07). Die bloße Anderung im Beſtande des eingebrachten Frauenvermögens, ins⸗ 
beſondere deſſen Vermehrung durch Zuwendungen des Mannes, enthält noch keine Anderung 
der güterrechtlichen Verhältniſſe. Wohl aber liegt eine ſolche Anderung vor, wenn der Mann 
hinſichtlich der von ihm der Frau gemachten Zuwendungen, die zu deren eingebrachtem Ver⸗ 
mögen gehören, auf die ihm am eingebrachten Gute zuſtehenden ehemännlichen Rechte ganz 
oder teilweiſe verzichtet. Das gilt z. B. hinſichtlich der vom Manne der getrennt lebenden 
Frau zugewieſenen Hausſtandsſachen und der ihr verſprochenen Kapitalien, deren Zinſen 
ihre Unterhaltsrente darſtellen ſollen. Allerdings ſteht dem Ehemann an der Geldrente, welche 
er ſeiner von ihm getrennt lebenden Frau zu gewähren hat, nach der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts (RG 90, 323; § 1361 A 5) Verwaltung und Nutznießung nicht zu. Allein aus der 
Natur des Rentenanſpruchs als Vorbehaltsgut läßt fi ein Gegengrund nicht ableiten. 
Vielmehr wird es immer auf einen Ehevertrag hinauslaufen, wenn zum Zwecke der Ge⸗ 
währung des Unterhalts an die Frau eine Regelung vorgenommen wird, wonach der Mann 
eingebrachtes Gut unter Verzicht auf fein Verwaltungs und Nutznießungsrecht der Frau 
zwecks Beſchaffung ihres Unterhalts aus den Einkünften zur freien Verfügung überläßt. Ein 
derartiger Vertrag iſt mangels Beobachtung der im § 1434 vorgeſchriebenen Form nichtig 
(RG Recht 1923 Nr. 896). Jede vertragliche Regelung, wodurch bei Gütertrennung die 
Beitragspflicht der Frau abweichend von 8 1427 Abj 2 beſtimmt wird, ſtellt einen formbedürf⸗ 
tigen Ehevertrag dar (RG 37, 56). Rechtsgrundſätzlich iſt es nicht ausgeſchloſſen, aus dem Einver⸗ 
ſtändniſſe des Mannes, daß die Frau von ihm getrennt lebt, und aus ſeiner Duldung ihrer völligen 
Selbſtändigkeit bei der Verwendung ihres Geldes, eine allgemeine Einwilligung des Mannes 
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in die Geldgeſchäfte der Frau herzuleiten. In ſolchem Falle liegt nur eine einſeitige, wirkſame, 
aber jederzeit widerrufliche Willenskundgebung des Mannes, nicht ein Preisgeben ehegüterrecht⸗ 
licher Befugniſſe vor und die für Eheverträge vorgeſchriebene Form (§ 1434) iſt nicht notwendig 
RE Id 1911, 36212). Eine Ehefrau kann aus ihrem eingebrach en Gute ihrem Manne ein 
Darlehn geben, ohne daß das Eingebrachte inſoweit vertragsmäßig für Vorbehaltsgut erklärt 
wird (RG 78, 207). Das Darlehn kann, wenn es nur für die Dauer der Ehe gegeben worden 
iſt, nach deren Auflöſung ſofort zurückgefordert werden (RG ZW 1910, 100416). Die all. 
gemeine Vereinbarung, daß die Frau über das eingebrachte Gut und deſſen Erträge frei ver⸗ 
fügen und dies Vermögen frei verwalten könne, bezweckt eine völlige Anderung der Grund⸗ 
ſätze des geſetzlich geordneten Güterſtandes und erfüllt den Begriff des Ehevertrags. Dasſelbe 
gilt, wenn ſich die Vereinbarung nur auf einen einzelnen Gegenſtand des Eingebrachten, 
3. B. mehrere Aktien bezieht (RG IW 1911, 1541). Es mag fein, daß der Ehemann, dem 
die Verwaltung und Nutzung am Frauengut und auch das Recht auf den Beſitz daran zu⸗ 
fteht, der Frau Gegenſtände des eingebrachten Gutes zur freien Verfügung überlaffen kann. 
Aber daß ſich der Mann in der Ausübung ſeines Verwaltungsrechts bei einzelnen zum 
eingebrachten Gute der Frau gehörigen Sachen eine zeitweilige Beſchränkung für die Dauer 
des Getrenntlebens beider Eheleute während ihres Eheſcheidungsprozeſſes mit der Wirkung 
auferlegen kann, daß die Frau auch berechtigt ſein ſoll, über dieſe Sachen rechtsgeſchäftlich 
zu verfügen, findet im Geſetz keine Stütze. Eine ſolche Beſchränkung würde der Pflicht zur 
Verwaltung auf ſeiten des Mannes nicht Rechnung tragen und in Wirklichkeit auf einen Ver⸗ 
zicht auf die ihm geſetzlich zuſtehende Verwaltung und Nutznießung hinauslaufen, der auch hin⸗ 
ſichtlich einzelner Gegenſtände nur durch gerichtlichen oder notariellen Ehevertrag erfolgen 
kann, $$ 1368, 1434 (RG JW 1925, 2111). Eine Vereinbarung der im geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande lebenden Eheleute, daß die Frau die Koſten des Haushalts aus den Einkünften 
ihres Vorbehaltsguts beſtreitet, enthält keine Anderung der güterrechtlichen Verhältniſſe und 
bedarf nicht der für Eheverträge im § 1434 vorgeſchriebenen Form. Die Frau kann den Bei ⸗ 
trag, den ſie nach den 88 1371, 1427 Abſ 2 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus den 
Einkünften ihres Vorbehaltsguts zu leiſten hat, in der Weiſe leiſten, daß ſie die Koſten des 
Haushalts trägt (RG 85, 82). Treffen Ehegatten, die in Gütertrennung leben und ein 
auf den Namen der Frau betriebenes Erwerbsgeſchäft beſitzen, eine Abmachung dahin, daß 
der Frau nach außen hin eine Rechtsſtellung eingeräumt wird, kraft deren fie alleinige Ge⸗ 
ſchäftsinhaberin iſt, wogegen fie im Verhältniſſe nach innen verpflichtet ift, ſich ſo behandeln 
zu laſſen, als ob der Mann der alleinige Inhaber des Erwerbsgeſchäfts ſei und demzufolge 
alleiniger Eigentümer des Geſchäftsvermögens werde (eine Art Treuhandverhältnis), jo it 
die Wirkſamkeit der Abmachung von der Befolgung der Vorſchriften in 88 1432, 1434 nicht ab 
hängig (R Warn 1915 Nr 135; RG 29. 11. 15 IV 160/15). Einzelne Schenkungen, die 
ſich im geſetzlichen Güterrechte lebende Eheleute machen (z. B. die Schenkung eines Spar⸗ 
kaſſenguthabens), find nicht als Eheverträge anzuſehen, ebenſowenig Darlehnsverträge, 
die fie miteinander ſchließen (RG Warn 1915 Nr 142; RG SeuffA 69 Nr 108). Schenkungs⸗ 
oder andere Veräußerungsgeſchäfte unter Eheleuten über einzelne Beſtandteile ihres Ver⸗ 
mögens haben jedenfalls dann nicht die Rechtsnatur von Eheverträgen, wenn dadurch keine 
grundlegende Veränderung des ganzen ehelichen Güterſtandes herbeigeführt wird (RG 108, 
122; Ach SeuffA 81 Nr 9). Die Vereinbarung der Eheleute, eingebrachtes Geld der Frau 
in eine unverzinsliche, kündbare Darlehnsforderung derſelben an den Mann umzugeftalten, 
bedarf nicht des Abſchluſſes eines Ehevertrags (KG in OLG 42, 118). Vgl. § 1388 A 4, Dar- 
lehnshypothek. Die Vereinbarung der Ehegatten, daß der Mann ein ihm von der Frau ge⸗ 
währtes Darlehn zu verzinſen hat, enthält eine Anderung des geſetzlichen ehelichen Güter⸗ 
rechts und bedarf der Form des Ehevertrags (KG in OLG 24, 2). Vgl. 8 1383 A 4. Eheleute, 
die an Stelle der bisherigen Gütergemeinſchaft durch Vertrag Gütertrennung einführen, ſind 
rechtlich nicht gehindert, in Anſehung einzelner Vermögensgegenſtände eine nach § 741 zu be⸗ 
urteilende Gemeinſchaft oder ein Geſellſchaftsverhältnis untereinander zu errichten. Die Be- 
gründung einer ſolchen Gemeinſchaft oder Geſellſchaft bedarf, wenn ſie in die güterrechtlichen 
Berhäitntife nicht eingreift, nicht der für Eheverträge vorgefchriebenen Form, kann vielmehr auch 
ſtillſchweigend vor ſich gehen, z. B. dadurch, daß die Eheleute das von ihnen früher bei Gel. 
tung des Guüterſtandes der Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich betriebene Fleiſchereigeſchäft 
nunmehr nach Einführung der Gütertrennung ſtillſchweigend als Geſellſchafter fortführen, 
indem der Mann im Hauſe der Frau die Fleiſcherei ausübt und die Frau das Ladengeſchäft 
beſorgt (NG Gruch 63, 614). Vgl. § 1426 A 2. Sparkaſſeneinlagen (nebſt Zinſen) auf 
den Namen der Frau, die ihr der Mann aus dem Erwerbe feines unter Mithilfe der Frau 
betriebenen Geſchafts durch rechtsgeſchäftliche Sonderverfügung zuwendet, laſſen den Güter ⸗ 
ſtand (geſetzliches Güterrecht) als ſolchen unberührt und unterliegen nicht der für Eheverträge 
vorgeſchriebenen Form (RG Gruch 62, 242). Die allgemeinen Beſtimmungen über nichtige 
Vertrage z. B. $$ 184, 188 Abf 1, 300, gelten auch für Eheverträge. — Ein Ehevertrag, der 
die bisher beſtandene Gütergemeinſchaſt aufhebt und das von den Ehegatten künftig zu Er⸗ 


Bot, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bb. 6. Aufl. (Erler.) 11 
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ringende der Frau allein zuweiſt, alſo den Mann erwerbs⸗ und vermögenslos hinſtellt, 
widerſpricht dem Wefen der Ehe und den guten Sitten (Bay Obs in OLG 34, 253). Als 
Ehevertrag iſt auch ein Vertrag anzuſehen, der eine vorangegangene vertragliche Regelung 
des Güterrechts (3. B. aus Beſorgnis vor Anfechtbarkeit der urſprünglichen Regelung) lediglich 
wiederholt und beftätigt (RG in RJA 15, 287). Ein während der Ehe geſchloſſener Ehe⸗ 
vertrag, in welchem die vorher ausgeſchloſſene Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
dieſem wieder eingeräumt wird, kann wegen argliſtiger Täuſchung angefochten werden, 
wenn der Mann den Hintergedanken hegte, die Ehe nicht fortzuſetzen, ſondern die Scheidung 
zu betreiben und eine andere Frau zu heiraten (RG 23. 10. 11 IV 680/10). Zu beachten 
ſind ferner die Verbote der SS 143 Abſ 1 u. 1518. Außerdem dürfen Vorſchriften, die 
zugunſten Dritter erlaſſen ſind, z. B. §8 1362, 1411, 1459 Abſ 2, nicht durch Ehevertrag 
geändert werden. — Mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils hört die Wirkſamkeit 
des Ehevertrags für die Zukunft auf. Iſt die Ehe zufolge Anfechtung oder Nichtigkeitsklage 
nichtig, oder wird das Nichtbeſtehen einer Ehe feſtgeſtellt, ſo iſt auch der Ehevertrag, da er das 
Beſtehen einer Ehe vorausſetzt, unwirkſam. In einem ſolchen Falle ſind die vermögensrecht⸗ 
lichen Beziehungen der Beteiligten, vorbehaltlich der Sonderbeſtimmungen in 88 1344—1346, 
nach den allgemeinen Grundſätzen (Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag, ungerechtfertigte 
Bereicherung) zu beurteilen. — Über Gläubigerbegünſtigung bei vertragsmäßiger Um⸗ 
wandlung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in Gütertrennung vgl. RGSt 40, 171. Die Ein⸗ 
führung der Gütergemeinſchaft mit bald darauf folgender Einführung der Gütertrennung 
durch Eheverträge kann ein Mittel bilden, eine verdeckte Schenkung vorzunehmen, und ſchützt 
die Ehegatten nicht vor den Anſprüchen des durch die Schenkung beeinträchtigten Pflichtteils⸗ 
ee (RG 87, 301). Hierzu vgl. NFH, Urt. v. 9 12. 20 in SW 1921, 66216 und 
0 A 4. 

4. Das Recht zum Getrenntleben iſt kein geſetzlicher Grund zur Aufhebung des Ehe⸗ 
vertrags. Unter gewöhnlichen Verhältniſſen werden die Verkragſchließenden immer davon 
ausgehen, daß eheliche Lebensgemeinſchaft zwiſchen ihnen dauernd beſtehen werde. Dieſe 
Vorausſetzung macht den Vertrag nicht zu einem bedingten und berechtigt keinen Teil, die 
Erfüllung des Vertrags beim Fehlen der Vorausſetzung zu verweigern. Vielmehr gelten 
die Ehevertragsbeſtimmungen auch für die Zeit des Getrenntlebens. Der Geltendmachung 
vertragsmäßiger güterrechtlicher Anſprüche ſeitens des Berechtigten kann der andere Ehe⸗ 
gatte, dem ein Recht auf Scheidung oder Verweigerung, der ehelichen Gemeinſchaft zu⸗ 
ſteht, die Einrede der Argliſt nicht entgegenſetzen, da ihn der Ehevertrag in der Aus⸗ 
übung dieſer Rechte nicht beeinträchtigt (RG ZW 1913, 10375). Vgl. auch RG 67, 1; RG 
JW 08, 110°; 1913, 2695; OLG 26, 224; ferner 88 1365 A 1, 1371 A 2, 1427 A 7. 

5. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 3 des Haager 
Eherechtsabkommens vom 17. 7. 05 ($ 1353 A 5) beſtimmt ſich die Fähigkeit, einen 
Ehevertrag zu ſchließen, für einen jeden der Verlobten nach dem Geſetze ſeines Heimat⸗ 
ſtaats zur Zeit der Eheſchließung. Nach Art 4 Abſ 1 entſcheidet das Geſetz des Heimat- 
ſtaats der Ehegatten, ob ſie während der Ehe einen Ehevertrag errichten und ihre güter⸗ 
rechtlichen Vereinbarungen aufheben oder ändern können. Nach Abſ 2 hat eine Anderung 
des ehelichen Güterrechts keine Rückwirkung zum Nachteile Dritter. Wegen der Beſtim⸗ 
mung in Art 10 des Abkommens vgl. § 1353 A 5. Hier ſind noch die Fälle zu erwähnen, 
wenn ausländiſche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande haben und wenn ein Ausländer 
nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwirbt. In dieſen Fällen ſind zwar 
für das eheliche Güterrecht die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit 
der Eheſchließung angehörte (Vorbem 4 vor § 1363), jedoch können die Ehegatten einen 
Ehevertrag ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig ſein würde (Art 15 
Abſ 2 EG). — Art 15 Abf 2 Halb] 2 bezieht ſich auch auf Eheverträge von Verlobten, wenn⸗ 
gleich nur von Eheverträgen der Ehegatten die Rede iſt. Dieſelbe Ausdrucksweiſe findet ſich 
auch im § 1482, wo unter „Ehegatten“ die Verlobten mitbegriffen find. Deshalb darf man 
auch aus dem in der Faſſung fi an § 1432 anſchließenden Art 15 Ech nicht ſchließen, daß er 
ſich auf Eheverträge ausländiſcher Ehegatten (hier eines ruſſiſchen Juden mit einer deut⸗ 
ſchen Jüdin), die ſie vor der Heirat geſchloſſen haben, nicht beziehen ſoll (vgl. Zeitſchr. für 
Internat. Privatrecht Bd. 17 S. 208 /). Nehmen alſo in einem ſolchen Falle die Eheleute 
ihren erſten ehelichen Wohnſitz im Inlande, ſo wird der Ehevertrag gültig, auch wenn er nach 
dem Heimatrechte des Mannes unzuläſſig fein würde (RG Seuff A 75 Nr 32). Vgl. § 1542 A 3. 
Das Geſetz macht von dem in Art 15 Abſ 1, Art 24 und anderen Vorſchriften des EG aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze, daß die inländiſche Staatsangehörigkeit maßgebend fei, 
keine Ausnahme für den Fall, daß der deutſche Ehemann auch eine fremde Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzt. Nach den Umſtänden des Falles muß allerdings auch ein von Deutſchen im Aus⸗ 
lande geſchloſſener Ehevertrag trotz Art 15 nach ausländiſchem Rechte beurteilt werden, 
dann nämlich, wenn die Eheleute ausdrücklich oder ſtillſchweigend das ausländiſche Recht 
in Bezug genommen haben (RG LZ 1924, 741°). 
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8 1453 


1) Der Güterſtand kann nicht durch Verweiſung?) auf ein nicht mehr 
geltendes oder auf ein ausländiſches Geſetz beſtimmt werden. 

Hat der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falls der Vertrag 
nach der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Zeit des Vertragsab⸗ 
ſchluſſes ſeinen Wohnſitz im Auslande, ſo iſt die Verweiſung auf ein an 
dieſem Wohnſitze geltendes Güterrecht zuläſſigs)⸗). 

E I 1334 II 1332; M 4 309; P A 217. 


1. Grund der Vorſchrift. Der § 1433 beſchränkt die Vertragsfreiheit der Ehegatten, 
weil ſonſt zu beſorgen wäre, daß die auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts bisher herrſchende 
Vielgeſtaltigkeit und Unſicherheit in anderer Form erhalten werden würde. Von dem im 
Abſ 1 ausgeſprochenen Verbote werden im Abſ 2 zugunſten deutſcher, im Auslande wohnender 
Ehegatten zwei Ausnahmen gemacht. Wegen der Eheverträge von Ausländern vgl. Art 15 EG 
und Vorbem 4 vor $ 13636. 

2. Verweiſung. Die Beteiligten können grundſätzlich durch einfache Verweiſung auf 
die geſetzlichen Beſtimmungen des einen oder andern im BGB geordneten Güterſtandes ihre 
güterrechtlichen Verhältniſſe regeln (Vorbem 1 vor $ 1363). Dagegen iſt einfache Bezug⸗ 
nahme auf veraltetes deutſches (3. B. Nürnberger Recht, OLG. 24, 9) oder auf aus⸗ 
ländiſches Recht zur Vermeidung der Unwirkſamkeit verboten. Dies ſchließt jedoch nicht 
aus, daß ſtatt einfacher Bezugnahme eine ſelbſtändige Regelung nach Grundſätzen des ver⸗ 
alteten Se oder des ausländiſchen Rechtes erfolgt, ſoweit das Recht des BGB nicht 
im Wege ſteht. 7 

3. Verweiſung auf ausländ iſches Recht ift auch dann zuläſſig, wenn der Vertrag vor 
der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird und der Mann zur Zeit der Eheſchließung im Aus⸗ 
lande wohnt. Ohne Vertragsſchluß gilt nach Art 15 EG auch für die im Auslande geſchloſſene 
Ehe eines Deutſchen das deutſche Recht. 

4. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 5 Abſ 1 des 
Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 ($ 1353 A 5) iſt für die Gültigkeit eines Ehe · 
vertrags in Anſehung feines Inhalts ſowie für feine Wirkungen das Geſetz des Heimat⸗ 
ſtaats des Mannes zur Zeit der Eheſchließung oder, wenn der Vertrag während der Ehe ge- 
ſchloſſen iſt, das Geſetz des Heimatſtaats der Ehegatten zur Zeit des Vertragsſchluſſes maß⸗ 
gebend. Nach Abſ 2 entſcheidet das gleiche Geſetz darüber, ob und inwieweit die Ehegatten 
die Befugnis haben, auf ein anderes Geſetz zu verweiſen; haben ſie auf ein anderes 
Geſetz verwieſen, ſo beſtimmen ſich die Wirkungen des Ehevertrags nach dieſem Geſetze. Wegen 
der Beſtimmungen in Artt 9 u. 10 des Abkommens vgl. § 1853 A 5. 


§ 1434 
Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile!) vor 


Gericht oder vor einem Notar?) geſchloſſen werdens )). 
E I 1335 Abſ 1 II 1333; M 4 311; P 4 217: 5 445. 


1. Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile. Auf den Abſchluß von Eheverträgen durch 
Vertreter finden die allgemeinen Grundſätze Anwendung. Jeder Teil kann ſich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten laſſen. — Für den Abſchluß eines Ehevertrags gilt auch 8 181. 
Daher kann ein Ehemann auf Grund einer ihm von der Frau dazu erteilten Vollmacht einen 
Ehevertrag (Einführung der Gütertrennung an Stelle der Gütergemeinſchaft) der Frau 
gegenüber mit ſich ſelbſt im eigenen Namen abſchließen (RG 79, 282). Ein Ehevertrag kann 
von dem Ehegatten mit ſich ſelbſt und als Vertreter des anderen Ehegatten abgeſchloſſen 
werden, wenn dieſer ihn ermächtigt, im Namen des anderen Ehegatten mit ſich im eigenen 
Namen Rechtsgeſchäfte vorzunehmen. Insbeſondere kann er auf dieſe Weiſe einen Ehever⸗ 
trag auf Einführung der allgemeinen Gütergemeinſchaft an Stelle des geſetzlichen 
Güterſtandes abſchließen. Die Sondervorſchrift des $ 1437 ſteht dem nicht entgegen, denn 
ſie bezieht ſich nur auf den Ausſchluß des geſetzlichen Vertreters (Bayob LG in IF G 3 Nr 44). 
Fur den Geſchäftsunfähigen ſchließt der geſetzliche Vertreter den Ehevertrag ab. Iſt ein Teil 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf er zum Abſchluſſe eines Ehevertrags den Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters. Letzterer kann ſelbſt den Vertrag für eriteren ſchließen. Weder Voll- 
macht noch Einwilligung bedürfen der im § 1434 vorgeſchriebenen Form (8 167 Abſ 2, 8 182 
Abf 2). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ift nicht erforderlich. Für die Fälle der 
88 1437 und 1549 gelten Ausnahmebeſtimmungen. Vertragſchließende Vertreter müſſen gleich⸗ 
zeitig anweſend ſein. Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile iſt auch für den Annahmevertrag 
(81750) und den Erbvertrag (5 2276) vorgeſchrieben. — Dieſes Erfordernis bedeutet eine Ver 

Als 
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ſchärfung der nach § 128 für die gerichtliche und notarielle Beurkundung genügenden Form 
(RG 69, 133). 


2. Form. Vgl. SS 167—169 FGG, § 2276 Ab] 2 BGB und Art 141 EG. 
3. Begriff des Ehevertrags 5 1432 A 3. 


4. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 6 Abſ 1 des 
Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 ($ 1353 A 5) iſt der Ehevertrag in Anſehung 
der Form gültig, wenn er gemäß dem Geſetze des Landes, wo er errichtet wird, geſchloſſen 
iſt, oder wenn er geſchloſſen iſt gemäß dem Geſetze des Heimatſtaats eines jeden der Ver⸗ 
lobten zur Zeit der Eheſchließung oder während der Ehe gemäß dem Geſetze des Heimatſtaats 
eines jeden der Ehegatten. Macht das Geſetz des Heimatſtaats eines der Verlobten oder, im 
Valle der Eheſchließung während der Ehe, das Geſetz des Heimatſtaats eines der Ehegatten 
die Gültigkeit des Vertrags davon abhängig, daß er, auch wenn er im Auslande geſchloſſen 
wird, einer beſtimmten Form genügt, ſo müſſen nach Abſ 2 dieſe Geſetzesvorſchriften beobachtet 
werden. Wegen der Beſtimmungen im Art 10 des Abkommens vgl. § 1353 A 5. 


8 1435 


) Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen?) oder geändert?), jo können einem Dritten gegenüber aus der 
Ausſchließung oder der Anderung Einwendungen“) gegen ein zwiſchen ihm 
und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein 
zwiſchen ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, 
wenn zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts 
der Rechtshängigkeit die Ausſchließung oder die Anderung in dem Güter⸗ 
rechtsregiſter des zuſtändigen Amtsgerichts eingetragen?) oder dem Dritten 
befannt®) war. 

Das gleiche gilt, wenn eine in dem Güterrechtsregiſter eingetragene”) 
Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe durch Ehevertrag aufgehobens) 
oder geändert?) wird 0). 

E I 1336, 1337, 1435 Abſ 1 II 1334, 1453 Abſ 1; M 4 314 ff.; P 4 222 ff. 


I. Zweck der Vorſchrift. Der § 1435 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten. Wer 
ſich mit einem Ehegatten auf ein Rechtsgeſchäft oder einen Rechtsſtreit einläßt, darf davon 
ausgehen, daß der geſetzlichen Regel entſprechend in der Ehe des andern Teiles der Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung des Mannes beſteht. In dieſem Vertrauen wird der Dritte 
geſchützt, ausgenommen, wenn die Abweichung vom Regelmäßigen im Güterrechtsregiſter 
eingetragen oder dem Dritten bekannt iſt (Abj 1). Gleichen Schutz genießt, falls die Abweichung 
vom Regelmäßigen im Güterrechtsregiſter eingetragen ift, der Dritte, der auf das Fortbeſtehen 
der eingetragenen Abweichung vertraut (Abſ 2). Dieſe Art der Regelung entſpricht dem 8 1344. 
— Kein Schutz aus $ 1435 bei Einwendungen gegen eine vom Dritten gegenüber einem der 
Ehegatten vorgenommenen Zwangsvollſtreckung (OLE 30, 42). 


2. Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes. Zu den Eheverträgen, durch die der 
geſetzliche Güterſtand ausgeſchloſſen wird, gehören insbeſondere Eheverträge, durch die 
Trennung der Güter (§ 1436) oder einer der verſchiedenen Güterſtände der Gütergemeinſchaft 
(88 1437, 1519, 1549) vereinbart wird, ſei es, daß der vereinbarte Güterſtand unmittelbar 
an Stelle des geſetzlichen Güterſtandes, ſei es, daß er an Stelle eines andern vertragsmäßigen, 
aber nicht eingetragenen Güterſtandes tritt. Der Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes 
durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1426, 1431 die Fälle der SS 1364, 14181420, 1587 gleich. 


3. Anderung des geſetzlichen Güterſtandes. Dahin gehören insbeſondere die Fälle, in 
denen in Anſehung einzelner zum Vermögen der Frau gehörender Gegenſtände die Ver- 
waltung und Nutznießung des Mannes ausgeſchloſſen wird (§ 1365). Der nderung des geſetz⸗ 
lichen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1371 Satz 1, 1426, 1431 die Fälle gleich, 
in denen Vorbehaltsgut kraft Geſetzes (88 1366, 1367, 1370) oder zufolge Beſtimmung eines 
Dritten (5 1369) entſteht. — Der Mann kann, um einer übermäßigen Inanſpruchnahme 
feines Kredits durch die Frau (z. B. für Kleider und Putz) vorzubeugen, das Vertretungs⸗ 
recht der Frau einſchränken oder ausſchließen und durch Eintragung in das Güterrechtsregiſter 
ſogar ihm unbekannte Bezugsquellen der Frau treffen, 8 1357 (RG 61, 83). Über die Frage, 
ob der Mann rechtswidrig handelt, wenn er die von ihm getroffene Maßregel der Entziehung 
der Schlüſſelgewalt in Zeitungen bekanntgibt, vgl. RG 60, 15 und 8 1357 A 2. 
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4. Einwendungen, die dem Ehegatten aus feinem Güterrechte gegen die Wirkſamkeit 
eines Rechtsgeſchäfts oder Urteils zuſtehen würden, wenn die Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter erfolgt wäre, ſind mangels der Eintragung dem gutgläubigen Dritten gegenüber un⸗ 
zuläſſig. Der Ehegatte muß ſich auf Verlangen des Dritten gefallen laſſen, daß die Wirkſam⸗ 
keit des Rechtsgeſchäfts und Urteils in den Fällen des Abſ 1 nach den Grundſätzen des geſetz⸗ 
lichen Güterrechts und in den Fällen des Abſ 2 nach dem vor der Aufhebung oder Anderung 
beſtandenen vertragsmäßigen und eingetragenen Güterſtande beurteilt wird. Auf dieſe Be⸗ 
urteilung hat der Dritte, nicht der Ehegatte ein Recht, da die Vorſchriften des § 1435 nur 
zugunſten des Dritten erteilt ſind. 

5. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend. Die Eintragung muß 
ſich auf einen gültigen Ehevertrag ſtützen. In Anſehung des öffentlichen Glaubens ſteht das 
Güterrechtsregiſter mit dem Handelsregiſter (§ 15 HGB) und dem Vereinsregiſter (8 68) auf 
gleicher Stufe, nicht aber mit dem Grundbuche (§8 892, 893). 

6. Der Kenntnis ſteht bloßes Kennenmüſſen (§ 122 Abſ 2) nicht gleich. 

7. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend (A 4). Aufhebung und Ande⸗ 
rung einer nicht eingetragenen Regelung fallen nicht unter $ 1485 Ab] 2. Der Dritte hat kein 
Anrecht darauf, daß ihm gegenüber die nicht eingetragene Regelung als noch beſtehend an⸗ 
geſehen werde. 

8. Der Aufhebung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1470, 
1545, 1549 die Aufhebung durch Urteil (88 1468, 1469, 1542, 1549), durch Konkurseröffnung 
(8 1548) oder infolge Todeserklärung (8 1544), ſowie nach $ 1431 Abſ 2, 8 1548 Abſ 2 die Wieder⸗ 
herſtellung der Verwaltung und Nutznießung (§ 1425) oder der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
(8 1548) durch Urteil gleich. 

9. Der Anderung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1441 
Satz 1, 1526, 1549 die Fälle gleich, in denen Vorbehaltsgut der Frau kraft Geſetzes (§ 1870) 
oder zufolge Beſtimmung eines Dritten ($ 1369) entſteht. 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 16 Abi 1 
Satz 1 EG finden die Vorſchriſten des $ 1435 entſprechende Anwendung, wenn ausländiſche 
Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, 
den Wohnſitz im Inlande haben. Nach Art. 16 Abf 1 Satz 2 ſteht der ausländiſche geſetzliche 
Güterſtand einem vertragsmäßigen gleich. Nach Art 16 Abſ 2 finden die Vorſchriften der 
85 1357 (Schlüſſelgewalt der Frau), 1362 (Eigentumsvermutung zugunſten der Gläubiger 
des Mannes), 1405 (Folgen der Einwilligung des Mannes in den Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts durch die Frau) Anwendung, ſoweit fie Dritten günſtiger find als die ausländiſchen 
Geſetze. Im Art 8 Ab 1 des Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 ($ 1353 A 5) 
hat ſich jeder Vertragsſtaat vorbehalten: 1. beſondere Förmlichkeiten zu erfordern, wenn der 
eheliche Güterſtand Dritten gegenüber geltend gemacht werden ſoll; 2. ſolche Vorſchriften 
anzuwenden, welche den Zweck verfolgen, Dritte in ihren Rechtsbeziehungen zu einer Ehefrau 
zu ſchützen, die in dem Gebiete des Staates einen Beruf ausübt. Im Art 8 Abſſ2 des Ab» 
kommens verpflichten ſich die Vertragsſtaaten, die nach dieſem Artikel anwendbaren Geſetzes⸗ 
vorſchriften einander mitzuteilen. Wegen der Beſtimmungen in Art 10 vgl. § 1853 A 5. 


8 1436 


Wird durch Ehevertrag!) die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen?) oder die allgemeine Gütergemeinſchaft, die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft aufgehoben, ſo tritt Gütertren⸗ 
nung“) ein, ſofern ſich nicht aus dem Vertrag ein anderes ergibt“). 

E 1 1338, 1381 Abſ 1, 1429 Abſ 1, 1481 Abſ 1 II 1835; M 4 321, 418, 584; P 4 225, 293, 369, 373. 

1. Der Ausſchließung oder Aufhebung durch Ehevertrag ſind Ausſchließung oder Auf- 
hebung durch andere Art, z. B. Urteil, nicht gleichgeſtellt. 


2. Bezieht ſich die Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes nur 
auf einzelne Beſtandteile des Vermögens der Frau, fo liegt nicht der Fall des § 1436, ſondern 
der des $ 1368 vor und es entſteht Vorbehaltsgut. Vgl. 8 1368 A 1. 

3. Dritten gegenüber ift die eingetretene Gütertrennung nur nach Maßgabe des 8 1485 
wirkſam (8 1431 Abſ 1). Ace 

4. Die Vertragſchließenden können die kraft Geſetzes eintretende Folge der Giltertrennung 
durch anderweitige Beſtimmung ausſchließen. 
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2. Allgemeine Gütergemeinſchaft 


S 1437 


) Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Gütergemeinfchaft?) ver⸗ 
einbart oder aufgehoben wird, kann nicht durch einen geſetzlichen Vertreters) 
geſchloſſen werden). 

Iſt einer der Vertragſchließenden in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo 
bedarf er der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters“). Fit der geſetz⸗ 
liche Vertreter ein Vormund), jo iſt die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts“) erforderlich. 

E I 1314 Abſ 2 Satz 1 II 1336; M 4 313, 333; P 4 230 ff., 238; 6 279. 


1. Grund der Vorſchrift. Die mit der Einführung oder Aufhebung der Gütergemein- 
ſchaft verbundenen, in die Verhältniſſe der Ehegatten tief eingreifenden, außergewöhnlichen 
Wirkungen haben zu den im § 1437 beſtimmten Ausnahmen von den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen ($ 1434 A 1) geführt. 

2. § 1437 findet nach $ 1508 Abſ 2 auch auf einen Ehevertrag Anwendung, durch den 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben 
wird, und nach § 1549 auf einen Ehevertrag, durch den die Fahrnisgemeinſchaft vereinbart 
oder aufgehoben wird. Dagegen iſt $ 1437 auf Fälle, in denen die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft nur in einzelnen Beziehungen 
(3. B. Erklärung eines vorbehaltenen Gegenſtandes der Frau für Geſamtgut) geändert wird, 
nicht anwendbar. 

3. Wohl aber durch einen Bevollmächtigten (3 1434 A 1). 

4. Demzufolge kann ein Ehevertrag des in Abſ 1 bezeichneten Inhalts mit einem Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen überhaupt nicht zuſtande kommen. g 8 | 

5. Iſt die Mutter Inhaberin der elterlichen Gewalt, ihr aber ein Beiſtand beftellt und 
dieſem nach § 1693 die Vermögensverwaltung übertragen, fo hat der Beiſtand die Zuſtimmung 
zu erteilen. In dieſem Falle iſt auch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

6. Dasſelbe gilt, wenn der geſetzliche Vertreter ein Pfleger iſt (§ 1915). 

7. Wegen der Anhörung des Gegenvormundes vgl. § 1826. 


8 1438 


) Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau werden durch 
die allgemeine Gütergemeinſchaft gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehe⸗ 
gatten (Geſamtgut) ?). Zu dem Geſamtgute gehört auch das Vermögen, das 
der Mann oder die Frau während der Gütergemeinſchaft erwirbt“). 

Die einzelnen Gegenftände?) werden gemeinſchaftlich, ohne daß es einer 
Übertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf). 

Wird ein Recht gemeinſchaftlich, das im Grund buch eingetragen iſt oder 
in das Grund buch eingetragen werden kann, ſo kann jeder Ehegatte von dem 
anderen die Mitwirkung zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen). 

E I 1342, 1343 II 1337; M 4 335 ff.; P 4 232; 6 393. 


1. Der 8 1438 kennzeichnet das Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft. Es beſteht 
darin, daß alles, was die Eheleute an Vermögensrechten beim Eintritte der Gütergemeinſchaft 
beſitzen oder während derſelben erwerben, zu einer neuen ungetrennten Maſſe vereinigt wird, 
die gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Geſamtgut) wird. Beide Ehegatten ſind 
Träger des Geſamtguts. Dieſes ſtellt ſich als ein (deutſchrechtliches) Miteigentum dar, bei 
welchem die Anteile der Ehegatten während der Dauer der Gemeinſchaft als ſelbſtändige 
Vermögensrechte nicht geltend gemacht werden können, ſondern erſt nach Auflöſung der Ge⸗ 
meinſchaft Sonderrechte der Ehegatten an der gemeinſchaftlichen Maſſe hervortreten (Gemein ⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand). Nicht in die Gemeinſchaft fallen Sondergut und Vorbehaltsgut. 
— Ein mit Rechtsperſönlichkeit ausgeſtattetes Geſamtgut iſt dem Geſetze fremd. Träger der 
zum Geſamtgute gehörigen Rechte und Verbindlichkeiten ſind immer nur die Ehegatten. Wer 
einen von ihnen als Geſamtgenoſſen in Anſpruch nimmt, kann von ihm nicht mehr fordern, 
als er — in eigenem Namen — in jener Eigenſchaft ſchuldet. Er kann ihn nicht als irgendwie 
gearteten „Vertreter“ für den andern in Anſpruch nehmen; dafür ergibt ſich weder im BGB 
noch in der ZPO (85 740ff.) ein Anhalt (RG 89, 360). Vgl. § 1472 A 2. 
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2. Geſamtgut. Beweislaſt. Alles Vermögen der Ehegatten gilt mit Eintritt der Güter⸗ 
gemeinſchaft bzw. des ſpäteren Erwerbs als Geſamtgut. Daß ein Gegenſtand ausnahms⸗ 
weiſe zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu beweiſen, wer dies behauptet (M 4, 335). 
Ebenſo KG in OLG 42, 88 A 1. Bezüglich des Entſchädigungsanſpruchs aus einem Unfalle 
der Frau vgl. 9 1439 A 2. Solange nicht beſondere Umſtände Zweifel begründen, hat der 
Grundbuchrichter die Zugehörigkeit aller Vermögensſtücke zum Geſamtgut der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft und der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft anzunehmen. Das gilt von 
einem Grundſtück auch dann, wenn die Eintragung im Grundbuche nur auf den Namen 
eines der Ehegatten erfolgt iſt K in OLG 38, 250). Trotz aller Vorzugsrechte des Ehe⸗ 
manns (bei allgemeiner Gütergemeinſchaft) bzw. überlebenden Ehegatten (bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft) bleibt das Geſamtgut gemeinſchaftliches Vermögen der Geſamtgutsberech⸗ 
tigten. Die einzelnen Beſtandteile ſind zu ſteuerlichen Zwecken ſo zu ermitteln, als ob die 
Auseinanderſetzung für den Stichtag erfolgt wäre. Ein Geſchäftsanteil an einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H., der zum Geſamtgut ee iſt nicht Vermögen des Ehemanns bzw. des über- 
lebenden Ehegatten, ſondern gemeinſchaftliches Vermögen der Geſamtgutsberechtigten (Gut⸗ 
achten des RF Bd. 1 S. 51). 1 

3. War der Ehegatte beim Erwerbe nicht im guten Glauben, fo muß der andere Ehe ⸗ 
gatte dieſen aus auch wenn er ſelbſt im guten Glauben war, gegen ſich gelten laſſen (RG 
Gruch 47, 667). 1 

4. Rechte, zu deren Übertragung durch Rechtsgeſchäft die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich iſt, ſind nicht ausgenommen. F 

5. Hiermit wird angeordnet, daß die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes eintritt. — 
Das Geſetz bringt hiermit klar zum Ausdrucke, daß es für die Wirkung des Rechtsgeſchäfts 
ohne Bedeutung iſt, ob es auf den Namen der Gemeinſchaft oder nur auf den Namen des 
einen oder andern Ehegatten abgeſchloſſen iſt (RG 84, 73). Der Mann kann unter feinem 
Namen ſelbſtändig, und zwar ohne Zuſtimmung der Frau, mit Wirkung für das Geſamtgut 
handeln (RG 84, 327). Vgl. § 1519 A 2. Umwandlung von Vorbehaltsgut in Geſamtgut 
fällt nicht unter Abi. 2 (OLG 7, 54). 

6. Berichtigung des Grundbuchs. Vgl. 88 34, 35, 48 GBO, 85 894 —896, 899 BGB. 
Die Berichtigung des Grundbuchs herbeizuführen, ift lediglich Sache der Ehegatten. Das 
Grundbuchamt iſt nicht berechtigt, die Eintragung eines Ehegatten, der ein Recht erwirbt, aus 
dem Grunde abzulehnen, weil der Erwerb in das Geſamtgut fällt (RIA 4, 108; RG 84, 71; 
KG in OLG 41, 29). Wie in den Fällen der §8 1881 u. 1382 das vom Manne erworbene Eigen- 
tum im Augenblicke feiner Entſtehung auf die Frau übergeht, jo vollzieht ſich in ähnlicher Weile 
der Eigentumserwerb in den Fällen der 881438 u. 1519 Abſ 1 Das in der Perſon des einen Ehe⸗ 
gatten entſtandene Eigentum wird mit ſeiner Entſtehung kraft Geſetzes in gütergemeinſchaft⸗ 
liches Eigentum umgewandelt. Der Grundbuchrichter darf die Umſchreibung eines dem 
einen Ehegatten aufgelaſſenen Grundſtücks auf deſſen Namen aus dem Grunde, 
weil es zum Geſamtgute beider Ehegatten (Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft) 
gehört, nicht ablehnen (RG 84, 71). Ebenſowenig darf der Grundbuchrichter den ohne Mit- 
wirkung der Ehefrau geſtellten Antrag eines in Errungenſchaftsgemeinſchaft (oder Güter⸗ 
gemeinſchaft) lebenden Ehemanns, ein von ihm erworbenes Grundſtück als Geſamtgut für 
beide Eheleute in das Grundbuch einzutragen, ablehnen (RG 84, 326). In dieſem Urteile 
blieb unentſchieden, ob der Mann der Zustimmung der Frau dann bedarf, wenn der zunächſt 
für den Mann gebuchte Erwerb nachträglich in Berichtigung des Grundbuchs als Geſamtgut 
eingetragen werden ſoll. Die Frage dürfte mit Rückſicht auf die Vorſchrift im § 22 Abſ 2 GBO 
zu bejahen fein. Vgl auch KG in RIA 14, 243 und $ 1487 A 2. Die im RG 84, 326 an- 
geführten Gründe nötigen auch zu der Annahme, daß, ebenſo wie der Mann allein, auch die 
Frau allein, wenn in ihrer Ehe Errungenſchaftsgemeinſchaft (oder Gütergemeinſchaft) 
herrſcht, ein von ihr erworbenes Grundſtück als Geſamtgut eintragen laſſen darf (dagegen 
OLG München in SeuffA 70 Nr 156). — Wird ein zum Geſamtgute gehöriges, aber im 
Grundbuch nur auf den Namen des Mannes eingetragenes Grundſtück von den Eigentümern 
an einen andern verkauft und aufgelaſſen, fo ſteht der Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothek 
auf den Namen des Mannes allein der Umſtand, daß die Verkäufer in Gütergemeinſchaft 
leben, nicht entgegen. Damit aber der Eigentumswechſel eingetragen werden kann, muß 
zunächſt die Eintragung der Frau als Miteigentümerin neben ihrem Manne im Wege der 
Berichtigung herbeigeführt werden, da auch die Frau durch die Veräußerung des Grundſtücks 
im Sinne des $40 GBO betroffen worden iſt. Der Umſtand, daß die Eheleute das Grund⸗ 
ſtück bereits aufgelaſſen haben, ſteht der Berichtigung nicht entgegen (RG in OSG 41, 29.) 
Soll für Eheleute, die in einer der im BGB geregelten Arten der ehelichen Gütergemein⸗ 
ſchaft leben, ein Recht gemeinſchaftlich eingetragen werden, fo genügt nach § 48 GB nicht 
die Angabe, daß ſie „in ehelicher Gütergemeinſchaft leben“ oder daß die Eintragung „für das 
Geſamtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft“ erfolgen ſoll; vielmehr iſt die nähere Bezeich⸗ 
nung der Gütergemeinſchaftsart — allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemein⸗ 
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ſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft — erforderlich (RG 105, 53; KG in OLG 41, 30). Leben 
Eheleute in allgemeiner Gütergemeinſchaft, iſt aber nur der Ehemann als Eigentümer des 
während der Ehe erworbenen Grundſtücks eingetragen, fo ſteht der Ehefrau gemäß $ 1438 
Abſ 3 BGB ein Anſpruch auf Berichtigrnz des Grundbuchs zu. Zur Sicherung die es 
Anſpruchs kann nach $$ 894, 899 BOB Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs eingetragen werden (RG 108, 281). Bei der Übertragung oder Aufhebung eines 
zum Geſamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft gehörenden Rechtes bedarf es, wenn nur 
einer der Ehegatten im Grundbuch eingetragen iſt, der vorherigen Eintragung des anderen 
nicht (KG in IFG 1 Nr 71). Vgl. § 1485 A 8. 


8 1439 


) Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?). Auf ſolche Gegenſtände finden 
die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden 
Vorſchriften?), mit Ausnahme des § 1524, entſprechende Anwendung. 

E I 1851 II 1339; M 4 344 ff.; P 4 235 ff. 


1. Man unterſcheidet Geſamtgut (8 1438), Sondergut (8 1439) und Vorbehaltsgut (88 1440, 
1441). Der $ 1439 bezeichnet erſchöpfend, was zum Sondergute gehört. Vom Vorbehalts⸗ 
gut unterſcheidet ſich das Sondergut weſentlich dadurch, daß es vom Manne für Rechnung 
des Geſamtguts verwaltet wird und ſeine Nutzungen in das Geſamtgut fallen (88 1439, 1525), 
wogegen 1 Vorbehaltsgut von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, verwaltet und ge⸗ 
nutzt wird. 

2. Gegenſtände ſolcher Art find z. B. Lehn⸗, Stamm-, Fideikommißgüter, gewiſſe Bauern⸗ 
güter und höchſtperſönliche Rechte (vgl. 88 399, 400, 514, 613 Satz 2, 717 Satz 1, 847, 1059 
Satz 1, 1092, 1093, 1103, 1111 BGB, 8 850 ZPO). — Der $ 1439 hat lediglich ſolche Gegen⸗ 
ſtände im Auge, die ihrem Weſen nach (wie 3. B. Fideikommiſſe, höchſtperſönliche Rechte) 
nicht übertragen werden können; er iſt aber nicht anwendbar auf Gegenſtände, an denen 
einem der Ehegatten Anteile zuſtehen, über die er nur wegen ihrer Zugehörigkeit zu einem 
In begriffe, beſonders zu einem Nachlaſſe (§ 2033) nicht allein verfügen kann. Vielmehr 
wird, was ein Ehegatte durch Erbſchaft erwirbt, Geſamtgut. Dieſer Erwerb zugleich für den 
andern Ehegatten vollzieht ſich gemäß § 1438 Abf 2 kraft Geſetzes, jo daß hierin auch keine 
Verfügung im Sinne des § 2033 Abſ 2 liegt. Das gleiche hat auch für die Fortſetzung der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft zu gelten (Bay Obe in OLG 41, 54). — Kommt dem 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehegatten ein Anteil an einer fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft zu, ſo wird dieſer Anteil nicht Sondergut des berechtigten Ehegatten, ſondern 
Beſtandteil des Geſamtguts der allgemeinen Gütergemeinſchaft (Bay Obs in IF G Bd. 1 
S. 344 Nr 82). Hat nach dem Tode des einen Ehegatten zwiſchen dem anderen und den 
gemeinſchaftlichen Abkömmlingen fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beſtanden, dieſe aber durch 
die Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten ihr Ende gefunden, ſo iſt der Anteil 
eines in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Abkömmlings an der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft keinenfalls Sondergut dieſes Abkömmlings (Bay Obs in JF G Bd. 2 S. 289 
Nr 67). Der Anſpruch auf Unfallrente wegen Körperverletzung der Frau kann, wenn 
der Jahresbetrag der Rente für den Verluſt der Erwerbsfähigkeit der Frau nur 1500 M 
oder weniger ausmacht, nicht übertragen werden (8 850 Abſ 3 ZPO — abgeändert durch 
§ 850 Abſ 3 3PO i. d. Faſſung v. 13. 5. 24 — 8 400 BGB) und iſt daher vom 
Geſamtgut ausgeſchloſſen. Allein nach § 1439 Satz 2 in Verbindung mit den 88 1525, 1380 iſt 
der Mann berechtigt, den Entſchädigungsauſpruch im eigenen Namen geltend zu machen. Zum 
Geſamtgute gehört auch der Anſpruch auf Erſatz für die durch den Unfall der Frau entſtande⸗ 
nen Kurkoſten und Kosten für Inſtandſetzung der beſchädigten Kleider. Soweit der Mann die 
Rente für die ihm entgangenen Dienſte der Ehefrau in ſeinem Hausweſen fordert, iſt er nach 
8 845 BGB in eigener Perſon forderungsberechtigt (RG 30. 9. 09 IV 679/08). Vgl. auch 8 1356 
A 7 u. 8 1363 A 7. Einer Erörterung der güterrechtlichen Verhältniſſe bedarf es bezüglich des 
Anſpruchs aus $ 845 BGB und der Heilungskoſten nicht. Der Anspruch auf Schmerzens⸗ 
geld iſt nicht abtretbar (RG JW 09, 31616). Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
gehört der Anſpruch der Frau auf Schmerzensgeld, ſoweit er gemäß § 847 Abf 1 Sat 2 
unübertragbar ift, nach $ 1439 zum Sondergut. Auf ihn finden die bei der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften, alſo kraft $ 1525 Abſ 2 die 
Beſtimmungen des 8 1380 Anwendung, wonach der Mann ein zum eingebrachten Gute ge⸗ 
8 9505 im eigenen Namen gerichtlich geltend machen kann (RG JW 1911, 6545 

3. Insbeſondere die Vorſchriften in 88 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1581, 1533, 1535, 1536 
Nr 2, 4, 1587 Abſ 1, 1539—1541, 1546 Abf 3. 
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8 1440 


Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen iſt das Vorbehaltsgut!). 

Vorbehaltsgut iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines der 
Ehegatten erklärt iſt oder von einem der Ehegatten nach § 1369 oder 8 1370 
erworben wird?). 

E I 1346, 1347, 1349 II 1340; M 4 340 ff.; P 4 234. 


1. Begriff des Vorbehaltsguts. Abweichend vom Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes (8 1365), der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1526 Abſ 2) und der 
Fahrnisgemeinſchaft (§ 1555) können bei der Gütergemeinſchaft ſowohl die Frau als auch 
der Mann Vorbehaltsgut haben. Bei allen Güterſtänden iſt der Begriff des Vorbehaltsguts 
derſelbe. Vgl. § 1365 A 1 u. $ 1439 A 1. 

2. Umfang des Vorbehaltsguts. § 1440 Abſ 2 beſtimmt erſchöpfend, was Vorbehalts⸗ 
gut iſt. In den nicht mitaufgeführten Fällen der 88 1366, 1367 kann Vorbehaltsgut nur durch 
Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entſtehen. Zuwendungen, die ein Ehegatte dem 
andern macht, können nur durch Ehevertrag Vorbehaltsgut werden und bedürfen der fürm- 
lichen Übertragung durch Rechtsgeſchäft. — Wegen Vorenthaltung von Vorbehaltsgut durch 
den Mann kann die Frau an Sachen des Geſamtguts das Zurückbehaltungsrecht aus 
$ 273 ausüben (Seuffl 73 Nr 162). 


g 1441 


) Auf das Vorbehaltsgut der Frau?) finden die bei der Gütertrennung 
für das Vermögen der Frau geltenden Vorſchriftens) entſprechende Anwen⸗ 
dung; die Frau hat jedoch dem Manne zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
wandes einen Beitrag nur inſoweit zu leiſten, als die in das Gejamtgut 
fallenden Einkünfte) zur Beſtreitung des Aufwandes nicht ausreichen. 

E 1 1350 II 1341; M 4 843; P 4 234. 


8 5 Die im $ 1441 getroffene Regelung entſpricht dem 8 1371, der auf ähnlichen Erwägungen 
eruht. 

2. Vorbehaltsgut des Mannes. Der Mann hat in Anſehung ſeines Vorbehaltsguts die⸗ 
ſelbe rechtliche Stellung, wie wenn er nicht verheiratet wäre. Ihn treffen aber die Pflichten 
aus $$ 1360, 1606, 1459. Auf Ehevertrag beruhendes Vorbehaltsgut des Mannes unterliegt 
zum Schutze Dritter nach 8 1435 Abi 2 dem Eintragungszwange. 

3. 88 1427—1431. Die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in das Grundbuch iſt aus. 
geſchloſſen (§ 1431 A 2, § 1371). 

4. Einkünfte, die in das Geſamtgut fallen, umfaſſen nicht nur die Nutzungen des Ge⸗ 
ſamtguts und der beiderſeitigen Sondergüter (8 1439), ſondern auch das Arbeitseinkommen 
beider Ehegatten. Bei Beurteilung der Angemeſſenheit des Beitrags der Frau ſind auch die 
Nutzungen des Vorbehaltsguts des Mannes zu berückſichtigen. 


8 1442 


1) Ein Ehegatte kann nicht über ſeinen Anteil an dem Geſamtgut und an 
den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden verfügen?); er iſt nicht be⸗ 
rechtigt, Teilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zu dem Geſamtgute gehört, kann der Schuldner 
nur eine Forderung aufrechnen?), deren Berichtigung aus dem Geſamtgute 
verlangt werden kann“). : 


E 1 1344 Saß 2, 1345 Abſ 1, 2 II 1338; M 4 337; P 4 288. 


1. Der § 1442 regelt einige aus der allgemeinen Gütergemeinſchaft als einer Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand (8 1438 A 1) ſich ergebende Folgen. Solange die Gemeinſchaft 
dauert, ſind die den Ehegatten zuſtehenden Anteile am Geſamtgute durch den Zweck des 
Geſamtguts, der ehelichen Gemeinſchaft, nicht dem Sondervorteile des einzelnen Ehegatten 
zu dienen, gebunden. Die zum Geſamtgute gehörenden Gegenſtände ſtehen den Ehegatten 
nicht nach Bruchteilen zu. Die Vorſchriften über die gewöhnliche Gemeinſchaft (88 741— 758) 
und über Miteigentum (§8 1008 —1011) ſind daher nicht anwendbar, ebenſowenig die Vor 
ſchriften über Geſamtſchuldner und Geſamtgläubiger (88 420430). Bei der zweiten Leſung 
beſtand darüber Einverſtändnis, daß das Gemeinſchaftsverhältnis der Ehegatten in Anſehung 
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des Geſamtguts ſeinem Weſen nach dem Gemeinſchaftsverhältniſſe der Geſellſchafter in An⸗ 
ſehung des Geſellſchaftsvermögens gleich ſei. Der § 1442 hat daher eine dem 8 719 entſprechende 
Faſſung erhalten. — Das Miteigentum der Geſamthänder iſt nicht das römiſche Bruchteils- 
eigentum, weil die Anteile nicht feſt beſtimmt, ſondern veränderlich find und weil ſie als ſolche 
nicht Gegenſtand des Rechtsverkehrs find (RG 68, 412; 84, 110). Übereinſtimmend OLG 36, 
198. Die Erbengemeinſchaft (88 2032 ff.), die Geſellſchaft (88 705ff.) und die eheliche 
Gütergemeinſchaft (88 1442, 1519, 1549) find als Gemeinſchaft zur geſamten Hand ge- 
ſtaltet. Alle dieſe Verhältniſſe ſtimmen darin überein, daß an den Sachen und Rechten, die 
zu dem gemeinſamen Vermögen gehören, keine Anteilsrechte beſtehen und daher Verfügungen 
eines Teilhabers über Anteile an den einzelnen Gegenſtänden nicht möglich ſind. Dagegen iſt 
die Frage, ob und in welcher Form dem Teilhaber die rechtliche Macht gewährt werden 
ſolle, ſeine Anteilsberechtigung zur Beſchaffung von Mitteln zu benutzen, verſchieden ge⸗ 
ordnet. Bei der ehelichen Gütergemeinſchaft iſt jede Verfügung des einzelnen ausgeſchloſſen 
(RG 60, 128). Die im § 2039 für die Erbengemeinſchaft aufgeſtellten, den Grundſatz der 
Verfügungsgebundenheit (§8 2033, 2040) durchbrechenden Regeln gelten grundſätzlich für 
alle Geſamtrechtsverhältniſſe (Gütergemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft). Das Geſetz läßt 
nicht nur die Klage eines einzelnen oder mehrerer einzelner Geſamthänder, ſondern auch die 
Klage gegen einen andern Geſamthänder, der zugleich Schuldner des Geſamtguts iſt, auf 
Leiſtung oder Feſtſtellung zu (RG ZW 05, 146 RG Warn 1913 Nr 150). 

2. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. Ein Rechtsgeſchäft, das nur die 
Verpflichtung zur Vornahme einer Verfügung begründet, iſt keine Verfügung und fällt daher 
nicht unter das Verbot des § 1442. Dagegen RG JW 03 Beil 265%, Verfügungen von Todes 
wegen (58 1937, 1941) fallen nicht unter § 1442. — Zuläſſig iſt es, ein zum Geſamtgute ge; 
höriges Grundſtück für den Anſpruch eines der beiden Ehegatten zu verpfänden (OLG 8, 119). 
Wegen Unpfändbarkeit des Anteils eines Ehegatten vgl. $ 860 ZPO. 

3. Die Aufrechnung iſt mit Zuſtimmung des Mannes und in den Fällen der 88 1450, 1452 
mit Zuſtimmung der Frau zuläſſig, auch wenn fie nach 8 1442 Abf 2 unzuläſſig wäre. 

4. In welchen Fällen Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangt werden kann, beſtimmen 
88 1459 —1462. 


8 1443 


Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung!) des Mannes. Der Mann?) 
iſt insbeſondere berechtigt, die zu dem Geſamtgute gehörenden Sachen in 
Beſitz zu nehmens), über das Geſamtgut zu verfügen?) ſowie Rechtsſtreitig⸗ 
keiten“), die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Kamen?) zu führen. 

Die Frau wird durch die Verwaltungshandlungen des Mannes weder 
Dritten noch dem Manne“) gegenüber perſönlich verpflichtete). 

E I 1352 II 1342; M 4 348 ff.; P 4 238; 6 279. 


1. Verwaltung. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, das Ge⸗ 
ſamtgut zu verwalten. Die Verwaltung hat er ordnungsmäßig zu führen, und zwar nach 
Maßgabe der 88 14431456. Er führt die Verwaltung für eigene Rechnung und im eigenen 
Namen, jedoch mit der Wirkung, daß ſeine Handlungen in Anſehung des Geſamtguts die Ehe⸗ 
frau binden. — Vgl. auch Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung in 
Gruch 61, 579. Von den Beſchränkungen der 88 1444 —1446 abgeſehen, kann der Mann das 
Geſamtgut beliebig mit Schuldverbindlichkeiten belaſten (RG 54, 285). — Der $ 1443 ſtellt 
den Grundſatz auf, daß dem in Gütergemeinſchaft lebenden Ehemanne im allgemeinen die 
freie Verwaltung des Geſamtguts und die Verfügung darüber zuſteht. Der Mann iſt auch 
zum Erwerbe beweglicher und unbeweglicher Sachen und zur Eingehung von Verbindlich⸗ 
keiten hierbei befugt. Das Recht des Mannes wird durch die Ausnahmen in den 88 1444—1446 
eingeſchränkt. Dieſe betreffen beſonders ſchwerwiegende und eingreifende einſeitige Maß. 
nahmen. Eine ausdehnende Auslegung der Ausnahmebeſtimmungen ift unzulaf ſig (RG 69, 179). 
Der Mann führt die Verwaltung im eigenen Namen, nicht zugleich im Namen der Frau. 
Freilich muß ſich die Frau die Wirkungen gefallen laſſen, die vom Manne befugterweiſe vor⸗ 
genommene Verwaltungshandlungen auf das Geſamtgut äußern. Aber Vertreter der Frau 
iſt der Mann bei der Verwaltung des Geſamtguts nicht (RG SeuffA 71 Nr 31). Unbedenk⸗ 
lich zutreffend iſt die Annahme, daß mit dem in einem Ehevertrage dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten eingeräumten Rechte zur Verwaltung des gemeinſchaftlichen Vermögens ein Ver⸗ 
fügungsrecht von verſchiedenem Umfange gegeben fein könne (RG 14. 11. 21 IV 221/21). 
Die Vorſchriften über die allremeine Gütergemeinſchaft bieten zwar keinen Anhalt für die 
rechtliche Verpflichtung des Ehemanns zur Auskunfterteilung oder Rechnungslegung RG 
72, 12ff.), aber das zwiſchen den Eheleuten geſchloſſene beſondere Abkommen kann die Pflicht 
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des Ehemanns, ſchon während des Beſtehens der Gütergemeinſchaft der Frau gegenüber 
nach 15 Grundſätzen des Auftrags ($ 666) Rechnung zu legen, begründen (RG Recht, 1924 
Nr 252). 

2. Die Frau iſt zwar weder durch die Ehe noch durch die allgemeine Gütergemeinſchaft 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ($ 1395 A 1), aber bei dieſem Güterſtande kommt dem 
Manne, als dem Haupte der Ehe, die Verwaltung des Geſamtguts ausſchließlich zu und er iſt 
grundſätzlich nicht an die Mitwirkung der Ehefrau gebunden. Auf Verfügungen der Frau 
über Geſamtgut finden die allgemeinen Grundſätze über Verfügungen Nichtberechtigter An⸗ 
wendung. — Das ohne Zuſtimmung des Mannes von der Frau eingegangene Rechtsgeſchäft 
begründet keine Haftung des Geſamtguts (Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung 
in Gruch 61, 567). Bei Verletzung des geſetzlichen Pfandrechts des Vermieters (§ 559 BGB und 
§ 289 StGB) iſt jeder Ehegatte wegen der gemeinſchaftlichen Mietforderung als Verletzter 
anzuſehen und daher die Frau ſelbſtändig ohne Zuſtimmung des Mannes zur Stellung des 
Strafantrags ($ 65 StGB) berechtigt (RGSt 34, 64). Zur Annahme einer Schenkung aus 
dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen (3. B. unentgeltliche Unterhaltsgewährung) muß die 
freigebige Abſicht beider Ehegatten dargetan werden (RG 18. 11. 07 IV 145/07). 

3. Wegen des Rechtes des Mannes, Sachen in Beſitz zu nehmen, vgl. § 1378 A 2, 3, 4. 

4. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. 

5. Rechtsſtreitigkeiten kann der Mann als Kläger oder Beklagter führen. Das Urteil 
wirkt in Anſehung des Geſamtguts für und gegen beide Eheleute. Nach 8 740 ZP iſt zur 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil erforderlich 
und genügend. Mit Zuſtimmung des Mannes kann auch die Frau — ſei es im Namen des 
Mannes, ſei es im eigenen Namen — klagen. Ebenſo kann fie in Gemeinſchaft mit dem Manne 
klagen (RG JW 05, 1765; 1910, 818°). Iſt ſie für die Geſamtgutsverbindlichkeit auch per- 
ſönlich verhaftet, fo kann fie auch verklagt werden. Außerdem kann fie neben dem Manne mit- 
verklagt werden, wenn es darauf ankommt, ein Recht auf Zwangsvollſtreckung in ihr Sonder⸗ 
gut oder ihr Vorbehaltsgut oder für die Zeit nach Beendigung der Gütergemeinſchaft in das 
Geſamtgut ($ 743 ZPO) zu erwirken. In den Fällen der SS 1449, 1450, 1452, 1454 führt 
die Frau den Rechtsſtreit ſelbſtändig und das Urteil iſt auch gegenüber dem Manne wirkſam. 
Tritt die Frau in den Rechtsſtreit des Mannes oder der Mann in den Rechtsſtreit der Frau ein, 
jo find fie in Anſehung des Geſamtguts notwendige Streitgenoſſen (8 62 ZPO). Da der 
Mann den Rechtsſtreit nicht als Vertreter der Frau, ſondern aus eigenem Rechte führt, ſo 
kann die Frau im Rechtsſtreite des Mannes Zeugin ſein, auch wenn ſie ſelbſt das der Klage 
zugrunde liegende Rechtsgeſchäft vor der Ehe abgeſchloſſen hat (RG 67, 262). Die Ausgleichs⸗ 
verpflichtung einer gütergemeinſchaftlichen Ehefrau gegenüber ihrem Bruder nach 88 15 
und 10 Abſ 4 Gef v. 16. 4. 1860 (weſtfäliſche fortgeſetzte Gütergemeinſchaft) iſt eine in der 
Perſon der Ehefrau entſtandene Verbindlichkeit und dieſer Umſtand reicht aus, um das 
Klagerecht des Gläubigers auch gegen die in Gütergemeinſchaft lebende Ehefrau zu begründen. 
Eine Klage dieſer Art darf nicht aus dem Grunde abgewieſen werden, weil der Mann nicht 
mitverklagt iſt (RG Recht 1924 Nr 647a). Die gütergemeinſchaftliche Ehefrau kann auf 
Herausgabe eines von dem Ehemann als zum Geſamtgute gehörig beſeſſenen Grundſtücks 
mitverklagt werden. Der Ehemann übt an den zum Geſamtgute gehörigen Sachen kraft 
ſeines Rechtes auf Verwaltung und Beſitz (8 1443) den Alleinbeſitz aus; auch genügt nach 
§ 740 3 PO ein gegen den Ehemann erwirkter vollſtreckbarer Titel zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Geſamtgut. Aber die Ehefrau iſt mittelbare Beſitzerin der gütergemein⸗ 
ſchaftlichen Sachen, da der Ehemann den unmittelbaren Beſitz auf Grund eines Rechts⸗ 
verhältniſſes (Kauf und Übergabe) ausübt, vermöge deſſen er der ehelichen Gütergemein⸗ 
chaft gegenüber, deren Teilnehmerin die Ehefrau im Geſamthandverhältnis iſt, für die 
Dauer der Gütergemeinſchaft, alſo auf Zeit, zum Beſitze berechtigt iſt (§ 868). Der Heraus- 
gabeanſpruch des Eigentümers kann aber auch gegen den mittelbaren Beſitzer gerichtet werden. 
Dem Gläubiger muß wegen der Möglichkeit eines Einwandes aus 8 766 ZPO und einer etwa 
eintretenden Beendigung der Gütergemeinſchaft daran liegen, auch gegen die Ehefrau einen 
vollſtreckbaren Titel zu erwirken (RG 105, 19). Mit Zustimmung des Mannes iſt die 
Frau berechtigt, Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Namen 
zu führen. Es ſteht nichts entgegen, daß der Mann in einzelnen Fällen fein Verwaltungs- 
recht auf die Frau überträgt oder vielmehr die der Frau auferlegte Beſchränkung aufhebt 
(c 60, 140). Da bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft der eheliche Aufwand nicht 
dem Manne, ſondern dem Geſamtgute zur Laſt fällt, fo ilt dieſes geſchädigt, wenn die Frau 
infolge eines Unfalls nicht mehr im Hausweſen tätig ſein kann. Eine Schädigung des 
Geſamtguts bedeutet aber eine Schädigung beider Ehegatten, die als Geſamtgläubiger des 
Schädigers anzuſehen ſind. Den entſtandenen Schaden kann die Frau mit Zuſtimmung des 
Mannes ſelbſtändig einklagen (RG IW 1910, 818%). Dieſe Beſchränkung (Gebundenheit der 
Frau an die Zuſtimmung des Mannes) beſteht jedoch nur im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander. Dritte wie auch der Prozeßgegner haben keinen Anſpruch darauf, daß ihnen die 
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Zuſtimmungserklärung des Mannes, um wirkſam zu fein, nach § 130 zugehe. Sachlich reicht 
es aus, wenn der Mann die Zuſtimmung erteilt hat. Nicht zu beanſtanden iſt es, wenn die Ver⸗ 
urteilung auf Zahlung an die Fran lautet (RG Warn 1914 Nr 258). Vgl. 8.1458 A 2 (Schadens⸗ 
erlag). Wegen Einklagung des Schadens, der das eingebrachte Gut betrifft, vgl. 88 1400 A 6, 
1356 A 7, 1363 A 7, 1367 A 1. Als Vertreter des Geſamtguts ift der Mann berechtigt, das 
durch eine gegen die Frau allein gerichtete betrügeriſche Handlung eines Dritten verletzte 
Recht der Frau an dem Geſamtgute zu verfolgen, mag er auch als Teilnehmer am Betruge 
kein Klagerecht haben. Andernfalls würde es an einer Möglichkeit, den dritten Beſchädiger 
aus feinem Betruge in Anſpruch zu nehmen, vollſtändig fehlen (RG XW 05, 17612), 

6. Im eigenen Namen. Der Mann ift kraft feines Verwaltungsrecht? nicht berechtigt, 
im Namen der Ehefrau ($ 164) oder für ihre perſönliche Rechnung ein Rechtsgeſchäft vor⸗ 
zunehmen und einen Rechtsstreit zu führen, jedoch iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ſie ihn dazu 
ermächtigt. In der bloßen Zuſtimmung liegt keine Ermächtigung. 

7. Vgl. § 1481 (Rückgriffspflicht des Mannes). 1 

8. Die im Abſ 2 getroffene Beſtimmung iſt die Folge davon, daß der Mann im eigenen 
Namen handeln muß (A 6). Die bezeichnete Folge tritt auch ein, wenn der Mann äußerlich 
als Vertreter des Geſamtguts beider Ehegatten auftritt. 


8 1444 


) Der Mann bedarf der Einwilligung?) der Frau zu einem Rechtsge⸗ 
ſchäfte, durch das er ſich zu einer Verfügung?) über das Geſamtgut im ganzen“) 
verpflichtet“), ſowie zu einer Verfügung!) über Geſamtgut, durch die eine 
ohne Zuſtimmung der Frau eingegangene Verpflichtung dieſer Art erfüllt 
werden ſolls) 7) s). 

E I 1353 Abf 1 II 1343; M 4 351; P 4 251, 254; 6 279, 

1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1444 bezweckt, die Ehefrau gegen die nachteiligen Folgen 
von Rechtsgeſchäften (unter Lebenden) zu ſichern, die, wie die hier bezeichneten einſeitigen 
Rechtsgeſchäfte des Mannes über das Geſamtgut im ganzen, regelmäßig vorgenommen zu 
werden pflegen, um der Gütergemeinſchaft die vermögensrechtliche Unterlage zu entziehen 
und ſomit die Frau zum einſeitigen Vorteile des Mannes um ihre Rechte am Geſamtgute 
zu bringen. Vgl. RG 1, 339 (Ubertragungsvertrag). Da nach § 1459 Abſ 1 jede Verbindlich- 
keit des Mannes Geſamtgutsverbindlichkeit iſt, muß nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft 
ſelbſt, ſondern auch für die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die 
Einwilligung der Frau gefordert werden. Das Geſetz verlangt überall da, wo es für die 
dinglichen Erfüllungsgeſchäfte der Einwilligung der Fran bedarf, auch deren Einwilligung 
zur Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung (NE 84, 828). Der Vertrag, 
durch den ſich der Mann zu einer Verfügung über das Geſamtgut im ganzen verpflichtet, 
bedarf auch dann der Einwilligung der Frau, wenn in dem Vertrage die einzelnen, das Ver⸗ 
mögen ausmachenden Beſtandteile bezeichnet find (Res 94, 314). 

2. Einwilligung 8 1395 A 3, Genehmigung § 1448. , 

3. Verfügung § 1395 A 2. 

4. Die Verpflichtung zu einer Verfügung über einen Bruchteil des Geſamtguts fällt 
gleichfalls unter § 1444. 

5. Nur die Begründung einer Verpflichtung zur Verfügung über das Geſamtgut im 
ganzen iſt erwähnt worden. Verfügungen ſelbſt find nur über einzelne Gegenſtände des Ge. 
ſamtguts, nicht über das Geſamtgut im ganzen oder einen Bruchteil rechtlich möglich. Vgl. 
§ 1822 Nr 1. 

6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits (8 1443 A 5) über das Geſamtaut im 
ganzen oder einen Bruchteil bezieht ſich F 1444 nicht. Dieſes Recht umfaht aber nicht die Be⸗ 
fugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einfeitig durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu verfügen. 1 

7. Wirkungen. Das vom Manne mit Einwilliaung der Frau vorgenommene Rechts. 
geſchäft der in 8 1444 bezeichneten Art iſt für das Geſamtgut wirkſam. Es entſteht eine Ge- 
ſamtautsverbindlichkeit (8 1459 Abi 1). Das vom Manne ohne Einwilligung der Frau vor⸗ 
genommene fragliche Rechtsgeſchäft iſt nach § 1448 zu beurteilen. Eine perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Mannes entſteht nicht, unbeſchadet feiner etwaigen Erſatzpflicht aus unerlaubter 
Handlung. Nimmt die Frau das fragliche Rechtsgeſchäft mit Einwilligung des Mannes vor, 
fo entſteht eine Geſamtautsverbindlichkeit, für die der Mann nach § 1459 Abſ 2 auch per; 
ſönlich haftet. Nimmt die Frau das Geſchäft ohne Einwilliaung des Mannes vor, ſo iſt es zwar 
für das Geſamtaut unwirkſam, begründet aber eine perſönliche Verpflichtung der Frau. 

8. Für den Schutz Dritter gelten die 88 892, 893, 1435. Eine dem 8 1404 entſprechende 
Vorſchrift iſt für die vertragsmäßigen Güterſtände nicht gegeben. 
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8 1445 


) Der Mann bedarf der Einwilligung?) der Frau zur Verfügung“) über 
ein zu dem Geſamtgute gehörendes Grundjtüd?) ſowie zur Eingehung der 
Verpflichtungs) zu einer ſolchen Verfügung!). 

G 1 1353 Abſ 1 II 1344; M 4 352 ff.; P 4 251 ff. 


1. Zweck der Vorſchrift. Die wirtſchaftliche Bedeutung des Grundbeſitzes erheiſcht eine 
beſondere Sicherſtellung der Frau, und zwar auch in Anſehung der nicht von ihr, ſondern 
von dem Manne eingebrachten Grundſtücke. Dieſe Sicherſtellung bezweckt der $ 1445. Gegen 
die Gefahr unbegründeter Verweigerung der Zuſtimmung der Frau iſt der Mann durch die 
Vorſchrift des § 1447 geſchützt. Da nach $ 1459 Abſ 1 jede Verbindlichkeit des Mannes Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeit ift, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft ſelbſt, ſondern auch für 
die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die Einwilligung der Frau 
erfordert werden. Nur auf Rechtsgeſchäfte unter Lebenden bezieht ſich $ 1445. — Die Bor: 
ſchrift des § 1445 enthält kein zwingendes Recht. Deshalb iſt die Beſtimmung in einem Ehever⸗ 
trage gültig, wonach dem Ehemanne die Befugnis zuſtehen ſolle, ohne Einwilligung der Frau 
über die zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücke zu verfügen oder ſich zu ſolchen Verfügungen 
zu verpflichten (RG SW 1927, 11926; abweichend KG in RIA 16, 334). 

2. Einwilligung $ 1395 A 3. Genehmigung $ 1448. Nicht erforderlich iſt, daß die Frau 
bei der Einwilligung in den Verkauf eines zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücks durch den 
Mann die Notwendigkeit ihrer Einwilligung gekannt hat, vielmehr genügt es, daß ſie Er⸗ 
klärungen abgab, die ihre Zuſtimmung enthielten oder doch von dem Käufer nach Treu und 
Glauben als Zuſtimmung aufgefaßt werden konnten (Rh 108, 281). Die nach 98 1445, 
1448 erforderliche Einwilligung oder Genehmigung der gütergemeinſchaftlichen Ehefrau 
kann auch ſtillſchweigend erfolgen; fie bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Form (RG Recht 1926 Nr 250). 

3. Verfügung $ 1395 A 3. 

4. Verfügungen über Grundſtücke des Geſamtguts. Dazu gehören z. B. die Auflaſſung 
(8 925) und die Belaſtung eines Geſamtgutsgrundſtücks mit dinglichen Rechten, die nach⸗ 
trägliche Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem ſolchen Grundſtücke ruhenden Hypothek, 
die Bewilligung einer Vormerkung ($ 883), dagegen nicht z. B. die Übernahme einer Hypo 
thek durch den Erwerber (8 416), die Abtretung einer Eigentümerhypothek ($ 1163) oder einer 
Eigentümergrundſchuld ($ 1196), die Mitwirkung des Eigentümers zur Umwandlung einer 
Hypothek in eine Grundschuld und umgekehrt (§ 1198), einer Sicherungshypothek in eine 
gewöhnliche Hypothek und umgekehrt (8 1186), einer Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grund⸗ 
ſchuld und umgekehrt (§ 1203), die Zuſtimmung des Eigentümers zu einer Anderung des 
Ranges der Belaſtungen ($ 880 Abſ 2 Satz 2) und zu deren Löſchung (§ 1183), ſowie die Kün⸗ 
digung einer Hypothek und die Ausſchließung des Kündigungsrechts. Die Vorſchrift des 
$ 1445 gilt auch für das Erbbaurecht (§ 1017 und Verordnung des Reichs⸗Arbeitsamts über 
das Erbbaurecht v. 15. 1. 19) und für die in Artt 63, 68, 196 EG bezeichneten Rechte. — 
Die in der Rechtſprechung und Rechtslehre ſehr beſtrittene Frage, ob der Mann, wenn 
er zum Geſamtgut ein Grundſtück unter gleichzeitiger Stundung und Sicherſtellung des 
Kaufpreiſes durch Belaſtung des Grundſtücks erwirbt, zu letzterer der Einwilligung der Frau 
bedarf, iſt zu verneinen (RG 69, 177). Dagegen kann der Mann nicht ohne Einwilligung der 
Frau das Grundſtück mit andern Schulden als dem Erwerbspreiſe, z. B. mit einem zu deſſen 
Tilgung aufgenommenen Darlehn belaſten, da ſolche Geſchäfte gar nicht oder nur loſe mit dem 
Erwerbsvertrage in Beziehung ſtehen. Übereinſtimmend OLG 38, 247. — Wie bei der Güter 
gemeinſchaft der Mann ohne die Zuſtimmung der Frau (RIA 4, 108), ſo kann auch die Frau 
ohne die Zuſtimmung des Mannes (RIA 7, 55) die Auflaſſung eines Grundſtücks entgegen 
nehmen. Es ſteht nichts im Wege, daß ſie auf Grund der Auflaſſung als Eigentümerin im 
Grundbuch eingetragen wird. Das Grundſtück wird allerdings gemäß § 1438 Geſamtgut. 
Dagegen ilt die Frau nicht berechtigt, das nun zum Geſamtgute gehörige Grundſtück zu ver- 
pfänden (Seufil 68 Nr 237). Val. 8 1438 A 6. Die Eingehuna einer Verpflichtung, z B. 
einer Bürgſchaftsübernahme oder einer Darlehnsſchuld kann allerdings dazu führen, daß zur 
zwangsweiſen Erfüllung der Verpflichtung ein zum Geſamtgut gehöriges Grundſtück herangezogen 
wird, allein daraus iſt nicht auf die Rechtsungültigkeit der Verfügung des Mannes zu ſchließen. 
Anders, wenn das Rechtsgeſchäft nach Inhalt und Zweck zur Umgehung einer der geſetz⸗ 
lichen Beſchränkungen der dem Manne zuſtehenden Verfügungsgewalt beſtimmt iſt (RG 54, 282). 
Die vom Manne beim Verkauf eines zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücks ohne Einwilligung 
der Frau erteilte Zuſicherung über die Größe des Grundſtücks entbehrt der Wirkſamkeit 
gegen beide Ehegatten und kann als Grundlage eines Minderungsanſpruchs nicht dienen (G 
SW 03 Beil 125). Dagegen haftet der Ehemann gemäß 8 463 für Schadenserſatz, wenn die 
in Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute ein zu der gütergemeinſchaftlichen Maſſe gehörendes 
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Grundſtück zwar zuſammen an einen Dritten verkauft haben, aber der Ehemann allein die 
Vorverhandlungen geführt und hierbei fälſchlich und argliſtig das Vorhandenſein von Grund⸗ 
ſtückseigenſchaften vorgefpiegelt hat. Die Anwendung der nur den Vertragsinhalt ſelbſt 
betreffenden Vorſchrift des § 1445 auf den Fall des § 463 Satz 2 iſt abzulehnen. Sie würde 
auch zu unbefriedigenden Ergebniſſen führen. Denn ſie würde dem Käufer eines zum Geſamt⸗ 
gut gehörenden Grundſtücks, wenn ihm vom Manne ohne Mitwirkung der Frau argliſtig 
Fehler verſchwiegen oder Eigenſchaften vorgeſpiegelt worden find, für die Regel jeden Schadens 
erſatzanſpruch entziehen, ſofern er beim Vertrage ſtehenbleiben will, da ſolchenfalls ein außer⸗ 
vertraglicher Schadenserſatz zufolge § 249 regelmäßig nicht in Betracht kommt (vgl. Kiehl in 
JW 1914 S. 498, 499 und R 99, 121). Über das Erfordernis der Einwilligung der in 
allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehefrau zur Eintragung einer Wegegerechtig⸗ 
keit an einem zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücke, deren Beſtehen der Ehemann in 
einem von ihm ohne Zuſtimmung ſeiner Frau geführten Rechtsſtreit im Wege gerichtlichen 
Vergleichs anerkannt hat, vgl. KG in RIA 11, 75. Die übernahme der Haftung des güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Ehemanns für die Erteilung der Genehmigung der Ehefrau zu dem von 
ihm geſchloſſenen Grundſtucksveräußerungsvertrag verſtößt weder gegen das Geſetz, noch 
gegen die guten Sitten (RG ZW 1924, 53910). 

5. Verpflichtung, das Eigentum an einem Grundſtücke zu übertragen (8 313). Vgl. 
§ 1444 A 1. — Der $ 1445 iſt nur anwendbar auf Fälle, in denen das Grundſtück, über 
das der Mann verfügt oder zu verfügen ſich verpflichtet, zum Geſamtgut gehört. Die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks, auf deſſen Eigentumserwerb für das Geſamtgut der Mann 
nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch hat, hat nicht an die Einwilligung der Frau geknüpft 
werden ſollen. Der Mann bedarf daher nicht der Einwilligung der Frau zur wirkſamen 
Abgabe eines bindenden Verkaufsangebots über ein von ihm angekauftes, aber noch nicht auf 
ſeinen Namen eingetragenes Grundſtück. Durch die Annahme des Angebots kommt, auch 
wenn ſie erſt nach der Eintragung der gütergemeinſchaftlichen Eheleute als Grundſtücks⸗ 
eigentümer erfolgt, ein die Frau bindender Kaufvertrag zuſtande (R 111, 185). 

6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits ($ 1443 A 5) über ein zu dem Geſamt⸗ 
gute gehörendes Grundſtück bezieht ſich § 1445 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die Be⸗ 
fugnis, un Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. § 740 3PO. Über Rechte 
an Grundſtücken überhaupt (3. B. über eine zum Geſamtgute gehörende Hypothek) und über 
Rechte an ſolchen Rechten darf der Mann ohne Einwilligung der Frau verfügen. Wegen 
der Wirkungen einfeitig vorgenommener Rechtsgeſchäfte und des Schutzes Dritter vgl. 
8 1444 A 7 u. 8. 


8 1446 


) Der Mann bedarf der Einwilligung?) der Frau zu einer Schenkungs) 
aus dem Geſamtgute ſowie zu einer Verfügung“) über Geſamtgut, durch 
welche das ohne Zuſtimmung der Frau erteilte Verſprechen einer ſolchen 
Schenkung erfüllt werden ſoll. Das gleiche gilt von einem Schenkungs⸗ 
verſprechen“), das ſich nicht auf das Geſamtgut bezieht. 

Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rüttſicht entſprochen wirds) 7. 

E I 1353 Abſ 2, 3 II 1345; M 4 356 ff. Y 4 251, 257; 6 280. 


1. Zweck der Vorſchrift. Zugunſten der Ehefrau iſt dem Ehemanne das Recht, einſeitig 
aus dem Geſamtgute Schenkungen (unter Lebenden) zu machen, grundſätzlich entzogen, weil 
Schenkungen regelmäßig außerhalb des Kreiſes einer ordnungsmäßigen Verwaltung (8 1443 
A 1) liegen. Vgl. auch § 1445 A 1. 

2. Einwilligung § 1395 A 3. Genehmigung 8 1448. 

3. Schenkung. Nur Schenkungen unter Lebenden ($ 516) fallen unter 8 1446. Keine 
Schenkung iſt die Gewährung einer Ausſteuer ($ 1620). Die Gewährung einer Ausſtattung 
($ 1624) aus dem Geſamtgut an ein gemeinſchaftliches Kind oder ein einſeitiges Kind des 
Mannes fällt nur inſoweit unter § 1446, als fie nach § 1624 als Schenkung gilt. Dagegen fällt 
die Gewährung einer Ausſtattung durch den Mann an ein einſeitiges Kind der Frau oder 
an feine Geſchwiſter oder Verwandte weiterer Grade ſtets unter § 1446, es ſei denn, daß einer 
der Ausnahmefälle des § 1446 Abſ 2 vorliegt Vgl. ferner $ 1465. Ob die Vornahme eines 
Stiftungsgeſchäfts (unter Lebenden) als Schenkung gilt und demzufolge unter § 1446 
fälli, iſt eine Frage der Auslegung im einzelnen Falle. Auch ein Bürgſchaftsvertrag kann 
lich als Schenkung darſtellen und inſoweit nach § 1446 an die Einwilligung der Frau gebunden 
ſein. — Gewährt die Frau aus dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen einem andern unent⸗ 
geltlich Unterhalt, fo muß zur Annahme einer Schenkung auch die freigebige Abſicht des Mannes 
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dargetan werden (RG 18. 11. 07 IV 145/07). — Da das Geſamtgut gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen beider Ehegatten iſt, ſtellt ſich die Einwilligung ſelber als Schenkung dar. Die Ein- 
willigung kann daher durch einen Vormund einer wegen Geiſteskrankheit entmündigten 
Ehefrau nicht erteilt werden, mithin auch nicht durch einen Pfleger (88 1909, 1915) Sieht 
man von Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen ab (vgl. 8 1446 Abſ 2), ſo iſt der Ehemann einer 
entmündigten Frau ſchlechthin verhindert, Schenkungen aus dem Geſamtgute vorzunehmen 
(RS 91, 40; dagegen Engelmann in JW 1918, 164). Löſchung einer aus dem Geſamtigute 
bezahlten Hypothek kann als Schenkung in Betracht kommen (KG in OLG 33, 341). Zum 
Widerruf einer Schenkung ($ 530) bedarf der Mann der Einwilligung der Frau ſelbſt dann 
nicht, wenn eine gemeinſchaftliche Schenkung beider Ehegatten widerrufen wird. 

4. Verfügung $ 1395 A 3. 

5. Schenkungsverſprechen. Da nach § 1459 Abf 1 jede Verbindlichkeit des Mannes Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft (Schenkung) 
ſelbſt, ſondern auch für das Schenkungsverſprechen die Einwilligung der Frau erfordert werden, 
und zwar gleichviel, ob der Gegenſtand des Verſprechens zum Geſamtgute, Sonder⸗ oder 
Vorbehaltsgute des Mannes gehört. Dagegen iſt der Mann durch § 1446 nicht gehindert, ohne 
Einwilligung der Frau Schenkungen aus ſeinem Sonder⸗ oder Vorbehaltsgute durch ding⸗ 
lichen Vertrag unmittelbar zu bewirken. 

6. Anſtandsſchenkung. Vgl. 8 534 nebſt Erläuterungen. 

7. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsstreits ($ 1443 A 5) über Schenkungen und 
Schenkungsverſprechen bezieht ſich 8 1446 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die Befugnis, 
im Rechtsstreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis, 
entgegen dem 8 1446, zu verfügen. — Wegen der Wirkungen einſeitig vorgenommener 
Rechtsgeſchäfte und des Schutzes Dritter vgl. 8 1444 A 7 u. 8; RG Warn 1917 Nr 56 (Haf- 
tung des Beſchenkten aus der Bereicherung). 


8 1447 


1) Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung?) des Geſamtguts ein Rechts⸗ 
geſchäft der in den SS 1444, 1445 bezeichneten Art erforderlich, ſo kann die 
Zuſtimmung der Frau auf Antrag?) des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzt) werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund ver⸗ 
weigert. 

Das gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt. 

E 1 1353 Abſ 4 II 1346; M 4 359; P 4 251, 258; 6 280. 


1. Der 8 1447 entſpricht dem 8 1379. Vgl. die dortigen Erläuterungen. 

2. Ordnungsmäßige Verwaltung. Darüber vgl. 8 1443 A 1. Auch die Gewährung einer 
Ausſtattung oder Anſtandsſchenkung (88 1624, 1446 Abſ 2, 1465) kann zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung gehören. — Es liegt weder im allgemeinen Nutzen, noch ſtimmt es mit den 
Grundſätzen über ordnungsmäßige Verwaltung eines bäuerlichen Beſitzes überein, wenn 
man die Abkömmlinge eines Landwirts durch (öffentlichen oder freihändigen) Verkauf des 
elterlichen Beſitzes dazu zwingt, ſich auf dem Lande in einer Mietwohnung als Tagelöhner 
fortzubringen oder in eine Stadt zu gehen, um dort als ungelernte Arbeiter ihr Brot zu ſuchen. 
In bäuerlichen Kreiſen gilt es als rechtmäßig, daß die Heimat nicht verkauft werden darf, 
ſondern von einem der Abkömmlinge zu einem Preiſe übernommen wird, der ihm ein gedeih⸗ 
5 nen ermöglicht (BayObL& im Recht 1920 Nr 3392). Vgl. $ 1487 A 2 

3. Antrag. Unterläßt der Mann die Stellung des Antrags, jo macht er ſich der Frau 
gegenüber nur unter den Vorausſetzungen des 8 1456 Satz 2 verantwortlich. Die Verpflichtung 
des Mannes zur Stellung des Antrags kann durch Rechtsgeſchäft einem Dritten gegenüber 
begründet werden. Für die Zwangsvollſtreckung iſt 8 888 ZPO maßgebend. 

4. Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht. Die erſetzte Zuſtimmung wirkt wie 
die erteilte, alſo nur in Anſehung des Geſamtguts (§ 1443 A 1, 6, 7) und begründet keine 
perſönliche Verpflichtung der Frau. 


§ 1448 


Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Frau ein Rechtsgeſchäft der in 
den SS 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, jo finden die für eine Verfügung 
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der Frau über eingebrachtes Gut geltenden Vorſchriften des § 1396 Abſ 1, 3 
und der SS 1397, 1398 entſprechende Anwendung!). 

Fordert bei einem Vertrage der andere Teil den Mann auf, die Ge⸗ 
nehmigung der Frau zu bejchaffen?), jo kann die Erklärung über die Geneh⸗ 
migung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem Manne 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird 
unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen 
nach dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, 
ſo gilt ſie als verweigert. 

Wird die Genehmigung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht er⸗ 
ſetzts), fo iſt im Falle einer Aufforderung nach Abſ 2 der Beſchluß nur wirk⸗ 
ſam, wenn der Mann ihn dem anderen Teile mitteilt; die Vorſchriften des 
Abſ 2 Satz 2 finden entſprechende Anwendung. 

E I 1353 Abſ 1 II 1347; M 4 358; P 4 254 ff.; 6 280. 

1. Vgl. die Erl zu den 88 13961398. 

2. Die Aufforderung iſt alſo von dem andern Teile nicht, wie nach $ 1396 Abſ 2, an den 
erklärungspflichtigen Ehegatten, ſondern an den Mann zu richten und hat die Beſchaffung 
der Genehmigung der Frau zum Gegenſtande. 

3. Über Erſetzung der Genehmigung durch das Vormundſchaftsgericht vgl. 8 1379 A 2, 3, 4, 
§ 1402 A 2, 5—10, § 1447 A 14. 


8 1449 


1) Verfügt?) der Mann ohne die erforderliche?) Zuftimmung‘) der Frau 
über ein zu dem Geſamtgute gehörendes Recht), jo kann die Frau“) das Recht 
ohne Mitwirkung des Mannes gegen Dritte“) gerichtlich geltend machens). 

E I 1354 II 1349; M 4 360; P 4 259, 261. 

1. Grund der Vorſchrift. Das Verfügungsrecht des Mannes ($ 1443) ift durch die 88 1444 
bis 1446 beſchränkt. Dieſe Beſchränkungen würden ihren Zweck leicht verfehlen, wenn nur 
der Mann oder zwar auch die Frau, aber nur unter Mitwirkung des Mannes das verletzte Recht 
geltend machen könnten. Der § 1449 räumt ihr daher entſprechend dem $ 1407 Nr 8 das Recht 
ſelbſtändiger gerichtlicher Geltendmachung gegen Dritte ein. 

2. 8 1395 A 2. 3. SS 14441446. 4. 88 182 —184. 

5. Rechte jeder Art. Vgl. § 1380 A 2, S 1400 A 6. 

6. Dieſelbe Befugnis ſteht auch dem Manne ſelbſtändig zu. Dies folgt aus § 1448. 

7. Die zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt (8 1444 A 8, 
8 1445 A 7, § 1446 A 8). Iſt der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, fo kann 
die Frau auch dieſen Anſpruch ſelbſtändig geltend machen. 

8. Gerichtliche Geltendmachung 8 1380 A 4, 5. Das Recht, im Namen des Mannes 
zu klagen (§ 1450), iſt der Frau nicht beigelegt. Wegen der Koſten des Rechtsſtreits vgl. 
§ 1460 Abf 2, § 1464 Ab] 2 Satz 1. 


8 1450 


1) Iſt der Mann durch Krankheit oder durch Abweſenheit verhinderte), 
ein ſich auf das Geſamtgut beziehendes Rechtsgeſchäfts) vorzunehmen oder 
einen ſich auf das Geſamtgut beziehenden Rechtsſtreit zu führen, jo kann) 
die Frau im eigenen Namen?) oder im Namen des Mannes“) das Rechts⸗ 
geſchäft vornehmen oder den Rechtsſtreit“) führen, wenn mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden iſts). 

E I 1358 II 1358; M 4 363; P 4 259 ff.; 6 280. 

1. Der $ 1450 entſpricht dem $ 1401. Vgl. auch § 1447 Abſ 2. Abweichend vom 8 1401 
iſt der Frau in den Fällen des § 1450 die Wahl geſtattet, im eigenen Namen oder im Namen 


des Mannes aufzutreten. 
2. Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu fein, wie z. B. im Falle des § 1805 Abſ 2. 


3. Rechtsgeſchäfte. Auch dingliche Verfügungen über Gegenſtände des Geſamtguts 
ſind nicht ausgenommen. 
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4. Eine Verpflichtung zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder Führung des Rechts⸗ 
ſtreits wird der Frau durch § 1450 nicht auferlegt. 

5. Nimmt die Frau im eigenen Namen ein Rechtsgeſchäft vor, ſo macht ſie ſich perſönlich 
verbindlich und es haftet für ihre Verbindlichkeit gemäß § 1460 Abſ 1 das Geſamtgut. Sie 
iſt aber auch berechtigt, im eigenen Namen und doch für Rechnung des Mannes zu handeln. 
In dieſem Falle macht ſie ſich nicht perſönlich verbindlich; es entſteht nur eine Geſamtguts⸗ 
verbindlichteit, für die der Mann auch perſönlich haftet ($ 1459 Abſ 2). 

6. Nimmt die Frau im Namen des Mannes ein Rechtsgeſchäft vor, ſo entſteht eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet ($ 1459 Abſ 2, § 164); die 
Frau macht ſich nicht perſönlich verbindlich. 

7. Rechtsſtreit. Auf die Führung eines Rechtsſtreits durch die Frau iſt das in A 5 u. 6 
Geſagte entſprechend anwendbar. Vgl. DLG 26, 226 (Klage der Frau auf Erfüllung eines 
von ihrem flüchtigen Manne geſchloſſenen Lieferungskaufs). 

8. Vgl. § 1401 U 4. 


8 1451 


Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Angelegenheiten 
der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, das die Frau mit Wirtung für das 
Geſamtgut nicht ohne Zuſtimmung des Mannes vornehmen kann, ſo kann die 
Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn der Mann ſie ohne ausreichenden Grund verweigert). 

E I 1366 II 1354; M 4 384; P 4 269, 326 ff. 

1. Der $ 1451 entſpricht dem § 1402. Auf die Erl zu § 1402 wird Bezug genommen. — 
Die Zuſtimmung des Mannes kann durch das Vormundſchaftsgericht nicht eriegt werden 
zur Führung eines Rechtsſtreits der Frau auf Aufhebung des ihre Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche ausſprechenden Beſchluſſes, wohl aber zur Bevollmächtigung eines Rechts⸗ 
anwalts zwecks Führung des Rechtsſtreits (KG in RIA 12, 11). 


8 1452 


Auf den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 
finden die Vorſchriften des § 1405 entſprechende Anwendung!). 

€ I 1856 II 1851; M 4 869; P 4 259. 

1. Auf die Erl zu $ 1405 wird Bezug genommen. Was die Frau durch das Erwerbs⸗ 
geſchaft erwirbt, fällt dem Geſamtgute zu. Ihre Verbindlichkeiten aus Rechtsgeſchäften, 
die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt und aus Urteilen in Rechtsſtreitigteiten, die der 
Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, ſind Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die der Mann auch 
perſönlich haftet (§ 1459 Abſ 2), und zwar auch dann, wenn das mit Einwilligung des Mannes 
betriebene Erwerbsgeſchäft zum Vorbehaltsgute der Frau gehört (8 1462). Vgl. ferner § 1463 
Nr 2 u. $ 1459 Abſ 2 Saß 2. Die Frau kann über die zum Erwerbsgeſchäfte gehörenden Ge⸗ 
n wirkſam verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut 

gl. 1 


8 1453 


) Zur Annahme oder Ausſchlagung einer der Frau angefallenen Erb⸗ 
ſchaft oder eines ihr angefallenen Vermächtniſſes iſt nur die Frau berechtigt; 
die Zuſtimmung des Mannes iſt nicht erforderlich. Das gleiche gilt von dem 
Verzicht auf den Pflichtteil ſowie von der Ablehnung?) eines der Frau ge 
machten Vertragsantrags oder einer Schenkung. 

Zur Errichtung des Inventars?) über eine der Frau angefallene Erb⸗ 
ſchaft bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 

E I 1355, 2148 Nr 4 11 1350; M 4 361; P 4 259; 5 807. 

1. Die im 8 1453 bezeichneten Nechtsgeſchäfte kann nur die Frau, nicht der Mann vor⸗ 
nehmen, und zwar die Frau ohne 11 9 des Mannes. Der 8 1453 ſtellt ſich als eine 
Ausnahme von dem im $ 1443 ausgeſprochenen Grundlage des ausſchließlichen Verwaltungs. 
rechts des Mannes dar. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß 
das Rechtsgeſchaft auch in Anſehung des Gefamtgut gegenüber dem Manne wirkſam iſt 
(1460 Abſ 1). Der $ 1453 entſpricht dem § 1406 Nr 1 u. 2. Auf die Erläuterungen dazu 
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wird Bezug genommen. — Vor der Annahme durch die Frau liegt ein endgültiger Erwerb 
noch nicht vor (RG 54, 293). 

2. Die Annahme eines der Frau gemachten Vertragsantrags kann nach allgemeinen 
Grundſätzen nur der Frau zuſtehen. Die Wirkſamkeit der Annahme gegenüber dem Geſamt⸗ 
gute hängt von der Zuſtimmung des Mannes ab. Etwaiger Erwerb wird nach § 1438 Geſamt⸗ 
gut. Etwaige Bereicherung des Geſamtguts iſt nach § 1455 herauszugeben. 

3. Errichtung des Inventars § 2008 A 2. 


8 1454 


) Zur Fortſetzung eines bei dem Eintritte der Gütergemeinſchaft an- 
hängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 
E I 1357 II 1352; M 4 362; P 4 259. 


1. Der 8 1454 entſpricht dem $ 1407 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen dazu. Im Falle des 
8 1454 führt die Frau den Rechtsſtreit ſelbſtändig und das Urteil iſt auch gegenüber dem Manne 
wirkſam (§ 1443 A 5). Wegen Erteilung einer vollſtreckbaren Urteilsausfertigung vgl. 8 742 
Abſ 2 ZED. . 
§ 1455 


1) Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann?) oder die Fran?) ohne 
die erforderliche Zuſtimmung des anderen Ehegatten vornimmt, das Ge⸗ 
ſamtgut bereichert, ſo kann die Herausgabe der Bereicherung aus dem 
Geſamtgute nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung gefordert werden). 

E I 1362 Nr 1 II 1357 Abſ 1; M 4 378; P 4 264. 


1. Der 8 1455 entſpricht dem § 1399 Abſ 2 Satz 2. Auf die Erläuterungen dazu wird Bezug 
genommen. — Die Bezugnahme auf Bereicherungsgrundſätze dient nur dazu, den Umfang 
einer als bereits vorhanden angenommenen Herausgabepflicht zu begrenzen, und zwar regel⸗ 
mäßig in der Abſicht, den Herausgabepflichtigen damit günſtiger zu ſtellen, als ſonſt dem 
ſtrengen Rechte entſprechen würde (RG 81, 206). Ein Darlehn, das die Frau hinter dem 
Rücken des Mannes aufnimmt, bereichert das Geſamtgut (Errungenſchaft). Der Ehemann 
haftet für die Herausgabe des Darlehnsbetrags, inſoweit das Geſamtgut noch zur Zeit der 
Gemeinſchaftsauflöſung bereichert iſt, perſönlich. Dieſe Haftung iſt rechtlich begründet, ſei 
es, daß fie nach 3 1530 Abſ 2 Satz 1 als die des Geſamtſchuldners neben einer Herausgabe⸗ 
verbindlichkeit der Frau angeſehen wird, ſei es, daß die Verbindlichkeit als ſogleich in der Perſon 
des Mannes, als des berufenen Vertreters des Geſamtguts und Trägers der Geſamtgutsrechte 
und »verbindlichkeiten, entſtanden betrachtet wird (88 1455, 1443). Für den letzteren Fall iſt 
die perſönliche Haftung des Mannes in 8 1530 (vgl. auch $ 1459) nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, 
aber als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt (RG 90, 288). 

2. Der Mann bedarf der Zuſtimmung der Frau in den Fällen der 88 1444—1446. 

3. Die Frau bedarf der Zuſtimmung des Mannes in allen Fällen mit Ausnahme der in 
den 88 1450 —1454 u. 1357 (Schlüſſelgewalt) bezeichneten. 

4. Bereicherungsvorſchriften 88 812ff. Die Herausgabepflicht iſt nach 8 1459 
eine Geſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet. Wegen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vgl. $ 740 ZPO. 


§ 1456 


1) Der Mann iſt der Frau für die Verwaltung des Geſamtguts?) nicht 
verantwortlich?). Er hat jedoch für eine Verminderung des Geſamtguts 
zu dieſem Erſatz zu leiſten?), wenn er die Verminderung in der Abſicht⸗, 
die Frau zu benachteiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, das 
er ohne die erforderliche Zuſtimmung der Frau vornimmt) 6). 

E I 1364 II 1348; M 4 379; P 4 267 ff. 

1. Grund der Vorſchrift. Der Mann iſt für die Ausübung des ihm in Anſehung des 
Geſamtguts uſtehenden Verwaltungsrechts (§ 1443) grundſätzlich gegenüber der Frau recht⸗ 
lich nicht verantwortlich. Der Ausſchluß einer ſolchen rechtlichen Verantwortlichkeit iſt durch 
das Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei welcher das beiderſeitige Vermögen auf 
gemeinſamen Gedeih und Verderb vereinigt wird, geboten. Eine Verantwortlichkeit des 
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Mannes wegen Führung der Verwaltung des Geſamtguts würde zudem die ganze Stellung 
des Mannes zu einer unerträglichen und die allgemeine Gütergemeinſchaft zu einer unerſchöpf⸗ 
lichen Quelle von Streitigkeiten machen (M 4, 379). 

2. Überläßt die Frau ihr Sonder⸗ oder ihr Vorbehaltsgut der Verwaltung des Mannes, 
fo haftet der Mann hierfür nicht nach § 1456, ſondern nach § 1359. Vgl. auch 88 1430, 1441. 

3. Daraus, daß der Mann für die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich 
iſt, ergibt ſich, daß der Mann nicht verpflichtet iſt, während der Gütergemeinſchaft auf Ver⸗ 
langen der Frau Auskunft über den Stand der Verwaltung zu erteilen. Eine andere Frage 
iſt es, ob der Mann ſich nicht einer Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchuldig 
macht, wenn er dem Wunſche der Frau, Aufſchluß über die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens zu erhalten, nicht entſpricht (RG 72, 12). Erſatz hat der Mann nach § 1467 Abſ 1 
erſt nach Beendigung der Gütergemeinſchaft zu leiſten. Die Erſatzverbindlichkeit des Mannes 
ſtellt ſich nicht als Geſamtgutsverbindlichkeit, ſondern als eine aus dem Gemeinſchaftsver⸗ 
hältniſſe ſelbſt entſpringende Verbindlichkeit des Mannes gegenüber der Frau dar. 

4. Die Ungebundenheit des Mannes in der Verwaltung des Geſamtguts darf nicht zur 
Argliſt führen. . N 

5. Der Vornahme des Rechtsgeſchäfts muß eine Pflichtwidrigkeit zugrunde liegen, was 
is nes ns beurteilt. — Vgl. OLG 36, 199 (Schenkung aus dem Geſamtgute entgegen 

1446 Ab] 2). 

6. Über die Berantwortlichkeit der Frau gegenüber dem Manne iſt keine Beſtimmung 
getroffen worden. § 1456 erſcheint auf fie nicht anwendbar, da fie grundfäglich von der Ver⸗ 
waltung ausgeſchloſſen ift. Für ihre Haftung dürften die allgemeinen Grundſätze in Verbindung 
mit 88 1359, 1467 Abſ 1 maßgebend ſein. 


8 1457 


Steht der Mann unter Vormundſchaft, ſo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus der Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtguts ergeben!). Dies gilt auch dann, wenn die Frau Vormund des 
Mannes tjt?). 

E 1 1370 II 1355; M 4 393; P 4 259, 272. 


1. Bevormundung des Mannes. Der 8 1457 entſpricht dem § 1409. Auf die Erl 
zu § 1409 wird Bezug genommen. Das Recht des Mannes zur Verwaltung des Geſamtguts 
($ 1443) erlifcht ſelbſt dann nicht, wenn er geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit be ⸗ 
ſchränkt wird oder einen Pfleger erhält. Auf die Frau geht das Verwaltungsrecht — ab- 
geſehen von den Ausnahmefällen der 88 1450, 1468 Nr 4 — nicht über. Vielmehr muß fie 
lich die Verwaltung des Geſamtguts durch den Vormund oder Pfleger (88 1910, 1911) ge- 
fallen laſſen. Es wird darauf gerechnet, daß das Vormundſchaftsgericht regelmäßig die Frau 
ſelbſt, wenn ſie ſich dazu eignet, zum Vormund oder Pfleger beſtellen werde. 

5 2. An dieſem Falle verwaltet die Frau als Vormund das Geſamtgut im Namen des 
Annes. 


8 1458 


Der eheliche Aufwand!) fällt dem Geſamtgute zur Laſt ). 
E II 1360; M 4 382; P 4 269. 


1. Begriff des ehelichen Aufwandes § 1389 A 2. 

2. Schadenserſatz. Der Mann iſt berechtigt und verpflichtet, den der Frau gebührenden 
Unterhalt aus dem Geſamtgute zu entnehmen (RG JW 03 Beil 127584; 07, 23). Deshalb 
kann der Witwe, deren Ehemann durch eine unerlaubte Handlung eines andern getötet worden 
iſt, ein Schadenserſatzanſpruch (8 844) nur für den Teil des Unterhalts zukommen, der ihr aus 
dem Vermögen des Mannes, aus ſeiner Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens, ge⸗ 
leiſtet wurde (RG 69, 292). Zwar gilt die Vorſchrift des $ 1356 bei jedem Güterſtande, alſo 
auch bei der Gütergemeinſchaft, aber der eheliche Aufwand fällt hier nicht dem Manne, ſondern 
dem Geſamtgute zur Laſt, und zum Geſamtgute gehört auch das, was der Mann und die 
Frau während der Gütergemeinſchaft erwerben (8 1438). Wird der Frau die Tätigkeit im 
Hausweſen oder Gewerbe des Mannes durch eine Körperverletzung unmöglich gemacht 
oder erſchwert, ſo erleiden beide Ehegatten Schaden, ſie ſind Geſamtgläubiger des Schädigers 
($ 128). Jeder von ihnen kann vom Schädiger vollen Schadenserſatz fordern (RG 73, 309; 
R Warn 1914 Nr 258). Eine in Gütergemeinſchaft verheiratete Frau, die im Geſchäfte 
ihres Mannes tätig iſt und infolge eines Straßenbahnunfalls verletzt wird, kann den durch 
die Erwerbseinbuße erlittenen Schaden im ganzen Umfange geltend machen, denn der Er⸗ 
werb der Frau fällt dem Geſamtgute zu, und an dieſem iſt fie, unbeſchadet der Verwaltungs ⸗ 
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und Verfügungsbefugnis des Mannes ($ 1443), in gleicher Weiſe wie der Mann zur gefamten 
Hand berechtigt, und es iſt gleichgültig, daß ſie nach Aufhebung der Gemeinſchaft nur auf die 
Hälfte Auſpruch hat (RG SeuffA 68 Nr 128). Vgl. § 1443 A 5 (Rechtsſtreitigkeiten). Dar⸗ 


über, daß bei einer Körperverletzung der Frau das Mitverſchulden des Mannes keinen Einfluß 
auf den Erſatzanſpruch der Frau wegen Heilungskoſten hat, vgl. RG SeuffA 71 Nr 31 und 


§ 1356 A 7. 
8 1459 


1) Aus dem Geſamtgute können die Gläubiger des Mannes?) und, ſoweit 
ſich nicht aus den SS 1460 bis 1462 ein anderes ergibt“), auch die Gläubiger 
der Frau“) Befriedigung verlangen (Geſamtgutsverbindlichkeiten) ). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten jind®), 
haftet der Mann auch perſönlich') als Geſamtſchuldners). Die Haftung 
erliſcht mit der Beendigung?) der Gütergemeinſchaft, wenn die Verbind⸗ 
lichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute 
zur Laſt fallen!“ — 13). 

E I 1359 II 1356; M 4 364 ff.; P 4 261, 281. 

1. Die 88 1459 —1462 regeln die Haftung der Ehegatten gegenüber ihren Gläubigern. 
Ein Ehegatte haftet entweder nur mit dem Geſamtgut oder auch perſönlich. Zunächſt iſt zu 
unterſcheiden, ob die Schuld vor oder nach dem Eintritte der Gütergemeinſchaft entſtanden 
iſt. Im § 1459 Abſ 1 iſt der Grundſatz enthalten, daß Mann und Frau für alle ihre vorher 
entſtandenen Schulden ausnahmslos mit dem Geſamtgute haften, daß dagegen für die nachher 
entſtandenen Schulden der Mann ausnahmslos, die Frau jedoch nur, wenn keiner der Aus⸗ 
nahmefälle der SS 1460-1462 vorliegt, mit dem Geſamtgute haften. — Sit eine Verbindlich⸗ 
keit der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeit iſt und für die der Mann auch perſönlich haftet 
($ 1459 Abſ 2), ſchon vor Eintritt der Gütergemeinſchaft der Frau gegenüber rechtskräftig 
feſtgeſtellt, ſo iſt ſie kraft Geſetzes auch rechtskräftig feſtgeſtellte Verbindlichkeit des Mannes 


(RG 14. 4. 08 II 32/08). Das Geſamtgut haftet grundſätzlich für alle Verbindlichkeiten des 


Mannes wie der Frau, und zwar ohne Rückſicht auf den Gegenſtand der Schuld. Unrichtig iſt 
die Anſicht, daß ſich 8 1459 Abſ 1 nur auf Geldanſprüche, nicht auf Anſprüche wegen Heraus⸗ 
gabe beſtimmter Gegenſtände bezieht (RG ZW 04, 1765). Im $ 1459 Abſ 2 iſt die perſönliche 
Haftung der Ehegatten für die Geſamtgutsverbindlichkeiten geregelt. Der Mann haftet per⸗ 
ſönlich für alle Geſamtgutsverbindlichkeiten, alfo nicht nur für die in feiner Perſon entſtandenen 
— was ſelbſtverſtändlich —, ſondern auch für die in der Perſon der Frau entſtandenen Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten, was § 1459 Abſ 2 Satz 1 ausdrücklich ausſpricht. Dieſe erweiterte 
Haftung des Mannes iſt deshalb geboten, weil der Mann ſonſt ſein Verfügungsrecht zum Nach⸗ 
teile der Frau und derjenigen ihrer Gläubiger, die im Verhältniſſe der Gatten zueinander nicht 
Geſamtgutsgläubiger find, dazu benutzen könnte, Geſamtgut in fein Vorbehaltsgut zu ver- 
wenden (M 4, 367; Prot 4, 282). Dagegen haftet die Frau perſönlich, abgeſehen von dem 
Falle des § 1480, nur für die in ihrer Perſon — vor oder nach Eintritt der Gütergemeinſchaft — 
entſtandenen Geſamtgutsverbindlichkeiten. — Liegt der Klageforderung eine per önliche Ver⸗ 
pflichtung nur in der Perſon des Mannes, nicht auch in der der Frau zugrunde, ſo kann eine 
Leiſtungsklage nur gegen den Mann (nach deſſen Tode gegenüber ſeinem Nachlaß) erhoben, 
gegen die Frau dagegen nur auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut geklagt 
und erkannt werden. An dieſer Art und an dieſem Maße der Haftung ändert ſich auch nichts 
durch die Auflöſung der Gemeinſchaft bis zum Vollzuge der Auseinanderſetzung (RG 89, 360). 
Vgl. § 1472 A 2. 

92. Gläubiger des Mannes. Es macht keinen Unterſchied, ob der Anſpruch vor oder nach 
dem Eintritte der Gütergemeinſchaft entſtanden, worauf er dem Gegenſtande nach gerichtet 
iſt (vgl. A 1), ferner, ob er ſich auf das Geſamtgut oder das Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut be⸗ 
zieht und ob er aus einer unerlaubten Handlung entſpringt oder auf Rechtsgeſchäft oder Geſetz 
beruht. Vgl. § 1411 A 1. — Gegen den in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehe⸗ 
mann, der für ſeine Frau Schmerzensgeld und ärztliche Koſten wegen eines Unfalls einklagt, 
den er mitverſchuldet hat, kann der Entſchädigungspflichtige feinen ihm gegen den Mann zu- 
ſtehenden Ausgleichungsanſpruch aus § 426 durch Aufrechnung gegenüber dem Geſamtgute 
geltend machen (SeuffA 75 Nr 105). 

3. Beweislaſt. Daß einer der Ausnahmefälle der 88 1460—1462 vorliegt, hat der Mann 
zu beweiſen. Für den Fall des § 1460 Ab] 1 gilt jedoch eine Abweichung. Vgl. $ 1460 A 2. 

4. Gläubiger der Frau. Für fie gilt das A 2 Geſagte gleichfalls, jedoch mit den in den 
88 1460—1462 beſtimmten Ausnahmen. 

5. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der ehelichen Gütergemeinſchaft. Eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des einen oder des andern Ehegatten 
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wegen deren der Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedigung 
verlangen kann. Geſamtgutsverbindlichkeit der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1488. 

6. Alle Verbindlichteiten der Frau, mit Ausnahme der in den 88 1460—1462 bezeichneten, 
find den Gläubigern gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten. Ob fie im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander ebenfalls Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind (88 14631465), kommt 
hier nicht in Betracht. Wegen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht Geſamtgutsverbindlich⸗ 
1115 find, können ſich die Gläubiger der Frau nur an ihr Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut 

alten. 

7. Aus der perſönlichen Haftung des Mannes folgt, daß dem Gläubiger der Frau (neben 
dem Geſamtgut und dem Vorbehalts. bzw. Sondergute der Frau) auch das Vorbehalts⸗ bzw. 
Sondergut des Mannes haftet. Dies gilt auch von Anſprüchen gegen die Frau auf Herausgabe 
beſtimmter Gegenſtände (RG JW 04, 1761). Mit dem Antrage auf Verurteilung des Mannes 
zur Zahlung aus dem Geſamtgute wird nur die Haftung des Mannes mit dem Geſamtgute, 
nicht aber feine perſönliche Haftung geltend gemacht (RG SeuffA 65 Nr 16). Wenn Ehe⸗ 
gatten an Stelle der Gütergemeinſchaſt Gütertrennung einführen, fällt die Haftung des 
Mannes für den Unterhalt, den die Frau ihrem Vater für die Zukunft zu gewähren hat, weg. 
Unerheblich ift, daß der Mann in der Abſicht, ſich von der Haftung für die künftige Unterhalts. 
pflicht der Frau freizumachen, die Gütertrennung mit ſeiner Frau vereinbart hat. Er hat dem 
Gläubiger ſeiner Frau gegenüber keine Verpflichtung, den ihm dieſe Haftung auferlegenden 
Güterſtand der Gütergemeinſchaft mit ſeiner Frau aufrechtzuerhalten (OLG 30, 49). 

8. Geſamtſchuldneriſche Haftung 88 421—425. 

9. Beendigungsgründe ſind z. B. Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
oder Urteil, Tod der Frau lauch bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft, § 1483). Auf den Zeit 
punkt der Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. 

10. Hieraus folgt, daß die perſönliche Haftung des Mannes fortdauert, wenn die Ver⸗ 
bindlichkeit der Frau im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt 
fällt (88 a Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen feiner Haftung 
zu beweiſen. 

11. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichteiten. Beſondere Beſtimmungen ſind 
hierüber nicht gegeben. Die Gütergemeinſchaft ſteht der Eingehung einer Geſamtſchuld 
(88 421 ff.) durch die Ehegatten nicht entgegen, jedoch kommt folgendes in Betracht: Schließen 
Ehegatten ein Rechtsgeſchäft gemeinſchaftlich ab, ſo liegt darin regelmäßig die Einwilligung des 
Mannes in den Abſchluß des Rechtsgeſchäfts durch die Frau. Die ſo zuſtande gekommene 
Verbindlichkeit der Frau iſt eine Geſamtgutsverbindlichkeit. Der Mann haftet daher nach 
8 1459 Abſ 2 auch für den Anteil der Frau (8 420). 

12. Zwangsvollſtreckung (M 4, 368 ff.; Prot 4 S. 135, 263; 6, 706 ff.; D. z. Z PO S. 109 ff.). 
Nach § 740 ZPO iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut (Grundſtücke nicht ausge. 
nommen) ein gegen den Mann ergangenes Urteil erforderlich und genügend. Die Vorſchrift 
des 8 740 ZPO muß auch auf die in den 88 1449, 1450 bezeichneten Fälle bezogen werden, 
in denen die Frau zur ſelbſtändigen Führung des Rechtsſtreits mit Wirkung für das Geſamt ; 
gut befugt iſt. Für den Fall des $ 1454 gilt die beſondere Beſtimmung des 8742 Abſ 2 ZPO. 
Befindet ſich der zu pfändende Gegenſtand im Beſitze der Frau, ſo ſind die Beſtimmungen 
in 88 809, 846 ff. ZPO zu beobachten. Dasſelbe gilt, wenn ſich der Gegenſtand äußerlich 
als der Frau allein geherend darſtellt, z. B. ein im Grundbuch auf den Namen der Frau allein 
eingetragenes Recht. Betreibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, ſo gilt für die 
Zwangsvollſtreckung die im 8 741 ZPO beſtimmte Abweichung. Vgl. ferner wegen des Wiber- 
ſpruchsrechts des Mannes 88 774, 771 ZPO. Wird der Mann zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Geſamtgut verurteilt, ſo wirkt das Urteil wie ein Leiſtungsurteil. Der Mann 
wird dadurch genötigt, den Gläubiger der Frau aus dem Geſamtigute zu befriedigen und auf 
Erfordern den Offenbarungseid zu leiſten (RG JW 09, 32125). 

13. Konkurs (M4 S. 370—373; Prot 4 S. 242, 263; D. z. KO S. 7ff.). Wird das Konkurs- 
verfahren über das Vermögen des Ehemanns eröffnet, fo gehört das Geſamtgut zur Konkurs. 
maſſe; eine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts zwiſchen den Ehegatten findet nicht 
ſtatt (8 2 Abſ 1 KO). Die 88 16, 51 KO finden keine Anwendung. Durch die Konkurseröffnung 
über das Vermögen des Mannes wird weder die Gütergemeinſchaft k aft Geſetzes aufgelöſt 
(M 4, 398), noch ein Recht der Frau auf Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts begründet 
(M 4, 371); die Frau kann wegen Überſchuldung des Geſamtguts nur mit Wirkung für die 
Zukunft (in Anſehung des nach Beendigung des Konkursverfahrens verbleibenden Über⸗ 
reſtes des Geſamtguts und des etwaigen ſpäteren Erwerbs) das Recht aus § 1468 Nr 5 auf 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft geltend machen. Der Konkursverwalter unterliegt felbit- 
verſtändlich nicht den in den 88 1444, 1445 für den Mann beſtimmten Verfügungsbeſchrän 
kungen. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau wird das Geſamtgut 
überhaupt nicht berührt (8 2 Abi 2 KO). 
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8 1460 


) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach?) dem Eintritte der Gütergemeinſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
entſteht, nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft 
erteilt?) oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung für das Ge⸗ 
ſamtgut wirkſam⸗) iſt. i 5 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das Geſamtgut auch 
dann, wenn das Urteil dem Geſamtgute gegenüber nicht wirkſam iſts). 

E I 1362 Nr 1 II 1357; M 4 373 ff.; P 4 264; 6 277, 393. a 

1. Zweck der Beſtimmung im § 1460 ift, die Rechte des Mannes in Anſehung des Geſamt⸗ 
guts gegen die ihm aus der Geſchäfts⸗ und Prozeßfähigkeit der Frau drohenden Gefahren zu 
ſchützen. Der $ 1460 entſpricht dem § 1412. — Hat der Mann einem von der Frau nach 
dem Eintritt der Gütergemeinſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäfte (die Frau hatte ein auf 
ihren Namen eingetragenes, zum Geſamtgut gehöriges Grundſtück verkauft) zugeſtimmt, 
fo haftet er für die daraus eutſtandene Verbindlichkeit ſowohl mit dem Geſamtgute wie als 
Geſamtſchuldner perſönlich mit ſeinem ſonſtigen Vermögen ($$ 1439, 1440), gleichviel ob das 
von der Frau vorgenommene Rechtsgeſchäft auf das Geſamtgut ſich bezieht oder nicht. Auf 
die Erfüllung der von der beklagten Ehefrau eingegangenen Verpflichtung, das umſtrittene 
Grundſtück dem Kläger gemäß § 433 zu verſchaffen, kann hiernach der beklagte Ehemann 
ohne weiteres in Anſpruch genommen werden, nicht anders, als wenn er ſelbſt den Kauf⸗ 
vertrag ſchlechthin mitabgeſchloſſen hätte — §8 421 ff. — (RG Recht 1925, 1032, Bremiſches 
Guüterſtandsgeſetz v. 18. 7. 1899 in Verbindung mit 98 1460, 1459 Abſ 2 BGB.). 

2. Beweislaſt. Daß es ſich um ein nach und nicht vor dem Eintritte der Gütergemein- 
ſchaft vorgenommenes Rechtsgeſchäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen liegt 
dem Gläubiger der Beweis ob, daß der Mann ſeine Zuſtimmung erteilt hat oder das Rechts⸗ 
geſchäft ohne ſeine Zuſtimmung ihm gegenüber wirkſam iſt. 

3. Ausſchluß der Haftung. Der Mann iſt berechtigt, bei Erteilung der Zuſtimmung 
durch Vertrag mit dem Dritten die Haftung des Geſamtguts und ſeine perſönliche Haftung 
auszuschließen. Er kann die Zuſtimmung unter der Bedingung, daß jene Haftung ausgeſchloſſen 
ſei, erteilen. Erteilt der Mann der Frau die Einwilligung zum ſelbſtändigen Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts (§8 1452, 1405) und ſchließt er hierbei jene Haftung aus, fo würde dies Dritten 
gegenüber rechtlich nicht in Betracht kommen. 

4. Wirkſamkeit ohne Zuſtimmung. Z. B. in den Fällen der 88 1450 —1453, 1357. 


5. Auch bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft hat der Mann der Frau in einem Rechts⸗ 
ſtreite zwiſchen beiden Koſtenvorſchuß zu zahlen (RG 46, 354). Vgl. § 1387 A 6. 


8 1461 


Das Geſamtgut haftet nicht für Verbindlichkeiten der Frau, die infolge 
des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entſtehen, wenn 
die Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach dem Eintritte der Güter⸗ 
gemeinſchaft als Vorbehaltsgut erwirbt!). 

E 1 1362 Nr 2 II 1358; M 4 373; P 4 264. 

1. Der 8 1461 entſpricht dem $ 1413. Auf die Erläuterungen hierzu wird Bezug genommen. 
Vgl. auch § 1453. 

§ 1462 


Das Geſamtgut haftet nicht für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Gütergemeinſchaft infolge eines zu dem Vorbehaltsgute 
gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache ent⸗ 
ſteht, es ſei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte 
gehört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt !). 

E 1 1362 Nr 3 II 1359; M 4 373; P 4 264. 


1. Der § 1462 entſpricht dem § 1414. Auf die Erläuterungen hierzu wird Bezug ge⸗ 
nommen. Wegen der geſetzlichen Unterhaltspflicht vgl. 8 1604 Abſ 2. 
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8 1463 


12) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon ſie ent⸗ 
ſtehen: 

1. die Verbindlichteiten aus einer unerlaubten Handlung, die er nach 
dem Eintritte der Gütergemeinſchaft begeht, oder aus einem Straf⸗ 
verfahren, das wegen einer ſolchen Handlung gegen ihn gerichtet 
wird?); 

2. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein Vorbehaltsgut beziehen⸗ 
den Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vor dem Eintritte der Güter⸗ 
gemeinſchaft oder vor der Zeit entſtanden ſind, zu der das Gut Vor⸗ 
behaltsgut geworden ilt?); 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits über eine der in Nr 1, 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten“). 

E 1 1367 Abſ 2 Nr 1, 2, 4 II 1361; M 4 384 ff.; P 4 271; 6 277. 


1. Während die 88 1459—1462 die Haftung der Ehegatten gegenüber ihren Gläubigern 
regeln, beitimmen die 88 1463 —1465, welchem Ehegatten eine Geſamtgutsverbindlichkeit 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander zur Laſt fällt. Grundſatz iſt, daß alle Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur 
Laſt fallen. Dieſer Grundſatz entſpricht dem Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei 
der das beiderſeitige Vermögen der Ehegatten auf gemeinſamen Gedeih und Verderb vereinigt 
werden ſoll. Von dieſem Grundſatze ſind die in den 88 1463 —1465 bezeichneten Fälle aus⸗ 
genommen. Ferner erſtreckt ſich dieſer Grundſatz nicht auf ſolche Verbindlichteiten, die über. 
haupt nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, z. B. die in den 88 1360, 1456 Satz 2, 1460—1462 
bezeichneten Verbindlichkeiten. Wird eine unter den genannten Grundſatz fallende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeit eines Ehegatten aus deſſen Vorbehaltsgute getilgt, ſo muß ihm aus dem 
Geſamtgute Erſatz geleiſtet werden, und zwar der Frau ſchon während beſtehender Güter⸗ 
gemeinſchaft, dem Manne dagegen erſt nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft (S 1467 
Abſ 2). Bei der Auseinanderſetzung nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft kann jeder 
Ehegatte verlangen, daß die unter jenen Grundſatz fallenden Geſamtgutsverbindlichteiten 
aus dem Geſamtgute berichtigt werden (88 1474, 1475). Unterbleibt die Berichtigung, ſo haftet 
außerdem der Mann der Frau gegenüber für ihre Erſatzforderung perſönlich (§ 1481). Die 
Frau nimmt an der etwaigen Einbuße nicht teil. Wird dagegen eine unter die Ausnahmen 
der 88 1469—1465 fallende Geſamtgutsverbindlichkeit aus dem Geſamtgute getilgt, ſo muß 
der nach denſelben Vorſchriften verpflichtete Ehegatte zu dem Geſamtgut Erſatz leiſten (8 1467 
Abſ 1) und kann bei der Auseinanderſetzung nicht verlangen, daß die Schuld aus dem Geſamt⸗ 
gute berichtigt wird ($ 1475 Abſ 2). Iſt die Frau erſatzpflichtig, fo erliſcht die perſönliche Haftung 
des Mannes gegenüber dem Gläubiger mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft G 1459 
Abſ 2 Satz 2). Die Verpflichtung eines Ehegatten, zum Geſamtgut Erſatz zu leiſten, iſt eine 
gewöhnliche Erſatzverbindlichkeit. Die 88 1468—1465 finden auch auf Verbindlich- 
keiten der Ehegatten untereinander Anwendung, ſoweit es ſich um Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten überhaupt handelt. Durch Ehevertrag können die Beſtimmungen in 88 1463 
bis 1465 abgeändert werden. 

2. § 1463 Nr 1 entſpricht dem § 1415 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 

- 3. § 1463 Nr 2 entſpricht dem § 1415 Nr 2. Vgl. die Erläuterungen hierzu. Insbeſondere 
fällt unter $ 1463 Nr 2 die geſetzliche Unterhaltspflich! eines Ehegatten, ſoweit ſie durch den 
Beſitz von Vorbehaltsgut begründet oder erweitert wird. 

4. 5 1463 Nr 3 entſpricht dem 8 1415 Nr 3. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 


8 1464 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen die Koſten eines 
Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laſt, ſoweit nicht der Mann ſie 
zu tragen hat. 

Das gleiche?) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Geſamtgute gegen⸗ 
über wirkſam iſte). Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine perſönliche An⸗ 
gelegenheit der Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften des S 1463 
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Nr 1, 2 fallende Geſamtgutsverbindlichkeit der Frau)), ſo findet dieſe 
Borjehrift?) keine Anwendung, wenn die Aufwendung der Koſten den Um⸗ 
ſtänden nach geboten ijt®). 

E 1 1367 Abſ 2 Nr 4 II 1362; M 4 384 ff.; P 4 271; 6 277. 


1. Der 3 1464 entſpricht dem $ 1416. Vgl. die Erläuterungen hierzu, ferner 81463 A 1. 

2. Das gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
der Frau zur Laſt fallen. 

3. Iſt das Urteil dem Geſamtgute gegenüber wirkſam, z. B. in den Fällen der 88 1449, 
1450, 1452, 1454 (vgl. auch § 1443 A 5), ſo fallen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt, vorausgeſetzt, daß nicht ein Fall des § 1463 vorliegt. 

4. Vgl. § 1459 A 1—6, 8 1463 A 1. 

5. Dieſe Vorſchrift — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
der Frau zur Laſt fallen. 

6. Solchenfalls treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das Geſamtgut. 


8 1465 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fällt eine Ausſtattung?), 
die der Mann“) einem gemeinſchaftlichen Kinde aus dem Geſamtgute ver⸗ 
ſpricht oder gewährt, dem Manne inſoweit zur Laſt, als ſie das dem Ge⸗ 
ſamtgut entſprechende Maß überſteigt. 

Verſpricht oder gewährt der Mann einem nicht gemeinſchaftlichen Kinde 
eine Ansjtattung?) aus dem Gejamtgute‘), jo fällt ſie im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Vaters) oder der Mutter des Kindes zur Laſt, 
der Mutter jedoch nur injoweit, als ſie zuſtimmts) oder die Ausſtattung 
nicht das dem Geſamtgut entſprechende Maß überſteigt. 

E I 1368 II 1863; M 4 358, 383, 390; P 4 271. 


1. Der § 1465 unterſcheidet Ausſtattungen gemeinſchaftlicher Kinder (Abſ 1), und nicht 
gemeinſchaftlicher Kinder (Abſ 2). Einer natürlichen Auffaſſung entipricht es, die Ausſtattung 
eines gemeinſchaftlichen Kindes als eine gemeinſchaftliche Laſt beider Ehegatten, die Aus⸗ 
1 1 eines nicht gemeinſchaftlichen Kindes als eine Sonderlaſt desjenigen Ehegatten, von 

em das Kind abſtammt, zu behandeln. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem § 1465 zugrunde. 

Vgl. § 2054 Ubi 1 (Ausgleichungspflicht). Im Verhältnis der Ehegatten zueinander fällt 
daher die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kind s dem Geſamtgute, die eines nicht gemein⸗ 
ſchaftlichen Kindes dem Vorbehalts⸗ bzw. Sondergute desjenigen Ehegatten, von dem es ab- 
ſtammt, zur Laſt. Die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes darf aber das dem Geſamt⸗ 
ut entſprechende Maß nicht überſteigen, andernfalls Abweichungen gelten. Inſoweit die 
Ausſtattung nach § 1624 als Schenkung anzufehen iſt, kommt § 1446 (vgl. A 3 daſelbſt) zur 
Anwendung. Vgl. ferner § 1463 A 1. 

2. Begriff der Ausſtattung 8 1624. Vgl. auch RG JW 06, 42612. Auf die Ausſteuer 
($ 1620) bezieht fich § 1465 nicht. A. M. Staudinger $ 1465 A 6. Die Beſtimmungen des 
$ 1465 haben das Nichtvorhandenſein einer Rechtspflicht zur Vorausſetzung. Das trifft bei 
der Ausſtattung, nicht aber bei der Ausſteuer zu. Die Ausſteuer hat auch anders als die Aus⸗ 
ſtattung einen geſetzlich beſtimmten Umfang. Die Ausſteuer einer gemeinſchaftlichen oder nicht 
nen Tochter fällt im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander ſtets dem Geſamt⸗ 
gute zur Laſt. 

3. Der Mann kann vermöge ſeines Verfügungsrechts (8 1443) Ausſtattungen aus dem 
Geſamtgut ohne Einwilligung der Frau verſprechen und gewähren. Inſoweit die Ausſtattung 
aber eine Schenkung enthält, iſt er durch 8 1446 beſchränkt. Der Frau ſtehen dieſelben Rechte 
im Falle des § 1450 zu. 

4. Stattet der Mann aus ſeinem Vorbehaltsgut ein gemeinſchaftliches Kind oder 
ein nicht gemeinſchaftliches Kind der Frau aus, ſo erwächſt ihm unter Umſtänden ein Erſatz⸗ 
anſpruch (8 1466 Abſ 2). 1 

5. Dem Ehemanne fällt die Ausſtattung feines nicht gemeinſchaftlichen Kindes im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander ſtets und im vollen Umfange zur Laſt, alſo gleichviel, ob 
die Frau zuſtimmt und ob die Ausſtattung das dem Geſamtgut entſprechende Maß einhält. 

6. Stimmt die Frau der Ausſtattung ihres nicht gemeinſchaftlichen Kindes zu, ſo fällt 
die Ausſtattung im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander ihr im vollen Umfange zur Laſt, 
alſo auch in Anſehung desjenigen Teiles, um den die Ausſtattung das dem Geſamtgut ent- 
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ſprechende Maß überſteigt. Überfteigt die Ausſtattung dieſes Maß und ſtimmt die Frau nicht 
zu, jo macht ſich der Mann nach $ 1456 erſatzpflichtig, wenn nicht ein Ausnahmefall des 8 1446 
Abſ 2 (A 3 daſelbſt) vorliegt. 


8 1466 


1) Verwendet der Mann Geſamtgut in ſein Borbehaltsgnt?), jo hat er 
den Wert?) des Verwendeten zu dem Geſamtgute zu erſetzen“). 

Verwendet der Mann Vorbehaltsgut in das Gejamtgut?), jo kann er 
Erſatzs) aus dem Geſamtgute verlangen“). ; 

E 1 1865 II 1364; M 4 381; P 4 269; 6 281. 


1. Grund der Vorſchrift. Der Mann iſt vermöge ſeines Verfügungsrechts jederzeit in 
der Lage, Geſamtgut in fein Vorbehaltsgut zu verwenden. Für ſolche Verwendungen würde 
er nach allgemeinen Grundſätzen höchſtens zur Herausgabe der zur Zeit der Rechtshängigkeit 
noch vorhandenen Bereicherung haften. Selbſt dieſe Verpflichtung könnte bezweifelt werden. 
Zum Schutze der Ehefrau iſt daher dem freien Verfügungsrechte des Mannes im 8 1466 Abſ 1 
eine Schranke geſetzt worden. Dementſprechend iſt dem Manne für den umgekehrten Fall 
im $ 1466 Abf 2 ein Erſatzanſpruch gegeben worden. Wegen der Ausgleichung des Vorbehalts⸗ 
guts und des eingebrachten Gutes beim geſetzlichen Güterrechte vgl. § 1417. 

2. Verwendung von Geſamtgut in Vorbehaltsgut liegt z. B. vor, wenn der Mann eine 
nach 8 1463 im Verhältniſſe der Ehegatten ihm zur Laſt fallende Verbindlichkeit aus Mitteln 
des Geſamtguts tilgt. 

3. Der Wert, den das Verwendete zur Zeit der Verwendung gehabt hat, iſt zu erſetzen. 

4. Die Erſatzpflicht des Mannes entſteht ohne Rückſicht darauf, ob ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällt. Die Erſatzpflicht iſt eine gewöhnliche Erſatzverbindlichkeit, keine bloße 
Anrechnungspflicht. Neben den Vorausſetzungen des $ 1456 Satz 2 iſt der Mann ſogar für eine 
Verminderung des Geſamtguts erſatzpflichtig. 

5. Verwendung von Vorbehaltsgut in das Geſamtgut liegt z. B. vor, wenn der Mann 
aus Mitteln feines Vorbehaltsguts den nach $ 1458 dem Geſamtgute zur Laſt fallenden ehelichen 
— — Ir zu dem auch fein eigener ſtandesgemäßer Unterhalt gehört, $ 1458 A 1, 8 1839 

— beftreitet. 

6. Der Erſatz iſt nach dem Werte des Verwendeten zur Zeit der Verwendung zu leiſten. 
Hatte der Mann nicht die Abſicht, Erſatz zu verlangen, ſo entfällt der Erſatzanſpruch ($ 685 
Abs 1). Über die Fälligkeit der Erſatzanſprüche trifft § 1467 Beſtimmung. 

7. Auf Verwendungen aus dem Geſamtgut in das Vorbehaltsgut der Frau ſowie aus 
letzterem in erſteres finden die allgemeinen Grundſätze über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
und Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung Anwendung. 


8 1467 


1) Was ein Ehegatte zu dem Gejamtgut?) oder die Frau zu dem Vor⸗ 
behaltsgute des Mannes?) ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld der 
Frau deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat ſie die Schuld ſchon vorher zu 
berichtigen‘). 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt nach 
der Beendigung der Gütergemeinſchaft fordern?). 

E I 1369 II 1365; M 4 390 ff.; P 4 272. 


1. Grundſätzlich iſt dasjenige, was ein Ehegatte zu dem Geſamtgute ſchuldet, erſt nach 
Beendigung der Gütergemeinſchaft zu leiſten (Abſ 1). Dem Weſen der allgemeinen Güter. 
gemeinſchaft entſpricht es, daß dieſe Anſprüche ſolange ruhen, zumal ein Ehegatte, der nicht 
Vorbehaltsgut hat, während der Gemeinſchaft gar nicht in der Lage iſt, ſeiner Erfüllungspflicht 
zu genügen. In Anſehung desjenigen, was ein Ehegatte aus dem Geſamtgute zu fordern 
hat (Abſ 2), ſind Mann und Frau aus beſonderen Gründen verſchieden behandelt. Arreſte 
und einſtweilige Verfügungen find durch 8 1467 nicht ausgeſchloſſen. 

2. 8. B. die Erſatzverbindlichkeiten des Mannes auf Grund der 88 1456 Satz 2, 1466 Abſ 1. 
Die Vorſchrift bezieht ſich übrigens auf alle Verbindlichkeiten eines Ehegatten gegenüber 
dem Geſamtgute. 

3. Z. B. die Erſatzverbindlichkeiten der Frau, wenn der Mann aus Mitteln feines Vor⸗ 
behaltsguts eine nach 88 14631465 der Frau zur Laſt fallende Verbindlichkeit tilgt. Auch 
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alle ſonſtigen Verbindlichkeiten der Frau gegenüber dem Vorbehaltsgute des Mannes fallen 
unter die Vorſchrift. Der umgekehrte Fall, wenn der Mann etwas zu dem Vorbehaltsgute 
der Frau ſchuldet, iſt im § 1467 nicht erwähnt. Für ihn gelten zur Sicherung der Frau die 
allgemeinen Grundsätze. Die Frau iſt alfo nicht gehindert, derartige Anſprüche ſchon während 
der Gütergemeinſchaft geltend zu machen. Wegen des Sonderguts der Frau vgl. 88 1439, 1539. 

4. Hat die Frau ausreichendes Vorbehaltsgut, fo liegt zur Hinausſchiebung ihrer Er- 
füllungspflicht gegenüber dem Geſamtgut und gegenüber dem Vorbehaltsgute des Mannes 
kein Grund vor. Der Mann hat das Vorhandenſein ausreichenden Vorbehaltsguts zu beweiſen. 
Hat der Mann Vorbehaltsgut, ſo iſt er dennoch nicht verpflichtet, das, was er zu dem Geſamtgute 
ſchuldet, ſchon während der Gemeinſchaft zu leiſten. Vermöge ſeines Verfügungsrechts würde 
er über das Geleiſtete ſofort wieder verfügen können, ohne der Frau verantwortlich zu ſein. 
Die Hinausſchiebung der Leiſtung gereicht ſonach der Frau zum Vorteile. 

5. Forderungen des Mannes, z. B. der Erſatzanſpruch aus § 1466 Abſ 2. Der umgekehrte 
Fall, wenn die Frau etwas aus dem Geſamtgute zu fordern hat, iſt nicht erwähnt. Für ihn 
gelten zur Sicherung der Frau die allgemeinen Grundſätze. Die Frau iſt alſo nicht gehindert, 
derartige Anſprüche ſchon während der Gemeinſchaft geltend zu machen. — Die Verzinſungs⸗ 
pflicht iſt nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. 


§ 1468 

) Die Fran?) kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft Elagen?): 

1. wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den SS 1444 bis 1446 be⸗ 
zeichneten Art ohne Zuſtimmung“) der Frau vorgenommen hats) 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung‘) der Frau zu be⸗ 
ſorgen iſt; . 

2. wenn der Mann das Geſamtgut in der Abſicht, die Frau zu benach⸗ 
teiligen, vermindert hat“); 

3. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung) des Unterhalts zu beſorgen iſts); 

4. wenn der Mann wegen Berjchwendung?) entmündigt iſt oder wenn 
er das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet!) 6); 

5. wenn das Geſamtgut infolge von Verbindlichkeiten, die in der Perſon 
des Mannes entſtanden find, in ſolchem Maße überſchuldet !!) iſt, 
daß ein ſpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdeté) wird!). 

E I 1372 II 1366; M 4 393 ff.; P 4 273 ff. 

1. Die $$ 1468—1470 regeln die Fälle, in denen die Frau oder der Mann die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil herbeiführen können. Andere Gründe 
der Beendigung des Güterſtandes führt das Geſetz nicht auf. Selbſtverſtändlich endigt 
die Gütergemeinſchaft — abgeſehen von den Beſtimmungen über die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft — auch mit der Auflöſung der Ehe (Tod eines Ehegatten, Scheidung der Ehe und 
Wiederverheiratung eines Ehegatten im Falle der Todeserklärung des andern Ehegatten). 
Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (§ 1575) ſteht der Scheidung gleich (§ 1568). Wird 
die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, ſo tritt Gütertrennung ein 
(8 1587). Im Falle der Nichtigkeitserklärung der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie 
beſtanden habe, mithin auch die Gütergemeinſchaft nie eingetreten ſei. In dieſem Falle ſind 
für die Vermögensauseinanderſetzung die allgemeinen Grundſätze (über Rückforderung, Auftrag, 
auftragsloſe Geſchäftsführung) maßgebend. Tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten 
berührt, auch wenn es gerichtlich geſtattet iſt (§S 627 ZPO), an ſich den Güterſtand nicht, un- 
beſchadet der Befugnis des Gerichts zum Erlaß einſtweiliger Verfügungen (§ 940 ZPO, 8 1418 
A 12). Selbſtverſtändlich kann auch durch Ehevertrag die Beendigung der Gütergemein⸗ 
ſchaft beſtimmt werden. Beendigungsgründe ſind dagegen nicht die Todeserklärung eines 
Ehegatten (Abweichung von § 1420), M 4, 393, und die Eröffnung des Konkurſes über das 
Vermögen eines Ehegatten (Abweichung von § 1419), M 4, 398, 585; Prot 4, 277ff. Vgl. 
§ 1459 A 13. 

2. Hat die Frau einen geſetzlichen Vertreter, ſo ſteht das Klagerecht nur dieſem zu 
(88 51 ff. ZPO). Anders bei Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Vertrag (8 1437). Der 
Rechtsſtreit iſt keine Eheſache. 
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3. Die Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft iſt im Falle der Entmündigung 
des Mannes wegen Verſchwendung gegen ſeinen Vormund, in allen übrigen Fällen gegen 
den Mann und, wenn er einen geſetzlichen Vertreter hat, gegen dieſen zu richten. Das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen (88 606—639 ZPO) findet keine Anwendung. Zuſtändig für die Klage 
aus 8 1468 iſt gemäß 88 23, 70 Abf 1 GVG das Landgericht, da es ſich um einen nicht ver- 
mögensrechtlichen Anſpruch handelt. Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum Abſchluß 
1 ar Aufhebung der Gütergemeinſchaft beſtimmenden Ehevertrags abwenden (M 4, 399; 

1436). 

4. Ein unter Vorbehalt der Genehmigung der Frau vorgenommenes Rechtsgeſchäft 
fällt nicht unter § 1468 Nr 1 (M 4, 345). — Unter den im § 1468 Nr 1 erwähnten, vom 
Manne ohne Zustimmung der Frau vorgenommenen Rechtsgeſchäften der in den 98 1444 
bis 1446 bezeichneten Art find, wie ſchon aus $ 1372 Nr 1 des erſten Entwurfs hervorgeht, 
deſſen inhal liche Abänderung nicht beabſichtigt war, ſolche Geſchäfte zu verſtehen, die wegen 
der fehlenden Zuſtimmung der Ehefrau unwirkſam ſind, deren Unwirkſamkeit jedoch durch 
nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) von ſeiten der Frau gehoben werden kann (vgl. 
$ 1448). Von einer Unwirkſamkeit des Geſchäfts (hier Belaſtung des Grundſtücks mit einer 
Hypothek durch den Mann, ſelbſt wenn dieſer eigenſüchtig und in der Abſicht, die Rechte der 
Frau zu ſchmälern, gehandelt haben ſollte) kann aber dann nicht die Rede ſein, wenn die Frau 
dem Manne „Generalvollmacht“ erteilt hat (RG Recht 1924 Nr 352). 

5. Das Geſetz erblickt in einer Überſchreitung der dem Verwaltungsrechte des Mannes 
durch die 88 1444—1446 gezogenen Schranken eine ſelbſtverſchuldete Täuſchung des von der 
Frau in den Mann geſetzten Vertrauens, denn die Gütergemeinſchaft iſt ein Vertrauens 
verhältnis (M 4, 394, 395). Verſchulden braucht dem Manne nicht beſonders nachgewieſen 
zu werden. g 

6. Über erhebliche Gefährdung vgl. § 1391 A 5. Sie kann in der Beſorgnis, daß ſich 
derartige Überſchreitungen des Verwaltungsrechts wiederholen werden, liegen, aber 
auch ſchon durch das vom Manne vorgenommene Rechtsgeſchäft ſelbſt mit Rückſicht auf ſein 
Unvermögen zu künftiger Erſatzleiſtung begründet fein ($ 1456). | 

7. Dies iſt einer der Fälle des § 1456 Satz 2. Vgl. 8 1456 U 4. — Abweichend von dem ge: 
feglichen Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (vgl. § 1391) kann bei 
dem Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei dem der Ehemann eine viel freiere 
Stellung hat, die Frau wegen Gefährdung ihrer Rechte nicht Sicherheitsleiſtung be ⸗ 
gehren, ſondern nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des § 1468 Nr 2 auf Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft klagen (RG 13. 7. 10 IV 467/09). Vgl. OLG 32, 9 (Verminderung 
des Geſamtguts). 

8. Dies iſt der Fall des § 1418 Abſ 1 Nr 2 Satz 1. Vgl. 8 1418 A 5, 6. 

9. Entmündigung wegen Verſchwendung 8 6 Ab] 1 Nr 2. Entmündigung wegen Trunf- 
ſucht genügt nicht. Wird nach der Aufhebung der Gütergemeinſchaft die Entmündigung 
wegen Verſchwendung wiederaufgehoben oder der Entmündigungsbeſchluß mit Erfolg an⸗ 
gefochten, ſo ſteht dem Manne die Klage auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte nicht zu 
(Abweichung von $ 1425). 

10. Dieſe Beſtimmung iſt gegeben, damit die Frau nicht ohne Not gedrängt wird, die 
Entmündigung des Mannes zu beantragen (M 4, 397). 

11. Zur Überſchuldung wird Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Mannes nicht vorausgeſetzt (vgl. A 1), ebenſowenig Verſchulden des Mannes. 

12. Vorläufige Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch einſtweilige Verfügung 
erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. § 1418 A 12. 


8 1469 


) Der Mann kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft klagen, wenn 
das Geſamtgut infolge von Verbindlichkeiten der Frau, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur Laſt fallen?), in ſolchem 
Maße überſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb des Mannes erheblich ge⸗ 
fährdet®) wird. 

E II 1367; M 4 394; P 4 279. 


1. Grund der Vorſchrift. Der § 1469 entſpringt einer Forderung der ausgleichenden 
Gerechtigkeit gegenüber dem Rechte der Frau u 91468 Nr 5. Val. § 1468 4 Er 

2. Solche Verbindlichkeiten der Frau 88 1468—1465. Mit der Beendigung der Güter- 
gemeinſchaft erliſcht die perſönliche Haftung des Mannes für die Verbindlichkeiten der 
Frau (§ 1459 Abſ 2 Satz 2). 

3. Erhebliche Gefährdung § 1391 A 5. 
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8 1470 


Die Aufhebung der Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen der SS 1468, 
1469 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Für die Zukunft gilt Güter⸗ 
trennung). 

Dritten gegenüber iſt die Aufhebung der Gütergemeinſchaft nur nach 
Maßgabe des S 1435 wirkſam. 

E I 1371 Nr 2, 1381 Abſ 2 II 1368; M 4 394, 418; P 4 272, 293; 6 281. 


1. Ebenſo $ 1418 Abſ 2. Vgl. § 1418 A 11, 12, § 1479, § 1542 A 3. 
2. Gütertrennung 88 14261431. 


8 1471 


Nach der Beendigung!) der Gütergemeinſchaft findet in Anſehung des 
Geſamtguts die Auseinanderſetzung?) ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung gelten für das Geſamtgut die Vorſchriften 
des § 14425). 

E 1 1373 Abſ 1 Halbſ 1, 1376 II 1369 Satz 1, 1370; M 4 400 ff., 410; P 4 279, 282; 2 342. 


1. Gründe der Beendigung der Gütergemeinſchaft vgl. § 1468 A 1. 


2. Jeder Ehegatte kann im Weigerungsfalle auf Vornahme der Auseinanderſetzung 
klagen. § 1471 Abſſ 1 ſchließt ſich dem 8 730 Abſ 1 an. Vermittlung der Auseinander- 
ſetzung durch das Amtsgericht SS 99, 193 FGG. — Das BGB kennt nur eine Augeinanders 
ſetzung unter den Gemeinſchaftsgenoſſen, nicht auch (wie früher das rheiniſche Recht) 
ein Ausſcheiden aus dem Gemeinſchaftsverhältnis durch einſeitige Verzichtserklärung und 
mit der Wirkung, daß die Rechte des Verzichtenden dadurch dinglich auf den zurückbleibenden 
Gemeinſchaftsgenoſſen übertragen werden (RG 79, 345). Das Recht, die Auseinanderſetzung 
nach beendigter Gütergemeinſchaft zu verlangen, kann durch Vertrag eingeſchränkt werden 
(RG 89, 292). Die früher hier vertretene entgegengeſetzte Anſicht wird aufgegeben. Das 
Recht auf Auseinanderſetzung nach beendigter Gütergemeinſchaft kann durch Vertrag ſowohl 
eingeſchränkt als auch aufgehoben werden, jedoch würde beim Eintritt eines wichtigen 
Grundes die vertragsmäßige Bindung unwirkſam werden ($ 749 Abſ 2, 3). Der Vertrag 
fällt nicht unter den Formzwang des $ 1434. — Von einer Auseinanderſetzung des Ge- 
ſamtguts kann keine Rede ſein, wenn eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht beſtand und es 
ſich nur um die Teilung des beiderſeitigen Rücklaſſes der Eheleute unter die im gleichen Grade 
erbberechtigten Kinder der Eheleute, ſohin um die Auseinanderſetzung in Anſehung der Erben⸗ 
gemeinſchaft an dem Nachlaſſe der beiden Eltern handelt (BayObLG in OLG 30, 50). 
Beim Vorhandenſein mehrerer Erben des verſtorbenen Ehegatten ergibt ſich ein doppeltes 
Geſamthandverhältnis: einerſeits die Erbengemeinſchaft in Anſehung des Nachlaſſes des 
Verſtorbenen, anderſeits die zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Erben des ver⸗ 
ſtorbenen eintretende Gemeinſchaft in Anſehung des Geſamtiguts. An ſich gelten für jede 
dieſer Gemeinfchaften beſondere Vorſchriften. Gemäß § 2042 kann aber jeder Miterbe jeder- 
zeit die Auseinanderſetzung des Nachlaſſes verlangen. Hiermit iſt ihm auch die Befugnis 
gegeben, die Auseinanderſetzung des Geſamtguts zu beanſpruchen (OL 36, 198). 

3. Aus § 1471 Abſ 2 ergibt ſich, daß die während der Gütergemeinſchaft beſtandene 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand (§ 1438 A 1, § 1442 A 1) nach der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft bis zum Abſchluſſe der Auseinanderſetzung fortdauert. Eben ſo OLG 36, 198. 
Hierbei gelten jedoch die aus 588 1471—1473 hervorgehenden Abweichungen. Nach $ 860 
Abſ 2 PO iſt nach Beendigung der Gütergemeinſchaft der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten 
der Gläubiger des Anteilsberechtigten der Pfändung unterworfen. Zuläſſig erſcheint ein 
Vertrag, durch den ein Ehegatte (bzw. deſſen Rechtsnachfolger) die Verpflichtung übernimmt, 
ſein durch die Auseinanderſetzung zu ermittelndes Guthaben abzutreten oder zu verpfänden. 
Vgl. 5 1442 A 2. — 8 1442 iſt auch für den Erwerb der Früchte maßgebend (RG Gruch 49, 955). 
Das durch die Gütergemeinſchaft begründete Geſamihandverhältnis dauert auch nach der 
Scheidung der Ehegatten fort, bis es durch die Auseinanderſetzung beendigt wird. Der 
Mann iſt ohne Zustimmung der Frau nicht berechtigt, in der Zeit von der Scheidung bis 
zur Auseinanderſetzung ein zum Geſamtgute gehöriges Grundſtück für eine Sicherungs⸗ 
hypothek zu verpfänden, ſelbſt dann nicht, wenn er ſchon vor Eingehung der Ehe im 
Grundbuch als Alleineigentümer eingetragen war und es hierbei nach Eingehung der Ehe 
verblieb. Die Eintragung des Mannes als Alleineigentümer kann aber für die Frage, ob 
der Gläubiger die Hypothek im guten Glauben (an das Alleineigentum des Mannes) er⸗ 
worben hat ($ 892), von Bedeutung fein (RG 11. 6. 18 V 62/13). Eine Frau, die, nach⸗ 


Allgemeine Gütergemeinihaft SS 1470—1472 189 


dem fie von ihrem Manne wegen eines Liebesverhältniſſes geſchieden und für den ſchuldigen 
Teil erklärt worden iſt und nachdem ſie ihren früheren Liebhaber geheiratet hat, handelt nicht 
ohne weiteres ſittenwidrig, wenn ſie ihr Recht auf Herausgabe ihres Anteils an dem (vom 
Beklagten erworbenen) Ehevermögen (Geſamtgute) geltend macht. Anders würde die Sache 
liegen, wenn ſie die Eheverfehlung begangen hätte, um die Scheidung und damit den Beſitz 
der Geſamtgutshälfte zu erlangen (RG Warn 1925 Nr 58). 


8 1472 


Die Verwaltung des Geſamtguts ſteht bis zur Auseinanderſetzung beiden 
Ehegatten!) gemeinſchaftlich zu?). Die Vorſchriften des § 1424 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung“). 

Jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln 
mitzuwirken), die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind; die 
zur Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder Ehegatte ohne Mit⸗ 
wirkung des anderen treffend) e). 

E 1 1373 Abſ 1 Satz 2, 3 II 1371; M 4 400 ff.; P 4 279; 5 135; 6 393. 


1. Iſt die Gütergemeinſchaft durch den Tod eines Ehegatten beendigt, ſo ſteht die 
Verwaltung feinen Erben und dem überlebenden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Die 88 1471 
bis 1481 finden auch auf den Fall Anwendung, daß die Gütergemeinſchaft durch den Tod 
eines Ehegatten beendigt iſt, es ſei denn, daß fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ($ 1483) eintritt. 
Ebenſo OLG 34, 253. Im Falle des Todes eines Ehegatten gehört nur ſein Anteil am 
Geſamtgute zum Nachlaſſe. Solange es nicht zu einer Teilung kommt, gehört kein Gegen⸗ 
ſtand des Geſamtguts dem Nachlaß an. Daher iſt es vor der Teilung auch nicht zuläſſig, den 
Erben gemäß § 1994 eine Inventarfriſt ſetzen zu laſſen (RG 79, 345). a 

2. Gemeinſchaftliche Verwaltung des Geſamtguts. Während bis zur Beendigung 
der Gütergemeinſchaft das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes unterliegt (8 1443 Abſ 1 
Satz 1), ſteht nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung die 
Verwaltung beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Dieſe Beſtimmung entſpricht dem 
§ 744 Abſ 1 (Gemeinſchaft). Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung folgt, daß die 
Frau vom Manne die Einräumung des Mitbeſitzes an dem vom Manne beſeſſenen Ge- 
a a Spenenlänbee verlangen kann, daß beide Ehegatten nur gemeinſam über das Ge⸗ 
amtgut und die dazugehörenden Gegenſtände verfügen und darüber Rechtsſtreitig⸗ 
keiten als Kläger oder Beklagte führen können (§ 1443 Ab] 1 Satz 2). Über den Anteil eines 
Ehegatten an dem Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden können 
fie auch nicht gemeinſam verfügen (8 1442 Abf 1, § 1471 Abſ 2). Nimmt ein Ehegatte ein 
Rechtsgeſchäft ohne die erforderliche Mitwir ung des andern Ehegatten vor, fo ift die Wirk 
ſamkeit des Rechtsgeſchäfts nach den 88 182—185 zu beurteilen. Einſeitige Rechtsgeſchäfte, 
die ſich auf das Geſamtgut beziehen und während der Gütergemeinſchaft dem Manne gegen- 
über vorzunehmen geweſen wären, ſind beiden Ehegatten gegenüber vorzunehmen. Laſten 
und Koſten treffen in ſinnentſprechender Anwendung des § 748 (Planck A 3) jeden Che- 
gatten im Verhältniſſe zueinander zur Hälfte. Die Nutzungen werden nach $ 1473 Abſ 1 
Geſamtgut. Nicht in das Geſamtgut fällt der von einem Ehegatten außerhalb der Grenzen 
des § 1473 Abſ 1 gemachte Erwerb. Die nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft für 
einen der beiden Ehegatten begründeten Verbindlichkeiten werden nicht mehr Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten. — Durch die rechtskräftige Scheidung der Ehe iſt die allgemeine Güter⸗ 
gemeinſchaft (und mit ihr das ehemännliche Verwaltungsrecht) beendigt worden. Der Mann 
kann ſeitdem die Auseinanderſetzung beanſpruchen. Solange dieſe aber noch nicht erfolgt iſt, 
kann er nicht kraft Eigentums die Herausgabe beſtimmter Haushaltgegenſtände der Frau, 
die er mit eigenen Mitteln angeſchafft und ſie beim Verlaſſen der ehelichen Wohnung mit⸗ 
genommen hat, verlangen. Er maß vielmehr darlegen, daß eine Auseinanderſetzung 
bereits ſtattgefunden habe und daß ihm dabei die von ihm beanſpruchten Gegenſtände zunewieſen 
ſeien. Hat überhaupt noch keine Verſtändigung der früheren Eheleute über die Ausein⸗ 
anderſetzung ſtattgefunden, ſo kann der Mann die Herausgabe der Klagegegenſtände, alſo 
die Einräumung des Alleinbeſitzes an ihnen nicht verlangen. Zufolge der im $ 1472 Abſ 1 
für die Zeit bis zur Auseinanderſetzung vorgeſehenen Gemeinſchafllichkeit der Verwaltung 
würde ihm nur ein Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes zuſtehen (RG 21. 1. 24 IV 
229/23). Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung folgt, daß beide Ehegatten nur ge- 
meinſam über das Geſamtgut verfügen und darüber Rechtsſtreitigkeiten als Kläger oder Be⸗ 
klagte führen kännen. Dementſprechend beſtimmt auch § 743 ZPO, daß nach der Beendigung 
der Gütergemeinſchaft vor der Auseinanderſetzung die Zwangsvollſtreckung in das Geſamt⸗ 
gut nur zuläſſig iſt, wenn beide Ehegatten zu der Leiſtung oder der eine Ehegaue zu der 


* 
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Leiſtung und der andere zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt find (RG 108, 
281). Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung ergibt ſich noch nichts für eine Verurteilung 
der Frau zu mehr, als worin ihre Haftung beſteht, nämlich nur die Zwangsvollſtreckung in 
das Geſamtgut zu dulden, wenn die Schuld nur vom Manne perſönlich, nicht aber von der 
Frau miteingegangen worden iſt. Die Frau iſt zu einer Leiſtung des Geſchuldeten nicht ver⸗ 
pflichtet; ſie kann auch nicht als „Vertreterin“ des Geſamtguts auf Leiſtung in Anſpruch 
genommen werden (RG 89, 360). Vgl. $ 1438 A 1, § 1459 A 1. Während der Aus⸗ 
einanderſetzung nach beendigter Gütergemeinſchaft hat der Ehemann keinen Anſpruch 
auf Alleinbeſitz (Seuffa 72 Nr 13; OLG 34, 254). Hat der Mann das Geſamtgut 
unter ſich, ſo hat er der Frau bis zur Auseinanderſetzung die Mittel zur Beſtreitung 
ihres Unterhalts zu gewähren (OLG 36, 199). 

3. Aus der entſprechenden Anwendung des § 1424 folgt nicht nur, daß der Mann die 
dort bezeichneten Rechte und Pflichten hinſichtlich der Fortführung der Verwaltung über 
den Zeitpunkt der Beendigung der Gütergemeinſchaft hinaus hat, ſondern auch, daß jeder 
Ehegatte die in § 1424 Abſ 2 bezeichnete Pflicht zur Beſorgung dringlicher Geſchäfte hat, 
wenn einer der Ehegatten während der gemeinſchaftlichen Verwaltung ſtirbt. Dies ent ⸗ 
ſpricht übrigens auch dem im $ 1472 Abſ 2 Satz 2 ausgeſprochenen Grundſatze. 

4. Mitwirkungspflicht. Eine Erſetzung der zu einer Maßregel erforderlichen Mit- 
wirkung des andern Ehegatten durch das Vormundſchaftsgericht (vgl. 88 1447, 1451) iſt 
nicht vorgeſehen. Auf Erfüllung der Mitwirkungspflicht kann geklagt werden. Verwandte 
Vorſchrift § 2038 (Miterben). 

5. Die Ehegatten ſind einander nach Maßgabe des § 1359 verantwortlich. — Jeder Ehe⸗ 
gatte kann alle zur Feſtſtellung, Erhaltung oder Sicherſtellung der Teilungsmaſſe 

erforderlichen Maßregeln ſelbſtändig ohne Mitwirkung des andern Ehegatten ergreifen. Dazu 

gehört insbeſondere die Befugnis, einen Dritten, in deſſen Händen ſich Teilungsgut be⸗ 
findet, zur Ablieferun! des letzteren an die Geſamtheit der Berechtigten anzuhalten. Iſt 
der andere Ehegatte ſelbſt der Prozeßgegner (3. B. wenn die Frau den vom Manne während 
des Scheidungsverfahrens vorgenommenen Verkauf des gütergemeinſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes gegen den Mann und den Erwerber anficht und Rückgabe des Kaufgegenſtandes an 
ſie und ihren Mann verlangt), ſo verbietet ſich die Mitwirkung des andern Ehegatten von 
ſelbſt (RG 48, 269). Nach Scheidung der Ehe kann die Frau vom Manne Auskunft über 
den Beſtand des Geſamtguts zur Zeit der Rechtskraft des Scheidungsurteils verlangen 
(OLG 24, 13; vgl. auch OLG 30, 133; 34, 254). Der Mann iſt nicht berechtigt, mit der 
Auskunft zurückzuhalten ($ 273), weil ji) die Frau den Beſitz von Geſamtgutsſachen 
eigenmächtig angeeignet hat (OLG 34, 254). Die Beitreibung von fälligen Pachtzinſen 
iſt nicht ohne weiteres als eine zur Erhaltung des Geſamtguts notwendige Maßregel im 
Sinne des § 1472 anzuſehen (OLG 30, 49). Die Mitwirkung kann in der Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut beſtehen (SeuffA 75 Nr 31). Vgl. § 1489 A 7. 

6. Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut 88 743, 744 ZPO; Antrag auf Auf- 
gebot der Gläubiger eines zum Geſamtgute gehörigen Nachlaſſes $ 999 ZPO; Antrag auf 
Eröffnung des Konkurſes über einen zum Geſamtgute gehörigen Nachlaß § 218 KO. 


8 1473 


Was auf Grund eines zu dem Geſamtgute gehörenden Rechtes oder als 
Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem 
Geſamtgute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft er⸗ 
worben wird, das ſich auf das Geſamtgut bezieht, wird Geſamtgut!). 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zum 
Geſamtgute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn 
er von der Zugehörigkeit Kenntnis?) erlangt; die Vorſchriften der SS 406 
bis 408 finden entſprechende Anwendung?). 

E I 1373 Abſ 2 II 1372; M 4 405; P 4 279; 6 282, 326. 

1. Die Vorſchrift des § 1473 Abs 1 entſpricht dem § 1370. Vgl. die Erl zu 8 1370. 
Gleiche Vorſchriften $ 718 Abſ 2 (Geſellſchaftsvermögen), § 1524 Abf 1 (eingebrachtes 
Gut bei Errungenſchaftsgemeinſchaft), § 2041 (Erbſchaft), § 2111 Ab] 1 Satz 1 (Vorerbſchaft). 
Der von einem Ehegatten außerhalb der durch § 1473 Abſ 1 gezogenen Grenzen gemachte 
Erwerb verbleibt ihm allein (§ 1472 A 2). — Gehört zum Geſamtgut eine verzinsliche For⸗ 
derung, ſo werden die Zinſen Geſamtgut. Die Anſicht, daß jedem Teil die Hälfte der Zinſen 
gebühre, iſt nicht richtig (RG Gruch 49, 955). Ein Klavier, das der Mann während der Ehe 
auf Abzahlung unter Eigentumsvorbehalt gekauft und erſt nach Auflöſung der Ehe völlig 
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bezahlt hat, fällt in das Geſamtgut. Die Zahlungen kommen als Tatſachen, die den Eintritt 
der Bedingung des Eigentumsübergangs herbeiführten, in Betracht. Der Eigentumsüber⸗ 
gang ſelbſt hatte ſeine rechtliche Grundlage in dem dinglichen Vertrag über die Eigentums⸗ 
übertragung, und das aus ihm erwachſene Recht gehörte zum Geſamtgute. Das Klavier iſt 
daher auf Grund eines zu dem Geſamtgute gehörenden Rechtes erworben und deswegen nach 
§ 1473 ſelbſt Geſamtgut geworden (RG SW 1925, 3539). 

2. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

3. Gleiche Vorſchriften § 720 (Geſellſchaftsanſpruch), 8 1524 Abſ 2 (Forderung des ein- 
gebrachten Gutes bei Errungenſchaftsgemeinſchaft), 8 2019 Abſ 2, § 2041 Satz 2 (Erbſchafts⸗ 
anſpruch), $ 2111 Abſ 1 Satz 2 (Anſpruch der Vorerbſchaft). 


8 1474 


1) Die Auseinanderſetzung?) erfolgt, ſoweit nicht eine andere Verein⸗ 
barung“) getroffen wird, nach den SS 1475 bis 1481. 
E I 1376 II 1369 Satz 2; M 4 410; P 4 244, 282. 


1. Die Vorſchrift des § 1474 entſpricht dem § 731 Satz 1 (Geſellſchaft). 

2. Jeder Ehegatte hat einen klagbaren Anſpruch auf Auseinanderſetzung (8 1471 A 2). 

3. Eine Vereinbarung, die nur die nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft ab⸗ 
weichend von den geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmende Auseinanderſetzung betrifft, iſt 
kein Ehevertrag ($ 1432 A 3) und bedarf nicht der im § 1434 vorgeſchriebenen Form. Die 
Vereinbarung darf ſelbſtverſtändlich Rechte Dritter (3. B. § 1480) nicht beeinträchtigen. 
Für die Auseinanderſetzung in Anſehung des Geſamtguts nach Beendigung der ehelichen all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft iſt in erſter Linie eine von den Ehegatten getroffene Verein⸗ 
barung maßgebend (RG Warn 1922 Nr 55). Ein Vergleich, durch den ſich die Frau dem 
Manne gegenüber verpflichtet, ihm das Alleineigentum an dem von ihm in die Gütergemein⸗ 
ſchaft eingebrachten Anweſen zu übertragen, bedarf der im $ 313 vorgeſchriebenen Form 
und iſt, wenn es an dieſer mangelt, gemäß § 125 nichtig. Die Nichtigkeit ergreift auch den 
in einem ſolchen Vergleich enthaltenen Verzicht der Frau auf ihr Recht, gegen die Übernahme 
des Anweſens durch den Mann vor Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten zu wider⸗ 
ſprechen (RG Warn 1922 Nr 55). 


8 1475 


Aus dem Geſamtgute ſind zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten!) 
zu berichtigen?). Iſt eine Geſamtgutsverbindlichkeit noch nicht fällig oder 
iſt ſie ſtreitigs), jo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurürfzubehalten?). 

Fällt eine Geſamtgutsverbindlichteit im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander einem der Ehegatten allein zur Laſts), jo kann diejer‘) die Be⸗ 
richtigung aus dem Geſamtgute nicht verlangen“). 

Zur Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten iſt das Geſamtgut, 
ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzens) e). 

E I 1377 Abſ 1, 1378 Abſ 1 II 1373; M 4 410 ff.; P 4 283 ff.; 6 282, 


1. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit 8 1459 A 5. Ob das Geſamtgut einem 
Dritten oder einem Ehegatten verbindlich iſt, macht keinen Unterſchied. Zu den Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten gehören alſo auch die Erſatzanſprüche eines Ehegatten an das Geſamt⸗ 
gut, § 1466 Abſ 2, § 1467 Ab] 2 (Erſatzanſprüche des Mannes), § 1456 Satz 2, § 1466 Abi 1 
(Erſazanſprüche der Frau). Iſt der erſatzberechtigte Ehegatte dem Geſamtgute zugleich 
erſatpflichtig, ſo kann er aufrechnen, falls die Vorausſetzungen der 88 387ff. vorliegen. 

2. Berichtigung kann durch Erfüllung (88 362 ff.), Hinterlegung (88 272ff.) oder Auf⸗ 
rechnung (83 387 ff.) erfolgen. Jeder Ehegatte hat ein Recht auf Vornahme der Berichtigung. 

3. Str tig iſt eine Verbindlichkeit, wenn über ihre Rechtsbeſtändigkeit, Höhe, Fällig⸗ 
keit oder Berichtigungsweiſe Streit herrſcht, ſei es unter den Ehegatten, ſei es zwiſchen dieſen 
einerſeits und dem Glaubiger anderſeits. 

5 4. 8 1475 Abf 1 entſpricht dem § 733 Abſ 1 (Geſellſchaftsvermögen). Zurückbehalten 
wird das Erforderliche, indem es fernerhin in der gemeinſchaftlichen Verwaltung behalten 
wird. Das Recht hierauf ſchließt das Recht auf Hinterlegung oder Sicherheitsleiſtung (un⸗ 
heſchadet der Erwirkung hierauf gerichteter einſtweiliger Verfügungen) aus und ſteht jedem 
Ehegatten gegenüber dem andern Ehegatten, nicht aber dem Gläubiger gegenüber dem Ehe 
gatten zu. Dem Gläubiger gegenüber ſind die Ehegatten zur Hinterlegung befugt, wenn 
die Vorausſetzungen des § 372 vorliegen. 
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5. Dies find die in den 88 1463—1465 bezeichneten Geſamtgutsverbindlichkeiten. 

6. Wohl aber kann der andere Ehegatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit nicht zur 
Laſt fällt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangen. Daran muß ihm liegen, weil 
er, falls die Berichtigung unterbleibt, dem Gläubiger nach $ 1480 mit den ihm zugeteilten 
Gegenſtänden haften würde. Erfolgt die Berichtigung aus dem Geſamtgute, ſo wird der Ehe⸗ 
gatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit zur Laſt fällt, dem Geſamtgut erſatzpflichtig und 
muß ſich das Geleiſtete auf feinen Teil anrechnen laſſen oder bleibt, ſoweit Erſatzleiſtung nicht 
durch Anrechnung erfolgt, dem andern Ehegatten verpflichtet (§ 1476 Abſ 2). 

7. Die Vorſchrift des § 1475 Abſ 2 iſt eine Folge davon, daß es ſich nur um Regelung 
des inneren Verhältniſſes der Ehegatten zueinander handelt. Bei unzureichender Maſſe 
kann dies freilich zu einer Bevorzugung derjenigen Gläubiger führen, die auch im Verhält⸗ 
niſſe der Ehegatten zueinander Geſamtgutsgläubiger find (M 4, 412). f 

8. Umſetzung in Geld. § 1475 Abf 3 entſpricht dem § 733 Ab] 3 (Geſellſchaftsvermögen) 
und dem $ 2046 Abſ 3 (Nachlaß). Bei Erſatzanſprüchen eines Ehegatten an das Geſamtgut 
(oben A 1) kann der erſatzberechtigte Ehegatte, falls der erſatzpflichtige Ehegatte den zu er- 
ſetzenden Betrag nicht bar einzahlt, Umſetzung von Geſamtgut in Geld verlangen. Das Recht 
auf Umſetzung in Geld geht dem Rechte eines Ehegatten aus § 1477, einen Gegenſtand 
gegen Werterſatz zu übernehmen, vor. Die Umſetzung erfolgt nach Maßgabe der §d 753, 754. 

9. Bei Unzulänglichkeit des Geſamtguts kann jeder Ehegatte zwar nicht konkursmäßige 
(M 4, 412; Prot 4, 285), aber doch verhältnismäßige Befriedigung der Gläubiger verlangen, 
und kein Ehegatte macht ſich nach § 1480 haftbar, wenn die vollſtreckbaren Forderungen 
zuerſt und die übrigen nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung berichtigt werden (Planck A 5). 


8 1476 


Der nach der Berichtigung!) der Geſamtgutsverbindlichkeiten?) ver⸗ 
bleibende überſchußs) gebührt den Ehegatten zu gleichen Teilen“). 

Was einer der Ehegatten zu dem Geſamtgute zu erſetzen verpflichtet ift?), 
muß er ſich auf ſeinen Teil anrechnen laſſens). Soweit die Erſatzleiſtung 
nicht durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem anderen Ehegatten verpflichtet“). 

E I 1377 Abſ 3—4 II 1374; M 4 413; P 4 282. 


1. Berichtigung § 1475 A 2. 2. Geſamtgutsverbindlichkeiten 8 1475 A 1. 

3. Dieſer Überſchuß bildet die Teilungsmaſſe. Ihr iſt jedoch hinzuzurechnen das, was 
der Mann zu dem Geſamtgute nach $ 1456 Satz 2, $ 1466 Ab 1 zu erſetzen hat, ferner das, 
was aus dem Geſamtgute zur Tilgung einer Geſamtgutsverbindlichkeit aufgewendet worden 
iſt, die im Verhältniſſe der Ehegatten nicht dem Geſamtgute zur Laſt fällt (58 14631465; 
vgl. § 1475 A 6; MA, 413). Beiſpiel: Der Überſchuß beträgt 1000 Mark. Der Mann hat 
400 Mark zu erſetzen. Dann ift Teilungsmaſſe 1000 + 400 = 1400 Mark. Davon erhält der 
Mann 700 — 400 = 300 Mark, die Frau 700 Mark. 

4. § 1476 Abſ 1 entſpricht dem § 742 (Gemeinſchaft nach Bruchteilen). Ausnahme 
$ 1478. Darauf, was jeder Ehegatte in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während 
derſelben erworben hat, kommt es nicht an. 

5. Infolge der Anrechnung wird ein entſprechender Teil des Geſamtguts zur Be⸗ 
friedigung des andern Ehegatten frei. Anderſeits muß ſich der erſatzpflichtige Ehegatte die 
Anrechnung nicht nur gefallen laſſen, ſondern er kann ſie auch erwarten und, inſoweit darin 
der erſatzberechtigte Ehegatte Deckung findet, Erfüllung vor der Teilung verweigern. 

6. Der andere Ehegatte hat dann einen perſönlichen Anſpruch und ſteht mit den übrigen 
Gläubigern des erſahpflichtigen Ehegatten, die nicht Geſamtgutsgläubiger find, auf gleicher 
Stufe. Hieraus folgt, daß die Erſatzverbindlichkeit nicht eine bloße, auf die dem Erſatz⸗ 
pflichtigen zugeteilten Gegenſtände beſchränkte Ausgleichungspflicht (wie z. B. die der 
5 5 als Miterben, SS 2050, 2055, 2056), ſondern eine gewöhnliche Erſatzverbind⸗ 
ichkeit iſt. 


8 1477 


Die Teilung des überſchuſſes erfolgt nach den Vorſchriften über die 
Gemeinſchaft!). 

Jeder Ehegatte kann gegen Erſatz des Wertes?) die ausſchließlich zu 
ſeinem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, 
Schmuckſachen und Arbeitsgeräte), ſowie diejenigen Gegenſtände über⸗ 
nehmen“), welche er in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während der 
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Gütergemeinſchaft durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Rückſicht 
auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausſtattung erwor⸗ 
ben hats). 

E 1 1378 Abſ 2 II 1375; M 4 414; P 4 285; 5 185. 

1. Vorſchriften über die Aufhebung der Gemeinſchaft SS 752—757, mit Ausnahme von 
8 755, an deſſen Stelle § 1475 tritt. Danach erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft grund- 
ſätzlich durch Teilung in Natur und nur, wenn ſolche gemäß § 752 ausgeſchloſſen iſt, 
durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und Teilung des Erlöſes (8 753). Eine 
gemeinſchaftliche Forderung iſt einzuziehen und nur, wenn die Einziehung nicht möglich, 
zu verkaufen (§ 754). Der Grundſatz des § 756 iſt hinſichtlich der Erſatzverbindlichkeiten eines 
Ehegatten gegenüber dem Geſamtgut im § 1476 Abſ 2 anerkannt. Nach 8 757 regelt ſich die 
gegenſeitige Gewährleiſtung. Die Beteiligten können eine andere Art der Teilung ver⸗ 
einbaren, z. B. ſtatt des Verkaufs die Übernahme eines gemeinſchaftlichen Gegenſtandes zum 
Schätzungswerte. Vgl. § 1474 A 3. l 

2. Der Wert, den der Gegenſtand zur Zeit der Übernahme hat, iſt maßgebend. — Über⸗ 
einſtimmend Seuffl 77 Nr 3. — Der Ehegatte, der bei der Auseinanderſetzung über 
das Geſamtgut der Gütergemeinſchaft oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft Gegenſtände des 
Geſamtguts bzw. das Geſamtgut gegen Erſatz des Wertes nach Maßgabe des Geſetzes über⸗ 
nehmen will, kann nicht vom Amtsgerichte die Ernennung von Sachverſtändigen zwecks Feſt⸗ 
ſtellung des Wertes verlangen. § 164 F iſt nicht anwendbar. Die Feſtſtellung des 
Wertes kann nur im Rechtsſtreite geſchehen, unbeſchadet des Rechtes der Beteiligten, die 
Auseinanderſetzung nach 98 86—99 FG zu beantragen (BayObLG in JFG 1 Nr 5). 

f 3. Ausschließlich zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sachen. Vgl. Erläuterung zu 
8 1362, 1366. 

4. Das Übernahmerecht ſteht jedem Ehegatten ſelbſtändig zu und gelangt erſt bei der 
Teilung zur Ausübung. Es muß zurückſtehen, wenn der Übernahmegegenſtand vom Gefamt- 
gut einem Dritten geſchuldet wird oder ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten erforderlich ift (§ 1475 A 8). Letzteres iſt nicht der Fall, wenn die Be⸗ 
richtigung durch Verſilberung anderer Gegenſtände als der zu übernehmenden ermöglicht 
werden kann. Das Übernahmerecht geht auf die Rechtsnachfolger, insbeſondere die Erben 
des Berechtigten über. Anders das Übernahmerecht des überlebenden Ehegatten bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft. Vgl. $ 1502 Abf 1. — Vor Feſtſtellung der Höhe der Gefamt- 
gutsverbindlichkeiten und vor der weiteren Feſtſtellung, daß zu deren Tilgung die Umſetzung 
der vom Manne in die Ehe eingebrachten Grundſtücke in Geld nicht erforderlich iſt, ift der 
Mann nicht befugt, die Herausgabe der Grundſtücke an ihn gegen Werterſatz zu verlangen 
und der auf Antrag der Frau zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft beantragten Zwangs⸗ 
verſteigerung der Grundſtücke zu widerſprechen (RG 73, 41). Nicht zu beanſtanden iſt die 
Annahme, das Übernahmerecht des $ 1477 Abſ 2 ſtehe den Erben eines verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten zu (M 4, 415 Abſ 2; Prot 4, 285), ferner, es habe das Übernahmerecht nicht dem 
Rechte des andern Ehegatten, die Verſteigerung leines Nachlaßgrundſtücks) zu betreiben, 
nachzuſtehen (RG 2. 11. 11 IV 59/11). Das Übernahmerecht aus $ 1477 Abſ 2 ſteht dem 
Überlebenden auch gegen die Erben des vorverſtorbenen Eheteils, wie umgekehrt den letzteren 
gegen den überlebenden Ehegatten zu und kann ſchon vor dem Abſchluß der Teilung ausgeübt 
werden (NG in DIZ 1924, 141). Das Übernahmerecht des Ehegatten aus § 1477 Abſ 2 
iſt kein höchſtperſönliches Recht, kann vererbt und veräußert, auch durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ausgeübt werden. Die Ausübung des Übernahmerechts iſt zuläſſig, ſobald feft- 
ſteht, daß der nach Ausſcheidung der zu übernehmenden Gegenſtände verbleibende Teil des 
Geſamtguts zur Berichtigung aller Geſamtgutsverbindlichkeiten ausreicht. Trifft letzteres 
zu, ſo it der andere Teilhaber nicht berechtigt, die Verſteigerung gerade der Übernahme 
gegenſtände zu verlangen. Inſoweit geht vielmehr das Abernag recht dem Verſteige⸗ 
rungsrechte vor. Eine Vorſchrift, daß das Übernahmerecht erſt bei dem Abſchluſſe der 
Teilung ausgeübt werden könnte, beſteht nicht (RG 85, 1). Der Ehegatte kann das Über⸗ 
nahmerecht erſt bei der Teilung geltend machen, und zwar erſt dann, wenn ſich herausgeſtellt 
hat, daß eine Veräußerung der dem Übernahmerecht unterliegenden Gegenſtände zur Tilgung 
der Geſamtgutsverbindlichkeiten nicht nötig iſt (R 26. 3. 25 IV 545/24). Durch Verein⸗ 
barung der Ehegatten (vgl. § 1474 A 3) kann auch das Recht eines Ehegatten zur Übernahme der 
von ihm in die Guütergemeinſchaft eingebrachten Sachen von den beengenden geſetzlichen 
Vorausſetzungen der 58 1475, 1477, wonach namentlich zuvor die Geſamtgutsverbindlich⸗ 
keiten berichtigt ſein müſſen und das Übernahmerecht erſt bei der Teilung des Überſchuſſes 
eintritt, befreit werden (RG Warn 1922 Nr 55). 

5. Grundbuchverkehr 89 37, 38, 39 GBO. Ergibt die das Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke betreffende Grundbucheintragung, daß eine Witwe mit ihren Abkömmlingen in fort 
geſetzter Gütergemeinſchaft Eigentümer iſt, fo kann nach dem Tode der Witwe das Grund⸗ 
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ſtück nicht ohne weiteres auf einen durch Erbſchein als Alleinerben der Witwe ausgewieſenen 
Abkömmling umgeſchrieben werden; vielmehr bedarf es zunächſt der Löſung des geſamt⸗ 
händeriſchen Verhältniſſes durch Auseinanderſetzung zwiſchen dem Erben und den übrigen 
Abkömmlingen (Bay Obs in JFG 3 Nr 73). 


8 1478 


I) Sind die Ehegatten geſchieden?) und iſt einer von ihnen allein für 
ſchuldig erklärt?), jo kann der andere verlangen“), daß jedem von ihnen 
der Werts) desjenigen zurückerſtattet wird, was er in die Gütergemein⸗ 
ſchaft eingebracht hat; reicht der Wert des Geſamtguts zur Rütkerſtattung 
nicht aus, jo hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu tragen?). 

Als eingebracht iſt anzuſehen, was eingebrachtes Gut geweſen ſein würde, 
wenn Errungenſchaftsgemeinſchaft beſtanden hätte“). Der Wert des Ein⸗ 
gebrachten beſtimmt ſich nach der Zeit der Einbringung. 

Das im Abſ ! beſtimmte Recht ſteht auch dem Ehegatten zu, deſſen Ehe 
wegen ſeiner Geiſteskrankheit geſchieden worden iſts). 

€ II 1976; M 4 610 ff. P 4 43s ff. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der erſt bei der zweiten Leſung geſchaffene § 1478 will den 
Härten begegnen, die nach dem Standpunkte des erſten Entwurfs, der eine ſolche Beſtimmung 
nicht kannte, für den unſchuldigen Ehegatten namentlich dann zu befürchten ſeien, wenn er 
der reichere geweſen ſei. Dieſer ſei gezwungen, emweder auf die Hälfte ſeines Vermögens 
zu verzichten oder die Scheidungsklage zu unterlaſſen. Es ſolle verhindert werden, daß der 
ſchuldige Ehegatte, der das Scheidungsrecht zum Zwecke der Erlangung der Scheidung auf 
Grund eigener Verfehlung, z. B. durch Begehung eines Ehebruchs, mißbrauche, aus ſeiner 
Schuld Gewinn ziehe (Prot 4, 440). Ahnliche Erwägungen treffen nicht zu, wenn die Ehe 
durch Tod aufgelöft oder die Gütergemeinſchaft durch Urteil (88 1468, 1469) aufgehoben iſt. 

2. Geſchieden ſind die Ehegatten mit dem Eintritte der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils (8 1564 A 4). Iſt vor dieſem Zeitpunkte die Gütergemeinſchaft durch Urteil aufgehoben 
(58 1468, 1469), fo dürfte dieſer Umſtand dem Wahlrechte des unſchuldigen Ehegatten aus 
$ 1478 billigerweiſe nur dann im Wege ſtehen, wenn eine anderweite Auseinanderſetzung 
bereits ſtattgefunden hat. Dem Scheidungsurteil ſteht das Urteil auf Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeiuſchaft gleich ($ 1586 A 2). — Der unſchuldige Ehegatte kann jedoch einen An⸗ 
ſpruch auf die Vergünstigung des § 1478 dann nicht machen, wenn bereits längere Zeit 
vor Anſtellung der Scheidungsklage der Güterſtand der Gütergemeinſchaft aufgehoben 
und durch einen andern kraft Geſetzes ($ 1470 Abſ 1 Satz 2) oder auf Grund Verein⸗ 
barung eintretenden Güterſtand erſetzt war. Bei einer die Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft regelnden Vereinbarung iſt es zuläſſig, für den Fall der ſpäteren Scheidung aus 
alleinigem Verſchulden des andern Ehegatten das Wahlrecht des § 1478 vorzubehalten 
(G SeuffA 74 Nr 89). Vgl. dazu OLG 38, 249. Stirbt vor der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils der Ehegatte, dem bei Rechtskraft des Urteils das Wahlrecht aus 8 1478 
zuſtehen würde, ſo können ſeine Erben das Wahlrecht nicht geltend machen. 0 

3. Schuldigerklärung § 1574. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo iſt die 
Auseinanderſetzung wie gewöhnlich (SS 1475— 1477, 1479—1481) zu bewirken. 

4. Anſpruch des unſchuldigen Teiles. Selbſtverſtändlich kann der unſchuldige Ehegatte 
unter Abſtandn hme von der ihm durch § 1478 erteilten Befugnis auch die gewöhnliche 
Art der Auseinanderſetzung begehren. Eine dem $ 1347 Ubi 2 entſprechende Vorſchrift 
(Friſtſatzung) iſt nicht erteilt. — § 1478 Stellt ſich ebenſo wie 8 1477 Abſ 2 nicht als eine von 
der fonftigen Regelung der Auseinanderſetzung unabhängige Sonderbeſtimmung dar, die unter 
allen Umſtänden dem ſchuldloſen Ehegatten hinſichtlich ſeines eingebrachten Gutes einen An⸗ 
ſpruch auf Werterſtattung zuerkennt, ſondern ſie fügt ſich in die Auseinanderſetzungsvorſchriflen 
der Ss 1474 ff. vollkommen ein (RG 73, 41). Der Anſpruch aus § 1478 ſatzt daher voraus, 
daß die Geſamtgutsverbindlichkeiten gemäß § 1475 berichtigt end. Bis zur Beendigung der 
Auseinanderfigung kann der ſchuldloſe Ehegatte wählen, ob er Rückerſtattung aus 8 1478 
(wobei die Zeit der Einbringung den Wert beſtimmt) oder das Übernahmerecht aus 8 1477 
427055 1 die Zeit der Übernahme den Wert beſtimmt) geltend machen will (Seuffa 

* 5 

5. Recht auf Werterſtattung. Das Geſetz will es vermeiden, daß das Geſamtgut wieder 
in feine urſprünglichen Beftandieile zerfällt. Daher kann nicht Rückgabe in Natur, ſondern 
Erſtattung des Wertes verlangt werden, und zwar des Wertes, den das Eingebrachte zur Zeit 
der Einbringung gehabt hat. Dadurch wird eine Vereinbarung über die Übernahme in 


Allgemeine Gütergemeinſchaft §§ 1477—1479 195 


Natur nicht ausgeſchloſſen. Das Recht auf Werterſtattung ſchließt Teilung des Überſchuſſes 
zu gleichen Teilen (3 1476 Abj 1) aus und bezieht ſich nur auf den nach Berichtigung der 
Geſamtgutsverbindlichkeiten verbleibenden Überſchuß. — Das Verlangen der Frau, das von 
ihr eingebrachte Anweſen unter Löſchung des für den Mann eingetragenen Miteigentums 
wieder zu alleinigem Eigentum zu übernehmen und dem Manne ſein Eheeinbringen von 
7000 Mark wieder zurückzugewähren, verſtößt gegen den § 1478, der gerade vermeiden will, 
daß das Geſamtgut wieder in feine urſprünglichen Beftandteile zerfällt (SeuffA 77 Nr 3). 
Vgl. ferner Ehrenzweig „Die Wirkungen der Geldentwertung im Falle der Nuseinanderf ung 
nach § 1478" in LZ 1921, 332, der — abgeſehen von der Teilung des wirklichen Zuwachſes — 
nur die Auseinanderſetzung nach dem Wertverhältniſſe des Eingebrachten des Mannes zum 
Eingebrachten der Frau als gerecht gelten läßt und eine Verhältnisrechnung empfiehlt. 

6. Fehlbetragsteilung. Beilpiel: Das Geſamtgut beträgt 20000 Mark. Davon ab die 
Geſamtgutsverbindlichkeiten (mit Einſchluß der Erſatzanſprüche § 1475 A 1) mit 2000 Mark, 
bleibt Überſchuß 18000 Mark. Der Mann hat 5000 Mark, die Frau 25000 Mark eingebracht, 
zuſammen 30000 Mark. Zur Deckung der 30000 Mark reicht der Überſchuß von 18000 Mark 
nicht aus. Ungedeckt bleiben 12000 Mark, von welchem Fehlbetrage der Mann 6000 Mark und 
die Frau 6000 Mark tragen müſſen. Rechnung des Mannes: + 5000 — 6000 = — 1000 Mark. 
Er erhält nichts, verliert 5000 Mark, braucht aber auch der Frau nichts zu erſtatten. Rechnung 
der Frau: + 25000 — 6000 = 19000 Mark. Sie erhält den ganzen Überſchuß von 18000 Mark, 
verliert 7000 Mark und hat wegen der fehlenden 7000 Mark keinen Anſpruch auf Erſtattung 
gegen den Mann. Iſt der Überſchuß fo groß, daß nach Deckung des beiderſeitigen Eingebrachten 
ein Mehrbetrag verbleibt, ſo gebührt dieſer den Ehegatten zu gleichen Teilen. 

7. Eingebrachtes Gut nach den Grundſätzen der Errungenſchaftsgemeinſchaft 88 1520 
bis 1523. Die im § 1522 erwähnten Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden können, find nach § 1489 vom Geſamtgut ausgeſchloſſen, alſo Sondergut und fallen 
nicht unter § 1478 Abſ 2. Die Vorſchrift des § 1524 (Erſatz) kann nicht in Betracht kommen, 
11 00 nach 8 1478 Abſ 2 Satz 2 der Wert des Eingebrachten ſich nach der Zeit der Einbringung 

eſtimmt. 

8. Scheidung wegen Geiſteskrankheit $ 1569. Über Grund und Zweck des $ 1478 Abſ 3 
und des § 1583 vgl. § 1588 A 1. 


8 1479 


1) Wird die Gütergemeinſchaft auf Grund des S 1468 oder des S 1469 
durch Urteil aufgehoben?), ſo kann der Ehegatte, welcher das Urteil erwirkt 
hat, verlangen?), daß die Auseinanderſetzung jo erfolgt, wie wenn der 
Anſpruch auf Auseinanderſetzung mit der Erhebung der Klage auf Auf⸗ 
hebung der Gütergemeinſchaft rechtshängig geworden wäre“). 

E 1 1379 II 1377; M 4 415; P 4 286, 437. 


1. Der § 1479 beruht auf ähnlichen Erwägungen wie der $ 1422. Die Auseinander⸗ 
ſetzung würde grundſätzlich (8 1470 Abſ 1, 8 1471 Abſ 1) nach dem Zuſtande des Geſamtguts 
zur Zeit der Rechtskraft des die Aufhebung der Gütergemeinſchaft beſtimmenden Urteils 
erfolgen. Der Ehegatte, der das Urteil erwirkt, ſoll vor den Nachteilen geſchützt werden, 
die infolge Verzögerung der Auseinanderſetzung durch den Rechtsſtreit entſtehen. Daher 
iſt ihm das im § 1479 beſtimmte Wahlrecht eingeräumt. Das Verhältnis der Ehegatten zu 
Dritten wird dadurch nicht berührt. 

2. Wird die Gütergemeinſchaft infolge Eheſcheidung, Auflöſung der Ehe durch Tod 
oder aus andern Gründen beendigt, ſo iſt § 1479 nicht anwendbar. Der Ehegatte verliert 
aber das Wahlrecht aus § 1479 dann nicht, wenn die auf Grund des $ 1468 oder des $ 1469 
erhobene Klage begründet iſt, ſich jedoch in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe und 
Güterſtand aus andern Gründen (3. B. Eheſcheidung) aufhören ($ 1422 A 1). Vgl. auch 
$ 1502 A 4 (Übernahmerecht). 

3. Der Ehegatte kann wählen, ob die Zeit der Rechtshängigkeit der Klage (88 263, 
281 ZPO) oder die Zeit der Rechtskraft des eis maßgebend ſein foll. Hierin liegt eine 
Abweichung vom § 1422, der den erſteren Zeitpunkt ſchlechthin für maßgebend erklärt. Das 
Wahlrecht kann bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung ausgeübt werden. Der Berechtigte 
kann nach Entſtehung des Wahlrechts auf deſſen Ausübung verzichten. Der Verzicht bedarf 
keiner Form. 

4. Wirkungen. Verlangt der Ehegatte die Auseinanderſetzung nach 8 1479, fo iſt es jo 
anzusehen, als hätte die Gütergemeinſchaft ſchon im Zeitpunkte der Rechtshängigkeit 
der Klage ihr Ende erreicht. Der Mann haftet nicht mehr nach $ 1456, ſondern nach § 1359. 
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Der von einem Ehegatten gemachte Erwerb fällt, abgeſehen von den Fällen des § 1473 Abſ 1, 
nicht mehr in das Geſamtgut. Die Herausgabepflicht des andern Ehegatten beſtimmt ſich nach 
$ 292. Vgl. § 1422 A 3. 


8 1480 


) Wird eine Geſamtgutsverbindlichkeit?) nicht vor der Teilung?) des 
Geſamtguts berichtigt), jo haftet dem Gläubiger auch der Ehegatte per⸗ 
ſönlich als Gejamtjchuldner?), für den zur Zeit der Teilung eine ſolche Haf⸗ 
tung nicht bejteht®). Seine Haftung beſchränkt ſich auf die ihm zugeteilten 
Gegenjtände”); die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften der 
SS 1990, 1991 finden entſprechende Anwendung?). 

E II 1378; M 4 417; P 4 286 ff.; 5 136, 828. 


1. Die Auseinanderſetzung der Eheleute (bzw. ihrer Erben) erfolgt in der Weiſe, daß 
aus dem Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten zu berichtigen ſind (8 1475 
Abſ 1 Satz 1). Wird dieſer Regel zuwider das Geſamtgut ohne Berichtigung von Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten geteilt, ſo fragt es ſich, ob und wie die Ehegatten den Geſamtguts⸗ 
gläubigern bzw. die Ehegatten untereinander haften. Dieſe Fälle behandeln die 88 1480, 
1481. Der $ 1480 beſtimmt die Haftung der Ehegatten gegenüber den Gläubigern und 
der § 1481 die Haftung der Ehegatten gegeneinander. 

2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit SS 1459 A 5, S 1475 A 1. 

3. Wann die Teilung des Geſamtgurs als erfolgt anzuſehen iſt, richtet ſich nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles. Solange und ſoweit noch ungeteiltes Geſamtgut vorhanden 
iſt, tritt die perſönliche Haftung nicht ein. Sie tritt ein, ſoweit die Geſamtgutsforderung 
in dem ungeteilten Reſte des Geſamtguts keine Deckung hat. Behalten ſich die Ehegatten 
bei der Teilung des Geſamtguts einzelne Gegenſtände zum Miteigentum vor, ſo hindert 
dies nicht den Eintritt der perſönlichen Haftung. Vgl. auch die Erl zu 88 2059, 2060 
(Teilung des Nachlaſſes). Den Beweis der Teilung hat der Gläubiger zu führen. — Eine 
Teilung im Sinne des § 1480 iſt in jeder Auseinanderſetzung zu erblicken, durch die das 
Geſamtgut dieſer ſeiner Eigenſchaft entkleidet und Sondereigentum des einen oder andern 
Ehegatten wird (RG 75, 295; 89, 360). Als eine Teilung im Sinne des $ 1480 ift auch 
eine ſolche Auseinanderſetzung anzuſehen, bei der das Geſamtgut vollſtändig einem von 
ihnen zugewieſen wird. Sonſt würde die Beſtimmung des $ 1480 gerade in den Fällen 
verſagen, in denen die Geſamtgutsgläubiger — durch Übertragung des Geſamtguts auf 
den ihnen perſönlich nicht haftenden Ehegatten — am empfindlichſten geſchädigt würden 
(RG 75, 295). Wann die Teilung des Geſamtguts als erfolgt anzuſehen iſt, richet ſich 
weſentlich nach den Umſtänden des Einzelfalls. In der Regel wird die Auslaſſung von 
Vermögensgegenſtänden von nicht erheblichem Werte der Annahme einer Teilung nicht 
entgegenſtehen (RG 89, 360; RG JW 1917, 102%. 

4. Berichtigung § 1475 A 2. 

5. Geſamtſchuldneriſche Haftung 85 421—425. An Stelle des $ 426 kommt 8 1481 
(inneres Verhältnis) in Betracht. — Aus dieſer geſamtſchuldneriſchen Haftung ergibt ſich 
nicht ohne weiteres, daß das gegen einen der beiden Ehegatten ergangene Urteil auch gegen ⸗ 
über dem andern Ehegatten wirkſam und vollſtreckbar iſt (RG JW 04, 20112; 8 750 3PO). 
Hauseinrichtungsgegenſtände, die zum Geſamtgut gehörten und bei der Auseinanderſetzung 
der Frau zugeteilt wurden, können wegen einer Geſamtgutsverbindlichkeit aus einem nur 
gegen den Ehemann nach der Auseinanderſetzung erwirkten Schuldtitel trotz Haftung der 
Frau gemäß $ 1480 als Geſamtſchuldnerin nicht gepfändet werden. Dazu bedarf es eines 
Schuldtitels gegen die Frau (RG 68, 426). 

6. Fälle des Nichtbeſtehens der Haftung. Dem Gläubiger haftet (auch ohne die Be⸗ 
ſtimmung des 8 1480) jeder Ehegatte, in deſſen Perſon die Verbindlichkeit entſtanden iſt. Dies 
verſteht ſich von ſelbſt (§ 1459 A 1). Dem Gläubiger haftet der Mann ſchon nach § 1459 Abſ 2 
für eine in der Perſon der Frau entſtandene Verbindlichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt (88 14631465). Auf die vorbezeichneten Fälle 
bezieht ſich der $ 1480 nicht, dagegen auf folgende Fälle: Für eine in der Perſon des Mannes 
entſtandene Geſamtgutsverbindlichkeit beſtand für die Frau zur Zeit der Teilung keine Haftung. 
Sie haftet erſt nach 8 1480. Für eine in der Perſon der Frau entſtandene Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamtgute nicht zur Laſt fällt (SS 14631465), 
beſtand zwar während der Gütergemeinſchaft die perſönliche Haftung des Mannes ($ 1459 
Abſ 2 Satz 1), aber feine Haftung erloſch mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft ($ 1459 
Abſ 2 Satz 2). Er haftet nach $ 1480 von neuem. 

7. Der Ehegatte haftet nur mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden, nicht in Höhe des 
Wertes der Gegenſtände mit ſeinem ſonſtigen Vermögen. — Die Erben des Ehegatten haften, 
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wenn fie die Beſchränkung der Haftung geltend machen (SS 786, 780 ZPO), nicht mit 
dem ganzen Nachlaſſe, ſondern nur mit den dem Nachlaſſe zugeteilten Gegenſtänden. Eine 
von den Erben untereinander vorgenommene Unterverteilung ändert daran nichts (RG 79, 
345). Für den Ehegatten, der aus dem Geſamtgute nichts erhält, iſt eine Haftung überhaupt 
nicht begründet. Ihm gegenüber iſt daher eine entſprechende Anwendung der 88 1990, 
1991 BGV und der 88 780, 781, 785 ZPO ausgeſchloſſen. Es iſt dabei gleichgültig, ob der 
Ehegatte ſchenkungsweiſe auf einen Anteil am We verzichtet oder ob er in irgend⸗ 
einer Weile, nur nicht aus dem Geſamtgute, für deſſen Überlaſſung an den andern Ehegatten 
entſchädigt wird (RG 75, 295). Die Klage gegen den Ehegatten, der aus dem Geſamtgute 
nichts erhalten hat, iſt abzuweiſen (RG 89, 360). Darüber, daß ſich die Verurteilung zur 
Leiſtung unter Beſchränkung auf das Geſamtgut weſentlich unterſcheidet von der Ver⸗ 
urteilung zur bloßen Duldung der Vollſtreckung in das Geſamtgut und gaß das Leiſtungs⸗ 
urteil gegenüber dem Duldungsurteil ein Mehr bedeutet, vgl. ebenfalls RG 89, 360. 

8. Unzulänglichkeitseinrede. Der Ehegatte kann danach die Befriedigung eines Ge⸗ 
ſamtgutsgläubigers inſoweit verweigern, als die ihm zugeteilten Gegenſtände nicht aus⸗ 
reichen. Er muß dann aber dieſe Gegenſtände zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der Zwangsvollſtreckung herausgeben, d. h. die Zwangsvollſtreckung dulden (RG 
Gruch 48, 958), nötigenfalls ein Verzeichnis der Gegenſtände vorlegen, 88 1990, 260, 1480 
(RG Gruch 50, 382). Im übrigen vgl. die Erl zu §s 1990, 1991. Der Ehegatte kann 
die Beſchränkung feiner Haftung auf Grund des § 1480 gegen die Zwangsvollſtreckung 
nur einwenden, wenn ſie ihm im Urteile vorbehalten worden iſt (88 780, 781, 785, 786 ZPO). 
Die Anfechtung der Auseinanderſetzung auf Grund des $ 3 des AnfG v. 21. 7. 79 
(in der Faſſung v. 20. 5. 98) durch einen Geſamtgutsgläubiger zum Zwecke feiner Be- 
friedigung aus Ss früheren Geſamtgute wird durch § 1480 nicht ausgeſchloſſen (RG Gruch 
48, 958; 50, 382). 


8 1481 


2) unterbleibt bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung?) einer Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichteit?), die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Gejamtgut?) oder dem Mannes) zur Laſt fällt, jo hat der Mann dafür 
einzujtehen®), daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genom⸗ 
men wird. Die gleiche Verpflichtung hat die Frau dem Manne gegenüber, 
wenn die Berichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit unterbleibt, die im 
Verhältniſſe der Ehegatten zueinander der Frau zur Laſt fällt') ö). 

E I 1380 II 1379; M 4 415; P 4 291, 345. 


1. Der § 1481 regelt das Recht des Rückgriffs eines Ehegatten auf den andern. Die 
Vorſchrift bezieht ſich nur auf das innere Verhältnis der Ehegatten zueinander, wogegen 
$ 1480 das Verhältnis der Ehegatten nach außen regelt ($ 1480 A 1). 

2. Berichtigung § 1475 A 2. 

3. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit §8 1459 A 5, § 1475 A 1. 

4. Das Geſamtgut haftet grundſätzlich für alle Verbindlichkeiten des Mannes wie der 
Frau (8 1459 A 1). Grundſatz iſt ferner, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (8 1468 A 1). Sofern 
nicht Ausnahmefälle (88 14631465) vorliegen, hat alſo der Mann nach $ 1481 der Frau dafür 
einzuſtehen, daß ſie von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird, was geſchehen 
könnte, wenn die Verbindlichkeit in ihrer Perſon entſtanden wäre (8 1480 A 6). Dieſe Rück⸗ 
griffspflicht des Mannes rechtfertigt ſich dadurch, daß er das Geſamtgut ohne Verantwortlich⸗ 
keit gegenüber der Frau verwaltet hat ($ 1456) und ihm das Recht der Entſcheidung in ge⸗ 
meinſchaftlichen Angelegenheiten zuſteht (§ 1354), mithin die Einbuße vom Manne und nicht 
von der Frau zu tragen iſt (M 4, 416; Prot 4, 292). Der Beſtimmung liegen ähnliche Er⸗ 
wägungen zugrunde wie dem $ 1459 Abſ 2 Satz 1. Vgl. 8 1459 A 1; M 4, 367. Die Frau 
haftet für eine Geſamtgutsverbindlichkeit, die auch im Verhältniſſe der Ehegatten dem Gelamt- 
gute zur Laſt fällt, mit den ihr zugeteilten Geſamtgutsgegenſtänden (dem Manne gegenüber) 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit. Die Frau würde ſich auf Koſten des Mannes 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit ungerechtfertigt bereichern, wenn fie die ihr zu⸗ 
geteilten Gegenſtände ungeſchmälert behalten dürfte (Prot 4, 293). Inſoweit die Bereicherung 
reicht, tritt die Rückgriffspflicht des Mannes nicht ein. Beiſpiel: Die Geſamtgutsverbind 
lichkeit beträgt 500 Mark. Die Frau hat aus dem Geſamtgute 300 Mark erhalten. Bis zur 
Höhe von 250 Mark muß ſie zur Berichtigung der 500 Mark beitragen. Berichtigt ſie nur 
250 Mark, ſo hat der Mann ihr für nichts einzuſtehen. Berichtigt ſie 300 Mark, ſo hat der 
Mann ihr in Höhe von 50 Mark einzustehen. Berichtigt fie 500 Mark, fo hat der Mann ihr 
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in Höhe von 250 Mark einzuſtehen. Hat die Frau aus dem Geſamtgute nichts erhalten, aber 
die ganze Schuld von 500 Mark bezahlt, ſo hat ihr der Mann in Höhe von 500 Mark einzuſtehen. 

5. Wem die Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zur Laſt fällt, 
beſtimmt ſich nach den §§ 1463—1465. Wegen einer dem Manne zur Laſt fallenden Ver⸗ 
bindlichkeit konnte die Frau perſönlich vom Gläubiger in Anſpruch genommen werden, wenn 
die Verbindlichkeit auch in der Perſon der Frau entſtanden ift oder auf Grund des § 1480. 
Daß der Ehegatte, der eine im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem andern Ehe⸗ 
gatten zur Laſt fallende Geſamtgutsverbindlichkeit berichtigt, von dem andern Ehegatten 
Erſatz verlangen kann, folgt übrigens ſchon aus 88 1463—1465. 

6. Der Mann hat in der bezeichneten Weiſe einzuſtehen, iſt aber weder verpflichtet, 
die Frau von der perſönlichen Haftung ſofort zu befreien, noch, ihr Sicherheit zu leiſten 
(M 4, 416). 

§ 1482 


1) Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt und iſt ein 
gemeinſchaftlicher Abkömmling?) nicht vorhanden?), jo gehört der Anteil 
des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute zum Nachlaſſe e). Die Beerbung 
des Ehegatten erfolgt nach den allgemeinen Borjchriftend). 

E I 1382, 1383 Abſ 1 II 1380; M 4 419 ff.; P 4 294 ff. 


1. Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt, fo iſt zu unterſcheiden, 
ob ein gemeinſchaftlicher Abkömmling vorhanden iſt (beerbte Ehe) oder nicht vorhanden iſt 
(unbeerbte Ehe). Im erſteren Falle tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ($ 1483) ein, im 
lebteren nicht. Den Fall der unbeerbten Ehe behandelt der $ 1482. Für dieſen Fall gelten 
neben § 1482 auch die Beſtimmungen in 8s 1471—1481. Vgl. $ 1472 A 1. Beſondere Be⸗ 
ſtimmungen find über die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft in 88 1483—1518 gegeben. 

2. Ein gemeinſchaftlicher Abkömmling iſt nicht nur diejenige Perſon, die von dem 
Ehepaar abſtammt (Kind, Enkel, $ 1589), ſondern auch diejenige Perſon, die, ohne von dem 
Ehepaar abzuſtammen (im Sinne des $ 1589), doch die rechtliche Stellung eines gemein. 
ſchaftlichen Abkömmlings gegenüber beiden Ehegatten einnimmt (M 4, 423), z. B. das durch 
nachfolgende Ehe legitimierte Kind ($ 1719), das von einem Ehepaare gemeinſchaftlich an⸗ 
genommene Kind ($ 1757) und unter Umſtänden das Kind aus einer nichtigen Ehe ($ 1699). 
Gemeinſchaftliche Abkömmlinge ſind dagegen z. B. nicht das aus einer früheren Ehe ſtammende 
Kind eines Ehegatten, das uneheliche Kind der Frau und das für ehelich erklärte Kind des 
Mannes ($ 1723). Ein Abkömmling, der zur Zeit des Todes des Ehemanns noch nicht lebte, 
aber bereits erzeugt war, gilt als vor jenem Zeitpunkte geboren ($ 1923 Abſ 2). 

3. Es kommt darauf an, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des Todes 
des Ehegatten nicht vorhanden iſt. Dem Falle der unbeerbten Ehe ſtehen die Fälle des § 1484 
Abſ 3 (Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch den überlebenden Ehegatten), 
$$ 1508, 1509, 1510 (Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
oder letztwillige Verfügung), $ 1506 (Unwürdigkeit eines Abkömmlings), § 1511 (Ausſchließung 
eines Abkömmlings) und § 1517 (Verzicht eines Abkömmlings) gleich. f 

4. Der Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten umfaßt bei unbeerbter Ehe nicht nur deſſen 
Vorbehaltsgut und Sondergut, ſondern auch deſſen Anteil am Geſamtgute. Hinſichtlich des 
Geſamtguts haben ſich die Erben des verſtorbenen Ehegatten mit dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten nach den Beſtimmungen der $$ 1471—1481 auseinanderzuſetzen. Im Falle der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute 
nicht zu deſſen Nachlaß ($ 1483). — Keinesfalls folgt aus 88 1471, 1442 Uhl 1, daß ein 
Miterbe über feinen Nachlaßanteil dann nicht verfügen kann, wenn zum Nachlaß nach $ 1482 
Sn e ede gehört. In ſolchem Falle kann nur das Umgekehrte gelten (OLG 

408). 

5. Für die Beerbung des verſtorbenen Ehegatten ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder 
geſetzliche Erbfolge maßgebend. Der überlebende Ehegatte iſt erb⸗ und pflichtteilsberechtigt, 
wie im gewöhnlichen Falle. Das Geſetz hat es für den Fall der unbeerbten Ehe abgelehnt, 
dem überlebenden Ehegatten beſondere Rechte (Alleinerbrecht, Nießbrauch) einzuräumen 
(Prot 4, 298). 

Ss 1483 


) Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemeinſchaftliche Abkömmlinge?) 
vorhanden, ſo wird zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlingen, die im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen jind®), die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt?). Der Anteil des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute gehört in dieſem Falle nicht zum Nach⸗ 
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laſſes); im übrigen erfolgt die Beerbung des Ehegatten nach den allgemeinen 
Vorſchriften“). 

Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere Abkömmlinge 
vorhanden, ſo beſtimmen ſich ihr Erbrecht und ihre Erbteile ſo, wie wenn 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten wäre“). 

E 1 1383 Abſ 2 Satz 1, 1384 II 1381; M 4 423 ff.; P 4 299; 6 283. 


1. Der 8 1483 handelt von dem Falle der beerbten Ehe (Vorhandenſein gemeinfchaft- 
licher Abkömmlinge), wogegen der $ 1482 von dem Falle der unbeerbten Ehe (Nichtvorhanden- 
fein gemeinſchaftlicher Abkömmlinge) handelt. Der § 1483 unterſcheidet weiter zwei Fälle, 
je nachdem neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen noch andere (fog. einſeitige) Ab⸗ 
kömmlinge vorhanden find (Abſ 1) oder nicht vorhanden find (Abſ 2). 

2. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge 8 1482 U 2. 

3. Welche gemeinſchaftlichen Abkömmlinge im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen ſind, beſtimmt ſich nach den 88 1923, 1924, 1927, 1930. Die hiernach Berufenen ſind 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge, doch ſcheiden aus der Zahl der Anteilsberechtigten 
ſolche Abkömmlinge aus, die unwürdig find ($ 1506), verzichtet haben (88 1491, 1517) oder 
durch letztwillige Verfügung von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen ſind 
(§ 1511). Wegen des Todes eines anteilsberechtigten Abkömmlings vgl. 8 1490, wegen 
Entziehung und Beſchränkung des Anteils vgl. § 1513. 

4. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beruht auf dem Gedanken, daß beim Ableben 
des einen Ehegatten ohne weiteres eine Vereinigung des Geſamtguts in der Perſon des über⸗ 
lebenden Ehegatten ſtattfindet (Prot 4, 304). Sie tritt daher mit dem Tode eines Ehegatten 
kraft Geſetzes ein, jedoch unbeſchadet des Rechtes des überlebenden Ehegatten, die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft abzulehnen (8 1484). Das Geſamtgut ſoll den Ehegatten für 
ihre ganze Lebenszeit verbleiben. Es hat die Natur des gemeinſchaftlichen Familienvermögens 
oder Hausvermögens. Daraus ergibt ſich, daß die Gemeinſchaft, in welcher der über. 
lebende Ehegatte bisher mit dem andern Ehegatten gelebt hat, nunmehr mit den Kindern 
fortgeſetzt wird. Von einer Erbfolge kann dabei keine Rede fein. Die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft erſcheint ſonach als eine dem Weſen der Gütergemeinſchaft entſprechende 
natürliche Nachwirkung des Gütergemeinſchaftsvertrags der Ehegatten. Zwiſchen den ge⸗ 
meinſchaftlichen Abkömmlingen einerſeits und dem überlebenden Ehegatten anderſeits ent⸗ 
ſteht in Anſehung des Geſamtguts ein ähnliches Verhältnis, wie es während der Ehe zwiſchen 
den Ehegatten beſtanden hat. Dabei nehmen die Abkömmlinge die rechtliche Stellung der 
Frau und der überlebende Ehegatte die rechtliche Stellung des Mannes ein (8 1487 Abſ 1). 
Dem überlebenden Ehegatten iſt, wie während der Ehe dem Manne, ein ausgedehntes 
Verwaltungs. und Verfügungsrecht beigelegt. Er haftet aber auch in ausgedehntem Maße 
für die Schulden, während die Abkömmlinge den Gläubigern gegenüber von jeder perſön⸗ 
lichen Haftung befreit find (88 1488, 1489). Die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft kann durch 
Ehevertrag ($ 1508) oder letztwillige Verfügung ($ 1509) ausgeſchloſſen werden. — Vgl. auch 
Ebbecke, Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft und Beerbung, im Recht 1920, 198. — Über die 
Unzuläſſigkeit der Verfügung über den Anteil an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft rhei ⸗ 
niſchen Rechtes nach dem Inkrafttreten des BGB vgl. Art 200 Abſ 1 EG und RG Warn 1910 
Nr 161. — Das Geſamthandverhältnis der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt in ſeinen 
dinglichen Wirkungen weſentlich anders geſtaltet als das Geſamthandverhältnis der offenen 
Handelsgeſellſchaft. Die Überführung eines Grundſtücks aus dem Eigentum einer fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft in das Eigentum einer offenen Handelsgeſellſchaft muß deshalb 
auch dann als Eigentumsübertragung im Sinne der 88 873, 925 gelten, wenn G fell 
ſchafter ausſchließlich die ehemaligen Teilhaber der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſind (KG 
in OLG 29, 315). 

5. Da bei der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft von einer Erbfolge nicht die Rede ſein 
kann (A 3), ſo kann auch der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute nicht zu ſeinem 
Nachlaſſe gehören. Dies hebt der § 1483 noch ausdrücklich hervor. Der bezeichnete Anteil 
kann vielmehr nur zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören. Zu 
ebendemſelben Geſamtgute gehört ferner der Anteil des überlebenden Ehegatten am Ge⸗ 
ſamtgute ſowie das Vermögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des ver ⸗ 
ſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſonſt noch 
erwirbt (8 1485 Abſ 1). Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört nur fein etwa 
vorhandenes Sondergut (§ 1439) und Vorbehaltsgut (8 1440). In Anſehung des Nachlaſſes 
erfolgt Beerbung, in Anſehung des Geſamtguts nicht. Beide Vermögensmaſſen ſind daher 
voneinander zu ſondern. 

6. In Anſehung desjenigen Vermögens, das der verſtorbene Ehegatte außer dem Anteil 
am Gelamtaute gehabt hat. wird er nach den allgemeinen erbrechtlichen Vorſchriften beerbt. 
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Für die Beerbung ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder geſetzliche Erbfolge maßgebend. Der 
überlebende Ehegatte und die Abkömmlinge find wie im gewöhnlichen Falle erb- und pflicht⸗ 
teilsberechtigt. Bei der Berechnung des Pflichtteils bleibt der Anteil am Geſamtgut außer 
Anſatz. Was der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten er⸗ 
wirbt, fällt in das Geſamtgut (A 5). Was die Abkömmlinge aus dem Nachlaſſe erwerben, 
fällt ihnen zu ($ 1485 Abf 2 Satz 1). 

7. Die ſog. einſeitigen Abkömmlinge des verſtorbenen Ehegatten treten nicht in die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein. Behufs Beſtimmung ihres Erbrechts und Erbteils bzw. 
Pflichtteils muß von der Unterſtellung, als ſei fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten, 
ausgegangen werden. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten wird daher in dieſem Falle 
nicht nur ſein Sonder- und Vorbehaltsgut, ſondern auch fein Anteil am Geſamtgute gerechnet, 
und es gelten die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge und der überlebende Ehegatte als Miterben 
der einſeitigen Abkömmlinge. Vorempfänge haben die Abkömmlinge untereinander aus⸗ 
zugleichen. Vgl. jedoch auch $ 1503. Behufs Ermittlung des Anteils des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten am Geſamtgute bedarf es einer nach Maßgabe der SS 1471—1481 vorzunehmenden 
Auseinanderſetzung zwiſchen den einſeitigen Abkömmlingen einerſeits und dem überlebenden 
Ehegatten anderſeits. Kommt der einſeitige Abkömmling nicht als Erbe, ſondern nur als 
Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigter in Betracht, fo bedarf es keiner Ausein⸗ 
5 es genügt, wenn der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute ge- 

ätzt wird. 


8 1484 


Der überlebende Ehegatte kann die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
ablehnen !). 

Auf die Ablehnung?) finden die für die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
geltenden Vorſchriften der 88 1943 bis 1947, 1950, 1952, 1954 bis 1957, 1959 
entſprechende Anwendung’). Steht der überlebende Ehegatte unter elter⸗ 
licher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo iſt zur Ablehnung!) die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich). 

Lehnt der Ehegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, ſo gilt 
das gleiche wie im Falle des § 14826). 

E I 1386 II 1382; M 4 439; P 4 308; 6 285. 


1. Der § 1484 behandelt das Recht des überlebenden Ehegatten, die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft abzulehnen. Den Abkömmlingen iſt ein ſolches Recht nicht eingeräumt; 
ſie können auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen (88 1495, 1496) oder 
auf ihren Anteil am Geſamtgute verzichten (88 1491. 1517). Das Ablehnungsrecht des über⸗ 
lebenden Ehegatten beruht auf der Erwägung, daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eine 
zu ſeinen Gunſten geſchaffene Einrichtung iſt. Es wäre eine Unbilligkeit gegen den über⸗ 
lebenden Ehegatten wegen der damit verbundenen tiefen Erſchütterung ſeiner Stellung, 
wenn er gezwungen wäre, den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ihren Erbanteil an dem 
Geſamtgute ſofort bzw. nach Beendigung der elterlichen Nutznießung herauszugeben (M 4 
S. 426, 440, 456, 468; Prot 4, 334). Über das Recht des überlebenden Ehegatten, die ange- 
nommene Fortſetzung der Gütergemeinſchaft jederzeit aufzuheben, vgl. § 1492. Ein vertrags. 
mäßiger Verzicht auf das Ablehnungsrecht iſt unwirkſam (8 1518). 

2. Die bezeichneten Vorſchriften finden ſowohl für die Ablehnung als auch für die An⸗ 
nahme der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 

3. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des Ehegatten von ſelbſt ein, 
$ 1483 U 4. Einer Annahmeerklärung des überlebenden Ehegatten bedarf es daher nicht. 
Hat dieſer aber eine Annahmeerklärung (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) abgegeben, ſo kann 
er nicht mehr ablehnen (8 1943). Dasſelbe gilt, wenn er die ſechswöchige Ablehnungsfriſt 
(8 1944 Abſ 1) unbenutzt hat verſtreichen laſſen. Der Beginn der Friſt ſetzt nicht voraus, 
daß der überlebende Ehegatte ſein Ablehnungsrecht kennt und die rechtlichen Folgen der 
Ablehnung oder Nichtablehnung überſicht. Ob und wann dem überlebenden Ehegatten eine 
vom verſtorbenen Ehegatten etwa errichtete letztwillige Verfügung bekannt geworden iſt, 
iſt für den Beginn der Ablehnungsfriſt bedeutungslos, weil die Fortſctzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht durch letztwillige Verfügung angeordnet werden kann, ſondern immer die kraft 
Geſetzes eintretende Folge der allgemeinen Gütergemeinſchaft ift (KG in OLG 40, 78 A 1). 
Genau genommen iſt es nicht ganz richtig, wenn man ſagt, der Eintritt der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft beruhe auf Geſetz. Die Grundlage bildet vielmehr der Vertrag, durch den die 
allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart iſt (§ 1437), nur wenn ein ſolcher Vertrag vorliegt. 
ſoll nach § 1483 die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt werden. Bei Fahrnisgemeinſchaft muß 
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die Fortſetzung ſelbſt ſogar durch Ehevertrag vereinbart werden (8 1557) und auch in dieſem 
Falle gilt § 1484 (§ 1549). Entſcheidend für den (Beginn der Ausſchlagungsfriſt) iſt aber, 
daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft niemals durch letztwillige Verfügung eingeführt werden 
kann und daß fie ebenſo wie der Erbfall mit dem Tode eintritt (8 1923). Allerdings kann 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft durch einſeitige letztwillige Verfügung eines der Ehegatten 
oder durch gemeinſchaftliches Teſtament der Eheleute Beſchränkungen erfahren ($$ 1509 ff.), 
und es ift nicht zu leugnen, daß deren Kenntnis für die Entſchließung über die Ablehnung der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft von Bedeutung ſein kann. Das kann aber nicht dazu 
führen, die Ausſchlagungsfriſt erſt mit der Verkündung des Teſtaments beginnen zu laſſen. 
Dies wäre nur dann angängig, wenn auch für den geſetzlichen Erben, dem durch letzt 
willige Verfügungen Beſchränkungen ſeines Erbrechts auferlegt ſind, die Friſt erſt von jenem 
Zeitpunkt ab laufen würde. Solche Beſchränkungen des geſetzlichen Erben find zuläſſig 
($$ 2048, 2049, 2147, 2192). Trotzdem macht das Geſetz für ſolche Fälle keine Ausnahme 
binſichtlich des Beginns der Ausſchlagungspflicht. Der geſetzliche Erbe iſt nicht durch letzt 
willige Verfügung berufen, und deshalb beginnt die Friſt in dem Zeitpunkt, in dem er erfährt, 
daß er geſetzlicher Erbe geworden iſt. Abgeſehen von der Sondervorſchrift des § 2306 ſpielt 
alſo die Kenntnis des Erben von Beſchränkungen und Beſchwerungen für den Beginn der 
Ausſchlagungsfriſt keine Rolle. Das gleiche muß deshalb auch für die Ablehnung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gelten (RG 27. 3. 24 IV 374/23). Die Ablehnung wird dem 
Nachlaßgerichte gegenüber in öffentlich beglaubigter Form erklärt ($ 1945 Abj I). Annahme 
und Ablehnung konnen erſt nach dem Tode des Ehegatten (§ 1946) und müſſen unbe⸗ 
dingt, unbetagt und unbeſchränkt (auf das ganze Geſamtgut) erklärt werden (SS 1947, 1950). 
Das Ablehnungsrecht ift vererblich (§ 1952). Über den Tod des überlebenden Ehegatten 
hinaus kann aber die Gütergemeinſchaft niemals fortgeſetzt werden ($ 1494). Annahme 
und Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft können nach 88 1954-1957 und den 
allgemeinen Beſtimmungen angefochten werden. $ 1959 betrifft die Wirksamkeit der vom 
überlebenden Ehegatten vor der Annahme oder Ablehnung ergriffenen Maßregeln. Vgl. 
auch 8 9 Satz 2 KO (Befugnis des überlebenden Ehegatten als Gemeinſchuldners zur An⸗ 
nahme . einer vor der Konkurseröffnung eingetretenen fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft). 

4. Zur Annahme iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. 

5. Erklärung durch einen Bevollmächtigten § 1945 Abſ 2. Der in der Geſchäftsfähigteit 
beſchränkte Ehegatte bedarf zur Ablehnung der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Letz⸗ 
terer kann auch ſelbſtändig für den Ehegatten ablehnen, bedarf aber als Inhaber der elterlichen 
Gewalt oder Vormund (bzw. Pfleger) der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

6. Danach gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute zu ſeinem Nach⸗ 
laſſe. Im übrigen vgl. Erl zu § 1482. 


S 1485 


Das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſteht aus dem 
ehelichen Gejamtgute!), ſoweit es nicht nach 8 1483 Abſ 2 einem nicht an⸗ 
teilsberechtigten Abkömmlinge zufällt?), und aus dem Vermögen, das der 
überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten“) 
oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft“) erwirbt. 

Das Vermögen, das ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des 
Eintritts der fortgejegten Gütergemeinſchaft hat oder ſpäter erwirbt, ge⸗ 
hört nicht zu dem Gejamtguted). 

Auf das Geſamtgut finden die für die eheliche Gütergemeinſchaft gel⸗ 
tenden Vorſchriften des 8 1438 Abſ 2, 3 entſprechende Anwendung?) 78) 

E 1 1396 Abſ 1, 5, 1397 Abf 1 II 1393; M 4 455 ff.; P 4 316; 6 287. 

1. Eheliches Geſamtgut iſt das Vermögen der Ehegatten, das ihnen während der Ehe 
und Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich gehört (88 14381440). Dazu gehören auch die Erſatz⸗ 
anſprüche der Ehegatten gegeneinander aus 88 1466, 1467. Das Geſamtgut der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft iſt das Vermögen, das nach Beendigung der Gütergemeinſchaft durch 
Tod eines Ehegatten dem überlebenden Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen 
während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich gehört (§ 1483 A 5). 

2. Ein gemäß $ 1511 durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſener gemeinſchaftlicher 
Abkömmling hat wegen des ihm gebührenden Pflichtteils nur ein Forderungsrecht gegen die 
Teilhaber der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Vom Geſamtgute fällt ihm nichts zu (Prot 
4, 287). Daher ift fein Recht im § 1485 nicht erwähnt. Im übrigen vgl. Erl zu § 1483. 
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3. Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten § 1483 U 5. Zu dem Erwerb aus dieſem Nach ⸗ 
laſſe gehört auch das, was der überlebende Ehegatte auf Grund eines Vermächtniſſes erhält, 
mit dem der Erblaſſer den Erbteil eines einſeitigen Abkömmlings belaſtet hat. 

4. Unter den Erwerb nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft fällt alles, 
was auf die drei im § 1473 bezeichneten Erwerbsarten erworben wird, namentlich Nutzungen 
des Geſamtguts, Erſatzſtücke für Geſamtgutsgegenſtände und rechtsgeſchäftlicher, das Geſamt⸗ 
gut betreffender Erwerb. Vgl. Erl zu SS 1473, 1370. In den Fällen des § 1486 wird das 
Erworbene Vorbehalts bzw. Sondergut des überlebenden Ehegatten. Die Nutzungen ſeines 
Sonderguts, nicht die ſeines Vorbehaltsguts, fallen in das Geſamtgut. 

5. Eigenes Vermögen des Anteilsberechtigten. Die Nutzungen eines ſolchen Ver⸗ 
mögens fallen, wenn ſie der überlebende Ehegatte auf Grund ſeines elterlichen Nutznießungs⸗ 
rechts (SS 1649, 1686) oder eines letztwillig zugewandten Nießbrauchsrechts bezieht, in das 
Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. \ 

6. Vgl. 8 1438 U 4, 5, 6. 

7. Beweislaſt. Alles Vermögen des überlebenden Ehegatten gilt mit Eintritt der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft als Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Daß ein 
Gegenſtand ausnahmsweiſe zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu beweiſen, 
wer dies behauptet (M 4, 335) 

8. Grundbuch. Güterrechtsregiſter. Das Beſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
wird, wenn ein Grundſtück oder ein eingetragenes Recht zum Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gehört, im Grund buch eingetragen, jedoch nur auf Grund eines gemäß 
8 1507 vom Nachlaßgericht erteilten Zeugniſſes (8 1438 Abſ 3 BGB, 8 36 Abſ 2, 8 48 GBO). 
Die Ausnahmevorſchrift des $ 41 GBO findet auf die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft keine 
Anwendung (OLG 5, 300ff.; 6, 11). Abweichend hat das Kammergericht die Anwendung des 
$ 41 EBD auf die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft für zuläſſig erklärt und folgende Grund⸗ 
ſätze aufgeſtellt: Soll die Übertragung oder die Aufhebung eines zum Geſamtgute der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gehörenden Rechtes in das Grundbuch eingetragen werden, 
ſo bedarf es jedenfalls dann nicht der vorherigen Eintragung der Teilhaber der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, wenn beide Ehegatten als Berechtigte eingetragen ſtehen (KG in 
3356 1 Nr 70), auch dann nicht, wenn nur einer der Ehegatten im Grundbuch eingetragen 
ſteht (ebenda S. 293 Nr 71). Vgl. § 1438 A 6. In das Güterrechtsregiſter wird das Be⸗ 
ſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht eingetragen, weil das Güterrechtsregiſter 
nur zur Beurkundung der während der Ehe beſtehenden güterrechtlichen Verhältniſſe be⸗ 
ſtimmt iſt. 


8 1486 


1) Borbehaltsgut des überlebenden Ehegatten iſt, was er bisher als 
Vorbehaltsgut gehabt hat?) oder nach § 1369 oder § 1370 erwirbts). 

Gehören zu dem Vermögen des überlebenden Ehegatten Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können“), jo finden auf 
ſie die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut des 
Mannes geltenden Vorſchriften, mit Ausnahme des § 1524, entſprechende 
Anwendung?) é). 

E I 1396 Abſ 2—4 II 1394; M 4 455; P 4 316. 


1. Der § 1486 handelt im Abſ 1 vom Vorbehaltsgut und im Abſ 2 vom Sondergute 
des überlebenden Ehegatten. Das Vermögen der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge ($ 1485 
Abſ 2) kennt eine derartige Unterſcheidung nicht. 

2. Was der überlebende Ehegatte bisher als Vorbehaltsgut gehabt hat, entſcheidet ſich 
nach 88 1440, 1369, 1370. Zum Vorbehaltsgute gehört nach § 1440 auch das, was durch 
Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines Ehegatten für die Ehe erklärt worden war. Dagegen 
kann für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft Vorbehaltsgut weder durch Ehevertrag 
der Ehegatten noch durch Vertrag des überlebenden Ehegatten mit den Abkömmlingen be⸗ 
gründet werden. Was der überlebende Ehegatte nicht ſchon bisher, d. h. während der Ehe 
als Vorbehaltsgut gehabt hat, kann — abgeſehen von den Fällen der 88 1369, 1370 — nicht 
Vorbehaltsgut werden. Vgl. auch § 1518. 

3. Erwerb als Vorbehaltsgut. Beim Erwerbe von Todes wegen und durch Zuwendung 
Dritter unter Lebenden (§ 1369) genügt die Beſtimmung, daß der Erwerb Vorbehaltsgut 
fein foll. Es iſt nicht erforderlich, daß er als Vorbehaltsgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
beſtimmt wird. Unter $ 1370 fallen insbeſondere die Nutzungen des Vorbehaltsguts. Im übrigen 
vgl. Erl zu 88 1369, 1370. 

4. Dies iſt das ſog. Sondergut. Dazu vgl. § 1439 A 1, 2. 
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5. Nach $ 1487 hat bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft der überlebende Ehegatte 
die rechtliche Stellung des Mannes. Im Einklange mit dieſer Stellung finden auf das Sonder. 
vermögen die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut des Mannes 
geltenden Vorſchriften (ausgenommen $ 1524) entſprechende Anwendung. Danach (8 1525) 
wird das Sondergut von dem überlebenden Ehegatten verwaltet, jedoch gehören die Nutzungen, 
die nach den für den Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften 
dem Manne zufallen, zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

6. In das Grundbuch iſt weder die Vorbehalts⸗ noch die Sondergutseigenſchaft ein- 
zutragen, ebenſowenig in das Güterrechtsregiſter. Vgl. § 1485 A 8. 


§ 1487 


1) Die Rechte und Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten ſowie 
der anteilsberechtigten Abkömmlinge in Anſehung des Geſamtguts der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſtimmen ſich nach den für die eheliche 
Gütergemeinſchaft geltenden Vorſchriften der 88 1442 bis 1449, 1455 bis 
1457, 1466; der überlebende Ehegatte hat die rechtliche Stellung des Mannes, 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der 
Frau?). 

Was der überlebende Ehegatte?) zu dem Geſamtgute jchuldet?) oder 
aus dem Geſamtgute zu fordern hat“), iſt erſt nach der Beendigung der 
ſortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu leiſtene) “. 

E I 1399 Abſ 1 II 1398; M 4 461 ff.; P 4 334 ff.; 5 140. 


1. Der 8 1487 regelt die Rechte und Verbindlichkeiten der Teilhaber der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft in Anſehung des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, indem 
er auf Vorſchriften verweiſt, die für die eheliche Gütergemeinſchaft gelten und hauptſächlich 
die Verfügungsmacht und die Verantwortlichkeit des Mannes betreffen. Die rechtliche 
Stellung des Mannes nimmt der überlebende Ehegatte (gleichviel ob Mann oder Frau) 
ein. Die rechtliche Stellung der Frau nehmen die anteilsberechtigten Abkömmlinge 
(8 1483 A 3) ein. Für das Vorbehalts⸗ und Sondergut des überlebenden Ehegatten gilt $ 1486. 
Das Geſamtgut wird als eine von dem übrigen Vermögen vollſtändig geſonderte Vermögens⸗ 
maſſe behandelt, ähnlich wie das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft von dem Sonder⸗ 
vermögen des einzelnen Geſellſchafters getrennt wird, wenn dieſer geſtorben iſt und die Erben 
die Handelsgeſellſchaft fortſetzen (Prot 4, 337). — Die Berechtigung der Teilhaber iſt während 
der Dauer der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht als eine bloße Anwartſchaft, ſondern 
als ein feſtbegründetes, ſelbſtändiges Recht am Geſamtgut aufzufaſſen. Daher find Gegen- 
ſtände, die zu einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören, als Vermögen aller daran Be. 
teiligten, insbeſondere auch des anteilsberechtigten Abkömmlings, im Sinne des $ 23 ZPO 
anzuſehen und geeignet, den Gerichtsſtand des Vermögens zu begründen (RG 75, 414). 

2. Nach 8 1442 iſt auch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft als Gemeinſchaft zur ge⸗ 
ſamten Hand anzuſehen. Wegen Unpfändbarkeit der Anteile des überlebenden Ehegatten 
und der Abkömmlinge vgl. $ 860 ZPO. Nach 8 1443 Abſ 1 unterliegt das Geſamtgut grund⸗ 
ſätzlich der Verwaltung des überlebenden Ehegatten. — Verfügt bei der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft der überlebende Ehegatte über Grundſtücke oder Rechte an Grundſtücken, die 
zum Geſamtgute gehören, ſo wird die Vollendung der Rechtsänderung dadurch, daß der 
überlebende Ehegatte vorher geſtorben iſt, nicht gehindert (RG in IFG 1 Nr 81). Die Über⸗ 
gabe des ganzen Geſamtguts an einen Abkömmling kann (z. B. wegen drohender Zwangsver⸗ 
ſteigerung) zur ordnungsmäßigen Berwaltung des Geſamtguts erforderlich fein (Bay Obs 
in OLG 42, 88). Zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Geſamtguts gehört es nicht, wenn das 
Geſamtgut an einen Abkömmling überlaſſen werden ſoll, um den Erlös unter die Teilnehmer 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu verteilen und eine der Erbfolge vorgreifende Auseinander⸗ 
ſetzung herbeizuführen (KG in OSG 42, 88 A 2). Vgl. 8 1447 A 2. Nach $ 1443 Abſ2 werden 
die Abkömmlinge durch die Verwaltungshandlungen des überlebenden Ehegatten weder dieſem 
noch einem Dritten perſönlich verpflichtet. — Über die Befugnis des in fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft lebenden Ehegatten, ohne Zuſtimmung der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge 
für eine Hyvothek, die auf einem zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücke ruht, eine Er- 
höhung des Zinsſatzes und die Erteilung eines Hypothekenbriefs zu bewilligen, vgl. 
Od Hamburg in RJA 10, 150. Dagegen führt das BayOb G mit Recht aus, daß in 
der Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem Geſamtgrundſtücke ruhenden Hypotheken · 
forderung eine Verfügung über das Grundſtück (vgl. $ 1395 A 2) enthalten und daher 
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die Zuſtimmung der Abkömmlinge erforderlich ſei (SeuffA 69 Nr 201). Die Unterwerfung 
unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung nach $ 800 ZPO hinſichtlich einer auf einem 
Geſamtgrundſtücke ruhenden Hypothek enthält keine Verfügung über das Grundſtück und 
it an die Zuſtimmung der Abkömmlinge nicht gebunden (Bay obe in SeuffA 69 Nr 201). 
Zu dem Antrage auf Eintragung der in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebenden Witwe 
und Kinder als Eigentümer eines Geſamtgrundſtücks iſt die Witwe allein nicht be⸗ 
fugt, ſondern ſie bedarf dazu der Zuſtimmung der Abkömmlinge (KG in RIA 14, 243). 
Bei eintragungsbedürftigen Verfügungen des Geſamtgusverwalters genügt es, wenn feine 
Vertretungsmacht nur in der Zeit von der Abgabe bis zur Wirkſamkeit der Eintragungs⸗ 
bewilligung vorhanden war. Sie braucht nicht bis zur Zeit der Eintragung fortzudauern. 
Vorheriges Erlöſchen der Verfügungsmacht des Geſamtgutsverwalters (z. B. durch deſſen Tod) 
iſt unſchädlich, falls nur die Rechte und Verfügungsmacht der übrigen Teilhaber bis zur Ein⸗ 
tragung fortdauern (KG in OLG 42, 119). Die nach den SS 1444—1446 erforderliche Ein- 
willigung der Abkömmlinge iſt erſt erteilt, wenn alle Abkömmlinge, nicht bloß die Mehr⸗ 
zahl derſelben, eingewilligt haben. Vgl. OLG 36, 200. (Die Zuſtimmung zur Auflaſſung 
eines zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücks kann aus einem Vertrage hervorgehen, auch 
wenn dieſer vom Zuſtimmenden aus andern Gründen für ungültig angegriffen wird.) 
Die Übernahme der Haftung des überlebenden Ehegatten bei der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft für die Erteilung der Genehmigung der Kinder zu dem von ihm geſchloſſenen Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrage verſtößt weder gegen das Geſetz noch gegen die guten Sitten 
(RG JW 1924, 53910). Nach § 1487 Abſ 1, § 1445 bedarf bei der fortgeſetzten Güterge⸗ 
meinſchaft der überlebende Ehegatte zur Verfügung über ein zum Geſamtgute gehörendes 
Grundſtück der Einwilligung der ſämtlichen anteilsberechtigten Abkömmlinge. Die Vor⸗ 
ſchrift bezieht ſich nur auf Verfügungen unter Lebenden; inn ieweit jeder Ehegatte berechtigt 
iſt, über das Geſamtgut letztwillig zu verfügen, ergibt ſich aus $$ 1482 ff., 1505, 1509 ff., 1515 
1516, 1518 in Verbindung mit den Beſtimmungen des Erbrechts (Bay Obs in Id 1 Nr 35). 
Die Zuſtimmung der Abkömmlinge kann nach § 1447 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden. — Der Anleil eines weiblichen Abkömmlings am Geſamtgut unterliegt, wenn die 
Frau verheiratet iſt und mit ihrem Manne im geſetzlichen Güterſtande lebt, nach § 1363 
der Verwaltung des Mannes. In ſolchem Falle hat das Vormundſchaftsgericht nicht 
nur die Zuſtimmung der Frau, ſondern auch die des Mannes zu erſetzen (Bay Obs in 
OLG 42, 88). § 1448 beſtimmt Rechtsfolgen für den Fall, daß der überlebende Ehe⸗ 
gatte ohne die erforderliche Einwilligung der Abkömmlinge handelt. Nach § 1449 können 
die Abkömmlinge, wenn der überlebende Ehegatte ohne ihre erforderliche Zuſtimmung 
über ein zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehörendes Recht 
(3. B. ein Forderungsrecht, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht) verfügt hat, das Recht 
ohne Mitwirkung des überlebenden Ehegatten gegen Dritte gerichtlich geltend machen. 
Dieſes Recht der gerichtlichen Geltendmachung ſteht nur demjenigen Abkömmlinge zu, der 
nicht zugeſtimmt hat. Die zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt. 
Iſt der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, ſo kann auch dieſer Anſpruch von 
dem Abkömmlinge, der nicht zugeſtimmt hat, geltend gemacht werden. Der die Bereicherung 
des Geſamtsguts betreffende $ 1455 bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte des überlebenden 
Ehegatten, nicht auf ſolche der Abkömmlinge, da letzteren in Anſehung des Geſamtguts kein 
Verfügungsrecht zuſteht. Nach $ 1456 Abſ 1 iſt der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen 
für die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich. — Dabei macht es keinen Unterſchied, 
ob er die Verwaltung ſelbſt geführt oder ob er fie einem andern überlaſſen oder ob er etwaige 
unberechtigte Eingriffe eines andern in ſeine Verwaltung hat geſchehen laſſen (RG 2. 5. 12 
IV 468/11). Inſoweit er jedoch als Gewalthaber, Vormund oder Pfleger anderes Vermögen 
der Abkömmlinge verwaltet, trifft ihn die Verantwortlichkeit aus 88 1664 bzw. 1833, 1915. 
Steht der überlebende Ehegatte unter Vormundſchaft (bzw. vorläufiger Vormundſchaft oder 
Pflegſchaft), ſo hat ihn der Vormund bzw. Pfleger in den Rechten und Pflichten zu vertreten, 
die ſich aus der Verwaltung des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ergeben 
($ 1457 Satz 1), und zwar auch dann, wenn ein anteilsberechtigter Abkömmling Vormund 
it ($ 1457 Satz 2). Nach § 1466 Abſ 1 hat der überlebende Ehegatte, wenn er Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in ſein Vorbehaltsgut verwendet, den Wert des Ver⸗ 
wendeten zu dem Geſamtgute zu erſetzen. Nach § 1466 Abſ 2 kann der überlebende Ehegatte, 
wenn er Vorbehaltsgut in das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verwendet, 
Erſatz aus dem Geſamtgute verlangen. Da der $ 1487 auf die 88 1450—1454, 14581465, 
1467 nicht hinweiſt, ſo finden dieſe Vorſchriften keine entſprechende Anwendung auf die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. Ihre Nichtanwendung erklärt ſich zum Teil aus der Natur der 
Sache (3. B. die Vorſchrift über den ehelichen Aufwand), zum Teil daraus, daß ſie durch andere 
Vorſchriften erſetzt find (z. B. die Vorſchriften über die Schuldenhaftung). 

3. Der Abſ 2 gilt nur für den überlebenden Ehegatten, nicht für die Abkömmlinge. Für 
letztere gelten die allgemeinen Grundſätze. 
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4. Der überlebende Ehegatte ſchuldet zu dem Geſamtgute z. B. den Erſatzanſpruch der Ab⸗ 
kömmlinge aus $ 1456 Satz 2, $ 1487 Abſ 1 wegen gefliſſentlicher Verminderung des Geſamtguts. 

5. Der überlebende Ehegatte hat aus dem Geſamtgute z. B. zu fordern den Erſatzanſpruch 
aus 8 1466 Abf 2, $ 1487 Wbf 1 wegen Verwendung von Vorbehaltsgut in das Geſamtgut. 

6. Leiſtung erſt nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Ob Schuld 
bzw. Forderung des überlebenden Ehegatten vor oder nach dem Tode des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten entſtanden ſind, macht keinen Unterſchied. Schuld und Forderung des verſtorbenen 
Ehegatten an das Geſamtgut ſind aus dem Nachlaſſe bzw. an den Nachlaß ſofort zu be⸗ 
richtigen (Prot 4, 335). Bei der Berechnung des Erbteils eines einſeitigen Abtömmlings 
(8 1483 A 7) find Schuld und Forderung des überlebenden Ehegatten trotz ſpäterer Fälligkeit 
zu berückſichtigen. 

7. Unterhalt, Ausſteuer und Ausſtattung der Abkömmlinge durch den überlebenden 
Ehegatten beſtimmen ſich nach den allgemeinen Vorſchriften in 88 1601 ff., 1620 ff., 1624ff. 
Der überlebende Ehegatte iſt kraft ſeines Verfügungsrechts berechtigt, aber nicht verpflichtet, zu 
den genannten Zwecken mehr, als geſetzlich nötig, aus dem Geſamtgute zu verwenden. Wegen 
der Berückſichtigung der Ausſtattung bei der Auseinanderſetzung vgl. 8 1499 Nr 3. Auch ein 
ſog. Abſchichtungsanſpruch für den Fall der Heirat bzw. Gründung eines ſelbſtändigen Haus⸗ 
halts ift den Abkömmlingen verſagt (Prot 4, 332 ff.). Der Unterhalt der Abkömmlinge bildet 
keine Laſt des Geſamtguts (RG JW 07, 2326). 


8 1488 


1) Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft?) ſind 
die Verbindlichteiten des überlebenden Ehegatten?) ſowie ſolche Verbind⸗ 
lichteiten des verſtorbenen Ehegatten, die Geſamtgutsverbindlichkeiten der 
ehelichen Gütergemeinſchaft waren“) ). 

E I 1384 Abſ 1 Satz 2 Halbſ 2, 1399 Abſ 2 II 1399; M 4 433, 463; P 4 336 ff. 


1. Die 88 1488 u. 1489 regeln die Schuldenhaftung bei der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
schaft. § 1488 handelt von der Haftung des Geſamtguts, $ 1489 von der perſönlichen Haftung 
des überlebenden Ehegatten und der anteilsberechtigten Abkömmlinge, $ 1488 beſtimmt den 
Umfang der Geſamtgutsverbindlichkeiten bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. . 

2. Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſind begrifflich die- 
jenigen Verbindlichkeiten, wegen deren die Gläubiger auch aus dem Geſamtgute Befriedigung 
verlangen können. Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft vgl. A 4. 

3. Alle Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten ſind Geſamtgutsverbindlichkeiten 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Es macht keinen Unterſchied, ob die Verbindlichkeiten 
vor oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtanden ſind und ob ſie 
im erſteren Falle auf dem ehelichen Geſamtgute — ſei es im Verhältniſſe der Ehegatten zu 
dem Gläubiger, ſei es im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander — laſteten oder nicht. — 
Zu den Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört die Unter⸗ 
haltspflicht des überlebenden Ehegatten gegenüber ſeinem Kinde (Recht 1920 Nr 2869). 

4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der ehelichen Gütergemeinſchaft $ 1459 
A 5, 8 1475 A 1. Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft waren alle 
Verbindlichkeiten des Mannes, ferner diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht von 
den Ausnahmevorſchriften der 88 1460—1462 betroffen wurden ($ 1459 Abſ 1). Für die von 
den genannten Ausnahmevorſchriften betroffenen Verbindlichkeiten der Frau haften, wenn 
der Mann die Frau überlebt, ihre Erben mit dem Nachlaſſe der Frau (Vorbehalts⸗ und Sonder⸗ 
gut), falls fie die Erbſchaft nicht ausſchlagen. Wird der Mann Erbe der Frau, ſo werden die 
mit der Erbſchaft übernommenen Schulden der Frau als jetzige Verbindlichkeiten des Mannes 
Geſamtgutsverbindlichkeiten. Dem Manne ſteht jedoch nach § 1488 Ab] 2, 88 1975 ff. die 
Möglichkeit offen, die Mithaftung des Geſamtguts neben der Haftung des Nachlaſſes aus- 
zuſchließen. Die Verbindlichkeiten der anteilsberechtigten Abkömmlinge find niemals 
Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

5. Im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Gefamt- 
gut ein gegen den überlebenden Ehegatten ergangenes Urteil erforderlich und genügend 
(8 745 Abs ZPO). Vgl. auch 8 744 ZPO. Wird über das Vermögen des überlebenden Ehe- 
gatten der Konkurs eröffnet, ſo gehört das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
zur Konkursmaſſe (ebenſo BayObLG in OLG 33, 341), und es findet eine Auseinander⸗ 
ſetzung wegen des Geſamtguts zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Abkömm. 
lingen nicht ftatt (8 2 Abſ 1, 3 KO). Durch das Konkursverfahren über das Vermögen eines 
Abkömmlings wird das Geſamtgut nicht berührt (5 2 Abſ 2,8 KO). Auf das Konkursverfahren 
über das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft finden die 88 214—234 KO (Nach⸗ 
laßkonkurs) entſprechende Anwendung (§ 236 KO). 
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8 1489 


1) Für die Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft?) haftet der überlebende Ehegatte perjünlich?). 

Soweit die perſönliche Haftung den überlebenden Ehegatten nur infolge 
des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft‘), finden die für 
die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichteiten geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung’); an die Stelle des Nachlaſſes tritt das 
Geſamtgut in dem Beſtande, den es zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft hat). 

Eine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge für die 
Verbindlichkeiten des verſtorbenen oder des überlebenden Ehegatten wird 
durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht begründet”). 

E 1 1384 Abſ 1 Satz 2 Halbj 2, 1399 Abi 2 II 1400; M 4 433, 463; P 4 336 ff.; 6 295. 


1. Während § 1488 von der Haftung des Geſamtguts handelt, wird im § 1489 die 
perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten und der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge 
in ihrer Eigenſchaft als Teilhaber an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geregelt Soweit 
die Teilhaber noch in einer andern Eigenſchaft in Betracht kommen, z. B. als Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten, wird ihre rechtliche Stellung nicht durch $ 1489, ſondern durch die all⸗ 
gemeinen Vorſchriften beſtimmt. Vgl. § 1483 A 5, 6, § 1488 A 4. 


2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1488 
A 2. Ihren Umfang beſtimmt § 1488. Vgl. § 1488 A 3, 4. 


3. Dieſe perſönliche Haftung tritt mit dem Beginne der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(8 1483 A 4) ohne weiteres ein und dauert — unbeſchadet der Schutzvorſchrift des $ 1489 Abſ 2 — 
über den Zeitpunkt der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hinaus. Abweichung 
von § 1459 Abſ 2 Satz 2. 

4. Der Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft muß, wie ſich aus dem Wörtchen 
„nur“ ergibt, der alleinige Grund für die perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten 
ſein. War ſeine perſönliche Haftung ſchon vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
begründet, z. B. aus einer unerlaubten Handlung ($ 1463 Nr 1), und erloſch die Haftung nicht 
mit Beendigung der Gütergemeinſchaft, wie im Falle des § 1459 Abſ 2, ſo iſt die Anwendung 
des $ 1489 Abſ 2 ausgeſchloſſen. Gleiches gilt von den Verbindlichkeiten, für die der über⸗ 
lebende Ehegatte als Erbe des verſtorbenen Ehegatten haftet. Dabei iſt es ohne Belang, 
daß dieſe Verbindlichkeiten nach § 1488 auch Geſamtgutsverbindlichteiten find. 


5. Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten wird in den 88 1967— 2017 
geregelt. Die entſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften gereicht ſowohl dem überlebenden 
Ehegatten als auch denjenigen Geſamtgutsgläubigern, denen der überlebende Ehegatte beim 
Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht perſönlich haftet, zum Schutze. Vor allem 
können ſowohl der überlebende Ehegatte als auch jeder der genannten Gläubiger nach 8 1975 
die Geſamtgutsverwaltung oder den Geſamtgutskonkurs beantragen. Sie erreichen da⸗ 
durch die Beſchränkung der Haftung des überlebenden Ehegatten auf das Geſamtgut und 
ſomit die weiteren Vorteile 1. der überlebende Ehegatte: daß ſein nicht zum Geſamtgute 
gehörendes Vermögen dem Zugriffe der genannten Gläubiger entzogen wird, 2. die genannten 
Gläubiger: daß ſie Befriedigung aus dem Geſamtgute unter Ausſchließung derjenigen 
Geſamtgutsgläubiger erlangen, die nicht ſchon Geſamtgutsgläubiger der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft waren, ſondern denen nur infolge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
das Geſamtgut haftet. Inſoweit die perſönſiche Haftung des überlebenden Ehegatten ſchon 
vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft begründet war, wird ſie durch den Geſamt⸗ 
gutskonkurs überhaupt nicht berührt. Ferner jteht dem überlebenden Ehegatten gemäß 8 1970 
das Recht des Aufgebots der Geſamtgutsgläubiger, denen er beim Eintritte der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft nicht perfönlich haftet, ſowie gemäß § 1990 das Recht zu, bei unzureichen⸗ 
dem Geſamtgute unter Herausgabe desſelben die Befriedigung der genannten Geſamt⸗ 
gutsgläubiger zu verweigern. Verſäumt der überlebende Ehegatte die Inventarfriſt 
(8 1994), jo verliert er allen Geſamtgutsgläubigern gegenüber das Recht, feine Haftung zu 
beſchränken. Wegen Geltendmachung der beſchränkten Haftung im Rechtsſtreit und Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren vgl. 8 786 ZPO. — Wegen Schadenserſatzpflicht des über⸗ 
lebenden Ehegatten dem Geſamtgutsgläubiger gegenüber, wenn er die im § 1980 über 
den Nachlaßkonkurs und das Gläubigeraufgebot erteilten Vorſchriften aus Fahr⸗ 
läſſigkeit unbeachtet läßt, vgl. Seuff A 73 Nr 205. 
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6. Da der Beſtand zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (8 1483 
A 4) maßgebend iſt, ſo ſcheidet das vom überlebenden Ehegatten ſpäter Erworbene (das ſonſt 
zum Geſamtgute gehört, $ 1485 A 4) in dieſem Falle aus. Im übrigen beſtimmt ſich der 
Beſtand nach $ 1485 Abſ 1. Vgl. auch 8 1978 Abſ 2. 


7. Keine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge (8 1483 A 3). 
Sie müſſen ſich zwar die Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft (8 1488) aus dem Geſamtgute, mithin auch aus ihren Anteilen am Geſamtgute 
(8 1483 Abſ 1), gefallen laſſen, aber weitergehende Verpflichtungen erwachſen ihnen aus der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht. Vgl. auch 9 1487 Abſ 1, 5 1483 Abſ 2. Etwas anderes 
it es, wenn den Abkömmling ein beſonderer Verpflichtungsgrund trifft, z. B. als Erben des 
verſtorbenen Ehegatten oder aus einer unerlaubten Handlung. Andere Fälle betreffen ferner 
88 1480, 1500, 1504. — Iſt über den Nachlaß der Witwe, die mit den Kindern ihres ver. 
ſtorbenen Mannes in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft gelebt hat, die Nachlaßverwaltung 
angeordnet, jo ift zwar eine perſönliche Haftung der Abkömmlinge für die rüdftändigen 
Zinſen einer das Geſamtgut belaſtenden Hypothekenforderung bis zur Teilung des Geſamt⸗ 
guts nicht eingetreten und der Zinſenanſpruch kann nur gegen den Nachlaßverwalter verfolgt 
werden. Aber anderſeits iſt zu berückſichtigen, daß nach §8 1497, 1472 mit dem Tode der 
Witwe die Verwaltung des Geſamtguts dem Nachlaßverwalter als Vertreter der Erben und 
den Abkömmlingen gemeinſchaftlich zuſteht. Daraus ergibt ſich die perſönſiche Verpflich⸗ 
tung der Abkömmlinge, zur Befriedigung des klagenden Gläubigers als zu einer ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltungsmaßregel mitzuwirken (8 1472 Abſ 2). Dieſer Verpflichtung genügen 
ſie dadurch, daß ſie ſich zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Geſamigut verurteilen 
laſſen (Seuffü 75 Nr 31). 


8 1490 


1) Stirbt ein anteilsberechtigter Abkömmling), jo gehört ſein Anteil an 
dem Geſamtgute nicht zu ſeinem Nachlaſſes). Hinterläßt er Abkömmlinge, 
die anteilsberechtigt“) ſein würden, wenn er den verſtorbenen Ehegatten 
nicht überlebt hätte, ſo treten die Abkömmlinge an jeine Stelle. Hintere 
läßt er ſolche Abkömmlinge nicht, jo wächſt jein Anteil den übrigen anteils⸗ 
berechtigten Abtömmlingen und, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, dem 
überlebenden Ehegatten ans). 

E I 1397 Abſ 2 II 1395; M 4 456 ff.; P 4 316. 


1. Die Beſtimmungen im 8 1490 entſprechen dem Weſen der Gütergemeinſchaft. Die 
Eltern gelten den Kindern gegenüber als eine Einheit. Das Geſamtgut der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft hat die Natur des Hausvermögens (§ 1483 A 4). Es findet eine Gemein- 
ſchaft auf Gedeih und Verderb ſtatt. Fremde Perſonen (nicht einmal die Witwe eines ver⸗ 
ſtorbenen Abkömmlings) dürfen an der Gemeinſchaft nicht teilnehmen. Dieſe bleibt auf den 
überlebenden Ehegatten, die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge und deren Abkömmlinge be⸗ 
ſchränkt. Regelmäßig wird erſt mit dem Tode des überlebenden Ehegatten die Gemeinſchaft 
gelöſt (M 4, 458). 


2. Anteils berechtigter Abkömmling § 1483 A 8. 


3. Unvererblichteit des Anteils. Da der Anteil eines verſtorbenen anteilsberechtigten 
Abkömmlings nicht zu ſeinem Nachlaſſe gehört, ſo kann er ſich auch nicht vererben, weder 
im Wege der geſetzlichen Erbfolge noch durch Teſtament. Mit der Unvererblichfeit würde 
auch eine letztwillige Belaſtung des Anteils unvereinbar fein (8 1518). Zum Nachlaſſe des 
Abkömmlings gehört nur ſein übriges Vermögen. Dieſes vererbt ſich nach den allgemeinen 
erbrechtlichen Grundſätzen und haftet nicht für die Geſamtgutsverbindlichkeiten, während 
anderſeits das Geſamtgut nicht für die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Abkömmlings haftet. 


4. Zu den Abkömmlingen eines Anteils berechtigten, die anteilsberechtigt ſein würden 
(A 1), gehören auch ſolche Abkömmlinge, die nach dem Tode des verſtorbenen Ehegatten ge- 
boren find (§ 1503 Abf 1), ſowie ſolche Abkömmlinge, die zur Zeit des Todes des verſtorbenen 
Abkömmlings zwar noch nicht geboren, aber bereits erzeugt waren. $ 1923 Abſ 2 iſt entſprechend 
anwendbar. Vgl. auch § 1482 A 2. 


5. Anwachſung. Den Beſtimmungen in $ 1490 Satz 2 u. 3 liegt der Gedanke zugrunde, 
als ſei der verſtorbene Ehegatte im Zeitpunkte des Todes des verſtorbenen Abkömmlings ge⸗ 
ſtorben und beſtimme fich nach dieſem Zeitpunkte die Teilnahme an der fortgeſetzten Güter ⸗ 
gemeinſchaft (M 4, 459). Vereinigen ſich alle Anteile in der Hand des überlebenden Ehegatten, 
ſo endigt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 
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8 1491 


) Ein anteilsberechtigter Abkömmling?) kann auf ſeinen Anteil an dem 
Geſamtgute verzichten. Der Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber?) 
dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichtes); 
die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Forms) abzugeben. Das Nach⸗ 
laßgericht ſoll die Erklärung dem überlebenden Ehegatten und den übrigen 
anteilsberechtigten Abkömmlingen mitteilens). 

Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit dem überlebenden Ehegatten 
und den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Vertrag 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung’). 

Steht der Abkömmling unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft, ſo iſt zu dem Verzichte die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlichs). 

Der Verzicht hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der Verzichtende zur 
Zeit des Verzichts ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen geſtorben wäre“). 

E I 1398 Abſ 1—3 II 1396; M 4 460; P 4 316; 5 443; 6 393, 


1. Der N 1491 handelt von dem Verzicht eines anteilsberechtigten Abkömmlings auf 
ſeinen Anteil am Geſamtgute, ſetzt alſo voraus, daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft bereits 
eingetreten iſt. Dagegen behandelt der $ 1517 den Fall, in welchem ein gemeinſchaftlicher 
Abkömmling auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verzichtet, 
bevor die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten iſt. Im Falle des § 1491 kann der Verzicht 
ſowohl durch einſeitige Erklärung als auch durch Vertrag erfolgen. Er wirkt in jedem Falle 
des § 1491 dinglich, d. h. die Abkömmlinge des Verzichtenden ſind an den Verzicht gebunden. 
Die Vorſchrift hilft einem dringenden Bedürfnis ab, denn ſie eröffnet dem Abkömmlinge, 
der ſich verheiraten oder ſelbſtändig machen will, trotz der Unveräußerlichkeit des Anteils 
(88 1442, 1487) die Möglichkeit, ſich die dazu nötigen Mittel in Geſtalt einer Abfindung für 
den Verzicht zu verſchaffen (M 4, 460). Wegen Anrechnung der für den Verzicht gewährten 
Abfindung vgl. 8 1501. — Verzicht erfordert begrifflich nicht das Fehlen einer Gegenleiſtung 
für die Aufgabe des Rechtes (RG 75, 259). 

2. Anteilsberechtigter Abkömmling § 1490 A 2. 

3. Da die Erklärung „gegenüber“, nicht „vor“ dem Nachlaßgericht erfolgt, kann ſie auch 
ſchriftlich eingereicht werden. Vgl. auch § 130 Abſ 3 (Beginn der Wirkſamkeit). 

4. Zuſtändiges Nachlaßgericht SS 72, 73 FGG, Art 147 EG. Ahnliche Vorſchriften $ 1945 
Abſ 1 (Ausſchlagung einer Erbſchaft), § 1342 (Anfechtung einer Ehe). 

5. Offentlich beglaubigte Form § 129 BGB, 88 167, 183 FGG. 

6. Die Mitteilung iſt nur durch eine Soll⸗ oder Ordnungsvorſchrift, deren Verletzung 
die Wirkſamkeit des Verzichts nicht berührt, angeordnet. Für die Form der Mitteilung er⸗ 
5 16 566, der ſich auf Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen bezieht, nicht 
maßgebend. 

7. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 EG, 88 167ff. 
FGG 


8. Der Verzicht kann auch durch einen Vertreter erklärt werden. 

9. Die Beſtimmung im $ 1491 Abſ 4 hat zur Folge, daß die Beſtimmung im 8 1490 Satz 3 
zur Anwendung gelangt. Hierin zeigt ſich die dingliche Wirkung des Verzichts (8 1). Dieſe 
kann auch nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen werden ($ 1518). Unzuläſſig iſt es, zugunſten 
anderer als der nach § 1490 Satz 3 berechtigten Perſonen zu verzichten oder den Verzicht 
Geber 195 des Anteils am Geſamtgute zu beſchränken. Verwandte Vorſchrift 8 2349 

verzicht). 


8 1492 


) Der überlebende Ehegatte kann?) die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
jederzeit aufheben). Die Aufhebung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichte; die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Das Nachlaß⸗ 
gericht ſoll die Erklärung den anteilsberechtigten Abkömmlingen und, wenn 
der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines der Abkömmlinge iſt. 
dem Vormundſchaftsgerichte⸗) mitteilen. 
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Die Aufhebung kann auch durch Vertrag zwiſchen dem überlebenden 
Ehegatten und den anteilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Ver⸗ 
trag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Steht der überlebende Ehegattes) unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, jo iſt zu der Aufhebung die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderliche). 

E I 1403 Nr 4, 5 II 1403; M 4 468; P 4 342; 6 288. 


1. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft iſt eine zugunſten des überlebenden Ehegatten 
geſchaffene Einrichtung. Er kann daher die mit dem Tode des einen Ehegatten von ſelbſt 
eintretende (§ 1483 A 4) Fortſetzung der Gütergemeinſchaft gemäß § 1484 innerhalb einer 
beſtimmten Friſt ablehnen (8 1484 A1 —3) und nach $ 1492 die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
— ſei es durch einſeitige Erklärung, ſei es durch Vertrag — aufheben. Im einzelnen iſt 
das Aufhebungsrecht des überlebenden Ehegatten ähnlich wie das Verzichtsrecht des Abkömm⸗ 
lings ($ 1492) geordnet. Es wird daher auf die Erl zu $ 1492 verwieſen. Nach der Auf- 
hebung kann die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht wiederhergeſtellt werden. 

2. Im Falle des § 1493 (bevorſtehende Wiederverheiratung) ift der überlebende Ehegatte 
ogar verpflichtet, die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft aufzuheben. 

3. Die Aufhebung iſt nur der Geſamtheit der Abkömmlinge gegenüber, nicht bloß einzelnen 
Abkömmlingen gegenüber, ſtatthaft. Vgl. dagegen § 1491 A 1 (Verzicht eines Abkömmlings 
gegen Abfindung, M 4, 464). & j 

4. Zuſtändiges Vormundſchaftsgericht 88 35, 43 FGG. Dieſes erhält durch die Mit⸗ 
teilung Anlaß, für die Beſtellung eines Pfleger, der die Rechte des Abkömmlings bei der 
Auseinanderſetzung wahrnimmt, zu ſorgen (§ 1909). 

5. Von einem Abkömmlinge gilt § 1492 Abſ 3 nicht. 

6. Die Vorſchrift des § 1492 Abſ 3 ſteht mit der Vorſchrift des § 1484 Abi 2 Satz 2 im 
Einklange. 

7. In das Güterrechtsregiſter wird die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
ebenſowenig wie ihr Eintritt eingetragen (8 1485 A 5). 


8 1493 


Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit der Wiederverheiratung 
des überlebenden Ehegatten. 

Der überlebende Ehegatte hat, wenn ein anteilsberechtigter Abkömm⸗ 
ling minderjährig iſt oder bevormundet?) wird, die Abſicht der Wieder⸗ 
verheiratung dem Vormundſchaftsgerichts) anzuzeigen, ein Verzeichnis“) 
des Geſamtguts einzureichen, die Gütergemeinſchaft aufzuheben?) und die 
Auseinanderjegung®) herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann ge⸗ 
ſtatten, daß die Aufhebung der Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung 
unterbleibt) und daß die Auseinanderſetzung erſt ſpäter erfolgte). 

E I 1403 Nr 2, 1404 II 1404; M 4 466, 470; P 4 342. 


1. Die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit der Wiederver⸗ 
heiratung des überlebenden Ehegatten kraft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten 
weder letztwillig, noch durch Vertrag ausgeſchloſſen werden ($ 1518). Der wiederverheiratete 
Ehegatte iſt nunmehr zur Auskehrung des den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen gebührenden 
Schichtteils — unbeſchadet des elterlichen Nutznießungsrechts SS 1649, 1686 — verpflichtet. 
Eine kraft Geſetzes eintretende Einkindſchaftung der Abkömmlinge in die neue Ehe kennt 
das BGB nicht. 

2. Oder wenn der Abkömmling unter Pflegſchaft ſteht (5 1915). Nicht erforderlich iſt, 
daß der überlebende Ehegatte der Gewalthaber, Vormund bzw. Pfleger des Abkömmlings 
iſt. Die ähnlichen Verpflichtungen, die den überlebenden Ehegatten als Gewalthaber, Vor⸗ 
mund bzw. Pfleger aus 58 1669, 1686, 1845, 1897, 1915 treffen, bleiben unberührt. 

3. Zuſtändiges Vormund ſchaftsgericht 88 35, 43 FGG, Art 147 EG. 

4. Die Beſtimmung, daß ein Verzeichnis des Geſamtguts einzureichen ſei, ſchließt ſich 
an die ähnlichen Beſtimmungen in 88 1669, 1845, 1314 an (M 4, 471). Vgl. auch § 1640. 
Zum Geſamtgute gehören auch die Geſamtgutsverbindlichkeiten. Das Verzeichnis iſt dazu 
beitimmt, eine Überſicht über das der Schichtung zugrunde zu legende Geſamtgut zu gewähren 
und künftige Ermittlungen zu erſparen. Dieſem Zwecke entſprechend muß das Verzeichnis 
richtig und vollſtändig fein, insbeſondere auch eine Überſicht des Schuldenſtandes enthalten 
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(a. M. Planck, Staudinger). Das Vormundſchaftsgericht kann die Vervollſtändigung des 
Verzeichniſſes mittelbar dadurch erzwingen, daß es von der Befugnis des § 1493 Abſ 2 Satz 2 
keinen Gebrauch macht, ſolange das Verzeichnis ungenügend iſt. Vgl. A 8. — Im Falle 
der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Wiederverheiratung des überlebenden 
Ehegatten kann das Vormundſchaftsgericht für das ihm nach § 1493 einzureichende Vermögens⸗ 
verzeichnis nicht die Beobachtung einer beſtimmten Form, insbeſondere nicht notarielle Auf ⸗ 
nahme verlangen. Zu verzeichnen ſind nur die im Zeitpunkte der Verzeichnung oder bei frühe⸗ 
rer Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die im Zeitpunkte dieſer Beendigung 
vorhandenen Geſamtgutsgegenſtände. Weder ſind Belege zu erbringen, noch iſt über den 
Verbrauch von Teilen des Geſamtguts Auskunft zu geben. Der überlebende Ehegatte hat 
nicht in dem Verzeichnis über ſeine Verwaltung Rechenſchaft abzugeben. Eine ſolche Rechen⸗ 
ſchaftsablage ſtände auch mit den $$8 1456, 1487 in Widerſpruch. Die Vorſchriften des $ 1498 
Abſ 2 gelten auch dann, wenn der überlebende Ehegatte ſich erſt nach Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft, aber vor durchgeführter Auseinanderſetzung wieder verheiraten will (Bayobs 
in IFG 1 Nr 11). 

5. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erfolgt nach Maßgabe des § 1492. 
Nach bewirkter Aufhebung kann die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht wiederhergeſtellt 
werden, ſelbſt wenn die Wiederverheiratung unterbleibt (§ 1492 A 1). 

6. Die Auseinanderſetzung wird nach Maßgabe der §8 1497—1506 bewirkt. — Der 
wiederheiratende Gewalthaber braucht ſich mit ſeinem minderjährigen Kinde nicht aus⸗ 
einanderzuſetzen, wenn der verſtorbene Ehegatte ihn zum Vorerben und das Kind zum 
Nacherben mit der Maßgabe eingeſetzt hat, daß die Nacherbfolge bei der Wiederheirat 
eintreten ſoll; er hat aber auf ſeine Koſten dem Vormundſchaftsgericht ein Verzeichnis 
einzureichen, in das nicht nur das Nacherbrecht des Kindes als ſolches, ſondern auch die 
einzelnen Gegenſtände des Nachlaſſes aufzunehmen find (KGJ 43, 38). 

7. Fortdauer der Gütergemeinſchaft. Geſtattet das Vormundſchaftsgericht, daß die 
Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung unterbleibt, ſo endigt 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß § 1493 Ab] 1 von felbft mit der Eheſchließung. 

8. Aufſchiebendes Ehehindernis. Nach § 1314 Abſ 2 darf im Falle des § 1493 Abſ 2 
der Überlebende Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 1493 Abſ 2 bezeichneten Verpflichtungen er⸗ 
füllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. Vgl. Erl zu § 1314. 


9 1494 


Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit dem Tode des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Ehegatte für tot erklärt, ſo endigt die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt?) s). 

E I 1408 Nr 1 II 1405; M 4 466, 474; P 4 342. 


1. Die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des über⸗ 
lebenden Ehegatten kraft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten weder letztwillig noch 
durch Vertrag ausgeſchloſſen werden (§ 1518). Aus dem Zwecke der fortgeſetzten Güter ⸗ 
gemeinſchaft, das gemeinſchaftliche Familienvermögen zugunſten des überlebenden Ehegatten 
zuſammenzuhalten (8 1483 A 4), ergibt ſich, daß über den Tod des letztlebenden Ehegatten hinaus 
eine Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht ſtattfinden kann. Vgl. § 1490 (Tod eines Ab- 
kömmlings). 

2. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß § 18 Abſ 2 BGB 
und 8 970 Abſ 2 ZPO im Todeserklärungsurteile feſtgeſtellt. Bei der Beendigung der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft verbleibt es, auch wenn der Mann die Todeserklärung über- 
lebt. Wird aber infolge einer Anfechtungsklage die Todeserklärung aufgehoben oder eine 
andere Todeszeit feſtgeſtellt, ſo tritt die der wirklichen Sachlage entſprechende Beurteilung ein. 
Gleiches gilt, wenn ſich die Sterbeurkunde als falſch erweiſt. Der § 1494 Abſ 2 entipricht 
dem § 1420. — Vgl. auch die Bek. über die Todeserklärung Kriegsverſchollener v. 18. 4. 16 
(RG Bl 327) und dazu Dronke in JW 1916, 637, ſowie Neufaſſung v. 9. 8. 17 (RGBl 703). 

3. Die Auseinanderſetzung erfolgt in den Fällen des § 1494 nach Maßgabe der 88 1497 
bis 1506. Der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gehört zu deſſen Nachlaß und vererbt ſich nach den allgemeinen erbrechtlichen 
Grundſätzen. — Im Falle der Eröffnung des Konkurſes gehört nicht das Geſamtgut, ſondern 
nur der Anteil des E egatten am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zur Konkurs 
maſſe (Bay Obs in OLG 33, 341). 
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8 1495 


1) Ein anteilsberechtigter Abkömmling?) kann gegen den überlebenden 
Ehegatten auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagens): 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 
bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuſtimmung des Abkömmlinges vor⸗ 
genommen hat“) und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdungs) 
des Abkömmlinges zu beſorgen iſt; 

2. wenn der überlebende Ehegatte das Geſamtgut in der Abſicht, den 
Abkömmling zu benachteiligen, vermindert hat; 

3. wenn der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem Abkömmling 
Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdungs) des Unterhalts zu beſorgen iſt; 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendunge) entmündigt 
iſt oder wenn er das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich ge⸗ 
fährdets); 

5. wenn der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den Ab⸗ 
kömmling verwirkt hat oder, falls ſie ihm zugeſtanden hätte, ver⸗ 
wirkt haben würde“) d). 

E I 1405 Ab 1 II 1406; M 4 472; P 4 328, 342. 

1. Der $ 1495 regelt die Fälle, in denen ein anteilsberechtigter Abkömmling die Aufhebung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil herbeiführen kann. Andere 
als die im $ 1495 aufgeführten Klagegründe find ausgeſchloſſen, z. B. Volljährigkeit, Ver⸗ 
heiratung eines Abkömmlings, Gründung einer eigenen Wirtſchaft. Vgl. $ 1487 A 7 (Aus- 
feuer, Ausſtattung). Die Vorausſetzungen, unter denen ein anteilsberechtigter Abkömmling 
auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen kann, ſind im allgemeinen die⸗ 
ſelben, unter denen eine Ehefrau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft klagen kann ($ 1468). 
Es wird daher auf die Erl zu § 1468 verwieſen. § 1468 Nr 5 kann hier nicht in Frage 
kommen, weil der ſpätere Erwerb der Abkömmlinge nach $ 1485 Abſ 2 überhaupt nicht 
zum Geſamtgute gehört und durch Verſchuldung des überlebenden Ehegatten nicht gefährdet 
werden kann. 

2. Anteilsberechtigter Abkömmling 8 1490 A 2. Klageberechtigt iſt in den Fällen zu 
Nr 4 jeder anteilsberechtigte Abkömmling, in den Fällen zu 1—3 u. 5 derjenige anteils⸗ 
berechtigte Abkömmling, bei dem der vorausgeſetzte Tatbeſtand vorliegt. 

3. Die Klage auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann dadurch ab⸗ 
gewendet werden, daß der überlebende Ehegatte gemäß 8 1492 Abſ 1 die fortgeſetzte Güter. 
gemeinſchaft aufhebt oder ſich zum Abſchluß eines Aufhebungsvertrags gemäß 8 1492 Abſ 2 


erbietet. Der Rechtsſtreit wird in dem gewöhnlichen Verfahren ausgetragen. Wirkung des 
Urteils § 1496. 


4. Verſchulden braucht dem überlebenden Ehegatten nicht beſonders nachgewieſen zu 
werden ($ 1468 A 5). 


5. Erhebliche Gefährdung § 1468 A 6. Vgl. RG JW 07, 2320. 
6. Entmündigung wegen Verſchwendung § 1568 A 9, 10. 


7. Berwirkung der elterlichen Gewalt 8 1680. Dieſem Falle find die in 88 1666, 2334 
vorausgeſetzten Tatbeſtände nicht gleichgeſtellt. Durch die Vorſchrift in 8 1495 Nr 5 werden 
Fr: 11 nicht unter der elterlichen Gewalt des überlebenden Ehegatten ſtehenden Abkömmlinge 
ge ; 

8. Vorläufige Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. § 1418 A 12. 


8 1496 


Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen 
des 5 1495 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Sie tritt für alle Ab⸗ 
kömmlinge ein, auch wenn das Urteil auf die Klage eines der Abkömm⸗ 
linge ergangen ijt?), 

E I 1403 Nr 8, 1405 Abſ 2 II 1407; Ma 474; P 4 342. 
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1. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. § 1469 Satz 1 entſpricht dem § 1418 Abſ 2 u. 8 1470 Abſ 1 Satz 1. Vgl. § 1418 
A 11, 12. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt zwar erſt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils und nicht ſchon mit der Klageerhebung ein; der Zeitpunkt der Klageerhebung 
iſt aber nach 88 1498, 1479 für die Auseinanderſetzung von Bedeutung. 


2. Die übrigen Abkömmlinge ſind nicht verpflichtet, ſich an dem Rechtsſtreite des klagenden 
Abkömmlings zu beteiligen. Treten ſie ihm als Nebenintervenienten bei, ſo gelten ſie 
als feine Streitgenoſſen im Sinne des § 61 ZPO (8 69 ZPO). 


$ 1497 


Nach der Beendigung!) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderjegung?) ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der 
Teilhaber am Geſamtgute nach den SS 1442, 1472, 14735) 4). 

E I 1406 Abſ 1 II 1408; M 4 475; P 4 344. 


1. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſind: Aufhebung durch 
den überlebenden Ehegatten ($ 1492), Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten 
(8 1493), Tod oder Todeserklärung desſelben (§ 1494) und Urteil auf Klage eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings (8 1495, 1496). In dieſen Fällen iſt eine Auseinanderſetzung 
notwendig. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann auch dadurch ihr Ende erreichen, daß alle 
Abkömmlinge ſterben oder verzichten. In ſolchen Fällen vereinigt ſich das ganze Geſamtgut 
in der Hand des überlebenden Ehegatten (8 1490 Satz 3, $ 1491 Abſ 4) und es iſt für eine Aus⸗ 
einanderſetzung kein Raum. Letzteres trifft auch dann zu, wenn neben dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten nur ein einziger Abkömmling vorhanden iſt, erſterer ſtirbt und von letzterem beerbt wird. 
Zuſtimmend KG in IFG 1 Nr 86. 

2. Sowohl der Ehegatte (bzw. deſſen Erben) als auch jeder anteilsberechtigte Abkömmling 
können auf Vornahme der Auseinanderſetzung klagen. Ebenſo § 1471 Abſ 1 u. 8 730 Abſ 1. 
Iſt der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines Abkömmlings, ſo erhält letzterer für 
die Auseinanderſetzung einen Pfleger. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
8 1822 Nr 2. Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das Amtsgericht 88 99, 193 FGG. 


3. Der Hinweis auf $ 1442 ergibt, daß das Rechtsverhältnis der Teilhaber wieder 
wie während der Gütergemeinſchaft und wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft bis 
zur Auseinanderſetzung (§ 1471 Abſ 2) als Gemeinſchaft zur geſamten Hand fort⸗ 
beſteht. Ebenſo KG in JFG 1 Nr 86. — Auch die Beſchränkung der Verfügung der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge über ihre Anteile am Geſamtgutc ($ 1487) dauert bis zur Er- 
ledigung der Auseinanderſetzung fort (Seuff u 72 Nr 192). Der Hinweis auf $ 1472 er⸗ 
gibt, daß die Verwaltung des Geſamtguts dem überlebenden Ehegatten (bzw. deſſen Erben) 
und den anteilsberechtigten Abkömmlingen gemeinſchaftlich zuſteht. Was der überlebende Ehe⸗ 
gatte erwirbt, fällt nicht mehr wie während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1485 Abſ 1 
Halbf 2) in das Geſamtgut. Dagegen wird das unter den Vorausſetzungen des § 1473 Erworbene 
Geſamtgut. — Der anteilsberechtigte Abkömmling kann auf ſeinen Anteil am Geſamtgute 
verzichten. Die Ausnahmevorſchrift des § 1491 gilt auch für die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft, wenngleich fie im § 1497 Abſ 2 nicht ausdrücklich erwähnt iſt (Bay Ob in Seuffal 72 
Nr 192). — Da für die Zeit nach Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft das Ver⸗ 
waltungsrecht allen Teilhabern der Gemeinſchaft gemeinſchaftlich zuſteht, ſo würde ein 
Teilhaber, der ſich die alleinige Verwaltung anmaßt, den übrigen Teilhabern nach SS 681, 
666 auskunfts⸗ und rechenſchaftspflichtig werden, und zwar nicht nur der Geſamtheit der 
übrigen Teilhaber, ſondern in ſinnentſprechender Anwendung des $ 2039 auch jedem ein- 
zelnen Teilhaber (RG 2. 5. 12 IV 468/11). Wird der überlebende Ehegatte, der mit einem 
Abkömmlinge die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt hat, von dieſem als alleinigem Vorerben 
beerbt und wird der Vorerbe zur Berichtigung des Grundbuchs als Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks, das vorher zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört hat, eingetragen, 
fo wird durch den gleichzeitig einzutragenden Nacherbenvermerk nur eine Bruchteilshärfte 
des Grundſtücks belaſtet (K in IF 1 Nr 86). 

4. Nach § 860 Abſ 2 ZPO find nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
die Anteile des überlebenden Ehegatten und der Abkömmlinge am Geſamtgute zugunſten 
der Gläubiger der Anteilsberechtigten pfändbar, nicht aber die Anteile an den einzelnen 
Geſamtgutsgegenſtänden. Die pfändbaren Anteile gehören im Falle der Konkurseröffnung 
zur Konkursmaſſe. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. § 745 Abſ 2 3PO. 
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8 1498 


1) Auf die Auseinanderſetzung finden die Vorſchriften der SS 1475, 1476, 
des § 1477 Abſ 1 und der SS 1479 bis 1481 Anwendung!); an die Stelle 
des Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge. Die im § 1476 Abſ 2 Satz 2 bezeich⸗ 
nete Verpflichtung beſteht nur für den überlebenden Ehegatten. =) 


EI 1406 Abi 1, 2, 4, 6, 1407 Abi 1 II 1409; M 4 475 ff.; P 4 344; 6 289. 


1. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) erfolgt nach Beendigung der fortgeſetzten Güter ⸗ 
zemeinſchaft weſentlich ebenſo wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft. An die Stelle 
des Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die anteilsberechtigten 
Abkömmlinge, ein Grundſatz, der auch bereits im § 1487 Abſ 1 zur Anerkennung gelangt iſt. 
Abweichende Anordnungen ſind den Ehegatten verſagt (8 1518). Dies ſchließt nicht aus, daß 
ſich ſämtliche Beteiligte über abweichende Grundſätze einigen. Vgl. ferner $ 1494 A 3 u. 8 1497 
A 2, 3. Letztwillige Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten 88 1511—1516. 


2. 8 1475 beſtimmt, daß aus dem Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten 
zu berichtigen ſind und daß das Geſamtgut, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen iſt. Bei 
Unzulänglichkeit des Geſamtguts tritt verhältnismäßige Befriedigung ein. § 1475 Abſ 2 
findet in 88 1499, 1500 ſeine Ergänzung. Der etwaige Überſchuß gebührt nach 8 1476 dem über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Hälfte und den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur Hälfte. Un- 
berücksichtigt bleiben das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten an dem Anteile des 
verſtorbenen Ehegatten, ſowie dasjenige, was einſeitigen Abkömmlingen aus dem Geſamtgute 
ausgekehrt worden ift ($ 1483 A 7). Dieſe Nichtberückſichtigung erſcheint als eine billige Aus- 
gleichung dafür, daß die anteilsberechtigten Abkömmlinge wegen ihrer Erb⸗ und Pflichtteils⸗ 
anſprüche nach dem verſtorbenen Ehegatten nicht ſchon bei deſſen Tode, ſondern infolge der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft erſt bei deren Beendigung ſchadlos gehalten werden (WI 4 
S. 478, 479). Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge teilen die ihnen zufallende Hälfte nach 
Vorſchrift des § 1503. Erſatzverbindlichkeiten werden nach § 1476 Ab 2 Satz 1 dem Schuldner 
auf feinen Teil angerechnet. § 1476 Abſ 2 Satz 2 bezieht ſich nicht auf die Abkömmlinge (8 1498 
Satz 2), weil ihre perſönliche Haftung nach $ 1489 Abf 3 durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
überhaupt nicht begründet wird. Vgl. jedoch auch § 1489 A 7. Nach 8 1477 Abſ 1 wird der 
Überſchuß nach den Vorſchriften über die Gemeinſchaft geteilt. An Stelle des 8 1477 Abſ 2 
treten die 88 1502, 1515 (Übernahmerecht). Das im § 1479 eingeräumte Recht, den Zeitpunkt 
der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage zur Grundlage für die Auseinanderſetzung zu 
wählen, kann von den Abkömmlingen nur gemeinſchaftlich ausgeübt werden, denn die 
Auseinanderſetzung erfordert die Beobachtung einheitlicher Grundſätze allen Abkömmlingen 
gegenüber. Entſprechend § 1502 Abſ 2 Satz 2 (Übernahmerecht der Abkömmlinge). Die 
SS 1480, 1481 regeln die Folgen der Nichtberichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit, und 
zwar $ 1480 die Haftung gegenüber den Gläubigern und § 1481 die Haftung der Schuldner 
untereinander. Wie bei der ehelichen Gütergemeinſchaft der Ehemann gegenüber der Ehe- 
frau die Einbuße zu tragen hat (§ 1481 A 4), fo muß auch bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen gegenüber die Einbuße tragen. Letztere ſind 
ſogar inſofern günſtiger als die Ehefrau geſtellt, als fie auch wegen der ihnen nach $ 1500 zur 
Laſt fallenden Verbindlichkeiten dem überlebenden Ehegatten nicht perſönlich haften, ſondern 
ſich nur Anrechnung auf ihren Anteil gefallen laſſen müſſen. Dies muß auch für den Fall 
des Hi 1504. 2 gelten. Die Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge untereinander 
rege ; 


3. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) hat nicht die Bedeutung einer jog. Todteilung. 
Erb- und Pflichtteilsrechte der abgeſchichteten Abkömmlinge bleiben gegenüber dem über- 
lebenden Ehegatten und Geſchwiſtern unberührt. Ebenſowenig wird das elterliche Nutz ⸗ 
nießungsrecht berühr 


8 1499 


x 1 5 der Auseinanderſetzung fallen dem überlebenden Ehegatten zur 
za 2 
1. die ihm bei dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ob⸗ 
liegenden Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die das eheliche Geſamt⸗ 
gut nicht haftetes) oder die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
ihm zur Laſt fielen‘); 
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2. die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen 
Geſamtgutsverbindlichkeitens), die, wenn ſie während der ehelichen 
Gütergemeinſchaft in ſeiner Perſon entſtanden wären, im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt gefallen ſein 
würdens); 

3. eine Ausſtattung, die er einem anteilsberechtigten Abkömmling über 
das dem Geſamtgut entſprechende Maß hinaus oder die er einem nicht 
anteilsberechtigten Abkömmlinge verſprochen oder gewährt hat“) )). 

E 1 1400 Abſ 2 Nr 1, 2, Abf 3, 1401; II 1401: M 4 464; P 4 339 ff. 


1. Die 88 1499, 1500 regeln die Frage, ob bei der Auseinanderſetzung eine Verbindlich⸗ 
keit dem überlebenden Ehegatten oder den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur Laſt fällt. 
Sie regeln alſo nur das innere Verhältnis der Schichtungsbeteiligten zueinander und laſſen 
das Verhältnis des Geſamtguts zu den Gläubigern ($ 1488) unberührt. Grundſätzlich fallen, 
da die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft wie die Gütergemeinſchaft ihrem Weſen nach eine Ge⸗ 
meinſchaft auf Gedeih und Verderb iſt (§ 1463 A 1), alle Geſamtgutsverbindlichkeiten der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auch im Verhältniſſe des überlebenden Ehegatten und der 
anteilsberechtigten Abkömmlinge zueinander dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft zur Laſt. Das BGB läßt dieſen Grundſatz unausgeſprochen und führt in den §8 1499, 
1500 nur die Ausnahmen auf. Die Bedeutung jenes Grundſatzes ergeben im einzelnen 
$ 1466 Abj 2 mit 8 1487 (Erſatzanſprüche), § 1475 mit 8 1498 (Vorwegberichtigung aus dem 
Geſamtgute) und § 1481 Satz 1 mit § 1498 (Haftung bei Nichtberichtigung). 

2. Fällt die Verbindlichkeit bei der Auseinanderſetzung dem Überlebenden Ehegatten 
zur Laſt, ſo iſt er nicht berechtigt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft zu verlangen (§ 1475 Ab] 2 mit $ 1498) und er hat, falls die Berichtigung den⸗ 
noch erfolgt war, entſprechenden Erſatz zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
zu leiſten (8 1466 Abſ 1 mit § 1487). 

3. Das ſind die Verbindlichkeiten der Frau als überlebender Ehegattin, für die nach 
88 1460 —1462 das eheliche Geſamtgut nicht haftete. Verbindlichkeiten des Mannes als ilber⸗ 
lebenden Ehegatten fallen unter dieſe Gruppe nicht, weil das Geſamtgut nach 8 1459 Abf 1 
für ſeine Verbindlichkeiten ohne Ausnahme haftete. 

1. Das find die den 88 1463—1465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des überlebenden 
Ehegatten. 

1 Die vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten ($ 1483 A 3) gehören nicht hierher. 

6. Das ſind die den 88 1463, 1464 Abf 1 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

7 Ausjtattung. Der § 1499 Nr 3 entſpricht dem 8 1465 Abſ 1. Auf die Ausſteuer be- 
zieht ſich die Beſtimmung nicht. Vgl. § 1499 A 3, 8 1487 A 7. Soweit die verſprochene oder 
gewährte Ausstattung das dem Geſamtgut entſprechende Maß einhält, iſt ſie vom Geſamtgute 
zu tragen. Die Ausgleichung der Abkömmlinge untereinander regelt ſich nach § 1503. 

8. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im § 1499 unter Nr 1—3 
bezeichneten Ausnahmefälle vorliegt. 

9. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. § 1498 A 1. 


§ 1500 


) Die anteilsberechtigten Abkömmlinge müſſen ſich Verbindlichkeiten des 
verſtorbenen Ehegatten, die dieſem im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
zur Laſt fielen?), bei der Auseinanderſetzung auf ihren Anteil inſoweit an⸗ 
rechnen?) laſſen, als der überlebende Ehegatte nicht von dem Erben des 
verſtorbenen Ehegatten Deckung“) hat erlangen können. 

In gleicher Weiſe haben ſich die anteilsberechtigten Abkömmlinge an⸗ 
rechnen“) zu laſſen, was der verſtorbene Ehegatte zu dem Geſamtgute zu 
erſetzen hatte) 6) 7). 

E 1 1400 Abſ 2 Nr 3, Abi 3, 4, 1402 Abſ 2 II 1402; M 4 464, 466; ® 4 340; 6 287. 

1. Während § 1499 diejenigen Verbindlichkeiten, welche ausnahmsweiſe bei der Aus⸗ 


einanderſetzung dem überlebenden Ehegatten zur Laſt fallen, aufführt, werden im 
$ 1500 die zu Laſten der Abkömmlinge fallenden Verbindlichkeiten behandelt. Vgl. § 1499 A 1. 
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2. Das find die den 88 1463 —1465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des verſtorbenen 
Ehegatten. 

J. Nur Anrechnung auf ihren Anteil müſſen ſich die Abkömmlinge gefallen laſſen. Sie 
ſind alſo einerſeits nicht berechtigt, die Berichtigung der Verbindlichkeit aus dem Geſamtgute 
zu verlangen (8 1475 Abſ 2 mit $ 1498), und genügen anderſeits, falls die Berichtigung den⸗ 
noch erfolgt war, ihrer Erſatzpflicht durch Anrechnung. Eine perſönliche Erſatzſchuld entſteht 
nicht, da fie nach 8 1489 Abi 3 perſönlich überhaupt nicht haften, es ſei denn, daß fie ein beſon⸗ 
derer Verpflichtungsgrund trifft (S 1489 A 7). 

4. Deckung würde der überlebende Ehegatte von den Erben des verſtorbenen Ehegatten 
nur haben verlangen können, wenn letzterer ausreichendes Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut 
hinterlaſſen hätte (81483 A 5, 6). War ſolche Deckungsmöglichkeit vorhanden, ſo ſind die Ab⸗ 
kömmlinge nicht anrechnungspflichtig, gleichviel ob der überlebende die Deckungsmöglichkeit 
benutzt hat oder nicht. Dem Falle der wirklich erlangten Deckung ſteht es gleich, wenn und 
ſoweit der verſtorbene Ehegatte vom überlebenden Ehegatten beerbt wird. 

5. Das bezieht ſich auf die Erſatzverbindlichkeit aus § 1466 Abſ 1. 

6. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im 8 1500 bezeichneten 
Ausnahmefälle vorliegt. 

7. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. § 1498 A 1. 


8 1501 


1) Iſt einem anteilsberechtigten Abkömmlinge für den Verzicht?) auf 
ſeinen Anteil eine Abfindung aus dem Gejamtgute?) gewährt worden, jo 
wird ſie bei der Auseinanderſetzung in das Geſamtgut eingerechnet und 
auf die den Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet“). 

Der überlebende Ehegatte kann mit den übrigen anteilsberechtigten Ab⸗ 
tömmlingen ſchon vors) der Aufhebung“) der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft eine abweichende Vereinbarung“) treffen. Die Vereinbarung bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“); ſie iſt auch denjenigen 
Abkömmlingen gegenüber wirkſam, welche exit ſpäter in die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintreten. 

E I 1398 Abſ 4 II 1397; M 4 460; P 4 316. 


1. Der 8 1501 regelt die Frage, wie die einem anteilsberechtigten Abkömmlinge aus dem 
Geſamtgute für den Verzicht auf ſeinen Anteil gewährte Abfindung bei der Auseinander⸗ 
ſetzung im Verhältniſſe des überlebenden Ehegatten zu den Abkömmlingen zu verrechnen 
iſt. Mangels ausdrücklicher Beſtimmung würde die Abfindung zur Hälfte von dem über · 
lebenden Ehegatten und zur Hälfte von den Abkömmlingen zu fragen ſein. Dies wäre dem 
überlebenden Ehegatten gegenüber unbillig, weil der Anteil des infolge Verzichts ausſcheiden⸗ 
den Abkömmlings nur den übrigen Abkömmlingen anwächſt (§ 1491 Abſ 4, 8 1490 Satz 3). 
Daher iſt im § 1501 Abſſ 1 die für den Regelfall angemeſſene und abänderungsfähige Vor- 
ſchrift erteilt worden. 

2. Nur ein nach Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erklärter Verzicht des Ab⸗ 
kömmlings auf feinen Anteil (5 1491) iſt, wie der Zuſammenhang ergibt, gemeint, nicht ein 
vorher geſchloſſener Verzichtsvertrag (8 1517). Verzicht und Abfindung müſſen in dem 
Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen. Ein ſolches Verhältnis liegt bei einem 
einſeitigen Verzichte (8 1491 Abſ 1) regelmäßig nicht vor. Auf dieſen bezieht ſich 8 1491 nicht. 
Das Geſetz hat vielmehr den Regelfall im Auge, daß Verzicht (und Abfindung) durch Vertrag 
des Verzichtenden mit dem überlebenden Ehegatten und den übrigen anteilsberechtigten 
Abkömmlingen bedungen worden find, § 1491 Abſ 2 (a. M. Staudinger und andere Schrift 
ſteller). In dieſem Falle können die Abkömmlinge, die ſich die Abfindung anrechnen laſſen 
müſſen, bei Bemeſſung der Abfindung mitwirken, im andern Falle nicht. Die Anſicht, daß 
ſich die Abkömmlinge die Anrechnung jeder, auch der außervertraglich gewährten, noch ſo 
hohen Abfindung für einen einſeitigen Verzicht gefallen laſſen müßten, läuft auf eine große 
Unbilligkeit gegenüber den Abkömmlingen hinaus, widerſpricht dem Grundgedanken des 
$ 1499 Nr 3 und fteht auch nicht mit den Darlegungen der M4 ©. 460, 461 im Einklange. 

3. Nicht unter § 1501 fällt eine Abfindung, die der überlebende Ehegatte aus ſeinem 
Vorbehalts, oder Sondergut oder die ein Abkömmling, dem der Anteil des Ver⸗ 
zichtenden anwächſt, gewährt. 

4. Über die Anrechnungspflicht hinaus haften die Abkömmlinge nicht perſönlich. Vgl. 
§ 1500 A 3. Untereinander verteilen fie die Laſt nach $ 1508 Abf 3. 
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5. Die nach der Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft getroffene Vereinbarung 
bedarf keiner Form. Vgl. § 1498 A 1. Den Beteiligten bleibt überlaſſen, ſchon beim Abſchluſſe 
des Verzichtsvertrags (§ 1491 Ab] 2) geeignete Nebenabreden zu treffen (M 4, 461). 

6. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1497 A 1. 

7. Iſt der überlebende Ehegatte der geſetzliche Vertreter eines Abkömmlings, ſo muß 
dieſem ein Pfleger beſtellt werden. Vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt 
nur inſoweit erforderlich, als die Abkömmlinge untereinander die Abfindungslaſt verteilen 
($ 1822 Nr 2, § 1503 Abſ 3). 

8. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 EG, 
ss 167ff. FGG. 


8 1502 ö 


) Der überlebende Ehegatte iſt berechtigt, das Geſamtgut oder einzelne 
dazu gehörende Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes?) zu übernehmens). 
Das Recht geht nicht auf den Erben über. 

Wird die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1495 durch 
Urteil aufgehoben, jo ſteht dem überlebenden Ehegatten das im Abſ 1 
beſtimmte Recht nicht zu. Die anteilsberechtigten Abkömmlinge können 
in dieſem Falle) diejenigen Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes?) über⸗ 
nehmen“), welche der verſtorbene Ehegatte nach $ 1477 Abſ 2 zu übernehmen 
berechtigt ſein würde. Das Recht kann von ihnen nur gemeinſchaftlichs) 
ausgeübt werden“). 

E I 1406 Abſ 5, 1407 Abſ 2, 3 II 1410; M 4 480 ff.;: P 4 344, 347. 

1. Bei der Auseinanderſetzung nach Beendigung der Gütergemeinſchaft haben die Ehe ⸗ 
gatten das im § 1477 Abſ 2 beſtimmte Übernahmerecht. Bei der Auseinanderſetzung nach 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft haben der überlebende Ehegatte und die 
Abkömmlinge das im § 1502 beſtimmte Übernahmerecht. Beide Fälle find verſchieden ge- 
regelt. Insbeſondere genießt der Ehegatte im Falle des § 1502, abweichend vom Falle des 
§ 1477 Abſ 2, die große Begünſtigung gegenüber den Abkömmlingen, das ganze Geſamtgut 
zum Schätzungswerte ohne Rückſicht darauf, von welchem der beiden Ehegatten es herrührt, 
zu übernehmen. Dabei iſt er nach $ 1492 Ab] 1 Satz 1 in der Lage, den für die Übernahme 
vorteilhafteſten Zeitpunkt zu wählen. Er kann ſich dadurch (namentlich für den Fall der Wieder⸗ 
verheiratung) die wirtſchaftliche Grundlage ſeines Lebens erhalten, was wiederum dem 
Zwecke der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſpricht. Vgl. § 1483 A 4, § 1484 A 1. 

2. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

3. Das Übernahmerecht gelangt erſt bei der Teilung zur Ausübung. Es muß zurück⸗ 
ſtehen, wenn der Übernahmegegenſtand vom Geſamtgut einem Dritten geſchuldet wird oder 
ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten erforderlich iſt (§ 1475 
Abſ 3 mit 8 1498). Letzteres ift nicht der Fall, wenn die Berichtigung durch Verſilberung 
anderer Gegenſtände als der zu übernehmenden ermöglicht werden kann. Das Übernahme⸗ 
recht des Ehegatten iſt unvererblich, das der Abkömmlinge vererblich. Letztwillige Zu⸗ 
erteilung des Übernahmerechts § 1515. Vgl. auch § 1477 A 4. 

4. Den Abkömmlingen ſteht das Übernahmerecht auch dann zu, wenn die Aufhebungs⸗ 
klage zwar erhoben, auch begründet war, der Rechtsſtreit ſich aber in der Hauptſache vor dem 
Urteile durch Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus einem andern Grunde 
(3. B. Aufhebung durch den überlebenden Ehegatten, 8 1492 Abſ 1 Satz 1) erledigte. Dies folgt 
aus $ 1479 mit § 1498. Vgl. 8 1479 A 2 u. § 1422 A 1. A. M. Planck, Staudinger. 

5. Mehrheitsbeſchluß genügt nicht. 

6. Grundbuchverkehr 88 37, 38, 99 GBO. 


8 1503 


Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge! teilen die ihnen zufallende 
Hälfte des Geſamtguts nach dem Verhältniſſe der Anteile, zu denen ſie im 
Falle der geſetzlichen Erbfolge?) als Erben des verſtorbenen Ehegatten 
berufen jein würden, wenn dieſer erſt zur Zeit der Beendigung?) der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft geſtorben wäre!). 


Allgemeine Gütergemeinſchaft §§ 1501—-1505 zn 


Das Borempfangened) kommt nach den für die Ausgleichung unter Ab⸗ 
kömmlingen geltenden Vorſchriftene) zur Ausgleichung, ſoweit nicht eine 
ſolche bereits bei der Teilung des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten 
erfolgt iſt. 

Iſt einem Abkömmlinge, der auf ſeinen Anteil verzichtet“) hat, eine 
Abfindung aus dem Geſamtgute gewährt worden, ſo fällt ſie den Abkömm⸗ 
lingen zur Laſt, denen der Verzicht zuſtatten kommt. 

E 1 1408 II 1411; M 4 484; B 4 347; 6 289. 

1. Anteilsberechtigte Abkömmlinge § 1482 U 2, § 1483 A 3. 

2. Hiernach find die 88 1924, 1927, 1930 maßgebend. Abweichende Anordnungen durch 
letztwillige Verfügungen 88 1511—1516. 

3. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1497 A 1. 

4. Hiernach ift nicht der Todestag des verſtorbenen Ehegatten, ſondern der Zeitpunkt 
der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft maßgebend. 

5. Zum Vorempfangenen gehört, was der Abkömmling von dem verſtorbenen Ehe; 
gatten und an deſſen Stelle auf Grund des $ 1487 Abſ 1 mit 88 1442—1446 aus dem Geſamt⸗ 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft von dem überlebenden Ehegatten empfangen hat. 

6. Hiernach ſind die 88 2050, 2051 Abſ 1, 2058—2057 maßgebend. Abweichende Anord⸗ 
nungen find den Ehegatten verſagt ($ 1518). Die Ausgleichungspflicht findet auch dann ſtatt, 
wenn der verſtorbene Ehegatte gemäß $ 1512 letztwillig den Anteil des Abkömmlings herab- 
geſetzt hat (M 4, 485). Gegenüber dem überlebenden Ehegatten ſind die Abkömmlinge zur 
Ausgleichung nicht verpflichtet. } r 

7. Hiermit iſt der Fall des $ 1491 (nicht der des $ 1517) in Verbindung mit $ 1501 ge- 
meint. Vgl. 8 1501 A 2. 


8 1504 


Soweit die anteilsberechtigten Abkömmlinge nach S 1480 den Geſamt⸗ 
gutsgläubigern haften !), ſind ſie im Verhältniſſe zueinander nach der Größe 
ihres Anteils an dem Geſamtgute verpflichtet). Die Verpflichtung be⸗ 
ſchränkt ſich auf die ihnen zugeteilten Gegenſtände; die für die Haftung des 
Erben geltenden Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende An⸗ 
wendung“). 

E II 1412; M 4 475; P 4 346; 5 828. 

1. Nach § 1480 in Verbindung mit $ 1498 haften einem Geſamtgutsgläubiger, deſſen 
Forderung bei der Teilung des Geſamtguts unberichtigt blieb, alle anteilsberechtigten DIE 
kömmlinge perſönlich und geſamtſchuldneriſch, jedoch ift ihre Haftung auf die ihnen zugeteilten 
Gegenſtände beſchränkt. g 

2. Ein Abkömmling, dem bei der Teilung Geſamtgutsgegenſtände von einem ſeinen 
Anteil überſteigenden Werte zugeteilt worden ſind und der den Gläubiger bis zum Werte der 
zugeteilten Gegenſtände befriedigt hat, kann alſo wegen der ſeinen Anteil überſteigenden 
Mehrleiſtung von den übrigen Abkömmlingen Erſatz verlangen. Von dieſen iſt ein jeder nur 
mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden und nur bis zur Höhe ſeines Anteils erſatzpflichtig. 

3. Vgl. hierzu $ 1480 A 8. 


8 1505 


) die Vorſchriften über das Recht auf Ergänzung des Pflichtteilse) 
finden zugunſten eines anteilsberechtigten Abkömmlinges“) entſprechende 
Anwendung; an die Stelle des Erbfalls tritt die Beendigung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft, als geſetzlicher Erbteil gilt der dem Abkömm⸗ 
linge zur Zeit der Beendigung gebührende Anteil an dem Geſamtgut'“), 
als Pflichtteil gilt die Hälfte des Wertes dieſes Anteils). 

E I 1391 II 1389; M 4 446; P 4 314. 

1. Zweck der Vorſchrift. Nach 88 1512, 1513, 1516, 1518 können die Ehegatten den An- 
teil eines Abkömmlings durch letztwillige Verfügung nur unter gewiſſen Beſchränkungen 
ſchmälern oder entziehen. Dieſe Schranken könnten ſie durch Vornahme von Schenkungen 
umgehen. Zum Schutze der dadurch benachteiligten Abkömmlinge ſchreibt der $ 1505 die ent- 
ſprechende Anwendung der erbrechtlichen Beſtimmungen über das Recht der Pflichtteils⸗ 
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ergänzung infolge von Schenkungen (88 2325—2332) vor. Dabei wird, wie im § 1503 Abſ 1, 
von der Unterſtellung ausgegangen, als ſei der Erblaſſer, nämlich der verſtorbene Ehegatte, 
erſt im Zeitpunkte der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (8 1497 A 1) geſtorben. 
Eine wirkliche Erbfolge liegt nicht vor ($ 1483 A 4). — Die Verjährung des Anſpruchs auf 
Pflichtteilsergänzung (§ 2332) beginnt erſt nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(RG FB 1911, 99643). 

2. Recht auf Ergänzung des Pflichtteils 88 2325— 2332. Im Sinne dieſer Vorſchriften 
iſt Schenkung nur eine wirkſame Schenkung. Unwirkſame Schenkungen (3. B. eine vom 
Manne während der Gütergemeinſchaft ohne Zuſtimmung der Frau vorgenommene Schen⸗ 
kung aus dem Geſamtgute, $ 1446) können zurückgefordert werden. Als Nachlaß im Sinne 
des § 2327 Abſ 1 gilt die Hälfte des zur Zeit der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein 
ſchaft vorhandenen Geſamtguts. Nach § 2328 kann jeder anteilsberechtigte Abkömmling 
die von den andern Abkömmlingen verlangte Ergänzung ihres Anteils ſo weit verweigern, 
daß ihm ſeine eigene Anteilshälfte mit Einſchluß deſſen verbleibt, was ihm zu deren Ergänzung 
gebühren würde. In den 88 2328, 2329 treten an die Stelle des Erben die anteilsberechtigten 
Abkömmlinge. 

3. Jeder anteilsberechtigte Abkömmling kann die zu ſeinen Gunſten lautenden Vorſchriften 
unabhängig von den übrigen Abkömmlingen geltend machen. 

4. Der § 1505 bezieht ſich nur auf das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Auf das Vorbehalts⸗ und Sondergut des verſtorbenen Ehegatten finden die Vorſchriften 
über Ergänzung des Pflichtteils unmittelbar Anwendung. Vgl. § 1488 A 5, 6. Dasſelbe 
gilt Ru Vorbehalts⸗ und Sondergute, das der überlebende Ehegatte bei feinem Tode 
hinterläßt. 

5. Weſtfäliſches Güterrecht. In Fällen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach dem 
PrGeſ. v. 16. 4. 60 findet $ 1505 keine Anwendung (RG JW 1911, 99640. In dieſen 
Fällen kann ein Anſpruch wegen des Schichtteils (Anteils des Kindes an der dem ver- 
ſtorbenen Elternteile gehörig geweſenen Güterhälfte) oder Pflichtteils (in Anſehung des 
von beiden Eltern nachgelaſſenen Vermögens) erſt geltend gemacht werden, wenn es zur 
Abſchichtung oder Auseinanderſetzung kommt, da der Betrag des Anſpruchs nach § 15 des 
Gel. v. 16. 4. 60 in der Faſſung des Art 48 § 6 Pra und 5 2311 BGB ſich lediglich 
nach dem Beſtande des güͤtergemeinſchaftlichen Vermögens zu dieſem ſpäteren Zeitpunkte 
richtet und es vorher bei den fortdauernden Veränderungen des Vermögensbeſtandes 
gänzlich im ungewiſſen iſt, ob eine Verletzung des Schichtteils⸗ oder Pflichtteilsrechts ſich 
herausſtellen wird. Die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs kann nicht vor dem 
Tode des Letztlebenden der beiden Ehegatten ihren Anfang nehmen. Der Anſpruch 
auf den Schichtteil unterliegt der allgemeinen Verjährung von dreißig Jahren von 
der Zeit an, wo der Schichtteil gefordert werden kann (RG 17. 3. 19 IV 457/18). Nach 
§ 10 Abſ 4 des Gef. v. 16. 4. 60 iſt der überlebende Ehegatte für ſich allein befugt, durch 
letztwillige Verfügung unter den unabgefundenen Kindern die Erbfolge in das gemein⸗ 
ſchaftliche Vermögen zu regeln, er muß aber jedem Kinde den Wert des ihm gebührenden 
Anteils an der dem verſtorbenen Elternteile gehörig geweſenen Güterhälfte (des ſog. Schicht⸗ 
teils) und von feiner eigenen Hälfte den Pflichtteil hinterlaſſen. Sit die Teilungsanord⸗ 
nung von beiden Ehegatten getroffen, ſo findet dieſe letztwillige Verfügung allgemeinen 
Grundſätzen gemäß (die nicht dem weſtfäliſchen Güterrechtsgeſetz eigentümlich find) nur in 
dem Pflichtteilsrecht der Kinder ihre Schranke (vgl. $ 6 Abſ 1, zweiter Satzteil des Geſ. v. 
16. 4. 60; Welter⸗Schultz, Handbuch über das eheliche Güterrecht in Weſtfalen, $ 163). Die 
Kinder haben daher in dieſem Falle nicht einen Anſpruch auf Wahrung des Schichtteils in 
Anſehung der Güterhälfte des zuerſt verſtorbenen Elternteils, ſondern lediglich einen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch in Anſehung des von beiden Eltern nachgelaſſenen Vermögens. Dieſe 
Anderung betrifft jedoch nur die Rechte der Kinder nach Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft. Auf die Rechtsſtellung des überlebenden Ehegatten und der Kinder während 
des Fortbeſtehens der Gütergemeinſchaft hat die Anderung keinen Einfluß (RG Warn 1919 
Nr 118). Wenn der überlebende Ehegatte zugunſten eines der unabgefundenen Kinder 
einen übertragsvertrag, ſei es auch nur einen Teilübertragsvertrag abſchließt, und ſich 
nicht etwa den Nießbrauch und die Verwaltung an dem übertragenen Vermögen vorbehält, 
hat er den übrigen Kindern den Wert ihres Anteils am übertragenen Vermögen ſofort 
auszuzahlen (OLG 34, 255). Für die Berechnung des Schichtteils bildet die Grund⸗ 
lage nicht der Vermögensſtand, wie er durch den Übertragsvertrag willkürlich geſtaltet wird, 
ſondern der unabhängig von der Vertragsregelung vorhandene Vermögensbeſtand. Daher 
it von dem Geſamtvermögen die im Übertragsvertrag bedungene Leibzucht nicht abzu 
ziehen (OLG 35, 15). Der Übertragsgeber, der ſich Nießbrauch und Verwaltung vorbehalten 
hat, kann Räumung des übertragenen Hofes vom Übertragsnehmer fordern, wenn dieſer durch 
ſein Verhalten (Trunk und ſchlechte Wirtſchaft) das Zuſammenleben auf dem Hofe unmöglich 
macht (OLG Hamm in Seuffl 79 Nr 36). 
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8 1506 


Iſt ein gemeinſchaftlicher Abkömmling!) erbunwürdig, ſo iſt er auch des 
Anteils an dem Geſamtgut unwürdig?). Die Vorſchriften“) über die Erb⸗ 
unwürdigkeit finden entſprechende Anwendung?). 

E I 1892 II 1390, 1392; M 4 446 ff.; P 4 314. 


1. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge $ 1482 A 2. It ein einſeitiger Abkömmling erb- 
unwürdig, ſo fällt ſein Erbteil den einſeitigen und gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu (88 1483 
Abſ 2, 2344). 

2. 8 1516 Satz 1 beſagt, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling, wenn er in Anſehung 
des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten ($ 1483 A 6) für erbunwürdig erklärt worden iſt, 
ohne weiteres auch der Anteilnahme am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
unwürdig ſein ſoll. Iſt eine Erbunwürdigkeitserklärung in Anſehung des Nachlaſſes des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten unterblieben, jo kann der gemeinſchaftliche Abkömmling — wie ſich 
aus 8 1506 Satz 2 ergibt — doch in Anſehung des Anteils am Geſamtgute für anteilsunwürdig 
erklärt werden. Bel der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann zwar von einer Erbfolge keine 
Rede ſein, aber die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Erbunwürdigkeit recht. 
fertigt ſich, weil ſich der Anteil eines Abkömmlings am Geſamtgute ſtofflich als ſein Erbteil 
nach dem verſtorbenen Ehegatten darſtellt (M 4, 446). Erbunwürdigkeit gegenüber dem über ⸗ 
lebenden Ehegatten fällt nicht unter $ 1506, ſondern berührt nur deſſen Nachlaß. 


3. 88 2339—2345. Die Fälle der Erbunwürdigkeit find im § 2339 aufgeführt. Unter 
den dafelbſt gemeinten Verfügungen von Todes wegen find auch ſolche zu verſtehen, die unter 
die 88 1511—1515 fallen. Letztere bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit nach 8 1516 der Zuſtimmung 
des andern Ehegatten. Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung, und die Ehegatten können die in den 88 1511—1515 bezeichneten Verfügungen 
auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente treffen. Mit dem Geſetzeszwecke dürfte die ſinn⸗ 
entſprechende Anwendung des § 2339 auf die Zuſtimmungserklärung im Einklange ſtehen 
(a. M. Staudinger). Nach § 2340 wird die Erbunwürdigkeit (Anteilsunwürdigkeit) durch 
Anfechtung des Erbſchaftserwerbs (Anteilserwerbs) geltend gemacht, und es iſt die Anfechtung 
erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft (des Anteils), d. h. nach dem Tode des erſtverſtorbenen 
Ehegatten, zuläſſig. Im Falle des § 2343 kommt es auf die Verzeihung des überlebenden Ehe- 

atten nicht an. Gemäß § 2344 kommt die Erbunwürdigkeit eines gemeinſchaftlichen Ab⸗ 
ömmlings den gemeinſchaftlichen und einſeitigen Abkömmlingen zugute. 


8 1507 


Das Nachlaßgericht!) hat dem überlebenden Ehegatten?) auf Antrag?) 
ein Zeugnis“) über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen. Die 
Vorſchriftens) über den Erbſchein finden entſprechende Anwendung. 

E II 1392 a; P 5 729 ff. 


1. Zuständiges Nachlaßgericht 88 72, 73 FGG, Art 147 EG. 


2. Antrags berechtigt iſt nur der überlebende Ehegatte bzw. deſſen Rechtsnachfolger. 
— Nach dem Tode des überlebenden Ehegatten kann auch ein einzelner der mehreren anteils⸗ 
berechtigten Erben ein Zeugnis über die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beantragen Dieſe 
Auslegung entſpricht dem Bedürfniſſe, da ſonſt häufig weitläufige Erbausweisverhandlungen 
nicht zu vermeiden wären (KG in OLG 40, 155 Aid). Ausnahmen für Gläubiger 88 792, 
896 3 PO, 89 14, 40 GBO und Abkömmlinge $ 1485 Abſ 3 mit 8 1438 Abſ 3. Andere Per- 
ſonen können, wenn ſie ein rechtliches Intereſſe glaubhaft machen, Einſicht in das erteilte 
Zeugnis und die vorausgegangenen Ermittlungsverhandlungen, ſowie Ausfertigung des 
Zeugniſſes nebſt Abſchrift der Ermittlungsverhandlungen erhalten (88 78, 85 FGG). 


3. Der Antrag bedarf kei ; er k d einen Vertreter geſtellt werden. 
Val. ferner 5 11 506 f feiner Form; er kann auch durch geſt 


4. Das Zeugnis gibt über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft Auskunft, d. h. es bezeugt 
unter Namhaftmachung der Beteiligten die Tatſache, daß die Gütergemeinſchaft, die in der 
Ehe zweier Ehegatten geherrſcht hat, nach dem Tode des einen Ehegatten zwiſchen dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ($ 1482 A 2) fortgeſetzt ($ 1485 
A 4) worden iſt. Es wird alſo nur der Eintritt der fortgeſetten Gütergemeinſchaft, nicht deren 
Fortdauer bezeugt. Zuſätze über nachträgliche Anderungen z. B. Wegfall eines Abkömmlings 
und Eintritt anderer Abkömmlinge in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oder Beendigung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, gehören nicht zum geſetzlichen Inhalte des Zeugniſſes, 
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können auch nicht von den Beteiligten beanſprucht werden, ſind jedoch zuläſſig und entkräften 
das Zeugnis nicht. Vgl. RG 64, 173 (Erbſchein). Das Zeugnis und der Erbſchein find von⸗ 
einander unabhängig (OLG 6, 319), können aber in derſelben Urkunde verbunden werden 
(OLG 14, 237). Wegen Ausſtellung eines Zeugniſſes des Nachlaßgerichts, daß fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft nicht eingetreten, vgl. KG in RIA 13, 154. Wegen Ausſtellung eines 
Zeugniſſes über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach BGB und nach dem PröGeſ. 
v. 16. 4. 60 bei dem Tode des einzigen und letzten anteilsberechtigten Abkömmlings 
vgl. OLG 26, 312. Vgl. ferner OLG 36, 200 A 1 (Pra Art 66). Wegen des Zeug⸗ 
niſſes als Unterlage für Eintragungen in das Grundbuch und Schiffsregiſter vgl. § 36 
Abſ 2 GBO, 8 107 FGG. 

5. Vorſchriften über den Erbſchein 88 23532370. Nach § 2361 Abſ 1 iſt das Zeugnis, 
wenn ſich ergibt, daß es unrichtig iſt, einzuziehen und wird mit der Einziehung kraftlos. Ande⸗ 
rungen, die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eintreten, begründen 
die Unrichtigkeit nicht. Nach § 2361 Abſ 2 hat das Nachlaßgericht das einzuziehende Zeugnis, 
falls es nicht ſofort erlangt werden kann, durch Beſchluß für kraftlos zu erklären. — Die An⸗ 
ordnung der Erteilung eines bereits erteilten Zeugniſſes kann nicht Gegenſtand einer Be⸗ 
ſchwerde ſein, ebenſowenig der Inhalt eines erteilten Zeugniſſes. Wohl aber iſt Beſchwerde 
zuläſſig gegen die Ablehnung des Antrags auf Einziehung und Kraftloserklärung eines er- 
teilten Zeugniſſes (RG 61, 273, Erbſchein). Beſchwerde gegen die Kraftloserklärung findet 
nicht ſtatt (§ 84 366). Die Vermutung des § 2365 und der öffentliche Glaube der SS 2366, 
2367 ſtehen dem Zeugniſſe nur in Anſehung des geſetzlich vorgeſchriebenen Inhalts, nicht 
in Anſehung ſonſtiger Zuſätze (oben A 4) zur Seite (RG 64, 173). 


8 1508 


1) Die Ehegatten können die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch 
Ehevertrag?) ausſchließen?). 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben wird, finden die 


Vorſchriften des S 1437 Anwendung“). 
E I 1383 Abſ 2 Satz 2 II 1413 Halbſ 1; M 4 424; P 4 303. 


1. Die §§ 1508, 1509 regeln die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft. § 1508 regelt die Ausſchließung durch Ehevertrag, § 1509 die Aus- 
ſchließung durch letztwillige Verfügung. Im erſteren Falle müſſen beide Eheleute zufammen- 
wirken, im letzteren Falle kann jeder Ehegatte einſeitig, jedoch nur für ſeinen Todesfall Be⸗ 
ſtimmung treffen. Verſchieden von der Ausſchließung ſind die Ablehnung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft (8 1484) und die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(§ 1492) ſeitens des überlebenden Ehegatten. 


2. Der die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausſchließende Ehevertrag kann vor und 
während der Ehe geſchloſſen und mit dem die Gütergemeinſchaft einführenden Ehevertrage, 
ebenſo auch mit einem Erbvertrag (8 2276), nicht aber mit einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
(OLG 6, 162; 26, 229; dagegen OLG 6, 165) verbunden werden. Ausſchluß der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft durch gemeinſchaftliches Teſtament ſetzt voraus, daß im 
Teſtament Beſtimmungen enthalten ſind, die dem Weſen einer fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft widerſprechen. Das iſt nicht der Fall, wenn ſich die Eheleute im Teſtamente gegen⸗ 
ſeitig den lebenslänglichen Nießbrauch mit Verbrauchsfreiheit vermachen (OLG 38, 251). 


3. Die Ausſchließung kann ſowohl für den Fall, daß der Mann vor der Frau ſtirbt, als auch 
für den Fall, daß die Frau vor dem Manne ſtirbt, beſtimmt werden. Sie kann weder auf einen 
Teil des Geſamtguts noch in bezug auf Anfang und Ende durch eine Zeitbeſtimmung oder 
Bedingung beſchränkt werden. Folgen der Ausſchließung § 1510. Nichteintritt der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft kann übrigens auch die Folge anderer Umſtände ſein, z. B. wenn ſich die 
Ehegatten in einem Erbvertrage gegenſeitig zu Alleinerben einſetzen — Ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament, in dem ſich Eheleute gegenſeitig zu Alleinerben einſetzen, enthält ſtillſchweigend 
die Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft mit den Kindern (KG in OLG 40, 78). 


4. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag bedarf 
ebenſowenig wie die Ausſchließung durch letztwillige Verfügung (8 1509 A 7) der Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter. Dieſer Fall gehört nicht zu den vom Geſetz als eintragungspflichtig 
bezeichneten Fällen. Vgl. § 1558 A 1. Die abweichende Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts in Hamburg (OLG 8, 335) wird von Winkler in Lobes Zentralblatt für freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit, Jahrgang XI S. 354, 355 mit zutreffenden Gründen angefochten. 
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8 1509 


1) Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod auf⸗ 
gelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Ver⸗ 
fügung?) ausſchließen ?), wenn er berechtigt iſt, dem anderen Ehegatten den 
Pflichtteil zu entziehen“) oder auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft zu 
klagen“). Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriftens) über die Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils entſprechende Anwendung 0 

E I 1387 Abſ 1—3 II 1383 Abſ 1; M 4 440; P 4 309; 6 286. 

1. Allgemeines vgl. § 1508 A 1. . 

2. Über den Begriff der letztwilligen Verfügung vgl. Erl zu 88 1937, 1941. Gemeint 
iſt im § 1509 jede einſeitige Verfügung von Todes wegen, ſei es, daß fie in einem 
Teſtamente (§ 1937), ſei es, daß ſie in einem Erbvertrage ($ 2299) getroffen wird. Dagegen 
ift es unzuläffig, auf Grund des § 1509 die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch eine 
vertragsmäßige ei von Todes wegen in einem Erbvertrage auszuſchließen ($ 2278). 
Vgl. aber 5 1508 A 2. Eu nA 7 

3. Die Ausſchließung darf nicht in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt werden (8 1508 A 3). 

4. Entziehung des Pflichtteils § 2335. Ob in dieſen Fällen die Ausſchließung der Fort- 
ſetzung der Gütergemeinſchaft zugleich die Bedeutung der Entziehung des Pflichtteils hat, 
iſt eine Frage der Auslegung (M 4, 441). Vgl. 8 1511 Abſ 2. 

5. Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 88 1468, 1469. In dieſen Fällen 
wird das Fflichtteilsrecht des überlebenden Ehegatten von der Ausſchließung nicht berührt 


(M 44, 41). 
6. 88 2336, 2337. - 

7. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung 
wird in das Güterrechtsregiſter nicht eingetragen. Vgl. § 1508 A 4. 

8. Nach g 17 Abſ 1 des Hamburgiſchen Güterſtandsgeſetzes v. 14. 7. 99 kann der Mann 
für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod aufgelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemein- 
ſchaft durch letztwillige Verfügung ausſchließen, auch wenn die Vorausſetzungen des § 1509 
nicht vorliegen. Einen ſolchen Fall betrifft RG 17. 2. 19 IV 387/18. 


8 1510 


Wird die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen!), jo gilt 
das gleiche wie im Falle des § 14822). 

E I 1387 Abſ 4 II 1383 Abſ 2; M 4 441; P 4 309. 

1 Sei es durch Ehevertrag ($ 1508), ſei es durch letztwillige Verfügung (§ 1509). 


2. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört (außer ſeinem Vorbehalts- und Sonder- 
gute) auch ſein Anteil am Geſamtgute und die Beerbung iſt die gewöhnliche. Vgl. Erl zu $ 1482. 


8 1511 


1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod 
aufgelöſts) wird, einen gemeinſchaftlichen Abkömmling“) von der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung“) ausſchließen“). 

Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, unbeſchadet ſeines Erbrechts“), 
aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft') die Zahlung des 
Betrags verlangen“), der ihm von dem Geſamtgute der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchafts) als Pflichtteil gebühren würde, wenn die fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft nicht eingetreten wäre“). Die für den Pflichtteilsanſpruch 
geltenden Vorſchriften !) finden entſprechende Anwendung. 

Der dem ausgeſchloſſenen Abkömmlinge gezahlte Betrag wird bei der 
Auseinanderſetzung den anteils berechtigten Abkömmlingen nach Maßgabe 
des § 15001) angerechnet. Im Verhältniſſe der Abkömmlinge zueinander 
1 5 den Abkömmlingen zur Laſt, denen die Ausſchließung zuſtatten 
ommt®). 

E I 1388 II 1384; M 4 442; P 4 309; 5 137; 6 287. 
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1. Während die §8 1508, 1509 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft überhaupt behandeln (§ 1508 A 1), regelt der § 1511 in Verbindung 
mit 8 1516 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Wenngleich bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
von einer Erbfolge keine Rede fein kann (§ 1483 A 4), jo darf doch nicht überſehen werden, 
daß die Teilnahme eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings an der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gewiſſermaßen den Erſatz für fein geſetzliches Erbrecht bildet (M 41, 442). Wie ein Erb⸗ 
laſſer ſeinen Verwandten durch Teſtament von der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen kann 
($ 1938), fo ſoll auch den Ehegatten die Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtattet ſein. Wie in jenem bleibt auch in dieſem 
Falle der Pflichtteilsanſpruch unberührt. Verſchieden von der Ausſchließung des Abkömm⸗ 
lings durch letztwillige Verfügung iſt die Entziehung ſeines Anteils durch letztwillige 
Verfügung (§ 1513). - 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (81516). — Vgl. KG in OLG 31, 398 
(einſeitiges Teſtament genügt nicht). 

3. Wird die Ehe durch den Tod des andern Ehegatten aufgelöſt, ſo wird die Ausſchließung 
gegenſtandslos. Dasſelbe gilt, wenn die Ehe nicht durch Tod, ſondern aus andern Gründen 
aufgelöſt wird, z. B. durch Scheidungsurteil, oder wenn die Ehe nicht aufgelöſt, ſondern für 
nichtig erklärt wird. Die Ausſchließung iſt nur bei Lebzeiten beider Ehegatten zuläſſig. 

4. Gemeinſchaftlicher Abkömmling § 1482 A 2. Die Ausſchließung kann ſich auch auf 
die ganze gegenwärtige und zukünftige Nachkommenſchaft eines Abkömmlings erſtrecken. 

5. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259 —2264, 2273, 2300; 
OLG 1, 379. Stillſchweigende Ausſchließung durch gemeinſchaftliches Teſtament der Ehe⸗ 
gatten, indem ſich dieſelben darin zu Alleinerben einſetzen, zuläſſig (KG in OLG 40, 78). 
§ 1508 A 3; $ 1314 A 3. 

6. Der Beweggrund der Ausſchließung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die Aus⸗ 
ſchließung bewirkt, daß der Ausgeſchloſſene ſo, als wäre er vor dem Eintritte der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft geſtorben, behandelt wird (M 4, 442). Sein Wegfall kommt nach Maß⸗ 
gabe des § 1490 Satz 2, 3 den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen zugute. Der aus: 
ſchließende Ehegatte ift nicht berechtigt, den Anteil des Ausgeſchloſſenen einem andern Ab⸗ 
kömmlinge zuzuwenden (88 1514, 1518). Die Ausſchließung kann auch die Folge anderer 
Anordnungen fein, z. B. wenn der überlebende Ehegatte als Vorerbe und der einzige Ab⸗ 
kömmling als Nacherbe eingeſetzt wird (OLG 7 ©. 59, 62). Vgl. § 1508 A 3. — Die 
Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann auch ſtillſchweigend durch Be⸗ 
ſtimmungen erfolgen, die mit dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht ver⸗ 
einbar ſind, z. B. wenn die Eheleute in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente beſtimmen, 
daß der überlebende Ehegatte Vorerbe und die Kinder des Mannes (aus ſeiner erſten Ehe) 
und die Nichte der Frau Nacherben fein ſollen (RG 94, 314). 

7. Das Erbrecht des Abkömmlings in Anſehung des Vorbehalts⸗ und Sonderguts des 
Erblaſſers wird von der Ausſchließung nicht berührt (Prot 5, 139). Dieſes Gut bleibt folgerichtig 
auch bei der Berechnung des Pflichtteils aus § 1511 Ab] 2 außer Betracht. 

8. Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1483 A 5. Eheliches Geſamtgut 
§ 1485 A 1. Maßgebend iſt der Beſtand zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft. Das Verlangen kann ſich nur auf Zahlung eines Geldbetrags, nicht auf Überweiſung 
eines Bruchteils des Geſamtguts oder einzelnen Geſamtgutsgegenſtandes richten. Abweichende 
Anordnungen find den Ehegatten verſagt ($ 1518). Das Zahlungsverlangen ift an keine Friſt 
gebunden. 

9. Der 8 1511 Abſ 2 ſetzt hiernach voraus, daß es zum Eintritte der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gekommen iſt. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann aber dann nicht eintreten, 
wenn alle anteilsberechtigten Abkömmlinge ausgeſchloſſen ſind. Von einer Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft kann nur die Rede ſein, wenn neben dem überlebenden Ehegatten 
wenigſtens ein anteilsberechtigter Abkömmling vorhanden iſt. Kann fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft nicht eintreten, ſo iſt auch für die Anwendung des § 1511 Abſ 2 kein Raum. Es 
tritt Beerbung nach den allgemeinen Vorſchriften wie im Falle des $ 1482 ein, und Frage 
der Auslegung iſt es, ob die Ausſchließung die Bedeutung der Einſetzung auf den Pflichtteil 
hat (OLG 6, 165; 7, 62; 26, 229; dagegen 7, 59). — Wenn, wie es nach $ 1511 zuläffig 
iſt, alle Abkömmlinge von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen find, ſo kann 
es zu einer ſolchen begriffsmäßig nicht kommen, da zu jeder Gemeinſchaft mehrere Per; 
Ionen gehören (M 4, 442; RG 94, 314). Ebenſo KG in OLG 33, 342. — Haben ſich die 
Eheleute in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente gegenſeitig zu Erben eingeſetzt, ſo ſind 
damit ſtillſchweigend die Kinder von dem Eintritt in eine Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen. 
Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann nicht eintreten. Daraus folgt, daß der erfiverftorbene Ehe⸗ 
gatte nach § 1482 beerbt wird und ſein Anteil am Geſamtgute zu ſeinem Nachlaſſe gehört. 
Da von dieſem Anteile die Kinder durch das gemeinſchaftliche Teſtament ihrer Eltern für die 


# 
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Lebenszeit des Überlebenden ausgeſchloſſen find, Jo ſteht ihnen nach allgemeinen Grundſätzen 
(nicht nach § 1511) der Pflichtteilsanſpruch zu (KG in OLG 40, 78). Vgl. § 1314 A 3. 

10. Pflichtteilsvorſchriften 88 2303 ff. Nach § 2303 Abſ 1 Satz 2 beſteht der Pflichtteil 
in der Hälfte des Wertes des Anteils am Geſamtgute. Bei der Feſtſtellung des Pflichtteils 
nach S 2310 werden diejenigen Abkömmlinge, die von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
ausgeſchloſſen find (8 1511) und diejenigen, die gemäß 8 1517 auf ihren Anteil verzichtet haben, 
mitgezählt, nicht aber diejenigen Abkömmlinge, die gemäß § 1491 auf ihren Anteil verzichtet 
haben. Letzterer Verzicht ſteht der Ausſchlagung einer Erbſchaft nicht gleich (Planct A 74). 
Die im S 2314 feſtgeſtellten Verpflichtungen zur Auskunftserteilung und Vorlegung eines 
Verzeichniſſes treffen den Ehegatten, nicht die Abkömmlinge. Nach § 2317 entſteht der An⸗ 
ſpruch auf den Pflichtteil mit dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Nach § 2304 
iſt der Pflichtteilsanſpruch des ausgeſchloſſenen Abkömmlings bei Erbunwürdigkeit desselben 
anfechtbar. Wegen der Pfändung des Pflichtteilsanſpruchs vgl. 5 852 Abſ 1 ZPO. 

11. Soll heißen § 1501. 


8 1512 


1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt), den einem anteilsberechtigten Ab⸗ 
föümmlinge‘) nach der Beendigung“) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
gebührenden Anteil an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung“) bis 
auf die Hälfte herabſetzen“). 

E I 1389 Abſ 1 II 1385 Satz 1; M 4 443; P 4 810. 


1. Die 88 1512—1514 beſchäftigen ſich mit der Befugnis der Ehegatten, die Rechte der 
an der fortgefegten Gütergemeinſchaft teilnehmenden Abkömmlinge zu kürzen. Die Ehegatten 
dürfen den Anteil des Abkömmlings nach $ 1512 bis auf die Hälfte herabſetzen, nach $ 1513 
ganz entziehen oder einer Beſchränkung unterwerfen und nach § 1514 das Entzogene einem 
Dritten zuwenden. — Der $ 512 gibt dem Ehegatten nur die Befugnis, den einem Ab- 
kömmlinge nach $ 1503 Abf 1 zukommenden Anteil auf die Hälfte zu ermäßigen, nicht aber 
das Recht, dem Abkömmling auch die Rechte zu entziehen, welche ihm nach $ 1497 Abſ 2 mit 
dem Tode des Längſtlebenden zuſtehen ( 1442, 1472, 1473, 1498). Das erhellt ſchon ohne 
weiteres, wenn man den Inhalt des $ 1512 und den Inhalt des unmittelbar vorhergehenden 
$ 1511 in Vergleich zieht, und ergibt ſich auch aus dem § 1518 und deſſen Begründung (e 
105, 242). Vgl. § 1518 A 1 und 2. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich ($ 1516). 

3. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1483 A 4. Stirbt der andere Ehegatte 
zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, ſo iſt die Verfügung gegenſtandslos. 

4. Anteilsberechtigter Abkömmling 8 1483 A 3. 

5. Gründe der Beendigung 8 1497 A 1. 

6. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259—2264, 2273, 2300. 

7. Der Beweggrund der Herabſetzung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die Herab- 
ſetzung bewirkt, daß der entzogene Teil mangels anderweiter Beſtimmung der Ehegatten 
($$ 1514, 1516) nach Maßgabe des $ 1490 Satz 2, 3 den übrigen anteilsberechtigten Ab- 
kömmlingen bzw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt oder verzichtet der 
Abkömmling, deſſen Anteil herabgeſetzt iſt, während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(88 1490, 1491), jo müſſen ſich auch die an feine Stelle tretenden Abkömmlinge bzw. der über⸗ 
lebende Ehegatte die Herabſetzung gefallen laſſen (a. M. Planck). Die Herabſetzung bewirkt 
ferner, daß der betroffene Abkömmling nur nach Verhältnis des ihm belaſſenen Betrags an 
den Anwachſungen (88 1490, 1491) teilnimmt. Selbſtverſtändlich hat er auch nur nach demſelben 
Verhältniſſe die Laſten und Verbindlichkeiten des Geſamtguts zu tragen. Soweit die Herab⸗ 
ſetzung die zuläſſige Hälfte überſchreitet, iſt ſie ungültig. 


8 1513 

1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt?), einem anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
linge“) den dieſem nach der Beendigungs) der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gebührenden Anteil an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung“) 
entziehen“), wenn er berechtigts) iſt, dem Abkömmlinge den Pflichtteil zu 
entziehen. Die Vorſchriften des § 2336 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende 
Anwendung’). 
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Der Ehegatte kann, wenn er nach S 2338 berechtigt iſt, das Pflichtteils⸗ 
recht des Abkömmlinges zu beſchränken, den Anteil des Abkömmlinges am 
Geſamtgut einer entſprechenden Beſchränkung unterwerfen !). 

E I 1389 Abf 2 II 1386; M 4 444; B 4 310 ff. 


1. Allgemeines 8 1512 A 1. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich ($ 1516). 

3. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1483 A 4. Stirbt der andere Ehegatte 
zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, jo iſt die Verfügung gegenſtandslos. 

4. Anteilsberechtigter Abkömmling § 1483 A 3. 

5. Gründe der Beendigung § 1497 A 1. 

6. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Eröffnung SS 2259— 2264, 2273, 2300. 

7. Die Entziehung des Anteils bewirkt, daß der entzogene Anteil mangels anderweiter 
Beſtimmung der Ehegatten (88 1514, 1516) nach Maßgabe des $ 1490 Satz 2, 3 den übrigen 
anteilsberechtigten Abkömmlingen bzw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt 
der Abkömmling, dem der Anteil entzogen iſt, während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(8 1490), fo müſſen ſich auch die an feine Stelle tretenden Abkömmlinge bzw. der überlebende 
Ehegatte die Entziehung gefallen laſſen (a. M. Planck). Der von der Entziehung betroffene 
Abkömmling nimmt weder an den Anwachſungen ($$ 1490, 1491) noch an den Laſten und 
Verbindlichkeiten des Geſamtguts teil. 

8. Die Berechtigung zur Entziehung des Pflichtteils ergibt ſich aus $ 2333. Infolge 
Verzeihung entfällt die Berechtigung und wird die erfolgte Entziehung unwirkſam ($ 2337). 

9. Im 8 2336 Abſ 4 tritt an die Stelle des Erbfalls die Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft. Vgl. auch § 1505 Satz 2. 

10. Durch eine ſolche Beſchränkung des Anteils in wohlmeinender Abſicht wird das 
Teilnahmerecht des Abkömmlings während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht berührt. 
Erſt mit der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt die Beſchränkung in Wirk⸗ 
ſamkeit. Im 8 2338 Abſ 2 Satz 2 tritt an die Stelle des Erbfalls die Beendigung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft. Wegen Zuläſſigkeit der Pfändung der Nutzungen vgl. § 863 Abſ 3 ZPO. 


8 1514 


Jeder Ehegatte!) kann den Betrag)), den er nach S 1512 oder nach S 1513 
Abſ 1 einem Abkömmling entzieht, auch einem Dritten“) durch letztwillige 
Verfügung) zuwenden). 

E II 1387; M 4 444; P 4 312, 323 ff. 

1. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (§ 1516). 

2. Der dem Abkömmling entzogene Betrag iſt der dem Werte des Entzogenen ent- 
ſprechende Geldbetrag. Der Anteil ſelbſt kann dem Dritten auf Grund des § 1514 weder 
ganz noch teilweiſe zugewendet werden, ebenſowenig ein beſtimmter Geſamtgutsgegenſtand. 
Vgl. auch § 1511 A 6, § 1512 A 7 u. § 1513 A 7 (Anwachſung). 

3. Der Dritte kann auch ein anderer gemeinſchaftlicher oder einſeitiger Abkömmling oder 
der überlebende Ehegatte ſein. 

4. Letztwillige Verfügung SS 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259—2264, 2273, 2300. 

5. Die Zuwendung bewirkt, daß für den Dritten ein Anſpruch auf Geldzahlung begründet 
wird, der nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geltend gemacht werden 
kann. Auf die Zuwendung dürften die Vorſchriften über die Vermächtniſſe ſinnentſprechend 
Anwendung finden (Planck A 3). 


$ 1515 

Jeder Ehegatte!) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintritt), durch letztwillige Verfügung“) anordnen, daß 
ein anteilsberechtigter Abkömmling“) das Recht haben ſoll, bei der Teilung’) 
das Geſamtgut oder einzelne dazu gehörende Gegenſtände“) gegen Erſatz 
des Wertes“) zu übernehmen?). 

Gehört zu dem Geſamtgut ein Landgut“), jo kann angeordnet werden, 
daß das Landgut mit dem Ertragswert“) oder mit einem Preiſe, der den 
Ertragswert mindeſtens 10) erreicht, angeſetzt werden ſoll. Die für die Erb⸗ 
folge geltenden Vorſchriften des § 2049 finden Anwendung. 
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Das Recht, das Landgut zu dem im Abſ 2 bezeichneten Werte oder 
Preiſe zu übernehmen, kann auch dem überlebenden Ehegatten eingeräumt 


werden!). 
G I 1389 Abſ 1 II 1385 Satz 2: M 4 443; P 4 310; 6 893. 


1. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (8 1516). 

2. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1483 A 4. Stirbt der andere Ehe · 
un 9 oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, ſo iſt die Verfügung gegen⸗ 
ſtandslos. 

3. Letztwillige Verfügung 85 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259 —2264, 2273, 2300. 

4. Anteilsberechtigter Abkömmling $ 1483 A 3. Anteilsberechtigt iſt auch der Ab⸗ 
kömmling, deſſen Anteil gemäß $ 1512 auf die Hälfte herabgefegt iſt. Stirbt der Übernahme⸗ 
berechtigte nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, ſo treten ſeine Erben 
an ſeine Stelle. 

5. Teilung 88 1477, 1498 und Erläuterungen. 

6. Ohne Rückſicht darauf, von welchem der Ehegatten der Gegenſtand herrührt. 

7. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

8. Das Übernahmerecht aus $ 1515 geht dem Übernahmerechte des überlebenden Ehe 
gatten aus § 1502 vor und iſt vererblich. Wird der Übernahmegegenſtand einem Dritten 
geſchuldet oder iſt ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten 
erforderlich, ſo muß das Übernahmerecht zurückſtehen. Vgl. $ 1477 A 4, § 1502 A 3. 

9. Begriff des Landguts 88 98, 2049 und Erläuterungen; Ertragswert § 2049 Abſ 2. 
Vgl. auch Art 137 EG. a 

10. Wie das Wörtchen „mindeſtens“ ergibt, kann auch ein den Ertragswert überfteigen- 
der Preis angeſetzt werden. . 

11. Iſt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß $ 1495 durch Urteil aufgehoben, ſo ent⸗ 
fällt das dem überlebenden Ehegatten im § 1502 eingeräumte Übernahmerecht. Neben 
dieſem geſetzlichen Übernahmerechte will der $ 1515 Abſ 3 nicht ein neues, auf letztwilliger 
Verfügung beruhendes Übernahmerecht ſchaffen — was überflüſſig wäre —, ſondern nur 
den Wert bzw. Preis, zu dem das geſetzliche Übernahmerecht ausgeübt werden kann, feſtſetzen. 
Demzufolge dürfte § 1502 Abſ 2 auf den Fall des 8 1515 Abf 3 anwendbar fein. Ebenſo Stau⸗ 
dinger; a. M. Planck u. a. 


8 1516 


1) Zur Wirkſamkeit der in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten Verfügungen 
eines Ehegatten iſt die Zuftimmung?) des anderen Ehegatten erforderlich. 

Die Zuſtim mung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden“). Iſt 
der Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Zuſtimmung 
ſeines geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. Die Zuſtimmungserklärung 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“). Die Zuſtimmung 
iſt unwiderrufliche). 

Die Ehegatten können die in den SS 1511 bis 1515 bezeichneten Ver⸗ 
fügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente') treffen. 

E I 1390 II 1388; M 4 445; P 4 313; 5 442; 6 287, 394. 


1. Grund der Vorſchrift. Sowohl dem Weſen der Gütergemeinſchaft als auch dem mut⸗ 
maßlichen Willen beider Ehegatten entſpricht es, daß kein Ehegatte ohne die Zuſtimmung des 
andern Ehegatten die geſetzlichen Rechte der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge ſchmälern oder 
entziehen und auf dieſe Weiſe den einen Abkömmling vor dem andern begünſtigen darf. Die 
Zustimmung ift ohne Rückſicht darauf, ob die Verfügung dem überlebenden Ehegatten zum 
Nachteile gereicht oder nicht, erforderlich. 

2. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechts 
geſchäft ($ 180), dem verfügenden Ehegatten gegenüber abzugeben, kann vor oder nach Er. 
richtung der letztwilligen Verfügung, jedoch nicht mehr nach dem Tode des verfügenden Ehe 
gatten abgegeben werden und iſt in jedem Falle unwiderruflich. Zum Widerruf der letzt. 
willigen Verfügung bedarf der verfügende Ehegatte nicht der Zuſtimmung des andern Ehe 
gatten. Letzterer kann trotz erteilter Zuſtimmung gemäß $ 1484 die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft ablehnen und dadurch die Verfügung unwirkſam machen. 

3. Hieraus folgt die höchſtperſönliche Natur der Zuſtimmung. Vertretung in der Er- 
klärung der Zuſtimmung iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen. Geſchäftsunfähigkeit des Ehe 
gatten macht die Zuſtimmung unmöglich. 
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4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung Art 141 EG, 88 167ff. FGG. Diefe Form 
iſt notwendig, gleichviel in welcher Form die letztwillige Verfügung errichtet iſt. 

5. Gemeinſchaftliches Teſtament 88 2265ff. Die Ehegatten können die bezeichneten 
Verfügungen auch in einem Erbvertrage treffen, da deſſen Form (8 2276) den Erforder⸗ 
niſſen des 8 1516 genügt. Abweichend § 1509 A 2. 


$ 1517 


) Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, durch den ein gemeinſchaftlicher 
Abkömmling!) einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, daß die Ehe 
durch dejjen?) Tod aufgelöſt wird, auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verzichtet oder durch den ein ſolcher Ver⸗ 
zicht aufgehoben!) wird, iſt die Zuſtimmung des anderen Ehegatten er⸗ 
forderlich. Für die Zuſtimmung gelten die Vorſchriften des 8 1516 Abi 2 
Satz 3, 45). 

Die für den Erbverzicht geltenden Vorſchriftene) finden entſprechende 
Anwendung. 

E I 1393 II 1391; M 4 448; P 4 314; 5 443; 6 394, 398. 


1. § 1517 behandelt den während der Gütergemeinſchaft im voraus, § 1491 den nach 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erklärten Verzicht eines Abkömmlings auf ſeinen 
Anteil. Vgl. § 1491 A 1. Im Falle des 8 1517 kann der Verzicht nur durch Vertrag er⸗ 
folgen. Der Verzichtsvertrag wird von dem Abkömmlinge mit einem der beiden Ehegatten 
oder mit beiden Ehegatten abgeſchloſſen. - 

2. Gemeinſchaftlicher Abkömmling 5 1482 A 2. s 

3. Wird die Ehe durch den Tod des andern Ehegatten aufgelöft, jo wird der Verzichtsvertrag, 
wenn er nicht auch mit dem andern Ehegatten geſchloſſen war, gegenſtandlos. Das 8 1511 A 3 
Geſagte gilt auch hier. . 

4. Der Verzicht kann nur durch Vertrag mit dem Ehegatten, mit dem der Verzichtsvertrag 
geſchloſſen war, aufgehoben werden. 1 

5. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechts⸗ 
geſchäft ($ 130), dem Ehegatten oder dem Abkömmlinge gegenüber abzugeben (§ 182 Abſ 1), 
kann vor oder nach Errichtung des Vertrags, jedoch nicht mehr nach dem Tode des vertrag⸗ 
ſchließenden Ehegatten abgegeben werden und iſt in jedem Falle unwiderruflich. Die Zu⸗ 
ſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 81516 Abi 2 
Satz 1, 2 iſt von der Anwendbarkeit ausgeſchloſſen. Daher kann die Zuſtimmung auch durch 
einen Vertreter erteilt werden und der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehegatte bedarf 
der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Schließt der Abkömmling den Verzichtsvertrag 
mit beiden Ehegatten ab, ſo erſcheint eine beſondere Zuſtimmungserklärung überflüſſig. 

6. Erbverzichtsvorſchriften 85 2346 ff. Nach 8 2346 Abſ 1 Satz 2 iſt der verzichtende 
Abkömmling von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit 
des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht mehr lebte. Ein Pflichtteilsanſpruch ſteht 
ihm nicht zu, ebenſowenig der dem ausgeſchloſſenen Abkömmling in 8 1511 Abſ 2 eingeräumte 
Anſpruch. Unberührt bleibt ſein Erbrecht in Anſehung des Vorbehalts⸗ und Sonderguts des 
verſtorbenen Ehegatten. Nach 8 2349 erſtreckt ſich die Wirkung des Verzichts auf die Abkömmlinge 
des Verzichtenden. Hierin liegt eine Abweichung vom § 1490 Satz 2. Nach § 2350 Abſ 1 kann 
zugunſten eines andern verzichtet werden. Der andere kann im Falle des § 1217 immer 
nur ein anteilsberechtigter Abkömmling oder der überlebende Ehegatte ſein. Fremde Per⸗ 
ſonen dürfen an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht teilnehmen (8 1490 A 1). Vgl. ferner 
8 1497 A 1 (Folgen des Verzichts aller Abkömmlinge). 


§ 1518 


) Anordnungen, die mit den Vorſchriften der SS 1483 bis 1517 in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, können von den Ehegatten weder durch letztwillige Ver⸗ 
fügung!) noch durch Vertrags) getroffen werden‘). 

E I 1383 Abſ 2 Satz 2 II 1413; M 4 424; P 4 303. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1518 bezweckt, für den Fall des Eintritts der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft die anteilsberechtigten Abkömmlinge vor Anordnungen der Ehegatten 
zu ſchützen, die geeignet find, die den Abkömmlingen als Erſatz für ihr Erb⸗ und Pflichtteils⸗ 
recht zuſtehenden Anteile am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu beeinträchtigen. 
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Insbeſondere ſoll den Ehegatten die Möglichkeit entzogen ſein, zum Nachteile der anteilsberech⸗ 
tigten Abkömmlinge dritte Perſonen zu bedenken (M 4, 424; R& 105, 242). Allerdings bieten 
die in den 88 15111515 zugelaſſenen Anordnungen eine Handhabe, den Abkömmling mittelbar 
zu nötigen, ſich auch nicht zugelaſſene Anordnungen, z. B. die Beſtellung eines Nießbrauchs 
für den überlebenden Ehegatten, gefallen zu laſſen (ebenſo Planck, Staudinger). — Nach 
8 1518 find auch Anordnungen unwirkſam, die zwar den anteilsberechtigten Abkömmlingen 
zum Vorteile gereichen, aber mit den den Schutz des überlebenden Ehegatten bezweckenden, 
in den 88 1483—1517 mitenthaltenen Vorſchriften in Widerſpruch ſtehen (RG JW 1916, 43). 

2. Letztwillige Verfügung §8 1937, 1941, 2299. Der Mann kann die Gütergemeinſchaft 
für die Zeit nach ſeinem Tode nicht dadurch beſeitigen, daß er die Frau zur alleinigen Erbin 
feines ganzen Nachlaſſes einſetzt (RG Warn 08 Nr 163). Ungültig iſt die von Eheleuten 
in ihrem gemeinſchaftlichen Teſtamente getroffene Beſtimmung, daß der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker alsbald nach dem Tode des Ehemanns den Geſamtnachlaß in Beſitz und Verwaltung 
nehmen ſolle. Die Einſetzung eines andern Geſamtgutsverwalters als des überlebenden 
Ehegatten ift für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft unzuläſſig 88 1487, 1518 (RG JW 
1916, 437). Unwirkſam iſt eine teſtamentariſche Anordnung, die den Abkömmling nach dem Tode 
des Längſtlebenden auf eine Geldforderung (Pflichtteil) gegen die übrigen Beteiligten be⸗ 
ſchränkt RG 105, 242). Vgl. $ 1512 A 1. Der überlebende Ehegatte, der mit den gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlingen die Gütergemeinſchaft fortſetzt, darf durch Teſtament bei Ein⸗ 
ſetzung der Abkömmlinge zu Erben beſtimmen, daß einer der Abkömmlinge das zum Geſamt⸗ 
ute gehörende Anweſen gegen Werterſatz zu übernehmen berechtigt ſei und daß jeder die 

berlaſſung weigernde Abkömmling nur den Pflichtteil erhalte. Die Unwirkſamkeit ſolchen 
Teſtaments muß ſchon deshalb verneint werden, weil der Erblaſſer denſelben Erfolg auf dem 
ihm durch 9 1502 Abſ 1 Satz 1 eröffneten Wege hätte erreichen können (Bay Obe G in IFG 1 
Nr 35). 

3. Ehevertrag oder Erbvertrag. — Auf Verträge, die der überlebende Ehegatte nach 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft mit einem Dritten ſchließt, bezieht ſich § 1518 
nicht. § 1518 iſt auch nicht entſprechend anwendbar, wenn ſich der überlebende Ehegatte 
dem Dritten gegenüber nur einer Verfügungsbeſchränkung in bezug auf Geſamtgutsgegen⸗ 
ſtände unterwirft, ſich aber nicht des ihm nach 88 1448, 1487 zustehenden Verwaltungs- 
rechts gänzlich entſchlägt (RG JW 1916, 43°). r t N 

4. Anordnungen, die mit den 88 1483—1517 im Widerſpruche ſtehen, find nichtig. Die 
Nichtigkeit können ſowohl die Abkömmlinge als auch der überlebende Ehegatte geltend machen 
(OLG 6, 162). Unberührt bleibt die Befugnis des überlebenden Ehegatten, über feinen Anteil 
am Geſamtgute, fein Vorbehalts⸗ und Sondergut letztwillig zu verfügen. 


3. Errungenſchafts gemeinſchaft 


8 1519 


) Was der Mann oder die Frau während der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft erwirbt, wird gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Ge⸗ 
ſamtgut) ?). 

Auf das Geſamtgut finden die für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften des § 1438 Abſ 2, 3 und der SS 1442 bis 1453, 1455 
bis 1457 Anwendung“). 

E I 1411 Abſ 1, 1417 II 1414; M 4 151 ff., 492 ff., 505 ff.; P 4 349 ff.;: 6 289. 


1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft behält jeder Ehegatte ſein Vermögen. Gemeinſam 
wird nur, was während der Errungenſchaftsgemeinſchaft das beiderſeits eingebrachte Gut 
an Nutzungen abwirft und beide Ehegatten durch Arbeit erringen (Geſamtgut). Die Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft ſtellt ſich gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung des Güterſtandes 
der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung dar (M 4 S. 491, 499, 511,513,534). Die ehe 
lichen Laſten, ſowie die für den Erwerb der Gemeinſchaftsmaſſe erforderlichen Ausgaben 
werden gemeinſam getragen. Der § 1519 Abſ 1 bringt zum Ausdrucke, daß der in die Ge⸗ 
meinſchaft fallende Erwerb ſchon während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
einen beſonderen Vermögensinbegriff bildet (reine Errungenſchaftsgemeinſchaft). Abgelehnt 
hat das BB die og. Gemeinſchaft des Zugewinſtes, nach der erſt bei Auflöſung der 
Gemeinſchaft durch Abrechnung ermittelt wird, ob nach Erſatz des eingebrachten Vermögens 
und nach Berichtigung der die Gemeinſchaft belaſtenden Verbindlichkeiten ein (unter die Ehe- 
gatten gleichmäßig zu verteilender) Überſchuß vorhanden it. Errungenſchaftsgemeinſchaft 
kann nur durch Ehevertrag (88 1432—1436) eingeführt oder aufgehoben werden. Für dieſen 
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Ehevertrag gelten Beſchränkungen, wie ſie § 1437 für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
vorſieht, nicht. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft find zu unterſcheiden: Geſamtgut (8 1519), 
eingebrachtes Gut des Mannes (58 1520—1525), eingebrachtes Gut der Frau (88 1520—1525) 
und Vorbehaltsgut der Frau (§ 1526 Abſ 1, 3). Vorbehaltsgut des Mannes gibt es nicht 
(§ 1526 Abſ 2). — Errungenſchaftsgemeinſchaft nach Solmſer Landrecht vgl. Ban Obs 
in OLG 34, 256. 

2. Geſamtgut der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt alles, was die Ehegatten — ſei es der 
Mann allein, ſei es die Frau allein, ſei es beide Ehegatten gemeinſam — während der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft erwerben, ausgenommen dasjenige, was nach den 88 1520—1524 
als eingebrachtes Gut der Ehegatten und nach § 1526 als Vorbehaltsgut der Frau anzuſehen 
iſt. Hiernach gehören zum Geſamtgute die Nutzungen des eingebrachten Gutes der Ehegatten 
(8 1525) und die Erträge ihrer (körperlichen oder geiſtigen) Tätigkeit. Das Geſamtgut der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft beſitzt dieſelbe rechtliche Natur wie das Geſamtgut der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft (Gemeinſchaft zur geſamten Hand). — Nach $ 1527 iſt alles vorhandene 
Vermögen — vermutungsweiſe — Geſamtgut, ſofern nicht eine andere güterrechtliche Eigen⸗ 
ſchaft ſich beſonders erweiſen läßt. Was eingebrachtes Gut der Ehefrau iſt, beſagen die 
§8 1520—1524. Die darin aufgeführten Fälle ertragen keine Erweiterung; was Vorbehalts⸗ 
gut der Frau iſt, ergibt § 1526; auch heimlicher oder verbotener Erwerb der Frau, 
ſoſern er nicht unter die 88 1520—1524, 1526 fällt, wird Geſamtgut (RG 90, 288; RGSt 
40, 175). Der Erwerb für das Geſamtgut vollzieht ſich mit rechtlicher Notwendigkeit, grund⸗ 
ſätzlich ohne Rückſicht auf die Willensrichtung des Erwerbenden. Das mit dem Er⸗ 
werb in der Perſon eines Ehegatten entſtehende Eigentum wird mit ſeiner Entſtehung 
umgewandelt in gütergemeinſchaftliches Eigentum (RG 84 S. 73, 327; 8 1438 A 5, 6), 
und zwar nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 1435 Abſ 2, die nach § 1519 Abſ 2 auch 
für die Errungenſchaftsgemeinſchaft gilt, kraft Geſetzes. Der Eintritt dieſer Rechtsfolge 
iſt nicht davon abhängig, ob der Ehemann um den Erwerb der Frau weiß oder das von der 
Frau Erworbene in ſeine tatſächliche Verfügungsgewalt bekommt. Es kann der Frau nicht 
anheimgeſtellt ſein, ſich ein Sondergut dadurch zu verſchaffen, daß ſie einen Erwerb ohne 
Wiſſen des Mannes macht und ihn feiner Verfügungsgewalt vorenthält (RG 90, 288; vgl. 
$ 1450). 

3. Nach § 1438 Abſ 2 tritt die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes ein. § 1442 regelt 
einige aus der Errungenſchaftsgemeinſchaft als einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (A 2) 
ſich ergebende Folgen (Ausſchluß der Verfügung über Anteile, Ausſchluß des Teilungsverlangens, 
Beſchränkung der Aufrechnung). Nach § 1443 ſteht dem Manne die Verwaltung des Geſamt⸗ 
guts zu, jedoch bedarf er in den Fällen der 88 1444—1446 der Einwilligung der Frau, die nach 
§ 1447 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden kann. Die SS 14491452 regeln die 
Rechte der Frau in Anſehung des Geſamtguts. § 1455 betrifft die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung des Geſamtguts. 8 1456 ftellt, abgeſehen von zwei Ausnahmen (ge- 
fliſſentliche Benachteiligung der Frau oder mangelnde Zuſtimmung), den Grundſatz der recht⸗ 
lichen Unverantwortlichkeit des Mannes gegenüber der Frau auf, und § 1457 trifft Beſtimmung 
für den Fall, daß der Mann unter Vormundſchaft ſteht. Die Erläuterungen zu den angezogenen 
Paragraphen werden in Bezug genommen. 


8 1520 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was ihm bei dem Eintritte?) 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört?) ). 
E I 1412 II 1415; M 4 495; P 4 349. 


1. Die 88 1520—1524 beſtimmen, was als eingebrachtes Gut eines Ehegatten anzuſehen 
iſt. In den bezeichneten Fällen entſteht eingebrachtes Gut kraft Geſetzes. Eingebrachtes 
Gut beider Ehegatten bildet — abgeſehen von dem Vorbehaltsgute der Frau (§ 1526) — 
gewiſſermaßen einen Gegenſatz zum Geſamtgute ($ 1519), jedoch unterliegt das eingebrachte 
Gut, wie das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes und die Nutzungen des eingebrachten 
Gutes beider Ehegatten gehören zum Geſamtgute ($ 1525). Der E! bezeichnete das ein⸗ 
gebrachte Gut im Falle der Errungenſchaftsgemeinſchaft als Sondergut. Die zweite Kom⸗ 
miſſion erſetzte dieſen Ausdruck durch die Bezeichnung „eingebrachtes Gut“ entſprechend 
dem Vorgange, daß auch bei dem geſetzlichen Güterſtande das der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes unterliegende Vermögen als „eingebrachtes Gut“ bezeichnet worden war (Prot 
4, ss Irgendeine Vermutung für die Eigenſchaft als Eingebrachtes beiteht nicht (RGSt 
40, 175). 

2. Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die vor der Ehe vereinbarte Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft kann naturgemäß nicht früher als mit der Eheſchließung eintreten. Die während 
der Ehe vereinbarte Errungenſchaftsgemeinſchaft tritt mit dem Abſchluſſe des Ehevertrags 
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ein. In beiden Fällen kann durch Vertrag ein ſpäterer Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
vereinbart werden. . 

3. Alle dem Ehegatten gehörenden Gegenſtände (Sachen und Rechte) fallen ausnahmslos 
unter § 1520. Auch bares Geld und andere verbrauchbare Sachen ſind nicht ausgenommen, 
doch gilt hinſichtlich ihrer die Vermutung aus § 1540 (Verwendung in das Geſamtgut). Dal. 
auch §8 1525 Abſ 2, 1377, 1527. Unter $ 1520 fällt auch ein bedingter oder anfechtbarer Erwerb, 
wenn letzterer während der Errungenſchaftsgemeinſchaft unbedingt oder unanfechtbar 
wird, desgleichen der Erwerb auf Grund einer vor Eintritt der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft begonnenen, aber erſt während derſelben vollendeten Erſitzung. Was beiden Ehegatten 
ſchon vor Beginn der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemeinſchaftlich gehörte, wird gemeinſchaft⸗ 
liches eingebrachtes Gut, nicht Geſamtgut (M 4, 496). 

4. Durch Ehevertrag können Gegenſtände, die an ſich zum eingebrachten Gute gehören 
würden, dem Geſamtgute zugewieſen werden. Solche Gegenſtände gehen nicht kraft Geſetzes 
in das Geſamtgut über (S8 1519 Abſ 2, 1438 Abſ 2), ſondern nach Maßgabe der allgemeinen, 
für den Übergang des betreffenden Rechtes geltenden Beſtimmungen (M 4, 496). Vgl. auch 
OLG 7, 55 (bei Grundſtücken Auflaſſung erforderlich). Über die Frage, ob in einer Verein⸗ 
barung, durch die bei Begründung der Errungenſchaftsgemeinſchaft ein zum eingebrachten 
Gute eines Ehegatten gehörendes Grundſtück in die Gemeinſchaft aufgenommen wird, eine 
Schenkung im Sinne des § 40 ErbihStG gefunden werden kann, vgl. RFH, Urt. v. 9. 12. 20 
in JW 1921, 66216 und Urt. v. 18. 11. 21 in JW 1922, 8336. 


8 1521 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was er von Todes wegen?) 
oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht“), durch Schenkung“) oder als 
Ausſtattung') erwirbt. Ausgenommen iſt ein Erwerb, der den Umſtänden 
nach zu den Einkünften zu rechnen iſté) 7). 

E I 1412 II 1418; M 4 496; P 4 349, 365. 


1. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. 

2. Unter Erwerb von Todes wegen verſteht $ 1369 das, was während des Beſtehens 
des geſetzlichen Güterſtandes durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil erworben 
wird. So auch M 4, 496. In dieſem Sinne ſpricht auch $ 1521 von einem Erwerbe von Todes 
wegen. Erwerb durch Erbfolge umfaßt den Erwerb auf Grund geſetzlicher Erbfolge, teſtamen⸗ 
tariſcher Erbfolge und teſtamentariſcher Zuwendung von Vermächtniſſen, ſowie auf Grund 
Erbvertrags (88 1922—1940). Hiernach iſt der Erwerb durch Vermächtnis (88 1939, 2147ff.) 
ſchon in dem Erwerbe durch Erbfolge mitbegriffen. Bedarf es nach dem Anfalle der Erbſchaft 
an die Frau (8 1942) noch einer Auseinanderſetzung mit Miterben, ſo iſt dazu nach 88 1525 
Abſ 2, 1359 die Zuſtimmung des Mannes nötig (OLG 8, 332). Der Erblaſſer kann — unbeſchadet 
des Pflichtteilsrechts — beſtimmen, daß das Erworbene Geſamtgut werden ſolle. Eine ſolche 
Beſtimmung hat nicht zur Folge, daß das Erworbene ohne weiteres Geſamtgut wird, ſondern 
dazu bedarf es eines Ehevertrags und der Befolgung der allgemeinen für den Übergang des 
fraglichen Vermögens geltenden Beſtimmungen. Was beiden Ehegatten gemeinſchaftlich 
zugewendet wird, fällt nicht in das Geſamtgut, ſondern wird gemeinſchaftliches eingebrachtes 
Gut (M 4, 496). 

3. Was einem Ehegatten während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft mit 
Rückſicht auf ſein künftiges Erbrecht von einem Dritten zugewendet wird, iſt als eingebrachtes 
Gut zu behandeln, weil es ſich hierbei um eine Vorwegnahme des Erbrechts, alſo inhaltlich 
um Erwerb durch Erbfolge handelt. Daran ändert ſich nichts, wenn der bedachte Ehegatte 
oder beide Ehegatten gewiſſe Gegenleiſtungen (Leibzucht, Abfindung) übernehmen. Ob 
dieſe Verpflichtungen Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind und welchem der Ehegatten ſie im 
Verhältniſſe zueinander zur Laſt fallen, richtet ſich nach den allgemeinen Beſtimmungen 
(88 1530 ff., 1535 ff.). 

4. Schenkungen. Was ein Dritter während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
einem Ehegatten ſchenkt, wird eingebrachtes Gut des Beſchenkten. Was ein Dritter unter 
Lebenden einer Chefrau unentgeltlich zuwendet, kann er zu ihrem Vorbehaltsgute beſtimmen 
(88 1526, 1369). Was ein Dritter beiden Ehegatten gemeinſchaftlich ſchenkt, wird nicht Geſamt⸗ 
gut, ſondern gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut. Der Schenker kann das Geſchenk aber 
auch für das Geſamtgut machen. Dann gilt das in A 1 über Beſtimmung als Geſamtgut 
Geſagte. Hochzeitsgeſchenke und belohnende Schenkungen unterliegen derſelben Beurteilung 
wie Schenkungen überhaupt, desgleichen Geſchenke, die ein Ehegatte dem andern macht. 
Zu einer Schenkung des Mannes an die Frau aus dem Geſamtgut iſt ein Ehevertrag nicht 
notwendig (Planck A 1e; Staudinger A 1c). Was ein Ehegatte während des Beſtehens der 
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Errungenſchaftsgemeinſchaft von einem Dritten durch ein entgeltliches Rechtsgeſchäft 
erwirbt, kann nicht durch die Beſtimmung des Dritten eingebrachtes Gut werden. Die Be⸗ 
ſtimmung des Dritten iſt unwirkſam. Sonſt wäre jedem Ehegatten die Möglichkeit gegeben, 
durch entſprechende Abmachungen den Ertrag ſeiner Arbeit dem Geſamtgute zu entziehen. 
Dadurch würde 08 die ganze Einrichtung der Errungenſchaftsgemeinſchaft gefährdet (M 4, 498; 
vgl. § 1522 A 2). 

i 5. Die Ausſtattung ($ 1624) umfaßt hier auch die Ausſteuer (8 1620). Sind fie fchon 
vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gewährt oder verſprochen worden, ſo 
werden fie nach $ 1520 eingebrachtes Gut. 

6. Die Ausnahme des 8 1521 Satz 2 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion 
(Prot 4, 366). Ihr liegt die Erwägung zugrunde, daß ein Erwerb, namentlich Schenkungen 
denkbar ſeien, die ihrer Natur und den Umſtänden des Falles entſprechend eine Vergrößerung 
des gemeinſamen Zehrguts (Konſumtionsfonds), nicht des eingebrachten Gutes bildeten, 
z. B. Trinkgelder, die der Mann als Pförtner oder die Frau als Kellnerin empfangen, über- 
haupt Geſchenke, die ein Ehegatte mit Beziehung auf ſeine Erwerbstätigkeit oder aus Anlaß 
derſelben erhalte (A 4). Ahnlich verhält es ſich mit Zuwendungen zur Beſtreitung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes, ſei es, daß es ſich um eine einmalige Leiſtung (z. B. Hergabe der Mittel 
zu einer Erholungsreiſe), ſei es, daß es ſich um wiederkehrende Zuſchüſſe (z. B. zu den laufenden 
Bedürfniſſen des Haushalts) handelt. Sogenannte Nadelgelder, die ein Vater ſeiner Tochter 
gewährt, werden regelmäßig dem Geſamtgute zufließen. Bei der Frage, ob ein Erwerb zu 
den Einkünften zu rechnen ſei, ſind nicht nur die Abſicht des Zuwendenden, ſondern auch 
die perſönlichen Verhältniſſe des Empfängers, ſeine Erwerbstätigkeit und der Anlaß der Zu⸗ 
wendung zu berückſichtigen. Wirtſchaftliche Geſichtspunkte ſind in den Vordergrund zu 
ſtellen. In Betracht kommt Erwerb jeder der im § 152 Satz 1 bezeichneten Arten. 

7. Durch Ehevertrag kann ein Erwerb der im $ 1521 bezeichneten Art dem Geſamtgute 
zugewieſen werden. Für dieſen Fall gilt das § 1520 A 4 Geſagte. 


8 1522 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?), ſowie Rechte, die mit ſeinem 
Tode erlöſchen?) oder deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten 
bedingt iſt“). 

E I 1415 II 1416; M 4 503; P 4 350. 


1. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. 

2. Wegen der Gegenſtände (Rechte, Sachen), die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden können, vgl. § 1439 A 2. Ob die Unübertragbarkeit aus der rechtlichen Beſchaffenheit 
des Gegenſtandes folgt oder auf Vereinbarung beruht, macht keinen Unterſchied. Vgl. aber 
auch 8 1521 A 4. Mit dem Verluſte der Eigenſchaft der Unübertragbarkeit werden ſolche Gegen⸗ 
ſtände Geſamtgut. Die Nutzungen unübertragbarer Gegenſtände (3. B. die Gehaltsſumme, 
die Unfall» oder Altersrente) fallen gemäß § 1525 in das Geſamtgut. Gehören unübertragbare 
Gegenſtände dem Ehegatten ſchon beim Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft, ſo werden 
fie nach $ 1520 eingebrachtes Gut und bleiben eingebrachtes Gut, auch wenn fie während 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft die Eigenſchaft der Unübertragbarkeit verlieren. Späterer 
Verluſt der Unübertragbarkeit iſt überhaupt immer gleichgültig, wenn der Gegenſtand nicht 
nur nach § 1522, ſondern auch nach einer andern Beſtimmung eingebrachtes Gut iſt. Unzuläſſig 
iſt es, durch Ehevertrag unübertragbare Gegenſtände dem Geſamtgute zuzuweiſen. 

3. Zu den Rechten, die mit dem Tode des berechtigten Ehegatten erlöſchen, gehört z. B. 
eine Leibrente (8 759 Abſ 1). Derartige Rechte find, weil von der Lebenszeit des Berechtigten 
abhängig, nicht geeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen, insbeſondere die Koſten 
des ehelichen Aufwandes zu beſtreiten und nach Auflöſung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
zur Teilung gebracht zu werden. Die Rechte ſelbſt gehören alſo zum eingebrachten Gute, 
dagegen fallen die durch ſie gewonnenen Nutzungen nach § 1525 in das Geſamtgut. Der 
für das erworbene Recht gezahlte Preis fällt dem eingebrachten Gute des Berechtigten zur 
Laſt (8 1535 Nr 1). Der Nießbrauch gehört wegen feiner Unübertragbarkeit (§ 1059 Satz 1) 
nach § 1522 zum eingebrachten Gute. 

4. Zu den Rechten, deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten bedingt ift, gehört 
namentlich das Recht aus einer Lebensverſicherung. Auch Rechte dieſer Art find wie die 
in A3 bezeichneten Rechte ungeeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen. Unter 8 1522 
fallen ſolche Rechte nicht nur, wenn derjenige Ehegatte, bei deſſen Tode die Verſicherungs⸗ 
ſumme ausgezahlt werden ſoll, der überlebende Teil iſt, ſondern auch, wenn die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft durch den Tod des verſicherten Ehegatten aufgelöſt iſt. Die Lebensverſicherungs⸗ 
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beiträge fallen dem eingebrachten Gute desjenigen Ehegatten zur Laſt, der die Verſicherung 
genommen hat. Unbenommen bleibt dem verſicherungnehmenden Ehegatten natürlich, 
durch entſprechende Abmachung bei Eingehung der Verſicherung oder durch letztwillige Ver⸗ 
fügung dem überlebenden Ehegatten die Verſicherungsſumme zugute kommen zu laſſen. 
Auf eine fog. Erlebensverſicherung kann § 1522 nicht ausgedehnt werden. — Vgl. zu dieſen 
Fragen RG Warn 1915/16 Nr 229 (Katzenelnbogener Landrecht und Gemeines Recht). 


8 1523 

Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was durch Ehevertrag?) für 
eingebrachtes Gut erklärt ijt?). 

E I 1413 II 1417; M 4 498; P 4 349. 


1. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. Der 8 1523 iſt eine Anwendung des im 8 1432 aus 
geſprochenen Grundſatzes der Vertragsfreiheit. 

2. Ehevertrag. Seine Form beſtimmt ſich nach $ 1434, feine Wirkung gegen Dritte nach 
§ 1435. 

3. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den Geſamtgutsgegenſtände für eingebrachtes 
Gut der Frau erklärt werden, benachteiligt die Gläubiger des Mannes (8 1525 Abſ2 mit 8 1410) 
und unterliegt der Anfechtung nach Maßgabe des 8 32 Nr 2 KO und 8 3 Nr 3 AnfG. Die 
Umwandlung in eingebrachtes Gut des Mannes benachteiligt weder die Gläubiger des Mannes 
noch die der Frau (Planck A 2). 


8 1524 


1) Eingebrachtes Gut?) eines Ehegatten iſt, was er auf Grund eines zu 
ſeinem eingebrachten Gute gehörenden Rechtes?) oder als Erſatz“) für die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich 
auf das eingebrachte Gut bezieht?). Ausgenommen iſt der Erwerb aus dem 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts“). 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum eingebrachten Gute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis“) erlangt; die Vorſchriften 
der SS 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung). 

E I 1414 II 1419; M 4 498; P 4 350; 6 326. 


1. Rechtliche Erſetzung (Surrogation). Da die Errungenſchaftsgemeinſchaft nur eine 
Umgeſtaltung des geſetzlichen ehelichen Güterrechts iſt ($ 1519 A 1), ſoll bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft das eingebrachte Gut jedes Ehegatten, ebenſo wie beim geſetzlichen ehelichen 
Güterrechte das Vorbehaltsgut der Frau ($ 1370 A 1), als Vermögensinbegriff, gleichviel 
welche rechtliche oder wirtſchaftliche Form es im Laufe der Zeit annimmt, dem berechtigten 
Ehegatten erhalten bleiben. Dieſer ſoll nicht auf bloße Erſatzanſprüche an das Geſamtgut 
aus etwaiger Bereicherung angewieſen fein. Der $ 1524 Abſ 1 Satz 1 entſpricht dem § 1370 
und § 1440 und bringt den Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam 
eigene Erſetzungskraft beſitzt (ſog. Surrogationsgrundſatz). 

2. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. Der 8 1524 begreift auch Gegenſtände, die nur wegen 
ihrer Unübertragbarkeit eingebrachtes Gut find (§ 1522). Anders 8 1439 (Gütergemein⸗ 
ſchaft) und 8 1554 (Fahrnisgemeinſchaft). 

3. Recht. Vgl. § 1370 A 2. Der Anſpruch auf einen Lotteriegewinn gehört zum ein⸗ 
gebrachten Gute oder zum Geſamtgute, je nachdem das Gewinnlos Beſtandteil des erſteren 
oder des letzteren war. Zum eingebrachten Gute gehören ferner der Erwerb auf Grund einer 
vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begonnenen, aber erſt während derſelben voll: 
endeten Erſitzung (vgl. auch 8 1520 A 3), ferner die Gegenſtände, die als Erfüllung auf 
Grund eines ſchon vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begründeten Anſpruchs 
geleiſtet ſind, ſowie Anſprüche, die beim Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft ſtreitig 
waren, aber während der Errungenſchaftsgemeinſchaft (durch Urteil, Vergleich oder 
Anerkenntnis) unſtreitig wurden. Ein Erwerb, der ſich auf ein Teilnahmerecht des Ehe⸗ 
gatten an einer gemeinſchaftlichen Sache oder an einem Nachlaſſe gründet, gehört 
zum eingebrachten Gute auch dann, wenn die Teilung erſt nach dem Eintritte der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft ſtattgefunden hat. Die Nutzungen des eingebrachten Gutes würden an 
fi el unter $ 1524 Abſ 1 Satz 1 fallen, ſind aber nach § 1525 dem Geſamtgute zu⸗ 
gewieſen. 
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4. Erſatz. Vgl. § 1370 A 3. Dazu gehören Anſprüche aus der Enteignung (auf die Ent- 
ſchädigungsſumme), aus der wegen Schulden eingeleiteten Zwangsverſteigerung (auf 
den Reinerlös) und im Falle eines Brandes auf die Brandſchadensſumme, wenn die 
betroffenen Gegenſtände zum eingebrachten Gute gehören. 

5. Zuſammenhang des eingebrachten Gutes mit dem Rechtsgeſchäfte. Vgl. 8 1370 A 4. 

6. Der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden Erwerbs⸗ 
geſchäfts wird Geſamtgut. Dieſe Regelung entſpricht dem Weſen der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft, wonach die Erträge der Arbeitstätigkeit beider Ehegatten (8 1519 A 1) und die 
Nutzungen des eingebrachten Gutes derſelben (§ 1525) zu dem Geſamtgute gehören. Betreibt 
die Frau das Erwerbsgeſchäft, jo kommt es für die Anwendung des § 1524 Abſ 1 Satz 2 nicht 
darauf an, daß der Mann in den Betrieb gewilligt habe, ebenſowenig darauf, daß die Frau 
das Geſchäft ſelbſtändig betreibt (§ 1367 A 3). Wird durch den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts 
das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes bereichert, ſo kann nach Maßgabe des 
§ 1539 Erſatz gefordert werden. Gehört das Erwerbsgeſchäft zum Vorbehaltsgute des 
Ehegatten, fo gilt für feinen Erwerb wieder die Regel des § 1524 Abi 1 Satz 1. Über den 
Begriff des Erwerbsgeſchäfts vgl. §S 1405 A 5. — Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts iſt nicht nur der Reingewinn des Geſchäfts, ſondern der ganze Erwerb aus dem 
Betriebe (M 4, 502/03 unter 4). Alle einzelnen im Geſchäftsbetriebe erworbenen Ver⸗ 
mögensſtücke, insbeſondere auch die durch den Abſchluß von Rechtsgeſchäften entſtandenen 
Forderungen gehören dazu. Dagegen gehören nicht zum Erwerb aus dem Betriebe des 
Geſchäfts die Geſchäftseinrichtungen (Baulichkeiten, Maſchinen, Geräte uſw.), mittels 
deren das Geſchäft betrieben wird. Wem fie zuftehen, bemißt ſich, in Ermanglung einer 
beſonderen Regelung durch Ehevertrag, nach den §s 1520 ff., insbeſondere nach 8 1524 Abſſ1 
1 5 ſoweit nicht etwa die 88 93ff. oder andere Vorſchriften eingreifen (RG 11. 7. 18 

10/18). 

7. Der Kenntnis fteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

8. Da der Schuldner auf Grund des § 1519 Abſ 1 den Erwerb für Geſamtgut halten 
könnte, ſoll er um ſeines guten Glaubens willen durch § 1524 Abſ 2 geſchützt werden. Vgl. 
$ 1473 Abſ 2 u. A 3; Prot 6, 327. 


§ 1525 


Das eingebrachte Gut!) wird für Rechnung?) des Geſamtgutss) in der 
Weiſe verwaltet“), daß die Nutzungen, welche nach den für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften?) dem Manne 
zufallen, zu dem Geſamtgute gehören. 

Auf das eingebrachte Gut der Frau finden im übrigen die Vorſchriften 
der SS 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entſprechende Anwendung). 


E I 1411 Abi 2, 1417 II 1420; M 4 495, 510 ff.; P 4 349, 351. 


1. Eingebrachtes Gut. Im Abf 1 iſt, abweichend vom Abſ 2, ſowohl das eingebrachte 
Gut der Frau wie das des Mannes gemeint. Im übrigen vgl. 8 1520 A 1. 

2. Daraus, daß das eingebrachte Gut für Rechnung des Geſamtguts verwaltet wird, 
folgt, daß Gewinn und Verluſt das Geſamtgut treffen. Dieſes hat daher die Laſten des ein⸗ 
gebrachten Gutes beider Ehegatten zu tragen (88 1529, 1537 Abj 1). Dem Geſamtgute fallen 
aber auch die Nutzungen zu, und zwar werden dieſe unmittelbar kraft Geſetzes Beſtandteile 
des Geſamtguts. Einer Übertragungshandlung des Mannes bedarf es nicht (M 4, 512; 
Prot 4, 353). 

3. Geſamtgut 8 1519 A 2. 

4. Die Berwaltung des eingebrachten Gutes ſteht dem Manne zu und muß ordnungs⸗ 
mäßig ſein. Frei verfügen kann er über das von ihm ſelbſt eingebrachte Gut mit Einſchluß 
von Grundſtücken. An die Einwilligung der Frau iſt er aber gebunden, wenn er aus ſeinem 
Eingebrachten zu ſchenken verſpricht (§ 1519 Abi 2, § 1446 Abf 1 Satz 2; M 4, 510). Das Recht 
der Frau beſchränkt ſich in Anſehung der Nutzungen des vom Manne eingebrachten Gutes 
darauf, zu verlangen, daß ſolche Nutzungen, wenn und ſoweit ſie gewonnen werden, dem 
Geſamtgute zufallen. Der Mann iſt in dieſer Beziehung nur nach Maßgabe des § 1456 Satz 2 
verantwortlich (8 1519 Abſ 2). 

5. Die Vorſchrift des § 1883 iſt maßgebend. Vgl. Erläuterungen dazu. 

6. Da ſich die Errungenſchaftsgemeinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung 
des geſetzlichen ehelichen Güterſtandes darſtellt (8 1519 A 1), fo gelten viele für letztere gegebene 
Vorſchriften auch für erſtere, insbeſondere in Anſehung der Stellung des Mannes zum ein⸗ 
gebrachten Gute der Frau. Die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes der 
Frau übt der Mann zwar als ein eigenes (nicht zu ſeinem eingebrachten Gute gehöriges) 
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Recht aus, aber für Rechnung des Geſamtguts (M 4, 511). Nach § 1373 ift der Mann be- 
rechtigt, die zum eingebrachten Gute der Frau gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen. Nach 
S 1374 hat er es ordnungsmäßig zu verwalten, iſt der Frau gegenüber auskunftspflichtig 
und haftet für Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten (§ 1359). In Anſehung der zu ziehenden 
Nutzungen iſt er nur bei gefliſſentlicher Benachteiligung der Frau oder mangelnder Zu⸗ 
ſtimmung (8 1456 Satz 2) verantwortlich (8 1519 Abſ 2). Nach § 1375 iſt der Mann nicht be⸗ 
fugt, die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten oder über eingebrachtes Gut der Frau, 
ausgenommen in den Fällen der SS 1376—1378, ohne ihre Zuſtimmung zu verfügen. Die 
Zuſtimmung der Frau kann nach § 1379 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. 
Ein zum eingebrachten Gute der Frau gehörendes Recht kann der Mann nach § 1380 im 
eigenen Namen gerichtlich geltend machen. Das Urteil wirkt auch für und gegen die Frau, 
wenn er befugt iſt, über das Recht ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen. Für den Erwerb 
beweglicher Sachen durch den Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes der Frau und für 
die Anſchaffung von Haushaltsgegenſtänden gelten SS 1381, 1382. Nach § 1383 erwirbt der 
Mann die Nutzungen wie ein Nießbraucher. Sie gehören zum Geſamtgute (vgl. A 2). Die 
Laſten des eingebrachten Gutes beider Ehegatten (§8 1384—1388) trägt nach § 1529 das 
Geſamtgut, ebenſo den ehelichen Aufwand (§ 1389). Für Aufwendungen kann der Mann 
nach § 1390 Erſatz verlangen. Hierzu vgl. § 1539 (Bereicherung). Nach SS 1391—1393 kann 
die Frau Sicherungsmaßregeln verlangen. Ihre Anſprüche auf Grund der Verwaltung und 
Nutznießung kann ſie gegen den Mann nach 8 1394 regelmäßig erſt nach deren Beendigung 
geltend machen. Wegen Erſatzes verbrauchbarer Sachen vgl. 88 1377 Abſ 3, 1411 Abſ 2 
(ausſchließlich Geld) und § 1540 (einſchließlich Geld). Die Rechte der Frau, über ihr ein⸗ 
gebrachtes Gut zu verfügen, Rechtsgeſchäfte vorzunehmen und Rechtsſtreite zu führen, be⸗ 
ſtimmen ſich nach 88 1395—1407. Die Beſchränkungen der Frau muß ein Dritter nach § 1404 
auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 
Ihn ſchützt auch nicht der Umſtand, daß die Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht in das Grundbuch 
eingetragen iſt (vgl. 8 1404 A 1). Die Schlüſſelgewalt ($ 1357) bleibt der Frau vorbehalten. 
Das dem Manne am eingebrachten Gute der Frau zustehende Recht iſt nach $ 1408 nicht über⸗ 
tragbar. § 861 ZPO findet auf die Errungenſchaftsgemeinſchaft keine Anwendung. Die 
Nutzungen werden mit dem Erwerb unmittelbar kraft Geſetzes Geſamtgut (A 2) und dieſes 
haftet nach § 1530 den Gläubigern. Pfändung des Rechtes des Mannes auf noch nicht erworbene 
Nutzungen iſt unzuläſſig, auch entbehrlich (Prot 4, 358). Den bevormundeten Mann vertritt 
nach $ 1409 der Vormund. Die SS 14101417 regeln die Schuldenhaftung. Nach § 1410 
können ſich die Gläubiger des Mannes nicht an das eingebrachte Gut der Frau halten. Es 
haftet aber nach 8 1411 den Gläubigern der Frau, ausgenommen in Fällen der SS 14121414. 
Wegen der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau vgl. § 1411 A 2. Ge⸗ 
kt Nutzungen find als Beſtandteile des Geſamtguts (A 2) nur den Geſamtgutsgläubigern 
aftbar. 


8 1526 


Vorbehaltsgut!) der Frau iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut 
erklärt iſt oder von der Fraun nach § 1369 oder 8 1370 erworben wird?). 

Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſens). 

Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das gleiche wie für das Vor⸗ 
behaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinjchaftt) 5). 

E I 1416, 1417 II 1421; M 4 505; P 4 351, 353. 


1. Der Begriff des Vorbehaltsguts iſt bei allen Güterſtänden der nämliche. Es wird 
von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, ſelbſtändig verwaltet und genutzt. Die Nutzungen 
werden gleichfalls Vorbehaltsgut (vgl. 8 1440 A 1). Über den Unterſchied zwiſchen Vorbehalts⸗ 
gut, eingebrachtem Gut und Geſamtgut vgl. 8 1519 A 1, 2 u. § 1520 A 1. 


2. Der § 1526 Abſ 1 begrenzt den Umfang des Vorbehaltsguts der Frau und ſtimmt 
wörtlich mit dem 8 1440 Abſ 2 (Vorbehaltsgut bei Gütergemeinſchaft) überein. Wie bei der 
Gütergemeinſchaft kann in den nicht mitaufgeführten Fällen der 88 1366, 1367 Vorbehalts⸗ 
gut nur durch Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entſtehen (5 1440 A 2). — Durch 
Ehevertrag kann auch ein Inbegriff von Gegenſtänden ohne Aufreihung deſſen, woraus er 
lid) im einzelnen zuſammenſetzt, beſtimmt werden (RG JW 1916, 8349). 

3. Neben dem Vorbehaltsgute der Frau iſt Vorbehaltsgut des Mannes nur bei der Güter⸗ 
gemeinſchaft zugelaſſen. Vgl. 8 1440 A 1. Dagegen iſt es bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
den Ehegatten unbenommen, gewiſſe Einkünfte durch Vereinbarung dem Manne allein zu⸗ 
zuweiſen (Prot 4, 351) und dadurch eine dem Vorbehaltsgut eigene Wirkung zu erreichen. 
Die Vereinbarung bedarf der Form des Ehevertrags. 
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4. Nach § 1526 Abſ 3 kommt § 1441 und nach dieſem die Beſtimmungen über Güter⸗ 
treunung (88 14271431) in Betracht. Hiernach bleibt die Frau fo, als wäre fie unverheiratet, 
Herrin ihres vorbehaltenen Vermögens. Sie verwaltet es ſelbſtändig und zieht die Nutzungen 
für ſich. — Verwendet der Mann Vorbehaltsgut der Frau in das Geſamtgut, fo kann die 
Frau, wenn ihr dadurch ein Erſatzanſpruch erwächſt, dieſen auch während der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft geltend machen. Der Anſpruch ſteht ihr alsdann gegenüber dem Geſamtgute 
zu und richtet ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen; ſoweit die Verwendung 
auf Vereinbarung beruht, ſind daher für Inhalt, Umfang und Fälligkeit die ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Vereinbarungen bei Berückſichtigung der Auslegungsregel des § 1429 
maßgebend. Dies folgt aus $ 1526 Abſ 3 in Verbindung mit § 1466 (RGSt 40, 177). 

: 1 N der Vorbehaltseigenſchaft in das Grund buch iſt ausgeſchloſſen (vgl. 


8 1527 


1) Es wird vermutet), daß das vorhandene Vermögen?) Geſamtgut jeit). 
E I 1421 Abſ 1 II 1422; M 4 516, 518; P 4 354. 


1. Der § 1527 ſtellt eine geſetzliche Vermutung zugunſten des Geſamtguts auf. Das 
gleiche folgt bei der Gütergemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft ſchon aus ihrem durch 
$ 1438 bzw. § 1549 gekennzeichneten Weſen. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft bedurfte 
es einer beſonderen Hervorhebung dieſer Vermutung, weil bei dieſem Güterſtande ſeinem 
Weſen entſprechend das eingebrachte Gut neben dem Geſamtgut regelmäßig eine Sonder⸗ 
ſtellung einnimmt, während bei der Gütergemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft Sondergut 
nur ausnahmsweiſe vorkommt. Der § 1527 bezweckt hauptſächlich, der Ehefrau mit Rück⸗ 
ſicht darauf, daß regelmäßig der Ehemann das Geſamtgut mit Ausſchluß der Frau beſitzen 
und verwalten wird, die für ſie aus dem Gemeinſchaftsverhältniſſe entſpringenden Rechte 
zu- ſichern. Eine wichtige Folge der Vermutung iſt namentlich die, daß jede auf ein 
eingebrachtes Gut gemachte Verwendung bis zum Beweiſe des Gegenteils als aus dem 
Geſamtgute gemacht gilt (M 4, 516; vgl. § 1539). 

2. Die Vermutung gilt nicht nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander, ſondern 
auch Dritten gegenüber. Sie kann durch Gegenbeweis widerlegt werden (§ 292 ZPO). Der 
Gegenbeweis kann auch anders als durch das im § 1528 vorgeſehene Beſtandsverzeichnis 
geführt werden. Die Vermutungen des $ 1362 beim geſetzlichen Güterſtande gelten nach 
§ 1525 Abſ 2 auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft in bezug auf das eingebrachte Gut 
der Frau, jedoch erſt nach Widerlegung der Vermutung des § 1527. Hinſichtlich verbrauch⸗ 
barer Sachen ſtellt 8 1540 eine Vermutung auf. 

3. Das vorhandene Vermögen umfaßt das geſamte beiderſeitige Vermögen der Ehe⸗ 
gatten, gleichviel, worin es beſteht, in weſſen Beſitz es ſich befindet und ob es vor oder nach 
Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft erworben iſt. Freilich wird der Beweis eines Ehe⸗ 
gatten, daß er ein beſtimmtes Vermögensſtück vor dem Eintritte der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft erworben habe, zur Widerlegung der Vermutung meiſt genügen. — Nach § 1527 
wird vermutet, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei. Daraus ergibt ſich, daß 
Geſamtgut alles Vermögen iſt, von dem ſich nicht erweiſen läßt, daß es nach den ein⸗ 
ſchlagenden beſonderen Beſtimmungen des BGB eine andere güterrechtliche Eigenſchaft hat, 
möge es Eingebrachtes eines der Ehegatten oder Vorbehaltsgut der Frau ſein. Ob dies zutrifft, 
iſt allein nach den 88 1520—1524 bzw. § 1526 zu beurteilen (RGSt 40, 185; RG 90, 288). 

4. Üübergangsrecht. Die Vermutung, daß das vorhandene Vermögen der Ehegatten 
Geſamtgut ſei, gilt bei den vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen, auf welche die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB über die Errungenſchaftsgemeinſchaft ſeit jenem Tage Anwendung 
finden, nur betreffs des Erwerbs ſolcher Vermögensſtücke, die einem der Ehegatten ſeit dem 
1. Januar 1900 zugefallen ſind. Die damals ſchon begründeten güterrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe hat 8 1527 nicht geändert (RG 31. 5. 07 VII 339/06; Köln). 


8 1528 


) Jeder Ehegatte kann verlangen?), daß der Beſtand ſeines eigenen 
und des dem anderen Ehegatten gehörenden eingebrachten Gutes?) durch 
Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung“) des anderen Ehegatten 
feſtgeſtellt) wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden die für 
den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des S 1035 Anwendung). 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute“) ges 


hörenden Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 
E 1 1422 II 1428; M 4 518; P 4 355. 
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1. Zweck der Vorſchrift. Jedem Ehegatten ſoll die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, ſich im voraus durch Feſtſtellung des Umfanges und Zuſtandes des jedem Ehe⸗ 
gatten gehörenden eingebrachten Gutes eine womöglich unſtreitige Grundlage für eine künftige 
Auseinanderſetzung zu ſchaffen und ſich gegen die Vermutung des § 1527 zu ſichern. Da⸗ 
durch wird die praktiſche Brauchbarkeit der Errungenſchaftsgemeinſchaft als eines vertrags⸗ 
mäßigen Güterſtandes erhöht. Die Vorſchrift des § 1528 entſpricht der für das geſetzliche 
Güterrecht gegebenen Vorſchrift des § 1372 und gilt nach $ 1439 Satz 2 auch für das Sonder⸗ 
gut der allgemeinen Gütergemeinſchaft und nach $ 1550 Abſ 2 für das eingebrachte Gut 
jedes Ehegatten bei der Fahrnisgemeinſchaft. 75 

2. Nur auf Verlangen des Ehegatten iſt der andere Ehegatte verpflichtet, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes mitzuwirken. Im Weigerungs⸗ 
falle kann auf Verurteilung zur Mitwirkung geklagt werden. 

3. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. In das Verzeichnis aufzunehmen iſt auch der 
während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemachte, dem eingebrachten 
Gute zugefallene Erwerb. 

4. Die Mitwirkung des andern Ehegatten beſchränkt ſich, wenn das Verzeichnis bereits 
ohne ſeine Mitwirkung aufgenommen worden iſt, auf ſeine Mitunterzeichnung, und dieſe 
kann nur verlangt werden, wenn das Verzeichnis Anſpruch auf Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit erheben kann. Das Recht des Ehegatten, Feſtſtellungsklage auf Grund des § 256 ZPO 
zu erheben, bleibt unberührt. 2 

5. Die Feſtſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Berzeichniſſes iſt nicht das 
einzige Mittel, die Zugehörigkeit eines Vermögensſtücks zum eingebrachten Gute zu be⸗ 
weiſen. Andere Beweismittel find nicht ausgeſchloſſen. Übrigens kommt dem vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgenommenen Verzeichniſſe gegenüber Dritten eine beſondere Beweiskraft 
nicht zu, vielmehr unterliegt die Beweiswürdigung allgemeinen Grundſätzen. 

6. Zuständigkeit und Verfahren 88 164, 15 FGG. a a 

7. Die Befugnis zur Feſtſtellung des Zuſtandes bezieht ſich ſowohl auf das eigene ein ⸗ 
gebrachte Gut als auch auf das eingebrachte Gut des andern Ehegatten. Die Feſtſtellung 
des Zuſtandes (Abſ 2) ſollte nicht anders als die Aufnahme des Verzeichniſſes (Abſ 1) jedem 
Ehegatten hinſichtlich des eingebrachten Gutes jedes Ehegatten zuſtehen (Prot 4, 355). 


8 1529 


1) Der eheliche Aufwand?) fällt dem Geſamtgute zur Laft?). 

Das Geſamtgut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes beider 
Ehegatten“); der Umfang der Laſten beſtimmt ſich nach den bei dem Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung für das eingebrachte Gut der 
Frau geltenden Vorſchriften der 88 1384 bis 13875). 

E I 1418, 1419 II 1424; M 4 512; P 4 354. 


1. 8 1529 gilt nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander. Die Haftung des Geſamt⸗ 
guts für die im 8 1529 bezeichneten Laſten gegenüber den Gläubigern beſtimmt ſich nach 
den §8 1530—1534. 

2. Begriff des ehelichen Aufwandes § 1389 A 2. 

3. Die Vorſchrift des § 1529 Abſ 1 entſpricht dem 8 1458 bei der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft und dem 8 1549 bei der Fahrnisgemeinſchaft. Anders bei dem geſetzlichen Güter ⸗ 
ſtande (8 1389 Abſ 1). Eine Frau, die Vorbehaltsgut beſitzt, hat zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwandes nach Maßgabe des § 1441 beizutragen (8 1526 Abſ 3). 


4. Das eingebrachte Gut beider Ehegatten wird nach 8 1525 Abſ 1 für Rechnung des 
Geſamtguts verwaltet. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß Gewinn und Verluſt das Ge⸗ 
ſamtgut treffen. Wie dieſem die Nutzungen des eingebrachten Gutes beider Ehegatten zu⸗ 
gute kommen, ſo trägt es auch deſſen Laſten, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob und wie hohe 
Nutzungen gewonnen werden (vgl. § 1525 A 2). Außer dieſen Laſten und dem ehelichen 
Aufwande trägt das Geſamtgut auch diejenigen Ausgaben, welche für den Erwerb, die Er⸗ 
haltung und Verwaltung des Geſamtguts gemacht ſind, insbeſondere Ausgaben, die der 
Ehemann für die Zwecke eines von ihm betriebenen Erwerbsgeſchäfts oder eines ſonſtigen 
auf Erwerb gerichteten Berufs gemacht hat. Für Laſten, die vor dem Eintritte der Er 
rungenſchaftsgemeinſchaft entſtanden find, kommt § 103 in Betracht. Diejenigen Koſten, 
die zum Zwecke der ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes aufgewendet 
werden, ſind vom Geſamtgute nur dann zu tragen, wenn fie unter die in den 88 1884—1887 
bezeichneten Laſten fallen. Andernfalls treffen ſie das eingebrachte Gut, um deſſen Ver⸗ 
waltung es ſich handelt. 
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5. Umfang der Laſten. Auf dem Geſamtgute laſten nach § 1384 außer den durch die 
Gewinnung der Nutzungen des beiderſeits eingebrachten Gutes entſtehenden Koſten die 
darauf verwendeten Erhaltungskoſten, nach § 1385 gewiſſe auf dem beiderſeits eingebrachten 
Gute ruhende, öffentliche und privatrechtliche Laſten, ſowie Verſicherungsbeiträge, nach 
§ 1386 gewiſſe vom Manne oder der Frau geſchuldete Zinſen und wiederkehrende Leiſtungen 
anderer Art und nach $ 1387 unter gewiſſen Vorausſetzungen die Koſten eines Rechtsſtreits 
und die Koſten der Verteidigung im Strafverfahren. In einem Rechtsſtreite zwiſchen Mann 
und Frau hat der Mann die Frau mit angemeſſenen Koſtenvorſchüſſen zu verſehen. Vgl. 
im übrigen die Erl zu den SS 1384—1387. 


8 1530 


1) Das Geſamtgut haftet für die Verbindlichkeiten des Mannes?) und 
für die in den SS 1531 bis 1534 bezeichneten Verbindlichkeiten der Fraus) 
(Geſamtgutsverbindlichkeiten) ). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, 
haftet der Mann auch perjüntich?) als Geſamtſchuldneré'). Die Haftung 
erliſcht mit der Beendigung’) der Errungenſchaftsgemeinſchaft, wenn die 
Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Ge⸗ 
ſamtgute zur Laſt fallen — 11). 

E 1 1423 Abſ 1, 2, 4 II 1425; M 4 5150 ff., 528 ff.; P 4 365. 

1. Während 8 1529 einige Laſten aufführt, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
von dem Geſamtgute zu tragen find, werden in den 88 1530 1534 die Verbindlichkeiten des 
Geſamtguts gegenüber den Gläubigern behandelt. Die 88 1535—1541 regeln dagegen das 
Verhältnis der Ehegatten zueinander in Anſehung der Geſamtgutsverbindlichkeiten und anderer 
Anſprüche. Die Haftung des Geſamtguts gegenüber den Gläubigern und die perſönliche 
Haftung des Mannes gegenüber den Gläubigern iſt bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft im 
weſentlichen ebenſo wie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft (SS 14591462) geordnet, 
jedoch mit der Abweichung, daß die vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereits ent⸗ 
ſtandenen und die nach Eintritt aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen Verbindlich⸗ 
keiten der Frau nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind. 

2. Verbindlichteiten des Mannes. Daß alle Gläubiger des Mannes ohne Unterſchied 
Befriedigung aus dem Geſamtgute verlangen können, entſpricht dem § 1459 Abſ 1. 

3. Beweislaſt. Daß einer der Fälle der SS 1531—1534 vorliegt, hat der Gläubiger zu 
beweiſen. Anders § 1459 A 3. 

4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der Errungenſchafisgemeinſchaft. Eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des einen oder des andern Ehegatten, 
wegen deren der Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedi⸗ 
gung verlangen kann (vgl. 8 1459 A 5). 

5. Dieſe perſönliche Haftung des Mannes bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ent⸗ 
ſpricht nach Inhalt und Dauer der Beſtimmung des § 1459 Abſ 2 bei der Gütergemeinſchaft. 
Aus der perſönlichen Haftung folgt, daß dem Gläubiger der Frau (neben dem eingebrachten 
Gute der Frau nach Maßgabe der SS 1525 Abſ 2, 1410 —1414, dem Vorbehaltsgute der Frau 
und dem Geſamtgute) auch das eingebrachte Gut des Mannes haftet. Dies gilt auch, wie 
bei der Gütergemeinſchaft (RG JW 04, 17615), von Anſprüchen gegen die Frau auf Heraus⸗ 
gabe beſtimmter Gegenſtände. Eine perſönliche Haftung der Frau für Verbindlich. 
keiten des Mannes iſt, da der Mann bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft wie bei der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft die Einbuße allein tragen ſoll, nicht anerkannt. 

6. Geſamtſchuldneriſche Haftung 88 421—425. 

7. Die Beendigungsgründe ſind in § 1546 A 2 aufgeführt. Auf den Zeitpunkt der 
Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. Im Falle des Konkurſes über das 
Vermögen des Mannes ($ 1543) endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft mit der Rechtskraft 
des Eröffnungsbeſchluſſes und damit auch die perſönliche Haftung des Mannes. Dies be⸗ 
rührt aber nicht das bereits durch die vorangegangene Konkurseröffnung begründete Recht 
der Konkursgläubiger, Befriedigung auch aus dem eingebrachten Gute des Mannes zu ver⸗ 
langen (vgl. A 11 und § 1543 A 4). 

8. Die perſönliche Haftung des Mannes dauert fort, wenn die Verbindlichkeit der Frau 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt (§s 1535—1537). 
Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen feiner Haftung zu beweiſen. 

9. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten vgl. § 1459 A 11. Jeder Ehe⸗ 
gatte haftet dem Gläubiger zur Hälfte. Den Mann trifft außerdem (mit Rückſicht auf ſeine 
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Zuſtimmung) die perſönliche Haftung für die Hälfte der Frau. Dagegen haftet die Frau 
nicht perſönlich für die Hälfte des Mannes. Anders, wenn von beiden Ehegatten eine Geſamt⸗ 
ſchuld beabſichtigt iſt (88 421ff.). 

10. Zwangsvollſtreckung vgl. § 1459 A 12. Bei dem Güterſtande der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft iſt die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau nur zuläſſig, wenn 
die Frau zu der Leiſtung und der Mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das ein⸗ 
gebrachte Gut verurteilt iſt ($ 739 ZPO). Zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut iſt 
ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil erforderlich und genügend (8 740 3PO). Be⸗ 
treibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, fo gilt die im 8 741 3 PO beſtimmte Abweichung. 
Wegen Erteilung vollſtreckbarer Urteilsausfertigung vgl. 88 742 Abſ 1, 744 ZPO, und wegen 
der Zwangsvollſtreckung nach Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft vol. 8 743 BRD. 
11. Im Konkurſe über das Vermögen des Mannes gehört das Geſamtgut zur Kon⸗ 
kursmaſſe; der Frau iſt ein Recht auf Auseinanderſetzung (§ 16 KO) und Abſonderung (8 51 
KO) verlagt; zwiſchen den Ehegatten findet alſo, obwohl der Konkurs die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft beendet (§ 1543), keine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts ſtatt 
(S 2 Ubf 1, 2 KO). Die Frau kann nur nach Maßgabe der KO die Ausſonderung ihres ein: 
gebrachten Gutes verlangen. Infolge der Auflöſung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch 
den Konkurs ($ 1543) werden auch die Erſatzanſprüche der Frau (88 1525 Abſ 2, 1377 Abſ 3, 
1539) fällig. Dieſe Erſatzanſprüche ſowie ſonſtige ihr gegen das Geſamtgut bzw. den Mann 
zuſtehende Anſprüche kann ſie als Konkursgläubigerin geltend machen. Anderſeits iſt ſie zur 
Erfüllung der Erſatzverbindlichkeit wegen Bereicherung ihres eingebrachten Gutes ($ 1539) 
verpflichtet (vgl. ferner A 7). Inwieweit ſich ein Ehemann der Gläubigerbegünſtigung im 
Sinne des § 241 KO ſchuldig machen kann, wenn er ſeiner Ehefrau unter vertragsmäßiger 
Aufhebung der beſtehenden Errungenſchaftsgemeinſchaft in Anrechnung auf deren Erſatz⸗ 
anſprüche Geſamtgut überweiſt, darüber vgl. RGSt 40, 171. — Durch den Konkurs über 
das Vermögen der Frau wird das Geſamtgut nicht berührt (8 2 Abſ 2 KO). Ihr Anteil am 
Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden iſt der Pfändung nicht 
unterworfen (§ 860 ZPO). 


8 1531 


1) Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, die zu den im 
§ 1529 Abſ 2 bezeichneten Laſten des eingebrachten Gutes gehören?). 
E I 1423 Abſ 2 Nr 1 II 1426; M 4 527; P 4 365. 


1. Die 88 1531—1534 führen diejenigen Verbindlichkeiten der Frau auf, wegen deren 
ſich die Glaubiger auch an das Geſamtgut halten können. 8 1531 entſpricht dem Grundſatze, 
daß diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, welche im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Geſamtgute zur Laſt fallen, auch nach außen hin Geſamtgutsverbindlichkeiten fein 
ſollen (vgl. auch 8 1529 A 1 u. § 1530 A 1). 

2. Wegen der perſönlichen Haftung des Mannes für die im § 1531 bezeichneten Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau vgl. 8 1530 Abſ 2 u. A 5, 8. 


8 1532 


1) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft vorgenommenen Rechts⸗ 
geſchäfte) entſteht, ſowie für die Koſten eines Rechtsſtreits?), den die Frau 
nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft führt, wenn die Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts oder die Führung des Rechtsſtreits mit Zu⸗ 
ſtimmungs) des Mannes erfolgt oder ohne) ſeine Zuſtimmung für das 
Geſamtgut wirkſam iſt. 

E I 1423 Abſ 2 Nr 2 u. 3, Abſſ 3 II 1427; M 4 527; P 4 365; 6 289. 

1. Der 8 1532 entſpricht dem $ 1460, jedoch hinſichtlich der Koſten eines Rechtsſtreits 
mit der im $ 1532 beſtimmten Einſchränkung der Haftung (vgl. auch $ 1531 A 1). 

2. Gleichviel, ob ſich das Rechtsgeſchäft bzw. der Rechtsſtreit auf das Geſamtgut, das 
eingebrachte Gut oder das Vorbehaltsgut der Frau bezieht. 

3. Zuſtimmung des Mannes 88 182 ff. Bei Erteilung der Zuſtimmung kann ſich der 
Mann ausbedingen, daß das Geſamtgut und er perſönlich nicht haften (§ 1460 A 3). Fehlt 
es an der Zustimmung des Mannes und iſt die Führung des Rechtsstreits durch die Frau auch 
nicht für das Geſamtgut wirkſam, ſo fallen die Koſten der Frau zur Laſt. 

4. Ohne Zuſtimmung des Mannes ift für das Geſamtgut wirkſam die Vornahme eines 
Rechtsgeſchäfts durch die Frau in den Fällen der 88 1450 —1452, 1455 (bis zur Höhe der 
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Bereicherung), $ 1357 (Schlüſſelgewalt) und die Führung eines Rechtsſtreits durch die Frau 
in den Fällen der $$ 1449, 1450, 1452 (1405). Vgl. 8 1419 Abſ 2. Dagegen wird das Geſamt⸗ 
gut mit denjenigen Verbindlichkeiten der Frau nicht belaſtet, die ſie dadurch übernimmt, 
daß ſie — ſei es mit, ſei es ohne Zuſtimmung des Mannes — eine Erbſchaft oder ein Ver⸗ 
mächtnis annimmt. Ein ſolcher Erwerb von Todes wegen fällt nach 8 1521 regelmäßig in das 
eingebrachte Gut, und die mit einem ſolchen Erwerbe verbundenen Verbindlichkeiten können 
nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten ſein (M 4, 528). 8 1453 ift zwar nach 8 1519 Abſ 2 auf 
das Geſamtgut anwendbar, kommt jedoch für die Anwendung des $ 1532 nicht in Betracht. 


S 1533 


) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft infolge eines ihr zuſtehenden 
Rechtes oder des Beſitzes einer ihr gehörenden Sache entſteht, wenn das 
Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte?) gehört, das die Frau mit 
Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 

E I 1423 Abſ 2 Nr 4 II 1428; M 4 528; P 4 365; 6 289. 

1. Der § 1533 entſpricht dem § 1462 und dieſer dem § 1414. Auf die Erl zu 
S$ 1533, 1414 wird verwieſen. Vgl. auch § 1531 A 1. Betreibt die Frau mit Zuſtimmung 
ihres Mannes ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, ſo ſind ihre Verbindlichkeiten aus Rechts⸗ 
geſchäften und Rechtsſtreitigkeiten der Frau, die der Betrieb mit ſich bringt, ſchon nach 
§ 1532 Geſamtgutsverbindlichkeiten (vgl. E IS 1423 Abſ 2 Nr 3 und M 4, 527). Demgegen- 
über dehnt der 8 1533 die Haftung des Geſamtguts auf weitere, mit dem Betrieb eines 


Erwerbsgeſchäfts nur mittelbar zuſammenhängende Verbindlichkeiten der Frau (3. B. Steuern 
und Abgaben vom Gewerbebetriebe) aus. 


2. Ob das Erwerbsgeſchäft zum eingebrachten Gute oder Vorbehaltsgute der Frau 
gehört, macht keinen Unterſchied. 


8 1534 


Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, die ihr auf Grund 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegen !). 
E I 1425 II 1429; M 4 530, 376 ff.; P 4 368. 


1. Verbindlichkeiten der Frau auf Grund der geſetzlichen Unterhaltspflicht find die 
in A 7 zu 8 1886 bezeichneten Verbindlichkeiten. Keinen Unterſchied macht es, ob die Ver⸗ 
bindlichkeit vor oder nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtanden iſt (vgl. 
§ 1459 A 2, 4) und ob, bzw. inwieweit für die Begründung bzw. Bemeſſung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs das Vorbehalts⸗ oder eingebrachte Gut der Frau in Betracht kommt. Für 
das Verhältnis der Ehegatten untereinander iſt $ 1535 Nr 1 und für die Beſtimmung der 
Unterhaltspflicht Verwandten gegenüber § 1604 Abſ 2 maßgebend. 


8 1535 


) Im Berhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichteiten?) dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon ſie ent⸗ 
ftehen®): 

1. die Verbindlichkeiten aus einem jich auf ſein eingebrachtes Gut oder 
ſein Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vor 
dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder vor der Zeit 
entſtanden ſind, zu der das Gut eingebrachtes Gut oder Vorbehaltsgut 
geworden iſt⸗); 

2. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Ehegatte über eine der in 
Nr 1 bezeichneten Verbindlichkeiten führt). 

E I 1426 Abſ 2 Nr 1 u. 5 II 1430; M 4 530; P 4 368. 

1. Regel iſt, daß bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ebenſo wie bei der allgemeinen 

Gütergemeinſchaft ($ 1463 A 1) alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe 


der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (M 4, 532). Die Ausnahmen 
von dieſer Regel werden in den 88 1535—1538 beſtimmt. Vgl. ferner § 1530 A 1. 


Errungenſchaftsgemeinſchaft SS 1532—1536 239 


2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeiten 8 1530 A 4. Bei der Errungenſchafts⸗ 
emeinſchaft ſind die Verbindlichkeiten des Mannes ausnahmslos, die Verbindlichkeiten der 
rau aber nur in den Fällen der §8 1531—1534 Geſamtgutsverbindlichkeiten ($ 1530 Abſ 1). 

3. Rechtsfolgen. Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehe- 
gatten zueinander dem Ehegatten zur Laſt fällt, in deſſen Perſon ſie entſteht, folgt, daß 
der Ehegatte, dem ſie zur Laſt fällt, bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung aus dem 
Geſamtgute nicht verlangen kann (88 1546 Abf 2, 1475 Abſ 2). Er muß vielmehr, falls die 
Berichtigung aus dem Geſamtgut erfolgt, bis zur Höhe der Bereicherung Erſatz leiſten (88 1539, 
1541). Außerdem erliſcht mit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft die perſön⸗ 
liche Haftung des Mannes für eine derartige Verbindlichkeit der Frau (8 1530 Abj 2 Satz 2). 
Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamt⸗ 
gute zur Laſt fällt, folgt, daß jeder Ehegatte bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
aus dem Geſamtgute verlangen kann (88 1546 Abſ 2, 1475 A 2). Falls die Berichtigung 
aus dem eingebrachten Gute eines Ehegatten oder aus dem Vorbehaltsgute der Frau erfolgt 
iſt, hat der Ehegatte gegen das Geſamtgut einen Erſatzanſpruch bis zur Höhe der Bereicherung 
(88 1539, 1541). Außerdem hat der Mann, falls bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
unterbleibt, dafür einzuſtehen, daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen 
wird (88 1546 Abſ 2, 1481 Satz 1). 

4. § 1535 Nr 1 entſpricht dem § 1463 Nr 2 und dieſer dem § 1415 Nr 2. Vgl. die Er⸗ 
läuterungen dazu. Unter § 1535 Nr 1 fällt insbeſondere die geſetzliche Unterhaltspflicht 
der Frau, inſoweit der Unterhaltsanſpruch durch den Beſitz von eingebrachtem Gute oder 
Vorbehaltsgute der Frau begründet oder vergrößert wird (vgl. $ 1534 A 2; Ausnahmen $ 1537). 

5. 5 1535 Nr 2 entſpricht dem § 1463 Nr a3 und dieſer dem $ 1415 Nr 3. Vgl. die Er- 
läuterungen dazu. Da $ 1535 nur von Geſamtgutsverbindlichkeiten handelt, fo iſt hier unter 
einem von der Frau geführten Rechtsſtreit ein ſolcher zu verſtehen, den ſie mit Zuſtimmung 
des Mannes führt oder deſſen Führung ohne ſeine Zuſtimmung für das Geſamtgut wirkſam 
ift (1532). Fehlt es an der Zuſtimmung des Mannes und iſt die Führung des Rechtsſtreits 
durch die Frau auch nicht für das Geſamtgut wirkſam, ſo fallen die Koſten ohnedies der Frau 
zur Laſt (vgl. § 1532 A 2, 3). Ausnahmen § 1537. — Die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen 
Mann und Fran fallen im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander der Frau zur Laſt, ſoweit 
nicht der Mann ſie zu tragen hat. Eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber fehlt. Der Grund⸗ 
ſatz des § 1464 Abf 1 darf entſprechend angewendet werden (Planck 88 1585—1537 A 6). 


8 1536 


) Im Berhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Manne zur Laſt: 

1. die vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtandenen 
Verbindlichkeiten des Mannes); 

2. die Verbindlichkeiten des Mannes, die der Frau gegenüber aus der 
Verwaltung ihres eingebrachten?) Gutes entſtehen, ſoweit“) nicht das 
Geſamtgut zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
bereichert iſts); 

3. die Verbindlichkeiten des Mannes aus einer unerlaubten Handlung, 
die er nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft begeht, oder 
aus einem Strafverfahren, das wegen einer unerlaubten Handlung 
gegen ihn gerichtet wird!); 

4. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Mann über eine der in Nr 1 
bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt“). 

EI 1426 Abſ 2 Nr 2—5 II 1431; M 4 507, 530 ff.; P 4 368. 

1. Vgl. 8 1535 A 1-3. 8 1536 handelt anders als $ 1535 nur von Berbindlichkeiten 
des Mannes. Dieſe find ausnahmslos Geſamtgutsverbindlichkeiten (§S 1530 A 2). Die näm⸗ 
lichen Verbindlichkeiten find, wenn die Frau Schuldnerin iſt, keine Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten und kommen für $ 1536 überhaupt nicht in Betracht. 

2. Dieſen Verbindlichkeiten wird eine vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft begründete ſittliche oder Anſtandspflicht des Mannes gleichzuſtellen fein (vgl. M 4, 
507; Ausnahmen § 1537). 

3. Überläßt die Frau dem Manne die Verwaltung ihres Vorbehaltsguts (88 1430, 1441, 
1526), ſo ſind die aus dieſer Verwaltung entſtehenden Verbindlichkeiten des Mannes der 
Frau gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten (§ 1530 Abſ 1), was zur Folge hat, daß ſich die 
Frau die Berichtigung aus dem Geſamtgute gefallen laſſen muß (8 1535 A 3). 
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4. Die Beweislaſt in Anſehung der Bereicherung trifft den Maun. 

5. Zweck. Alle Verbindlichkeiten des Mannes ſind Geſamtgutsverbindlichkeiten. Es wäre 
aber ungerecht, wenn die Frau dulden müßte, daß Verbindlichkeiten des Mannes aus der 
ihm obliegenden Verwaltung des eingebrachten Gutes der Frau (§s 1374, 1525 Abſ 2) zum 
Schaden der Frau mit Mitteln des Geſamtguts berichtigt würden. Dem will § 1536 Nr 2 
vorbeugen. 

6. § 1536 Nr 3 entſpricht dem § 1463 Nr 1 und dieſer dem § 1415 Nr 1. Vgl. Er⸗ 
läuterungen dazu. Verbindlichkeiten des Mannes aus einer vor Eintritt der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft begangenen unerlaubten Handlung fallen unter Nr 1. Ein Strafverfahren, 
das wegen einer vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begangenen unerlaubten 
Handlung ſtattfindet, fällt nicht unter §S 1536 Nr 3. 

7. Ausnahme § 1537. Für Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen Mann und Frau gilt das 
zu § 1535 in A 5 am Schluſſe Geſagte. 


8 1537 


1) Die Vorſchriften des § 1535 und des § 1536 Nr 1, 42) finden inſoweit 
keine Anwendung, als die Verbindlichkeiten nach S 1529 Abſ 2 von dem 
Geſamtgute zu tragen ſind. 

Das gleiche gilt von den Vorſchriften des § 1535 inſoweit, als die Ver⸗ 
bindlichkeiten durch den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, der für Rechnung 
des Gejamtguts?) geführt wird, oder infolge eines zu einem ſolchen Er⸗ 
werbsgeſchäfte gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden 
Sache entſtehen. 

EI 1426 Abf 2 Nr 1, 2 u. 5 II 1432; M 4 530; P 4 368. 

1. Vgl. 8 1530 A 1 u. § 1535 A 1. Der $ 1537 beſchränkt für gewiſſe Fälle das An⸗ 
wendungsgebiet der in den 88 1535, 1536 bezeichneten Ausnahmen und unterſtellt dieſe Fälle 
wiederum der Regel, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehe⸗ 
gatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen. 

2. Bei 8 1536 Nr 4 ift nur an einen Rechtsſtreit zu denken, den der Mann über eine 
der in Nr 1 (nicht Nr 2 u. 3) bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

3. Für Rechnung des Geſamtguts wird das Erwerbsgeſchäft — unbeſchadet abweichen⸗ 
der Vereinbarung der Ehegatten — betrieben, wenn es zum Geſamtgut oder zum ein⸗ 
gebrachten Gute eines Ehegatten (§ 1525) gehört, nicht aber, wenn es zum Vorbehaltsgute 
der Frau gehört, ſelbſt dann nicht, wenn die Frau aus dem Ertrage des Geſchäfts zur Be⸗ 
ſtreitung des ehelichen Aufwandes beitragen muß (§8 1427 Abſ 2, 1441, 1526 Abſ 3). 


8 1538 


Verſpricht oder gewährt der Mann einem Kinde eine Ausſtattung, ſo 
finden die Vorſchriften des S 1465 Anwendung!). 

E 1 1427 II 1433; M 4 532; P 4 368. 

1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt Vorbehaltsgut des Mannes ausgeſchloſſen 
(§ 1526 Abf 2). Gewährt der Mann aber aus feinem eingebrachten Gute einem nicht gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinde eine Ausſtattung, ſo erwächſt ihm unter Umſtänden ein Erſatzanſpruch an 
das Geſamtgut ($ 1539). Im übrigen vgl. Erl zu § 1465 und wegen des Falles, in dem die 
Ausſtattung als Schenkung gilt, $ 1446 A 3 u. 8 1519 Abſ 2. Vgl. ferner die allgemeinen 
Bemerkungen § 1530 A 1 u. 8 1535 A 1. 


§ 1539 


) Soweit das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf Koſten des Ge⸗ 
ſamtguts oder das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes eines 
Ehegatten zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft be⸗ 
reichert?) iſt, muß aus dem bereicherten Gute zu dem anderen Gute Erſatz 
geleiſtet werden. Weitergehende, auf beſonderen Gründen beruhende An⸗ 
ſprüches) bleiben unberührt!) s). 

E I 1420 II 1434; M 4 514; P 4 354. 


1. Die im $ 1539 beſtimmte Erſatzpflicht entſpricht der Billigkeit und der beſonderen 
Sachlage bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die Vorſchrift iſt notwendig, weil in manchen 
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Fällen die allgemeinen Grundſätze, namentlich die Grundſätze über die ungerechtfertigte 
Bereicherung nicht ausreichen und in anderen Fällen die Vorausſetzungen eines nach den 
allgemeinen Grundſätzen begründeten Erſatzanſpruchs zur Zeit der Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft nicht mehr nachweisbar ſind. § 1539 enthält keine Beſtimmung für Fälle, 
in denen das Vorbehaltsgut der Frau auf Koſten des Geſamtguts oder umgekehrt bereichert 
iſt, ebenſowenig für Fälle, in denen das eingebrachte Gut des Mannes auf Koſten des ein⸗ 
gebrachten Gutes bzw. des Vorbehaltsguts der Frau oder umgekehrt bereichert iſt. Für alle 
dieſe Fälle verbleibt es bei den allgemeinen Grundſätzen. 

2. Bereicherung. Die bloße Tatſache, daß das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten 
Gutes oder umgekehrt zu der angegebenen Zeit bereichert iſt, begründet den Erſatzanſpruch. 
An weitere Vorausſetzungen iſt der Erſatzanſpruch nicht geknüpft. Der Begriff der Bereicherung 
iſt derſelbe wie in den 88 812 ff. Die Frage nach dem rechtlichen Grunde der Bereicherung 
iſt hier gleichgültig. Ein ſolcher Erſatzanſpruch wird z. B. gegeben ſein, wenn eine dem Manne 
auferlegte Geldſtrafe, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nach § 1536 Nr 3 dem 
Manne zur Laſt fällt, aus dem Geſamtgute ſtatt aus ſeinem eingebrachten Gute D 
worden iſt. Abgelehnt iſt eine Erſatzpflicht des Geſamtguts für Verſchlechterung und BerMit 
der zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen durch die gewöhnliche Abnutzung (vgl. 
$ 1384 A 2). Abweichende Vereinbarungen können im Chevertrage getroffen werden. — 
Der Erſatzbereicherungsanſpruch aus § 1539 kann nur auf Geld gerichtet ſein (RGSt 40, 178). 

3. Weitergehende Anſprüche ſolcher Art können aus den nach $ 1525 Abſ 2 auf das 
eingebrachte Gut der Frau entſprechend anzuwendenden Vorſchriften des geſetzlichen ehe⸗ 
lichen Güterrechts oder aus Geſchäftsführung ohne Auftrag oder aus ſinnentſprechender An⸗ 
wendung des § 1466 auf Fälle, in denen der Mann Verwendungen aus ſeinem eingebrachten 
Gut in Geſamtgut und umgekehrt vornimmt, hergeleitet werden. — Außer dem erſt nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft verfolgbaren Erſatzbereicherungsanſpruch aus 
$ 1539 ſtehen der Frau die Erſatzanſprüche auf Grund der $$ 1373—1393 zu, und zwar können 
dieſe gegen das Geſamtgut gleichfalls erſt nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft gerichtlich geltend gemacht werden (RGSt 40, 178). Wegen der Koſten eines auf 
dem eingebrachten Gute der Frau errichteten Neubaues und wegen der Unterhaltungskoſten, 
die der Mann auf ein Haus der Frau über das im § 1041 Satz 2 vorgeſchriebene Maß verwendet 
hat (Umbau), kann die Frau dem Geſamtgute nicht nur aus dem Grunde der Bereicherung 
erſatzpflichtig werden, ſondern auch — wie ſich aus § 1525 Abſ 2 in Verbindung mit § 1374 
und 8 1390 ergibt — ſchon deshalb, weil die zum Zwecke der Verwaltung des eingebrachten 
Frauenguts gemachten Aufwendungen vom Manne den Umſtänden nach für erforderlich 
gehalten werden durften. Dieſe Vorausſetzung kann mangels entgegenſtehender beſonderer 
Gründe als erfüllt gelten, wenn beide Eheleute darüber einig waren, daß die Bauten zur 
Ausführung kommen ſollten (RG Warn 1911 Nr 275). 

4. Die Beweislaſt trifft denjenigen Ehegatten, der den Erſatzanſpruch erhebt. Ihm 
kommt bei Verwendung verbrauchbarer Sachen die Vermutung aus § 1540 zuſtatten. 

5. Zu welcher Zeit die Erſatzanſprüche aus $ 1539 zu berichtigen find, beſtimmt $ 1541. 


8 1540 


) Sind verbrauchbare?) Sachen, die zum eingebrachten Gute eines Ehe⸗ 
gatten gehört haben?), nicht mehr vorhanden, jo wird zugunften‘) des Ehe⸗ 
gatten vermutets), daß die Sachen in das Geſamtgut verwendet worden jeien 
und dieſes um den Wert der Sachen bereichert ſei. 

E 1 1421 Abſ 2 II 1435; M 4 517; P 4 354. 


1. Wenn verbrauchbare Sachen, namentlich Gelder, die zum eingebrachten Gute eines 
Ehegatten gehört haben, bei der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht mehr 
vorhanden ſind, ſo iſt es wahrſcheinlich, daß ſie zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes oder 
anderer dem Geſamtgute zur Laſt fallender Ausgaben (§8 1529 ff.) verwendet worden find. 
Der Beweis der Verwendung iſt aber gerade bei verbrauchbaren Sachen ſchwierig und ſoll 
durch die im 8 1540 aufgeſtellte Vermutung erleichtert werden (vgl. § 1539 A 4). Dadurch 
erfährt zugleich die Vermutung des § 1527, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei, 
eine der Billigkeit und Zweckmäßigkeit entſprechende Richtigstellung. Die Vorſchrift des § 1540 
kann ſowohl für die Auseinanderſetzung als auch für den Anſpruch der Frau auf Sicherheits- 
feiftung (88 1825 Abſ 2, 1391) und für ihre (nicht ihrer Gläubiger, 8 1411) Anſprüche aus 
§ 1394 bedeutſam werden. 

2. Begriff der verbrauchbaren Sachen § 92. Nicht verbrauchbare Sachen unterliegen 
r Grundſätzen. Gleiches gilt von den zum Vorbehaltsgute der Frau gehörenden 
Sachen. 
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3. Der den Erſatzanſpruch gegen das Geſamtgut ($ 1539) erhebende Ehegatte hat nur 
zu beweiſen, daß die verbrauchbaren Sachen zur Zeit des Eintritts der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder während derſelben zu feinem eingebrachten Gute (8 1520 A 1) gehört haben 
und nicht mehr vorhanden ſind. Die ihm entgegenſtehende Vermutung aus § 1527 muß 
er entkräften. Vgl. dazu 8 1528 A (Verzeichnis). Im Verhältniſſe zu den Gläubigern des 
Mannes kommt es auch noch auf die Widerlegung der Vermutung aus $ 1362 Abſ 1 an. 

4. Die Vermutung gilt nur zugunſten des Ehegatten (bzw. ſeines Rechtsnachfolgers 
oder Gläubigers), um deſſen Erſatzanſprüche es ſich handelt. Der andere Ehegatte kann ſich 
darauf nicht berufen. So kann z. B. der Mann ſich nicht zu dem Zweck auf 8 1540 berufen, 
um die nach $ 1536 Nr 2 im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt fallenden 
Verbindlichkeiten gegenüber der Frau von ſich auf das Geſamtgut abzuwälzen. 

5. Wegen des Beweiſes des Gegenteils vgl. 8 292 ZPO. 


8 1541 


) Was ein Ehegatte zu dem Geſamtgut oder die Frau zu dem einge⸗ 
brachten Gute des Mannes ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer 
Schuld der Frau ihr eingebrachtes Gut und ihr Vorbehaltsgut ausreichen, 
hat ſie die Schuld ſchon vorher zu berichtigen). 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt nach 
der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft fordern. 
E I 1428 II 1436; M 4 533; P 4 368. 


1. 8 1541 beſtimmt für die Errungenſchaftsgemeinſchaft dasſelbe, was 3 1467 für die 
Gütergemeinſchaft beſtimmt. Nur iſt das, was ſich im § 1467 auf Vorbehaltsgut des Mannes 
bezieht, im 8 1541 auf das eingebrachte Gut des Mannes bezogen, da bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft Vorbehaltsgut des Mannes ausgeſchloſſen iſt (S 1526 Ab] 2). Auf die Erl zu 
§ 1467 wird verwieſen. 

2. Ihre Anſprüche auf Grund der Verwaltung und Nutznießung kann die Frau gegen 
den Mann während der Errungenſchaftsgemeinſchaft nur, wenn die Vorausſetzungen 
zur Sicherheitsleiſtung des Mannes vorliegen, geltend machen (85 1394, 1525 Abſ 2). Vgl. 
RGSt 40, 178. 

8 1542 


1) Die Frau kann unter den Vorausſetzungen des § 1418 Nr 1, 3 bis 52) 
und des § 1468, der Mann kann unter den Vorausſetzungen des § 1469 auf 
Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft klagen. 

Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein?) ). 


E I 1429 Abſ 1, 3 II 1439; M 4 534; P 4 370. 


1. Auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft kann unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen geklagt werden, unter denen auf Aufhebung der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
(SS 1468, 1469) und auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns (§ 1418) 
geklagt werden kann. Klagegründe, die ausreichen, ſogar die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft aufzuheben, müſſen natürlich zur Aufhebung der bloßen Errungenſchaftsgemeinſchaft 
erſt recht ausreichen. Klagegründe, die beim geſetzlichen Güterrechte die Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Ehemanns rechtfertigen, müſſen zur Aufhebung der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft genügen, weil letztere nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterrechts 
iſt (§S 1519 A 1) und nicht fortbeſtehen kann, ohne daß der Mann das eingebrachte Gut der 
Frau für Rechnung des Geſamtguts verwaltet und nutzt (8 1525 Abf 1). 

2. § 1418 Nr 2 (Verletzung der Unterhaltspflicht) iſt im Hinblick auf § 1468 Nr 3 als ent- 
behrlich ausgeſchaltet. 

3. § 1542 Abſ 2 entſpricht dem 8 1470 Abſ 1 Satz 1 und diefer dem § 1418 Abſ 2 (vgl. 
8 1418 A 11). Für die Zukunft gilt Gütertrennung (8 1545). Zur Eintragung in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Auf- 
hebungsurteil (8 1561 Abſ 3 Nr 1). — Das Aufhebungsurteil gehört zu den fog. rechtsgeſtalten⸗ 
den Urteilen (RG Gruch 53, 697). Es hat nicht nur die Beendigung des Güterſtandes der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft, ſondern auch die Einführung der Gütertrennung zur Folge. Das 
gilt auch in dem Falle, daß für die Ehe nach Art 15 Abſ 2 Halbſ 1 EG grundſätzlich ein aus ⸗ 
ländiſches Güterrecht maßgebend ift, die Ehegatten (Verlobten) aber ohne Einſchränkung den 
deutſchrechtlichen Güterſtand der Errungenſchaftsgemeinſchaft eingeführt haben (RG SeuffA 
75 Nr 32). Vgl. $ 1432 A 5. 
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4. Vorläufige Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung iſt nicht ſtatthaft (vgl. $ 1418 A 12). Zuläſſig iſt eine einſtweilige Verfügung auf 
Aufhebung der dem Ehemanne zuſtehenden Verwaltung des Geſamtguts ſowie der Ver⸗ 
1 und Nutznießung des von der Ehefrau in die Ehe eingebrachten Gutes (RG Gruch 


8 1543 


1) Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt?) mit der Rechtskraft?) des 
Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen des Mannes“) er⸗ 
öffnet wird. 

E I 1429 Abſ 2 Satz 1 II 1437; M 4 534, 528 ff.; P 4 372. 


1. Wie bei dem geſetzlichen Güterrechte die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes endigt (8 1419), fo ſoll auch die Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft, die im Grunde nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterſtandes iſt 
(8 1519 A 1), mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes endigen. Hierin weichen 
beide Güterſtände von der Gütergemeinſchaft ab (8 1468 A 1). Der § 1543 bezweckt, den 
künftigen Erwerb der Frau ſicherzuſtellen (Prot 4, 373; vgl. $ 1546 A 4). 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags der Frau 
bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes (§ 1561 Abſ 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, gleichviel ob und 
wie das Konkursverfahren durchgeführt wird. Wegen des Rechtes der Frau auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. 

3. Eintritt der Rechtskraft 8 705 ZPO, 88 72, 109 KO. Weil erſt in dieſem Zeitpunkte 
die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufhört, ſo fällt das, was ein Ehegatte in der Zwiſchenzeit 
von der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes bis zu deſſen Rechtskraft erwirbt, zwar in das 
Geſamtgut ($ 1519), aber, da es nicht ſchon zur Zeit der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes 
Geſamtgut war, nicht in die Konkursmaſſe (8 1 Abſ 1 u. 8 2 Abſ 1 KO). 

4. Der Konkurs über das Vermögen des Mannes umfaßt das eingebrachte Gut des 
Mannes (88 1520—1525) und das Geſamtgut (8 1519). Vgl. 8 1 Ai 1 u. 8 2 Abſ 1 KO. 
Nicht zur Konkursmaſſe gehören das eingebrachte Gut der Frau (88 1520 —1525) und ihr 
Vorbehaltsgut (§ 1526 Abf 1, 3). Wegen des zur Konkursmaſſe gehörenden Geſamtguts 
findet eine Auseinanderſetzung zwiſchen den Ehegatten nicht ftatt (§S 2 Abſ 1 KO). Wegen 
der Rechte der Frau auf Ausſonderung ihres eingebrachten Gutes und Befriedigung ihrer 
Erſatzanſprüche vgl. 8 1580 A 11. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau 
wird das Geſamtgut nicht berührt (8 2 Abſ 2 KO). 


8 1544 


1) Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt?), wenn ein Ehegatte für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt). 
E 1 1429 Abſ 2 Satz 1 II 1438; M 4 534; P 4 372. 


1. Wie beim geſetzlichen Güterrechte die Verwaltung und Nutznießung des Mannes mit 
deſſen Todeserklärung endigt (8 1420), jo ſoll auch die Errungenſchaftsgemeinſchaft, die 
im Grunde nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterſtandes ift (§ 1519 A 1), mit der 
Todeserklärung des Mannes oder — wie bei der 2. Leſung beſchloſſen wurde (Prot 4, 372) — 
der Frau endigen. Bei der Gütergemeinſchaft iſt Todeserklärung eines Ehegatten kein Grund 
zur Beendigung der Gemeinſchaft (Prot 4, 372; § 1459 A 9; 88 1482 ff.). 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags des andern 
Ehegatten bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag des andern Ehegatten bei Vorlegung der rechts⸗ 
kräftigen Todeserklärung (5 1561 Abſ 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, auch wenn 
der für tot erklärte Gatte die Todeserklärung überlebt hat und zurückkehrt. Wegen des Rechtes 
des letzteren auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. Schließt der andere Ehe⸗ 
gatte eine neue Ehe, fo wird freilich gemäß § 1348 die frühere Ehe aufgelöft und der Güter⸗ 
ſtand beendigt. 

3. Zeitpunkt des Todes § 18 Abſ 2 BGB, 8 970 Abſ 2 ZPO. Wegen Anfechtung der 
Todeserklärung und der Folgen einer unrichtigen Sterbeurkunde gilt das zu $ 1420 
U 5 Geſagte. — Vgl. auch Bek über die Todeserklärung Kriegsverſchollener v. 18. 4. 16 
(RG Bl 327) und dazu Dronke in JW 1916, 637, ſowie Neufaſſung v. 9. 8. 17 (RGB 703). 
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§ 1545 
Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach den SS 1542 bis 1544, jo 
gilt für die Zukunft Gütertrennung !). 
Dritten gegenüber iſt die Beendigung der Gemeinſchaft nur nach Maß⸗ 
gabe des § 1435 wirkſam?). 
E I 1429 Abſ 1, 2 Satz 2 II 1440; M 4 534; P 4 370; 6 281. 


1. Gütertrennung 88 14271431. Auch bei dem geſetzlichen Güterrecht und der Güter⸗ 
gemeinſchaft tritt in den entſprechenden Fällen Gütertrennung ein (§§ 1426, 1470). Wird 
durch Ehevertrag die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufgehoben, fo tritt ebenfalls Güter⸗ 
trennung ein, ſofern der Vertrag keine abweichende Beſtimmung trifft ($ 1436). Auch im 
Falle des § 1587 (Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach Aufhebung) tritt Güter⸗ 
trennung ein. 

2. Zur Eintragung der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt in den Fällen der SS 1542—1544 der Antrag eines der Ehegatten bei 
Vorlegung der mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehenen, die Beendigung nach ſich ziehen⸗ 
den gerichtlichen Entſcheidung (§ 1561 Abſ 3 Satz 1). Im übrigen vgl. Erl zu 8 1485. 


8 1546 


) Nach der Beendigung?) der Errungenſchaftsgemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderſetzung ſtatt?). Bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der Ehegatten nach den 
SS 1442, 1472, 14734). 

Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine andere Vereinbarung 
getroffen wird, nach den für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltenden 
Vorſchriften der SS 1475 bis 1477, 1479 bis 14815). 

Auf das eingebrachte Gut der Frau finden die für den Güterſtand der 
Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der SS 1421 bis 1424 


Anwendung®)?). 
E I 1417, 1429 Abſ 1, 4 II 1441; M 4 536 ff.; P 4 352, 371, 378. 


1. Das BGB hat es abgelehnt, eine der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach dem 
Tode eines Ehegatten bei beerbter Ehe (§ 1483) entſprechende Fortſetzung der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft einzuführen (M 4, 539; Prot 4, 378). Es iſt auch nicht zuläſſig, fortgeſetzte 
Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Ehevertrag zu verabreden (anders bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft, S 1557; vgl. RIA 5, 142). Nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
findet vielmehr, gleichviel aus welchem Grunde der Güterſtand endet, eine Auseinander- 
ſetzung ſtatt und dieſe iſt, wie bei der Gütergemeinſchaft (§ 1481) fo geordnet, daß eine etwa 
ſich ergebende Einbuße der Mann allein zu tragen hat. Im Falle der Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Tod eines Ehegatten tritt die gewöhnliche Erbfolge auf 
Grund des Geſetzes oder eines Teſtaments ein. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten 
gehört neben feinem eingebrachten Gute bzw. Vorbehaltsgute fein Anteil am Geſamtgute. 

2. Beendigungsgründe. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endet durch Tod oder Todes- 
erklärung ($ 1544) eines Ehegatten, durch Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft, durch Urteil im Falle des § 1542 und durch Konkurs über das Vermögen des Mannes 
(8 1548). Sie kann ſelbſtverſtändlich auch durch Ehevertrag aufgehoben werden. Vgl. § 1468 
A 1 (Beendigung der Gütergemeinſchaft) und Vorbem 1 vor § 1418 (Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes): 

3. Klagerecht. Jeder Ehegatte kann im Weigerungsfalle auf Vornahme der Aus- 
einanderſetzung klagen. § 1546 Abſ 1 Satz 1 ſchließt ſich dem 8 1471 Abf 1 und dieſer dem 8 730 
Abſ 1 an. Das Recht auf Auseinanderſetzung kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen noch 
eingeſchränkt werden. Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Mannes, ſo findet eine Auseinanderſetzung wegen des Ge⸗ 
ſamtguts nicht ſtatt (8 2 Abſ 1 KO). Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das 
Amtsgericht 88 99, 193 FGG. 

4. Aus $ 1546 Abf 1 Satz 2 ergibt ſich, daß die während der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
in Anſehung des Geſamtguts beſtandene Gemeinſchaft zur geſamten Hand (§ 1438 A 1, 
§ 1442 A 1) von dem Zeitpunkte der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bis zum 
Abſchluſſe der Auseinanderſetzung fortdauert, jedoch mit den aus 88 1472, 1473 hervorgehen 
den Abweichungen. Der in dieſer Zeit von einem Ehegatten außerhalb der durch § 1473 
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gezogenen Grenzen gemachte Erwerb verbleibt alſo ihm allein. Nach § 1472 wird das Ge⸗ 
ſamtgut nunmehr gemeinſchaftlich von beiden Ehegatten verwaltet. Im übrigen vgl. Erl 
zu 88 1442, 1472, 1473. 


5. Über den Begriff und Umfang der Geſamtgutsverbindlichkeiten bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. $ 1530 A 4, § 1535 A 3. Das Übernahmerecht des Ehe 
gatten aus § 1477 Abſ 2 kann nur in Anſehung der für feinen perſönlichen Gebrauch be- 
ſtimmten Sachen ausgeübt werden. $ 1478 iſt nicht anwendbar; jedem der geſchiedenen 
Ehegatten gebührt daher die Hälfte des Geſamtguts. § 1479 bezieht ſich auf alle im 8 1542 
bezeichneten Fälle der Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Urteil. Im übrigen 
wird auf die Erl zu den 88 1475—1477, 1479—1481 verwieſen. 


6. Daß ſich die Errungenſchaftsgemeinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung 
des geſetzlichen ehelichen Güterrechts darſtellt (§ 1519 A 1), ergeben die zahlreichen Hin⸗ 
weiſe auf die Beſtimmungen des geſetzlichen Güterrechts, fo in 88 1525 Abſ 2, 1529 Ab] 2, 1542, 
1546 Abſ 2, 1547, 1578. Auf die Erl zu SS 1421—1424 wird Bezug genommen. 


7. Zwangsvollſtreckung. Konkurs. Nach Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft iſt der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten der Gläubiger des Anteilsberechtigten 
der Pfändung unterworfen (§ 860 Abſ 2 ZPO). Wegen der Vorausſetzungen für die Zuläſſig⸗ 
keit der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut und wegen Erteilung einer vollſtreckbaren 
Urteilsausfertigung vgl. 88 743, 744 3 PO. Ein Sonderkonkurs über das Geſamtgut erſcheint 
in diefer Zwiſchenzeit nicht zuläſſig (Planck § 1472 A 13, $ 1546 A 2). Wird Konkurs über 
das geſamte Vermögen eines Ehegatten eröffnet, ſo findet die Auseinanderſetzung zwiſchen 
den Anteilsberechtigten außerhalb des Konkursverfahrens ftatt (§8 16, 51 KO). — Wird nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch den Tod des Mannes über das Vermögen 
der Witwe der Konkurs eröffnet, ſo iſt die Konkursmaſſe nicht berechtigt, Grundſtücke, die 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft zum Geſamtgute gehörten, für die Verbindlichkeiten 
der Gemeinſchuldnerin in Anſpruch zu nehmen. Ihre Berechtigung beſchränkt ſich vielmehr 
auf den Anteil, der ſich möglicherweiſe bei der Auseinanderſetzung der Errungenſchafts⸗ und 
Erbengemeinſchaft, die bis dahin eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand bilden (88 1442, 1471), 
als Vermögensanteil der Gemeinſchuldnerin ergibt (RG JW 1910, 236°). 


8 1547 


1) Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Mannes, ſo kann die Frau auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft klagen?). Das gleiche Recht ſteht, wenn die 
Gemeinſchaft infolge einer Todeserklärung endigt, dem für tot erklärten 
Ehegatten zu, falls er noch lebt. 

Wird die Gemeinſchaft auf Grund des § 1418 Ar bis 5°) aufgehoben, 
jo kann der Mann unter den Vorausſetzungen des § 1425 Abſ 1 auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft klagen“). 

E I 1430 Abſ 1, 2 Satz 1 II 1442; M 4 535; P 4 372. 


1. Grund der Vorſchrift. Dem Weſen der Errungenſchaftsgemeinſchaft und einer 
billigen Rückſichtnahme auf die Rechtslage der Ehegatten entſpricht es, daß in gewiſſen Fällen 
die Frau, in anderen der Mann die Wiederherſtellung der Gemeinſchaft verlangen und ſich 
dadurch wieder einen Anteil an dem Erwerbe des andern Ehegatten ſichern kann. Die Wieder⸗ 
herſtellung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein ($ 1548). Vgl. auch 8 1425 (verwandte 
Vorſchriften des gefeglichen Güterrecht). — Im Falle des Abſ 1 Satz 2 bedarf es einer 
förmlichen Aufhebung der Todeserklärung nicht. Vgl. Dronke in ZW 1916, 642. 


2. Die Klage kann erſt nach Eintritt der Rechtskraft des Eröffnungsbeſchluſſes (§ 1543 
A 3) erhoben werden und braucht nicht vor Beendigung des Konkursverfahrens anhängig 
gemacht zu fein (Prot 4, 373). In keinem der Fälle des § 1547 iſt die Klage an eine Friſt 
gebunden. Das Verfahren in Ehefachen findet keine Anwendung. Im Wege der einſtweiligen 
Verfügung kann die Errungenſchaftsgemeinſchaft weder aufgehoben (§ 1542 A 4) noch 
wiederhergeſtellt werden. Im übrigen vgl. Erl zu § 1425. 


3. Keine Klage auf Wiederherſtellung im Falle des § 1468 Nr 4 (vgl. § 1542). 


4. Das Klagerecht auf Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt auf die 
Fälle des 8 1547 beſchränkt. In andern Fällen der Beendigung dieſes Güterſtandes (8 1546 
A 2) kann er nur durch Ehevertrag wiederhergeſtellt werden. 
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8 1548 


Die Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft tritt in den 
Fällen des § 1547 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Die Vorſchrift 
des § 1422 findet entſprechende Anwendung). 

Dritten gegenüber iſt die Wiederherſtellung, wenn die Beendigung in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen worden iſt, nur nach Maßgabe des 
8 1435 wirkſam s). 

Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut der Frau, was ohne 
die Beendigung der Gemeinſchaft Vorbehaltsgut geblieben oder geworden 
ſein würde“). a 

E I 1430 Abſ 3 II 1443; M 4 536; P 4 372; 6 290, 


1. Das Urteil hat ſonach rechtsgeſtaltende Wirkung. Es wird ſo angeſehen, als ob mit 
der Rechtskraft des Urteils die Errungenſchaftsgemeinſchaft von neuem eintritt. Der 8 1548 
Abſ 1 entſpricht dem § 1425 Abſ 2. Vgl. Erläuterungen dazu. Der Umſtand, daß im Falle 
des § 1543 das Konkursverfahren zur Zeit der Rechtskraft des Wiederherſtellungsurteils 
1 Der hindert den Eintritt der neuen Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht (a. M. Stau⸗ 

inger). 

2. Nach Maßgabe des § 1422 haben Mann und Frau ihre Herausgabepflicht zu erfüllen, 
nämlich die Frau in Anſehung ihres an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung heraus⸗ 
zugebenden eingebrachten Gutes, Mann und Frau in Anſehung ihres zum Geſamtgut ein⸗ 
zuwerfenden Erwerbs (a. M. Staudinger). Was z. B. der Mann nach Zuſtellung der Wieder- 
herſtellungsklage der Frau und vor Eintritt der Rechtskraft des Wiederherſtellungsurteils 
erwirbt, hat er zum Geſamtgut nach Maßgabe des § 1422 herzugeben. 

3. § 1548 Abſ 2 entſpricht dem § 1431 Abſ 2. Zur Eintragung in das Guterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Wiederher⸗ 
ſtellungsurteils (8 1561 Abf 3 Nr 1). Im übrigen vgl. Erl zu § 1435. 

4. Was Vorbehaltsgut der Frau iſt, beſtimmt § 1526. Was als eingebrachtes Gut 
eines Ehegatten anzuſehen iſt, beſtimmen die 8§ 1520—1524 (vgl. § 1520 A 1). Der einem 
Ehegatten zur Zeit des Wiedereintritts der Errungenſchaftsgemeinſchaft noch gebührende 
Anteil an dem früheren Geſamtgute wird nun fein eingebrachtes Gut. Geſamtgut (§ 1519 
a 3 wird, was die Ehegatten ſeit der Zuſtellung der Wiederherſtellungsklage erwerben (vgl. 


4. Fahrnisgemeinſchaft 


8 1549 


1) Auf die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungen⸗ 
ſchaft (Fahrnisgemeinſchaft) finden die für die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft geltenden Vorſchriften?) Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den SS 1550 
bis 1557 ein anderes ergibt). 

E I 1431 II 1444; M 4 150 ff., 541; P 4 373. 


1. Die Fahrnisgemeinſchaft des BGB ftellt ſich als eine Umgeſtaltung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft dar. Von letzterer weicht ſie hauptſächlich darin ab, daß zwiſchen beweg⸗ 
lichem und unbeweglichem Vermögen unterſchieden wird. Das bewegliche Vermögen und die 
Errungenſchaft werden grundſätzlich Geſamtgut. Das unbewegliche Vermögen (im Sinne 
des $ 1551) jedes Ehegatten iſt ſein eingebrachtes Gut (in dem 1. Entwurf und den Motiven 
als Sondergut bezeichnet). Auf das eingebrachte Gut bei der Fahrnisgemeinſchaft finden die 
Vorſchriften über das eingebrachte Gut bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft Anwendung 
(8 1550 Abs 2). Hat keiner der Ehegatten unbewegliches Vermögen, fo deckt ſich die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft — von einigen Abweichungen abgeſehen — faſt vollſtändig mit der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft. Das BGB hat die Fahrnisgemeinſchaft als vertragsmäßigen Güter 
ſtand nur mit Rückſicht auf das frühere, weite Geltungsgebiet der ihr ähnlichen, franzöſiſch⸗ 
rechtlichen Mobiliargemeinſchaft aufgenommen, obwohl dieſem Güterſtande erhebliche, aus 
der veralteten Unterſcheidung zwiſchen beweglichem und unbeweglichem Vermögen ſich er⸗ 
gebende Mängel anhaften (M 4, 151; Prot 4, 376). 

2. Für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltende Vorſchriften SS 14371518 BGB; 
§§ 740, 741, 742 Abſ 2, 743, 744, 745 (§ 1557 BGB), 750 Ab] 2, 794 Abſ 2, 860 ZPO; 
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88 2, 16, 51 KO. Vgl. die Erl zu 8 1550 (Geſamtgut, ehelicher Aufwand), SS 1551—1554 
(eingebrachtes Gut), § 1555 (Vorbehaltsgut), § 1556 (Schuldenhaftung) und 8 1557 (fort- 
geſetzte Fahrnisgemeinſchaft, Beendigung des Güterſtandes, Auseinanderſetzung). 

3. Schadens erſatz. Vgl. $ 1458 A 2, 8 1443 A 5. Der Mann iſt berechtigt, den An⸗ 
ſpruch der Frau auf Schadenserſatz wegen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit infolge 
eines Unfalls einzuklagen. Ein derartiger Anſpruch fällt bei Fahrnisgemeinſchaft in die 
gemeinſchaftliche Maſſe und ſteht jedem Ehegatten ungeteilt zum vollen Betrage zu (RG 
IW 1917, 6559). 


§ 1550 
Von dem Geſamtgut!) ausgeſchloſſen iſt das eingebrachte Gut?) eines 


Ehegatten. 

Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
für das eingebrachte Gut geltenden Borjchriften?) Anwendung“). 

EI 1431 Abſ 1, 1432 Abſ 1 II 1445; M 4 543, 548; P 4 378, 


1. Geſamtgut. Bei der Fahrnisgemeinſchaft ſind wie bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft (8 1519 A 1) zu unterſcheiden: Geſamtgut der Ehegatten, eingebrachtes Gut des Mannes, 
eingebrachtes Gut der Frau und Vorbehaltsgut der Frau. Vorbehaltsgut des Mannes iſt 
ausgeſchloſſen (8 1555). Geſamtgut iſt gemäß 8 1438 alles, was die Ehegatten an Vermögens⸗ 
rechten beim Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft haben oder während derſelben erwerben, 
ausgenommen das, was die 88 1551—1554 als eingebrachtes Gut eines Ehegatten be⸗ 
zeichnen (hauptſächlich das unbewegliche Vermögen) und das Vorbehaltsgut der Frau. Die 
Geſamtgutseigenſchaft tritt kraft Geſetzes ein. Sie wird in das Grundbuch eingetragen. 
Daß ein Gegenſtand ausnahmsweiſe zum eingebrachten Gute oder zum Vorbehaltsgute 
gehöre, hat zu beweiſen, wer dies behauptet. Wie bei der Gütergemeinſchaft ſtellt auch 
bei der Fahrnisgemeinſchaft das Geſamtgut eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
dar (§ 1438 A 1, 8 1442 A 1). Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung des Mannes 
wie bei der Gütergemeinſchaft (588 14431458). Die in Fahrnisgemeinſchaft lebenden Ehe. 
leute können gemeinſam einen Schadenserſatzanſpruch wegen einer der Frau zugefügten 
Körperverletzung geltend machen (RG 29. 1 06 VI 173/05). Der eheliche Aufwand fällt 
dem Geſamtgute zur Laſt (88 1549, 1458). 

2. Was eingebrachtes Gut iſt, beſtimmen erſchöpfend die SS 1551—1554. 

3. Insbeſondere die Vorſchriften in 88 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1531, 1533, 1535, 1536 
Nr 2, 4, 1537, 1539—1541, 1546 Abſ 3. Danach wird das eingebrachte Gut vom Manne 
(88 1525 Abſ 2, 1374) für Rechnung des Geſamtguts verwaltet. Die Nutzungen gehören 
zum Geſamtgute. Der $ 1550 Abſ 2 unterwirft das eingebrachte Gut bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft ebendenſelben Beſtimmungen, denen der $ 1439 Satz 2 das Sondergut bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft unterwirft, nur daß auf erſteres auch 8 1524 (mit der im 8 1554 Satz 2 
bezeichneten Ausnahme) Anwendung findet, auf letzteres nicht. Für die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut gelten 88 739, 741, 742, 794 Abſ 2, 861 ($ 1525 A 6) BRD. 

4. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den der Güterſtand der Fahrnisgemeinſchaft in 
den der Gütertrennung umgewandelt wird, kann von den Gläubigern des Mannes aus 8 3 
Nr 4 Anfch inſoweit angefochten werden, als die früher dem Geſamtgute zugefloſſenen, 
dem Zugriffe der Gläubiger des Mannes unterworfenen Nutzungen des eingebrachten Gutes 
der Frau nunmehr bei Gütertrennung dem Zugriffe jener Gläubiger entzogen ſind (88 1550 
Abſ 2, 1525, 1426; RG 57, 81). Vgl. auch § 1391 A 12. 


§ 1551 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt das unbewegliche Vermögen, das 
er bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft hat!) oder während der Ge⸗ 
meinſchaft durch Erbfolge), durch Vermächtnis) oder mit Rückſicht auf 
ein künftiges Erbrecht“), durch Schenkung) oder als Ausſtattung“) erwirbt“). 

Zum unbeweglichen Vermögens) im Sinne dieſer Vorſchrift gehören 
Grundſtücke“) nebſt Zubehör!), Rechte an Grundſtücken !:), mit Ausnahme 
der Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden!), ſowie Forderungen!“ 
die auf die übertragung des Eigentums an Grundſtücken oder auf die Be⸗ 
gründung oder übertragung eines der bezeichneten Rechte oder auf die 
Befreiung eines Grundſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet ſind ““). 

E I 1432 II 1446; M 4 548; P 4 375; 5 135. 
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05 1829 55 des bedingten oder anfechtbaren Erwerbs oder noch nicht vollendeter Erſitzung 
vgl. 8 1520 A 8. 

2. Sei es durch geſetzliche oder teſtamentariſche Erbfolge oder auf Grund eines Erb ⸗ 
vertrags. 

3. Vermächtnis SS 1939, 2147— 2191. 

4. Erwerb mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht vgl. § 1521 A 3. 

5. Erwerb durch Schenkung vgl. § 1521 A 4. 

6. Erwerb als Ausſtattung vgl. 8 1521 A 5. 

7. Unbewegliches Vermögen, das ein Ehegatte während der Gemeinſchaft auf andere 
als die im § 1551 Abf 1 bezeichnete Art, z. B. durch Kauf erwirbt, wird Geſamtgut, es ſei 
denn, daß es unter eine der Beſtimmungen in den 88 1552—1554 fiele oder zum Vorbehalts⸗ 
gute der Frau gehörte. 

8. Was zum unbeweglichen Vermögen im Sinne des § 1551 gehört, führt der zweite 
Abſatz erſchöpfend auf. 

9. Den Grundſtücken ſtehen das Erbbaurecht (8 1017 und Verordnung des Reichs⸗Arbeits⸗ 
amts über das Esbbaurecht vom 15. 1. 1919, RG Bl S. 72) und diejenigen Rechte gleich, 
welche landesgeſetzlich gemäß Artt 63, 67, 68, 69, 196 Ech den Vorſchriften des BGB über 
Grundſtücke unterworfen find (z. B. die Jagd⸗ und Fiſchereirechte). Erlangt ein Ehegatte durch 
Erbfolge Vermögen, zu dem ſowohl unbewegliches als auch bewegliches Vermögen gehört, 
ſo fällt das unbewegliche Vermögen ſeinem Eingebrachten zu, während das bewegliche Ver⸗ 
mögen Geſamtgut wird. Iſt er in einem ſolchen Falle nicht als Alleinerbe, ſondern neben anderen 
zur Erbſchaft berufen, ſo gehört ſein Anteil am Nachlaſſe, ſoweit er unbewegliches Vermögen 
betrifft, zu ſeinem eingebrachten Gute und nur im übrigen zum Geſamtgute. Die Vorſchriften 
im $ 2083 Abſ 2 und im 8 2040 Abi 1 ſtehen dieſer Anſicht nicht entgegen. Vgl. RG 65, 227; 
68, 410. — Soll der Grundſtücksanteil der Frau an Miterben aufgelaſſen werden, ſo hat die 
Frau als Inhaberin ihres Eingebrachten die Auflaſſung und der Ehemann ſeine Einwilligung 
zur Auflaſſung zu erklären (RG Warn 1911 Nr 382). Der Anteil eines Ehegatten an einem 
unbewegliches und bewegliches Vermögen umfaſſenden Nachlaſſe fällt nach § 1551 inſoweit, 
als dieſer Nachlaß dem unbeweglichen Vermögen zuzurechnen iſt, dem eingebrachten Ver⸗ 
mögen zu, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob bei der Erbauseinanderſetzung dem Ehegatten 
unbewegliches oder bewegliches Vermögen zugeteilt wird (NG 75, 295). 

10. Zubehör 88 97, 98. 

11. Rechte an Grundſtücken (und an den den Grundſtücken gleichgeſtellten Rechten, A 9) 
find die Dienſtbarkeiten, das dingliche Vorkaufsrecht (SS 1094 ff.) und die Reallaſten. Zum 
unbeweglichen Vermögen gehört auch der Nießbrauch an einem Grundſtück oder einem dem 
Grundſtücke gleichſtehenden Rechte. Der Nießbrauch an andern Rechten gehört zum beweg⸗ 
lichen Vermögen (Prot 4, 375). 

12. Zu den ausgenommenen Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden gehören 
auch Eigentümerhypotheken, Eigentümerarundſchulden und Eigentümerrentenſchulden. — 
Aus $ 1551 ergibt ſich, daß das BGB die Hypotheken nicht einmal zum unbeweglichen Ver⸗ 
mögen rechnet, geſchweige denn als unbewegliche Sachen anſieht. Für die Klage auf 
Löſchung einer Hypothekpfändung (oder »verpfändung) iſt daher nicht der Gerichtsſtand 
der belegenen Sache (8 24 ZRO) begründet RG 51, 231). 

13. Zu den hier bezeichneten Forderungen gehört namentlich das perſönliche Vorkaufs⸗ 
recht (S§ 504 ff.). Fällt eine von mehreren wallweiſe geſchuldeten Leitungen (§ 262) unter 
$ 1551 Abſ 2, jo gehört die Forderung bis zur Wahl zum eingebrachten Gute und die Wahl 
ſelbſt iſt als eine Verfügung über eingebrachtes Gut zu behandeln. Die auf Grund einer Forde⸗ 
rung der im 8 1551 Abſ 2 bezeichneten Art bewirkte Leiſtung fällt gemäß §s 1554 Satz 1, 
1524 in das eingebrachte Gut, ſelbſt wenn ſie nicht zum unbeweglichen Vermögen im Sinne 
155 95 5 Abſ 2 gehört (3. B. die Leiſtung in Geld wegen Unmöglichkeit der Leiſtung in 

atur). 

14. Unbewegliches Vermögen, das beiden Ehegatten ſchon vor Beainn der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft gemeinſchaftlich gehörte, wird gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut, nicht 
Geſamtgut (vgl. 8 1520 A 3). Dasſelbe gilt von dem während der Gemeinſchaft auf die im 
$ 1551 Abs bezeichnete Weile gemeinſchaftlich erworbenen unbeweglichen Vermögen. Beſteht 
der auf ebendieſelbe Weiſe gemachte Ermerb teils in unbewegliche m, teils in beweglichem 
Vermögen, fo wird — unbeſchadet der Beſtimmungen der 88 1552—1554 und über Vorbehalts⸗ 
gut der Frau — das unbewegliche Vermügen eingebrachtes Gut, das bewegliche Vermögen 
Geſamtgut. Erwirbt ein Ehegatte als Miterbe, jo enticheidet ſich die Frage, ob er unbeweg⸗ 
liches oder bewegliches Vermögen, bzw. beides erworben hat, nach dem Beſtande der un⸗ 
geteilten Erbſchaft, nicht nach dem Ergebniſſe der Teilung (M 4, 549). Wird er z. B. für feinen 
Anteil an einem geerbten Grundſtücke mit Geld abgefunden, ſo wird letzteres eingebrachtes 
Gut. Dies entſpricht auch der Erſetzunaskraft des eingebrachten Gutes (vgl. 8 1524 A 1). 
A. M. Staudinger. Nach denſelben Grundſätzen entſcheidet ſich auch der Erwerb von Miteigen⸗ 
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tum. Zuläſſig iſt es, den Erwerb durch Ehevertrag dem Geſamtgute bzw. dem eingebrachten 
Gute eines Ehegatten oder Vorbehaltsgute der Frau zuzuweiſen (vgl. 8 1521 A 7, § 1520 A 4). 
Austauſchgeſchäfte zwiſchen den einzelnen Gütermaſſen find nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 377). 


8 1552 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können)). 
E 1 1432 Abſ 1 II 1447; M 4 543, 548; P 4 375. 


1. Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können, bilden bei 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft das Sondergut (8 1439) und find bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft ($ 1522) ebenſo wie bei der Fahrnisgemeinſchaft eingebrachtes Gut. Vgl. die 
Erl zu §§ 1439, 1522. Dem im $ 1552 bezeichneten eingebrachten Gute fehlt — überein⸗ 
ſtimmend mit der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($ 1439) und abweichend von der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft (8 1524) — eigene Erſetzungskraft. Der ſog. Surrogationsgrundſatz findet 
alſo keine Anwendung (§ 1554 Satz 2; vgl. auch § 1370). 


8 1553 

Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt: 

1. was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt iſt!); 

2. was er nach § 1369 erwirbt, ſofern die Beſtimmung dahin getroffen 

iſt, daß der Erwerb eingebrachtes Gut ſein joll?). 

E 1 1432 Abſ 1 II 1448: M 4 544; P 4 376. 

1. Eingebrachtes Gut kraft Ehevertrags. Die gleiche Beſtimmung trifft § 1523 für die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft. 

2. Vgl. Erl zu § 1523. 


8 1554 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er in der im § 1524 bezeich⸗ 
neten Weiſe erwirbt!). Ausgenommen iſt, was an Stelle von Gegenſtänden 
erworben wird, die nur deshalb eingebrachtes Gut ſind, weil ſie nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können)). 

E I 1432 Abſ 1 II 1449; M 4 544; P 4 376. 


1. 8 1554 Satz 1 bringt für die Fahrnisgemeinſchaft den bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
geltenden Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam eigene Erſetzungs⸗ 
kraft beſitzt (ſog. Surrogationsgrundſatz). Vgl. 8 1524 und Erläuterungen. Die Ausnahme, daß 
der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden Erwerbsgeſchäfts 
Geſamtgut wird, gilt auch hier. Nutzungen des eingebrachten Gutes werden Geſamtgut 
($ 1550 Abſ 2, $ 1525 Abſ 1). 


2. Dieſe Ausnahme iſt auch für das Sondergut der allgemeinen Gütergemeinſchaft be- 
ſtimmt worden ($ 1439 Satz 2). Die Ausnahme beſchränkt ſich auf Gegenſtände, die nur wegen 
ihrer Unübertragbarkeit, nicht auch aus andern Gründen (3. B. in Fällen des § 1553) ein- 
gebrachtes Gut find. Anders bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (vgl. § 1524 A 2). — Die 
im $ 1524 Abſ 2 enthaltene, den Schutz des gutgläubigen Schuldners bezweckende 
Beſtimmung gilt hier ebenfalls (§ 1550 Abſ 2). — Aus 88 1550 Abſ 2, 1525 Abſ 2 ergibt ſich 
daß auch die Erſetzungsgrundſätze der §8 1381, 1382 hier Anwendung finden. 


8 1555 
Borbehaltsgut des Mannes!) iſt ausgeſchloſſen “). 


E 1 1432 Abf 1, 1346 II 1450; M 4 543; P 4 376. 


1. Vorbehaltsgut des Mannes iſt bei der Fahrnisgemeinſchaft wie beim geſetzlichen Güter⸗ 
rechte und bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (§ 1526 Abi 2) ausgeſchloſſen. Anders bei 
der Gütergemeinſchaft ($ 1440). Unzuläſſig iſt es, durch Ehevertrag Vorbehaltsgut des 
Mannes zu ſchaffen, dagegen iſt es zuläſſig, durch Ehevertrag in Abweichung von § 1525 Abi 1 
dem Manne die Einkünfte feines eingebrachten Gutes zuzuweiſen (vgl. § 1526 A 3). 
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2. Vorbehaltsgut der Frau iſt nicht ausgeſchloſſen (SS 1549, 1440). Vorbehaltsgut 
der Frau iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut der Frau erklärt iſt oder von ihr nach 
8 1369 oder $ 1370 erworben wird (8 1440 Abf 2). Ebenſo bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
(8 1526 Abſ 1). Geſetzliches Vorbehaltsgut (SS 1366, 1367) der Frau gibt es nicht. Im übrigen 
vgl. Erl zu SS 1526, 1440. 


8 1556 


1) Erwirbt ein Ehegatte während?) der Fahrnisgemeinſchaft durch Erb⸗ 
folge, durch Vermächtnis oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ansftattung?) Gegenſtände, die teils Geſamtgut, teils 
eingebrachtes Gut werden, jo fallen die infolge des Erwerbes entſtehenden 
Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamt⸗ 
gut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, verhältnismäßig‘) zur 
Laſts). 

ni : 1433 II 1451; M 4 551; B 4 377; 5 135. 


1. Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zueinander. Der 8 1556 betrifft 
die Haftung der Ehegatten für Verbindlichkeiten, und zwar nur in bezug auf das innere Ver⸗ 
hältnis der Ehegatten zueinander. Der § 1556 beſtimmt für gewiſſe Fälle eine Ausnahme 
von der Regel. Als Regel gilt gemäß § 1549 der bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft herr⸗ 
ſchende Grundſatz, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſumtgute zur Laſt fallen ($ 1463 A 1). Die für die Gütergemeinſchaft 
in den 88 1463 —1465 beſtimmten Ausnahmen gelten gemäß § 1549 auch für die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft. Weitere Ausnahmen ergeben ſich daraus, daß gemäß 8 1550 Abi 2 für die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft in Anſehung des eingebrachten Gutes die für die Errungenſchaftsgemeinſchaft 
in den §8 1535—1537 über die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zueinander 
erteilten Vorſchriften gelten (vgl. Erl zu 88 1463—1465, 1535— 1587). Den bezeichneten 
Ausnahmevorſchriften geht aber die Beſtimmung des $ 1556 vor. 


2. Für den vor Eintritt der Fahrnisgemeinſchaft gemachten Erwerb verbleibt es bei der 
Regel (A 1). 
3. Vgl. § 1551 A 2—6 und Hinweiſe. 


4. Die Verbindlichkeiten fallen verhältnismäßig dem Geſamtgut und dem Ehegatten, 
der den Erwerb macht, zur Laſt. Dadurch wird ausgedrückt, daß das Verhältnis des Wertes 
der dem Geſamtgut erworbenen Gegenſtände zu dem Werte der dem eingebrachten Gute 
erworbenen Gegenſtände den Verteilungsmaßſtab abgibt. Beiſpiel: Ein Ehegatte erbt 
ein mit 30000 Mark Hypotheken belaſtetes Grundſtück im Werte von 50000 Mark und aus⸗ 
ſtehende Forderungen im Geſamtbetrage von 10000 Mark. Sein eingebrachtes Gut erhält 
alſo einen Wertzuwachs von 50000 Mark, das Geſamtgut 10000 Mark. Außer den Hypotheken 
von 30000 Mark ſind 3000 Mark Nachlaßſchulden vorhanden, zuſammen 83000 Mark. Dieſe 
ſind nach dem Verhältniſſe von 50000 zu 10000 zu verteilen. Mithin fallen dem eingebrachten 
Gute / = 27500 Mark, dem Geſamtgute / = 5500 Mark zur Laſt. Demzufolge iſt der aus 
88 1550 Abſ 2, 1535 Nr 1 ſich ergebende Verteilungsmaßſtab, wonach die auf dem Grund⸗ 
ſtücke haftenden Schulden dem unbeweglichen Vermögen, alſo dem eingebrachten Gute, die 
übrigen Schulden aber dem Geſamtgute zur Laſt fallen müßten, hier außer Anwendung geſetzt. 
Das BGB hat die Beſtimmung des $ 1556 nur mit Rückſicht auf die gleichen, in den früheren 
franzöſiſch⸗rechtlichen Gebieten ausgebildeten Grundſätze trotz der mit der Wertberechnung 
zum Teil verbundenen Schwierigkeiten aufgenommen (M 4, 552). 


5. Die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zu den Gläubigern läßt der 
§ 1556 unberührt. In dieſer Beziehung verbleibt es bei der Regel des $ 1459 Abſ 1 (8 1549), 
daß das Geſamtgut für die Schulden des Mannes ausnahmslos haftet. Zwar gelten nach 
8 1550 Abſ 2 in Anſehung des eingebrachten Gutes die Vorſchriften über die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft, aber auch nach dieſen ($ 1530 Abſ 1) haftet das Geſamtgut für die Verbindlich⸗ 
keiten des Mannes. Mithin macht es keinen Unterſchied, ob ſich die Schuld des Mannes 
auf das Geſamtgut oder ſein eingebrachtes Gut bezieht. Auch für die Schulden der Frau 
haftet das Geſamtgut (88 1459 Abf 1, 1549). Ausnahmen ergeben fich jedoch aus den 88 1460 
bis 1462 (1549) und den 88 15311334 (1550 Abſ 2). Vgl. Erläuterungen dazu. Für Ver: 
bindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, haftet der Mann auch perſönlich 
als Geſamtſchuldner. Die Haftung erliſcht aber mit der Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft, 
wenn die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur 
Laſt fällt (88 1459 Abſ 2, 1549). Für Verbindlichkeiten des Mannes haftet die Frau nicht. 
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Ihren Gläubigern haftet ſie mit ihrem eingebrachten Gute und Vorbehaltsgute, jedoch mit 
erſterem nur innerhalb der durch 88 1412—1414 gezogenen Schranken (88 1549, 1550 
Abſ 2, 1525 Abſ 2). 


8 1557 


1) Fortgeſetzte Gütergemeinjchaft?) tritt nur ein, wenn fie durch Ehe⸗ 
dertrag®) vereinbart iſt“) ). 
E I 1434 II 1452; M 4 552; P 4 378. 


1. Für die Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft gelten gemäß § 1549 die Vorſchriften 
über die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinſchaft (88 14681482). Die Beendigungs⸗ 
gründe (8 1468 A 1) ſind die gleichen. Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines 
Ehegatten beendigt die Fahrnisgemeinſchaft nicht. Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit 
nicht eine andere Vereinbarung getroffen iſt, nach den 88 1475—1481 (88 1549, 1474), jedoch 
ſind für die Herausgabe des eingebrachten Gutes gemäß 8 1550 Abſ2 die entſprechenden 
Vorſchriften bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1539 —1541, 1546 Abſ 3) anwendbar. 
Wegen der Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das Amtsgericht vgl. 88 99, 193 FGG. 


2. Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft. Die allgemeine Gütergemeinſchaft wird nach 
dem Tode eines Ehegatten zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge fortgeſetzt. Die Fortſetzung tritt kraft Geſetzes ein ($ 1483 A 4). Bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt fortgeſetzte Gemeinſchaft überhaupt ausgeſchloſſen (8 1546 
A 1). Bei der Fahrnisgemeinſchaft iſt (auf Beſchluß der 2. Kommiſſion, Prot 4, 377) nur die 
vertragsmäßige Einführung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtattet, obwohl das 
franzöſiſche Recht die Fortſetzung nicht kennt. Die fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft unterſteht 
den für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft geltenden Regeln (§8 1483 —1518), wie ſich denn 
auch die Fahrnisgemeinſchaft beim Mangel unbeweglichen Vermögens mit der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft faſt vollſtändig deckt (8 1549 A 1). Die fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft 
bezieht ſich nur auf das Geſamtgut Das Geſamtgut der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft 
beſteht aus dem ehelichen Geſamtgut der Fahrnisgemeinſchaft, ſoweit es nicht nach § 1483 Abſ 2 
einem nicht anteilsberechtigten Abkömmlinge zufällt, und aus dem Vermögen, das der über⸗ 
lebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte 
der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft erwirbt, ſoweit dieſer Erwerb nach 88 1549— 41555 
beim Beſtehen der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft als Geſamtgut anzuſehen wäre ($ 1485). 
Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören ſein eingebrachtes Gut und, wenn die 
Frau geſtorben iſt, ihr Vorbehaltsgut. Dieſes Vermögen vererbt ſich nach den gewöhnlichen 
Vorſchriften. Nicht zum Gefamigut gehört das Vermögen eines anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlings (8 1485 Abſ 2). Eingebrachtes Gut des überlebenden Ehegatten iſt bei 
der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft das, was er bei der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft 
als eingebrachtes Gut beſeſſen hat und was nach 88 1551 —1554 eingebrachtes Gut werden 
würde, falls eheliche Fahrnisgemeinſchaft beſtände. Auf das eingebrachte Gut des über⸗ 
lebenden Ehegatten ſind die Grundſätze anzuwenden, die für das eingebrachte Gut des Mannes 
während der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft gelten ($ 1487 Abs 1 Halbſ 2). Die Nutzungen 
des eingebrachten Gutes des überlebenden Ehegatten fallen in das Geſamtgut (88 1550 Abſ 2, 
1525). Borbehaltsgut der überlebenden Frau it bei der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft 
das, was ſie bei der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft als Vorbehaltsgut beſeſſen hat und was 
nach § 1486 Abſ 1 Vorbehaltsgut werden würde, falls eheliche Fahrnisgemeinſchaft be⸗ 
ſtände. Vorbehaltsgut des überlebenden Mannes iſt ausgeſchloſſen (8 1555). 


3. Der Ehevertrag kann bis zum Tode eines der Ehegatten vereinbart werden und unter⸗ 

liegt den allgemeinen Vorſchriften (88 1432ff.). Auch § 1437 erſcheint anwendbar. Stirbt 
ein Ehegatte, ohne daß ein die Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft vereinbarender Ehe⸗ 
vertrag geſchloſſen worden ift, fo tritt Beerbung nach allgemeinen Grundſätzen ein. Zum Nach⸗ 
laſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören ſein Anteil am Geſamtgute, ſein eingebrachtes Gut 
und, wenn die Frau geſtorben iſt, ihr Vorbehaltsgut. 


4. Ablehnungsrecht des überlebenden Ehegatten. Der überlebende Ehegatte kann 
die vertragsmäßig vereinbarte Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft ablehnen (§ 1484 BGB; 
89 KO). Ss 1508, 1509 find ſinnentſprechend anwendbar. 


5. Zwangsvollſtreckung. Konkurs. Vgl. 88 743, 744, 745, 794 Abſ 2, 860 ZPO und 
94 Abſ 3, 236 KO, welche Vorſchriften hier anwendbar find. Vgl. auch Erl in § 1488 A 5, 


$ 
$ 1497 A 4. 
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III. Güterrechtsregiſter 


8 1558 


Die Eintragungen!) in das Güterrechtsregiſter?) haben bei dem Amts⸗ 
gerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der Mann ſeinen Wohnſitz hat?). 

Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung kann die Führung des 
Regiſters für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen 
werden ). 

E I 1436 Satz 1 II 1453 Abi 1, 1454; M 4 555; P 4 381 ff. 


1. Eintragungen. $ 1558 Ab] 1 handelt von den Eintragungen, d. h. von den durch das 
Geſetz zur Wirkſamkeit der Tatſache gegen Dritte vorgeſchriebenen Eintragungen in das Güter⸗ 
rechtsregiſter. Die Eintragung iſt vorgeſchrieben: in § 1357 Abſ 2 Satz 3 für die Be⸗ 
ſchränkung und Ausſchließung der Schlüſſelgewalt der Frau durch den Mann, in § 1364 (1431) 
für den Nichteintritt der Verwaltung und Nutznießung des Mannes einer in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Frau, in § 1371 (1431, 1435) für das Vorbehaltsgut der Frau beim 
geſetzlichen Güterrechte, in $ 1431 für die Gütertrennung und die Wiederherſtellung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung in den Fällen des § 1425, in § 1435 für die Ausſchließung oder 
Anderung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes durch Ehevertrag, in 81441 (88 1431, 
1435) für das Vorbehaltsgut der Frau bei Gütergemeinſchaft, in § 1470 für die Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft durch Urteil in den Fällen der §88 1468, 1469, in § 1526 für das Vor⸗ 
behaltsgut der Frau bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft, in § 1545 für die Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft in den Fällen der 88 1542 — 1544, in § 1548 für die Wieder⸗ 
herſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Urteil in den Fällen des § 1547, in 8 1549 
für gewiſſe Fälle (88 1441, 1470) bei der Fahrnisgemeinſchaft und in § 1587 für die Wieder⸗ 
herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach deren urteilsmäßiger Aufhebung. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft (§ 1483) wird in das Güterrechtsregiſter nicht eingetragen, weil dasſelbe 
nur dazu dient, die während der Ehe beſtehenden güterrechtlichen Verhältniſſe kundzutun. 
Ferner iſt die Eintragung hinſichtlich aller Güterſtände (mit Ausnahme der Gütertrennung) 
in den SS 1405 Abſ 2, 1452, 1519 Abſ 2, 1525 Ab} 2, 1549, 1550 Abi 2, für den Einſpruch 
des Mannes gegen den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau und den Widerruf 
ſeiner Einwilligung vorgeſchrieben. Gleiches wird auch von der Zurücknahme des Einſpruchs 
oder Widerrufs gelten müſſen. In andern als den vom Geſetz als eintragungspflichtig bezeich⸗ 
neten Fällen findet eine Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht ſtatt. Der Richter hat 
die in nicht eintragungspflichtigen Fällen beantragte Eintragung als unzuläſſig abzulehnen, 
desgleichen ſachwidrige, überflüſſige, unvollſtändige, unklare oder widerſpruchsvolle Anträge 
zu beanſtanden. Anderſeits bezieht ſich in geſetzlich zuläſſigen Eintragungsfällen feine Prüfungs⸗ 
pflicht nicht auf die Frage, ob die in gehöriger Form angebrachten Erklärungen und Anträge 
der Wirklichkeit entſprechen. Eine unzuläſſigerweiſe bewirkte Eintragung iſt von Amts wegen 
zu löſchen (88 161, 142, 143 FGG). Eine Eintragung verliert ihre Wirkung für die Zukunft 
dadurch, daß eine den Inhalt der früheren Eintragung zurücknehmende oder mit ihr in Wider⸗ 
ſpruch tretende Tatſache eingetragen wird, ſelbſt wenn die neu eingetragene Tatſache in Wirk⸗ 
lichkeit nicht beſteht (M 4, 554). Da alle Eintragungen nur für die Zeit während der Ehe, 
nicht für die Zeit vor der Ehe Zweck und Bedeutung haben, ſo werden ſie naturgemäß erſt 
nach dem Zeitpunkte der Eheſchließung zu bewirken ſein. Die vorher bewirkten Eintragungen 
find zwar zunächſt bedeutungslos, treten aber mit dem Beginne der Ehe in Wirkſamkeit. — 
Wird eine Eintragung in das Güterrechtsregiſter — die keine rechtserzeugende, ſondern nur 
rechtsbekundende Bedeutung hat — beantragt, ſo hat der Regiſterrichter zu prüfen, ob das 
Gericht örtlich zuſtändig iſt (8 1558), ob die Ehe geſchloſſen iſt, ob die Anmeldung 
formell den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht und die Eintragung inhaltlich 
zuläſſig iſt. Er hat aber nicht darüber hinaus zu prüfen, ob die abgegebenen Erklärungen 
der Wahrheit entſprechen (RG in OLG 30, 134). Der Nachweis, daß die Antragſteller 
miteinander verheiratet ſind, kann durch Vorlegung der Heiratsurkunde, aber auch durch 
Vorlegung einer notariellen Urkunde, in der vom Notar bezeugt wird, daß die Antrag⸗ 
ſteller ihm als Eheleute von Perſon bekannt find, geführt werden (ebenda). 

2. Güterrechtsregiſter. Gewiſſe Tatſachen können billigerweiſe einem Dritten gegen⸗ 
über Wirkſamkeit nur beanſpruchen, wenn er ſie kannte oder kennen mußte. Die Einrichtung 
eines öffentlichen Güterrechtsregiſters bezweckt, jedem Dritten die Möglichkeit zu gewähren, 
von der betreffenden Tatſache Kenntnis zu erhalten. Die Nichtkenntnis einer durch Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter kundgegebenen Tatſache muß dann als Mangel an Sorgfalt an⸗ 
geſehen werden. Weſentlich iſt dabei nur die Eintragung der Tatſache in das Güterrechtsregiſter, 
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nicht die Veröffentlichung (8 1562). Sit die Tatſache weder eingetragen noch dem Dritten 
bekannt, ſo wird ſein guter Glaube dadurch geſchützt, daß die Tatſache ihm gegenüber un⸗ 
wirkſam iſt. Daraus ergibt ſich für die Ehegatten genügender Anlaß, für die Eintragung der 
Talſache in das Güterrechisregiſter zu ſorgen. Es bleibt ihnen überlaſſen, die erforderlichen 
Anträge zu ſtellen. Zwang wird nicht ausgeübt. Die Rechtsſtellung des Dritten wird 
im § 1435 grundſätzlich beſtimmt. Auf § 1435 verweilen zahlreiche andere Geſetzesſtellen. 
Welche Tatſachen eintragungsbedürftig find, darüber vgl. A 1. Die Beſtimmungen des BGB 
über das Güterrechtsregiſter (SS 1558—1563) werden durch die 88 161, 162 FG ergänzt. 
Dazu treten die auf Beſchluß des Bundesrats v. 3. 11. 98 beruhenden Beſtimmungen über 
das Güterrechisregiſter v. 12. 11. 98 (RZ Bl 98, 438) und die landesgeſetzlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen. — Erkenntnisquelle in Anſehung der güterrechtlichen Verhältniſſe eines Ehe⸗ 
gatten iſt jetzt ausſchließlich das Güterrechtsregiſter, und zwar gleichviel, ob der Ehemann 
Kaufmann iſt oder nicht (RG 63, 245). 

3. Gerichtszuſtändigkeit. Hat der Mann an mehreren Orten den Wohnſitz (§ 7 Ab] 2), 
fo genügt, wie die M 4, 555 ausdrücklich hervorheben, in Ermanglung einer entgegen ⸗ 
ſtehenden Beſtimmung die Veröffentlichung bei dem Amtsgerichte des einen oder andern 
Ortes. Daran wird feſtzuhalten ſein. A. M. Staudinger und andere Schriftſteller, die annehmen, 
daß die Eintragung bei ſamtlichen Amtsgerichten zu erfolgen hat, in deren Bezirke der 
Mann einen Wohnſitz hat. Nach der hier vertretenen Auffaſſung wird dem Dritten allerdings 
zugemutet, ſich ſtets über das etwaige Vorhandenſein mehrerer Wohnſitze zu vergewiſſern 
und gegebenenfalls die mehreren Güterrechtsregiſter einzuſehen. Willkürlicher Wechſel in 
der Benutzung der Güterrechtsregiſter verbietet ſich von ſelbſt. Z. B. wird die Zurücknahme 
eines Einſpruchs in dem Regiſter einzutragen ſein, in dem der Einſpruch ſelbſt eingetragen 
iſt. Hat der Mann im Inlande keinen Wohnſitz, jo fehlt es an einem zuſtändigen Regiſter⸗ 
gericht. Mithin können Eintragungen überhaupt nicht bewirkt werden. Demzufolge können 
die Ehegatten gemäß $ 1435 einem Dritten gegenüber nur geltend machen, daß ihm die fragliche 
Tatfache bekannt geweſen ſei. In ſolchen Fällen werden die nach 8 34 GBO und $ 107 FGG 
auszuſtellenden Zeugniſſe durch öffentliche Urkunden (3. B. Vorlegung des Ehevertrags) 
erſetzt. Für den Fall der Verlegung des Wohnſitzes trifft 8 1559 Beſtimmung. Der 
Wohnſitz des Mannes iſt für die Gerichtszuſtändigkeit auch dann beſtimmend, wenn die Frau 
den Wohnſitz des Mannes nicht teilt (§ 10 Abs 1 Satz 2). In einzelnen Fällen muß die Ein- 
tragung nicht nur bei dem nach § 1558 zuſtändigen Amtsgerichte, ſondern auch noch bei einem 
andern Regiſtergerichte erfolgen. Vgl. hierüber Art 4 ECHGB (Kaufleute) und 8 11a 
Abf 2 Satz 2 Gewd in der durch EG Art 36 I geänderten Faſſung (gewerbetreibende he: 
frau). Für ausländiſche Ehegatten und Ehegatten, die nach der Eingehung der Ehe die 
Reichsangehörigkeit erworben haben, kommen die Vorſchriften des Art 16 EG in Betracht 
Die Eintragung in das Regiſter eines unzuſtändigen Gerichts iſt unwirkſam. 

4. Über die Beſchwerde entſcheidet das dem regiſterführenden Amtsgerichte vorgeſetzte 
Landgericht (8 19 FGG). 


8 1559 


Verlegt!) der Mann nach der Eintragung ſeinen Wohnſitz in einen ans 
deren?) Bezirk, ſo muß die Eintragung im Regiſter dieſes Bezirkes wieder⸗ 
holt werdens). Die frühere Eintragung gilt als von neuem erfolgt, wenn 
der Mann den Wohnſitz in den früheren Bezirk zurüdverlegt?)?). 

E I 1436 Satz 2 II 1453 Abſ 2 Satz 1, 3; M 4 556; P 4 386; 5 141. 


1. Verlegung des Wohnſitzes ſetzt Aufgabe des bisherigen Wohnſitzes voraus. Wird 
der bisherige Wohnſitz beibehalten, ſo kommen die Beſtimmungen über das gleichzeitige Be⸗ 
ſtehen mehrerer Wohnſitze zur Anwendung (vgl. $ 1558 A 3). 

2. Ein anderer Bezirk als derjenige, innerhalb deſſen ſich der bisherige Wohnſitz befand 
oder der infolge Anordnung der Landesjuſtizverwaltung nach $ 1558 Abſ 2 als Bezirk des zu ⸗ 
ſtändigen Regiſtergerichts galt. § 1559 findet auch Anwendung, wenn beim Vorhandenſein 
mehrerer Wohnſitze gerade derjenige Wohnſitz verlegt wird, bei deſſen Regiſtergerichte die 
Eintragung erfolgt iſt (vgl. § 1558 A 3). 

3. Wiederholung der Eintragung. Dieſe Muß⸗Vorſchrift ergibt, daß die frühere Ein- 
tragung mit der Verlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit verliert. Mit Rüchſicht auf die 
Möglichkeit ihrer Wiederauflebung (8 1559 Satz 2) iſt es jedoch nicht angebracht, fie von Amts 
wegen zu löſchen. Die Ehegatten müſſen alſo, um fi die Wirkſamkeit der Eintragung Dritten 
gegenüber für die Zukunft zu ſichern, für die Wiederholung der Eintragung ſorgen. Anderſeits 
wird dem Dritten zugemutet, ſich zu vergewiſſern, ob der Ehemann in dem Bezirke desjenigen 
Regiſtergerichts noch wohnt, in deſſen Regiſter die Eintragung ſteht. Eine Friſt zur Stellung 
des Eintragungsantrags iſt nicht beſtimmt. Aus dem alphabetiſchen Verzeichniſſe (8 16 der 
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vom Bundesrate beſchloſſenen Beſtimmungen v. 12. 11. 98) ergeben ſich die Namen der Ehe⸗ 
männer, für die Eintragungen bewirkt ſind. 

4. Infolge Zurückverlegung des Wohnſitzes gilt die frühere, nicht etwa inzwiſchen ge⸗ 
löſchte Eintragung von neuem, ſelbſt wenn die wiederholte Eintragung abweicht und nicht 
gelöſcht iſt. Die im Regiſter des Zwiſchenwohnſitzes erfolgten Eintragungen verlieren mit 
der Zurückverlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit. 


5. § 1559 findet entſprechende Anwendung auf die Verlegung der Niederlaſſung eines 
Kaufmanns (Art 4 Abſ 2 EGH GB). 


8 1560 


Eine Eintragung!) in das Regiſter joll?) nur auf Antrag?) und nur in⸗ 
ſoweit“) erfolgen, als fie beantragt iſt. Der Antrag iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form zu ſtellens) e). 

E I 1437 Abſ 1 Satz 1, 2 Abſ 2 Satz 1, 3 II 1455; M 4 557; P 4 389; 5 164. 


1. Eine Eintragung in das Regiſter ſtellt nicht nur der urſprüngliche Vermerk dar, ſondern 
auch jeder auf deſſen Ergänzung, Abänderung oder Löſchung gerichtete Vermerk. Jede Ein⸗ 
iragung ſoll den Tag, an welchem fie erfolgt ift, angeben und mit der Unterſchrift des zu⸗ 
ſtändigen Beamten verſehen werden (§8 161, 130 FGG; 8 3 der BRBeſt v. 12. 11. 98). Im 
übrigen iſt es Aufgabe des Regiſtergerichts, der Eintragung eine ſachgemäße Faſſung zu 
geben. An den Wortlaut des Antrags iſt es nicht gebunden. So iſt z. B. eine Vereinbarung, 
wonach das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen der Frau Vorbehaltsgut ſein ſoll, 
als Vereinbarung der Gütertrennung anzuſehen ($ 1368 A 1) und kann als Gütertrennung 
eingetragen werden. ft einer der vom BG geregelten vertragsmäßigen Güterſtände (All⸗ 
gemeine Gütergemeiunſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft) oder, iſt 
ener vereinbart, ſo genügt es, einzutragen, daß der ſo benannte Güterſtand ver⸗ 
einbart ſei. 

2. Das Wörtchen „ſoll“ drückt aus, daß es ſich nur um eine Ordnungsvorſchrift handelt 
(Prot 4, 389). Die ohne Antrag bewirkte Eintragung iſt alſo, wenngleich unzuläſſigerweiſe 
bewirkt, gültig. Wegen ihrer Löſchung vgl. A 3. 

3. Nur auf Antrag ſoll eine Eintragung erfolgen, weil das Geſetz den Ehegatten nur 
ermöglichen will, ſich durch Vermittlung des Güterrechtsregiſters vor den Nachteilen zu 
ſchützen, die ſich ſonſt für ſie aus dem guten Glauben Dritter ergeben würden (8 1558 A 2). 
Von Amts wegen tritt das Regiſtergericht nicht in Tätigkeit. Allerdings ſind Vermerke, die 
unzuläſſigerweiſe (3. B. wegen Mangels eines Antrags oder wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts) 
bewirkt worden find, von Amts wegen zu löſchen (88 161, 142, 143 366). 

4. Das Wörtchen „inſoweit“ drückt aus, daß es den Ehegatten überlaſſen bleiben ſoll, 
den Inhalt der Eintragung auch ſeinem Umfange nach zu beſtimmen. Sie brauchen nicht 
alles zu veröffentlichen, was ſie zu veröffentlichen befugt wären. Insbeſondere können ſie 
beſtimmen, auf welchen Teil eines Ehevertrags ſich die Eintragung beſchränken ſoll. Der 
Ehevertrag braucht auch nur inſoweit auszugsweiſe vorgelegt zu werden. Für den nicht ein- 
getragenen Teil können natürlich nicht die Rechtswirkungen aus § 1435 beanſprucht werden. 
Anderſeits iſt die Eintragung inſoweit, als ſie über den Antrag hinausgeht, wirkſam (vgl. A 2). 

5. Form des Antrags. Vgl. §S 129 BGB, 88 167, 183, 191 Abſ 2 FGG. Ein formungültiger 
Antrag iſt kein Antrag. Die daraufhin bewirkte Eintragung iſt zwar unzuläſſig und muß von 
Amts wegen gelöſcht werden, hat aber bis dahin Wirkſamkeit (A 2, 3). Der Antrag kann im 
Ehevertrage Platz finden. Die Formvorſchrift iſt auch zu beobachten, wenn der Güterſtand 
durch Urteil aufgehoben ift oder infolge Konkurseröffnung endet. Es iſt zuläſſig, den Antrag 
vor der Ehe zu ſtellen. Darüber, daß es unzuläſſig ift, die Eintragung vor der Eheſchließung 
zu bewirken, vgl. $ 1558 A 1. Zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Regiſtergerichts können 
Anträge und Erklärungen (§ 11 FG) nicht erfolgen, wohl aber Anmeldungen zur Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter (88 161, 128 FGG). 

6. Bevollmächtigung zur Antragſtellung iſt nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 389). Der 
Notar, der die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung beurkundet oder beglaubigt, gilt 
nach 8$ 161, 129 FG als ermächtigt, im Namen desjenigen, deſſen Erklärung er beurkundet 
oder beglaubigt hat, die Eintragung zu beantragen. Die zu einer Eintragung erforderliche 
Erklärung umfaßt auch die Erklärung des Antrags des nach $ 1561 zum Antrage Berechtigten. 
Gilt der Notar als zur Antragſtellung ermächtigt, ſo findet auf ſeinen Antrag die Formvorſchrift 
des ee 2 keine Anwendung. Über das Beſchwerderecht des Notars vgl. 88 161, 
129, 124 5 
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8 1561 


1) Die Eintragung erfolgt in den Fällen des § 1357 Abſ 22) und des 

§ 1405 Ab 3°) auf Antrag des Mannes). 

In den anderen Fällen?) iſt der Antrag beider Ehegatten erforderlich; 

jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber zur Mitwirkung verpflichtet“). 

Der Antrag eines der Ehegatten genügt: 

1. zur Eintragung eines Ehevertrags oder einer auf gerichtlicher Ent⸗ 
ſcheidung beruhenden Anderung der güterrechtlichen Verhältniſſe der 
Ehegatten, wenn mit dem Antrage der Ehevertrag?) oder die mit 
dem Zeugniſſe der Rechtskraft?) verſehene Entſcheidung“) vorgelegt 
wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regiſter eines anderen 
Bezirkes 10), wenn mit dem Antrag eine nach der Aufhebung des bis⸗ 
herigen Wohnſitzes 1) erteilte, öffentlich beglaubigte 12) Abſchrift der 
früheren Eintragung vorgelegt wird 13), 

E 1 1437 Abſ 1 Satz 1, 3, Abſ 2 Satz 2, 1438 II 1456; M 4 557; P 4 387: 5 140; 6 290. 


1. Allgemeines. Nach 8 1560 bedarf das Regiſtergericht zu jeder Eintragung eines Antrags 
(Ausnahmen: § 1560 A 3). Der $ 1561 beſtimmt, wer zu dem Antrage berechtigt iſt. In ge⸗ 
willen Fällen iſt der Mann allein antragsberechtigt (Abſ 1), in andern ſowohl der Mann als 
auch die Frau (Abſſ 3) und in den übrigen Fällen bedarf es des Antrags beider Ehegatten 
(Abſ 2). In dem am häufigſten vorkommenden Falle, nämlich der Eintragung auf Grund 
eines Ehevertrags, genügt der Antrag eines Ehegatten. 

2. § 1357 Abſ2 betrifft das Recht des Mannes, die Schlüſſelgewalt der Frau zu beſchränken 
oder auszuſchließen. Wegen Aufhebung der Verfügung des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht (§ 1857 Abſ 2 Saß 2) vgl. A 9. Im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten 
kommt die Schlüſſelgewalt der Frau von ſelbſt in Wegfall. Vgl. 8 1357 A 8. Über die 
Frage, ob es zuläſſig iſt, daß auf Antrag des Mannes der Wegfall der Schlüſſelgewalt 
infolge Getrenntlebens der Ehegatten im Güterrechtsregiſter eingetragen wird, vgl. Bay⸗ 
Obs in RIA 13, 76, KG in RIA 13, 120 und § 1357 A 8 

3. 8 1405 Abſs betrifft das Recht des Mannes, gegen den Geſchäftsbetrieb der Frau Ein- 
ſpruch zu erheben ſowie feine Einwilligung zu widerrufen (vgl. 8 1558 A 1). 

4. Der Antrag des Mannes iſt erforderlich und genügend. 

5. Zu den andern Fällen gehören alle diejenigen Eintragungen, die nicht unter Abf 1 
oder Abſ 3 fallen, alſo namentlich die Eintragung der Gütertrennung bei Geſchäftsunfähigkeit 
der Frau im Falle des § 1364, die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in den Fällen der 
88 1371, 1441, 1526 (1431, 1435) und die im 8 1561 Abf 3 bezeichneten Fälle, ſofern die darin 
beſchriebenen Urkunden nicht vorgelegt werden. 

6. Im Weigerungsfalle kann auf Stellung des Antrags geklagt werden. Die zur Erklärung 
des Antrags verurteilende Entſcheidung erſetzt den Antrag (8 894 ZPO). 

7. Ein Auszug aus dem Ehevertrage genügt, wenn er das Vorhandenſein aller geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſe ergibt (vgl. 8 1560 A J). 

8. Rechtskraft der Urteile 8 705 ZPO. Das Todeserklärungsurteil iſt mit der Verkündung 
rechtskräftig (88 957, 960 ZPO); Rechtskraft des Beſchluſſes über Eröffnung des Konkurſes 
(88 72, 73, 109 KO, 8 577 ZPO); Rechtskraft der Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
im Falle des § 1357 vgl. 88 53, 19, 20, 60 Abſ 1 Nr 6 FGG; Erteilung des Rechtskraftzeugniſſes 
8 706 ZPO und $ 31 FGG. 

9. Auf rechtskräftiger, gerichtlicher Entſcheidung kann die Anderung der güterrechtlichen 
Verhältniſſe in folgenden Fällen beruhen: Aufhebung der die Schlüſſelgewalt der Frau 
beſchränkenden oder ausſchließenden Verfügung des Mannes durch Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts (§ 1357 Abſ 2 Satz 2, 3), Aufhebung eines Güterſtandes durch Urteil, 
und zwar der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (5 1418), der Gütergemeinſchaft 
($ 1470), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (§ 1542) und der Fahrnisgemeinſchaft (§ 1549), 
Endigung des Güterſtandes infolge Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Mannes, und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (8 1419) und der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft (8 1543), Endigung des Güterſtandes infolge Todeserklärung 
des Mannes, und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (§ 1420) und 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft (8 1544), Wiederherſtellung eines Güterſtandes durch 
Urteil, und zwar der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (88 1425, 1431) und der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1547, 1548). Soweit es überhaupt zuläſſig ift, im Wege 
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der einſtweiligen Verfügung die güterrechtlichen Verhältniſſe zu ändern (vgl. SS 1418 A 12, 
1468 A 12, 1542 A 4), kann eine Eintragung im Güterrechtsregiſter erfolgen, wenn die einſt⸗ 
weilige Verfügung durch ein Urteil erlaſſen iſt. 

10. Wiederholte Eintragung. Dies iſt der Fall des § 1559. 

11. Der Zeitpunkt der Aufhebung des bisherigen Wohnſitzes kann durch eine Be⸗ 
ſcheinigung der zuſtändigen Polizeibehörde nachgewieſen werden. 

12. Offentliche Beglaubigung $ 129 BGB; § 167 FGG. 

13. Benachrichtigung beider Ehegatten SS 161 Abſ 2, 130 Abſ 2 FGG. Ausſetzung der 
Eintragungsverfügung 8s 161 Abſ 1, 127 FGG. Beſchwerde gegen Zurüdweilung des Antrags 
SS 19, 20 Abs 2 368. 


$ 1562 


Das Amtsgericht hat!) die Eintragung durch das für jeine Bekannt⸗ 
machungen beſtimmte Blatt?) zu veröffentlichen?). 

Wird eine Anderung des Güterſtandes“) eingetragen, jo hat ſich die 
Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterjtandes’) und, wenn dieſer 
abweichend von dem Geſetze geregelt iſt, auf eine allgemeine Bezeichnung 
der Abweichung zu beſchränken. 

E 1 1439 II 1457; M 4 558; P 4 390. 


1. Das Amtsgericht hat die Veröffentlichung von Amts wegen zu bewirken, und zwar un⸗ 
verzüglich nach der Eintragung. Das Unterbleiben der Veröffentlichung hat jedoch auf die 
Wirkſamkeit der Eintragung keinen Einfluß ($ 1558 A 2). 

2. In Preußen durch den Anzeiger des Regierungsamtsblatts. Für Bayern |. Bek. v. 
13. 12. 12, IM Bl 1912 S. 341. 

3. Die Veröffentlichung erfolgt durch einmalige Einrückung. 

4. Gleichviel, ob die Anderung des Güterſtandes auf Grund eines Ehevertrags, einer 
gerichtlichen Entſcheidung oder zufolge geſetzlicher Vorſchrift (3. B. im Falle des § 1587) eintritt. 

5. Die Bezeichnung des neu eintretenden Güterſtandes iſt tunlichſt dem Sprachgebrauche 
des Geſetzes anzupaſſen. Die Abweichung braucht neben der begriffsmäßigen Umgrenzung 
keine Einzelheiten zu enthalten. So brauchen z. B. nicht die einzelnen Stücke des Vorbehalts⸗ 
guts neben der allgemeinen Bekanntmachung, daß Vorbehaltsgut beſtehe, veröffentlicht zu 
werden. Die Beſchränkungen des § 1562 Ab] 2 find mit Rückſicht darauf, daß die Einſicht 
des Regiſters nebſt den zur Vervollſtändigung dienenden Urkunden (§ 1563 A 2) jedem frei⸗ 
ſteht, und zur Verminderung der Koſten angeordnet. Von dieſen Beſchränkungen abgeſehen, 
iſt die Eintragung regelmäpig ihrem ganzen Inhalte nach zu veröffentlichen. — Die Be⸗ 
kanntmachung muß Gütertrennung als eingetretenen Güterſtand bezeichnen, gleichviel 
ob dieſer Güterſtand durch Vertrag vereinbart iſt oder kraft Geſetzes eintritt (§8 1426, 1436; 
LG Elbing in ZW 1916, 15545). 


8 1563 


Die Einſicht!) des Negifters?) iſt jedem?) geſtattet. Von den Eintragungen 
kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen⸗). 

EI 1435 Abſ 2 II 1458; M 4 555; P 4 384; 6 118, 182. 

1. Die Einſicht iſt während der gewöhnlichen Dienſtſtunden zu geſtatten. 

2. Zum Regiſter im Sinne des $ 1563 gehören auch die zur Vervollſtändigung der Ein⸗ 
tragungen dienenden Urkunden, z. B. das Verzeichnis der einzelnen zum Vorbehaltsgute 
gehörigen Gegenſtände ($ 1562 A 5), beſonders, wenn das Regiſter darauf Bezug nimmt 
(BRBeſt v. 12. 11. 98 § 13). Dagegen iſt die Einſicht der Regiſterakten und die Erteilung 
von Abſchriften aus dieſen Akten nur nach Maßgabe des $ 34 FG zuläſſig. 

3. Das Recht auf Einſicht ift von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht ab⸗ 
hängig, ebenſowenig das Recht auf Erteilung einer einfachen oder beglaubigten Abſchrift 
einer Eintragung nebſt zugehörigen Urkunden (Abweichung von 8 34 366; 8 9 abi 2 HGB; 
§ 11 GBO). Die Koſten der Abſchrift hat der Antragſteller zu tragen. 

4. In gewiſſen Fällen (88 34, 35 GBO; $ 107 Abſ 2 FGG) hat die Regiſterbehörde auf 
Verlangen Zeugniſſe über Eintragungen im Güterrechtsregiſter auszuſtellen. Das Recht 
auf Erteilung ſolcher Zeugniſſe haben nur die Ehegatten und nach 88 792, 896 ZPO deren 
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Gläubiger. Nach § 162 FG hat das Amtsgericht auf Verlangen eine Beſcheinigung 
darüber zu erteilen, daß bezüglich des Gegenſtandes einer Eintragung weitere Eintragungen 
nicht vorhanden ſind, oder daß eine beſtimmte Eintragung nicht erfolgt iſt. Das Verlangen 
einer ſolchen Beſcheinigung iſt von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht abhängig. 


Siebenter Titel 
Scheidung der Ehe 


8 1564 


1) Die Ehe kann aus den in den SS 1565 bis 1569 beſtimmten Gründen?) 
geſchieden werden. Die Scheidung erfolgt durch Urteils). Die Auflöſung 
der Ehe tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein”), 

E I 1440 Abf 1, 2, 1452 II 1459, 1470; M 4 562 ff., 610; P 4 391 ff., 437. 


1. Das Scheidungsrecht des BGB beruht auf dem Grundſatze, daß ein Ehegatte nur wegen 
ſchweren Verſchuldens des andern Ehegatten die Scheidung zu verlangen berechtigt fein ſoll 
(M 4, 563; RG 85, 13). Eine Ausnahme macht der Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit (81569). 
Die im BGB anerkannten Scheidungsgründe laſſen ſich in bedingte und unbedingte einteilen. 
Bedingte Scheidungsgründe ſind ſolche, die zur Scheidung nur unter der Bedingung führen, 
daß der Richter zugleich die Überzeugung gewinnt, es fei eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes eingetreten, daß dem klagenden Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zu⸗ 
gemutet werden könne. Sie werden, ohne einzeln aufgeführt zu werden, im $ 1568 durch 
Zurückführung auf einen gemeinſamen Grundſatz gekennzeichnet. Unbedingte Scheidungs⸗ 
gründe find ſolche, die immer die Scheidung rechtfertigen, weil in dieſen Fällen die Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchon an ſich als eine ſo ſchwere und unmittelbare 
anzuſehen iſt, daß die Zerrüttung der Ehe ohne weiteres als Folge der Pflichtverletzung voraus⸗ 
geſetzt werden kann. Zu den unbedingten Scheidungsgründen gehören Ehebruch und die dieſem 
gleichzuachtenden ſtrafbaren Handlungen (§ 1565), Lebensnachſtellung (8 1566) und bösliche 
Verlaſſung ($ 1567). Neben die unbedingten Scheidungsgründe tritt der Scheidungsgrund 
der Geiſteskrankheit ($ 1569), der eine gewiſſe Sonderiteliung einnimmt. Die Begründung 
des E I bezeichnet die bedingten Scheidungsgründe als relative und die unbedingten als 
abſolute Scheidungsgründe. Vgl. auch RG 85, 14. 

2. Aus andern Gründen als den in den $$ 1565—1569 bezeichneten kann die Ehe nicht 
geſchieden werden. Die Scheidungsgründe ſind auch für die Aufhebung der ehelichen Gemein: 
ſchaft (8 1575) die allein zuläſſigen Aufhebungsgründe. — Kein ſelbſtändiger Scheidungsgrund 
iſt unüberwindliche Abneigung (RG JW 00, 563). 

3. Gemeint iſt das gerichtliche Urteil. Scheidung durch Vertragſchließung ift unzuläſſig. 
Jede Scheidung aus landesherrlicher Machtvollkommenheit fällt weg. Auf Grund des die 
Scheidung ausſprechenden gerichtlichen Urteils hat der Standesbeamte in dem Heiratsregiſter 
einen entſprechenden Randvermerk zu machen (Art 46 EG). Der Nandvermerk iſt auch 
dann zuläſſig und erforderlich, wenn eine im Inlande geſchloſſene Ehe durch Urteil eines 
ausländiſchen (hier ſchweizeriſchen) Gerichts geſchieden worden iſt. Der Erwirkung eines 
Vollſtreckungsurteils bedarf es nicht. Der Standesbeamte hat jelbftändig zu prüfen, ob 
das Scheidungsurteil nach ausländiſchem Rechte rechtskräftig iſt und ob es den Erforder- 
niſſen des $ 328 ZPO, gegebenenfalls den des Art 7 des HaagEheſcheid Abk. v. 12. 6. 02 
(RGBl 1904, 231) entſpricht (RG 88, 244). Die von einem Rabbiner in Deutſchland (nach 
lüdiſch⸗talmudiſchem Rechte durch Ausfertigung eines Scheidebriefs) vollzogene Scheidung 
der Ehe ruſſiſcher Staatsangehöriger jüdiſchen Glaubens darf nicht in das Heiratsregiſter 
eingetragen werden. Der Rabbiner kann nicht als ruſſiſche Behörde tätig geweſen ſein, denn 
das wäre mit der Gerichtshoheit des Deutſchen Reiches und ſeiner Länder unvereinbar. In 
Deutſchland aber findet eine geistliche oder eine durch die Zugehörigkeit zu einem Glaubens⸗ 
bekenntnis bedingte Gerichtsbarkeit nicht mehr ſtatt und die bürgerlichen Gerichte ſind in 
ſtreitigen Eheſachen ausſchließlich zuſtändig (5 76 PSt®). Dies gilt für Inländer und Aus⸗ 
länder gleichmäßig. Ein die Anerkennung von Scheidungsurteilen deutſcher Geiſtlicher oder 
anderer Organe einer Religionsgeſellſchaft verbürgender Staatsvertrag iſt mit Rußland nicht 
abgeſchloſſen worden. It die Ehe nicht rechtswirkſam geſchieden, jo würde fie doch nach 
erfolgter Eintragung der Scheidung in das Heiratsregiſter gemäß $ 15 PStG bis auf weiteres 
als rechtswirtſam geſchieden zu gelten haben. Daraus könnten ſchon im Hinblick auf 8 1326 
(Doppelehe) für die Eheleute ſelbſt und für Dritte ſchwere Schäden entſtehen. Die Verhütung 
unrichtiger Eintragungen in das Heiratsregiſter liegt ebenſo wie die Berichtigung ſolcher im 
öffentlichen Intereſſe (RG 102 S. 124, 126; RG Warn 1925 Nr 133). Die vom Berliner 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Erler.) 112 


258 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


Rabbinatskollegium ausgeſprochene Scheidung ruſſiſcher, jetzt litauiſcher, in Deutſchland woh⸗ 
nender Juden wird auch nicht durch die Zuſtimmung des zuſtändigen litauiſchen Rabbiners 
und die Eintragung in die litauiſche Eheſcheidungsmatrikel gültig (RG Warn 1925 Nr 133). 
Der Scheidungsſpruch eines deutſchen Rabbinatskollegiums entbehrt der bürgerlichen Wirkſam⸗ 
keit (§ 76 PStG, $ 15 Abſ 3 GVG) auch gegenüber Ausländern (hier ruſſiſchen Juden), deren 
Heimatrecht die Eheſcheidungen einer Religionsgeſellſchaft überläßt (RG 113, 38). Vgl. auch 
A 7 ſowie § 1316 A 1. Die von einem deutſchen Rabbiner ausgeſprochene Scheidung der 
Ehe eines moſaiſchen Türken mit einer moſaiſchen Deutſchen nach türkiſchem Rechte iſt in 
Deutſchland nicht anzuerkennen. Der deutſch⸗türkiſche Rechtsſchutzvertrag v. 11. 1. 17 iſt durch 
Art 290 des Verſailler Friedensvertrags v. 28. 6. 19 aufgehoben (RG Warn 1921 Nr. 35). 

4. Das auf Scheidung lautende Urteil bewirkt erſt mit dem Eintritte der Rechtskraft 
(§ 705 ZPO) die Auflöfung der Ehe. Es wirkt alſo nur für die Zukunft und es beſeitigt nicht 
die bis dahin durch die Ehe einmal begründeten Wirkungen (M 4, 611). Die Auflöſung der 
Ehe nach 8 1564 tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein, ohne daß die Eheſcheidungsparteien 
von dieſem Kenntnis haben müßten, und ſie übt von da an ihre vermögensrechtlichen wie 
familienrechtlichen Wirkungen (RG 75, 282). Werden die vom Reichsgerichte für das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen aufgeſtellten Grundſätze befolgt, ſo ſind Schwankungen hinſichtlich der 
Frage, in welchem Zeitpunkte die Ehe als aufgelöſt zu betrachten iſt, ausgeſchloſſen. Nach dieſen 
Grundſätzen kann über den Beſtand der Ehe nur einheitlich entſchieden werden. Wird die 
Scheidung beantragt (oder die Ehe angefochten), ſo wird der Fortbeſtand der Ehe in Frage 
geſtellt und das eheliche Verhältnis im ganzen Gegenſtand des Streites. Die Eheſcheidung 
darf nur in Verbindung mit der unbedingten Entſcheidung ſämtlicher anderen Streitfragen 
(insbeſondere der Schuldfrage) erfolgen. Über Klage und Widerklage (auf Scheidung oder 
Anfechtung gerichtet) iſt gleichzeitig zu entſcheiden. Der Erlaß eines Teilurteils iſt unſtatt⸗ 
haft (RG 58, 307). Der Erlaß eines unzuläſſigen Teilurteils iſt ein vom Reviſionsgericht von 
Amts wegen zu berückſichtigender Verfahrensmangel (RG 107, 350). Die Einheitlichkeit des 
Verfahrens in Eheſachen (88 614—616 ZPO) hat zur Folge, daß das Armenrecht, das der 
Beklagten vom Berufungsgericht für die von ihr im zweiten Rechtszuge angekündigte Wider⸗ 
klage bewilligt wird, ſich auch auf ihre Berufung zur Hauptklage erſtreckt und inſoweit ſachlich 
geprüft werden muß (RG 23 1926, 11965). Neben dem unbedingten Ausſpruch der Schei⸗ 
dung der Ehe iſt die Erlaſſung einer bedingten Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits 
zuläſſig. Der Koſtenpunkt gehört nicht zu den Streitpunkten, die zugleich mit dem Urteil 
über die Eheſcheidung entſchieden werden müſſen (RG 58, 320; RG 19. 9. 21 IV 25/21). 
Vgl. auch R SW 07, 391°; 06, 39117; 1922, 3864; RG Gruch 46, 957; RG 17. 3. 13 
IV 567/568, 12 (Heilung des Mangels durch Verbindung zweier Teilurteile des Berufungs⸗ 
gerichts in der Reviſionsinſtanz); R Warn 1917 Nr 86; 1926 Nr 91; RG 96, 224 (Wieder- 
aufnahme); RG 10. 11. 19 IV 206/19. Wenn ein Ehegatte eine Eheanfechtungs⸗ oder Ehe⸗ 
ſcheidungsklage (oder Widerklage) erhebt, werden beide Ehegatten bei Vermeidung ſpäteren 
Ausſchluſſes (88 614—616 ZPO) genötigt, in dieſem Verfahren alle ihnen bekannten Ehe⸗ 
anfechtungs⸗ und Eheſcheidungsgründe vorzubringen. Der durch § 616 ZPO bedingten 
erweiterten Rechtskraftwirkung des in einem ſolchen Verfahren ergangenen Urteils 
entſpricht ein erweiterter Begriff der Rechtshängigkeit, indem durch jede der bezeichneten 
Klagen der Beſtand der Ehe in ſeinem ganzen Umfange ergriffen und rechtshängig wird. 
Die Rechtshängigkeit iſt von Amts wegen zu berückſichtigen. Eine bereits eingetretene 
Rechtshängigkeit wird durch Zurücknahme der erſten Klage beſeitigt. Entgegenſtehende Partei⸗ 
vereinbarungen können daran nichts ändern (RG 104, 155). Die Verbindung von Klage⸗ 
gründen iſt in Eheſachen nur angängig innerhalb der einen Gruppe von Eheſachen (Ehe⸗ 
ſcheidung, Herſtellung der Gemeinſchaft, Anfechtung, $ 615 ZPO) oder innerhalb der anderen 
Gruppe (Nichtigkeit, Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe, § 633, 638 
3 PO), nicht aber derart, daß in dem nämlichen Rechtsſtreit über Klagen aus beiden Gruppen 
zu entſcheiden wäre (RG Recht 1924 Nr 417). Unſtatthaft iſt ferner ein Urteil, das die Ehe 
auf Antrag des einen Ehegatten ſcheidet, daneben aber von einem Eide abhängig macht, 
ob auch dem Scheidungsbegehren des andern Ehegatten ſtattzugeben ſei (RG 58, 316). Vgl. 
§ 1574 A 16. Unſtatthaft iſt es, das Verfahren auf die Klage auszuſetzen und auf die 
Widerklage fortzuſetzen (RG 58, 315; RG IW 1913, 1412; RG Gruch 59, 141; OLG 29, 
143). Wird die Scheidungsklage in Verbindung mit der Anfechtungsklage erhoben, fo 
iſt es unſtatthaft, die Anfechtungsklage durch Teilurteil abzuweiſen (R JW 05, 39720). 
Wird die Anfechtungsklage nur bedingt für den Fall, daß die mit ihr verbundene Scheidungs⸗ 
klage nicht durchdringe, erhoben, ſo darf ſich der Eherichter über dieſe Bedingung nicht hinweg⸗ 
ſetzen (R& 88, 340). Vgl. auch Starck in Gruch 63, 596. Der Kläger kann, obwohl im erſten 
Rechtszuge auf ſeinen Antrag die Scheidung ausgeſprochen worden iſt, ſich der Berufung 
der Bellagten anſchließen, um an Stelle der Scheidung die Nichtigkeit der Ehe feſtſtellen zu 
laſſen (RG 6. 12. 23 IV 872/22). Für das Verhältnis der mehreren von einer Partei 
geſtellten Anträge zueinander (3. B. 1. Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung, 2. Schei⸗ 
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dung, 3. Anfechtung wegen Irrtums) ift lediglich der Wille der Partei maßgebend. Anders, 
wenn es ſich um das Verhältnis der Anträge der einen Partei zu den Anträgen der andern 
Partei handelt. Wird z. B. von einer Partei ein Anfechtungs⸗ und von der andern Partei 
ein Scheidungsantrag geſtellt, ſo hat das Gericht, unabhängig davon, welcher dieſer beiden 
Anträge als Klag⸗ und welcher als Widerklagantrag geſtellt ift, zunächſt über den Anfechtungs⸗ 
antrag zu befinden. Denn dieſer Antrag hat zufolge der Wirkungen einer begründeten An⸗ 
fechtung einerſeits ($ 1343 Abſ 1) und der Eheſcheidung anderſeits ($ 1564 Satz 3) die weiter⸗ 
gehende Bedeutung; eine begründete Anfechtung macht den Scheidungsantrag gegenſtands⸗ 
los, dagegen nicht ein begründeter Scheidungsantrag den Anfechtungsantrag (RGS 104, 292). 
In Eheſachen, deren Ziel die Scheidung der Ehe iſt, kann über den geſamten Streitſtoff nur 
gleichzeitig entſchieden werden (RG 58, 307). Aus dieſem Grundſatze folgt die Unzuläſſigkeit 
eines Urteils, das auf die Klage (oder Widerklage) ſtreitig die Ehe ſcheidet und gleichzeitig im 
Wege des Verſäumnisurteils die Widerklage (oder die Klage) abweiſt und damit die Möglich⸗ 
keit einer beſonderen rechtskräftigen Teilentſcheidung ſchafft, weil es ſonſt dahin kommen 
könnte, daß über den Beſtand der Ehe geſondert vor verſchiedenen Gerichten weiter verhandelt 
und entſchieden werde. Dies könnte aber zu dem Ergebniſſe führen, daß die Ehe, nachdem 
ſie auf das eine Rechtsmittel rechtskräftig geſchieden worden, auf das andere Rechtsmittel 
nochmals geſchieden werden müßte. Ein derartiges Ergebnis iſt aber unter allen Umſtänden 
zu vermeiden (RG JW 1924, 44). Neben der ſtreitgemäßen, die Scheidung auf die Wider⸗ 
klage ausſprechenden Entſcheidung darf das Landgericht nicht gleichzeitig ein auf Abweiſung 
der Klage gerichtetes Verſäumnisurteil erlaſſen; vielmehr darf die Entſcheidung nur als ein⸗ 
heitliches ſtreitgemäßes Urteil ergehen, gegen das allein die Berufung zuläſſig iſt (NG JW 
1907, 52125). Dasſelbe gilt für den umgekehrten Fall, wenn das Landgericht durch ein ſtreit⸗ 
gemäßes Urteil die Scheidung auf die Klage ausſpricht und mit dieſer Entſcheidung ein die 
Scheidungswiderklage abweiſendes Verſäumnisurteil unzuläſſigerweiſe verbindet. Die Ent- 
ſcheidung kann nur mit der Berufung angefochten werden (RG ZW 1913, 607%). Hat das 
Landgericht unrichtigerweiſe die Scheidungsklage des Mannes durch Verſäumnisurkeil ab⸗ 
gewieſen und die Scheidungswiderklage der Frau mit ſachlicher Begründung zugesprochen, 
und iſt das Urteil nur mittels Einſpruchs des Mannes angefochten worden, ſo iſt dem Ein⸗ 
ſpruch gegenüber einem ſolchen zwieſpältigen Urteil eine Wirkung beizumeſſen, welche über 
den als Verſäumnisurteil gemeinten Teil des Urteils hinausgreift und nicht nur dieſen Teil 
des Rechtsſtreits, ſondern auch den ſtreitig verhandelten Teil in die Lage zurückverſetzt, in 
der er ſich vor Eintritt der Verſäumnis befunden hatte. Es muß hier der Grundſatz Anwendung 
finden, den die Rechtſprechung zu 99 303, 304 ZPO entwickelt hat: die Partei darf nicht 
dadurch Nachteil in ihren Rechten erleiden, daß ſie durch ein unrichtiges Verfahren des Gerichts 
in eine prozeſſual ſchwierige Lage verſetzt wird, zumal ſie möglicherweiſe den ſtreitig er⸗ 
gangenen Teil des Urteils garnicht zu bekämpfen vermag und ſich ausſchließlich gegen das 
Verfäumnisurteil wenden will (RG 110, 135). Wenn dagegen ein die Scheidung der Ehe 
ſowohl auf die Klage der Frau, wie auf die Widerklage des Mannes ausſprechendes 
landgerichtliches Urteil lediglich von der Klägerin hinſichtlich der Entſcheidung auf 
die Widerklage mit der Berufung angefochten worden iſt, das Berufungsgericht alſo 
nur über die Widerklage zu entſcheiden hat, ſo iſt der Erlaß eines Ver ſäumnis⸗ 
urteils gegen den ſäumigen Widerkläger zuläſſig und dieſes iſt nur mittels Ein⸗ 
[pruchs (nicht Reviſion) angreifbar (R JW 1916, 75117; Seuffert ebenda 9002). 
Hat das Landgericht die Ehe der Parteien auf die Klage des Mannes und auf die Wider⸗ 
1 der Frau geſchieden und hat die Frau Berufung eingelegt und der Mann ſich der Be⸗ 
rufung angeſchloſſen, fo darf im Falle des Ausbleibens der Beklagten, Berufungsklägerin, 
und Anſchlußberufungsbeklagten gegen dieſe ein Verſäumnisurteil des Inhalts erlaſſen 
werden, daß die Berufung der Beklagten zurückgewieſen und der Anſchlußberufung des 
Klägers ſtattgegeben wird. Demzufolge verbleibt es bei der im erſten Rechtszuge auf die 
lage ausgeſprochenen Scheidung, während die Widerklage abgewieſen wird. Der Be⸗ 
klagten ſteht gegen dieſe Entſcheidung nur der Einſpruch zu (RG JW 1916, 112218; früher 
abweichend NG Gruch 58, 483; RG JW 1916, 1931). War die Klägerin mit ihrer Ehe⸗ 
ſcheidungsklage in der Berufungsinſtanz durchgedrungen, bezweckte alſo die von ihr eingelegte 
Revifion nuf die Abweiſung der Widerklage, ſo beſtanden keine Bedenken gegen den 
Antrag der Klägerin auf Erlaſſung des Verſäumnisurteils gegen den Widerkläger. Die 
Vorſchrift des $ 618 Abf 5 ZRO ftand nicht entgegen. Ebenſowenig war das Verſäumnis⸗ 
urteil aus dem Grunde, weil in Eheſachen über Klage und Widerklage nur eine einheitliche 
Entſcheidung ergehen kann, unzuläſſig. Denn dieſer Grundſatz gilt nur inſoweit, als von 
dem nämlichen Gericht über Klage und Widerklage zu entſcheiden iſt. Die Prüfung des 
Reviſionsgerichts hatte ſich aber nur auf die Widerklage zu erſtrecken (8 559 ZPO). Da die 
zu erlaſſende Entſcheidung auf Aufhebung des Berufungsurteils, ſoweit es der Klägerin zum 
Nachteil gereichte, zu lauten hatte, mußte das ganze Berufungsurteil aufgehoben 
werden, damit das Berufungsgericht einheitlich und gleichzeitig über den geſamten Streit⸗ 
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ſtoff von neuem entſcheiden konnte (RG Warn 1920 Nr 129). Entſcheidung über den Beſtand 
der Ehe und über die Schuldfrage find untrennbar (RG 46, 158; RG IW 04, 285). Es 
iſt insbeſondere unzuläſſig, über die Anfechtungsklage durch Teilurteil zu erkennen und das 
Verfahren über die hilfsweiſe erhobene Scheidungsklage fortzuſetzen (NG Warn 1913 Nr 348). 
Mit der Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Klage oder Widerklage werden alle 
Scheidungs⸗ und Anfechtungsgründe, die bis zur Rechtskraft des Urteils vorgebracht werden 
können, rechtshängig (NG Warn 1914 Nr 62). Die ſpätere Geltendmachung einzelner 
Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgründe kann weder durch die Parteien noch durch das Gericht 
vorbehalten werden (RG Warn 1914 Nr 263). Erledigt ſich der Eheſcheidungsprozeß durch 
Tod einer Partei nach Einlegung der Reviſton, jo iſt es geſtattet, den Rechtsſtreit behufs 
Herbeiführung einer Entſcheidung über die Koſten fortzuſetzen (RG 2. 1. 08 IV 234/07). 
Zwiſchenurteile (5 303 ZPO) find in Eheſachen zuläſſig (RG 58, 313). So kann z. B., 
wenn mit der Klage die beiden Scheidungsgründe des Ehebruch und der ſchuldhaften Ehe⸗ 
zerrüttung geltend gemacht werden, durch Zwiſchenurteil der eine von beiden für gerecht⸗ 
fertigt erklärt werden (RG Warn 1914 Nr 66). So kann, wenn Scheidungs⸗ und Anfechts⸗ 
gründe geltend gemacht werden, durch Zwiſchenurteil dahin erkannt werden, daß die Anfech⸗ 
tung unbegründet iſt (RG Warn 1914 Nr 263). Die Regel, daß Zwiſchenurteile in Eheſachen 
zuläſſig find, gilt namentlich, wenn Angriffe und Verteidigungsmittel abgelehnt werden, 
aber auch dann, wenn ein Angriffsmittel als begründet hingeſtellt werden ſoll, das einen 
der unbedingten Scheidungsgründe der 88 1565—1567 zum Gegenſtande hat. Handelt es 
ſich aber um einen der bedingten Scheidungsgründe aus 8 1568, ſo darf im Sinne der Klage 
nur entſchieden werden, wenn die im Geſetze näher umſchriebene Zerrüttung der Ehe für 
den Zeitpunkt des Erlaſſes des Scheidungsurteils feſtgeſtellt wird, d. h. für die Zeit der letzten 
mündlichen Verhandlung (RG 10. 5. 09 IV 452 /08; R6 Warn 1910 Nr 124, 1913 Nr 205; 
RG JW 1916, 119211; § 1568 A 5). Mit dieſem Rechtsgrundſatze des BGB iſt es unver⸗ 
einbar, durch ein vor der letzten mündlichen Verhandlung ergehendes Zwiſchenurteil einen 
der Scheidungsgründe des § 1568 als gerechtfertigt anzuerkennen (RG 98, 152). Über die 
Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann getrennt von der damit verbundenen 
Scheidungsklage erkannt werden. So iſt es, wenn beide Klagen abgewieſen ſind, zuläſſig, 
die Reviſion hinſichtlich der abgewieſenen Scheidungsklage für unbegründet und hinſichtlich 
der abgewieſenen Herſtellungsklage für begründet zu erachten und inſoweit das Berufungs⸗ 
urteil aufzuheben (RG 26. 6. 05 IV 91/05). Die Anhängigkeit einer Anfechtungsklage 
begründet den Einwand der Rechtshängigkeit auch gegenüber einer ſpäter erhobenen 
Scheidungsklage und umgekehrt. Aber die Anhängigkeit einer Scheidungsklage begründet 
nicht den Einwand der Rechtshängigkeit gegenüber einer Klage auf Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft (RG SeuffA 70 Nr 204; 75 Nr 52; RG JW 1920, 28811; 
RG Warn 1915 Nr 131; 1920 Nr 79 zu J). Vgl. 8 1567 A 4, § 1353 A 4. Der im erſten Necht3- 
zuge nicht vertreten geweſene Herſtellungskläger kann gegen ein Urteil, das ſeine Her⸗ 
ſtellungsklage abweiſt und der Scheidungswiderklage ſtattgibt, nicht Einſpruch einlegen. 
Weil die Scheidungswiderklage gerechtfertigt war, mußte die Herſtellungsklage abgewieſen 
werden. Es lag kein Verſäumnisurteil vor (OLG 37, 157). Wird in erſter Reihe Scheidung, 
in zweiter Reihe Herſtellung beantragt, ſo kann nicht durch Teilurteil über die Scheidung, 
erkannt und die Verhandlung über die Herſtellungsklage vorbehalten werden (OLG 87, 158 
A 1). In der Reviſionsinſtanz iſt das Berufungsurteil im ganzen Umfange aufzuheben, 
wenn auch nur die Reviſion hinſichtlich der Abweiſung der Scheidungswiderklage, nicht auch 
himichtlich der Abweiſung der Scheidungsklage begründet iſt (RG 24. 6. 07 IV 560/06; 
29. 2. 12 IV 312/11) oder wenn die Reviſion nur gegen die auf die Widerklage getroffene 
Entſcheidung gerichtet iſt und begründet erſcheint (RG 25. 2. 15 IV 578/14). Der vom 
Reichsgericht von jeher feſtgehaltene Grundſatz der Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung 
in Eheſachen führt dazu, daß durch die Einlegung eines Rechtsmittels von ſeiten auch nur 
einer Partei die Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange gehemmt wird. Das hat zur 
Folge, daß, wenn auch nur von einer Partei Reviſion eingelegt und die Aufhebung des 
Urteils, ſoweit es ihr zum Nachteile gereicht, beantragt ift, dennoch, falls die Reviſion be- 
gründet erſcheint und eine Aufhebung und Zurückverweiſung erforderlich wird, das ganze 
Berufungsurteil aufgehoben werden muß, damit in dem neu eröffneten Rechtszuge vor dem 
Berufungsgericht eine einheitliche und gleichzeitige Entſcheidung über den ganzen Streitſtoff 
erfolgen kann (RG 94, 153; RG Warn 1920 Nr 129). Wenn im Scheidungsverfahren die 
obſiegende Widerklägerin zum Zwecke der Zurücknahme ihrer Widerklage Nevifion eingelegt 
hat, ſo iſt ihrer Reviſion auch dann ſtattzugeben, wenn die Widerklägerin Berufung gegen 
das auf Klage und Widerklage ſcheidende Urteil des Landgerichts nur inſoweit eingelegt 
hatte, als die Ehe auch auf die Klage geſchieden worden war (RG Warn 1919 Nr 185) 
Zu beachten iſt anderſeits, daß auch im E eſcheidungsverfahren der Grundſatz gilt, daß der 
Rechtsſtreit vor dem Berufungsgericht in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von 
neuem verhandelt wird ($ 527 ZPO), wenn auch durch die Einlegung der Berufung die 
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Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils in ſeinem ganzen Umfange gehemmt wird (RG 
64, 315: RG JW 1916, 112218; R Warn 1917 Nr 157). Die Beſchränkung des Be- 
rufungsantrags auf die Frage der Mitſchuld des mit der Scheidungswiderklage durch⸗ 
gedrungenen Ehegatten hat zwar zur Folge, daß es bei der Scheidung auf die Widerklage 
ſein Bewenden behalten muß und die Entſcheidung über die Widerklage vom Berufungs⸗ 
gerichte nicht nachzuprüfen iſt. Aber bei der Prüfung der Mitſchuldfrage hat das Be- 
rufungsgericht die dem Scheidungsausſpruche des Landgerichts zugrunde gelegten tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen frei nachzuprüfen (RG 2. 11. 14 IV 275/14). Hat das Land- 
gericht die beiderſeitigen Scheidungsklagen abgewieſen und nur die Frau Berufung eingelegt, 
ſo braucht das Scheidungsbegehren des Mannes einer Prüfung nicht unterzogen zu werden 
(RG 10. 5. 15 IV 618/14; RG Warn 1920 Nr 79 zu J). Zwar finden die 88 536, 559 ZRO 
auch in Eheſcheidungsſachen Anwendung, aber ihre Bedeutung geht nur dahin, daß bei 
der Entſcheidung über die Sache ſelbſt einer Partei nicht etwas zugeſprochen werden 
darf, was ſie nach den von ihr bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf die 
das Endurteil ergeht, geſtellten Anträgen nicht beanſprucht hat; dagegen beziehen ſich 
dieſe Vorſchriften nicht auf Fragen des Verfahrens, die dem Belieben der Parteien entzogen 
find (RG 94, 153; RG Warn 1921 Nr 53). Auch im Eheſcheidungsverfahren gelten die 88 525, 
536, 537 ZPO, wonach vor dem Oberlandesgericht der Rechtsſtreit nur in den Grenzen der 
Anträge von neuem verhandelt wird (RG LZ 1924, 6385). Die vom Landgericht auf die 
Klage ausgeſprochene Scheidung bleibt, wenn dieſer Teil des Urteils mit der Berufung nicht 
angefochten iſt, beſtehen. Führt aber die Verhandlung über die Widerklage vor dem Be⸗ 
rufungsgerichte dazu, einer Partei den Eid aufzuerlegen, ſo muß der in dem landgericht⸗ 
lichen Urteil enthaltene Ausſpruch der Scheidung in das Berufungsurteil übernommen werden 
(R 97, 259). Vgl. § 1574 A 16. Hat das Landgericht die Ehe wegen Ehebruchs des Beklagten 
und wegen Verſchuldens der Klägerin im Sinne des § 1568 geſchieden und hat nur die 
Klägerin Berufung eingelegt, und zwar mit dem Antrage, unter Abänderung dieſes Urteils 
nach dem Klagantrage zu verurteilen, die Widerklage aber abzuweiſen, ſo wurde trotz dieſer 
Beſchränkung des Berufungsantrags auf einen Teil des landgerichtlichen Streitgegenſtandes 
durch die Einlegung des Rechtsmittels nach dem Grundſatze der Einheitlichkeit der Entſchei⸗ 
dung (88 614—616 ZPO und § 1574 BGB) die Rechtskraft des angefochtenen Urteils im 
ganzen Umfange gehemmt (RG 64, 317; RG Warn 1926 Nr 215). Eheſcheidungsurteile 
haben rechtsgeſtaltende Wirkung und ſind nicht vollſtreckbar. Die ſog. Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage (§ 767 3) iſt unzuläſſig. Nachdem der Ehemann den ihm durch rechtskräftiges, 
bedingtes Endurteil auferlegten Eid (keinen Ehebruch begangen zu haben) geleiſtet hatte und 
die Ehe aus Verſchulden der Frau (wegen ihres Ehebruchs) geſchieden worden war, konnte 
die Frau die Mitſchuldigerklärung des Mannes wegen neuer, im Laufe des Läuterungs⸗ 
verfahrens begangener Ehebrüche nicht mehr durchſetzen, weder durch Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage, noch durch Reſtitutionsklage, noch durch negative Feſtſtellungsklage (RG 100, 98). Hat 
der Kläger den ihm durch rechtskräftiges bedingtes Urteil des Landgerichts auferlegten Eid 
geleiſtet und iſt durch Läuterungsurteil die Ehe aus Verſchulden der Beklagten geſchieden 
worden, ſo kann die Berufung einlegende Beklagte nicht noch Scheidungswiderklage (wegen 
neueren Ehebruchs des Klägers) erheben. Die Zulaſſung der Widerkloge wäre mit dem in 
Eheſachen geltenden Grundſatze der Einheitlichkeit der Entſcheidung unvereinbar. Daß dadurch 
der beklagten Partei die Geltendmachung von Scheidungsgründen, die erſt nach Eintritt der 
Rechtskraft des bedingten Endurteils entſtanden oder zu feiner Kenntnis gelangt find, ver⸗ 
ſchloſſen wird, muß als eine unvermeidliche Folge der Rechtskraftwirkung des bedingten End⸗ 
urteils hingenommen werden (RG 106, 220). — Die Verordnung vom 15. Januar 1924, betr. 
Entlastung des Reichsgerichts, beſchränkte für die Zeit vom 15. Februar 1924 bis 31. Dezember 
1925 die Reviſion in den dort bezeichneten Eheſachen. Die von den Oberlandesgerichten 
erlaſſenen Berufungsurteile wurden rechtskräftig, wenn die Reviſion im Urteile nicht für 
zuläſſig erklärt worden war. Vgl. dazu RG 110, 239; 108, 349 und $ 1570 A 5. 

5. Beſonderes über Verträge, Urteile, Schadenserſatzanſprüche. Verträge, die auf Er⸗ 
möglichung oder Erleichterung der Scheidung abzielen, ſind nichtig. Sie verſtoßen gegen 
bie guten Sitten ($ 138) und vertragen ſich nicht mit dem Staatswohle, das die möglichſte 
Aufrechterhaltung der Ehen erheiſcht (vgl. 8 622 ZPO; RG Warn 1912 Nr 220; 1922 Nr 64; 
RO JW 1916, 573°). Vgl. auch die Zuſammenſtellung zuläſſiger und unzuläſſiger Verein⸗ 
barungen über Folgen der Eheſcheidung von Oppenheim in FW 1918, 727. Nichtig ift eine 
Vereinbarung, daß, falls in dem anhängig zu machenden Eheſcheidungsverfahren im erſten 
Rechtszuge auf Scheidung erkannt werden follte, auf Einlegung der Berufung im voraus 
verzichtet werde (G 70, 59). Dagegen kann, nachdem das Landgericht auf Scheidung 
erkannt hat, auf das Recht der Berufung wirkſam verzichtet werden (RG 105, 351). Nichtig 
ift ein Abkommen der Ehegatten, ſich fortan als geſchieden zu betrachten (R Warn 1913 
ger 399). Ein von der Frau ausgeſprochener Verzicht auf Unterhalt ift nichtig, wenn er 
bezweckt, den Mann zu einem Ehebruche zu beſtimmen und dadurch der Frau die Scheidung 
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zu ermöglichen. Erhebt die Frau nach vollzogener Scheidung trotz des Verzichts Unterhalts⸗ 
anſprüche, ſo kann ihr der Mann die Einrede der Argliſt nicht entgegenſetzen. Dem nichtigen 
Verzicht würde ſonſt auf einem Umwege unzuläſſigerweiſe wieder Geltung verſchafft werden 
(RG Warn 1914 Nr 273; RG 8. 12. 21 IV 243/21; RG 28. 5. 24 IV 400/23). Über Nicht⸗ 
anwendung des § 1614 Abi 1 (Verzicht auf Unterhalt für die Zukunft) auf den 
geſetzlichen Anſpruch des geſchiedenen Ehegatten auf Unterhaltsgewährung aus 88 1578, 
1579, 1580 vgl. $ 1580 A 5. Keine ſittenwidrige Erleichterung der Scheidung, wenn 
vereinbart wird, die Scheidungsklage auf den einen oder andern von zwei vorhandenen 
Scheidungsgründen (Ehebrüchen) zu ſtützen, mögen auch Vermögensvorteile dafür zugeſichert 
fein (OLE 32, 10). Stand der Ehefrau bereits zur Zeit des Abkommens über Zahlung der 
Unterhaltsrente und der Geldabfindung für die Zeit nach der Scheidung durch den Mann 
der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung — wie beide Eheleute wußten — wirkſam zur 
Seite, jo verſtößt es nicht gegen die guten Sitten, wenn fie ſich dahin ejnigten, in dem ſchweben⸗ 
den Eheſcheidungsverfahren nur den Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung, nicht auch 
den des Ehebruchs des Mannes geltend zu machen. Sie bezweckten nicht, die Scheidung erſt 
zu ermöglichen oder zu erleichtern. Der Verzicht auf die Geltendmachung weiterer Schei⸗ 
dungsgründe wurde nicht als Entgelt für die übernommene Unterhaltsverpflichtung aus⸗ 
geſprochen, vielmehr deshalb, weil beide Eheleute hierbei durch die Rückſichtnahme auf ihre 
geſellſchaftliche Stellung geleitet wurden (RG Warn 1920 Nr 114). In der bloßen Erfüllung 
eines zur Erleichterung der Eheſcheidung abgegebenen und darum nichtigen Rentenverſprechens 
liegt keine Beſtätigung im Sinne des § 141, weil der das Rentenverſprechen enthaltende 
Vertrag als Leibrentenvertrag zu gelten hat und deshalb nach $ 141 in Verbindung mit $ 761 
eine erneute ſchriftliche Erteilung des Rentenverſprechens erforderlich geweſen wäre. Eine 
Beſtätigung im Sinne des $ 141 fest voraus, daß die Beteiligten das neue Geſchäft in Kenntnis 
der Nichtigkeit des alten geſchloſſen haben. Der Berufung auf die Nichtigkeit des Renten⸗ 
verſprechens kaun nicht die Gegeneinrede der Argliſt entgegengeſetzt werden (RG Warn 
1922 Nr 64). Ein erſt nach Rechtskraft des Scheidungsurteils zwiſchen den geſchiedenen 
Eheleuten geſchloſſenes Abkommen, worin der Mann der Frau die Zahlung einer Geldſumme 
verſpricht, kann nicht mit der Begründung, daß mit dem Geldverſprechen die Einwilligung 
der Frau in die Scheidung erkauft werden ſollte, als zur Erleichterung der Scheidung 
dienender und deshalb nichtiger Vertrag angefochten werden, ſelbſt wenn etwaige während 
des Scheidungsverfahrens gepflogene Verhandlungen der Parteien über eine Kapitalabfindung 
das angegebene Ziel verfolgt haben ſollten (RG Recht 1920 Nr 2267). Nichtig iſt ein den 
Unterhalt der Frau regelnder Vertrag, durch den vereinbart wird, daß die Frau einen Vorfall, 
der ſich in der Sprechſtunde ihres Mannes, eines Arztes, ereignet hat, als Scheidungsgrund 
nicht geltend machen ſoll und daß ſtatt deſſen dem Gericht ein mit Einverſtändnis der Frau 
vom Manne erſt zu begehender, alſo nach § 1565 Abſ 2 zur Begründung des Scheidungsrechts 
ungeeigneter Ehebruch unterbreitet werden ſoll (RG Warn 1920 Nr 4). Über die Nichtigkeit 
der Abmachung jüdiſcher Eheleute, der Mann ſolle den nach moſaiſchem Geſetze zuläſſigen 
Scheidebrief ausſtellen und der Frau aushändigen, vgl. RG 57, 250. Ein die Frau für 
ſchuldig erklärendes rechtskräftiges Scheidungsurteil wird zwar dadurch, daß es vom 
Manne in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zu Unrecht erwirkt iſt (der Mann 
beſtimmte die Frau, ſich nicht zu verteidigen), nicht ſeiner familienrechtlichen und vermögens⸗ 
rechtlichen Wirkſamkeit entkleidet, aber die Frau kann vom Manne wegen des ihr verloren⸗ 
gegangenen Unterhaltsanſpruchs (S8 1360, 1361) Schadenserſatz verlangen (RG 75, 213). 
Eine Frau, die im Rechtsſtreite bewußt rechtswidrig, durch Täuſchung des Gerichts, die 
Scheidung der Ehe aus Verſchulden des Mannes durchſetzt und ihre Mitſchuldigerklärung 
abwendet, nämlich durch die falſche Behauptung, ihr Mann verletze ſie durch den un⸗ 
begründeten (in der Tat begründeten) Vorwurf des Ehebruchs, macht ſich dem Manne gegen⸗ 
über ſchadenserſatzpflichtig aus 8 826. Der von der Frau dem Manne zu erſetzende Schaden 
beſteht darin, daß ſie die Ausnutzung des zu ihren Gunſten ergangenen Urteils und damit die 
Geltendmachung des Unterhaltsanſpruchs unterläßt (RG 30. 10. 11 IV 61/11; RG 4. 1. 26 
IV 269/25). Vgl. auch § 1578 A 9, § 1353 A 2. Ein zwiſchen Eheleuten geſchloſſener Vertrag, 
inhalts deſſen die Frau für den Fall, daß ſie den ihr erwachſenen Scheidungsgrund des Ehe⸗ 
bruchs gegen ihren Mann im Wege der Scheidungswiderklage geltend macht, vom Manne 
10000 Mark zum Unterhalte für ſie und die Kinder verſprochen erhält, verſtößt dann nicht 
gegen die guten Sitten (§ 138), wenn die Frau ſchon vor Abſchluß des Vertrags entſchloſſen 
war, wegen des Ehebruchs des Mannes die Scheidung durchzuführen und hiervon nur aus 
Beſorgnis für ihre und der Kinder gefährdete, wirtſchaftliche Lage Abſtand genommen hatte 
(RG JW 1913, 162). Vgl. auch den ähnlichen Fall bei R Warn 1913 Nr 398. — Verſpricht 
der Mann, nachdem das Landgericht auf Scheidung erkannt, die Frau aber Berufung ein⸗ 
gelegt hat, der Frau für den Fall, daß ſie die Berufung zurücknimmt, eine Unterhaltsrente, 
ſo kommt es für die Frage, ob das Verſprechen zur Erleichterung der Eheſcheidung 
abgegeben worden iſt, auch darauf an, ob ein Eheſcheidungsgrund in Wirklichkeit nicht 
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vorlag. Für Eheſachen beſteht ebenſowenig wie für andere bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
ein Zwang, die vorhandenen Rechtsmittel zu erſchöpfen, und die Eheleute können wirkſam 
die Abkürzung des Scheidungsverfahrens vereinbaren (RG JW 1913, 3216). Vgl. aber auch 
R 23 1922, 1581, ferner RG Warn 1917 Nr 7 (Rentenverſprechen des Mannes zugunſten 
der Frau für den Fall, daß das Berufungsgericht die Ehe aus beiderſeitigem Verſchulden 
ſcheiden würde, für nichtig erklärt). Nicht ein jeder Vertrag, der aus Zweckmäßigkeitsgründen 
bereits vor erfolgter Eheſcheidung und im Hinblick auf eine ſolche eine den Wünſchen beider 
Teile entſprechende Regelung ihrer beiderſeitigen Vermögensverhältniſſe und ſonſtigen An⸗ 
gelegenheiten enthält, iſt als ſittenwidrig im Sinne des § 138 zu bezeichnen; vielmehr iſt 
dies nur dann der Fall, wenn der Vertrag darauf abzielt, die Eheſcheidung erſt zu ermöglichen 
oder durch Beſeitigung von Hinderniſſen und Schwierigkeiten weſentlich zu erleichtern. 
Ob und wann dieſe Vorausſetzungen vorliegen, iſt Sache der tatſächlichen Prüfung des 
einzelnen Falles (RG JW 1913, 1282; 1916, 573°; RG Recht 1924 Nr 1519). Ein während 
des Scheidungsverfahrens geſchloſſener Unterhaltsvergleich, der nur die Beſchleunigung des 
Eheſcheidungsverfahrens, nicht die Erleichterung der Eheſcheidung erſtrebt, verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten (RG Warn 1926 Nr 82. Der Ehebruch des Mannes war in dieſem 
Falle nachgewieſen und die Frau war ernſtlich gewillt, dieſerhalb die Scheidung herbei⸗ 
zuführen). Die vertragsmäßige Gewährung von Unterhalt durch einen geſchiedenen Ehe⸗ 
mann an die für ſchuldig erklärte Frau iſt an ſich nicht anſtößig. Beſondere Umſtände, wie 
die Rückſicht auf ein gemeinſchaftliches Kind, können es dem M nne ſogar zur ſittlichen Pflicht 
machen, die Mutter des Kindes zu unterſtützen, um fie nicht in Not geraten zu laſſen (RG 
Warn 1913 Nr 128). Wenn aber die Eheleute in Ausſicht nehmen, beiderſeits Scheidungs⸗ 
gründe, etwa durch Wechſel beleidigender Briefe zu ſchaffen, und daraufhin den Unterhalts⸗ 
vertrag zu dem ausgeſprochenen Zwecke ſchließen, eine Scheidung der Ehe im Wege des ſog. 
Konventionalprozeſſes aus beiderſeitigem Verſchulden herbeizuführen, ſo verſtößt ein der⸗ 
artiger Vertrag gegen die guten Sitten, ſelbſt wenn die Scheidung ſchließlich nicht gemäß 
der Vereinbarung, ſondern, unbeeinflußt durch ſie, auf Grund wirklich gegebener Scheidungs⸗ 
gründe zuſtande gekommen iſt. Denn die Frage der Sittenwidrigkeit eines Rechtsgeſchäfts 
kann nur nach der Zeit ſeiner Vornahme beurteilt werden. Spätere, bei Geſchäftsabſchluß 
noch nicht ins Auge gefaßte Ereigniſſe kommen dafür nicht in Betracht (RG 23. 6. 24 IV 3/24). 
Keine rechtlichen Bedenken beſtehen gegen die Feſtſtellung, daß die Ausſicht auf eine gute 
geldliche Sicherſtellung zwar den Entſchluß der Frau, fich ſcheiden zu laſſen, erleichtert 
haben möge, daß dieſer Entſchluß aber nicht weſentlich darauf zurückzuführen ſei (viel- 
mehr hier in der Überzeugung der Frau wurzelte, daß ihre Ehe durch ein Liebesverhältnis 
des Mannes unheilbar zerrüttet war). Eine unweſentliche Erleichterung kann ohne Geſetzes⸗ 
verletzung außer Betracht gelaſſen werden. Die Sittenwidrigkeit eines Vertrags ſetzt regel⸗ 
mäßig voraus, daß beide Parteien ſittenwidrig gehandelt haben. Es genügt nicht, daß der 
eine Teil (hier der Mann) den ſittenwidrigen Zweck verfolgt, der Frau die Einwilligung in 
die Eheſcheidung abzukaufen, um feine Geliebte heiraten zu konnen. Es muß hinzukommen, 
daß die Frau den vom Manne verfolgten ſittenwidrigen Zweck beim Abſchluſſe des Vertrags 
gekannt und gebilligt hat (RG Warn 1917 Nr 172; RG 23. 6. 21 IV 613/20). Ein Vertrag, 
durch den der Mann ſich von der Frau für den Fall der nur von ihm, nicht von der Frau 
erſtrebten Scheidung (wegen ſeines Ehebruchs) Vermögensvorteile verſprechen läßt, kann zur 
Erleichterung der Scheidung dienen. Daß der Frau keine Sittenwidrigkeit zur Laſt fällt, 
ſteht der Nichtigkeit des Vertrags nicht entgegen. Denn die Regel, daß die Nichtigkeit eines 
gegenſeitigen Vertrags wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nur bei ſittenwidrigem 
Handeln beider Teile eintrete, findet keine Anwendung, wenn die Unſittlichkeit des Handelns 
des einen Vertragsteils gerade in ſeinem Verhalten gegenüber dem anderen Vertragsteile 
zu finden iſt (RG 93, 30; 108, 213). Es kann keine Rede davon fein, daß ein Vertrag ſchon 
deshalb gegen die guten Sitten verſtoße, weil die darin von dem Manne übernommenen 
Leiſtungen das Maß deſſen überſteigen, was der allein für ſchuldig erklärte Ehemann nach 
erfolgter Scheidung ſeiner bisherigen Ehefrau kraft Geſetzes an Unterhalt zu gewähren ver⸗ 
pflichtet iſt. Dieſe Beſtimmungen (88 1578ff) ſchreiben nur das Mindeſtmaß des Unterhalts 
vor. Höhere Beträge (auch Zuwendungen für den Fall der Wiederverheiratung der Frau) 
können im Einzelfalle ſehr wohl berechtigt ſein (RG 23. 6. 21 IV 613/20). Wenn beide Ehe- 
gatten an der Erſchleichung des Scheidungsurteils durch Täuſchung des Gerichts zuſammen⸗ 
gewirkt haben, greift der Grundſatz Platz, daß zwiſchen Teilnehmern einer ſittenwidrigen 
Handlung daraus Rechtsanſprüche nicht entſtehen, daher kann auch nicht ein Unterhalts 
anſpruch der Frau gegen den Mann aus einem gemeinſam erſchlichenen Scheidungsurteil 
entſtehen (OLG 34, 119). 

6. Übergangsrecht vgl. Artt 201, 202 EG. Der im Art 201 Abſ 2 gebrauchte Aus⸗ 
druck „Trennungsgrund“ bedeutet ſoviel als Grund zu zeitweiſer Trennung von Tiſch und 
Bett (RG 47, 32). Die in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 fallende Verfehlung kann, wenn 
ſie ſchon nach altem Rechte ihre Kraft als Scheidungsgrund durch Friſtablauf, Verzeihung 
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oder Aufrechnung verloren hat, unter der Herrſchaft des neuen Rechtes als Scheidungs⸗ 
grund nicht mehr benutzt werden. Allein Tatſachen, die ſich erſt nach dem 81. Dezember 
1899 ereignet haben, können einem vorher entſtandenen Scheidungs⸗ oder Trennungsgrunde 
nur dann entgegengehalten werden, wenn das BGB ihnen dieſe Wirkung beilegt (RG 52, 
226). Wenn beide Ehegatten vor dem 1. Januar 1900 die Ehe gebrochen haben und in ſolchem 
Falle nach dem bisherigen Rechte die beiderſeitigen Ehebrüche aufzurechnen waren, ſo iſt die 
Scheidung nach Art 201 EG auch jetzt ausgeſchloſſen (RG 47, 4; 46, 90). Dagegen kann 
ein nach dem Inkrafttreten des BGB begangener Ehebruch des einen Ehegatten nicht mit 
dem vorher begangenen Ehebruche des andern Ehegatten aufgerechnet werden, denn ein 
unter der Herrſchaft des BGB begangener Ehebruch vermag Wirkungen nur in Gemäßheit 
des BGB zu äußern (RG JW 04, 3858). Einer Klage auf zeitweilige Trennung der 
Ehegatten von Tiſch und Bett darf nicht mehr ſtattgegeben werden (RG 45, 420) Wegen 
beſtändiger Trennung von Tiſch und Bett vgl. § 1575 A 1. 

7. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſcheidungs rechte. Hierfür kommen 
hauptſächlich die Vorſchriften des Art 17 EG und das HaagEheſcheid Abk. vom 12. 6. 02 
(RGBl. 1904, 231; 1924, 363; 1926, 553) in Betracht. Letzteres gilt (abgeſehen von der 
Frage nach dem Einfluſſe des Kriegsausbruchs, vgl. SeuffA 73 Nr 233, und von den Beſtim⸗ 
mungen der Artt 282—295, 299 a des Verſailler Friedensvertrags v. 28. 6. 19 über Staats⸗ 
verträge) für Deutſchland, Belgien (hat gekündigt, RG Bl 1919, 197), Frankreich, Luxem⸗ 
burg, die Niederlande, Rumänien, Schweden, Italien, die Schweiz und Portugal, jedoch 
nur für die europäiſchen Gebiete dieſer Staaten. Auch findet dieſes Abkommen nach Art 9 
Abſ 1 nur auf ſolche Scheidungs⸗ und Trennungsklagen Anwendung, welche in einem der 
Vertragsſtaaten erhoben werden, und zwar nur dann, wenn mindeſtens eine der Parteien 
einem dieſer Staaten angehört. Ferner gilt das Abkommen nur mit der Einſchränkung des 
Art 9 Abſ 2, wonach kein Staat zur Anwendung des Geſetzes, welches nicht dasjenige eines 
Vertragsſtaats iſt, verpflichtet wird. Die Hauptfrage geht dahin: nach welchem Rechte iſt 
es zu beurteilen, ob auf Scheidung überhaupt erkannt werden kann? Darauf antwortet das 
deutſche Recht in Art 17 Abſ 1 u. 4 EG: Für die Scheidung der Ehe find die Geſetze des Staates 
maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört (Abf 1), und: Auf 
Scheidung ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann auf Grund eines ausländi⸗ 
ſchen Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn ſowohl nach dem ausländiſchen Geſetz 
als nach den deutſchen Geſetzen die Scheidung zuläſſig fein würde (Abſ J). Hiernach mü’fen 
Heimatgeſetz und Ortsgeſetz hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Scheidung übereinſtimmen, wenn 
in Deutſchland eine Ausländerehe geſchieden werden full. Ebenſo RG 105, 340; 113, 38. 
Von dieſem Grundſatze geht auch das Haager Abkommen aus. Nach Art 1 Abſſ 1 des 
Abkommens können die Ehegatten eine Scheidungsklage nur dann erheben, wenn ſowohl 
das Geſetz des Staates, dem fie angehören (Geſetz des Heimatſtaats), als auch das 
Geſetz des Ortes, wo geklagt wird, die Scheidung zulaſſen. Hiernach beſteht ein 
Unterſchied zwiſchen dem deutſchen Einführungsgeſetz und dem Haager Abkommen nur in⸗ 
ſofern, als erſteres das Heimatgeſetz des Mannes allein, letzteres das Heimatgeſetz beider 
Ehegatten für maßgebend erklärt. In letzterer Beziehung entſteht die Frage, wie es nach 
dem Abkommen zu halten iſt, wenn beide Ehegatten verſchiedenen Staaten angehören. 
Dieſe Frage entſcheidet der Art 8 des Abkommens dahin, daß, wenn die Ehegatten nicht die⸗ 
ſelbe Staatsangehörigkeit beſitzen, ihr letztes gemeinſames Geſetz als das Geſetz ihres 
Heimatſtaats anzuſehen iſt. Eine gleichfalls hierhin gehörige, zugunſten der deutſchen Frau 
erteilte Vorſchrift enthält der Art 17 Abſ 3 EG. Danach finden die deutſchen Geſetze auch 
dann Anwendung, wenn zur Zeit der Erhebung der Klage zwar die Reichsangehörigkeit des 
Mannes erloſchen, die Frau aber Deutſche iſt. Art 17 Abſ 1 EG bezieht ſich nur auf die Fragen 
der Zuläſſigkeit, Gründe und Wirkungen der Scheidung, nicht aber auf das Scheidungs⸗ 
verfahren. — Der Wille der Parteien entſcheidet anerkanntermaßen in erſter Linie über das 
anzuwendende örtliche Recht, ſoweit es ſich um Beziehungen handelt, die ihnen das Geſetz 
nach ihrem freien Belieben zu regeln geſtattet (RG 31. 3. 20 IV 336/19; Rechtsfolgen 
eines nach rechtskräftiger Scheidung geſchloſſenen Vertrags der früheren Eheleute, von denen 
der Mann ein Amerikaner und die Frau eine Deutſche war). 

Verſchieden von der Frage, ob ein Ausſpruch der Scheidung überhaupt zuläſſig, 
iſt die weitere Frage, ob die an ſich zuläſſige Scheidung im Einzelfalle begründet iſt 
und welche Geſetze für dieſe weitere Frage maßgebend ſind. Die Antwort darauf iſt 
gleichfalls aus den vorſtehend angeführten Geſetzesvorſchriften zu ſchöpfen. Außerdem 
kommen aber noch folgende in Betracht: Nach Art 2 Abſ 2 des Abkommens kann auf 
Scheidung nur dann geklagt werden, wenn ſie in dem zu beurteilenden Falle ſo⸗ 
wohl nach dem Geſetze des Heimatſtaats der Ehegatten als auch nach dem Geſetze des 
Ortes, wo geklagt wird, ſei es auch aus verſchiedenen Gründen, zuläſſig iſt. Hiernach 
kommt es nicht auf die Gleichheit der Gründe, ſondern nur auf die Gleichheit des Er⸗ 
gebniſſes an. Im Ergebniſſe muß der Ausſpruch der Scheidung nach beiden Geſetzen gerecht⸗ 
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fertigt fein. Ferner find Vorſchriften für den Fall gegeben, daß die nämliche Tatſache von 
den Geſetzen der verſchiedenen Staaten verſchieden beurteilt wird. In dieſer Beziehung 
beſtimmt Art 17 Abſ 2 EGG: Eine Tatſache, die ſich ereignet hat, während der Mann einem 
andern Staate angehörte, kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die 
Tatſache auch nach den Geſetzen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder ein Trennungs⸗ 
grund iſt. — Die Vorſchrift in Art 17 Abſ 2 EG iſt dahin zu verſtehen, daß die als Scheidungs⸗ 
grund zu verwendende Tatſache nach dem ausländiſchen Rechte nicht nur im allgemeinen einen 
Scheidungs⸗ oder Trennungsgrund bilden, ſondern als ſolcher auch unter den gegebenen 
Verhältniſſen wirkſam fein muß — vgl. die zu der gleichartigen Vorſchrift in Art 201 
Abf 2 E ergangenen Urteile RG 46, 90 u. 47, 4, ferner oben A6 — (RG Warn 1919 Nr. 178). 
Hiernach wird nicht nur das Heimatgeſetz des Mannes zur Zeit der Klageerhebung, ſon⸗ 
dern auch das Heimatgeſetz des Mannes zur Zeit der Begehung der als Scheidungs⸗ oder 
Trennungsgrund in Betracht kommenden Handlung für maßgebend erklärt. Dement⸗ 
ſprechend beſtimmt der Art 4 des Abkommens, daß das in den Artt 1—3 bezeichnete Geſetz des 
Heimatſtaats nicht angerufen werden kann, um einer Tatſache, die ſich ereignet hat, während 
die Ehegatten oder einer von ihnen einem andern Staate angehörten, die Wirkung eines 
Scheidungs⸗ oder Trennungsgrundes zu verleihen. Aus alledem geht hervor, daß die Scheidung 
nur bei weſentlicher Übereinſtimmung der ausländiſchen und inländiſchen Geſetze erreicht 
werden kann. — Es kommt nicht darauf an, ob die Scheidungsklage ſo, wie ſie begründet 
iſt, nach ausländiſchem (hier franzöſiſchem) und deutſchem Rechte zuläſſig erſcheint, ſondern 
darauf, ob der Tatbeſtand fo, wie er zur Zeit der Urteilsfällung vorliegt, unter Berück⸗ 
ſichtigung ſämtlicher erhobener Einwendungen die Scheidung nach den in gleicher Weile 
zur Anwendung berufenen Geſetzen der beiden Staatsgebiete rechtfertigt (RG Warn 1920 
Nr 46; RG 105, 340). Der im Art 17 Abſ 1 EG ausgeſprochene Grundſatz wird übrigens 
durch Art 27 EG, wonach im Falle der Rückverweiſung die deutſchen Geſetze anzuwenden 
find, eingeſchränkt. Ebenſo beſtimmt Art 3 des Abkommens, daß ungeachtet der Beſtimmungen 
der Artt 1, 2 das Geſetz des Heimatſtaats allein maßgebend iſt, wenn das Geſetz des Ortes, 
wo geklagt wird, dies vorſchreibt oder geſtattet. Eine Verweiſung des fremden Geſetzes 
auf das Geſetz eines dritten Staates bleibt unbeachtet. — Für die in Deutſchland erhobenen 
Klagen iſt aber Art 3 des Abkommens angeſichts der Vorſchrift des Art 17 Abſ 4 EG inſofern 
gegenſtandslos, als dieſe Geſetzesbeſtimmung die ausſchließliche Anwendung des Heimatrechts 
nicht zuläßt, ſondern die Scheidung ſowie die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft auf 
Grund eines ausländiſchen Geſetzes im Inlande nur geſtattet, wenn ſowohl nach dem aus⸗ 
ländiſchen Geſetz als auch nach den deutſchen Geſetzen die Scheidung zuläſſig ſein würde 
(RS 105, 340). 

Das Haager Abkommen hat in Artt 1 u. 2 der Scheidungsklage die Klage auf Trennung 
von Tiſch und Bett gleichgeſtellt. Letztere Klage iſt in Deutſchland ausgeſchloſſen. Die 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (8 1575) ift etwas anderes als die beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett. Die Artt 5 u. 6 des Abkommens enthalten Vorſchriften über die Gerichts⸗ 
zuſtändigkeit, und im Art 7 des Abkommens ſind die Vorausſetzungen beſtimmt, unter denen 
Scheidungs⸗ und Trennungsurteile überall anzuerkennen find. — Die Frage, ob ein zwiſchen 
deutſchen Eheleuten, die neben einem Wohnſitz in Deutſchland einen zweiten in der Schweiz 
haben, ergangenes Scheidungsurteil des für den ausländiſchen Wohnſitz zuſtändigen ſchweize⸗ 
riſchen Gerichts von den deutſchen Gerichten als rechtsgültig anzuerkennen iſt, wurde vom 
Reichsgerichre bejaht. Durch die Vorſchriften des Haager Abkommens iſt die im § 328 Nr I 
ZPO geforderte Gegenſeitigkeit als verbürgt anzuſehen und das ſchweizeriſche Gericht 
(Berner Amtsgericht) war zur Scheidung der Ehe zwar nicht nach Nr 1, wohl aber nach 
Nr 2 des Art 5 des Abkommens berufen (RG 102, 82). Die deutſchen Gerichte find für 
Eheſcheidungsklagen von Tſchechoſlowaken nicht zuſtändig (OLG Dresden 13. 7. 20 in 
JW 1920, 7161). Ebenſo KG in OLG 40, 392, beſtätigt durch R LZ 1922, 5187, ferner 
RO Seuffl 78 Nr 2. Val. auch Stark, Scheidung und Trennung von Ehen nach tſchecho⸗ 
ſlowakiſchem Rechte in JW 1922, 156. Daß ein tſchechoſlowakiſches Urteil, durch das die Ehe 
von Tſchechoſlowaken geſchieden worden iſt, im Gebiete des Deutſchen Reichs Rechtswirkſam⸗ 
keit habe, kann im Inlande durch Urteil feſtgeſtellt werden (R& 109, 383). 

Das Einführungsgeſetz enthält noch folgende hier in Betracht kommende Vorſchriften: 
Art 29 regelt den Fall, wenn eine Perſon keinem Staate angehört, dahin, daß die Geſetze 
des Staates dem die Perſon zuletzt angehört hat, maßgebend ſind. Hat ſie auch früher einem 
Staate nicht angehört, ſo ſollen die Geſetze des Staates Anwendung finden, in welchem ſie 
ihren Wohnſitz und in Ermanglung eines Wohnſitzes ihren Aufenthalt hat oder zu der maß⸗ 
gebenden Zeit gehabt hat. — Gehörte alſo zu der Zeit, in die die Verfehlungen der Frau fallen, 
der Mann keinem Staate an, ſo war die Frage, ob dieſe Verfehlungen einen Scheidungsgrund 
bilden, nach Art 29 EG in Verbindung mit Art 17 Abſ 2 EG ausſchließlich nach den deutſchen 
Geſetzen als den Geſetzen des Staates zu beurteilen, dem der Mann zuletzt angehört hat 
(RE 12. 7. 19 IV 80/19). Wenn nach deutſchem Rechte kein Scheidungsgrund beſteht, iſt die 
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Abweiſung der Scheidungsklage nach Art 17 Abſ 4 EG geboten. Wenn jedoch in den vom 
klagenden Ehemanne behaupteten Vorgängen, die ſich im Auslande ereigneten, nach deutſchem 
Recht ein Scheidungsgrund zu finden iſt, und wenn der Ehemann keinem Staate angehört, 
auch früher keinem Staate angehört hat, fo muß gemäß Art 17 Abſ 2, Art 29 EG geprüft wer⸗ 
den, ob die Vorgänge auch nach den Geſetzen des Staates die Scheidung begründen, in dem 
der Ehemann zur Zeit der von ihm behaupteten Vorgänge feinen Wohnſitz, oder in Ermanglung 
eines Wohnſitzes, feinen Aufenthalt hatte (RG IW 07, 7011; RG 23 1920, 4615). Vgl. Berg⸗ 
mann in SW 1925, 2082, Internationale Konflikte in Eheſachen. Art. 30 verbietet die An⸗ 
wendung des ausländiſchen Geſetzes, wenn ſolche gegen die guten Sitten oder gegen den 
Zweck eines deurſchen Geſetzes (3. B. Verträge zur Erleichterung der Scheidung, A 5) 
verſtoßen würde. — Deutſche Gerichte können in Eheſtreitigkeiten von Ausländern, deren 
Heimatsrecht nur eine Trennung von Tiſch und Bett zuläßt, weder auf Scheidung noch auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkennen (RG 48, 144). Deutſche Gerichte können in 
einem Eheprozeß unter Eheleuten fremder Staatsangehörigkeit, wenn nach deutſchem Rechte 
die Scheidung gerechtfertigt, nach dem heimiſchen Rechte der Eheleute aber nur beſtändige 
Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig ſein würde, auf beſtändige Trennung von 
Tiſch und Bett nicht erkennen (RGB 55, 345; RG IW 04, 862; RG 28. 2. 27 IV 554/26; 
vgl. 8 1575 A1, Vorbem 2 vor 8 1303, ſowie § 1316 A1, § 1323 A 2, § 1326 A 6, 8 1353 
A 1, § 1575 A 1). In einem Eheſtreite zwiſchen Ausländern darf auf Scheidung nur dann 
erkannt werden, wenn eine dahingehende Entſcheidung auch nach dem Rechte des Staates, 
dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehörte, zuläſſig iſt (RG 47, 136). 
Eine Ehe, die ein ruſſiſcher Staatsangehöriger ohne kirchliche Trauung vor einem Standes⸗ 
beamten in Deutſchland mit einer Deutſchen eingeht, iſt in Rußland als gültig nicht an⸗ 
erkannt. Infolgedeſſen verliert die Frau durch die Eheſchließung die deutſche Reichsangehörig⸗ 
keit, ohne die ruſſiſche Staatsangehörigkeit zu erwerben. Eine beantragte Scheidung greift 
denn auch in die Perſonenſtandsverhältniſſe der Eheleute vom Standpunkte des ruſſiſchen 
Rechtes überhaupt nicht ein. Vielmehr erſtreckt ſich die Wirkung der Scheidung ausſchließlich 
auf die Rechtsverhältniſſe, die durch die Eheſchließung unter den Eheleuten und nach außen 
hin nach deutſchem Rechte entſtauden find. Demzufolge verbleibt es auch bei der Regel 
des § 606 Abſ 1 ZPO (Zuſtändiagkeit des Landgerichts für Eheſachen, RG 70, 144; RG 
105, 363). Die Vorſchrift des $ 606 Abſ 4 3 PO iſt mit Rückſicht darauf gegeben, daß Schei⸗ 
dungsurteile inländiſcher Gerichte häufig von dem Staate, dem die ausländiſchen Ehegatten 
angehören, nicht anerkannt werden. Dieſer Widerſtreit zwiſchen ausländiſchem und inländi⸗ 
ſchem Rechte kann aber nicht eintreten, wenn die zu ſcheidende Ehe zwar nach deutſchem, aber 
nicht nach dem ausländiſchen (ruſſiſchen) Rechte gültig war. Das deutſche Scheidungsurteil 
würde nicht in Widerſpruch mit dem ausländiſchen Rechte treten. Eine Scheidung nach dem 
ausländiſchen Rechte iſt überhaupt nicht möglich, weil eine nach dieſem Rechte gültige Ehe 
nicht beſteht. In ſolchem Falle iſt nicht § 606 Abſ 4, ſondern $ 606 Abſ 1 3 PO anwendbar 
(RG 105, 363). Die im § 606 Abi 4 ZPO vorausgeſetzte Ausländereigenſchaft iſt nicht in 
dem verneinenden Sinne des Fehlens der deutſchen Reichsangehörigkeit, ſondern in dem 
bejahenden Sinne des Vorhandenſeins einer fremden Staatsangehörigkeit zu verſtehen. Das 
folgt aus dem Wortlaut (angehört) und Zweck (Vermeidung eines deutſchen Scheidungs⸗ 
urteils, das im Heimatſtaate des Mannes nicht anerkannt wird) des Geſetzes. Das deutſche 
Gericht, in deſſen Bezirk der Mann feinen Wohnſitz und damit nach § 13 ZPO feinen all- 
gemeinen Gerichtsſtand hat, iſt deshalb gemäß der Regel des § 606 Abſ 1 ZPO für den 
Scheidungsſtreit auch dann zuſtändig, wenn der Mann keinen Heimatſtaat mehr hat, alſo 
ſtaatenlos iſt. Dabei genügt es, wenn die für die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts erheb⸗ 
liche Staatenloſigkeit erſt nach der Klagerhebung, aber noch vor der letzten mündlichen Ver⸗ 
handlung eingetreten iſt (RG 113, 38). Vgl. § 1324 A 6. Vgl. jedoch jetzt Klibanski in JW 
1920 S. 606, 607 über Eheſchlteßung und Eheſcheidung ruſſiſcher Staatsangehöriger in 
Deutſchland, insbeſondere die daſelbſt mitgeteilte Anderung des Eheſchließungs⸗ und Ehe⸗ 
ſcheidungsrechts in Rußland durch die Dekrete vom 18. und 19. Dezember 1917. Erſteres 
führt die bürgerliche Eheſchließung vor dem Standesbeamten (wie § 1317) ein und letz eres 
weiſt die Eheſcheidung unter Aufhebung der geiſtlichen Gerichte ausſchließlich den wel lichen 
Gerichten zu. Vgl. auch A 3. — Über Anwendbarkeit des bolſchewiſtiſchen Rechtes in Ehe⸗ 
ſachen (Scheidung auf einſeitigen Antrag) vgl. Urt des LG Berlin v. 30. 6. 21 in JW 1922, 452, 
Urt des LG München v. 22. 4. 21 in 23 1921, 468, ferner Neubecker, Ruſſiſches und orien⸗ 
taliſches Eherecht ſowie die Zuſammenſtellung über das Eherecht im Auslande von Magnus 
und Sternberg in ZW 1925 S. 408—415. Vgl. ferner RG 113, 38. In einem Rechtsſtreite 
zwiſchen holländiſchen Eheleuten kann auf Scheidung nur erkannt werden, wenn ſowohl 
nach dem holländiſchen als auch nach dem deutſchen Rechte der Scheidungsanſpruch (wenn 
auch nicht aus dem nämlichen Grunde, Art 2 des Haager Abkommens) begründet it (RG 
2. 5. 12 IV 485/11). Liegen nur ſolche Gründe vor, die nach dem holländiſchen Rechte viel⸗ 
leicht die Trennung von Tiſch und Bett, aber nicht die Scheidung rechtfertigen, dann kann 
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das deutſche Gericht eine Mitſchuld nicht ausſprechen, da § 1574 Abſ 3 die Mitſchuldigerklärung 
nur wegen ſolcher Tatſachen geſtattet, wegen deren der Beklagte auf Scheidung klagen könnte. 
Etwas Abweichendes kann auch nicht aus dem von Trennung von Tiſch und Bett handelnden 
Art 2 Abſ 2 des Haager Abkommens hergeleitet werden (RG 28. 2. 27 IV 554/26). Wohl 
aber kann der holländiſche Beklagte durch Erhebung einer Widerklage einen Ausſpruch über 
die Mitſchuld der Klägerin durch das deutſche Gericht erreichen (ebenda). Die deutſchen 
Gerichte ſind für die Scheidung einer Ehe, die ein Ungar mit einer Deutſchen 
eingegangen iſt, nicht zuſtändig. Die Gerichte haben in allen Inſtanzen, auch in der 
Reviſionsinſtanz, die Staatsangehörigkeit der Parteien und die damit zuſammen⸗ 
hängende Zuſtändigkeit für Scheidungsſachen zu prüfen (RG IW 1911, 3555). Vor Feſt⸗ 
ſtellung der Staatsangehörigkeit und des etwa anwendbaren ausländiſchen Rechtes 
darf weder über die Scheidung noch über die Schuldfrage erkannt werden (RG 23. 12. 14 
IV 425/14). Im Sinne der Vorſchrift des S 606 Abſ 4 ZPO iſt das deutſche Gericht zur 
Scheidung von Ausländern (Sſterreichern) unzuſtändig, wenn ſich zwar feine Unzuſtändig⸗ 
keit nicht aus den eigentlichen Zuſtändigkeitsbeſtimmungen des fremden Staates ergibt, die⸗ 
ſer aber dem deutſchen Urteile die Anerkennung verſagen würde (RG 85, 156). Vgl. dazu 
RG JW 1913, 11541 und OLG 29, 138 (Zuſtändigkeitsvereinbarung für Scheidungsklagen 
von Ofterreichern). Im Sinne der Vorſchriften des § 606 Abſ 2 ZP gelten die deutſchen 
Schutzgebiete als Ausland (RG 84, 259). Wenn der beklagte Ehemann (ein Oſterreicher) 
ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand nicht im Inlande hat und nie Reichsdeutſcher war, ſo iſt weder 
die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts gegeben noch das deutſche Eherecht ausschließlich maß- 
gebend. Die Vorſchrift des Art 17 Ab) 3 Ech ſteht mit der in $ 606 Abſ 2 Satz 2 ZPO ge⸗ 
troffenen Regelung in Übereinſtimmung (RG Warn 1913 Nr 430). Eheſcheidungsſtreitigkeiten 
katholiſcher öſterreichiſcher Staatsangehöriger (Scheidung, beſtändige Trennung von Tiſch und 
Bett, Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft) ſind vor deutſchen Gerichten aus ſichtslos (SeuffA 71 
Nr 175). Die deutſchen Gerichte ſind nicht zuſtändig, über die Eheſcheidung polniſcher Staats⸗ 
angehöriger aus früher öſterreichiſchen Gebieten (hier Lemberg) zu entſcheiden (OLG Ham⸗ 
burg in LZ 1923, 1495). Über Begründung eines inländiſchen Wohnſitzes im Sinne des $ 606 
Abſ 2 3 vgl. auch RG 20. 10. 13 IV 278/13 bei Warn 1914 Nr 101. Einen Fall der Nicht⸗ 
anerkennung eines amerikaniſchen Scheidungsurteils, das die nach Amerika ausgewanderte 
Frau gegen ihren in Deutſchland wohnhaft gebliebenen Ehemann erwirkt hat ($ 328 Nr 1 mit 
$ 606 Abſ 1 ZPO) behandelt R Warn 1915 Nr 144. Vgl. Recht 1920 Nr 1900. Ein deut⸗ 
ſches Konſulargericht (Alexandrien) hat auf einen Eheſtreit zwiſchen Schweizern ſchweize⸗ 
riſches Recht anzumenden. Das Haager Abkommen greift nicht Platz. Art 27 EG iſt nicht 
anwendbar, weil das ſchweizeriſche Recht die Anwendung der ausländiſchen Ehegeſetze nicht 
vorſchreibt. Dagegen bindet die Vorſchrift des Art 17 Abſ 4 EG auch das deutſche Konfular- 
gericht, da der Konſulargerichtsbezirk hinſichtlich der Geltung der Geſetze dem Inlande 
gleichgeſtellt iſt. Das deutſche Konſulargericht darf alſo eine Ehe zwiſchen Schweizern 
nach ſchweizeriſchem Rechte nur ſcheiden, wenn die Scheidung auch nach deutſchem Rechte 
zuläſſig wäre (RG Warn 1913 Nr 37). Im Sinne der Vorſchrift des Art 17 Abſ 4 Ech ift 
der Konſulargerichtsbezirk (Konſtantinopel) als Inland anzuſehen. Die Reichsgerichts⸗ 
urteile Bd 84, 259 und Bd 87, 129 ſtehen nicht entgegen. Sie gehen beide davon aus, daß 
die Frage, ob ein Konſulargerichtsbezirk im Sinne der deutſchen Geſetze als Inland anzuſehen 
ſei, nicht ein für allemal, ſondern nur von Fall zu Fall entſchieden werden könne, und zwar 
deshalb, weil die Geſichtspunkte, aus denen der Geſetzgeber eine unterſchiedliche Behandlung 
des In⸗ und Auslandes für angezeigt erachtet, bei den verſchiedenen in Betracht kommenden 
Geſetzen verſchieden geweſen ſind. Der Art 17 Abſ 4 EG enthält eine Anwendung des dem 
Art 30 EG zugrunde liegenden Gedankens und muß gerade ſo gut für den im Auslande wie 
für den im Inlande feines Amtes waltenden deutſchen Richter gelten (RG Warn 1919 Nr 100, 
Scheidung zweier ſchweizeriſchen Eheleute auf Grund des am 1. 1. 12 in Kraft getretenen 
Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs v. 10. 12. 07 wegen Ehebruchs des Mannes). — Vertrags⸗ 
ſtaaten gegenüber iſt nicht von den Vorſchriften des EG, ſondern von dem Haager Abkommen 
ſelbſt auszugehen. Nach Art 1—8 des Abkommens iſt für die Vorſchrift in Art 27 EG kein 
Raum, vielmehr muß in Deutſchland neben dem deutſchen Rechte ſtets auch das Heimatrecht 
in Betracht gezogen werden. Das hat auch im Falle der Scheidung von Schweizern zu 
geſchehen, mag im Schweizer Rechte das ſog. Domizilprinzip anerkannt ſein oder nicht. 
Der Schweizer Geſetzgeber (Art 59 Nr 7g des Zivilgeſetzbuchs) will grundſätzlich ſein Recht 
angewendet wiſſen, obwohl er die Scheidung ſchweizeriſcher, im Auslande wohnender Ehe⸗ 
gatten, die durch ein nach dortigem Rechte zuſtändiges Gericht ausgeſprochen iſt, auch dann 
anerkennt, wenn fie nach ſchweizeriſchem Rechte nicht begründet geweſen wäre (RG 105, 340). 
Fälle, in denen die Ehe zweier ſchweizeriſchen Staatsangehörigen von einem 
deutſchen Gericht geſchieden wurde, vgl. OL 27, 108 (wegen Ehebruchs) und OLG 
29, 140 (wegen Ehezerrüttung). Für die Scheidungsklage eines in Deutſchland wohnenden 
Juden ruſſiſch⸗polniſcher Abſtammung find die deutſchen Gerichte nicht zuſtändig. 
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In dieſem Rechtszuſtande iſt auch während der Dauer der kriegeriſchen Beſetzung von Ruſſiſch⸗ 
Polen durch Deutſchland eine Anderung nicht eingetreten (RG Warn 1917 Nr 128). Ein die 
Ehe eines Schweden nach ſchwediſchem Rechte (Gef. v. 12. 11. 15) ſcheidendes deutſches Urteil 
hat gemäß $ 1574 auch über die Schuldfrage zu entſcheiden. Wenn auch dem ſchwediſchen 
Geſetz eine dem § 1574 entſprechende Vorſchrift fehlt, fo ſpielt die Schuldfrage doch nach 
ſchwediſchem Rechte ähnlich wie nach deutſchem Rechte (vgl. 88 1635, 1578, 1579, 1584, 1478) 
bei Regelung von familien- und vermögensrechtlichen Folgen der Scheidung eine Rolle und es 
ſoll nach ſchwediſchem Rechte über die Schuld und deren Folgen im Scheidungsverfahren ſelbſt 
entſchieden werden. Überdies iſt die Vorſchrift des § 1574, daß die Entſcheidung über die Schuld⸗ 
frage in die Urteilsformel aufgenommen werden ſoll, prozeſſualer Natur, und der deutſche Richter 
hat feine eigenen Prozeßgeſetze anzuwenden (RG Warn 1918 Nr 189. Vgl. RG Warn 1917 
Nr 212 und § 1574 A 17). Für einen ſchwediſchen Staatsangehörigen ſind, möge er auch 
im Deutſchen Reiche geboren und niemals in Schweden geweſen ſein, die ſchwediſchen Ge⸗ 
ſetze maßgebend, jedoch mit der Einſchränkung, daß auf Scheidung nur erkannt werden kann, 
wenn auch nach deutſchem Rechte ein Scheidungsgrund vorliegt. Das am 1. 1. 16 in Kraft 
getretene ſchwediſche Geſ. v. 12. 11. 15 kennt Beſchimpfungen und Beleidigungen 
(worauf die Scheidungsklage geſtützt war) als Scheidungsgrund nicht. Die nach ſchwediſchem 
Rechte zuläſſige Aufhebung des Zuſammenlebens kann der Scheidung und der Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft nicht gleichgeſtellt werden (Seuffl 73 Nr 192). 
Für die Scheidung und Anfechtung einer Ehe, die eine Norwegerin mit einem Griechen in 
Norwegen unter Beobachtung der dort vorgeſchriebenen Formen geſchloſſen hat, iſt das in- 
ländiſche deutſche Gericht, bei welchem der Ehemann ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, 
zuſtändig (lex loci; Art 11 Abſ 1 Satz 2 Ech), auch wenn das ausländiſche Recht die lex loci 
nicht anerkennt. War aber die Ehe nach griechiſchem Rechte als dem Geſetze des Staates, 
dem der Mann angehörte, ungültig, ſo würde eine Eheſcheidung vom Standpunkte des aus⸗ 
ländiſchen Rechts unmöglich und das deutſche Gericht nach $ 606 Abſ 4 ZPO unzuſtändig fein 
(RG Warn 1926 Nr 15). Nach engliſch⸗auſtraliſchem Rechte iſt für Fragen des Familien⸗ und 
Perſonenrechts, insbeſondere auch für die Eheſcheidung nicht die Staatsangehörigkeit, ſondern 
der Wohnſitz des Ehemanns entſcheidend (RG JW 1911, 208“). Italiener können gemäß 
Art 1 des Haager Abkommens in Deutſchland nicht geſchieden werden, da ihrem Rechte die 
Eheſcheidung fremd iſt (OLG 36, 222 A 1). Der Ausſpruch eines deutſchen Rabbinats über 
die Scheidung einer in Deutſchland ſtandesamtlich geſchloſſenen Ehe zwiſchen einem jüdiſchen 
Türken und einer jüdiſchen Deutſchen iſt auch trotz Hinzutritt einer Beſtätigung des Ausſpruchs 
durch den Großrabbiner der Türkei in Deutſchland nicht anzuerkennen. Für die Scheidung 
dieſer Ehe iſt das deutſche Landgericht, in deſſen Bezirk der Ehemann wohnt, ausſchließlich 
zuſtändig (RG Warn 1921 Nr 35. Darüber, daß dieſe Ehe nach türkiſchem Rechte ungültig 
war, weil zu der ſtandesamtlichen Eheſchließung nicht noch die religibſe Trauung durch den 
Rabbiner hinzugekommen war, vgl. § 1317 A 8). Für Belgier iſt das inländiſche Gericht zu⸗ 
ſtändig für die Erhebung einer Scheidungsklage, wenn der Ehemann ohne bekannten Wohnſitz 
und Aufenthalt iſt und zuletzt in Deutſchland gewohnt hat (LZ 1921, 2395). Der deutſche 
Standesbeamte hat im Falle des § 55 PStG nicht zu prüfen, ob das eine Ausländerehe 
ſcheidende rechtskräftige deutſche Scheidungsurteil im Auslande wirkſam ift. Er hat die Frage, 
ob das deutſche Gericht nach § 606 Abſ 4 ZPO für die Scheidung zuſtändig war, nicht nach⸗ 
zuprüfen. Für ihn wie für alle deutſchen Behörden iſt mit der Rechtskraft des deutſchen 
Scheidungsurteils die Auflöſung der Ehe im Sinne des $ 55 PStG feſtgeſtellt (KG in JF 2 
Nr 31). Das Urteil eines franzöſiſchen Gerichts auf Scheidung einer in Lothringen ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe eines im Deutſchen Reiche zur Zeit des Scheidungsverfahrens wohnhaft 
geweſenen und noch wohnhaften Deutſchen iſt vom deutſchen Standesbeamten ſowohl wegen 
Unzuſtändigkeit des franzöſiſchen Gerichts als auch mangels Verbürgung der Gegenſeitigkeit 
nicht anzuerkennen (Bay Obs in JFG 2 Nr 32). 


8 1565 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ſich des Ehebruchs!) oder einer nach den SS 171, 175 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbaren Handlung?) ſchuldig?) macht. 

Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeſchloſſens ), wenn er dem 
Ehebruch oder der ſtrafbaren Handlung zuftimmt*) oder ſich der Teilnahmes) 
ſchuldig machte) . 

E I 1441 II 1460; M 4 582 ff.; P 4 399 ff. 


1. Unter Ehebruch iſt im § 1565 der ſtrafrechtliche Begriff des Ehebruchs (§ 172 
StGB) zu verſtehen (M 4, 582; Prot 4, 400). Danach beſteht der Ehebruch in der Vollziehung 
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des Beiſchlafs eines Ehegatten mit einer andern Perſon als ſeinem Ehegatten. Zur Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung genügt die Vereinigung (nicht die bloße äußere Berührung) der Geſchlechts⸗ 
teile zweier Perſonen verſchiedenen Geſchlechts. Vgl. RG 9, 190; 38, 182; RG IW 1902 
Beil 215% RG Warn 1914 Nr 123. Ob eine Geſchlechtsvereinigung ſtattgefunden hat, 
iſt Tatfrage und kann mangels unmittelbaren Beweiſes aus andern Tatſachen gefolgert 
werden Immer aber muß ein wirklicher Ehebruch und nicht ein bloßer, wenn auch drin⸗ 
gender Verdacht, daß die eheliche Treue verletzt worden ſei, den Tatſachen entnommen 
werden, um $ 1565 anwenden zu können. — Ein Verhalten, das den dringenden Verdacht 
der Untreue erweckt, kann, auch wenn Ehebruch nicht ſtattgefunden hat, die Scheidung aus 
8 1568 begründen (RG IW 00, 517; 03 Beil 127225; RG Warn 1911 Nr 87; RG Recht 1913 
Nr. 1609). Anderſeits kann der bloße, durch keine tatſächlichen Anhaltspunkte unterſtützte Ver ⸗ 
dacht eines nicht harmloſen Verkehrs der Frau mit einem andern Manne ihr nicht als unſittliches 
Verhalten angerechnet werden (RG 14. 1. 11 IV 283/10). Vgl. RG Warn 1913 Nr 368 
(Zuſammenreiſen der Frau mit einem andern Manne und Benutzung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Schlafzimmers); RG 28. 2. 16 IV 343/15 (Zuſammenſchlafen einer Frau mit einem 
fremden Manne in demſelben Schlafzimmer). Wiederaufnahme der Beziehungen der 
Frau zu einem Manne, mit dem ſie vor der Ehe Geſchlechtsverkehr gepflogen, kann einen 
Scheidungsgrund nach $ 1568 abgeben (RG 25. 2. 11 IV 311/10). Verſuchter Ehe⸗ 
bruch fällt nicht unter $ 1565. In den Fällen des Verſuchs des Ehebruchs kann jedoch die 
Anwendung des § 1568 in Frage kommen. Dasſelbe gilt, wenn unzüchtige Handlungen ohne 
hinzukommende Beiſchlafsvollziehung vorgenommen worden ſind. — Wird Scheidung nur 
wegen Ehebruchs aus § 1565 begehrt, ſo iſt der Richter (ſowohl durch den Parteiwillen 
als auch durch das Gebot, Ehen möglichit aufrechtzuerhalten) gehindert, aus § 1568 
zu ſcheiden, ſelbſt wenn die Verhandlung dieſen Tatbeſtand ergibt (RG Warn 09 Nr 431; 
RG 23 1922, 3275). Wird zwar Ehebruch (hier des Mannes mit der Schweſter der Frau) 
behauptet, aber Scheidung nur wegen anderer Verfehlungen nach § 1568 begehrt, fo 
kann nur auf Grund des 8 1568 geſchieden werden. Die Klägerin kann in ſolchem Falle 
aber verlangen, daß der Ehebruch des Beklagten bei Beurteilung der Zumutungsfrage bin» 
fichtlich feines Antrags auf Mitſchuldigerklärung der Klägerin berüdlichtigt wird (RG 
Warn 1915 Nr 145 zu 2). Hat der klagende Ehemann nur Ehebruch der Frau mit einem 
andern Manne behauptet und unter Beweis geſtellt, hat die Beweisaufnahme aber nicht 
Ehebruch, ſondern höchſtens ehewidrigen Verkehr der Frau mit jenem Manne ergeben, 
fo kann das Gericht zu einer Scheidung aus § 1568 nicht gelangen, wenn der Kläger nicht 
einmal behauptet, daß er an irgend etwas anderm, als dem unter Beweis geſtellten Ehe⸗ 
bruch Anſtoß genommen habe (RG Warn 1909 Nr 431; 1914 Nr 61; RG 17. 1. 16 
IV 366/15). Vgl. 8 1568 A 5. Die Sachlage kann die Ausübung des Fragerechts 
($ 139 3PO) gebieten, ehe das Gericht, das den Ehebruch nicht für dargetan anſieht, ſich 
einer Würdigung des Beweisergebniſſes aus § 1568 für überhoben erachten darf (RG Warn 
1919 Nr 120). Über Ausübung des Fragerechts in ſolchen Fällen vgl. Breme im Recht 
1921 S. 13/14. Wird nur Ehebruch behauptet (unter Berufung auf Briefe), ſo kann 
dem nicht ohne weiteres der Eheſcheidungsgrund aus § 1568 unterſtellt werden, zumal 
wenn nichts dafür vorliegt, daß der Ehegatte ein bloßes Liebesverhältnis des andern Ehe⸗ 
gatten als ehezerrüttend empfunden hätte. Der klagende Ehegatte kann ſich über die Unter⸗ 
ſtellung des Scheidungsgrundes aus § 1568 beſchweren (RG ZW 1919, 2431). Ob der 
Scheidungskläger ein Recht darauf hat, daß ein beſtimmter Scheidungsgrund, namentlich ein 
Ehebruch, der neben anderen Scheidungsgründen geltend gemacht wird, vom Gericht feſt⸗ 
geſtellt werde, und ob er das Recht hat, trotz Durchdringens ſeines Scheidungsanſpruchs das 
Urteil wegen Nichtberückſichtigung jenes beſtimmten Scheidungsanſpruchs mit Rechtsmitteln 
anzugreifen, das hängt weſentlich davon ab, in welcher Weiſe er das Verhältnis der mehreren 
von ihm vorgebrachten Scheidungsgründe geſtaltet hat (Warn 1911 Nr 416, Urt. v. 15. 1. 20 
IV 320/19, v. 2. 2. 22 IV 666/21). Nur dadurch, daß er einen beſtimmten Scheidungsgrund 
deutlich erkennbar in die erſte Reihe rückt und die anderen nur hilfsweiſe geltend macht, 
kann er das Gericht zu einem Eingehen auf jenen Scheidungsgrund nötigen (RG 12. 3. 23 
IV 344/22). Hat der Ehegatte im Scheidungsverfahren die Scheidungsgründe des § 1565 
und des § 1568 als gleichwertig nebeneinander geltend gemacht, dann bedeutet es keine Be⸗ 
ſchwerung der Partei, wenn die Ehe ledizlich aus § 1568 und nicht aus § 1565 geſchieden 
wird (RE JW 1920, 3795; RG Seuffa 76 Nr 150; R Warn 1922 Nr 74; 1927 Nr 56; RG 
31. 5. 23 IV 822/22; RG Recht 1926 Nr 2142). Iſt vom Berufungsgericht die Ehe wegen 
Ehebruchs (§ 1565) und wegen Ehezerrüttung ($ 1568) der Frau geſchieden und müßte die 
Beklagte zwar die Scheidung aus § 1568 gegen ſich gelten laſſen, könnte aber die Scheidung 
wegen Ehebruchs mit der Reviſion bekämpfen, ſo ließe ſich im Hinblick auf die Vorſchriften 
in den 88 1312, 1328 BOB und $ 172 StGB die Frage aufwerfen, ob die Beklagte nicht 
durch die Scheidung wegen Ehebruchs beſchwert wäre, obwohl es bei der Scheidung wegen 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes zu verbleiben hätte (RG 96, 222). Nach der neueren 
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Rechtſprechung iſt dieſe Frage zu bejahen. In dem Urt. v. 10. 1. 25 hat der IV. Zivilſenat des 
Reichsgerichts abweichend von früheren Entſcheidungen desſelben Senats ausgeſprochen, 
daß der Beklagte das Urteil des Landgerichts, das auf eine Klage aus § 1565 und § 1568 die 
Scheidung wegen Ehebruchs ausgeſprochen hat, lediglich deswegen anfechten kann, weil die 
Scheidung nicht aus § 1568 erfolgte. An die Feſtſtellung des Ehebruchs ſeien für den Schei⸗ 
dungsbeklagten Folgen geknüpft, die ſeine Rechtslage ungünſtiger geſtalteten, als dies bei 
einer Scheidung aus $ 1568 der Fall geweſen wäre ($$ 1312, 1328 BGB; 8 172 StB). Ob 
dieſe Folgen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts liegen (RG 55, 244), was teilweiſe nicht 
einmal zuträfe, ſei unerheblich (RG 110, 45). Gründet eine Partei den Scheidungsanſpruch 
nicht ausdrücklich auf Ehebruch, ſondern unterbreitet ſie bloß geſtützt auf die Tatſachen 
einen Scheidungsanſpruch der Entſcheidung des Gerichts, ſo iſt die rechtliche Beurteilung des 
Tatbeſtandes Sache des Gerichts und dieſes in der Lage, die vorgebrachten Tatſachen unter 
jedem rechtlichen Geſichtspunkte zu würdigen (NG LZ 1920, 337⸗). Hat die Frau gegen den 
Mann auf Scheidung aus $ 1568 (wegen Verweigerung der ehelichen Pflicht und Unter⸗ 
haltung eines Liebesverhältniſſes mit einer Belgierin) geklagt und ſcheidet das Landgericht 
wegen Ehebruchs des Mannes mit der Belgierin, ſo verletzt das Gericht die Vorſchrift des 
$ 308 ZPO. Die Berufung des Mannes iſt (ebenſo wie die Anſchlußberufung der Frau) 
begründet und das Berufungsgericht kann die Scheidung nur aus § 1568 aufrechterhalten 
(23 1920, 722%. Der Scheidungskläger, der ſeinen Anſpruch auf § 1565 und $ 1568 ſtützt, 
kann, wenn der Vorderrichter aus § 1565 geſchieden hat, nicht verlangen, daß im höheren 
Rechtszuge die Scheidung aus § 1568 ausgeſprochen werde, wohl aber dann, wenn der Schei⸗ 
dungsausſpruch aus § 1565 durch einen Eid bedingt war, da inſoweit eine völlige Entſcheidungs⸗ 
reife nicht vorliegt (RG 6. 12. 23 IV 75/23). Wenn der Kläger zwei Klagebegründungen, 
$$ 1565 und 1568, zur Entſcheidung ſtellt und dabei zum Ausdruck bringt, daß er die Klage⸗ 
begründung aus $ 1565 in erſter Linie, die andere Klagebegründung aus $ 1568 aber nur 
hilfsweiſe geltend machen will, ſo iſt das Gericht genötigt, ſeine Entſcheidung auf die hilfs⸗ 
weiſe geltend gemachte Klagebegründung aus § 1568 nur dann zu ſtützen, wenn die in erſter 
Linie geltend gemachte Klagebegründung aus § 1565 verſagt. Auf eine andere Weiſe als 
durch Beſtimmung der Rangordnung der verſchiedenen Klagebegründungen kann der Schei⸗ 
dungskläger ſeine Rechte nicht wahren. Denn beſchränkt er ſich auf die Klagebegründung 
wegen Ehebruchs, ſo wird er, wenn das Gericht den Beweis auf Grund des § 1565 nicht als 
geführt anſieht und die Klage abweiſt, mit dem zweiten Klagegrund aus § 1568 mit Rückſicht 
auf $ 616 ZPO ausgeſchloſſen. Schiebt er aber bei unſicherer Beweislage dem Eheſcheidungs⸗ 
grunde aus § 1565 denjenigen aus § 1568 nach, ſo läuft er Gefahr, daß das Gericht dennoch 
nur aus § 1568 ſcheidet, wenn dieſer Grund ſchon auf alle Fälle durchſchlagen ſollte. Der 
Kläger iſt alſo beſchwert, wenn ſeine in erſter Linie geltend gemachte Klagebegründung aus 
$ 1565 entweder nicht unterſucht oder zwar unterſucht, aber nicht für erwieſen erachtet wird. 
Wird aber dieſer Weg der Beſtimmung einer Rangordnung für die verſchiedenen Klage⸗ 
begründungen nicht gewählt, fo ift der Richter nicht gehindert, durch $ 300 ZPO ſogar ver⸗ 
pflichtet, auf den ſpruchreifen Klagegrund aus § 1568 zu erkennen und den nicht ſpruchreifen 
aus § 1565 auf ſich beruhen zu laſſen (RG 115, 1). Wird ein verziehener Ehebruch rechts⸗ 
irrig in der Formel und den Gründen des angefochtenen Urteils als ſelbſtändiger Scheidungs⸗ 
grund aufgeführt, ſo iſt die betroffene Partei dadurch im Hinblick auf die Nebenwirkungen 
des Urteils auch dann beſchwert, wenn bei Wegfall des Scheidungsgrundes des Ehebruchs 
an dem außerdem durch andere Gründe gerechtfertigten Ausſpruch der Scheidung nichts 
geändert wird (RG 27. 1. 27 IV 571/26). Wird die Widerklage der Ehefrau auf die Behaup⸗ 
tung geſtützt, daß der Kläger ehebrecheriſche oder mindeſtens ehewidrige Beziehungen zu 
einer anderen Frauensperſon unterhalte, und hat das Landgericht auf die Widerklage nur 
aus § 1568 geſchieden, ſo kann das Berufungsgericht, wenn nur der Widerbeklagte Berufung 
eingelegt hat, die Ehe nicht aus § 1565 ſcheiden (RG 115, 193). Wegen Unzuläſſigkeit einer 
Klage des verletzten Ehegatten gegen den ehebrecheriſchen Ehegatten und deſſen Mitſchuldigen 
auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Verkehrs vgl. RG 71, 85. Dem wegen Ehebruchs der Frau 
1 Ehemanne ſteht ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Ehebrecher nicht zu (RG 


2. Dies find die Fälle der Doppelehe (§ 171 StGB) und der widernatürlichen Unzucht 
(8 175 StGB). Zu $ 175 StGB vgl. RG Warn 1912 Nr 311. Die Doppelehe kommt ſowohl 
als Nichtigkeitsgrund für die neue Ehe (8 1326) wie als Scheidungsgrund für die alte Ehe 
(§ 1565) in Betracht. Iſt es in der neuen Ehe zwiſchen den Ehegatten zur Beiſchlafsvollziehung 
gekommen, ſo kommt auch noch der Scheidungsgrund des Ehebruchs in Betracht. Außer 
der widernatürlichen Unzucht des § 175 StGB find andere unzüchtige Handlungen dem 
Eheſcheidungsgrunde des Ehebruchs nicht gleichgeſtellt. Sie können aber einen Scheidungs⸗ 
grund nach 8 1568 abgeben. 

3. Dem Ehegatten muß die Verfehlung als Verſchulden angerechnet werden können 
(vgl. 8 1564 A 1). Das iſt nicht der Fall, wenn Gründe vorliegen, welche die Strafe aus⸗ 
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ſchließen (88 51—54 StGB). Vgl. den Fall RG Warn 1913 Nr 423. Der ſchon als 
Schwachſinn zu bezeichnende Zuſtand, in dem alle Energie und der größte Teil der Selbſt⸗ 
beſtimmung verſchwunden iſt, kann die Verantwortlichkeit für den begangenen Ehebruch 
ausſchließen (RG Warn 1915 Nr 290). Anderſeits kann ſich ein Geiſtesſchwacher des 
Ehebruchs ſchuldig machen, wenn nach den Feſtſtellungen des Tatrichters die Vorausſetzungen 
des § 51 StB nicht gegeben ſind (RG 27. 5. 07 IV 501/06). Auch der irrige Glaube 
des Ehegatten, ſeine frühere Ehe ſei bereits geſchieden oder ſonſt aufgelöſt, entſchuldigt. 
Der gute Glaube an die Rechtsgültigkeit einer in Amerika ausgeſprochenen (in Deutſch⸗ 
land nicht anerkannten) Eheſcheidung iſt geeignet, den Ehegatten vor dem Vorwurfe des 
Ehebruchs ſo lange zu ſchützen, bis er die Überzeugung von der Ungültigkeit des amerikaniſchen 
Urteils erlangt hat (RG Warn 1915 Nr 144). 

3a. Die Ausſchließung des Scheidungsrechts hat zur Folge, daß der Ehebruch und die 
ſtrafbare Handlung auch nicht einmal zur Unterſtützung im Sinne des § 1573 verwertet 
werden dürfen. Vgl. $ 1573 A 2. 

4. Die Zuſtimmung bedarf keiner beſonderen Form. Sie hat nicht die Eigenſchaft eines 
Rechtsgeſchäfts. Es genügt, wenn der Ehegatte fein Einverſtändnis tatſächlich zu erkennen 
gegeben hat. — Die Zuſtimmung im Sinne des $ 1565 Abſ 2 ift ein rein tatſächlicher Vor⸗ 
gang; ſie braucht deshalb nicht dem andern Ehegatten gegenüber erklärt, nicht einmal zu 
ſeiner Kenntnis gebracht zu werden (RG 85, 204; RG Warn 1917 Nr 179; RG L 1923, 
229°). Es iſt nicht erforderlich, daß der zuſtimmende Ehegatte die Zuſtimmung dem Ehebrecher 
oder dem andern Ehegatten ausdrücllich erklärt. Dadurch, daß der Ehemann einen andern 
Mann Bett an Bett neben ſeiner (des erſteren) Ehefrau nächtigen ließ, gab er, wie feſt⸗ 
geitellt, ſeine ſtillſchweigende Billigung zu allem kund, was beide daraufhin geſchlechtlich 
begehen würden (RG 3. 2. 19 IV 376/18). Ahnlich liegt der Fall in RG LZ 1920, 4384. 
Zuſtimmung zum Ehebruch liegt nicht vor, wenn es dem Ehegatten nicht auf Erlangung 
eines Scheidungsgrundes, ſondern nur darauf ankam, den andern Ehegatten auf die Probe 
zu ſtellen und ſich Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob der Verdacht des Ehebruchs 
begründet ſei ( Warn 1915 Nr 55, 143). Die Vorausſetzungen des § 1565 Abſ 2 
ſind auch dann erfüllt, wenn die Zuſtimmung zum Ehebruch in der Erregung erklärt 
worden iſt. Dieſer Umſtand würde nur als Beweisbehelf für die etwa behauptete Nicht⸗ 
ernſtlichkeit in Betracht kommen (RG Warn 1910 Nr 283; RG 11. 10. 23 IV 143/23). 
Auch der von dem andern Ehegatten geſtattete Ehebruch iſt nach allgemeinen fıttlichen 
Anſchauungen und ſo auch vom Standpunkte des Rechtes eine der gröblichſten Verletzun⸗ 
gen der durch die Ehe begründeten Pfuchten. Das Geſetz entzieht dem zuſtimmenden 
Ehegatten das Scheidungsrecht nur, weil er durch ſeine Zuſtimmung, wie es M 4, 
587 heißt, die Handlung des andern Teiles ſich zu eigen macht. Deshalb kommt es 
vorwiegend auf das Verhalten des zuſtimmenden Ehegatten an. Nur inſofern kommt 
es auch auf das Verhalten des Ehebrechers an, als dieſer ſich nicht auf eine Zuſtim⸗ 
mung berufen kann, die er ſelbſt für nicht ernſt gehalten hat (RG Warn 1910 Nr 283; 
1920 Nr 201). Entſcheidend für die Anwendbarkeit des $ 1565 Abſ 2 iſt, wenn aus gewiſſen 
Außerungen des einen Ehegatten ſeine Zuſtimmung zum Ehebruch des andern Ehegatten 
gefolgert werden ſoll, vorwiegend das Verhalten des angeblich zuſtimmenden Ehegatten, 
insbeſondere ob er dabei in ernſthafter Weiſe zum Ausdrucke gebracht hat, ein begangener 
oder zu begehender Fehltritt des andern Ehegatten ſei für ihn von keiner, das eheliche Ver⸗ 
hältnis beeinfluſſenden Bedeutung. Nicht entſcheidend iſt, daß der andere Ehegatte die 
fraglichen Außerungen als ernſthaft gemeint aufgefaßt hat (RG Warn 1915 Nr 174). 
Für den rechtlichen Beſtand des § 1565 Abf 2 iſt das Verhalten des Zuſtimmenden allein 
und unabhängig von der Auffaſſung des anderen Teiles beſtimmend (RG 11. 10. 23 IV 143/28). 
Darauf, daß die Beklagte den Brief des Klägers in dem Sinne einer Zuſtimmung zu Ehe⸗ 
brüchen habe auslegen dürfen, ſie ſei deshalb geſetzlich entſchuldigt, kommt es entſcheidend 
nicht an, denn eine Zuſtimmung im Sinne des § 1565 Abf 2 liegt nur dann vor, wenn der 
Ehegatte ſeinen darauf gerichteten Willen in ernſthafter Weiſe zum Ausdruck gebracht hat, 
was hier nicht geſchehen war (RG Warn 03 Nr 283; 08 Nr 261; 1913 Nr 201; 1927 Nr 33). 
3 1565 Abf 2 iſt nur dann anwendbar, wenn der andere Ehegatte dem Ehebruch tatſäch⸗ 
lich zugeſtimmt hat, nicht aber dann, wenn der die Ehe brechende Gatte eine ſolche Zu⸗ 
ſtimmung irrtümlich angenommen hat, mag auch der Irrtum nicht auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhen (OLG 24, 14; unentſchieden gelaſſen in RG Warn 1920 Nr 201). Es macht keinen 
Unterichted, ob die Zuſtimmung zum Ehebruch für einen beſtimmten einzelnen Fall oder 
allgemein (3. B. Zuſtimmung des Mannes zu dem unzüchtigen Treiben der Frau und 
etwaigen Ehebrüchen mit den in der Gaſtwirtſchaft der Parteien verkehrenden Gäſten) erteilt 
wird (RG Warn 1918 Nr 188; 1920 Nr 201; R6 SeuffA 78 Nr 89). Bloße Kenntnis des 
ehebrecheriſchen Berhältniffes genügt nicht (RG IWW 03 Beil 122%), Um Zustimmung anzu⸗ 
nehmen, muß zur Kenntnis des ehebrecheriſchen Treibens ein dieſes Treiben — ſei es ausdrück⸗ 
lich, ſei es ſtillſchweigend — billigendes Verhalten des andern Ehegatten hinzukommen. 
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Wiſſentliches Dulden ſetzt voraus, daß der Duldende in der Lage iſt, das Treiben zu hindern 
(RG 16. 9. 15 IV 87/15; 2. 3. 16 IV 356/15). Nicht erforderlich iſt, daß der zuſtimmende Ehe⸗ 
gatte ſtets ſichere Kenntnis vom Ehebruch des andern haben muß. Auch die bloß tatfächliche 
Zustimmung nach § 1565 Abſ 2 kann ebenſo wie die rechtsgeſchäftliche Zuſtimmung nach 
$$ 183, 184 ſowohl eine nachherige als auch eine vorherige ſein (RG Gruch 60, 866; 
RS Warn 1920 Nr 201). Das Einverſtändnis kann aus der Anſtiftung des Dritten hervor⸗ 
gehen. Die Zuſtimmung kann vor und nach der Begehung der unſittlichen Handlung, 
mit und ohne Einſchränkung erteilt werden (RG JW 1910, 47616). Anſtiftung im Sinne 
einer Zuſtimmung liegt nicht bloß dann vor, wenn der Ehegatte davon ausgegangen iſt, der 
Angeſtiftete ſolle den andern Ehegatten zum Ehebruch bringen, ſondern ſie würde auch 
ſchon dann anzunehmen ſein, wenn der anſtiftende Ehegatte auch nur das feinem Willen 
entſprechende Bewußtſein gehabt hat, es könnte der Dritte möglicherweiſe ſelber den 
andern Ehegatten zur Untreue verführen wollen (ſog. Eventualzuſtimmung, R Gruch 
62, 121; RG Warn 1921 Nr 16). Die Zuſtimmung behält ihre Wirkſamkeit, auch wenn ſie 
aus dem Wunſche heraus, geſchieden zu werden, erteilt worden iſt (RG 14. 2. O7 IV 337/06; 
RG 85, 204; RG Gruch 58, 1046). Dagegen ſteht es der Zuſtimmung nicht gleich, wenn 
der Ehegatte nur durch ſein eigenes rechtswidriges oder unſittliches Verhalten dem andern Ehe⸗ 
gatten zur Begehung der unſittlichen Handlung Anlaß gibt, z. B. wenn Anlaß zum Ehebruch 
durch bösliche Verlaſſung oder Verweigerung der ehelichen Pflicht gegeben iſt (M 4, 587). 
Auf ein derartiges Verhalten des Ehegatten kann jedoch der andere Ehegatte geeigneten⸗ 
falls eine Widerklage gründen. — Ein Ehegatte, der eine für die Zukunft berechnete Zu⸗ 
ſtimmung zu Ehebrüchen des andern Ehegatten erklärt hat, iſt jederzeit zum Widerrufe 
berechtigt und ein in unzweideutiger Weiſe dem andern Gatten kundgegebener Widerruf 
wird für die Folgezeit ohne weiteres wirkſam (RG IW 01, 868; 04, 6325; 08, 3361). Dabei 
iſt es gleichgültig, ob die Zuſtimmung ſelbſtändig erteilt oder Beſtandteil eines weitergehen⸗ 
den Abkommens der Ehegatten war. Sie kann auch ohne Rückſicht darauf, ob ſich der Wider⸗ 
rufende zum ehelichen Verkehr bereit erklärt oder nicht, ſtets einſeitig widerrufen werden 
(RG 22. 4. 12 IV 579/11). Der Widerruf kann in der Erhebung einer auf Ehebruch geſtützten 
Scheidungsklage erblickt werden (RG Warn 08 Nr 483; 1919 Nr 119; 1921 Nr 127; RG 26. 3. 
23 IV 122/22). Die Zurücknahme der Zuſtimmung kann wirkſam auch dann erfolgen, 
wenn dem Zurücknehmenden das ehebrecheriſche Treiben des andern Teils innerlich voll⸗ 
ſtändig gleichgültig iſt und ihm an ſich die Fortdauer der Ehe nicht unerträglich machen 
würde. Es kommt inſoweit nur auf die Willenskundgebung des Zurücknehmenden an, nicht 
auf ſeine innere Geſinnung. Ausſchlaggebend iſt nicht, wie das ehebrecheriſche Verhalten 
auf das eheliche Empfinden des andern Teils wirkt (R IW 1914, 47315; RG 11. 10. 
20 IV 182/20; RG Recht 1923 Nr 519). Nichtig iſt ein Abkommen der Eheleute, daß die 
Frau den Ehebruch des Mannes nicht geltend mache, damit dieſer die Ehebrecherin heiraten 
könne (RG 14. 11. 07 IV 197/07). 

5 5. a Teilnahme ift nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs (SS 47—49) zu 
eurteilen. 

6. Eine Ausſchließung des Scheidungsrechts aus dem Geſichtspunkte der Aufrechnung 
in dem Falle, daß beide Ehegatten ſich des Ehebruchs ſchuldig machen, iſt dem BGB unbekannt 
(M 4, 585). Vgl. auch RG 46, 90; RG JW 05, 41! (Fälle der Aufrechnung von Ehebrüchen, 
die vor dem Inkrafttreten des BGB begangen ſind); RG Warn 1921 Nr 127 und $ 1564 A 6. 
11055 ferner & 1568 A 7 über die dem BGB fremde Aufrechnung von Scheidungsgründen 
überhaupt. 

7. Für den Beweis des Ehebruchs gelten keine von den allgemeinen Grundſatzen ab⸗ 
weichende Regeln. Insbeſondere gilt nicht die im § 1591 Abf 1 Satz 2 angeordnete Beſchrän⸗ 
kung der Beweisführung. Die Entſcheidung im Ehelichkeitsprozeſſe, daß das Kind als ein 
eheliches anzusehen ſei, ſchließt nicht aus, daß im Eheſcheidungsprozeſſe die Begehung eines 
Ehebruchs angenommen werden kann (RG Warn 08 Nr 646). Die im Anfechtungsprozeſſe 
rechtskräftig erfolgte Feſtſtellung der Unehelichkeit eines während beſtehender Ehe geborenen 
Kindes kann und muß im nachfolgenden, auf Ehebruch der Frau gegründeten Scheidungs⸗ 
prozeß als Beweisumſtand gegen die Frau gewürdigt werden, aber der Frau gegenüber iſt 
durch die Feſtſtellung der Unehelichkeit ihres Kindes noch nicht entſchieden, daß ſie ſich des 
Ehebruchs ſchuldig gemacht hat. Die Feſtſtellung der Unehelichkeit des Kindes wirkt zwar 
gemäß § 698 ZPO auch gegen die Mutter, aber nach $ 322 3 PO find Urteile nur inſoweit 
der Rechtskraft fähig, als über den durch die Klage erhobenen Anſpruch entſchieden iſt. Daher 
iſt ein Beweisantritt der Frau, daß das Kind aus dem letzten (hier mindeſtens 323 Tage vor 
der Geburt zurückliegenden) ehelichen Verkehre mit dem Ehemanne herrühre (88 1591, 1592) 
zuläſſig (RG 102, 366). Der Ehebruch kann, ohne daß ſich die näheren Umſtände feſt⸗ 
ſtellen laſſen, als bewieſen angenommen werden, z. B. auf Grund eines Geſtändniſſes des 
Ehegatten in Verbindung mit feines geſchlechtlichen Erkrankung (RG Warn 1915/16 Nr 172). 
Der Tatrichter kann die Überzeugung, daß Ehebruch der Frau vorliegt, erlangen, auch wenn 
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ſich die näheren Umſtände, unter denen der Ehebruch, und der Mann, mit dem der Ehe⸗ 
bruch begangen ſein ſoll, nicht feſtſtellen laſſen. Das Geſetz bietet keine Möglichkeit, den Ehe⸗ 
bruch deshalb unberückſichtigt zu laſſen, weil die näheren Umſtände nicht feſtſtehen (RG. 
4. 6. 23 IV 498/22). Als zugeſchobener Eid iſt allerdings der Eid über den Geſchlechtsverkehr 
mit unbeſtimmten Perſonen für gewöhnlich unzuläſſig, dann namentlich, wenn er ohne Anhalt 
für einen derartigen Verkehr dem Beweisführer nur als Ausforſchungsmittel dienen ſoll. 
Für den richterlichen Eid, zu dem es regelmäßig nur kommt, wenn Anhaltspunkte vorliegen, 
gilt ähnliches aber nicht, bei ihm iſt das Ermeſſen des Tatrichters auch nach dieſer Richtung 
hin nicht begrenzt (RG 23 1923, 497°). Zuläſſig ift die Auferlegung eines richterlichen Eides 
über das Beſtehen eines Liebesverhältniſſes zwiſchen dem Schwurpflichtigen und einer 
beſtimmten anderen Perſon (NG Warn 1918 Nr 35; RG 7. 6. 23 IV 881/22). 


8 1566 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ihm nach dem Leben trachtet!) ). 
E I 1442 II 1461; M 4 587; P 4 401. 


1. Ein Ehegatte trachtet dem andern Ehegatten nach dem Leben, wenn er ſich erkennbar 
mit der Abſicht trägt, ihn zu töten. Nicht erforderlich iſt, daß der Ehegatte bereits mit der 
Ausführung der Abſicht begonnen hat. Insbeſondere verlangt das Geſetz nicht den Tat⸗ 
beſtand eines ſtrafbaren Verſuchs. Selbſt Handlungen, die ſich als bloße außerhalb des 
ſtrafrechtlichen Gebiets fallende Vorbereitungshandlungen darſtellen, können den 
Scheidungsanſpruch begründen. Unerheblich iſt es, wenn die gegen das Leben des andern 
Ehegatten gerichtete Tätigkeit die beabſichtigte Wirkung wegen Untauglichkeit des an⸗ 
gewendeten Mittels nicht haben konnte. — Nach dem Leben eines andern trachtet, wer deſſen 
Tod durch ſein Tun erſtrebt, wer ſich den Tod des andern als Ziel ſeines Tuns geſetzt hat. 
Das tut aber auch derjenige, der nicht auf Grund vorbedachter Überlegung, ſondern auf Grund 
eines plötzlichen, durch Erregung hervorgerufenen Entſchluſſes, den Tod eines andern herbei⸗ 
zuführen, dazu übergeht, Handlungen vorzunehmen, die auf die Herbeiführung dieſes Todes 
abzielen. Nicht erforderlich iſt, daß ein eine gewiſſe Beharrlichkeit zeigendes, vorbedachtes 
Handeln vorliege. Daher fällt auch ein Todſchlagsverſuch (der Mann hatte im Gerichts⸗ 
gebäude einen Schuß auf die Frau abgegeben, der die Frau ſtreifte) unter 8 1566 (RG 100, 114). 
Zur Anwendung des $ 1566 genügt der Tatbeſtand, daß die Frau die ernſtliche Abſicht gehabt 
hat, den Tod ihres Mannes herbeizuführen, und daß fie diefe Abſicht durch Handlungen be- 
tätigt hat, die in die äußere Erſcheinung getreten ſind und die auf die Verwirklichung der 
bezeichneten Abſicht abgezielt haben. Ein die Handlungsweiſe der Frau beeinfluſſender Er⸗ 
regungszuſtand würde die Anwendung des § 1566 nicht ausſchließen. Ebenſowenig ſteht 
der Annahme, daß die Frau ihrem Ehemanne nach dem Leben getrachtet habe, der Umſtand 
entgegen, daß ſie ſich gleichzeitig das Leben zu nehmen beabſichtigte (RG 112, 32. Aufdrehen 
des Gashahns im gemeinſamen Schlafzimmer). Nach dem Leben eines anderen trachtet nicht 
nur derjenige, der auf Grund vorbedachter Überlegung, ſondern auch derjenige, der auf 
Grund eines plötzlichen, durch Erregung hervorgerufenen Entſchluſſes, den Tod eines anderen 
herbeizuführen, Handlungen vornimmt, die auf Herbeiführung dieſes Todes abzielen (RG 
21. 1. 24 IV 331/24). Trachtet der Ehegatte einem nahen Verwandten des anderen Ehe⸗ 
gatten nach dem Leben, fo kann ein Scheidungsanſpruch aus § 1568 begründet fein (M 4, 587). 

2. Lebensgefährliche Mißhandlung des andern Ehegatten iſt kein unbedingter Schei⸗ 
dungsgrund, kann vielmehr nur bedingt auf Grund des § 1568 zur Scheidung führen (Prot 
4, 401). Dasſelbe gilt von bloßen Bedrohungen mit Tötung. 


8 1567 


) Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 

ihn böslich verlaſſen hat. 

Bösliche Verlaſſung liegt nur?) vor: 

1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herſtellung der häuslichen?) Ge⸗ 
meinſchaft rechtskräftig verurteilt worden ift‘), ein Jahrs) lang gegen 
den Willens) des anderen Ehegatten in böslicher Abficht?) dem Urteile 
nicht Folge geleiſtet hat; 

2. wenn ein Ehegatte ſich ein Jahr lang gegen den Willen“) des anderen 
Ehegatten in böslicher Abſicht?) von der häuslichens) Gemeinſchaft 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bo. 6. Aufl. (Erler.) 18 


al Familienrecht Bürgerliche Ehe 


fern gehalten hat und die Vorausſetzungen für die öffentliche Zu⸗ 
jtellung®) ſeit Jahresfriſt') gegen ihn beſtanden haben. 

Die Scheidung iſt im Falle des Abſ 2 Nr 2 unzuläſſig, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die öffentliche Zuſtellung am Schluſſe der mündlichen Ver⸗ 
handlung), auf die das Urteil ergeht, nicht mehr beſtehen u). 

E 1 1443 II 1462; M 4 588 ff.; P 4 401 ff. 


1. Der § 1567 regelt den Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung. Die Fälle der 
böslichen Verlaſſung ſcheiden ſich in zwei Gruppen, je nachdem der abtrünnige Ehegatte für 
die Staatshilfe erreichbar oder unerreichbar iſt (Fälle der uneigentlichen und der eigentlichen 
Verlaſſung). Erſtere ſind in Nr 1, letztere in Nr 2 Abf 2 begriffen. Andere Fälle der bös⸗ 
lichen Verlaſſung gibt es nicht. Das Geſetz ordnet dieſen Scheidungsgrund im 8 1567 er⸗ 
ſchöpfend (RG 46, 158). Immerhin liegt in dem Verhalten eines Ehegatten, der ſich in bös⸗ 
licher Abſicht von der häuslichen Gemeinſchaft fernhält, eine Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten, auch wenn die Vorausſetzungen des § 1567 nicht vorliegen. Dieſe 
Verletzung kann, wenn auch nicht für ſich allein (was ſonſt auf eine Ausſchaltung des § 1567 
hinauslaufen würde), ſo doch in Verbindung mit andern Verfehlungen die Anwendung des 
3 1568 rechtfertigen. Selbſt ohne Hinzutreten anderer Verfehlungen können die beſonderen 
Umſtände des Falles die Anwendung des 81568 rechtfertigen (RG JW 07, 7011; RG 20. 12. 09 
IV 78/09; RG JW 1910, 58116; RG Warn 1913 Nr 202; 1920 Nr 15; RG SeuffA 76 
Nr 92). Ohne das Hinzutreten ganz beſonderer Umſtände lann ein böswilliges Fernhalten 
von der häuslichen Gemeinſchaft zur Anwendung des § 1568 nicht genügen. Das würde 
ſonſt dem aus $ 1567 zu entnehmenden Willen des Geſetzes zuwiderlaufen (RG Warn 1914 
Nr 29%). Die lediglich getroffene Feſtſtellung, daß die Beklagte durch die Aufgabe der 
häuslichen Gemeinſchaft die Sorge für die vier Kinder im Alter von 11—3 Jahren dem 
Kläger allein aufgebürdet und ihm ihren Aufenthaltsort geffif ſentlich verſchwiegen hat, bilden 
keine die Anwendung des $ 1568 rechtfertigende beſonderen Umſtände des Falles 
(RG ZW 1920, 465). Zur Anwendung des § 1568 müſſen beſondere Umſtände hinzutreten, 
die das Verhalten des beklagten Ehegatten als lieblos und pflichtvergeſſen erſcheinen laſſen; 
das kann z. B. der Fall ſein, wenn ein Gatte den anderen in pflegebedürftiger und hilfloſer 
Lage ohne berechtigten Anlaß aus rein ſelbſtſüchtigen Gründen verläßt, ohne Vorkehrungen 
für die erforderliche Fürſorge zu treffen oder ſich in der Folgezeit irgendwie um den ver⸗ 
laſſenen Ehegatten zu kümmern (RG Lg 1923, 4965). In einer unbegründeten Weigerung 
eines Ehegatten, die häusliche Gemeinſchaft wieder aufzunehmen, kann unter beſonderen 
Umſtänden auch ein Scheidungsgrund nach $ 1568 gefunden werden, dann nämlich, wenn 
auch im übrigen die ſämtlichen Tatbeſtandsmerkmale dieſes Paragraphen vorliegen, was 
namentlich dann möglich iſt, wenn andere Eheverfehlungen des abtrünnigen Ehegatten hinzu⸗ 
treten (RG 5. 3. 23 IV 334/22). 

2. Bösliche Verlaſſung kann hiernach nur im Rahmen des § 1567 feſtgeſtellt werden 
(vgl. jedoch A 1). 

3. Da Ehegatten einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet find (8 1353 
Abſ 1), ſo haben fie grundſätzlich auch häusliche Gemeinſchaft zu halten (RG 53, 340). Beide 
Ehegatten haben in dieſer Beziehung gleiche Pflichten. Zwar beſtimmt der Mann für die 
häusliche Gemeinſchaft Wohnort und Wohnung (8 1354 Abſ 1), er kann alſo auch den bis: 
herigen Sitz der häuslichen Gemeinſchaft ändern, aber die Frau braucht ſeiner Entſcheidung, 
wenn fie ſich als Mißbrauch feines Rechtes darſtellt, keine Folge zu leiſten ($ 1354 Abſ 2). 
Daher kann ſich jeder Ehegatte, der die häusliche Gemeinſchaft verweigert, der böslichen 
Verlaſſung ſchuldig machen. Die eheliche Gemeinſchaft kann auch ohne häusliche Gemein⸗ 
ſchaft (RG 95, 330), wie umgekehrt letztere ohne erſtere beſtehen. Ein Ehegatte kann 
aber die Herſtellung der bloß häuslichen Gemeinſchaft von dem andern Ehegatten, der 
die eheliche Gemeinſchaft mit Recht verweigert, 3 B. wegen anſteckender Geſchlechts⸗ 
krankheit des klagenden Ehegatten (RG JW 05, 72214; 07 S. 17818, 489), nicht verlangen. 
Über eheliche Lebensgemeinſchaft vgl. beſonders § 1353 A 2 und 3. Die Klage auf Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft gehört zu den im § 606 ZPO aufgezählten Ehe ſachen, 
und zwar zu der Gruppe von Rechtsſtreitigkeiten, die die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zum Gegenſtande haben. $ 1567 ſetzt Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft voraus, es genügt aber auch eine Verurteilung zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens, wenn die Urteilsgründe ergeben, daß dem Ehegatten die Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft aufgegeben wird. Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann ſo⸗ 
wohl zur Beſeitigung eines räumlichen Getrenntlebens als auch wegen jeder Verletzung der 
aus dem perlönlichen Verhältniſſe ſich ergebenden Pflichten erhoben werden (RG 51, 182). 
Eheliche Gemeinſchaft iſt einerſeits mehr als häusliche Gemeinſchaft, anderſeits kann 
eheliche Gemeinſchaft auch ohne häusliche Gemeinſchaft beſtehen. Iſt die Frau zur Her⸗ 
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ſtellung der ehelichen, nicht, wie 51567 Abſ 2 Nr 1 vorſchreibt, zur Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft verurteilt, ergibt aber das Urteil im Vorprozeß, daß letzteres gemeint 
war und daß auch die Parteien darüber niemals im Zweifel waren, ſo ſchadet der irrtümlich 
gebrauchte falſche Ausdruck nichts (RG 23 1923, 167%). Es iſt unzuläſſig, eine von ihrem 
Ehemanne getrennt lebende Ehefrau zu verurteilen mit ihrem Manne zwar nicht die 
häusliche Gemeinſchaft, wohl aber das eheliche Leben herzuſtellen. Allerdings iſt 
die Möglichkeit der Fortſetzung einer Ehe ohne räumliches Zuſammenleben der Ehegatten 
nicht ausgeſchloſſen. Derartige Verhältniſſe beruhen in der Regel darauf, daß ſich die 
Ehegatten gegenſeitig von gewiſſen, aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft folgenden Rechts⸗ 
pflichten entbinden. Sie haben nur ſo lange, als das beiderſeitige Einverſtändnis dauert, 
Beſtand. Kein Ehegatte hat das Recht, gegen den Willen des andern die häusliche 
Gemeinſchaft, die begrifflich zur ehelichen Gemeinſchaft gehört, zu verweigern (RG JW 
00, 6588; 1910, 81755; RG 53, 340). 

4. Die rechtskräftige Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft bezweckt, 
dem unterliegenden Ehegatten zum Bewußtſein zu bringen, daß ſeine Verweigerung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft unbegründet ſei (M 4 S. 589, 590). Seine Weigerungsgründe ſind alſo 
in dieſem erſten, dem Scheidungsverfahren vorausgehenden Rechtsſtreite vorzubringen und 
zu prüfen. — Dadurch, daß der verurteilte Ehegatte nach Erlaß, jedoch vor Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils zu dem anderen Ehegatten zurückkehrt, ihn aber auch noch innerhalb dieſes 
Zeitraums verläßt, wird dem auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft lautenden Urteil 
nicht Folge geleiſtet. Die vorzeitige Rückkehr kann dem Folgeleiſten nach Eintritt der Rechts⸗ 
kraft des Urteils nicht gleichgeſtellt werden (RG 107, 331). Der Ehegatte, der ein Herſtellungs⸗ 
urteil erwirkt hat, iſt, mindeſtens unter gewöhnlichen Verhältniſſen, keineswegs ge⸗ 
nötigt, den anderen Ehegatten zur Befolgung des Urteils noch beſonders aufzufordern, 
ſondern dieſem liegt es ohne weiteres ob, ſeinerſeits die zur Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft erforderlichen Maßnahmen in die Wege zu leiten (NG Warn 1914 Nr 141; RG 
23. 2. 20 IV 409/19; RG 28. 6. 23 IV 698/22; vgl. auch OLG 30, 53). Für nicht gewöhn⸗ 
liche Verhältniſſe, unter denen die Ehe geſchloſſen worden iſt und ſeitdem beſtanden 
hat (der Mann in gering bezahlter Anfangsſtellung; die Frau mit dem Kinde bei den 
Eltern) bedarf es eines beiderſeitigen Entgegenkommens (RG 12. 4. 22 IV 510/21). 
Nach rechtskräftiger Verurtellung eines Ehegatten zur Herſtellung des ehelichen Lebens kann 
er ſich auf frühere, vor der letzten mündlichen Verhandlung liegende Tatſachen zum 
Nachweiſe des Rechtes zur Verweigerung der ehelichen Gemeinſchaft nicht mehr berufen. 
Frühere Tatſachen können nur zur Unterſtützung ſpäterer Tatſachen verwertet werden (RG 
Gruch 47, 115; RG 3. 12. 10 IV 304/10; 2. 3. 11 IV 234/10; RG JW 1912, 7517; RG 
Warn 1913 Nr 422; RG 107, 331). Der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verur⸗ 
teilte Ehegatte kann feine Weigerung grundſätlich nicht auf Tatſachen, die er ſchon im Herſtel⸗ 
lungsrechtsſtreite hätte geltend machen können, ſtützen, ebenſowenig auf Tatſachen, die ſich erſt 
nach Ablauf der Jahresfriſt, alſo zu einer Zeit ereignet haben, wo dem andern Teile infolge des 
Friſtablaufs bereits ein Recht auf Scheidung erwachſen war (RG 81,297). Auf den Krankheits- 
zuſtand, der beim Abſchluſſe der dem Herſtellungsurteile voraufgegangenen letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung bei dem Ehegatten vorlag, kann er ſich zur Rechtfertigung ſeines Fern⸗ 
bleibens von der häuslichen Gemeinſchaft nicht berufen. Anders, wenn ſich die Krankheit 
nach jenem Zeitpunkte verſchlimmert und dem Ehegatten die Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft unmöglich gemacht hat (RG 30. 3. 06 IV 389/15; 16. 4. 17 IV 17/17). 
Ahnlich RG 20. 12. 15 IV 815/15 (unlichere Stellung des auf Scheidung wegen bös⸗ 
licher Verlaſſung klagenden Mannes). Tatſachen, die dem zur Herſtellung verurteilten Ehe⸗ 
gatten als Gründe dienen könnten, die Rückkehr zu verweigern oder gar die Scheidung zu 
verlangen, kommen für den Tatbeſtand der böslichen Verlaſſung lediglich unter dem Ge⸗ 
ichtspunkte in Betracht, ob fie fein Glauben und Wollen beeinflußt haben. Davon 
kaun nur die Rede ſein, wenn er ſie innerhalb des entſcheidenden Jahres erfahren hat 
(OLG 30, 53). Vgl. A 6. Zu beachten iſt jedoch, daß das Herſtellungsurteil nur Hinfichtrich 
der Herſtellungspflicht Rechtskraft ſchafft, nicht hinſichtlich der nur zur Begründung des 
Rechtes auf Verpeigerung der Gemeinſchaft etwa vorgebrachten Scheldungs⸗ oder Anfech⸗ 
tungsgründe. Letztere können nicht als durch das Herſtellungsurteil aberkannt angeſehen 
werden. Anders, wenn im Herſtellungsſtreit ein Scheidungs⸗ oder Anfechtungsanſpruch 
erhoben und dieſer Anſpruch aberkannt wurde. — Beſchräukt ſich die Klage des Mannes 
auf Eheherſtellung, fo ist die Frau nicht gemäß 8 616 Satz 2 3850 mit dem Verluſte ihres 
Scheidungsrechts bedroht, wenn ſie es unterläßt, Widerklage auf Scheidung zu erheben. 
Der dem 5 616 3 o zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke, die Häufung von Schei⸗ 
dungs und Anfechtungsprozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden, kommt bei einem Che: 
herſtellungsſtreite, der den Beſtand der Ehe gar nicht betrifft, nicht in Frage. Gleiches 
gilt, wenn die Frau gegenüber dem Herſtellungsverlangen des Mannes nur verteidigungs: 
weiſe (nicht angriffsweiſe mittels Widerklage) auf ein ihr zur Seite ſtehendes Scheidungs⸗ 
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recht Bezug nimmt (RG Warn 1910 Nr 223; RG ZW 1915, 6571; 1926, 24365; RG 6. 11. 22 
IV 6/22). Dem Herſtellungskläger kann die Beklagte mit Rückſicht darauf, daß ſie bei einem 
anderen Gerichte die Scheidungsklage anhängig gemacht hat, die Einrede der Rechtshängig⸗ 
keit nicht entgegenſetzen (RG SeuffA 70 Nr 204; 75 Nr 52; RG SW 1920, 28811; RG Warn 
1915 Nr 331; 1920 Nr 79 zu D. Vgl. § 1564 A 4, § 1353 A 4. — Sit dem im erſten Rechts⸗ 
zuge auf Herſtellung des ehelichen Lebens gerichteten Antrage ſtattgegeben, ſo kann der Kläger 
nicht im Wege der Berufung zur Scheidungsklage übergehen (RG IW 1926, 24362; RG 
SeuffA 73 Nr 106; vgl. $ 1570 A 4). Die Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft fest 
räumliche Trennung voraus. Dieſe bedingt aber nicht gerade einen Ortswechſel, kann 
vielmehr an demſelben Orte, ja in demſelben Hauſe, ſogar in demſelben Hausweſen vor 
ſich gehen (RG JW 1920, 641). Vgl. 8 1571 A 7. — Dauernde Verweigerung des ehe⸗ 
lichen Geſchlechtsverkehrs ſtellt keine bösliche Verlaſſung im Sinne des § 1567 Abſ 2 
Nr 1 dar (RG ZW 02 Beil 24128). Eine Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft verbietet ſich trotz deren Aufhebung von ſelbſt, wenn der abweſende Ehegatte 
durch äußeren Zwang (3. B. Strafhaft, RG 53, 341) an der Wiedervereinigung gehindert 
wird, ebenſo wenn andere von dem Willen des Ehegatten unabhängige Hinderungsurſachen, 
z. B. anhaltende Krankheit oder Unvermögen zur Beſtreitung der Reiſekoſten vorliegen. Heben 
Eheleute in beiderſeitigem Einverſtändniſſe die häusliche Gemeinſchaft auf, fo gibt keiner, 
ſolange das Einverſtändnis beſteht, dem andern Ehegatten Grund zur Klage. Das Ein⸗ 
verſtändnis kann jedoch jederzeit zurückgenommen werden. Ein Vertrag, durch den ein 
Ehegatte dem andern geſtattet, nach freiem Belieben und ohne Rückſicht darauf, ob ihm dazu 
ein geſetzlicher Grund zur Seite ſteht, dauernd getrennt zu leben, iſt nichtig (RG 61, 53). 
Ein nicht ernſtlich gemeintes Verlangen nach Wiederherſtellung der Gemeinſchaft enthält 
einen Rechtsmißbrauch im Sinne des § 1353 Abſ 2 Satz 1 (RG JW; 01, 293; RG 22. 12. 04 
IV 305/04; vgl. die Erl zu § 1353 A 3). 

5. Das Reichsgericht nahm früher an, das Jahr müſſe ſchon zur Zeit der Erhebung der 
Scheidungsklage abgelaufen fein (RG 60, 194). Später hat es dieſen Grundſatz eingeſchränkt, 
namentlich für ſolche Fälle, in denen der klagende Ehegatte in der Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage nur das äußerſte Mittel erblickt, die ihm immer noch in erſter Linie erwünſchte Wieder⸗ 
herſtellung des ehelichen Verhältniſſes durchzuſetzen (RG 72, 321). Schließlich hat das 
Reichsgericht mit Recht den Grundſatz ganz aufgegeben. Es genügt, wenn ſich die Jahres⸗ 
friſt erſt im Laufe des Scheidungsſtreits vollendel. Wie im Falle des $ 1568 iſt auch im 
Falle des § 1567 Abſ 2 Nr 1 maßgebender Zeitpunkt für das Vorhandenſein der Erforder⸗ 
niſſe des Scheidungsgrundes nicht die Klageerhebung, ſondern die mündliche Verhandlung, 
auf die das Urteil ergeht. Allerdings läuft der Ehegatte, der die Klage aus $ 1567 Abi 2 
Nr 1 verfrüht erhebt, Gefahr, ohne weiteres mit feiner Klage koſtenfällig abgewieſen zu 
werden, wenn das Jahr zur Zeit der erſten mündlichen Verhandlung noch nicht abgelaufen 
fein ſollte (RG 83, 62). Die Jahresfriſt läuft von dem Tage ab, in welchem das Herſtellungs⸗ 
urteil rechtskräftig geworden iſt. Rechtsirrig iſt es, die Friſt entgegen dem klaren Inhalte 
des § 1567 von der Zuſtellung des Herſtellungsurteils an den beklagten Ehegatten ab zu 
rechnen (RG 23. 3. 22 IV 565/21). Während des ganzen Jahres muß der Ehegatte gegen 
den Willen des andern Ehegatten in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet haben. 
Hat dagegen vor Ablauf des Jahres der Ehegatte die häusliche Gemeinſchaft hergeſtellt, alſo 
dem vorangegangenen Herſtellungsurteile genügt, ſo entfällt eine Vorausſetzung für die bös⸗ 
liche Abſicht und der Scheidungsanſpruch iſt unbegründet, ſelbſt wenn die Wiedervereinigung 
der Ehegatten nicht von Dauer geweſen iſt. In dieſem Falle erledigt ſich die Verurteilung 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft durch Erfüllung. Nur eine neue Verurteilung 
kann zur Scheidung führen. Unſtatthaft iſt es, die Friſt von einem Jahre durch Zuſammen⸗ 
rechnung derjenigen Zeiträume, während welcher die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben 
war, zu berechnen. — Die Erforderniſſe des § 1567 müſſen, ſoweit es ſich um freie Hand⸗ 
lungen der Parteien handelt, ununterbrochen während des ganzen Jahres beſtanden 
haben. Das iſt z. B. dann nicht der Fall, wenn ſich der Mann brieflich mit dem Fern⸗ 
bleiben der Frau während des letzten Teiles des Jahres einverſtanden erklärt hat. Daß 
nach der Unterbrechung der Mann die Frau zur Rückkehr aufgefordert und die Frau der 
Aufforderung ein Jahr lang nicht Folge geleiſtet hat, kommt nicht in Betracht (RG 3. 4. 13 
IV 623/12; 86 23 1927, 456°). Ein Ehegatte, der gegen den andern Ehegatten ein rechtskräf⸗ 
tiges Herſtellangsurteil erwirkt hat, aber mit der auf das Herſtellungsurteil geſtützten Klage 
auf Scheidung wegen böslicher Verlaſſung abgewieſen wurde, kann ſich auf das Herſtellungs⸗ 
urteil zur Begründung einer neuen Klage auf Scheidung wegen böslicher Verlaſſung nicht mehr 
berufen (8 616 ZPO). Es bedarf der Erwirkung eines neuen Herſtellungsurteils (RG 
Warn 1915 Nr 23). Wollte man die erneute Scheidungsklage ohne neues Herſtellungsurteil 
zulaſſen, ſo würde der Kläger es in der Hand haben, durch eine Anderung ſeiner Geſinnung 
nach vorheriger Ablehnung der Wiedervereinigung mit der Beklagten (aus welchem Grunde 
die erſte Scheidungsklage abgewieſen wurde) die Friſt des 8 1567 Abſ 2 Nr 1 immer wieder 
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in Lauf zu ſetzen. Das widerſpricht dem Wortlaut und der Abſicht des Geſetzes, von vorn⸗ 
herein den Zeitraum feft zu begrenzen, innerhalb deſſen es dem abtrünnigen Ehegatten freiſtehen 
ſollte, die Scheidungsklage durch Herſtellung der Gemeinſchaft abzuwenden (RG 23 1922, 120). 
Die Jahresfriſt muß zuſammenhängend verlaufen; für die Friſt trifft $ 191 BGB nicht 
zu; ebenſowenig finden die Grundſätze von der Hemmung der Verjährung auf die Friſt 
Anwendung (RG 60, 195; RG Warn 1915 Nr 23; RG IW 1921, 287). 

6. Mit den Worten: „gegen den Willen des andern Ehegatten“ bringt das Geſetz zum 
Ausdruck, daß, wenn die Nichtbefolgung des vorausgegangenen Urteils mit dem Willen 
des andern Ehegatten ſtattgefunden hat, der Scheidungsgrund nicht vorliegt. Das in dieſem 
Falle vorliegende Einverſtändnis beider Eheleute über das Getrenntleben hindert die Schei⸗ 
dung (M 4, 590). Erhebt der Mann vor Ablauf des Jahres (A 5) eine auf Ehebruch der 
Frau geſtützte Scheidungsklage, ſo iſt die Annahme, daß die Frau ſeitdem nicht mehr gegen 
den Willen des Mannes der Gemeinſchaft fernbleibt, nicht zu beanſtanden. Dagegen kann 
die Erhebung einer auf $ 1567 geſtützten Scheidungsklage nicht ohne weiteres als Grund⸗ 
lage für die Annahme dienen, daß der Kläger die Herſtellung der Gemeinſchaft nicht wünſche 
(RG 11. 10. 15 IV 124/15). Wenn die auf Scheidung wegen böslicher Verlaſſung klagende 
Ehefrau in der vor Ablauf eines Jahres erhobenen Klage den Klagegrund des Ehebruchs 
nachſchiebt, ſo folgt daraus nicht ohne weiteres, daß ſie jede Wiedervereinigung mit dem 
andern Teil ablehne, dieſer alſo ſich nicht wider den Willen des klagenden Gatten von ihm 
fernhalte. Vielmehr kommt es auf die Umſtände des einzelnen Falles an (RG Warn 1922 
Nr 72). Hat die Frau davon, daß der Mann während des entſcheidenden Jahres ein Liebes⸗ 
verhältnis mit einer andern Frau unterhielt, erſt nach Ablauf des Jahres Kenntnis erhalten, 
fo würde zwar bösliche Abſicht auf ihrer Seite nicht ausgeſchloſſen fein (RG 81, 269), aber 
es kann auch der Schluß gerechtfertigt ſein, daß der Mann tatſächlich die Rückkehr ſeiner Frau 
nicht gewollt hat (RG 21. 11. 18 IV 226/18). Vgl. dazu RG 23 1922, 3651. Hat der 
Kläger ſich vor Ablauf des Jahres (A 5) damit einverſtanden erklärt, daß die Beklagte fern⸗ 
blieb, ſo mußte, wenn überhaupt das Herſtellungsurteil noch verwertet werden konnte, zum 
mindeſten verlangt werden, daß das Fernbleiben der Beklagten von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Kläger feine Einwilligung zum Fernbleiben widerrief, ein neues Jahr dauerte 
(RG JW 1921, 285). Vgl. auch RG LZ 1922, 1207 und A 5. N 

7. Der Ehegatte muß in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet haben (vgl. 
A 3 u. 4). — Daß ein Ehegatte in böslicher Abſicht dem Urteile“ nicht Folge geleiſtet habe, 
wird ſich der Regel nach von dem verurteilten Ehegatten nur ſagen laſſen, wenn er von ſeiner 
Verurteilung Kenntnis erlangt hat, wobei die Zuſtellung des Urteils an den Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten die eigene Kenntnis nicht erſetzen kann. Daraus folgt ohne weiteres, daß auch 
die Jahresfriſt regelmäßig nicht beginnen kann, ſolange der zur Herſtellung verurteilte Ehe⸗ 
gatte von feiner Verurteilung noch keine Kenntnis hat. Anderſeits ſind Fälle denkbar, in 
denen die „bösliche Abſicht“ auch ohne Kenntnis der Verurteilung anzunehmen iſt, z. B. 
wenn der verurteilte Ehegatte in böslicher Abſicht die Kenntnisnahme vereitelt (RG JW 
1916, 835). Der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte iſt nicht 
gehindert, im Scheidungsverfahren zur Rechtfertigung ſeines Verhaltens Tatſachen anzu⸗ 
führen, die ſich nach dem Urteil und vor Ablauf der Friſt ereignet haben (M 4, 590). 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehe⸗ 
gatte die Rückkehr verweigern darf, wenn ihm im Laufe des entſcheidenden Jahres Tat- 
ſachen bekannt werden, aus denen ihm ein Scheidungsgrund und damit nach § 1853 Ab] 2 
BGB das geſetzliche Recht zum Getrenntleben erwächſt (RG 31, 297). In dieſem Falle 
kann von einem Fernbleiben des Ehegatten in böslicher Abſicht nicht mehr geſprochen 
werden. — Liegt gegen die Frau ein rechtskräftiges Herſtellungsurteil vor, fo iſt ihre Rückkehr ⸗ 
pflicht nicht mehr am Maßſtabe des $ 1358 zu meſſen, ſondern ſteht rechtskräftig feſt. Die 
Frage iſt dann nur, ob der Kläger aus dem Fernbleiben der Beklagten einen Scheidungs⸗ 
anspruch herleiten kann. Dazu iſt auf ſeiten der Beklagten nur bösliche Abſicht voraus⸗ 
geſetzt. Dieſe aber iſt als „die aus dem böſen Willen hervorgegangene Zerreißung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft“ — R 81, 298; M 4, 590 — vorhanden, ſobald der rechtskräftig für rück 
tehrpflichtig erklärte Teil die Rückkehr verweigert (NG LZ 1923, 394. Guter Glaube kam 
hier nicht in Betracht). Bösliche Abſicht des Verurteilten iſt gegeben, wenn er ſeine Ver⸗ 
urteilung kennt und dem Urteile nicht folgt, trotzdem er weder einen Grund hat, noch auch 
nur gutgläubig zu haben meint, der ihn zum Fernbleiben berechtigte. Der beſondere Beweg⸗ 
grund einer abſichtlichen Mißachtung der ehelichen Verpflichtungen iſt nicht Vorausſetzung 
der Böslichkeit (RG 23 1923, 167). Es muß, ſoll der Ehegatte wegen feiner weiteren Fern 
haltung gerechtfertigt erſcheinen, hinzukommen, daß die Verfehlungen des andern Teils ihm 
nicht gleichgültig geweſen find, ſondern auf feinen Willen, nicht zurückzukehren, mitbeſtim 
mend ein gewirkt haben (R& 14.12. 16 IV 266/16). Tatſachen, die der Ehegatte im Herftel- 
lungsſtreite geltend gemacht hat oder bis zur letzten mündlichen Verhandlung hätte geltend 
machen können, dürfen im Scheidungsverfahren wegen böslicher Verlaſſung vom beklagten Ehe- 
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gatten zur Begründung des Rechtes, die Herſtellung der Gemeinſchaft zu verweigern, nur 
in Verbindung mit neuen Ereigniffen zu deren Unterſtützung geltend gemacht werden (RG 
JW 02 Beil 273; RG Gruch 49, 960; RG 5. 11. 08 IV 67/08; RG Warn 1914 Nr 141). 
Der gute Glaube des Ehegatten, zur Verweigerung der Gemeinſchaft berechtigt zu ſein, 
iſt zu berückſichtigen, es ſei denn, daß er ſich lediglich auf die durch das Herſtellungsurteil 
zurückgewieſenen Weigerungsgründe ſtützte (RG 10. 5. 06 IV 530/05; RG JW 1911, 28112), 
Der gute Glaube des Ehegatten, einen Eheſcheidungsgrund geltend machen zu können, muß 
im Tatſachenzuge behauptet und dargelegt werden (RG SW 1911, 7652). Von einem 
guten Glauben des Ehegatten kann nur die Rede ſein, wenn tatſächliche Anhaltspunkte ge⸗ 
geben ſind, an die bei vernünftiger Erwägung mit einer gewiſſen Sicherheit eine beſtimmte 
Überzeugung geknüpft werden kann. Der gute Glaube iſt mehr als ein bloßer Verdacht. Bloße 
Gerüchte oder unverbürgte Mitteilungen reichen in der Regel nicht aus, die Annahme des 
guten Glaubens zu rechtfertigen (RG Warn 1912 Nr 263; RG 3. 12. 10 IV 304/10; 21. 6. 15 
IV 688/14; 86 107, 331). Der gute Glaube iſt nur unter der Vorausſetzung zu berückſichtigen, 
daß er ſich auf Tatſachen ſtützt, deren Geltendmachung dem Ehegatten noch geſtattet iſt. Ins⸗ 
beſondere darf ſich der Ehegatte nicht auf Tatſachen berufen, die er in einem vorhergegan⸗ 
genen Rechtsſtreite behufs Scheidung oder Anfechtung der Ehe hätte geltend machen können 
und ſollen und mit deren Geltendmachung als Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgrund er ge⸗ 
mäß 8 616 ZPO ausgeſchloſſen iſt (RG JW 1912, 7517; RG Warn 1914 Nr 141). Der 
gute Glaube eines Ehegatten kann nicht dadurch begründet werden, daß ſich der Ehe⸗ 
gatte auf eine ihm nach Erlaß des Herſtellungsurteils erteilte, die Bedeutung des Herſtel⸗ 
lungsurteils verkennende Auskunft ſeines Prozeßbevollmächtigten, der Ehegatte 
könne die Aufforderung des andern Ehegatten zur Rückkehr abwarten, beruft. Sonſt würde 
der ganze Zweck des Herſtellungsurteils (ogl. A 4) in Frage geſtellt (NG Warn 1914 Nr 141; 
RG 30. 3. 16 IV 389/15). Eine Frau, die dem Herſtellungsurteile nachkommt, macht 
ſich der böslichen Verlaſſung auch dann nicht ſchuldig, wenn der Mann ihr das Verbleiben 
in der Ehewohnung durch ehewidriges Verhalten verleidet und ſie von neuem die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft aufhebt (RG 8. 1. 12 IV 242/11). Pflicht des die Wiederherſtellung 
des ehelichen Lebens nachſuchenden Ehegatten iſt es, dem andern Teile bei ſeiner Rückkehr 
ſo viel Entgegenkommen zu bezeigen, als zur Ausgleichung der vorhandenen Gegenſätze 
von vornherein nötig ift (RG 29. 2. 12 IV 312/11; R& 23 1922, 70%). Auf einen beſonders 
freundlichen Empfang „mit offenen Armen“ hat die Frau, der der Mann keinen Anlaß zum 
Fernbleiben gegeben hat, keinen Anſpruch. Ebenſo konnte der Mann ſchon während der 
Jahresfriſt in Ausſicht nehmen, bei weiterem Fernbleiben der Frau die Scheidunasklage zu 
erheben (RG 23 1923, 167%. Die im Herſtellungsverfahren obſiegende Partei braucht ſich 
nicht um die Herſtellung der Gemeinſchaft zu bemühen, ſondern darf abwarten, ob die unter⸗ 
legene Partei dem Urteile Folge leiſten werde. Lehnt aber der Kläger den von der Beklagten 
(am letzten Tage der Friſt) gemachten Verſuch der Rückkehr ab, ſo kann er nicht mehr be⸗ 
haupten, daß das Fernbleiben der Beklagten gegen ſeinen Willen erfolgt ſei. Auch ein etwaiger 
Irrtum des Klägers über die Ernſtlichkeit der Abſicht der Beklagten iſt nicht von Bedeutung 
(Rc 29. 2. 12 IV 312/11). Es kommt ausſchließlich darauf an, ob der Beklagten ein gegen 
$ 1567 verſtoßendes Verhalten zur Laſt fällt (RG 17. 5. 23 IV 788/22). Die bösliche Ab⸗ 
ſicht der Frau iſt zu verneinen, wenn der Mann während des entſcheidenden Jahres zum 
Heeresdienſt eingezogen wird und der 285 nicht mitteilt, welche Schritte er unter 
den veränderten Umſtänden von ihr als Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft (3. B. 
Vereinigung während des Urlaubs) verlangt (DLG 34, 257). Tatſachen, die ſich inner⸗ 
halb des entſcheidenden Jahres oder bereits vorher ereignet haben und an ſich geeignet 
ſind, das Recht auf Verweigerung der häuslichen Gemeinſchaft oder auf Scheidung zu 
begründen, können, wenn ſie dem zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilten 
Ehegatten während des entſcheidenden Jahres unbekannt geblieben ſind, die Feſtſtellung 
der böslichen Abſicht nicht ausſchließen. In einem ſolchen Falle kann der zur Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte zwar Scheidung verlangen, muß ſich 
aber auch die Scheidung wegen böslicher Verlaſſung gefallen laſſen (RG 81, 296). Ebenſo 
OLG 34, 258, ferner RG LZ 1922, 3651. Wie einerſeits Tatſachen unberückſichtigt bleiben 
müſſen, die zwar den böſen Glauben des zur Rückkehr verurteilten Ehegatten ausgeſchloſſen 
haben würden, wenn er ſie gekannt hätte, die aber dieſen Erfolg tatſächlich nicht gehabt haben, 
ſo genügt es anderſeits zur Verneinung der böslichen Abſicht, wenn der verurteilte Ehegatte 
irrig des guten Glaubens war, daß ein neuer, das Fernbleiben von der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft rechtfertigender Grund eingetreten ſei (RG Seuffa 77 Nr 146). Für den vollen Tat⸗ 
beſtand des § 1567 Nr 1, alſo auch für die bösliche Abſicht der Beklagten, iſt der Kläger be⸗ 
weispflichtig (RG 29. 2. 12 IV 312/11; RG 23 1922, 705). Der Kläger genügt feiner 
Beweispflicht, wenn er dartut, daß der beklagte Ehegatte dem Herſtellungsurteile nicht Folge 
geleiſtet hat. Sache des beklagten Ehegatten iſt es, die Gründe dieſes ſeines Ungehorſams 
darzulegen (RG Recht 1922 Nr 973; R 22 1923, 3949). Rechtsirrig iſt die Annahme, daß 
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die vorzeitige (nach Erlaß, aber vor Eintritt der Rechtskraft des Herſtellungsurteils erfolgte) 
Rückkehr des verurteilten Ehegatten allein genüge, um dem anderen Ehegatten die Beweis⸗ 
pflicht dafür aufzubürden, daß die Rückkehr nicht in ernſtlicher Abſicht erfolgt ſei (RE 107, 331). 
Iſt dem Ehegatten nach Ablauf des Jahres der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung 
einmal erwachſen, ſo geht er ihm durch ſpätere Ereigniſſe, die dem anderen Ehegatten eine 
Wiedervereinigung zu verleiden angetan fein möchten, nicht verloren (RG 10. 5. 06 IV 530/05 ; 
RE 28. 6. 23 IV 698/22). Allerdings iſt es eine vom Kläger darzulegende Vorausſetzung 
des Scheidungsverlangens aus § 1567 Nr 1, daß er bis zum Ablaufe der Wartefriſt 
die Rückkehr des andern Teiles aufrichtig erſtrebt habe (RG 3. 1. 18 IV 312/17). Allein der 
Mangel dieſes Willens kann nicht ſchon daraus abgeleitet werden, daß der Kläger nach dem 
Friſtablaufe, nachdem er alſo ein Recht auf Scheidung erworben hatte, das Erbieten des 
andern Gatten zur Wiederherſtel ung der ehelichen Gemeinschaft ablehnt (RG 10. 5. 06 
IV 530/05; 80. 9. 07 IV 49/07). Sonſt hätte es auch der beklagte Gatte in der Hand, durch 
die Erklärung feiner Bereitſchaft zur Rückkehr, dem Kläger, der hierauf nicht eingehen will, 
den Beweis aufzubürden, daß er erſt nach dem Verſtreichen des Wartejahrs ſeine Geſinnung 
dem beklagten Teile gegenüber geändert habe, wodurch er das Scheidungsrecht des Klägers 
leicht vereiteln könnte (RG LZ 1922, 2913). 

8. Offentliche Zuſtellung § 203 3 PO. Über Begriff und Beweis des unbekannten 
Aufenthalts eines Ehegatten vgl. RG Gruch 45, 1025. 

9. Hier iſt ein zuſammenhängender Verlauf der Friſt vorausgeſetzt. 

10. Schluß der mündlichen Verhandlung im erſten oder zweiten Zuge. Das Reichs⸗ 
gericht iſt mit der Prüfung tatſächlicher Vorausſetzungen nicht befaßt. In den Tatſachen⸗ 
zügen kann der Kläger im Falle des § 1567 Abſ 3 zum Antrage auf Verurteilung des 
Beklagten zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft übergehen (M 4, 598; Prot 4, 404). 

11. Wegen der Herſtellungsklage ausländiſcher Ehegatten vgl. § 1353 A 5. 


8 1568 


) Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere?) Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten?) oder 
durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten!) eine jo tiefe Zerrüttung des 
ehelichen Berhältnijjes5) verſchuldete) hat, daß dem Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann?). Als ſchwere Verletzung der 
Pflichten gilt auch grobe Mißhandlungs)e) 10). 

E 1 1444 II 1463; M 4 593 ff.; P 4 405 ff. 


1. Während die in den 88 1565-1567, 1569 aufgeführten Scheidungsgründe ohne 
weiteres als vollkommen ehezerrüttend gelten und das Recht auf Scheidung unbedingt be⸗ 
gründen (unbedingte Scheidungsgründe), hängt im § 1568 die Scheidung auch noch 
davon ab, daß der Richter die Überzeugung gewinnt, in dem feiner Beurteilung unter- 
liegenden einzelnen Falle fei die Ehe tatſächlich bis zu dem in § 1568 bezeichneten Grade 
zerrüttet (bedingte Scheidungsgründe). Durch Aufſtellung des im § 1568 ausgeſprochenen 
allgemeinen Grundſatzes wurde es ermöglicht, von einer Aufzählung der bedingten Schei⸗ 
dungsgründe, die bei der Vielgeſtaltigkeit der Fälle doch keine erſchöpfende hätte fein können, 
Abſtand zu nehmen. Vgl. auch RG 85, 14. 

2. Schwere Verletzung. Die Schwere der Verletzung ergibt ſich aus den Umſtänden des 
einzelnen Falles (RG IW 00, 645; 05, 2324; 1923, 3725). Die Frage, ob die Verletzung 
ſchwer ist, gehört weſentlich zur tatſächlichen Beurteilung (RG IW 00, 726; 04, 470; 
05, 24°; N6 23. 11. 08 IV 101/08; RG Warn 1914 Nr 219, 336). Indeſſen können Er⸗ 
waägungen rechtlicher oder ſittlicher Natur den Ausſchlag geben. Die Schwere der Ver⸗ 
letzung kann aus ihrer Beſchaffenheit oder der Stärke des Verletzungswillens hervorgehen. 
Handlungen und Unterlaſſungen kommen in Betracht. Eine Pflichtverletzung wird ſich 
regelmäßig dann als ſchwer darſtellen, wenn der Ehegatte eine beſonders wichtige Pflicht 
unmittelbar und mit einer Rückſichtsloſigkeit verletzt, die einen gänzlichen Mangel an ehe⸗ 
licher Geſinnung bekundet. — Schwere Verletzungen der durch die Ehe begründeten 
Pflichten ſind ſolche, die unter gewöhnlichen Verhältniſſen auch bei einem von rechter ehe⸗ 
licher Geſinnung erfüllten Ehegatten eine völlige Entfremdung herbeiführen und geeignet 
find, ihm die Fortſetung der Ehe zu einer unerträglichen Laſt zu machen (RG Warn 1914 
Nr 219, 208, 336). Dem Ermeſſen des Tatrichters ſind inſoweit Grenzen geſetzt, als ſeine 
Erwägungen nicht auf einer unrichtigen Auffaſſung über das Weſen der Ehe und die 
daraus erwachſenden Pflichten der Ehegatten beruhen dürfen (RG Warn 1914 Nr 219, 
g 298, 336; 1917 Nr 120; 1926 Nr 214; RG 20. 9. 23 IV 839/22). Wenn eine verheiratete, 
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von ihrem Manne getrennt lebende Frau mit ihrem erſt vor kurzer Zeit in ihr Geſchäft als 
Teilhaber aufgenommenen Kaufmann alsbald das vertrauliche „Du“ wechſelt, ohne durch 
beſondere Umſtände, wie Verwandtſchaft, langjährige Freundſchaft u. ä. dies rechtfertigen 
zu können, ſo iſt das auch unter den etwas ungezwungenen ſüddeutſchen Lebensverhältniſſen 
etwas durchaus Ungewöhnliches und wird zur Pflichtwidrigkeit, wenn ſie weiß, daß eine ſo 
große Vertraulichkeit von ihrem Manne ausdrücklich mißbilligt wird. Durchaus nicht zu 
billigen war auch die gemeinſchaftliche Autofahrt mit demſelben Manne unter Benutzung 
eines gemeinſamen Koffers und das Wohnen und Nächtigen (wenn auch in getrennten Zim⸗ 
mern) in dem gleichen Gaſthof. In dieſem Verhalten lag eine ſchwere Verletzung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten (RG Warn 1926 Nr 214). Die Schwere einer unter § 1568 
fallenden Pflichtverletzung hängt von den Umſtänden des Falles ab, und zwar ſowohl von 
den im Willen und im Bewußtſein des Täters liegenden Umſtänden als auch von der äußeren 
Beſchaffenheit der Tat und ihrer Folgen (RG 5. 10. 22 IV 8/22). Eine ſchwere Verletzung 
der ehelichen Pflichten kann in hartnäckiger Verweigerung ſowohl des Beiſchlafs 
überhaupt als auch der regelrechten Beiwohnung (fog. coitus interruptus) nur 
dann erblickt werden, wenn dieſes Verhalten auf einer Rückſichtsloſigkeit beruht, die einen 
gänzlichen Mangel an ehelicher Geſinnung erkennen läßt (RG Warn 1918 Nr 58). Eine 
an ſich ſchwere Pflichtverletzung kann in milderem Lichte erſcheinen, wenn ſie in leiden⸗ 
ſchaftlicher Erregung oder gereizter Stimmung verübt wird, durch das Verhalten des andern 
Ehegatten veranlaßt worden oder unter dem Einfluß eines krankhaften (geiftigen oder körper⸗ 
lichen) Zuſtandes begangen iſt (vgl. RG ZW 04, 470°; 00, 645; 1910, 15018; RG 29. 10. 04 
IV 235/04; 15. 4. 16 IV 428/15). Im Falle des $ 1568 hindert eine dazwiſchen liegende 
Verzeihung den beklagten Ehegatten nicht, frühere Verfehlungen des klagenden Teils zu 
ſeiner Verteidigung, insbeſondere dazu zu benutzen, um darzutun, daß ſeine eigenen Ver⸗ 
fehlungen in einem milderen Lichte erſchienen (RG 14. 1. 24 IV 824/22). Eiferſuchts⸗ 
ausbrüche der Frau ſind, auch wenn der Verdacht der Untreue nicht begründet iſt, keine 
ſchwere Eheverfehlung, falls das Verhalten des Mannes geeignet war, auch bei Unbe⸗ 
teiligten die Empfindung des Ungehörigen hervorzurufen (RG JW 1912, 14624; 1920, 4885; 
RG Li 1922, 463%). Als Umſtände, die das Verhalten eines Ehegatten in einem milderen 
Lichte erſcheinen laſſen, kommen keineswegs bloße Ehe verfehlungen des andern Ehegatten 
in Betracht. Auch nicht ehewidriges Verhalten des andern Ehegatten, ja ſelbſt Tatſachen, 
für deren Eintritt er in keiner Weiſe verantwortlich gemacht werden kann, ſogar rein zufällige 
Ereigniſſe können dieſe Wirkung je nach der Sachlage haben (RG 26. 10. 14 IV 260/14). 
Bedenklich iſt es, Verfehlungen um deshalb, weil ſie während des Scheidungsverfahrens 
begangen ſind, milder zu beurteilen (RG 23 1922, 71). Eigenes ehewidriges Verhalten 
des Ehegatten kann dahin führen, daß die Verfehlungen des andern Ehegatten in einem 
milderen Lichte und darum nicht als ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten erſcheinen (RG 10. 1. 16 IV 270/15; 2. 10. 19 IV 223/19). Eigene Verfeh⸗ 
lungen des aus § 1568 klagenden Ehegatten find möglicherweiſe dazu angetan (vgl. JW 
1910, 1501), das ehewidrige Verhalten des andern Ehegatten wenigſtens inſoweit zu ent- 
ſchuldigen, daß ihm die Eigenſchaft einer ſchweren Verletzung der durch die Ehe begründeten 
Pflichten genommen wird. Sie können ferner der Annahme entgegenſtehen, daß die ehe⸗ 
liche Geſinnung des klagenden Ehegatten von ſeinem perſönlichen Standpunkt aus durch das 
Verhalten des andern Ehegatten zerſtört ſei (vgl. RG 46, 162/164). Vor allem aber können 
lie (vgl. Warn 1917 Nr 21 u. 22) auch dahin führen, daß dem Ehegatten, der ſelbſt die ehelichen 
Pflichten ſchwer verletzt hat, vom ſachlichen, aus dem ſittlichen Weſen der Ehe zu entnehmenden 
Standpunkt aus zuzumuten iſt, über Verfehlungen des andern Ehegatten hinwegzuſehen und 
die Ehe mit ihm fortzuſetzen. Nach allen dieſen Richtungen hin wird eigenen Verfehlungen 
des klagenden Ehegatten auch dadurch nicht jede Bedeutung genommen, daß eine Verzeihung 
dazwiſchen liegt. Dem Beklagten iſt es nicht verwehrt, ſich der Klage gegenüber zu ſeiner 
Verteidigung auf Vorkommniſſe, die vor der Verzeihung liegen oder auf die er aus einem 
ſonſtigen Grunde weder eine Scheidungsklage noch einen Antrag auf Mitſchuldigerklärung 
gründen könnte, zu beziehen (RG JW 1920, 437). Vgl. Seuffl 77 Nr 4 und RG Recht 
1913 Nr 1608. Leichte Pflichtverletzungen können infolge häufiger Wiederkehr zu einer 
ſchweren Verletzung heranwachſen, z. B. fortgeſetzte grundloſe Vorwürfe des Treubruchs. 
Es genügt nicht, jeden Vorgang für ſich allein zu prüfen, ſondern ſämtliche Vorgänge 
ſind, ſoweit es ſich nicht um völlig bedeutungsloſe, harmloſe Dinge handelt, in Ver⸗ 
bindung miteinander unter dem Geſichtspunkte zu prüfen, ob das ſo bezeigte Geſamtver⸗ 
halten eine ſchwere Pflichtverletzung darſtellt (RG ZW 02 Beil 26720, 07, 1079; 1910, 75610). 
Vgl. A 7. Bilden die Verfehlungen eines Ehegatten erſt in ihrer Geſamtheit einen 
Scheidungsgrund, ſo iſt ein vollendeter Scheidungsgrund erſt mit dem Eintritte der letzten 
Verfehlung entſtanden, was für die Fragen der Verjährung und des Zeitablaufs ſowie des 
Rechtes auf Mitſchuldigerklärung im Falle des § 1574 Abſ 3 von Wichtigkeit iſt (NG Warn 
1915 Nr 145 zu 3; RG 30. 5. 18 IV 122/18). Auch eine nach Aufhebung der ehelichen 
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Gemeinſchaft und Erhebung der Scheidungsklage begangene Verfehlung kann Bedeutung 
gewinnen (RG JW 04, 29512: RG Warn 1910 Nr 124). 

3. Die durch die Ehe begründeten Pflichten wurzeln in dem Gebote gegenſeitiger Liebe 
und Achtung, ſind äußerſt mannigfaltig und laſſen ſich nicht erſchöpfend aufzählen. Als Ver⸗ 
letzungen ſolcher Pflichten können ſich darſtellen: Mißhandlungen aller Art, Bedrohungen, 
Beleidigungen (auch in Prozeßſchriften, RG IW 05, 2045), falſche Anſchuldigung, Ver⸗ 
ſagung des Unterhalts (RG Warn 1915 Nr 24), hartnäckige, grundloſe Verweigerung der 
ehelichen Pflicht (RH JW 08, 68318; 1910, 100518; 1924, 45° — vgl. A 6 ; RG Warn 1913 
Nr 59 u. 60; 1915/16 Nr 142; RG 4. 12. 22 IV 113/22); auch ein kürzerer Zeitraum (hier 
4 Monate) der Beiſchlafsverweigerung kann genügen (RG LZ 1923, 648”); ſchuldvoll ver⸗ 
urfachtes Unvermögen zur Leiſtung der ehelichen Pflicht (R IW 01, 54), wieder⸗ 
holte Erzwingung des Beiſchlafs ſeitens des Mannes, trotzdem die Frau die Ge⸗ 
ſtattung des Beiſchlafs wegen der für ſie damit verbundenen Schmerzen ernſthaft ver⸗ 
weigert (RG Warn 1915 Nr 289), Unverträglichteit und Zankſucht (RG 18. 4. 14 IV 1/14), 
arge Vernachläſſigung des Hausweſens (RG Warn 1913 Nr 327), arge Vernachläſſigung 
der Kindererziehung, böswillige Entziehung eines gemeinſamen Kindes (RG JW 06, 2001“; 
RG Warn 1914 Nr 194), Mißhandlung der Stiefkinder (RG SW 06, 39117; 1917, 6567; 
RG Warn 1915 Nr 86), liebloſes Verhalten gegen die gemeinſchaftlichen Kinder (RG Warn 
1913 Nr 204), unterhaltung eines Liebes verhältniſſes (RG JW 03 Beil 3676). Sofern 
ſich die Zuneigung einer Ehefrau zu einem andern Manne nicht in ehewidrige Hand- 
lungen umgeſetzt hat, liegt keine ſchuldhafte Pflichtverletzung vor. Abneigung gegen den 
eigenen, Zuneigung zu einem fremden Mann ſind für ſich allein keine Scheidungsgründe 
(RG 23 1921, 595). Die Frau hat aber auch die Verpflichtung, einen Verkehr zu unter⸗ 
laſſen, der geeignet iſt, einen gegen fie beſtehenden Verdacht der ehelichen Untreue zu beſtärken 
(RG Recht 1920 Nr 2873; RG 31. 1. 24 IV 208/23). Weiteres ſiehe unten bei Treupflicht. 
Einen Scheidungsgrund gibt die Frau dem Manne, wenn ſie entgegen deſſen dringendem 
Wunſche, Kinder zu haben, Mittel zur Verhütung der Empfängnis anwendet (RG Warn 
1914 Nr 23). Erfüllt wird die eheliche Pflicht nur durch eine ſolche Beiwohnung, die von 
den Ehegatten in natur⸗ und ordnungsmäßiger Weiſe vollzogen wird. Entzieht ſich ein 
Ehegatte gegen den Willen des andern Ehegatten der Vornahme einer ordnungsmäßigen 
Beiwohnung derart, daß nur ein ordnungswidriger Geſchlechtsverkehr ſtattfinden kann, ſo 
kommt ſein Verhalten auf Verweigerung der ehelichen Pflicht hinaus, wenn er trotz ernſt⸗ 
lichen Verlangens des andern Ehegatten ſein Verhalten nicht ändert (RG Warn 1914 Nr 59; 
R Recht 1924 Nr 398). Die Zumutung unnatürlichen Geſchlechtsverkehrs durch den 
einen Ehegatten an den andern, der eine Abneigung dagegen zu erkennen gibt, enthält eine 
Verletzung der von den Ehegatten einander geſchuldeten Rückſichtnahme und Achtung. Die 
Pflichtverletzung gewinnt an Schwere, wenn ſie trotz ernſtlicher Vorſtellungen des andern 
Ehegatten über die ſchädlichen Folgen für ſeinen Geſundheitszuſtand und für den Beſtand 
der Ehe fortgeſetzt wird. Verbindet ſich damit die beharrliche Weigerung, die Beiwohnung 
in naturgemäßer Weiſe zu vollziehen, ſo kann in dem Verhalten auch unter dem Geſichts⸗ 
punkte hartnäckiger Verſagung der ehelichen Pflicht eine Eheverfehlung liegen (RG 11. 10. 28 
IV 360/22). Hartnäckige Beiſchlafsverweigerung der Frau muß, um als Scheidungsgrund 
zu gelten, auf rückſichtsloſe Eigenſucht, auf Böswilligkeit zurückzuführen fein. Das iſt nicht 
der Fall, wenn der Geſundheitszuſtand der Frau (Senkung der Gebärmutter nach der Geburt 
eines Kindes) die Geſtattung des Beiſchlafs ihr nicht erlaubte (RG LZ 1920, 2387). Standen 
die Eheleute bei der Eheſchließung bereits im hohen Alter (Mann 60, Frau 59 Jahre alt), 
ſo kann daraus, daß der Mann während der kurzen Dauer des Zuſammenlebens (zwei Monate) 
der Frau den Geſchlechtsverkehr nicht angeboten hat, noch nicht auf hartnäckige Verweigerung 
der ehelichen Pflicht geſchloſſen werden (RG Recht 1920 Nr 3393). Eine ſchwere Ehever⸗ 
fehlung wurde darin gefunden, daß der Mann ſich nach der Hochzeit ſeiner Frau überhaupt 
nicht genähert, ihr vielmehr die eheliche Pflicht beharrlich verweigert und ſeit dem achten 
Tage nach der Hochzeit die Wohnung der Beklagten überhaupt nicht mehr betreten, auch alle 
Annäherungsverſuche ſchroff zurückgewieſen hatte. Dieſes die Frau bloßſtellende Verhalten 
und die darin liegende Kränkung wurde durch den einer hinreichenden Grundlage entbehren⸗ 
den Glauben des Mannes, von der Frau argliſtig getäuſcht worden zu ſein, nicht entſchuldigt 
(RG Recht 1920 Nr 3399). Ein Mann, der nicht völlig bereit iſt, die Folgen der Schwänge⸗ 
rung auf ſich zu nehmen und ſeine Pflichten gegen die Schwangere und das Kind zu erfüllen, 
mißbraucht ſeine Stellung als Ehemann, wenn er trotzdem von ſeiner Frau die Duldung der 
ehelichen Beiwohnung fordert. Er kann, wenn ſeine Frau die Beiwohnung verweigert, den 
Scheidungsgrund der hartnäckigen Verweigerung der ehelichen Pflicht nicht gegen ſie 
geltend machen, obwohl beide Teile dem Kinderſegen vorbeugen wollten und nur in den 
Beweggründen und in der Wahl des Mittels nicht einig waren (RG Recht 1921 Nr 2601). 
Mit dem Weſen der Ehe iſt es nicht unverträglich, wenn eine unterleibsleidende Frau der 
Beiſchlafsvollziehung, die ihr Schmerzen bereitet, ſich zu entziehen ſucht (RG Recht 1922 
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Nr 980). Verſteckte Beſchuldigung in einem Schriftſatze, die andere Partei habe einen 
Eid wiſſentlich falſch geſchworen, iſt als ſchwere Eheverfehlung anzuſehen (RG Warn 1910 
Nr 456). Drohungen (z. B. die Drohung der Frau, den Mann ins Irrenhaus zu bringen) 
können ſchwere Pflichtverletzungen auch dann darſtellen, wenn ſie zwar nicht ernſtlich gemeint, 
aber beſtimmt waren, den Eindruck ernſtlicher Drohungen zu erwecken (RG JW 1915, 12615). 
Darüber, ob die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft als Scheidungsgrund aus 
$ 1568 verwendet werden kann, wenn die Vorausſetzungen des $ 1567 nicht vorliegen, vgl. 
§ 1567 A 1. — Die von einer Partei im Rechtsſtreit zur Begründung des Scheidungs⸗ 
begehrens aufgeſtellten Behauptungen beleidigender Natur können, wenn ſie wider 
beſſeres Wiſſen oder in hohem Grade leichtfertig oder lediglich in der Abſicht, den andern Ehe⸗ 
gatten zu kränken, und nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aufgeſtellt ſind, Ehe⸗ 
verfehlungen darſtellen (RG IW 09, 46120; RG Warn 1920 Nr 115; RG LZ 1920, 2366; 
1922, 463°). Bei Prozeßbehauptungen (3. B. Behauptung des Ehebruchs) iſt der gute Glaube 
der Partei an die Wahrheit der Behauptung zu berückſichtigen, es ſeidenn, daß die Behauptung im 
hohen Grade leichtfertig, alſo mißbräuchlich aufgeſtellt worden wäre (RG Warn 1910 Nr 455; 
RG SeuffA 77 Nr 189). Stellt eine Partei im Scheidungsverfahren ehrenkränkende 
Behauptungen, deren Richtigkeit ſie nicht beweiſen kann, ohne jeden äußeren Anhalt, wenn 
auch nicht wider beſſeres Wiſſen auf, ſo handelt ſie grobleichtfertig, kann ſich auf Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen nicht berufen und verletzt die durch das eheliche Verhaltnis gebotenen 
Pflichten (RG L 1920, 328%). Bei beleidigenden Äußerungen, die in Schriftſätzen der 
Prozeßbevollmächtigten enthalten ſind, iſt darauf Gewicht zu legen, ob ſie mit Wiſſen 
und Willen des Ehegatten aufgenommen worden find, aber für den Inhalt der Schrift 
ſtücke, die von der Partei ſelbſt herrühren, iſt die Partei ohne weiteres verantwortlich. 
Ehrenrührige Außerungen in ſolchen Schriftſtücken unterſtehen, gleichviel ob fie zur 
Kenntnis des Gegners gelangen ſollen oder nicht, derſelben Beurteilung wie ſonſtige 
ehrenrührige Aufſtellungen im Eheprozeß (RG JW 05, 2048; 09, 46120, RG 11. 12. 15 
IV 204/15; vgl. auch OLG 30, 55). Wahrheitswidrige, zur Herabwürdigung des andern 
Ehegatten geeignete Nachreden können auch dann den Tatbeſtand des $ 1568 erfüllen, wenn 
fie zwar nicht gerade wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt worden ſind, aber auf grober Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhen (RG IW 1913, 951%. Behauptungen beleidigenden Inhalts können 
an ſich Eheverfehlungen, ſelbſt ſchwere, darſtellen, auch wenn ſie der Wahrheit entſprechen 
und nicht in der Abſicht der Kränkung aufgeſtellt ſind (RG Warn 1914 Nr 219). Das Vor⸗ 
handenſein einer ſchweren Eheverfehlung iſt nicht ſchon deshalb zu verneinen, weil der be⸗ 
ſchuldigte Ehegatte bei beleidigenden Außerungen lediglich die Abſicht verfolgt habe, 
ſeinem ſchweren Herzen Luft zu machen (RG Warn 1913 Nr 148; 1914 Nr 219; RG 
7. 2. 16 IV 313/15). Unter Umſtänden kann auch die grundloſe Weitererzählung wahrer 
Tatſachen ſchwer gegen die durch die Ehe begründeten Pflichten verſtoßen (RG Warn 1913 
Nr 148; RG 8. 2. 23 IV 436/22; RG 31. 5. 23 IV 322/22). Auch von einer durch Untreue 
ihres Mannes gekränkten Frau muß verlangt werden, daß ſie ihn nicht ohne Not in der 
Achtung der Hausgenoſſen herabſetzt. Selbſt ſolche der Wahrheit entſprechende Mitteilungen 
über den Lebenswandel des Mannes, mit denen die Frau nur ihrem gepreßten Herzen 
Luft machen will, können ſich als eine Eheverfehlung darſtellen (RG 3. 1. 24 IV 152/23). 
Auch eine einmalige Beleidigung kann einen Scheidungsgrund abgeben, doch müſſen die 
begleitenden Umſtände beſonders ſchwer wiegen (RG IW 1910, 65518, 1920, 437; RG Warn 
1912 Nr 218). In ſolchen und ähnlichen Fällen ſind die Begleitumſtände beſonders ſorg⸗ 
fältig zu prüfen (RG 15. 4. 16 IV 428/15; RG Gruch 64, 230; RG JW 1920, 43756; 
R Warn 1926 Nr 91). Auch von einer durch Untreue ihres Mannes gekränkten Frau muß 
verlangt werden, daß ſie in Geſprächen mit andern, namentlich mit ihren Kindern, über den 
Lebenswandel des Vaters die gebotene Zurückhaltung übt, vor allem keine unwahren Mit⸗ 
teilungen macht, die geeignet ſind, den Vater in den Augen der Kinder herabzuwürdigen. 
Zuwiderhandlungen können ſchwere Eheverfehlungen darſtellen (RG Warn 1914 Nr 299). 
Zänkiſches Weſen des einen Teils kann nur dann als Scheidungsgrund gelten, wenn Tat⸗ 
ſachen vorliegen, aus denen das Gericht auf eine ſchwere Eheverfehlung und eine hierdurch 
hervorgerufene Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes ſchließen kann. Das allgemein ge⸗ 
haltene Urteil eines einzelnen Zeugen wird dazu in der Regel nicht genügen. Die Tatſachen 
müſſen beſonders ſchwerwiegender Natur ſein, wenn ihretwegen eine dreißigjährige Ehe, 
aus der ſechs Kinder hervorgegangen find, geſchieden werden ſoll (RG 17. 1. 24 IV 196/23). 
Briefe der Frau, in denen ſie dem Manne allerhand ehrenrührige Dinge vorwirft, 
nachdem es ihr mit geſetzlichen Mitteln nicht gelungen war, in den Beſitz der Kinder zu 
kommen, können die Scheidung begründen Der Frau gereicht es nicht zur Entſchuldigung, 
daß fie die Briefe im Streite um die Kinder geſchrieben hat (RG Warn 1915 Nr 291). 
Die bloße Abfaſſung eines den Mann beleidigenden Briefes kann der Frau als Ehe⸗ 
verfehlung nicht angerechnet werden. Es muß hinzukommen, daß der Brief mit ihrem 
Willen zur Kenntnis irgendeiner andern Perſon gelangt (RG Recht 1922 Nr 983). In der 
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Stellung des Antrags auf Entmündigung des Ehegatten wegen Geiſteskrankheit iſt 
ein Verſtoß gegen die Ehepflichten dann nicht zu erblicken, wenn der Antrag nicht aus 
Gehäſſigkeit oder in unlauteren Abſichten, ſondern lediglich zu dem Zwecke geſtellt 
worden iſt, einer Verſchwendung des Vermögens des zu entmündigenden Ehegatten zum 
Beſten der Familie vorzubeugen (RG 1. 11. 15 IV 123/15). Für die Frage, ob in dem Ent- 
mündigungsantrag eine und insbeſondere eine ſchwere Verletzung der durch die Ehe begrün⸗ 
deten Pflichten liegt, kommt es nicht entſcheidend darauf an, ob der Entmündigungsantrag, 
bei der vorausgeſetzten Geiſtesſchwäche oder Verſchwendungsſucht des Klägers, das einzige 
oder das geeignetſte Mittel zur Erreichung des von der Beklagten verfolgten Zweckes, ſich 
vor Not zu ſchützen, war. Zur Verneinung der aufgeworfenen Frage genügt es vielmehr, 
daß die Beklagte den Schritt ohne leichtfertige Übereilung oder Hinwegſetzung über die auf 
den Kläger zu nehmende Rückſicht zur Wahrung ihrer Rechte für notwendig hielt 
(RG 30. 4. 23 IV 16/28). Entſchließt ſich der Mann zur Fortſetzung der Ehe, obwohl 
er gegen ſeine Frau den Verdacht der ehelichen Untreue hegt, ſo macht er ſich 
einer ſchweren Eheverfehlung ſchuldig, wenn er ihr deswegen jahrelang in der Ab⸗ 
ſicht, ſie zu demütigen, Vorwürfe macht und ſo ein erträgliches Zuſammenleben 
vereitelt (RG SeuffA 73 Nr 32). Vgl. auch RG JW 06, 38915, $ 1353 A 2 und $ 1570 A 3. 
Der Geiz eines Ehemanns iſt, wenn er ſich in einer weſentlichen Beeinträchtigung 
der Lebenshaltung äußert, auf welche die Ehefrau nach ihrer durch die Ehe begründeten 
geſellſchaftlichen Stellung einen berechtigten Anſpruch hat, mit den ſittlichen Grund⸗ 
lagen, auf welche die eheliche Gemeinſchaft aufgebaut ſein ſoll, nicht vereinbar. Eine ſolche 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten kann ſowohl einen Scheidungsgrund ab- 
geben als auch geeignet ſein, einem dadurch hervorgerufenen ehewidrigen Verhalten der Ehefrau 
die Bedeutung eines Scheidungsgrundes aus $ 1568 zu nehmen (RG 11.3. 18 IV 397/17: Ein 
Rentner mit 26000 Mark Jahreseinkommen ſtellte ſeiner Frau nur das geringe Haushaltungs⸗ 
geld von monatlich 150 Mark oder 200 Mark zur Verfügung). Eine ſchwere Eheverfehlung ſtellt 
es dar, wenn der Mann von ſeinem Rechte, ſich gegen das Schuldenmachen ſeiner Frau 
durch eine Anzeige in den Zeitungen, daß er für die Schulden nicht auſkomme, zu ſichern 
(§ 1357 A 2), ohne jeden genügenden Anlaß und nur in der Abſicht, ſeine Frau zu verletzen 
und bloßzuſtellen, Gebrauch macht (R& 9. 1. 19 IV 287/18). Wenn es auch einem Ehegatten 
nicht verſagt iſt, ſtrafgerichtliches Einſchreiten gegen den andern Ehegatten wegen einer 
ſtrafbaren Handlung zu veranlaſſen, ſo kann doch unter Umſtänden die Erſtattung einer Straf⸗ 
anzeige mit der rechten ehelichen Geſinnung unverträglich erſcheinen und die Scheidung recht⸗ 
fertigen, ſelbſt wenn die Anzeige zwar nicht wiſſentlich falſch, aber doch grob fahrläſſig erſtattet 
wurde (RG IW 05, 49625; 1911, 48812; RG Warn 1915/16 Nr 109). Strafanzeigen, 
die zur Wahrnehmung eigener Rechte und nicht in der Abſicht, den andern Ehegatten zu 
ſchädigen, erſtattet werden, begründen keinen Scheidungsanſpruch (RG IW 1911, 154; 
NG 9. 6. 10 IV 399/09, Anzeige wegen falſchen Offenbarungseides des Mannes durch die 
Frau aus Sorge um ihren Unterhalt). Die Annahme einer ſchweren Eheverfehlung müßte 
begründeten Bedenken unterliegen, wenn die Beklagte eine — übrigens begründete — Dieb- 
ſtahlsanzeige gegen den Kläger zwar nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht, 
ſich aber erſt infolge erneuter Mißhandlung durch den Kläger und in der dadurch hervor⸗ 
gerufenen Erbitterung zur Erſtattung der von ihr angeblich ſpäter bereuten Anzeige hat hin⸗ 
reißen laſſen (RG 13. 7. 22 IV 615/21). Eine Meineidsanzeige, die der Mann gegen die 
Frau ohne ſachliches Intereſſe aus blindem Haß erſtattet, iſt ſelbſt dann, wenn die Frau die 
Eidespflicht mindeſtens fahrläſſig verletzt hat, eine ſchwere Eheverfehlung. Als berechtigtes 
Intereſſe des Mannes kann es nicht anerkannt werden, wenn der Mann im Wege des Straf⸗ 
verfahrens den Beweis des Meineides erlangen will, um den Meineid als Eheſcheidungsgrund 
benutzen zu können. Ein derartiges Verfahren würde in gröbſter Weiſe gegen die durch die 
Ehe begründeten Pflichten verſtoßen (RG JW 1913, 990%). Die Tatſache, daß ein Ehegatte 
Verdacht einer ſtrafbaren Handlung gegen den andern hegt, reicht nicht aus um die Erſtatrung 
einer Strafanzeige zu rechtfertigen; es müſſen vielmehr tatfächlihe Anhaltspunkte vor; 
liegen, die bei ruhiger Prüfung und Überlegung den Verdacht als begründet und erweisbar 
erſcheinen laſſen (RG Warn 1915/16 Nr 109). Eine ſchwere Eheverfehlung liegt vor, wenn 
ſich der Ehegatte nur durch Rachſucht zu der Erſtattung einer Strafanzeige bewegen läßt 
(RG 9. 7. 14 IV 169/14). Desgleichen, wenn er in der Abſicht, dem andern Ehegatten mög. 
lichſt zu ſchaden, in einem gegen letzteren eingeleiteten Strafverfahren eine eidliche Zeugen ⸗ 
ausſage zu deſſen Ungunſten wiſſentlich oder fahrläſſig falſch abgibt (RG 8. 3. 15 IV 457/14). 
Ob die Erſtattung einer Strafanzeige gegen den andern Ehegatten eine Verfehlung im 
Sinne des $ 1568 bildet, das iſt eine nicht allgemein zu beantwortende, ſondern von Fall zu 
Fall unter Berückſichtigung der jeweiligen Umſtände zu prüfende Frage; insbeſondere kann 
nicht nur die Erſtattung einer grundloſen, ſondern auch die Erſtattung einer an ſich begrün⸗ 
deten Anzeige als gegen die Pflichten eines Ehegatten verſtoßend angeſehen werden (RG 
Warn 1913 Nr 369; RG 3. 1. 16 IV 248/15). Bezichtigt ein Gatte den andern gegenüber 
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Dritten einer ſtrafbaren Handlung, ſo kann darin eine ſchwere Eheverfehlung auch dann liegen, 
wenn es nicht wider beſſeres Willen geſchieht. Nicht darauf kommt es an, ob er ſich in gutem 
Glauben befindet, ſondern ob ſeine Beweggründe entſchuldbar oder zu mißbilligen ſind, ob 
alſo ſeine Handlungsweiſe eine verwerfliche, mit dem Weſen der Ehe nicht vereinbare Ge⸗ 
ſinnung verrät oder nicht. Wird der Gatte zu der Beſchuldigung nicht durch fachliche Inter⸗ 
eſſen, ſondern durch Rachſucht oder Gehäſſigkeit, alſo durch die Abſicht beſtimmt, den 
andern zu ſchädigen und herabzuſetzen, ſo verletzt er das Gebot gegenſeitiger Achtung und 
damit die durch die Ehe begründeten Pflichten (RG 23 1920, 8628; 1922, 558°; RE 14. 2. 21 
IV 452/20). Eine nur in Schädigungsabſicht und nicht etwa in Wahrung berechtigter In⸗ 
tereſſen gegen den Ehegatten erſtattete Strafanzeige muß, auch wenn die behauptete Tat⸗ 
ſache wahr iſt oder doch der Anzeigende von ihrer Wahrheit überzeugt ſein kann, als mit der 
rechten ehelichen Geſinnung nicht verträglich angeſehen werden (RG 7. 1. 24 IV 175/28). 
Auch eine begründete oder gutgläubige Strafanzeige kann unter Umſtänden eine ſchwere Ver⸗ 
fehlung im Sinne des $ 1568 darſtellen. Hauptſächlich kommt es auf die Geſinnung an, von 
welcher ſich ein Gatte bei der Erſtattung einer Strafanzeige leiten läßt (RG LZ 1922, 71. 
RE 11. 6. 23 IV 782/22). Die Ladung zum Offenbarungseide kann, wenn mit ihr eine öffent⸗ 
liche Kränkung und Bloßſtellung des geladenen Ehegatten bezweckt wird, als eine Ver⸗ 
fehlung angeſehen werden, die unter Heranziehung früherer durch Friſtablauf oder Ver⸗ 
zeihung ausgeſchloſſener Tatſachen die Scheidung aus § 1568 rechtfertigt (RG 3. 4. 16 
IV 404/15). Erheblich für die Verneinung einer ſchweren Eheverfehlung würde ſein 
können, wenn der Ehegatte die Strafanzeige aus berechtigtem Intereſſe, zu eige⸗ 
nem Schutze erſtattet hat (RG 28. 9. 16 IV 158/16; RG Warn 1919 Nr 120). Un⸗ 
ſauberkeit und wirtſchaftliche Nachläſſigkeit eines Ehegatten können nur, wenn ſie 
in beſonders hohem Grade vorliegen und in beharrlicher Weiſe, trotz der Ermahnungen 
des andern Teiles betätigt werden, als Scheidungsgrund in Frage kommen (RG Warn 08 
Nr 525; 1911 Nr 39; RG JW 1912, 35218; RG L 16, 588; RG 7. 3. 27 IV 751/26). Fehlt 
es an der Feſtſtelluug, daß der Mann jemals der Frau ihr Verhalten mit Bezug auf die 
Wirtſchaftsführung ernſtlich verwieſen hat, ſo kann die Vernachläſſigung der Haushalts⸗ 
pflichten zur Scheidung nicht führen (RG 17. 12. 14 IV 390/14; 16. 9. 15 IV 75/15). Vgl. 
auch RG Warn 1920 Nr 167, wo die von der Frau verſchuldete, zu einem dauernden Zu⸗ 
ſtande gewordene große Unſauberkeit und Unordnung im Haushalt und Verwahrloſung 
der Kindererziehung als Scheidungsgrund anerkannt wurde, da die Frau trotz Abnahme 
eines Beines imſtande war, ihre Pflichten zu erfüllen. — Eine Frau, die es trotz nach⸗ 
drücklicher und ernſter Ermahnungen des Mannes beharrlich unterläßt, ihren Körper, ins⸗ 
beſondere ihre Geſchlechtsteile durch Baden und Waſchen ſauber zu erhalten, gibt dem Manne 
Grund zur Scheidung (RG Recht 1920 Nr 2872). Wenn die Verfehlungen (Schuldenmachen) 
der Frau nicht vor den Augen des Ehemanns, ſondern hinter deſſen Rücken ge⸗ 
ſchehen waren, ſo bedarf es zur Annahme einer ſchweren Eheverfehlung nicht der Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Mann bemüht geweſen iſt, durch Einwirkung auf die Frau Abhilfe zu ſchaffen 
(RG 18. 12. 16 IV 207/16). Schuldenmachen der Frau in Verbindung mit falſchen Vor⸗ 
ſpiegelungen gegenüber dem Manne trotz deſſen Verwarnung als Scheidungsgrund anerkannt 
in RH Warn 1921 Nr 146. Iſt die mangelhafte Führung des Haushalts nicht auf bloße 
Nachläſſigkeit, ſondern auf Böswilligkeit der Frau gegen den Mann zurückzuführen, ſo 
bedarf es zur Annahme eines Verſtoßes gegen § 1568 nicht der Feſtſtellung, daß der Mann 
bemüht geweſen iſt, durch Einwirkung auf die Frau Abhilfe zu ſchaffen (RG Warn 1913 
Nr 203; RG 18.12.16 IV 207/16). Einer ſchweren Eheverfehlung macht ſich unter Um⸗ 
ſtänden die Ehefrau eines Landwirts ſchuldig, wenn ſie bei der Wirtſchaftsführung in 
einer die Wirtſchaft gefährdenden Weiſe die Anordnungen des Mannes durch Gegenanord⸗ 
nungen durchkreuzt (zumal vor dem Geſinde) und ihre Mitarbeit verweigert (RG JW 1912, 
912°). Eine mit ihrem Manne in Errungenſchaftsgemeinſchaft lebende Frau, die trotz auskömm⸗ 
licher Einnahme heimlich und hinter dem Rücken ihres Mannes in unehrenhafter Weiſe Schul⸗ 
den auf Schulden häuft und dadurch das Konkursverfahren über ihr Vermögen veranlaßt, gibt 
dem Manne einen Scheidungsgrund (RG Warn 1914 Nr 295). Beim geſetzlichen Güter⸗ 
ſtande ſteht dem Manne während der Ehe Verwaltung und Nutznießung an den der Frau 
gehörigen Möbeln und Einrichtungsgegenſtänden und damit das Recht zu, über den Verbleib 
dieſer Sachen zu beſtimmen. Nur bei berechtigtem Getrenntleben der Frau kann dieſe auf 
Grund des § 1361 Abſ 1 Satz 2 die zur Führung eines abgeſonderten Haushalts erforderlichen 
Sachen aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum Gebrauch herausverlangen, ſofern dieſe 
Sachen nicht für den Mann unentbehrlich ſind. Auch in dieſem Falle hat jedoch die Frau 
grundſätzlich kein Recht, hinter dem Rücken des Mannes und eigenmächtig Sachen aus der 
Ehewohnung fortzuſchaffen und dem Manne auf dieſe Weiſe ohne ſeinen Willen den Beſitz 
daran zu entziehen. Eine derartige Handlungsweiſe iſt demnach rechtswidrig und kann zu⸗ 
gleich eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten enthalten, wenn ſie ſich nach 
den Umſtänden des einzelnen Falles als eine beſondere Rüclſichtsloſigkeit oder Liebloſigkeit 


Scheidung der Ehe 8 1568 285 


gegenüber dem Ehemanne darſtellt (RG 31. 5. 23 IV 8/23). Das eigenmächtige Ausräumen 
der ehelichen Wohnung durch die Frau ohne Kenntnis und gegen den Willen des (auf See be⸗ 
findlichen) Ehemanns kann je nach den Umſtänden eine ſchwere Eheverfehlung darſtellen 
(RG 13. 12. 26 IV 555/26). Die Einleitung des Scheidungsverfahrens ſeitens der Frau über⸗ 
hebt ſie grundſätzlich nicht ihrer Hausfrauenpflichten, ſolange ſie mit dem Manne die 
häusliche Gemeinſchaft teilt (RG 9. 3. 11 IV 191/10). Die Vernachläſſigung der Haus⸗ 
frauenpflichten ſeitens einer Ehefrau verliert die Eigenſchaft einer ſchweren Eheverfehlung, 
wenn ihr der Mann durch unwürdige Behandlung die Luſt und die Kraft zur Pflicht⸗ 
erfüllung benimmt (RG JW 1911, 5892), Häusliche Mißwirtſchaft der Frau kann aller⸗ 
dings den Mann zum Scheidungsverlangen berechtigen, aber nur unter beſonders ſchweren, 
ausdrücklich feſtzuſtellenden Umſtänden, namentlich wenn die Frau trotz Warnung und 
Einwirkung des Mannes ihre hauswirtſchaftlichen Pflichten auch weiterhin böslich oder 
doch grob fahrläſſig zu vernachläſſigen fortfährt (RG LZ 17, 1052; RG 11. 6. 23 
IV 782/22; RG 4. 2. 24 IV 198/23). Aber die Schutzbehauptung der Beklagten, fie fei 
nur infolge der andauernden Beſchimpfungen des Klägers nervenleidend geworden und 
bedürfe einer rückſichtsvollen Behandlung, durfte nicht außer acht gelaſſen werden. Denn ihr 
Vorbringen war geeignet, die Vernachläſſigung des Haushalts als minder ſchwere Ehever⸗ 
fehlung zu bewerten R Recht 1922 Nr 981). Die Pflicht, zur Erziehung der Töchter mit⸗ 
zuwirken, liegt der Frau nicht nur als Mutter, ſondern auch als Gattin ob (RG JW 
01, 296). Begünſtigt die Frau trotz Einſpruchs des Mannes einen unziemlichen Ver⸗ 
kehr der Töchter mit jungen Männern, ſo macht ſie ſich einer ſchweren Eheverfehlung 
ſchuldig (RG Warn 1911 Nr 39). Verlobung eines Ehegatten mit einem Dritten während 
der Ehe gilt grundſätzlich als ſchwere Eheverfehlung (RG IW 1911, 98310). Es iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden, wenn das Berufungsgericht unter den obwaltenden Umſtänden, nach 
denen mit der Scheidung der Ehe wegen Ehebruchs der Klägerin als einer feſtſtehenden Tat⸗ 
ſache zu rechnen war, angenommen hat, daß die bloße Außerung der Abſicht des Beklagten, 
ſich nach Scheidung feiner Ehe anderweitig verheiraten zu wollen, noch keine Eheverfehlung 
enthält. Anders verhält es ſich allerdings, wenn der Beklagte vor Auflöſung ſeiner Ehe mit 
der⸗Klägerin einer andern Perſon gegenüber ein Eheverſprechen abgegeben haben ſollte. 
Darin müßte in jedem Falle eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ge- 
ſehen werden (RG 12. 11. 23 IV 359/23). Ein Ehegatte, der den andern Ehegatten plan⸗ 
mäßig der Verſuchung des Ehebruchs ausſetzt, um einen Scheidungsgrund zu erlangen, 
gibt ſelbſt Anlaß zur Scheidung (RG 25. 1. 12 IV 258/11; RG Warn 1918 Nr 119). 
Ein Ehegatte, der während des Scheidungsverfahrens den andern Ehegatten auf den 
bloßen, tatſächlicher Anhaltspunkte entbehrenden Verdacht des Ehebruchs hin durch Ge⸗ 
heimbeamte (Detektivs) oder andere Perſonen beobachten und über ihn beleidigende 
Erkundigungen einziehen oder beleidigende Gerüchte ausſtreuen läßt, macht ſich einer un⸗ 
erlaubten Handlung ſchuldig. Der andere Teil hat geeignetenfalls einen Anſpruch auf 
Unterlaſſung und Schadenserſatz (RG JW 1912, 11056). Eine derartige unerlaubte Hand⸗ 
lung kann auch als Eheverfehlung im Sinne des § 1568 angeſehen werden. Verletzungen 
der durch die Ehe begründeten Pflichten können ſich auch als unerlaubte Handlungen im Sinne 
der 88 823, 826 darſtellen und Schadenserſatzpflicht nach ſich ziehen (RG ZW 05, 43110). Hat 
der Mann keinerlei begründeten Anhalt dafür, daß die Frau ſich in ehewidrigen Verkehr mit 
andern Männern eingelaſſen habe, jo wird ſchon in dem Beobachtenlaſſen durch ein Detektiv⸗ 
bureau an ſich, auch wenn hierbei unlautere oder anſtößige Mittel nicht angewendet worden 
ſind, eine Verletzung der durch das eheliche Verhältnis gebotenen Pflichten zu finden ſein 
c L 1920, 526°). Überwachung des Mannes durch einen von der Frau betrauten 
Detektiv ſtellt ſich nicht notwendig als eine ſchwere Eheverfehlung dar, beſonders wenn der 
Mann durch nächtliches Fernbleiben von Haufe unter gefliſſentlicher Verſchweigung des 
Zweckes ſeiner Ausgänge und völligem geſchlechtlichem Fernbleiben von der Frau den Ver⸗ 
dacht des Ehebruchs erregt (RG Warn 1922 Nr. 124). Ein Ehemann, der ſeine vermeintlichen 
Anſprüche gegen ſeine mit ihm in Gütertrennung lebende Ehefrau gerichtlich zur Geltung 
bringt, macht ſich dadurch nicht ohne weiteres einer Eheverfehlung ſchuldig. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob er eine genügende Veranlaſſung zur Klage hatte oder doch glauben 
konnte, ſolche zu haben (RG JW 1917, 6565). Die Treupflicht, welche die Eheleute ſich 
gegenſeitig geloben, und die Achtung, welche ſie einander ſchulden, verlangen, daß ſie 
während des Beſtehens der Ehe im Umgange mit Perſonen andern Geſchlechts und 
ihrem Benehmen dieſen gegenüber alles vermeiden, was geeignet iſt, in dem einen Gatten 
Zweifel an der ehelichen Treue des andern zu erwecken. Gegen dieſes Gebot der Ehe als 
der Verkörperung des höchſten Sittengeſetzes verſtößt ein Mann, der mit dem Dienſtmädchen 
ein ehewidriges Verhältnis unterhält, in gröblichſter Weiſe (RG ZW 1917, 970%). Ein 
Scheidungsgrund kann darin gefunden werden, daß der Ehemann eine andere Frauens⸗ 
perſon als ſeine Ehefrau in das Fremdenbuch eines Gaſthofs einträgt (RG 108, 230). 
Unter Umſtänden iſt das Scheidungsverlangen ſchon berechtigt, wenn der andere Teil 
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Anlaß zum Zweifel an der ehelichen Treue gibt. Denn es gehört zu deu ehelichen Pflichten, 
dem andern Teil keinen Anlaß zum Zweifel an der ehelichen Treue des Gatten zu geben 
NE IW 1927, 1193˙). Ehewidriges Verhalten der Ehefrau ift darin zu erblicken, daß ſie 
einen Untermieter, auf den, wie ſie wußte, ihr Ehemann ſchon lange eiferfüchtig war, 
abermals in ihre Wohnung aufnahm und verdächtige Beziehungen zu ihm weiterpflegte 
(RG Warn 1926 Nr 215). Dagegen ift das Scheidungsverlangen des Mannes unbegründet, 
wenn er die Beſuche der Frau bei ihrem früheren Liebhaber ſelbſt veranlaßt hat (RG Warn 
1927 Nr 14). Über anſtößiges, den Verdacht des Ehebruchs erweckendes Verhalten eines Ehe⸗ 
gatten als Scheidungsgrund vgl. auch $ 1565 A 1. Einer ſchweren Pflichtverletzung macht ſich 
eine Frau ſchuldig, die das aufrichtige und ernſte Verlangen ihres mit der Scheidungsklage 
rechtskräftig abgewieſenen Mannes nach Wiedervereinigung unbeachtet läßt. Ihr Verhalten 
kann unter Heranziehung früherer Verfehlungen zur Unterſtützung gemäß § 1573 als Grund⸗ 

lage der Scheidung dienen (RC Warn 1918 Nr 33). Durchführung der (in Deutſchland nicht 
anerkannten) Scheidung vor einem amerikaniſchen Gerichte ſeitens einer in Deutſchland 

wohnenden, ſich in Amerika beſuchsweiſe aufhaltenden Frau kann von dem Manne (einem 
Deutſchen) als ſchwere Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten angeſprochen 
werden (RG ZW 1906, 16723). Keine Eheverfehlung liegt darin, daß der Ehegatte im Schei 

dungsprozeß tatſächliche Behauptungen des Gegners beſtreitet, die ſich durch die Beweis 
aufnahme als zutreffend erweiſen. Es handelt ſich dabei lediglich um Verteidigungsmaß⸗ 

nahmen. Eine Verpflichtung des Ehegatten, ihm ungünſtige, aber richtige Tatſachen zuzu⸗ 

geſtehen oder doch unbeſtritten zu laſſen, läßt ſich aus dem ſittlichen Weſen der Ehe nicht her⸗ 

leiten (RG 5. 12. 15 IV 231/15). 

4. Ehrloſes oder unſittliches Verhalten eines Ehegatten iſt, wenn es auch keine un⸗ 
mittelbare Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten enthält, doch mit dem Weſen 
der Ehe unvereinbar. Verbrechen und Vergehen können ſich als ehrloſes oder unſittliches 
Verhalten darſtellen. Entſcheidend iſt nicht die Tatſache der Beſtrafung des Ehegatten, ſondern 
die Tatſache der Begehung einer ſtrafwürdigen Handlung (RG IW 1912, 871351). Straf⸗ 
gerichtliche Urteile haben für das Ehegericht keine bindende Kraft ($ 14 Abſ 2 Nr 1 EG. ZPO). 
Iſt die ſtrafbare Handlung vor der Eingehung der Ehe begangen, ſo kann, auch wenn die ſtraf⸗ 
gerichtliche Verurteilung erſt nach der Eingehung der Ehe erfolgt, der 8 1568 nicht angewendet 
werden. Dagegen kann in ſolchem Falle der Anfechtungsgrund des Irrtums oder der arg⸗ 
liſtigen Täuſchung (88 1333, 1334) in Frage kommen (RG 51, 340; RG 22. 3. 23 IV 399/22). 
Keineswegs braucht ein Verhalten, um unſittlich zu ſein, auf Erregung oder Befriedigung 
des Geſchlechtstriebs abzuzielen, alſo unzüchtig zu fein, wenn es nur fonft den herrſchenden 
Sittlichkeitsbegriffen widerſtreitet (RG Warn 1914 Nr 86, der Mann hatte vor dem Dienſt⸗ 
mädchen feinen Unterleib entblößt). Unſittliches, die Scheidung rechtfertigendes Verhalten 
des Mannes liegt vor, wenn dieſer die Frau wiederholt vor Ausführung des Beiſchlafs trotz 
ihres Widerſtrebens einer entwürdigenden, ſchmerzhaften, Ekel und Abſcheu erregenden Be⸗ 
handlung unterwirft (RG Warn 1926 Nr 160). Beharrliche Trunkſucht eines Ehegatten 
kann als ehrloſes oder unſittliches Verhalten aufgefaßt werden (RG IW 02, 71; 
02 Beil 248150; 1911, 36927). Unverbeſſerliche Trunkſucht wird nicht vorausgeſetzt 
(RS SW 04, 47315; RG Warn 1915 Nr 241). Nicht erforderlich iſt, daß der Zuſtand der 
beharrlichen Trunkſucht noch zur Zeit der Geltendmachung dieſes Scheidungsgrundes fort⸗ 
beſteht (RG JW 06, 1401). Dagegen kann die nachträglich eingetretene Beſſerung 
oder Heilung den Schluß rechtfertigen, daß die Trunkſucht keine beharrliche geweſen ſei 
(RG ZW 02 Beil 248180). Die Verantwortlichkeit des trunlſüchtigen Ehegatten wird 
durch die infolge übermäßigen Trinkens eintretende Geiſtesſchwäche nicht beſeitigt (RG 
JW 06, 14018). Ein Ehegatte iſt trunkſüchtig, wenn fein Hang zu übermäßigem Trinken 
in dem Grade krankhaft geworden iſt, daß er die Kraft verloren hat, dem Anreize zum über⸗ 
mäßigen Genuſſe geiſtiger Getränle zu widerſtehen (RG IW 02 Beil 280286, RG Gruch 
57, 410). Ein unſittliches Verhalten eines Ehegatten, der ſich dem Trunke hingibt, kann auch 
angenommen werden, ohne daß Trunkſucht im Sinne des 8 6 vorliegt (RG Warn 1910 
Nr 124; Rc 28. 1. 15 IV 531/14). Nicht ſchon wiederholte Trunkenheit iſt mit rechtlicher 
Notwendigkeit als eine ſchwere Eheverfehlung anzuſehen; regelmäßig wird eine ſolche (auch 
wenn keine Trunkſucht im Sinne des $ 6 vorliegt) erſt beim Nachweis einer einigermaßen 
ſtetig gewordenen Hingabe an übermäßigen Genuß geiſtiger Getränke für vorliegend er⸗ 
achtet werden können, wobei es weſentlich auf die Geſtaltung des Einzelfalles ankommen 
wird (RG 6. 12. 23 IV 821/22). Anderſeits bedarf, wenn ein unwiderſtehlicher Hang 
beſteht, die Frage des Verſchuldens beſonderer Prüfung (RG 68, 124; RG Warn 08 Nr 166; 
1910 Nr 124). Iſt das Trinken ein auf erbliche Belaſtung zurückzuführender Krankheits⸗ 
zuſtand, ſo läßt ſich eine ſchwere Eheverfehlung nicht feſtſtellen (& JW 1914, 5920). Ein. 
getretene Beſſerung des Trinkers kann auf die Frage, ob dem andern Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe zuzumuten ſei, von Einfluß fein (RG Warn 1910 Nr 124: 1915 Nr 241; 
1915/16 Nr 108 u. 249; RG IW 1914, 248°; 1915, 4465; RG 23 16, 650). Vgl. A 7. 
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Außerungen eines Ehegatten über Vorkommniſſe im innerſten ehelichen Verkehr zu dritten 
Perſonen können, auch wenn fie der Wahrheit entſprechen, Eheverfehlungen bilden, und zwar 
ſowohl als Beleidigung des andern Ehegatten wie auch aus dem Geſichtspunkte eines un⸗ 
ſittlichen Verhaltens (Rch 16. 1. 11 IV 72/10; R Warn 1926 Nr 215). Die ohne jeden 
berechtigten Zweck und Grund erfolgende Offenbarung innerſter, das Geſchlechts⸗ 
leben der Ehegatten betreffender Vorgänge an gänzlich unbeteiligte Dritte, hier 
noch dazu an einen ehemaligen Dienſtboten der Parteien, iſt mit der auch noch während des 
Scheidungsverfahrens fortbeſtehenden Pflicht der Ehegatten zur gegenſeitigen Rückſicht⸗ 
nahme nicht vereinbar und kann ſehr wohl geeignet ſein, einen Scheidungsanſpruch des 
andern Ehegatten aus $ 1568 zu begründen (RG 8. 6. 14 IV 81/14). Eine ſchwere Ehe⸗ 
verfehlung der Frau kann darin gefunden werden, daß ſie einem Dritten gegenüber ſcham⸗ 
loſe Reden über den ehelichen Verkehr der Eheleute führt. Ein jeder natürlich empfindende 
Mann müſſe durch ein ſolches Verhalten ſeiner Frau mit Abneigung und Widerwillen gegen 
fie erfüllt werden (RG 14. 12. 22 IV 49/22). Hat der Kläger von dem Abtreibungsverſuche 
der Beklagten gewußt und das Verhalten ſeiner Frau gebilligt, ſo hatte er ſich des Rechts 
begeben, aus dem an ſich ſittlich verwerflichen Tun ſeiner Frau einen Vorwurf gegen ſie 
herzuleiten und dieſerhalb Scheidung zu begehren. Tat er dies gleichwohl, unter Ver⸗ 
ſchweigung ſeines früheren Einverſtändniſſes, fo konnte darin ein Zeichen ſtarker Liebloſig⸗ 
keit und des Mangels ehelicher Geſinnung gefunden werden, zumal wenn er die Angelegen⸗ 
heit in gehäffiger und verletzender Form zur Sprache brachte (RG 17. 2. 27 IV 497/26). 
Die ehrloſe Handlung eines Ehegatten kann auch dann die Scheidung rechtfertigen, wenn 
die Handlung zum Vorteile beider Ehegatten dienen ſollte (RG Warn 1912 Nr 435, 
Anſinnen eines Kaufmanns an feine Frau, die eingehenden Gelder nicht zu buchen, ſondern 
beiſeitezuſchaffen). Als ehrloſes oder unſittliches Verhalten konnen auch in Betracht kommen: 
die Ergreifung eines ſchimpflichen Gewerbes, die Vornahme unzüchtiger Handlungen, 
Lebensnachſtellung gegen nahe Verwandte des andern Ehegatten und die Ver⸗ 
weigerung der kirchlichen Trauung, wenn fie vor der Eheſchließung ausdrücklich ver- 
einbart war. In letzterer Beziehung vgl. RG 57, 256. Es iſt weder ein ehrloſes oder unfitt: 
liches Verhalten, noch eine Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, wenn die Frau 
einem vor und während der Ehe abgegebenen ehrenwörtlichen Verſprechen zuwider ſich weigert, 
lediglich aus äußeren Gründen und ohne innere Überzeugung ihren Glauben zu wechſeln 
(hier zum Judentum überzutreten; RG JW 1917, 7658 und Bem dazu von Fuchs und Kahl). 
Übertritt der Frau von der evangeliſchen Kirche zur Adventiſtengemeinde als Scheidungs⸗ 
grund wegen mangelnden Verſchuldens der Frau verneint in R Gruch 65, 347. Zu den 
durch die Ehe begründeten Pflichten des andersgläubigen Ehegatten gehört es, bei der Er⸗ 
ziehung des Kindes in religiöſer Beziehung das gegebene Verſprechen einzulöfen. Ob aber 
die Zuwiderhandlung gegen dieſe Pflicht als eine ſchwere anzuſehen iſt, kann nur nach den 
Umſtänden des Falles gewürdigt werden (NG Recht 1925 Nr 459, hier verneint, weil die 
Zuwiderhandlung nicht auf eine ehewidrige Geſinnung, ſondern auf den Wunſch der Frau, 
ihren Sohn religiös zu erziehen, zurückzuführen war). In einem Falle, in welchem beide 
Eheleute katholiſch waren und keine Vereinbarung über die religiöſe Erziehung der Kinder 
getroffen hatten, hat das Reichsgericht darin, daß der Ehemann gegen den offenſichtlichen, 
ihm bekannten Willen ſeiner Ehefrau das eine Kind der evangeliſchen Religion zugeführt 
hat, eine ſchwere Eheverfehlung erblickt, auch wenn nicht die Abſicht der Kränkung, ſondern 
religiöſe Gründe maßgebend waren. Solche Eheverfehlung begründe, wird ausgeführt, die 
Scheidung nach § 1568, ſofern durch das Verhalten des Mannes infolge der drohenden Strei⸗ 
tigkeiten eine erſprießliche, dem fittlichen Weſen der Ehe entſprechende Fortſetzung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft unmöglich gemacht wird (NG JW 1927, 11949). Vgl. Gef über die reli⸗ 
giöſe Kindererziehung v. 15. 7. 21. Als unſittliches Verhalten im Sinne des $ 1568 iſt 
es nicht anzuſehen, wenn die katholiſche Ehefrau entgegen der mit dem proteſtantiſchen Manne 
vor der Heirat getroffenen Vereinbarung, daß ihre Kinder proteſtantiſch getauft und erzogen 
werden ſollen, einem Kinde die katholiſche Taufe hat geben laſſen und hierzu lediglich durch 
Gewiſſensbedenken veranlaßt worden war (RG 15. 3. 23 IV 509/22). Über anſtößiges, den 
90. Ehebruchs erweckendes Verhalten eines Ehegatten als Scheidungsgrund 


Zuſtimmung und Teilnahme. Hat ein Ehegatte den Handlungen des andern Che- 
gatten zugestimmt, z. B. zu unzüchtigen Handlungen, oder ſich der Teilnahme ſchuldig gemacht, 
3. B. an Straftaten, fo entfällt der Scheidungsgrund. Vgl. A 7. 


Geſchlechtskrantheit. Die Tatſache, daß der Ehegatte mit einer Geſchlechtskrankheit 
behaftet ift, bildet für ſich allein keinen Scheidungsgrund (RG 16. 11. 05 IV 247/05), kann 
aber die Verweigerung der Geſchlechtsgemeinſchaft, nötigenfalls die Aufhebung der häus⸗ 
r und die Anfechtung der Ehe rechtfertigen. Vgl. 8 1567 U 3, § 1853 A 3, 
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5. Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes iſt gleichbedeutend mit Zerrüttung der Ehe. 
— Die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes im Sinne des $ 1568 beſteht darin, daß durch 
das ſchuldhafte ehewidrige Verhalten des einen Ehegatten die eheliche Geſinnung des andern 
Teils zerſtört wird, dieſer alſo die Verfehlungen des gegen die Ehepflichten verſtoßenden 
Gatten als ſo ſchwere Kränkungen ſeiner ehelichen Rechte empfindet, daß es ihm unmöglich 
gemacht wird, fernerhin dem ſchuldigen Teile die ihm nach dem Weſen der Ehe geſchuldete 
Liebe und Achtung entgegenzubringen. Die Annahme der ehezerrüttenden Wirkung der 
Verfehlungen eines Ehegatten erfordert hiernach nicht die Feſtſtellung, daß auch die eheliche 
Gefinnung dieſes Ehegatten erloſchen ſei, wird aber anderſeits durch eine derartige Feſtſtellung 
auch nicht ausgeſchloſſen. Es kommt vielmehr ſtets nur darauf an, in welcher Weiſe die 
Verfehlungen auf das eheliche Empfinden des andern Teils wirken (RG 103, 326, RG 
Recht 1924 Nr 270). Die Ehe muß fo tief zerrüttet fein, daß dem andern Ehegatten 
die Fortſetzung der Ehe als Erfüllung einer Rechtspflicht nicht zugemutet werden kann. 
Dieſe Frage iſt zunächſt unabhängig davon, ob der andere Ehegatte die Fortſetzung der 
Ehe als eine unerträgliche Laſt empfindet, zu beantworten. Ihre Beantwortung iſt unter 
Berückſichtigung der Schwere der Pflichtverletzung aus dem Weſen der Ehe als einer auf 
fittliher Grundlage beruhenden Lebensgemeinſchaft und einer über dem Willen der Ehe⸗ 
leute ſtehenden Ordnung zu entnehmen. Iſt hiernach dem gekränkten Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe nicht anzufinnen, fo fragt es ſich in zweiter Reihe, ob er nach ſeinem eigenen 
perſönlichen Empfinden die Fortſetzung der Ehe nicht ertragen könne (RG JW 05, 3931 
RE Warn 1915 Nr 56; 1919 Nr 177; RG JW 1923, 37285; RG 4. 2. 24 IV 356/23). Die 
Pflichtverletzung muß hiernach ſowohl an ſich geeignet fein, die Ehe bis zu der im $ 1568 
bezeichneten Tiefe zu zerrütten, als auch dieſe Wirkung im einzelnen Falle tatſächlich gehabt 
haben (RG IW 00 ©. 518, 645, 892). Eine Handlung, die im allgemeinen geeignet iſt, die 
eheliche Geſinnung des verletzten Ehegatten zu zerſtören (hier Verwendung von Phosphor⸗ 
ſtreichhölzern bei Zubereitung der für den Mann und deſſen Eltern beſtimmten Speiſe durch 
die Frau) hat auch im einzelnen Falle ohne weiteres Eingehen auf den perſönlichen Stand⸗ 
punkt des verletzten Ehegatten als dazu geeignet zu gelten, wenn nicht beſondere eine Aus- 
nahme begründende Umſtände geltend gemacht werden (Rö 46, 154; ebenſo RG 11. 7. 18 
IV 146/18; RG 6. 11. 22 IV 44/22). Vermag der gekränkte Ehegatte die Verfehlungen 
des andern nicht als ehewidrig zu empfinden, weil ihm infolge Geiſteskrankheit das Ver⸗ 
ſtändnis für das Weſen der Ehe und für die durch ſie begründeten ſittlichen Pflichten der Ehe⸗ 
gatten abgeht, fo iſt mangels einer geſetzlichen Vorausſetzung eine Scheidung aus § 1568 un ⸗ 
möglich. Aus $ 612 Abf 2 ZPO läßt ſich das Gegenteil nicht herleiten. Dort iſt die Ent⸗ 
ſchließung, ob von einem für den geſchäſtsunfähigen Ehegatten beſtehenden Scheidungsrechte 
Gebrauch gemacht werden ſoll, dem geſetzlichen Vertreter vorbehaltlich der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts übertragen worden, aber die Frage nach dem Beſtehen eines Schei 
dungsrechts kann nur auf Grund der Vorſchriften des BGB durch den Richter entſchieden 
werden. Die Zerſtörung der ehelichen Geſinnung des ſchuldloſen Ehegatten ift ein innerer, 
jeder Vertretung unzugänglicher Seelenvorgang (NG 85, 11). Die Verneinung einer ehe⸗ 
zerrüttenden Wirkung kann nur erfolgen, wenn bei dem betroffenen Ehegatten ein ſo großer 
Mangel an Verſtändnis für das Weſen der Ehe und der durch ſie begründeten gegenſeitigen 
Rechte und Pflichten der Ehegatten beſteht, daß anzunehmen iſt, er habe die Verfehlungen 
des andern Teiles überhaupt nicht als Kränkung ſeiner ehelichen Rechte empfunden, ſie ſeien 
mithin völlig einflußlos auf fein Empfinden geblieben (RG Recht 1924 Nr 270). Rechtlich zu 
mißbilligen iſt die Anſchauung, die Parteien gehörten vermöge der Beſchäftigung des Mannes 
als einfacher Ackerknecht und Schafhirt einer Volksſchicht an, die an Eigentumsvergehen, ins⸗ 
befondere an Straßenraub keinen beſonderen Anſtoß nähme; daher könne die Frau die 
Beſtrafung des Mannes wegen Straßenraubes nicht als ehezerrüttend empfinden (RG JW 
1916, 11921). Jeglicher Berechtigung entbehrt die Erwägung, daß man es im bäuerlichen 
Stande mit der ehelichen Treue weniger genau nehme als in anderen Ständen. Ob die Frau 
eines Ackermanns das Unrecht (Ehebruchsverſuch) ihres Mannes als ehezerrüttend empfinde, 
entſcheidet ſich nach ihrer perſönlichen Auffaſſung (Ach 23. 4. 17 IV 37/17). Wiederholte 
Verſuche des Ehemanns (hier eines Kutſchers), andere Frauen zum Geſchlechtsverkehre mit 
ihm zu beſtimmen, werden erfahrungsgemäß auch in geſellſchaftlich tiefer ſtehenden Volks⸗ 
kreiſen als eine erhebliche Verletzung der Treupflicht gegenüber der Ehefrau empfunden 
(RG Gruch 64, 232). Gemißbilligt mußte die Meinung werden, daß der Beklagte den Vor⸗ 
wurf, er habe ein Hurenhaus beſucht und Ehebruch getrieben, ſchon nach ſeinem Bildungs⸗ 
grad und ſeiner ſozialen Stellung als Maurer nicht als eine ſeine eheliche Geſinnung zer⸗ 
rüttende ſchwere Eheverfehlung feiner Frau empfunden haben werde (R 4. 2. 24 IV 356/23). 
Die Mitſchuldigerklärung der Frau wegen ehewidrigen Verkehrs mit einem andern Manne 
wurde in einem Falle zurückgewieſen, weil der Ehemann ein gleichgeſchlechtliches Ver⸗ 
hältnis mit dem andern Manne unterhielt, dieſes Verhältnis höher als die Ehe mit der 
Klägerin ſtellte und ihren ehewidrigen Verkehr nicht als ehezerrüttend empfand (RG Warn 
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1920 Nr 115). Die Annahme, daß der Mann das Liebesverhältnis der Frau mit 
einem andern Manne nicht als ehezerrüttend empfindet, liegt nahe, wenn er ſelbſt Ehe⸗ 
bruch treibt und ſich von der Frau trotz ſeiner Kenntnis von ihrem Liebesverhältmiſſe nicht 
trennt, um ſo mehr, wenn er ſelbſt nicht behauptet, das Liebesverhältnis ſeiner Frau als ehe⸗ 
zerrüttend empfunden zu haben (RG 23 1920, 338%). Es genügt nicht, daß Tatſachen vor⸗ 
liegen, die nach dem gewöhnlichen Gange der Dinge geeignet find, den Erfolg der Ehe 
zerrüttung eintreten zu laſſen. Die rein begriffsmäßige Möglichkeit, daß ein ehewidriges 
Verhalten des einen Ehegatten die eheliche Zuneigung des andern Teiles gänzlich vernichten 
kann, erfüllt die Scheidungsvorausſetzungen des § 1568 noch nicht. Die in einer ſolchen 
völligen Entfremdung beſtehende Ehezerrüttung muß vielmehr in dem ehewidrigen Verhalten 
tatſächlich ihren Grund haben und nicht etwa in einer eigenwilligen Laune des klagenden 
Ehegatten oder in einer ehewidrigen Einwirkung von dritter Seite oder in andern, wenn 
auch nicht erſichtlichen, Umſtänden (RG Recht 1915 Nr 895). Darauf, ob die Ehe „unheilbar“ 
zerrüttet iſt, ſtellt das Geſetz nicht ab. — Zu beanſtanden iſt die Meinung, daß eine Zerrüttung 
im Sinne des $ 1568 nur dann vorliege, wenn auch die Möglichkeit einer Ausſöhnung 
der Ehegatten endgültig ausgeſchloſſen ſei (RG IW 1908, 4217; RG 19. 12. 12 IV 558/12; 
21. 1. 15 IV 497/14). Der Tatbeſtand des $ 1568 erfordert nicht, daß ſich der ſchuldige Ehe⸗ 
gatte der Möglichkeit einer ehezerrüttenden Wirkung ſeines Verhaltens auf den andern 
Teil bewußt geweſen iſt oder auch nur hätte bei gehöriger Überlegung bewußt werden müſſen 
(RS 16. 12. 15 IV 226/15; RG 14. 2. 21 IV 452/20). Vgl. auch A 6. Der Umſtand, daß 
die Ehe bereits zerrüttet war, als die Pflichtverletzung begangen wurde, ſchließt deren 
Verwertung als Scheidungsgrund nicht aus, denn es genügt, wenn die Pflichtverletzung dazu 
beigetragen hat, die beſtehende Zerrüttung zu vertiefen, zu befeſtigen oder in ihrem Fort⸗ 
beſtande zu ſichern, und ſo die einer Ausſöhnung entgegenſtehenden Hinderniſſe zu ver⸗ 
mehren (RG IW 02 Beil 242126; RG 21. 9. 05 IV 139/05; RG 75, 213; RG Warn 1913 
Nr 295; 1915 Nr 88; 1915/16 Nr 308; 1917 Nr 20; RG L 1920, 2366). Die Möglichkeit 
daß weitere Eheverfehlungen dazu beitragen, das eheliche Verhältnis immer tiefer und tiefer 
zu zerrütten, es alſo noch ärger als bisher zu geſtalten, iſtſtets gegeben (RG 28.9. 14 TV 206/14). 
Auch der Ehegatte, deſſen eheliche Geſinnung durch die Schuld des andern Teils bereits 
zerſtört iſt, kann nun ſeinerſeits durch eigene Verfehlungen die eheliche Geſinnung des andern 
Ehegatten vernichten oder ihm doch wenigſtens die pflichtgemäße Rückkehr zur rechten ehe⸗ 
lichen Geſinnung erſchweren (RG 103, 327; RG 4. 2. 24 IV 356/23). Solange das Band 
der Ehe noch nicht gelöſt iſt, beſtehen die durch die Ehe begründeten Pflichten eines jeden 
Teils fort. Mag auch der Beklagte durch ſein ehebrecheriſches und auch ſonſt ehewidriges 
Verhalten der Klägerin allen Anlaß zur Erhebung der Eheſcheidungsklage gegeben haben, 
jo berechtigt dies die Klägerin doch nicht, wenn auch nach tatſächlicher Trennung von ihrem 
Manne, aber noch vor Scheidung der Ehe nun ihrerſeits ein Liebesverhältnis einzugehen 
und ſich dabei derartig unzüchtig zu benehmen und ſoweit zu vergeſſen, wie ſie es nach den 
Ausführungen des angefochtenen Urteils getan hat. Sie hat dadurch die Zerrüttung noch 
vertieft und dem Beklagten kann die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden (Rs Warn 
1927 Nr 15). Die Annahme einer ehezerrüttenden Wirkung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der verletzte Ehegatte zu der Zeit, als das ehewidrige Verhalten des andern Teiles ſtattfand oder 
zu ſeiner Kenntnis kam, nicht mehr von der rechten ehelichen Geſinnung erfüllt war. Denn 
in ſolchen Fällen werden die Verfehlungen des andern Ehegatten der Regel nach die Wirkung 
haben, daß dadurch dem gekränkten Teile die Wiedererlangung der rechten ehelichen Geſinnung, 
um die er ſich bei mangelndem Verſchulden des andern Gatten an deren Verluſt zu bemühen 
verpflichtet iſt, nach ſeinem Empfinden erſchwert oder unmöglich gemacht und ſomit die bereits 
beſtehende Zerrüttung befeſtigt oder vertieft wird. Eine derartige Wirkung könnte nur ver⸗ 
neint werden, wenn bei dem gekränkten Ehegatten ſo wenig Verſtändnis für das Weſen der 
Ehe und die gegenſeitigen Rechte und Pflichten der Ehegatten beſteht, daß anzunehmen iſt, 
er empfinde die Verfehlungen des andern Teiles überhaupt nicht als Kränkungen ſeiner ehe⸗ 
lichen Rechte. Die Frage, ob eine nach erfolgter Entzweiung der Eheleute vorfallende Ver⸗ 
fehlung eines von ihnen ein Hindernis für eine Wiederverſöhnung bildet, kann nur nach der 
Wirkung dieſer Verfehlung auf das Empfinden des andern Teiles beantwortet werden. Von 
einer Unmöglichkeit einer künftigen Wiederverſöhnung entzweiter Ehegatten kann nicht 
wohl gesprochen werden, da dieſe lediglich von dem Empfindungsleben der Ehegatten abhängt, 
deſſen Wandlungsfähigkeit und künftige Geſtaltung ſich niemals mit vollſtändiger Sicherheit 
vorausſehen läßt (RG 103, 326; RG 22. 3. 23 IV 386/22). Ob es zutrifft, daß die ehe⸗ 
zerrüttende Wirkung des Verhaltens der Beklagten auf den Kläger zu verneinen iſt, iſt wie 
das Vorhandenſein aller Vorausſetzungen des § 1568 nach der Sachlage zur Zeit der 
letzten vor dem Tatrichter ſtattfindenden mündlichen Verhandlung zu ent⸗ 
ſcheiden (RG Warn 1910 Nr 124; 1913 Nr 295; 1914 Nr 298; RG JW 1920, 1417; RG 
28. 5. 28 IV 473/22; R 26. 11. 23 IV 884/22). Auch eine ohne beſondere Zuneigung ge⸗ 
ſchloſſene Ehe kann im Sinne des § 1568 zerrüttet werden (RG 29. 10. 14 IV 422/14). Der 
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Ehegatte erlangt dadurch, daß die Ehe bereits durch Schuld des andern Ehegatten zerrüttet iſt, 
keinen Freibrief zu eigenen Verfehlungen (RG IW 00, 550; RG Warn 1915/16 Nr 308). 
Auf die Tatſache der Zerrüttung kann ſich derjenige Ehegatte, der die Zerrüttung durch 
eigenes ſchuldvolles Verhalten herbeigeführt hat, zur Begründung eines Scheidungs⸗ 
anſpruchs nicht berufen (M 4, 564; RG 25. 2. 15 IV 578/14). Kann durch das Verhalten 
des Ehegatten ſeine eigene eheliche Geſinnung nicht zerrüttet werden, ſo kann man 
auch nicht von einer Verſtärkung der Zerrüttung ſeiner ehelichen Geſinnung durch das 
Verhalten des andern Ehegatten ſprechen (RG 27. 3. 18 IV 20/18). Rechtsirrig ift die An⸗ 
nahme, daß zur Zerrüttung der Ehe das beiderſeitige Erlöſchen der ehelichen Gefignung 
gehöre. Für die Frage der Zerrüttung iſt es gleichgültig, daß die eheliche Geſinnung 
des ſchuldigen Teiles noch nicht erloſchen iſt (RG 6. 3. 13 IV 545/12). Wenn die völlige 
Vernichtung der ehelichen Geſinnung auch nur auf ſeiten eines (des unſchuldigen) 
Teiles eingetreten iſt, jo iſt damit eine Ehezerrüttung im Sinne des § 1568 dargetan. Die 
Fortdauer der ehelichen Zuneigung des andern (ſchuldigen) Teiles ſchließt die Ehezerrüttung 
nicht aus (RG 29. 11. 15 IV 190/15; R Recht 1924 Nr 270). Die Zerrüttung muß zur 
Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgerichte vorhanden ſein 
(RG 10. 5. 09 IV 452/08; RG Warn 1910 Nr 124; 1913 Nr 295; RG SW 1916, 1192; 
1923, 372%). Es iſt keineswegs notwendig, daß die Verfehlung des ſchuldigen Teiles bei dem 
unſchuldigen Ehegatten ſofort das Gefühl der Ehezerrüttung ausgelöſt haben müſſe (RG 
IW 1914, 14911). Frühere Verfehlungen können zur Zeit der letzten mündlichen Verhand⸗ 
lung, auf die das Urteil des Tatrichters ergeht, zur Zerrüttung beitragen, auch wenn ſie früher 
zu einer Entfremdung der Klägerin nicht geführt hatten; das Maß desjenigen, was die 
Klägerin ohne Gefährdung ihrer ehelichen Geſinnung zu ertragen imſtande war, konnte durch 
den Hinzutritt der neuen Verfehlungen zu den alten voll geworden ſein. Außerdem brauchen 
die älteren Verfehlungen nicht für ſich allein ſchwere zu ſein, ſondern erſt im Zuſammenhalt 
mit den ſpäteren (RG 21. 6. 23 IV 816/22). Daß ein Vorkommnis eine ehezerrüttende 
Wirkung ausgeübt hat, kann das Gericht nicht feſtſtellen, ohne daß es von dem ge⸗ 
kränkten Eheteil geltend gemacht wird (RG JW. 1914, 1491). Ein ehewidriges Ver⸗ 
halten, das ehezerrüttend gewirkt hat (Trunkſucht), verliert deshalb, weil es nicht bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung fortgedauert hat, nicht ohne weiteres ſeine Bedeutung als 
Scheidungsgrund (RG JW 1915, 446°). Tatfrage iſt es, ob eine Ehezerrüttung deshalb zu ver- 
neinen ſei, weil der Scheidung begehrende Ehegatte den Hilfsantrag ſtellt, den andern Ehegatten 
zur Wiederherſtellung des ehelichen Lebens zu verurteilen (RG JW' 05, 69317; RG Warn 1911 
Nr 434). Es kann nicht anerkannt werden, daß rechtsgrundſätzlich die zuvorige Erhebung 
der Herſtellungsklage inſoweit ein Hindernis für die Durchführung der Scheidungsklage 
aus $ 1568 bilde, als fie von vornherein offenbare, daß der klagende Ehegatte auf ſein Schei- 
dungsrecht verzichte oder die Eheverfehlungen des andern Teiles nicht als ehezerrüttend 
empfinde. Der auf Herſtellung klagende Ehegatte kann von der Erwägung geleitet worden jein, 
daß eine Wiedervereinigung der Parteien einer Scheidung vorzuziehen ſei, daß aber, wenn die 
Wiedervereinigung durch die Weigerung des andern Teiles vereitelt werde, die Scheidung unver- 
meidlich werde. Mit dieſer Erwägung verträgt ſich vollkommen die Geſinnung, daß Scheidungs⸗ 
tatſachen, die in Wirklichkeit als ehezerrüttend empfunden werden, aus andern Gründen für 
den Fall und zugunſten des Zuſtandekommens der Wiedervereinigung verwunden und nicht 
geltend gemacht werden ſollen. Eines im Rechtsſtreite zum Ausdrucke zu bringenden Vor 
behalts der künftigen Geltendmachung der Scheidungstatſachen bedarf es nicht (RG AIW 1911, 
36925; RG Warn 1915 Nr 88). Nicht ſchlüſſig ift die Folgerung, ein Ehegatte empfinde das 
Verhalten des andern Ehegatten als ehezerrüttend, weil er darauf die Scheidungsklage 
gegründet habe (RG 21. 3. 07 IV 577/06; 19. 6. 11 IV 450/10; 19. 10. 11 IV 698/10; 10. 5. 15 
IV 618/14; RG JW 1923, 372%). Verſpätetes Vorbringen einer Eheverfehlung im Rechts⸗ 
ſtreite iſt allein nicht ausreichend, den Schluß zu rechtfertigen, daß ſie nicht als ehezerrüttend 
empfunden werde (RG JW 08, 4217; RG 9. 2. 11 IV 125/10; RG Warn 1912 Nr 311 1913 
Nr 224; 1915 Nr 291). Der Umſtand, daß die Frau mehr als zwei Jahre nach der Beſtrafung 
des Mannes mit der Erhebung der auf die Beſtrafung gegründeten Scheidungsklage gewartet 
hat, kann für Verneinung der Ehezerrüttung nicht verwertet werden (RG JW 1916, 119211). 
Aus ernſtem und nachhaltigem Streben des Mannes nach Wiedervereinigung mit der Frau 
kann der Schluß gezogen werden, daß er das Verhalten der Frau nicht als ehezerrüttend emp⸗ 
finde und daß ihm die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden könne (RG Warn 1918 Nr 59). 
Daraus, daß die Frau nach der ihr vom Manne widerfahrenen Mißhandlung noch monatelang 
mit ihm zuſammengelebt hat, iſt nicht zu entnehmen, daß ſie das Verhalten des Mannes 
nicht als ehezerrüttend empfunden habe (R& 15. 4. 16 IV 442/15). Gar manchem Gatten, 
und zwar vielfach gerade dem ſittlich und recht denkenden iſt der Beſtand der Che das höhere 
Gut gegenüber der Scheidung, die er ablehnt, fo ſchwer er durch die Verfehlungen des andern 
Teiles gekränkt ſein und ſo ſchwer er dieſe Kränkungen als ehezerrüttend empfinden mag. 
Daraus, daß der beleidigte Gatte die Fortſetzung der Ehe und die Wiedervereinigung der 
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Scheidung vorzieht, kann nicht geſchloſſen werden, daß er die Kränkungen von der Gegen⸗ 
ſeite nicht als ehezerrüttend empfinde (RG LZ 1923, 5551. Die hier abgelehnte Schluß⸗ 
folgerung kann aber unter beſonderen Umſtänden doch gerechtfertigt ſein, ſo z. B. in dem 
oben erwähnten Falle bei Rc Warn 1918 Nr 59). Das eheliche Verhältnis kann durch 
eine fortgeſetzt ehewidrige Behandlung des einen Ehegatten durch den andern in der 
Weiſe allmählich zerrüttet werden, daß ſelbſt wenn vorangegangene ſchwere Verfehlungen 
des Ehegatten noch nicht die Wirkung gehabt haben, dem andern Ehegatten die Fortſetzung der 
Ehe unerträglich zu machen, ſchließlich ein verhältnismäßig leichtes Vergehen genügen 
kann, den noch vorhandenen letzten Reſt der ehelichen Geſinnung zum Erlöſchen zu bringen 
(RG Warn 1911 Nr 248). Einem Ehegatten, der ſchwere Eheverfehlungen des andern ver- 
ziehen hat, darſ nicht deshalb zugemutet werden, fortan auch über leichtere Eheverfehlungen 
hinwegzuſehen. Er darf vielmehr erwarten, daß nach der Verzeihung der andere Teil um 
ſo mehr bemüht fein wird, jede Ehewidrigleit zu vermeiden (NG Warn 1913 Nr 425). Ver⸗ 
fehlt iſt die Ausführung, ein Ehegatte könne, weil ſelbſt Ehebrecher, die Unſittlichkeiten des 
andern Teiles nicht als ehezerrüttend empfinden (RG 19. 10. 11 IV 698/10). 

6. Verſchulden. Wie bei den unbedingten Scheidungsgründen, außer dem der Geiſtes⸗ 
krankheit, wird auch bei den bedingten Scheidungsgründen Verſchulden vorausgeſetzt. Ver⸗ 
ſchulden umfaßt Vorſatz und Fahrläſſigkeit. Die Zerrüttung oder wenigſtens deren Ver⸗ 
ſchärfung oder Verlängerung (A 5) muß dem Ehegatten als Schuld angerechnet werden 
können. — Ein Ehegatte, der im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden Zustande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit (§ 104 
Nr 2, 8 827 BGB, 8 51 StGB) handelt, iſt für fein Verhalten nicht verantwortlich (RG JW 
04, 470; RG Warn 1914 Nr 336). Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche (3. B. bei Trunlſucht, |. A 4) ſchießt die Verantwortlichkeit nicht aus (NG JW 
06, 14015; RG 27. 5. 07 IV 507/06). Krankheitszuſtände, die nicht geeignet find, die Ver⸗ 
antmortlichfeit aufzuheben, können in der Richtung Bedeutung gewinnen, daß die Ver⸗ 
fehlungen dem Ehegatten nicht mit voller Schwere anzurechnen ſind (RG JW 03 Beil 2758; 
NG 7. 6. 23 IV 791/22). Schwere Hyſterie der Frau iſt geeignet, ihre Verantwort⸗ 
lichkeit für die im Zustande der Erregtheit, nicht bei kaltem Blute mit ruhiger Über⸗ 
legung verübten Beſchimpfungen des Mannes gänzlich auszuſchließen (RG 14. 11. 12 IV 
237/12; 16. 9. 15 IV 75/15; RG Warn 1918 Nr 34). Für die Frage, ob hohe Erregbar⸗ 
keit, hyſteriſche Veranlagung, kindiſches unreifes Weſen der Frau die freie Willens⸗ 
beſtimmnug und damit die Verantwortlichkeit für Cheverfehlungen ausſchließen, kommt 
es auf die Umſtände des einzelnen Falles an. Das Recht ſtellt an jeden, deſſen freie 
Willensbeſtimmung nicht durch krankhafte Störung ſeiner Geiſtestätigkeit ausgeſchloſſen 
it, die Anforderung, daß er ſich ſoviel als möglich zuſammennimmt und feiner Stim⸗ 
mungen Herr wird (RG Warn 1914 Nr 336; RG JW 1924, 443). Ein krankhafter 
Zuſtand kann nur inſoweit für ich e Verhalten als Entſchuldigungsgrund gelten, als 
er dem Ehegatten die Möglichkeit, ſich zu beherrſchen, raubt (RG 9. 12. 15 IV 234/15). Ver⸗ 
ſchulden ſetzt urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des Ehegatten und 
der Zerrüttung der Ehe voraus Nicht erſorderlich iſt, daß es der Ehegatte auf die Zerrüttung 
abgeſehen oder deren Eintritt vorausgeſehen hat oder daß er ſich der Möglichkeit einer ehe⸗ 
zerrüttenden Wirkung ſeines Verhaltens auf den andern Teil bewußt geweſen iſt (RG 25. 2. 09 
IV 292/08; RG Warn 1914 Nr 336; RG 17. 1. 16 IV 366/15; RG 14. 2. 21 IV 452/20; 
RG 12. 10. 22 IV 25/22). Das zum Tatbeſtande des § 1568 allerdings gehörige Verſchulden 
beſteht vielmehr im Falle ehewidrigen Verhaltens in dem Bewußtſein des Ehegatten oder 
in dem auf Fahrläſſigkeit beruhenden Mangel des Bewußtſeins, darch ſein Verhalten die 
durch die Ehe begründeten Pflichten zu verletzen (RG 12. 10. 22 IV 25/22). Das in 8 1568 
vorausgeſetzte Verſchulden beſteht — abgeſehen von den Fällen eines ehrloſen oder un⸗ 
ſittlichen Verhaltens — in dem Bewußtſein des Ehegatten oder dem auf Fahrläſſigkeit be⸗ 
ruhenden Mangel des Bewußtſeins, durch ſein Handeln (hier Übertritt von der evange⸗ 
liſchen Kirche zur Adventiſtengemeinde und Befolgung ihrer Religionsgrundſätze) die durch 
die Ehe begründeten Pflichten zu verletzen (RG Gruch 65, 347). Das zu den Scheidungs⸗ 
gründen des § 1568 gehörige Verſchulden iſt zu ſuchen: a) wenn eine ſchwere Pflicht⸗ 
verletzung in Frage ſteht, in dem Bewußtſein des Ehegatten oder dem auf Fahrläſſigkeit 
beruhenden Mangel des Bewußtſeins, durch fein Handeln die durch die Ehe begründeten 
Pflichten zu verletzen; b) wenn ein ehrloſes oder unſittliches Handeln in Frage ſteht, 
in der das Schuldmerkmal ohne weiteres in ſich tragenden Ehrloſigkeit oder Unſittlichkeit dez 
Handelns (RG 14. 2. 21 IV 452/20). Vgl. Seyffarth in Gruch Beitr 66, 243. Verſchulden 
im Sinne des $ 1568 ſetzt voraus, daß der Ehegatte die Ehewidrigkeit feines Verhaltens 
kennt oder kennen muß. Ein vorſätzliches oder fahrläſſiges Handeln in dieſem Sinne kann 
auch vorliegen, wenn der Gatte ſich in einem Gewiſſensſtreit befindet, der ihn vor die Wahl 
ſtellt, die ihm bekannten bürgerlich rechtlichen Ehepflichten (hier Pflicht zum ehelichen Verkehr) 
oder die entgegenſtehenden kirchlichen Gebote zu verletzen. Der vorhandene Gewiſſenszwang 
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und die unter deſſen Einfluß zugunſten der kirchlichen Verpflichtungen getroffene Wahl ver⸗ 
mögen vor der Rechtsordnung ſein Verſchulden noch nicht zu beſeitigen. Es genügt ins⸗ 
beſondere nicht, daß er des irrigen Glaubens war, die Erfüllung religiöſer Gebote verdiene 
den Vorrang vor der Leiſtung bürgerlich⸗rechtlicher Ehepflichten, ſondern es muß hinzu⸗ 
kommen, daß dieſer Irrtum entſchuldbar, alſo nicht durch Fahrläſſigkeit verurſacht war 
(RG IW 1924, 455). Vgl. auch A 5. Die Pflichtverletzung braucht keine vorſätzliche, 
auf die Kränkung des andern Ehegatten gerichtete zu ſein. Auch ein liebloſes Ver⸗ 
halten, das ſeine Spitze nicht gerade in erſter Linie gegen den andern Ehegatten, 
ſondern z. B. gegen die Kinder richtet (der Ehemann beteiligte ſich am Begräbnis⸗ 
tage des gemeinſchaftlichen Kindes an einem öffentlichen Tanze), kann eine ſchwere 
Verfehlung gegenüber dem andern Ehegatten enthalten (RG Warn 1913 Nr 326). Es muß 
als völlig ausgeſchloſſen gelten, daß ein Mann die eheliche Lebensgemeinſchaft im Sinne einer 
ſittlichen Lebensgemeinſchaft mit einer Frau fortzuführen vermöchte, die ſich für berechtigt 
anſieht, jederzeit, auch ohne beſonderem Anlaß, ihn gegenüber Außenſtehenden des Mordes 
am eigenen Kinde zu bezichtigen. Der bloße gute Glaube kann zur Rechtfertigung ſolchen 
Verhaltens nicht ausreichen (RG 25. 11. 15 IV 191/15). Der gute Glaube eines Ehe⸗ 
gatten an die Zuläſſigkeit feines Tuns allein genügt nicht, um ein Verſchulden im Sinne des 
§ 1568 auszuſchließen. Der gute Glaube kann ihn nicht ſchützen, wenn er auf Fahrläſſigkeit 
beruht (RG 8. 11. 22 IV 115/22). Die Tatſache allein, daß die Behauptung der Klägerin, 
der Beklagte habe mit ſeiner Schweſter geſchlechtlich verkehrt, beweislos geblieben iſt, reicht 
zur Annahme einer ſchweren Eheverfehlung der Klägerin nicht aus. Ihr guter Glaube 
an die Richtigkeit ihrer Behauptung würde ihr Verſchulden ausſchließen, ſofern ſie nicht in 
hohem Grade leichtfertig vorgegangen iſt. Nach ihrer Angabe ſoll der Beklagte ſelbſt ihr 
davon erzählt haben. Trifft das zu, ſo durfte ſie ihre Behauptung für wahr halten. Dann 
aber war es Sache des Beklagten, die Unrichtigkeit dieſer Angabe zu beweiſen, ſofern nicht 
nach den Umſtänden des Falles eine Umkehrung der Beweislaſt einzutreten hat (RG 
SeuffA 81 Nr 29). Haben ſich beide Ehegatten Verfehlungen zuſchulden kommen laſſen, 
ſo kann jeder von ihnen Scheidung verlangen. Gegenſeitige Aufrechnung findet nicht 
ſtatt (RG 46, 159, ſ. A 7). Der Umſtand jedoch, daß ſich der klagende Ehegatte eben- 
falls ſchuldvoll verhalten hat, kann die Annahme ausſchließen, daß feine eheliche Ge⸗ 
ſinnung durch das Verhalten des andern Ehegatten zerſtört worden ſei (RG 46, 163; 
JW 00, 602; RG 15. 11. 06 IV 160/06; 2. 10. 19 IV 223/19). Unrichtig iſt die Annahme, 
daß ein urſächlicher Zuſammenhang der Verfehlungen eines Ehegatten mit der Zerrüt⸗ 
tung nicht beſtehen könne, wenn ſie durch Verfehlungen des andern Ehegatten hervorgerufen 
worden find (vgl. A 2). So kann z. B. ein Ehegatte, der ſich einer groben Mißhandlung 
des andern Ehegatten ſchuldig gemacht hat, als alleiniger Urheber der Zerrüttung angeſehen 
werden, auch wenn er zu der Mißhandlung durch Schimpfworte des andern Ehegatten heraus⸗ 
gefordert wurde. — Es iſt anerkannten Rechtes, daß infolge von Verfehlungen des einen 
Teiles die Verfehlungen des andern Teiles in milderem Lichte erſcheinen können, ohne daß 
deshalb von einer Aufrechnung geſprochen werden darf (RG SW 09, 15016, R& Recht 1924 
Nr 647). Anderſeits kann eine Mißhandlung mit Rückſicht auf eine unmittelbar vorausgegangene, 
kränkende Außerung des mißhandelten Ehegatten als entſchuldigt gelten (RG J W 07, 1422. 
Als Umſtände, die das Verhalten eines Ehegatten in einem mildern Lichte erſcheinen laſſen, 
kommen keineswegs bloß Ehe verfehlungen des andern Ehegatten in Betracht. Auch nicht 
ehewidriges Verhalten des andern Ehegatten, ja ſelbſt Tatſachen, für deren Eintritt er nicht 
verantwortlich gemacht werden kann, ſogar rein zufällige Ereigniſſe können dieſe Wirkung 
je nach der Sachlage haben. Daher kann z. B. hochgradige Reizbarkeit der Frau als 
Entſchuldigungsgrund auch dann verwertet werden, wenn ſie ihre Urſache in einem ſchuld⸗ 
haften, vor der Eheſchließung liegenden Verhalten des Mannes hatte (RG ZW 1915, 9510). 

7. Zumutung, die Ehe fortzuſetzen. Einem Ehegatten kann die Fortſetzung der Ehe 
als Erfüllung einer Rechtspflicht dann nicht zugemutet werden, wenn anzunehmen iſt, daß 
ſeine eheliche Geſinnung durch die Pflichtverletzung des andern Ehegatten völlig und unwieder⸗ 
bringlich zerſtört worden iſt, er alſo die Fortſetzung der Ehe nur als eine unerträgliche Laſt 
empfinden würde. Dieſe Vorausſetzung muß ſich ſowohl allgemein aus dem Weſen der Ehe 
(A 5) als auch im Einzelfall aus dem perſönlichen Empfinden des Ehegatten ergeben (RG 
JW 05 ©. 496%, 69318). Die Frage, ob dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuzumuten 
ſei, iſt nicht allein unter dem perſönlichen Geſichtspunkte, ob er nach ſeiner Anſchauungsweiſe 
die Fortſetzung der Ehe als unerträgliche Laſt empfinden würde, zu prüfen, ſondern auch 
unter Anlegung eines unperſönlichen Maßſtabes, der dem Weſen der Ehe als einer auf 
ſittlicher Grundlage beruhenden Lebensgemeinſchaft und einer über dem Willen der Ehegatten 
ſtehenden Ordnung zu entnehmen iſt (RG Warn 1915 Nr 56; 1920 Nr 166; 1926 Nr 91; RG 
4. 12. 16 IV 300/16). Dabei iſt auf das eigene Verhalten des gekränkten Ehegatten Rücſicht 
zu nehmen, und eine ihm zur Laſt fallende Ehewidrigkeit gegenüber den ihm zugefügten Krän⸗ 
kungen abzuwägen (RG Warn 1915 Nr 56 u. 88; 1918 Nr 228; 1920 Nr 168, RG 23 1920, 
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2366). Vgl. SeuffA 77 Nr 4; RG Recht 1922 Nr 979; RG JW 1923, 3725). Die von früheren 
Rechten zugelaſſene, vom BGB aber nicht geſtattete Aufrechnung führte zur gegenſeitigen 
Aufhebung zweier Ehe verfehlung en. Nach 8 1568 aber handelt es ſich um die Feſtſtellung, 
daß ein Tatbeſtandsmerkmal fehlt, wenn dem verletzten Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuge⸗ 
mutet werden kann (RG 26. 10. 14 IV 260/14). Rechtlich iſt die Zumutungsfrage nicht bloß nach 
dem perſönlichen Empfinden der Ehegatten zu prüfen, ſondern auch nach der Richtſchnur 
der im Weſen der Ehe begründeten ſittlichen Gebote. Wer ſelber aus völligem Mangel 
an ehelicher Geſinnung die durch die Ehe gebotenen Pflichten ſchwer verletzt, wird ſich in der 
Regel dem andern, die Scheidung begehrenden Gatten gegenüber nicht darauf berufen können, 
daß dieſem gleichwohl die Fortſetzung der Ehe zuzumuten ſei (RG ZW 1918, 171 und daſelbſt 
Neubecker, der aber zu weit geht, wenn er in der Berückſichtigung des eigenen Verhaltens 
und Empfindens des verletzten Ehegatten bei der Zumutungsfrage die Wiedereinführung 
einer Art Aufrechnung durch ein Hintertürchen erblickt). Eine Aufrechnung von Scheidungs⸗ 
gründen iſt dem BGB fremd (Gruch 63, 230, 331). Eine Handlung, die im allgemeinen 
geeignet iſt, die eheliche Geſinnung des verletzten Ehegatten zu zerſtören (z. B. der Verſuch, 
dem Manne und ſeinen Eltern Gift beizubringen, um fie an der Gefundheit zu ſchädigen), 
iſt es auch im Streitfalle, wenn nicht beſondere, eine Ausnahme begründende Umſtände geltend 
gemacht werden (RG 46, 154). Ein Mann, der ſich dazu hinreißen läßt, feine ihm ihrer Her⸗ 
kunft und Bildung nach ebenbürtige Gattin wiederholt grob zu mißhandeln, zu beſchimpfen 
und zu demütigen, iſt, wenn ſie in der durch ſein Verhalten hervorgerufenen Entfremdung 
verletzende Außerungen macht, der Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, nicht überhoben. Vielmehr 
geziemt es ihm, fein Verhalten von Grund aus zu ändern und die durch ihn verſcherzte eheliche 
Geſinnung der Frau wiederzugewinnen zu ſuchen (RG JW 1910, 21°; R 2. 2. 11 IV 88/10; 
25. 3. 11 IV 365/10; 9. 12. 15 IV 234/15). Hat der Mann durch fein in hohem Maße ehe- 
widriges Verhalten den Grund zu den an ſich ſchweren Verfehlungen der Frau gelegt und 
ſind dieſe Verfehlungen nicht einer darüber hinausgehenden feindlichen Geſinnung der Frau 
entſprungen, ſo iſt es zunächſt Pflicht des Mannes, durch ſein Verhalten auf die Wiederge⸗ 
winnung der ehelichen Geſinnung der Frau hinzuwirken. Andernfalls iſt ihm zuzumuten, die 
Ehe mit der Frau fortzuſetzen (RG 29. 6. 14 IV 120/14; RG Recht 1922 Nr 978). Solange der 
Mann ſich feiner Frau und feinen Kindern gegenüber der Unterhaltspflicht entzieht, iſt er trotz 
der groben Briefe, die ſeine Frau aus Angſt und Sorge um den Unterhalt der Familie an ihn 
ſchreibt, der Zumutung nicht überhoben, die Ehe fortzuſetzen (RG 13. 3. 11 IV 230/10). Dem 
Manne, deſſen Verhalten den Verdacht des Ehebruchs erweckt, iſt trotz der dadurch hervorgeru⸗ 
fenen gehäſſigen Redensarten der Frau die Fortſetzung der Ehe zuzumuten (RG 25. 9. 11 IV 
672/10, zum Teil abgedruckt ZW 1911, 9441; RG 19. 6. 11 TV 450/10). Ein Mann, der die Frau 
dauernd ſchlecht behandelt, iſt, wenn fie im Unwillen darüberherzloſe und beleidigende Auße⸗ 
rungen macht, der Zumutung nicht überhoben, die Ehe fortzuſetzen (RG 22. 5. 11 IV 623/10). Die 
Zumutung, die Ehe trotz der Verfehlungen des andern Teils fortzuſetzen, iſt jedenfalls dann 
zu ſtellen, wenn zwiſchen den beiderſeitigen Verfehlungen ein gewiſſer Zuſammenhang 
beſteht, wenn die Verfehlungen des einen Teiles auf die des andern zurückzuführen find (RG 
Warn 1910 Nr 24; 1912 Nr 31; 1913 Nr 18). Demjenigen Ehegatten, der ſich einer gleich- 
artigen Verfehlung wie der andere Ehegatte zuſchulden kommen läßt (3. B. ſchamloſe 
Außerungen zu Dritten über den andern Ehegatten), kann die Fortſetzung der Ehe zugemutet 
werden (RGS Warn 1914 Nr 60). Hat ein Ehegatte die ihm vom andern Ehegatten wider⸗ 
fahrene Mißhandlung durch eigenes ſchuldvolles Verhalten (wörtlichen und tätlichen Angriff) 
herbeigeführt, ſo iſt er der Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, nicht überhoben (RG Warn 1914 
Nr 87). Ahnlich RG Recht 1921 Nr 114 (wo dem Ehemanne, der ſich des Ehebruchs ſchuldig 
gemacht hatte, die Fortſetzung der Ehe zugemutet wurde, trotzdem die Ehefrau ihm in der 
Erregung eine Ohrfeige gegeben hatte). Die Zumutungsfrage iſt um ſo ſtrenger zu prüfen, 
wenn der verletzte Ehegatte gleichfalls Schuld an der Zerrüttung der Ehe trägt (RG 
Warn 1915 Nr 87). Hat der die Mitſchuldigerklärung der Klägerin begehrende Beklagte 
ſich ſchwerer vergangen als die Klägerin, ſo kann die Zumutungsfrage zu ſeinen Ungunſten 
entſchieden werden (RG Warn 1915 Nr 145 zu 2). Nicht nur, wenn ein urſächlich er 
Zuſammenhang zwiſchen den Verfehlungen des einen Ehegatten und denjenigen des 
andern Ehegatten beſteht, kann die Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, geſtellt werden, ſon⸗ 
dern es können auch in andern Fällen die Umſtände ſo liegen, daß an einen Ehegatten, 
der ſich ſelbſt ſchwer gegen die ehelichen Pflichten vergangen hat, die Zumutung geſtellt 
werden kann, das ihm widerfahrene Unrecht zu verwinden und die Ehe fortzuſetzen (RG 
Warn 1915/16 Nr 107; RG JW 1920, 1417; RG 24. 1. 27 IV 320/26). Erſt die Abwägung 
der beiderſeitigen Verfehlungen kann den Ausſchlag für die Zumutungsfrage geben. Nicht 
erforderlich iſt, daß die Verfehlungen des Ehegatten, dem die Fortſetzung der Ehe zugemutet wird, 
die Verfehlungen des andern Ehegatten geradezu hervorgerufen haben müſſen. Schon ein 
weniger enger Zuſammenhang genügt, der an ſich auch dann fortwirken kann, wenn die Ver⸗ 
fehlungen des erſteren Ehegatten inzwiſchen verziehen und verjährt ſind. Nur müſſen ſeine 
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Verfehlungen diejenigen des andern Ehegatten wenigſtens ſoweitüberwie gen, daß es ihm nach 
den ſittlichen Anforderungen der Ehe aufzuerlegen iſt, über die minder ſchweren Verfehlungen 
des andern Ehegatten hinwegzuſehen und die Ehe mit ihm fortzuſetzen (RG Warn 1917 Nr 21, 
22, 211; 1920 Nr 166; R& 2. 10. 19 IV 223/19; RG JW 1920, 1417; 438%; RG 22 
1922, 195°). Das größere Gewicht der auf der einen oder der andern Seite vorgekommenen 
Verfehlungen hat bei der Beurteilung der Zumutungsfrage eine erhebliche, aber keine ſchlecht⸗ 
hin ausſchlaggebende Bedeutung. Vielmehr kommt es auf die Geſamtumſtände des Falles 
an (RG 5. 6. 24 IV 100/24). Bei der Beantwortung der Zumutungsfrage und bei der zu dieſem 
Zwecke erforderlichen Abwägung des beiderſeitigen Verhaltens der Ehegatten muß das 
Geſamtverhalten jedes Ehegatten in Betracht gezogen werden (RG 23. 10. 22 IV 561/21). 
Es kommt namentlich auch auf die Art der beiderſeitigen Verfehlungen an. Deshalb iſt 
von Bedeutung, daß ſich der Mann gerade gegen ſeine Verpflichtung zur Wahrung der ehe⸗ 
lichen Treue grob vergangen hat. Gerade bei derartigen Verfehlungen kann dem andern 
Ehegatten, mag er ſelbſt ſogar Ehebruch getrieben haben, in bezug auf die Verpflichtung zur 
Fortſetzung der Ehe der Regel nach nicht allzuviel zugemutet werden (RG SU 1923, 9845; 
RG 9. 4. 23 IV 295/22; 23. 4. 23 IV 620/22). Die eheliche Treupflicht iſt die vornehmſte 
der ehelichen Pflichten und ihre Verletzung ſteht mit dem Weſen der Ehe in unerträglichem 
Widerſpruch. Von dieſem Standpunkt aus kann man auch einen ſittlich tiefſtehenden Mann 
(er hatte Ehebruch mit der Schweſter der Klägerin begangen) an der Ehe nicht feſthalten, 
wenn die Beziehungen ſeiner Frau zu einem andern Manne in ſolchem Maße die eheliche 
Treue verletzten, wie das Berufungsgericht hier feſtgeſtellt hat (RG 22. 10. 23 IV 78/23; 
die Klägerin hatte feſtgeſtelltermaßen mit einem andern Manne, wenn nicht ehebrecheriſchen, 
ſo doch mindeſtens ehewidrigen Verkehr gepflogen). Fortgeſetztes ehebrecheriſches Treiben 
des Mannes rechtfertigt die Zumutung, die Ehe fortzusetzen, auch gegenüber weitgehenden 
Verfehlungen des andern Teils. Dabei iſt es nicht von weſenllicher Bedeutung, ob etwa 
in dem einen oder andern Falle einmal die Eiferfucht der Frau auf unrichtigen Annahmen 
beruht haben ſollte (RZ 14. 2. 24 IV 369/23). Eigene Verfehlungen des klagenden Ehe⸗ 
gatten können für den Tatbeſtand des § 1568 nach drei Richtungen erheblich ſein. Sie können 
das ehewidrige Verhalten des beklagten Ehegatten wenigſtens ſoweit entſchuldigen, daß ihm 
die Eigenſchaft einer ſchweren Pflichtverletzung genommen wird; ſie können der Annahme 
entgegenſtehen, daß jenes ehewidrige Verhalten von dem klagenden Ehegatten als ehe⸗ 
zerrüttend empfunden worden ſei; und ſie können vor allem dazu führen, daß dem Ehegatten, 
der ſelbſt die ehelichen Pflichten ſchwer verletzt hat, nach den ſittlichen Anforderungen der 
Ehe zuzumuten iſt, über die Verfehlungen des andern Ehegatten hinwegzuſehen und die 
Ehe mit ihm fortzuſetzen (RG Seuffa 78 Nr 90; RS 18. 10. 23 IV 230/23). Wenn ſich 
beiderſeitige Verfehlungen gegenüberſtehen, ſo muß eine Prüfung vorgenommen werden, 
ob nicht dem die Scheidung verlangenden Teile die Fortſetzung der Ehe mit Rückſicht auf 
ſein eigenes Verhalten zuzumuten ſei, und nach dieſer Richtung können auch ſolche Ver⸗ 
fehlungen des Scheidungsklägers von Bedeutung ſein, die zeitlich nach denen des 
Gegners liegen (RGS 18. 12. 22 IV 66/22; R& 7. 6. 23 IV 791/22). Die Auf⸗ 
rechnung von Scheidungsgründen, die frühere Rechte zuließen, die aber dem BGB 
fremd iſt, führte zur gegenſeitigen Aufhebung zweier Eheverfehlungen. Durch die 
Nichtzulaffung der Aufrechnung von Scheidungsgründen ift aber eine Feſtſtellung dahin 
nicht ausgeſchloſſen und rechtlich durchaus möglich, daß auf feiten des Klägers eine die Schei⸗ 
dung aus $ 1568 rechtfertigende Eheverfehlung gar nicht vorliegt, weil es wegen des 
eigenen Verhaltens der Beklagten (hier Ehebruch) an einem weſentlichen Tatbeſtandsmerk⸗ 
male dieſer Geſetzesvorſchrift, nämlich an dem Erforderniſſe fehlt, daß der Beklagten die 
Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann (RG 9. 4. 23 IV 295/22). Vgl. A 2. Einem 
Ehegatten kann die Fortſetzung der Ehe auch dann zugemutet werden, wenn ſein ehe⸗ 
widriges Verhalten erſt nach der Verfehlung des andern Ehegatten begonnen hat (RG 
Recht 1920 Nr 3397; RS 16. 12. 26 IV 638/26). Bei der rechtlichen Abwägung der beider⸗ 
ſeitigen Verfehlungen und der daraus zu folgernden Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, handelt 
es ſich nicht um eine Tatfrage, ſondern eine Rechtsfrage (RG JW 1910, 3342, 1914, 248°; 
RSG Warn 1914 Nr 193). Das Reviſionsgericht kann daher bei Verletzung dieſes Rechts⸗ 
grundſatzes in die Lage kommen, ohne Zurückverweiſung in der Sache ſelbſt zu entſcheiden 
(RG IW 1913, 3792, RG Warn 1915 Nr 88; 1926 Nr 91). Anderſeits hängt die Be⸗ 
antwortung der Zumutungsfrage von den Umſtänden des einzelnen Falles ab, deren Feſt⸗ 
ſtellung und tatſächliche Würdigung Sache des Tatrichters iſt. Die Zumutungsfrage ift 
deshalb zu einem großen Teile zugleich Tatfrage (RG Warn 1914 Nr 191). Demjenigen 
Ehegatten, der ſich ſchwerer als der andere gegen die ehelichen Pflichten vergangen hat, 
iſt die Fortſetzung der Ehe deswegen nicht ſtets zuzumuten; ſelbſt dann nicht, wenn ſeine 
Verfehlungen die des andern Teiles erheblich überwiegen. Es hängt dies vielmehr von den 
Umſtänden des einzelnen Falles und von der Art der Verfehlungen ab. Danach iſt zu be⸗ 
urteilen, ob dem Ehegatten, den das überwiegende Verſchulden trifft, nach den ſittlichen 
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Anforderungen der Ehe die Verpflichtung aufzuerlegen iſt, über die minder ſchweren Ver⸗ 
fehlungen des andern Ehegatten hinwegzuſehen und die Ehe fortzuſetzen. Deshalb iſt die 
Zumutungsfrage zugleich Rechts und zu einem großen Teile auch Tatfrage (RG 22. 5. 22 
IV 650/21). Es läßt fich keineswegs ſagen, daß dem Ehegatten, den ein überwiegendes Ver⸗ 
ſchulden trifft, die Fortſetzung der Ehe ſtets zuzumuten ſei. Ebenſowenig läßt ſich umgekehrt 
jagen, daß ein Ehegatte, dem nur eine minder ſchwere Eheverfehlung zur Laſt fällt, der Ver⸗ 
pflichtung zur Fortſetzung der Ehe ſtets überhoben ſei. Anzulegen ift vielmehr ein dem 
ſittlichen Weſen der Ehe entſprechender Maßſtab, bei dem es auf die Geſamtumſtände des 
Falles und insbeſondere auf die Art der beiderſeitigen Verfehlungen ankommt (RG 9. 4. 23 
IV 295/22; RG 15. 10. 23 IV 622/22; RG 21. 2. 27 IV 837/26). Eine Feſtſtellung dahin, 
der Ehegatte empfinde die Fortſetzung der Ehe als unerträgliche Laſt, daher ſei ihm die 
Fortſetzung nicht zuzumuten, genügt nicht (RG JW 05, 39318; RG Warn 1919 Nr 177). Eben⸗ 
ſowenig genügt eine Darlegung dahin, das Verhalten des Ehegatten ſtelle eine ſchwere 
Pflichtverletzung dar und habe zur Zerrüttung der Ehe beigetragen, daher könne dem andern 
Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet werden (RG 23. 12. 15 IV 223/15; 10. 1. 
16 IV 270/15). Hat ein Ehegatte einem Verhalten des andern zugeſtimmt (z. B. wenn 
der Mann einen andern Mann zu einem vertraulichen Umgange mit der Frau anſtiftet), 
ſo iſt der zuſtimmende Ehegatte der Verpflichtung zur Fortſetzung der Ehe nicht überhoben, 
ſelbſt wenn ſich feſtſtellen ließe, daß durch jenes Verhalten des andern Ehegatten ſeine ehe⸗ 
liche Geſinnung zerſtört wäre. Das folgt aus dem Grundſatze der Bedingtheit, der alle 
Scheidungsgründe des $ 1568 beherrſcht und der es überflüſſig gemacht hat, in den $ 1568 
eine ähnliche Beſtimmung wie im § 1565 Abſ 2 aufzunehmen (M 4, 596; Rc 85, 204; 
RSG Warn 1915 Nr 55 u. 143; RG Gruch 62, 385; RG Recht 1920 Nr 94 [Bu- 
ſtimmung der Frau zu regelwidrigem Geſchlechtsverkehre]; OLG. 26, 230). Die Zuſtimmung 
des aus $ 1568 klagenden oder widerklagenden Ehegatten zum ehewidrigen Verhalten des 
andern Gatten ſchließt den Tatbeſtand des § 1568 aus, und zwar regelmäßig ſchon deshalb, 
weil jenes Verhalten auf die eheliche Geſinnung des zuſtimmenden Ehegatten nicht zer⸗ 
rüttend wirken wird, und jedenfalls um deswillen, weil dieſem Ehegatten zuzumuten iſt, 
die Ehe mit dem unter ſeiner Zuſtimmung handelnden Gatten fortzuſetzen (RG Warn 1922 
Nr 73; RG 17. 12. 23 IV 847/22). Keinen Scheidungsgrund bildet die Meldung der Frau 
auf ein Heiratsgeſuch, das der Mann durch einen andern in die Zeitung hat ſetzen laſſen, 
um einen Scheidungsgrund zu erlangen. Denn ein Mann, der, um einen Scheidungs⸗ 
grund zu erlangen, den Anlaß zu einer Eheverfehlung der Frau herbeiführt, wünſcht dieſe 
Verfehlung. Wer aber einen gewiſſen Vorgang wünſcht, ift notwendigerweiſe damit einver⸗ 
ſtanden, daß ſich der Vorgang verwirklicht, er ſtimmt ihm zu. Kein Ehegatte kann die Ehe⸗ 
ſcheidung wegen eines Verhaltens des andern Ehegatten verlangen, dem er zugeſtimmt hat 
(RS Warn 1922 Nr 73). Vgl. A 4 Abſſ2; 8 1565 A 4. Inwiefern nachträglich eingetretene 
Beſſerung oder Heilung der Trunkſucht des einen Ehegatten auf die Frage von 
Einfluß ſein kann, ob dem andern Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuzumuten ſei, vgl. 
A 4. Für die Zumutungsfrage ift wie für alle Vorausſetzungen des $ 1568 maßgebender 
Zeitpunkt die letzte mündliche Verhandlung, auf die das Urteil ergeht. Einer Frau, 
die wegen der vertrauten Beziehungen ihres Mannes zu ſeiner Buchhalterin auf Scheidung 
klagt, kann die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden, wenn der Mann zur Zeit der 
letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgerichte der Buchhalterin ge⸗ 
kündigt hatte (RG Warn 1914 Nr 298; RG 14. 1. 18 IV 351/17; RG JW 1923, 3729). Daraus, 
daß der Mann nachträglich die eheliche Treue verletzt, folgt keineswegs, daß Vorwürfe, 
die die Frau in dieſer Beziehung vorher zu Unrecht erhoben hat, ſtets fo zu beurteilen 
iind, daß dem Manne nunmehr die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden muß. Auf 
der andern Seite iſt aber auch rechtsirrig, daß es die Zumutungsfrage niemals be⸗ 
einfluſſen könne, wenn ſich der klagende Ehegatte erſt nach den Verfehlungen des andern 
Teiles, insbeſondere erſt nach der Klageerhebung, in der ihm vorgeworfenen Weiſe 
gegen die eheliche Treue vergeht. Es kommt vielmehr alles auf die Umſtände des einzelnen 
Falles an. Maßgebender Zeitpunkt für deren Beurteilung, wie für alle Vorausſetzungen des 
§ 1568 iſt dabei nicht die Klageerhebung oder die Begehung der dem andern Ehegat en zur 
Laſt fallenden Pflichtverletzungen, ſondern die letzte mündliche Verhandlung, auf die das 
Urteil ergeht (R IW 1920, 1417; RG 31. 1. 24 IV 304/23). Iſt einmal durch ſchwere Ver⸗ 
fehlungen des einen Teiles (Beleidigungen, Beſchimpfungen, Verleumdungen) eine fo tiefe 
Zerrüttung der Ehe eingetreten, daß dem andern Teile die Fortſetzung der Ehe als unerträg: 
liche Zumutung erſcheinen muß, ſo kann dieſe Wirkung nicht hinterher wieder dadurch beſeitigt 
werden, daß der ſchuldige Teil während des Scheidungsprozeſſes feine Verfehlungen nicht 
fortſetzt und ſich anſcheinend gebeſſert hat. Daß der Grund zur Beſchwerde weggefallen ſei, 
kann in der Regel nur dann von Bedeutung ſein, wenn die Eheverfehlung in einem gewiſſen 
Dauerverhalten, wie z. B. Trunkſucht, beſtand, nicht aber dann, wenn durch eine oder mehrere, 
ich als ſchwere Eheverfehlungen darſtellende Einzelhandlungen die Ehe zerrüttet iſt. Der 
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Zeitpunkt des Urteilserlaſſes ſpielt bei der Beantwortung der Zumutungsfrage auch inſofern 
eine Rolle, als unter Umſtänden dem klagenden Teile deshalb, weil er ſich während des 
Prozeſſes einer ſchweren Eheverfehlung ſchuldig gemacht hat, angeſonnen werden kann, über 
die i ſchwer zu erachtende Verfehlung des andern Teiles hinwegzuſehen (RG JW 
1927, 11945). 

8. Grobe Mißhandlung iſt nicht gleichbedeutend mit lebens⸗ oder geſundheitsgefährlicher 
Mißhandlung (RG 47, 33; vgl. auch RG ZW 08 S. 4217, 27612). Leichte Tätlichkeiten können 
wegen der mit der Ausübung verbundenen Schmach, Erniedrigung oder Demütigung grobe 
Mißhandlungen darſtellen (R ZW 07, 711286; 04, 20417). Alle Mißhandlungen können 
dem $ 1568 unterſtellt werden. Die Feſtſtellung einer groben Mißhandlung iſt ebenſo wie 
die einer ſchweren Verletzung der Pflichten nicht nur von der äußeren Beſchaffenheit der 
Tat, ſondern auch von dem Willen des Täters und den fonftigen Umſtänden abhängig (vgl. A 2). 
So kann z. B. eine ihrer äußeren Beſchaffenheit nach grobe Mißhandlung als ſolche nicht er⸗ 
ſcheinen, wenn ſie fahrläſſig oder aus Furcht begangen iſt. — Grobe Mißhandlung gilt kraft 
Geſetzes ſtets als ſchwere Verletzung der Pflichten und kann nicht, je nachdem der Gegner 
einen ihm über ſeine Verfehlung auferlegten Eid ſchwört oder nicht ſchwört, verſchieden be⸗ 
urteilt werden (RG IW 09, 1661). Grobe Mißhandlung gilt als ſchwere Pflichtverletzung 
ohne Unterſchied des Standes und Bildungsgrades der Ehegatten (RG IW 1911 
S. 71718, 94512; n Recht 1923 Nr 1243). Dafür, ob eine grobe Mißhandlung anzu⸗ 
nehmen, iſt nicht bloß die äußere Beſchaffenheit der Einwirkung auf den Körper des andern 
maßgebend, vielmehr können auch ſonſtige Umſtände dafür herangezogen werden 
(R6 1. 6. 11 IV 514/10; 15. 1. 12 IV 231/11; RG JW 1910, 8194). Es iſt zu prüfen, ob die 
Mißhandlung unter Umſtänden oder in einer Art und Weiſe begangen worden iſt, 
die ſie als eine beſonders rohe, das allgemeine Rechtsempfinden ſchwer verletzende 
Ausſchreitung erſcheinen laſſen (RG 20. 9. 12 IV 23/12; RG 27. 1. 27 IV 705/26). 
Für die Beurteilung, ob eine Mißhandlung als grobe anzuſehen und ob demzufolge eine ſchwere 
Eheverfehlung anzunehmen iſt, iſt nicht bloß auf die äußere Beſchaffenheit der Verletzung, 
ſondern auch auf die ſonſtigen Umſtände des Falles, insbeſondere auf den Grad des Ver⸗ 
ſchuldens, Rückſicht zu nehmen. Deshalb muß, wenn der gemißhandelte Ehegatte zuerſt den 
andern Ehegatten (wörtlich und tätlich) angegriffen hat, dieſem Umſtande Rechnung getragen 
werden (RG Warn 1914 Nr 87). Starke Erregung, in der ſich der Ehegatte bei Aus⸗ 
übung der Tätlichkeit befand, kann zu ſeinen Gunſten berückſichtigt werden, um ſo mehr dann, 
wenn ihm der andere Ehegatte durch böswilliges Verhalten Anlaß dazu gegeben hat (RG 
Warn 1914 Nr 193 RG Seuffel 74 Nr 33; RG Recht 1923 Nr 1243). Auf Berüchſichtigung 
ſeiner Erregung darf der Ehegatte nur dann rechnen, wenn die Erregung durch wirkliche Ver⸗ 
fehlungen des andern Ehegatten hervorgerufen worden ift, nicht aber, wenn die Mißhandlung 
begangen wurde, ohne daß ſich der verletzte Ehegatte eines die Erregung rechtfertigenden 
Verhaltens ſchuldig gemacht hat (RG Recht 1924 Nr 829). Starke Erregung des Ehe⸗ 
gatten bei Ausübung von Tällichkeiten kann zwar zu feinen Gunſten berüchſichtigt werden; 
es kommt aber weſentlich darauf an, worauf die Erregung zurückzuführen war, insbeſondere, 
ob ihn der andere Ehegatte durch böswilliges Verhalten gereizt oder ihm ſonſt Anlaß zu 
ſeiner Heftigkeit gegeben haben ſollte. Die Verantwortlichkeit für ſeine rohen Ausſchrei⸗ 
tungen wird dem Ehemanne mit Rücklicht darauf, daß ſein vierjähriger Aufenthalt im Felde 
ſeine Nerven ungünſtig beeinflußt haben mögen, nicht abgenommen. Es konnte und mußte 
von ihm verlangt werden, daß er feiner leichten Erregbarkeit und Neigung zu Wutausbrüchen 
mit allen inneren Kräften entgegenarbeitete und die Ehefrau nicht immer wieder tätlich 
angriff (Rs 27. 1. 27 IV 705/26). Eine Ohrfeige, die die Frau dem Manne in 
äußerſter ſittlicher Empörung über eine ſchwer kränkende Außerung des Mannes über 
ihren kurz zuvor verſtorbenen Vater verſetzt, iſt auch dann kein Scheidungsgrund, wenn die 
Eheleute den gebildeten Kreiſen angehören (RG Warn 1915/16 Nr 52). Auch andere als 
grobe Mißhandlungen können als ſchwere Eheverfehlungen angeſehen werden (RG 
15. 4. 16 IV 442/15). Eine derbe Ohrfeige, die der Mann der Frau gegeben, weil ſie auf 
der Straße einen ihr bekannten Herrn zufällig getroffen und mit ihm einige Worte gewechſelt 
hatte, kann als grobe Mißhandlung angeſehen werden (R& 9. 1. 19 IV 287/18). 

9. Wegen der Ausſetzung des Verfahrens im Falle des 8 1568 vgl. $ 620 BRD. 
Es muß ein gewiſſer tatſächlicher Anhalt für die Annahme gegeben fein, daß die Ausſöhnung 
nicht ausgeſchloſſen ſei (RG 15. 11. 06 IV 160/06). Ausſetzung von Amts wegen (8 620 
ZPO) iſt dann nicht geboten, wenn die Scheidungsklage nicht nur auf 8 1568, ſondern auch 
auf § 1565 gegründet iſt (RG IW 1912, 4648). Maßgebender Zeitpunkt für das Vor⸗ 
handenſein ſämtlicher Erforderniſſe des § 1568 iſt die letzte mündliche Verhandlung vor Erlaß 
des Urteils (RG JW 08, 42; RG 14. 5. 08 IV 478/07; RG Warn 1910 Nr 124). 

10. Beweislaſt. Der Eheſcheidungskläger hat den vollen Tatbeſtand des § 1568, ein- 
ſchließlich derjenigen Umſtände, aus denen ſich das Verſchulden des andern Ehegatten 
ergibt, darzutun. Dazu genügt die Darlegung eines Sachverhalts, der bei einem geiſtig ge⸗ 
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ſunden Menſchen ein Verſchulden ergeben würde. Lehnt der Beklagte ſeine Verantwortlichkeit 
mit der Behauptung, daß er unter dem Einfluſſe krankhafter Geiſtesſtörung gehandelt 
habe, ab, ſo iſt es weſentlich Frage der tatſächlichen Würdigung, ob ſich nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles Bedenken gegen die Verantwortlichkeit des Beklagten rechtfertigen laſſen 
(RS JW 1911, 992°). Behauptet der Kläger Beleidigung oder Verleumdung, ſo iſt es auch 
ſeine Sache, die Unwahrheit der behaupteten Tatſache (hier des Abtreibungsverſuchs) 
darzutun. Keinesfalls liegt dem andern Ehegatten der Wahrheitsbeweis ob. Die im Straf⸗ 
rechte geltenden abweichenden Beweisregeln ($ 186 StG) find für das Eheſcheidungsrecht 
nicht maßgebend (RG 7. 3. 07 IV 396/06; 24. 6. 07 IV 560/06; 16. 1. 11 IV 72/10; RG Warn 
1912 Nr 114). Für Eheſachen ha weder das BGB noch die ZPO die Beweislast beſonders 
geregelt, es gelten alſo auch in Eheſachen dafür die allgemeinen Grundſätze (RG Recht 1922 
Nr 976). Sache des Ehegatten, der ſich auf § 1568 beruft, iſt es, den Vorfall in ſeinem 
vollen Umfange klarzulegen, alſo die der ſeinigen entgegengeſetzte Darſtellung des andern 
Ehegatten zu widerlegen (RG Warn 1913 Nr 328; 1914 Nr 219; 1915/16 Nr 52; 1917 Nr 86; 
RG Gruch 59, 923). Der klagende Ehegatte hat den behaupteten Scheidungsgrund auch 
dann zu beweiſen, wenn es ſich um die Un wahrheit der vom andern Teile über ihn ver⸗ 
breiteten beleidigenden Tatſachen (Vorwurf des Ehebruchs) handelt, es ſei denn, daß das 
Gericht aus tatſächlichen Gründen zu einer ſog. Umkehrung der Beweislaſt kommt (RG 
Warn 1915/16 Nr 85); RG 14. 2. 24 IV 824/22; RG SeuffA 81 Nr 29). Vgl. § 1571 A 4, 
9 1339 A 2. Der Ehegatte, der eine Eheverfehlung als Scheidungsgrund gemäß $ 1568 geltend 
macht, muß grundſätzlich den Vorfall in vollem Umfange klarſtellen und auch die Abweſen⸗ 
heit von Umſtänden dartun, die ein Verſchulden des andern Ehegatten ausſchließen oder 
die eine mildere Beurteilung rechtfertigen (RG 10. 1. 16 IV 270/15; RG SeuffA 74 Nr 33). 
Der aus § 1568 auf Scheidung klagende Ehegatte hat den vollen Tatbeſtand dieſes Schei⸗ 
dungsgrundes und demgemäß auch zu beweiſen, daß dem Verhalten des beklagten Teiles 
im gegebenen Falle die Bedeutung einer ſchweren Pflichtverletzung zukomme. Er muß 
deshalb auch die Abweſenheit der von der Gegenſeite mit genügender tatſächlicher Beſtimmt⸗ 
heit behaupteten Umſtände dartun, die eine mildere Beurteilung einer an ſich ſchweren 
Pflichtverletzung rechtfertigen, dieſe alſo im gegebenen Falle nicht als ſchwer erſcheinen laſſen 
würden (RG 7. 6. 23 IV 791/22). Wird die Scheidungsklage des Mannes darauf ge⸗ 
gründet, daß die Frau wider beſſeres Wiſſen behauptet habe, bei einem beſtimmten 
Vorfalle vom Manne mißhandelt worden zu ſein, ſo genügt es, wenn die Frau den Vorfall 
beſtimmt bezeichnet; aber Sache des Mannes iſt es, zu beweiſen, daß er die Frau bei dem 
von ihr behaupteten Vorfalle nicht mißhandelt habe (RG Recht 1920 Nr 3398). Dem Ehe⸗ 
gatten, der Nichtgewährung des Unterhalts als Scheidungsgrund geltend macht, liegt 
der Beweis dieſes klagebegründenden Vorbringens ob, insbeſondere im Falle des Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten der Beweis für die Vorausſetzungen des § 1361 (RG Warn 1915 
Nr 24). Bei Vorgängen, die naturgemäß ſelten durch Zeugen oder Sachverſtändige be⸗ 
wieſen werden können, wie z. B. bei Behauptungen der Parteien über die Ausübung 
des Geſchlechtsverkehrs, kommen als Beweismittel die perſönliche Vernehmung der 
Partei (8 619 ZPO) und die Auferlegung eines richterlichen Eides in Betracht (RG 
Warn 1915 Nr 289; RG Recht 1922 Nr 976). Gerade in Angelegenheiten, die das innere, 
ſich den Wahrnehmungen Dritter oft entziehende Eheleben betreffen, wird das Gericht 
vielfach Anlaß haben, die Parteien perſönlich zu hören und ſich durch unmittelbare Be⸗ 
fragung ein Bild von ihrem Zuſammenleben zu machen. Daß dabei nicht nur die mündlichen 
Angaben der Partei, ſondern auch ihre ſchriftlichen Aufzeichnungen Berückſichtigung 
finden, entſpricht dem Zwecke einer ſolchen Beweiserhebung. Die dadurch gewonnene richter⸗ 
liche Überzeugung iſt nicht prozeßwidrig zuſtande gekommen (RG SeuffA 68 Nr 47). Wer 
das Verhalten des andern Eheteils als Scheidungsgrund geltend machen will, dem liegt es 
ob, zu beweiſen, daß jenem Verhalten die Bedeutung einer ſchweren Verfehlung im einzelnen 
Falle zukommt; er muß alſo auch die Einwände ausräumen, mit welchen der Gegner 
dartun will, daß das betreffende Vorkommnis milder zu beurteilen ſei und ihm deshalb nicht 
die Bedeutung eines Scheidungsgrundes zukomme (z. B. den Einwand des Gegners, zu feiner 
Eheverfehlung durch Schimpfreden des andern Ehegatten gereizt worden zu ſein). Den an⸗ 
gegriffenen Teil trifft ſolchenfalls keine Beweislaſt (RG 20. 3. 19 IV 415/18). Über die 
Beweislaſt in Eheſachen hinſichtlich des Einwandes der Notwehr vgl. RG JW 03 Beit 54128. 
Auch dem Ehegatten gegenüber, der ſich auf Notwehr beruft, muß der klagende Ehegatte 
das Vorhandenſein einer ſchweren Eheverfehlung beweiſen (RG 30. 10. 11 IV 102/11; RG 
Gruch 59, 923; RG 11. 12. 19 IV 277/19). 


§ 1569 
n 1 Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
in Geiſteskrankheit') verfallen iſt, die Krankheit während?) der Ehe min⸗ 
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deſtens drei Jahre“) gedauert und einen ſolchen Grad?) erreicht hat, daß 

die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten aufgehoben, auch jede 

Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſté). 
E II 1464; M 4 570 ff.; P 4 423, 427. 


1. Von dem Grundſatze des BGB, daß ein Ehegatte nur wegen ſchweren Verſchuldens 
des andern Ehegatten die Scheidung zu verlangen berechtigt ſein ſoll, bildet der Scheidungs⸗ 
grund der Geiſteskrankheit eine Ausnahme, und zwar die einzige (8 1564 A 1). Der Scheidungs⸗ 
anſpruch aus 8 1569 beſteht unabhängig davon, ob der andere Ehegatte die Zerrüttung feines 
Geiſtes durch eigene Schuld herbeigeführt hat. Der E ließ Scheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit nicht zu. Zwar verkannte er nicht, daß für die Zulaſſung der Scheidung und Ermög⸗ 
lichung einer Wiederverheiratung des geſunden Ehegatten die Rückſichtnahme auf die Lage 
des letzteren und die Kinder ſpräche. Allein er hielt es — abgeſehen von ſittlichen Bedenken — 
nicht für ausführbar, diejenigen Fälle, in denen durch die Geiſteskrankheit jede geiſtige Gemein⸗ 
ſchaft aufgehoben werde und der geiſteskranke Ehegatte daher als geiſtig tot zu betrachten 
ſei, von andern Fällen zu ſondern (M 4 S. 570, 571). Die 2. Kommiſſion entſchied ſich jedoch 
für Zulaſſung der Scheidung wegen Geiſteskrankheit und nahm eine dem $ 1569 gleichlautende 
Beſtimmung in den Entwurf auf (Prot 4, 424). — Das Erfordernis der Aufhebung der 
geiſtigen Gemeinſchaft bringt deutlich zum Ausdruck, daß die Unmöglichkeit eines ehelichen 
Zuſammenlebens zur Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht genügt (RG 97, 340). Gegen⸗ 
über dem Hinweiſe, daß bei Verſagung der Scheidung wegen Geiſteskrankheit der Kläger ſich 
in einer harten Lage befindet, wird mit Recht erwogen, daß das Geſetz bewußterweiſe den 
Schutz des geiſteskranken Ehegatten den Intereſſen des geſunden voranſtellt (RG 98, 295). 

2. Nur Geiſteskrankheit, nicht Geiſtesſchwäche kann als Scheidungsgrund aus § 1569 
verwertet werden. Das BGB hat den Unterſchied zwiſchen Geiſteskrankheit und Geiſtes⸗ 
ſchwäche nicht feſtgeſetzt. Der Begriff der Geiſteskrankheit iſt im 8 1569 — abgefehen von 
Dauer und Grad — derſelbe wie im § 6 (vgl. die Erl zu $ 6 und R 50, 207) Die Zuläſſigkeit 
der Scheidung wegen Geiſteskrankheit iſt von einer vorgängigen Entmündigung des geiſtes⸗ 
kranken Ehegatten nicht abhängig. Die im Entmündigungsverfahren über den Geiſteszuſtand 
getroffenen Feſtſtellungen können im Eheſcheidungsſtreite verwertet werden. Das Ehe⸗ 
ſcheidungsgericht hat aber ſelbſtändig zu prüfen, ob Geiſteskrankheit vorliegt, und es darf nach 
8 623 ZPO auf Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht erkennen, bevor es einen oder mehrere 
Sachverſtändige über den Geiſteszuſtand des Beklagten gehört hat. — Daß das gegen den 
geiſteskranken Ehegatten eingeleitete Entmündigungsverfahren mit einer Ablehnung 
der Entmündigung geendet hat, ſchließt die Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht aus, 
ebenſowenig der Umſtand, daß das Ehegericht den geiſteskranken Ehegatten für geſchäfts⸗ 
fähig und darum auch für prozeßfähig hält (RG Warn 1917 Nr 233). Die Fachausdrücke 
der ärztlichen Kunſtſprache brauchen ſich mit den Begriffsbeſtimmungen der Geiſteskrankheit 
und Geiſtesſchwäche im 8 6 Nr nicht zu decken, aber im Sinne des Geſetzes find zwiſchen beiden 
Formen der regelwidrigen Geiſtesbeſchaffenheit nur Gradunterſchiede anzuerkennen (RG 
JW 05, 3951; RG Warn 1913 Nr 78). — Zur Durchführung der Scheidungsklage kann 
dem Beklagten gemäß $ 1910 Abſ 2 BGB ein Pfleger beftellt werden. — Zuläſſig iſt auch 
die Beſtellung eines beſonderen Vertreters durch den Vorſitzenden, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 57 ZPO vorliegen (RG 105, 401, unter Abweichung von RG JW 1894, 
113°). Zur Scheidungswiderklage bedarf eine im Laufe des Rechtsſtreits wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigte Beklagte der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dieſe kann 
noch nachträglich im Laufe des Rechtsſtreits erteilt werden (RG 86, 15; RG 27. 9. 15 IV 
97/15; 8 612 ZPO). 

3. Während der Ehe. Die vor der Eheſchließung liegende Krankheitszeit bleibt hier 
alſo außer Betracht. Wegen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit der Ehe eines Geiſteskranken 
vgl. 88 1333, 1325. a 

4. Dauer der Geiſteskrankheit. In den dreijährigen Zeitraum ſind lichte Zwiſchenräume 
einzurechnen. Es genügt, wenn der dreijährige Zeitraum zur Zeit der mündlichen Verhandlung, 
auf die das Urteil ergeht, vollendet iſt. Der vor Ablauf der drei Jahre klagende Ehegatte 
hat allerdings Abweiſung der Klage zu gewärtigen. — Es kommt darauf an, daß ſich der Ehegatte 
dauernd in einem einheitlichen Zuſtande geiſtiger Erkrankung befindet. Iſt das der Fall, 
dann ſind auch die Zwiſchenzeiten, die zwiſchen den Aufenthalten in verſchiedenen Irren⸗ 
anſtalten liegen, in den dreijährigen Zeitraum miteinzurechnen (RG Warn 1917 Nr 233). 

5. Grad der Geiſteskrankheit. Die völlige Lebensgemeinſchaft, zu der ſich Mann und 
Frau durch die Eheſchließung verbinden, umfaßt auch die geiſtige Gemeinſchaft, zu der ſie als 
geiſtig veranlagte Geſchöpfe fähig ſind. Die geiſtige Gemeinſchaft unter Ehegatten äußert 
ſich in der mehr oder minder regen Teilnahme an dem, was das geiſtige Leben der Ehegatten 
erfüllt, alſo namentlich in der Teilnahme an dem körperlichen und geiſtigen Wohle des andern 
Ehegatten und der gemeinſamen Kinder, ſowie an ſonſtigen Familienangelegenheiten. Die 
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geiſtige Gemeinſchaft kann ſich auch auf den Beruf erſtrecken, z. B. bei einem Künſtlerehepaare, 
und wird überhaupt je nach den Verhältniſſen eine tiefgehende oder oberflächliche ſein. Iſt 
aber ein Ehegatte infolge von Geiſteskrankheit zu einer geiſtigen Gemeinſchaft mit dem andern 
Ehegatten unfähig geworden, ſo iſt die geiſtige Gemeinſchaft aufgehoben. — Die Anteil⸗ 
nahme des geiſtes kranken Ehegatten (an den gemeinſamen Angelegenheiten der Familie) 
darf nicht lediglich eine innerliche, ſich auf bloße Gefühlsäußerungen beſchränkende ſein, ſondern 
muß ſich durch Handlungen, die ſich als Ausfluß des gemeinſamen Denkens und Fühlens der 
Ehegatten darſtellen, lebendig betätigen, wenn daraus auf das Beſtehen der geiſtigen Gemein⸗ 
ſchaft geſchloſſen werden ſoll (RG JW 1915, 784%. Die dem geiſteskranken Ehegatten ver- 
bliebene Befähigung, der Familie eine gewiſſe, zumal nur äußere Fürſorge zuzuwenden, 
ſchließt allerdings die Annahme einer Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft nicht aus. Allein 
dieſes innere Zerfallen der Ehe entſpricht nur dann den Anforderungen des § 1569, wenn 
es ſeine Urſache gerade in der Geiſteskrankheit des Ehegatten hat. Der geſunde Ehegatte 
hat bei der Geſtaltung des Ehelebens auf das Leiden des andern Rückſicht zu nehmen, und 
nur dann, wenn ſich trotzdem in dem Geiſteszuſtande des Erkrankten ein unüberwindliches 
Hindernis gemeinſamen Denkens und Empfindens entgegenſtellt, beruht eine völlige innere 
Entfremdung auf dieſer geiſtigen Erkrankung (RG Warn 1917 Nr 23). Völlige Ver⸗ 
blödung wie in den Fällen des ſog. geiſtigen Todes wird nicht verlangt. Das Fortbeſtehen 
der ehelichen Gemeinſchaft wird nicht damit dargetan, daß der Ehegatte noch weiß, er ſtehe 
mit dem andern Ehegatten in der Ehe (RG ZW 05, 39517; vgl. auch RG SW 01, 297; 
02 Beil 244123; 03 Beil 2857; 1915, 7844; RG Warn 1913 Nr 370). Auch Eheleute, deren 
geiſtige Gemeinſchaft eine nur oberflächliche iſt, werden mindeſtens durch die gemeinſame 
Sorge für das Wohl der Familie einander geiſtig näher geführt. Hört aber ſogar auf dieſem 
Gebiete das gemeinſame Denken und Fühlen der Ehegatten auf, ſo gebricht es ſelbſt an einem 
Mindeſtmaße geiſtiger Gemeinſchaft (RG 1. 4. 09 IV 434/08). Eine geiſtige Gemeinſchaft 
zwiſchen den Eheleuten befteht nicht mehr, wenn dem klagenden Ehegatten in der krank⸗ 
haften Geiſtesverfaſſung des andern Teiles ein unüberwindliches Hindernis der Ver⸗ 
einigung zu gemeinſamem, dem Weſen der Ehe entſprechenden Denken, Empfinden und 
darauf beruhenden Handeln entgegenſteht (RG Warn 1917 Nr 233). Wahnvorſtellungen 
der Frau, ihre Kinder feien beſeſſen und ihr Mann peinigte fie und treibe fortgeſetzt Ehebruch, 
find geeignet, die geiſtige Gemeinſchaft aufzuheben (RG 16. 2. 11 IV 132/10, zum Teil ab⸗ 
gedruckt FW 1911, 37052). Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft wird nicht ſchon um des⸗ 
willen verneint, weil die Beklagte noch Intere ſe für ihre Familie, insbeſondere den Kläger, und 
Verſtändnis für die Sicherung der Zukunft ihrer Kinder habe, auch die Möglichkeit vorliege, 
daß die Ehegatten auf brieflichem Wege einen regelmäßigen Gedankenaustauſch führen. 
Denn infolge der Wahnvorſtellungen der Beklagten, ihr Ehemann verletze andauernd die 
eheliche Treue und habe es auf ihr Vermögen abgeſehen, und die Kinder ſteckten mit dem 
Vater unter einer Decke, könne eine geiſtige Gemeinſchaft auch auf brieflichem Wege nicht 
hergeſtellt werden. Ein Briefwechſel, in dem der eine Briefſchreiber lediglich den gegen den 
andern gerichteten Wahnvorſtellungen Ausdruck gibt, kann als ein Ausdruck einer ge ftigen 
Gemeinſchaft zwiſchen dem Schreiber und dem Empfänger nicht gelten Dasſelbe gilt von 
dem Intereſſe und Verſtändnis der Beklagten für die Familie, wenn beides von derartigen 
Wahnvorſtellungen beherrſcht wird (RG 97, 340). Zur geiſtigen Gemeinſchaft gehört das 
auf der verſtändnisvollen Neigung und dem Vertrauen zu dem andern Ehegatten beruhende 
Bewußtſein beider Ehegatten von der Ehe als einem auf ſittlichen Recht n und Pflichten 
fußenden Lebensverhältnis, die daraus ſich ergebende Anteilnahme an dem, was das geiſtige 
Leben rechter Ehegatten erfüllt, namentlich an dem körperlichen und geiſtigen Wohle des 
andern Ehegatten und der Kinder, und die Betätigung dieſer Anteilnahme nicht in bloßen 
Gefühlsäußerungen, ſondern in Handlungen, die ſich als der Ausfluß gemeinſamen Denkens 
und Fühlens darſtellen (NG 98, 295). Wenn dieſes Verhältnis zerſtört und eine tiefinner⸗ 
liche Entfremdung an ſeine Stelle getreten iſt, ohne daß indeſſen der kranke Ehegatte den ſog. 
geiſtigen Tod erlitten zu haben braucht, iſt die geiſtige Gemeinſchaft aufgehoben (RG 98, 295). 
Die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten braucht keineswegs mit einem beiderſeitigen 
Zusammenleben zuſammenzufallen, kann vielmehr auch zwiſchen getrennt lebenden Ehegatten 
beſtehen (RG 100, 109). Zu den durch die Ehe begründeten Pflichten gehört eine weit⸗ 
gehende Nachſicht gegenüber dem andern Gatten, und nur dann iſt anzunehmen, daß deſſen 
geiſtige Erkrankung eine völlige innere Entfremdung herbeigeführt habe, wenn ſich dem red⸗ 
lichen Willen des geſunden Ehegatten, das Eheleben mit gebührender Rückſichtnahme auf das 
Leiden des andern zu geſtalten und fortzuführen, in deſſen Geiſteszuſtande ein unüberwind⸗ 
liches Hindernis gemeinſamen Denkens und Empfindens entgegenſtellt. Nur bei völliger 
Verblödung des einen Teiles erſcheint die Möglichkeit, die geiſtige Gemeinſchaft aufrecht⸗ 
zuerhalten, ſchlech hin und ohne weiteres ausgeſchloſſen (R JW 1920, 43810). Es genügt, 
wenn die Krankheit den erforderten Grad zur Zeit der mündlichen Verhandlung, auf die 
das Urteil ergeht, erreicht hat. — Wird nach rechtskräftiger Abweiſung einer wegen Geiſtes⸗ 
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krankheit erhobenen Scheidungsklage von neuem auf Scheidung wegen Geiſteskrankheit ge⸗ 
klagt, ſo erfordert die neue Entſcheidung die Feſtſtellung, ob jetzt die Vorausſetzungen des 
$ 1569 gegeben ſind. Dieſe Feſtſtellung kann auch, ohne daß inzwiſchen eine Verſchlimme⸗ 
rung eingetreten iſt, bei bloßer Fortdauer des ſchon zur Zeit des erſten Urteils vorhandenen 
Geiſteszuſtandes getroffen werden. Die Anſicht, die neue Klage könne gemäß § 616 3 PO 
nur auf eine nach dem Erlaſſe des erſten Urteils eingetretene Verſchlimmerung des Geiſtes⸗ 
zuſtandes geſtützt werden, beruht auf einer unrichtigen Auslegung des 8 616 ZPO. Die 
in den Gründen des früheren Urteils hinſichtlich der Richtigkeit oder Unrichtigkeit von Tatſachen 
1075 n Feſtſtellungen find für die Beurteilung der neuen Klage nicht bindend (RG JW. 
1915, IN 

6. Jede Aussicht auf Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft muß ausgeſchloſſen 
jein, nicht jede Ausſicht auf Heilung. Der Tatbeſtand des § 1569 deckt ſich nicht mit dem 
Begriffe der unheilbaren Geiſt skrankheit. — Zur Wiederherſtellung der geiſtigen Gemein⸗ 
ſchaft iſt nicht notwendig eine völlige Heilung erforderlich, ſondern es würde ſchon eine gewiſſe 
Abſchwächung des Gra es der Geiſteskrantheit ausreichen (RG 100, 109). — Iſt infolge 
Beſſerung des geiſteskranken Ehegatten das der Wiederherſtellung der geiſtigen Ge⸗ 
meinſchaft entgegenſtehende Hindernis behoben, jo iſt der klagende Ehegatte, wenn nicht 
beſondere Umſtände eine abweichende Beurteirung rechtfertigen, ſeinerſeits zur Wiederher⸗ 
ſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft verpflichtet (RF IW 1915, 784). Es iſt nicht erforder⸗ 
lich, jede bloße Möglichkeit einer Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft zu verneinen, 
vielmehr genügt es, wenn eine wiſſenſchaftlich begründbare Ausſicht auf dieſe Wieder⸗ 
herſtellung nicht vorliegt. Di ſer Unterſchied iſt als vorhanden anzuerkennen, wenn auch 
der Sprachgebrauch nicht ſo ſcharf unterſcheidet. Eine Möglichkeit kann häufig ſchon des⸗ 
wegen nicht ausgeſchloſſen werden, weil die menſchlichen Erkenntnismittel unzulänglich find 
und der menſchliche Einblick in das Wirken und Walten der Natur trotz aller Fortſchritte unvoll⸗ 
kommen bleibt. Im Gegenſatze dazu iſt eine beſtimmte Ausſicht erſt dann als nicht aus⸗ 
geſchloſſen anzunehmen, wenn ein irgendwie greifbarer Anhalt für ihre Verwirklichung beſteht 
(RG 98, 295). Vom ſittlichen, dem Weſen der Ehe entſprechenden Standpunkte muß dem 
Kläger auferlegt werden, daß er, bevor ſeinem Scheidungsbegehren aus § 1569 ſtattgegeben 
wer den könnte, ſeinerſeits alles verſucht hat, mit der durch ſeine eheliche Untreue ſchwer ge⸗ 
kränkten und infolgedeſſen aus Eiferſucht ſeeliſch erkrankten Beklagten wieder ein erträgliches 
eheliches Verhältnis wiederherzuſtellen. Erſt wenn dieſe Verſuche ſcheitern ſollten, kann 
zuverläilig beurteilt werden, ob wirklich jede Ausſicht auf Wiederherſtellung einer geiſtigen 
Gemeinſch ft zwiſchen beiden ausgeſchloſſen erſcheint (RG 100, 109). Wegen des Unter⸗ 
haltsanſpruchs des geiſteskranken Ehegatten vgl. $ 1583, wegen der Auseinanderſetzung 
vgl. SS 1478 Abſ 3, 1549. 
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Das Recht auf Scheidung erliſcht!) in den Fällen der SS 1565 bis 15682) 
durch Verzeihung )). 
E I 1446 Satz 1 II 1465; M 4 602 ff.; P A 429. 


1. Der Verluſt des Scheidungsrechts knüpft ſich an die Verzeihung, ohne daß die Aus⸗ 
ſöhnung der Ehegatten eine vollſtändige zu ſein braucht oder eine Zeitlang andauern müßte. 
— Im Falle des § 1567 Abſ 2 Nr 1 verliert infolge Verzeihung auch das Herſtellungsurteil 
jeine innere Berechtigung und es muß von neuem auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
geklagt werden (RG 72, 321; OLG 26, 230). Das Herſtellungsurteil verliert aber ſeine 
Verwendbarkeit zur Begründung einer auf § 1567 Abf. 2 Nr 1 geſtützten Scheidungsklage 
nicht ſchon dadurch, daß der Herſtellungskläger mit dem andern Ehegatten während des 
Jahres nach der Rechtskraft des Herſtellungsurteils, nicht nachher, geſchlechtlich verkehrt. 
Ein ſolcher Verkehr kommt nicht als rechtsvernichtende Verzeihung in Betracht, ſondern 
als eine Betätigung des ernſtlichen Willens, die eheliche Lebensgemeinſchaft mit dem ab⸗ 
trünnigen Ehegatten wieder herzuſtellen. Dieſer Wille muß aber bei Erhebung der Her⸗ 
ſtellungsklage nach $ 1353 BGB und während des ganzen Jahres nach Rechtskraft des 
Herſtellungsurteils beſtehen, wenn der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung eniſtehen 
ſoll. Seine Betätigung kann alſo nicht das Gegenteil, nämlich die Ausſchließung dieſes 
Scheidungsgrundes zur Folge haben (RG 108, 15; RG 23 1927, 456°). Über Ernſtlichkeit 
des Herſtellungsverlangens vgl. $ 1353 A 3. Im Falle des § 1568 hindert eine dazwiſchen⸗ 
liegende Verzeihung den beklagten Ehegatten grundſätzlich nicht, frühere Verfehlungen des 
klagenden Teiles dazu zu benutzen, um darzutun, daß ſeine eigenen Verfehlungen in einem 
milderen Lichte erſcheinen (RG 26. 1. 16 IV 368/15). Vgl. § 1573 A 3, § 1574 Abſ 2 u. 3. 
Das durch Verzeihung erloſchene Recht auf Scheidung kann nicht durch Widerruf der Ver⸗ 
zeihung zum Wiederaufleben gebracht werden. 
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2. Im Falle des § 1568 (bedingter Scheidungsgrund) iſt, wenn der Ehegatte die Ver⸗ 
fehlungen des andern Ehegatten nicht als ehezerrüttend empfindet, der Scheidungsanſpruch 
ſchon wegen des Mangels eines Tatbeſtandmerkmals ausgeſchloſſen, und es kommt dann 
auf den Verzeihungseinwand nicht an. Ob ein verſöhnliches Verhalten des ſchuldloſen Ehe⸗ 
gatten im Sinne des Mangels eines Tatbeſtandmerkmals oder als Verzeihung aufzufaſſen 
iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Vgl A 4. 

3. Verzeihung im Sinne des $ 1570 BGB ift Außerung eines inneren Vorgangs, der darin 
beſteht, daß der verletzte Ehegatte die Ehe nicht oder nicht mehr als durch die Verfehlungen 
des andern Ehegatten zerrüttet empfindet (RG SW 05, 113%; 06, 75225; RG 96, 268; 
105, 106; RG 23 1923, 1325; 3177 RG Warn 1926 Nr 160). Sind die Verfehlungen des 
einen Ehegatten von dem andern Ehegatten überhaupt nicht als Kränkungen empfunden 
worden, fo kann eine Verzeihung im Rechtsſinne nicht in Frage kommen. In dieſem Falle 
würde eine Scheidungsklage an dem Fehlen des zum Tatbeſtande des § 1568 gehörenden 
Merkmals der ehezerrüttenden Wirkung des Verhaltens des Beklagten ſcheitern (RG 12. 10. 22 
IV 738/21). Nicht erforderlich ift, daß der verzeihende Ehegatte die Eheverfehlung des andern 
Teils längere Zeit als ehezerrüttend empfunden haben müßte. Vielmehr kann die Verzeihung 
in unmittelbarem Anſchluß an den Zeitpunkt, in welchem der verletzte Ehegatte die Ehe⸗ 
verfehlung des andern Teils erfährt und als ehezerrüttend empfindet, gewährt werden. — 
Die Verzeihung iſt nicht eine empfangsbedürftige Willenserklärung, ſondern ein tatſächlicher 
Vorgang, aus welchem auf die innere verſöhnliche Geſinnung des Ehegatten und ſeine 
Bereitwilligkeit, die Ehe fortzuſetzen, zu ſchließen iſt (RG 1. 3. 15 IV 415/14; 
NG 105, 106). Es kommt nicht darauf an, wie der Ehegatte das Verhalten des andern Ehe⸗ 
gatten, aus welchem ſich die Verzeihung ergeben ſoll, aufgefaßt hat, ſondern der Richter 
muß ſich ſelbſt ein Urteil darüber bilden, ob das Verhalten des andern Ehegatten ſo geartet 
war, daß daraus auf die Tatſache der Verzeihung geſchloſſen werden kann (Ro 105, 106; 
RG ZW 1924, 294%). Verzeihung iſt anders als Verzicht auf das Scheidungsrecht (A 5) 
kein Rechtsgeſchäft (RG 10. 2. 08 IV 306/07), braucht auch nicht dem andern Ehe⸗ 
gatten gegenüber zum Ausdrucke zu gelangen und beſeitigt das Scheidungsrecht 
unabhängig davon, ob der Ehegatte die Eigenſchaft der verziehenen Handlung als 
eines Scheidungsgrundes kennt und den Willen hat, durch Verzeihung den Wegfall des 
Scheidungsrechts herbeizuführen (RG JW 02, 13). Die Beſtimmungen über Rechts⸗ 
geſchäfte (88 104—193) finden auf die Verzeihung, da fie kein Rechtsgeſchäft iſt (A 5), grund⸗ 
ſätzlich keine Anwendung, jedoch mit einigen Ausnahmen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte 
(8 104) kann nicht rechtswirkſam verzeihen, es ſei denn, daß er trotz des Mangels der Geſchäfts 
fähigkeit imſtande iſt, das Weſen der Ehe verſtändig zu würdigen. Bloße Beſchränkung in der 
Geſchäftsfähigkeit beeinträchtigt nicht die Wirkſamkeit der Verzeihung. Eine im Zuſtande 
der Bewußtloſigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit erfolgte 
Verzeihung iſt unwirkſam ($ 105). Dasfelbe gilt von der widerrechtlich durch Drohung oder 
argliſtige Täuſchung erlangten Verzeihung ($ 123), ohne daß es einer förmlichen Anfechtung 
bedarf (a. M. Planck). Auch der Irrtum ($ 119) iſt geeignet, die Wirkſamkeit der Verzeihung 
zu beeinträchtigen. — Irrtum und argliſtige Täuſchung können auch ohne förmliche An⸗ 
fechtung geltend gemacht werden, da die Verzeihung kein Rechtsgeſchäft iſt und deshalb auf ſie 
die $$ 119, 121,123, 124 keine Anwendung finden (RG 28. 9. 14 IV 206/14; RG 16. 11. 22 
IV 144/22). Dagegen verdient der geheime Vorbehalt (§ 116) keine Berückſichtigung. Die 
Wirkſamkeit der Verzeihung kann nicht dadurch in Frage geſtellt werden, daß der verzeihende 
Ehegatte ſich im Widerſpruche mit ſeinem äußeren Verhalten insgeheim vorbehält, nicht zu 
verzeihen (RG JW 01, 386; 05, 37112; RG Gruch 64, 113; RG Warn 1922 Nr 56). Selbſt 
der aus geſprochene Vorbehalt, nicht verzeihen zu wollen, vermag der Verzeihung, 
wenn dieſe ſonſt nur unzweideutig zum Ausdrucke gelangt, die Wirkſamkeit nicht zu nehmen 
RG JW 07,797; RG Gruch 51, 187; RG 96, 268; SeuffA 74 Nr 180). Bedeutungslos iſt 
der von einem Ehegatten bei Gelegenheit vertraulichen Verkehrs mit dem andern Ehe⸗ 
gatten gemachte, mit dem tatfächlihen Empfinden des erſteren im Widerſpruch ſtehende 
Borbehalt, daß er ſich dadurch feines Scheidungsrechts nicht begeben wolle (RG Warn 1914 
Nr 195). Das Verſprechen eines Ehegatten, deſſen Verfehlungen von dem andern 
Teile verziehen worden ſind, die Verzeihung in dem Scheidungsverfahren nicht geltend 
zu machen, iſt nicht in dem Sinne bindend, daß der Verſprechende mit dem Einwande der 
Verzeihung nicht gehört werden dürfte. Der Bruch eines ſolchen Verſprechens iſt, ſelbſt 
wenn es unter Ehrenwort abgegeben wäre, nicht als ſchwere Verfehlung anzuſehen (Roß 
Warn 1914 Nr 195). Allerdings iſt die kundgegebene Verzeihung nicht deshalb nichtig, weil 
ſich der Erklärende vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen. Man darf aber nicht auf eine 
ſolche Verzeihung die nur für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr beſtimmte Auslegungsregel 
anwenden, daß ein jeder die Erklärung ſo gelten laſſen muß, wie ſie der Gegner nach Treu 
und Glauben verſtehen durfte (vgl. RG 88, 425). Das Vorhandenſein einer Verzeihung iſt 
vielmehr regelmäßig — mit Ausnahme des Falles des Geheimvorbehalts — davon abhängig, 
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daß der Ehegatte wirklich die Verzeihung gewollt hat (RG Warn 1918 Nr 121). Bei 
der Verzeihung kommt es lediglich auf den inneren Willen des ſie erklärenden Ehegatten 
und nicht etwa darauf an, wie ſie der andere Teil nach Treu und Glauben verſtehen 
durfte (RG 29. 11. 23 IV 13/23). Trotz des ausdrücklichen Vorbehalts des Mannes, den 
Ehebruch der Frau nur im Falle eines offenen Geſtändniſſes verzeihen zu wollen, 
liegt wirkſame Verzeihung des Mannes vor, wenn er im Glauben an die Schuld der Frau 
den Geſchlechtsverkehr mit ihr fortſetzt (OLG 30, 52). Mit Recht wird die Verzeihung als 
ein innerer ſittlicher Vorgang, nicht als eine Handlung rechtsgeſchäftlichen 
Verkehrs aufgefaßt. Deshalb kommt es nicht auf die wörtlichen Erklärungen und 
ebenſowenig darauf an, wie der andere Ehegatte das Verhalten des Verletzten aufgefaßt 
hat. Maßgebend iſt allein, ob der Kläger⸗ nach feinem ganzen Verhalten die Verfehlung, 
des andern Ehegatten nicht mehr gelten laſſen wolle, daß alſo nicht mehr geſagt werden 
könne, die Fortſetzung der Ehe ſei ihm nicht mehr zuzumuten. Die Frage der Ver⸗ 
zeihung ſteht eben mit der Zumutungsfrage im engſten Zuſammenhange. Dies trifft 
nicht nur auf die bedingten, ſondern auch auf die unbedingten Scheidungsgründe (8 1568 
A 1) zu, denn auch bei letzteren iſt der eigentliche und innerſte Grund für den Scheidungs⸗ 
anſpruch eben der, daß dem andern Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht zugemutet 
werden kann (RG 96, 268). Die Vorſchrift des $ 133, daß bei der Auslegung einer Willens⸗ 
erklärung der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften iſt, findet auch auf die Verzeihung Anwendung (RG JW 1919, 8202). 
Anderſeits liegt Verzeihung nicht vor, wenn ſie zwar äußerlich erklärt worden iſt, aber zu 
einer Zeit, in der ſich der Erklärende infolge hochgradiger Erregung über die erlittene 
Kränkung zu einem feſten Entſchluſſe noch gar nicht durchgerungen hatte (RG 17. 12. 10 
IV 53/10). Ob der Verzeihungswille vorhanden ift, iſt im weſentlichen Sache tatſächlicher 
Würdigung. Es kommt nicht darauf an, ob der Beklagte nach dem Verhalten der Klägerin 
in den früheren Verzeihungsfällen annehmen konnte, Klägerin wolle ihm auch diesmal ver⸗ 
zeihen. Allerdings kann aus der Duldung und gelegentlichen Erwiderung von Zärllich⸗ 
keiten der Verzeihungswille gefolgert werden. Es können aber auch Umſtände vorliegen, 
die einen ſolchen Schluß verbieten. Hier befand ſich die Klägerin in der Lage innerlicher 
Unentſchloſſenheit. Sie wollte nach ihrer Angabe lediglich von der ſtändigen Überwachung 
des Beklagten (der die Klägerin durch Verſchließen der Tür am Weggehen verhinderte), 
loskommen, um in Ruhe über ihren Entſchluß einer endgültigen Verzeihung ins Reine zu 
kommen. Es war daher gerechtfertigt, der Klägerin einen richterlichen Eid über ihren 
Verzeihungswillen aufzuerlegen (RG 10. 1. 25 IV 343/24). Streitig ift, wie eine bedingte 
Verzeihung wirkt. Das Reichsgericht nimmt an, daß eine bedingte Verzeihung zuläſſig ſei, ihre 
Wirkſamkeit aber nicht über den Inhalt der Erklärung hinausgehen und die gleiche ſein könne, wie 
wenn der Ehegatte bedingungslos verziehen hätte (RG ZW 03 Beil 26885, RG Gruch 48,803; 
RG Warn 1913 Nr 62 u. 205). Übrigens findet auf die bedingte Verzeihung die Vor⸗ 
ſchrift des $ 162 und gegebenenfalls die allgemeine Einrede der Argliſt Anwendung (RG 
JW 1919, 820° und dazu die beachtenswerten Bemerkungen von Landsberg. Dasſelbe 
Urteil ausführlicher R Warn 1919 Nr 206). In dem vom Manne zurückgewieſenen Er- 
bieten der Frau zum Geſchlechtsverkehr liegt nicht notwendig eine vollendete und unbe⸗ 
dingte Verzeihung, vielmehr kann darin ein bloßer Verſöhnungsverſuch erblickt werden 
(RG ZW 1916, 46%). Im Verhältniſſe zwiſchen Ehegatten kann es nicht als argliſtig oder 
ſittenwidrig angeſehen werden, wenn der eine Ehegatte zum Zwecke gegenſeitiger Aus⸗ 
ſöhnung darauf ausgeht, den andern Teil zum Beiſchlafe zu reizen. Die Behauptung des 
Klägers, die Beklagte habe damals hoch und heilig Beſſerung verſprochen und ihn zur ehe⸗ 
lichen Beiwohnung verführt, konnte daher unberückſichtigt bleiben, da auch nicht erficht- 
lich war, daß der Kläger die in der Beiwohnung regelmäßig zu findende Verzeihung von 
einer Bedingung abhängig gemacht habe (RG LZ 1922, 4645). Verzeihung im Sinne des 
8.1570 ſetzt Bereitſein zur Fortſetzung der Ehe voraus. Wird zugleich die Abſicht, die Ehe 
nicht fortzuſetzen, ausgedrückt, fo liegt keine Verzeihung im Sinne des & 1570, ſondern der 
Fall einer nur aus allgemein menſchlichen Gründen und ohne Beziehung auf das eheliche Ver⸗ 
hältnis ausgeſprochenen Verzeihung vor, einer Verzeihung, wie ſie auch dem Ehegatten, 
von dem man ſich trennen will, gewährt werden kann (RG Warn 08 Nr 324; 1911 
Nr 383; RG 13. 5. 18 IV 55/18). Der Verſuch eines weiteren äußeren Zuſammen⸗ 
lebens iſt nicht Verzeihung, noch weniger die bloße Erklärung der Bereitwilligkeit zur An⸗ 
ſtellung eines ſolchen Verſuchs, mag zugleich auch im chriſtlichen Sinne die Verzeihung der 
dem andern Ehegatten zur Laſt fallenden Schuld ausgeſprochen werden (RG LZ 1923, 1829. 
Die Wiederherſtellung der aufgehobenen häuslichen Gemeinſchaft kann ge⸗ 
eignet ſein, einen Verzeihungswillen des gekränkten Ehegatten zu beweiſen Das ſetzt aber 
voraus, daß fie unter Umſtänden und in einer Weiſe bewirkt wird, die den Schluß auf das 
Bereitſein zur Fortſetzung der Ehe auf ſeiten des verletzten Gatten als gerechtfertigt 
erſcheinen läßt (RG 30. 4. 14 IV 74/14). Bloßes Inausſichtſtellen künftiger Verſöhnung, 
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bloße Verſöhnungsverſuche und bloße Bereitwilligkeit zur Verzeihung können nicht als Ver⸗ 
zeihung im Sinne des $ 1570 gelten (RG 26 10. 11 IV 98/11; 29. 1. 12 IV 213/11; RG 
Warn 1912 Nr 396). Nur eine Verzeihung, die das eheliche Verhältnis endgültig nicht 
mehr als durch Schuld des andern Teils zerrüttet erſcheinen läßt, hat rechtlich die Kraft, das 
Scheidungsrecht zum Erlöſchen zu bringen. Bloßes Inausſichtſtellen künftiger Verſöhnung 
genügt nicht, ſelbſt wenn es von zärtlichem Verhalten begleitet iſt (RG Warn 1918 Nr 120). 
Keine Verzeihung liegt vor, wenn der Ehemann zwar ſeine Bereitwilligkeit, ſich mit 
der des Ehebruchs ſchuldigen Ehefrau auszuſöhnen, in der Hoffnung erklärt, daß es wieder 
zu einem ehelichen Zuſammenleben kommen werde, aber die Ehefrau auf die ihr gebotene 
Gelegenheit eines verſöhnten Zuſammenlebens nicht eingeht (RG 11. 3. 18 IV 8/18). Die 
bloße Verſöhnungsbereitſchaft iſt noch kein unbedingtes Anzeichen dafür, daß der betref⸗ 
fende Ehegatte die Verfehlungen des andern nicht als ehezerrüttend empfunden hat oder 
nicht mehr als ſolche empfindet. Ebenſowenig kann in der Unterlaſſung einer alsbaldigen 
Klageerhebung ein unbedingter Gegenbeweis gegen eine Zerſtörung der ehelichen Geſin⸗ 
nung des gekränkten Ehegatten gefunden werden; es kommt vielmehr immer auf die Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles an (RG 7. 5. 23 IV 136/22). Entſchließt ſich ein Ehegatte, über 
den Ehebruch des andern Ehegatten hinwegzuſehen und die eheliche Lebensgemeinſchaft 
mit ihm fortzuſetzen, ſo erwächſt für ihn die Verpflichtung, ſein Verhalten ſo einzurichten, 
daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann (RG JW 06, 38915; 
RS Seufil 73 Nr 32; R Warn 1919 Nr 177). Vgl. auch § 1353 A 2, § 1568 A 3. 
4. Sonſtige Erforderniſſe der Verzeihung. Verzeihung ſetzt Kenntnis der Ver⸗ 
fehlung des andern Ehegatten voraus (RG Warn 1913 Nr 296; RG 24. 1. 24 IV 961/23). 
Die Kenntnis braucht nicht alle Einzelheiten zu umfaſſen, muß aber ſo weit reichen, daß der 
Verzeihende die Schwere der Verfehlung ermeſſen kann (RG Warn 1918 Nr 120). Vgl. § 1571 
A 4. Behauptet die Frau, daß ſie ſich keines Ehebruchs ſchuldig gemacht habe, vielmehr das 
von ihr während des Kriegsdienſtes ihres Mannes geborene Kind aus einer von einem Unbe⸗ 
kannten gewaltſam erzwungenen Geſchlechtsvereinigung ſtamme, und hat der Mann trotz 
Kenntnis ihrer Schwangerſchaft mit ihr während eines Urlaubs geſchlechtlich verkehrt, ſo 
folgt daraus noch nicht, daß der Mann ſichere Kenntnis von dem Ehebruch der Frau erlangt 
hatte und ihr die Verfehlung verziehen habe (RG 26. 4. 19 IV 7/19). — Es iſt nicht aus⸗ 
eſchloſſen, daß der Ehegatte — namentlich beim Vorliegen mehrerer gleichartiger Verfeh⸗ 
ungen — allgemein, auch die ihm unbekannt gebliebenen Verfehlungen wirkſam verzeihen 
kann (RG JW 02 Beil 260156, 265765: 05, 1458). Bloßer Verdacht erſetzt die Kennt⸗ 
nis nicht, jedoch kann — was zu beweiſen — der Wille des Verzeihenden darauf gerichtet 
ſein, für jeden Fall, wie es ſich auch mit der fraglichen Eheverfehlung verhalten mag, 
Verzeihung zu gewähren (RG JW 1913, 13918; 1918, 106%; RG Warn 1913 Nr 62; 
1914 Nr 24). Insbeſondere dann, wenn auf ſeiten des gekränkten Ehegatten nur ein mehr 
oder weniger dringender Verdacht oder Argwohn beſtanden hat, daß dem andern Ehegatten 
beſtimmte Verſtöße gegen ſeine ehelichen Pflichten zur Laſt fallen, bedarf es des Nachweiſes 
beſonderer Umſtände, aus denen der Wille des gekränkten Ehegatten, auch ihm nicht be⸗ 
kannt gewordene Verfehlungen zu verzeihen, mit Sicherheit entnommen werden kann 
(RS Warn 1914 Nr 165). Vgl. § 1571 A 1 (Verzeihung künftiger oder ſpäter bekannt⸗ 
gewordener leichterer Verfehlungen nicht daraus zu entnehmen, daß der Ehegatte ſogar 
eine ſchwere Eheverfehlung verziehen hat, RG 95, 285). Der die Verzeihung einwendende 
Ehegatte hat die Kenntnis des andern von den Verfehlungen zu beweiſen (RG 23. 3. 11 
IV 374/10; 16. 9. 11 IV 633/10). Die Verzeihung kann eine ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende ſein. Ob in dem freiwilligen Beiſchlafe des verletzten Ehegatten eine ſtill⸗ 
ſchweigende Verzeihung liegt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles (RG 
W 06, 75224, 25; RG Gruch 64, 113; RG LZ 1922, 4645). Gleiches gilt von der Zurück⸗ 
nahme der Scheidungsklage (RG JW 03 Beil 2658; RG Warn 1915/16 Nr 144). Nur 
der Prozeßbevollmächtigte desjenigen Rechtszugs, bei welchem der Rechtsſtreit gerade anhängig 
ift, ift zur Zurücknahme der Scheidungsklage befugt (RG 5. 11. 10 IV 598/09). Die Fort⸗ 
ſetzung des ehelichen Verkehrs nach Eheverfehlungen im Sinne des § 1568 kann als 
Verzeihung oder als mangelndes Tatbeſtandsmerkmal (Empfindung der Fortſetzung der Ehe 
als einer unerträglichen Laſt) in Betracht kommen (RG 6. 6. 07 IV 546/06; RG 31. 5 
20 IV 493/19; RG Recht 1922 Nr 985). In der Fortſetzung der Geſchlechtsgemeinſchaft kann 
ſowohl Verzeihung als auch ein Verzicht auf Anfechtung der Ehe liegen (RG 10. 4. 05 
IV 572/04). Aus der Fortſetzung der ehelichen Gemeinſchaft iſt nicht ohne weiteres 
auf eine Verzeihung zu ſchließen. Das einſtweilige Verbleiben des verletzten Ehegatten in 
der Ehewohnung kann auf Beweggründe zurückzuführen ſein, die einer Verzeihung ent- 
gegenſtehen z. B. Angſt vor neuen Mißhandlungen, Hoffnung auf Beſſerung, Mangel an 
Reiſegeld (RG 26. 10. 11 IV 98/11). Hat die Frau nach der Trennung der Parteien dem 
Manne den Beiſchlaf nicht freiwillig, ſondern nur aus Angſt vor neuen Mißhandlungen 
geſtattet, jo kann aus der Beiſchlafsgeſtattung der Frau auf eine Verzeihung der Verfeh⸗ 
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lungen des Mannes nicht geſchloſſen werden (RG 6. 11. 19 IV 272/19). Die bloß äußere 
Geſchlechtshandlung braucht noch nicht unbedingt der Ausdruck einer Verzeihung zu 
ſein. Denn dieſe beruht darauf, daß der gekränkte Ehegatte auch innerlich das ehewidrige 
Verhalten des andern nicht mehr als ehezerrüttend empfinden will und aus dieſem Seelen⸗ 
vorgange heraus bereit iſt, das eheliche Leben wieder aufzunehmen. Ob dies der Fall, iſt 
weſentlich eine Frage der tatſächlichen Beurteilung. Immerhin wird man, wenn 
beide Ehegatten aus natürlichem Bedürfniſſe fortdauernd miteinander im ehelichen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehre bleiben, davon ausgehen dürfen, daß fie bei dieſer dem Weſen der Ehe 
entſprechenden Tatſache die Ehe weiter fortſetzen wollen und daß keiner von ihnen dabei 
verharren kann, die Ehe habe gleichwohl auf ſeiner Seite durch die Schuld des andern Teiles 
auch weiterhin als zerrüttet zu gelten. Es müſſen ſchon ganz beſondere Umſtände hinzu⸗ 
kommen, einem derartigen einträchtigen fortgeſetzten Geſchlechtsverkehre die Bedeutung 
einer Verzeihung abzuſprechen (RG FW 1919, 573%; RG 23 1923, 60%). Ahnlich RG 12. 10. 22 
IV 738/21 (die Klägerin hatte trotz der vom Manne erlittenen Mißhandlungen und Be⸗ 
ſchimpfungen ihm fortgeſetzt den Geſchlechtsverkehr geſtattet, obwohl ſie die Möglichkeit hatte, 
ſich von ihm zu trennen und in einem beſonderen Zimmer zu ſchlafen). Ein derartiger Umſtand 
brauchte in der ſtarken Sinnlichkeit, die die Beklagte von ſich behauptet, nicht gefunden 
zu werden (RG 31. 5. 20 IV 493/19). Ob die Verzeihung in dem freiwilligen Beiſchlaf 
des verletzten Ehegatten zu finden iſt, iſt eine Frage der tatſächlichen Umſtände (RG Warn 
1926 Nr 160, hier verneint, weil die Frau nur widerwillig und mit ſteigendem Abſcheu und 
Ekel die unſittliche Behandlung durch den Mann vor der Ausführung des Beiſchlafs ertrug). 
Richtig iſt, daß aus einem Geſchlechtsverkehr unter den Ehegatten ein ſicherer Beweis für das 
Vorliegen verſöhnlichen Empfindens, wie es die Verzeihung vorausſetzt, nur dann gewonnen 
werden kann, wenn der gekränkte Ehegatte dabei von den Verfehlungen des andern Teiles 
überzeugende Gewißheit gehabt hat. Bei bloßen Vermutungen liefert der Geſchlechtsverkehr 
nur dann einen Beweis für die Verzeihung, wenn auch die Bewahrheitung des Verdachts in 
das Bewußtſein des verletzten Ehegatten aufgenommen iſt und er auch für dieſen Fall ſich 
über die Verfehlungen des andern hinwegſetzen will (RG Recht 1922 Nr 985). Verzeihung 
kann auch dann vorliegen, wenn der Mann nur in der Befürchtung, daß eine regelrechte Bei⸗ 
wohnung als Verzeihung ausgelegt werden könnte, ſich auf andere Weiſe die geſchlechtliche 
Befriedigung durch die Frau wiederholt gefallen läßt (RG 3. 4. 19 IV 20/19). In der Er⸗ 
hebung der Klage auf Wiederherſtellung des ehelichen Lebens iſt eine Verzeihung der 
früheren Verfehlungen des andern Ehegatten nicht zu erblicken, wenn es zur Wiederherſtel⸗ 
lung nicht kommt. Die Verzeihungsbereitſchaft des Herſtellungsklägers gilt nur unter der 
Vorausſetzung, daß der andere Ehegatte dem Herſtellungsverlangen wirklich entſpricht 
(RG 28. 2. 07 IV 383/06). Die Verzeihung kann ſowohl vor als auch nach der Erhebung 
der Scheidungsklage erfolgen. Nach dem Eintritte der Rechtskraft eines auf Scheidung lauten⸗ 
den Urteils kann Verzeihung nicht mehr geltend gemacht werden, ſelbſt wenn das Urteil 
durch einen Eid bedingt iſt; ebenſowenig kann in der Reviſionsinſtanz Verzeihung geltend 
gemacht werden (RG IW 04, 2608; RG 44, 354). 

5. Das Recht auf Scheidung erliſcht nicht nur durch Verzeihung, ſondern auch durch 
Verzicht, gleichviel, ob er ſich auf das Scheidungsrecht ſelbſt oder deſſen Geltendmachung 
bezieht. Dieſer Verzicht ſteht unter den allgemeinen Regeln über Rechtsgeſchäfte. — Auch 
in Eheſachen iſt es zuläſſig, nach Erlaß des landgerichtlichen Urteils auf die Berufung zu ver⸗ 
zichten. Der Verzicht kann ſowohl dem Gericht als auch dem Gegner gegenüber erklärt 
werden. Im erſteren Falle bedarf es nicht der Erklärung zu Protokoll in der mündlichen 
Verhandlung oder vor dem beauftragten oder dem erſuchten Richter, im letzteren Falle 
nicht der Zuſtellung eines Schriftſatzes (RG 105, 351). Der Verzicht auf die Berufung 
iſt auch nicht deshalb unwirkſam, weil er nach der Zuſtellung des Urteils von dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des erſten Rechtszugs abgegeben wurde, denn dieſer iſt auch noch nach 
der Urteilszuſtellung bis zur Rechtsmitteleinlegung zur Abgabe der Verzichtserklärung be⸗ 
fugt (RG 68, 248). Der Verzicht hat für den Verzichtenden den Verluſt des Rechtsmittels 
und damit die Unzuläſſigkeit der Berufung zur Folge. Iſt von beiden Parteien verzichtet 
worden, ſo tritt Rechtskraft des Urteils noch vor Ablauf der Rechtsmittelfriſt ein. Die ver⸗ 
zichtende Partei kann vor Ablauf der Rechtsmittelfriſt eine Verzichtserklärung ſolange 
widerrufen und ſich dadurch das Rechtsmittel erhalten (RG 105, 355), als nicht bereits 
durch beiderſeitigen Verzicht das Urteil rechtskräftig geworden iſt (RG 20. 12. 23 IV 302/23). 
Der Verzicht einer Partei auf den Scheidungsanſpruch, mag dieſer im Wege der Klage 
oder der Widerklage verfolgt worden ſein, iſt auch bei Widerſpruch des Gegners und ſelbſt 
dann zuläſſig, wenn der Gegner bereits ein Urteil erlangt hatte, durch das der Scheidungs⸗ 
kläger für mitſchuldig an der Scheidung erklärt worden war. Der Gegner iſt berechtigt, 
die Abweiſung der Scheidungsklage bzw. Scheidungswiderklage durch Urteil zu verlangen, 
fein Anſpruch auf Mitſchuldigerklärung des Scheidungsklägers iſt aber durch den Verzicht 
des letzteren auf den Scheidungsanſpruch erledigt (RG 115, 374). Der Verzicht auf den 
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Scheidungsanſpruch iſt trotz Widerſpruchs des Gegners zuläſſig (RG 115, 376). Zum 
Zwecke der Zurücknahme der Scheidungsklage und, falls der Beklagte der Klagerücknahme 
widerſpricht, zum Zwecke des Verzichts auf den Klageanſpruch kann der Kläger auch 
im Falle des Obſiegens ein Rechtsmittel einlegen (RG 36, 341; RG Gruch 41, 171; RG 
JW 05, 53724, RG 19. 11. 10 IV 301/90; RG Warn 1913 Nr 458; 1915/16 Nr 143; 1918 
Nr 148; 1919 Nr 185; 1922 Nr 29). Der Weiterverfolgung der Reviſion ſteht auch die Ver⸗ 
ordnung v. 15. 1. 24 zur Entlaſtung des Reichsgerichts nicht entgegen, da dieſelbe ſich nicht 
auf eine in dieſem Sinne (Verzicht) eingelegte Reviſion erſtreckt (RG 3. 5. 24 IV 192/22, 
RS Warn 1924 Nr 191 und Nr 192). Der Verzicht kann bei der mündlichen Verhandlung 
in der Reviſionsinſtanz rechtswirkſam erklärt werden; der gerichlliche Verzicht bedarf nicht 
der Annahme des Gegners (RG 12. 1. 11 IV 21/10; RG Warn 1924 Nr 192; RG JW 
1927, 120722). Zugunſten der Aufrechterhaltung der Ehe kann auch eine durch das Urteil 
nicht beſchwerte Partei ein Rechtsmittel (Berufung, Reviſion) zum Zwecke des Ver⸗ 
zichts auf den zuerkannten Scheidungsanſpruch einlegen (RG 2. 6. 13 IV 75/18). 
Ob die die Reviſion einlegende Partei das ihr günſtige Urteil ſchon im erſten oder erſt 
im zweiten Rechtszuge erlangt hat, macht keinen Unterſchied. Von der Bezeichnung einer 
verletzten Rechtsnorm (8554 ZPO) kann keine Rede fein. Es genügt, wenn die Aufhebung 
des Berufungsurteils beantragt und als Grund der Reviſion die Abſicht angegeben wird, 
durch die entſprechenden Prozeßmaßnahmen (Verzicht) die Aufrechterhaltung der Ehe 
herbeizuführen. Die Koſten des Rechtsmittels hat der Reviſionskläger zu tragen (RG 
91, 365). Die Koſten der Reviſionsinſtanz ſind dem Reviſionskläger aufzuerlegen, da von 
einem Obſiegen auf ſeiner Seite nicht geſprochen werden kann (RG Warn 1924 Nr 191). 
Fehlt es in der Reviſionsbegründung an einer ausdrüclichen Kundgabe des Zweckes, die 
(im zweiten Rechtszuge zugeſprochene) Scheidungswiderklage zurückzunehmen und dadurch 
die Aufrechterhaltung der Ehe zu erreichen, ſo genügt es, wenn die Umſtände ſo liegen, 
daß ein anderer Zweck gar nicht in Frage kommen kann (RG SeuffA 78 Nr 103). Nachdem 
das Berufungsgericht durch bedingtes, rechtskräftig gewordenes Endurteil die Ehe auf die 
Widerklage der Frau geſchieden und den Mann für allein ſchuldig erklärt hat, kann der Mann 
mit dem Einwande, daß die Parteien ſich in der Zeit nach dem Erlaß des bedingten End⸗ 
urteils ausgeſöhnt hätten, nicht gehört werden. Die Läuterung des in Rechtskraft erwachſenen 
bedingten Endurteils kann durch das neue Sachvorbringen des Mannes nicht gehemmt 
werden (RG 4. 11. 15 IV 615/14). Ein mit der Klage auf Herftellung der ehelichen 
Gemeinſchaft im erſten Rechtszuge durchgedrungener Ehegatte kann nicht Berufung zum 
Zwecke der Erlangung der Eheſcheidung einlegen. Auch in Eheſachen bedarf es grundſätz⸗ 
lich für die Zuläſſigkeit der Berufung einer Beſchwerung des Berufungsklägers (Seuff A 73 
Nr 106) Nur zugunſten der Aufrechterhaltung der Ehe iſt vom Reichsgericht von dem Er⸗ 
fordernis der formellen Beſchwerung des Rechtsmitteltlägers eine Ausnahme für den Fall 
zugelaſſen, daß das Rechtsmittel lediglich zum Zwecke der Zurücknahme der Nichtigkeits⸗ oder 
Scheidungsklage oder zum Zwecke des Verzichts auf den Urteilsanſpruch oder zum Zwecke 
des Übergangs von der Scheidungs lage zur Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
eingelegt wird. Die Ausnahme iſt dami begründet, daß zugunſten der Aufrechterhaltung der 
Ehe auch der ſiegreiche Kläger die Möglichkeit haben muß, ſeinen Verzicht auf die Urteils. 
folgen zur Geltung zu bringen (RG 100, 208 und die daſelbſt angeführten Entſcheidungen), 
Die Erwägung, daß im Falle der Scheidung die Ehe bis zur Rechtskraft des Scheidungs rteils 
rechtsgültig beſtanden haben würde, während ſie im Falle der erfolgreichen Anfechtung 
als von Anfang an nichtig anzuſehen iſt, rechtfertigt nicht die Zulaſſung der Ausnahme 
von dem Erfordernis der Beſchwerung des Rechtsmittelklägers. Für eine ſolche Aus⸗ 
nahme iſt vielmehr lediglich die Rückſicht auf die Aufrechterhaltung der Ehe beſtimmend 
(R 100, 210; RG Warn 1926 Nr 16; RG ZW 1926, 24365; RG 12. 10. 25 IV 222/25). 
Auch ein Ehegatte, der glaubt, keine Scheidungsgründe zu haben, kann nichtsdeſtoweniger 
einen Verzicht auf das Scheidungsrecht für den Fall ausſprechen, daß Scheidungs⸗ 
gründe vorhanden ſein ſollten. Es iſt auch keineswegs ausgeſchloſſen, daß ein 
ſolcher Verzicht im Verhalten des Ehegatten (Vereinbarung des Getrenntlebens 
und Zuſicherung einer Unterhaltsrente) gefunden werden kann (RG Warn 1915/16 
Nr 110). Eheleute können in einem Ehevertrag auf die Geltendmachung ihrer bisherigen 
Verfehlungen als ſelbſtändige Scheidungsgründe verzichten, auch wenn ſie ſich wegen 
derſelben nicht zugleich Verzeihung gewähren. Die Wirkſamkeit eines ſolchen Verzichts 
wird auch dadurch nicht in Frage geſtellt, daß der Ehevertrag (wegen unzuläſſiger Ver 
einbarung dauernden Getrenntlebens) nichtig iſt. Denn der Verzicht ſoll nach dem Willen 
beider Ehegatten der Aufrechterhaltung der Ehe dienen und wird nach 8 139 von der Nichtig⸗ 
keit der ehewidrigen Vertragsbeſtimmungen nicht mitbetroffen. Er würde rechtswirkſam auch 
dann ſein, wenn der eine Ehegatte ſich mit der Verzichtserklärung des andern nicht ver⸗ 
traglich einverſtanden erilären würde. Denn der Verzicht bringt ſchon für ſich allein, ohne 
daß es der Einwilligung des andern Gatten bedarf, den Scheidungsanſpruch zum Erlöſchen 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. Erler.) 20 
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(RGS IW 1918, 877; RG Warn 1913 Nr 458; R 6. 11. 22 IV 44/22). In der Zeit vom 
15. Februar 1924 bis 31. Dezember 1925 war die Reviſion in Eheſachen beſchränkt. Die 
Berufungsurteile der Oberlandesgerichte wurden rechtskräftig, wenn die Reviſion im Urteile 
nicht für zuläſſig erklärt worden war. Gegen ein ſolches rechtskräftiges Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts konnte auch nicht zum Zwecke des Verzichts auf den Scheidungsgrund Reviſion 
eingelegt werden (RG 110, 239). Vgl. § 1564 A 4 ſowie die Entſcheidungen des RG v. 3. 3. 24 
(28 1924 Sp. 371) und 10. 7. 24 (Warn 1923/24 Nr 192). 

6. Die Verzeihung iſt von Amts wegen zu berückſichtigen (5 622 3PO; RG Warn 
1915/16 Nr 142). Die Verzeihung iſt eine ſog. rechtsvernichtende Tatſache, die wie alle 
rechtsvernichtenden und rechtshemmenden Tatſachen vom Richter zu berückſichtigen iſt, auch 
ohne daß ſich die Partei, zu deren Gunſten ſie wirkt, auf ſie beruft, ſofern ſie nur in der 
Verhandlung überhaupt zutage tritt (RG 8. 10. 17 IV 183/17; RG JW 1922, 286% Vgl. 
RG 23 1922, 293° (Nichtberückſichtigung des zwiſchen der Schlußverhandlung des Berufungs⸗ 
gerichts und dem Termine zur Urteilsverkündung vorgebrachten Einwandes der Verzeihung 
kein Rechtsverſtoß). — Dem 8 1570 find die $$ 532, 2337, 2343, 2345 verwandt. 

7. Beweislaſt. Der Ehegatte, der ſich auf die Verzeihung des andern Teiles beruft, hat 
den geſamten, die Verzeihung zum Ausdruck bringenden Tatbeſtand zu beweiſen. Grund⸗ 
ſätzlich trifft ihn daher die Beweislaſt, wenn der andere Teil beſondere, das Vorliegen eines 
Verzeihungswillens ausſchließende Umſtände (Schlaftrunkenheit des Mannes bei der Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung) behauptet. Das ſchließt aber nicht aus, daß das Gericht auf Grund der 
gewöhnlichen Lebenserfahrung die geltend gemachten Umſtände für unglaubwürdig und 
deshalb den die Verzeihung behauptenden Ehegatten einer weiteren Beweisführung für 
überhoben erachtet (RG 5. 12. 15 IV 231/15). 


8 1571 


Die Scheidungsklage muß in den Fällen der SS 1565 bis 1568 binnen 
ſechs Monaten!) von dem Zeitpunkt an erhoben werden, in dem der Ehe⸗ 
gatte?) von dem Scheidungsgrunde?) Kenntnis“) erlangt. Die Klage ift 
ausgeſchloſſen, wenn jeit dem Eintritte“) des Scheidungsgrundes zehn Jahres) 
verſtrichen ſind. 

Die Friſté) läuft nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben iſt?). Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte?) von dem an⸗ 
deren Ehegatten?) aufgefordert'), entweder die häusliche Gemeinſchaft her⸗ 
zuſtellen“) oder die Klage zu erheben, jo läuft die Friſt von dem Empfange 
der Aufforderung an'). 

Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich!“). 
Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage berechtigte Ehe⸗ 
gatte im Sühnetermine nicht erſcheint oder wenn drei Monate nach der Be⸗ 
endigung des Sühneverfahrens verſtrichen ſind und nicht vorher die Klage 
erhoben worden iſt. 

Auf den Lauf der ſechsmonatigen und der dreimonatigen Friſt finden 
die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206 entſprechende 
Anwendung. 

E 1 1447 Abſ 1—4 II 1466; M 4 60 ff.; P 4 429 ff.; 6 290. 

1. Die ſechsmonatige Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem Ablauf iſt die Geltendmachung 
des Scheidungsgrundes durch Erhebung der Scheidungsklage ausgeſchloſſen. Die Ehegatten 
können weder die Verlängerung der Friſt vereinbaren noch auf ihre Geltendmachung ver⸗ 
zichten. Der ſechsmonatigen Friſt liegt der Gedanke zugrunde, daß die Frage der Scheidung 
raſch zum Austrage gebracht werden muß, weil eine dauernde Ungewißheit darüber dem 
Weſen der Ehe widerſtreitet. Auf den Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit (§ 1569) findet 
$ 1571 keine Anwendung. — Von dem Wegfall des Scheidungsgrundes infolge Zeitablaufs 
bleibt das auf dem nämlichen Tatbeſtande beruhende Recht des unſchuldigen Ehegatten un⸗ 
berührt, gemäß § 1353 Abſ 2 Satz 1 die häusliche Gemeinſchaft wegen Rechtsmißbrauchs 
zu verweigern (RG ZW 03 Beil 4456; RG 14. 4. 10 IV 336/09). Vgl. A 8. Ein Ehebruch, 
der wegen Ablaufs der ſechsmonatigen Ausſchlußfriſt des § 1571 zur Geltendmachung als 
ſelbſtändiger Scheidungsgrund nicht mehr geeignet iſt, kann bei der gemäß § 1568 vor⸗ 
zunehmenden Prüfung, ob gewiſſen dem Ehegatten zur Laſt fallenden Ehewidrigkeiten auch 
bei Berückſichtigung des Ehebruchs des andern Teiles die Eigenſchaft einer ſchweren Pflicht⸗ 
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verletzung und die Wirkung der Ehezerrüttung zukomme, verwertet werden (RG 19. 10. 22 
IV 42/22). Kann ſich ein Ehegatte wegen einer beſonders ſchweren Eheverfehlung 
(Ehebruch) des andern Ehegatten innerhalb der Friſt des § 1571 zur Scheidungsklage nicht 
entſchließen, ſo folgt daraus nicht, daß er die Scheidungsklage auch nicht erhoben haben 
würde, wenn er von andern leichteren Verfehlungen innerhalb der Friſt erfahren 
hätte. Wenn ein Ehegatte über Fehltritte des andern hinweggeſehen hat, ſo folgt daraus 
nicht, daß er auch künftige oder ſolche, die ihm erſt ſpäter bekannt werden, verzeihen 
will. Er kann ſehr wohl zu der Überzeugung kommen, daß ſeine Nachſicht an einen Un⸗ 
würdigen verſchwendet war oder daß ſich eine gedeihliche Ehe doch nicht aufrechterhalten läßt 
(NG 95, 285). Während der Kriegsteilnehmerſchaft des Ehegatten ift der Lauf der Friſt ge⸗ 
hemmt, und zwar ſowohl zugunſten des Kriegsteilnehmers ſelbſt als auch zugunſten ſeines 
Gegners (Gef. v 4. 8. 14, RGBl S. 328, § 8 Abſ 2; vgl. A 7). 
© ie Ehegatte geſchäftsunfähig, jo kommt nur ſein geſetzlicher Vertreter in Betracht 
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3. Der Scheidungsgrund iſt eingetreten, ſobald alle Tatbeſtandsmerkmale vorliegen. 
Der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung iſt eingetreten, ſobald die Vorausſetzungen 
des § 1567 Abſ 2 erfüllt find. — Wegen Trunkſucht kann die Scheidung auf Grund des 8 1568 
nachgeſucht werden. Verfällt der trunkſüchtige Ehegatte in Geiſteskrankheit, ſo entfällt mit 
dieſem Ereigniſſe feine Verantwortlichkeit und ſomit der Scheidungsgrund aus $ 1568, ſelbſt 
wenn der Ehegatte das unmäßige Trinken fortſetzt. Dies iſt bei Berechnung der Ausſchlußfriſt 
zu berüdfichtigen (RG 68, 124). r 

4. Die Kenntnis muß die weſentlichen Merkmale des Scheidungsgrundes umfaſſen (RG 
JW 09, 69019). Bloßer Verdacht, bloße Vermutungen genügen nicht, die Friſt in Lauf 
zu ſetzen (RG 6. 10. 14 IV 205/14; RG 24. 1. 24 IV. 961/23). . Vgl. § 1570 A 4. Fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis (kennen müſſen) ſteht der Kenntnis nicht gleich. Bloße Gerüchte ſind 
ungeeignet, die Kenntnis zu begründen. Mitteilungen eines Dritten braucht der Empfänger 
der Mitteilungen zwar nicht zu glauben, aber man wird, wie RG 12. 10. 05 IV 181/05 
angenommen, den Einwand des Empfängers, er habe ſie nicht für wahr gehalten, nicht 
leicht zulaſſen, wenn ſie auf Wahrheit beruhen und nach den Umſtänden des Falles ein ver⸗ 
nünftig denkender Menſch an der Wahrheit nicht gezweifelt hätte. Vgl. auch § 1339 A 5. 
— Im Falle des 8 1568 genügt Kenntnis des äußeren Tatbeſtandes des Scheidungsgrundes. 
Mit Erlangung dieſer Kenntnis, nicht erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte den 
vorliegenden äußeren Tatbeſtand als ehezerrüttend zu empfinden beginnt, wird die Friſt in 
Lauf geſetzt. Iſt bei mehreren an ſich nicht ſchweren Verfehlungen erſt durch Hinzutritt 
der letzten Verfehlung das zur Annahme eines Scheidungsgrundes erforderliche Maß er⸗ 
reicht, ſo kommt es auf die Kenntnis von der letzten Verfehlung an, nicht auf den Zeit⸗ 
punkt des Eintritts der ehezerrüttenden Wirkung (RG IW 09, 6901). Eine eigentliche 
Beweislaſt liegt dem Kläger hinſichtlich der Zeit der erlangten Kenntnis von dem Schei⸗ 
dungsgrunde nicht ob. Es genügt, daß er unter Darlegung des Sachverhältniſſes angibt, 
wann er zuerſt Kenntnis erhalten hat. Sache des Gegners iſt es dann, den Nachweis zu 
führen, daß in Wirklichkeit die Kenntnis ſchon früher eingetreten iſt (RG Warn 1918 Nr 211; 
R L 16, 588). Die Frage nach der Berechtigung einer ſog. Umkehrung der Beweislaſt iſt 
keine Rechtsfrage, ſondern eine Frage der Beweiswürdigung und daher vom Reviſionsgerichte 
nicht nachzuprüfen (RG 14. 1. 18 IV 351/17). Vgl. $ 1568 A 10, § 1339 A 2. Die ſechs⸗ 
monatige Friſt des § 1571 Abſ 1 iſt zwar keine Verjährungs⸗, ſondern eine unter Beachtung 
der 88 617, 622 ZPO von Amts wegen zu berückſichtigende Ausſchlußfriſt. Das ändert 
aber nichts daran, daß es — ſoweit ſich aus der Sachlage ſelbſt keine Bedenken gegen 
den vom verletzten Ehegatten angegebenen Zeitpunkt der Kenntniserlangung ergeben — 
dem ſchuldigen Ehegatten obliegt, frühere Kenntnis einzuwenden und darzulegen 
(RG 6. 10. 14 IV 205/14). 

‚5. Die zehnjährige Friſt iſt ebenfalls eine Ausſchlußfriſt (vgl. A 1). Sie läuft vom 
Eintritte des Scheidungsgrundes, ohne daß es auf die Kenntnis (A 2, 8) ankommt. Rück⸗ 
ſichtlich ſoweit zurückliegende Tatſachen ſoll jeder Streit darüber ſchlechthin abgeſchnitten 
ſein. — Da nach Art 201 Abſ 1 EG Scheidungsgründe, die zwar das alte Recht kannte, aber 
das BGB nicht übernommen hat, zur Begründung einer Scheidungsklage nicht mehr geeignet 
ſind, ſo muß dasſelbe auch von Scheidungsgründen gelten, die das BGB zwar übernommen 
hat, ſeit deren Eintritt aber zehn Jahre verſtrichen ſind, mag auch ein Teil der Friſt ſchon 
vor dem Inkrafttreten des BGB verſtrichen ſein. War die altrechtliche Friſt ſchon beim 
Inkrafttreten des BGB abgelaufen, fo behält es dabei nach Art 201 Abſ 2 EG fein Bewenden. 
Die Vorſchriften in Art 169 EG, insbeſondere Abſſ 2 Satz 1, kommen bei der zehnjährigen 
Friſt nicht, auch nicht ſinnentſprechend zur Anwendung (RG IW 1913, 421; vgl. auch 
RG 46, 156; 48, 157; 66, 249; RG IW 04, 1151. 

6. Gemeint iſt ſowohl die ſechsmonatige als auch die zehnjährige Friſt. — Einem Be- 
ſchluſſe der Reichstagskommiſſion, die Hemmung des Friſtenlaufs während der Aufhebung 
20* 
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der häuslichen Gemeinſchaft auf beide Friſten für anwendbar zu erklären, trug die Redaktions⸗ 
kommiſſion dadurch Rechnung, daß ſie die früheren Anfangsworte: „Die ſechsmonatige Friſt 
läuft nicht“ dahin änderte: „Die Friſt läuft nicht.“ Sowohl die Beſtimmung über Hemmung 
des Friſtenlaufs als auch die über die Aufforderung zur Klageerhebung beziehen ſich auf, 
beide Friſten (RG 26. 5. 10 IV 447/09, zum Teil JW'ü 1910, 707˙¹ abgedruckt; RG 
Warn 1913 Nr 149). 


7. Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft. Die ſechsmonatige Ausſchlußfriſt bringt 
die Gefahr mit ſich, daß ſich der ſchuldloſe Ehegatte zur ſchleunigen Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage gedrängt fühlt. Um dies zu vermeiden, iſt die Möglichkeit gewährt worden, daß ſich 
die Ehegatten zunächſt tatſächlich trennen, ohne daß der ſchuldloſe Ehegatte ſein Scheidungs⸗ 
recht durch Zeitablauf einbüßt. — Eine Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft mit der 
Wirkung des § 1571 iſt nur anzunehmen, wenn die Trennung der Ehegatten in dem Sinne 
erfolgt, daß die eheliche Gemeinſchaft für immer oder auf gewiſſe Zeit (bis zur Be⸗ 
ruhigung der erregten Gemüter der Ehegatten) aufgehoben fein ſoll (RG 23. 6. 10 IV 433/09; 
RE JW 1912, 14725). — Die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft im Sinne des 8 1571 
Abſ 2 Satz 1 kann nicht nur durch freiwillige Trennung, ſondern auch durch wider den Willen 
des abweſenden Ehegatten eingetretene Trennung erfolgen (RG 53, 337). Infolge In⸗ 
haftnahme des Mannes wegen Straftaten wird die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben (RG IW 1916, 11921). Durch die Trennung der Schlafräume allein wird, 
wenn im übrigen die gemeinſame Haushaltung fortgeſetzt wird, die häusliche Gemeinſchaft 
nicht aufgehoben. Allerdings wird die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft weder durch 
einen Ortswechſel noch mit Notwendigkeit durch Aufgabe der gemeinſamen Wohnung bedingt. 
Sie kann gegebenenfills auch in demſelben Hausweſen erfolgen. Erforderlich iſt aber in 
jedem Fall eine vollkommene tatſächliche Trennung der Eheleute, da nur dann der Zweck 
des Geſetzes erreicht wird, den Eheleuten behufs Vorbeugung voreiliger Scheidungen ohne 
Rechtsnachteil die Herſtellung eines tatſächlichen Verhältniſſes zueinander zu ermöglichen, bei 
dem die Bedingungen zu einer Beruhigung der erregten Gemüter geſchaffen worden ſind 
(RS 53, 337: R ZW 1920, 641%). Kommt es aus irgendwelchen Gründen nicht zu einer 
tatſächlichen Trennung, mögen dieſe auch außerhalb des Willens der Ehegatten liegen, ſo tritt 
auch die Unterbrechung nicht ein (RG 23 1921, 749%). In vielen Fällen, in denen Ehe⸗ 
gatten infolge ſchwieriger Wirtſchafts⸗ und Wohnungsverhältniſſe der Nachkriegszeit ge⸗ 
trennt voneinander leben müſſen, wird damit weder bei ihnen ſelbſt noch bei anderen die 
Vorſtellung verbunden ſein, daß die häusliche Gemeinſchaft zwiſchen ihnen aufgehoben ſei, 
zumal wenn fie ſich gegenſeitig beſuchen, wie es hier geſchehen iſt (RG ORZ 1926 Nr 1025). 
Die Friſt des § 1571 Abſ 2 gehört zu denjenigen, auf welche die $$ 208, 206 Anwendung 
finden, und von letzteren beſtimmt der $8 des Geſ., betr. den Schutz der infolge des Krieges 
an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen, v. 4. 8. 14 (RGBI S 328), daß fie 
— und zwar zugunſten beider Teile — bis zur Beendigung des Kriegszuſtandes uſw. in 
ihrem Laufe gehemmt find (RG JW 1917, 66014; RG Warn 1921 Nr 45). Vgl. im übrigen 
die Erl zu §§ 1353, 1354, 1567. 


8. Die Aufforderung muß ſich inhaltlich mit der geſetzlichen Vorſchrift decken (a. M. 
Planck). — Die Aufforderung des Mannes an die Frau, ihm nach dem neugewählten Wohn⸗ 
orte zu folgen, genügt nicht, weil fie inhaltlich der Vorſchrift im § 1571 Abſ 2 nicht entſpricht 
(RS ZW 1911, 40521). Eine beſondere Form iſt für die Aufforderung nicht vorgeſchrieben. 
Sie bezweckt, die ſechsmonatige Friſt wieder in Lauf zu ſetzen und eine Entſcheidung über 
die Erhebung der Scheidungsklage herbeizuführen. Der ſchuldige Ehegatte ſoll nicht dauernd 
an eine Ehe ohne Lebensgemeinſchaft gefeſſelt bleiben. Die Wirkſamkeit der Aufforderung 
iſt unabhängig davon, ob der Auffordernde zur Zeit der Aufforderung den ernſtlichen 
Willen hat, die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen (RG 61, 160). In der mit der Schei⸗ 
dungsklage vorſorglich verbundenen Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft liegt 
keine Aufforderung im Sinne des 8 1571 Abſ 2 (RG ZW 08, 4338). Der Ehegatte kann die 
Aufforderung durch einen Dritten, insbeſondere durch den Prozeßbevollmächtigten (RG 
14. 4. 10 IV 336/09) bewirken laſſen. Iſt die Aufforderung einmal ergangen, ſo wird die 
Ausſchlußfriſt hinſichtlich aller vor und nach der Aufforderung liegenden Verfehlungen 
wieder in Lauf geſetzt. Die klageerhaltende Wirkung des Getrenntlebens iſt dann über⸗ 
haupt außer Kraft geſetzt (RG 63, 113). Der Verluſt des Scheidungsrechts läßt das Recht 
zum Getrenntleben unberührt (RG Warn 1917 Nr 274). Vgl. A1 und 8 1353 A 3 u. 4. Die 
Entſcheidung darüber, ob die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu verlangen oder der 
Scheidungsprozeß hervorzurufen iſt, iſt der perſönlichen Entſchließung des Ehegatten vor⸗ 
zubehalten. Die zur Führung eines Rechtsstreits über Unterhaltsgewährung erteilte Voll⸗ 
macht ermächtigt den Anwalt nicht zur Abgabe und Entgegennahme der Aufforderung nach 
§ 1571 Abſ 2 (RG 58, 227). Der Verluſt des Scheidungsrechts des Aufgeforderten infolge 
Verſäumung der Klagefriſt zieht nicht ohne weiteres den Verluſt ſeines Rechtes zur Ver⸗ 
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weigerung der häuslichen Gemeiuſchaft nach ſich, ebenſowenig den Verluſt einer zugeſprochenen 
Unterhaltsrente (RG 13. 11. 05 IV 245/05; vgl. auch A 1). 

9. Widerklage. Der Erhebung der Klage ſteht die Erhebung der Widerklage gleich, da⸗ 
gegen nicht die nur einredeweiſe erfolgende Geltendmachung von Scheidungstatſachen, 
3. B. die Einrede grober Mißhandlung gegenüber der auf bösliche Verlaſſung geſtützten 
Scheidungsklage. Im übrigen vgl. § 1572 A 4. 

10. Ladung zum Sühnetermine. Nach 8 609 Abj 1 ZPO (Faſſung vom 13. 5, 24) hat 
der Kläger bei dem Amtsgerichte, vor welchem der Ehemann feinen allgemeinen Gerichts 
ſtand hat, die Anberaumung eines Sühnetermins zu beantragen. Nach § 497 Ab 1 
a. a. O. hat das Gericht von Amts wegen den Sühnetermin zu beſtimmen und die 
Ladung der Parteien durch den Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen. Ladung durch die Partei 
findet nicht mehr ftatt. Die frühere Vorſchrift, daß der Kläger den Beklagten zum Sühne 
termine zu laden habe, iſt durch das Gel. v. 1. 6. 09 aufgehoben worden. Maßgebend iſt 
jetzt nicht etwa der Tag der amtsgerichtlichen Ladung, ſondern gemäß $ 496 Ab] 3 a. a. O. 
der Tag, an dem der Antrag bei dem Gerichte ſchriftlich eingereicht oder mündlich an⸗ 
gebracht worden iſt, vorausgeſetzt, daß die amtsgerichtliche Ladung darauf zugeſtellt worden 
iſt. Dasſelbe gilt für die Wiederholung des Antrags gemäß § 610 Abf 2 a. a. O. Im 
Sinne des 8 1571 Abſ 3 Satz 1 ſteht alſo der Erhebung der Klage die Einreichung oder 
Anbringung des Antrags auf Anberaumung eines Sühnetermins gleich. Vgl. auch $ 1572 
A 3. 


8 1572 


1) Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für ſeine Geltendmachung 
im 8 1571 beſtimmte Zrift?) verſtrichen iſt, im Laufe des Rechtsſtreits gel⸗ 
tend gemacht werden, ſofern die Friſt zur Zeit der Erhebung der Klage?) 
noch nicht verſtrichen war?)). 


1. Zweck der Vorſchrift. Das eheliche Verhältnis ſoll, wenn nun einmal der Klageweg 
beſchritten wird, vollſtändig zum Gegenſtande des Rechtsſtreits gemacht werden. Dieſen 
Zweck verfolgt $ 1572 in Verbindung mit 88 614, 616 ZPO. 


2. Friſt. Gemeint find alle im 8 1571 erwähnten Friſten. 


3. Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich. Wenn 
dies auch nicht ausdrücklich geſagt iſt, ſo folgt es doch aus dem innigen Zuſammenhange 
des 9 1572 mit 91571. Die frühere Vorſchrift, daß der Kläger den Beklagten zum Sühne⸗ 
termin zu laden habe, iſt aber durch das Geſ v. 1. 6. 09 aufgehoben worden. Nunmehr 
ſteht die Einreichung oder Anbringung des Antrags auf Anberaumung eines Sühnetermins 
der Erhebung der Klage gleich. Vgl. 81571 A 10. — Unter Klage iſt die Scheidungsklage 
zu verſtehen. Dieſer ſteht die Anfechtungsklage, nicht aber die Herſtellungsklage gleich. Die 
Anhängigkeit des Herſtellungsprozeſſes hindert keine Partei, im beſonderen Rechtsſtreit auf 
Scheidung zu klagen (RG JW 1910, 47519). Die Erhebung einer Widerklage auf Scheidung 
berechtigt den Widerkläger, auch Anfechtungsgründe vorzubringen, ſofern die Friſt noch 
nicht abgelaufen iſt (NRG Warn 1913 Nr 58). 

4. Widerklage. Unter 8 1572 fällt auch die Scheidungswiderklage. Dem Widerkläger bleibt 
aber die Friſt zur Geltendmachung nur dann gewahrt, wenn ſie noch nicht zur Zeit der (nach 
281 380 in der mündlichen Verhandlung erfolgenden) Erhebung der Widerklage ver⸗ 
ſtrichen war, jedoch wird zugunſten des Widerklägers derjenige Zeitraum in die Ausfchluß- 
friſt des 8 1571 nicht eingerechnet, währenddeſſen er verhindert war (§ 203 Abſ 2), Wider⸗ 
klage zu erheben, d. h. der Zeitraum zwiſchen Erhebung der Klage und der erſten mündlichen 
Verhandlung (RG 57, 192). Jedoch kommt $ 1572 dem Widerkläger nur dann zuſtatten, 
wenn die Klage auf Scheidung oder Anfechtung der Ehe gerichtet iſt; denn nur in dieſen Fällen 
iſt der Widerkläger mit dem Verluſte ſeines Scheidungs⸗ oder Anfechtungsrechts gemäß 
$ 616 ZPO bedroht (RG JW 1910, 47515). Für den Widerkläger wird die Friſt zur Gel» 
tendmachung von Scheidungs⸗ und Anfechtungsgründen nicht durch die von feinem Gegner 
ausgehende Klageerhebung gewahrt (RG IW 1909, 68917; RG Warn 1917 Nr 209; RG 
104, 157; R& 4. 2. 24 IV 147/23). Wird die Widerklage auf Grund des $ 1568 in der erſten 
mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht erhoben, fo iſt die ſechsmonatige Friſt des $ 1571 
dann gewahrt, wenn die Verfehlungen des andern Teils nicht um mehr als ſechs Monate 
der Klageerhebung vorausgingen (RG 15. 6. 14 IV 185/14). 

5. Anfechtungsgründe. Da mit Erhebung der Scheidungsklage oder der Anfechtungs⸗ 
klage das eheliche Verhältnis im ganzen zum Gegenſtande des Streites gemacht wird 
(RS 58, 309), fo gilt der Grundſatz des § 1572 für die Scheidungsgründe auch dann, wenn 
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die Anfechtungsklage erhoben iſt, und für die Anfechtungsgründe dann, wenn die Anfechtungs⸗ 
oder die Scheidungsklage erhoben iſt (vgl. dazu RG 33, 334; RG SW 03 Beil 70168; 
RG Warn 1920 Nr 42; 1921 Nr 45; § 1564 A 4). 


§ 1573 
) Tatjarhen?), auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet werden 
kann, dürfen zur Unterſtützung einer auf andere Tatſachen gegründeten 
Scheidungsklage geltend gemacht werdens). 
E 1 1448 II 1468; M 4 606; P 4 436. 


1. Der ausgeſchloſſene Scheidungsgrund kommt nach § 1573, wie es M 4, 606 heißt, 
znicht als ſelbſtändige rechtserzeugende Tatſache, ſondern nur zur Charakteriſierung und zum 
Beweiſe eines neuen Scheidungsgrundes in Betracht“. 

2. Alle Tatſachen, die infolge Verzeihung (§ 1570), Friſtablauf ($ 1571) und Klage⸗ 
abweiſung (§ 616 ZPO) zur ſelbſtändigen Begründung des Scheidungsanſpruchs ungeeignet 
find, fallen unter $ 1573 (RG JW 03 Beil 48108). Haben die früheren Verfehlungen über⸗ 
haupt nicht ehezerrüttend gewirkt, jo findet $ 1573 keine Anwendung. Denn dann liegt 
die Vorausſetzung dieſer Vorſchrift, daß auf jene Tatſachen die Scheidungsklage nicht mehr 
gegründet werden kann, nicht vor (RG 18. 6. 14 IV 138/14). Die Verwertung ſämt⸗ 
licher Eheverfehlungen eines Ehegatten zur Begründung des Scheidungsausſpruchs iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn auch nur eine dieſer Verfehlungen in die Zeit nach der Verzeihung 
oder in die letzten ſechs Monate vor der Trennung der Parteien fällt (RG 15. 3. 15 IV 462/14; 
20. 9. 15 IV 77/15). Die Grundſätze über die Rechtskraft werden nicht verletzt, 
wenn die früheren Tatſachen, die zur Begründung der abgemieſenen Scheidungsklage dienen 
ſollten, anders als im Vorprozeß beurteilt werden (RG SeuffA 67 Nr 42). Der § 1573 
iſt für den Fall gegeben, daß die neuen Tatſachen weder jede für ſich allein, noch alle zu⸗ 
ſammen zur Erfüllung des Tatbeſtandes eines Scheidungsgrundes ausreichen, daß ſie aber 
einen Scheidungsgrund abgeben würden, wenn ſie im Zuſammenhalte mit den ausgeſchloſ⸗ 
jenen Tatſachen betrachtet würden. Irrig iſt die Annahme, daß die nicht ausgeſchloſſenen 
Tatſachen, ſchon allein für ſich betrachtet, ſchwere ehezerrüttende Verfehlungen oder gar einen 
Scheidungsgrund darſtellen müßten (RG Gruch 50, 1101; RG 12. 3. 06 IV 426/05; RG 
JW 1912, 39%; RG 29. 11. 23 IV 167/23). Die Heranziehung der älteren Verfehlungen iſt 
zuläſſig, auch wenn dieſe auf einem ganz andern Gebiete liegen als die neueren Verfehlungen 
(RG 5. 6. 16 IV 56/16). Bei der Würdigung des Geſamtverhaltens können die früheren Ver⸗ 
fehlungen, die nur unterſtützungsweiſe heranzuziehen ſind, nicht als gleichwertig mit den neuen 
Verfehlungen behandelt werden. Es kann ihnen für Erfüllung des Scheidungstatbeſtandes 
immer nur eine geringere Bedeutung beigemeſſen werden, wobei es namentlich darauf an⸗ 
kommt, wieweit die Verfehlungen zurückliegen und inwieweit ihre Wirkungen durch beſſeres 
Verhalten in der Zwiſchenzeit beſeitigt find (RG 5. 6. 16 IV 56/16; R& 27. 3. 22 IV 467 721). 
Tür die Scheidung aus $ 1568 ift auch ein verziehener Ehebruch als unterſtützende Tatſache im 
Sinne des $ 1573 verwertbar (RG 16. 11. 05 IV 247/05; RG Warn 1915/16 Nr 202). Ein 
verziehener Ehebruch kann nur dann zur Unterſtützung im Sinne des § 1573 verwertet 
werden, wenn zugleich feſtgeſtellt wird, daß ihn der andere Teil als ehezerrüttend emp- 
funden hat. Die Feſtſtellung ift notwendig, weil der Ehebruch infolge der Verzeihung 
keinen unbedingten Scheidungsgrund mehr bildet (RG 27. 9. 15 IV 97/15; 5. 6. 16 
IV 56/16). Ein Ehebruch, deut der andere Teil zugeſtimmt hat, kann nicht zur Unter- 
ſtützung im Sinne des $ 1573 verwertet werden (RG 28. 5. 19 IV 90/19). Verweigert 
ein Ehegatte mit der Behauptung, daß ihm ein Scheidungsgrund zur Seite ſtehe, die Wieder⸗ 
herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, wird er aber dazu rechtskräftig verurteilt, ſo können 
die zur Darlegung des Scheidungsgrundes im Herſtellungsprozeſſe geltend gemachten Tat⸗ 
ſachen im folgenden Scheidungsprozeß wegen böslicher Verlaſſung behufs Begründung des 
Rechtes zur Verweigerung der Gemeinſchaft nur im Rahmen des 8 1573 zur Unterſtützung 
neuer Tatſachen verwertet werden (RG FW 02 Beil 273). Sie können aber zur Begrün⸗ 
dung der Scheidungsklage ſelbſtändig geltend gemacht werden. Vgl. § 1567 A 4. Stellen 
die neueren Tatſachen überhaupt keine Eheverfehlungen dar, ſo entfällt die Veran⸗ 
laſſung, auf die früheren Vorgänge einzugehen (RG 12. 11. 07 IV 70/08; RG JW 
07, 107°; 1910, 100519; 1912, 3932; RG Warn 1913 Nr 425; RG 22. 3. 15 IV 523/14; 
20. 9. 15 IV 77/15; RG 23. 4. 23 IV 620/22). Die Verfehlungen aus neuerer Zeit müſſen 
im Falle des § 1568 zwar eine ſchuldhafte Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten 
enthalten, dürfen aber nicht ganz bedeutungslos, nicht völlig unerheblich ſein. Schwere 
Pflichtverletzungen brauchen fie nicht darzuſtellen (RG 10. 2. 16 IV 302/15; 12. 10. 22 IV 25/22; 
RG 28. 1. 24 IV 130/23). Vgl. auch RG 100, 107 (zuläſſige Berückſichtigung eines auf neue 
Tatſachen gegründeten Gutachtens bei vorangegangener Abweiſung der Scheidungsklage wegen 
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Geiſteskrankheit). Wenn ältere Tatſachen in Verbindung mit neueren aan einen Schei⸗ 
dungsgrund bilden, fo kann dieſer Umſtand auch im Sinne des $ 323 PO und der 88 1611 
bl 2, 2335 BOB zur Herabſetzung der rechtskräftig zugeſprochenen nterhaltsrente führen 
(RG 23. 11. 08 IV 513/08). Tatſachen, die vor dem Inkrafttreten des BGB liegen, können 
unter der Vorausſetzung, daß ſie auch nach altem Rechte Eheverfehlungen, wenn auch nicht 
gerade einen Scheidungsgrund darſtellen, verwertet werden. ef. 

3. Geltendmachung zur Verteidigung. Die im $ 1573 eingeräumte Befugnis kann 
nicht nur zur Unterſtützung einer Scheidungsklage ſowie einer Scheidungswiderklage, 
ſondern auch zur Unterſtützung eines Antrags auf Mitſchuldigerklärung ausgeübt 
werden; es kann der beklagten Partei auch nicht verwehrt werden, ſich der Klage gegen⸗ 
über zu ſeiner Verteidigung auf Vorkommniſſe zu beziehen, die vor der Verzeihung liegen 
oder auf die er aus einem ſonſtigen Grunde eine Scheidungsklage und ſelbſt einen Antrag 
auf Mitſchuldigerklärung nicht gründen könnte (RG 26. 1. 16 IV 368/15; 2. 10. 19 IV 223/19. 
Vgl. § 1570 A 1). 


8 1574 


1) Wird die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 15682) beſtimmten 
Gründe geſchiedens), jo iſt“) in dem Urteil auszuſprechens), daß der Be⸗ 
klagtee) die Schuld an der Scheidung trägt. 

Hat der Beklagte Widerklage') erhoben und wird auch dieſe für be⸗ 
gründet erkannte), io jind®) beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären“). 

Ohne Erbebung einer Widerklage ie) iſt auf Antrag!) des Beklagten! 
auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, wenn Tatſachen vorliegen, wegen 
deren der Beklagte auf Scheidung klagen könnte ls) oder, falls ſein Recht 
auf Scheidung durch Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, 
zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungs⸗ 
grundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen! 17). 

E I 1449 II 1469; M 4 606 ff.; P 4 436. 


1. Die auf Verſchulden beruhende Scheidung (58 1565—1568) hat, je nachdem das 
Verſchulden einen Ehegatten allein oder beide Ehegatten trifft, verſchiedene Wirkungen. 
Vgl. namentlich 88 1578—1582 (Gegenſeitige Unterhaltspflicht geſchiedener Ehegatten), 
$ 1584 (Widerruf von Schenkungen), 88 1585, 1635, 1636 (Unterhalt der Kinder und Sorge 
für ihre Perſon), § 1577 (Namensführung der geſchiedenen Frau), 88 1478, 1549 (Teilung 
des Geſamtguts). Außerdem beeinflußt die Schuldfrage ſchon vor der Scheidung das Erb⸗ 
recht (§ 1933), die letztwilligen Verfügungen (88 2077, 2268) und den Erbvertrag (§ 2279). 
Wegen ihrer Wichtigkeit muß in den Fällen der 88 1565—1568 die Entſcheidung der Schuld⸗ 
frage mit dem Scheidungsausſpruche verbunden werden. 

2. Die in den SS 1565—1568 beſtimmten Scheidungsgründe haben ſämtlich zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes von dem Ehegatten verſchuldet 
worden iſt. Wird die Ehe aus einem der bezeichneten Gründe auf Antrag einer Partei ge⸗ 
ſchieden, ſo iſt damit anerkannt, daß die andere Partei ein Verſchulden trifft. Dies bedarf 
aus dem in A 1 angegebenen Grunde des ausdrücklichen Ausſpruchs. Die Schuldigerklärung 
iſt eine Folge, nicht eine Vorausſetzung der Scheidung (RG JW 05, 72315). Nur bei der ein 
Verſchulden nicht vorausſetzenden Scheidung wegen Geiſteskrankheit (8 1569) bedarf es eines 
Schuldausſpruchs nicht, obwohl Fälle denkbar find, in denen die Zerſtörung der geiſtigen 
Fähigkeiten auf eigene Schuld zurückzuführen iſt, z. B. bei Trinkern (§ 1568 U 4). 

3. Scheidung. Gleiches gilt, wenn auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt 
wird (§ 1575 Abſ 2). 

4. Hiermit wird im Gegenſatze zu Abſ 3 8 1574 vorgeſchrieben, daß der Schuldausſpruch 
von Amts wegen zu erfolgen hat (RG JW 04, 23511). Die Entſcheidung über die Schuld⸗ 
frage iſt ein notwendiger Beſtandteil des Scheidungsurteils (MG 46, 158). Beide Ent⸗ 
en ji er (RG 58 ©. 311, 319). Ein aa 1 r 951 

echtsmittel greift immer zugleich den Scheidungsausſpruch an JW 05, 39514; 8 
SeuffA 72 Nr 1859. che 8 

5. Der Ausſpruch über die Schuld findet in der Urteilsformel feinen Platz. — Der 
Vorſchrift des § 1574 iſt genügt, wenn die Entſcheidung über die Schuldfrage zwar nicht 
in der Urteilsformel, wohl aber in den Entſcheidungsgründen getroffen it (n 
Warn 1919 Nr 41; RO Recht 1922 Nr 73). Die lediglich in den Gründen des bedingten 
Scheidungsurteils getroffene Feſtſtellung, daß den Beklagten die Schuld an der Zerrüttung 
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et treffe, an die vom Geſetz erforderte Schuldigerklärung nicht erſetzen (RG 99, 80). 
gl. § 1578 A 2. 

6. Parteirolle. Abſ 1 bezieht ſich dem Wortlaute nach auf den Fall, daß auf Antrag 
des Klägers geſchieden wird. Dem Sinn nach ſind aber auch die Fälle betroffen, in denen 
auf Antrag des Beklagten geſchieden wird, z. B. wenn die klagende Partei die Anfech⸗ 
tungs- oder die Herſtellungsklage erhoben hat. Die Parteirolle iſt von keiner Bedeutung 
(RG IW 04, 23511). 

7. Im Abſ 2 wird vorausgeſetzt, daß Klage und Widerklage auf Scheidung aus SS 1565 
bis 1568 gerichtet ſind. 

8. Der Ausdruck: „die Widerklage wird für begründet erkannt“ iſt gleichbedeutend mit: 
zauf die Widerklage wird geſchieden“ und nur deshalb gewählt, weil ein nochmaliger Schei⸗ 
dungsausſpruch überflüſſig iſt, wenn, was hier vorausgeſetzt wird (folgt aus dem Wörtchen 
„auch“), ſchon auf die Klage geſchieden wird. 

9. Wird die Widerklage, aber nicht die Klage für begründet erachtet und auf die Wider⸗ 
klage allein geſchieden, ſo iſt der Kläger allein für den ſchuldigen Teil zu erklären. — Hat die 
Frau Mißhandlungen durch den Mann ſowohl als Scheidungsgrund als auch als Entſchul⸗ 
digung für die ihr als Mitſchuld vorgeworfenen Beleidigungen geltend gemacht und iſt ſie 
mit der Scheidungsklage durchgedrungen, ſo hat der Mann, wenn er den Scheidungsausſpruch 
unangefochten läßt und ſich auf den Antrag, die Klägerin für mitſchuldig wegen der Beleidi⸗ 
gungen zu erklären, darzutun, daß die erwieſenen Mißhandlungen nach Anlaß und Verlauf 
der Streitigkeiten nicht geeignet geweſen ſeien, die ſpäteren Ausfälle der Klägerin milder 
erſcheinen zu laſſen (RG LZ 1922, 46220). 

10. Ohne Erhebung einer Widerklage. Es ſoll verhütet werden, den Beklagten in die 
Zwangslage zu bringen, eine auf Scheidung gerichtete Widerklage lediglich zu dem Zwecke 
zu erheben, um die Nachteile der Schuldigerklärung, die ihn für den Fall der Zuerkennung 
der Scheidungsklage treffen würden, von ſich abzuwenden (M 4, 607). Das Geſetz hat zu⸗ 
nächſt den Fall im Auge, daß der Veklagte einer Scheidungsklage aus 88 1565—1568 gegen- 
über eine Widerklage auf Scheidung aus 8 1565—4568 überhaupt nicht erhebt, ſondern 
ſich von vornherein auf den Antrag beſchränkt, auch den Kläger für ſchuldig zu erklären. Dieſem 
Falle ſteht der Fall gleich, daß der Beklagte die Widerklage auf Scheidung zwar erhebt, aber 
bevor eine rechtskräftige Entſcheidung über die Widerklage getroffen iſt, fallen läßt und ſich 
auf den Antrag auf Schuldigerklärung beſchränkt. Dazu iſt er ſowohl in demſelben wie in 
einem früheren Rechtszuge berechtigt, ſelbſt dann, wenn er in einem Rechtszuge mit der 
Scheidungswiderklage abgewieſen worden war und mit dem eingelegten Rechtsmittel das 
Urteil hinſichtlich der abweſſenden Entſcheidung unangefochten gelaſſen hatte (RG ZW 05, 15412; 
RG 8. 3. 06 IV 444/05). Zwang ſoll weder zur Erhebung noch zur Aufrechterhaltung 
einer Scheidungswiderklage ausgeübt werden. — Das Recht des beklagten Ehegatten auf 
Schuldigerklärung des Klägers aus § 1574 Abſ 3 geht nicht dadurch verloren, daß er über 
den fraglichen Antrag hinaus widerklagend Scheidung begehrt (RG SW 04, 489%, RG 
19. 9. 07 IV 16/07), gleichviel ob der Antrag auf Schuldigerklärung nur als Hilfsantrag 
in der Rangſtellung nach der Scheidungswiderklage geſtellt iſt oder nicht. Demzufolge iſt 
das Gericht verpflichtet, einen dahin gefaßten Widerklageantrag: die Ehe zu ſcheiden und 
die Gegenpartei für den ſchuldigen Teil zu erklären, auch aus § 1574 Abi 3 zu prüfen (RG 
JW 05, 39514; RG 21. 5. 06 IV 575/05). Der Antrag auf Schuldigerklärung hat ſelbſtändige 
Bedeutung (RG JW 05, 15038). Er kann mit der Klage auf Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft verbunden werden (RG JW 04, 48812). Der im erſten Rechtszuge mit der Schei⸗ 
dungsklage abgewieſene, aber auf die Widerklage geſchiedene Kläger kann ſich im zweiten 
Rechtszuge auf den Antrag, auch die Beklagte für ſchuldig zu erklären, beſchränken (RG Gruch 
#7, 966). Die Pflicht des Eheſcheidungsgerichts, eine Scheidungswiderklage auch als An⸗ 
trag auf Schuldigſprechung aus § 1574 Abſ 3 zu prüfen, dürfte ſogar dann beſtehen, wenn 
der Widerklageantrag ſchlechthin auf Scheidung gerichtet iſt; denn der Antrag auf Scheidung 
enthält ſtillſchweigend auch den Antrag auf Schuldigerklärung, da Scheidung ohne Schuldig 
erklärung geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (ogl. RG JW 04, 23511). Wenn im Eheprozeß eine 
Partei, die die Stellung des Beklagten einnimmt — einerlei ob gegenüber der urſprüng⸗ 
lichen Klage oder gegenüber einer Widerklage —, den Antrag ſtellt, die Ehe aus Ver 
ſchulden des Gegners zu ſcheiden, ſo muß dieſer Antrag in dem Sinne behandelt we. den, 
daß er zugleich das Begehren enthält, den Gegner für mitſchuldig zu 
erklären, falls das Gericht dem Beklagten ſeinen zunächſt geltend gemachten, auf 
Scheidung gerichteten An pruch aus einem der in § 1574 Abi 3 erwahnten Gründe ab⸗ 
ſprechen ſollte (RG 13. 5. 18 IV 55/18; RG Gruch 63, 489; RG SeuffA 77 Nr 5; 78 Nr 139: 
RG 23 1924, 160%). Nach $ 1574 Abſſ 3 gibt das Geltendmachen eines Scheidungsgrundes 
dem Gegner das Recht, dieſen Scheidungsgrund als Grundlage für die Stellung ſeines 
Antrags auf Mitſchuldigerklärung des Klägers zu benutzen. Der mit ſeinem Scheidungs⸗ 
verlangen im erſten Rechtszuge durchgedrungene Kläger darf gegenüber dem Antrage des 
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andern Ehegatten auf Mitſchuldigerklärung feine Klagebegründung im zweiten Rechtszuge 
zum Zwecke der Beſeitigung dieſes Antrags nicht ändern (RG Gruch 67, 189). Wenn bei 
Scheidung auf beiderſeiligen Antrag der eine Ehegatte wegen Ehebruchs für mitſchuldig 
erachtet wird, ſo darf der Gegenbeweis, daß kein Ehebruch vorliege, nicht aus dem Grunde, 
weil derſelbe Ehegatte ja doch für mitſchuldig zu erklären wäre, nicht abgelehnt werden. Durch 
ein ſolches Urteil kann ſich der Ehegatte mindeſtens inſofern beſchwert fühlen, als er dadurch 
der Möglichkeit der Beſtrafung aus § 172 StGB ausgelegt wird (RG Recht 1920 Nr 410). 
Es ſteht nichts im Wege, auch bei bloßer Mitſchuldigerklärung die Koſten nach 8 92 ZPO 
gegeneinander aufzuheben (Strauß im Recht 1921 S. 74). 

11. Antrag. In dem Antrag auf Klageabweiſung liegt ein Antrag auf Schuldig ⸗ 
erklärung nicht, wohl aber in dem Antrag auf Scheidung aus 88 1565—1568; vgl. auch A 10. 

12. Parteirolle. Das Antragsrecht ſteht jedem auf Scheidung verklagten Ehegatten 
zu, in welcher Parteirolle er ſich auch befinden möge (RG 49, 167; RG JW 04, 48944), und 
zwar gleichviel, ob er ebenfalls Scheidung begehrt oder Herſtellung der Gemeinſchaft ver⸗ 
langt oder die Ehe anficht. — Die Vorſchrift des § 1574 Abſ 3 iſt nicht auf den Fall zu 
beſchränken, daß die beklagte Partei der Klage gegenüber die Mitſchuld des Klägers be⸗ 
antragt, ſie muß entſprechend auch zugunſten des mit einer Scheidungswiderklage belangten 
Klägers Anwendung finden (RG LZ 1924, 160%). 

13. Vorhandene Scheidungsgründe. Hiermit wird zum Ausdrucke gebracht, daß Schei⸗ 
dungsgründe vorhanden und noch nicht durch Verzeihung oder Zeitablauf erloſchen ſind, 
alſo behufs Erlangung der Scheidung geltend gemacht werden könnten, aber nicht zu dieſem 
Zwecke geltend gemacht werden (val. R IW 03 Beil 721°; NG 10. 5. 15 IV 618/14). 
In dieſem Falle läge mithin für eine Scheidungswiderklage Ausſicht auf Erfolg vor (anders 
A 14), und der Beklagte würde gezwungen ſein, die Widerklage zu erheben, wenn ihm 
nicht das Antragsrecht aus $ 1574 Abſ 3 zuſtände (vgl. A 10). Abgeſehen von dem Sonder⸗ 
fall des 8 1574 Abſ 3 Halbſ 2 kann dem Antrag eines Beklagten, auch die Klägerin für ſchul⸗ 
dig zu erllären, nach $ 1574 Abſ 3 nur entſprochen werden, wenn die Sache ſo liegt, daß, 
falls der Beklagte Widerklage auf Scheidung erhoben hätte, dieſe in jeder, Beziehung, auch 
in der Zumutungsfrage, begründet fein würde (RG 3. 5. 23 IV 591/22). 

14. Ausgeſchloſſene Scheidungsgründe. Hiermit wird zum Ausdrucke gebracht, daß 
dem Beklagten Scheidungsgründe nicht oder doch nicht mehr zur Seite ſtehen. In dieſem 
Falle läge mithin für eine Scheidungswiderklage Ausſicht auf Erfolg nicht vor (anders A 13) 
und demgemäß auch keine Zwangslage für den Beklagten (vgl. A 10). Die Widerklage ver⸗ 
bietet ſich von ſelbſt, und es folgt auch hieraus, daß das Antragsrecht aus 8 1574 Abſ 3 durch 
Erhebung einer Widerklage nicht beſeitigt wird (RG Gruch 49, 1045). In Fällen des Abſ 3 
Halbſ 2 liegt die Annahme nahe, daß der Beklagte den Scheidungsgrund in der Erwartung 
verziehen oder nicht rechtzeitig geltend gemacht habe, daß auch der Kläger den ihm zuſtehenden 
Scheidungsgrund nicht geltend machen werde (M 4, 608). Dieſer Gedanke trifft nicht nur zu, 
wenn dem Beklagten zur Zeit ſeiner Verfehlung ein Scheidungsgrund nicht mehr, ſondern 
auch, wenn ihm damals ein Scheidungsgrund noch nicht zur Seite ſtand. Es iſt alſo gleich 
gültig, welcher der Ehegatten ſich zuerſt verfehlt hat. Vielmehr kommt es nur darauf an 
daß zu der Zeit, in der das Scheidungsrecht des Klägers begründet war, das Scheidungsrecht 
des Beklagten noch nicht durch Verzeihung oder Zeitablauf erloſchen war, d. h. wenn wenigſtens 
zeitweiſe Scheidungsrecht gegen Scheidungsrecht ſtand (RG ZW 04, 48914; RG SeuffA 77 
Nr 5). Die Faſſung des $ 1574 Abſ 3 iſt inſofern ungenau, als auf den Zeitpunkt des „Ein⸗ 
tritts“ und nicht vielmehr auf die Zeitdauer des Beſtehens des vom Kläger geltend gemachten 
Scheidungsgrundes abgeſtellt wird. Zur Anwendung des § 1574 Abſ 3 Halbſ 2 genügt es, 
wenn ſich die beiderſeitigen Scheidungsgründe während gewiſſer Zeit noch unverziehen und 
unverjährt gegenüberſtanden (RG 70, 334; RG ZW 09, 4176; RG Warn 1915 Nr 145 
zu 3; RG SeuffA 77 Nr 5). — Hat der Beklagte nacheinander mehrere Scheidungsgründe 
(3. B. durch mehrere Ehebrüche) dem klagenden Ehegatten gegeben und trifft das Erfor⸗ 
dernis, daß ſich die beiderſeitigen Verfehlungen eine Zeitlang unverziehen und unverjährt 
gegenüberſtanden, nur hinſichtlich der älteren, nicht hinſichtlich der neueren Verfehlungen 
des Beklagten zu, ſo ſteht dieſem das Recht auf Mitſchuldigerklärung des andern Teiles 
dann nicht zu, wenn der klagende Ehegatte nur die neueren Verfehlungen des Beklagten als 
Scheidungsgrund geltend macht. Reichen die geltend gemachten neueren Verfehlungen des 
Beklagten zur Rechtfertigung des Scheidungsanſpruchs aus, ſo kann der Beklagte die Mit⸗ 
ſchuldigerklärung des andern Teiles nicht dadurch erreichen, daß er gegen den Willen des 
andern Teiles auf ſeine, des Beklagten, älteren Verfehlungen zurückgreift. Anders liegt 
die Sache, wenn erſt durch das Geſamtverhalten des Beklagten (ältere und neuere Ver⸗ 
fehlungen zuſammengenommen, 8 1568 A 2) ein Scheidungsgrund zuſtande kommt. — Bildet 
ein Geſamtverhalten des einen Ehegatten erſt den Scheidungsgrund nach § 1568, fo trifft 
$ 1574 Abſ 3 Halbſ 2 nur zu, wenn der vollendete Scheidungsgrund dem auf der andern 
Seite gegebenen Scheidungsgrund unverjährt oder unverziehen gegenüber geſtanden hat. 
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Solange der Tatbeſtand des § 1568 noch nicht erfüllt war, war auch ein Scheidungsgrund 
nicht gegeben (RG 104, 86). Handelt es ſich um Verfehlungen, die erſt in ihrer Geſamt⸗ 
heit einen Scheidungsgrund bilden, ſo iſt ein vollendeter Scheidungsgrund erſt entſtanden, 
wenn die letzte der Verfehlangen eingetreten iſt (NG 3. 5. 23 IV 591/22; R& 5. 11. 23 
IV 159/23). Vorausſetzung der Mi ſch. Ligerllärung des Klägers nach § 1574 Abf 3 Halbf 2 
iſt nicht nur, daß der Kläger den Scheidungsgrund geltend macht, ſondern er muß damit 
auch durchdringen (RG 30. 5. 18 IV 122/18). Wohl iſt der Scheidungskläger 
befugt, frei darüber zu beſtimmen, welche Scheidungsgründe er zur Begründung ſeines 
Scheidungsverlangens geltend machen will. Er mag ſeine Entſcheidung darüber auch unter 
dem Geſichtspunkte treffen können, dem Gegner womöglich keine Gelegenheit zur Stellung 
eines Mitſchuldantrags zu bieten; er mag auch unter demſelben Geſichtspunkte nachträglich 
ſeine urſprüngliche Klagebegründung ändern können. Aber dieſes Recht hört auf, wenn aus 
ſeiner Prozeßführung bereits dem Gegner ſelbſtändige Rechte erwachſen ſind. Das iſt 
der Fall, wenn das Vorbringen der Klägerin im erſten Rechtszuge dazu geführt hat, daß das 
Gericht den Ausſpruch der Scheidung darauf geſtützt hat. Dieſer Scheidungsausſpruch war 
mangels eines darauf gerichteten Parteiantrags (der Beklagte und Berufungskläger hatte im 
zweiten Rechtszuge nur Mitſchuldigerklärung der Klägerin beantragt) nicht mehr abänderbar 
und deshalb als ein endgültiger Ausſpruch zu behandeln. Der Beklagte war nunmehr be⸗ 
rechtigt, ſeinen Mitſchuldantrag auf das die Grundlage des Scheidungsausſpruchs bildende 
Vorbringen der Klägerin zu gründen, obwohl dieſe einen Teil davon nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten wollte (RG 29. 6. 22 IV 2/22). Auf Tatſachen, deren Geltendmachung in einem 
früheren Rechtsſtreite geſchehen konnte, und die deshalb durch 8 616 ZPO ausgefchloffen 
it, bezieht ſich $ 1574 Abſ 3 nicht. (Wegen der gegen dieſe Regelung ſprechenden Be⸗ 
denken vgl. RG JW 1913, 644°.) Solche Tatſachen können aber gemäß § 1573 zur Unter⸗ 
ſtützung anderer Tatſachen auch im Falle des Abſ 3 berückſichtigt werden (RG SW 1910, 4777; 
RS Warn 1913 Nr 101). § 616 ZPO findet auf die Herſtellungsklage keine Anwendung 
(RG Warn 1926 Nr 16). 

15. Parteiabreden über die Regelung der Schuldfrage ſind unverbindlich. Dieſe kann 
nur auf Grund des § 1574 durch richterlichen Ausſpruch geregelt werden. Dagegen iſt es 
zuläſſig, Vereinbarungen für den Fall der richterlichen Schuldigerklärung über deren ver⸗ 
mögensrechtliche Wirkungen zu treffen. 

16. Verfahren. Die Eideszuſchiebung über eine nur zur Begründung des Antrags 
auf Schuldigerklärung vorgebrachte Tatſache iſt zuläſſig. § 617 Abſ 2 3 ſteht nicht ent⸗ 
gegen (RG 5. 6. 05 IV 49/05; RG IW 1927, 1207). Soll mit den unter Eidesbeweis 
geſtellten Behauptungen zugleich ein Scheidungsantrag begründet werden, ſo iſt das 
Beweismittel zurückzuweiſen (RG IW 04, 39122; 1924, 466; RG Warn 1917 Nr 86; 
1921 Nr 54). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der Antrag auf Mitſchuldig⸗ 
erklärung der Gegenpartei mit dem Hauptantrage auf Scheidung verbunden iſt oder 
nur als Hilfsantrag für den Fall, daß dem Hauptantrage nicht ſtattgegeben werden 
könne, geſtellt wird (RG 17. 5. 09 IV 411/08). Die Eideszuſchiebung in Eheſachen 
iſt inſoweit nicht zu beanstanden, als fie ſich auf Behauptungen bezieht, die ausſchließlich 
zur Abwehr der Eheſcheidung oder zur Begründung eines auf die Schuldfrage be⸗ 
ſchränkten Antrags vorgebracht werden (RG Warn 1913 Nr 328). Eideszuſchiebungen 
des Beklagten hinſichtlich der Schuldfrage ſind unzuläſſig, ſolange neben dem Hilfsantrag 
auf Mitſchuldigerklärung der Klägerin ein Widerklageantrag auf Scheidung aufrecht⸗ 
erhalten wird. In dem einheitlichen Eheverfahren kann eine Unterſcheidung dahin, daß 
der Beweis einer Eheverfehlung zwar für die Schuldfrage, nicht aber für die Widerklage 
als geführt anzuſehen ift, nicht gemacht werden (RG Warn 1914 Nr 345). Ein über die 
Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt die beſchworene Tatſache auch für die 
Scheidungsfrage. So wurde die auf Ehebruch des Mannes gegründete Scheidungs⸗ 
widerklage der Frau mit Recht abgewieſen, nachdem die Frau unter Aufgabe der Scheidungs⸗ 
widerklage nur Mitſchuldigerklärung des Mannes beantragt, den Eid über den Ehebruch 
zugeſchoben und nach verneinender Ableiſtung des Eides durch den Mann die Scheidungs⸗ 
widerklage wieder aufgenommen hatte (RG SeuffA 71 Nr 265). Unzuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung liegt aber nicht ſchon dann vor, wenn die Tatſache an ſich geeignet iſt, die 
Scheidung, Eheanfechtung oder Verweigerung des ehelichen Lebens zu begründen, ſondern 
erſt, wenn fie dazu vorgebracht oder vom Richter verwendet worden iſt (RG JW 03, 18130). 
Wird die Tatſache vom Richter nicht zur Begründung des Scheidungsausſpruchs verwendet, 
ſondern die Scheidungsklage abgewieſen, fo liegt kein Verſtoß gegen 8 617 Abſ 2 ZPO vor 
(RS JW 06, 3148; RG 11. 1. 23 IV 179/22). Vgl. auch RG Warn 1917 Nr 219 (Ber: 
zicht auf Beeidigung von Zeugen). § 617 Abſ 2 ZPO findet nur dann Anwendung, wenn 
die von einem Zeugen bekundeten Tatſachen zur Scheidung geführt haben, nicht aber, wenn 
die Scheidungsklage abgewieſen iſt (RG Gruch 50, 1101; R Warn 1920 Nr 16; RG 22. 11. 23 
IV 61/23). Ein nur wegen der Schuldigerklärung eingelegtes Rechtsmittel hemmt die 
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Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange (RG JW 05, 154%). Ein Teilurteil, das 
auf Scheidung unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Schuldfrage erkennt, iſt unzuläſſig 
(RG 58, 311). Das Erkenntnis über die Schuld der Ehegatten darf nicht von dem Schei⸗ 
dungsausſpruch getrennt werden. Jedes Rechtsmittel, das gegen ein Scheidungserkenntnis 
eingelegt wird, ergreift das ganze Urteil, auch wenn die Abänderung der Entſcheidung nur 
hinſichtlich des Schuldpunkts begehrt wird und die Nachprüfung nur in den durch die An⸗ 
träge beſtimmten Grenzen zu erfolgen hat. Iſt rechtskräftig auf Scheidung erkannt, ſo iſt 
der Scheidungsprozeß einſchließlich der Feſtſtellung der Schuld erledigt; zu einer Eides⸗ 
leiſtung und einem Läuterungsverfahren kann es dann nicht mehr kommen. Es iſt alſo 
unzuläſſig, nur die Entſcheidung über die Schuld eines Ehegatten von einem Eide abhängig 
zu machen (RG JW 1910, 7561). Vgl. 8 1564 A 4. Das Reviſionsgericht kann geeig⸗ 
netenfalls die Urteilsformel dem § 1574 entſprechend dahin faſſen, daß ſowohl über die 
Schuld als auch über die Scheidung bedingt erkannt wird (RG IW 1910, 75610; RG 8. 12. 10 
IV 207/10; 23. 9. 11 IV 667/10). Auch wenn nur die Scheidungswiderklage durch 
Eid bedingt zugeſprochen, die Scheidungsklage aber unbedingt abgewieſen wird, iſt die 
Urteilsformel ſo zu faſſen, daß ſowohl die Entſcheidung über die Widerklage als auch über 
die Klage von der Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides abhängig find (RG 18. 3. 12 IV 364/11). 
Unzuläſſig iſt es, über einen Teil des Streitſtoffs unbedingt und über einen andern Teil 
durch bedingtes Endurteil zu entſcheiden. Das gilt nicht nur dann, wenn durch den unbe⸗ 
dingten Teil des Urteils einem Anfechtungs⸗ oder Scheidungsantrage ſtattgegeben wird (RG 
58, 316), ſondern auch im umgekehrten Falle, wenn er abgewieſen wird (RG 58, S. 313, 314; 
RG ZW 05, 39720). Auch in einem ſolchen Falle iſt, wenn nur gegen einen Teil des Urteils 
ein Rechtsmittel eingelegt wird, die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß über den nur ein⸗ 
heitlicher Beurteilung zugänglichen Beſtand der Ehe vor verſchiedenen Gerichten verhandelt 
und entſchieden wird oder daß ſich ſonſtige Schwierigkeiten ergeben (RG 11. 12. 15 IV 188/15). 

Tod. Stirbt ein Ehegatte im Laufe des Rechtsſtreits, fo gilt der Rechtsſtreit in An 
ſehung der Hauptſache als erledigt ($ 628 ZPO). Zur Hauptſache gehört auch die Schuld⸗ 
frage. Ihre Entſcheidung kann aber in einem andern Verfahren nachgeſucht werden (vgl. 
A 1). — Stirbt während des Scheidungsverfahrens einer der Ehegatten, ſo kann der zur 
Vertretung des Nachlaſſes berufene Teſtamentsvollſtrecker das Verfahren, das nur wegen der 
Koſten fortgeſetzt werden kann, aufnehmen (RG Recht 1921 Nr 2628). Dem Eintritte des 
Todes vor der Rechtskraft des Urteils iſt der Fall gleichzuſtellen, daß im Wiederaufnahme: 
verfahren die Wirkung der noch bei Lebzeiten beider Ehegatten eingetretenen Rechtskraft 
nach dem Tode des einen Ehegatten durch Beſeitigung des rechtskräftigen Urteils rückgängig 
gemacht wird (RG IW 1924, 908). 

17. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Rechte. Im Falle der Scheidung 
von Ausländerehen iſt die Schuldfrage nach deutſchem Rechte, alſo nach § 1574 zu be⸗ 
urteilen. Weder Art 17 EG noch das Haager Abkommen v. 12. 6. 02 enthalten eine Ab- 
weichung von der Regel, daß deutſche Gerichte deutſches Recht anzuwenden haben (OLG 
30, 137). Vgl. § 1564 A 7. Die Vorſchrift im § 1574 Abſ e 3 über die Mitſchuldig⸗ 
erklärung des Klägers iſt nicht als eine rein prozeſſuale Vorſchrift anzuſehen, ſonſt müßte 
ſie auch im Rechtsſtreite zwiſchen Ausländern (hier ſchwediſche Ehegatten) angewendet werden 
(RS Warn 1917 Nr 212). Vgl. RG Warn 1918 Nr 189; $ 1564 A 7. 


§ 1575 

1) Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt iſt'), kann ſtatt 
auf Scheidung auf Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft?) klagen“). Be⸗ 
antragt5) der andere Ehegatte, daß die Ehe, falls die Klage“) begründet 
iſt, geſchieden wird, ſo iſt auf Scheidung zu erkennen. 

Für die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gelten die 
Vorſchriften der 88 1573, 1574. 

E I 1444; M 4 579; P 4 391 ff. 


1. Entſtehungsgeſchichte. Der E hatte die beftändige Trennung von Tiſch 
und Bett nicht zugelaſſen, auch nicht wahlweiſe nach Beſtimmung des Klägers neben der 
Eheſcheidung (M4 S. 562, 568). Er befand ſich damit im Einklange mit dem beſtehenden 
Reichsrechte (8 77 PStch v. 6. 2. 75). Dieſes war auch für die gleichfalls ablehnende Stellung 
der Reichstagsvorlage beſtimmend. Während aber der E I zeitweilige Trennung 
von Tiſch und Bett auf höchſtens zwei Jahre als eine Verſöhnungsmaßregel bei bedingten 
Scheidungsgründen zulaſſen wollte (E I $ 1444 und M 4, 579), wurde in der 2. Kommiſſion 
ein Antrag, dieſe Einrichtung gänzlich zu beſeitigen und als Verſöhnungsmaßregel nur die 
Ausſetzung des Verfahrens ($ 620 ZPO) zuzulaſſen, angenommen (Prot 4, 398 unten). 
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In der Reichstagskommiſſion wurde ſodann mit Rückſicht auf die Lehre der katholiſchen 
Kirche (Prot 4 S. 391.399), wonach eine Scheidung vom Bande niemals zuläſſig iſt, beantragt, 
neben der Scheidung die dauernde Trennung von Tiſch und Bett einzuführen. Dieſer Antrag 
gelangte in der Reichstagskommiſſion und darauf auch im Reichstage zur Annahme. Er 
hat in den SS 1575, 1576, 1586, 1587 Ausdruck gefunden. Vgl. § 1564 A 7 (ausländiſches 
Recht), § 1353 A 1 (Unzuläſſigkeit einer Klage auf zeitliche Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
1 5 Hi Vorbem 2 vor 8 1303 (öſterreichiſches Recht), ferner § 1316 A 1, 8 1323 A 2, 
6 A 6. 

2. Die Berechtigung zur Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft hängt alſo 
von der Berechtigung zur Scheidungsklage ab. Wie für letztere Klage, ſo ſind auch für die 
Aufhebungsklage nur die geſetzlich anerkannten Scheidungsgründe (88 1565—1569) maß⸗ 
gebend. Ebenſo gelten für die Aufhebungsklage auch die 88 1570—1572 (Verzeihung, Beit- 
ablauf) und § 616 ZPO (Ausſchließung infolge Klageabweiſung). Vgl. § 639 ZPO. 

3. Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. Wegen der Wirkungen des Aufhebungs⸗ 
urteils vgl. $ 1586. — Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gewährt die jederzeitige 
Möglichkeit, ſofort auch die Löſung des Bandes der Ehe zu verlangen; ſie iſt eine nur auf⸗ 
ſchiebend noch bedingte, und zwar in das Belieben des Ehegatten geſtellte Scheidung, während 
die Trennung von Tiſch und Bett (hier nach öſterreichiſchem Rechte) fachlich etwas ganz anderes 
iſt, da ſie das Band der Ehe unberührt läßt (RG 48, 144). 

4. Auch nach erhobener Scheidungsklage kann der Kläger zu der Klage auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft übergehen, natürlich unbeſchadet des Antragsrechts des Beklagten 
aus $ 1575 Abſ 1 Satz 2. Ebenſo ſteht dem Ehegatten, der auf Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft geklagt hat, der Übergang zur Scheidungsklage frei, ſelbſt gegen den Widerſpruch 
des Beklagten. — Der Kläger oder Widerkläger, auf deſſen Antrag die Scheidung aus⸗ 
geſprochen worden ift, kann gegen das Scheidungsurteil Berufung oder Reviſion auch ledig⸗ 
lich zu dem Zwecke einlegen, um nachträglich den Scheidungsantrag in den Antrag auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft umzuwandeln. Auf das Einverſtändnis des Gegners 
kommt es für die Frage der Zuläſſigkeit des Übergangs nicht an (RG JW 1911, 655 Nr 30). 
Vgl. auch RG 100, 209 und 8 1570 A 5. 

5. Wird erſt in der Reviſionsinſtanz der Antrag auf Scheidung in den Antrag auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft umgewandelt, fo iſt es auch dem Gegner geſtattet, den An⸗ 
trag aus $ 1575 Abſ 1 Satz 2 noch in der Reviſionsinſtanz zu ſtellen (RG 18. 5. 11 IV 504/10). 
In der Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Widerklage iſt der Antrag nicht enthalten 
(Ach JW 08, 302°). Steht der Aufhebungsklage eine Scheidungswiderklage (nicht bloß ein 
Scheidungsantrag aus $ 1575 Abſ 1) gegenüber, fo iſt, wenn nur die Aufhebungsklage be⸗ 
gründet iſt, auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft zu erkennen und die Scheidungswider⸗ 
klage abzuweiſen. Wird nur die Scheidungswiderklage für begründet erachtet, ſo iſt auf 
Scheidung zu erkennen und die Aufhebungsklage abzuweiſen. Werden aber die Aufhebungs⸗ 
klage und die Scheidungswiderklage für begründet erachtet, ſo kann nur auf Scheidung 
erkannt werden. Entſprechend dem Geiſte des Geſetzes hat das Verlangen nach Scheidung 
Anſpruch auf vorzügliche Berückſichtigung gegenüber dem Verlangen nach Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft. Der Umſtand, daß in der Scheidungswiderklage der Antrag aus 8 1575 
Abſ 1 nicht mitenthalten ift, kommt gegenüber dem Erforderniſſe, auf eine begründete Schei⸗ 
dungswiderklage die Scheidung auszuſprechen, nicht in Betracht. Iſt es aber erforderlich, die 
Scheidung auszusprechen, fo hat daneben ein Ausſpruch auf Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft keinen Platz. Abgeſehen davon kann durch Ausübung des Fragerechts dahin ge⸗ 
wirkt werden, daß der Beklagte und Widerkläger den Antrag aus 8 1575 Abſ 1 ausdrücklich 
ſtellt. Was die Koſtenentſcheidung in dem Falle, wenn Aufhebungsklage und Scheidungs⸗ 
widerklage für begründet erachtet werden, betrifft, ſo können die klagende Partei lediglich 
um deshalb, weil das Urteil nicht auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, ſondern ihrem 
Antrage zuwider auf Scheidung lauten mußte, Koſten nicht treffen. Weſentlich überein⸗ 
ſtimmend Blanckmeiſter im Recht 1920 S. 120. — Für ein Urteil auf Aufhebung der 
ehelichen Gemeinſchaft iſt neben einem Urteil auf Scheidung kein Raum mehr. Das Ver⸗ 
langen auf Scheidung geht dem Verlangen nach Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, 
wie ſich im beſonderen gerade aus 8 1575 Abſ 1 Satz 1 ergibt, unbedingt vor (RG JW 
1927, 120825). 

6. Dasſelbe gilt von der Widerklage. Das Antragsrecht ſteht in dieſem Falle dem 
Kläger und Widerbeklagten zu. — Der mit der Scheidungsklage abgewieſene Kläger, gegen 
den auf die Widerklage der Beklagten auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt 
iſt, kann gegen das Urteil lediglich zu dem Zwecke, Scheidung gemäß $ 1575 Abſ 1 Satz 2 
und Milſchuldigerklärung der Beklagten gemäß § 1574 zu beantragen, Berufung einlegen. 
Seine Beſchwerung ergibt ſich aus den 88 1576 und 1586 ſowie aus der Abweifung feiner 
Scheidungsklage. Er will im Ergebnis dasſelbe Ziel wie mir der Scheidungsklage erreichen, 
nur wehrt er ſich nicht dagegen, daß er auch ſelbſt ſchuldig an der Scheidung iſt (RG 115, 86). 
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$ 1576 


1) Iſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft erkannt, jo kann jeder?) 
der Ehegatten auf Grund des Urteils?) die Scheidung beantragen“), es ſei 
denn’), daß nach der Erlaſſung des Urteils“) die eheliche Gemeinſchaft 
wiederhergeſtellt“) worden iſt. 

Die Vorſchriften der SS 1570 bis 1574 finden keine Anwendung; wird 
die Ehe geſchieden, ſo iſt der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch im Schei⸗ 
dungsurteile für ſchuldig zu erklären. 

E 1 1445. 


1. Das im $ 1576 jedem der beiden Ehegatten eingeräumte Recht auf Umwandlung 
des Aufhebungsurteils in ein Scheidungsurteil entſpricht dem §8 1575. Die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft kann nur, wenn und ſolange beide Ehegatten damit einverſtanden 
ſind, ausgeſprochen werden und fortdauern. 

2. Jeder Ehegatte. Ob er Kläger oder Beklagter geweſen iſt, ob er für ſchuldig erklärt 
worden iſt oder nicht, ob er ſich mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft einverſtanden 
erklärt hatte oder nicht, macht keinen Unterſchied. 

3. Lediglich das rechtskräftige Aufhebungsurteil iſt zur Klagebegründung notwendig 
und genügend. — Wird die Scheidung nach $ 1576 beantragt, ſo bildet, wie ſich aus Abſ 1 
daſelbſt ergiot, das Aufhebungsurteil den einzigen Klaggrund der neuen Scheidungsklage. 
Ihr g genüber iſt als alleiniger fachlicher Einwand nur der auf 8 1587 gegründete Einwand 
der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zugelaſſen. Daraus folgt, daß der Um: 
wandlungsanſpruch des § 1576 allen übrigen Scheidungstatbeſtänden gegenüber durchaus 
ſelbſtändige Bedeutung hat und ſie ausſchließt. Andere Scheidungsgründe können im 
Umwandlungsverfahren daher nicht geltend gemacht werden. Es wäre auch unmöglich, die 
Schuldfrage nach § 1574, deſſen Anwendung nach § 1576 Abſ 2 ausgeſchloſſen iſt, erneut au 
prüfen und zu entſcheiden. Der Geltendmachung neuer Scheidungsgründe ſteht ferner die 
Nichtanwendbarkeit des § 1573 entgegen. Schließlich muß die Unzuläſſigkeit einer neuen 
Scheidungsklage aus der Beſtimmung des § 1586 Sat 2 gefolgert werden, inhaltlich deren 
nach Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft die Vorſchriften über Nichtigkeit und Anfechtbar⸗ 
keit, nicht aber die über die Scheidung der Ehe Anwendung finden. Die Möglichkeit der 
Geltendmachung neuer Scheidungsgründe iſt beiden Ehegatten genommen (RG 105, 139). 

4. Der Antrag iſt in Geſtalt einer Scheidungsklage (Umwandlungsklage) bei dem Gericht 
anzubringen, das für eine gewöhnliche Scheidungsklage zuſtändig ſein würde. Solange die 
Umwandlungsklage zuläſſig iſt, kann weder eine auf andere Tatſachen als das Aufhebungs⸗ 
urteil gegründete Scheidungsklage (vgl. A 3), noch eine Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens (der häuslichen Gemeinſchaft) erhoben werden. Dagegen ſind die Anfechtungsklage und 
die Nichtigkeitsklage zuläſſig ($ 1586 Satz 2). — Für die Umwandlungsklage gelten auch die 
Vorſchriften über den Sühneverſuch (88 608-611 ZPO). Die Koſten des Scheidungs⸗ 
verfahrens fallen in der Regel dem ſchuldigen Ehegatten zur Laſt (Hochſchild in IW 09, 384, 
Marx in ZW 1922, 467; Weißler in SW 1922, 52310, beſtr.). Für ein Anerkenntnisurteil 
iſt in dieſem Verfahren kein Raum (RG IW 08, 557). Der ſchuldige Ehegatte hat im Ver⸗ 
fahren nach § 1576 die Koſten zu tragen, auch wenn auf feine Klage die Ehe geſchieden 
wird (LG I Berlin 21. 5. 26 ZW 1927, 1224). 

5. Beweislaſt. Daß nach der Erlaſſung des Aufhebungsurteils die eheliche Gemeinſchaft 
wiederhergeſtellt worden iſt, hat der Beklagte zu beweiſen. g 

6. Die Worte „nach der Erlaſſung des Urteils“ bedeuten dasſelbe, was im § 1587 die 
Worte „nach der Aufhebung“ bedeuten. Die SS 1576 u. 1587 haben nicht verſchiedene Zeit⸗ 
punkte, ſondern ein und denſelben Zeitpunkt, nämlich den, in dem das Aufhebungsurteil 
rechtskräftig wird, im Auge. Daher kommt eine Wiederherſtellung, die nach der Urteils⸗ 
verkündung beginnt und vor dem Eintritte der Rechtskraft des Aufhebungsurteils aufhört, 
weder für 8 1576 noch für § 1587 in Betracht. 

7. Nach der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (vgl. 8 1587) kann Schei- 
au 1 1 190 gewöhnlicher Scheidungsklage, für die die allgemeinen Grundſätze gelten, 
erwirkt werden. 


8 1577 
Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen des Mannes). 
Die Frau kann ihren Familiennamen wiederannehmen?). War ſie vor 


der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheiratet, ſo kann ſie auch den Namen 
wiederannehmen, den fie zur Zeit der Eingehung dieſer Ehe hatte“), es 
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ſei denn, daß ſie allein für ſchuldig erklärt iſt“). Die Wiederannahme des 
Namens erfolgt durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behördes): die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Formé) abzugeben. 

Iſt die Frau allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der Mann ihr die Führung 
ſeines Namens unterſagen. Die Unterſagung“) erfolgt durch Erklärung 
gegenüber der zuftändigen?) Behörde; die Erklärung iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form‘) abzugeben. Die Behörde ſolls) der Frau die Erklärung 
mitteilen. Mit dem Verluſte des Namens des Mannes erhält die Frau ihren 
Familiennamen wieder? 12). 

E 1 1455 II 1478; M 4 620; P 4 444 ff.; 5 163; 6 293. 


1. Mit der Eheſchließung erhält die Frau den Familiennamen des Mannes (8 1355). 
An den Anderungen, die der Name des Mannes während der Ehe erfährt, nimmt ſie teil. 
Den Familiennamen, den der Mann zur Zeit der Scheidung führt, behält die Frau. Von 
dieſem Grundſatze gelten nur die im § 1577 Abf 2 u. 3 beſtimmten Ausnahmen. 

2. Das Recht der Frau, ihren Familiennamen (Mädchennamen) wiederanzunehmen, 
iſt in keinem Falle beſchränkt. Sie kann wählen, ob ſie den Namen des geſchiedenen Mannes 
beibehalten oder unter Ablegung dieſes Namens ihren Mädchennamen wiederannehmen 
will. War ſie vor der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheiratet, ſo kann ſie noch ein 
Drittes wählen (A 3). Die Wahl der Frau zwiſchen den zwei bzw. drei in Frage kom⸗ 
menden Namen iſt aber nur dann unbeſchränkt, wenn in dem die letzte Ehe ſcheidenden 
Urteil entweder der Mann allein oder beide Ehegatten für ſchuldig erklärt worden find. — 
Das Wahlrecht der Frau iſt lediglich zu ihrem eigenen Nutzen gegeben und für die Allgemein⸗ 
heit gleichgültig. Grundſätzlich kann ſich daher die geſchiedene Frau dem geſchiedenen Manne 
gegenüber zur Wiederannahme ihres Familiennamens rechtswirkſam verpflichten. Aus 
der höchſtperſönlichen Natur des Wahlrechts der Frau und des Unterſagungsrechts des Mannes 
iſt fein Bedenken dagegen, daß ſich die geſchiedenen Eheleute im Rahmen der ihnen vom 
Geſetze gewährten Freiheit vertragsmäßig binden können, herzuleiten (RG 86, 114). Vgl. 
$ 1297 Vorbem 1. Bloß daraus, daß ſich die geſchiedene Frau für die Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung zur Wiederannahme des Familiennamens ein Entgelt gewähren läßt, kann noch 
nicht gefolgert werden, daß der zwiſchen den geſchiedenen Eheleuten geſchloſſene Vertra dem 
herrſch nd n Volksbewußtſein ſowie dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
widerspreche und daß ihm daher als ſittenwidrig ($ 138 Abf 1) die rechtliche Anerkennung 
verſagt werden müſſe (RG Seuffü 76 Nr 55). 

3. Zur Zeit der Eingehung der früheren Ehe hatte die Frau den Familiennamen ihres 
früheren Ehemanns. Dieſen Namen mit ſeinen während der früheren Ehe eingetretenen 
Anderungen kann ſie wiederannehmen. 

4. Schuldigerklärung § 1574, nämlich in der ſpäteren Ehe. Einer Unterſagung des 
Gebrauchs des Namens bedarf es in dieſem Falle nicht (Prot 4, 448). 

5. Die Wiederannahme des Namens tritt mit der Abgabe der Wiederannahme⸗ 
erklärung gegenüber der Behörde in Kraft ($ 130 Abſ 3). Einer Mitteilung diefer Erklärung 
an den geſchiedenen Mann bedarf es nicht. Die Zuſtändigkeit der Behörde beſtimmt ſich 
nach den Landesgeſetzen. 

6. Offentliche Beglaubigung 8 129 BGB, 88 167, 183, 191 FGG. 

7. Die Unterſagung tritt mit der Abgabe der Unterſagungserklärung gegenüber der 
Behörde in Kraft (§ 130 Abſ 3), nicht erſt mit dem Empfange der behördlichen Mitteilung. 
— Der Mann kann auf das ihm zuſtehende Unterſagungsrecht rechtswirkſam verzichten (RG 
86, 117; RG JW 1917, 6565). 5 

8. Da es ſich nur um eine Soll⸗Vorſchrift handelt, berührt die Unterlaſſung der Mit⸗ 
teilung an die Fran die Wirkſamkeit der Unterſagung (A 7) nicht. 

9. Mit dieſem Verluſte erhält die Frau von ſelbſt ihren Mädchennamen wieder. 

10. Die Wahl kann ſich nur auf einen der in Frage kommenden Namen richten. Der 
gewählte Name iſt im amtlichen und außeramtlichen Verkehre der allein maßgebende. 
Zuſätze, die auf die frühere Namensführung Bezug haben, find geſtattet, z. B. früher ver- 
witwete Frau N. N. oder früher geſchiedene Frau N. N. An eine Friſt iſt weder die Wieder⸗ 
annahme⸗ noch die Unterſagungserklärung geknüpft. Sobald die Erklärung in Wirkſamkeit 
getreten iſt, darf ſie nicht mehr zurückgenommen werden. Auf die Namen der 
Kinder hat die Namensänderung der geſchiedenen Frau keinen Einfluß. Die im 8 1577 
den geſchiedenen Eheleuten in bezug auf die Namensführung eingeräumten Rechte können im 
Wege der Klage zur Geltung gebracht werden. Zuläſſig ſind nicht nur die Feſtſtellungs⸗ 
klage aus $ 256 ZO, ſondern auch die beiden Leiſtungsklagen aus § 12 BGB und, falls 
ein ſchuldbar verurſachter Schaden vorliegt, auch die Schadenserſatzklage (Prot 4 S. 44, 45). 
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11. Den Rechtsſchutz des § 1577 genießen bürgerliche und adlige Namen ohne Unter⸗ 
ſchied. Von dem Rechtsſchutze des adligen Namens iſt aber die Frage nach dem Adels⸗ 
ſtande zu trennen. Da das BGB davon ausgeht, daß die Einrichtung des Adels im weſent⸗ 
lichen dem öffentlichen Rechte angehört, dieſes aber von der Regelung durch das BGB 
ausgeſchloſſen iſt, ſo hat es ſich weder mit dem Erwerb und Verluſte des Adelsſtandes durch 
Eheſchließung noch mit dem Einfluſſe der Scheidung auf den Adelsſtand der Frau befaßt. 
Wegen der Familienverhältniſſe der landesherrlichen Familien und der Familien des hohen 
Adels vgl. jedoch die Ausnahmebeſtimmungen in Artt 57, 58 EG und Art 109 Abſ 3 der Reichs⸗ 
verfaſſung v. 11. 8. 19, wonach öffentlich⸗rechtliche Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder 
des Standes aufzuheben ſind, Adelsbezeichnungen nur als Teil des Namens gelten und nicht 
mehr verliehen werden dürfen. Vgl. auch § 1355 A 6. — Die geſchiedene, für ſchuldig er⸗ 
klärte Frau darf den Famili nnamen ihres Mannes nur unter Weglaſſung des Adels weiter⸗ 
führen, ſelbſt wenn der Mann ihr die Fortführung ſeines adligen Namens geſtattet. Nur 
in dieſer Form darf ſie gemäß § 1577 Abſ 2 Satz 2 den Namen ihres erſten Mannes wieder⸗ 
annehmen (KGJ 47, 89). Wird eine nichtige oder anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo 
entfällt damit von ſelbſt die Berechtigung der Frau, den Familiennamen des Mannes zu 
führen (RG 67, 61). Für die Kinder aus nichtigen Ehen gelten beſondere Beſtimmungen 
(88 1699 —1704). 

12. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Namensrecht. Die Vorſchriften des 
9 1577 finden auf geſchiedene ruſſiſche Eheleute keine Anwendung (KG in OLG 38, 344). 


8 1578 


1) Der allein für ſchuldig erklärte Mann?) hat der geſchiedenen Frau 
den ſtandesmäßigen?) Unterhalt injoweit*) zu gewähren, als ſie ihn nicht 
aus den Einkünften?) ihres Vermögens und, ſofern nach den Verhältniſſen, 
in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich“) 
iſt, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten kann. 

Die allein für ſchuldig erklärte Frau?) hat dem geſchiedenen Manne 
den ſtandesmäßigens) Unterhalt injomweit!) zu gewähren, als er außerſtande 
iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten 12). 

E I 1454 Abſ 1 II 1472; M 4 617 ff.; P 4 515 ff. 


1. Das BGB hat es abgelehnt, ſog. Eheſcheidungsſtrafen einzuführen (vgl. 
R 50, 307). Von der Auffaſſung geleitet, daß die Geſtaltung der Ehe als Quelle ver- 
mögensrechtlicher Vorteile dem Weſen der Ehe widerſtrebe, hat das BGB an die Scheidung 
nur einen auf das Bedürfnis beſchränkten Unterhaltsanſpruch geknüpft, bei dem der Ge⸗ 
ſichtspunkt einer auf Billigkeit beruhenden Nachwirkung der Ehe vorherrſcht. Dieſer Unter⸗ 
haltsanſpruch iſt im engen Anſchluß an die geſetzliche Unterhaltspflicht der Verwandten 
(88 16011615) geregelt, weicht aber von letzterer in mehrfacher Beziehung erheblich 
ab. Notwendige Vorausſetzungen der Unterhaltsgewährung ſind Unterhaltsbedürftigkeit 
auf der einen Seite und Unterhaltsfähigkeit auf der andern Seite. Beide Voraus⸗ 
ſetzungen müſſen gleichzeitig gegeben fein. Ob fie ſchon zur Zeit der Scheidung gegeben 
ſind oder erſt ſpäter eintreten, macht keinen Unterſchied. — Die in einem Unterhalts- 
vergleiche für die Frau feſtgeſetzten Unterhaltsbeiiräge des Mannes können im Hinblick 
auf die inzwiſchen eingetretene Verbeſſerung ſeiner Einkommensverhältniſſe erhöht wer⸗ 
den, wenn es im Sinne der getroffenen Vereinbarung liegt, daß die Höhe der Beiträge 
auch durch eine weſen liche Anderung der Einkommensverhältniſſe des Mannes beeinflußt 
werden follte (RG Warn 1926 Nr 82). Vermindert ſich nach der Scheidung die Unterhalts⸗ 
fähigkeit des Pflichtigen, fo muß ſich der Berechtigte die hieraus folgende Minderung des 
Unterhalts ebenſo gefallen laſſen, als wenn die Ehe noch fortbeſtände (RG Warn 08 
Nr 68; vgl. auch 8 323 3 PO, insbeſondere den durch Gef v. 13. 8. 19 hinzugefügten 
Abſ 4, ferner 8 1573 A 2 und 8 1579 A 2). Unter Umſtänden hat der Richter die in einem 
Unterhaltsvergleiche feſtgeſetzte Rente im Hinblick auf die inzwiſchen eingetretene Geld⸗ 
entwertung zu erhöhen. Gerade bei Feſtſetzung von Unterhaltsrenten kommt dem Werte 
des Geldes eine beſondere Bedeutung zu; hier bildet den Gegenſtand des Vergleichs im 
Grunde genommen gar nicht der anzuſetzende Betrag, ſondern die für den Unterhaltsberech⸗ 
tigten zu ſchaffende Möglichkeit, ſich eine gewiſſe Menge von Dingen, die er zur Friſtung 
ſeines Lebens unbedingt nötig hat, zu verſchaffen. Anderſeits muß aber auch bei Beurteilung 
der Leiſtungs fähigkeit des Unterhaltspflichtigen berückſichtigt werden, daß er möglicher⸗ 
weiſe ebenfalls von dem Sinken des Geldwerts in ſeiner Lebenshaltung betroffen wird (RG 
Warn 1921 Nr 99; zuſtimmend KG in JW 1922, 13367; RG JW 1923, 454; RG Gruch 
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67 S. 88, 652; RG SeuffA 77 Nr 84, 190; RG LZ 1922 S. 2592, 4096, 6514; RG 6. 1. 25 
IV 183/24). Vgl. § 157 A 1; § 242 A 5. Auch eine Geldrente, die der Mann freiwillig und 
ohne geſetzliche Notwendigkeit ſowie ohne Gegenleiſtung ſeiner wegen böslicher Verlaſſung aus 
ihrem Verſchalden geſchiedenen Frau zu ihrem ſtandesmäßigen Unterhalt vertraglich aus⸗ 
ſetzt, iſt entſprechend der inzwiſchen eingetretenen außerordentlichen Geldentwertung ſo weit 
zu erhöhen, daß der gewollte Zweck des Unterhaltsverſprechens, nämlich die Gewährung des 
zum ſtandesgemäßen Leben Notwendigen erreicht wird (RG JW 1925, 3492; RG 21. 3. 25 
IV 476/24). Bei einem Unterhaltsabfindungsvertrag, den Eheleute für den Fall der 
Scheidung ſchließen, wird, im Gegenſatz zu Unterhaltsrentenverträgen, die Aufwertung nicht 
zugelaſſen. Die durch Gewährung eines Kapitals abgefundene Frau iſt daher, von beſon⸗ 
ders gelagerten Einzelfällen abgeſehen, nicht berechtigt, vom Manne infolge der eingetretenen 
Geldentwertung eine Zuſchlagsrente bzw. Erhöhung der Abfindungsſumme zu beanſpruchen 
(RG ZW 1925, 3503; RG Warn 1925 Nr 104: Abfindung unehelicher Kinder). Das Reichs⸗ 
gericht hat bereits ausgeſprochen (JW 1921, 10806; Gruch 65, 492), daß es nach dem einem 
Vergleiche zugrunde liegenden Willen der Parteien zu beurteilen iſt, ob im einzelnen Falle 
die Vorſchrift des 5 323 Abſ 4 ZPO auf einen unter § 794 ZPO fallenden Vergleich Anwen⸗ 
dung finden kann, und daß eine Abänderung des Vergleichs auf Grund des $ 323 Abſ 4 3 PO 
deshalb dann unzuläſſig iſt, wenn der Wille der Parteien bei dem Vergleichsſchluſſe dahin 
gegangen iſt, daß eine noch ſo erhebliche Veränderung der Verhältniſſe keinen Einfluß 
auf die im Vergleiche getroffene Regelung der Rechtsbeziehungen haben ſolle (RG 10. 11. 21 
IV 167/21). Vgl. auch RGS 101, 209; § 1579 A 8, § 1361 A 8. Andert ſich nachträglich der 
Geldwert derart, daß es dem Rentenempfänger auch nicht annähernd mehr möglich iſt, aus 
der feſtgeſetzten Rentenſumme ſich das beſtimmte Maß des zum Unterhalte Notwendigen 
anzuſchaffen, ſo wird durch Zahlung einer gleichbleibenden Rente das nicht mehr erfüllt, 
was die Parteien gewollt haben (RG 106, 235; RS JW 1921, 10806; 1923, 454). Bei dieſer 
rech lichen Betrachtung findet der auf Erhöhung der Rente wegen veränderten Geldwerts 
gerichtete Anſpruch feine Grundlage ſchon in dem $ 242, wonach der Schuldner verpflichtet 
iſt, die Leiſtung ſo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
es erfordern. Bei alledem ift es unerheblich, wenn nicht eine geſetzliche Unterhaltspflicht 
geregelt, ſondern eine nach den Geſetzen nicht beſtehende Unterhaltsverpflichtung begründet 
iſt. Aus welchem Anlaß der Vertrag geſchloſſen iſt, kann auf ſich beruhen. Entſcheidend 
iſt, daß die Zahlung einer beſtimmten Rente als eine Unterhaltsleiſtung übernommen 
it (RG Warn 1923/24 Nr 3 und Nr 78). Der Anſpruch auf Erhöhung der Rente iſt alfo 
begründet, es ſei denn, daß ſich durch Vertragsauslegung feſtſtellen ließe, es ſollte nach 
dem Willen der Parteien, wie ſich auch der Geldwert ſpäter ändern würde, der Markbetrag 
der Rente der gleiche bleiben (RG 106, 236; RG Warn 1923/24 Nr 36, 77, 78; R& Recht 
1926 Nr 1923). Die Aufwertung der Rente findet nach § 242 freilich darin ihre Grenze, 
daß der Beklagte in keinem höheren Maße belaſtet werden darf, als ſich ſein Einkommen 
ſeit dem Vertragsſchluß infolge der Geldentwertung dem Nennbetrage nach erhöht hat (RG 
JW 1080 Nr 6; RG Warn 1923/24 Nr 36; RG 20. 3. 24 IV 585/23). Der Anſpruch auf 
Erhöhung der Unterhaltsrente wegen veränderter Umſtände kann auch außerhalb des $ 328 
ZPO erhoben werden. Insbeſondere können Vergleiche, die während des Scheidungs⸗ 
ſtreits für den Fall der Scheidung geſchloſſen ſind, aber nicht unter $ 323 Abſ 4 ABO fallen, 
gegebenenfalls die Grundlage eines ſolchen Anſpruchs bilden (Rh 23 1922 S. 259; RG 
ZW 1923, 454). Die Berückſichtigung der veränderten Verhältniſſe, namentlich der Geld⸗ 
entwertung, hat bei Unterhaltsverträgen nach den Grundſätzen von Treu und Glauben ent⸗ 
weder im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung oder in Anwendung des Art und Maß 
der Leiſtung regelnden § 242 zu erfolgen. Maßgebend ift dabei für die Ermittlung des 
Parteiwillens wie für die Frage der Zumutbarkeit der Leiſtung der Zweck des Vergleichs, 
der hier der Klägerin den für den Unterhalt notwendigen Beitrag für die Zukunft ſichern 
ſoll. Auch bei Leibrentenverträgen iſt die Berückſichtigung einer ſpäteren Geldentwertung 
grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen (RG 22. 3. 24 IV 502/23; 21. 3. 25 IV 476/24, 3. 3. 24 
IV 101/23). Selbſt ein in dem Vertrage ausgeſprochener Verzicht des Berechtigten auf 
jede Erhöhung der Rente ſchließt die Aufwertung bei der eingetretenen, nicht vorausſehbaren 
außerordentlichen Geldentwertung der letzten Jahre nicht aus (RG Warn 1921 Nr 99; 
1922 Nr 6; RG JW 1923, 454; RG 106, 235/86; RG 31. 5. 24 IV 767/23). Es entſpricht 
den Grundſätzen der Billigkeit, auch im Verhältniſſe des Gläubigers zum Bürgen einen 
Intereſſenausgleich vorzunehmen. Wenn aber auch die Vermögenslage des Bürgen lich 
nicht verſchlechtert, ſondern ſogar verbeſſert hätte, ſo würde dies zwar eine Aufwertung in 
erheblichem Maße, aber noch nicht eine Vollaufwertung rechtfertigen. Denn der Kläger 
hat nur darauf Anſpruch, daß er im Rahmen der allgemeinen Wirtſchaftslage nicht ſchlechter 
geſtellt wird als bisher. Den beſonderen VBermögensvorteilen, die der Beklagte bereits zur 
Zeit der Bürgſchaftsübernahme im Jahre 1908 von der Hauptſchuldnerin erlangt haben 
ſoll, war daher für die Höhe der Aufwertung keine Bedeutung beizumeſſen (RG 21. 3. 25 
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IV 476/24). Iſt dagegen die Unterhaltsrente einer ſchuldlos geſchiedenen Frau ausdrück⸗ 
lich auf wertbeſtändiger Grundlage nach dem Wertverhältniſſe von 4,20 Goldmark gleich 
einem Dollar berechnet und vereinbart worden, ſo findet keine Aufwertung der Rente ſtatt 
(RS IW 1927, 1189). Das Gericht iſt verpflichtet, bei Berechnung der Unterhaltsrente 
die von ihm als gewiß angeſehene künftige Anderung derEinkommensverhältniſſe des Mannes 
(hier Wegfall erhöhter Bezüge eines in den Ruheſtand verſetzten, wieder in den Militärdienſt 
getretenen Offiziers nach Beendigung des Krieges oder vorher eingetretener Dienſtuntauglich⸗ 
keit) zu berückſichtigen (RG Warn 1915/16 Nr 203). Für die Ermittlung der Unterhaltsrente 
ſind die Verhältniſſe zur Zeit der Scheidung maßgebend. Iſt aber das Geſchäftsein⸗ 
kommen des Mannes wechſelnden Auf- und Abwärtsſchwankungen ausgeſetzt, fo iſt es 
angebracht, für das maßgebliche Scheidungsjahr ein Durchſchnittseinkommen unter 
Heranziehung einiger früherer Geſchäftseinkommen feſtzuſetzen (RG Warn 1915/16 Nr 283). 
Unter welchen Vorausſetzungen zukünftig zu erwartende Gehaltserhöhungen des Mannes 
zu berückſichtigen find, darüber vgl. RG 75, 124 bei 8 1579 A 2. Unrichtig iſt es, ausſchließlich 
auf den Stand des Mannes Gewicht zu legen (RG Warn 1914 Nr 256; RG 18. 1. 15 
IV 243/14). Die Unterhaltspflicht des Mannes bemißt ſich nach ſeinen Vermögens⸗ 
verhältniſſen und ſeiner Erwerbsfähigkeit. Er kann ſich alſo der Verpflichtung, ſeiner 
(wegen Geiſteskrankheit) geſchiedenen Frau den ſtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren, nicht 
dadurch entziehen, daß er es unterläßt, ſeine Erwerbsfähigkeit (hier ſchriftſtelleriſche Tätigkeit) 
auszunutzen. Er iſt vielmehr ebenſo wie zur Nutzbarmachung ſeines Vermögens auch zur 
Anſpannung feiner Kräfte verpflichtet (RG 3. 4. 16 IV 408/15; 14. 1. 07 IV 277/06). Eine 
Verſtümmlungszulage des Unterhaltspflichtigen (hier eines Kapitänleutnants a. D.) iſt 
zwar dem Einkommen desſelben hinzuzurechnen, aber nicht als reine Einnahme anzuſetzen. 
Vielmehr iſt dem Umſtande Rechnung zu tragen, daß der Unterhaltspflichtige infolge des 
krankhaften Zuſtandes, zu deſſen Linderung die Zulage verliehen iſt, beſondere Aufwen⸗ 
dungen machen muß (Rc 3. 4. 16 IV 408/15). Wegen Berückſichtigung des infolge des 
Krieges in England feſtgehaltenen Vermögens vgl. OLG 34, 259. In gewiſſen Fällen 
haften für den Unterhalt des bedürftigen Ehegatten deſſen Verwandte vor dem geſchiedenen 
unterhaltspflichtigen Ehegatten. Darüber vgl. die Erl zu § 1608. 


2. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo findet ein Unterhaltsanſpruch nicht ſtatt. — 
Erſt mit der Rechtskraft des die Scheidung ausſprechenden Urteils iſt die Grundlage für den 
Anſpruch aus 8 1578 gegeben (OL G Dresden in AW 1917, 3045). Wenn aus dem Schei⸗ 
dungsurteile, ſei es aus deſſen Urteilsſatze, ſei es aus deſſen Gründen mit einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Sicherheit zu entnehmen iſt, daß der mit der Unterhaltsklage in Anſpruch 
Genommene die alleinige Schuld an der Scheidung trägt, ſo ift das Urteil geeignet, als Grund⸗ 
lage eines auf $ 1578 geſtützten Mage ne zu dienen. Das trifft z. B. auf den 
Fall zu, wo nur von einer Seite Klage (Widerklage) auf Scheidung erhoben, ein Antrag auf 
Mitſchuldigerklärung nicht geſtellt und die Scheidung (vorſchriftswidrig unter Verſäumung 
der im 8 1574 Abſ 1 erforderten Schuldigerklärung) auf Grund des $ 1568 ausgeſprochen iſt 
(RE 99, 80). Vgl. A 11 (Schweizer Recht). Wegen der vor dem Eintritte der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils fällig gewordenen (durch einſtweilige Verfügung feſtgeſetzten) Unter ⸗ 
haltsbeträge findet die Zwangsvollſtreckung auch nach der Beendigung des Cheftreitg ſtatt 
(OG 27, 116). Im Falle der Scheidung wegen Geiſteskrankheit wird dem geiſteskranken 
Ehegatten ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern Ehegatten gewährt ($ 1583). Vgl. auch 
$ 1351 (Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung). 


3. Standesmäßiger Unterhalt. Nach § 1580 Abf 3 findet auf den Unterhaltsanſpruch 
des geſchiedenen Ehegatten der ſich auf die Unterhaltspflicht der Verwandten beziehende 
$ 1610 Anwendung. Danach beſtimmt ſich das Maß des zu gewährenden Unterhalts nach 
der Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt), und es umfaßt der Unter⸗ 
halt den geſamten Lebensbedarf. Es kommt alſo nicht auf das bisher während der Ehe (viel- 
leicht mit großem Aufwande) geführte Leben, ſondern auf die allgemeine Lebensſtellung 
an (Prot 4, 529). Vgl. im übrigen die Erl zu § 1610. Das Maß des zu gewährenden Unter⸗ 
halts kann unter Umſtänden weniger als der ſtandesmäßige Unterhalt betragen, ſei es, 
daß der Unterhaltsberechtigte infolge eigener Hilfsquellen weniger braucht, ſei es, daß der 
Unterhaltspflichtige das volle Maß nicht gewähren kann. — Bei der Bemeſſung des Bedarfs 
ſind die wegen eines körperlichen Leidens des unterhaltsberechtigten Ehegatten notwendig 
aufzuwendenden Kurkoſten mit zu berücksichtigen (RG JW 1911, 15510. Desgleichen 
die Mehraufwendungen, die durch die notwendige Wahl eines teureren Wohnorts ver⸗ 
urſacht werden (RG 18. 3. 12 IV 445/11). Für das Maß des der geſchiedenen Frau zu⸗ 
kommenden Unterhalts kommt es allein auf die Lebensstellung der Ehegatten zur Zeit der 
Scheidung, nicht auf die ſpäteren Verhältniſſe der Frau an (RG Warn 1914 Nr 256). Auf 
das früher geführte, beſonders teuere oder einfache Leben der Eheleute kommt es nicht an, 
ſondern auf ihre allgemeine Lebensſtellung zur Zeit der Scheidung (R& 18. 1. 15 IV 248/14). 
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4. Der Unterhaltsauſpruch des geſchiedenen Ehegatten ſetzt ſeine Unterhaltsbedürftig⸗ 
keit voraus. — Der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau iſt von dem während der Ehe 
gegebenen weſentlich verſchieden. Jener ſetzt Bedürftigkeit der Frau voraus, dieſer nicht, 
jener beginnt mit der Scheidung, dieſer hört mit ihr auf. Das Maß jenes Unterhaltungs⸗ 
anſpruchs richtet ſich nach der Lebensſtellung des Mannes zur Zeit der Eheſcheidung, wogegen 
für dieſen Unterhaltsanſpruch die jeweiligen Verhältniſſe des Mannes während der Ehe maß⸗ 
gebend ſind. Es iſt daher rechtlich ausgeſchloſſen, ſchon während des Beſtehens der Ehe über einen 
etwaigen zukünftigen Unterhaltsanſpruch des Ehegatten aus § 1578 Entſcheidung zu treffen. 
Der unterhaltsberechtigte Ehegatte muß nach Scheidung der Ehe den ihm jetzt aus § 1578 
zuſtehenden Unterhaltsanſpruch erneut im Wege der Klage geltend machen, trotzdem ihm 
ſchon während der Ehe der Unterhaltsanſpruch (aus 88 1360, 1361) zuerkannt worden fein 
mag (RG Warn 1914 Nr 293; SeuffA 72 Nr 107; OLG 33, 339). Allerdings kommt es, 
anders wie bei Eheleuten in ſtehender Ehe, für den Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau 
grundſätzlich auf die Bedürftigkeit der Frau an. Aber wie dieſe nicht als ausgeſchloſſen 
gilt, wenn die Frau durch freiwillige Zuwendungen in die Lage geſetzt wird, ihren Unter⸗ 
halt zu befriedigen (vgl. A 5), fo ſteht ihr auch der Verdienſt durch freiwillig übernommene 
Arbeit nicht entgegen, da die tatſächliche Geſlaltung der Lebensverhältniſſe nicht das Recht 
auf den Unterhalt beeinflußt (OLG 31, 399). Vgl. auch 8 1361 A 5. Sit der unterhalts⸗ 
berechtigte Ehegatte imſtande, die zu ſeinem ſtandesmäßigen Unterhalte erforderlichen Koſten 
wenigſtens zum Teile zu beſtreiten, ſo hat der unterhaltspflichtige Ehegatte nur das Fehlende 
zuzuſchießen. In beiden Abſätzen des § 1578 iſt darum das Wörtchen „inſoweit“ gebraucht. 
— Dies trifft auch dann zu, wenn der unterhaltsberechtigten Frau nach den Verhältni fen, 
a die Ehegatten lebten, Arbeitserwerb zuzumuten iſt (RG Warn 1920 Nr 191). Vgl. 
auch A 6. 

5. Für die Frage, ob die Frau unterhaltsbedürftig iſt, kommen nur die Einkünfte ihres 
Vermögens und der Ertrag ihrer Arbeit in Betracht. Da es auf die Einkünfte, nicht den 
Stamm ihres Vermögens ankommt (anders § 1579 Abſ 2), ſetzt Unterhaltsbedürftigkeit 
der Frau nicht voraus, daß der Stamm ihres Vermögens aufgezehrt iſt. Dieſe Regelung 
entſpricht der Vorſchrift des § 1360 Abſ 1. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit des Mannes 
(vgl. A 7 und Prot 4, 521). Freiwillige Zuwendungen, die die Frau von ihren Verwandten 
oder Freunden erhält und die ihr jederzeit wieder entzogen werden können, braucht ſie ſich 
auf den vom Manne zu gewährenden Unterhalt nicht anrechnen zu laſſen. Die wohltätige 
Abſicht des Zuwenders, den Unterſtützten beſſer zu ſtellen, würde ſonſt vereitelt werden und 
die Zuwendung nicht dem Unterſtützten, ſondern dem Unterhaltspflichtigen zugute kommen 
(R 72, 199; vgl. Rc ZW 05, 2122). Bei der Frage nach der Unterhaltsbedürftigkeit der 
Frau ſind die Einkünfte zu berückſichtigen, die ſie von einer ihr rechtswirkſam verſprochenen, 
aber nicht gewährten Mitgift haben könnte (RG Warn 1911 Nr 334; RG JW 1912, 35117). 
Dagegen muß eine der Frau angefallene Erbſchaft fo lange unberückſichtigt bleiben, als ihr 
(infolge Hinterlegung der Erbſchaft wegen Streitigkeiten der Erben) Einkünfte aus der 
Erbſchaft nicht zufließen (RG 81, 241). Die Frau hat die Unzulänglichkeit der Einkünfte 
ihres Vermögens darzulegen und zu beweiſen (RG 14. 3. 21 IV 356/20). Vgl. A 8. 

6. Bei der Frage, ob nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Er⸗ 
werb durch Arbeit der Frau üblich iſt, darf nicht lediglich auf den Stand der Frau oder 
den Stand des Mannes Gewicht gelegt werden, ſondern es müſſen auch ihr Vermögen, Er⸗ 
werb, Beruf, Amt und ähnliche das Erwerbsleben und die geſellſchaftliche Stellung der Ehe⸗ 
leute bedingende Umſtände berückſichtigt werden. Die Frau erwirbt durch Arbeit nicht nur, 
wenn ſie dritten Perſonen gegen Entgelt Arbeiten leiſtet, ſondern auch wenn ſie für ihren 
Mann arbeitet. Auch die dem Manne geleiſteten perſönlichen Dienſte können die Eigen⸗ 
ſchaften erwerbender Tätigkeit beſitzen und es iſt dabei ohne Belang, ob der durch die Arbeit 
der Frau erzielte Gewinn ihr verbleibt oder dem Manne zufließt. Anderſeits kann es nach 
den Lebensverhältniſſen der Ehegatten üblich ſein, daß die Frau während der Ehe häusliche 
Dienſte verrichtet, z. B. die Mahlzeiten bereitet, Stuben aufräumt, für die Familie Schneider⸗ 
arbeit verrichtet oder in des Mannes Laden Kunden bedient. Aus dieſer Tatſache der Beihilfe 
im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes folgt aber nicht ohne weiteres, daß der Frau 
zuzumuten ſei, nach Auflöſung der Ehe auch in fremden Häuſern ähnliche Dienfte zu ver⸗ 
richten. Iſt jedoch die Frage, ob erwerbende Tätigkeit der Frau während der Ehe üblich iſt, 
zu bejahen, fo muß ſich die Frau, auch wenn fie ſolche Tätigkeit während der Ehe tatſächlich 
nicht ausgeübt hat, das, was ſie durch Arbeit erwerben könnte, auf den Unterhalt anrechnen 
laſſen. Iſt die Frage dagegen zu verneinen, ſo bleibt der Ertrag ihrer Arbeit von der An⸗ 
rechnung ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn ſie während der Ehe erwerbende Tätigkeit ausgeübt hat 
(RG 62, 294; 67, 56; RG JW 07, 83515; 1911, 15514; RG Warn 1915 Nr 175; 1917 Nr 213 
u. 246). Das Wort „Arbeit“ in § 1578 bedeutet jede auf Erwerb abzielende Tätigkeit. Dar⸗ 
unter fällt auch die Tätigkeit einer Frau als Lehrerin oder als Angeſtellte im öffentlichen 
Dienſte (RG Warn 1915/16 Nr 86). Ausſchlaggebend iſt das, was im allgemeinen üblich 
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iſt, nicht das, was in der Ehe der Parteien üblich war. Es kommt darauf an, wie Ehegatten, 
die in weſentlich gleichen Verhältniſſen wie die Parteien leben, es mit der Mitarbeit der Frau 
zu halten pflegen (3. B. Fortſetzung des Sängerberufs einer Opernſängerin nach der Heirat 
mit einem Opernſänger; RG Warn 1913 Nr 371; 1917 Nr 213). Einer geſchiedenen Bauers⸗ 
frau kann nicht zugemutet werden, als gewöhnliche Dienſtmagd in Stellung zu gehen (RG 
Warn 1913 Nr 372). Maßgebend für die Beurteilung, ob ein Arbeitserwerb der Frau als 
üblich anzuſehen iſt, ſind nicht die Verhältniſſe, in denen die Eheleute während der erſten 
Zeit der Ehe gelebt haben, ſondern die Verhältniſſe, wie ſie ſich ſpäter in der Ehe entwickelt und 
bleibenden Beſtand angenommen haben. Entſcheidendes Gewicht iſt auf die Lebensſtellung 
der Eheleute zur Zeit der Scheidung zu legen, vorausgeſetzt, daß dieſe Lebensſtellung die 
Gewähr der Stetigkeit in ſich trägt (RG Warn 1914 Nr 196 u. 256; 1917 Nr 246; 1920 Nr 191). 
Für die Frage, ob die geſchiedene Ehefrau zum Arbeitserwerbe verpflichtet iſt, kommt es 
nicht darauf au, welche Stellung die Frau vor der Verheiratung eingenommen hat (RG 
Warn 1917 Nr 246). Wegen Haftung der Verwandten des bedürftigen Ehegatten vor dem 
geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten vgl. 8 1608 und die Erläuterungen dazu. Er⸗ 
wirbt die unterhaltsberechtigte Frau ihren Unterhalt durch eigene Arbeit, ohne daß erwerbende 
Tätigkeit in ihrer Ehe üblich war, ſo hat ſie mangels Bedürftigkeit gegen ihre Verwandten 
kein Recht auf Unterhaltsgewährung ($ 1602 Abſ 1), und der geſchiedene unterhaltspflichtige 
Ehemann hat ihr den Unterhalt auch dann zu gewähren, wenn er bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts, 
dem andern Ehegatten Unterhalt zu gewähren (RG Warn 1915 Nr 175). Die von einer 
geſchiedenen Ehefrau in ihrem elterlichen Hauſe nach § 1617 zu leiſtenden Dienſte 
ſtellen keinen Arbeitserwerb im Sinne des § 1578 Abſ 1 dar, es ſei denn, daß ſie mit 
ihren Eltern ausdrücklich oder ſtillſchweigend einen Dienſtvertrag abſchließt (RG 10. 7. 11 
IV 684/10). Die geſchiedene Ehefrau iſt verpflichtet, eine ihr ſich bietende, den früheren 
Verhältniſſen entſprechende Gelegenheit zur Betätigung ihrer Fähigkeiten und Sicherung 
ihrer wirtſchaftlichen Lage zu benutzen, andernfalls ſich ihr Unterhaltsanſpruch entſprechend 
ermäßigt (RG 21. 2. 10 IV 218/09; RG Warn 1920 Nr 191). Iſt der geſchiedenen Frau 
nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten lebten, Arbeitserwerb zuzumuten, fo muß fie 
ſich das, was ſie durch ihre Arbeit verdienen kann, auf den von dem Manne zu gewährenden 
Unterhalt auch dann verrechnen laſſen, wenn der Mann zur Beſtreitung ihres vollen ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts imſtande iſt. Dies ergibt ſich nicht nur aus dem klaren Wortlaute des 
$ 1578 (vgl. A 4), ſondern auch aus dem Grundgedanken des Geſetzes, daß es dem ſittlichen 
Weſen der Ehe widerſtrebe, aus der Ehe eine Quelle vermögensrechtlicher Vorteile zu m. chen, 
und daß dieſer Auffaſſung eutſprechend von der Feſtſetzung ſog. Eheſcheidungsſtrafen abgeſehen 
und an die Scheidung nur ein auf das Bedürfnis beſchränkter Unterhaltsauſpruch geknüpft 
worden iſt (RG Warn 1920 Nr 191). Vgl. auch A 1 u. 4. Zu Arbeitserwerb durch Ausübung 
eines den guten Sitten zuwiderlaufenden Gewerbes (hier Kartenlegen) kann die Frau nicht 
genötigt werden (RG 14. 3. 21 IV 356/20). 

7. Der Mann iſt außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, wenn er kein Vermögen hat und 
zum Erwerbe unfähig iſt. Vermögensloſigkeit und Erwerbsunfähigkeit müſſen zufammen- 
treffen, um feine Unterhaltsbedürftigkeit zu begründen. Dieſe Regelung entſpricht der Vor⸗ 
ſchrift des $ 1360 Abſ 2. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit der Frau (vgl. A5 und Prot 4, 521). 
Auch unter Verwandten iſt unterhaltsberechtigt nur, wer außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter- 
halten ($ 1602 Abſ 1; vgl. die Erl zu 8 1602). 

8. Beweislaſt. Klagt die Frau, ſo hat ſie den Mangel ausreichender Einkünfte zu be⸗ 
weiſen. Der Beklagte hat zu beweiſen, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten 
gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Demgegenüber hat die Frau zu be⸗ 
weiſen, daß der Ertrag ihrer Arbeit nicht ausreicht (3. B. wegen unzureichender Arbeitskraft 
oder mangelnder Arbeitsgelegenheit). Übereinſtimmend RG 14. 3. 21 IV 356/20. Klagt 
der Mann, fo hat er ſeine unzureichenden Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe zu be⸗ 
weiſen. In allen Fällen hat der Kläger den zum ſtandesmäßigen Unterhalt erforderlichen 
Betrag, und der Beklagte ſeine Unterhaltsunfähigkeit zu beweiſen. — Aus der Faſſung des 
$ 1578 Abſ 1 ergibt ſich, daß es Sache des Mannes iſt, zu beweiſen, daß nach den Ver⸗ 
hältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich ſei 
(RG 4. 3. 18 IV 407%7; RG 14. 3. 21 IV 356/20). 

9. Schadenserſatzanſprüche. Die geſchiedene Frau hat gegen denjenigen, zu deſſen 
Gunſten und unter deſſen Mitwirkung der geſchiedene Mann ſich ſeines ganzen angreifbaren 
Vermögens zu dem Zwecke entäußert hat, um die Unterhaltsanſprüche der Frau zu vereiteln, 
einen Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 (RG 74, 224). Sind beide Ehegatten für ſchuldig er- 
klärt und enthält die Eheverfehlung des Mannes, die zur Scheidung geführt hat, zugleich einen 
Verſtoß gegen die $5 823ff., fo kann die geſchiedene Frau von ihrem früheren Ehemanne 
Schadenserſatz mit der Behauptung verlangen, daß er durch ſeine Eheverfehlung ihre Geſund⸗ 
heit beſchädigt habe (RG 85, 335). In dieſem Urteil ift unentſchieden gelaſſen, wie ſich die 
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Sachlage geſtaltet, wenn der unſchuldige Ehegatte Anſprüche aus § 1578 und aus 8 823ff. 
nebeneinander geltend macht. In ſolchem Falle wird ein Schadenserſatzanſpruch wohl nur 
inſoweit gegeben ſein, als die Größe des Schadens den Unterhaltsanſpruch überſteigt. Vgl. 
§ 1564 A 5. — Ein Mann, der ſich der weſentlichen Teile ſeines Vermögens entäußert, um 
feine ſchuldlos geſchiedene und bedürftige Frau und die minderjährigen, noch unterhalts⸗ 
pflichtigen Kinder aus der geſchiedenen Ehe in Anſehung ihrer Unterhaltsanſprüche zu ſchädigen, 
verſtößt durch dieſe vorſätzliche Schadenszufügung gegen die guten Sitten und iſt 
deshalb wegen unerlaubter Handlung nach 8 826 ſchadenserſatzpflichtig (RG 74, 224). Diefe 
Entſcheidung iſt unabhängig davon, ob die Merkmale einer anfechtbaren Handlung nach $ 3 
Nr 1 AnfG gegeben ſind. Dieſe Schadenserſatzpflicht des Mannes führt dahin, daß er ſich 
in Anſehung ſeiner Unterhaltspflicht ſo behandeln laſſen muß, als ob die Vermögensentäuße⸗ 
rung nicht eingetreten wäre (NG Seuffl 77 Nr 6). 

10. Wegen des Verzichts auf zukünftige Unterhaltungsgewährung vgl. § 1580 A 5 und 
wegen der Nichtigkeit von Unterhaltsverträgen $ 1564 A 5 und $ 1860 A 1. 

11. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Rechte. Für die Unterhaltspflicht 
ausländiſcher, in Deutſchland wohnender Ehegatten iſt, wenn ſie dem nämlichen Staat an⸗ 
gehören, das Recht dieſes Staates maßgebend (Art 14 EG; RG 62, 400; 91, 406). Vgl. 
§ 1360 A 10. Das Schweizer Recht enthält zwar keine dem § 1574 entſprechende Beſtim⸗ 
mung. Allein die Nichtaufnahme eines Schuldausſpruchs in das (deutſche) Scheidungs⸗ 
urteil hindert nicht, über die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau nach Schweizer 
ven im beſonderen Rechtsſtreite zu erkennen (OLG 38, 251). Vgl. A 2, § 1564 A 7, 8 1574 


12. Gerichtszuſtändigkeit. Das Gef. zur Entlaftung der Gerichte v. 11. 3. 21 (RGBl 
©. 229), in Kraft ſeit 1. 4. 21, hat durch Art J 2b die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf alle 
Anſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht ausgedehnt, und zwar ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes. Unter 
die durch Ehe begründete Unterhaltsanſprüche fallen ſowohl die während der Ehe (88 1360, 
1361), als auch die nach Scheidung der Ehe (88 1578—1583) entſtehenden Unterhaltsanſprüche 
der Ehegatten. Die letzteren ſind zwar an die Scheidung der Ehe geknüpft, aber vornehmlich 
unter dem Geſichtspunkte einer auf Billigkeit beruhenden Nachwirkung der Ehe zu be⸗ 
trachten (vgl. A 1) und daher gleichfalls als durch Ehe begründete Anſprüche anzuſehen. Ebenſo 
Engelmann, Der Uuterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten nach der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts im Recht 1922, 33 ff. Für die Frage der Gerichtszuſtändigkeit macht es keinen 
Unterſchied, ob die Klage unmittelbar auf Erfüllung der geſetzlichen Vorſchriften über den 
Unterhalt gerichtet iſt oder auf Erfüllung eines Bertrags, der zum Zw cke der Regelung der 
geſetzlichen Unterhaltspflicht geſchloſſen worden iſt. Zweifelhaft kann ſein, ob unter die den 
Amtsgerichten zugewieſenen Unterhaltsanſprüche auch diejenigen gehören, welche das Geſetz 
in gewiſſen Fällen der Anfechtbarkeit und Nichtigkeit der Ehe (88 1345, 1346, 1347) ſowie 
bei Wiederverheiratung im Falle der Todeserklärung (§ 1351) den Ehegatten gewährt. 
Ich möchte dieſe Frage bejahen, da dieſe Anſprüche immerhin in dem Zuſammenleben von 
Mann und Frau wie Eheleute in einer förmlich geſchloſſenen Ehe ihren Grund haben und 
das Entlaſtungsgeſetz ſelbſt keinen Unterſchied zwiſchen gültigen, anfechtbaren und nichtigen 
Ehen macht. Nur der Fall, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem Formmangel beruht 
und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen worden iſt, ſcheidet aus, weil hier eine 
Ehe nicht einmal der Form nach vorliegt (§ 1324 Ab] 1) und die Grundlage für einen geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsanſpruch gänzlich fehlt (§ 1345 Abſ 2). Als ein Ausfluß der auf Verwandt⸗ 
ſchaft beruhenden geſetzlichen Unterhaltspflicht iſt die in den 8$ 1352, 1585 geregelte Pflicht 
der Frau, dem Manne zu den Koſten des Unterhalts eines gemeinſchaftlichen Kindes einen 
Beitrag zu leiſten, anzuſehen. Streitigkeiten über dieſe Beitragspflicht der Frau gehören 
daher gleichfalls zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte. 


8 1579 


Soweit der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte bei Berückſichtigung 
jeiner ſonſtigen Verpflichtungen!) außerſtandee) iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen!) Unterhalts dem anderen Ehegatten Unterhalt zu ge⸗ 
währen, iſt er berechtigt?), von den zu ſeinem Unterhalte verfügbaren Ein⸗ 
fünften?) zwei Dritteile oder, wenn dieſe zu ſeinem notdürftigen Unter⸗ 
halte“) nicht ausreichen, jo viel zurückzubehalten, als zu deſſen Beſtreitung 
erforderlich it), Hat er einem minderjährigen unverheirateten Kinde 
oder infolge ſeiner Wiederverheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt 
zu gewähren“), ſo beſchränkt ſich ſeine Verpflichtung dem geſchiedenen 
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Ehegatten gegenüber auf dasjenige, was mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
ſowie auf die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der Beteiligten der 
Billigkeit entſprichts). 

Der Mann iſt der Frau gegenüber unter den Vorausſetzungen des Ab} 1 
von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn die Fran den Unterhalt aus 
dem Stammes) ihres Vermögens beſtreiten kann!“). 

E I 1454 Abſ 1 1483 Abſ 3 II 1473, 1504 Abſ 2; M 4 618; P 4 523; 6 291. 


1. Darüber, was unter „Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen“ und unter 
„Gefährdung feines ſtandesmäßigen Unterhalts“ zu verſtehen ift, vgl. die Erl zu § 1603. Zu 
den ſonſtigen Verpflichtungen gehört auch der dem unehelichen Kinde zu gewährende 
Unterhalt (RG 14. 1. 07 IV 277 706 SeuffA 70 Nr 220; Recht 1920 Nr 1234). Der $ 1579 
Abf 1 Satz 1 rechtfertigt nicht, daß die ſonſtigen Verpflichtungen von dem Einkommen des 
Schuldners ſchlechthin abgezogen werden, ſondern er ſchreibt nur ihre ſachgemäße Berück⸗ 
ſichtigung nach den Lebensverhältniſſen vor (Seuffa 70 Nr 220). An ſich iſt die Berild- 
ſichtigung der Schulden des unterhaltspflichtigen Ehegatten zu beachten. Zwar iſt nicht 
ihr geſamter Betrag ohne weiteres von dem Einkommen abzuziehen, wohl aber der Be⸗ 
trag, der bei Aufſtellung eines den Verhältniſſen in verſtändiger Weiſe Rechnung tragen- 
den Tilgungsplanes zu allmählicher Tilgung der Schulden binnen angemeſſener Friſt nötig 
ift (& IW 1910, 16 RG 23 1921, 654°). 

2. Die Unterhaltsfähigteit bemißt ſich im Falle des $ 1579 Abſ 1 Satz 1 nach den ver- 
fügbaren Einkünften und der Erwerbskraft des unterhaltspflichtigen Gatten. Aufwendungen 
aus dem Stamme ſeines Vermögens ſind ihm nicht zuzumuten. Was die Erwerbskraft be⸗ 
trifft, ſo kommt es nicht darauf an, was der Unterhaltspflichtige tatſächlich erwirbt, ſondern 
darauf, was er bei Anſpannung ſeiner Kräfte erwerben kann. Der Unterhaltspflichtige kann 
ſich der Unterhaltspflicht nicht dadurch entziehen, daß er es unterläßt, ſeine Erwerbsfähig⸗ 
keit auszunutzen (RZ Warn 08 Nr 68). Er iſt zur Anſpannung feiner Kräfte und zur Nutz 
barmachung feines Vermögens verpflichtet (RG 14. 1. 07 IV 277/06). Dem Unterhalts 
pflichtigen kann beim Mangel flüſſiger Mittel zugemutet werden, ſich die zur Gewährung des 
Unterhalts erforderlichen Mittel nötigenfalls im Wege des Vorgens zu beſchaffen. Er kann 
ſeine Pflicht nicht dadurch ausſchließen oder beſchränken, daß er ſich der Verfügung über ſeine 
Mittel durch wirtſchaftliche Maßnahmen (z. B. Belaſtung feines Grundſtücks mit Hypotheken) 
beraubt (RG 1. 10. 14 IV 224/14). Eine Vermögensentäußerung, die der Mann zwecks 
Schädigung feiner unterhaltsberechtigten geſchiedenen Ehefrau vornimmt, verſtößt gegen die 
Ay Sitten und ift bei Bemeſſung der von ihm zu leiſtenden Unterhaltsrente nicht zu berück⸗ 
ichtigen (RG SeuffA 77 Nr 6). Vgl. § 1578 A 9. Bei der unterhaltspflichtigen Frau wird 
freilich wie im Falle des § 1578 Abſ 1 Vorbedingung fein, daß nach den in der Ehe be- 
ſtandenen Verhältniſſen Erwerb durch Frauenarbeit üblich iſt (vgl. 8 1578 A 6). Der ſtandes⸗ 
gemäße Unterhalt der geſchiedenen, nicht für ſchuldig erklärten Ehefrau richtet ſich nach der 
Lebensſtellung der Ehegatten zur Zeit der Scheidung (ebenſo OLG 36, 203). Bei der 
Lebensſtellung ſpielen nicht nur die Standes- ſondern auch die Vermögens⸗ und Einkommens ⸗ 
verhältuiſſe eine weſentliche Rolle. Die zur Zeit der Scheidung feſtſtehende Tatſache, daß das 
Gehalt des Beklagten (eines Oberlehrers) in Zukunft beſtimmt und erheblich ſteigen wird, 
iſt bei der Ermittlung der „Lebensſtellung“ der Parteien zu jener Zeit und des ſich danach 
richtenden Unterhaltsbedarfs der Klägerin nicht außer acht zu laſſen. Für die Abänderungsklage 
aus $ 323 ZPO iſt in dieſem Falle kein Raum (RG 75, 124; vgl. auch RG JW 1914, 3565; 
Seuffa 76 Nr 24). Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts (RG 75, 126; R 101, 209) 
beſtimmt ſich der ſtandesmäßige Unterhalt, den der an der Scheidung allein ſchuldige Ehe⸗ 
mann feiner geſchiedenen Ehefrau gemäß $ 1578 zu gewähren hat, nach der Lebensſtellung 
der Ehegatten zur Zeit der Scheidung. Dabei find aber nicht nur die Standes⸗ ſondern auch 
die Vermögens- und Einkommensverhältniſſe der Ehegatten von weſentlicher Bedeutung. 
Eine ſpäter eintretende Verbeſſerung des Ehemanns in feinen Einkommensverhältniſſen kommt 
der 3 Ehefrau nur inſoweit zugute, als die Verbeſſerung ſchon damals in fo ſicherer 
Ausſicht ſtand, daß wenigſtens mit großer Wahrſcheinlichkeit bereits mit ihr gerechnet werden 
konnte. Gegen den Grundſatz, daß der Unterhaltsbedarf nach den Verhältniſſen zur Zeit der 
Scheidung zu bemeſſen iſt, wird auch dann nicht verſtoßen, wenn dem Umſtande Rechnung 
getragen wird, daß infolge der eingetretenen Geldentwertung der Unterhaltsbedarf der ge⸗ 
ſchiedenen Frau geſtiegen iſt und ihr eine entſprechende Erhöhung der ihr durch Vergleich 
ausgeſetzten Unterhaltsrente in Anbetracht deſſen, daß die Gehaltsbezuge des Mannes in 
Anpaſſung an den geſunkenen Geldwert gleichfalls erhöht worden ſind, zugeſprochen wird 
(RG Recht 1922 Nr 850). Bei Beſtimmung des ſtandesmäßigen Unterbaltsbedarfs der 
Frau ift die Lebensſtellung des Mannes zur Zeit der Scheidung zugrunde zu legen Für 
die Beſtimmung des Umfangs der Unterhaltspflicht des Mannes iſt dagegen nicht ſein Ein⸗ 
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kommen zur Zeit der Scheidung, ſondern ſein jeweiliges Einkommen maßgebend (RG Recht 
07, 1537; Seuffl 76 Nr 24). Auch die Vermögensverhältniſſe der Eltern können auf die 
Lebensſtellung der Ehegatten von Einfluß ſein (RG 5. 1. 16 IV 189/15). Stammt der 
unterhaltspflichtige Ehegatte aus einer wohlhabenden Familie und hat er deshalb begründete 
Anwartſchaft auf ſpäteren Vermögensanfall, ſo iſt auch eine ihm nach der Scheidung an⸗ 
gefallene Erbſchaft in gewiſſem Maße zu berückſichtigen (RG 18. 3. 12 IV 445/11). Aller⸗ 
dings richtet ſich die Höhe des Anſpruchs der geſchiedenen Frau an ſich nach denjenigen 
Verhältniſſen, unter welchen bei beſtehender Ehe die Parteien gelebt haben; jedoch muß 
ſich die Frau, wenn ſich die Leiſtungsfähigkeit des Mannes nach der Scheidung ver⸗ 
mindert hat (3. B. durch einen Unfall), die hierdurch herbeigeführte Minderung des Unter⸗ 
halts ebenſo gefallen laſſen, wie dies der Fall wäre, wenn die Ehe noch beſtände (RG 
Warn 08 Nr 68 a. E.; 1914 Nr 256; RG JW 1911, 45422; 8 1578 A 1). 

3. Beweislaſt. Der Unterhaltspflichtige muß die Umſtände darlegen, aus denen ſich 
ſeine Berechtigung zur Zurückbehaltung eines Teiles ſeiner Einkünfte oder aller Einkünfte 
ergibt. — Zunächſt iſt zu prüfen, welchen Unterhaltsanſpruch der klagende geſchiedene Ehegatte 
nach 8 1578 hat. Sache des Beklagten iſt es, die Vorausſetzungen zur Anwendung des 8 1579 
darzutun. Dazu gehört in erſter Linie der Nachweis, daß Beklagter bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande fei, ohne Gefährdung feines ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halts dem klagenden Ehegatten den Unterhalt zu gewähren. Wird dieſer Nachweis erbracht, 
ſo kann der Beklagte zwei Dritteile zurückbehalten und im Falle des § 1579 Abſ 1 Satz 2 
verlangen, daß die Regelung nach Billigkeit erfolge (RG Warn 1910 Nr 458). Die Beweis⸗ 
pflicht dafür, daß der vom Kläger geforderte Betrag im Vergleich mit den Verhältniſſen, unter 
denen die Parteien während der Ehe gelebt haben, angemeſſen iſt, trifft den Kläger (RG, 
IW 1911, 4542; RG 2. 10. 11 IV 1/11). 

4. Der Stamm ſeines Vermögens bleibt dem Unterhaltspflichtigen ungeſchmälert (A 2). 
Der unterhaltspflichtige Ehegatte iſt nicht verpflichtet, den Stamm ſeines Vermögens für 
die auf Grund der 88 1578, 1579 beſtehende Unterhaltsverpflichtung anzugreifen (RG IW 
1911, 45423). Brandis (DIZ 1910, 875) hält dieſe Anſicht für unbillig und unrichtig. Seine 
Gründe ſind beachtenswert. Meines Erachtens ſpricht auch ein Vergleich der 88 1578, 1579 
mit den 88 1360, 1361 gegen die von Brandis bekämpfte Anſicht. — Im Falle des $ 1579 
Abſſ 1 Satz 2 iſt neben den Einkünften auch das Stammvermögen des unterhaltzpflichtigen 
Ehegatten zu berückſichtigen, da für dieſen Fall nicht nur die Einkommensverhältniſſe, ſondern 
auch die Vermögensverhältniſſe in Betracht kommen ſollen (RG SW 1915, 66215). 

5. Über den Begriff des notdürftigen Unterhalts vgl. die Erl zu $ 1611 und RG JW 
Or, i 

6. Zwei Dritteile der verfügbaren Einkünfte, mindeſtens aber ſo viel, als zur Beſtreitung 
des eigenen notdürftigen Unterhalts erforderlich iſt, dürfen zurückbehalten werden. Betragen 
im einzelnen Falle die zwei Dritteile mehr, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen Unter⸗ 
halts des Verpflichteten erforderlich iſt, ſo gebührt der Mehrbetrag dem Unterhaltsberechtigten, 
denn die zwei Dritteile ſind nur ſo weit zurückzubehalten, als ſie zur Deckung des ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts gebraucht werden. Beiſpiel: Zum ſtandesmäßigen Unterhalt eines 
jeden der beiden Ehegatten werden jährlich 3000 Mark gebraucht. Der Unterhaltspflichtige 
verfügt über 6000 Mark Jahreseinkünfte. Er darf 3000 Mark zurückbehalten und muß 3000 Mark 
abgeben. Verfügte er aber nur über 5400 Mark, ſo darf er nicht etwa volle zwei Dritteile, 
alſo 2 x 1800 = 3600 Mark, ſondern auch nur 3000 Mark zurückbehalten, und muß 2400 Mark 
abgeben. Betragen die zwei Dritteile weniger, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts des Verpflichteten erforderlich ift, fo gebühren dem Verpflichteten die vollen zwei 
Dritteile, dem Berechtigten ein Dritteil. Beiſpiel: Zum ſtandesmäßigen Unterhalte des 
Verpflichteten werden jährlich 3000 Mark gebraucht. Er verfügt über 4200 Mark Jahres- 
einkünfte. Zurückbehalten kann er 2 x 1400 = 2800 Mark, abgeben muß er 1400 Mark. Be⸗ 
tragen die zwei Dritteile nicht einmal ſo viel, daß ſie zur Beſtreitung des notdürftigen Unter⸗ 
halts des Verpflichteten ausreichen, jo kann der hierzu fehlende Betrag außer den zwei Drit 
teilen zurückbehalten werden, und der Unterhaltsberechtigte erhält nur den Überſchuß. Bei⸗ 
ſpiel: Zum notdürftigen Unterhalte des Verpflichteten werden 2400 Mark jährlich gebraucht. 
Er verfügt über 3300 Mark Jahreseinkünfte. Zurückbehalten kann er nicht nur 2 K 1100 = 
2200 Mark, ſondern auch noch die fehlenden 200 Mark, braucht alſo nur 900 Mark abzugeben. 
— Zu den Einkünften des Mannes iſt auch der mit dem An⸗ und Verkaufe von Börſen⸗ 
papieren zu erzielende Kursgewinn zu rechnen, wenn dieſer ſich gutachtlich ſchätzen läßt 
(RG Warn 1913 Nr 297). Allerdings müſſen nach 8 1579 verfügbare Einkünfte vor⸗ 
liegen. Die Verfügbarkeit iſt aber vorhanden, wenn die Einkünfte der Verfuügungs⸗ 
befugnis des Ehegatten unterliegen. Keineswegs ſind unter verfügbaren Einkünften nur 
ſolche zu verftehen, die regelmäßig die zur Entrichtung der Unterhaltsrente nötigen Mittel 
io bereitſtellen, daß es nur des Zugriffs bedarf (RG ebenda). Die Vorſchrift des § 1579 
Abſ 1 Satz 1 iſt nicht zwingender Natur (OLG 32, 10). 
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7. Einer der hier vorgeſehenen Fälle der Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung liegt 
vor, wenn der unterhaltspflichtige Ehegatte zur Gewährung des Unterhalts an das Kind 
bzw. den neuen Ehegatten nicht nur rechtlich verpflichtet iſt, ſondern auch den Unterhalt tat- 
ſächlich gewährt oder doch wenigſtens ſeine alsbaldige Inanſpruchnahme gewärtigen muß 
(RG 72, 199). Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten geht den Unterhalts⸗ 
anſprüchen der volljährigen Kinder, der verheirateten Kinder und aller übrigen Verwandten 
vor (§ 1609 Abj 2). Hat der geſchiedene unterhaltspflichtige Ehegatte minderjährigen, unver⸗ 
heirateten Kindern oder einem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, fo iſt der Unterhalts. 
anſpruch des geſchiedenen Ehegatten nach Billigkeitsrückſichten zu beſtimmen (RG 
75, 433; RG IW 1917, 288°; RG Lg 1921, 305°; 1923, 133”). Ob der neue Ehegatte der 
frühere Ehebrecher ift, macht keinen Unterſchied (K in OLG 38, 335). Vgl. auch § 1312 A5. 
Der 8 1579 Abſ 1 Satz 2 bezieht ſich nur auf eheliche Kinder (RG 14. 1. 07 IV 277/06). 
Ebenſo KG im Recht 1920 Nr 1234. Der Anſpruch volljähriger Töchter aus $ 1620 auf 
Ausſteuer ſteht dem Unterhaltsanſpruche des geſchiedenen Ehegatten nach (RG 10. 6. 07 
IV 542/06); RG Warn 1921 Nr 147). Die Anwendung des $ 1579 Abſ 1 Satz 2 wird 
dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß das minderjährige unverheiratete Kind im Hausweſen des 
Unterhaltspflichtigen gemäß § 1617 Dienſte leiſtet (RG 1. 12. 04 IV 249/04). Ein zwiſchen 
Eheleuten geſchloſſener Unterhaltsvergleich kann mit Rückſicht darauf, daß der Mann 
nach der Scheidung wieder heiratet, das mit ſeiner zweiten Frau erzeugte, voreheliche 
Kind als ehelich anerkennt und eine Verminderung ſeines Dienſteinkommens als Beamter 
erfährt, zugunſten des Mannes gegenüber der unterhaltsberechtigten geſchiedenen erſten 
Frau und den aus dieſer Ehe ſtammenden Kindern in der Richtung geändert werden (ver⸗ 
möge der clausula rebus sie stantibus), daß die vertragsmäßig feſtgeſetzte Geldrente ent⸗ 
ſprechend herabgeſetzt wird (RG Warn 1925 Nr 103). Vgl. auch § 242 A 5a. 

8. Billigkeit. Auch im Falle des § 1579 Abſ 1 Satz 2 müſſen die Vorausſetzungen des 
8 1579 Abſ 1 Satz 1 vorliegen (RG JW 03 Beil 88204; RG 67, 56; 101, 208; RG Warn 
1914 Nr 256; 1917 Nr 213 u. 246), und es kann der Verpflichtete angehalten werden, mehr 
herzugeben, als ihm nach Deckung ſeines Eigenbedarfs übrigbleibt (RG 67, 60). Werden 
die Vorausſetzungen des § 1579 Abſ 1 Satz 1 verneint, fo iſt für die Anwendung des 8 1579 
Abſ 1 Satz 2 kein Raum mehr (RG 101, 208). Unter dem Unterhalt im Sinne des § 1579 
Abf 1 Satz 1 iſt derjenige Unterhalt zu verſtehen, der den nach Maßgabe des § 1578 feſt⸗ 
zuſtellenden Bedürfniſſen der Ehefrau entſpricht und jedenfalls das Maß deſſen nicht über⸗ 
ſteigt, was die Ehefrau ſelbſt zur Befriedigung ihres Bedürfniſſes fordert. Zur Ausräumung 
der Vorausſetzungen des Abj 1 Satz 1 bedarf es daher nicht etwa des Nachweiſes, daß der 
Mann zur Gewährung des vollen ſtandesgemäßen Unterhalts in der Lage iſt (RG 101, 208). 
Die im Geſetze beſtimmte Beſchränkung der Unterhaltspflicht kann ſo weit reichen, daß der 
Verpflichtete nichts herzugeben hat (RG 48, 112). Der $ 1579 Abſ 1 Satz 2 gilt nicht 
für den Fall, daß der ſchuldige Ehegatte ſich vor ſeiner Wiederverheiratung dem andern 
gegenüber vertragsmäßig verbindlich gemacht hatte, ihm die Unterhaltsrente in einer 
beſtimmten Höhe zu leiſten (RG 56, 121; RG Gruch 62, 386). Vgl. auch 8 1582 A 2. Die 
Vorſchriften im $ 1579 find nur für ſolche Fälle gegeben, in denen das beiderſeitige Ein⸗ 
kommen der Ehegatten zu knapp iſt, um beiden Ehegatten ein ſtandesmäßiges Leben zu ge⸗ 
ſtatten. Die Anwendung des 81579 kann niemals dahin führen, daß der unterhaltsberechtigte 
Ehegatte durch den andern Ehegatten in die Lage gebracht wird, beſſer als ſtandesmäßig zu 
leben. Vielmehr ſoll der unterhaltsberechtigte Ehegatte unter den Vorausſetzungen des $ 1579 
gehalten ſein, ſich mit einem geringeren Maße als dem ſtandesmäßigen Unterhalte zu be⸗ 
gnügen. Billigkeitserwägungen rechtfertigen es nicht, dem unterhaltspflichtigen Ehe⸗ 
gatten eine höhere Unterhaltsrente aufzubürden, als er im Regelfalle des § 1578 zu entrichten 
haben würde (RG Warn 1913 Nr 399). Bei Bemeſſung der Unterhaltsrente für die geſchiedene 
Frau kann im Falle des § 1579 Abſ 1 Satz 2 auch der Umſtand billigerweiſe berückſichtigt wer⸗ 
den, daß Zinſen, die ſie einer wohlhabenden Schweſter ſchuldet, von letzterer, wenn auch nur 
aus Mildtätigkeit, nicht verlangt werden (RG ZW 1917, 288°; vgl. aber auch $ 1602 A 1). 
Die Berpflichtung zum Arbeitserwerb iſt im Regelfalle des 8 1578 in anderer Weiſe zu be 
urteilen als im Falle des § 1579 Abſ 1 Satz 2. Der Geſichtspunkt der Billigkeit kann hier 
dazu führen, der geſchiedenen Frau bezüglich des Arbeitserwerbs eine weitergehende 
Verpflichtung aufzuerlegen, als im § 1578 beſtimmt iſt (NG IW 1917, 288°; RG 101, 209; 
NG 28. 4. 21 IV 573/20). Der Geſichtspunkt der Billigkeit kann dazu führen, der geſchiedenen 
Frau die Verpflichtung aufzuerlegen, nicht nur dasjenige, was ſie tatſächlich erwirbt, ſondern 
auch dasjenige, was ſie bei gehöriger Ausnutzung ihrer Arbeitskraft zu verdienen im⸗ 
ſtande iſt, ſich in Anrechnung bringen zu laſſen (RG Warn 1917 Nr 246; 1918 Nr 141). Als 
ein Verſtoß gegen den Grundſatz, wonach der Unterhaltsbedarf nach den Verhältniſſen zur 
Zeit der Eheſcheidung zu bemeſſen iſt, kann es keineswegs angeſehen werden, wenn den 
veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen und Anſchauungen der Gegenwart gebührende 
Rechnung getragen wird, ſowohl bei der Frage, ob der Frau ein Erwerb durch eigene Arbeit 
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zuzumuten iſt, als auch bei der Frage, in welcher Höhe entſprechend dem geminderten Geld⸗ 
werte der Unterhaltsbedarf der Frau zu bemeſſen iſt (RG 101, 209). Vgl. auch SeuffA 76 
Nr 24; § 1578 A 1. Bei Anwendung des § 1579 Abſ 1 Satz 2 iſt zu unterſuchen, ob die 
ſchuldlos geſchiedene, zur Zeit arbeitsunfähige Frau nicht für die Zukunft arbeitsfähig werden 
und nun entſprechende Beſchäftigung finden könne (RG 23 1921, 498°). Im Falle des 
§ 1579 Abf 1 Satz 1 darf der allein für ſchuldig erklärte Gatte zwei Drittel feiner Einkünfte 
und wenn dieſe zu ſeinem notdürftigen Unterhalt nicht ausreichen, ſo viel zurückbehalten, 
als zu deſſen Beſtreitung erforderlich iſt. Dieſes Recht ſteht ihm aber im Falle des & 1579 
Abſ 1 Satz 2 nicht ohne weiteres zu, vielmehr muß auch er ſich, wie alle andern Beteiligten, 
eine Herabſetzung des an ſich erforderlichen Unterhalts gefallen laſſen, wenn dies bei Berück⸗ 
ſichtigung der im Satz 2 hervorgehobenen Geſichtspunkte der Billigkeit⸗entſpricht (RG 75, 433; 
101, 206; RG Warn 1910, 458; 1917, 213; RG LZ 1921, 4985). 

9. Gänzliche Befreiung. Abweichung von $ 1578 Abſ 2 (vgl. 8 1578 A 5). Soweit der 
Mann außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts der Frau den 
Unterhalt zu gewähren, muß die Frau zuerſt den Stamm ihres Vermögens verbrauchen 
(RG 1. 12. 04 IV 249/04). Die Befreiung reicht ſoweit wie die Gefährdung, kann alſo je 
nach der Sachlage eine gänzliche oder nur verhältnismäßige ſein. — Handelt es ſich um eine 
Hypothek der Frau, ſo darf es nicht an der Darlegung fehlen, daß die Frau imſtande ſei, 
die Hypothek zu veräußern oder zu verpfänden und dadurch weitere Unterhaltsmittel zu be⸗ 
ſchaffen. Überdies iſt 8 1579 Abſ 2 nicht ſo auszulegen, daß die ſchuldlos geſchiedene Ehefrau 
darauf hingewieſen werden dürfte, ihr Stammvermögen in noch ſo unwirtſchaftlicher Weiſe 
hinzugeben, nur damit der ſchuldige Ehegatte von einer Unterhaltsleiſtung frei bleibe. Viel⸗ 
mehr ſetzt $ 1579 Abſ 2 immerhin eine ſolche Verwendbarkeit des Stammvermögens der Frau 
zu ihrem Unterhalte voraus, die ſich wirtſchaftlich rechtfertigen läßt und nicht (vgl. für den 
Fall des § 1360 Ab] 2 Warn 1914 Nr 192 drittletzter Abſatz) die dauernde Sicherung ihres 
Unterhalts in Zweifel ſtellt (RG 19. 4. 15 IV 603/14). Vgl. $ 1360 A 6. Stammvermögen 
im Sinne des $ 1579 Abſ 2 ift keineswegs bloß Kapitalvermögen. Auch anderes Ver⸗ 
mögen, aus dem ſich durch Veräußerung Einkünfte erzielen laſſen (3. B. entbehrliches Haus⸗ 
gerät), gehören dazu, wenn ſich die Verwendbarkeit zum Unterhalte wirtſchaftlich rechtfertigen 
läßt (RG SeuffA 73 Nr 137). Der $ 1579 Abſ 2 bildet eine Ausnahme von der Vorſchrift 
des § 1578 Abſ 1. Aber entſprechend der Regelvorſchrift des $ 1578 Abſ 1 muß auch die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1579 Abſ 2 dahin verſtanden werden, daß der Mann nur inſoweit befreit wird, 
als die Frau den Unterhalt aus dem Stamm ihres Vermögens beſtreiten kaun. Im Sinne 
des 8 1579 Abſ 2 iſt die Frau nur dann imſtande, den Unterhalt dem Stamm ihres Vermögens 
zu entnehmen, wenn und ſoweit dieſer nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge unter Berück⸗ 
ſichtigung ihrer zukünftigen Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe für ihre vorausſichtliche 
Lebensdauer zum Unterhalt ausreicht. Unwirtſchaftliche Maßnahmen können ihr dabei 
nicht angeſonnen werden. Inwieweit ſolche Unwirtſchaftlichkeit anzunehmen ift, iſt Tat⸗ 
frage des Einzelfalles. Ergibt ſich aber, daß die Frau den Unterhalt aus dem Stamme 
ihres Vermögens nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft nur teilweiſe be⸗ 
ſtreiten kann, fo ift zu unterſuchen, ob nicht die Verhältinffe der übrigen Beteiligten es billig 
erſcheinen laſſen ($ 1579 Abſ 1 Satz 2), daß die Frau, ſtatt den Mann auf Unterhaltsbeiträge 
in Anſpruch zu nehmen, ihr Vermögen ohne Nücficht auf die Grundſätze einer ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung verbraucht (RG 97, 276). 

10. Die Verwandten des unterhaltsberechtigten Ehegatten haften vor dem allein für 
ſchuldig erklärten Ehegatten, wenn und ſoweit dieſer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts den 
Unterhalt zu gewähren (§ 1608). So iſt der Mann, inſoweit fein Schwiegervater im Sinne 
des § 1603 Abſ 1 imſtande iſt, den Unterhalt zu beſtreiten (8 1601), von der Unterhaltspflicht 
befreit (RG IJWö 04, 176%) 

§ 1580 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente!) nach Maßgabe des 
§ 760 zu gewähren. Ob, in welcher Art und für welchen Betrag der Unter- 
haltspflichtige Sicherheit?) zu leiſten hat, beſtimmt ſich nach den Umftänden?). 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital ver⸗ 
langen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt“). 

Im übrigen finden die für die Unterhaltspflicht der Verwandten gel⸗ 
tenden Vorſchriften der SS 1607, 1610, des S 1611 Abſ 1, des § 1613 und 
für den Fall des Todes des Berechtigten die Vorſchriften des § 1615 ent⸗ 


ſprechende Anwendung'). 
E 1 1454 II 1474; M 4 618; P 4 529 ff. 
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1. Geldrente. Dieſe Regelung entſpricht dem § 1361 (Getrenntleben der Ehegatten). 
$ 1612 Abſ 1 Satz 2 findet keine Anwendung, daher z. B. kein Recht auf Naturalverſorgung. 

2. Sicherheitsleiſtung 88 232—240 BGB; 5 324 ZPO. — 8 1580 Abſ 1 betrifft zwar 
nur geſetzliche, nicht vertraglich vereinbarte Renten. Die Umſtände können aber auch bei 
vertraglicher Zuſicherung des Unterhalts das Verlangen nach Leiſtung einer Sicherheit recht- 
fertigen (RG Recht 1920 Nr 2432). 

3. Dieſe Regelung entſpricht dem § 843 Abſ 2 Satz 2. 

4. Dieſe Regelung entſpricht dem § 843 Abſ 3. 

5. Auf den Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten findet § 1614 Abf 1, wonach 
für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet werden kann, keine Anwendung. Die Unter- 
haltspflicht kann ſchon im voraus für den Fall der Eheſcheidung durch Vertrag geregelt, alſo 
auch erlaſſen werden. Der Vertrag iſt aber nichtig, wenn er auf Erleichterung der Scheidung 
abzielt (RG 26. 4. 09 IV 370/08; RG JW 1916, 5732; SeuffÜ 72 Nr 181). Vgl. auch RG 
Warn 1920 Nr 114. 


8 1581 


Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederverheiratung!) des Be⸗ 


rechtigten. 

Im Falle der Wiederverheiratung des Verpflichteten finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 1604 entſprechende Anwendung ). 

E 1 1454 Abſ 1, 2 II 1475; M 4 619; P 4 519 ff. 

1. Wiederverheiratung. Der im § 1581 ausgeſprochene Rechtsgrundſatz iſt nicht zwingen⸗ 

der Natur, unterliegt vielmehr der Abänderung durch Parteivereinbarung. Daher iſt ein 
Abkommen, durch das die Fortdauer der Unterhaltsverpflichtung über den Zeitpunkt der 
Wiederverheiratung des Berechtigten hinaus feftgelegt wird, rechtlich zuläſſig (RG Warn 1920 
Nr 114). Vgl. auch RG 56, 121 und § 1579 A 8. Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht, wenn 
die neue Ehe des Berechtigten nichtig iſt. Von einem Verzuge des Unterhaltspflichtigen 
(§ 1613) kann freilich bis zur Nichtigkeitserklärung (bei un vollkommener Nichtigkeit) keine 
Rede ſein. Auflöſung der neuen Ehe ruft die erloſchene Unterhaltspflicht nicht wieder ins 
Leben. — Die Wiederverheiratung der Witwe eines Getöteten hat nicht ohne weiteres 
den Verluſt ihres Anſpruchs auf Unterhaltsrente gegen den Beſchädiger zur Folge (RG 
FW 05, 14328). 
2. Übergangsredjt. Die Beſtimmung des $ 1581 Abſ 2 kann nicht auf Fälle zurückwirken, 
in denen die Scheidung der Ehe bereits vor dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt. Die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht findet im BGB keine Stütze. Auch aus den Artt 199, 201, 206 EG iſt dafür 
nichts zu entnehmen (RG 48, 4). 


8 1582 


Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode des Verpflichteten !). 

Die Verpflichtung des Erben unterliegt nicht den Beſchränkungen des 
$ 1579. Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herabſetzung?) der Rente bis 
auf die Hälfte der Einkünfte gefallen laſſen, die der Verpflichtete zur Zeit 
des Todes?) aus ſeinem Vermögen bezogen hats). Einkünfte aus einem 
Rechtes), das mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes 
erliſcht, bleiben von dem Eintritte des Zeitpunkts oder des Ereigniſſes an 
außer Betracht. 

Sind mehrere Berechtigte vorhanden, ſo kann der Erbe die Renten nach 
dem Verhältnis ihrer Höhe ſo weit herabſetzen, daß ſie zuſammen der Hälfte 
der Einkünfte gleichkommen. 

E 1 1454 Abſ 1 II 1476: M 4 619; P 4 525; 6 293. 

1. Mit dem Tode des Berechtigten erliſcht der Unterhaltsauſpruch, ſoweit er nicht die 
im $ 1580 Abſ 3 u. $ 1615 bezeichneten Nachleiſtungen betrifft. Die Unterhaltspflicht 
vererbt ſich, unterliegt aber der Herabſetzung nach Abſ 2 u. 3. Mehr als den ſtandesmäßigen 
Unterhalt hat der Erbe nicht zu gewähren und auch dieſen nur nach Maßgabe des 8 1578. 
Die Vorſchriften in 88 1580, 1581 Abſ 1 bleiben gleichfalls maßgebend. Nach dieſen Grund⸗ 
ſätzen iſt es möglich, daß der Erbe eine höhere oder geringere Unterhaltsrente als der Erb- 
laſſer oder gar kein zu entrichten hat. 
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2. Das Recht des Erben auf Herabſetzung der Rente iſt an keine Friſt gebunden. Es 
ſteht jedem Miterben zu. — Die Vorſchrift des 8 1582 Abſ 2 Satz 2 enthält nachgiebiges 
Recht, kann alſo durch Vertrag in Wegfall gebracht werden. Es kommt darauf an ob der Wille 
der Beteiligten, es bei der Vorſchrift des $ 1582 Abſ 2 Satz 2 zu belaſſen, im Vertrage zum 
Ausdruck gekommen iſt. Hat 3. B. der geſchiedene Ehemann ſich vertragsmäßig ohne Vor⸗ 
behalt verpflichtet, eine ganz beſtimmte Geldrente der geſchiedenen Frau bis an ihr Lebens⸗ 
ende für ſie und die bei ihr befindlichen Kinder zu entrichten, ſo iſt anzunehmen, daß er damit 
eine dauernde, der Beſchränkung des $ 1582 Abſ 1 Satz 2 nicht unterliegende Sicherung har 
ſchaffen wollen (RG Gruch 62, 386). Vgl. auch $ 1579 A 8. 

3. „Zur Zeit des Todes“ bedeutet nicht den Todestag, ſondern den je nach den Verhält⸗ 
niſſen größeren oder geringeren Zeitraum, innerhalb deſſen das Vermögen Einkünfte ab- 
Dur u der an 0 en 

„Ob der Erblaſſer Einkünfte, die ſein Vermögen abwarf, tatlächlich bezogen hat, ift 
gleichgültig. Inſofern iſt die Faſſung des Geſetzes ungenau. Unter den Einkünften, bie 905 
Verpflichtete zur Zeit des Todes aus ſeinem Vermögen bezogen hat, iſt nichts anderes zu ver⸗ 
ſtehen als die Einkünfte des beim Tode vorhandenen Vermögens des Verpflichteten. Daher 
kommt es nicht darauf an, ob ein neuerbautes Miethaus am Todestage von Mietern noch 
nicht bezogen war, wenn nur der Mietzins ſchon in dem Kalendervierteljahre, in das der Todes⸗ 
tag fällt, beziehbar war (RG 70, 213). Das Geſetz hat den Regelfall im Auge, daß der Ver⸗ 
pflichtete alle Einkünfte, die er beziehen konnte, auch bezogen hat. Einkünfte, die nach wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen hätten bezogen werden können, aber nicht bezogen worden find, 
müſſen als bezogen gelten. 

5. Einkünfte aus Rechten. Z. B. aus einem Urheberrechte. 


8 1583 


1) Iſt die Ehe wegen Geiſteskrankheit eines Ehegatten geſchieden, ſo 
hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt in gleicher Weiſe zu gewähren wie 
ein allein für ſchuldig erklärter Ehegatte. 


E II 1477; P 4 444, 532. 


1. Grund und Zweck. Die Vorſchrift des § 1583 entſpringt Billigkeitsrückſichten. Sie 
bezweckt nicht nur, den geiſteskranken geſchiedenen Ehegatten wirtſchaftlich möglichſt ſelb⸗ 
ftändig zu ſtellen, jondern will auch einen gewiſſen Schutz gegen Mißbrauch der Scheidung 
wegen Geiſteskrankheit ſchaffen. Gleiche Zwecke verfolgt $ 1478 Abſ 3 (vgl. Prot 4, 444). Im 
übrigen vgl. die Erl zu 85 1578-1582. 


§ 1584 


1) Iſt ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt, jo kann der andere Ehe⸗ 
gatte?) Schenkungen“), die er ihm während des Brautſtandes oder während 
der Ehe gemacht hat, widerrufen. Die Vorſchriften des § 531 finden An⸗ 
wendung. 

Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft des Schei⸗ 
dungsurteils ein Jahr verſtrichen oder wenn der Schenker oder der Be⸗ 
ſchenkte geſtorben iſt“). 

E I 1453 II 1471; M 4 612; P 4 438. 


1. Die allgemeinen Beſtimmungen über den Widerruf von Schenkungen w 5 
danks (88 530 —534) find von der Anwendung auf geſchiedene Ehegatten nicht een 
gleichviel ob der Schenker oder der Beſchenkte oder beide Teile für ſchuldig erklärt find. Dieſe 
durch die allgemeinen Beſtimmungen begründeten Rechte erfahren aber durch die Sonder. 
beſtimmung des $ 1584 eine Erweiterung. Das im § 1584 eingeräumte Widerrufsrecht 
ſetzt Undank nicht voraus. — Dem $ 1584 kommt die Bedeutung zu, daß dadurch für den 
ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten ein ſelbſtändiges, von dem Vorliegen eines groben Undanks 
des Beſchenkten unabhängiges Widerrufsrecht gegeben wird, daß aber im übrigen auch 
unter Ehegatten vor wie nach der Scheidung die allgemeinen Vorſchriften über den Wider⸗ 
ruf von Schenkungen maßgebend find (RG Warn 1920 Nr 169; RG Recht 1923 Nr 662) 
So wenig eine ſchwere, die Scheidung begründende Eheverfehlung der Beklagten not: 
wendig einen groben Undank im Sinne des § 530 darſtellen muß, ſo wenig ſteht anderſeits 
die Verneinung eines Scheidungsanſpruchs des Klägers einer Feſtſtellung, daß der Beklagten 
gleichwohl ein grober Undank zur Laſt falle, entgegen (RG Recht 1923 Nr 662). Die Vor⸗ 
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ſchrift in 8 530 (Widerruf wegen groben Undanks) gilt unter geſchiedenen Ehegatten ſelbſt 
dann, wenn auch der Schenker für ſchuldig erklärt iſt RT Warn 1920 Nr 169). Das Wider⸗ 
rufsrecht des § 1584 iſt wie das des § 530 höchſtperſönlicher Natur und daher weder über⸗ 
tragbar noch vererblich. Iſt das Widerrufsrecht vom Berechtigten ausgeübt, ſo iſt der 
daraus folgende Herausgabeanſpruch übertragbar und vererblich. 

2. Iſt der andere Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf er der Zu ⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters, ſofern ſolche nach den allgemeinen Beſtimmungen, von 
denen 8 1584 hierin nicht abweicht, erforderlich iſt. 

3. Unter Schenkungen ſind hier nur Schenkungen unter Lebenden und ſolche Schenkungen 
auf den Todesfall zu verſtehen, die nach $ 2801 Abſ 2 als Schenkungen unter Lebenden be⸗ 
handelt werden. — Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen worden war ($ 534), unterliegen gleichfalls dem Wider⸗ 
rufsrecht aus § 1584 (RG 58, 382; RG Warn 1920 Nr 169; RG 6. 3. 22 IV 690/21). Ein 
Ehemann, der ſeine Frau mit Schmuckſachen beſchenkt hat, kann die Schenkung wegen groben 
Undanks (8 530) widerrufen, wenn die Frau ein öffentlich gezeigtes Liebesverhältnis mit 
einem andern Manne unterhält (RG IW 09, 148°). 

4. Ansſchluß des Widerrufs tritt auch durch Verzicht ein. Entſprechend dem § 533 kann 
jedoch auf das Widerrufsrecht erſt verzichtet werden, wenn der Eheſcheidungsgrund dem 
andern Ehegatten bekannt geworden iſt. Über den Einfluß der Scheidung bzw. Erhebung 
der Scheidungsklage auf letztwillige Verfügungen, die ein Ehegatte zugunſten des andern 
trifft, vgl. 88 2077, 2268, 2279. 


8 1585 


1) Hat der Mann einem gemeinſchaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren, 
ſo iſt die Frau verpflichtet, ihm aus den Einkünften ihres Vermögens und 
dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Er⸗ 
werbsgeſchäfts einen angemeſſenen?) Beitrag zu den Koſten des Unterhalts 
zu leiſten, ſoweit nicht dieſe durch die dem Manne an dem Vermögen des 
Kindes zuſtehende Nutznießung gedeckt werden. Der Anſpruch des Mannes 
iſt nicht übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge für die Perſon des Kindes zu und iſt eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts des Kindes zu beſorgen, ſo kann 
die Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes 
zurückbehalten ). 

E I 1458; II 1481; M 4 628; P 4 449. 


1. Beitragspflicht der Frau. Die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den Kindern 
beruht auf der Verwandtſchaft (8 1601), nicht auf der Ehe, und kann mithin im Verhältniſſe 
zu den Kindern durch die Scheidung der Ehe weder geändert noch beſeitigt werden. Dem ⸗ 
gemäß haftet den Kindern gegenüber nach wie vor der Scheidung der Vatet vor der Mutter, 
ausgenommen, wenn der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zuſteht, in 
welchem Falle die Mutter vor dem Vater haftet ($ 1606 Abſ 2). Dieſe Reihenfolge der Haftung 
gilt ohne Rückſicht darauf, ob das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes gemäß 8 1635 
dem Vater oder der Mutter zuſteht (M 4, 628) Im Verhältniſſe der Eltern zueinander 
(RG 57, 75) tritt jedoch mit der Scheidung eine Anderung der Unterhaltspflicht inſofern ein, 
als die Koſten des Unterhalts der Kinder nunmehr nach Maßgabe des § 1585 von den Eltern 
gemeinſchaftlich zu tragen find. Der $ 1585 ſetzt nur eine Beitragspflicht der Frau, nicht 
des Mannes feſt. Bei Anwendung des $ 1585 find die Fragen, wer für den ſchuldigen Teil 
erklärt iſt und wem die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht — abgeſehen von der Beſtim⸗ 
mung im Abſ 2 —, bedeutungslos. — Die geſchiedene Frau iſt gewiſſermaßen zum Ausgleiche 
für die weggefallene Nutznießung des Mannes am eingebrachten Frauenvermögen verpflichtet, 
zum Kinderunterhalt einen angemeſſenen Beitrag zu leiſten. In dieſem Sinne beſtimmt 
8 1585, daß der Mann den Beitrag nur aus den Einkünften des Vermögens der Fran ver⸗ 
langen kann. Das Stammvermögen der Frau bleibt frei. Unzuläſſig ift es, über dieſe 
Grundlage und Begrenzung hinaus auf die grundverſchieden geſtaltete und unmittelbar auf 
der Verwandtſchaft beruhende mütterliche Unterhaltspflicht (8 1603, § 1607 Abſ 1) ein⸗ 
zugehen. Auf ſeiten des Mannes iſt nicht nur ſein Jahreseinkommen einzuſetzen, ſondern es 
ift feine Leiſtungsfähigkeit nach den 88 1601, 1603 unter Berückſichtigung aller ſeiner verfüg⸗ 
baren Mittel (mit Einſchluß des verfügbaren Stammvermögens) zu würdigen (RG Warn 
1917 Nr 25). Während der Dauer der Ehe haften die Eltern den gemeinſchaftlichen Kindern 
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gegenüber für die Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht gemeinſchaftlich. Vielmehr haftet 
nach $ 1606 Abſ 2 Satz 2 der Vater vor der Mutter (ausgenommen im Falle des Halbſatzes 2). 
Daran wird durch die Scheidung nichts geändert. Da aber infolge der Scheidung das dem 
Manne beim ordentlichen geſetzlichen Güterſtande am eingebrachten Gute der Frau zuſtehende 
Nutznießungsrecht wegfällt (M 4, 628, 629) erklärt § 1585 die Frau im Falle der Scheidung 
für verpflichtet, dem unterhaltspflichtigen Manne zu den Koſten des Unterhalts der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinder einen angemeſſenen Beitrag zu leiſten. Dieſe Beitragspflicht der 
Frau iſt unabhängig davon, ob die Sorge für die Perſon der Kinder ihr oder dem Manne 
zuſteht. Steht der Frau die Sorge für die Perſon der Kinder zu und gewährt ſie den Kindern 
den Unterhalt auch tatſächlich, jo wird ſelbſt dadurch an ihrer dem Manne gegenüber be⸗ 
ſtehenden Verpflichtung nichts geändert (Prot 4, 450 unter C). Wird alſo trotzdem der 
Mann von den Kindern mit Erfolg auf Gewährung von Unterhalt durch Entrichtung einer 
Geldrente in Anſpruch genommen ($ 1612 Abſ 1 Satz 1), fo ift ſie gleichwohl dem Manne gegen⸗ 
über verpflichtet, ihm einen Beitrag zu leiſten (RG 24. 1. 16 IV 327/14). 

2. Welcher Beitrag angemeſſen iſt, hat der Richter unter Berückſichtigung der wirtſchaft⸗ 
lichen und geſellſchaftlichen Verhältniſſe der beiden früheren Ehegatten nach freiem Ermeſſen 
zu entſcheiden. Dabei ſpielt, was die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Mannes anlangt, 
nicht nur das, was er tatſächlich erwirbt, ſondern unter Umſtänden auch das, was er bei ge⸗ 
F ſeiner Kräfte durch Arbeit verdienen könnte, eine Rolle (RG 24. 1. 16 
IV 327/14). 

3. Gerichtszuſtändigkeit. Das Geſ. zur Entlaſtung der Gerichte v. 11. 3. 21 (RGBl 
©. 229), in Kraft ſeit 1. 4. 21, hat durch Art 1 2 b die Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auf alle 
Anſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht ausgedehnt, und zwar ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes. Zu 
dieſen den Amtsgerichten zugewieſenen Streitigkeiten gehört auch die im § 1585 geregelte 
Beitragspflicht der Frau, da ſie eine durch Verwandtſchaft begründete geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht darſtellt. Vgl. § 1578 A 12. 


§ 1586 


Wird nach § 1575 die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben)), ſo treten 
die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen?) ein; die Eingehung einer 
neuen Ehe iſt jedoch ausgeſchloſſen. Die Vorſchriften über die Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit der Ehe finden Anwendung, wie wenn das Urteil nicht 
ergangen wäre. 


1. Die eheliche Gemeinſchaft wird in dem Zeitpunkte aufgehoben, in dem das Auf⸗ 
hebungsurteil rechtskräftig wird (vgl. 8 1576 A 6). Von da ab beginnen die Wirkungen der 
Scheidung. 

2. Alle mit der Scheidung verbundenen Wirkungen treten ein (vgl. 81312 A 2), nur die⸗ 
jenigen nicht, die der $ 1586 ſelbſt ausnimmt. Zu dieſen Ausnahmen gehört, daß die Ehegatten — 
anders als geſchiedene Ehegatten — gehindert ſind, eine neue Ehe einzugehen, ſowie, daß die Ehe 
— anders als die geſchiedene Ehe — noch ferner den Vorſchriften über die Nichtigkeit und An⸗ 
fechtbarfeit der Che unterliegt. Hieraus folgt, daß das Band der Ehe durch die Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft noch nicht gelöſt iſt. Dasſelbe ergibt ſich auch daraus, daß bloße 
Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (§ 1587) ohne förmliche Eheſchließung genügt, 
die Ehe vollinhaltlich wiederherzuſtellen. — Die Ehefrau kann nach Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft ſelbſtändig einen Wohnſitz begründen (RG 59, 337). 


8 1587 


Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung!) wiederhergeſtellte), 
ſo fallen die mit der Aufhebung verbundenen Wirkungen weg und tritt 
Gütertrennung ein“). 


1. Die Worte „nach der Aufhebung“ bedeuten: nach dem Zeitpunkt, in dem das Auf⸗ 
hebungsurteil rechtskräftig geworden iſt (vgl. § 1576 A 6). 

2. Die Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft iſt eine von Rechtsfolgen be⸗ 
gleitete, keiner Form bedürfende, zweiſeitige Handlung. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte 
kann ſie nicht vornehmen und ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Ehegatte bedarf dazu 
der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. Ob Ehegatten die eheliche Gemeinſchaft wieder 
hergeſtellt haben, läßt ſich im übrigen nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilen. 
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3. Die Folgen der Wiederherſtellung treten für die Zukunft ein. Rückwirkende Kraft 
hat die Wiederherſtellung nicht. Entſteht ein neuer Scheidungsgrund, ſo kann wiederum 
der verletzte Ehegatte nach ſeiner Wahl auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft oder Schei⸗ 
dung klagen und der andere Ehegatte hat das Antragsrecht aus § 1575 Abſ 1 Satz 2. — Wegen 
der Berichtigung des Heiratsregiſters vgl. Art 46, 8 55 EG. Gütertrennung 88 1426ff. 


Achter Titel 
Kirchliche Verpflichtungen 


S 1588 


Die kirchlichen Verpflichtungen in Anſehung der Ehe werden durch die 
Vorſchriften dieſes Abſchnitts nicht berührt!). 


1. Der ganze erſte Abſchnitt des vierten Buches bezieht ſich, wie feine Überſchrift ergibt, 
auf die bürgerliche Ehe, d. h. auf die bürgerliche Seite der Ehe, und läßt deren kirchliche 
Seite unberührt. 


Zweiter Abſchnitt 
Verwandtſchaft 
Erſter Titel 
Allgemeine Vorſchriften 


8 1589 


1) Perſonen, deren eine von der anderen abſtammt, ſind in gerader Linie 
verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt ſind, aber von 
derſelben dritten Perſon abſtammen, ſind in der Seitenlinie verwandt. 
Der Grad der Verwandtſchaft beſtimmt ſich nach der Zahl der ſie vermitteln⸗ 
den Geburten?) s). 2 

Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten nicht als verwandt“). 

E I 30, 31 II 15; M 1 65; P 4 35, 37; 6 112. 


1. Die in Ein den allgemeinen Teil aufgenommen geweſenen $$ 1589 und 1590 beſtimmen, 
was unter Verwandtſchaft und Schwägerſchaft im Sinne des BGB, nicht bloß im Sinne des 
vierten Buches zu verſtehen iſt. Nach Art 33 EG erſtreckt ſich ihre Geltung auch auf das AnfG 
v. 21. 7. 79, die Prozeßgeſetze (308, StPO, KO) und das GVG. Bezüglich der nad) dem 
BOB erlafjenen Reichs- und Landesgeſetze darf davon ausgegangen werden, daß fie den Begriff 
der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft in demſelben Sinne verſtehen wie das BGB, während 
bezüglich der früheren Geſetze die gleiche Vermutung nicht Platz greifen kann. — Keine Ver ⸗ 
wandtſchaft beſteht mit einem bereits erzeugten, aber noch nicht geborenen Kinde. Eine Aus⸗ 
nahme hiervon wird auch durch § 1923 Abſ 2, der hinſichtlich der Erbfolge die Rückbeziehung 
anordnet, nicht begründet. Das zur Zeit des Erbfalls als Leibesfrucht vorhandene Kind 
gewinnt Verwandte erſt, wenn es geboren iſt. — Die geiſtliche Verwandtſchaft (cognatio 
spiritualis) hat für das bürgerliche Recht keine Bedeutung. 

2. Der Grad der Verwandtſchaft, der in den verſchiedenſten Beziehungen (für Erbrecht, 
Unterhaltspflicht, Zeugnispflicht uſw.) von Bedeutung iſt, wird bei den Verwandten gerader 
Linie durch Zählung der die Abſtammung vermittelnden Geburten, bei den Seiten ⸗ 
verwandten durch Zählung der ſämtlichen von dem einen Verwandten über den gemein⸗ 
ſchaftlichen Stammvater hinweg bis zu dem andern Verwandten führenden Geburten be⸗ 
rechnet, nicht, wie nach germaniſcher und kanoniſcher Zählweiſe, durch Zählung der bis zu 
dem gemeinſchaftlichen Stammpater reichenden Geburten, deren Zahl für jeden der beiden 
Verwandten eine verſchiedene ſein kann. Für die geſetzliche Erbfolge iſt übrigens nicht die 
Gradesnähe, ſondern die Zugehörigkeit zu den verſchiedenen Stämmen (Linien oder 
Parentelen) — Abkömmlinge des Erblaſſers, Eltern und deren Abkömmlinge, Großeltern 
und deren Abkömmlinge uſw. — maßgebend und nur innerhalb desſelben Stammes, ab⸗ 
geſehen von den vorgenannten drei erſten Stämmen, gibt die Gradesnähe den Vorzug (Lineal · 
Gradualordnung). Es ſind deshalb, wenn der Erblaſſer ſchlechtweg feine „nächſten Ver ; 
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wandten“ bedenkt, nach der Auslegungsregel des § 2067 hierunter nicht die dem Grade 
nach nächſten Verwandten, ſondern die zur geſetzlichen Erbfolge berufenen Verwandten zu 
verſtehen. Die Verwandten abſteigender Linie werden im BGB als „Abkömmlinge“ bezeichnet, 
während der Ausdruck „Kinder“ nur die Abkömmlinge erſten Grades bedeutet (ebenſo in 
8 65 PrGeſ. v. 8. 3. 71 nach RG 5. 4. 00 IV 24/00). Für die Verwandten aufſteigender Linie 
wird in 88 685, 1310 Abſ 2 der Ausdruck „Eltern und Voreltern“ gebraucht. Zu den Ber- 
wandten gerader Linie ($ 1795 Nr 1) gehören Abkömmlinge und die Verwandten auffteigender 
Linie. Mit dem Ausdruck „Angehörige“ werden in $ 186 RVO ſowohl Verwandte als Ver: 
ſchwägerte ohne Unterſchied des Grades bezeichnet. Unter dem von dem Erblaſſer gebrauchten 
Ausdruck „Kinder“ oder „Enkel“ können nach dem Willen des Erblaſſers die Nachkommen der 
Kinder oder Enkel mit zu verſtehen fein (RG Warn 1915 Nr 121). 

3. Eine allgemeine Klage auf Feſtſtellung der Verwandtſchaft iſt zuläſſig, wenn ſich das 
Rechtsſchutzintereſſe des Klägers nicht in der Feſtſtellung der Verwandtſchaft für ein beſonderes 
Rechtsverhältnis erſchöpft (vgl. $ 1593 A 1). Mit der Klage auf Herausgabe der Erbſchaft 
kann nötigenfalls die Klage auf Feſtſtellung des Verwandtſchaftsverhältniſſes verbunden 
werden (vgl. RG 14. 1. 04 IV 123/03). 

4. Dadurch, daß keine Verwandtſchaft zwiſchen dem Vater und dem unehelichen Kinde 
im BGB — anders im SGB — auerkannt wird, iſt auch ein Verwandtſchaftsverhältnis 
zwiſchen dem unehelichen Kinde und den Verwandten des Vaters ausgeſchloſſen. Desgleichen 
ein Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen den unehelichen Kindern desſelben Vaters, die deshalb, 
wenn ſie zugleich von derſelben Mutter abſtammen, nur halbbürtige Geſchwiſter ſind. Das 
natürliche Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Vater und dem unehelichen Kinde hat 
für das BGB nur die Bedeutung, daß es nach § 1310 Abſ 3 das Chehindernis der Verwandt⸗ 
ſchaft ſowie nach §8 1708 ff. eine gewiſſe Unterhaltspflicht des Vaters begründet, und daß 
es die Grundlage der Legitimation bildet. Unter „Vater“ wird deshalb im BGB (vgl. 88 1776 
Nr und anderſeits Nr 2, 1782 uſw.) der natürliche Vater niemals mitbegriffen (vgl. über den 
Ausdruck leiblicher Verwandter 8 1766 A 2), ebenſowenig gehört das uneheliche Kind zu den 
„Abkömmlingen des Vaters“ oder zu den unverheirateten Kindern im Sinne des § 1612, 
wie auch ein uneheliches Kind nicht zu den Hinterbliebenen eines Beamten im Sinne des 
RBG v. 18. 5. 07 (8 69) gerechnet wird. Der Grundſatz des § 1589 Abſ 2 gilt nach Art 33 
EG auch für die StPO. Das uneheliche Kind iſt im Verhältnis zum natürlichen Vater nicht 
zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigt (RGSt IW 1922, 12122). Ein Verwandtſchafts⸗ 
verhältnis beſteht dagegen zwiſchen dem unehelichen Kinde und der Mutter nebſt deren Ver⸗ 
wandten, ſomit auch zwiſchen dem unehelichen und dem ehelichen Kinde derſelben Mutter 
(8 1705). — Durch Annahme an Kindes Statt wird ein künſtliches Verwandtſchaftsverhältnis 
nur zwiſchen den Vertragsparteien Linſchließlich der nach Vertragsſchluß geborenen Ab⸗ 
kömmlinge des angenommenen Kindes geſchaffen (88 1762, 1763). 


§ 1590 


) Die Verwandten eines Ehegatten?) ſind mit dem anderen Ehegatten 
verſchwägert. Die Linie und der Grad der Schwägerſchaft beſtimmen ſich 
nach der Linie und dem Grade der ſie vermittelnden Verwandtſchaft. 

Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, durch die ſie begründet 
wurde, aufgelöſt ift?). 

E I 32, 33 II 16; M 1 67; P 4 36. 

1. Über das Geltungsgebiet des § 1590 f. § 1589 A 1. 


2. Schwägerſchaft beſteht nur zwiſchen einem Ehegatten und den Verwandten des andern 
Ehegatten — wobei der Grad der Verwandtſchaft mit dieſem zugleich den Schwägerſchafts⸗ 
grad beſtimmt —, nicht auch zwiſchen einem Ehegatten und dem Ehegatten eines ſolchen 
Verwandten. Auch bei der Schwägerſchaft gibt es Verſchwägerte aufſteigender Linie, ab⸗ 
ſteigender Linie und der Seitenlinie. Auf das uneheliche Kind eines Vaters kann ſich, da das 
Kind mit dieſem nicht verwandt iſt (8 1589 Ab] 2), das Schwägerſchaftsverhältnis nicht erſtrecken. 
Die Schwägerſchaft ſetzt das Beſtehen einer gültigen Ehe voraus. Der gute Glaube der Ehe⸗ 
gatten an die Gültigkeit der Ehe iſt hierfür einflußlos. Jedoch wird bei einer bloß anfecht⸗ 
baren Ehe Schwägerſchaft ſo lange als beſtehend anzunehmen ſein, als nicht Nichtigkeits⸗ 
erklärung erfolgt iſt (Staudinger A 2b, vgl. RGSt 41, 115; 56, 428; 60, 247). Als Ehe⸗ 
hindernis kommt auch das kanoniſche Schwägerſchaftsverhältnis auf Grund außerehelicher 
Beiwohnung in Betracht, indem dem Beiwohnenden nach § 1310 Abi 2 die Ehe mit den 
Verwandten auf- oder abſteigender Linie des andern Teiles verboten ift. 

3. Die einmal durch die Ehe begründete Schwägerſchaft wird durch die Auflöſung der 
Ehe, mag dieſe auf Tod, auf Scheidung oder auf Wiederverheiratung im Falle der Todes⸗ 
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erklärung beruhen, nicht aufgehoben, was auch für § 3 Nr 2 AnfG (vgl. 8 1589 A 1) von Wichtig⸗ 
keit iſt (RG 63, 93). Dem entſpricht es, daß in 88 850 Abſ 4, 863 Abſ 1 ZPO der Unterhalts⸗ 
anſpruch des früheren Ehegatten, was die Vorrechte gegenüber einer Pfändung anlangt, dem 
des zeitigen Ehegatten gleichgeſtellt iſt. Nach Auflöfung der Ehe kann ein Schwägerſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem einen Ehegatten und den nach dieſer Zeit erzeugten Kindern des andern 
Ehegatten nicht mehr entſtehen. 


Zweiter Titel 
Eheliche Abſtammung 


1. An der Feſtſtellung der ehelichen Abſtammung, die nicht nur für das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern und Kindern, ſondern allgemein für das Verwandtſchaftsverhältnis die Grund⸗ 
lage bildet, hat auch der Staat ein Intereſſe, das er durch die Einrichtung der Perſonenſtands⸗ 
regiſter betätigt. Der Beweis der Abſtammung kann durch die Eintragung im Geburts⸗ 
regiſter (88 17ff. PStGg v. 6. 2. 75, abgeändert durch Art 46 EG, in der Faſſung der Gel v. 
11. 6. 20 und 8. 3. 23 und der VO v. 14. 2. 24) geführt werden. Die Angaben im Geburts⸗ 
regiſter ſind ſo lange beweiſend, bis der Gegenbeweis erbracht iſt ($ 15 PStG, § 415 ZPO; 
für die Abſtammung liefern daher die vollſtändigen Auszüge aus dem Geburtsregiſter vollen 
Beweis, nicht aber die Geburtsſcheine ($$ 15a bis 156 PSLG). Die Beweiskraft erſtreckt ſich 
auf die Angabe der Verehelichung der Eltern (RG 20. 9. 15 IV 44/15, früher anders 14. 1. 04 
IV 123/03, vgl. RGSt 25, 188 und wegen der Taufſcheine Gruch 48, 1133), nicht dagegen 
auf die nach PrMErl vom 21. 5. 97 in die Geburtsurkunde aufzunehmenden Angaben über 
den Todestag des Ehemanns oder den Tag der Rechtskraft des Scheidungsurteils. Nicht 
die Abſtammung, ſondern nur die Abgabe des Anerfenntnilfes wird durch das nach $ 25 
PSG einzutragende Anerkenntnis der Vaterſchaft ($ 1718) beurkundet, ſo daß für 
ein Berichtigungsverfahren wegen ſachlicher Unrichtigkeit des Anerkenntniſſes kein Raum 
ift (RG 68, 60; RIA 12, 195; KG in JSG 1, 132; vgl. Gruch 35, 347). Zuläſſig bleibt aber 
eine Berichtigung, wenn der Erklärende gar nicht ein Anerkenntnis der Vaterſchaft hat ab- 
geben, ſondern nur dem Kinde nach $ 1706 Abf 2 ſeinen Namen hat erteilen wollen (vgl. KJ 
42 A 81 — anders anſcheinend RG Gruch 57, 1012). Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß im 
Falle der Anfechtung des Anerkenntniſſes hierüber ein Zuſatzvermerk eingetragen wird. Das 
in der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene Kind hat der Standes, 
beamte als eheliches einzutragen, da das Kind fo lange, bis es auf Anfechtungsklage des Ehe⸗ 
manns für unehelich erklärt iſt, als eheliches gilt (vgl. 8 1593 A 2). Anders iſt es, wenn durch 
die Todeserklärung des Mannes die Vermutung der Auflöſung der Ehe begründet iſt, eine 
Vermutung, welche auch der Standesbeamte zu beachten hat (RG 60, 199). Iſt durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil auf Anfechtungsklage des Ehemanns die Unehelichkeit feftgeftellt, fo iſt dieſe 
Anderung des Perſonenſtandes auf Antrag eines Beteiligten am Rande der den Geburtsfal! 
betreffenden Eintragung zu vermerken ($ 26 PStG). Auch neugeborene Findelkinder — wo⸗ 
bei der Begriff des neugeborenen Kindes nicht zu eng aufgefaßt werden darf (RG 79, 357; 
KGJ 46 A 114) — find in das Geburtsregiſter einzutragen ($ 24 PStG). 


2. Geltungsgebiet. Auf dem Gebiete des Lehnrechts, des Fideikommißrechts und des 
Stammgüterrechts war das Landesrecht in Geltung geblieben (Art 59 EG). Es konnten 
deshalb mit einer auf dieſe Gebiete beſchränkten Wirkung landesrechtlich abweichende Vor⸗ 
ſchriften über eheliche Abſtammung uſw. (vgl. $ 1593 A 1, 8 1912 A 3) gegeben werden. 
Dieſes Sonderrecht ift jetzt (vgl. Art 155 MVerf, der die Auflöſung der Fideikommiſſe 
ee und das Pr&ef v. 10. 3. 19 über Auflöſung der Familiengüter) landesgeſetzlich 

eſeitigt. 

3. Räumliche und zeitliche Herrſchaft. Die Frage der Ehelichkeit iſt nach Art 18 EG 
(vgl. auch Art 29 daſelbſt) nach deutſchem Recht zu beurteilen, wenn der Ehemann der Mutter 
zur Zeit der Geburt des Kindes oder ſeines vorher erfolgten Todes ein Deutſcher war. Nach 
deutſchem Recht find in dieſem Falle auch die mit der Ehelichkeit in Zuſammenhang ſtehenden 
weiteren Fragen der Anfechtung der Ehelichkeit, der Anerkennung uſw., worüber ſich die 
88 1591—1600 verhalten, zu entſcheiden. Die Gültigkeit der Ehe dagegen, auf die es für die 
Ehelichkeit ebenfalls ankommt, beſtimmt ſich nach dem Grundſatz des Art 13 EG für jeden 
Ehegatten nach dem Recht der Staatsangehörigkeit zur Zeit der Eheſchließung (a. A. Planck 
A 38; Niedner A 3). Iſt die Ehe geſchieden, jo iſt für die Frage, ob das Kind von dem geſchiedenen 
Ehemann abſtammt, das Heimatsrecht des Mannes zur Zeit der Scheidung maßgebend. 
In erſter Linie iſt aber, falls etwa die Frau ſich wieder verheiratet hat, das Heimatsrecht des 
neuen Ehemanns dafür entſcheidend, ob das Kind als fein eheliches Kind anzuſehen iſt (3Intern⸗ 
Rechtsverkehr 1912/13, 107). Die Vorſchriften der 88 1596, 1597 über die Anfechtung 
durch Erhebung der Anfechtungsklage bei dem inländiſchen Prozeßgericht oder durch Erklärung 
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bei dem inländiſchen Nachlaßgericht ſind, ſoweit deutſches Recht anwendbar iſt, auch von dem 
im Auslande lebenden Ehemanne zu erfüllen, während es dafür, wie der in 8 1597 Abſ 1 
vorgeſchriebenen Form der öffentlichen Beglaubigung zu genügen iſt, auf das Recht am Orte 
der Vornahme der Handlung ankommt (beſtr.). Iſt deutſches Recht nicht anwendbar, ſo wird 
dafür, welches ausländiſche Recht zur Anwendung kommt — falls nicht die ausländiſchen 
Rechte, die hierbei in Betracht kommen können, übereinſtimmend eine andere Regel auf⸗ 
ſtellen (vgl. Vorbem 7 vor 8 1) —, ebenfalls auf die Staatsangehörigkeit des Ehemanns zur 
Zeit der Geburt des Kindes zu ſehen ſein (für unbedingte Geltung des Rechtes der Staats⸗ 
angehörigkeit des Mannes Planck A 6; Staudinger AI 2 zu Art 18; Bergmann, Internatio⸗ 
nales Ehe- und Kindſchaftsrecht 1 S. 54). — Sit das Kind vor Inkrafttreten des BGB geboren, 
fo ift die eheliche Abſtammung lediglich nach bisherigem Recht zu beurteilen (K in OLG 
6, 57). Auch hinſichtlich der einzuhaltenden Anfechtungsfriſt bleibt das frühere Recht maß⸗ 
gebend (RG 66, 249). 

4. Für die Anfechtungsklage des Ehemanns der Mutter und den die Feſtſtellung des 
Familienſtandes mit Wirkung gegen Dritte betreffenden Rechtsſtreit find in SS 640 ff. 3 PO 
beſondere Vorſchriften gegeben, welche das Verfügungsrecht der Partei und den Erlaß eines 
Verſäumnisurteils, ſoweit dies der Ehelichkeit des Kindes zum Nachteil gereicht, ausſchließen. 
Als Beweismittel kann in einem ſolchen Prozeſſe über die Ehelichkeit die Unterſuchung des 
körperlichen Zuſtandes einer Partei von Wichtigkeit fein. Zwangsmaßregeln dürfen jedoch zu 
dieſem Zwecke nicht angeordnet werden (RG 24. 11. 02 IV 235/02; vgl. IW 97, 6282). 
Durch 8 642 iſt Vorſorge getroffen, daß der Beklagte, wenn einer der Streitteile ein Deutſcher 
iſt oder der Beklagte früher ein Deutſcher war und dieſe Staatsangehörigkeit ohne Erwerb 
einer andern verloren hat, auch dann im Inlande verklagt werden kann, wenn er dort einen 
allgemeinen Gerichtsſtand nicht hat. Da das Kind bis zur rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Unehelichkeit die Stellung eines ehelichen Kindes hat, iſt die Anfechtungsklage gemäß § 13 
3PO und 8 11 Abf 1 BGB bei dem für den Wohnſitz des Ehemanns der Mutter zuſtändigen 
Landgericht anzuſtellen. Der Gerichtsſtand des Wohnſitzes der Mutter kann nicht damit 
begründet werden, daß das Kind, falls die Anfechtungsklage durchdringt, den Wohnſitz der 
Mutter teilen würde (RG 96, 70). Die Klage auf Feſtſtellung der Ehelichkeit kann von dem 
Kinde bei Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes auch einem Dritten gegenüber angeſtellt 
werden, ohne daß die Vorſchriften der §§ 640 ff. ZPO zur Anwendung kommen (f. $ 1593 A 1). 
Die Klage des Kindes gegen ſeine Mutter auf Feſtſtellung der Unehelichkeit iſt nicht als 
Familienſtandsklage im Sinne der $$ 640, 641, 643 ZPO anzuſehen. Die Frage, ob die 
Geburt eine eheliche oder uneheliche iſt, berührt in Wahrheit nicht das Rechtsverhältnis des 
Kindes zur Mutter, ſondern zu einem außerhalb des Rechtsſtreits ſtehenden Dritten, ihrem 
Ehemann (RG 102, 358). 

§ 1591 


Ein Kind, das nach der Eingehung der Ehe geboren wird, iſt ehelich, wenn 
die Frau es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb 
der Empfängniszeit der Fran beigewohnt hat!). Das Kind iſt nicht ehelich, 
wenn es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind 
von dem Manne empfangen hat?) ). 

Es wird vermutet, daß der Mann innerhalb der Empfängniszeit der 
Frau beigewohnt habe. Soweit die Empfängniszeit in die Zeit vor der 
Ehe fällt, gilt die Vermutung nur, wenn der Mann geſtorben iſt, ohne die 
Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben ). 

E I 1466, 1468—1470 II 1486; M 4 646 ff.; P 4 456 ff., 463 f., 861. 

1. Das während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene 
Kind gilt fo lange als ehelich (iſt fo lange als eheliches Kind legitimiert), bis die Ehelichkeit 
in zuläſſiger Weile angefochten und die Anfechtung erfolgreich durchgeführt iſt (vgl. § 1593 A 2, 
§ 1596 A 2, § 1597 A 1). Verſchieden von dieſer Frage der Legitimation iſt die in $ 1591 ge- 
regelte Frage der Beweisführung. Zum Nachweiſe der ehelichen Abſtammung iſt erforderlich 
der Beweis, daß das Kind während der Ehe oder, wie aus 88 1592, 1593 zu ergänzen iſt, 
innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geboren iſt, und weiter der Beweis, daß der 
Mann während der Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat. Die Führung dieſes zweiten 
Beweiſes wird erleichtert durch die in Abſ 2 aufgeftellte Vermutung, und zwar gilt dieſe Ver⸗ 
mutung nicht nur, wenn die Empfängniszeit in die Zeit nach Eingehung der Ehe fällt, ſondern 
auch, wenn das Kind ſchon vor der Ehe empfangen iſt, im letzteren Falle jedoch nur unter 
der Vorausſetzung, daß der Ehemann die rechtzeitige Anfechtung der Ehelichkeit unterlaſſen 
hat. Dieſem ſelbſt ſteht alſo die Vermutung nicht entgegen, ſondern nur den andern Be⸗ 
teiligten, die unter den Vorausſetzungen des § 1593 zur Anfechtung berechtigt ſind. Die Ver⸗ 
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mutung der Beiwohnung greift auch dann Platz, wenn der Ehemann vor Geburt des Kindes 
geſtorben iſt (RG LZ 1915, 97770). Nicht beſeitigt wird die Vermutung der Beiwohnung da⸗ 
durch, daß den Eheleuten das Getrenntleben gerichtlich geſtattet iſt, auch nicht unbedingt 
dadurch, daß auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt iſt, da die Eheleute 
nicht gehindert ſind, jeden Augenblick, ohne daß es der Einhaltung einer Form bedarf, in die 
eheliche Gemeinſchaft wieder einzutreten. Wird die Herſtellung dieſer Gemeinſchaft behauptet, 
fo iſt es Sache des Gegners, die Behauptung zu widerlegen (anders die herrſchende Meinung; 
ogl. auch $ 1586 A 2). Iſt der Ehemann für tot erklärt, fo wird die Vermutung der 
Beiwohnung durch die Vermutung beſeitigt, daß der Verſchollene zu dem im Aufgebotsurteil 
beſtimmten Zeitpunkte verſtorben ift ($ 18), ſolange nicht dieſe letztere Vermutung widerlegt 
iſt (RG 60, 199). h 

2. Die Führung des Gegenbeweiſes, daß der Ehemann während der Empfängniszeit 
der Frau nicht beigewohnt hat, iſt unbeſchränkt zuläſſig (RG IW 1921, 265; vgl. für das 
frühere Recht RG 41, 157). Dagegen kann im Intereſſe der Ehelichkeit des Kindes die Ver- 
mutung der Urſächlichkeit einer Beiwohnung nur durch den — ebenfalls dem anfechtenden 
Ehemann obliegenden (RG Warn 1926 Nr 213) — Gegenbeweis entkräftet werden, daß 
den Umſtänden nach die Erzeugung des Kindes durch den Ehemann „offenbar unmöglich“ iſt. 
Der Gegenbeweis iſt, um die Rechte des ehelichen Kindes nicht zu gefährden, dahin beſchränkt, 
daß ein Tatbeſtand nachgewieſen werden muß, welcher für die Schlußfolgerung auf Nichtehelich⸗ 
keit des Kindes derart zwingend ift, daß die Annahme des Gegenteils bei vernünftiger Er- 
wägung als mit dem geſunden Menſchenverſtande unvereinbar erſcheint (RG Warn 1912 
Nr 171; 1921, 17; vgl. Prot. 4, 464). Der Gegenbeweis kann dahin g eführt werden, daß der 
Mann während der ganzen Dauer der Empfängniszeit zeugungsunfähig war oder daß die 
Beiwohnung aus andern Gründen keine befruchtende Wirkung haben konnte. Zur Führung 
des Gegenbeweiſes kann auch der Reifegrad des Kindes verwertet werden (RG JW 04, 23612; 
1910, 4779; vgl. aber JW 1924, 1709). Auf dieſe Weiſe ift die Feſtſtellung möglich, daß 
das nach Auflöſung der Ehe kurz vor Ablauf der Friſt von 302 Tagen geborene frühreife 
Kind nicht während der Ehe erzeugt ſein kann und ebenſo, daß das in der erſten Zeit 
der Ehe geborene vollſtändig ausgetragene Kind, deſſen Geburt noch in die Empfängnis⸗ 
friſt fällt, aus der Zeit vor der Ehe herrühren muß. Die Geburt eines vollſtändig reifen 
Kindes erfordert nach naturwiſſenſchaftlicher Lehre eine Schwangerſchaft von mindeſtens 
240 Tagen. Der Reifegrad kann auch dafür verwertet werden, daß das Kind aus einer 
in die geſetzliche Empfängniszeit fallenden Beiwohnung des Ehemanns, wenn in der 
Empfangniszeit nur dieſe eine Beiwohnung ſtattgefunden hat, nicht herrühren kann. Nicht 
ausreichend iſt eine bloße Wahrſcheinlichkeit, daß es infolge Anwendung empfängnishindern⸗ 
der Mittel oder infolge eines für die Beiſchlafsvollziehung ungünſtigen Körperbaues nicht 
zur Empfängnis gekommen fein werde (RG 11. 4. 07 IV 382/06). Auch die Ahnlich⸗ 
keit eines Kindes mit einem Dritten, der außer dem Ehemann in der Empfängniszeit der 
Mutter beigewohnt hat, wird einen ſicheren Schluß auf die Unehelichkeit regelmäßig noch 
nicht ergeben (vgl. RG 26. 5. 21 IV 569/20). Beſondere Vorſchriften über den Beweis 
der für die Schlußfolgerung auf Nichtehelichkeit des Kindes maßgebenden Tatſachen ſind 
nicht gegeben. Zu verlangen iſt jedoch ein derart ſicherer Beweis für die Richtigkeit dieſer 
Tatſachen (wie z. B. der von der Schwangeren angeblich geſpürten Kindesbewegungen), 
daß ſie eine genügende Grundlage für die Schlußfolgerung bieten können (RG Worn 1912 
Nr 171). Die Art der Beweisführung iſt — abgeſehen von der nach 83 641, 617 ZPO 
unzuläſſigen Eideszuſchiebung — nicht beſchränkt. Zuläſſig ift namentlich die Vernehmung 
der Mutter des Kindes, wobei allerdings die Glaubwürdigkeit der Zeugin, die ein beſonderes 
Intereſſe daran haben kann, die Unehelichkeit des Kindes zu verdecken, ſorgfältig zu prüfen iſt. 
Bedenten gegen die Glaubwürdigkeit können ſich anderſeits dann ergeben, wenn die Zeugin 
offenbar beſtrebt iſt, eine jede Möglichkeit der Vaterſchaft ihres Mannes in Abrede zu ſtellen (vgl. 
RG 30. 12. 04 IV 204/04 — die Mutter iſt übrigens berechtigt, ihr Zeugnis über den Geſchlechts⸗ 
verkehr mit ihrem Manne während der Empfängniszeit nach § 384 Nr 2 ZPO zu verweigern, 
weil die Verneinung des Verkehrs ihr zur Unehre gereichen würde und wegen des darin 
liegenden Zugeſtändniſſes eines außerehelichen Geſchlechtsverkehrs die Gefahr ſtrafgerichtlicher 
Verfolgung nach ſich zieht, RG 17. 11. 10 IV 186/09). Die Beſchränkung des Gegenbeweiſes 
greift, wie aus der in den Worten „das Kind“ enthaltenen Rückverweiſung auf Satz 1 erhellt, 
nur zugunſten des Kindes Platz, deſſen Ehelichkeit nach Satz 1 vermutet wird, nicht alſo, wenn 
feſtgeſtelltermaßen der Ehemann während der Empfängniszeit der Mutter nicht beigewohnt 
hat, zugunſten eines Kindes, das aus künſtlicher Befruchtung hervorgegangen ſein ſoll 
(RG JW 08, 4851). Die in dem angeführten Urteil offengelaſſene Frage, ob es rechtlich 
möglich iſt, daß durch künſtliche Befruchtung jemand ohne oder wider ſeinen Willen Vater 
wird, iſt zu verneinen (ebenſo Kohler, e 296, Enneccerus⸗Kipp $ 75 IV). Über 
Führung des Beweiſes durch Blutunterſuchung |. JW 1925 S. 343, 2108; 1927, 1186; DIE 
1926, 1607. 
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3. Die rechtskräftige Feſtſtellung der Unehelichkeit erbringt für den Scheidungsprozeß, 
wenn auch dieſer Umſtand einen gewiſſen Beweisanhalt gibt, noch nicht den Beweis, daß 
die Frau ſich des Ehebruchs ſchuldig gemacht hat. Über den in der Klage erhobenen Anſpruch 
geht die Rechtskraft nicht hinaus. Der Frau iſt daher im Scheidungsprozeſſe zur Beſeitigung 
des Verdachts des Ehebruchs der Nachweis geſtattet, daß in Wirklichkeit das Kind aus 
dem letzten ehelichen Verkehr herrühre (RG 102, 366). 


8 1592 


Als Empfängniszeit!) gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des 
Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des drei⸗ 
hundertundzweiten Tages. 

Steht feſt, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen worden 
iſt, der weiter als dreihundertundzwei Tage vor dem Tage der Geburt zurück⸗ 
liegt, ſo gilt zugunſten der Ehelichkeit des Kindes dieſer Zeitraum als Emp⸗ 
fängniszeit'?). 

E I 1467 II 1487; M 4 648; P 4 457, 484. 


1. Ohne die Beſtimmung des $ 1592 würde der Richter genötigt fein, in jedem einzelnen 
Falle auf Grund des Gutachtens von Sachverſtändigen die Empfängniszeit zu beſtimmen. 
Das Geſetz gibt deshalb eine feſte Regel. In die Friſt iſt der Tag der Geburt, das iſt derjenige 
Tag, an dem die Trennung des Kindes vom Mutterleibe ſich vollzogen hat, nicht einzurechnen. 
Bei Zwillingsgeburten kann naturgeſetzlich die Empfängnis für die einzelnen Kinder nicht 
eine verſchiedene fein. Sie muß deshalb nach der Geburt des erſten Kindes auch für das nach⸗ 
geborene Kind berechnet werden. 

2. Die Regel des § 1592 Abſ 1 hat unbedingte Geltung nur inſofern, als eine kürzere 
Schwangerſchaftsdaner nicht anerkannt wird. Dagegen iſt der Beweis, daß die Schwanger⸗ 
ſchaft im einzelnen Falle eine längere Dauer gehabt hat — was darauf beruhen kann, daß 
möglicherweiſe die Empfängnis erſt 3—4 Wochen nach der Beiwohnung eintritt —, nicht 
ausgeſchloſſen (vgl. RG 5. 10. 08 IV 20/08). Es kommt darauf an, ob nach dem Reife⸗ 
grade des Kindes und dem ſonſtigen Beweisergebnis anzunehmen iſt, daß eine ſpätere Bei⸗ 
wohnung nicht ſtattgefunden hat. Die Beweislaſt liegt dem Kinde ob. Über die Zu⸗ 
1 55 Beweiſes, daß die Empfängniszeit im einzelnen Falle zu weit bemeſſen iſt. 
0 1 2 


§ 1593 


Die Unehelichkeit eines Kindes, das während der Ehe oder innerhalb 
dreihundertundzwei Tagen nach der Auflöſung der Ehe geboren iſt, kann 
nur geltend gemacht werden, wenn der Mann die Ehelichkeit angefochten 
hat oder, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, geſtorben iſt!) 2). 

E 1 1471 Abj 1 II 1488; M 4 657; P 4 466; 6 296. 


1. Anfechtungsrecht des Ehemanns. Der Ehemann hat kraft dieſer ſeiner Eigenſchaft, 
ohne Rückſicht darauf, ob er ſich im Beſitz der elterlichen Gewalt befindet, zu beſtimmen, ob 
das während der Ehe, das iſt während des rechtlichen Beſtandes der Ehe, oder innerhalb 
302 Tagen nach der Auflöfung der Ehe geborene Kind (für deſſen Ehelichkeit alſo die 
Vermutung ſtreitet) als ehelich gelten ſoll. Er hat es damit in der Hand, durch Unter⸗ 
laſſung der Anfechtung oder durch Anerkennung ($ 1598) einem in Wirklichkeit unehelichen 
Kinde die Stellung eines ehelichen zuzuwenden (vgl. Raape, Vorläufige Ehelichkeit 
im ArchZivPr 120, 194ff.). Die Rechte der übrigen Beteiligten treten derart hinter 
dem Rechte des Ehemanns als Hauptbeteiligten zurück, daß ſie an die von dieſem aus⸗ 
drücklich oder ſtillſchweigend erklärte Anerkennung gebunden ſind. Die Befugnis, die 
Unehelichkeit des Kindes geltend zu machen (was von der Anfechtung der Ehe⸗ 
lichkeit zu unterſcheiden ift), ſteht den Beteiligten — bezüglich der Lehus⸗ und Fideikommiß⸗ 
anwärter ſ. Vorbem 2 vor $ 1591 — nur zu, wenn der Ehemann, ohne das Kind anerkannt 
zu haben, vor Ablauf der Anfechtungsfriſt verſtorben iſt. Anders iſt es, wenn der Ehemann 
bereits vor Geburt des Kindes geſtorben iſt, fo daß der Lauf der Aufechtungsfriſt gar nicht hat 
beginnen können. In dieſem Falle ift die Anfechtung der Ehelichkeit unbeſchränkt. Die An- 
fechtungsbefugnis kommt den Familienmitgliedern zu, die als ſolche ein Intereſſe daran haben, 
daß ein von dem Ehemann nicht erzeugtes Kind nicht in die Familie aufgenommen wird, 
ſowie allen denjenigen Perſonen, deren Rechtszuſtand irgendwie davon berührt wird, ob 
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das Kind als ehelich oder unehelich anzuſehen iſt. Dem natürlichen Vater kann die gleiche 
Befugnis nicht zugeſtanden werden, ſofern er nicht etwa nachträglich die Mutter geheiratet 
und deshalb ein berechtigtes Intereſſe daran hat, das Kind als zu ſeiner Familie, nicht als 
zur Familie des erſten Ehemanns der Mutter gehörig, anerkannt zu ſehen (a. A. inſoweit 
Dernburg IV 8 67 A 9). Auch die Mutter des Kindes iſt, da im Verhältnis zu ihr das un⸗ 
eheliche Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen hat (§ 1705), nicht ohne weiteres be⸗ 
rechtigt, die Unehelichkeit des Kindes geltend zu machen (SeuffA 62 Nr 261). Bei der Aus⸗ 
übung der Befugnis ſind die Beteiligten voneinander unabhängig. — Eine Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der Ehelichkeit kann unter den Vorausſetzungen des § 256 3 PO von jedem Inter⸗ 
eſſenten erhoben werden. Eine Friſt hierfür beſteht nicht. 

2. Dadurch, daß allein der Ehemann das Beſtimmungsrecht hat, ob das Kind als eheliches 
gelten ſoll, iſt die Klage des Kindes auf Feſtſtellung der Unehelichkeit (actio paternitatis 
negativa) ausgeſchloſſen (K GJ 50 A 38). Das Kind kann nicht im Widerſpruch mit dem Ber 
ftimmungstecht des Ehemanns die Feſtſtellung begehren, daß dieſer keine Elternrechte habe. Iſt 
aber der Ehemann, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, verſtorben, ſo ſteht nichts 
entgegen, daß die Unehelichkeit wie von jedem andern Beteiligten ſo auch von dem Kinde ſelbſt 
gemäß 9 256 ZPO oder angriffs bzw. verteidigungsweiſe in einem anderweitigen Rechtsſtreit 
geltend gemacht werden kann (RG 102, 362). Aus der Ausſchließlichkeit des Anfechtungs⸗ 
rechts des Ehemanns ergibt ſich weiter die wichtige Folge, daß ein jeder das Kind ſo lange als 
eheliches gelten laſſen muß, bis der Ehemaun von dem Anfechtungsrecht erfolgreich Gebrauch 
gemacht hat oder, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, geſtorben iſt. Bis zu dieſem 
Zeitpunkte gilt das Kind, ſofern es während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöfung 
der Ehe geboren ift, als eheliches. Der Auflöſung der Ehe ſteht hier (. anderſeits 8 1591 A 1) 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gleich. Über die Unehelichkeitsklage gegen die 
Mutter ſ. Vorbem 4 vor 8 1591. 


8 1594 


Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nur binnen Jahresfriſt!) erfolgen. 
Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Mann die Geburt 
des Kindes erfährt! . 


Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 203, 206 entſprechende Anwendung). N 


€ I 1473 II 1490; M 4 667; P 4 473. 


1. Die Nichteinhaltung der Jahresfriſt hat das völlige Erlöſchen des Rechtes zur Folge. 
Die Friſt iſt alſo keine Verjährungsfriſt, ſondern eine Ausſchlußfriſt. Sie beginnt mit dem 
(nicht in die Friſt einzurechnenden) Tage, an dem der Ehemann überzeugende Kenntnis von 
der Geburt des Kindes erhalten hat (RG Warn 1918 Nr 143; Seuffl 61 Nr 113). Die 
Kenntnis braucht ſich nicht darauf zu erſtrecken, daß das Kind während der Ehe oder inner⸗ 
halb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe ($ 1593) geboren iſt, vielmehr hat der Mann die 
näheren Umſtände (Zeit der eburt, Zeit der Auflöſung der Ehe) innerhalb der Friſt zu 
prüfen und kann ſich wegen des Beginns der Friſt nicht darauf berufen, daß er hierüber im 
Ungewiſſen oder im Irrtum geweſen ſei (RG 109, 394; abw. früh. Aufl.). Auch die Mitteilung 
eines Gerüchts kann dem Ehemann, wenn es auf Wahrheit beruht und er es für wahr gehalten 
hat, dieſe Kenntnis verſchaffen. Hat er die Mitteilung unter ſolchen Umſtänden erhalten, 
unter denen ein verſtändig Denkender an der Wahrheit des Mitgeteilten nicht wohl zweifeln 
kann, hat er z. B. die amtliche Mitteilung von der Geburt des Kindes erhalten, ſo wird er 
mit dem Einwande, daß er für feine Perſon an die Richtigkeit der Mitteilung nicht geglaubt 
habe, nicht leicht gehört werden. Ohne Bedeutung für die erlangte Kenntnis iſt es, wenn 
ihm hinterher Zweifel an der Richtigkeit des Mitgeteilten gekommen ſind (RG Warn 1918 
„tr 148). Das Beſtehen der geſetzlichen Friſt des § 1594 braucht der Ehemann nicht gekannt 
zu haben. Bol. jedoch hierzu A 2. Die Friſt beginnt nicht erſt von der Zeit an zu laufen, wo 
der Ehemann die Kenntnis erlangt, daß das Kind nicht von ihm herrührt (Warn 1921 Nr 133). 
Der Beweis der Einhaltung der Friſt braucht von dem Ehemann nicht geführt zu werden. 
Bielmehr liegt dem beklagten Kinde, das die Verſäumung der Anfechtungsfriſt behauptet, 
der Beweis hierfür ob (RG Warn 1921 Nr 100). 

2. Nach den in Ab 3 für anwendbar erklärten Vorſchriften läuft die Friſt nicht, ſolange 
der Ehemann durch Stillſtand der Rechtspflege oder ſonſt durch höhere Gewalt während 
der letzten 6 Monate der Friſt an der Anfechtung verhindert ift, welche Zeit in die Friſt nicht 
eingerechnet wird. Eine höhere Gewalt kann unter Umſtänden darin gefunden werden, daß 
der Ehemann trotz Aufwendung aller Sorgfalt über den Lauf der Friſt von glaubwürdiger 
Seite falſch unterrichtet iſt. Höhere Gewalt liegt auch vor, wenn jahrelang über ein Kind, 
das nach Scheidung der Ehe geboren iſt, aber nach dem Geſetze (§ 1593) als eheliches zu gelten 
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hat, eine Vormundſchaft, weil es unehelich ſei, geführt worden iſt, und der aus dem Felde 
zurückkehrende Ehemann dieſe Sachlage vorgefunden und ſich zunächſt auf die amtliche Be⸗ 
handlung der Angelegenheit als richtig verlaſſen hat (NG SW 1927, 119510). Iſt der Ehe⸗ 
mann infolge Geſchäftsunfähigkeit und Fehlens eines geſetzlichen Vertreters an der Anfech⸗ 
tung verhindert, ſo läuft die Friſt erſt ab, wenn ſeit dem Wegfalle des Hinderniſſes, ſeit 
dem Zeitpunkte, wo der nachträglich beſtellte geſetzliche Vertreter oder der beſchränkt oder 
unbeſchränkt geſchäftsfähig gewordene Ehemann Kenntnis von der Geburt hatte, 6 Monate 
verſtrichen ſind. Die Unterlaſſung der Anfechtung durch den geſetzlichen Vertreter ſchadet 
jedoch dem Ehemanne nicht (J. hierüber $ 1595 A 1). Der Ablauf der Friſt iſt nach § 8 des 
Gef v. 4. 8. 14, betr. den Schutz der Kriegsteilnehmer, zugunſten der in 8 2 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Perſonen gehemmt. 


8 1595 


Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. 
Iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zu⸗ 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). 

Für einen geſchäftsunfähigen Mann kann ſein geſetzlicher Vertreter mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehelichkeit anfechten. Hat 
der geſetzliche Vertreter die Ehelichkeit nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann 
nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit der Mann ſelbſt die Ehelichkeit 
in gleicher Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen 
wäre?). 

E 195 Satz 1 u. 3 II 1491 Abſ 1, 2; M 4 668; P 4 473. 


1. Keine Anfechtung durch Vertreter. Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ebenſo wie 
die Anfechtung der Ehe eine höchſtperſönliche Handlung. Der Ehemann kann deshalb die 
Entſchließung, ob die Ehelichkeit angefochten oder anerkannt werden ſoll ($ 1598 Ab] 3), nicht 
einem andern überlaſſen. Die Erklärung kann durch einen Vertreter im Willen nicht ab⸗ 
gegeben werden. Der den Anfechtungsſtreit führende Anwalt hat ſich deshalb durch eine 
beſondere, ihm für dieſen Rechtsstreit erteilte Vollmacht auszuweiſen (88 641 Ab} 1, 613). 
Der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehemann bedarf, da es allein auf ſeinen Willen 
ankommt, nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Oder, mit anderen 
Worten ausgedrückt, der Ehemann gilt für dieſe Angelegenheit — wie auch für andere perſön⸗ 
liche Angelegenheiten des Familienrechts, 88 1336, 1676 Abſ 2 uſw. — als unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig und demgemäß nach § 641 Abſ 2 ZPO auch als prozeßfähig. 

2. Für den geſchäftsunfähigen Ehemann kann der geſetzliche Vertreter, und zwar der⸗ 
jenige Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zuſteht, das Anfechtungsrecht ausüben. Er 
braucht es aber nicht. Die Anfechtung iſt wirkungslos, wenn die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht ſpäteſtens vor Ablauf der Friſt durch Mitteilung an den geſetzlichen Ver⸗ 
treter (8 1828) erteilt iſt. Dem Ehemann geht das Anfechtungsrecht dadurch, daß es der gejeb- 
liche Vertreter nicht ausgeübt hat, nicht verloren. Für ihn beginnt von dem Zeitpunkte, wo 
er beſchränkt oder unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt und von der Geburt des Kindes 
Kenntnis erlangt hat, eine ſelbſtändige Anfechtungsfriſt. Wird der Ehemann nach Anſtellung 
der Anfechtungsklage geſchäftsunfähig, jo braucht für die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Fortführung der Klage die in § 1594 für die Klageerhebung vorgeſchriebene Friſt 
nicht eingehalten zu werden (RG 29. 10. 03 IV 261/03). 


8 1596 


Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten des Kindes durch 
Erhebung der Anfechtungsklage“). Die Klage iſt gegen das Kind zu richten. 

Wird die Klage zurückgenommen, ſo iſt die Anfechtung als nicht erfolgt 
anzuſehen. Das gleiche gilt, wenn der Mann vor der Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits das Kind als das ſeinige anerkennt. 

Vor der Erledigung des Rechtsſtreits kann die Unehelichkeit nicht ander⸗ 
weit geltend gemacht werden?). 

E 1 1471 Abſ 2, 1475 Abſ 1, 1476 Satz 2 u. 3 II 1492; M 4 662, 669; P 4 470, 474. 

1. Die Erhebung der Anfechtungsklage iſt vorgeſchrieben, damit die Frage der Un- 
ehelichkeit nicht in der Schwebe bleibt, ſondern durch die im Prozeß ergehende Entſcheidung 
bald ein ſicherer Rechtszuſtand hergeſtellt wird. Es genügt nicht, daß die Anfechtungs⸗ 
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erklärung dem Vormundſchaftsgericht gegenüber abgegeben wird oder bei Unehelichkeit neben⸗ 
bei in einem andern Rechtsſtreit, wie z. B. im Scheidungsprozeſſe, geltend gemacht wird. 
Für den Rechtsſtreit muß das Kind, das durch den anfechtenden Vater nicht vertreten werden 
kann (8 181 in Verb. mit 88 1795, 1630), nötigenfalls einen beſonderen Vertreter haben, 
der bei Gefahr im Verzug auf Antrag von dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts zu beſtellen 
it (8 57 BRD). Über das Verfahren und das zuſtändige Gericht ſ. Vorbem 4 vor $ 1591. 
Durch Zurücknahme der Klage ſowie durch Anerkennung des Kindes wird zugleich 
der in der Klageerhebung liegende rechtsgeſchäftliche Akt der Anfechtung beſeitigt (vgl. 8 212), 
was zur Vermeidung von Zweifeln in Abſ 2 ausdrücklich hervorgehoben iſt. Der Ehe⸗ 
mann iſt aber durch die Klagezurücknahme nicht gehindert, die Anfechtungsklage vor Ablauf 
der Friſt von neuem zu erheben (anders früher Art 11 E I des EG). 


2. Dem alleinigen Anfechtungsrecht des Ehemanns entſpricht es, daß das auf die An⸗ 
fechtungsklage ergehende, bei Lebzeiten der Parteien rechtskräftig werdende Urteil Recht 
für und gegen alle ſchafft ($ 643 ZPO) und daß, ſolange dieſer Rechtsſtreit dauert, die 
Unehelichteit nicht in einem andern Prozeſſe — der nötigenfalls von Amts wegen aus⸗ 
zuſetzen iſt (a. A. anſcheinend Staudinger A 4a) — geltend gemacht werden darf. Der 
Rechtsstreit iſt erledigt, auch wenn die Klage nur wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts ab- 
gewieſen wird. Auf Grund der Anfechtung des Ehemanns darf zwar ein jeder, der wegen 
Inanſpruchnahme eines Rechtes oder Abwehr einer Verpflichtung hieran ein Intereſſe hat, 
auf die Unehelichkeit ſich berufen, er kann aber hiermit nur Erfolg haben, wenn in dem von 
dem Ehemann geführten Anfechtungsſtreit die Unehelichkeit feſtgeſtellt wird. Stirbt der 
Ehemann oder das Kind vor Rechtskraft des Urteils, ſo bleibt zwar die Wirkung der 
von dem Ehemann durch Klageerhebung rechtzeitig erklärten Anfechtung beſtehen. Die Erben 
können aber, da es ſich um eine höchſtperſönliche Angelegenheit handelt, nicht in den Rechts⸗ 
ſtreit eintreten. Der Tod einer der Parteien hat alſo die Folge, daß nunmehr jeder Be⸗ 
teiligte die Freiheit erhält, in beſonderen Prozeſſen die Unehelichkeit des Kindes darzutun. 
Iſt rechtskräftig die Unehelichkeit ſeſtgeſtellt, jo iſt damit entſchieden, daß das Kind von vorn⸗ 
herein ein uneheliches geweſen iſt. Durch die Beſtimmung des Abſ 2 wird der Ehemann 
nicht gehindert, im Eheprozeß als Anfechtungsgrund geltend zu machen, daß ſeine Frau 
in ihrer früheren Ehe während der Empfängniszeit des Kindes keinen ehelichen Verkehr 
mit ihrem damaligen Manne gehabt habe, da hierdurch lediglich der frühere Ehebruch be- 
wieſen werden ſoll, deſſen Feſtſtellung möglich iſt, auch wenn der frühere Ehemann das 
Kind als eheliches gelten laſſen muß (RG 1. 7. 15 IV 33/15). 


8 1597 


Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der Ehelichkeit durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben!). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
welcher im Falle der Ehelichkeit, als auch demjenigen, welcher im Falle der 
unehelichkeit Erbe des Kindes iſt. Es hat die Einſicht der Erklärung jedem 
zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

E I 1475 Abſ 2 II 1493; M 4 671; P 4 474; 5 163. 


1. Iſt das Kind verſtorben, ſo erfolgt, da mit ſeinem Tode das hauptſächlichſte Intereſſe 
an einer baldigen und einheitlichen Entſcheidung über die Ehelichkeit fortgefallen iſt, die Anfech⸗ 
tung, ſofern fie nicht bereits durch Erhebung der Anfechtungsklage erklärt war (vgl. $ 1596 A1), 
durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht. Die Erklärung hat innerhalb der Friſt des 
$ 1594 zu erfolgen und ift unwiderruflich. Das Nachlaßgericht hat in Vertretung der Betei⸗ 
ligten die Anfechtungserklärung entgegenzunehmen und denjenigen Beteiligten, deren Erbrecht 
an dem Nachlaß des Kindes von der Ehelichkeit oder Unehelichkeit abhängt, Nachricht zu geben. 
Einem jeden Beteiligten, der ſich als ſolcher ausweiſt, ſteht es ferner frei, von der Anfechtungs⸗ 
erklärung Einſicht zu nehmen (vgl. 8 79 A 1, auch § 34 FGG). Mit Rückſicht auf die Bedeutung 
der Anfechtungserklärung iſt zur Sicherſtellung der Echtheit die Abgabe der Erklärung in 
öffentlich beglaubigter Form ($ 129) vorgeſchrieben. Durch die Anfechtungserklärung 
wird den Beteiligten die Möglichkeit gewährt, nunmehr in beſonderen Prozeſſen gegen 
diejenigen, die ihre durch die Unehelichkeit des Kindes bedingten Anſprüche beſtreiten, die 
Unehelichkeit mit einer auf die Prozeßparteien beſchränkten Wirkung feſtſtellen zu laſſen. Das 
gleiche Recht ſteht natürlich auch dem Ehemanne zu, der in dieſer Beziehung grundſätzlich 
keine andere Stellung einnimmt wie die übrigen Beteiligten. 
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8 1598 


Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann das 
Kind nach der Geburt als das ſeinige anerkennt). 


Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorſchriften des § 1595 Abſ 1. Die An⸗ 
erkennung kann auch in einer Verfügung von Todes wegen erfolgen. 

E I 1472 Satz 1 u. 3, 1474 Satz 1 u. 3 II 1489, 1491 Abſ 3; M 4 665, 668; P 4 470. 


1. Die Anerkennung des Kindes verſchafft ihm die Rechtsſtellung eines ehelichen, wenn 
es ſich um ein während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöfung der Ehe geborenes 
Kind handelt. Wegen dieſer rechtsbegründenden Wirkung der Anerkennung gilt für fie ebenſo 
fie für die Ehelichkeitserklärung und die Annahme an Kindes Statt (88 1724, 1742), daß 
ſte nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erklärt werden kann. 
Ein ſolcher Zuſatz würde die Anerkennung nichtig machen. Es kann nicht abweichend von dem 
natürlichen Kindesverhältnis ein nur für eine beſtimmte Zeit oder für eine beſtimmte Möglich⸗ 
keit beſtehendes Kindesverhaltnis geſchaffen werden. Eine beſtimmte Form iſt für die An⸗ 
erkennung nicht vorgeſchrieben. Sie iſt kein empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und braucht 
nicht ausdrücklich erklärt zu werden (RG 107, 236 — anders E 1 8 1472). Erforderlich iſt nur, 
daß die Kundgebung den Willen der Anerkennung klar erkennen läßt. Es genügt aber nicht, 
wenn der Ehemann nur bereit ift, das Kind tatfächlich als eheliches zu behandeln. Sein 
Wille muß darauf gerichtet ſein, die rechtliche Wirkung der Ehelichkeit herbeizuführen 
RS a. a. O.; Warn 1917 Nr 57). Ju der Anmeldung der Geburt beim Standes⸗ 
beamten iſt nicht ohne weiteres eine Anerkennung zu finden (RG JW ü 1904, 23612). Auch 
darin, daß der Ehemann das Kind auf feinen Namen anmeldet, iſt im Hinblick auf & 1706 
Abſ 2 nicht notwendig eine Anerkennung enthalten. Der Ehemann kann die Anerkennung 
noch nach dem Tode des Kindes und nach Erhebung der Anfechtungsklage, ſolange das die 
Unehelichteit feſtſtellende Urteil noch nicht rechtskräftig geworden iſt, erklären und es wird 
ihm, um ber Anerkennung Geltung zu verſchaffen, zu geſtatten ſein, das nach ſeinem Antrage 
ergangene Urteil durch Berufung anzufechten (ebenſo Staudinger $ 1596 A 6b). Iſt das 
Urteil bereits rechtskräftig geworden, ſo iſt er, wenn er dem Kinde die Rechte eines ehelichen 
verſchaffen will, auf die Annahme an Kindes Statt angewieſen. — Anerkennung vor der 
Geburt iſt wirkungslos (RG IW 1926, 1955˙, wo auch die Frage des Verzichts auf die An⸗ 
fechtung erörtert ıft). Die in einer Verfügung von Todes wegen erfolgte Anerkennung er⸗ 
langt Wirkſamkeit nur, wenn die Verfügung formgültig iſt und bis zum Tode des Ehemanns 
nicht zurückgenommen wird (beſtr.). 


8 1599 


Iſt die Anerkennung der Ehelichkeit anfechtbar“), jo finden die Vor⸗ 
ſchriften der SS 1595 bis 1597 und, wenn die Anfechtbarkeit ihren Grund in 
argliſtiger Täuſchung oder in Drohung hat, neben den Vorſchriften des 8 203 
Abſ 2 und des 8 206 auch die Vorſchrift des § 203 Abſ 1 entſprechende An⸗ 
wendung). 

E I 1478. II 1494; M 4 674; P 4 477. 


1. Die Anerkennung kann wie ein jedes andere Rechtsgeſchäft wegen Irrtums, Drohung 
oder argliſtiger Täuſchung angefochten werden, wegen Irrtums jedoch nur in beſchränktem 
Maße. Da die Anerkennung unter einer Bedingung unſtatthaft iſt (8 1598 Abf 2), fo iſt es 
auch unzuläſſig, ſie ſtillſchweigend von dem Vorhandenſein oder dem Nichtvorhandenſein 
beſtimmter Umſtände abhängig zu machen. Der Ehemann kann deshalb, wenn er einmal 
für Anerkennung des Kindes ſich endgültig entſchieden hat, ſeine Anerkennungserklärung 
nicht bloß eine vorläufige iſt, nicht einwenden, daß er irrtümlich das Kind als von ihm erzeugt 
angeſehen, daß er irrtümlich angenommen habe, während der Empfängniszeit ſeiner Ehefrau 
beigewohnt zu haben, daß er die Empfäugniszeit unrichtig berechnet habe und dergleichen 
(was regelmäßig damit begründet wird, daß es ſich um einen Irrtum im Beweggrund handle). 
Jede Anfechtung wegen Irrtums iſt ausgeſchloſſen, wenn die Anfechtungsfriſt verſtrichen iſt. 
Der Ehemann kann ſich nicht darauf berufen, daß er, weil er in einem Irrtum über die Vater⸗ 
ſchaft befangen geweſen, abſichtlich die Anfechtungsfriſt unbenutzt habe verſtreichen laſſen 
(anders betreffs der Erbausſchlagungsfriſt, RG 58, 81). Nur der Einwand bleibt ihm und den 
andern Beteiligten, daß die Ehe nichtig und das Kind aus dieſem Grunde ein uneheliches 
ſei oder das Kind nicht von der Ehefrau geboren ſei, da die Anerkennung nur auf die Erzeugung 
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durch den Ehemann ſich bezieht. Abgeſehen von den Fällen der Anfechtung iſt die An⸗ 
erkennung nicht widerruflich (val. jedoch für den Fall des Widerrufs des die Anerkennung 
enthaltenden Teſtaments § 1598 A 1 a. E.). . 

2. Hinſichtlich der Form der Anfechtung und der Frage, inwieweit die Anfechtung durch 
einen Vertreter ſtatthaft iſt, gelten die für die Anfechtung der Ehelichkeit in 88 1595—1597 
getroffenen Beſtimmungen. Die Anfechtung erfolgt hiernach durch Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage und nach dem Tode des Kindes durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht. Für 
die Anfechtung iſt die in §88 121, 124 beſtimmte Friſt einzuhalten, wodurch jedoch eine Ver⸗ 
längerung der Friſt des § 1594 nicht herbeigeführt werden darf (anders anſcheinend Stau⸗ 
dinger A 5c). Abweichend von 8 124 findet mit Rückſicht auf die zu erhebende Anfechtungs⸗ 
klage auch die Vorſchrift des S203 Abſt Anwendung, wonach der Lauf der Friſt bei 
Stillſtand der Rechtspflege in den letzten 6 Monaten der Friſt gehemmt iſt. 


S 1600 


Wird von einer Fran, die ſich nach der Auflöſung ihrer Ehe wiederver⸗ 
heiratet hat, ein Kind geboren, das nach den SS 1591 bis 1599 ein eheliches 
Kind ſowohl des erſten als des zweiten Mannes ſein würde, ſo gilt das Kind, 
wenn es innerhalb zweihundertundſiebzig Tagen nach der Auflöſung der 
früheren Ehe geboren wird, als Kind des erſten Mannes, wenn es ſpäter 
geboren wird, als Kind des zweiten Mannes !). 

E I 1479 II 1495; M 4 675; P 4 478. 


1. Hat ſich die Frau entgegen dem Verbot des § 1313 oder unter Befreiung von dieſem Ver: 
bot vor Ablauf von 10 Monaten ſeit der Auflöſung der Ehe oder ſeit dem im Aufgebotsurteil 
feſtgeſtellten Todestage des früheren Ehemanns (vgl. 8 1591 A 1) wiederverheiratet, jo kann 
der Fall eintreten, daß die Empfängniszeit des binnen 302 Tagen ſeit dieſem Zeitpunkt ge 
borenen Kindes ſowohl in die frühere Ehe als in die neue Ehe fällt. Zur Beſeitigung der 
hieraus ſich ergebenden Unzuträglichkeit der Vaterſchaft zweier ehelicher Väter ſtellt 5 1600 
es als enticheidend hin, ob das Kind innerhalb des Zeitraums von 270 Tagen oder ſpäter 
geboren iſt. Dieſe Regel greift aber nur Platz, wenn wirklich ein ſolcher Widerſtreit vorliegt, 
was nicht der Fall iſt, wenn auf Anfechtung des einen Ehemanns das Kind nach den Vor⸗ 
ſchriften der 88 1591 ff, als nicht von dieſem abſtammend erklärt iſt. Dem Ehemann iſt der 
Nachweis, daß das Kind den Umſtänden nach offenbar von ihm nicht erzeugt ſein kann, nicht 
beſchränkt, auch nicht den Beteiligten, ſoweit ſie überhaupt anfechtungsberechtigt ſind (a. A. 
Planck A 4; Blume A 4). Sind über die Frage der Vaterſchaft widerſprechende Entſcheidungen 
ergangen, fo muß es bei der Regel des $ 1600 verbleiben. Keine Regel gibt § 1600 für den 
Fall, daß ein Ehegatte in dem guten Glauben, die frühere Ehe ſei aufgelöſt, eine neue Ehe 
eingegangen iſt oder wenigſtens der zweite Ehegatte die neue Ehe für gültig angeſehen hat. 
Grundſätzlich würden, da hinſichtlich der Ehelichkeit des Kindes die für gültig gehaltene Ehe 
(Putativehe) nach 8 1699 Abſ 1 die Wirkungen der Ehe hat, die Vorſchriften der 88 1591—1593, 
1600 in gleicher Weiſe ſowohl für die erſte als die zweite Ehe gelten, was zu einer doppelten 
ehelichen Vaterſchaft führen müßte. Dieſe Vorſchriften heben ſich daher gegenſeitig auf (RG 
14. 1. 04 IV 123/03) und es bleibt nur übrig, die Vaterſchaft nach Wahrſcheinlichkeitsregeln 
zu beſtimmen, ſo daß als Vater derjenige anzufehen ift, der zur Zeit der Empfängnis tatſächlich 
in ehelicher Gemeinſchaft mit der Frau gelebt hat (ähnlich Riezler, Arch BürgR 38, 66ff.). 


Dritter Titel 
Unterhaltspflicht 


1. Der Unterhaltsanſpruch ſetzt die Unterhaltsbedürftigkeit auf ſeiten des Berech⸗ 
tigten und die Leiſtungsfähigkeit auf ſeiten des Verpflichteten voraus. Eine geſteigerte 
Unterhaltspflicht liegt hinſichtlich beider Vorausſetzungen den Eltern gegenüber den minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kindern ob (§8 1602 Abſ 2, 1603 Abſ 2). Ahnlich geregelt iſt die 
Unterhaltspflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau (§8 1360, 1361). Zur Begründung 
des Unterhaltsanſpruchs hat der den Unterhalt Fordernde außer dem Beſtehen des Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſes nur ſeine Bedürftigkeit nachzuweiſen, während es Sache des Ver⸗ 
pflichteten iſt, um des Anſpruchs ſich zu erwehren, feine Leiſtungsunfähigkeit darzutun oder 
nachzuweiſen, daß ein weiterer Verpflichteter vorhanden iſt, der vor ihm oder neben ihm 
haftet, ſo daß hierdurch ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. Der Nachweis, 
daß der weitere Verpflichtete leiſtungsunfähig iſt, iſt wiederum von dem Kläger zu führen 
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(. das Nähere hierüber in 88 1602 A 4, 1603 A 8, 1607 A 4). Zur Geltendmachung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs iſt nur der Berechtigte oder ſein geſetzlicher Vertreter, nicht ohne weiteres 
— abgeſehen von 8 627 ZPO — die Mutter für ihre Kinder befugt. Ein Vergleich zwiſchen 
den Ehegatten, wonach der Mann als Unterhalt für die Kinder beſtimmte Leiſtungen an die 
Frau zu gewähren hat, läßt indes die Auslegung zu, daß die Frau die Unterhaltung der Kinder 
übernommen hat und ſie danach aus eigenem Recht zur Einforderung der verſprochenen 
Leiſtungen befugt iſt (RG 24. 2. 21 IV 457/20). Die den Unterhaltsanſpruch benachteiligen ⸗ 
den Rechtshandlungen können, ſofern der Unterhaltsanſpruch damals bereits entſtanden war, 
nach Maßgabe des Anfechtungsgeſetzes, andernfalls nach 8 826 BGB (vgl. gi 74, 225) 
angefochten werden. Nicht ausgenommen von der Anfechtung iſt ein zwiſchen den Eheleuten 
geſchloſſener, die Gütertrennung einführender Ehevertrag, ſoweit dem nicht unterhaltspflich⸗ 
tigen Ehegatten bei der Auseinanderſetzung mehr an Vermögen zugewieſen iſt, als auf ſeinen 
Anteil entfällt (vgl. Recht 04, 513ff.; R& 57, 81; Henle in JW 06, 700 ff.). Hat jemand 
ſich weſentlicher Teile ſeines Vermögens entäußert, um auf dieſe Weiſe die von ihm zu unter⸗ 
haltenden Perſonen wegen ihres Unterhaltsanſpruchs zu ſchädigen, ſo verſtößt er damit gegen 
die guten Sitten und iſt nach $ 826 ſchadenserſatzpflichtig. Er muß ſich hinſichtlich der Unter⸗ 
haltspflicht ſo behandeln laſſen, als wenn die Entäußerung nicht ſtattgefunden hätte (RG 
17. 3. 21 IV 404/20). Verſchieden von dem Unterhaltsanſpruch aus 88 1601 ff. iſt der aus 
Auftrag, Geſchäftsführung ohne Auftrag oder aus andern Gründen zuſtehende Anſpruch 
auf Erſatz des gewährten Unterhalts. Die Beſtimmungen über Unverzichtbarkeit, 
Unpfändbarkeit finden auf dieſen Anſpruch keine Anwendung. Hat die getrennt lebende 
Ehefrau dem Manne gegenüber den Unterhalt der Kinder für eine beſtimmte Summe 
übernommen, ſo kann ſie nicht auf Grund des § 1614 Erhöhung der Summe fordern 
(RG IW 03 Beil 128286). Der durch 8 844 wegen Verkümmerung des geſetzlichen Unter⸗ 
halts gewährte Schadenserſatzanſpruch auf Entrichtung einer Rente ſteht in bezug auf Un⸗ 
pfändbarkeit (§ 850 Abf 1 Nr 2 ZPO), nicht aber in ſonſtigen Beziehungen dem geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsanſpruch gleich. — Die für den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch gelten⸗ 
den beſonderen Beſtimmungen können keine Anwendung finden auf den auf Vertrag 
beruhenden Unterhaltsanſpruch, ſofern nicht in dem Vertrage nur die geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht näher beſtimmt iſt. Gegenüber dem auf Vertrag beruhenden Unterhaltsanſpruch 
kann die Zuläſſigkeit der Aufrechnung (vgl. A 6) vereinbart werden. Der Formvorſchrift 
des § 761 iſt ein über die Grenzen der geſetzlichen Unterhaltspflicht nicht hinausgehendes 
Rentenverſprechen nicht unterworfen. Im übrigen kommt es für die Anwendbarkeit des 
$ 761 darauf an, ob durch das Unterhaltsverſprechen ein einheitliches Leibrentenſtammrecht 
geſchaffen iſt, aus welchem ſich die Verpflichtung zur Zahlung der einzelnen Renten von 
gleichmäßigem, durch die Verhältniſſe des Berechtigten oder Verpflichteten nicht beeinflußtem 
Betrage ergibt (RG Warn 1911 Nr 266; vgl. § 759 A 1, 81624 A 3). Im allgemeinen hat 
der über die geſetzliche Unterhaltspflicht zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten ge⸗ 
ſchloſſene Vertrag die Bedeutung, daß das Schuldverhältnis dauernd feſtgelegt werden ſoll 
und daß deshalb der Verpflichtete in Ermanglung eines ausdrücklichen oder ſti lſchweigenden 
Vorbehalts eine ſpätere Veränderung der Umſtände, durch welche ſeine Leiſtungsfähigkeit 
beſchränkt oder aufgehoben wird, nicht einwenden kann (RG Warn 1913 Nr 206). Jedoch 
kann im Zweifel als Wille der Beteiligten angenommen werden, daß das Unterhaltsver⸗ 
ſprechen nur ſo lange gelten ſoll, bis der Berechtigte wieder imſtande iſt, ſich ſelbſt und 
ſeine Familie zu erhalten (RG 28. 6. 05 IV 84/05). Ein Verſprechen des Vaters, dem 
Sohne monatlich einen beſtimmten Betrag zur Beſtreitung der Studienkoſten zukommen zu 
laſſen, iſt im Zweifel nicht dahin aufzufaſſen, daß ein klagbarer Anſpruch auf Zahlung 
dieſes Betrags hat begründet werden ſollen, der auch im Konkurſe des Vaters geltend gemacht 
werden könnte (SeuffA 65 Nr 248). Über den Einfluß der Geldentwertung vgl. unten Vor⸗ 
bem 7, über die Verjährung der Unterhaltsbeiträge § 197 A 2. 

2. Anwendungsgebiet. Die Grundſätze der SS 1601 ff. haben zum Teil eine über diefen 
Titel hinausgehende Bedeutung. Auf die Unterhaltspflicht der Ehegatten finden, 
abgeſehen von den Beſtimmungen in 88 1608, 1609, 1611 Abſ 2, die ſich ausdrücklich 
hierüber verhalten, nach 8 1360 Abſ 3 auch die Beſtimmungen der 88 1605, 16131615 
entſprechende Anwendung. Nicht anwendbar ift 8 1611 Abſ 1. Wegen der Unterhaltspflicht 
der Ehegatten ſiehe im übrigen $ 1602 A 2 u. 3 und 8 1603 A 3. Die aus der Annahme 
an Kindes Statt für den Annehmenden und das angenommene Kind ſich ergebende 
Unterhaltspflicht (58 1757, 1766) wird der geſetzlichen Unterhaltspflicht der Verwandten 
gleichbehandelt und unterliegt daher den Beſtimmungen des gegenwärtigen Titels, ebenſo 
die Unterhaltspflicht zwiſchen dem unehelichen Kinde und der Mutter nebſt ihren Ver⸗ 
wandten (8 1705). Eine eigenartige Regelung hat dagegen der Unterhaltsanſpruch des 
unehelichen Kindes gegen den Vater in §§ 1708 ff. erfahren. Dieſer Unterhaltsanſpruch 
ſetzt, abgeſehen von dem beſonderen Falle des § 1708 Abf 2, weder Bedürftigkeit noch 
Leiſtungsfähigkeit voraus. Bemerkenswert iſt, daß hinſichtlich der nach 8 850 Abf 4 80 
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und 8 da Lohn Bh nur der Pfändung wegen geſetzlicher Unterhaltsforderungen unter⸗ 
worfenen Bezüge der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes hinter den der Familien⸗ 
mitglieder zurücktritt (vgl. $ 1708 A 2). Über die Unterhaltspflicht des Erben |. § 1969. 

3. Räumlicher Geltungsbereich. Nach Art 19 EG wird das Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Eltern und dem ehelichen Kinde, wenn der Vater oder die überlebende Mutter die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſitzt oder unter Beſtehenbleiben der Reichsangehörigkeit des Kindes 
beſeſſen hat, nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die zwiſchen 
den Eltern und dem ehelichen Kinde beſtehende Unterhaltspflicht (RG LZ 1923, 449), und 
zwar nicht nur für die Unterhaltspflicht der Eltern, ſondern auch für die des Kindes (a. A. 
Niedner A 40 zu Art 19). Darüber, nach welchen Geſetzen die Unterhaltspflicht zwiſchen den 
ſonſtigen Verwandten auf- und abſteigender Linie zu beurteilen iſt, fehlt es an einer geſetzlichen 
Regel. Es wird davon auszugehen ſein, daß der den Unterhalt Fordernde die Anwendung der 
für den Verpflichteten nach deſſen Staatsangehörigkeit geltenden Geſetze ſich gefallen laſſen muß. 
Die Anwendbarkeit des Heimatsrechts des Verpflichteten kann aber nicht dahin führen, daß 
der Unterhaltsberechtigte eine Berechtigung gewinnt, die ihm nach ſeinem eigenen Heimatsrecht 
überhaupt nicht zukommt. Ein Unterhaltsanſpruch kann deshalb von einem Ausländer gegen 
einen Inländer nur geltend gemacht werden, wenn der Anſpruch in beiden Rechten anerkannt 
iſt (vgl. E des EG 1 8 12, ITS 2258, III § 2377). Für die nähere Ausgeſtaltung des Unter- 
haltsanſpruchs wird dagegen das Heimatsrecht des Verpflichteten als entſcheidend anzuſehen 
ſein. Hat der Verpflichtete einen mehrfachen Wohnſitz, ſo kann der Berechtigte ihn nach dem 
Recht desjenigen Wohnorts in Anſpruch nehmen, das für ſeinen Anſpruch das günſtigſte iſt 
(RG 13. 3. 02 IV B 16/02). Verweiſt das an ſich maßgebende ausländiſche Recht bezüglich 
der Unterhaltspflicht auf das inländiſche Recht, ſo wird dieſes anwendbar. Über die Unterhalts⸗ 
pflicht der Ehegatten und des natürlichen Vaters ſiehe die beſonderen Beſtimmungen in Artt 14 
und 20 EG (vgl. $ 1360 A 11; Vorbem 2 vor $ 1705). 

4. Übergangsvorſchriften. Aus der Natur der Unterhaltspflicht, die nicht als eine ein⸗ 
heitliche, ſondern als eine bei Vorhandenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen fort und fort 
ſich erneuernde Verbindlichkeit aufzufaſſen iſt, ergibt ſich, daß für Unterhaltsanſprüche, die in 
die Zeit nach dem 1. Jan. 1900 fallen, nur das neue Recht maßgebend ſein kann (RG 46, 65; 
49, 155; JW 1902, 72; Gruch 44, 1108). Die nach preußiſchem Recht (ALR II 3 88 15 ff.) 
beſtandene Unterhaltspflicht der Geſchwiſter hat daher unter der Herrſchaft des BGB aufgehört 
(RG JW 00, 431), und zwar auch dann, wenn fie (als eine nach früherem Recht begründete) 
durch Urteil zuerkannt war. War dieſe Unterhaltspflicht durch Vertrag übernommen, ſo iſt 
entſcheidend, ob hierbei der Gedanke an die geſetzliche Unterhaltspflicht nur als 5e e 
mitgewirkt hat, oder ob fie — was nicht ohne weiteres angenommen werden darf — Bedin- 
gung der Willenserklärung geweſen iſt (RG 7. 5. 02 IV 48/02). Ein über die Unterhaltspflicht 
vor dem 1. Jan. 1900 zwiſchen Eheleuten geſchloſſener Vertrag wird 50 Art 199 EG unwirk⸗ 
ſam, wenn er den Beſtimmungen des BGB widerſtreitet (RG 28. 9. 05 IV 148/05). Die Unter- 
haltspflicht des geſchiedenen Ehegatten hat die Eigenſchaft einer ſchuldrechtlichen Verpflich 
tung, die mit dem Tage des den Ehegatten für ſchuldig erklärenden, ſpäter rechtskräftig ge⸗ 
wordenen Urteils entſtanden iſt (RG 13. 1. 02 IV 299/01). Fällt dieſer Tag vor den 1. Jan. 1900, 
ſo bleibt das frühere Recht anwendbar. Die durch Einkindſchaftsvertrag begründete Unter⸗ 
haltspflicht bleibt auch nach Inkrafttreten des BOB beſtehen, vorausgeſetzt, daß der Ein⸗ 
kindſchaftsvertrag nur vermögensrechtliche Bedeutung hatte (RG Gruch 47, 185). 

5. Offentliches Recht. Die familienrechtliche Unterhaltspflicht und die öffentlich rechtliche 
Unterſtützungspflicht find voneinander unabhängig. Nach dem RGeſ. über den Unter- 
ſtützungswohnſitz v. 30. 5. 1908 konnte der auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch ge⸗ 
nommene Verwandte ſeine Verpflichtung nicht deshalb ablehnen, weil der den Unterhalt 
Fordernde bereits Armenunterſtützung erhielt. Ebenſowenig konnte der Armenverband die 
Unterſtützung aus dem Grunde verweigern, weil der Arme einen Unterhaltsauſpruch gegen 
ſeine Verwandten hat. Der Armenverband war jedoch befugt, dieſen Unterhaltsanſpruch, 
um hierdurch Erſatz der von ihm aufgewandten Koſten zu erlangen, geltend zu machen 
(8 62 UWG). Gegen den Unterſtützten ſelbſt konnte nach den Vorſchriften des BGB ein 
Erſatzanſpruch von dem Armenverbande nur erhoben werden, wenn er in der irrigen An⸗ 
nahme einer ihm obliegenden Verpflichtung (88 812, 814) die Unterſtützung gewährt 
hatte, während der Unterſtützte nicht hilfsbedürftig war, ſondern zur Zeit der Unterſtützung 
ausreichende Mittel zur Beſtreitung des Unterhalts beſaß (vgl. RG 72, 336), oder wenn 
die wegen vorübergehender Hilfsbedürftigkeit gewährte Unterſtützung nur die Eigenſchaft 
eines Vorſchuſſes hatte. In erſter Linie kam jedoch nach Art 103 EG das Landesrecht 
zur Anwendung. Für das preußiſche Recht nahm das RG (75, 84; 76, 69) an, daß durch 
$ 68 Abſ 2 des AG in der Faſſung des Gef v. 11. 7. 91 dem Armenverband allgemein 
ein materiellrechtlicher Erſatzanſpruch gegen den Unterſtützten und ſeine damals unterhalts⸗ 
pflichtigen Angehörigen (ohne eine dem § 1613 entſprechende Beſchränkung) verliehen war. 
Der Erſatzanſpruch gegen den Unterſtützten ſetzte nach der Praxis des preußiſchen Rechtes 
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(RG Gruch 24, 513) voraus, daß dieſer nicht ſogleich wieder in die Lage geriet, Armenunter⸗ 
ſtützung in Anſpruch nehmen zu müſſen. Zuläſſig war es, daß der Armenverband (Guts⸗ 
vorſteher) zur Vermeidung einer armenrechtlichen Unterſtützung mit dem Bedürftigen einen 
privatrechtlichen Vertrag abſchloß, in welchem er dieſem eine gleichwertige Unterſtützung ge⸗ 
währte, anderſeits ihm die Verpflichtung auferlegte, ſeinem bisherigen Unterſtützungswohnſitz 
fernzubleiben (RG 22. 10. 10 IV 711/09). Das UWG iſt aufgehoben durch §29 der VO über 
die Fürſorgepflicht v. 13. 2. 24, in Kraft getreten am 1. 4. 1924, abgeändert durch 
RGeſ v. 9. 6. 26. Danach werden die Verpflichtungen Dritter, einen Hilfsbedürftigen zu unter- 
ſtützen, durch die Neureglung nicht berührt. Der Fürſorgeverband, der auf Grund der VO (88 1,6 
daſ.) einen Hilfsbedürftigen unterſtützt hat, kann zum Erſatze Rechtsanſprüche, die dieſer 
einem Dritten gegenüber hat, in dem Maße und unter denſelben Vorausſetzungen geltend 
machen wie der Hilfsbedürftige ſelbſt (§ 21). In den Grenzen des notdürftigen Unterhalts 
kann der Fürſorgeverband Erſatz feiner Aufwendungen von den Kindern des Hilfsbedürf⸗ 
tigen auch dann verlangen, wenn fie nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts ($ 1603 
BGB) lediglich deshalb nicht unterhaltspflichtig ſind, weil fie ſonſt ihren ſtandesgemäßen 
Unterhalt gefährden würden. Das gilt nicht, wenn der in Anſpruch Genommene aus dem 
gleichen Grunde nicht verpflichtet iſt, feiner Ehefrau oder feinen Kindern den ſtandesgemäßen 
Unterhalt zu gewähren, oder wenn durch die Erſatzleiſtungen ſein Fortkommen oder das 
ſeiner Ehefrau oder Kinder unbillig erſchwert würde (§ 22). Auf Antrag des vorläufig oder 
endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes kann der Unterhalts⸗ oder Erſatzpflichtige im 
Verwaltungswege zum Koſtenerſatz oder zur Erfüllung ſeiner Unterhaltspflicht angehalten 
werden (§ 23). Das Land beſtimmt im Rahmen der reichsrechtlichen Vorſchriften, inwie⸗ 
weit ein Hilfsbedürftiger, der zu hinreichendem Vermögen oder Einkommen gelangt, oder 
deſſen Erbe die aufgewendeten Koſten dem Fürſorgerverbande zu erſetzen hat (825). Über- 
gangsvorſchriften ſind in $ 36 getroffen. Für Preußen ergingen die AusfVO v. 17. 4. 24 
und zu deren Anderung das Geſ v. 17. 2. 26. §8 49—54 des Jugendwohlfahrtsgeſ v. 9. 7. 22, 
welche die öffentliche Unterſtützung hilfsbedürftiger Minderjähriger geregelt hatten, ſind durch 
Art 2 der VO über das Inkrafttreten des WO dv. 14. 2. 24 wieder aufgehoben worden. 
Maßgebend find auch in dieſer Hinſicht nunmehr die VO v. 13. 2. 24 und die gemäß 8 6 dal. 
erlaſſenen Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge v. 
4. 12. 24. — Von ſonſtigen die Unterhaltspflicht betreffenden Beſtimmungen ſind aus dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts zu erwähnen: Von der Schenkungsſteuer find nach 8 22 
Nr 14 ErbſchSt in der Faſſung v. 22. 8. 25 Zuwendungen unter Lebenden zum Zwecke 
des angemeſſenen Unterhalts oder zur Ausbildung befreit. Hinſichtlich der Einkommenſteuer 
ſind Aufwendungen zum Unterhalte der Familienangehörigen nach § 18 Abſ 1 Nr 2 Gef v. 
10. 8. 25 nicht abzugsfähig. Anſpruch auf Entſchädigung haben nach 88 1, 2 RGeſ betr. die 
Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen v. 20. 5. 1898 
und nach 58 1,3 RGeſ betr. die Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft v. 
14. 7. 04 auch diejenigen, denen der Verurteilte (Verhaftete) kraft Geſetzes unterhaltspflich⸗ 
tig war. 

6. Prozeßrecht. Die Klage auf Gewährung von Unterhalt kann wie eine jede Klage auf 
wiederkehrende Leiſtungen nicht bloß wegen des fällig gewordenen Unterhalts, ſondern auch 
lediglich wegen der ſpäter fällig werdenden Leiſtungen erhoben werden (§ 258 3PO). Das 
die Unterhaltsbeiträge zuſprechende Urteil iſt, ſoweit dieſe nicht auf eine frühere Zeit als das 
letzte Vierteljahr vor der Klageerhebung entfallen, von Amts wegen für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären ($ 708 Nr 6). Tritt nach der Verurteilung eine weſentliche Veränderung der für 
die Zuerkennung der Unterhaltsbeiträge, der Höhe und der Dauer maßgebend geweſenen 
Verhältniſſe ein, ſo kann die Abänderung des Urteils für die Zeit nach Erhebung der Klage 
nach $ 323 — nicht im Wege der Vollſtreckungsklage (RG 52, 344) — beantragt werden. 
Dieſe Beſtimmung findet nach dem Gef. v. 13. 8. 19 auch Anwendung auf die vollſtreckbaren 
Schuldtitel des § 794 Nr 1, 2 und 5. Die Aberkennung des Unterhaltsanſpruchs ſteht der 
Erhebung einer neuen Klage auf Grund veränderten Sachverhalts nicht entgehen. Wegen 
der Geldentwertung |. Vorbem 7. Über die Regelung der Unterhaltspflicht kann nach 8 940 
(im Eheprozeß auf Grund des $ 627) eine einſtweilige Verfügung ergehen, welche 
dem Unterhaltspflichtigen die Entrichtung des Unterhaltsbedarfs auferlegt. Der Richter 
iſt nicht etwa durch § 940 gezwungen, den Unterhalt nur nach dem Notbedarf zu be⸗ 
meſſen (RG 16. 3. 05 IV 27/05). Die Pfändungsbeſchränkungen, die für die in 8 850 
Nr 7—9 bezeichneten Bezüge gelten, fallen nach dem Gef v. 26. 10. 22 fort, wenn die 
Pfändung wegen des den Verwandten, dem Ehegatten oder früheren Ehegatten für die 
Zeit nach Klageerhebung oder das vorausgehende letzte Vierteljahr geſetzlich geſchuldeten 
Unterhalts beantragt wird. Die Pfändung des Unterhaltsanſpruchs felbft ift nach § 850 
Ab 1 Nr 2 (vgl. auch Nr 3 u. 4) ZPO unzuläſſig. Damit iſt nach §8 400 u. 394 
auch die Abtretung und Aufrechnung ausgeſchloſſen. Aufgerechnet werden kann auch nicht 
mit einer Forderung auf Rückzahlung des früher zuviel gezahlten Unterhalts. Das Verbot 
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der Aufrechnung darf nicht dadurch umgangen werden, daß der Unterhaltspflichtige den zum 
Unterhalt zu leiſtenden Geldbetrag auszahlen, aber ſogleich nach der Auszahlung wegen einer 
Gegenforderung wieder pfänden laßt. Durch die Abänderungs O v. 7. 1. 24 über Lohn⸗ 
pfändung iſt auf den Unterhalt, den der Schuldner ſeinem Ehegatten, ſeinen Verwandten 
oder einem unehelichen Kinde zu entrichten hat, inſofern Rückſicht genommen, als der un⸗ 
pfändbare Teil des 30 Goldmark für die Woche überſteigenden Lohubetrags, der ſonſt ein 
Drittel ausmacht, ſich für jeden Unterhaltsberechtigten um ein Sechſtel bis zum Höchſtbetrage 
von zwei Drittel erhöht. Die Geltungsdauer der VO iſt durch Geil v. 17. 12. 26 bis zum 
31. 12. 28 erſtreckt. Im Konkursverfahren kann ein familienrechtlicher Unterhaltsanſpruch 
für die Zukunft nicht geltend gemacht werden ($ 3 Abſ 2 KO). Über Unpfändbarkeit der 
Anſprüche aus der Reichsverſicherungsordnung |. $ 119 dieſes Geſetzes. 

7. Aufwertung von Unterhaltsanſprüchen. Sie richtet ſich nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des bürgerlichen Rechts, wie ſie in der Rechtſprechung, insbeſondere der des Reichs⸗ 
gerichts, entwickelt ſind (vgl. 88 62, 63 Aufw®). 1. Unterhaltsrenten. Die rechtliche 
Möglichkeit einer Berückſichtigung der Geldentwertung boten zunächſt bei Rentenurteilen 
die Vorſchriften des 8323 Abſ 1—3 ZPO, da die Einwirkungen des Krieges auf die Wirt⸗ 
ſchaftslage und namentlich der eingetretene Währungsverfall als weſentliche Anderungen 
der Verhältniſſe i. S. des § 323 Abſ 1 anzuſehen ſind (RG Warn 1921 Nr 149). Nach dem 
durch die Novelle v. 13. 8. 19 eingefügten Abſ 4 finden die Beſtimmungen in Abf 1—3 auch 
Anwendung auf gerichtliche Vergleiche und vollſtreckbare gerichtliche und notarielle 
Urkunden, ſoweit in ihnen Rentenleiſtungen übernommen find. Damit iſt zunächſt nichts 
anderes gejagt, als daß prozeſſual die vollſtreckbare Urkunde der Abänderbarkeit der Rente 
nicht entgegenſteht. Ob eine Aufwertung tatſächlich ſtattzufinden hat, entſcheidet ſich hier 
nach den Grundſätzen des materiellen Rechts, die für das in der Urkunde geregelte Vertrags⸗ 
verhältnis der Beteiligten maßgebend ſind. In dieſer Beziehung hat der 4. Zivilſenat des 
Reichsgerichts bereits in dem Urteil v. 26. 5. 21 (JW 1921, 10806) ausgeſprochen, daß bei der 
in einem gerichtlichen Vergleich erfolgten Feſtſetzung einer Unterhaltsrente den Gegenſtand 
des Vergleiches im Grunde genommen nicht der vereinbarte Betrag bilde, ſondern die für 
den Unterhaltsberechtigten zu ſchaffende Möglichkeit, ſich eine gewiſſe Menge von Dingen, 
die er zur Friſtung ſeines Lebens unbedingt nötig habe, zu verſchaffen, daß ſich das Maß 
der Leiſtung alſo nach dem jeweiligen Stande des Geldwerts beſtimme und daß, wenn nach 
der Feſtſetzung hierin eine ſo weſentliche Anderung eintrete, daß mit dem angeſetzten Betrag 
die Beſchaffung der bezeichneten Dinge nicht mehr möglich ſei, der ganze Zweck des Vergleichs 
vereitelt werde. Da als Regel angenommen werden könne, daß ſolches dem Willen der Be⸗ 
teiligten nicht entſpreche, müſſe inſoweit eine ergänzende Vertragsauslegung eintreten. Die 
dargelegten Grundſätze haben, wie ſich aus der Natur der Sache ohne weiteres ergibt, auch 
bei privatſchriftlichen Vergleichen und Verträgen, durch welche die Leiſtung von Unter⸗ 
haltsrenten übernommen wird, Anwendung zu finden; in dieſem Sinne wohnt jedem Unter⸗ 
haltsvertrag „regelmäßig die elausula rebus sic stantibus ſtillſchweigend inne“ (R 106, 
235). Andert ſich der Geldwert derart, daß es dem Berechtigten auch nicht annähernd mehr 
möglich ift, aus der feſtgeſetzten Rentenſumme ſich das beſtimmte Maß des zum Unterhalt 
Notwendigen anzuſchaffen, ſo wird durch Zahlung einer gleichbleibenden Rente das nicht 
mehr erfüllt, was die Parteien gewollt haben. Die Rente iſt in ſolchen Fällen aufzuwerten; 
die rechtliche Grundlage der Aufwertung bilden die Vorſchriften der § 157, 242 BGB. 
Hieran hat das Reichsgericht in ſtändiger Rechtſprechung, und zwar nicht nur bei den auf 
familienrechtlicher Grundlage beruhenden Unterhaltsrenten, ſondern auch z. B. bei Unfall⸗ 
renten, feſtgehalten (vgl. die Zuſammenſtellung der Urteile in RG 108, 294, ferner 107, 
215; JW 1923, 6002; 1925, 3503; Warn 1923/24 Nr 77, 78, 115; 1925 Nr 1, 103; LZ 1922 
399). Keinen Unterſchied macht es dabei, ob die Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht 
verfprochen oder näher geregelt oder ob die Verpflichtung durch einſeitiges Verſprechen frei⸗ 
willig übernommen wird (RG IW 1925, 349°; Warn 1923/24 Nr 116, 169). Auch bei Leib⸗ 
rentenverträgen iſt, wenn die Rentenpflicht an die Stelle der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
tritt, die Aufwertung zuläſſig (Rö Warn 1923/24 Nr 117, bez. eines Ausſtattungsrenten⸗ 
verſprechens vgl. Rc 111, 286). Ein in dem Vertrag enthaltener Verzicht des Verechtig⸗ 
ten auf weitere Anſprüche iſt, ſofern geſetzlich zuläſſig, im Zweifel nicht dahin zu verſtehen, 
daß damit jede ſpätere Erhöhung der Rente, wenn ſie nach eingetretener Geldentwertung 
zur Erfüllung des Vertragszwecks erforderlich erſcheint, hat ausgeſchloſſen ſein ſollen (RG 
106, 236; J Wẽ̃ 1921, 10806; Warn 1923/24 Nr 116, 141; Seuffa 77 Nr 84, 104). Anders 
wenn die Parteien die Rente ein für alle Mal wertbeſtändig feſtgeſetzt haben (RG Warn 1926 
Nr 147). — Liegt bereits ein auf Vertrag oder Vergleich beruhendes Rentenurteil vor, ſo 
bleibt es dem Berechtigten unbenommen, die Anpaſſung an die Geldentwertung im Wege 
der Umwandlungsklage nach 8323 Abſ 1 ZPO (gegebenenfalls nach Abſ 4) herbeizuführen, 
was aber nur für die Zeit nach der Klageerhebung möglich iſt (Abſ 3 daſ.). Auch hier iſt die 
Frage der Abänderbarkeit von dem Geſichtspunkt des Vertragszwecks (Vertragswillens) 
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aus zu prüfen (NG Gruch 68, 386; L 1922, 294). Entſprechend dem jetzt allgemein an⸗ 
erkannten Satze, daß die! Rechtskraft des über einem Papiermarkbetrag ergangenen Urteils 
einer Aufwertung in einem zweiten Rechtsſtreit nicht entgegenfteht, kann aber der Berech⸗ 
tigte auch, ohne an die Erforderniſſe des $ 323 ZPO gebunden zu fein, auf Grund der 
88 157, 242 BGB die Aufwertung der Rente ſelbſtändig mit einer neuen Klage fordern 
(RE 110, 100; JW 1926, 525; 25. 1. 26 IV 427/25). Das gilt ſelbſt gegenüber Vorkriegs⸗ 
urteilen und ſolchen, die vor der Inflationszeit ergangen find (RG 114, 193). — Da die 
Rentenanſprüche nach § 63 Abſ 2 Nr 3 Aufwch nicht als Vermögensanlagen gelten, unter⸗ 
liegt ihre Aufwertung keiner Beſchränkung hinſichtlich ihrer Höhe (Abſ 1 daf.). Das Maß der 
Aufwertung beſtimmt ſich nach dem Umfang der Bedürfniſſe des Rentenempfängers, zu deren 
Befriedigung die Rente dienen ſoll. Nach dieſem ihrem Zweck entſcheidet ſich insbeſondere 
auch, ob ſie im Rahmen des ſtandesgemäßen oder nur des notdürftigen Unterhalts aufzu⸗ 
werten iſt. Im allgemeinen ſind die Reichsrichtzahlen unter Berückſichtigung des ſog. Ver⸗ 
armungsfaktors zugrundezulegen. In Betracht zu ziehen ſind aber nicht lediglich die Ver⸗ 
hältniſſe des Berechtigten, ſondern auch die des Rentenſchuldners, ſo daß zu fragen iſt, ob 
und wieweit ſich ſein Einkommen oder der empfangene Gegenwert wertbeſtäudig erhalten 
haben (RG 107, 217; JW 1921, 10806; 1923, 45%; Warn 1923/24 Nr 36, 116). Ob der 
Rentenempfänger ſich die Beträge wertbeſtändig erhalten konnte, hat außer Betracht zu 
bleiben, da ſie ihrer Natur nach zum ſofortigen Verbrauch beſtimmt ſind (RG 23. 9. 26 IV 
28/26). Über die Aufwertung dinglich geſicherter Unterhaltsforderungen ſ. 8 10 Abf 1 Nr 3 
AufwG, über die anderweite Feſtſetzung der Geldbezüge aus Altenteilsverträgen ſ. RGeſ 
v. 18. 8. 23. 2. Abfindungsverträge. Iſt der Unterhaltsberechtigte z. B. in den Fällen 
der 881580 und 1714 (vgl. im übrigen § 1614) durch Zahlung eines Kapitals abgefunden, 
ſo wird man in Übereinſtimmung mit der — vielfach beſtrittenen — Rechtſprechung des 
Reichsgerichts die Aufwertbarkeit der Abfindungsſumme dann verneinen müſſen, wenn, 
was die Regel bildet, der Unterhaltsanſpruch durch die Kapitalzahlung völlig abgelöſt, das 
Verpflichtungsverhältnis alſo erloſchen ſein ſollte und nicht etwa nur die Vorauszahlung 
der kapitaliſierten Rente unter Aufrechterhaltung des Anſpruchs ſelbſt oder unter Über⸗ 
nahme der Gewähr dafür, daß der Ertrag des Kapitals zur Verſorgung ausreiche, beablich- 
tigt war (RG 106, 396; JW' 1925, 350°; Warn 1925 Nr 104, ebenſo Staudinger 51714 A 11). 
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Verwandte in gerader Linie ſind verpflichtet, einander Unterhalt zu 
gewähren! ). 
E I 1480 II 1496; M 4 678; P 4 478. 


1. Nach BGB beſteht allgemein eine gegenſeitige Unterhaltspflicht zwiſchen den Ver⸗ 
wandten in gerader Linie (aufiteigender oder abſteigender Linie) ohne Unterſchied des Grades, 
was inſofern von der Regelung des Pflichtteilsrechts abweicht, als nur die Eltern, nicht die wei⸗ 
teren Verwandten aufſteigender Linie als pflichtteilsberechtigt erklärt find (§ 2303). Die gegen⸗ 
ſeitige Unterhaltspflicht der Geſchwiſter iſt in das BGB nicht übernommen. Ein Kind kann 
deshalb von den Eltern zur Unterhaltsgewährung inſoweit nicht herangezogen werden, als 
deren Unterhaltsbedürftigkeit darauf beruht, daß die noch erwerbsunfähigen Geſchwiſter 
dieſes Kindes von ihnen zu unterhalten ſind. Anzuerkennen iſt jedoch das Beſtehen einer 
ſittlichen Pflicht für die Geſchwiſter, ſich in Notfällen zu unterſtützen, und es koͤnnen deshalb 
die in Erfüllung dieſer Pflicht gewährten Unterſtützungen nicht wegen Irrtums, weil der 
Leiſtende ſich für rechtlich verpflichtet hielt, zurückgefordert werden (8 814, vgl. 8 1624 Abſ 1). 
Unter Verwandten gerader Linie im Sinne des 8 1601 ſind im allgemeinen nur diejenigen 
zu verſtehen, welche durch eheliche Abſtammung miteinander verwandt ſind. Uneheliche 
Kinder haben indes im Verhältnis zu der Mutter und deren Verwandten die rechtliche Stel⸗ 
lung eines ehelichen Kindes ($ 1705), können alſo gegen die Mutter und deren Verwandte die⸗ 
ſelben Unterhaltsanſprüche erheben wie ein eheliches Kind. Kinder aus einer vermeintlichen 
Ehe (Putativehe) gelten als ehelich und ſind demgemäß auch hinſichtlich des Unterhaltsan⸗ 
ſpruchs den ehelichen Kindern vollſtändig gleichgeitellt (8 1700). Auch in dem Falle, daß beide 
Ehegatten bei der Eheſchließung die Nichtigkeit der der äußeren Form nach beſtehenden Ehe ge- 
kannt haben, in welchem Falle das Kind nicht als ehelich gilt, unterſcheidet ſich feine Rechts⸗ 
ſtellung von der des unehelichen Kindes darin, daß es von dem Vater (nicht bloß der Mutter) 
Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen kann (§ 1703). Das an Kindes Statt angenom⸗ 
mene Kind hat einen Unterhaltsanſpruch nach 88 1757, 1764—1766 ſowohl gegen den An- 
nehmenden, der in erſter Linie haftet, als gegen ſeine leiblichen Verwandten. Desgleichen 
iſt dem Annehmenden ein Unterhaltsanſpruch gegen das Kind gegeben. Eine geſetzliche 
Unterhaltspflicht der Schwiegereltern oder Schwiegerkinder iſt nicht anerkannt. Ein der⸗ 
artiger Unterhalt kann auch nicht auf dem Wege erreicht werden, daß z. B. der Ehemann 
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bei Forderung des Unterhalts gegenüber feinen Eltern das Unterhaltsbedürfnis feiner Frau 
mit in Anſchlag bringt (vgl. §§ 1604 A 1, 1610 A 3). 

2. Als Unterhaltsverpflichtete können, da der Unterhaltsanſpruch nach $ 1601 an ſich 
gegen ſämtliche Abkömmlinge und Vorfahren geht, mehrere Perſonen in Betracht kommen. 
Es bedarf deshalb der Regelung, in welcher Reihenfolge und in welchem Maße die Verpflich⸗ 
teten neben⸗ oder nacheinander haften. Dieſe Regelung iſt in den 88 1606—1608 erfolgt. 
Ebenſo kann es vorkommen, daß dieſelbe Perſon dem Unterhaltsanſpruch mehrerer Be⸗ 
rechtigter ausgeſetzt iſt, worüber in $ 1609 nähere Beſtimmungen getroffen ſind. 

3. Erfüllt wird der Unterhaltsanſpruch durch tatſächliche Gewährung des Unter⸗ 
halts, auch wenn der Unterhalt von einem Nichtverpflichteten geleiſtet wird, nicht ſchon da⸗ 
durch, daß der Verpflichtete zugunſten des Unterhaltsberechtigten ein Abkommen mit einem 
Dritten wegen Entrichtung des Unterhalts trifft oder daß ein Dritter die Unterhaltsgewährung 
zuſagt (RG Warn 1923/24 Nr 19, wo ausgeſprochen iſt, daß, wenn der Unterhalt auf Grund 
eines ſolches Vertrages von dem Dritten tatſächlich gewährt wird, der Unterhaltspflichtige 
ſelbſt in Wahrheit den Unterhalt leiſtet, vgl. indes 8 1602 A 1). 


8 1602 


Unterhaltsberechtigt iſt nur, wer außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten!). 

Ein minderjähriges unverheiratetes Kind kann von ſeinen Eltern, auch 
wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhalts inſoweit verlangen, 
als die Einkünfte ſeines Vermögens und der Ertrag ſeiner Arbeit zum Unter⸗ 
halte nicht ausreichen? 5). 

E I 1481 Abſ 1, 3 II 1497; M 4 680; P 4 478. 


1. Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruchs iſt die Bedürftigkeit des Berechtigten, d. h. 
daß er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. Dieſe Vorausſetzung liegt vor, 
wenn er feinen Unterhalt weder aus feinem Vermögen (ſoweit es wirtſchaftlich zu ver⸗ 
werten, vgl. R Warn 1921 Nr 101 unter 8), noch aus dem Ertrage feiner Arbeit oder 
geſchäftlichen Tätigkeit beſtreiten kann. Für die Beurteilung, ob das Vermögen zur Be⸗ 
ſtreitung des Unterhalts ausreicht, kommt es nicht ſowohl darauf an, ob das Vermögen in der 
Weiſe, wie der Unterhaltsbedürftige es verwertet, tatſächlich Einnahmen gewährt, ſondern 
darauf, ob das Vermögen zur Beſtreitung des Unterhalts nutzbar gemacht werden kann. Von 
dem Unterhaltsbedürftigen iſt zu verlangen, daß er diejenigen Einnahmen aus ſeinem Ver⸗ 
mögen zieht, die bei verſtändiger Verwaltung gezogen werden können, und daß er nötigenfalls 
durch Verkauf oder andere Verwertung des Vermögens die zur Beſtreitung des Unterhalts 
notwendigen Mittel gewinnt. Eine gänzlich unwirtſchaftliche Verwertung iſt ihm natürlich nicht 
zuzumuten. Hat der Bedürftige Forderungen gegen Dritte, jo iſt es feine Pflicht, fie 
geltend zu machen und zur Einziehung zu bringen. Von Bedeutung iſt dies beſonders, 
wenn er wegen eines erlittenen Unfalls Schadenserſatz beanſpruchen kann. Soweit er durch 
dieſen Anſpruch wegen ſeines Unterhalts geſichert iſt, kann er nicht ſeine Verwandten auf 
Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht in Anſpruch nehmen (RG Warn 08 Nr 221). 
Zu berückſichtigen iſt auch eine Forderung, die dem Bedürftigen aus dem Grunde zuſteht, 
daß durch einen zu ſeinen Gunſten geſchloſſenen Vertrag zwiſchen dem Unterhaltspflichtigen 
und einem Dritten die Unterhaltspflicht von letzterem übernommen iſt (RG Warn 1916 
Nr 284). In dem Rechtsſtreit über die Unterhaltspflicht iſt nebenſächlich auch über das 
Beſtehen und die Einziehbarkeit einer Forderung des Bedürftigen Entſcheidung zu treffen, 
die naturgemäß nur eine vorläufige ſein kann. Wird entgegen dieſer Entſcheidung ſpäter 
im Prozeſſe des Bedürftigen gegen den Schuldner die Forderung aberkannt oder ergibt ſich 
tatſächlich ihre Uneinziehbarkeit, fo kann aus dieſem Grunde (vgl. $ 323 ZPO) ein neuer 
Unterhaltsanſpruch erhoben werden. Iſt übrigens der Unterhaltspflichtige ſelbſt der Schuld⸗ 
ner, ſo kann er ſich auf das Beſtehen diefer Forderung, da es ſeine Sache fein würde, den 
Gläubiger zu befriedigen, nicht berufen. Ebenſowenig kann der Ehemann feine den Unter⸗ 
halt fordernde Ehefrau auf eine Forderung verweiſen, deren Einziehung ihm ſelbſt obliegt. 
Zu verlangen ift ferner, daß der Berechtigte ſeine Arbeitskraft, feine körperlichen und gei- 
ſtigen Krafte, zur Gewinnung des Unterhalts verwertet. Die Übernahme einer Erwerbs. 
tätigkeit, die ſeinen Verhältniſſen nicht angemeſſen iſt, kann ihm aber nicht zugemutet werden 
(RS JW 01, 480; 02, 73; 1917, 425). Auf die Lebensſtellung und den Bildungsgrad des 
Bedürftigen iſt billige Rückſicht zu nehmen, wobei jedoch namentlich unter den heutigen 
Verhältniſſen bloße Standesvorurteile keine beſondere Beachtung finden können. Auch die 
bisherige Tätigkeit kommt inſofern in Betracht, als der Bedürftige ſich regelmäßig nicht weigern 
kann, ſeinen Unterhalt in der bisher gewohnten Weiſe zu verdienen. Befindet er ſich in der 
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Vorbildung zu einem beſtimmten Berufe — welche Vorbildungszeit mit Ablegung der vorge⸗ 
ſchriebenen Abſchlußprüfung beendet iſt —, Jo kann ihm eine hiermit nicht verträgliche Erwerbs 
tätigkeit nicht angeſonnen werden. Eine Tochter braucht ſich von ihrem wohlhabenden Vater 
nicht darauf verweiſen zu laſſen, ſich durch ihrer Hände Arbeit einen Erwerb zu verſchaffen, 
wenn ihr dies nach den Verhältniſſen, in denen ſie bisher mit dem Willen des Vaters gelebt 
hat, nicht zuzumuten ift (RG 12. 7. 09 IV 114/09). Ebenſowenig iſt ſie zu einer Erwerbs⸗ 
tätigkeit verpflichtet, wenn ihre Zeit durch die Pflege ihres kranken Mannes und die Beſorgung 
des Hausweſens vollſtändig in Anſpruch genommen iſt (RG 5. 10. 14 IV 204/14, vgl. RG 99, 
114). Dadurch, daß von dritter Seite freiwillig, ohne Beſtehen einer Rechtspflicht, Unter⸗ 
halt geleiſtet wird, wird der Unterhaltsanſpruch, falls nicht ausnahmsweiſe der Bedürftige 
ſich hinſichtlich des Fortbezugs der Unterſtützung in einer tatſächlich geſicherten Stellung 
befindet, nicht beſeitigt. Auf eine jederzeit entziehbare Mildtätigkeit anderer kann der Unter⸗ 
haltsbedürftige (abgeſehen von dem beſonderen Falle des 81579 Abf 1 Satz 2, wo die Rück⸗ 
ſicht auf Billigkeit entſcheidet, RG Warn 1917 Nr 246) nicht verwieſen werden (RG 72, 199; 
26. 3. 00 IV 11/10; vgl. KGJ 37 A 44; anders wenn das Kind von dem Dritten in deſſen 
Familie dauernd den Unterhalt erhält, RG 105, 166). Der Bedürftige braucht demgemäß 
bei der Forderung ſeines künftigen Unterhalts auch einen Unterhaltsbeitrag ſich nicht an⸗ 
rechnen zu laſſen, der nur geleiſtet wird, weil und ſolange der Unterhaltspflichtige keinen 
Unterhalt gewährt. — Die Beſtimmung des $ 1610 über das Maß des zu gewährenden Unter- 
halts iſt auch für die Frage der Unterhaltsbedürftigkeit von Wichtigkeit. Iſt anzunehmen, daß 
der den Unterhalt Fordernde fo viel beſitzt (oder erwerben könnte), als zu ſeinem ſtandesge⸗ 
mäßen Unterhalt erforderlich ift, To liegt Unterhaltsbedürftigkeit überhaupt nicht vor. An- 
dernfalls iſt das hieran Fehlende von dem Unterhaltsverpflichteten aufzubringen. Hat der 
Unterhaltsbedürftige durch Entbehrungen es ermöglicht, einen Teil des Unterhalts als Er- 
ſparnis zurückzulegen, fo kann dieſer Umſtand allein nicht zur Ermäßigung des Unterhalts: 
bedarfs führen. Er kann aber, wenn neue Unterhaltsanſprüche erhoben werden, Anlaß 
zur Nachprüfung geben, ob nicht der Unterhaltsbedarf geringer zu bemeſſen iſt. 

2. Der geſteigerte unterhaltsanſpruch der minderjährigen unverheirateten Kinder 
(der Abkömmlinge erſten Grades, ſ. $1589 A 2) gegen die Eltern findet darin ſeine Recht⸗ 
fertigung, daß die Eltern verpflichtet ſind, das Stammvermögen dieſer Kinder als die 
ſpätere Grundlage ihres wirtſchaftlichen Lebens möglichſt unverſehrt zu erhalten. Die 
Eltern ſind deshalb zur Unterhaltsgewährung ſchon dann verbunden, wenn die laufen⸗ 
den Einkünfte (die Vermögenseinkünfte und das Arbeitseinkommen) des Kindes 
zur Deckung des Unterhalts nicht ausreichen. Da die Unterhaltspflicht lediglich 
auf dem Verwandtſchaftsverhältnis beruht, ſo macht es keinen Unterſchied, ob die Eltern 
im Beſitz der elterlichen Gewalt und ob ſie im Beſitz des Nutznießungsrechts ſich befin⸗ 
den. Letzterer Umſtand iſt nur inſofern von Bedeutung, als die Mutter, wenn ihr das 
Nutznießungsrecht zuſteht, ausnahmsweiſe vor dem Vater haftet ($ 1606 Abſ 2 Satz 2» 
Iſt der verpflichtete Elternteil im Beſitz der elterlichen Gewalt, ſo hat er kraft dieſer das Be⸗ 
ſtimmungsrecht darüber, wie zur Gewinnung einer größeren Einnahme das Kindesvermögen 
zweckmäßig zu verwalten und die Beſchäftigung des Kindes einzurichten iſt. Steht ihm die 
elterliche Gewalt nicht zu, ſo kann er einen Einwand daraus, daß eine beſſere Einnahme erzielt 
werden könnte, nicht ableiten. Er iſt vielmehr darauf beſchränkt, Anträge bei dem Vormund 
oder Vormundſchaftsgericht zu ſtellen und nötigenfalls den Vormund, falls dieſer in unverant⸗ 
wortlicher Weiſe die Gewinnung von Einnahmen unterläßt, erſatzpflichtig zu machen. Beſitzt 
das Kind freies Vermögen, fo kann der Unterhaltspflichtige verlangen, daß die Einkünfte hier- 
von in erſter Linie zur Beſtreitung des Unterhalts verwendet werden. Die erhöhte Unterhalts. 
pflicht beſteht nur gegenüber den unverheirateten minderjährigen Kindern, mit denen 
die Eltern in engerer Familiengemeinſchaft verbunden ſind. Durch die Verheiratung der Tochter 
— welche dem Gewalthaber nur noch das Recht zur Vertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenheiten läßt ($ 1633 A 1) — ſcheidet die Tochter, vorausgeſetzt, daß nicht die Ehe 
nichtig iſt oder durch Anfechtung nichtig geworden iſt, aus der engeren Familiengemeinſchaft 
aus und kehrt in dieſe auch nach Auflöfung der Ehe nicht wieder zurück (RG 22. 2. 09 IV 329/08). 

Ein geſteigerter Unterhaltsanſpruch ſteht während der Ehe auch der Ehefrau gegen 
den Mann zu (ſ. $$ 1360, 1361). 

3. Rückforderung des gewährten Unterhalts. Stellt ſich ſpäter heraus, daß bei richtiger 
Bewertung des Vermögens und der Erwerbsfähigkeit des Berechtigten ein Unterhaltsanſpruch 
nicht begründet war, daß z. B. das von der Mutter unterſtützte Kind eine Unfallrente zu be⸗ 
ziehen hatte (vgl. RG 19. 12. 04 IV 313/04), fo kann der Verpflichtete das an Unterhalt Ge⸗ 
währte, weil er ſich über ſeine Verpflichtung im Irrtum befand, zurückfordern. Es handelt 
ſich hier um einen Bereicherungsanſpruch aus § 812. Die Anfechtung wegen Irrtums braucht 
alſo nicht unverzüglich zu erfolgen. Iſt allerdings der Unterhaltsanſpruch dem Berechtigten 
rechtskräftig zuerkannt, ſo iſt eine Rückforderung wegen Irrtums ausgeſchloſſen. Liegt die 
Sache ſo, daß der Verpflichtete ſich nur aus dem Grunde zur Unterhaltsgewährung verſtanden 
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hat, weil der Berechtigte vorübergehend in einer Notlage ſich befand, indem er über die 
an ſich zureichenden Mittel nicht verfügen konnte, ſo iſt damit ein Rückforderungsanſpruch 
ohne weiteres gegeben. Die Unterſtützung hat bei dieſer Sachlage von vornherein nur vorſchuß⸗ 
weiſe gewährt werden ſollen. Abgeſehen von dieſem Falle gibt die ſpätere Beſſerung der 
Vermögensverhältniſſe dem andern kein Recht, das an Unterſtützung Geleiſtete zurückzu⸗ 
fordern. Den Grund der Leiſtung bildete die geſetzliche Verpflichtung zur Unterhaltsge 
währung, und dieſer Grund iſt durch die ſpätere Anderung in den Vermögensverhältniſſen 
nicht weggefallen. 

4. Den Nachweis der Bedürftigkeit hat der Kläger, der den Unterhaltsanſpruch erhebt, 
zu führen. Er hat zu dieſem Zweck feine Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe fo dar⸗ 
zulegen, daß der Richter die Überzeugung von der Bedürftigkeit gewinnt. Ein erſchöpfender 
Nachweis wird kaum möglich ſein. Deshalb iſt es für den Beklagten wichtig, daß er es an ſeiner 
Mitwirkung zur Klarſtellung der Sachlage nicht fehlen läßt und darauf hinweiſt, in welcher 
Weiſe nach ſeiner Anſicht der Kläger ſich den Unterhalt beſchaffen könnte. Dem Kläger liegt es 
dann auf Grund der ihn treffenden Beweislaſt ob, die in dieſer Beziehung von dem Beklagten 
aufgeſtellten Behauptungen zu widerlegen. Darauf, wieviel der Kläger bisher zu ſeinem 
Unterhalt gebraucht hat, kommt es nicht entſcheidend an. Feſtzuſtellen iſt vielmehr, was er 
nach ſeiner Lebensſtellung verbrauchen darf. Der Nachweis des zur Friſtung des Lebens bisher 
Gebrauchten würde höchſtens für die Bemeſſung des notdürftigen Unterhalts von Wichtigkeit 
ſein können. Eine ins einzelne gehende Berechnung des Unterhaltsbedarfs iſt nicht nötig 
und es würde auch wenig zweckmäßig ſein, wenn das Gericht bei der Feſtſetzung des Bedarfs 
ſich darauf einlaſſen wollte, für die einzelnen Lebensbedürfniſſe getrennte Summen auszu- 
werfen. Wird der Unterhalt von dem minderjährigen unverheirateten Kinde gefordert, ſo 
liegt dieſem nur der Nachweis ob, daß das ihm an Unterhalt Gewährte nicht ausreicht und das 
Fehlende auch nicht aus den zu ſeiner Verfügung ſtehenden Einkünften (welche der Verwaltung 
des verpflichteten Elternteils nicht unterſtehen) genommen werden kann. Der den Unter⸗ 
halt Fordernde hat auch darzulegen, daß die Bedürftigkeit nach dem gewöhnlichen erfah⸗ 
rungsgemäßen Verlauf der Dinge oder den vorauszuſehenden beſonderen Verhältniſſen für 
den Zeitraum, für welchen der Unterhalt begehrt wird, fortdauert. Erweiſt ſich infolge 
ſpäterer, nicht vorausſehbarer Umſtände der Zeitraum als zu kurz oder der Betrag als zu 
niedrig, ſo iſt eine Nachforderung dem Kläger unverwehrt. Anderſeits kann der Bellagte, 
wenn die Bedürftigkeit wegen weſentlicher Anderung der für die Höhe oder Dauer der 
Unterhaltsrente maßgebend geweſenen Verhältniſſe früher fortfällt oder ſich ändert, dem 
Urteil mit der Klage aus § 323 3 entgegentreten (RG JW 1916, 8365; Warn 1917 
Nr 26; vgl. $ 843 A 3b). Die zeitlich uneingeſchränkte Forderung von Unterhalt iſt in 
der Regel nicht zuläſſig (RG Warn 1917 Nr 249, 12. 4. 22 IV 670/21). 0 

5. Sind die Eltern zum Unterhalt der Kinder unvermögend oder ſind Eltern nicht vor⸗ 
handen, jo tritt äußerſtenfalls die öffentliche Armenpflege in Kraft. S. hierüber A 5 vor 
9 1601. 


8 1603 


Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu gewähren!) “). 

Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, ſo ſind ſie ihren minderjährigen 
unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren Mittel zu 
ihrem und der Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter 
vorhanden iſt; ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unter⸗ 
halt aus dem Stamme ſeines Vermögens beſtritten werden kann?) “). 

E 1 1482 II 1408; M 4 685; P 4 480; 6 296. 

1. Die weitere Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruchs bildet die Leiſtungsfähigkeit 
des Verpflichteten. Hierbei ilt, ebenſo wie bei der Beurteilung der Unterhaltsbedürftigkeit, 
nicht bloß auf die Einnahmen zu ſehen, die von dem Unterhaltspflichtigen gezogen werden, 
ſondern auf die Einnahmen, die bei verſtändiger Wirtſchaftsführung gezogen werden können. 
Die Ertragloſigkeit des Vermögens ſchließt die Unterhaltsverpflichtung nicht aus, wenn durch 
geeignete Verwertung des Vermögens ein Ertrag geſchaffen werden kann. Als Einkünfte find 
unter Umſtänden auch Kursgewinne, die zu erzielen waren, einzuftellen (RG Warn 1913 
Nr. 297). Es kann hierfür von Bedeutung ſein, daß die Wertpapiere zur Erzielung eines 
ſolchen Gewinns angeſchafft waren. Die ihm zuſtehenden Forderungen und Rechte hat der 
Verpflichtete mit den ihm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln zur Verwirklichung zu 
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bringen. Als Einnahme kommt auch der Beitrag in Betracht, den der Verpflichtete als Ehemann 
zur Beſtreitung der Ehelaſten von ſeiner in Gütertrennung mit ihm lebenden oder Vorbehalts⸗ 
gut beſitzenden Ehefrau nach §s 1427 Abſ 2, 1371 verlangen kann (RG JW 04, 20615), 
nicht aber, was die Unterhaltspflicht der Ehefrau gegenüber ihren Verwandten betrifft, 
ſchlechthin das ihr von ihrem Manne über ſeine geſetzliche Verpflichtung hinaus an Unter⸗ 
halt Gewährte (RG LZ 1921, 3045). Einzurechnen iſt der Pflichtteilsanſpruch (NG Warn 
1919 Nr 98), ferner der nach $ 528 dem Schenker zuſtehende Anſpruch auf Rückforderung 
des Geſchenkten, obſchon dieſer Anſpruch in §8 852 Abſ 2 ZPO für unpfändbar erklärt iſt 
(RG 23 1915, 10961). Nicht berückſichtigt werden kann das Vermögen, über das die 
Verfügung dem Unterhaltspflichtigen nicht zuſteht. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker eingeſetzt, 
ſo hat dieſer dem Erben gegenüber die Verpflichtung, bei der von ihm zu führenden ord⸗ 
nungsmäßigen Verwaltung auch auf die geſetzlichen Unterhaltspflichten des Erben Rückſicht 
zu nehmen (RG %3 1918, 12681). Bei Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit iſt auch die 
Arbeitskraft des Verpflichteten zu berückſichtigen. Er hat ſich, um ſeinen Unterhaltspflichten 
gerecht zu werden, zu bemühen, denjenigen Verdienſt zu finden, den er bei gutem 
Willen durch gehörige Verwendung ſeiner körperlichen und geiſtigen Kräfte erlangen kann. 
Nicht aber iſt zu verlangen, daß der Verpflichtete, der als penſionierter Offizier, um aus 
ſeiner bedrängten Lage herauszukommen, das Studium der Medizin ergriffen hat, mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine Unterhaltspflicht ſich einer andern, alsbaldigen Verdienſt verſprechenden Stellung 
zuwende (RG Warn 1921 Nr 128). Freiwillige Zuwendungen an einen Unterhaltspflichtigen, 
die dieſem jederzeit entzogen werden können, kommen bei Bemeſſung ſeiner Leiſtungsfähig⸗ 
keit regelmäßig nicht in Betracht, wie ſolche Zuwendungen regelmäßig auch bei Beurteilung 
der Unterhaltsbedürftigkeit nicht in Rechnung zu ftellen find (RG 23. 12. 20 IV 384/20; vgl. 
§ 1602 A 1). Zweifelhaft kann fein, ob Einnahmen, die wider die guten Sitten verſtoßen, 
bei Beſtimmung der Leiſtungsfähigkeit in Anſatz zu bringen ſind. Die Frage dürfte mit 
der Maßgabe zu bejahen ſein, daß durch die Anrechnung nicht ein Druck auf die Fort⸗ 
ſetzung des unſittlichen Erwerbs ausgeübt werden darf. Aus den Einnahmen kann der Ver⸗ 
pflichtete vorweg das zu ſeinem ſtandesgemäßen Unterhalt Erforderliche — wobei 
hauptſächlich darauf zu ſehen iſt, mit welchem Betrage Perſonen gleichen Standes unter 
gleichen Verhältniſſen auskommen — und das zur Erfüllung feiner ſonſtigen Verpflich⸗ 
tungen angemeſſen Aufzuwendende in Abzug bringen. Es kann aber nicht einfach der ge⸗ 
ſamte Betrag der Schulden von dem Einkommen abgezogen werden, ſondern nur derjenige 
Betrag, der bei Aufſtellung eines den Verhältniſſen in verſtändiger Weiſe Rechnung tragen⸗ 
den Tilgungsplans zur allmählichen Tilgung der Schulden binnen angemeſſener Friſt nötig 
iſt (RG SW 1910, 16%; 23 1921, 654°; vgl. auch 81608 A 1). Zu berückſichtigen find auch 
ſolche Schulden, die vermeidbar geweſen wären, wennſchon dieſer Umſtand dazu führen kann, 
daß an die Anſpannung der Arbeitskraft und die Beſchränkung des eigenen Bedürfniſſes größere 
Anforderungen zu ſtellen find (RG 3. 7. 22 IV 748/21). Hat der Verpflichtete durch feine 
Weigerung, die Unterhaltspflicht zu erfüllen, ſich Zwangsmaßnahmen oder Koſten zugezogen, 
fo kann er ſich hierauf zur Minderung feiner Verbindlichkeit nicht berufen (RG 2. 5. 21 
IV 39/21). Zu den „ſonſtigen Verpflichtungen“ gehört auch der dem unehelichen Kinde zu 
gewährende Unterhalt (vgl. indes 8 1708 A 2 a. E.). Bezieht der Unterhaltspflichtige als 
penſionierter Offizier eine Verſtümmlungszulage oder Tropenzulage (88 11 Abſ 3, 37, 66, 67 
des Geſ. v. 31. 5. 06), ſo iſt dieſe Zulage als Einnahme nur anzurechnen unter Abzug der nach 
dem Zweck der Zulage gebotenen Aufwendungen für beſondere Pflege (RG Lg 1916, 878°). 
Reichen die Einnahmen nicht aus, ſo muß der Unterhaltspflichtige das Stammvermögen 
(auch das Vermögen, über das er als Vorerbe uſw. im eigenen Intereſſe verfügen darf) 
angreifen, was unter anderm in der Weiſe geſchehen kann, daß er unter Benutzung ſeines 
Kredits ein Darlehn aufnimmt (RG JW 07, 6741: Warn 09 Nr 29). Es iſt ihm aber 
nicht zuzumuten, das von ſeinen Eltern ſtammende Geſchäft wegen ungünſtigen Geſchäfts⸗ 
gangs ſogleich aufzugeben und einen andern, lohnenderen Erwerb zu ſuchen. Die Grenze 
der Unterhaltspflicht bildet, daß der ſtandesgemäße Unterhalt des Verpflichteten nicht ge- 
ſährdet werden darf. Die Gefahr muß eine gegenwärtige fein. Dies ſchließt indes 
die Berückſichtigung der beſtimmt vorauszuſehenden künftigen Geſtaltung der Vermögens⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere die Berückſichtigung der zur Abſchließung der Ausbildung noch 
zu machenden Ausgaben, nicht aus (RG 13. 7. 04 IV 537/08; 18. 1. 09 IV 238/08; SW 
04, 295200. Tritt die Gefährdung des ſtandesgemäßen Unterhalts ſpäter ein, Jo hat dies 
die Ermäßigung bzw. den Fortfall der Unterhaltspflicht zur Folge, was auch gegen ⸗ 
über einem rechtskräftigen Urteil auf dem Wege des § 323 ZPO (allerdings nicht mit 
rückwirkender Kraft) zur Geltung gebracht werden kann. Im allgemeinen find bei Be⸗ 
meſſung des Unterhalts, namentlich des dem erziehungsbedürftigen Kinde zu gewährenden 
Unterhalts zur Vermeidung eines ſteten Wechſels des Unterhaltsbetrags möglichſt die durch⸗ 
ſchnittlichen Einkünfte zugrunde zu legen, vor allem dann, wenn die Einkünfte größeren Schwan⸗ 
kungen unterliegen. Im Intereſſe der Ausgleichung während der ungünſtigen Geſchäftszeit 
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hat der Unterhaltspflichtige nötigenfalls, auch wenn ihm ein Stammvermögen nicht zur Ver⸗ 
fügung ſteht, ſeinen perſönlichen Kredit anzuſpannen (RG 19. 9. 07 IV 541/06). Wird die 
Unterhaltsklage abgewieſen, ſo iſt im Urteil erſichtlich zu machen, inwieweit die Abweiſung 
darauf beruht, daß der Unterhaltspflichtige nicht die nötigen Mittel beſitzt, und inwieweit 
darauf, daß er die Mittel zur Deckung ſeines eigenen Unterhalts bedarf. Verlangt der Unter⸗ 
haltspflichtige gemäß § 323 ZPO wegen weſentlicher Veränderung der für die Verurteilung 
maßgebenden Verhältniſſe die Herabſetzung der Rente, ſo kann der Berechtigte, ohne ſeinerſeits 
eine Widerklage erheben zu müſſen, dem mit dem Einwande entgegentreten, daß ſeine Be- 
dürfniſſe inzwiſchen wegen der eingetretenen allgemeinen Verteuerung oder aus ſonſtigem 
Grunde geſtiegen find. Wegen der Schadenserſatzpflicht des Unterhaltspflichtigen aus $ 826 
ſ. Vorbem 1 Mitte vor 8 1601. 

2. Geſteigerte Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den minderjährigen unver⸗ 
heirateten Kindern (vgl. hierzu 8 1602 A 2). Die Verpflichtung der Eltern erhöht ſich inſofern, 
als fie die Unterhaltspflicht ohne Rückſicht auf die Gefährdung des eigenen Unterhalts zu er⸗ 
füllen haben. Die Eltern müſſen ſich auf das für ihren Lebensbedarf Unentbehrlichſte ein- 
ſchränken (RG JW 03 Beil 29°°) und können ſich, wenn nötig, dem nicht entziehen, ſelbſt den 
letzten Sparpfennig mit dieſen Kindern zu teilen. Dabei iſt natürlich nicht an eine Teilung 
zu gleichen Teilen, ſondern nach Verhältnis des Unterhaltsbedarfs zu denken, und es iſt den 
Eltern das zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit Nötige unbedingt zu belaſſen. Anderſeits kann 
das Unterhaltsbedürfnis der Kinder nicht dem der Eltern vorgehen, und hieraus ergibt ſich, daß 
die geſteigerte Unterhaltspflicht nur inſoweit eintritt, als der Unterhalt aus dem Vermögen 
des Kindes, mag es freies oder unfreies ſein, nicht beſtritten werden kann. Die geſteigerte 
Unterhaltspflicht der Eltern kann außerdem nur im äußerſten Falle in Anſpruch genommen 
werden, nämlich wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter, der den 
Unterhalt ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen Unterhalts gewähren kann, nicht vor- 
handen ift. Dieſer in § 1603 Abſ 2 zum Ausdruck gelangte Grundſatz führt dahin, daß 
auch die Mutter vor dem Vater haften muß, wenn fie, nicht aber der Vater, zur Unterhalts. 
gewährung ohne Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts imſtande iſt (RG 57, 73; JW 
04, 339%; 06, 3571). — Auch der Ehemann iſt bei dem während der Ehe nötigenfalls 
unter Verwendung des Vermögensſtamms feiner Frau gemäß 88 1360, 1361 — 8 1603 
kommt hier nicht zur Anwendung — zu gewährenden Unterhalt nicht berechtigt, das 
zu ſeinem eigenen notdürftigen Unterhalt Erforderliche aus den Einkünften vorweg in 
Abzug zu bringen (RG Warn 1913 Nr 367; 1921 Nr 74). In 8 1360 iſt die Unterhalts- 
pflicht durch Rückſichten auf den eigenen ſtandesgemäßen Bedarf nicht begrenzt, und auch 
aus $ 1361 iſt ein ſolches Abzugsrecht nicht herzuleiten. Ebenſo kann der Ehefrau wenn 
fie ausnahmsweiſe ($ 1360 Abs 2) den Mann zu unterhalten hat, ein ſolches Abzugs⸗ 
recht nicht zugeſtanden werden. Die Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehegatten erfährt 
bei Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts nach § 1579 Ab} 1 nur eine Einſchränkung. 
Die geſteigerte Unterhaltspflicht greift jedoch, wie in § 1579 Abſ 2 bezüglich des Unterhalts · 
anſpruchs der geſchiedenen Ehefrau ausdrücklich beſtimmt ift, nicht Platz, wenn und ſoweit der 
Unterhalt aus dem Vermögensſtamm des Bedürftigen beſtritten werden kann. Das gleiche 
iſt auch im Falle des § 1361 Abſ 2 infolge der hier zu beachtenden Billigkeitsrückſichten an- 
zunehmen (RG 1. 12. 04 IV 249/04). Für die Unterhaltspflicht des geſchiedenen Ehegatten 
kommt es auf die jeweilige Leiſtungsfähigkeit an (RG 75, 124; JW 1910, 152, während 
für das Maß des Unterhalts die dauernde Lebensſtellung des Mannes zur Zeit der Scheidung 
(Rechtskraft des Scheidungsurteils) entſcheidend bleibt (RG Warn 1914 Nr 196 u. 293). 
Den Vermögensſtamm braucht der unterhaltspflichtige Ehegatte. abgeſehen von dem Fall 
des § 1579 Satz 2, nicht anzugreifen (RG JW 1911, 45425; 19. 4. 15 IV 603/14). Die 
beſondere Beſtimmung des § 1578 Abſ 1 über die Verpflichtung der Frau zum Arbeits⸗ 
erwerb findet auf den ihr gegen Verwandte zuſtehenden Unterhaltsanſpruch keine An⸗ 
wendung. Darüber, wann die Verwandten vor dem Ehegatten haften, ſ. § 1608. 

3. Beweislast. Die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten braucht der den Unterhalt For⸗ 
dernde nicht nachzuweiſen. Es iſt Sache des Verpflichteten, feine Leiſtungsunfähigkeit — wo⸗ 
rüber im Prozeſſe, nicht erſt in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz entſchieden wird — ein⸗ 
zuwenden und klarzulegen (RG 8. 3. 09 IV 369/08; JW 07, 67441; 1911 4543; 20. 6.21 IV 21/21; 
12. 4. 22 IV 670/21, a. M. Leonhard, Beweislaſt S. 425), ohne daß er jedoch in Ermanglung 
entſprechender Gegenbehauptungen das Nichtvorhandenſein ungewöhnlicher Einnahmequellen 
nachzuweiſen braucht. Iſt der Verpflichtete arbeitsfähig, ſo darf davon ausgegangen werden, 
daß er in der Lage iſt, einen entſprechenden Verdienſt ſich zu verſchaffen. Der Gegenbeweis, 
daß er zur nutzbringenden Verwendung ſeiner Krafte keine Gelegenheit hat, iſt von dem 
Verpflichteten zu führen. Meint der Berechtigte, daß der Verpflichtete imſtande ſei, eine 
größere Einnahme zu erzielen, ſo iſt dieſe Behauptung näher zu begründen. Allgemeine 
Möglichkeiten und Vermutungen, daß der Verpflichtete einen lohnenderen Erwerb werde 
finden können, genügen nicht (RG 27. 11. 02 IV 240/02). Wird die erhöhte Unterhalts⸗ 
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pflicht der Eltern in Anſpruch genommen, ſo kann der Elternteil einwenden, daß andere 
Verwandte vorhanden ſind, welche die Unterhaltspflicht ohne Gefährdung ihres ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalts erfüllen können. Der Beweis der Leiſtungsfähigkeit dieſer Verwandten 
liegt aber nicht dem Elternteil ob, vielmehr iſt die Leiſtungsunfähigkeit von dem Unterhalt3- 
berechtigten nachzuweiſen (RG 57, 69). 


8 1604 


Soweit die Unterhaltspflicht einer Frau ihren Verwandten gegenüber 
davon abhängt, daß ſie zur Gewährung des Unterhalts imſtande iſt, kommt 
die dem Manne an dem eingebrachten Gute zuſtehende Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung nicht in Betracht !). 

Beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder 
Fahrnisgemeinſchaft'), jo beſtimmt ſich die Unterhaltspflicht des Mannes 
oder der Frau Verwandten gegenüber ſo, wie wenn das Geſamtgut dem 
unterhaltspflichtigen Ehegatten gehörte. Sind bedürftige Verwandte beider 
Ehegatten vorhanden, ſo iſt der Unterhalt aus dem Geſamtgute ſo zu ge⸗ 
währen, wie wenn die Bedürftigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe ſtänden, auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten 
Ehegatten beruht?) 9). 

E 1 1313, 1363, 1425, 1431 Abf 1 II 1499; M 4 255, 376, 530; P 4 242 u. 265. 


1. Bei dem geſetzlichen Güterſtand der Nutznießung und Verwaltung des Mannes 
erwirbt dieſer das Nutznießungrecht an dem eingebrachten Gute der Frau nur mit den aus 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht der Frau ſich ergebenden Beſchränkungen. Der Mann muß 
ſich deshalb gefallen laſſen, daß der Unterhaltsberechtigte, der gegen die Frau einen Anſpruch 
hat, aus dem eingebrachten Gut geradeſo ſeine Befriedigung ſucht, als wenn das Nutznießungs⸗ 
recht nicht beſtände. Es tritt hier hinſichtlich der Haftung des eingebrachten Gutes das gleiche 
Rechtsverhältnis ein wie in dem Falle, daß die Ehefrau voreheliche Schulden hat. Ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht hat der auf Duldung der Zwangsvollſtreckung zu verklagende Ehemann nur, 
wenn das Maß der geſetzlichen Unterhaltspflicht überſchritten wird (RG 21. 10. 01 IV 197/01). 
Für den Unterhalt iſt der Mann nach §s 1386 Abſ 1 Satz 2 u. 1388 perſönlich verpflichtet, 
wenn und ſoweit der Unterhalt bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des 
Eingebrachten beſtritten werden kann. Soweit dies der Fall, kann der Mann auch nicht Er⸗ 
ſtattung des von ihm Geleiſteten von der Frau beanſpruchen. Der Grundſatz des § 1604 
iſt von beſonderer Bedeutung für das Rechtsverhältnis des Stiefvaters zu dem erſtehelichen 
Kinde feiner Ehefrau (f. hierüber Krüdmann in LZ 1925, 6). Der Stiefvater muß ohne 
Rückſicht auf ſein Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrecht den Unterhalt des Kindes aus dem 
Vermögen ſeiner Frau beſtreiten laſſen und kann im Notfalle ihr nicht unbedingt verwehren, 
den Unterhalt für das Kind durch Dienſtleiſtungen, Stundengeben uſw. zu verdienen. Ob in 
ſolchem Falle der Mann zur Kündigung des von der Frau geſchloſſenen Vertrags zu er⸗ 
1 hängt von der nach Billigkeit zu treffenden Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ab. 

2. Nach Gütergemeinſchaftsrecht (nach dem Rechte der allgemeinen Gütergemeinſchaft, 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft) wird mit der geſetzlichen Unter 
haltspflicht der Frau das Geſamtgut geradeſo belaſtet wie beim Vorhandenſein vorehelicher 
Schulden der Frau. Der Mann muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß ſich der Unterhaltsberech⸗ 
tigte aus dem Geſamtgut befriedigt und kann nicht etwa einwenden, daß das Gejamtgut 
der Frau nur zur Hälfte gehöre und nur dieſe Hälfte bei Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit 
der Frau in Betracht gezogen werden könne. Denn verhaftet iſt das ganze Geſamtgut. Der 
8 1604 Abſ 2 drückt dies — wobei allerdings der Rechtsgedanke verdunkelt wird — in der Weiſe 
aus, daß es ſo anzuſehen ſei, als wenn das Geſamtgut dem unterhaltspflichtigen 
Ehegatten gehöre. Das gleiche gilt natürlich auch, wenn der Ehemann der Unterhalts⸗ 
pflichtige iſt. Es wird nach der Ausdrucksweiſe des Geſetzes jo angeſehen, als wenn der Unter ⸗ 
haltsberechtigte zu beiden Eheleuten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtünde, in welchem 
er zu dem unterhaltspflichtigen Ehegatten ſteht. Reicht das Geſamtgut zur Befriedigung der 
ſämtlichen Unterhaltsberechtigten nicht aus, ſo beſtimmt ſich ihre Reihenfolge ohne Unterſchied, 
ob die Anſprüche von den Verwandten des einen Teiles oder andern Teiles erhoben werden, 
lediglich nach den allgemeinen in § 1609 beſtimmten Grundſätzen, ſo daß z. B. unter den Ver⸗ 
wandten der aufſteigenden Linie die Gradesnähe entſcheidet. Daraus, daß die Unterhalts⸗ 
pflicht der Frau ſich als eine Geſamtgutsverbindüchkeit darſtellt, folgt, daß der Ehemann hier⸗ 
für bis zur Beendigung der Gütergemeinſchaft, d. i. für diejenigen Unterhaltspflichten, die 
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bis zur Beendigung der Gütergemeinſchaft entſtanden ſind, perſönlich als Geſamtſchuldner 
haftet (88 1459 Abſ 2, 1530 Abſ 2, 1549). — Durch die Unterhaltspflicht wird nach Gütergemein⸗ 
ſchaftsrecht nur das Geſamtgut belaſtet, nicht das Sondergut oder Vorbehaltsgut 
(88 1439—1441), bei Errungenſchaftsgemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft nicht das ein ⸗ 
gebrachte Gut oder Vorbehaltsgut (§8 1520—1526, 1550— 1555). — Bei der Er⸗ 
rungenſchafts⸗ und Fahrnisgemeinſchaft kann nur die Frau Vorbehaltsgut haben. Dieſes 
Vermögen kann daher nur bei der Bemeſſung der Leiſtungsfähigkeit desjenigen Ehegatten, 
welchem das Vermögen gehört, in Anſchlag gebracht werden. Aus dem beſondern Vermögen 
des unterhaltspflichtigen Ehegatten iſt das aus Geſamtgut Geleiſtete inſoweit zu erſetzen, als 
es die Leiſtungsfähigkeit des Geſamtguts, mithin denjenigen Betrag überſteigt, der zu leiſten 
geweſen wäre, wenn bei der Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit nur das Geſamtgut, nicht das 
beſondere Vermögen des Unterhaltspflichtigen in Betracht gezogen wäre (vgl. 8S 1463, 
1535, 1549). 3 

3. Keine Beſtimmungen find im Geſetze für den Fall getroffen, daß in der Ehe das Recht 
der Gütertrennung beſteht. In dieſem Falle erhält der Mann an Stelle des Nutznießungs⸗ 
rechts zur Beſtreitung der ehelichen Laſten einen angemeſſenen Beitrag von der Frau (8 1427). 
Hinſichtlich dieſer Beitragsforderung muß dasſelbe gelten, was A 1 hinſichtlich des Nutznießungs . 
rechts geſagt iſt. Die Verpflichtung der Frau zur Gewährung des Beitrags muß deshalb, 
wenn ein geſetzlicher Unterhaltsanſpruch gegen ſie geltend gemacht wird, bei Beurteilung 
der Leiſtungsfähigkeit unberückſichtigt bleiben. Das Recht des Mannes tritt gegenüber dem 
Unterhaltsanſpruch zurück (ebenſo R JW 1911, 47586, a. A. Planck A 1 a, Staudinger A 1 a). 


8 1605 


Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes ſeinen Ver⸗ 
wandten gegenüber davon abhängt, daß es zur Gewährung des Unterhalts 
imſtande iſt, kommt die elterliche Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
nicht in Betracht!). 


E I 1529 II 1500; M 4 787; P 4 552 u. 580. 


1. Im Einklang mit der Vorſchrift des § 1604 Abſ 1 ſteht die Regelung der Unterhalts⸗ 
pflicht eines minderjährigen Kindes. Ebenſo wie der Ehemann, dem das Verwaltungs- 
und Nutznießungsrecht zuſteht, die Befriedigung der unterhaltsberechtigen Verwandten 
ſeiner Frau aus dem eingebrachten Gut, muß ſich der Inhaber der elterlichen Gewalt die 
Befriedigung der unterhaltsberechtigten Verwandten ſeines minderjährigen Kindes aus dem 
nicht freien Vermögen des Kindes ohne Rückſicht auf das ihm hieran zuſtehende Nutznießungs⸗ 
recht gefallen laſſen (vgl. 8 1659). Die über die perſönliche Haftung und den Erſatzanſpruch 
des Mannes in 88 1386 Abſ 1 Satz 2 u. 1388 gegebene Vorſchrift (ſ. 8 1604 A 1) findet 
auf den Inhaber der elterlichen Gewalt nach § 1654 entſprechende Anwendung. 


8 1606 


Die Abkömmlinge ſind vor den Verwandten der aufſteigenden Linie 
unterhaltspflichtig. Die Unterhaltspflicht der Abkömmlinge beſtimmt ſich 
nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältniſſe der Erbteile. 

Unter den Verwandten der aufſteigenden Linie haften die näheren vor 
den entfernteren, mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. Der Vater haftet 
jedoch vor der Mutter; ſteht die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
der Mutter zu, jo haftet die Mutter vor dem Vater!) ). 

E I 1485, 1486 Satz 1 II 1501; M 4 689; P 4 482, 485; 6 297. 


1. Der Unterhaltsberechtigte kann die zur Gewährung des Unterhalts verpflichteten Per- 
ſonen nur in der geſetzlich beſtimmten Reihenfolge in Anſpruch nehmen. Die Unterhalts- 
pflicht trifft in erſter Linie den Ehegatten des Bedürftigen ($ 1608), dann die Abkömmlinge, 
und zwar nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältnis ihrer Erbteile, darauf 
den Vater, ſodann die Mutter, endlich die Verwandten in aufſteigender Linie, und zwar die 
dem Grade nach näheren vor den entfernteren und mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. 
Die Abkömmlinge haften nicht nach der Gradesnähe, ſondern nach der geſetzlichen Erbfolge ⸗ 
ordnung, d. i. der Erbfolge nach Stämmen ($ 1924). Es treten alſo, wenn eines der Kinder des 
Unterhaltsberechtigten fortgefallen iſt, an Stelle dieſes Kindes deſſen Abkömmlinge. Die 
Regel, daß von den Eltern der Vater vor der Mutter haftet, erleidet dann eine Ausnahme, 
wenn die Nutznießung am Vermögen des Kindes nicht dem Vater, ſondern der Mutter zuſteht. 
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In dieſem Falle iſt umgekehrt vor dem Vater die Mutter verpflichtet. Es erſcheint billig, 
daß derjenige Elternteil an erſter Stelle den Unterhalt übernimmt, welchem das Nutznießungs⸗ 
recht zuſteht. Die Belaſtung mit der Unterhaltspflicht mag allerdings, wenn die Nutznießung 
keine oder nur ſehr geringe Erträgniſſe abwirft, eine Härte fein. Dieſe Härte wird aber dadurch 
beſeitigt, daß die Mutter auf das Nutznießungsrecht verzichten Tann ($ 1662). Darüber, 
daß die Mutter vor dem Vater haftet, wenn eine Gefährdung des Unterhalts des Vaters, 
nicht auch der Mutter eintreten würde, ſ. 8 1603 A 2. Die Großeltern und weiteren 
Vorfahren endlich haften — was auch der Erbfolgeordnung entſpricht — nach der Nähe 
des Grades. Die gleich nahen Verwandten haben, ihre Le ſſtungsfähigkeit ($ 1608) vor⸗ 
ausgeſetzt, zu dem Unterhalt zu gleichen Teilen beizutragen, ohne daß es einen Unterſchied 
macht, ob der eine Verwandte in beſſeren Vermögensverhältniſſen ſich befindet wie der 
andere Verwandte (RG ZW 1910, 2371). Die gleiche Beitragspflicht ſchließt übrigens 
eine Verteilung in der Weiſe nicht aus, daß dem einen Großelternteil ſeinen Wünſchen und 
ſeiner Leiſtungsfähigkeit entſprechend der Unterhalt eines Enkels in Natur, dem andern 
Großelternteil der Unterhalt eines oder mehrerer anderer Enkel in Geld auferlegt wird (RG 
15. 2. 09 IV 282/08). — Der Grundſatz des $ 1606 Ab] 2, daß der leiſtungsfähige Vater vor 
der Mutter haftet, greift nicht Platz für die nach 8 627 ZPO von dem Eherichter zu treffende 
Regelung des Unterhalts der Kinder im Verhältnis der Ehegatten zueinander. Es 
iſt in dieſem Falle der zu leiſtende Beitrag unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Vermögens 
verhältniſſe der Ehegatten zu beſtimmen (RG 23. 9. 09 IV 477/09). 

2. Über die Art der Haftung der Mitverpflichteten und über die Frage, ob der Mitver⸗ 
pflichtete Erſatz des über ſeinen Anteil hinaus Geleiſteten. fordern kann, ſ. A 2 u. 4 zu $ 1607. 


S 1607 


Soweit ein Verwandter auf Grund des § 1603 nicht unterhaltspflichtig 
iſt, hat der nach ihm haftende Verwandte den Unterhalt zu gewähren !). 

Das gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung gegen einen Verwandten 
im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert ift!). Der Anſpruch gegen 
einen ſolchen Verwandten geht, ſoweit ein anderer Verwandter den Unter⸗ 
halt gewährt, auf dieſen über. Der Übergang kann nicht / zum Nachteile des 
Unterhaltsberechtigten geltend gemacht werden? ). 

E I 1487 II 1502; M 4 694; P 4 489—491. 


1. Eine Ausnahme von der in § 1606 beſtimmten Reihenfolge ift gemacht, wenn und 
ſoweit der zunächſt Verpflichtete nicht leiſtungsfähig iſt oder die Rechtsverfolgung im Inlande 
ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. In dieſen Fällen treten als Unterhaltsverpflichtete 
die nach ihm Haftenden ein. Darüber, wann Leiſtungsunfähigkeit anzunehmen iſt, ſ. § 1603 
A 1. Der Leiſtungsunfähigkeit wird der Fall gleichgeſtellt, daß die Rechtsverfolgung im Ins 
lande wegen fehlenden Gerichtsſtandes unzuläſſig iſt oder die Zwangsvollſtreckung (die unter 
Rechtsverfolgung mit zu verftehen iſt) im Inlande nicht ſtattfinden kann. Iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung im Inlande nur bezüglich einzelner Vermögensgegenſtände ausführbar, ſo kann der 
Unterhaltsberechtigte inſoweit, als dieſe Zwangsvollſtreckung nicht zu ſeiner Befriedigung führen 
würde, auf die an zweiter Stelle Haftenden zurückgreifen. Was unter erheblicher Erſchwe ; 
rung der Rechtsverfolgung zu verſtehen iſt, wird im Geſetze nicht geſagt. Der Ausdruck 
iſt nicht auf den Fall des § 773 Nr 2 zu beſchränken, daß eine Anderung des Wohnſitzes, der 
gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des Verpflichteten ſtattgefunden hat. 
Die Erſchwerung der Rechtsverfolgung kann auch durch ſonſtige Hinderniſſe und Weiterungen 
herbeigeführt werden, wenn ſie ſo erheblich ſind, daß dem Unterhaltsbedürfnis des Berechtigten 
in empfindlicher Weiſe Eintrag geſchieht. Sie kann z. B. darin ihren Grund haben, daß der 
Verpflichtete, der vom Prozeßrichter für leiſtungsfähig erachtet iſt, es unterläßt, durch Verwertung 
feiner Arbeitskraft (vgl. RG SeuffA 62 Nr 112), Aufnahme eines Darlehns uſw., die nötigen 
Unterhaltsmittel zu erlangen, ſo daß die Zwangsvollſtreckung fruchtlos ausfällt. 

2. Die Fälle des Abſ 1 und des Abſ 2 des $ 1607 liegen inſofern verſchieden, als bei man ⸗ 
gelnder Leiſtungsfähigkeit eine Verpflichtung überhaupt nicht beſteht, während im Falle des 
Abſ 2 die materielle Haftung des Verpflichteten, der nur von dem Unterhaltsberechtigten nicht 
in Anſpruch genommen zu werden braucht, unverändert fortbeſteht. Dieſer Unterſchied iſt 
von Bedeutung für den dem Leiſtenden zuſtehenden Erſatzanſpruch. Kommt der Leiſtungs⸗ 
unfähige (deſſen Leiſtungsunfähigkeit innerhalb des Vierteljahrs, für den der Unterhalt zu ge⸗ 
währen war, fortdauerte) nachher in beſſere Vermögensverhältniſſe, ſo kann ein Erſatzanſpruch 
gegen ihn, da eine Verpflichtung für ihn überhaupt nicht beſtand, nicht erhoben werden (RG 
12. 11. 06 VI 108/06). Dagegen wird im Falle des Abſ 2 der Unterhalt von dem an zweiter 
Stelle Verpflichteten für Rechnung des an erſter Stelle Haftenden, der von ſeiner Verpflichtung 
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nicht befreit iſt, gewährt. Es folgt hieraus, daß der Leiſtende, der nach dem Geſetze zur Unter ⸗ 
haltsgewährung gezwungen iſt, einen Erſatzanſpruch haben muß, der ſchon nach den Grundſatzen 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag ($ 679) begründet ſein würde (vgl. 8 1709 A 2). Das Geſetz 
gewährt den Erſatzanſpruch hier wie in andern Fällen (vgl. 88 774, 1709 Ab] 2) in der Form, 
daß es auf den Leiſtenden den Anſpruch des Bedürftigen übergehen läßt. Der 
übergegangene Anſpruch hat übrigens, was Abtretbarkeit, Pfändbarkeit betrifft, und auch 
in anderer Hinſicht nicht die Eigenſchaft eines Unterhaltsanſpruchs. Das Pfändungsvor⸗ 
recht des § 850 Abſ 4 ZPO geht nicht auf ihn über. Trotz § 1613 kann Erfah des Ge⸗ 
leiſteten gefordert werden, ohne daß der Verpflichtete zuvor in Verzug gekommen zu ſein 
braucht (ebenfo OLG Hamburg in LZ 1921, 681, beſtr.). Den auf ihn übergegangenen Anſpruch 
darf der Leiſtende nicht zum Nachteil des Unterhaltsberechtigten in folder Weile 
geltend machen, daß deſſen Unterhaltsbedürfnis Abbruch geſchieht (vgl. $ 268 A 4 und RG 
76, 198). Dieſer würde ſonſt in die Lage kommen, zur Erlangung des weiteren Unterhalts 
wieder auf den Erſatzberechtigten zurückgreifen zu müſſen. Die gleichen Grundſätze ſind auch 
auf den Erſatzanſpruch des Mitverpflichteten, der gemäß 8 1607 mehr als feinen Anteil 
hat leiſten müſſen, zur Anwendung zu bringen. Keinen Erſatzanſpruch hat, wer das von ihm 
unterhaltene Kind böslich dem zur Unterhaltsgewährung verpflichteten Vater entzogen hat 
(RG Warn 1910 Nr 286). 

3. Aus dem in 8 1607 aufgeſtellten Grundſatz iſt zu entnehmen, daß, wenn mehrere 

nebeneinander haftende Verpflichtete vorhanden ſind und einer von ihnen wegen Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit oder Erſchwerung der Rechtsverfolgung ausfällt, die übrigen Mitverpflichteten 
an ſeiner Stelle für den ganzen Unterhalt aufzukommen haben. Die Mitverpflichteten haften 
nicht als Geſamtſchuldner (vgl. RG 57, 69), ſondern an ſich zu gleichen Anteilen, beziehentlich, 
was die Abkömmlinge betrifft, nach Stammen (vgl. § 1924). Von einer bloßen Teilhaftung 
kann man aber um deswillen nicht reden, weil die Zahlung bei Fortfall der Mitverpflichteten 
ſich zu einer Haftung auf das Ganze erweitert (RG 52, 198). Der durch das gänzliche oder 
teilweiſe Ausſcheiden eines Mitverpflichteten entſtehende Ausfall iſt, wenn ſämtliche Mit⸗ 
verpflichtete zu gleichen Teilen haften, von den andern gleichteilig zu tragen, falls nicht das 
bei weiterer Inanſpruchnahme entſtehende Unvermögen eines Mitverpflichteten die ſtärkere 
Heranziehung der übrigen nötig macht. Die Haftung der Mitverpflichteten kann hiernach weder 
als eine geſamtſchuldneriſche noch als eine Teilhaftung bezeichnet werden. Es findet ein ähn- 
liches Rechtsverhältnis ſtatt, wie wenn jeder der Mitverpflichteten für ſeinen Anteil und zugleich 
bürgſchaftsweiſe für die Anteile der andern haftet. — Die Mitverpflichteten ſtehen nicht in 
dem Verhaltnis notwendiger Streitgenoſſen zueinander. Doch empfiehlt es ſich, lie 
gemeinſchaftlich zu verklagen, damit nicht infolge verſchiedenartiger Entſcheidungen die Anteile 
fo bemeſſen werden können, daß der volle Unterhalt überhaupt nicht herauskommt. 
4. Beweislaſt. Der Unterhaltsberechtigte hat nicht nötig, bevor er den in zweiter Linie 
Haftenden in Anſpruch nimmt, die Leiſtungsunfähigkeit der an erſter Stelle Verpflichteten 
in einem gegen letztere anzuſtellenden Prozeſſe zur Feſtſtellung zu bringen. Auch braucht er 
nicht die ſämtlichen Verpflichteten gemeinſchaftlich zu belangen, und zwar ſelbſt dann nicht, 
wenn er den einen Mitverpflichteten wegen Leiſtungsunfähigkeit des andern auf mehr als 
ſeinen Anteil in Anſpruch nehmen will. Den Nachweis der Leiſtungsunfähigkeit hat natürlich 
in dieſem Falle der Unterhaltsberechtigte zu führen, wie ihm überhaupt, wenn der Verpflichtete 
ſich darauf beruft, daß neben ihm oder vor ihm andere haften, der Nachweis obliegt, daß letztere 
nach § 1607 wegen Leiſtungsunfähigkeit oder Erſchwerung der Rechtsverfolgung nicht in 
Betracht kommen (RG 57, 76; JW 01, 481). Dagegen braucht er nicht nachzuweiſen, daß 
die Unterhaltspflicht von ihnen nicht erfüllt iſt. Die Behauptung, daß der Unterhalt gewährt 
oder in gehöriger Weiſe angeboten ſei, iſt ein Einwand, der von dem Verpflichteten zu be- 
weiſen iſt (RG JW; 01, 481). 


§ 1608 


Der Ehegatte des Bedürftigen haftet vor deſſen Verwandten. Soweit 
jedoch der Ehegatte bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen 
außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts den 
unterhalt zu gewähren, haften die Verwandten vor dem Ehegatten. Die 
Vorſchriften des 8 1607 Abj 2 finden entſprechende Anwendung!). 

Das gleiche gilt von einem geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten 
ſowie von einem Ehegatten, der nach § 1351 unterhaltspflichtig ift?). 

E I 1484 II 1503; M 4 689; P 4 485. 

1. Die Eheleute, die ſich gegenſeitig Beiſtand schulden, find im Falle der Unterhalts 
bedürftigkeit zuerſt aufeinander angewieſen. Die Verwandten haften deshalb erſt nach dem 
Ehegatten des Bedürftigen, mit der Ausnahme jedoch, daß, ſoweit der von dem Ehegatten 
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zu gewährende Unterhalt über das in 8 1608 Abſ 1 beſtimmte Maß hinausgeht (vgl. 8 1603 A 2), 
die leiſtungsfähigen Verwandten vor ihm einzutreten haben. Hierbei macht es keinen Unter⸗ 
ſchied, ob die Ehegatten verheiratet find (SS 1360, 1861) oder die Ehe geſchieden iſt (88 1578ff.) 
oder der Unterhaltsanſpruch durch die Nichtigkeit der Ehe (88 1345, 1351) begründet iſt. Die 
nach dem Ehemann haftenden Verwandten können in gleicher Weiſe wie die unterhaltsbedürftige 
Frau verlangen, daß der Ehemann die Einkünfte nicht ausſchließlich zur Tilgung der Schul⸗ 
den verwendet, ohne auf ſeine Unterhaltspflicht gegenüber der Frau Rückſicht zu nehmen. 
Es muß in dieſer Beziehung ein billiger Ausgleich ſtattfinden, auch in dem Falle, daß ſich 
der Ehemann durch Eingehung einer hohen Verſicherung zugunſten der Frau mit Schulden 
belaſtet hat (RG Warn 1917 Nr 249). Die Beſtimmung des 8 1608 über die ausnahms⸗ 
weile Haftung der Verwandten vor dem Ehegatten ſteht im Einklang mit der in $ 1603 
Abſ 2 und § 1607 Ubi 1 getroffenen Regelung. Die Anwendbarleit des $ 1607 Abſ 2 iſt 
in § 1608 ausdrücklich vorgeſchrieben. Zu den „ſonſtigen Verpflichtungen“ gehören nicht nur 
die Unterhaltsverbindlichkeiten des Ehegatten gegenüber ſeinen ehelichen Kindern, ſondern 
auch die dem Ehemann gegenüber ſeinen unehelichen Kindern obliegende Unterhaltspflicht 
(RG 106, 372, ebenſo Enneccerus⸗Kipp 897 A 44). 


§ 1609 


Sind mehrere Bedürftige!) 2) vorhanden und iſt der Unterhaltspflichtige 
außerſtande, allen Unterhalt zu gewähren, ſo gehen unter ihnen die Ab⸗ 
kömmlinge den Verwandten der aufſteigenden Linie, unter den Abkömm⸗ 
lingen diejenigen, welche im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben be⸗ 
rufen ſein würden, den übrigen Abkömmlingen, unter den Verwandten der 
aufſteigenden Linie die näheren den entfernteren vor. 

Der Ehegatte ſteht den minderjährigen unverheirateten Kindern gleich; 
er geht anderen Kindern und den übrigen Verwandten vor. Ein geſchiedener 
Ehegatte ſowie ein Ehegatte, der nach S 1351 unterhaltsberechtigt iſt, geht den 
volljährigen oder verheirateten Kindern und den übrigen Verwandten vor. 

E I 1483 II 1504; M 4 688; P 4 485, 530; 6 291. 


1. Wenn der Unterhaltspflichtige nicht imſtande iſt, den ſämtlichen Unterhaltspflichten 
zu genügen, ſo entſteht die Frage, welchem der mehreren Unterhaltsberechtigten ein Vor⸗ 
rang gebührt. Die hierfür geltenden Grundſätze weichen von den in § 1606 über die Reihen⸗ 
folge der Unterhaltsverpflichteten aufgeſtellten Regeln in verſchiedenen Beziehungen ab. 
Unterhaltsberechtigt find nach $ 1609 Abſ 1 in erſter Linie die Abkömmlinge. Dieſe Regel 
erleidet indes nach Abf 2 dadurch eine Anderung, daß der Ehegatte den minderjährigen 
unverheirateten Kindern gleichgeſtellt iſt und vor den andern Kindern den Vorrang hat. Reicht 
die Leiſtungsfähigkeit des Elternteils zur Beſtreitung des Unterhalts ſämtlicher Kinder nicht 
aus, ſo liegt ihm gegenüber den minderjährigen unverheirateten Kindern nach 
§ 1603 Abſ 2 und gegenüber dem Ehegatten (bei Nichtvorhandenſein unterhaltspflichtiger 
Verwandter) die Verpflichtung ob, zur Ergänzung des Unterhaltsbedarfs ohne Rückſicht auf 
die Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts alle verfügbaren Mittel mit dieſen zu teilen. 
Da hierdurch zugleich die nach 8 1603 Abf 1 zu bemeſſende Leiſtungsfähigkeit herabgeſetzt 
wird, ſo führt dieſe Berechnung dazu, daß der etwaige Ausfall von den verheirateten und 
den volljährigen Kindern zu tragen iſt. Reichen die Mittel nicht aus, ſo müſſen die minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kinder und der Ehegatte, welche gleichen Rang haben, eine verhältnis- 
mäßige Schmälerung ihres Unterhaltsbedarfs (der für die Berechtigten verſchieden ſein kann) 
ſich gefallen laſſen. Eine ſolche gleichmäßige Beſchränkung kann verlangt werden, auch wenn 
auf Klage eines einzelnen Familienmitgliedes bereits ein rechtskräftiges Urteil ergangen ſein 
ſollte, das dieſem einen höheren Unterhaltsbetrag zufpricht (vgl. 8 323 ZPO). Der Ehemann 
kann übrigens bei dieſer Unterhaltsbemeſſung auf die ihm gegenüber ſeiner Frau obliegende 
Unterhaltspflicht ſich inſoweit nicht berufen, als er in der Lage ſein würde, durch Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft, die er unberechtigt weigert, eine Minderung ſeiner Aufwendungen 
herbeizuführen (RG 20. 6. 21 IV 21/21). Der Unterhaltsanſpruch eines Kindes geht dem 
Anſpruch der Tochter auf Ausſteuer vor, da dieſer Anſpruch nach § 1620 nur gegeben iſt, 
wenn der Vater bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen Unterhalts zur Gewährung einer Ausſteuer imſtande iſt (RG Warn 1921 
Nr 147; vgl. $ 1620 A 2 a. E.). Ahnlich iſt die Stellung des geſchiedenen Ehegatten. 
Er geht den volljährigen oder verheirateten Kindern vor. Über das Zuſammentreffen des 
Unterhaltsanſpruchs des geſchiedenen Ehegatten mit dem Unterhaltsanſpruch des minder⸗ 
jährigen Kindes oder des neuen Ehegatten iſt in $ 1609 nichts beſtimmt. Es greift hier die 
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Regel des 8 1579 Abſ 1 Satz 2 ein. Die Entſcheidung, ob und inwieweit der Unterhalts⸗ 
anſpruch des einen oder andern Teiles vorzugsweiſe Berückſichtigung verdient, it nach Billig · 
keit zu treffen (RG 75, 433). Die gleichen Rechte wie der geſchiedene Ehegatte hat der 
in den Fällen der 88 1345 u. 1351 für unterhaltsberechtigt erklärte Ehegatte aus nichtiger Che. 
Auf die volljährigen Kinder und die verheirateten folgen die Verwandten aufſteigender Linie, 
und zwar entſcheidet unter ihnen — was mit der Regelung der Reihenfolge der Unterhalts- 
verpflichteten übereinſtimmt — die Gradesnähe. 

2. Gegenüber dem Anſpruch auf Unterhalt kann der Verpflichtete auf den Vorrang oder 
den gleichen Rang eines Unterhaltsberechtigten ſich nur berufen, wenn von dieſem der Unter⸗ 
haltsanſpruch geltend gemacht wird, wobei eine Geltendmachung auch in der Annahme 
des freiwillig gewährten Unterhalts zu erblicken iſt. Anders iſt es nur, wenn als unterhalts⸗ 
berechtigt minderjährige Kinder in Betracht kommen, deren Unterhaltsanſprüche von dem 
verpflichteten Elternteil auch ohne Geltendmachung berückſichtigt werden dürfen. Solange 
einem Vorberechtigten oder Mitberechtigten der Unterhalt freiwillig von einem Dritten, 
wennſchon dieſer keine Rechtspflicht hierzu hat, gewährt wird, bleibt der Unterhaltsanſpruch 
dieſer Perſonen unberückſichtigt (RG JW 04, 340°). Hat der Vorberechtigte oder Mitberechtigte 
keinen Unterhaltsanſpruch geltend gemacht, ſo geht ihm dadurch nicht das Recht verloren, 
das dem andern an Unterhalt Gewährte, was dieſem ſonſt nicht zugekommen wäre, nach 
den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückzufordern Dies Rückforderungs⸗ 
recht kann allerdings erſt von dem Zeitpunkte an, wo der andere in Verzug geſetzt iſt (vgl. 8 1613), 
ausgeübt werden. Gegen den Unterhaltspflichtigen kann der Vorberechtigte oder Mitberechtigte 
Anſprüche erſt erheben ſeit Ablauf des Vierteljahrs, für welches der Verpflichtete den Unterhalt 
entrichtet hat (vgl. 8 1612 Abi 3). 


8 1610 


Das Maß des zu gewährenden Unterhalts beſtimmt ſich nach der Lebens⸗ 
ſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt) Jh 

Der Unterhalt umfaßt den geſamten Lebensbedarf, bei einer der Er⸗ 
ziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der Erziehung und der Vor⸗ 
bildung zu einem Berufe? ). 

E 1 1488 Abſ 1 u. 2 II 1505; M 4, 6967 ff.: P 4 491. 


1. In 8 1610 iſt grundſätzlich ausgeſprochen, daß der Unterhalt nach der Lebensſtellung 
des Bedürftigen ſich beſtimmt. Für die Lebensſtellung ſind außer dem Stande auch 
die Vermögens und Einkommensverhältniſſe von Bedeutung (vgl. Rc Warn 1914 
Nr 196), wennſchon natürlich nicht in dem Maße, daß eine jede Erhöhung des Einkommens 
für eine Erhöhung des ſtandesmäßigen Unterhalts ausſchlaggebend ſein müßte. Auch die für 
ſpätere Zeit in ſicherer Ausſicht ſtehende Beſſerſtellung kann ſchon im voraus einen gewiſſen 
Einfluß auf die Lebensſtellung ausüben (RG 75, 124; Warn 1912 Nr 265). Die Lebens 
ſtellung des Berechtigten iſt maßgebend, auch wenn ſie eine höhere iſt als die des Verpflichteten. 
Zu beachten iſt aber, daß der Berechtigte keinen Anſpruch darauf hat, daß ihm der Unterhalt 
nach der einmal erlangten höheren Lebensſtellung für immer gewährt wird. Kann er ſich 
in dieſer nicht behaupten, fo muß er, da er feinen Unterhalt, ſoweit möglich, ſich felbit zu ver 
dienen hat, mit einer dieſer Beſchäftigung entſprechenden niedrigeren Unterhaltsrente ſich 
begnügen. Auf die Lebensſtellung der Kinder haben die Eltern dadurch einen maßgebenden Ein ⸗ 
fluß, daß die Erziehung in ihren Händen liegt und ſie den von dem Kinde zu ergreifenden Beruf 
(vorbehaltlich des Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts im Falle des Mißbrauchs, $ 1666) 
zu beſtimmen haben. Erwählt dem entgegen das volljährig gewordene Kind einen andern 
Beruf, für den es ihm von vornherein an den nötigen Mitteln gebricht, ſo kann die hierdurch herbei⸗ 
geführte höhere Lebensſtellung für die Bemeſſung des von den Eltern zu gewährenden Unter ⸗ 
halts nicht maßgebend ſein. Die Lebensſtellung des Kindes richtet ſich im allgemeinen nach 
der des Vaters, ebenſo wie die Lebensſtellung der Frau nach der des Mannes. Doch können 
die geſamten Verhältniſſe der Familie fortdauernd einen günſtigen Einfluß auf die Lebens ⸗ 
ſtellung des Bedürftigen ausüben und es iſt inſoweit bei Beſtimmung des ihm zu gewäh⸗ 
renden Unterhalts auf feine aus der Zugehörigkeit zur Familie, ſich ergebende geſellſchaft⸗ 
liche und wirtſchaftliche Stellung mit Rückſicht zu nehmen (RG Warn 1910 Nr 123; JW 
1914, 76510; 1917, 155%. Die Verhältniſſe der Familie behalten insbeſondere während 
der Zeit der Einziehung des Vaters zum Kriegsdienſt beſtimmenden Einfluß. Zu berück⸗ 
fichtigen find nicht nur die Verhältniſſe des Vaters des unterhaltsbedürftigen Kindes, ſondern 
auch der Mutter, mag ſelbſt das Kind ſich bei dem Vater befinden (RG 3. 10. 18 IV 215/18). 
Über das Maß des während beſtehender Ehe dem Ehegatten gebührenden Unterhalts |. 
58 1360, 1861. — Die Gewährung eines höheren als des ſtandesmäßigen Unterhalts kann 
unter Umſtänden eine Schenkung darſtellen (RG Warn 1912 Nr 382). Nach RG 114, 52 
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handelt der Vater, der die Koſten der Berufsvorbildung eines Kindes beſtreitet, obwohl das 
Kind ausreichendes eigenes Vermögen beſitzt, nicht in Erfüllung der geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht, ebenſowenig liegt die Erfüllung einer ſolchen Pflicht vor, wenn die von ihm gemachten 
Aufwendungen die Grenzen des Standesgemäßen überſteigen. 

2. Der von den Verwandten zu gewährende ſtandesmäßige Unterhalt geht über die Ge⸗ 
währung von Obdach, des unentbehrlichen Lebensunterhalts, der erforderlichen Pflege in 
Krankheitsfällen und eines angemeſſenen Begräbniſſes (worauf die Armenunterſtützung ſich 
zu beſchränken pflegt) erheblich hinaus. Er umfaßt, wie § 1610 Abf 2 ſagt, den geſamten 
Lebensbedarf und iſt deshalb nicht auf das Unentbehrlichſte, auch nicht auf die Pflege des 
Körpers beſchränkt. Dem Unterhaltsbedürftigen müſſen je nach Verſchiedenheit der Lebens 
ſtellung im einzelnen Falle auch die zur Pflege der geiſtigen Intereſſen (Zeitungen, Bücher uſw.) 
notwendigen Mittel verabfolgt werden (a. A. Opet, Verwandtſchaftsrecht $ 10 S. 88). Zu 
den Koſten der körperlichen Pflege können, wofür es ebenfalls auf die Lebensſtellung des Be⸗ 
dürftigen ankommt, die Koſten eines Badeaufenthalts oder einer Erholungsreiſe gehören. 
Auch die Koſten der Bedienung können zu den Unterhaltskoſten zu rechnen ſein. Einen wei⸗ 
teren Umfang gewinnt der Unterhalt bei einer der Erziehung bedürftigen Perſon. Zu 
den Erziehungskoſten ſind die Koſten der Vorbildung zu einem beſtimmten Berufe zu rech⸗ 
nen, unter Umſtänden gehörten hierzu auch die Koſten des bisherigen Militärdienſtes als Ein⸗ 
jährig⸗Freiwilliger, wenn nämlich dieſe Art des Militärdienſtes den Standes und Vermögens⸗ 
verhältniſſen entſprach. Für die Entſcheidung der Frage, ob die Koſten eines Univerſitäts⸗ 
ſtudiums oder einer ähnlichen höheren Vorbildung zu gewähren ſind, kommt es nicht nur auf 
die Befähigung des Bedürftigen an, ſondern auch auf die Größe der zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Mittel, wobei es von Bedeutung ſein kann, daß der Kläger zur Ermöglichung des Studiums 
bereit iſt, mit einer notdürftig die Koſten deckenden Rente ſich zu begnügen (RG Warn 1921 
Nr 101 unter 2). Doch werden die Eltern ſich in der Regel nicht weigern können, die Koſten 
zur Fortſetzung des Studiums herzugeben, wenn dasſelbe mit ihrer Zuſtimmung einmal 
begonnen iſt und die Fortſetzung Erfolg verſpricht (vgl. RG 14. 5. 03 IV 26/03). Mag ſelbſt 
die Ausſicht auf baldige Anſtellung bei dem betreffenden Studium keine beſonders große 
ſein, ſo kann doch demgegenüber ins Gewicht fallen, daß der Studierende nach ſeinen Anlagen 
und feinem Entwicklungsgange gerade für dieſes Fach eine große Befähigung hat (RG Warn 
1921 Nr 101 unter 1). Den Anſchauungen des höheren Bürgerſtandes entſpricht es, daß 
den aus ihm hervorgegangenen Söhnen eine das volle Hochſchulſtudium umfaſſende Aus⸗ 
bildung zuteil wird (RG 11. 11. 09 IV 35/09). Auch wenn die Erziehung bereits abgeſchloſſen 
iſt, kann eine Berufsvorbildung oder eine weitere Berufsvorbildung nötig werden, um den 
Unterhaltsberechtigten, was im Intereſſe des Unterhaltspflichtigen liegt, in den Stand zu 
ſetzen, ſich ſelbſt zu unterhalten. Auch auf dieſe Koſten erſtreckt ſich deshalb die Unterhalts- 
pflicht (RG ZW 1910, 478", vgl. RG 114, 54). Durch Genehmigung des Studiums uſw. wird 
übrigens nicht ein den Unterhaltspflichtigen bindender Vertrag in dem Sinne abgeſchloſſen, daß 
ein Abgehen hiervon, wenn eine andere Sachlage ſich herausſtellt, unbedingt ausgeſchloſſen wäre. 
Zur Begründung der Höhe und Dauer des geforderten Unterhalts ſind die Verhältniſſe des 
Bedürftigen klarzulegen. So bedarf es, wenn Ausbildungskoſten gefordert werden, zur Be⸗ 
grenzung der Koſten der Darlegung, welche Ausbildung der Bedürftige genießen ſoll und 
wie lange Zeit ſie vorausſichtlich dauern wird (vgl. § 1602 A 4 a. E.). Bei Bemeſſung des 
Unterhaltsbedarfs iſt auch auf die für ſpäter mit Sicherheit zu erwartende Erhöhung der 
Ausgaben Rückſicht zu nehmen (RG Warn 08 Nr 325). Über die Verpflichtung zur 
Tragung der Beerdigungskoſten |. § 1615 A 2. — Iſt die Unterhaltspflicht durch Vertrag 
oder Verfügung von Todes wegen begründet, ſo iſt lediglich durch Auslegung des Vertrags 
oder der Verfügung der Umfang des Unterhaltsanſpruchs zu beſtimmen. Dem Willen des 
Erblaſſers kann es entſprechen, daß die Koſten der Vorbildung in höherem Maße und auf 
längere Zeit zu gewähren ſind, als ſie nach den Vorſchriften über die geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht verlangt werden könnten. 

3. Für die Beſtimmung des Unterhaltsbedarfs kommen nur die eigenen Bedürfniſſe 
des Unterhaltsberechtigten in Betracht. Ohne Bedeutung iſt, daß dieſer wiederum das an 
Unterhalt Empfangene, vermöge der ihm obliegenden Unterhaltspflicht, mit dem Ehegatten 
und den Kindern zu teilen hat (RG LZ 1918, 21718). Es führt dies allerdings dazu, daß 
im Erfolge dem Berechtigten nicht der volle Unterhalt zuteil wird. Würde man von dieſem 
Grundfah abgehen, jo würde das die Folge haben, daß dem Geſetze zuwider eine Unter⸗ 
haltspflicht der Schwiegereltern, indem die Eltern nicht bloß ihr Kind, ſondern auch deſſen 
Ehegatten zu unterhalten hätten, und eine Unterhaltspflicht der Geſchwiſter, indem das von 
einem Elternteil auf Unterhalt in Anſpruch genommene Kind für den Unterhalt der andern 
Kinder mit aufkommen müßte, eingeführt würde. — Bei Bemeſſung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts iſt darauf zu ſehen, wieviel der Berechtigte nach ſeiner Lebensſtellung bei nor⸗ 
maler Lebensführung bedarf, ohne daß auf etwaige verſchwenderiſche Lebensgewohn⸗ 
heiten des Berechtigten oder feiner Familiengenoſſen Rückſicht zu nehmen iſt. Es ſind hier- 
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bei ohne Rückſicht auf die örtliche Verſchiedenheit der Preiſe die Durchſchnittspreiſe 
zugrunde zu legen. Die Berückſichtigung der Preiſe des von ihm gewählten teureren Wohn⸗ 
orts kann der Unterhaltsberechtigte nur verlangen, wenn beſondere Billigkeitsgründe ge- 
rade die Wahl dieſes Wohnorts als angemeſſen erſcheinen laſſen (vgl. RG ZW 1911, 28118; 
18. 3. 12 IV 445/11). 

4. Die Unterhaltspflicht enthält nicht die Verpflichtung, die Koſten zur Führung eines 
Rechtsſtreits oder zur Verteidigung im Strafverfahren herzugeben (a. A. Blume A 2). Für 
den Unterhaltsbedürftigen iſt in dieſer Beziehung dadurch geſorgt, daß für die Führung des 
Rechtsſtreits das Armenrecht ihm bewilligt (88 114 ff. ZPO) und für das Strafverfahren 
ein Verteidiger beigeordnet werden kann (88 140, 141 StPO). 


8 1611 


Wer durch ſein ſittliches Verſchulden?) bedürftig geworden iſt, kann nur 
den notdürftigen Unterhalt!) verlangen. 

Der gleichen Beſchränkung unterliegt der Unterhaltsanſpruch der Ab⸗ 
kömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn ſie ſich einer Verfehlung 
ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihnen den Pflicht⸗ 
teil zu entziehen, ſowie der Unterhaltsanſpruch der Großeltern und der 
weiteren Voreltern, wenn ihnen gegenüber die Vorausſetzungen vorliegen, 
unter denen Kinder berechtigt ſind, ihren Eltern den Pflichtteil zu ent⸗ 
iehen?). 

x Der Bedürftige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften eintretenden 
Beſchränkung ſeines Anſpruchs nicht andere Unterhaltspflichtige in Anſpruch 
nehmen“). 

E I 1490 II 1506; M 4 699; P 4 494; 6 297. 


1. Das öffentliche Intereſſe an dem Beſtehen des familienrechtlichen Unterhaltsanſpruchs 
zeigt ſich nicht bloß in der Unverzichtbarkeit des Anſpruchs auf künftigen Unterhalt (8 1618), 
ſondern auch darin, daß der Anſpruch durch Verfehlungen niemals gänzlich verwirkt wird. 
Der Bedürftige wird nur dadurch beſtraft, daß ſich ſein Anſpruch auf den notdürftigen Unter⸗ 
halt (nch JW 1907, 711 2) beſchränkt. Nach den Motiven (4, 698) iſt es abgelehnt, das Maß 
des notdürftigen Unterhalts nach den von der öffentlichen Armenpflege gewährten Leiſtungen 
(.. S 1610 A 2) zu beſtimmen. Gleichwohl können dieſe Leiſtungen zum Vergleiche herange⸗ 
zogen werden, wobei allerdings nicht außer acht gelaſſen werden darf, daß die perſönlichen 
Verhältniſſe des Berechtigten zu einer Steigerung der Unterhaltsrente führen können (RG 
21. 3. 04 IV 4/04). Die Beſchränkung des Unterhalts auf den Notbedarf iſt von dem Ver⸗ 
pflichteten einredeweiſe geltend zu machen und es liegt ihm demgemäß auch der Nachweis 
ob, daß die Vorausſetzungen der Beſchränkung eingetreten ſind. Tritt nach rechtskräftiger 
Verurteilung zur Zahlung der Unterhaltsrente ein die Beſchränkung rechtfertigender Grund 
ein, jo darf dieſe Anderung nach § 323 ZPO nachträglich geltend gemacht werden. Über die 
Gewährung des notdürftigen Unterhalts durch Unterbringung in ein Armenhaus |. 8 1612 A 2. 


2. Verfehlungen gegen den Unterhaltspflichtigen haben die Beſchränkung auf den not⸗ 
dürftigen Unterhalt nur zur Folge, wenn ſie dieſem einen Grund zur Entziehung des 
Pflichtteils geben würden. Ehegatten ſind gegeneinander zur Entziehung des Pflichtteils nach 
$ 2335 aus den in 88 1565—1568 angeführten Gründen berechtigt, ohne daß Scheidungsklage 
erhoben zu fein braucht, Eltern und Voreltern gegenüber den Abkömmlingen aus den in $ 2333 
angeführten Gründen, endlich die Kinder gegenüber den Eltern aus den in $ 2335 bezeichneten 
Gründen. Von der Zeit an, wo der Entziehungsgrund entſtanden ift, kann der Unterhalt 
in Höhe des den notdürftigen Unterhalt überſteigenden Betrags nicht mehr gefordert werden. 
Der Prozeßrichter darf dieſen Betrag nicht zuſprechen, weil das Scheidungsrecht nach den 
Scheidungsakten noch ungeklärt fei, ſondern nur auf Grund der Feſtſtellung, daß das Scheidungs⸗ 
recht nicht beſteht oder nicht beweisbar iſt (RG JW 1920, 461; 22 1921, 49910. Dem 
Anſpruch des Ehegatten auf Beſchränkung des Unterhalts ſteht der Ablauf der für die Gel⸗ 
tendmachung des Scheidungsgrundes in § 1571 beſtimmten Friſt nicht entgegen (RG Warn 
1909 Nr 148). Der Anſpruch kann auch dann geltend gemacht werden, wenn die Ehe wegen 
einer ſpäter eingetretenen Geiſteskrankheit des andern Ehegatten nur aus dieſem Grunde 
($ 1569) geſchieden ift (a. A. RG 10. 12. 17 IV 266/17). Was die Voreltern betrifft, fo iſt 
die daraus, daß fie überhaupt nicht pflichtteilsberechtigt find, ſich ergebende Lücke in $ 1611 
Abſ 2 dahin ergänzt, daß auf ſie die für die Entziehung des Pflichtteils der Eltern durch das 
Kind geltenden Gründe ausgedehnt find. Durch Verzeihung wird das Recht zur Ent⸗ 
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ziehung des Pflichtteils beſeitigt (5 2337). Einen allgemeinen Grund zur Beſchränkung 
des Unterhalts auf den Notbedarf bildet es, wenn der den Unterhalt Verlangende durch 
ſein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden iſt. Daß die Armut verſchuldet iſt, genügt 
nicht, die Armut muß durch Gründe, welche die ſittliche Mißbilligung verdienen (z. B. 
Arbeitsſcheu, Trunkſucht, unverantwortliche Verſchwendung, verbrecheriſche Handlungen 
leichtfertige Spekulationen), herbeigeführt fein (vgl. R 23 1919, 12381). Ein ſolcher 
Sachverhalt kann auch gegeben ſein, wenn der Bedürftige durch unſittliches Verhalten ſeine 
Einnahmequelle verloren hat. Solange der Zuſammenhang zwiſchen dem ſittlichen Ver⸗ 
ſchulden als Urſache und der Bedürſtigkeit als Wirkung beſteht, dauert auch die Beſchrän⸗ 
kung des Unterhaltsanſpruchs auf das notdürftige Maß fort. Der Zuſammenhang iſt unter ⸗ 
brochen, wenn der Bedürftige eine Erwerbsſtellung gefunden hat, demnächſt aber durch 
unverſchuldete Krankheit von neuem erwerbsunfähig geworden iſt (RG ZW 1910, 477). 
Auf das Verhältnis der Ehegatten zueinander findet die in Abſ 1 gegebene Vorſchrift, die 
in $ 1360 Abf 3 nicht mitangeführt iſt, keine Anwendung (RG IJW' 05, 203°). Anwendbar 
iſt dagegen dieſe Vorſchrift nebſt den anderen in § 1580 Abf 3 angezogenen Vorſchriften auf 
den Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten. Iſt die Ehe aus alleinigem Ver⸗ 
ſchulden des Ehemanns rechtskräftig geſchieden, ſo ſteht damit nicht etwa zugleich für den 
Unterhaltsprozeß rechtskräftig feſt, daß die klagende Ehefrau nicht aus ſittlichem Verſchulden 
bedürftig geworden ſei (RG 15. 2. 23 IV 213/22). Hat der Verpflichtete, obwohl nur der 
notdürftige Unterhalt beanſprucht werden konnte, an Unterhalt freiwillig mehr geleiſtet, ſo 
ift die Rückforderung nach $ 814 in der Regel ausgeſchloſſen. Ein Anſpruch auf Schadens. 
erſatz kann dem Leiſtenden aus § 945 ZPO erwachſen — der trotz der Beſtimmung des $ 627 
Abſ 4 auf die aus 8 627 exlaffene einſtweilige Verfügung Anwendung findet — wenn die 
Mehrleiſtung durch einſtweilige Verfügung (vgl. auch § 717) erzwungen war. 

3. Da die Beſchränkung des Unterhalts zur Strafe eintritt, ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß der Bedürftige, der gegen den Unterhaltspflichtigen ſich vergangen hat, nicht etwa wegen 
des durch die Beſchräntung ihm entgehenden Unterhalts (des Ausfalls) ſich an einen an⸗ 
dern Verpflichteten halten kann. Anders iſt es, wenn der Unterhaltspflichtige wegen 
mangelnder Leiſtungsfähigkeit ganz oder teilweiſe ausſcheidet. Mitverpflichtete, die 
zu ihrem Anteil den ſtandesmäßigen Unterhalt zu gewähren haben, können ſich dieſerhalb 
auf Abf 2 nicht berufen. 


8 1612 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren. Der 
Verpflichtete kann verlangen, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in 
anderer Art geſtattet wird, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen !). 

Haben Eltern einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo 
können ſie beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der 
Unterhalt gewährt werden ſoll. Aus beſondern Gründen kann das Vor⸗ 
Andere auf Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern 
ändern?). 

Im übrigen finden die Vorſchriften des S 760 Anwendung?). 

E I 1491 II 1507; M 4 702; P 4 495; 6 297. x 


1. Die Entrichtung des Unterhalts in einer Geldrente wird in der Mehrzahl der Fälle 
den Verhältniſſen des Berechtigten und Verpflichteten am beſten entſprechen. Wird der 
Verpflichtete durch dieſe Art der Unterhalisgewährung beſonders beſchwert, jo kann er ver- 
langen, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Art (Naturalunterhalt) geſtattet 
wird. Er hat zu dieſem Zweck dem Berechtigten einen beſtimmten Vorſchlag zu machen, der 
erſehen läßt, in welcher Weiſe für Wohnung und Verpflegung geforgt werden ſoll (RG 13. 2. 02 
IV 360/01). Verlangt er die Überſiedlung des Unterhaltsbedürftigen, ſo hat er das hierzu 
erforderliche Reiſegeld anzubieten. Der Vorſchlag kann von dem Berechtigten abgelehnt 
werden, wenn der Empfang von Naturalunterhalt für ihn beſonders drückend ſein würde, 
wenn z. B. die Mutter hierdurch gezwungen ſein würde, ſich von der Tochter zu trennen. 
Kommt es zu keiner Einigung, ſo hat der Prozeßrichter hierüber zu entſcheiden, der auf die 
Intereſſen des Verpflichteten und des Berechtigten Rückſicht zu nehmen hat und, wenn er 
hierin einen billigen Ausgleich ſieht, die von dem Verpflichteten verlangte Naturalverpflegung 
auch in einer von deſſen Vorſchlägen abweichenden Weiſe anordnen kann. Naturalverpflegung 
kann der Verpflichtete auch aus dem Grunde verlangen, weil dieſe Unterhaltsgewährung im 
eigenen Intereſſe des Berechtigten iſt, weil z. B. eine wirtſchaftliche Verwaltung des Geldes 
von ihm nicht zu erwarten iſt (a. A. Blume A 3). Stellt ſich ſpäter heraus, daß die Gewährung 
von Naturalunterhalt zu Mißſtänden oder Mißhelligkeiten führt, ſo kann die getroffene Wahl 
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(nötigenfalls auf dem Wege des $ 323 ZPO) wieder geändert werden. Eine Art des Natural⸗ 
unterhalts iſt es, wenn der Bedürftige in Verpflegung gegeben und Penſion für ihn entrichtet 
wird. Der Übergang vom Antrag auf Naturalunterhalt zum Antrag auf Geldunterhalt 
und umgekehrt ſtellt ſich nicht als Klageänderung dar. — Die Unterhaltspflicht geht an ſich 
nur auf Geldzahlung. Es kann deshalb nicht gefordert werden, daß derjenige, welcher wegen 
ſeiner ungünſtigen Vermögensverhältniſſe eine Geldzahlung nicht machen kann, ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht durch Leiſtung von Dienſten genügt. Dies iſt auch wichtig für den Schadens 
erſatzanſpruch aus § 844 Abſ 2 wegen Entziehung des Unterhalts (RG 27. 9. 09 IV 643/08). 

2. Beſondere Grundſätze greifen Platz, wenn die Eltern (nicht Großeltern) einem un⸗ 
verheirateten Kinde, mag dieſes nun minderjährig oder volljährig ſein, Unterhalt zu gewähren 
haben. Die Eltern haben das Beſtimmungsrecht darüber, in welcher Art und für welche 
Zeit im voraus der Unterhalt zu entrichten iſt, ohne an die Schranke gebunden zu ſein daß 
die Vorausentrichtung den Zeitraum von drei Monaten nicht überſteigen darf. Der Zeitraum 
muß aber ein den Umſtänden nach angemeſſener ſein. Nur unter dieſer Vorausſetzung werden 
die Eltern nach $ 1614 Abſ 2 durch eine über drei Monate hinausgehende Vorausentrichtung 
von der Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung frei. Iſt der notdürftige Unterhalt zu ge⸗ 
währen, jo konnen die Eltern beſtimmen, daß das Kind den Unterhalt nebſt der erforderlichen 
ärztlichen Behandlung, ſofern dieſe Leiſtungen durch ein Abkommen mit der Armenverwaltung 
ſichergeſtellt find, im Armenhauſe zu empfangen hat (RG 3. 11. 10 IV 295/10). Der von dem 
unterhaltspflichtigen Elternteil getroffenen Beſtimmung hat das Kind ſich zu fügen, ohne 
daß es hiergegen die Entſcheidung des Prozeßgerichts anrufen kann. Es ſteht ihm nur frei, 
fi) an das Vormundſchaftsgericht zu wenden, das (ohne daß es der Beſtellung eines 
Pflegers bedarf) die von dem Elternteil getroffene Beſtimmung, wenn es hierin eine unbillige 
Beſchwerung des Kindes erachtet, abändern kann. Es iſt z. B. nicht zu verlangen, daß das 
Kind, um Naturalverpflegung im elterlichen Hauſe zu empfangen, ſich von ſeiner Familie 
trennt. Auch die im elterlichen Hauſe beſtehenden unleidlichen Familienverhältniſſe können 
dem Vormundſchaftsgericht einen Grund geben, das Kind von der Verpflichtung der Rück 
kehr zu den Eltern zu befreien. Über den Fall, daß ſich nach Trennung der Eltern die Kinder 
bei der Mutter befinden, vgl. Hagemann in ZBIFG 22. Jahrg. S. 401 ff. — Die von dem 
Elternteil getroffene Beſtimmung iſt ohne weiteres unwirkſam, wenn ſie etwas Unausführ⸗ 
bares anordnet. Zuſtändig zur Entſcheidung über den Anſpruch des Kindes auf Geldunter⸗ 
halt iſt in dieſem Falle das Prozeßgericht (vgl. R Warn 1911 Nr 41). Der Vater kann 
nicht anordnen, daß das von ihm getrennt lebende Kind ſeinen Unterhalt in der väterlichen 
Wohnung zu beziehen hat, wenn es in ſo jugendlichem Alter ſich befindet, daß es den Willen, 
zum Vater zurückzukehren, nicht haben kann (RG JW ö 01, 871) oder wenn es wegen Geiſtes⸗ 
krankheit nicht imſtande war, von ſich aus der Beſtimmung des Vaters Folge zu leiſten 
(RG 5. 4. 24 IV 621/23). Es kann dies auch nicht angeordnet werden gegenüber einem für 
das Kind beſtellten Pfleger, der nicht ermächtigt iſt, den Streit über das Verbleiben des Kindes 
zum Austrag zu bringen (R& 57, 77). Sache des Vaters iſt es, wenn er den Unterhalt nur in feiner 
Wohnung gewähren will, die Herausgabe des Kindes nach § 1632 zu erwirken. Der Unterhalt 
darf dem unverheirateten Kinde von den Eltern auch in der Weiſe zugewendet werden, daß ſie 
dem das Grundſtück übernehmenden Kinde unter Benachrichtigung des unterhaltsberechtigten 
Kindes die Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung auferlegen. Dieſe Beſtimmung kann 
von dem Vormundſchaftsgericht auf Antrag des Kindes geändert werden, falls der Unterhalt 
nicht gewährt wird oder dem Kinde der Empfang des Unterhalts in ſolcher Weiſe nicht ferner 
zugemutet werden kann (KGJ 53 A 25). Der Vater darf ferner, wenn die Sorge für die 
Perſon des Kindes der Mutter zuſteht, das Beſtimmungsrecht nicht in der Weiſe ausüben, daß 
er mit den Anordnungen der Mutter ſich in Widerſpruch ſetzt (RG 74, 77). Die Entſcheidung des 
Vormundſchaftsgerichts erlangt Vollitredbarfeit nur dadurch, daß fie im Rechtsſtreit über die 
Unterhaltspflicht der Entſcheidung des Prozeßgerichts zugrunde zu legen iſt (RG JW 09 
Beil 30 8. Das Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts ſetzt voraus, daß in maßgeblicher 
Weiſe gegenüber dem Kinde oder deſſen geſetzlichem Vertreter die Beſtimmung des Elternteils 
getroffen iſt (RJA 12, 181). Das Beſtimmungsrecht kann auch durch tatſächliches Verhalten 
ausgeübt fein (Joſef in Z Blöd 17. Jahrg. S. 281). Nicht befugt iſt das Vormundſchaftsgericht, 
die Beſtimmung dahin zu ändern, daß an Stelle des Geldunterhalts die Unterhaltsgewährung 
in Natur geſetzt wird, und fo die Eltern zu zwingen, ein volljähriges Kind bei ſich zu behalten, 
was nicht eine Begünſtigung, ſondern eine Schlechterſtellung der Eltern im Vergleich mit 
andern Unterhaltspflichtigen bedeuten würde (RIA 12, 192). Dem unverheirateten Kinde 
ſteht das verheiratet geweſene Kind nicht gleich (RG 22. 2. 09 IV 329/08). Nicht unter den 
Begriff des unverheirateten Kindes im Sinne des $ 1512 fällt, was das Verhältnis zum 
Vater betrifft, das uneheliche Kind (vgl. $ 1589 A 4). 

3. Nach der in Abſ 3 angezogenen Vorſchrift des 8 760 iſt die Geldrente für drei Monate 
im voraus zu entrichten. Dieſe Beſtimmung enthält, wie in $ 1614 Abſ 2 geſagt iſt, inſofern 
zwingendes Recht, als die Vorausentrichtung über dieſen Zeitraum hinaus den Verpflichteten 
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für den überſchießenden Zeitraum, wenn die Bedürftigkeit von neuem eintritt, von der Ver⸗ 
bindlichkeit zur Unterhaltsgewährung nicht befreit. Der Unterhaltspflichtige handelt, wenn 
er für einen längeren Zeitraum zahlt, auf eigene Gefahr. Nicht richtig iſt es deshalb, wenn 
Staudinger (A 2a) dem Unterhaltspflichtigen das Recht geben will, ſich aus beſondern Gründen 
durch Zahlung einer Kapitalabfindung zu befreien. Das Recht auf Unterhalt geht dem Be⸗ 
rechtigten ſelbſt dann nicht verloren, wenn er eine Kapitalabfindung im Rechtsſtreit gefordert 
und zuerkannt erhalten haben ſollte (RG 8. 7. 01 IV 112/01). Durch die Beſtimmung des 
§ 1612 Abſ 3 iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, daß dem Unterhaltspflichtigen, wenn er zu etwas 
mehrerem nicht imſtande iſt, die Vorauszahlung in kürzeren Zeiträumen nachgelaſſen 
wird, ohne daß deswegen auf den nach ihm Haftenden zurückgegriffen werden darf. Dies 
insbeſondere auch dann, wenn ihm die Vorauszahlung für drei Monate nach ſeinen Ein⸗ 
fünften ſehr ſchwer fallen würde, wobei anderſeits die Intereſſen des Unterhaltsberechtig⸗ 
ten nicht außer Betracht bleiben dürfen. Bei der Gewährung des Naturalunterhalts 
darf die Vorausentrichtung nicht einen den Umſtänden nach angemeſſenen Zeitraum 
überſteigen (588 1614 Abj 2, 760 Abſ 2). Für alle Fälle der Vorausentrichtung gilt die Regel 
des 8 760, daß der Unterhaltsberechtigte, der den Beginn des Zeitraums erlebt, ein Recht 
auf die volle Rente erworben hat. Hieraus kann aber nicht hergeleitet werden, daß ihm auch 
dann die volle Rente verbleibt, wenn während dieſes Zeitraums die Unterhaltsbedürftigkeit 
weggefallen iſt. 


§ 1613 


Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfüllung oder Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an fordern, zu welcher der Ver⸗ 
pflichtete in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig ge» 
worden ijt!). 

E I 1492 II 1508; M 4 705; P 4 496. 


1. Der Berechtigte kann Unterhalt nur für die Zukunft, nicht die Vergangenheit 
fordern. Eine Ausnahme hiervon iſt auch in dem Falle nicht zuzulaſſen, daß er zur Be⸗ 
ſtreitung feines Unterhalts genötigt war, Schulden zu machen. Hat er aber einmal Unter⸗ 
halt gefordert, ſei es im Wege der Mahnung oder der Klagerhebung, jo kann der Ver⸗ 
pflichtete dadurch keinen Vorteil haben, daß er durch Nichterfüllung es dahin gebracht hat, 
daß der Zeitraum, für den der Unterhalt gefordert war, verſtrichen iſt. Der Unterhalt 
kann deshalb von der Zeit an, wo der Verpflichtete in Verzug gekommen iſt oder der 
Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt, nachgefordert werden. Dieſem Anſpruch 
gegenüber kann der Verpflichtete ſich nicht darauf berufen, daß der Berechtigte bisher Unterhalt 
gehabt hat, ſofern nicht der Dritte den Unterhalt für Rechnung des Verpflichteten, ſei es in 
der Abſicht, von ihm Erſatz zu verlangen, ſei es aus Freigebigkeit, gewährt hat. Liegen die 
Vorausſetzungen des § 1607 Abſ 2 vor, ſo würde der Unterhaltsanſpruch mit der Beſchrän⸗ 
kung des § 1613 auf den Dritten übergegangen fein. Zur Inverzugſetzung genügt die Auf⸗ 
forderung, von einem beſtimmten ſpäteren Zeitpunkte an Unterhalt zu gewähren, falls zu 
dieſer Zeit die Leiſtung nicht erfolgt. Ein Verzug liegt nicht vor, wenn der Berechtigte ſelbſt 
ſchuld iſt, daß er den Unterhalt nicht erhalten hat, wenn er z. B. bei Gewährung von Natural⸗ 
unterhalt ſich nicht zur rechten Zeit zur Empfangnahme des Unterhalts eingefunden hat. 
Iſt der Verpflichtete nicht in Verzug gekommen, fo ift weder ein Anſpruch auf Nacherfüllung 
noch ein Anſpruch auf Schadenserſatz oder Herausgabe der Bereicherung (vgl. RG 25. 1. 04 
IV 279/03) gegeben. Im Falle des Verzugs geht der Anſpruch an ſich auf Nachlieferung 
und Erſatz des durch die Verzögerung entſtandenen Schadens. Hat aber die Nacherfüllung für 
den Berechtigten kein Intereſſe — wie es bei Gewährung von Naturalunterhalt meiſt der 
Fall fein wird —, fo kann Schadens erſatz wegen Nichterfüllung gefordert werden 
(8 286 Abſ 2). Anderſeits kann bei Gewährung von Naturalunterhalt dem in Verzug ge⸗ 
kommenen Verpflichteten die Nacherfüllung, wenn die Aufbewahrung umſtändlich iſt oder 
der Verderb der Lebensmittel zu beſorgen iſt, nicht zugemutet werden. In dieſem Falle iſt 
daher nur ein Anſpruch auf Schadenserſatz gegeben. Das Verlangen der Ehefrau auf 
Zahlung eines angemeſſenen Taſchengeldes durch den Mann, um der unwürdigen Lage 
überhoben zu ſein, wegen jeder kleineren Ausgabe den Mann beſonders angehen zu 
müſſen, erſcheint weſentlich aus dem Geſichtspunkte berechtigt, daß die Frau gegen das 
in dieſer Behandlung liegende kränkende Verhalten des Mannes geſchützt ſein ſoll. Die 
zur Abſtellung der Kränkung dem Manne auferlegten Leiſtungen können deshalb, da eine 
Wiederherſtellung der Ehre für die frühere Zeit nicht möglich iſt, erſt von der Rechtskraft 
der Entſcheidung an gefordert werden (RG 97, 290). Die im 8 1613 aufgeſtellte Be⸗ 
ſchränkung greift nicht Platz, wenn der Unterhalt durch Vertrag verſprochen iſt. Sie ſteht 
auch dem Erſatzanſpruch aus Geſchäftsführung ohne Auftrag nicht entgegen, ebenſo 
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nicht dem in 8 62 UWG dem Armenverbande, jetzt in 88 21ff. VO v. 15. 2. 24 dem 
Fürſorgeverband gewährten Erſatzanſpruch (SeuffA 66 Nr 241). Hinſichtlich des Rückgriffs 
des Armenverbands kommt es auf die Leiſtungsfähigkeit des Verpflichteten zur Zeit der 
Gewährung des Unterhalts durch den Verband an (SeuffA 77 Nr 147). — Für die beſchleunigte 
Durchführung des Unterhaltsanſpruchs bietet ſich der Weg der einſtweiligen Verfügung. 


8 1614 


3) Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht verzichtet werden!). 


Durch eine Vorausleiſtung wird der Verpflichtete bei erneuter Bedürftig⸗ 
teit des Berechtigten nur für den im § 760 Abſ 2 beſtimmten Zeitabſchnitt 
oder, wenn er ſelbſt den Zeitabſchnitt zu beſtimmen hatte, für einen den 
umſtänden nach angemeſſenen Zeitabſchnitt befreit?). 

E I 1495 II 1509; M 4 709; P 4 483 u. 515. 


1. Die Beſtimmung des $ 1614, daß für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet 
werden kann, findet ihre Rechtfertigung in der ſittlichen Grundlage der Unterhaltspflicht 
und in dem wegen der öffentlichen Armenpflege beſtehenden öffentlichen Intereſſe (M 4, 709). 
Der Verzicht iſt nichtig, auch wenn er gegen entſprechendes Entgelt abgegeben iſt und 
der Verzichtende zur Zeit der Verzichtserklärung genügendes Vermögen zur Beſtreitung 
ſeines Unterhalts beſaß (RG JW 05, 6821; 17. 2. 02 IV 362/01), oder wenn die Unterhalts 
pflicht von einem andern übernommen wird. Durch eine ſolche Übernahme wird der geſetz⸗ 
lich Verpflichtete, ſofern der Übernehmer tatſächlich den Unterhalt nicht gewährt, nicht frei. 
Die Übernahme wirkt auf dieſe Unterhaltspflicht nur inſofern ein, als der Bedürftige, wenn 
er aus dem Übernahmevertrag für ſich einen Anſpruch erlangt hat, denſelben vor Geltend⸗ 
machung ſeines geſetzlichen Rechtes auf Unterhalt zur Verwirklichung bringen muß (RG JW 
1912, 10625; Warn 1916 Nr 284, vgl. $ 1602 A 1). Für die Anwendung des $ 1614 macht 
es keinen Unterſchied, ob der Verzicht allgemein für die Zukunft oder nur für einen eng 
begrenzten künftigen Zeitraum erklärt wird. Nichtig iſt ferner ein Vergleich über den Unter⸗ 
haltsbetrag (RG Gruch 46, 945) oder eine ſonſtige Abmachung, durch welche der geſetzliche 
Unterhaltsanſpruch geſchmälert wird (R IW 03, 72), und zwar ohne Unterſchied, ob der 
Vertrag entgeltlich oder unentgeltlich iſt (RG JW 05, 682°); jedoch muß bie nähere Rege⸗ 
lung des Unterhaltsbetrags innerhalb der Grenzen des Angemeſſenen für zuläſſig er⸗ 
achtet werden (RG Warn 1919 Nr 69). Es kommt nicht darauf an, ob der den Unterhalt 
mindernde Vergleich in der bewußten Abſicht eines Verzichts geſchloſſen iſt (RG JW 1919, 8259). 
Keinen unzuläſſigen Verzicht auf künftigen Unterhalt enthält der Vergleich, der die Unter⸗ 
ee nur für ſo lange hat regeln wollen und geregelt hat, als nicht eine weſentliche 

nderung der für die Rentenhöhe maßgebenden Verhältniſſe eine neue Feſtſetzung des Be⸗ 
trags z. B. infolge der Geldentwertung nötig macht (Rch 10. 4. 22 IV 647/21). Nichtig iſt 
aus andern Gründen eine Vereinbarung zwiſchen Ehegatten, in der die Unterhalts⸗ 
gewährung von dem Getrenntleben abhängig gemacht iſt (RG 25. 9. 05 IV 156/05), 
oder ein Abkommen derſelben, daß die Frau während der ehelichen Gemeinſchaft 
ihren Unterhalt in einer Geldrente erhalten ſoll, da ein ſolches Abkommen gegen den Grundſatz 
des 8 1360 Abſ 3 verſtößt (RG 61, 53), während bei einer dem § 1361 entſprechenden Sach⸗ 
lage Vereinbarungen der Ehegatten über die Art der Unterhaltsgewährung für die Zeit des 
Getrenntlebens aus dem Geſichtspunkt des § 138 nicht zu beanſtanden ſind (RG Warn 1913 
Nr 188). Nicht unzuläſſig iſt eine Vereinbarung der Ehegatten über die Unterhaltsgewährung 
für die Dauer des Scheidungsprozeſſes. Nur darf die Vereinbarung nicht zu einer Minde⸗ 
rung des geſetzlichen Unterhalts führen (RG 17. 4. 13 IV 637/12). Die Beſtimmung des 
$ 1614 gilt nicht für den Unterhaltsanſpruch eines geſchiedenen Ehegatten, worüber die 
Eheleute Vereinbarungen treffen können, falls nicht etwa der Vertrag auf Erleichterung 
der Scheidung abzielt (vgl. $ 1580 A 5). 5 1614 ſteht auch dem nicht entgegen, daß die 
Ehegatten, unbeſchadet des Unterhaltsanſpruchs des Kindes, unter ſich wegen der zum Unter ⸗ 
halt des Kindes zu leiſtenden Beiträge eine Vereinbarung treffen. — Wird durch Vertrag der 
Unterhalt auf einen den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch überſteigenden Betrag feitgelett, 
ſo kann das Recht auf Bezug dieſes Unterhalts von beſtimmten Bedingungen abhängig 
gemacht werden. Das Abkommen iſt aber nichtig, wenn eine ſittenwidrige Beſchränkung 
des Selbſtbeſtimmungsrechts dem Unterhaltsberechtigien auferlegt wird. Als ſolche iſt 
vom RG in Gruch 44, 1109 (preußiſch-rechtlicher Fall) die Verpflichtung angeſehen, dem 
Dienſte des preußiſchen Staates und des Deutſchen Reiches für immer fernzubleiben. 


2. Nichtig iſt ein Vertrag durch welchen der Unterhaltsberechtigte eine über den geſetz 
lichen Zeitraum (vgl. $ 1612 A 3) hinausgehende Vorausleiſtung bewilligt. 
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3. Zeitliche Geltung. § 1614 findet, da der Unterhaltsanſpruch für die Zeit nach Inkraft⸗ 
treten des BGB ausſchließlich nach neuem Recht zu beurteilen iſt, auch auf einen vor dieſer 
Zeit erklärten Verzicht Anwendung (RG IW 02, 72). Vgl. § 1612 A 3. Ein Verzicht auf 
den Unterhalt für die Vergangenheit wird durch $ 1614 nicht betroffen. 


§ 1615 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Berechtigten oder 
des Verpflichteten, ſoweit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung für die Vergangenheit oder auf ſolche im voraus zu be⸗ 
wirkende Leiſtungen gerichtet iſt, die zur Zeit des Todes des Berechtigten 
oder des Verpflichteten fällig jind!). 

Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die Koſten 
der Beerdigung?) zu tragen, ſoweit ihre Bezahlung nicht von dem Erben zu 
erlangen iſt. 

E I 1488 Abſ 4, 1496 II 1510; M 4 699, 710; P 4 491, 493, 515. 


1. Die Unterhaltspflicht muß für die Zukunft erlöſchen, wenn durch den Tod des Berech⸗ 
tigten oder Verpflichteten der die Unterhaltspflicht begründende Zuſtand des Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſes fortgefallen iſt. Auch wenn die Erben des Verpflichteten (was keineswegs immer 
der Fall zu fein braucht) Verwandte des Unterhaltsberechtigten find und in dieſer Eigenſchaft 
unterhaltspflichtig werden, ſo iſt dies doch eine in ihrer Perſon neu beginnende Verpflichtung, 
die aus der Verpflichtung des Erblaſſers nicht abgeleitet iſt. Auf den bereits vor dem Tode 
des Berechtigten oder Verpflichteten fällig gewordenen Unterhalt (. $ 16138) erſtreckt 
ſich dagegen die Unvererblichkeit nicht, auch nicht auf die Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung 
an den geſchiedenen Ehegatten (§ 1582); dagegen findet hier im Falle des Todes des unter⸗ 
haltsberechtigten Gatten $ 1615 entſprechende Anwendung ($ 1580 Abſ 3). Wegen der 
Pfändbarkeit des Unterhaltsanſpruchs ſ. Vorbem 6 vor § 1601. 

2. Für die Beerdigungskoſten hat in erſter Linie der Erbe (§ 1968), in zweiter Linie 
der Unterhaltspflichtige aufzukommen. Zur Inanſpruchnahme des letzteren genügt der Nach⸗ 
weis, daß die Zwangsvollſtreckung gegen den Erben erfolglos bleiben würde. Wegen der 
gehabten Aufwendungen ſteht dem Unterhaltspflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Erben 
zu. Auch wird dem Erben oder Unterhaltspflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Dritten, 
der durch Vertrag mit dem Erblaſſer die Begräbniskoſten übernommen hat, nicht zu verſagen 
ſein. Ihre Haftung wird dadurch, daß der Dritte eine ſolche Vertragspflicht eingegangen iſt, 
nicht ausgeſchloſſen. Sie tritt natürlich nicht in Kraft, wenn tatſächlich die Vertragspflicht 
erfüllt wird. Verſchieden von der Pflicht, die Beerdigungskoſten zu tragen, iſt die nach polizei ⸗ 
lichen Rückſichten ſich beſtimmende Pflicht, die Beerdigung zu beſorgen, welche, als dem öffent⸗ 
lichen Recht angehörig, im BGB nicht geregelt iſt. Das Maß der von dem Unterhalts 
pflichtigen zu tragenden Begräbniskoſten richtet ſich entſprechend dem allgemeinen 
Grundſatze des § 1610 nach der Lebensſtellung des Erblaſſers. Hiernach richtet ſich auch, ob 
der Unterhaltspflichtige (Erbe) die Koſten der Errichtung eines Grabdenkmals aufzuwenden 
hat. Zur ſtandesmäßigen Beerdigung kann gehören, daß die Leiche nach dem Orte, wo die 
andern Familienmitglieder wohnen, zurückgeſchafft wird. Die Koſten der Feuerbeſtattung 
treffen den Unterhaltspflichtigen (Erben) jedenfalls jo weit, als fie auch im Falle der Beerdigung 
(unter Hinzurechnung der Koſten einer etwa dem Verpflichteten obliegenden Rückbeförderung 
der Leiche nach der Heimat) entſtanden wären, ſofern man ſie nicht der heutigen Anſchauung 
entſprechend ſchlechthin als unter § 1615 Abſ 2 fallend anſieht. 


Vierter Titel 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 


1. Nechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und dem Kinde im allgemeinen 


1. Die elterliche Gewalt iſt im BOB als eine vormundſchaftliche geſtaltet. Sie endet 
deshalb mit dem Aufhören der durch die Minderjährigkeit des Kindes bedingten Schutz ⸗ 
bedürftigkeit (88 1626, 3), nicht in vollem Umfange mit der Verheiratung der noch minder⸗ 
jährigen Tochter (8 1633). Der Gewalthaber kann auf die elterliche Gewalt, die nicht bloß 
ein Recht, ſondern zugleich eine Pflicht iſt, weder verzichten noch ſie einem andern übertragen. 
Auch die Übertragung des mit der elterlichen Gewalt verbundenen Nutznießungsrechts iſt un⸗ 
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zuläſſig ($ 1658, vgl. 8 862 ZPO). In bezug auf die Verwaltung hat der Gewalthaber 
im allgemeinen die Pflichten eines Vormundes zu erfüllen (88 1641, 1642, 1653, 1654, wo⸗ 
nach nur die in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt zu vertreten iſt). Er iſt jedoch 
inſofern freier geſtellt, als das Vormundſchaftsgericht nicht eine fortlaufende Aufſicht 
zu führen, ſondern nur einzuſchreiten hat, wenn dies im einzelnen Falle zur Abwendung 
einer Gefahr für die Perſon oder das Vermögen des Kindes geboten iſt (38 1666 ff.; vgl. wegen 
der Vermögensverzeichnungspflicht § 1640), und als die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts nur zu wichtigeren Rechtsgeſchäften erforderlich ift (8 1643). Die elterliche Gewalt geht 
durch Verwirkung (8 1680) verloren, ebenſo dadurch, daß ihre beiden Beſtandteile, die Sorge 
für die Perſon und das Vermögen nebſt dem Vertretungsrecht dem Gewalthaber vollſtändig 
entzogen find. Es verbleibt ihm jedoch (abgeſehen von $ 1666 Abſ 2) das Nutznießungsrecht, 
auch können ihm die entzogenen Rechte vom Vormundſchaftsgericht wieder eingeräumt 
werden (8 1671). Die Entziehung des Vertretungsrechts in den die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Kindes betreffenden Angelegenheiten macht die Bevormundung nötig (§ 1778). 
Über die Rechte des Gewalthabers auf vormundſchaftlichem Gebiete vgl. Vorbem 2 vor 
8 1773 Wegen der Vorbehalte für die landesherrlichen und ſtandesherrlichen Familien in 
Artt 57, 58 EG vgl. Vorbem 9 vor § 1773. 

2. Die elterliche Gewalt — welche nicht nur ein Recht gegen das Kind, ſondern auch 
gegen jeden Dritten gibt, der ſich mit ihr in Widerſpruch ſetzt — ſteht an ſich gleichmäßig 
beiden Elternteilen zu. Das Recht der Mutter tritt jedoch, abgeſehen von ihrer Mit ⸗ 
wirkung auf dem Gebiete der tatſächlichen Sorge für die Perſon des Kindes ($ 1634), erſt 
bei Verhinderung des Vaters an der Ausübung der elterlichen Gewalt aushilfsweiſe 
(5 1685) und beim Tode des Vaters oder im Falle der Verwirkung feiner elterlichen Ge⸗ 
walt, wenn in dieſem Falle die Auflöſung der Ehe hinzugekommen iſt, endgültig in Wirk⸗ 
ſamkeit ($ 1684). Die elterliche Gewalt der Mutter unterſcheidet ſich von der des Vaters 
weſentlich dadurch, daß die Beſtellung eines Beiſtandes zuläſſig iſt, dem auf Antrag der 
Mutter auch die Vermögensverwaltung übertragen werden kann ($$ 1687, 1693), und daß 
die elterliche Gewalt der Mutter durch Wiederverheiratung erliſcht ($ 1697). Über die 
Rechte der geſchiedenen Ehegatten hinſichtlich der Erziehung der gemeinſchaftlichen Kinder 
iſt in den 88 1635, 1636 das nähere beſtimmt. Auf die tatſächliche Sorge für die Perſon 
des Kindes (worauf ſich auch die Rechte des Vaters bei geminderter Geſchäftsfähigkeit und 
der unehelichen Mutter beſchränken, 88 1676 Abſ 2, 1707) finden die für die elterliche Ge 
walt geltenden allgemeinen Beſtimmungen entſprechende Anwendung (f. namentlich $$ 1666, 
1683, 1648, 1664, 1673, 1675, 1680). 

3. Verſchieden von dem Rechte der elterlichen Gewalt find die Rechte, welche den Eltern 
als ſolchen (auch der unehelichen Mutter) kraft des natürlichen Verwandtſchaftsverhältniſſes 
zuſtehen. Hierzu gehört das Recht der Einwilligung zur Eheſchließung, Kindesannahme und, 
was die uneheliche Mutter betrifft, zur Ehelichkeitserklärung des noch nicht 21 jährigen Kindes 
(88 1305, 1747, 1726), der Anſpruch auf Unterhalt ($ 1601), das Recht des Vaters, die Ehelichkeit 
des Kindes anzufechten oder anzuerkennen (88 1593, 1598), die Berufung als Vormund des 
volljährigen Kindes (§ 1899). Der Name und Stand des Vaters (nicht des geſetzlichen Ver⸗ 
treters) iſt für den Wohnſitz uſw. des ehelichen Kindes maßgebend (88 11, 1616), feine Staats⸗ 
angehörigkeit beſtimmt das nach Artt 7ff. EG (vgl. namentlich Artt 18, 19) anzuwendende 
Recht. Über die aus der Angehörigkeit zum Hausſtande folgenden hausherrlichen Rechte 
1175 on die ebenfalls mit dem Recht der elterlichen Gewalt nichts gemein haben, |. 88 1617 

is 1619. 

4. Die auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht obliegenden 
Verrichtungen werden von dem Amtsgericht wahrgenommen, in deſſen Bezirk das Kind 
zu der Zeit des Eintritts der Fürſorgebedürftigkeit feinen Wohnſitz oder, in Ermanglung 
eines inländiſchen Wohnſitzes, feinen Aufenthalt hat (88 43, 36 FGG). Wegen der ſonſtigen 
Zuſtändigkeitsvorſchriften |. Vorbem 4 vor $ 1773. Soweit die Entſcheidung dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zugewieſen iſt (wofür Rückſichten auf das Wohl des Kindes beſtimmend 
find), it ſeine Zuſtändigkeit regelmäßig eine ausſchließliche (vgl. § 1635 A 2). Hinſichtlich 
des Verfahrens it hervorzuheben, daß weder nach 88 1635, 1636, noch nach SS 1666ff. 
die Beſtellung eines Pflegers notwendig iſt. § 1909 kommt hier nicht zur Anwendung, da es 
ſich um eine von dem Vormundſchaftsgericht, nicht um eine von dem Gewalthaber zu be⸗ 
ſorgende Angelegenheit handelt (vgl. § 1909 A 1). Auch bieten die Beſtimmungen der 
$$ 1673, 1675 BGB und der 88 12, 15, 57 Abj 1 Nr 9, 59, 63 FG eine 
ausreichende Gewähr für eine erfchöpfende Ermittlung des Sachverhalts (RG 60, 134; 
62, 132; 64, 16). Das über 14 Jahre alte Kind iſt, ſoweit es ſich um feine perſönlichen 
Angelegenheiten handelt oder es vor der Entſcheidung zu hören iſt, zu Anträgen und Be⸗ 
ſchwerden berechtigt ($ 59 FSG). Die Einſicht der Akten iſt einem jeden Beteiligten zu 
geſtatten ($ 34 FGG). Ein Recht des Beſchwerdeführers auf Zuziehung zur Beweisauf⸗ 
nahme iſt dagegen nicht anzuerkennen (RG 63, 278). Nach § 12 366 iſt das Vormund⸗ 


368 Familienrecht Verwandtſchaft 


ſchaftsgericht befugt, auch die Beteiligten ſelbſt vorzuladen, um die als Grundlage der Ent⸗ 
ſcheidung dienenden Tatſachen feſtzuſtellen (K GJ 32 A 41). Über die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ge des Vormundſchaftsgerichts |. Vorbem 5 vor $ 1773, über die unterſtützende Tätig ⸗ 
eit desſelben |. 8 1837 A 1. 

5. Als Aufgabe des Staates wie auch der Gemeinde wird es in Art 122 RVerf erklärt, die 
Jugend gegen Ausbeutung ſowie gegen ſittliche, geiſtige oder körperliche Verwahrloſung 
zu ſchützen. Dieſem Zwecke dient zunächſt die in den $$ 1666, 1838 zugelaſſene Zwangs⸗ 
erziehung. Sie konnte nach Art 135 EG außerdem und unbeſchadet der Vorſchriften in 
88 55, 56 StGB nach näherer Beſtimmung der Landesgeſetze durch Beſchluß des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts dann angeordnet werden, wenn ſie zur Verhütung des völligen ſittlichen 
Verderbens notwendig war. Die Ausführung lag nach Maßgabe des Landesrechts in den 
Händen der Verwaltungsbehörde, die Unterbringung erfolgte nötigenfalls auf öffentliche 
Koſten. Nach dem Pır&el v. 2. 7. 00 § 1 Nr 1 in der Faſſung des Geſ v. 7. 7. 15 (ähnlich 
BayFürſErzG in der Faſſung des Gef v. 21. 8. 14) durfte bei Vorhandenſein der Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1666 oder des § 1838 die Fürſorgeerziehung (Zwangserziehung) angeordnet 
werden, wenn zur Verhütung der Verwahrlosung des Minderjährigen — ohne daß übrigens 
die Anzeichen der Verwahrloſung bereits hervorgetreten zu fein brauchten (KJ 43 A 69) — 
die anderweite Unterbringung erforderlich war und dieſe in der nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts geeigneten Weiſe ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht er⸗ 
folgen konnte (vgl. SW 1915, 1149f.). In dieſem Falle griff, falls das Kind einer erzieheriſchen 
Einwirkung zugänglich war, ſogleich die Fürſorgeerziehung Platz, ohne daß die Armenverwaltung 
anzugehen war. Durch das Eingreifen der Armenverwaltung konnte aber im einzelnen Falle 
die Gefährdung des Kindes im Sinne der 88 1666, 1838 ausgeſchloſſen fein (K GJ 48, 24). 
Bei Gefahr im Verzuge war eine vorläufige Unterbringung unter polizeilicher Vermittlung 
zuläſſig (8 5; wegen der Koſten der Überführung ſ. R IW 09, 2558). Die Anordnung 
der Fürſorgeerziehung fällt weder unter Art 23 EG noch unter das Haager Vormundſchafts⸗ 
abkommen (ſ. Vorbem 7 vor $ 1773); fie war daher auch gegen Auslandskinder zuläſſig, fo 
jedoch, daß ſtatt der 88 1666, 1838 die entſprechenden Vorſchriften des Auslandsrechts an⸗ 
zuwenden ſind (KGJ 47 A 48; 58 A 56). Durch die Fürſorgeerziehung wurde die elterliche 
Gewalt inſofern eingeſchränkt, als für die Dauer und die Zwecke der Fürſorgeerziehung 
die Rechte und Pflichten der Eltern, ſoweit es ſich um Unterhalt, Erziehung und Beauf⸗ 
ſichtigung des Kindes handelt, auf den zur Unterbringung verpflichteten Kommunalverband 
(Provinzialverband) übergingen. Die Verpflichtung dieſes Verbandes, für den Unterhalt 
des Fürſorgezöglings zu ſorgen, begann in Preußen mit der Rechtskraft des die Fürſorge⸗ 
erziehung anordnenden Beſchluſſes (RG 75, 276). Wegen der Schutzpflegſchaft des preuß. 
Rechts vgl. Vorbem 3 vor § 1909. Art. 135 EG und die auf ſeiner Grundlage erlaſſenen 
Landesgeſetze find durch das RGeſ für Jugendwohlfahrt v. 9. 7. 22 — wegen ſeines 
Inkrafttretens |. Vorbem 6 vor $ 1773 — aufgehoben ($ 64 des Gel, Art 4 EG das.). Das 
Geſetz (vgl. dazu das PrAusfGef v. 29. 3. 24 und Allg f des PrIM v. 8. 3. 26) regelt die 
unter öffentlicher Auflicht und auf öffentliche Koſten eintretende Fürſorgeerziehung in 
$$ 62—76. Ein Minderjähriger, der das 18., ausnahmsweiſe das 20. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, iſt durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts der Fürſorgeerziehung zu 
überweiſen, wenn die Vorausſetzungen der $$ 1666 oder 1838 vorliegen und ſeine Ent- 
fernung aus der bisherigen Umgebung, ohne daß eine anderweite geeignete Unterbringung 
erfolgen kann, zur Verhütung der Verwahrloſung erforderlich iſt, oder es ſich um die Be⸗ 
ſeitigung der wegen unzulänglicher Erziehung bereits eingetretenen Verwahrloſung handelt 
($ 63). Der Beſchluß muß feſtſtellen, welche der beiden ſich einander ausſchließenden Vor⸗ 
ausſetzungen gegeben iſt (JF 2, 108). Im Falle der Undurchführbarkeit der Fürſorge⸗ 
erziehung aus Gründen, die in der Perſon des Kindes liegen, z. B. anormale Geiſtes⸗ 
beſchaffenheit, hat der Beſchluß zu unterbleiben (IFG 2, 104). Das Vormundſchaftsgericht 
verfährt von Amts wegen oder auf Antrag; antragsberechtigt iſt das Jugendamt (§ 65). 
Das Verfahren kann auf ein, höchſtens zwei Jahre ausgeſetzt werden (§ 66). Gegen die 
Ausſetzung ſteht dem Jugendamt (der Fürſorgeerziehungsbehörde, § 70), aber auch dem 
über 14 Jahre alten Minderjährigen und ſeinen Eltern die ſofortige Beſchwerde zu (JFG 
3, 88). Bei Gefahr im Verzug kann vorläufige Fürſorgeerziehung angeordnet werden ($ 67); 
vorherige Anhörung der Fürſorgebehörde iſt erforderlich (FG 3, 94). Die Erziehung erfolgt 
in einer Familie gleichen Bekenntniſſes oder in einer Anſtalt, ſoweit möglich ebenfolls des 
gleichen Bekenntniſſes; verſuchsweiſe kann der Minderjährige unter öffentlicher Aufſicht in 
der eigenen Familie belaſſen werden ($$ 62, 69). Die Fürſorgeerziehung iſt grundſätzlich 
auch bei Kindern im jüngſten Alter zuläſſig (Bay Obe in DXZ 1926, 1425). Sie endet 
ſpäteſtens, ſofern der Zweck der Erziehung nicht früher erreicht oder anderweit fichergeftellt‘ 
iſt oder die Unausführbarkeit mit Rückſicht auf die Perſon des Minderjährigen ſich heraus⸗ 
geſtellt hat, mit deſſen Volljährigkeit (§ 72). Die Aufhebung auf Widerruf iſt zuläſſig. Die 
Koſten ſind nötigenfalls aus öffentlichen Mitteln (88 70, 75) zu decken. Die Entziehung 
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des Minderjährigen aus der Fürſorgeerziehung iſt nach $ 76 ſtrafbar. Zur Verhütung der 
Verwahrloſung hat das Geſetz eine beſondere Schutzaufſicht zugelaſſen, deren Ausübung 
von dem Vormundſchaftsgericht dem Jugendamt oder nach deſſen Anhörung einer Ver⸗ 
einigung für Jugendhilfe oder einer einzelnen Perſon zu übertragen iſt (88 56—58, 60). Bloße 
Schutzaufſicht kann vom Vormundſchaftsgericht auch angeordnet werden, wenn das Jugend⸗ 
amt Fürſorgeerziehung beantragt hatte (IFG 3, 85). Der mit Ausführung der Schutz⸗ 
aufſicht betraute Helfer ($ 58) hat den Erziehungsberechtigten bei Ausübung der Sorge für 
die Perſon zu unterſtützen und zu überwachen und damit eine dem Beiſtand ($ 1689) ähn⸗ 
liche Stellung (JFG 2, 85). Mit Einverſtändnis des Erziehungsberechtigten kann das Jugend⸗ 
amt die Schutzaufſicht auch ohne gerichtliche Anordnung ausüben (ſog. freiwillige Schutz⸗ 
aufſicht, § 60 Abs 3). Fürſorgeerziehung iſt auch bei Ausländern zuläffig. — Im Jugendſtraf⸗ 
verfahren iſt das Jugendgericht zur Anordnung der Fürſorgeerziehung dann befugt, wenn 
es zugleich Vormundſchaftsgericht iſt. Andernfalls iſt das Vormundſchaftsgericht zuſtändig, 
aber auch zur Anordnung verpflichtet, wenn in den Gründen des Strafurteils die Für⸗ 
ſorgeerziehung als erforderlich bezeichnet iſt (88 5, 7 Jugendgerichtsgeſ v. 16. 2. 23, vgl. RG⸗ 
St 60, 47 und bez. der ſonſtigen Erziehungsmaßregeln im Jugendſtrafverfahren IF G 3, 80). 
Über die öffentliche Unterſtützung hilfsbedürftiger Minderjähriger ſ. $ 1602 A 5. 


6. Nach dem Grundſatze des Art 19 Ec, der einer Erweiterung fähig ift (vgl. Vorbem 6 
vor $ 1), regeln ſich, was den örtlichen Geltungsbereich betrifft, die familienrechtlichen Ver: 
hältniſſe perſönlicher oder vermögensrechtlicher Art zwiſchen den Eltern und dem ehelichen 
Kinde nach dem jeweiligen Recht der Staatsangehörigkeit des Vaters (RG 23. 5. 27 IV 865/26). 
Iſt dieſer verſtorben, ſo entſcheidet die Staatsangehörigkeit der Mutter. Nach dem gleichen 
Recht beſtimmt ſich auch die Beendigung der elterlichen Gewalt durch Volljährigkeit des 
Kindes (ſo daß Art 7 hier nicht zur Anwendung kommt) oder Verheiratung. Der Gewalt⸗ 
haber darf jedoch, wenn ſeine elterliche Gewalt durch die Verheiratung der Tochter nach dem 
Heimatsrecht des Ehemanns (Art 14) aufgehört hat, nicht in Widerſpruch hiermit die elterliche 
Gewalt für ſich in Anſpruch nehmen. Der Grundſatz des Art 19 findet eben ſeine 
Beſchränkung durch die das Rechtsverhältnis der Ehegatten betreffenden Vorſchriften 
der Artt 14 u. 15 (RG 91, 403). Hinſichtlich der Zuteilung der Kinder aus geſchiedener 
Ehe und des Rechts zum Verkehr mit dem Kinde ($$ 1635, 1636) bleibt das zur Zeit der 
Scheidung geltende Recht auch bei einem ſpäteren Wechſel der Staatsangehörigkeit des 
Vaters beſtehen (Art 17; vgl. RG JW 1911, 2081 — ſtreitig), unbeſchadet der Befugnis des 
Vormundſchaftsgerichts, im Intereſſe des Kindes eine abweichende Beſtimmung zu treffen. 
An der Anwendbarkeit des ausländiſchen Rechtes wird dadurch nichts geändert, daß die ge⸗ 
ſchiedene Ehefrau ſpäter die deutſche Reichsangehörigkeit gewinnt (anders RG 81, 373; 
dagegen Klein O8 Bl 33, 803). Auch in dieſem Falle find hinſichtlich des der Ehefrau 
zugeſprochenen Kindes, ſolange eine abweichende Anordnung des inländiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nicht ergangen iſt, die Anordnungen der ausländiſchen Vormundſchafts⸗ 
behörde maßgebend (abweichend das angeführte Urteil des Reichsgerichts). Zum 
Schutze des deutſchen Kindes iſt endlich in Art 19 Satz 2 vorgeſchrieben, daß die 
einmal begründete Anwendbarkeit des deutſchen Rechtes durch das Erlöſchen der 
Reichsangehörigkeit des Vaters, ſofern nur dem Kinde die Reichsangehörigkeit 
verblieben iſt, nicht wegfällt. Die von dem ausländiſchen Heimatsrecht ausgeſprochene Rück⸗ 
verweiſung (Art 27 Ech) iſt zu beachten (auch hinſichtlich der Frage, welchem Elternteile bei 
geſch edener Ehe die Sorge für die Kinder zukommt und welche Befugniſſe der andere Eltern⸗ 
teil hinſichtlich des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde hat, RG ZW 1911, 208%), ebenſo 
die Weiterverweiſung. Streitig iſt, ob die durch Art 23 Abi 2 EG (vgl. $ 1773 A 1) dem 
deutſchen Vormundſchaftsgericht gegebene Zuſtändigkeit, vorläufige Maßregeln hinſichtlich 
eines Ausländers zu treffen, auf eigentliche Vormundſchaftsſachen zu beſchränken iſt. 
Würde man ſelbſt dies annehmen, fo ſind doch die inländiſchen Vormundſchafts⸗ 
gerichte nicht gehindert, in Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Verwaltungstätigkeit zum 
Schutze des im Inlande befindlichen minderjährigen Kindes gegen eine Gefährdung des 
geiſtigen oder leiblichen Wohles in einer dem $ 1666 entſprechenden Weiſe einzuſchreiten 
(RIA 13, 178). Die weitere Frage, welche inländiſche Behörde in Erziehungsſtreitigkeiten 
und hinſichtlich der Regelung des Verkehrs mit dem Kinde ($ 1636) zuſtändig iſt, ob die Bu- 
ſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Vormundſchafts⸗ 
gerichts (vgl. $ 1636 A 1) begründet ift, iſt lediglich nach inländiſchem Recht zu entſcheiden 
ns Warn 1918 Nr 426; RJ A 14, 18; Säch[ OL 35, 267 — früher anders KG in RIA 10, 1). 

ber die Unterhaltspflicht vgl. Vorbem 3 vor § 1601. 

7. Übergangsvorſchriften. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern beſtimmt 
ſich ſeit dem 1. Jan. 1900 nach neuem Recht (Art 203 EG). Die nach bisherigem Recht durch be⸗ 
ſondere Anordnung der Behörde erfolgte Beſchränkung oder Entziehung des Rechtes der Sorge 
für die Perſon oder das Vermögen des Kindes bleibt jedoch bis zu anderweiter Anordnung des 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) 24 
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Vormundſchaftsgerichts — die hier trotz § 1673 die vorgängige Anhörung von Verwandten 
oder Verſchwägerten des Kindes nicht erfordert, BaySbrGZ 2, 81 — beſtehen (Art 204 
Abf 1 EG). Das gleiche gilt für eine nach bisherigem Recht zuläſſige Vereinbarung über 
die Erziehung des Kindes (RG Gruch 42, 126; 49, 372; Warn 1912 Nr 220). Auch die Befugnis 
zum Nüctritt von einem ſolchen Vertrage beſtimmt ſich nach dem bisherigen Recht. Ebenſo 
bleiben nach Maßgabe des Art 206 die Beſtimmungen des früheren Rechtes über die Zuteilung 
der tatſac lichen Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder, wenn unter dieſem Recht 
die Ehe geſchieden iſt, ſo lange in Kraft, als auch nur einer der geſchiedenen Ehegatten noch 
am Leben iſt (RG 62, 286; vgl. auch Gruch 46, 969). Eine nach neuem Recht nicht zuläſſige 
Entziehung der Nutznießung (vgl. $ 1666 Abf 2) ſoll das Vormundſchaftsgericht aufheben 
(Art 204 Abſ 2 EG). Iſt die väterliche Gewalt nach früherem Recht aus einem Grunde ver- 
wirkt, den das BGB nicht anerkennt, ſo erlangt der Vater mit Inkrafttreten des BGB die 
elterliche Gewalt zurück (K GJ 19 A 51). Die elterliche Gewalt der Mutter tritt ein, wenn 
deren Vorausſetzungen nach BGB vorliegen. Die Mutter hat deshalb gemäß § 1697 kein Recht 
auf die elterliche Gewalt, wenn fie vor dem Inkrafttreten des BGB ſich wieder verheiratet 
hat, mag auch zu dieſer Zeit die Ehe nicht mehr beſtehen (anders für letzteren Fall RG 
20. 12. 06 IV B 343/06). Die nach früherem Rechte von dem Vater angeordnete Ausſchließung 
der Mutter von der Vormundſchaft gilt nach neuem Rechte, das eine ſolche Ausſchließung 
nicht kennt, als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes im Sinne des 8 1687 Nr 1 (Art 205). 


8 1616 


Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters!) 2), 
E I 1497 II 1511; M 4 712; P 4 535. 


1. Die zur Familie des Mannes gehörigen Perſonen, Frau und Kinder, teilen deſſen 
Familiennamen und ſind nach dem in den einzelnen Bundesſtaaten geltenden öffentlichen 
Recht auch zur Führung dieſes die Familienzugehörigkeit erkennbar machenden Namens 
verpflichtet. Die Anderung des Familiennamens iſt nur mit ſtaatlicher Genehmigung 
geſtattet, die noch den landesgeſetzlichen Vorſchriften erteilt nird (. $ 12 A 2). Nach dem 
Landesrecht beſtimmt es ſich, ob dieſe Genehmigung auch zu einer bloßen, den 
Wortklang unverändert laſſenden Anderung der Schreibweiſe erforderlich iſt (vgl. 
Dig 00, 4841) und ob die Hinzufügung von Zuſätzen erlaubt iſt. Über Findelkinder 
ſ. § 1773 A 3. Das Kind teilt den Namen des Vaters, auch wenn dieſer nach 
§ 1701 nicht die aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte hat. Anders iſt es nur, wenn 
gemäß $ 1699 die Ehe ſchlechthin nichtig iſt oder beiden Ehegatten bei der Eheſchließung die 
Nichtigkeit der Ehe bekannt war. Hat der Vater nach der Geburt des Kindes mit ſtaatlicher 
Genehmigung (vgl. hierüber § 12 A 2) einen andern Namen angenommen, fo geht der 
neue Namen in Ermanglung eines bei der Genehmigung gemachten Vorbehalts auch auf die 
minderjährigen Kinder über, die in dieſer Beziehung eine Sonderſtellung nicht beanſpruchen 
können (vgl. Art 134 Württ AG — a. A. Staudinger A 20; Planck A 1b), nicht aber auf die 
volljährigen Kinder, nach Pr O v. 3. 11. 19 8 7 auf die in der elterlichen Gewalt des Vaters 
befindlichen minderjährigen Kinder. An der Anderung des Namens durch Annahme an Kindes 
Statt nehmen — abweichend von der Legitimation durch Eheſchließung und von der Chelich⸗ 
kei Sertlärı na, wo dieſe Wirkung ohne weiteres eintritt — die zur Zeit der Kindese nnohme 
bereits geborenen Kinder nur teil, nenn der Vertrag auch mit ihnen geſchloſſen iſt (88 1722, 
1737, 1762, 1772). Über das Namensrecht des von einer Ehefrau angenommenen 
Kindes 1. 8 1758 A 2. — Was die Vornamen betrifft fo iſt in dem Recht der Sorge 
für die Perſon des Kindes, ohne daß damit das Vertretungsrecht verbunden zu fein 
braucht, auch die Befugnis enthalten, die Vornamen zu beſtimmen (die nach $ 22 PStG 
v. 6. 2. 75 binnen zwei Monaten dem Standesbeamten anzumelden ſind) und darunter den 
Rufnamen auszuwählen. Darüber, welche Vornamen gewählt werden dürfen und ob es zu 
einer Anderung der Vornamen — wozu auch die Umſtellung der Vornamen gehört — der 
ſtaatlichen Genehmigung bedarf, was dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehört, ent⸗ 
ſcheidet das Landesrecht. Als allgemein geltender Grundſatz iſt anzuerkennen, daß die ge⸗ 
wählte Bezeichnung nach allgemeiner Übung ein Name ſein muß, und daß der Name nicht 
unanſtändig oder anſtößig fein darf. Über Anderung der Vorne men val. PrVO v. 29. 10. 20. — 
Auf das eheliche Kind u ird auch der adlige Familienne men des Vaters übertragen (ſ. § 12 A 1). 
Doch gibt Art 109 Abſ 3 NVerf den vor dem 14. 8. 19 geborenen Kindern aus morganatiſcher 
Ehe eines dem bisherigen hohen Adel angehörenden Vaters nicht ohne weiteres das Recht, 
in Z kunft deſſen Nomen und Adelsbezeichnung zu führen (RG 108, 192; OLG Karlsruhe 
in 336 1, 118). Ferner geht das perſönliche Adelsprädikat des Vaters nicht els Teil des 
Namens auf das nach dem 14. 8. 19 geborene Kind über, da Art 109 Abſ 3 NBerf nicht ſo 
weit auszulegen iſt, daß auch in einem ſolchen Falle an Stelle des bisherigen bürgerlichen 
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Namens des Kindes die Adelsbezeichnung tritt (IG 1, 123). Wegen der unehelichen Kinder 
vgl. Vorbem 4 vor $ 1705. Er . 

2. Die Familiengemeinſchaft zeigt ſich auch darin, daß die Kinder nach Maßgabe der 
öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen des Landrechts den Stand des Vaters teilen und nach 
8 4 Abſ 1 des Ru StAngch v. 22. 7. 13 die Staatsangehörigkeit des Vaters auf ſie übergeht. 
Nach $ 16 dieſes Gef. erſtreckt ſich die Aufnahme oder Einbürgerung des Elternteils auch auf 
die kraft elterlicher Gewalt von ihm vertretenen Kinder, ſofern nicht in der Urkunde bezüglich 
dieſer Kinder ein Vorbehalt gemacht iſt (über die Ausnahme wegen der verheirateten Tochter 
f. 8 1633 A 1); desgleichen nehmen dieſe Kinder auch an dem nach SS 26—28 zur Strafe ein⸗ 
tretenden Verluſt der Staatsangehörigkeit und dem Wiedererwerb der Staatsangehörigkeit 
($ 26 Abſ 3) des Gewalthabers teil, vorausgeſetzt, daß fie ſich in häuslicher Gemeinſchaft mit 
ihm befinden. Die Entlaſſung des Gewalthabers aus der Staatsangehörigkeit hat nicht ohne 
weiteres die Entlaſſung der von ihm vertretenen Kinder zur Folge. Sie muß vielmehr von 
ihm beſonders beantragt werden (wegen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung |. 
8 1643 A 2) und in der Entlaſſungsurkunde beſonders zum Ausdruck gebracht werden ($5 19, 23 
NustAngb). Mit der Aushändigung der Urkunde an den Gewalthaber wird der Erwerb 
und Verluſt der Staatsangehörigkeit auch für die Kinder wirkſam (88 16, 23 — vgl. für das 
frühere Recht R Warn 1915 Nr 224). Wegen des Wohnſitzes ſ. S 11 A. 1 u. 2. Nicht ab ⸗ 
zuleiten iſt aus dem Grundſatz der Familiengemeinſchaft ein Recht auf Auskunftserteilung 
über die perſönlichen Verhältniſſe der andern Familienmitglieder (RG IW 01, 54). In 
dem damals entſchiedenen Falle hatte ein durch nachfolgende Verheiratung der Eltern ehelich 
gewordenes Kind, das bisher der Familie ferngeſtanden hatte, auf Mitteilung der Namen, 
des Geburtstags und gegebenenfalls des Todestags aller ehelich erzeugten oder legitimierten 
Kinder gegen die Eltern Klage erhoben. 


8 1617 


Das Kind iſt, ſolange es dem elterlichen Hausſtand angehört!) und von 
den Eltern erzogen oder unterhalten wird?), verpflichtet, in einer ſeinen 
Kräften und ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe den Eltern in 
ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte zu leiſten“). 

E 1 1499 II 1512; M 4 715; P 4 535. 


1. Die Angehörigteit zum elterlichen Hausſtand oder dem Hausſtand eines Elternteils 
begründet gewiſſe hausherrliche Rechte, die von den Rechten der elterlichen Gewalt grund» 
ſätlich verſchieden und in den 88 1617—1619 dargeſtellt find. Es macht keinen Unterſchied, 
ob das Kind minderjährig, volljährig oder verheiratet iſt. Zur Hausangehörigkeit iſt erforderlich, 
daß das Kind in dem Hausſtande den Mittelpunkt ſeiner Lebensbeziehungen hat (ſo Deruburg 
IV 8 71 III). Nicht unbedingt nötig ift, daß das Kind die elterliche Wohnung zugleich als 
Schlafſtätte oder zur Einnahme ſämtlicher Mahlzeiten benutzt. 


2. Vorausſetzung des in 8 1617 behandelten Anſpruchs auf Dienſte iſt weiter, daß das 
Kind Erziehung oder Unterhalt erhält, was bei dem nicht in elterlicher Gewalt befindlichen 
minderjährigen Kinde nur mit (ausdrücllicher oder ſtillſchweigender) Zuſtimmung des Vor⸗ 
mundes geſchehen kann. Der Erwerb aus den Dienſten gebührt demjenigen Elternteil, der 
die Erziehung leitet oder den Unterhalt beſorgt. Nur dieſer hat über die Dienſte Beſtimmung 
zu treffen. Wird die Erziehung oder der Unterhalt von beiden Eheleuten gewährt, ſo beſtimmt 
ſich das Recht auf die Dienſte vorbehaltlich anderer Vereinbarung nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſäten des ehelichen Güterrechts. Leiſtet die geſchiedene Ehefrau, die nach der Scheidung 
in das Elternhaus zurückgekehrt iſt, derartige Dienſte, fo iſt dies nicht eine erwerbende Tätig ; 
keit im Sinne des § 1578 (RG 67, 58; JW 1911, 810˙). 

3. Nur zur Leiſtung von Dienſten, nicht zu Vermögensleiſtungen iſt das Kind ver⸗ 
pflichtet und auch nur zur Leiſtung von Dienſten im Hausweſen oder Geſchäft der Eltern. 
Ein Unterſchied zwiſchen gewöhnlichen und außergewöhnlichen Dienſten iſt hierbei nicht zu 
machen. Auch für außergewöhnliche Dienſte, wie z. B. für Pflege in ſchweren Krankheits⸗ 
fällen, kann Vergütung nur auf Grund beſonderer Vereinbarung gefordert werden (NG 
6. 2. 13 IV 508/12). Zu andern Zwecken oder zu Dienſten höherer Art dürfen die Eltern die 
Kinder nicht in Anſpruch nehmen. Auch können ſie ihr Recht nicht einem andern übertragen. 
Die Dienſte können immer nur inſoweit gefordert werden, ols ſie den körperlichen und 
geiſligen Kräften des Kindes und ſeiner Lebensſtellung entſprechen und als die Ausbildung 
des Kindes nicht hierunter leidet. Gegen mißbräuchliche Ausnutzung der Arbeitskraft hat 
im Intereſſe des minderjährigen Kindes das Vormundſche ftsgericht noch § 1666 einzuſchreiten. 
Über die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben (auch über die Beſchäftigung eigener Kinder) 
iſt das RGeſ v. 30. 3. 08, abgeändert durch RGeſ v. 31. 7. 25 ergangen. Kinder unter 
13 Jahren und die noch zum Beſuch der Volksſchule verpflichteten Kinder dürfen in ge⸗ 
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willen Betrieben überhaupt nicht, in andern Betrieben nur während beſchränkter Zeit 
beſchäftigt werden. Dieſe Verbotsbeſtimmungen find als Schutzgeſetze im Sinne des 8 823 
Abſ 2 anzuſehen (fo bezüglich der 88 5 u. 7 RG JW 1914, 644%). — Verſchieden von dem 
Dienſtverhältnis des § 1617 iſt es, wenn das Kind, wofür es auf die Stetigkeit der Arbeits⸗ 
leiſtung, die Höhe der Vergütung uſw. ankommt, ſich in einem vertragsmäßigen Lohnarbeits⸗ 
verhältnis befindet (vgl. Anl. des RBA v. 6. 12. 05 1180). Eine Vergütung für die Dienſte 
kann auch ſtillſchweigend bedungen ſein. Es iſt dies anzunehmen, wenn die Dienſte unter 
erheblicher Schmälerung der Verdienſtmöglichkeiten des Kindes in ſo großem Umfange in 
Anſpruch genommen werden, daß die Leiſtung der Dienſte ohne Vergütung nicht gewollt 
ſein kann. Liegt ein ſolcher Sachverhalt nicht vor, ſo kann die Unterhaltsgewährung (im 
Sinne der Allg Bf v. 8. 8. 17 und 4. 4. 18 über Kriegsteuerungszulagen) nicht etwa wegen 
der von dem Kinde geleiſteten Dienfte als eine entgeltliche angeſehen werden (RG 99, 114). 
Hat das Kind die Bewirtſchaftung des elterlichen Anweſens erkennbar in der Erwartung 
geführt, hierfür durch ſpätere Übertragung des Anweſens entſchädigt zu werden, und geht 
dieſe Erwartung fehl, ſo kann es nach den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung 
Vergütung für die geleiſteten Dienſte fordern. 


8 1618 


Macht ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes!) volljähriges Kind 
zur Beſtreitung der Koſten des Haushalts aus ſeinem Vermögen eine Auf⸗ 
wendung oder überläßt es den Eltern zu dieſem Zwecke etwas aus ſeinem 
Vermögen, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu 
verlangen?). 

E II 1513; P 4 538 u. 541. 

1. Über die Hausangehörigkeit |. 8 1617 A 1. 

2. Verbleibt das volljährige Kind im elterlichen Hausſtand, ſo wird regelmäßig, ſofern 
die Eltern auf einen Zuſchuß zu den Koſten des Haushalts angewieſen ſind und das Kind 
nach ſeinem Verdienſte einen ſolchen Zuſchuß leiſten kann, eine Vereinbarung anzunehmen 
ſein, daß das Kind zur Zahlung eines Entgelts verpflichtet iſt. Aber auch ohne ſolche Verein⸗ 
barung greift die Auslegungsregel Platz, daß das Kind, wenn es freiwillig einen Beitrag 
zum Haushalt leiſtet, ſei es, daß es ſelbſt die Koſten des Haushalts beſtreitet oder daß es den 
Eltern zur Verwendung hierfür Vermögensgegenſtände überläßt, nicht in der Abſicht handelt, 
Erſatz zu verlangen, mithin nicht den in § 688 beſtimmten Erſatzanſpruch hat (vgl. die ähnliche 
Auslegungsregeln der 88 685 Abi 2, 1429). Aus beſonderen Umſtänden, wie namentlich 
aus der Höhe der Aufwendung, die zu den Vorteilen des Kindes aus der Hausgemeinſchaft 
der Eltern in keinem Verhältnis ſteht, wird jedoch auf die Abſicht des Kindes, ſich den Erſatz⸗ 
anſpruch vorzubehalten, geſchloſſen werden dürfen. 


8 1619 


überläßt ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes !) volljähriges Kind 
ſein Vermögen ganz oder teilweiſe der Verwaltung des Vaters, ſo kann der 
Vater die Einkünfte, die er während ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem 
Ermeſſen verwenden, ſoweit nicht ihre Verwendung zur Beſtreitung der 
Koſten der ordnungsmäßigen Berwaltung und zur Erfüllung ſolcher Ver⸗ 
pflichtungen des Kindes erforderlich iſt, die bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden?). Das Kind 
kann eine abweichende Beſtimmung treffen“). 

Das gleiche Recht ſteht der Mutter zu, wenn das Kind ihr die Verwaltung 
ſeines Vermögens überläßte). 

E II 1514; M 4 728; B 4 538 u. 541. 

1. Über die Hausangehörigkeit ſ. $ 1617 A 1. Vgl. die ähnliche Vorſchrift in § 1430. 

2. Solange ſich das Kind in elterlicher Gewalt befindet, ſteht dem Gewalthaber die Nutz ⸗ 
nießung an dem nichtfreien Vermögen des Kindes zu. Ein ähnliches Rechtsverhältnis findet 
ſtatt bezüglich des Vermögens, das ein volljähriges Kind der Verwaltung des Vaters oder 
der Mutter überläßt, was auch ſtillſchweigend durch Nichtrückforderung des vom bisherigen 
Gewalthaber verwalteten Vermögens geſchehen kann. Der verwaltende Elternteil erhält hier⸗ 
durch das Recht, die Einkünfte nach freiem Ermeſſen, auch im eigenen Intereſſe, zu ver⸗ 
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wenden. Von dem Nutznießungsrecht unterſcheidet ſich dies Verfügungsrecht darin, 
daß die Nutzungen bis zur Verwendung im Eigentum des Kindes bleiben. Dies iſt namentlich 
für das Rechtsverhältnis dritten Perſonen gegenüber und für die Herausgabepflicht bei Be⸗ 
endigung des Verfügungsrechts von Bedeutung. Abweichend vom Nutznießungsrecht ſind 
ferner aus dem Vermögen nicht bloß die dem Nutznießer obliegenden Laſten (88 1654, 1884 
bis 1386, 1388), ſondern allgemein alle Verbindlichkeiten des Kindes zu beſtreiten, die bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften beſtritten werden, auch die Koſten des 
Unterhalts des Kindes, jedoch mit der Beſchränkung, daß das Kind von dem in ſeiner Ver⸗ 
waltung gebliebenen Vermögen zu dieſen Unterhaltskoſten einen entſprechenden Beitrag zu 
leiſten hat. Inſoweit, als es ſich um Erfüllung dieſer Verpflichtungen handelt, ift der Elternteil 
zur ordnungsmäßigen Ziehung der Nutzungen und zur Rechnungslegung verpflichtet. 

3. Die Geſtaltung des Verfügungsrechts beruht auf dem freien Willen des Kindes, das 
hierüber abweichende Beſtimmungen treffen, die Befugniſſe des Elternteils erweitern, aber 
auch das Vermögen jederzeit zurückfordern kann. Werden die an ſich dem Elternteil obliegenden 
Ausgaben (A 2) von dem Kinde gedeckt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß es dieſerhalb keinen 
Erſatz beanſpruchen will (vgl. $ 1618). 


8 1620 


Der Vater iſt verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer Verheiratung zur 
Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene Ausſteuer zu gewähren), ſoweit 
er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dazu imſtande iſt und nicht die Tochter ein 
zur Beſchaffung der Ausſteuer ausreichendes Vermögen hat?) ). Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewährung der Aus⸗ 
ſteuer außerſtande oder wenn er geſtorben iſt. 

Die Vorſchriften des § 1604 und des § 1607 Abſ 2 finden entſprechende 
Anwendung?). 

E II 1515; P 4 317; 5 143. 


1. Abweichend von dem erſten Entwurf hat das BGB in § 1620 der ſich verheiratenden 
Tochter — nicht dem Sohne — einen klagbaren Anſpruch auf eine angemeſſene Ausſteuer 
gegen die Eltern eingeräumt, ſofern fie nicht bereits früher eine Ausſteuer erhalten hat ($ 1622). 
Die Ausſteuer umfaßt die zur Einrichtung des Haushalts gehörigen beweglichen Gegenſtände 
einſchließlich der zum perſönlichen Bedarf der Tochter erforderlichen Kleidung und Wäſche. 
Den Eltern bleibt es überlaſſen, ob ſie ihrer Verpflichtung durch Gewährung einer Natural⸗ 
ausſteuer oder durch Zahlung eines entſprechenden Geldbetrags genügen wollen. Die Tochter 
dagegen kann nur eine Naturalausſteuer fordern, falls nicht beſondere Umſtände, wie Zer⸗ 
würfnis mit den Eltern, erhebliche Verſchiedenheit der Wohnungs- und Lebensverhältuiſſe, 
feindſelige Verweigerung der Ausſteuer, das Verlangen einer Geldzahlung — worin nur eine 
andere Erfüllungsart, nicht ein verſchiedener Anſpruch zu ſehen iſt — gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen (RG ZW 06, 45811; 30. 5. 04 IV 481/03; SW 09, 3931, Warn 09 Nr 305; 1921 
Nr 18 und Nr 129 unter 2). Die gleichen Grundſätze gelten für den vertragsmäßigen Aus: 
ſteueranſpruch (RG Warn 1921 Nr 18). Zur Vermeidung der Gefahr, daß die Geldmittel 
dem beſtimmungsmäßigen Zwecke der Beſchaffung von Ausſteuergegenſtänden entzogen 
werden, kann unter Umſtänden die Anordnung berechtigt ſein, daß das Geld bei einer Bank 
oder einer andern, dem Beklagten genehmen Stelle hinterlegt und damit ein entſprechender 
Kredit zum Ankauf der Ausſteuergegenſtände eröffnet wird (RG LZ 1921, 417%). Das 
Geſetz gewährt einen Anſpruch auf angemeſſene Ausſteuer und geſtattet damit, daß nicht 
nur der Lebensſtellung des Ehemanns der Tochter, ſondern auch den Vermögensverhält⸗ 
niſſen der Eltern Rechnung getragen wird, wobei auch darauf zu achten iſt, daß den Eltern das 
zur Verſorgung der übrigen Kinder erforderliche Vermögen verbleibt. Bei Beurteilung der 
Lebensſtellung des Ehemanns iſt auch deſſen berufsmäßige Ausbildung und die dadurch ge- 
wonnene Fähigkeit, eine höhere Stellung einzunehmen, mit in Betracht zu ziehen (RG JW 
09, 39370). Desgleichen find ſonſtige Anderungen in den Lebensverhältniſſen, auf deren Ein- 
tritt zur Zeit der Eheſchließung nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge mit Sicherheit zu 
rechnen war, bei Bemeſſung der Ausſteuer mit zu berücksichtigen (RH Warn 1921 Nr 129). 
Für die nähere Beſtimmung des Umfangs und der Beſchaffenheit der Ausſteuer iſt nach dem 
allgemeinen Grundſatz des $ 242 die örtliche Sitte und die Familienſitte von Bedeutung. 
Beſteht in gewiſſen Gegenden eine allgemeine Sitte, nach welcher beſtimmte Ausſteuergegen⸗ 
ſtände von dem Manne zu beſchaffen ſind, ſo wird die Weigerung oder das Unvermögen des 
Mannes zur Beſchaffung dieſer Gegenſtände der Regel nach einen Ausſteueranſpruch der 
Tochter bezüglich dieſer Gegenſtände nicht begründen. Die gleiche Wirkung kann aber der 
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angeblich beſtehenden jüdiſchen Sitte, daß die Beſchaffung der Wohnungsgegenſtände ledig⸗ 
lich Sache des Mannes ſei, nicht beigemeſſen werden (RG Warn 1921 Nr 129). Die Regel 
des § 243 Abſ 1 findet keine Anwendung (a. A. Staudinger A 5c). Die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht beſtimmt ſich entſprechend § 1624 Abſ 2 nach den Grundfäßen über Schenkung, da die 
Ausſteuer als eine Unterart der Ausſtattung zu betrachten iſt (abw. früh. Aufl.). Liegt der 
in § 1620 behandelte Fell der Ausſtener nicht vor oder find bei Gewährung der Arsſteuer 
die Grenzen des Angemeſſenen überſchritten, fo greifen die für die Ausſtattung geltenden 
allgemeinen Grundſätze Platz (vgl. § 1624 A 2 u. 3, vgl. auch § 1625 A 1). Über die Ver⸗ 
ſteuerung der Ausſteuer |. $ 1624 A 3 a. E. 


2. Begrenzung der Ausſteuerpflicht. Die Ausſteuerpflicht ſtellt ſich als eine Erweiterung 
der Unterhaltspflicht dar und unterliegt deshalb in vielen Beziehungen den für die Unterhalts⸗ 
pflicht geltenden Beſtimmungen. Durch die Bedürftigkeit des Berechtigten (vgl. 
$ 1602 bj 1) iſt der Ausſteueranſpruch inſofern bedingt, als die Tochter nur einen Aufpruch 
hat, wenn und inſoweit ſie die Ausſteuer aus ihrem Vermögen, mag dasſelbe nun freies 
oder unfreies Vermögen ſein, nicht beſchaffen kann, wofür die Beweislaſt hier nicht der 
Tochter, ſondern dem Verpflichteten zufällt. Der Tochter iſt aber nicht zuzumuten, für 
die Ausſteuer dasjenige Vermögen zu verwenden, deſſen ſie zu ihrem Unterhalt für die 
nächſte Zeit dringend bedarf. Einer Ausſteuer bedarf die Tochter ferner inſoweit nicht, 
als fie oder ihr künftiger Mann die benötigten Ausſteuergegenſtände bereits beſitzt oder 
der Mann zur Beſchaffung bereit iſt oder ein Dritter, etwa der Großvater, fie zur Verfügung 
ſtellt (RG SW 1925, 354%). Erforderlich ift ferner die Leiſtungsfähigkeit des Ver⸗ 
pflichteten ($ 1603 Abſ 1), wobei hinſichelich der Einwirkung des ehelichen Güterrechts die 
Beſtimmungen des § 1604 zur Anwendung kommen. Dem Verpflichteten iſt unter Um⸗ 
ſtänden, wenn ſein Vermögen vorübergehend keinen oder nur geringen Ertrag bringt, zu⸗ 
zumuten, ſich die Mittel zur Gewährung der Ausſteuer durch Benutzung feines Kredits zu 

iverihaffen (RG 23. 11. 12 IV 431/12). Der Nach weis der Leiſtungsanfähigkeit iſt von dem 

verpflichteten Elternteil zu führen (RJ SW 1925 a. a. O.). Ausſteuerpflichtig iſt in erſter 
Linie der Vater, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob ihm das Nutznießungsrecht 
zuſteht, in zweiter Linie bei Leiſtungsanfähigkeit des Vaters, der die Erjchwerung der 
Rechtsverfolgung nach § 1607 Abſ 2 gleichſteht, die Mutter. § 1607 Abf 2 hat auch Gel⸗ 
tung hinſichtlich des der Mutter zuſtehenden Erſatzauſpruchs. Sit zwiſchen den geſchiedenen 
Eheleuten vereinbart, daß die dem Vater gegenüber der Tochter obliegende Ausſteuerpflicht 
von der Mutter zu erfüllen iſt, ſo erliſcht die Verpflichtung des Vaters, ſoweit die Mutter oder 
ein von ihm beauftragter Dritter die Ausſteuer gewährt hat. Hat die Tochter aus dem Über- 
nahmevertrage einen ſelbſtändigen Anſpruch (vgl. $ 328) erworben, fo kann hierdurch, weil 
ſie auf dieſe Weiſe in den Beſitz eigenen Vermögens gelangt iſt, der Anſpruch gegen den Vater 
ausgeſchloſſen fein (RG ZW 1914, 646%. Beim Zuſammentreffen eines Unterhalts- und 
Ausſteueranſpruchs (vgl. Zimmermann, Der geſetzliche Ausſteueranſpruch § 7 S. 37) muß 
der Ausſteueranſpruch zurücktreten, jedenfalls dann, wenn nach den Grundſätzen des § 1609 
Abſ 2 dem den Unterhalt Fordernden im Verhältnis zu der die Ausſteuer anſprechenden 
Tochter der Vorrang zukommt (RG 10. 6. 07 IV 542/06; Warn 1921 Nr 147). 


3. Der Anſpruch auf Ausſteuer kommt mit dem Zeitpunkt der Eheſchließung der Tochter 
zur Eutſtehung. Hat die Tochter längere Zeit nach der Heirat vergehen laſſen, ohne eine Aus⸗ 
ſteuer zu fordern, fo kann je nach der Sachlage hierin ein Verzicht gefunden werden. Ebenſo 
wird, wenn die Tochter nach Auflöſung der Ehe in den Hausſtand des Vaters zurückkehrt, 
angenommen werden dürfen, daß ſie an Stelle der Ausſteuer ſich mit dem Unterhalt im väter⸗ 
lichen Haushalt begnügen will. Abgeſehen von ſolchen beſonderen Umſtänden iſt au der Regel 
feſtzuhalten, daß der durch rechtsgültige Eingehung der Ehe einmal entſtandene Ausſteuer⸗ 
auſpruch durch Auflöſung der Ehe nicht wieder in Wegfall kommt (RG 16. 9. 12 IV 273/12). 
Der Zeitpunkt der Eheſchließung iſt auch maßgebend für die Beurteilung der Bedürftigkeit 
der Tochter (RG 20. 1. 12 IV 535/11) und, wenigſtens der Regel nach, für die Beurteilung der 
Leiſtungsfähigkeit der Eltern (RG JW 1915, 331”). Desgleichen kommt es für den Umfaug 
der Ausſteuer, wenn auch dieſe erſt ſpäter gegeben wird, darauf an, was zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung zur Einrichtung des Haushalts erforderlich iſt (wegen der Berückſichtigung voraus⸗ 
ſehbarer künfliger Anderungen ſ. jedoch A 1 und über den Einfluß der Nachkriegsverhältniſſe 
RS JW 1925, 3545). Daraus, daß der Leiſtungsanſpruch erſt mit der Eheſchließung ent⸗ 
ſteht, iſt jedoch nicht zu folgern, daß auch auf Feſtſtellung nicht früher geklagt werden könnte. 
Ein zur Erhebung der Feſtſtellungsklage aus § 256 ZPO ausreichendes wirtſchaftliches Inter⸗ 
eſſe iſt gegeben, wenn die Tochter verlobt iſt (RG 49, 370). Auch eine Klage auf künftige 
Leiſtung iſt unter den Vorausſetzungen des § 259 3 PO, wenn nach dem bisherigen Ver⸗ 
halten des Verpflichteten zu beſorgen iſt, daß er ſich der rechtzeitigen Leiſtung entziehen 
werde, zuläſſig (RG 58, 139; ZW 09, 39310). 
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8 1621 


Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer verweigern, wenn ſich 
die Tochter ohne die erforderliche elterliche Einwilligung verheiratet!). 
Das gleiche gilt, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig gemacht 
hat, die den Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen!) ). 
E II 1516: P 4 317. 


1. Das in 8 1621 Abſ 2 beſtimmte Recht der Eltern, die Ausſteuer zu verweigern, ſteht 
in Einklang mit 8 1611 Abſ 2 (vgl. 8 1611 A 2). Nur hat die Verfehlung (die einredeweiſe 
geltend zu machen ift) nicht eine bloße Beſchränkung, ſondern den vollſtändigen Verluſt des 
Ausſteueranſpruchs zur Folge. Als weitere Verfehlung kommt hinzu die Verheiratung der 
Tochter ohne die nach SS 1305ff. erforderliche Einwilligung der Eltern. Es 
iſt nicht mehr wie billig, daß den Eltern durch eine Verheiratung der Tochter, zu der ſie die er⸗ 
forderliche Einwilligung nicht gegeben haben keinerlei Laſten erwachſen dürfen. Wird die Ein⸗ 
willigung nachträglich erteilt, ſo kann hierin ein Verzicht auf die Einrede liegen (a. A. Staudinger 
A la). Die Verheiratung ohne die erforderliche Einwilligung berechtigt — wie die Pflicht ⸗ 
teilsentziehungsgründe des § 2333 Nr 1, 2, 3 — nicht nur den Elternteil, deſſen Ein- 
willigung nötig war, ſondern auch den andern Elternteil zur Verſagung der Ausſteuer. Macht 
der Vater von dem Recht der Verſagung aus $ 1621 Gebrauch, jo kann nicht au ſeiner Stelle 
die Mutter zur Gewährung der Ausſteuer herangezogen werden (vgl. § 1611 A 3). Abſ 1 
iſt nicht entſprechend anwendbar in dem Fall, daß die Tochter gegen den Willen der Eltern 
eine ſog. Gewiſſensehe mit ihrem Verlobten führt. Wohl aber kann alsdann die Ausſteuer 
auf Grund des Abſ 2 verweigert werden, weil fie die außereheliche Geſchlechtsgemeinſchaft 
bis zur Heirat fortgeſetzt hat (NG LZ 1923, 396). 

2. Beweispflichtig für das Vorhandenſein der in Ab] 2 bezeichneten Verfehlung iſt der die 
Ausſteuer verweigernde Elternteil. Hinſichtlich der Verfehlung nach § 2333 Nr 5 genügt es 
nicht, daß die Tochter früher einmal — vielleicht ohne beſonderes Verſchulden — einen ſchimpf⸗ 
lichen Lebenswandel geführt hat. Grundſätzlich iſt vielmehr der Beweis zu erbringen, daß 
der ſchimpfliche Lebenswandel noch zur Zeit der Eheſchließung beſtanden hat, wobei allerdings 
aus dem Umſtande, daß das frühere Verhalten der Tochter einen feſtgewurzelten Hang zu einem 
ſolchen Lebenswandel erkennen läßt, Schlüſſe auch für die ſpätere Zeit gezogen werden köunen 
und eine wirkliche Beſſerung nicht ſchon aus dem Grunde angenommen werden darf, weil 
die Tochter einige Zeit dieſe Neigung nicht betätigt hat oder ihr die Betätigung nicht nachge⸗ 
wieſen iſt (RG 77, 162). Die Tochter iſt ausſteuerberechtigt, wenn auch die Abkehr von dem 
früheren ſchimpflichen Lebenswandel nur unter dem Einfluß ihrer Verlobung ſich vollzogen 
hat (RG Warn 1916 Nr 6). 


8 1622 


Die Tochter kann eine Ausſteuer nicht verlangen, wenn ſie für eine frühere 
Ehe von dem Vater oder der Mutter eine Ausſteuer erhalten hat!). 
E II 1517; P 4 317. 


1. Die Tochter hat nur einen Anſpruch auf einmalige Ausſtener. Hat fie eine ange⸗ 
meſſene Ausſteuer bereits für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter erhalten, 
ſo iſt ſie damit wegen ihres Ausſteueranſpruchs auch für die ſpätere Ehe abgefunden. Eine 
zweite Ausſteuer kann ſie nicht verlangen. Iſt es aber zu einer Eheſchließung nicht gekommen, 
der Zweck der Ausſteuer alſo nicht erreicht, ſo tritt eine Befreiung von der Ausſteuerpflicht 
inſoweit ein, als die Tochter bei Eingehung der andern Ehe aus der früheren Zuwendung 
noch bereichert iſt (a. A. Planck A 3). Die von einem Dritten gewährte Ausſteuer wirkt auf 
bes 1 eee der Tochter inſofern ein, als hierdurch die Bedürftigkeit (8 1620 A 2) 

eſeitigt wird. 


8 1623 


Der Anſpruch auf die Ausſteuer iſt nicht übertragbar!). Er verjährt in 
einem Jahre von der Eingehung der Ehe an?). 
E II 1518; P 4 317; 6 298. 


1. Der Ausſteueranſpruch ſoll dem Zwecke, die Mittel zur Begründung des ehelichen Haus⸗ 
halts zu gewähren, nicht entfremdet werden dürfen. Er iſt deshalb als ein höchſtperſönlicher 
Auſpruch nicht übertragbar, auch nicht pfändbar (8 851 Ab] 1 3 PO), und es kann nicht gegen 
ihn aufgerechnet werden (8 394). Dagegen ift der Ausſteueranſpruch, ſobald er durch die 
Eheſchließung zur Entſtehung gelangt iſt, ſowohl auf ſeiten des Berechtigten als des Ver⸗ 
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pflichteten vererblich. Die Unübertragbarkeit ſchließt nicht aus, daß der Ausſteueranſpruch 
der Frau von dem Ehemann nach den Regeln des ehelichen Güterrechts (ſ. §§ 1380, 1439, 
1525 Abſ 2) geltend gemacht werden kann. 

2. Der einjährigen Verjährung unterliegt nur der geſetzliche Ausſteueranſpruch, nicht der 
Anſpruch aus einem Ausſteuerverſprechen. Die Verjährung beginnt mit Eingehung der 
Ehe, falls nicht vereinbarungsgemäß die Ausſteuer erſt ſpäter fällig wird. Während der Minder⸗ 
jährigkeit der Tochter ift die Verjährung des Anſpruchs nach § 204 gehemmt. Der Ausſteuer⸗ 
anſpruch iſt ein Recht der Ehefrau, das von dieſer zur Abwendung der drohenden Gefahr 
der Verjährung gemäß § 1401 ohne Zuziehung des Mannes geltend gemacht werden kann 
(23 1920, 398). 

§ 1624 


Was einem Kinde mit Rückſicht auf ſeine Verheiratung oder auf die Er⸗ 
langung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung zur Begründung oder zur Er⸗ 
haltung der Wirtſchaft oder der Lebensſtellung von dem Vater oder der 
Mutter zugewendet wird (Ausſtattung) ), gilt, auch wenn eine Verpflichtung 
nicht beſteht, nur inſoweit als Schenkung?) s), als die Ausſtattung das den 
Umſtänden, insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der 
Mutter, entſprechende Maß überſteigt. 

Die Verpflichtung des Ausſtattenden zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte oder wegen eines Fehlers der Sache beſtimmt ſich, auch 
ſoweit die Ausſtattung nicht als Schenkung gilt, nach den für die Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Schenkers geltenden Vorſchriften “). 

E 1 1500 Abſ 1, 3 II 1519; M 4 716 ff.; P 4 317 ff. 


1. Als Ausſtattung iſt anzuſehen, was einem Kinde zur Selbſtändigmachung oder zur 
Erhaltung der Selbſtändigkeit (vgl. R Warn 1912 Nr 86) zugewandt wird, wobei es 
gleichgültig iſt, ob die Zuwendungen tatſächlich hierzu erforderlich ſind. Auf den Zeit⸗ 
punkt der Zuwendung, ob ſie vor oder nach der Verheiratung oder Begründung der ſelb⸗ 
ſtändigen Lebensſtellung erfolgt, kommt es nicht an (RG JW 06, 42612). Unter den Begriff 
der Ausſtattung fällt auch, was zur Vergrößerung des Geſchäfts im Sinne der Hebung der 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit und was einem unausgeſtatteten oder geringer ausgeſtatteten 
Kinde zur Gleichſtellung mit der Ausſtattung eines andern Kindes gegeben wird (RG JW 
1910, 23718). Eine Ausſtattung kann der Tochter in der Weiſe gewährt werden, daß in 
ihrem Intereſſe, um den wirtſchaftlichen Beſtand der Ehe zu ſichern, die Schulden des Ehemanns 
oder künftigen Ehemanns bezahlt werden (RG JW 1912, 91310). Die Ausſtattung (Mitgift) 
— die in weiterem Sinne auch die Ausſteuer mitumfaßt — iſt nicht auf bewegliche Sachen 
beſchränkt, ſondern kann auch in Grundſtücken, in dem Recht, die Nutzungen eines Grundſtücks 
zu ziehen (das aber nicht auf längere Zeit als 30 Jahre beſtellt werden kann) — val. 8 567; 23 
1917, 801°, SeuffA 74 Nr 69 — in der Gewährung einer Rente, einer freien Wohnung (RG 
26. 3. 06 IV 479/05), in Verkauf unter dem Werte, jo daß mit dem Verkauf eine Schenkung 
verbunden iſt, uſw. beſtehen. Die Ausſtattung der Tochter kann darin beſtehen, daß ihrem 
Manne ein an ſie zurückzuzahlendes Darlehn gewährt oder ihm ein Bankkonto zur freien 
Verfügung oder zur Verfügung nach den für eingebrachtes Gut geltenden Regeln eröffnet 
wird (vgl. RG IW 1922, 1443). Unter den Begriff der Ausſtattung im Sinne des $ 1624 fallen 
auch die in $ 2050 erwähnten Zuſchüſſe, ſofern fie zu dem in § 1624 bezeichneten Zwecke 
gemacht find (RG ZW 1910, 23715). Die in $ 2050 hinſichtlich der Ausgleichungspflichtig⸗ 
keit zwiſchen Ausſtattung und Zuſchüſſen gemachte Unterſcheidung hat für die Anwendung 
des $ 1624 keine Bedeutung. Der Annahme einer Mitgift ſteht nicht unbedingt entgegen, 
daß das Geld abredemäßig zu verzinſen iſt (RG Warn 1917 Nr 58). Die Beſtimmung des 
$ 1623 über die Unübertragbarkeit des Ausſteueranſpruchs iſt nicht auf den Ausſtattungs⸗ 
anſpruch auszudehnen. Die Übertragbarkeit richtet ſich hier im allgemeinen nach dem 
Gegenſtande des Anſpruchs (vgl. R JW 07, 51010). Aus beſondern Umſtänden kann ſich 
ergeben, daß, um die Erreichung des Zweckes der für den ehelichen Haushalt zu verwenden⸗ 
den Mitgift ſicherzuſtellen, die Zuläſſigkeit der Übertragung hat ausgeſchloſſen fein follen 
RE JW 1916, 744°), was jedoch der Pfändbarkeit nach 8 851 Abſ 2 ZPO nicht entgegen⸗ 
ſteht (RGS Seuffa 77 Nr 7). Eine Verbindlichkeit aus dem Mitgiftverſprechen — mag dieſes 
von den Eltern oder einem Dritten erteilt ſein — wird nicht begründet, wenn der Ver⸗ 
ſprechende gleichzeitig erklärt, daß die Zuwendung nur eine freiwillige ſein ſolle. Behauptet 
der Verſprechende, der bemüht geweſen war, eine paſſende Heirat zuſtande zu bringen, daß 
er das Verſprechen nicht als ein rechtlich bindendes abgegeben, ſondern nur eine unverbind⸗ 
liche Außerung getan habe, ſo iſt er hierfür beweispflichtig (RG JW 1914, 240%. Das 
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Mitgiftverſprechen kann unter einem beſtimmten, ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten 
Vorbehalt abgegeben werden, ſo z. B. unter dem Vorbehalt, daß eine in der Zeit bis zur 
Fälligkeit eintretende erhebliche Verſchlechterung der Vermögenslage den Verſprechenden 
berechtigt, den Betrag angemeſſen zu mindern. Es kann insbeſondere bei dem Verſprechen 
eines Zuſchuſſes die Fortdauer des Zuſchußbedarfs und ebenſo die Fortdauer günſtiger, 
die Leiſtung des Zuſchuſſes ermöglichender Vermögensverhältniſſe, wofür es ganz auf die 
Umſtände des Falles ankommt, die ſtillſchweigende Vorausſetzung des Verſprechens bilden 
(RS JW 1916, 58818). Im letzteren Falle ift — abweichend von § 1603 — der Kläger für 
die Fortdauer der Leiſtungsfähigkeit beweispflichtig. Die Pflicht zur Entrichtung der Aus⸗ 
ſtattung fällt weg, wenn der damit verbundene Zweck nicht mehr erreicht werden kann. 
Sie erliſcht aber nicht ohne weiteres dadurch, daß die ausſtattungsberechtigte Tochter nach 
der Verheiratung geſtorben iſt. Es läßt ſich in dieſem Falle nicht ſagen, daß durch den Tod 
der Ehefrau der Zweck der Vereinbarung gänzlich vereitelt ſei (RG 22. 12. 13 IV 467/13; 
vgl. auch $ 1620 A 3). Die Abgabe eines Zuſchußverſprechens wird regelmäßig in dem 
Sinne gemeint ſein, daß die Fortentrichtung ſpäteſtens aufhören ſoll, wenn das Kind in den 
Genuß ſeines Erbteils am Nachlaß des Verſprechenden gelangt. Daß das Kind außer den Ein⸗ 
nahmen aus der Erbſchaft den Zuſchuß weitererhalten ſoll, ift eine jo außerordentliche Be⸗ 
günſtigung, daß ſie dem Willen des Verſprechenden nur in den ſeltenſten Fällen entſprechen 
wird. Inſofern iſt die Vererblichkeit der Verpflichtung nur eine beſchränkte (vgl. RG 
Warn 1914 Nr 166). Möglich iſt es, das Rentenverſprechen dahin auszulegen, daß es 
unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt der Nichtbeendigung der Ehe durch Scheidung erteilt 
iſt (RG 16. 10. 19 IV 220/19). Der Umſtand allein, daß die Beteiligten bei Abſchluß des 
Vertrags davon ausgegangen ſind, die Ehegatten würden dauernd in ehelicher Gemeinſchaft 
leben, macht den Vertrag noch nicht zu einem bedingten (RG Warn 1920 Nr 98). Das 
Mitgiftverſprechen wird hinfällig, wenn der Verſprechende ſeine nach $ 1305 erforderliche 
Einwilligung zur Verheiratung zurückgezogen hat, da angenommen werden darf, daß das 
Verſprechen unter der ſelbſtverſtändlichen Bedingung erteilt iſt, es werde unter Fortdauer 
der Einwilligung zur Heirat kommen. Anders iſt es, wenn der Verſprechende ſich zur 
Gewährung der Mitgift ſchlechthin auch für den Fall verpflichtet haben ſollte, daß die Ehe 
erſt nach Volljährigkeit der Tochter oder auf Grund einer bei veränderter Sachlage erteilten 
neuen Einwilligung zuſtande kommen würde (RG 2. 6. 13 IV 49/13). Die für die Ehefrau 
gegebene Mitgift geht mit der Hingabe an den Mann in das Eigentum der Frau über. 
Der Mann darf daher nach Beendigung ſeines Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts nicht 
etwa die Mitgift ohne Zuſtimmung der Frau an den Beſteller der Mitgift zurückgeben 
(RG 7. 10. 15 IV 99/15). 

2. § 1624 gibt keine beſondere Vorſchrift darüber, wann ein Ausſtattungsverſprechen 
ſich als Schenkung darſtellt. Es kommt hierfür lediglich darauf an, ob die in $ 516 Abſ 1 
beſtimmten Erforderniſſe der Schenkung erfüllt ſind. Eine Schenkung iſt nicht anzunehmen. 
wenn Eheſchließung und Mitgiftverſprechen nach der Auffaſſung beider Teile oder doch 
nach der Auffaſſung des Mannes, dem das Mitgiftverſprechen gemacht wird, im Verhält⸗ 
nis von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen oder wenn die Mitgift auch nur eine Abgeltung 
der Laſten der Ehe ſein ſoll, ohne welche Abgeltung die Eheleute überhaupt nicht daran 
denken konnten, zu heiraten, wobei für die Auffaſſung der Beteiligten auch die Anſchauung 
der Kreiſe, denen fie angehören, in Betracht zu ziehen iſt (vgl. RG 7. 10. 18 IV 214/18; 
62, 273; KW 08, 715; Warn 08 Nr 203; Gruch 51, 376; vgl. auch Neubecker, Die Mitgift 
S. 243, welcher ein jedes die Eheſchließung veranlaſſendes Mitgiftverſprechen an den Mann 
für klagbar anſehen will). Das Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß eine klagbare Verpflichtung zur Eheſchließung nicht eingegangen 
werden kann ($ 1297). Ein ſolches Gegenſeitigkeitsverhältnis wird ſich aus den wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen oft ohne weiteres ergeben. Es kann ſich auch daraus ergeben, daß 
die Eltern, weil die Tochter von ihrem ſpäteren Manne geſchwängert worden war, ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe an der Verheiratung gehabt haben (vgl. RG 26. 9. 10 IV 416/09). Keine 
Schenkung iſt es, wenn dem künftigen Ehemann der Nichte ein Zuſchuß dafür verſprochen 
wird, daß dieſer infolge der Eheſchließung dem Verſprechenden die Fürſorge für die bisher 
von ihm unterhaltene Nichte abnimmt (RG 15. 2. 11 IV 140/10). Es iſt ferner nicht als 
Schenkung anzuſehen, ſondern als ein eigenartiger gegenſeitiger Vertrag, wenn der Vater 
der Tochter und der Onkel des künftigen Ehemanns vereinbaren, daß erſterer die Schulden 
des Neffen tilgen und letzterer dafür der Tochter eine beſtimmte Mitgift gewähren ſoll (RG 
Warn 1911 Nr 174). Ein gegenſeitiger Vertrag über Gewährung einer Ausſtattung und 
einer Gegenleiſtung dafür kann zugunſten der Kinder auch zwiſchen den beiderſeitigen Eltern 
geſchloſſen werden (RG Lg 1916, 1308). Das Verſprechen der Mitgift kann unter Um⸗ 
ſtänden im Verhältnis zur künftigen Ehefrau als Schenkung, im Verhältnis zum künftigen 
Ehemann als entgeltlicher Vertrag zu beurteilen fein (RG JW 1913, 27821). Iſt nach vor⸗ 
ſtehendem eine Schenkung nicht anzunehmen, ſo liegt doch immer, ſofern für die Zuwen⸗ 
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dung fachlich kein Entgelt gewährt wird, im Verhältnis der Eheleute zueinander eine unent- 
geltliche Zuwendung vor, was inſofern von Bedeutung iſt, als in dieſem Falle der Aus⸗ 
ſtattung nach $ 1369 bei der Zuwendung die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts gegeben werden 
kann (RG 80, 217). Wird die Mitgift verſprochen, um den Mann dazu zu beſtimmen, die 
von dem Verſprechenden geſchwängerte Franensperſon zu heiraten, Jo kaun hierin, falls für 
den Mann keine andern Beweggründe vorgelegen haben, ein die Ungültigkeit des Ver⸗ 
trags bewirkender Verſtoß gegen die guten Sitten liegen (RG 62, 278). Über die Befugnis 
des Vormundes zur Gewährung einer Ausſtattung ſ. § 1902 A 1. 

3. Für den beſondern Fall, daß die Ausſtattung dem Kinde von dem Vater oder der 
Mutter zugewendet wird, iſt in $ 1624 beſtimmit, daß die Ausſtattung in gewiſſen Beziehungen 
nicht als Schenkung zu behandeln iſt, ſoweit fie nach den Umſtänden, wobei nament- 
lich auch die Verhältniſſe des auszuſtattenden Kindes und der übrigen Kinder in Betracht 
kommen, zur Zeit des Verſprechens oder der Leiſtung das den Vermögensverhältniſſen 
der Eltern entſprechende Maß nicht überſteigt. Die Ausſtattungspflicht der Eltern 
iſt damit in gewiſſer Weiſe zu einer Rechtspflicht erhoben. Ob in Wirklichkeit eine Schenkung 
vorliegt — deren Vorhandenſein nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß die Zuwendung in 
Erfüllung einer ſittlichen Pflicht erfolgt (8 534) —, entſcheidet ſich nach dem in A 2 Gefagten. 
Aus $ 1624 darf nicht etwa die Folgerung gezogen werden, daß eine übermäßige Ausſtattung 
immer als Schenkung anzuſehen ſei (RG IW 08, 719%). Daß die Ausſtattung das den Ver⸗ 
mögensverhältniſſen der Eltern entſprechende Maß überſteigt, darf als Ausnahme angeſehen 
werden. Es hat daher im Streitfalle derjenige die Beweislaſt, welcher die Übermäßigkeit be⸗ 
hauptet (n Gruch 56, 1003; Warn 1920 Nr 98). Iſt die Ausſtattung nicht als Schenkung 
zu behandeln, ſo bedarf das Ausſtattungsverſprechen zu ſeiner Gültigkeit nicht der für das 
Schenkungsverſprechen vorgeſchriebenen Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, 
ſondern iſt formlos gültig, ſoweit nicht wegen ſeines Gegenſtandes eine beſondere Form ein⸗ 
gehalten werden muß. Die Form des $ 313 iſt zu beobachten, wenn die Zuſage auf Übereignung 
eines Grundſtücks gerichtet iſt, wodurch jedoch die Gültigkeit des wahlweiſe beigefügten Ver⸗ 
ſprechens einer Geldzahlung nicht berührt wird (RG ZW 04, 4056). Es bedarf der Schrift⸗ 
form des § 761, wenn den Gegenſtand des Ausſtattungsverſprechens eine Leibrente bildet, für 
deren Begriff die Lebenslänglichkeit der Rente — die allerdings durch Nebenvereinbarungen ein⸗ 
geſchränkt ſein kann — und die Einheitlichkeit des Rentenrechts als eines von den ſonſtigen 
Beziehungen und Verhältniſſen der Beteiligten unabhängigen Grundrechts wejentlich iſt 
(RS 67, 204; 111, 286; L 1921, 567%). Das Verſprechen einer Leibrente liegt nicht vor, 
wenn der Betrag der einzelnen Renten von der Leiſtungsfähigkeit des Verſprechenden 
oder der Bedürftigkeit des Empfängers abhängig iſt (RG Warn 1911 Nr 266; 14. 2. 21 
IV 103/20; vgl. § 759 A 1). Keine Anwendung finden ferner die Beſtimmungen über Rück⸗ 
forderung einer Schenkung wegen Bedürftigkeit und Widerruf einer Schenkung wegen 
Undanks (588 519, 528ff.), die Auslegungsregel des § 520 ſowie die Beſtimmungen über 
die auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit beſchränkte Haftung und die Befreiung von 
Verzugszinſen (88 521, 522). Auch die Anwendbarkeit der in § 63 Nr 4 und § 226 Abſ 2 
Nr 3 KO für Forderungen aus Freigebigkeit gegebenen Vorſchriften iſt ausgeſchloſſen 
(RG FW 1916, 58818). Dagegen bleibt es nach § 1624 Abſ 2 bei der Anwendbarkeit der 
Vorſchriften über die Gewährleiſtungspflicht des Schenkers (88 523, 524), und auch 
die Anwendbarkeit der Vorſchriften über Schenkung unter einer Auflage (88 525—527) 
unterliegt keinem Bedenken. Dieſe beſondere Regelung greift nur Platz zugunſten des 
Kindes. Doch wird, wenn der die Ausſtattung verſprechende Elternteil ſich unmittelbar 
an den Ehemann oder Bräutigam der Tochter wendet, die Sache regelmäßig ſo liegen, daß 
die Zuſage für die Tochter beſtimmt iſt und nur in deren Vertretung von dem Schwiegerſohn 
entgegengenommen wird, ſo daß ſich hieraus die Gültigkeit des mündlichen Verſprechens ergibt 
(RG IWW 04, 405°; 26. 3. 06 IV 479/05; 7. 10. 07 IV 67/07). Das mündliche Verſprechen 
wird in entſprechender Anwendung des § 1624 Abi 1 auch dann als gültig anzuſehen fein, 
wenn dem Schwiegerſohn gegenüber die Verpflichtung zur Leiſtung an die Tochter gemäß 
§ 328 Abſ 1 übernommen wird (R 67, 207; Warn 1920 Nr 98). Hat die Ehefrau das 
Verſprechen zugunſten ihres Mannes ſich erteilen laſſen, ſo wird der Regel nach die Zuwendung 
nicht dadurch hinfällig, daß hinterher der Mann die Zuwendung ablehnt. Die Frau kann 
in dieſem Falle auf Leiſtung an ſich ſelbſt klagen. Auf die von dem Vater ſeinem Sohne 
gegenüber zur Ermöglichung der Verheiratung eingegangene Verpflichtung, deſſen künftige 
Frau während der Kriegsdienſtzeit des Sohnes zu unterhalten, findet der in $ 1624 in der 
Begrenzung des Abf 1 ausgeſprochene Grundſatz der Formfreiheit entſprechende Anwendung 
(RS LZ 1920, 700). — In ſteuerrechtlicher Hinſicht iſt zu bemerken, daß nach § 3 Abſſ 5 des 
ErbſchStG in der Faſſung v. 22. 8. 25 „Ausſtattungen“, die Abkömmlingen zur Einrichtung 
eines den Vermögensverhältniſſen und der Lebensſtellung der Beteiligten angemeſſenen Haus⸗ 
halts gewährt werden (worunter die Ausfteuer im Sinne des 8 1620 mit zu begreifen ift), 
ſteuerfrei bleiben, insbeſondere nicht als Schenkung verſteuert werden, ſofern ein Anlaß zur 
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Ausſtattung vorhanden war und der Zweck der Ausſtattung innerhalb zweier Jahre erfüllt 
wird. Im übrigen kommt außer § 18 Nr 4, der die Zuwendung beweglicher Sachen bis zu 
einem gewiſſen Werte betrifft, hau piſächlich $ 18 Nr 14 in Betracht, wonach Zuwendungen 
unter Lebenden zum Zwecke des angemeſſenen Unterhalts oder zur Ausbildung des Be⸗ 
dachten von der Steuer befreit ſind. 

S 1625 


Gewährt der Vater einem Kinde, deſſen Vermögen ſeiner elterlichen 
oder vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, eine Ausſtattung, ſo iſt 
im Zweifel anzunehmen, daß er ſie aus dieſem Vermögen gewährt. Dieſe 
Vorſchrift findet auf die Mutter entſprechende Anwendung!). 

E I 1500 Abs 2 II 1520; M 4 720; P 1 323. 

1. Die Auslegungsregel des § 1625 — die auch auf die Ausſteuer anzuwenden iſt — 
iſt nur für den Fall aufgeltellt, daß ſich das Vermögen des Kindes kraft Geſetzes in der Ver⸗ 
waltung des die Ausſtattung gewährenden Elternteils befindet. Erhellt nicht, ob die Mittel 
aus dem eigenen Vermögen oder dem Kindesvermögen genommen ſind oder im Wege der 
Aufnahme eines Darlehns genommen werden ſollen, ſo ſpricht die Vermutung für Verwen⸗ 
dung des Kindesvermögens. Darüber, wem im Verhältnis der Ehegatten zueinander nach 
Gütergemeinſchaftsrecht die Ausſtattung zur Laſt fällt, |. 88 1465, 1538, 1549. 


II. Elterliche Gewalt 


8 1626 


Das Kind ſteht, ſolange es minderjährig it, unter elterlicher Gewalt!). 
E I 1501 Abf 1 II 1521; M 4 727; P 4 546. 


1. Der 8 1626 enthält den wichtigen Grundſatz, daß es keine väterliche, ſondern nur eine 
elterliche Gewalt gibt (vgl. hierüber Vorbem 2 vor $ 1616), und daß die elterliche Gewalt 
mit der Volljährigkeit des Kindes endet, die durch Vollendung des 21. Lebensjahrs 
oder Volljährigkeitserklärung (88 2—5) erlangt wird. Über die Volljährigkeit hinaus kann 
die elterliche Gewalt nicht verlängert werden. Es kann nur durch Einrichtung einer Vermögens⸗ 
verwaltung (Einſetzung eines Teſtamentsvollſtreckers) von demjenigen, der dem Kinde Ber 
mögen zuwendet, dafür geſorgt werden, daß das Kind (unbeſchadet feines etwaigen Pflicht: 
teilsrechts) erſt ſpater in den Beſitz dieſes Vermögens kommt (§ 2209). Für die auf dem natür ; 
lichen Verwandtſchaftsverhältnis beruhenden Rechte der Eltern beſteht, abgeſehen 
davon, daß nur ein Kind unter 21 Jahren der Einwilligung zur Eheſchließung und Kindes⸗ 
annahme bedarf (vgl. Vorbem 3 vor $ 1616), eine ſolche Zeitgrenze nicht. In prozeſſualer Be: 
ziehung iſt zu bemerken, daß durch Beendigung der elterlichen Gewalt, falls zugleich das 
Kind prozeßfähig geworden iſt, das Streitverfahren nach § 241 ZPO nicht unterbrochen wird 
(RG 21. 2. 03 III 406/01). 


1. Elterliche Gewalt des Vaters 


S 1627 


Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen!) )). 
E I 1502 Nr 1 II 1522; M 4 724; P 4 547. 


1. Die elterliche Gewalt enthält das Recht der Fürſorge für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Kindes, womit nach § 1649 auch das Nutznießungsrecht verbunden iſt. Das 
Recht der Vertretung (8 1630) iſt in der Sorge für die Perſon und das Vermögen inbe⸗ 
griffen, und zwar derart, daß die Sorge für die Perſon auch das Vertretungsrecht in den die 
Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten und die Sorge für das Vermögen die Ver⸗ 
tretung in Vermögensangelegenheiten umfaßt; es erſcheint aber, wenn auf Grund der 88 1666ff. 
dem Gewalthaber nur das Vertretungsrecht oder nur die tatſächliche Fürſorge entzogen wird 
oder wenn der Mutter auf Grund des § 1635 (vgl. auch SS 1696 —1698 u. 1676 Abſ 2) die 
ta tſächliche Fürſorge für die Perſon zufteht, als ein beſonderes Recht. Das Vertretungs⸗ 
recht iſt für die elterliche Gewalt derart weſentlich, daß ſein völliges Fehlen die Einleitung 
der Vormundſchaft nötig macht (8, 1773). Sit dem Gewalthaber in dem Verfahren aus 
88 1666 ff. ſowohl die Sorge für die Perſon als das Vermögen entzogen, fo iſt damit zu: 
gleich, falls nicht ausdrücklich eine andere Anordnung getroffen wird, das Vertretungsrecht 
ausgeſchloſſen. 
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2. Die Fürſorge iſt nicht bloß ein Recht, ſondern auch eine Pflicht. Ein Verzicht auf die 
Verwaltung des Kindesvermögens iſt unzuläſſig. Auch auf Rechnungslegung kann der 
Gewalthaber nicht verzichten. Doch gilt der Verzicht auf Rechnungslegung ſo lange, als tat⸗ 
ſächlich die Verwaltung dem andern belaſſen iſt (RG 2. 4. 06 IV 489/05). Kraft der Sorge 
für das Vermögen hat der Gewalthaber die dem Kinde als Hauseigentümer nach $ 823 ob⸗ 
liegende Beleuchtungspflicht bei eigener Verantwortlichkeit zu erfüllen. Über die Haftung 
aus Nichterfüllung der Aufſichtspflicht |. S 1631 A 2. 


8 1628 


Das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein 
Pfleger beſtellt iſt !). 

E 1 1503, 1650 II 1523; M 4 740; P 4 557. 


1. Das Recht der Fürſorge und das Vertretungsrecht ift für diejenigen Angelegenheiten 
ausgeſchloſſen, für die ein Pfleger beſtellt iſt (58 1909 Abſ 1 u. 3, 1638, 1665, 1666, 1667, 
1669, 1670), und zwar tritt die Ausſchließung mit der Beſtellung des Pflegers ein und 
bleibt ſo lange in Kraft, bis die Pflegſchaft aufgehoben wird, ohne Unterſchied, ob ſie mit 
Recht angeordnet iſt oder nicht (vgl. § 1774 A 2). Anlaß zur Beſtellung eines Pflegers iſt auch 
dann vorhanden, wenn in der fraglichen Angelegenheit ein weſentlicher Intereſſengegenſatz 
zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde beſteht. Der Gewalthaber iſt nach 8 1909 Abſ 2 
anzeigepflichtig, wenn ein Fall eintritt, in dem die Beſtellung eines Pflegers nötig wird. Für 
die Verwaltung durch den Pfleger gelten die Grundſätze des Vormundſchaftsrechts. Insbe⸗ 
ſondere kommen hinſichtlich der Notwendigkeit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
nicht die Vorſchriften des § 1643, ſondern die Vorſchriften der 88 1821 ff. zur Anwendung. 


8 1629 


Steht die Sorge für die Perſon oder die Sorge für das Vermögen des 
Kindes einem Pfleger zu, jo entſcheidet bei einer Meinungsverſchiedenheit!) 
zwiſchen dem Vater und dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Kindes betreffenden Handlung das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht!) 2), 

E 1 1503, 1653 II 1524; M 4 741; ® 4 558. 


1. Können der Gewalthaber und der für die Perſon oder das Vermögen des Kindes 
beſtellte Pfleger (vgl. § 1628 A 1) bei einer den beiderſeitigen Wirkungskreis berührenden 
Angelegenheit ſich nicht einigen, ſo würde, wenn nicht das Vormundſchaftsgericht die 
Macht hätte, den Streit zu entſcheiden, die betreffende Maßregel unterbleiben müſſen, was 
unter Umſtänden dem Kinde zum Schaden gereichen würde. Die Entſcheidung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts kann nur dahin ergehen, daß es der Meinung des einen ganz oder teil⸗ 
weiſe beitritt, wogegen der andere, deſſen Zuſtimmung vom Vormundſchaftsgericht erſetzt 
wird, ſofortige Beſchwerde einlegen kann (88 53 Abſ 1, 60 Abſ 1 Nr 6 FGG). Eine dritte 
Anſicht, die weder die Zuſtimmung des Gewalthabers noch des Pflegers findet, kann das 
Vormundſchaftsgericht hierbei nicht vertreten (a. A. Blume A 3), unbeſchadet ſeiner Be⸗ 
fugnis, wenn es beide Anſichten und auch das Unterbleiben einer jeden Maßregel für das 
Wohl des Kindes als nachteilig erachtet, aus §8 1666 ff. einzuſchreiten. Durch § 1629 wird 
das Vormundſchaftsgericht genötigt, auch über reine Zweckmäßigkeitsfragen, wie über die 
Höhe des für die Perſon des Kindes zu beſtreitenden Aufwandes, welche Frage ſowohl die 
Erziehung wie die Vermögensverwaltung berührt, Entſcheidung zu treffen. Die Beſchwerde 
ſteht nur dem Gewalthaber oder dem Pfleger zu, nicht aber einem Dritten, insbeſondere 
nicht, wenn die Mutter die Gewalthaberin iſt, dem Stiefvater. 


2. Der Grundſatz des $ 1629 hat entſprechende Anwendung zu finden, wenn die Sorge 
für Perſon und Vermögen nicht zwiſchen Gewalthaber und Pfleger, ſondern zwiſchen andern 
Perſonen — Gewalthaber und Mutter gemäß SS 1635 u. 1637, Mutter und Vormund 
gemäß 88 1696, 1697 u. 1707, verſchiedenen Vormündern gemäß § 1798 — geteilt iſt (RG 
9. 6. 21 IV 58/21; RIA 8, 9). Die Anwendung iſt auch auf den Fall zu erſtrecken, daß der 
lediglich auf vermögensrechtlichem Gebiete liegende Meinungsſtreit ſowohl den Wirkungskreis 
des Gewalthabers als den des für beſtimmte Vermögensangelegenheiten beſtellten Pflegers 
berührt (a. A. Staudinger A 4). 
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8 1630 


Die Sorge für die Perſon und das Vermögen umfaßt die Vertretung des 
Kindes!) 2). 

Die Vertretung ſteht dem Vater inſoweit nicht zu, als nach S 1795 ein 
Vormund von der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen iſt. Das Vor⸗ 


mundſchaftsgericht kann dem Vater nach S 1796 die Vertretung entziehen“). 
E 1 1503, 1649 u. 1651 II 1525; M 4 740; P 4 548 u. 557. 


1. Über das Vertretungsrecht im allgemeinen ſ. 8 1627 A 1. Der Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt iſt der geſetzliche Vertreter des Kindes bei Vornahme von Rechtshandlungen 
privater oder öffentlicher Natur, zu welchen letzteren auch die prozeſſualen Handlungen gehören. 
Als geſetzlicher Vertreter iſt der Gewalthaber auch befugt, Willenserklärungen ſowie Anord⸗ 
nungen der Behörde für das Kind entgegenzunehmen. Bei höchſtperſönlichen Rechtshand⸗ 
lungen, wie Eheſchließung und Einwilligung hierzu, Wahrnehmung der perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten des Familienrechts, Antrag auf Ehelichkeitserklärung und Einwilligung hierzu, 
Annahme an Kindes Statt, Errichtung oder Aufhebung einer letztwilligen Verfügung, iſt 
natürlich eine Vertretung ausgeſchloſſen. Ausnahmsweiſe iſt die Vertretung des geſchäfts⸗ 
unfähigen (unmündigen oder geiſteskranken) Kindes trotz Vorliegens einer höchſtperſönlichen 
Angelegenheit, um die Vornahme der im einzelnen Falle gebotenen Rechtshandlung nicht 
unmöglich zu machen, zugelaſſen bei Scheidung oder Anfechtung der Ehe ($ 612 Abſ 2 
3 O, 5 1336 Abſ 2), Anfechtung der Ehelichkeit ($ 1595 Abf 2), Einwilligung des unehe⸗ 
lichen Kindes zur Ehelichkeitserklärung, Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärung (89 1728 
Abſ 2, 1731), Eingehung des Annahmevertrags durch das unmündige Kind, Anfechtung, 
Beſtätigung und Aufhebung (88 1750 Abſ 1, 1755, 1770), Anfechtung des Erbvertrags ($ 2282 
Ab) 2), Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit ($ 19 Rut Ang v. 22. 7. 13), immer aber 
nur mit Genehmigung des a gericht Die Vertretung des geſchäftsunfähigen 
Kindes findet in der Weiſe ſtatt, daß der Gewalthaber (geſetzliche Vertreter) für das Kind 
in Erſetzung feines Willens handelt. Dieſe Erſetzung iſt mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bei der Ehelichkeitserklärung und der Annahme an Kindes Statt auch zuläſſig 
für das unter 14 Jahre alte Kind (588 1728 Abſ 2, 1731, 1750 Abſ 1, 1755, 1770). Die 
Vertretung des beſchränkt geſchäftsfähigen Kindes kann ferner in der Weiſe vor ſich gehen, 
daß ſein Wille durch Genehmigung der Willenserklärung ergänzt wird. Nur dieſe letztere 
Form der Vertretung iſt ſtatthaft bei Verträgen, durch welche die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft vereinbart oder aufgehoben wird ($ 1487), bei dem Antrage auf Ehelichkeitserklärung, 
der Einwilligung des Kindes hierzu, der Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen 
(89 1729 Abſ 1 u. 2, 1731), bei der Eingehung eines Annahmevertrags, Anfechtung, Be⸗ 
ſtätigung und Aufhebung (88 1751, 1755, 1770), bei Eingehung eines Erbvertrags mit dem 
Ehegatten ($ 2275 Ab] 2) ſowie bei Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Aufnahme ſeitens 
des über 16 Jahre alten Kindes ($ 7 Abſ 2 RuStAngc G). Im übrigen gilt der beſchränkt 
Geſchäftsfähige für perſönliche Angelegenheiten des Familienrechts als unbeſchränkt ge⸗ 
ſchäftsfähig, jo daß es der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht bedarf. So bei Aus- 
übung des ehemännlichen Rechtes in bezug auf die eheliche Lebensgemeinſchaft (vgl. $ 1358 
Abſ 3), Ausübung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes, Anfechtung und An⸗ 
erkennung der Ehelichkeit (88 1595 Abj 1, 1598 Abſ 3), elterliche Einwilligung zur Ehe⸗ 
ſchließung und Kindesannahme ($$ 1307, 1748 Abſ 2), Einwilligung der Mutter und des 
Ehegatten zur Ehelichkeitserklärung, des Ehegatten zur Kindesannahme (88 1729 Abſ 3, 
1748 Abſ 2). In Strafſachen ift der beſchränkt Geſchäftsfähige ſelbſtändig, neben dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter, zur Beſtellung eines Verteidigers und Einlegung eines Rechtsmittels be⸗ 
rechtigt (89 137, 298 StPO), zur Stellung eines Strafantrags nur bei Vollendung des 
18. Lebensjahrs ($ 65 StGB). Zur Einlegung eines Rechtsmittels in Strafſachen ift der 
Inhaber der elterlichen Gewalt nur in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter des Kindes 
befugt, nicht in ſeiner Eigenſchaft als Vater oder Mutter. Nach Aufhören der geſetzlichen 
Vertretungsbefugnis kann das eingelegte Rechtsmittel nicht von ihm weiter verfolgt werden 
(RGSt 42, 342; JW 1913, 1003 51). — Durch feine Stellung als Vertreter ift der Gewalt⸗ 
haber nicht unbedingt genötigt, die für das Kind abzuſchließenden Rechtsgeſchäfte auf den 
Namen des Kindes zu ſtellen, und ebenſo iſt er nicht gehindert, die Anſprüche des Kindes 
aus den auf eigenen Namen abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäften auch im Prozeſſe auf eigenen 
Namen einzuklagen. Nimmt er zur Behandlung des Kindes einen Arzt an, ſo entſpricht 
es der Natur der Sache und der Verkehrsſitte, daß er den Vertrag mit dem Arzt für ſich, 
nicht in Vertretung des Kindes ſchließt (RG 85, 183). Über die Wirkſamkeit der Ver 
tretungsbefugnis im Falle des Mißbrauchs und über den Beſitz des Gewalthabers vgl. $ 1793 
A 2, über die zeitliche Begrenzung des Vertretungsrechts daf. A 3. Für ein Verſchulden 
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des Gewalthabers in Vertragsverhältniſſen (8 278) oder gleichartigen geſetzlichen Schuld⸗ 
verhältniſſen iſt das durch ihn vertretene Kind haftbar. Die in den Fällen der 88 833, 836 
dem Kinde als Tierhalter oder Werkbeſitzer auferlegte Verpflichtung iſt — abweichend von 
dem in $ 1793 A 2 über die Verantwortlichkeit des Vormundes Geſagten — von dem Ge⸗ 
walthaber als eigene Verbindlichkeit zu erfüllen (vgl. 8 1627 A 2), was indes im Verhält⸗ 
nis zu dem Verletzten die geſetzliche Haftung des Kindes nicht ausſchließt. 

2. Das Vertretungsrecht in perſönlichen Angelegenheiten gewährt auch das Recht, Lehr⸗, 
Dienſt⸗ und Arbeitsverträge für das Kind abzuſchließen. Der Lehrvertrag, der, um volle 
Gültigkeit zu haben, ſchriftlich abzufaſſen iſt, muß übrigens auch von dem Lehrling unter⸗ 
ſchrieben werden ($$ 126 b Abſ 2, 127d, 1271 Gew; vgl. auch die Strafbeſtimmung in 8 150 
Nr 4a GewO). Dem Gewalthaber iſt es geftattet, derartige Verträge auch über die Dauer 
der Minderjährigkeit hinaus einzugehen. Es darf jedoch die bei ſolchen Verträgen übliche 
Dauer nicht in ungebührlicher Weiſe überſchritten werden. Bei Lehrverträgen iſt die im 
$ 130 a Gewd beſtimmte Höchſtdauer einzuhalten. Steht die Sorge für die Perſon des Kindes 
dem andern Elternteil oder einem Pfleger zu, fo iſt deſſen Zuſtimmung zur Wirkſamleit 
des Vertrages erforderlich, da das Recht, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen, in der 
Sorge für die Perſon enthalten iſt (§ 1631; vgl. $ 1707 A 2). War die Fürſorgeerziehung 
des Kindes nach früherem Recht angeordnet, ſo hatte der zur Ausführung des Beſchluſſes 
verpflichtete Kommunglverbond auch die Befugnis, behr fs Unterbringung des Kindes in 
einer Familie einen Lehr⸗, Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrag für desſelbe einzugehen, ohne daß 
es der Zr ſlimmung des geſetzlichen Vertreters des Kindes bedurf e (KGJ 28 A 179). Nach 
$ 70 Abſ 3 JWGeſ v. 9. 7. 22 gilt jetzt die Fürſorgeerziehungsbehörde für den Abſchluß von 
Dienſt⸗ und Lehrverträgen als geſetlicher Vertreter des Minderjährigen. 

3. Über die Beſchränkungen der Vertretungsmacht des Gewalthabers |. $ 1795 A 1—3 
und $ 1796 A 1. Nach der in $ 1630 für anwendbar erklärten Beſtimmung des $ 1705 unter⸗ 
liegt die Vertretungsmacht der Beſchränkung des $ 181, wonach der Gewolthaber in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vertreter des Kindes nicht mit ſich ſelbſt ein Rechtsgeſchäft vornehmen kann, 
mag er nun hierbei perſönlich oder als Vertreter eines Dritten (geſetzlicher Vertreter oder Be⸗ 
vollmächtigter) beteiligt fein. Schenkungen, die der Gewalthaber dem Kinde macht, kann 
er nicht in Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes annehmen. Daß durch die Annahme 
dem Kinde nur Vorteile entſtehen, begründet keine Ausnahme von der Vorſchrift des § 181 
(RG Warn 1910 Nr 414). Die Vertretungsbeſchränkung erſtreckt ſich auf Rechtshandlungen 
jeder Art, auch auf die Empfangnahme von Erklärungen und auf die Führung von Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten. Ausgenommen ſind nur die Erfüllungsgeſchäfte. Mit der gleichen Ausnahme 
iſt die Vertretungsbefugnis des Gewalthabers kraft Geſetzes ausgeſchloſſen in den in § 1795 
unter Nr 1—3 bezeichneten Angelegenheiten. Der Vater kann z. B. als Gewalthaber das 
Kind nicht bei einem Vertragsſchluß mit ſeiner Ehefrau vertreten. Ausgeſchloſſen iſt ferner 
die Vertretungsbeſugnis des Gewalthabers kraft Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
gemäß 8 1796 in den Angelegenheiten, für die ihm das Vormundſchaftsgericht, mag nun 
ein Pfleger beſtellt ſein oder nicht, die Vertretungsbefugnis wegen der Gefahr eines 
Jutereſſenwiderſtreits entzogen hat. Aus dieſem Grunde kann z. B. dem Gewalthaber 
die Euiſcheidung darüber entzogen werden, ob eine Erbauseinanderſetzung ſtattzufinden hat. 
Die Entziehung der Vertretungsmacht kann immer nur für einzelne Angelegenheiten oder 
einen Kreis von ſolchen ſtattfinden (anders im Falle der §§ 1666, 1670). Eine Einſchränkung 
der Vertretungsbefuanis enthält auch die Beſtellung eines Pflegers ($ 1628). Über die 
Befugnis des Gewalthabers, das Kind zu ſich in die Lehre zu nehmen, |. $ 1681 A 1. 


8 1631 


Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht und die Pflicht, 
das Kind zu erziehen, zu beaufſichtigen und ſeinen Aufenthalt zu beſtim⸗ 
men!) 2) 3)5). 

Der Vater kann kraft des Erziehungsrechts angemeſſene Zuchtmittel 
gegen das Kind anwenden. Auf jeinen Antrag hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht ihn durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen “)). 

EI 1504 II 1526; M 4 750; P 4 548. 

1. Die Sorge für die Perſon des Kindes gewährt das Recht, über die perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten des Kindes, ſeinen Aufenthalt, ſeine Beſchäftigung, körperliche und geiſtige 
Ausbildung (Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit, wie es in 
Art 120 RVerf und §1 JW heißt), Beſimmu ng zu treffen. Zu dem Bereich der Fürſorge für 
die Perſon gehört auch der Antrag auf Volljährigkeitserklärung (8 56 Abf 1 FG), der Antrag 
auf Entmündigung oder Wiederaufhebung der Entmündigung und die Vertretung im Ent⸗ 
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mündigungsverfahren (88 646 Abſ 1, 653 Abf 1, 660, 664 Abſ 2, 675 uſw.), die Begründung 
des Wohuſitzes (vgl. $ 8 A 1), die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes in den perſön⸗ 
lichen Angelegenheiten des Familienrechts (vgl. $ 1630 A 1), der Abſchluß von Dienſt⸗ und 
Arbeitsverträgen, der Antrag auf Aufnahme und auf Entlafjung aus der Staatsangehörig⸗ 
keit (88 7 Abſ 2, 19 Ru St Ang v. 22. 7. 13) u. dgl. Zu beachten iſt aber, daß die vorbezeich⸗ 
neten Vertretungshandlungen nur von dem Elternteil vorgenommen werden können, dem das 
Vertretungsrecht gebührt. Die bloße tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes (vgl. 
88 1635, 1666, 1676 Abi 2, 1696, 1700, 1702 Abſ 2, 1707) gibt kein Recht zur Vertretung. Der 
Antrag auf Todeserklärung (8962 ZPO) iſt nicht als eine die Perſon des Kindes, ſondern als eine 
das Vermögen betreffende Rechtshandlung anzuſehen. Die Abgrenzung der aus der Sorge für 
die Perſon des Kindes folgenden Befugniſſe ift wichtig für die Falle, in denen die Fürſorge für 
die Perſon und das Vermögen ſich nicht in einer Hand befindet (vgl. §s 1635, 1638, 1647, 
1666 ff.). Das Recht, über die perſönlichen Angelegenheiten des Kindes zu beſtimmen, fällt mit 
der Erziehung, die dem Zwecke der körperlichen, geiſtigen und ſittlichen Ausbildung des Kindes, 
der allgemeinen Ausbildung und der Ausbildung zu dem vom Gewalthaber gewählten beſonde⸗ 
ren Berufe dient, nicht vollſtändig zuſammen. Auch wenn die Erziehung bereits vor der Voll⸗ 
jährigkeit abgeſchloſſen iſt, dauert die Fürſorge für die Perſon fort, die dann allerdings entſpre⸗ 
chend der größeren Selbſtändigkeit des Kindes einen beſchränkteren Umfang hat. Kraft des Er⸗ 
ziehungsrechis darf der Gewalthaber ungeachtet der Vorſchrift, daß er mit ſich ſelbſt keinen 
Vertrag ſchließen kann, das Kind als Lehrling in ſeinem Gewerbe annehmen. Er hat 
ſolchenfalls die gleichen Pflichten zu erfüllen, als wenn ein ſchriftlicher Lehrvertrag abgeſchloſſen 
wäre (a. A. Staudinger A 26; Blume Add). In der Ausübung der Erziehungsgewalt iſt der 
Gewalthaber mannigfach dadurch beſchränkt, daß öffentlich rechtliche Beſtimmungen eingreifen, 
wie die Beſtimmungen über Schulzwang, über Impfzwang (Gef v. 8. 4. 74, |. über 
die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit 23 1914, 11385), Verbot oder doch Beſchräukung der 
Kinderarbeit für den Gewerbebetrieb im Umherziehen (GewO §§ 60 b Abſ 3, 62 Abſ 3), 
für Fabriken (GewO 88 135—1839a hinſichtlich der Kinder und der zwiſchen 14 und 16 Jahre 
alten jungen Leute) ſowie für ſonſtige gewerbliche Betriebe (RGeſ v. 30. 3. 03, vgl. aı ch 
50 der VO gegen Mißſtände im Auswanderungsweſen v. 14. 2. 24; f. hierüber 8 1617 A 3). Die 
Schulpflicht wird nach Landesrecht (vgl. für Preußen KGJ 23 C 110) regelmäßig nur durch 
den Beſuch einer öffentlichen inländiſchen Schule erfüllt. — Hinſichtlich der religiöſen 
Erziehung iſt das aus einem Antrage des Reichstags hervorgegangene Geſſ v. 15. 7. 21 
(RGBl S. 939f.) erlaſſen, das unter Beſeitigung landesrechtlicher Verſchiedenheiten (Art 134 
EG) allgemeines Recht ſchafft. Das Geſetz ift hinter $ 1631 mit Erläuterungen abgedruckt. 

2. Auf das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes (vgl. Vorbem 1 vor § 1616) kann 
der Gewalthaber nicht verzichten. Es ſind deshalb auch Verträge der Ehegatten über die 
Erziehung — ſoweit ſie nicht betreffs der religiöſen Erziehung landesrechtlich geſtattet ſind — 
nicht bindend, auch nicht die für den Scheidungsfall geſchloſſenen Verträge (M 4, 627f.; 
NS 60, 206; 68, 393; IW 03 Beil 82190; Gruch 50, 999; 53, 699). Der für den Scheidungs⸗ 
full vereinbarte Verzicht auf die Erziehung hat, wenn dieſes Recht nach dem Scheidungs⸗ 
urteile dem verzichtenden Ehegatten überhaupt nicht zukam, die Unwirkſamkeit der ſonſtigen 
in demſelben Vertrage getroffenen Abmachungen regelmäßig nicht zur Folge (RG Warn 
1917 Nr 172). Die freie, pflichtgemäße Betätigung der Fürſorge für die Perſon der Kinder 
darf anch nicht durch Abmachungen beſchränkt werden, die eine beſtimmte Art der Betätigung 
des Rechtes mit Vermögensnachteilen belegen. Solche Abmachungen ſind ungültig. Nur 
die Ausübung der Erziehungsgewalt (vgl. RG Warn 1912 Nr 115) kaun der Gewalthaber 
einem andern überlaſſen, unbeſchadet der Verpflichtung, die Erziehung zu überwachen und 
unbefchadet der Befugnis, das Kind jederzeit zurückzunehmen (RG LZ 1920 S. 885 oben, 
611), womit ihm indes nicht die Befugnis eingeräumt iſt, die gültig eingegangenen Lehr- 
und Dieuftverträge willkürlich aufzulöſen (beſtr. — vgl. André, Verträge zwiſchen Eltern 
über die Erziehung ihrer Kinder). Hat der Mann für die Dauer des Scheidungsverfahrens 
die Erziehung des Kindes unter ſeiner Leitung ſeiner Frau übertragen, ſo wird ihm ohne 
beſonderen rechtfertigenden Grund der Rücktritt von dieſer Abmachung nicht zu geſtatten 
fein (vgl. RG 23 1919, 69810; Joſef in Arch ZivPrax 119, 403). In der Annahme eines 
Entgelts für die Abtretung des Erziehungsrechts wird regelmäßig eine unter § 138 u. 8 817 
Satz 1 fallende fittenwidrige Handlung zu erblicken fein (RG IW 04, 2561; Warn 1918 
Nr 183; |. anderſeits 8 1748 A 1). Keinesfalls iſt die Rückgabe des Kindes von Erſtattung 
des Eutgelts abhängig. Aus der Ungültigkeit des zwiſchen den Eltern über das Erzichungs- 
recht geſchloſſenen Vertrags folgt nicht zugleich die Ungültigkeit der Abmachung, daß, ſolange 
ta’fächlich der eine Elternteil die Erziehung beſorgt, der andere Teil hierfür ein beſtimmtes 
Unterhaltsgeld zu zahlen hat (RG Warn 1912 Nr 115). Tiefe Verpflichtung iſt wirkſam, 
auch wenn der Verzicht auf das Erziehungsrecht, weil beide Teile der Ungültigkeit des 
Verzichts ſich bewußt waren, überhaupt keine rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat (RG 
21. 4. 10 IV 457/09; vgl. RG 68, 322). 
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3. Die Sorge für die Perſon des Kindes iſt zugleich eine Pflicht des Gewalthabers 
(Fürſorgeberechtigten). Die ſchuldhafte Nichterfüllung der Aufſichtspflicht macht 
ihn nach 88 1631, 1627, 1664 dem Kinde gegenüber und, wenn ſie den Tatbeſtand einer 
unerlaubten Handlung nach 88 823ff., 832 erfüllt, dem geſchädigten Kinde und dem 
geſchädigten Dritten gegenüber verantwortlich, ohne daß hier die Haftung auf die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt ($ 1664) ſich beſchränkt (RG 50, 60; JW 05, 2171 Warn 
1914 Nr 217). Eine unerlaubte Handlung nach $ 823 ift anzunehmen, wenn es ſich um die 
Verletzung einer Verpflichtung handelt, die nicht bloß kraft elterlicher Aufſichtspflicht, ſondern 
nach allgemeiner Rechtspflicht zu erfüllen geweſen wäre (RG JW 1912, 1907). Iſt für den 
von dem Kinde erlittenen Unfall nach den Grundſätzen über unerlaubte Handlungen ſowohl 
der aufſichtspflichtige Elternteil als ein Dritter verantwortlich, ſo tritt zwiſchen den mehreren 
Urbebern eine Ausgleichungspflicht nach Maßgabe der 98 840, 426 Ab] 1 u. 254 ein, wobei 
der Schaden nach Verhältnis des Verſchuldens auch in ungleicher Weiſe verteilt werden kann 
(RG 75, 251; JW 1912, 190). Ein Verſchulden des aufſichtspflichtigen Elternteils bei der 
Eutſtehung des Schadens kann dem Kinde, mag auch der Elternteil als Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt der geſetzliche Vertreter ſein, den Schadenserſatzanſpruch gegen den Dritten 
nicht nehmen, da nach § 254 Abſ 2 das Verſchulden des geſetzlichen Vertreters nur in dem 
dort beſtimmten Umfange, was namentlich die Abwendung und Minderung des Schadens 
betrifft, von dem Kinde vertreten zu werden braucht (RG JW 1913, 9225). Die Erziehungs⸗ 
pflicht liegt an ſich dem Gewalthaber nur gegenüber dem Kinde, nicht gegenüber dem Dritten 
ob (RG JW 1914, 2985). Gleichwohl kann der Gewalthaber, der es an der gehörigen er⸗ 
zieheriſchen Einwirkung und Zurechtweiſung des Kindes hat fehlen laſſen, aus dem Geſichts⸗ 
punkte verantwortlich ſein, daß er die bei Unterlaſſung dieſer Maßnahme notwendige ſchärfere 
Aufſicht (8 832), die ſogar bis zur Verwahrung des Kindes ſich ſteigern kann, hätte eintreten 
laſſen müſſen. Eine Verletzung der Aufſichtspflicht ift es, wenn er ein gefahrvolles Tun des 
Kindes duldet (RG JW 1917, 850° über die Pflicht zur Unterweiſung und Überwachung des 
Kindes, dem ein gefährliches Spielzeug anvertraut wird — vgl. anderſeits RG Warn 1916 
Nr 166). Über die Pflicht des Vaters zur Beaufſichtigung des volljährigen Sohnes 
ſ. RG 92, 125. — Neben dem Vater iſt auch die Mutter aufſichtspflichtig ($ 1634 A 4). 
Über die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit der Eltern, die es unterlaſſen haben, ihr Kind 
von ſtrafbaren Handlungen abzuhalten, vgl. $ 361 Nr 4, 9 StGB, § 153 Abſ 1 Nr 3 
Vereinszollgeſ v. 1. 7. 69, § 6, Vogelſchutzgeſ v. 30. 5. 08. Über das Zuchtrecht und Er⸗ 
ziehungsrecht des Lehrherrn ſ. A 5. 

4. Die kraft der Sorge für die Perſon des Kindes getroffenen Anordnungen kann der 
Gewalthaber mittels Eigenmacht, durch Anwendung unmittelbaren Zwanges gegen das Kind 
durchſetzen. Zu erzieheriſchen Zwecken iſt ihm ferner die Anwendung angemeſſener Zucht⸗ 
mittel innerhalb der durch die Rückſichtnahme auf die Geſundheit und Bildung des Kindes 
beſtimmten Grenzen geſtattet. Hierzu gehört namentlich die Vornahme körperlicher Züchti⸗ 
gung. Das durch den Erziehungszweck gebotene Maß darf die Züchtigung nicht überſchreiten. 
Ein Irrtum hierüber kommt, was die Strafbarkeit der Körperverletzung betrifft, dem Eltern⸗ 
teil nicht zuſtatten, wenn die Handlung nach allgemeiner ſittlicher Anſchauung eine zuläſſige 
Züchtigung nicht iſt (RG St 41, 98). Gegen einen Mißbrauch des Erziehungsrechts hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht dem Kinde nach $ 1666 Schutz zu gewähren. Bei Ausübung der Erziehungs⸗ 
gewalt hat das Vormundſchaftsgericht den Gewalthaber auf deſſen (jederzeit wider⸗ 
ruflichen) Antrag nötigenfalls durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen. Als 
ſolche Mittel kommen namentlich die gerichtliche Verwarnung des Kindes und die Unter⸗ 
bringung in eine Erziehungs» oder Beſſerungsanſtalt (vgl. KJ 22 A 39) in Betracht. Das 
Vormundſchaftsgericht kann die Polizeibehörde erſuchen, das Kind in eine ſolche Anſtalt 
zu überführen (vgl. KJ 39 A S. 10 u. 11). Nach § 43 des JWG v. 9. 7. 22 kann das 
Jugendamt mit Ausführung der von dem Vormundſchaftsgericht getroffenen Anordnungen 
mit ſeinem Einverſtändnis betraut werden. Über Fürſorgeerziehung |. Vorbem 5 vor 
8 1616. 

5. Den Pflegeeltern (. auch Vorbem 4 vor $ 1741) ſteht im allgemeinen nur ein ab⸗ 
geleitetes Erziehungs» und Züchtigungsrecht zu, das durch den Willen des Gewalthabers (Für ⸗ 
forgeberechtigten) ſich beſtimmt. Geht der Vater oder die Mutter eines erziehungsbedürf⸗ 
tigen Kindes eine neue Ehe ein, ſo darf angenommen werden, daß dem Stiefelternteil 
das Erziehungs⸗ und Züchtigungsrecht als abgeleitetes Recht ſtillſchweigend übertragen 
wird. Der Stiefelternteil darf die zur Erziehung erforderlichen Zuchtmittel anwenden, ohne 
daß er hierzu die Zuſtimmung ſeines Ehegatten beſonders einzuholen braucht (RG Ich 1917, 
656%. Wird das Kind in eine Anſtalt oder Familie zur Fürſorgeerziehung unter⸗ 
gebracht, ſo geht kraft Geſetzes mit dem Erziehungsrecht auch das Recht zur Anwendung 
angemeſſener Zuchtmittel (nicht das Recht der Vertretung in perſönlichen Angelegen- 
heiten) auf den Vorſteher der Anſtalt oder Familie über (RG JW 1911, 342“ für preu⸗ 
Bifches Recht). Von dem Vorſteher der Anſtalt kann wiederum die Ausübung dieſes Rechts 
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dem die Anſtalt verwaltenden Hausvater übertragen werden (RGSt 42, 347). Das gleiche 
iſt anzunehmen, wenn die Zwangserziehung aus $ 1666 angeordnet oder gemäß $$ 55, 56 
StGB, jetzt $$ 5, 7 des Jugendgerichtsgeſ v. 16. 2. 28 auf Unterbringung in eine Erziehungs⸗ 
oder Beſſerungsanſtalt erkannt iſt. Ebenſo iſt den Pflegeeltern, denen das Kind von der 
Armenverwaltung zugewieſen iſt, das Erziehungsrecht und das für die Zwecke der Erziehung 
unentbehrliche Züchtigungsrecht zuzuerkennen (vgl. Diefenbach in Gruch 54, 127). Auch 
während der Dauer der Fürſorgeerziehung kann übrigens die elterliche Aufſichtspflicht mit 
Einwilligung des mit der Fürſorgeerziehung Betrauten wieder in Wirkſamkeit treten, wie 
in dem Falle, daß der Zögling ins Elternhaus beurlaubt iſt oder nach Entweichung aus 
der Anſtalt unbefugt dorthin zurückkehrt (RG 98, 246). Ein ſelbſtändiges Zucht: und Er⸗ 
ziehungsrecht iſt reichsgeſetzlich dem Lehrherrn in 88 127, 127a, 127 Gew eingeräumt, 
während der kaufmänniſche Lehrling der Züchtigungsgewalt nicht unterworfen iſt. Aber 
auch dem kaufmänniſchen Lehrherrn iſt die Verpflichtung zur erzieheriſchen Einwirkung 
auf den Lehrling durch das Geſetz auferlegt (§ 76 HGB). Dieſe Vorſchriften begründen 
zugleich eine geſetzliche Aufſichtspflicht (§ 832) über das minderjährige Kind (vgl. über Ver⸗ 
letzung der Vertragspflicht RG ZW 09, 685). Das Beſtehen der Auffichtspflicht iſt durch 
die Minderjährigkeit, nicht durch eine beſondere Aufſichtsbedürftigkeit bedingt. Sie er⸗ 
ftredt ſich auf das Verhalten des Lehrlings auch außerhalb des gewerblichen Betriebs (RG 
52, 69). Hinſichtlich des kaufmänniſchen Lehrlings wird das Maß der Aufſicht nach dem Grade 
der Erziehung des Lehrlings ſich zu richten haben (RG 97, 229). Lediglich im öffentlichen Recht 
iſt das Züchtigungsrecht des Lehrers begründet (vgl. RG Warn 1912 Nr 163; RG St 43, 281, 
für Preußen Erl v. 26. 2. 23). Anderſeits hat der Lehrer gegenüber den in ſeiner Auflicht 
befindlichen Schulkindern die Amtspflicht, ſorgſam alles zu vermeiden, was zu ihrer Schädi⸗ 
gung führen kann (RG ZW 1920, 1032). Nach RH St 46, 344 ſteht das Züchtigungsrecht 
dem Lehrer ohne Beſchränkung auf den Ort und die Zeit des Unterrichts, auch abgeſehen 
von beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen, inſoweit zu, als ſeine Ausübung vernünftigerweiſe 
von den erziehungsberechtigten Eltern oder den ſonſtigen geſetzlichen Vertretern als gewünſcht 
oder doch nicht als abgelehnt gelten kann. Das Züchtigungsrecht kann ſtillſchweigend auf 
den mit der Ausbildung des Lehrlings Betrauten übertragen fein (LZ 1920, 261%. Ein 
Dritter kann in Vertretung des Erziehungsberechtigten, wenn dieſer abweſend oder ſonſt 
zur Ausübung des Züchtigungsrechts außerſtande iſt, die dieſem obliegende Züchtigung 
vornehmen, ſofern angenommen werden darf, daß dieſe Geſchäftsführung ſeine Billigung 
findet. Ein entgegenſtehender Wille des Erziehungsberechtigten kommt jedoch (vgl. § 679) 
nicht in Betracht, wenn das Intereſſe der Allgemeinheit es erfordert, daß einer groben Un⸗ 
gehörigkeit des Kindes fofort durch Zuchtmittel entgegengetreten wird (OLG Braunſchweig 
in DZ 05, 752; OLG Kolmar in O3 1916, 63517; vgl. Enneccerus⸗Kipp § 79 A 4). 


Gesetz über die religiöse Kindererziehung. Vom 15. Juli 1921. 
8 1 


Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die freie Einigung der 
Eltern, soweit ihnen das Recht und die Pflicht zusteht, für die Person des 
Kindes zu sorgen. Die Einigung ist jederzeit widerruflich und wird durch den 
Tod eines Ehegatten gelöst. 

Solange die erziehungsberechtigten Eltern über die religiöſe Erziehung des Kindes einig 
ind, hat kein Dritter — auch nicht das Vormundſchaftsgericht, falls nicht die Vorausſetzungen, 
des $ 1666 vorliegen, vgl. 87 — das Recht, ſich in die Erziehung einzumiſchen. Die Einigung 
kann aber jederzeit durch Wort oder Tat von jedem Ehegatten frei widerrufen werden. Bei 
den Beratungen iſt abgelehnt worden, ihr den Charakter eines verbindlichen Vertrags zu geben, 
da ſie ſonſt leicht als Gewiſſensdruck wirken könnte (Verhandlungen des Reichstags I. Wahl⸗ 
periode 1920 Bd. 350 S. 4390). Sie iſt ein rechtsgeſchäftlicher Willensakt (nicht etwas rein 
Tatſachliches) und unterliegt der Anfechtung wegen Willensmängel (Enneccerus⸗Kipp § 132). 


82 
Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so gelten auch für 
die religiöse Erziehung die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das 
Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen. 
Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem Elternteil ohne die 
Zustimmung des anderen bestimmt werden, daß das Kind in einem anderen 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) 25 
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als dem zur Zeit der Eheschließung gemeinsamen Bekenntnis oder in einem 
anderen Bekenntnis als bisher erzogen, oder daß ein Kind vom Religionsunter- 
rieht abgemeldet werden soll. 

Wird die Zustimmung nicht erteilt, so kann die Vermittlung oder Ent- 
scheidung des Vormundschaftsgerichts beantragt werden. Für die Entschei- 
dung sind, auch soweit ein Mißbrauch im Sinne des S 1666 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs nicht vorliegt, die Zwecke der Erziehung maßgebend. Vor der 
Entseheidung sind die Ehegatten sowie erforderlichenfalls Verwandte, Ver- 
schwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche 
Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Der S 1847 
Abs 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. Das 
Kind ist zu hören, wenn es das zehnte Jahr vollendet hat. 


Die Gleichberechtigung der Ehefrau mit dem Manne ift dadurch zur Anerkennung gebracht, 
daß $ 1 eine Einigung der Ehegatten verlangt. Aber auch wenn eine ſolche Einigung nicht 
beſteht und deshalb nach dem Grundſatz des § 2 Ab] 1 die Beſtimmung über die religiöſe Er⸗ 
ziehung in der Hand des Ehegatten liegt, dem die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht, 
wird der Mitberechtigung des andern Ehegatten doch inſofern Rechnung getragen, als dem 
fürſorgeberechtigten Elternteil die Wahl eines andern Bekenntniſſes als des zur Zeit der 
Eheſchließung den Eltern gemeinſamen und, falls das Kind bisher in einem andern Bekennt⸗ 
nis erzogen wurde, die Wahl eines hiervon abweichenden Bekenntniſſes, desgleichen die 
Abmeldung des Kindes vom Religionsunterricht — worunter der in Art 149 Abs 2 RVerf 
gedachte Religionsſchulunterricht zu verſtehen iſt (ebenſo Perels in EZ 1921, 644 f.) — nur 
mit Zuſtimmung des andern Ehegatten geftattet iſt. Die Zuſtimmung hat rechtsgef chäftlichen 
Charakter. Dem religiöſen Bekenntnis iſt auch hier die Weltanſchauung gleichgeſtellt. Regel⸗ 
mäßig gebührt das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes dem Vater, da bei einer 
Meinungsverſchiedenheit der Eltern ſeine Meinung nach § 1634 entſcheidend iſt. Es kann 
aber fein, daß das Perſonenſorgerecht auf die Mutter übergegangen iſt (vgl. 88 1635, 1637, 
1666, 1684, 1685). Auch für dieſen Fall gilt die angeführte Beſchränkung des § 2 Abi 2. 
Die in Ab] gedachte Einigung „der Ehegatten“ beſteht auch dann nicht mehr, wenn die 
Ehe rechtskräftig wegen Verſchuldens geſchieden iſt. Über die religibſe Erziehung hat 
dann der in $ 1635 als fürforgeberechtigt bezeichnete Elternteil, ohne daß die Beſchränkung 
des 5 2 Abſ 2 Platz greift, zu befinden (OLG 42, 99). Bei Scheidung der Ehe wegen Geiſtes⸗ 
krankheit des Vaters ſteht im Falle des § 1685 Abſ 2 der Mutter das unbeſchränkte Be⸗ 
ſtimmungsrecht zu, ebenſo dem Vater, wenn die Mutter die Geiſteskranke iſt, als dem dann 
allein Fürſorgeberechtigten (J. $ 1636 A 1). Iſt bei beſtehender Ehe die Zuſtimmung des 
andern Ehegatten nicht zu erlangen, ſo kann ein jeder Elternteil das Vormundſchaftsgericht 
anrufen, das, falls eine Vermittlung nicht gelingt, die Entſcheidung nach den Grundſätzen ob⸗ 
jektiv verſtändiger Erziehung zu treffen hat und hierbei auch eine f olche Entſcheidung fällen kann, 
die von keinem Teile beantragt war (letzt. beſtr.). Es iſt hierbei nicht ausgeſchloſſen, die in 
der Familie herrſchenden Anſchauungen ſowie die Eigenart des Kindes, wie dieſes ſich bisher 
entwickelt hat, zu berückſichtigen. Der Wichtigkeit der Entſcheidung entſpricht es, daß zuvor 
die Eltern und das über 10 Jahr alte Kind (vgl. § 5) zu hören find. Der Vormundſchafts⸗ 
richter hat außerdem, ſoweit es zur Aufklärung erforderlich erſcheint, die Verwandten und 
Verſchwägerten ſowie, was von $ 1847 abweicht, die Lehrer des Kindes als Auskunftsperſonen 
zu hören. Ein Antragsrecht iſt aber damit dieſen Nebenbeteiligten nicht zuerkannt. 

Die Entſcheidung iſt dem Vormundſchaftsgericht übertragen, da die Vorſchriften des 
Geſetzes rein privatrechtlicher Natur ſind. Das Geſetz hat es gefliſſentlich vermieden, auf 
das öffentlichrechtliche Gebiet überzugreifen. Dem Vormundſchaftsgericht ſteht es nicht zu, 
über die aus der Beſtimmung der Religion des Kindes ſich für das Kirchenrecht und die Schul⸗ 
verwaltung ergebenden Folgen auszuſprechen, wie über die Frage, welcher Religionsgeſell⸗ 
chaft das Kind angehört — was ſich für Preußen nach dem Geſ. v. 30. 11. 20 über den Aus⸗ 
tritt aus einer Religionsgemeinſchaft beſtimmt — und an welchem Religionsunterricht das 
Kind teilzunehmen hat (vgl. Artt 146, 149 RVerf). 


Über die religiöſe Erziehung des unehelichen Kindes hat nach 8 1707 die Mutter zu be- 
ſtimmen. 
8 3 


Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, für die Person 
des Kindes zu sorgen, neben einem dem Kinde bestellten Vormund oder Pfleger 
zu, so geht bei einer Meinungsverschiedenheit über die Bestimmung des reli- 
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giösen Bekenntnisses, in dem das Kind erzogen werden soll, die Meinung des 
Vaters oder der Mutter vor, es sei denn, daß dem Vater oder der Mutter das 
Recht der religiösen Erziehung auf Grund des S 1666 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs entzogen ist. 

Steht die Sorge für die Person eines Kindes einem Vormund oder Pileger 
allein zu, so hat dieser aueh über die religiöse Erziehung des Kindes zu be- 
stimmen. Er bedarf dazu der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. Vor 
der Genehmigung sind die Eltern sowie erforderlichenfalls Verwandte, Ver- 
schwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche 
Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Der S 1847 
Abs 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet entsprechende Anwendung. Auch 
ist das Kind zu hören, wenn es das zehnte Lebensjahr vollendet hat. Weder 
der Vormund noch der Pfleger können eine schon erfolgte Bestimmung über 
die religiöse Erziehung ändern. 


Beſondere Beſtimmungen find in $ 3 für den Fall gegeben, daß ein Vormund oder Pfleger 
beſtellt iſt. Es iſt einmal beſtimmt, daß der Vormund oder Pfleger, wenn neben ihm das 
Perſonenſorgerecht dem Vater oder der Mutter zuſteht — was für den Fall der 88 1676 Abſ 2, 
1688 Abſ 2, 1696, 1697, 1698 zutrifft —, ſich die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes 
durch dieſen Elternteil gefallen laſſen muß. Anders iſt es, wenn das Recht der religiöſen 
Erziehung uneingeſchränkt auf Grund des § 1666 dem Elternteil entzogen iſt. Wird das 
Recht von dem Erziehungsberechtigten mißbräuchlich in einer das ſittliche Wohl des Kindes 
gefährdenden Weiſe ausgeübt, ſo hat das Vormundſchaftsgericht gemäß § 7 ebenfalls von 
Amts wegen einzuſchreiten. Ein Mißbrauch iſt es, wenn eine Religion oder Weltanſchauung 
gewählt wird, welche den allgemeinen ſittlichen Anſchauungen und dem vaterländiſchen 
Empfinden zuwiderläuft, oder wenn der religiöſe Unterricht in facher Weiſe gehandhabt wird, 
daß die ſittliche Ausbildung des Kindes Schaden leiden muß. Ein Mißbrauch iſt es ferner, 
wenn der Erziehungsberechtigte den Lehren des von dem Vormundſchaftsgericht nach § 2 
beſtimmten Bekenntniſſes durch regelmäßige Teilnahme des Kindes an einem andern Gottes⸗ 
dienſt, an religionsfeindlichen Verſammlungen oder in ſonſtiger Weiſe böslich entgegenwirkt 
(vgl. KJ 46 A 41). Auch eine Vernachläſſigung der religiöfen Erziehung (vgl. Anmerkung 
zu $ 5) kann in ſchweren Fällen dazu führen, daß das Perſonenſorgerecht hinſichtlich der 
religiöſen Erziehung im entziehen iſt. Die Beſtimmung über die religiöſe Erziehung iſt in 
ſolchem Falle bei Nichtvorhandenſein eines erziehungsberechtigten Elternteils von dem Vor⸗ 
mund oder Pfleger mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu treffen. Zur Ande rung 
der von Vaterſeite oder Mutterſeite bereits ausgeübten und in tatſächliche Wirkſamkeit ge- 
tretenen Beſtimmung iſt dieſer indes ſelbſt mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
nicht befugt, vorbehaltlich des Ausnahmefalls, daß dieſe Beſtimmung als einen Mißbrauch 
des Erziehungsrechts enthaltend von dem Vormundſchaftsgericht für die Jetztzeit nach 8 1666 
aufgehoben werden muß (Perels a. a. O. S. 667). Der Vormund kann auch von dem be⸗ 
ſtimmangsberechtigten Elternteil nicht wirkſem zu einer Anderung der bereits getroffenen 
Beſtimmeng ermächtigt werden (JFG 3, 120). Das Recht des Vormundes, die Religion 
zu beſtimmen, wird danach — abgeſehen von der Übergangsbeſtimmung des § 10 — haupt⸗ 
ſächlich nur praktiſch, wenn es ſich um ein Kind handelt, deſſen Familienſtand nicht zu er⸗ 
mitteln iſt, ſo daß es ungewiß iſt, ob und in welchem Sinne eine Beſtimmung der Religion 
ſtattgefunden hat (vgl. Bericht des 22. Ausſchuſſes in Druckſachen des Reichstags 1920/21 
Nr 2317 S. 7), oder wenn aus beſonderen Gründen, z. B. wegen Verhinderung des Erziehungs⸗ 
berechtigten bei einem erſt kurz vorher geborenen Kinde, eine ſolche Beſtimmung unter⸗ 
blieben iſt. Nach OLG 42, 124ff. ſoll der Vormund eine geſetzliche Beſtimmung über die 
religibſe Erziehung, die aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des Geſetzes herrührt, ändern 
können. Dagegen mit Recht Kipp in der Feſtgabe für Kahl S. 43ff. 


8 4 
Verträge über die religiöse Erziehung eines Kindes sind ohne bürgerliche 
Wirkung. 
In 8 4 iſt der ſchon aus § 1 hervorgehende Grundſatz, daß Verträge der Eltern über die 
religiöſe Erziehung des Kindes ohne bindende Wirkung ſind, noch beſonders ausgeſprochen. 


Die religiöſe Erziehung eines Kindes kann überhaupt nicht zum Gegenſtand der Vertrag⸗ 
ſchließung, auch nicht als Beſtandteil eines andern Vertrags, gemacht werden. Die erziehungs⸗ 
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berechtigten Eltern köunen nicht etwa Dritten gegenüber die Verpflichtung eingehen, das 
Kind in einem beſtimmten Bekenntnis zu erziehen. Ebenſowenig kann dem Erziehungs⸗ 
berechtigten eine ſolche Verpflichtung durch Verfügung von Todes wegen auferlegt werden. 
Der Vertrag iſt, wie § 4 ſich ausdrückt, ohne bürgerliche Wirkung, d. h. unwirkſam 
(nichtig) auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts. Er kann aber in anderer Hinſicht, nament⸗ 
lich in kirchenrechtlicher Hinſicht, worüber in § 4 nichts beſtimmt iſt, von Bedeutung fein. 
Ausgeſchloſſen iſt auch nicht, daß der Vertrag in familienrechtlicher Hinſicht gewiſſe Wir⸗ 
kungen haben kann. Der Ehemann kann z. B., wenn er ſeiner Frau vor der Eheſchließung 
die evangeliſche Erziehung des Kindes angelobt hat und dieſem Verſprechen grundlos oder 
vielleicht ſogar zur Kränkung ſeiner Frau zuwiderhandelt, ein ſchweres Unrecht begehen, 
das die Frau zur Verweigerung der Rückkehr berechtigt (vgl. R FW 06, 212), unter Umſtänden 
auch die Eheanfechtungsklage (RG Warn 1920 Nr 165) oder die Scheidungsklage (RG 15. 3. 23 
IV 509/22) begründet. 
a 8 5 


Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem Kinde die 
Entscheidung darüber zu, zu welchem religiösen Bekenntnis es sich halten 
will. Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen 
seinen Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen werden. 


Das zur ſelbſtändigen Entſchließung des Kindes, welchem Bekenntnis (Weltanſchauung) 
es angehören will, erforderliche Alter (Unterſcheidungszahr, annus discretionis) iſt in Über- 
einſtimmung mit dem bisherigen Recht der meiſten Länder — ein höheres Alter wurde 
namentlich vom bayeriſchen Recht gefordert — auf das vollendete 14. Lebensjahr feſtgeſetzt 
worden. Schon vom vollendeten 12. Lebensjahre an wird aber auf den Willen des Kindes 
inſofern Rückſicht genommen, als ihm ein anderes Bekenntnis als dasjenige, in welchem es 
bisher erzogen worden, nicht aufgedrängt werden darf. Die bisherige Erziehung muß den 
geſetzlichen Beſtimmungen entſprochen haben (OL 43, 369, anders IFG 2, 73). Mit 
Vollendung des 14. Lebensjahres erlangt das Kind, was die Wahl des religiöfen Bekennt⸗ 
niſſes angeht, volle Geſchäftsfähigkeit (Religionsmündigkeit). Seine Wahl, die formlos kund⸗ 
gegeben werden kann, bedarf nicht der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters und es iſt 
auch zum Austritt des Kindes aus einer Religionsgeſellſchaft öffentlichen Rechtes, auch 
aus einer einzelnen Synagogengemeinde, nach dem PrGeſ. v. 80. 11. 20 — nach welchem 
die Austrittserklärung vor dem Amtsgericht des Wohnorts zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
abzugeben oder dort in öffentlich beglaubigter Urkunde einzureichen iſt — nicht etwa die 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters vorgeſchrieben. Damit das Kind nach Vollen ⸗ 
dung des 14. Lebensjahres in der Lage ift, ſich zu entſcheiden, zu welchem Bekenntnis es 
ſich halten will, muß ihm vorher ein Religionsunterricht oder als Erſatz desſelben ein Welt- 
anſchauungsunterricht erteilt ſein, der ihm ein Verſtändnis für die Bedeutung der Re ; 
ligion im geiſtigen Leben vermittelt. Wird es in dieſer Beziehung ohne jede Unterweiſung 
gelaſſen, ſo kann dies dem Vormundſchaftsgericht Anlaß geben, nach § 1666 einzuſchreiten. 


8 6 
Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die Erziehung der Kinder in 
einer nicht bekenntnismäßigen Weltanschauung entsprechende Anwendung. 
Die Gleichſtellung entipricht dem Grundſatz der vollen Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit, 
wie er in Artt 135, 137 Abſ 7, 146 Abſ 2 RVerf zur Geltung gelangt ift. Der Begriff der 
Weltanſchauung iſt im weiteſten Sinne zu faſſen und begreift jede Lehre in ſich, die das 
Weſen und die Bedeutung des Weltganzen zum Gegenſtand hat. 


8 7 

Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist das Vormundschaftsgericht zu- 
ständig. Ein Einschreiten von Amts wegen findet dabei nicht statt, es sei 
denn, daß die Voraussetzungen des S 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor- 
liegen. 

Aus der Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts folgt, daß auch das Verfahren ſich nach 
den Vorſchriften richtet, die für vormundſchaftliche Angelegenheiten gegeben ſind. Über die 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde und der weiteren Beſchwerde |. Vorbem 40 vor 8 1778. Ein 
allgemeiner Grundſatz des Vormundſchaftsrechts iſt es, daß das Vormundſchaftsgericht von 
Amts wegen verfährt. Es hatte deshalb nach früherem Recht auch von Amts wegen darauf 
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zu achten, daß der Vormund den Mündel in dem landesrechtlich beſtimmten Bekenntnis erzog. 
Hiervon macht der $ 7 eine Ausnahme. Das Vormundſchaftsgericht ſoll von Amts wegen 
nur einfchreiten, wenn es zum Schutze des Kindes nach § 1666 notwendig iſt (vgl. hierüber 
die Erörterungen zu § 3). Im übrigen iſt die Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts, was 
die religiöſe Erziehung betrifft, darauf beſchränkt, die hierüber entſtehenden Streitigkeiten auf 
Antrag zur Entſcheidung zu bringen. Als antragsberechtigt find nach § 57 Abſ 1 Nr I FGG 
(ogl. 8 1779 A 2) alle Perſonen anzuerkennen, die ein berechtigtes Intereſſe an der richtigen 
Leitung der religiöſen Erziehung haben. Es ſind hierzu nicht nur der Gegenvormund, die 
Verwandten und Verſchwägerten des Kindes, ſondern auch die Religionsgeſellſchaften und 
die zur Wahrnehmung religiöſer Intereſſen gebildeten Vereinigungen zu rechnen (OLG 
42, 124). Im Zuſammenhang mit der Entſcheidung des ihm vorgelegten Streites iſt das 
Vormundſchaftsgericht — woran es durch $ 7 nicht gehindert ift — auch berechtigt, die der 
Entſcheidung entſprechende vormundſchaftliche Anordnung zu treffen, ohne daß es hierzu 
eines beſonderen Antrags bedarf. Verſchieden von dieſem Antragsrecht iſt das Recht, die in 
den 88 2, 3, 10, ähnlich $ 9, vorgeſehene Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu be- 
antragen, welches nur den in dieſen Vorſchriften bezeichneten Perſonen zuſteht. Daß die 
vor der Beſchlußfaſſung über die Genehmigung nach 88 2 u. 3 zu hörenden Nebenbeteiligten 
hierzu nicht gehören, iſt bereits in der Anmerkung zu $ 2 ausgeſprochen. Die einmal erteilte 
Genehmigung darf von dem Vormundſchaftsgericht nur in den Grenzen des $ 18 FGG ge- 
ändert werden. 
8 8 


Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen der Landesgesetze 
sowie Artikel 134 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
werden aufgehoben. 


Das Geſetz ift zu dem Zweck erlaſſen, die Rechtszerſplitterung, die gerade auf dem Gebiete 
der religiöſen Kindererziehung ſich in empfindlicher Weiſe bemerkbar gemacht hat und an der 
auch die Vorſchriften der Reichsverfaſſung (vgl. Artt 136 Abſ 4, 149 Abſ 2) nichts geändert 
haben, zu beſeitigen (vgl. KJ 52 A 33). Es iſt deshalb auch der die landesgeſetzliche Rege / 
lung zulaſſende Art 134 Ec aufgehoben worden. Über das in den verſchiedenen Ländern 
bisher geltende Recht vgl. Güttler, Die religiöſe Kindererziehung im Deutſchen Reiche, und 
Engelmann, Das Reichsgeſetz über die religiöſe Kindererzeihung, S. 9ff. Die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften treffen übrigens faſt durchweg nur für den Fall Beſtimmung, daß die Ehegatten 
einem verſchiedenen chriſtlichen Bekenntnis angehören, nicht auch für den Fall des Beſtehens 
einer Ehe zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten. Die Vorſchriften des öffentlichen Rechtes find 
durch das Geſ. v. 15. 7. 21 nicht geändert. 

89 


Verträge über religiöse Erziehung bleiben in Kraft, soweit sie vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes abgeschlossen sind. Auf Antrag der Eltern oder des 
überlebenden Elternteils wird ein bestehender Vertrag durch Beschluß des 
Vormundschaftsgerichts aufgehoben. 

Die Verträge mußten nach dem maßgebenden Landesrecht zuläſſig und wirkſam ſein. 
Nach PrALR 11 2 $ 77, Art 89, 1e Pra waren fie ungültig. Der Antrag iſt, wenn' die 


Eltern noch leben, von beiden Elternteilen zu ſtellen; die Erſetzung des fehlenden Antrags 
des einen durch das Vormundſchaftsgericht findet nicht ftatt (Bayobs in JB 1927, 1215%). 


§ 10 
Wenn beide Eltern vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes verstorben sind 
und über die religiöse Erziehung in einem bestimmten Bekenntnis nachweis- 
bar einig waren, so kann der Vormund bestimmen, daß sein Mündel in diesem 
Bekenntnis erzogen wird. Er bedarf zu dieser Bestimmung der Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts. 


‚Bon dem Inkrafttreten des Geſetzes an gilt unter Beſeitigung der früheren Rechtsverhält⸗ 
niſſe lediglich der durch das neue Geſetz beſtimmte Rechtszuſtand. Haben jedoch die Eltern 
unter früherem Recht, ſofern es die Verbindlichkeit eines ſolchen Vertrags anerkannte — wie 
es namentlich nach bayeriſchem Recht der Fall war (vgl. Ausſchußbericht S. 21) — über die 
religiöſe Kindererziehung einen Vertrag geſchloſſen, ſo bleibt die Bindung aus dem Vertrage 
ſo lange beſtehen, bis ſeine Aufhebung von dem Vormundſchaftsgericht auf Verlangen der 
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Eltern oder des überlebenden Elternteils ausgeſprochen iſt. Erſt durch dieſe Aufhebung wird 
der Vertrag außer Kraft geſetzt. Die Aufhebung hat zu erfolgen, ſobald der formelle Antrag 
der Eltern oder des überlebenden Teiles geſtellt wird, ohne daß das Vormundſchaftsgericht 
in eine ſachliche Prüfung einzutreten hat. Kommt es zu Streitigkeiten über die Aufhebung, 
fo find dieſe in einem beſondern Verfahren nach 8 7 des Geſetzes zu erledigen (OLG 42, 125). 
Eine weitere Ausnahme von dem Grundſatze der ausſchließlichen Geltung des neuen Rechtes 
iſt es, daß der Vormund, wenn die vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes verſtorbenen 
Eltern über die religiöſe Erziehung des Kindes tatſächlich einig waren, dieſe Einigung, mag 
fie auch zu einer formellen Beſtimmung des Bekenntniſſes noch nicht fortgeſchritten fein, 
berückſichtigen und das Bekenntnis, wozu er allerdings der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bedarf, dementſprechend ändern darf. Eine ſolche tatſächliche Einigung darf berück⸗ 
ſichtigt werden, ſelbſt wenn ſie mit einem früher abgeſchloſſenen verbindlichen Vertrage der 
Eltern in Widerſpruch ſtehen ſollte (vgl. S. 26 des Ausſchußberichts). Die Erteilung der 
Genehmigung ſteht im freien Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts. Die Genehmigung kann 
verweigert werden, auch wenn die Anführungen des Vormunds ſich als richtig herausſtellen. 


§ 11 
Das Gesetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft. Der Reichspräsident ist jedoch 
ermächtigt, das Gesetz für ein Land im Einvernehmen mit der Landesregierung 
zu einem früheren Zeitpunkt in Kraft zu setzen. 


Von der Befugnis der früheren Inkraftſetzung iſt verſchiedentlich Gebrauch gemacht. Für 
Preußen iſt das Geſetz auf Grund der im Einvernehmen mit dem Preuß. Staatsminiſteriu m 
ergangenen VO des Reichspräſidenten v. 8. 9. 21 am 1. 10. 21 in Kraft getreten. In dem 
Verfahren der weiteren Beſchwerde vor dem Kammergericht können die Vorſchriften des 
neuen Geſetzes, falls es erſt nach Bekanntmachung des Irndgerich lichen Beſchluſſes in Kraft 
getreten iſt, nicht zur Anwendung gebracht werden (KGJ 53 A 8). 


8 1632 


Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht, die Herausgabe 
des Kindes von jedem zu verlangen, der es dem Vater widerrechtlich vor⸗ 
enthält!) 2), 

€ I 1505 Abſ 1 II 1527; M 4 753; P 4 549. 


1. Die Klage auf Herausgabe des Kindes, bei der es ſich nicht um die Vertretung des 
Kindes, ſondern darum handelt, Dritten gegenüber das Recht der Sorge für die Perſon des 
Kindes zu verwirklichen, iſt mit der Eigentumsklage veraleichbar, von der ſie aber darin ab⸗ 
weicht, daß jeder, der durch fein tatſachliches Verhalten den Gewalthaber an Erlangung der 
Gewalt über das Kind hindert, der Klage aus 8 1632 ausgeſetzt iſt. Ein Vorenthalten 
liegt vor, wenn die Herausgabe des Kindes unmittelbar oder mittelbar verweigert wird. 
Letzteres kann z. B. dadurch geſchehen, daß die Herausgabe der Kleidungsſtücke des Kindes 
(Betten, Wäſche) abgelehnt wird. Es genügt aber auch, daß der Dritte eine Lage ſchafft, die 
dem Ge valthaber die Ver virklich ng feines Anſpruchs weſentlich erſchn ert (RG We rn 
1923/24 Nr 130). Welche Anforderungen in dieſer Beziehung zu ſtellen ſind, läßt ſich nur 
nach Lage des einzelnen Falles beurteilen, wobei es namentlich darauf ankommt, ob es ſich 
um ein noch willenloſes oder um ein mehr oder weniger ſelbſtändiges Kind handelt (vol. 
OLG 11, 292 a). Ein Vorenthalten iſt auch darin zu finden, daß der Beklꝛate das Kind einem 
andern zwecks Vereitelung des Herausgabeanſpruchs unter der Verpflichtung zum Ber: 
Ich veigen des Aufenthaltsorts überreben hat (RG IW 1924, 5391). Hat der Dritte durch 
ſein früheres Verhalten einen das Recht der elterlichen Gewalt beeinträchtigenden Zuſtand 
geſchaffen, hat er z. B. rechtswidrig das Kind in feinen alleinigen Beſitz und unter feinen 
alleinigen Einfluß gebracht, ſo hat er zur Beſeitigung der hierdurch herbeigeführten Schwierig⸗ 
keiten ſeinerſeits eine Einwirkung auf das Kind auszuüben (RG ZW 1916, 910%; L 1918, 3235; 
Warn 1914 Nr 124; vgl. OLG 23, 412). Die Klage gegen die Großmutter auf Herausgabe der 
Enkelin iſt nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſſen, daß jene inzwiſchen auch der Mutter bei fich 
Wohnung gewährt hat (RG Warn 1918 Nr 190). Der dritte braucht zwar das Kind dem Kläger 
nicht zu übergeben, hat aber, ſoviel an ihm iſt, eine ſolche Lage zu ſchaffen, daß dieſem die Weg⸗ 
nahme des Kindes ohne weſentliche Erſchwerung möglich iſt. Wendet der Beklagte ein, daß die 
Vorenthaltung aus beſonderem Grunde, wegen einer von dem Vormundſchaftsgericht oder dem 
Prozeßgericht getroffenen Anordnung (vgl. R Warn 1916 Nr 53), wegen eines rechts⸗ 
gültig fortbeſtehenden Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrags (vgl. 8 1631 A 2) oder wegen Erfüllung 
einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung nicht rechtswidrig ſei, To iſt er hierfür beweispflichtig. 
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Auf einen Verzicht des Herausgabeberechtigten, der nichtig wäre, kann er ſich nicht berufen. 
Das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit oder ein Verſchulden des Beklagten iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung der Klage. Mit einer gewiſſen Abweichung gelten dieſe Grundſätze auch für den An⸗ 
ſpruch des Vaters auf Herausgabe des Kindes gegen die Mutter (ſ. hierüber und über den 
Mißbrauch des Herausgabeverlangens § 1634 A 2). Iſt der Beklagte zur Herausgabe ver- 
urteilt, ſo erfolgt die Zwangsvollſtreckung unter entſprechender Anwendung der für die 
Herausgabe von Sachen in § 883 ZPO gegebenen Vorſchriften (RG IW 1924, 5394, vgl. 
§ 1636 A 2). Die Klage auf Herausgabe iſt zuläffig, ohne daß das Kind zum Prozeſſe zugezogen 
zu werden braucht (jo in den Fällen der 8$ 1635, 1701, 1702). Sie iſt namentlich dann ein 
Bedürfnis, wenn dem Fürſorgeberechtigten das Kind von einem Dritten eigenmächtig weg⸗ 
genommen iſt. Auch gegen denjenigen, welcher das Recht der elterlichen Gewalt für ſich in 
Anſpruch nimmt, kann auf Herausgabe des Kindes ohne deſſen Zuziehung geklagt werden. 
Es handelt ſich dabei nicht um Feſtſtellung des Familienſtandes (8 640 ZPO), ſondern lediglich 
um den tatſächlichen Beſitz des Kindes und um deſſen Aufenthalt, worüber der Beklagte ohne 
Zuſtimmung des Kindes verfügt, wie er auch außerhalb des Prozeſſes, wenn er von dem 
Recht des andern ſich überzeugt, nicht gehindert ift, ihm das Kind ohne deſſen Zuſtimmung 
herauszugeben. Eine prozeſſuale Vorſchrift, daß in dem Prozeſſe über Herausgabe nicht 
nebenbei über das Kindesverhältnis entſchieden werden dürfe, iſt (abweichend von den 
in $$ 151—154 ZPO bezeichneten Fällen des Streites über Beltehen oder Gültigkeit der Ehe 
oder der Anfechtung der Ehelichkeit) nicht getroffen. Durch die Entſcheidung über die Heraus⸗ 
gabe wird die Rechtsſtellung des Kindes nicht geändert. Die Entſcheidung verliert ihre Be- 
deutung, ſobald im Familienſtandsprozeſſe, da nach § 643 ZP dieſes Urteil unbedingt für 
und gegen alle wirkt, eine andere Entſcheidung ergeht. Den für die Zwiſchenzeit etwa ſich 
hieraus ergebenden Unzuträglichkeiten kann durch Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts 
abgeholfen werden. Wegen dieſer Unzuträglichkeiten iſt das Reichsgericht in dem RG 76, 283 
mitgeteilten Falle, wo der die elterliche Gewalt in Anſpruch nehmende Beklagte durch Ein⸗ 
tragung im Standesregiſter als Vater des Kindes legitimiert war und Klägerin Ausländerin 
war (Kwilecki Prozeß), dazu gelangt, zweckmäßigkeitshalber den Rechtsſatz aufzuſtellen, daß 
der Beklagte zur Herausgabe des Kindes nur verurteilt werden könne, wenn zugleich im Wege 
der Familienſtandsklage, alſo mit Wirkung gegen das Kind, das Nichtbeſtehen feiner elter— 
lichen Ge valt feſtgeſtellt wird (dagegen Enneccern 8-Slipp 875 A 42, Jofeſ in KGB 1911, 117). 
Jedenfalls kann dieſe Entſcheidung nicht auf andere ähnliche Fälle ausgedehnt werden, und 
es iſt auch von dem Reichsgericht Abſtand genommen, ſie auf einen Rechtsſtreit zur Anwen⸗ 
dung zu bringen, in welchem die Mutter die Herausgabe des Kindes von ihrem Manne mit 
der Behauptung forderte, daß nicht bloß ſie, ſondern auch der Mann die Nichtigkeit der Ehe 
a) habe, fo daß die elterliche Gewalt nach $ 1699 ihm nicht zuſtehe (RG JW 1916, 
1357°). 

2. Zur Wiedererlangung des Kindes kann nötigenfalls polizeiliche Hilfe in Anſpruch 
genommen werden. Das Eingreifen der Polizeibehörde ift dadurch, daß § 1681 Abſ 2 auf 
die Hilfe des Vormundſchaftsgerichts verweiſt, nicht ausgeſchloſſen. Das polizeiliche Ein⸗ 
ſchreiten ſetzt aber voraus, daß zugleich ein dringendes polizeiliches Intereſſe beſteht, wie dies 
3. B. bei einem dem Bag ıbundieren oder einem unzüchtigen Lebenswandel ergebenen Kinde 
oder zur Verhütung ſtrafbarer Handlungen der Fall iſt (Vf des Pr Min d J v. 30. 6. 11 in 
MEI 199). Entſteht Streit über die Rechtmäßigkeit des Herausgabeverlangens, fo gebührt die 
Entſcheidung den Gerichten. Der Erlaß einer einſtweiligen Verfügung iſt gerechtfertigt, 
wenn z. B. das feindſelige Verhältnis zu iſchen den Prrteien einen ſolchen Grad erreicht hat, daß 
die Vereitl ng des Herausgabeanſpruchs oder der Verſüch der Vereitlung zu beſorgen iſt (RG 
13. 12. 00 IV 261/00). Es kann auch auf Feſtſtellung geklagt werden, daß der beklagte Ehe⸗ 
gatte nicht berechtigt iſt, dem Kläger das Kind vorzuenthalten, wenn dieſer gewärtig ſein muß, 
daß der Beklagte ihm das Kind entzieht (RG 1. 5. 02 IV 37/02). Sit das Kind ſpäter mit 
Zuſtimmung des Gewalthabers in ein Dienſtverhältnis eingetreten, fo wird, da hierdurch der 
Auſpruch auf Herausgabe des Kindes ſich erledigt hat, ein Anlaß zur Feſtſtellungsklage regel: 
mäßig nicht mehr beſtehen (RG 18. 4. 16 IV 48/16). Die Verletzung des Rechtes der elterlichen 
Gewalt durch Vorenthaltung des Kindes ſtellt eine unter $ 823 Abf 1 fallende unerlaubte 
Handlung dar, aus der in dem Gerichtsſtande des 8 32 ZPO auf Beſeitigung des rechtsverletzen⸗ 
den Zuſtandes durch Herausgabe des Kindes ſowie auf Schadenserſatz geklagt werden kann; 
diefer Schutz kommt auch dem Ausländer (pal. Vorbem 6 vor 8 1616) zugute (RG JW. 
1913, 20214 und ausführlicher Warn 1913 Nr 58, val. KG in 3W 1924, 377%). Ein bloßes 
Beſitzrecht an einem Kinde wird nicht anerkannt. Die Vorſchriften der SS 854ff. können daher 
keine Anwendung finden. Selbſthilfe iſt nach Maßgabe der 88 229ff. zuläſſig. Dem Kinde 
gegenüber iſt der Gewalthaber darauf angewieſen, ſein Aufenthaltsbeſtimmungsrecht durch 
eigene Macht zu verwirklichen. Für eine Klage auf Rückkehr oder auf Räumung des Vater⸗ 
hauſes ift kein Raum (KGJ 49 A 24). Über den strafrechtlichen Schutz der elterlichen Gewalt 
I. § 285 StGB (vgl. hierzu RGSt 48, 427; JW 1911, 24014; 1916, 11983). 
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8 1633 


Iſt eine Tochter verheiratet, ſo beſchränkt ſich die Sorge für ihre Perſon 
auf die Vertretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten). 
E I 1509 II 1528; M 4 758; P 4 565 


1. Durch die Verheiratung der minderjährigen Tochter verliert der Gewalthaber — für 
die Dauer der Ehe (a. A. Blume A 5) — das Recht der tatſächlichen Fürſorge für die Perſon, 
da die Ausübung dieſer Fürſorge mit dem Recht des Ehemanns unverträglich ſein würde. 
Es entfällt damit nicht auch dem Ehemann gegenüber ſein Recht auf perſönlichen Verkehr 
mit der Tochter (Staudinger A 1 ba, abw. früh. Aufl.). Im übrigen gebührt ihm in ihren 
perſönlichen Angelegenheiten (val. $ 1630 A 1) nur das Recht der Vertretung. Das Ver⸗ 
tretungsrecht hat aber nicht die Wirkung, daß die dem Gewalthaber erteilte Aufnahme oder 
Einbürgerung ſich auch auf die verheiratete oder verheiratet geweſene Tochter erſtreckt (88 16, 23 
Abſ 2 Rust Ang v. 22. 7. 13). Auch von dem Verluſt der Staatsangehörigkeit wird ſie nicht 
mitbetroffen (88 26—28, 29 daſelbſt). Ihre Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit kann von 
dem Gewalthaber, da dieſer nicht, wie § 19 Abſ 2 erfordert, die Sorge für die Perſon hat, 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 19 Abſ 1) beantragt werden. Vor deren 
Erteilung wird, wennſchon dies nicht ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, die Tochter zu hören ſein 
(vgl. 8 1827). Die Verwaltung des Vermögens ſteht dem Gewalthaber inſoweit zu, als ſie 
nicht nach dem für die Ehe geltenden Güterrecht dem Ehemann zukommt. Die zu Verfügungen 
des Mannes erforderliche Zuſtimmung der Frau iſt von dem Gewalthaber zu erteilen (vgl. 
darüber, daß die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung hier nicht erforderlich ift, 8 1821 A 3). 
Wird die Ehe ohne ſeine Einwilligung geſchloſſen, ſo erlangt der Mann, auch wenn die Frau 
von dem Recht der Anfechtung der Ehe (J 1331) keinen Gebrauch macht, keine Rechte an dem 
Vermögen der Frau. Es tritt vielmehr Gütertrennung ein (88 1364, 1426, 1437 Abſ 2, 1519 
Abſ 2, 1549). Auch das Nutznießungsrecht des Gewalthabers geht in dieſem Falle nicht ver⸗ 
loren (8 1661). Eine Verheiratung des minderjährigen Sohnes, die nach $ 1303 nicht zugelaſſen 


werden ſoll, würde, wenn ſie gleichwohl vorkommt, den Fortbeſtand der elterlichen Gewalt 
nicht berühren. 


8 1634 


Neben dem Vater hat während der Dauer der Ehe die Mutter das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des 
Kindes iſt ſie nicht berechtigt, unbeſchadet der Vorſchrift des § 1685 Abſ 1. 


Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Eltern geht die Meinung 
des Vaters vor! 9). 


E I 1506 II 1529; M 4 754; P 4 549. 


1. Recht der Mutter. An der Ausübung der elterlichen Gewalt nimmt die Mutter während 
beſtehender Ehe inſofern teil, als ihr ebenſo wie dem Vater die tatſächliche Fürſorge für 
die Perſon des Kindes gebührt. Die Frau kann von dem Manne verlangen, daß ihr eine 
dieſem Recht entſprechende Einwirkung auf das Kind geſtattet, der Aufenthalt des Kindes 
ihr nicht verheimlicht wird. Es iſt dies ein im Klagewege verfolgbarer Anſpruch, der ihr nicht 
um des Kindes willen, ſondern um ihrer ſelbſt willen gegen den Ehemann zuſteht und der deshalb 
im Prozeßwege verfolgt werden kann. Rückſichten auf das Wohl des Kindes können allerdings 
dem Manne gebieten, den Verkehr der Mutter mit dem Kinde zu beſchränken oder zeitweise 
auszuſchließen (vgl. 8 1634 A 2, 81636 A 1). Eine von dem Vormundſchaftsrichter im Intereſſe 
des Kindes gemäß $ 1666 getroffene Anordnung iſt für den Prozeßrichter bindend. Das 
Fürſorgerecht der Mutter ſteht, ſoweit dieſe nicht nach $ 1685 ein feſtes Recht zur Vertretung 
des Vaters hat, dem Recht des Vaters — nicht dem Recht des Beiſtandes, 88 1689, 1707 
Satz 3 — inſofern nach, als bei Meinungsverſchiedenheiten die Meinung des Vaters 
entſcheidet. Durch Art 119 Satz 2 Werf iſt hieran nichts geändert. Der Mutter bleibt nur 
übrig, falls ſie durch die Entſcheidung das Wohl des Kindes für gefährdet erachtet, das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht anzurufen, und fie kann ſich im Falle des Notſtandes bis zu dieſem Beit- 
punkte der Meinung des Vaters widerſetzen. Gegen die Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ſteht ihr nach 8 57 Abſ 1 Nr 9 FGG die Beſchwerde zu (RG 56, 129). 

2. Die Ehefrau hat, da auch hinſichtlich der Beſtimmung des Aufenthalts die Meinung 
des Mannes vorgeht, an ſich nicht das Recht, ſolange nicht eine Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ergangen iſt (vgl. A 1), die Herausgabe des Kindes an den Mann zu ver⸗ 
weigern. Iſt ſie aber befugt, von dem Manne getrennt zu leben, ſo kann ſie einwenden, daß 
das Herausgabeverlangen des Mannes ſich ihr gegenüber als Mißbrauch ſeines Rechtes 
darſtelle. Es folgt dies nicht ſowohl aus $ 1854 Abſ 2 als aus dem das Familienrecht beherr⸗ 


Rechtliche Steuung der ehelichen Kinder $S 1638-1635 393 


ſchenden allgemeinen Grundſatze, daß eine ſchrankenloſe und willkürliche Ausübung ſolcher 
Rechte unzuläſſig iſt. Der Einwand des Mißbrauchs iſt begründet, wenn der Mann die 
Herausgabe des Kindes verlangt, um auf die die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft mit 
Grund verweigernde Frau einen unberechtigten Druck auszuüben, ſomit überhoupt nicht 
in Wahrnehmung der Fürſorge für die Perſon des Kindes handelt (RG 55, 419; JW 07, 66; 
Warn 09 Nr 107; 23 1915, 5057; 21. 6. 20 IV 70/20, vgl. RS Recht 1922 Nr 987; JW 
1925, 94514, wo das Herausgabeverlangen nur zu dem Zwecke geſtellt iſt, die Frau zur Ehe⸗ 
ſcheidung geneigt zu machen). In einem ſolchen Falle kann die Frau ſogar, wenn der Mann 
ihr das Kind vorenthält, ihrerſeits auf Herausgabe klagen (RG Warn 08 Nr 222). Ein Miß 
brauch iſt es daher allgemein, wenn das Herausgabeverlangen des Mannes in Wirklichkeit 
nicht der Sorge für die Perſon des Kindes entſpringt. Ein ſolcher Mißbrauch liegt nicht 
nur in dem Falle des $ 226 vor, daß die Ausübung des Rechtes nur den Zweck haben 
kann, einem andern Schaden zuzufügen, ſondern iſt auch dann anzunehmen, wenn der 
Ehemann mit dem Herausgabeverlangen ausſchließlich oder doch in überwiegendem Maße 
den Zweck einer Schädigung oder Kränkung der Frau oder andere unlautere Zwecke 
verfolgt (RG JW 1912, 39575; 1915, 12616; 1917, 902%; Warn 1912 Nr 437; 1917 
Nr 251). Danach kann ein Mißbrauch z. B. darin gefunden werden, daß der Mann 
ſeiner ſehr kränklichen Frau die Kinder wegnehmen will, obſchon aller Vorausſicht nach 
dieſe Wegnahme eine ſchwere Schädigung ihrer Geſundheit nach ſich ziehen würde (RG 
JW 1912, 39518). Bloß deshalb, weil fie zum Getrenntleben berechtigt iſt, kann die 
Ehefrau die Herausgabe des Kindes nicht verweigern, da ſie ſonſt, ohne daß die Frage 
eines auf ihrer Seite vorhandenen Verſchuldens aufgeklärt wäre, die gleichen Rechte 
haben würde wie eine ohne ihr Verſchulden geſchiedene Ehefrau (RG JW 1913, 64619). 
Einwendungen der Frau bloß aus dem Grunde, daß das Wohl des Kindes gefährdet ſein 
würde, wenn es an den Mann herausgegeben werden müßte, ſind ausgeſchloſſen. Die Ehefrau 
iſt in ſolchem Falle lediglich dorauf angewieſen, die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
nach $ 1666 anzurufen (RG IW 1915, 1261“; Warn 1912 Nr 172; 1917 Nr 251). Iſt die Ehe 
geſchieden, fo kann die Herausgabe des Kindes an den hiernach erziehungsberechtigten Ehe 
gatten nur verweigert werden, wenn dieſer einer nach § 226 verwerflichen Schikane ſich 
ſchuldig macht (RG Warn 1918 Nr 12; 1920 Nr 17 u. 47). Es muß ihm nachgewieſen 
werden, daß er gar nicht auf ernſtliche Wahrnehmung ſeines Fürſorgerechts, ſondern lediglich 
darauf ausgeht, unter Mißbrauch ſeines Rechtes den andern Ehegatten zu ſchädigen und zu 
kränken. Über das Verhältnis der Klage auf Herausgabe des Kindes zu der einſtweiligen 
Verfügung des Eherichters (8 627 ZPO) ſ. § 1635 A 2 a. E., über das Recht der getrennt 
lebenden Ehefrau auf Verkehr mit dem Kinde 8 1636 A 1, über Verträge zwiſchen Ehegatten 
wegen Überlaſſung der Ausübung des Erziehungsrechts § 1631 A 2. 

3. Hat die Mutter in das Erziehungsrecht des Vaters in einer dieſes ſchwer verletzenden 
Weiſe eingegriffen, ſo kann dieſer, ſofern die Beſorgnis weiterer Beeinträchtigung gerechtfertigt 
iſt, äußerſtenfalls auf Unterlaſſung klagen. Vorausgeſetzt iſt jedoch, daß ſonſtige zun Wahrung 
des Erziehungsrechts ſich bietende Maßnahmen (z. B. die Benachrichtigung des Dritten, daß 
die unter dem bloßen Familiennamen ausgeſtellten Schreiben von der Mutter herrühren) 
ohne Erfolg bleiben würden (RG SeuffA 66 Nr 240). 

4. Die Pflicht der Mutter, neben dem Vater für die Perſon des Kindes zu ſorgen, beſteht 
in der Fürſorgepflicht gegenüber dem Kinde und in der Pflicht der Aufſicht, deren Verletzung 
ſie Dritten gegenüber haftbar macht. Die Aufſichtspflicht der Mutter tritt ein, ſoweit der 
Vater feiner Aufſichtspflicht nicht genügt. Die Mutter iſt deshalb vom RG JW 1914, 198˙⸗ 
für verantwortlich erklärt worden, weil ſie wußte, daß ihrem Sohne die Patronenhülſen 
zu dem ihm anvertrauten Schießwerkzeug von ihrem Manne belaſſen waren und ſie nicht ſelbſt 
für Entfernung der Hülſen geſorgt hatte. 


§ 1635 

Iſt die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe 
geſchieden, ſo ſteht, ſolange die geſchiedenen Ehegatten leben, die Sorge 
für die Perſon des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt 
iſt, dem anderen Ehegatten zu; ſind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo 
ſteht die Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter 
der Mutter, für einen Sohn, der über ſechs Jahre alt iſt, dem Vater zu!) “). 
Das Vormundſchaftsgericht?) kann eine abweichende Anordnung treffen, 
wenn eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten 
iſt; es kann die Anordnung aufheben, wenn ſie nicht mehr erforderlich iſt. 

Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt“). 


E 1 145 II 1479; M. 4 622; P 4 440, 660; 6 294. 
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1. Iſt die Ehe durch rechtskräftiges Urteil (§ 1564) geſchieden, fo kann nicht wie bei be⸗ 
ſtehender Ehe die tatſächliche Fürſorge für die Perſon der Kinder von den beiden Eheleuten 
gemeinſchaftlich ausgeübt werden. Es bedarf deshalb der Beſtimmung, welchem Ehegatten 
die tatſächliche Fürſorge zufällt, während der andere Ehegatte auf das Recht des Verkehrs 
mit dem Kinde ($ 1636) beſchränkt iſt. In erſter Linie kommt es darauf an, wer in dem 
Scheidungsurteil (auch wenn der Ausſpruch nur in den Gründen ſich findet, RIA 8, 6) für 
ſchuldig erklärt wird. Dieſer verliert zugunſten des andern Ehegatten das Recht der Fürſorge. 
Sind beide Teile für ſch ldig erklärt, fo fallen die Söhne bis zur Vollendung des ſechſten Jahres 
und die Töchter der Mutter, die über ſechs Jahre alten Söhne dem Vater zu. Der $ 1635 findet 
keine Anwendung, wenn die Ehe wegen Geiſteskrankheit aus § 1569 geſchieden iſt, in welchem 
Falle eine Schuldigerklärung nicht ſtattfinden kann. Bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit 
der Frau behält der Mann das Fürſorgerecht im vollen Umfange. Bei Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit des Mannes wird § 1685 Ab] 2 anwendbar, wonach die Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt der Mutter übertragen werden kann. Für die Anwendung des 8 1635 ift ferner 
kein Raum wenn der eine Elternteil die elterliche Gewalt und damit auch das Recht der Sorge 
für die Perſon des Kindes verwirkt hat (vgl. 88 1680, 1684 Abſ 1 Nr 2 — a. A. Staudinger A 4). 
Ebenſo kann 8 1635 keine Anwendung finden, wenn dem einen Elternteil die Sorge für die 
Perſon auf Grund des § 1666 entzogen iſt oder ſpäter nach Scheidung der Ehe entzogen wird. 
Durch § 1635 wird das Recht des einen Ehegatten immer nur gegenüber dem andern 
Ehegatten beſchränkt, nicht gegenüber einem auf Grund des § 1666 zu beſtellenden Pfleger 
oder Vormund (KGJ 42 A 28; NG 102, 283). Im Verhältnis zu dieſem hat das Recht des 
Ehegatten den Vorzug. Hieraus folgt, daß, wenn in dem Verfahren aus § 1635 in Frage 
kommt, ob gegen den einen Ehegatten aus $ 1666 einzuſchreiten iſt, zunächſt hierüber ent⸗ 
ſchieden werden muß (RIA 12, 10; KGJ 46 A 35). Daraus, daß im Scheidungsverfahren 
der eine Ehegatte wegen Verfehlungen gegen den andern Ehegatten für ſchuldig erklärt iſt, 
folgt nicht ohne weiteres, daß er zur Erfüllung der Erziehungspflichten gegenüber den Kindern 
weniger geeignet wäre. Die in § 1635 beſtimmte Regelung gilt nur ſo lange, als beide Ehe⸗ 
gatten am Leben ſind. Mit dem Tode eines Ehegatten kommt fie in Wegfall. Über die 
Perſonenſorge für Kinder geſchiedener Ehen noch Anordnung der Fürſorgeerziehung vgl. 
IFG 2, 74. — Die geſchiedene Frau, die nicht fürſorgeberechtigt iſt, kann ſtrafrechtlich noch 
§ 180 StGB nicht verantwortlich gemacht werden, weil fie unterlaſſen hat, die bei ihr 
wohnende Tochter von unſittlichem Verkehr abz holten (RGSt Warn 1918 Nr 171). 

2. Das Vormundſchaftsgericht, dem der Eheſcheidungsrichter gemäß § 630 3 PO bei 
Vorhandenſein eines minderjährigen Kindes von dem rechtskräftigen Scheidungsurteil Mit⸗ 
teil. ng zu machen hat, iſt auch ohne Antrag befugt, eine von der geſetzlichen Regel abweichende 
Anordnung über die Zuweiſung zu treffen, falls es dies ars beſonderen Gründen zum 
Wohle des Kindes (wegen Gefährdung ſeiner Intereſſen) für geboten erachtet, ohne 
daß die Vorausſetzungen des $ 1666 vorzuliegen brauchen. Ein Grund hierfür kann darin liegen, 
daß die Mutter, der an ſich die Erziehung zufallen würde, vollſtändig unter dem Einfluffe 
ihres neuen Ehemanns ſteht und dieſer dem Vater des Kindes feindlich geſinnt iſt ((R Warn 
1911 Nr 435). Der ſch lolos geſchiedene Ehemann, der nicht imſtande ift, ein jugendliches 
Kind zu ſich zu nehmen, darf es ohne zwingenden Grund nicht Dritten überl ſſen, ſondern 
muß prüfen, ob es bei der Mutter gefährdet iſt (RG in SW 1927, 12155). Die für das Kind 
ſich ergebende größere Annehmlichkeit kann natürlich nicht ar sſchlaggebend ſein (Ser ffA 67 
Nr 84). Die Entſcheidung gebührt ausſchließlich dem Vormindſchaftsgericht. Des zu⸗ 
ſtändige Jucendamt iſt vorher zu hören (JWG $ 43 Abſ 1). Die vom Vormundſchafts⸗ 
gericht erlaſſene Anordnung iſt für den Prozeßrich er bindend, und zwar auch dann, wenn 
das Vormundſchaftsgericht vor der endgültigen Entſcheidung eine vorläufige Anordnung 
getroffen hat (RG JW 1910, 11317). Dadurch, daß über das Recht der perſönlichen Für⸗ 
ſorge bereits ein Rechtsſtreit anhängig iſt, wird das Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts 
nicht ausgeſchloſſen (RG 63, 275). Anderſeits wird durch das Einſchreiten des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters das Prozehverfahren nicht aufgehalten. Die Ausſetzung des Prozeßver⸗ 
fahrens bis zur Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts kann, da bis zu dieſem Zeitpunkte 
der Kläger ſchutzlos bleiben würde, nicht verlangt werden (RG IW 07, 66). Darüber, 
daß im vormundſchaftsgerichtlichen Verfahren ein Pfleger nicht beſtellt zu werden braucht, 
ſ. Vorbem 4 vor $ 1616 und R 62, 132. Iſt der ich I los geſchiedene Gatte geſchäf ts nfähig 
und wegen R hens feiner el erlichen Gewalt eine Vorm ndſch ft über die Kinder eingeleitet, 
fo kann die an ſich dem Vorm. nd z ſtehende Sorge für ihre Perſon dem andern Getien über⸗ 
tragen werden, ob vohl er für allein ſchul ig erklärt worden iſt; ein unz läſſic er Eingriff in 
die Rech e des Vormunds ($$ 1793, 1800) ift de rin nicht zu erblicken (JF G 1, 59). Schon vor 
der Scheidung kann von dem Eheſcheidungsrichter eine Entſcheidung über die Sorge für 
die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder — wozu auch die Regelung des Verkehrs der 
Eltern mit ihnen gehört — durch einftweilige Verfügung (§s 627, 940 ZPO) für die 
Dauer des Scheidungsprozeſſes erlaſſen werden. Es iſt hierbei ebenfalls in erſter Linie 
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auf das Wohl der Kinder Rückſicht zu nehmen (RG 30. 11. 08 IV 530/08). Iſt die Sach⸗ 
lage in dem Scheidungsprozeſſe eine ſolche, daß der Ausgang des Prozeſſes vorausgeſehen 
werden kann, fo kann es ſich rechtfertigen, die dem § 1635 entſprechende Zuweiſung, um 
einen für die Erziehung unzuträglichen Wechſel des Aufenthalts zu vermeiden, ſchon jetzt 
eintreten zu laſſen. Dieſe Rückſicht kann auch, wenn der Ausgang des Prozeſſes ungewiß 
iſt, dahin führen, das Kind vorläufig bei dem Elternteile, bei dem es mit früherem Ein⸗ 
vernehmen des andern Elternteils ſich befindet, zu belaſſen (RG 1. 7. 07 IV 36/07). Auch 
die Notwendigkeit der mütterlichen Pflege kann für die Zuweiſung ausſchlaggebend ſein. 
Durch den Erlaß der einſtweiligen Verfügung wird eine Klage auf Herausgabe des Kindes, 
die ihre Bedeutung auch über die Dauer des Scheidungsprozeſſes hinaus behält, nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Solange aber die einſtweilige Verfügung zu Recht beſteht, kann dem Klage⸗ 
antrage nicht ſtattgegeben werden (RG 21. 10. 07 IV 394/07). Umgekehrt ſteht auch die 
Anhängigkeit der Klage auf Herausgabe dem nicht entgegen, daß über die Zuweiſung des 
Kindes durch einſtweilige Verfügung des Eherichters entſchieden wird (RG 2. 5. 07 IV 56/07). 
Auch das Vormundſchaftsgericht kann ausnahmsweiſe ſchon vor der Scheidung für die Dauer 
des Scheidungsprozeſſes eine einſtweilige Anordnung über die Sorge für die Perſon der 
gemeinſchaftlichen Kinder auf Grund der $$ 1666 ff. treffen. Eine ſolche Anordnung darf aber 
über die Grenzen der 88 1666 ff. nicht hinausgehen (RIA 13, 5). — Beſteht zwiſchen geſchiedenen 
Eheleuten darüber Streit, wem von ihnen die Fürſorge für die Perſon des Kindes gebührt, 
ſo liegt es im Intereſſe des Kindes und der Eltern, daß der Streit bald möolichſt ceſchlichſet wird. 
Das zur Anſtellung einer Feſtſtellungsklage nach 8 256 ZPO erforderliche Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes iſt in einem ſolchen Falle nicht zu verneinen. 
Selbſt dann, wenn dem im Auslande lebenden Ehegatten das Recht der Fürſorge durch aus⸗ 
ländiſches Urteil bereits zugeſprochen iſt, kann er ein gerechtfertigtes Intereſſe haben, dieſes 
Recht durch inländiſchen Richterſpruch feſtgeſtellt zu ſehen (RG JW 1913, 92718). 

3. Zur Vertretung des Kindes (vgl. 5 1630 A 1) gehört auch die Geltendmachung des 
Unterhaltsanſpruchs. Richtet ſich dieſer Anſpruch gegen den Vater, ſo iſt dem Kinde nach 
8 1909 ein Pfleger zu beſtellen. Die Mutter iſt als ſolche (abgeſehen von der nach 8 627 ZPO 
zuläſſigen Regelung des Unterhalts durch einſtweilige Verfügung des Eherichters) zur Ein⸗ 
klagung des Unterhaltsanſpruchs nicht befugt (RG 4. 6. 09 IV 519/08). Bei Mißbrauch des 
Vertretungsrechts kann das Vormundſchaftsgericht nach 8 1630 in Verbindung mit $ 1796 
und nach 88 1666 ff. einſchreiten. Ein klagbarer Anſpruch auf Vornahme einer beſtimmten 
Vertretungshandlung iſt nicht gegeben. 

4. Den Eheleuten iſt es — unbeſchadet der dem Vormundſchaftsgericht verbleibenden 
Befugnis z m Einſchreiten — unbenommen, über des Erziehrnesrecht eine von § 1685 
ab veichende Vereinb rung zu treffen und feine An sübı ng dem nach dem Geſetze nicht für⸗ 
ſorgeberech igten Teil zu übertragen; eine ſolche Vereinbarung iſt frei widerrn flich (NG JW 
1925, 21156). Für die Zeit aber, in welcher der Vertrag durch Überl ſſung des Kindes on den 
andern El ernteil zur An sfübr ng gebrocht ift, muß auch die menen des Unterhalls des Kindes 
ge roffene Vereinberung Wirkſemkeit behellen (vel. Wern 1914 Nr 209, § 1631 A 2). Ein 
Verſtoß gesen die guten Sitten iſt nicht derin zu ſehen, daß die Ehegatten in dem Vertrage 
über das Erzieh nosrecht zus leich ihre vermögensrech lichen Beziehungen regeln, f. 118 nicht 
etwa das Recht der Sorge für das Kind von dem dieſes Recht aı frebenden Ehegatten de zu 
mißbraucht wird, einen unz läſſigen Druck auf den andern Ehegatten zur Erreichung be- 
ſonderer Vorteile ars; üben (RG W rn 1915 Nr 102). Un irkſam iſt eine Vereinbe rung, 
nach welcher im Streif ll z nächſt die Entſcheidung des Vormundſch f sgeriche s enger fen 
werden ſoll; deſſen Zaſtändigkeit kann dadurch nicht begründet werden (RG JW 1925, 21145). 


8 1636 


Der Ehegatte, dem nach 8 1635 die Sorge für die Perſon des Kindes nicht 
zuſteht, behält die Befugnis, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren). Das 


Vormundſchaftsgericht kann den Verkehr näher regeln?). 
E 1 1457 II 1480; M 4 628; P 4 449. 


1. Die Befugnis zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ſtellt ſich als ein unentzieh⸗ 
bares und unverzichtbares Recht der elterlichen Gewalt, als ein Recht der durch die elterliche 
Gewalt gegebenen Perſonenfürſorge, nicht als ein auf dem bloßen Verwandtſchaftsverhältnis 
beruhendes Recht dar (RG 64, 50; vgl. SS 1633 A 1, 1666 A 4, 1676 A 1, 1685 A 2, 1738 A 3, 
1765 A 2 — beitr., a. A. KG in RIA 11, 256; 15, 97 u. ö.; Stan dinger A 4). Dem nicht 
ſorzeberechtiſten Elternteil ſoll die Mörlichteit nicht entzogen werden, ſich ſelbſt von dem 
leiblichen und geiltiren Wohle des Kindes zu überzer gen, um denoch des Nötige für die 
Förderung des Wohles des Kindes veranlaſſen zu können. Ein Recht auf ſolchen Verkehr 
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hat in gleicher Weiſe der nicht ſorgeberechtigte Elternteil, wenn er, worüber im Streitfalle 
das Prozeßgericht zu entſcheiden hat, aus gerechtfertigten Gründen von dem Gewalthaber 
getrennt lebt (vgl. RG 69, 94; beſtr.). Die Vorſchrift des $ 1634 Satz 2 ſteht dieſem Recht nicht 
entgegen. Die Regelung des Verkehrs kommt — abgeſehen von der in $ 627 ZPO dem 
deutſchen Eherichter nachgelaſſenen einitweilisen Verfügung, die indes auf die Regelung 
im einzelnen ſich nicht zu erſtrecken hat (RG 69, 97; a. A. Os 27, 112 a. E.) — aus⸗ 
ſchließlich dem Vormundſchaftsgericht zu, das bei Gefährdung des Wohles des Kindes von 
Amts wegen einzuſchreiten hat (RG 63, 238; 69, 94). Der Rechtsweg iſt daher für einen 
ſolchen Streit der Ehegatten, auch der ausländiſchen Ehegatten (RGS Gruch 58, 205), aus⸗ 
geſchloſſen, falls nicht der Streit nur die Frage betrifft, ob der Ehegatte überhaupt zum 
Verkehr berechtigt iſt (für den Ausſchluß des Rechtswegs auch in dieſem Falle Lohmann in 
Gruch 61, 57). Wird dagegen dem Ehegatten das Recht zum Verkehr beſtritten oder doch 
die Ausübung des Rechtes tatſächlich unmöglich gemacht, ſo iſt für die Durchſetzung des in 
§ 1636 Satz 1 gewährten Rechts der ordentliche Rechtsweg gegeben (RG 100, 178). Dem 
Vormundſchaftsgericht iſt aber, wenn es den Verkehr zu regeln hat, nicht etwa die Befugnis 
entzogen, hierbei zugleich die Vorfrage nach dem Beſtehen des Rechts zum Verkehr zu ent⸗ 
ſcheiden. Die Regelung des Verkehrs iſt auch dann Sache des Vormundſchaftsgerichts, 
wenn zwiſchen den getrennt lebenden Ehegatten ein Scheidungsverfahren nicht anhängig 
iſt (RG 69, 94; ebenſo KG in RIA 11, 172; ſ. auch KGJ 52 A 26 — vgl. Hagemann in 
3 Bl G 22, 404 ff.; ferner v. Blume in Seuff Bl 72, 95ff., der § 1636 ganz allgemein für an⸗ 
wendbar hält, wenn aus irgendeinem Grund ein Ehegatte von der Erziehung des Kindes 
ausgeſchloſſen ift). Die Beſtimmungen find fo zu treffen, daß die Intereſſen des fürſorge⸗ 
berechtigten Elternteils nicht unnötig beeinträchtigt werden und möglichſt jeder ſchädliche 
Einfluß des andern Elternteils auf das Kind vermieden wird. Aus dieſem letzteren Geſichts⸗ 
punkt kann namentlich angeordnet werden, daß der Verkehr nur unter Aufſicht eines 
Dritten ſtattfinden darf. Ohne eine ſolche Anordnung braucht der Verkehrsberechtigte 
ſich eine derartige Überwachung nicht gefallen zu laſſen (anders Lohmann in Gruch 61, 
38). Bei Feſtſtellung der Zahl und der Dauer der einzelnen Beſuche iſt darauf Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, daß die Gleichmäßigkeit der Erziehung des Kindes nicht gefährdet und 
das Kind dem Erziehungsberechtigten nicht entfremdet wird (ROY 48 A 6). Nicht be⸗ 
rechtigt iſt das Vormundſchaftsgericht, andersartige Bedingungen feſtzuſetzen. Es kann ins⸗ 
beſondere den Verkehr nicht davon abhängig machen, daß der Elternteil zuvor ſeine Ver⸗ 
pflichtung zur Unterhaltsgewährung dem Kinde gegenüber erfüllt hat (RIA 12, 3). Aus 
beſondern Gründen kann der perſönliche Verkehr vorübergehend ganz unterſagt werden 
(vgl Prot 4, 449), auch bei dringender Gefahr der Anſteckung (vgl. jedoch KJ 53 A 30). 
Der wegen Geiſteskrankheit geſchiedene Ehegatte hat kein Recht auf Verkehr mit dem Kinde. 
Doch kann gegen den andern Ehegatten aus § 1666 eingeſchritten werden, wenn er ſchuld⸗ 
haft in einer gegen die ſittlichen Pflichten verſtoßenden Weiſe das Kind von dem geiſteskranken 
Ehegatten fernhält (RG in RIA 16, 177). Daß das Kind vor dem nicht fürſorgeberechtigten 
Elternteil Angſt empfindet, iſt nicht ohne weiteres ein Grund zur Beſchränkung des Ver⸗ 
kehrs. Es iſt Pflicht des andern Ehegatten, durch vernünftige Vorſtellungen dem Kinde dieſe 
Angſt zu nehmen und die Einflüſſe zu beſeitigen, die dieſe Angſt hervorrufen (RG 23. 12. 01 
IV 286/01). Das Recht auf perſönlichen Verkehr iſt nicht auf den Zutritt zu den Kindern in 
der Wohnung des andern Elternteils beſchränkt. Die Zuſammenkunft kann auch am dritten 
Orte ſtattfinden, auch an einem von dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Kindes entfernten 
Orte. Ein Anſpruch auf brieflichen Verkehr, auf Ausweiſe über das Befinden der Kinder, 
auf Vorlegung der Schulzeugniſſe, auf Überſendung einer Photographie des Kindes uſw ift, 
abgeſehen von beſonderen Ausnahmefällen, nicht anzuerkennen (vgl. KGJ 34 A 28). Leben 
die Kinder getrennt voneinander bei den geſchiedenen Gatten, ſo iſt auf die Möglichkeit ihres 
Verkehrs unter ſich im Beiſein des einen oder andern Elternteils Bedacht zu nehmen (Ich 
2, 80). Das Verkehrsrecht kann immer nur perſönlich, nicht durch einen Beauftragten ausgeübt 
werden. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Regelung unweſentlicher Einzelheiten von dem 
Vormundſchaftsgericht dem zur Überwachung des Verkehrs beſtellten Pfleger übertragen 
wird (ROCK 51 A 33). Über die Regelung des Verkehrs können die Eltern lich rechtswirkſam 
einigen, unbeſchadet der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Intereſſe des Kindes 
eine abweichende Anordnung zu treffen. Mit einer ſolchen Anordnung verliert die Verein⸗ 
barung ihre Wirkſamkeit (RG JW 1925, 21156). Es iſt aber nicht Aufgabe des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, die von den Eltern getroffenen unvollſtändigen Vereinbarungen zu ergänzen 
(SeuffA 60 Nr 77). Über die Auslegung ſolcher Vereinbarungen hat, ſoweit eine Regelung 
des Verkehrs von dem Vormundſchaftsgericht nicht vorgenommen iſt, in einem zwiſchen den 
Eltern geführten Rechtsſtreit das Prozeßgericht zu befinden. Zur Zuſtändigkeit des Prozeß ⸗ 
gerichts, nicht des Vormundſchaftsgerichts, gehört es auch, darüber zu entſcheiden, welcher 
der Ehegatten die durch den Verkehr entſtehenden Koſten, die regelmäßig dem verkehrs⸗ 
berechtigten Ehegatten zur Laſt fallen, zu tragen hat (RG in RA 8, 89). Die Koſten der 
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Eutſcheidung des Vormundſchaftsrichters über die Verkehrsberechtigung fallen im alige- 
meinen dem Kinde, in deſſen Angelegenheit die Entſcheidung ergeht, zur Laſt (OS O Mün⸗ 
chen in 23 1920, 350%. Dritten Perſonen gegenüber kann das Vormundſchaftsgericht, 
das nur berufen iſt, das Rechtsverhältnis zwiſchen den Ehegatten unter Berückſichtigung 
der Intereſſen des Kindes zu regeln, keine Anordnungen treffen (KGJ 44 A 23). Darüber, 
daß für Ausländer, deren Ehe nach den Geſetzen des Auslandes geſchieden iſt, das nach 
diefen Geſetzen beſtehende Verkehrsrecht maßgebend bleibt, |. Vorbem 6 vor $ 1616. 

2. Streitig iſt, ob auf die Vollſtreckung der von dem Prozeßrichter durch einſtweilige 
Verfügung erlaſſenen Anordnung, daß der eine Elternteil das Kind dem andern zuzuführen 
habe, 8 888 ZPO Anwendung findet. Das R hat dies in ZW 04, 55715 (vgl. dagegen KGJ 
37 A 23) mit der anfechtbaren Begründung verneint, daß die Zuführung des Kindes nicht 
eine lediglich von dem Willen des Verpflichteten abhängige Handlung ſei, weil im einzelnen 
Falle äußere Umſtände, wie Krankheit des Zuzuführenden, Mittelloſigkeit des Verpflichteten, 
die Zuführung verhindern könnten, und hat deshalb lediglich § 888 für anwendbar erachtet. 
Kommt 8 888 zur Anwendung, jo kann die Strafandrohung erſt im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren erlaſſen, nicht bereits in das Urteil oder die einſtweilige Verfügung aufgenommen 
werden (RG IW 09, 24; Warn 1910 Nr 75). Dem Vormundſchaftsgericht ſteht zur 
Durchführung der von ihm getroffenen Anordnung das Mittel der Ordnungsſtrafe (ſoweit 
ſolche landesgeſetzlich zuläſſig iſt) zur Verfügung. Von dieſem Mittel kann es in der Weiſe 
Gebrauch machen, daß es dem verpflichteten Ehegatten bei Strafe aufgibt, die Abholung 
des Kindes zu dulden (RG 63, 241), das Kind zur Abholung bereitzuhalten (wobei der 
etwaige Widerſtand des Kindes durch Anwendung der Erziehungsgewalt zu brechen iſt, 
KG 37 A 24) oder das Kind dem andern Ehegatten zuzuführen. Die zu leiſtende Handlung 
muß in ihren Einzelheiten beſtimmt bezeichnet werden. Eine Ordnungsſtrafe kann nicht 
verhängt werden, wenn der verpflichtete Elternteil nicht die Mittel beſitzt und auch von 
dem andern Elternteil nicht vorgeſchoſſen erhält, um die Koſten der zur Zuführung des 
Kindes nötigen Reiſe zu beſtreiten. Eine Klage auf Vollſtreckung der vom Vormundſchafts⸗ 
gericht getroffenen Anordnung iſt nicht gegeben (RG 63, 239). Iſt landesrechtlich, wie z. B. 
in Preußen nach Art 17 Pr§qG und in Bayern, in Vormundſchaftsſachen die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges zuläſſig, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die einzelnen zur 
Ausführung des Zwanges vorzunehmenden Handlungen ſelbſt zu beſtimmen, es kann nicht die 
zu ergreifenden Maßnahmen dem Ermeſſen des Gerichtsvollziehers überlaſſen (Bay bs 
in Bayg 1911, 119; KGJ 37 A 18). Mit Ausführung der aus $ 1636 Satz 2 getroffenen 
Anordnungen kann das Vormundſchaftsgericht nach $ 43 Abſ 1 JWG v. 9. 7. 22 das Jugend⸗ 
amt mit deſſen Einverſtändnis betrauen. 


S 1637 
Iſt die Ehe nach § 1348 Abſ 2 aufgelöſt, jo gilt in Anſehung der Sorge 
für die Perſon des Kindes das gleiche, wie wenn die Ehe geſchieden iſt und 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind ). 
& I 1465 II 1485 Satz 1; M 4 645; P 4 456. 
1. Dem Falle der Scheidung der Ehe aus Verſchulden beider Teile wird es hier gleich⸗ 
geſtellt, wenn die Ehe nach Todeserklärung des einen Ehegatten, deſſen Fortleben ſich ſpäter 


herausſtellt, durch Wiederverheiratung des andern Ehegatten aufgelöſt iſt ($ 1348), und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Ehegatte das Fortleben gekannt hat oder nicht. 


8 1638 


Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen des Kindes zu ſorgen (Ver⸗ 
mögensverwaltung) ), erſtreckt ſich nicht auf das Vermögen, welches das Kind 
von Todes wegen erwirbt oder welches ihm unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige 
Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb 
der Verwaltung des Vaters entzogen ſein joll?). 

Was das Kind auf Grund eines zu einem ſolchen Vermögen gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung 
eines zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechts⸗ 
geſchäft erwirbt, das ſich auf das Vermögen bezieht, iſt gleichfalls der Ber- 
waltung des Vaters entzogen“). 

E 1 1510 II 1530; M 4 758; P 4 266. 
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1, Kraft der Sorge für das Vermögen hat der Gewalthaber das Recht der Vermögens⸗ 
verwaltung in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung. In letzterer Beziehung umfaßt das 
Verwaltungsrecht des Gewalthabers, das von dem Verwaltungsrecht des Ehemanns bei 
geſetzlichem Güterſta d gänzlich verſchieden ift, das Recht der Verfügun über das V rmögen 
des wegen mangel der oder beſchränkter Geſchäftsfähigkeit der Vertret ng bedürftigen Kindes. 
Die in Ausübung der Verwaltung abzuſchließenden Rechtsgeſchäfte braucht der Gewalthaber 
nicht unbedingt auf den Namen des Kindes abz schließen (vgl. § 1630 A 1 a. E.). Eine Trennung 
des Vertretungsrechts von der latſächlichen Sorge für das Vermögen wird, wennſchon das 
Vormundſchaftsgericht nach SS 1666 Abſ 2, 1667 ſich darauf beſchränken kann, das Vertretungs⸗ 
recht zu entziehen, nur ſelten vorkommen. Auf das Verwaltungsrecht kann der Gewalthaber 
nicht verzichten, auch nicht bei der Zuwendung eigenen Vermögens an das Kind, da er als 
ein Dritter im Sinne des $ 1638 nicht angeſehen werden kann (NG 2. 4. 06 IV 489/05; 
RIA 14, 1). Über die Annahme eines Bevollmächtigten vgl. § 1793 A 2. 

2. Entziehung des Verwaltungsrechts. Der Dritte, welcher dem Kinde durch letztwillige 
Verfügung oder Vertrag unter Lebenden Vermögen zuwendet, hat bezüglich dieſes Ver⸗ 
mögens nach dem Geſetze die Macht, das Verwaltungsrecht des Gewalthabers, obwohl es 
ſich hier um eine dem öffentlichen Recht angehörige Einrichtung handelt, gänzlich auszu⸗ 
ſchließen oder zu beſchränken (§ 1639). Das braucht nicht ausorücklich zu geſchehen, doch ent⸗ 
hält die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers noch nicht die Ausſchließung des geſamten 
Verwaltungsrechts, da der Vater die dem Kinde als Erben gegen jenen zuſtehenden Ver⸗ 
mögensrechte wahrzunehmen hat, falls ihm nicht die Verwaltung ausdrücklich entzogen iſt. 
Die Beſtimmung muß bei der Zuwendung — die ſchon dann vorliegt, wenn ein 
klagbarer Anſpruch auf die Zuwendung gewährt wird —, und zwar als Nebenbeſtimmung 
des Hauptgeſchäfts, bei einer Zuwendung von Todes wegen in der die Zuwen⸗ 
dung anordnenden oder einer ſpäteren letztwilligen Verfügung getroffen werden. Ein 
Erwerb von Todes wegen liegt vor, auch wenn dem Kinde nur der Pflichtteil zuge⸗ 
wandt wird. Die Ausſchließung des Verwaltungsrechts, wodurch dem Kinde ſelbſt nichts 
genommen wird, enthält keine unſtatthafte Beſchränkung des Pflichtteilsrechts. Bei Ver⸗ 
trägen unter Lebenden iſt Vorausſetzung, daß die Zuwendung unentgeltlich iſt. Eine An⸗ 
ordnung des Vaters, der in Erfüllung ſeiner geſetzlichen Verpflichtung dem Kinde Unter⸗ 
haltsmittel zuwendet, über Ausſchließung des Verwaltungsrechts der im Beſitz der elterlichen 
Gewalt befindlichen Mutter würde wirkungslos ſein. Die Ausſtattung, mag ſie auch nicht als 
Schenkung gelten, erſcheint als unentgeltliche Zuwendung, ſoweit keine Verpflichtung 
zu ihrer Gewährung beſteht ($$ 1624, 1620). Dem von der Verwaltung der Erbſchaft 
ausgeſchloſſenen Elternteil iſt durch dieſe Ausſchließung auch das Recht entzogen, die Erbſchaft 
auszuſchlagen (a. A. ROY 48 A 22). Die Frage, ob der Dritte ſchon vor Geburt des Kindes 
bei einer Zuwendung an die künftige Nachkommenſchaft (vgl. § 1 A 4) die Ausſchließung 
des Verwaltungsrechts es Gewalthabers wirkſam beſtimmen kann, wird zu bejahen ſein. 
Die Erw. gungen, aus denen das RG 65, 367 dazu gelangt iſt, die Möglichkeit der Ausſchließung 
des Verwaltungsrechts des Ehemanns (§ 1369) vor der Eheſchließung zu verneinen, treffen hier 
nicht zu. Über die Beſtellung eines Pflegers |. 8 1909 A 1 u. 3 und 8 1917 A 3. Die Aus⸗ 
ſchließung des Verwaltungsrechts wird übrigens nicht erſt mit Beſtellung des Pflegers, ſondern 
ſchon durch die von dem Dritten getroffene Beſtimmung wirkſam (RG 25. 2. 09 IV 298/08). 
Der von dem Verwaltungsrecht ausgeſchloſſene Gewalthaber iſt auch zur Erhebung von Klage 
anſprüchen, die auf die Sicherung des Vermögens gerichtet ſind, nicht befugt (RG a. a. O.). 
Über Ausſchließung der Nutznießung ſ. $ 1651 A 2. 

3. Das von dem Pfleger zu verwaltende Vermögen bildet gegenüber dem in der Ver⸗ 
waltung des Gewalthabers befindlichen Vermögen ein Sondervermögen, das — ebenſo 
wie in den Fällen der SS 718 Abſ 2, 1370, 1440, 1651, 2041, 2111 — nicht auf die urſprüng⸗ 
lichen Vermögensbeſtandteile beſchränkt iſt, ſondern das Vermögen in ſeiner weiteren Ent⸗ 
wicklung begreift (Erſetzungsgrundſatz oder Surrogationsgrundſatz). Der rechtsgeſchäftliche 
Erwerb gehört zum Sondervermögen, wenn das Nechtsgeſchäft mit Bez ehung auf ti ſes 
g chlo fen iſt (vgl. R JW 1916, 40870). Aber auch ſonſt ift der Verwalter verpflichtet, den 


Erwerb, den er ſachlich in Angelegenheiten des Sondervermögens gemacht hat, dieſem Ver⸗ 
mögen zu überlaſſen. 


§ 1639 


Was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden 
von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vater nach den 
Anordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn die An⸗ 
ordnungen von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten 
bei der Zuwendung getroffen worden ſind!). Kommt der Vater den An⸗ 
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ordnungen nicht nach, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die zu ihrer Durch⸗ 
führung erforderlichen Maßregeln zu treffen?). 

Der Vater darf von den Anordnungen inſoweit abweichen, als es nach 
§ 1803 Abſ 2, 3 einem Vormunde geſtattet ift?). 


E I 1503, 1545, 1660 II 1531, 1556 Abſ 2; M 4 741, 1104; P 4 617. 


1. Vgl. § 1638 A 2 u. 3. Der Surrogationsgrundſatz des $ 1638 Abſ 2 gilt auch hier. 

2. Soweit die Beſchränkung des Verwaltungsrechts darin beſteht, daß der Gewalthaber 
zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen nicht befugt ſein ſoll, tritt ſie unmittelbar in 
Kraft. Im übrigen iſt es Sache des Vormundſchaftsgerichts, die Befolgung der im 
Intereſſe des Kindes getroffenen Anordnungen zu überwachen. Behufs zwangsweiſer Durch⸗ 
führung der Anordnungen kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls dazu ſchreiten, die 
Verwaltung des Vermögens — nicht die Nutznießung (vgl. $ 1656 Abſ 1) — dem Gewalt⸗ 
haber zu entziehen und einem Pfleger zu übertragen, ohne daß die Vorausſetzungen des § 1667 
vorzuliegen brauchen. Es kann dem Gewalthaber die Pflicht zur Rechnungslegung, Sicher⸗ 
heitsleiſtung uſw. auferlegen. 

3. Zur Abweichung von den Anordnungen iſt der Gewalthaber nur befugt mit Zuſtim⸗ 
mung des Zuwenders oder, wenn deſſen Erklärung für längere Dauer nicht zu beichaffen ift, 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (ſ. hierüber 8 1803 A 2 u. 3). 


8 1640 


Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen des 
Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vorhanden iſt oder dem Kinde 
ſpäter zufällt, zu verzeichnen!) und das Verzeichnis, nachdem er es mit der 
Berjicherung der Richtigkeit und Vollſtändigteit verſehen hat, dem Vor⸗ 


mundſchaftsgericht einzureichen. Bei Haushaltsgegenſtänden genügt die 
Angabe des Geſamtwerts?). 


Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, jo kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Behörde oder 
durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die 
Anordnung iſt für das infolge des Todes der Mutter dem Kinde zufallende 
Bermögen unzuläſſig, wenn die Mutter fie durch letztwillige Verfügung aus⸗ 
geſchloſſen hats). 


M 4 742; P 4 562 


1. Aus der Pflicht der Verwaltung ergibt ſich ohne weiteres die Pflicht des Gewalt⸗ 
habers, das in ſeine Verwaltung gelangte Vermögen zu verzeichnen, damit er auf dieſer 
Grundlage der nach Beendigung der elterlichen Gewalt ihm obliegenden Rechnungslegungs⸗ 
pflicht (§ 1681) genügen kann. Eine Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts darüber, daß dieſe 
Verzeichnungspflicht erfüllt wird, findet bei Lebzeiten des andern Ehegatten nicht ſtatt. Iſt 
dieſer aber geſtorben, ſo iſt dem Gewalthaber durch die auf einem Beſchluſſe der RTK (Ber 
S. 364 ff.) beruhende Vorſchrift des § 1640 die Verpflichtung auferlegt, ein Verzeichnis des 
Kindesvermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Hiervon kann er auch nicht 
durch Anordnung des andern Ehegatten oder des Zuwendenden befreit werden. Die Ver⸗ 
zeichnungspflicht erſtreckt ſich nicht bloß auf das zur Zeit des Todes des andern Ehe⸗ 
gatten vorhandene, ſondern auch auf das erft ſpäter dem Kinde zufallende Vermögen, und 
zwar auch dann, wenn dieſer Erwerb erſt nach Einreichung des Verzeichniſſes eintritt (a. A. Stau⸗ 
dinger A 2a; Blume A 3b). Dem Anfall eines Vermögens iſt der Erwerb einzelner Ver⸗ 
mögensgegenſtande nicht gleichzuſtellen. Nachträgliche Anderungen des Vermögensbeſtandes 
ſind in das einzureichende Verzeichnis nicht aufzunehmen. Von der Pflicht zur Einreichung 
des Verzeichniſſes wird der Gewalthaber nicht dadurch frei, daß ſich das Vermögen im Beſitz 
eines Nietzbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, auch nicht dadurch, daß das Vermögen, 
an dem das Kind als Miteigentümer, Geſellſchafter oder Miterbe beteiligt iſt, vertragsmäßig 
oder infolge Anordnung des Erblaſſers für Rechnung der Gemeinſchaft von einem andern 
verwaltet wird (vgl. KJ 36 A 38 — a. A. Blume A 3ä und teilweiſe Staudinger A 2b). 
Iſt das Kind Inhaber oder Teilhaber eines Geſchäftsunternehmens, ſo wird es regelmäßig 
genügen, wenn die vor dem Tode des andern Ehegatten aufgenommene letzte Inventur und 
Bilanz eingereicht wird. Der Verzeichnungspflicht unterliegt dagegen nicht das Vermögen 
der juriſtiſchen Perſon, an dem das Kind anteilsberechtigt iſt, auch nicht das zum Geſamtgut 
gehörende Vermögen, wenn der Gewalthaber nach dem Tode des andern Ehegatten die 
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allgemeine Gütergemeinſchaft mit den Kindern fortſetzt, da ſich ſeine Verpflichtungen hier 
ausſchließlich nach dem Rechte der Gütergemeinſchaft beſtimmen (vgl. 88 1487, 1442 ff., 1498). 
Ob dasſelbe bezüglich des von dem verſtorbenen Elternteil herrührenden Kindesvermögens 
gilt, an welchem dem Überlebenden der ſtatutariſche Nießbrauch zuſteht, ift beſtritten. Es 
braucht ferner nicht verzeichnet zu werden das in der Verwaltung des Vorerben befind⸗ 
liche Vermögen, wovon jedoch aus praktiſchen Rückſichten für den Fall, daß im Teſtament des 
verſtorbenen Ehegatten der Gewalthaber als Vorerbe oder auch als befreiter Vorerbe und 
das Kind als Nacherbe eingeſetzt iſt, eine Ausnahme zu machen iſt, da gerade in dieſem Falle 
die Klarſtellung, was zum Nachlaß und was zum eigenen Vermögen des Gewalthabers ge⸗ 
hört, von größter Wichtigkeit ift (R 65, 143; KGJ 43 A 38). Stebt dagegen dem Kinde 
nur eine Pflichtteilsforderung zu, jo genügt der Gewalthaber, auch wenn ihm ſelbſt die 
Pflichtteilslaſt obliegt, der Verzeichnungspflicht, indem er die Forderung durch Angabe der 
Perſon des Schuldners, des Reinbetrags des Nachlaſſes und der Pflichtteilsquote bezeichnet, 
unbeſchadet des Rechtes des Vormundſchaftsrichters, falls ihm die Sachlage Anlaß zu Zweifeln 
gibt, nähere Ermittlungen anzuſtellen oder durch einen von ihm zu beſtellenden Pfleger an⸗ 
ſtellen zu laſſen (RG 80, 65; vgl. Bay Obech FW 1925, 21400. Bei fortgeſetzter Güter- 
5 genügt bloße Anzeige (JFG 1, 56). Über die Koſten des Verzeichniſſes |. 


2. Über die Einrichtung des Verzeichniſſes iſt in 8 1640 beſtimmt, daß es nur ein Privat- 
verzeichnis zu ſein braucht, daß bei Haushaltungsgegenſtänden (vgl. über den Begriff § 1882 
A 2) ſtatt der Aufführung der einzelnen Stücke die Angabe des Geſamtwerts genügt und daß 
es der Gewalthaber mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigteit zu verſehen hat. 
Nicht zu verlangen iſt die Angabe des Wertes der ſonſtigen in das Verzeichnis aufgenommenen 
Gegenſtände. Es muß dann aber eine die Wertangabe erſetzende Beſchreibung der Vermögens⸗ 
gegenſtände gegeben werden. Die Forderungen müſſen dem Grunde und Betrage nach be⸗ 
zeichnet werden. Auch ſind die Verzinſungs⸗ und Rückzahlungsbedingungen ſowie etwaige 
Zinsrückſtände anzugeben. Nicht unbedingt notwendig iſt die Aufführung der Schulden, die 
jedoch, obſchon die Angaben im Verzeichnis nur zugunſten des Kindes beweiſend ſind, immer⸗ 
hin zur Vermeidung ſpäterer Weiterungen im Intereſſe des Gewalthabers liegt. Eine Be⸗ 
eidigung des Verzeichniſſes durch den Gewalthaber kann nicht verlangt werden 

3. Der Gewalthaber iſt zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes verpflichtet, ohne 
daß er eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat (KJ 20 A 227). 
Das Bormundſchaftsgericht (das durch den Standesbeamten gemäß § 48 FGG von dem 
Tode des Ehegatten Anzeige erhält) hat den Eingang zu überwachen und das eingegangene 
Verzeichnis — deſſen Offenlegung nicht verboten werden kann — in bezug auf ſeine formelle 
und ſachliche Richtigkeit zu prüfen. Genügt das Verzeichnis den nach dieſer Richtung zu 
ſtellenden Anforderungen nicht, ſo kann das Vormundſchaftsgericht, ſoweit nicht die Mut⸗ 
ter für das von ihr dem Kinde vererbte Vermögen dieſe Maßregel durch letztwillige 
Verfügung ausgeſchloſſen hat, die nach Landesrecht zuſtändige Stelle mit Aufnahme 
eines öffentlichen Verzeichniſſes betrauen. Das Vormundſchaftsgericht kann, ſoweit dies landes⸗ 
geſetzlich zuläſſig ift, durch Ordnungsſtrafen den Gewalthaber zur Erfüllung ſeiner Pflichten 
anhalten (RG 57, 134 — a. A. Gimmerthal, Arch BürgR 29, 298) und ihm nötigenfalls gemäß 
§ 1670 die Vermögensverwaltung entziehen. 


Ss 1641 


Der Vater kann nicht in Vertretung des Kindes Schenkungen!) machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
anf den Anſtand zu nehmenden Rütkſicht entſprochen wird. 

E I 1503, 1661 II 1532; M 4 741; P 4 559. 


1. In dem Recht der Verwaltung, die dazu dient, das Vermögen zu erhalten und nutzbar 
zu machen, iſt die Befugnis zur Vornahme von Schenkungen, ſoweit dieſe nicht einer durch 
beſondere Verhältniſſe begründeten ſittlichen Pflicht oder Anſtandspflicht entſprechen, 
nicht enthalten. Für die Beurteilung, ob und in welchem Maße eine ſolche Pflicht beſteht, 
iſt auch auf die Vermögensverhältniſſe des Kindes Rückſicht zu nehmen. Es iſt ferner zu prüfen, 
ob nicht nach den Grundſätzen einer ordentlichen Wirtſchaftsführung die Schenkung aus den 
dem Gewalthaber zuſtehenden Nutzungen zu beſtreiten war. Die allgemeine Pflicht zur Wohl⸗ 
tätigkeit iſt als eine ſittliche Pflicht im Sinne des § 1641 nicht ohne weiteres anzuerkennen 
ipgl. RG 70, 15). Unter Schenkungen find nur ſolche im Sinne des $ 516 (vgl. auch 8 517), 
nicht ſonſtige Freigebigkeiten zu verſtehen (über Verzicht auf den Rang einer Hypothek als 
Schenkung |]. 88 1917, 12815). Die unentgeltliche Überlaſſung des Gebrauchs einer Sache, 


die unentgeltliche Aufbewahrung uſw. braucht nicht notwendig eine Schenkung zu ſein. Durch 


Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder SS 1640-1648 401 


ungerechtfertigte Vornahme derartiger Freigebigkeiten kann der Gewalthaber ſich erſatzpflichtig 
machen. Das Rechtsgeſchäft ſelbſt bleibt aber gültig. Zur Errichtung einer Stiftung ift der 
Gewalthaber ebenſowenig wie zur Vornahme einer Schenkung befugt. Auch unentgeltliche 
Verzichte fallen nicht ohne weiteres unter den Begriff der Schenkung. Wegen der durch ge⸗ 
ſchäftliche Rückſichten gebotenen Freigebigkeiten |. $ 1804 A 1; über die Genehmigungs- 
bedürftigkeit der Erbſchaftsausſchlagung und ähnlicher Rechtsgeſchäfte |. § 1643 Abſ 2. 


8 1642 


Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Geld des Kindes, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 1653, nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften der SS 1807, 1808 verzinslich anzulegen, ſoweit 
es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu halten ijt!). 

Das Vormundschaftsgericht kann dem Vater eine andere Anlegung ge- 
statten. Die Erlaubnis soll nur verweigert werden, wenn die beabsichtigte 
Art der Anlegung nach Lage des Falles den Grundsätzen einer wirtschaftlichen 
Vermögensverwaltung zuwiderlaufen würde?). 

E I 1503, 1664, 1665, 1667 II 1533; M 4 742; P 4 559. 


1. Aus der Verwaltungspflicht ergibt ſich die allgemeine Pflicht, die Vermögensgegen⸗ 
ſtände, insbeſondere Gelder und Wertpapiere, ſicher aufzubewahren und nutzbringend 
zu verwerten. Beſondere Beſtimmungen ſind in dieſer Beziehung nur über die Anlegung 
des Geldes — nicht über die Verwahrung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten (88 1814ff.) — 
gegeben, indem die Vorſchriften der 88 1807, 1808 über die Anlegung von Mündelgeld 
für anwendbar erklärt ſind. Dieſe Vorſchriften greifen jedoch nur Platz, ſoweit der Gewalthaber 
in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter des Kindes über die Anlegung zu beſtimmen 
hat. Sie ſind nicht anwendbar, wenn er in ſeiner Eigenſchaft als geſchäftsführender Geſell⸗ 
ſchafter oder als Teſtamentsvollſtrecker uſw. die Verwaltung des dem Kinde mit andern 
Perſonen gemeinſchaftlich gehörigen Vermögens führt oder wenn in Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſen die Anlegung durch Mehrheitsbeſchlüſſe geregelt wird. Sie gelten auch nicht für die bei 
Beginn der Verwaltung bereits vorhandenen Kapitalanlagen. S. hierüber und über die 
Seinen vorſchriftswidriger Anlegung $ 1807 A 1. Die nicht mündelſichere Anlegung kann zum 
Einſchreiten aus $ 1667, äußerſtenfalls zur Entziehung der Vermögensverwaltung nach $ 1670 
Anlaß geben. übereinſtimmend mit $ 1806 iſt beſtimmt, daß die Vorſchriften über mündel⸗ 
ſichere Anlegung keine Anwendung finden auf das zur Beſtreitung von Ausgaben bereit 
zu haltende Geld (vgl. § 1806 A 1). Nicht für anwendbar erklärt ift der 8 1809. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht iſt deshalb, abgeſehen von dem Falle des § 1667, nicht berechtigt, die Sperre 
des Sparguthabens des Kindes anzuordnen und würde wegen der hierdurch verurſachten 
Koſten und Weiterungen erſatzpflichtig ſein. y 

2. Abſ 2 hat durch Geſ v. 23. 6. 1923 entſprechend der Anderung des $ 1811 feine jetzige 
Faſſung erhalten. S. hierüber § 1811 A 1. — Nach $ 1653 kann ferner das Vormundſchafts⸗ 
gericht dem Gewalthaber geſtatten, das ſeiner Nutznießung unterliegende Geld, vorbehaltlich 
des ſpäteren Erſatzes, für ſich zu verwenden. Über das Erfordernis der Sicherheitsleiſtung 
in dieſem Fall |. Seuffü 60 Nr 152. 

§ 1643 


Zu Rechtsgeſchäften für das Kind bedarf der Vater der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts in den Fällen, in denen nach § 1821 Abſ 1 Nr 1 
bis 3, Abſ 2 und nach § 1822 Nr 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der Ge⸗ 
nehmigung bedarf) 7). 

Das gleiche gilt für die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes ſowie für den Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt der Anfall an 
das Kind erſt infolge der Ausſchlagung des Vaters ein, ſo iſt die Genehmi⸗ 
gung nur erforderlich, wenn der Vater neben dem Kinde berufen wart). 

Die Vorſchriften der SS 1825, 1828 bis 1831 finden entſprechende An⸗ 
wendung?) ). 

E I 1511, 1518, 1514, 2048 I 1584, 1584 a; M 4 762 ff.; 5 514; P 4 566; 5 632; 6 322. 

1. Hinſichtlich der Notwendigkeit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung ift der 
Gewalthaber freier geſtellt wie der Vormund. Genehmigungsbedürftig ſind nur die Rechts⸗ 
geſchäfte, die ſich auf das Geſamtvermögen, eine Erbſchaft, das unbewegliche Vermögen, 

BB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) 26 
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ein Erwerbsgeſchäft beziehen, ſowie beſondere Kreditgeſchäfte, und zwar nicht bloß die Ver⸗ 
fügung, ſondern auch die Übernahme der Verpflichtung zur Verfügung. Im einzelnen iſt die 
Genehmigung erforderlich: a) zu jedem Rechtsgeſchäft, welches das Kindesvermögen im 
ganzen zum Gegenſtand hat (vgl. $ 311) nach § 1822 Nr 1; b) zur Verfügung über eine 
angefallene Erbſchaft (Erbteil), Verfügung über die künftige eee Erbſchaft oder den 
künftigen Pflichtteil (ogl. § 312 Abſ 2), Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes 
und Verzicht auf den Pflichtteil, mag dieſer bereits angefallen ſein oder nicht, nach $$ 1822 
Nr 1, 1643 Abſ 2, 2347. Der Genehmigung der Ausſchlagung der Erbſchaft bedarf es aus⸗ 
nahmspweiſe nicht, wenn die Erbſchaft dem Kinde lediglich infolge der Ausſchlagung des Ge⸗ 
walthabers anfällt (ohne daß das Kind neben ihm als Miterbe berufen war), da hier eine Be⸗ 
nachteiligung des Kindes nicht zu beſorgen ift, auch nicht, wenn es ſich um Nusſchlagung einer 
dem Kinde durch Ausſchlagung des Gewalthabers angefallenen Nacherbenanwartſchaft handelt 
(KEY 53 A 38); c) zu einer jeden Verfügung über ein Grundſtück oder dingliches Recht 
an einem Grundſtück oder eine hierauf bezügliche Forderung, einſchließlich der Forderl ng 
auf Befreiung des Grundſtücks von einer dinglichen Laſt nach $ 1821 Nr 1, 2 u. 3. Unter 
den Begriff der Verfügung über ein Grundſtück könnte an ſich auch die Entgegennahme der 
Auflaſſung gebracht werden, die jedoch, da der Gewalthaber zum Erwerbe eines Grundſtücks 
(8 1821 Nr 4) keiner Genehmigung bedarf, ebenfalls nicht als genehmigungspflichtig anzu⸗ 
ſehen iſt (Seuffa 62 Nr 113; a. A. Staudinger II 2). Die Notwendigkeit der Genehmigung 
wird von verſchiedenen Seiten daraus gefolgert, daß die Entgegennahme der Auflaſſung eine 
der Genehmigung unterliegende Verfügung über den Anſpruch auf Auflaſſung enthalte, der 
durch die Entgegennahme erfüllt werde. Dieſe Folgerung erſcheint nicht berech igt. Mag 
auch der Anſpruch auf Auflaſſung wegen fehlender Genehmigung beſtehen bleiben, ſo wird 
doch die Rech sbeſtändigkeit der Entgegennahme der Auflaſſung als eines dinglichen Rech's⸗ 
geſchäf es hierdurch nicht aufgehoben (KG in RIA 16, 262 unter Aufgabe der früheren gegen⸗ 
teiligen Anſich). Gegen das Erfordernis der Genehmigung auch RG 108, 364, wo nicht die 
abſtrakte Natur der Auflaſſung, ſondern der Geſichtspunkt des nicht eintre enden Rech's⸗ 
verluſtes verwertet wird. Iſt dem Kinde ein Grundſtück abzüglich des Nießbrauchs zu⸗ 
gewandt, ſo iſt der Gewalthaber ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung befugt, bei 
der Eigentumseintragung des Grundſtücks zugleich die Eintragung des Nießbrauchs zu be⸗ 
willigen (RIA 14, 258). Zu der Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothek auf dem für das 
Kind erworbenen Grundſtück foll, da der Grundſtückserwerb auch ohne Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks vor ſich gehen kann, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts notwendig fein 
(KGJ 32 A 232; SeuffA 65 Nr 12). Dagegen hält neuerdings das Reichsgericht (RG 108, 365; 
110, 175; Warn 1926 Nr 70 — vgl. R 69, 179) die Genehmigung in dieſem Fall nicht für 
erforderlich, weil der Vater im Gegenſatz zum Vormund ($ 1821 Abſ 1 Nr 4) in der Aus⸗ 
geſtaltung des ſchuldrechtlichen Grundſtückserwerbsvertrags vollig frei ſei und das Kind ohne 
Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts zur Beſtellung einer Reſtkaufgeldhypothek verpflichten 
könne, deshalb aber auch für die zur Erfüllung dieſer Verpflichtung dienende dingliche Ver⸗ 
fügung der Genehmigung nicht bedürfe. Aus dieſem Grunde iſt nach Reh 110, 175 auch die 
Übernahme einer Hypothek beim Erwerb eines Grundſtücks unter Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis nicht genehmigungspflichtig, vgl. dazu Enneccerus⸗Kipp $ 115 II 13; d) zu dem ent- 
geltlichen Erwerb oder der Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts und dem auf den Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts gerichteten Geſellſchaftsvertrage nach $ 1822 Nr 3; e) zur Aufnahme 
von Geld auf den Kredit des Kindes (Aufnahme eines Darlehns, Eingehung eines 
Kontokorrentverhältniſſes), zur Übernahme einer fremden Verbindlichkeit und zur Schuldüber⸗ 
nahme, ſowie zu gewiſſen andern bedenklichen Rechtsgeſchäften (Ausſtellung eines Inhaber⸗ 
papiers, Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder Orderpapier, Erteilung 
einer Prokura; vgl. hierüber 8 1822 zu Nr 8—11). In der Frage, ob der Gewalthaber 
das Kind zu wiederkehrenden Leiſtungen über das 21. Jahr hinaus verpflichten darf, 
was auch durch Miet⸗ und Pachtverträge geſchehen kann, nimmt das BGB einen mittleren 
Standpunkt ein, indem es dieſe Geſchäfte zwar für zuläſſig, aber für den Fall, daß die 
Verpflichtung über das 21. Lebensjahr des Kindes fortdauern ſoll, für genehmigungs⸗ 
Bern erklärt ($ 1882 Nr 5, Rc 114, 37). Vgl. im übrigen die Erläuterungen zu 88 1821 
und 1822. 


2. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit einer allgemeinen Ermächtigung des Gewalthabers gilt 
§ 1825, hinſichtlich der Form der Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
und hinſichtlich der rechtlichen Wirkungen des Fehlens der Genehmigung gelten die in 88 1828 
bis 1831 für die Rechtsgeſchäfte des Vormundes aufgeſtellten Grundſätze. 


3. Darüber, wann die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu Rechtshandlungen 
in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes erforderlich iſt, it in $ 1643 nichts beſtimmt. 
Vorgeſchrieben iſt die Genehmigung für den Antrag auf Ehelichkeitserklärung und die Ein⸗ 
willigung des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen (88 1728, 1729, 
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1731), für die Eingehung und Aufhebung des Kindesannahmevertrags, und zwar ſowohl 
betreffs des Annehmenden als des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen 
(SS 1750, 1751, 1755, 1770), außerdem für den Antrag auf Entlaſſung des Kindes aus der 
Staatsangehörigkeit, falls der Gewalthaber den Autrag nicht zugleich für ſich ſelbſt ſtellt 
(8 19 RuStAng® v. 22. 7. 13). Steht dem Gewalthaber die Sorge für die Perſon des Kindes 
nicht zu, ſo iſt nach dieſer Vorſchrift die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts unbedingt 
erforderlich. Über die Fälle, in denen die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes nur 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geftattet ift, ſ. $ 1630 A 2. 


8 1644 


Der Vater kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem Kinde nicht ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung zur Erfüllung eines von dem Kinde geſchloſſenen Vertrags 
oder zu freier Verfügung überlafjen?). 

E 1 1512 II 1535; M 4 767; P 4 567. 

1. Der Gewalthaber kann die Vorſchriften über die Notwendigkeit vormundſchaftsgericht⸗ 
licher Genehmigung nicht dadurch wirkungslos machen, daß er die Vermögensgegenſtände, 
zu deren Veräußerung es der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf (wie im Falle 
des 8 1821 Nr 1), dem Kinde zur freien Verfügung überläßt. Die Vorſchrift iſt nur deshalb 
aufgenommen, um einer aus $ 110 herzuleitenden gegenteiligen Folgerung vorzubeugen. 
Sie bezieht ſich übrigens nur auf den Fall, daß der Gewalthaber das ſeiner Verwaltung unter- 
liegende Kindesvermögen, nicht darauf, daß er ſein eigenes Vermögen dem Kinde überläßt 
(RS 15. 5. 05 IV 620/04). 

§ 1645 


Der Vater ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ein 
neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Kindes beginnen“). 
E 1 1515 II 1536; M 4 768; P 4 567. 


1. 8 1645 fordert wegen der mit dem Geſchäftsbetriebe für das Kind verbundenen Ge⸗ 
fahren die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung über 88 1643, 1822 Nr 3 hinaus auch 
für den Beginn eines neu errichteten oder durch unentgeltlichen Vertrag übernommenen, 
im Namen des Kindes zu betreibenden neuen Erwerbsgeſchäfts (vgl. über deſſen Begriff 
§ 112 A 2), nicht für die bloße Erweiterung eines ſolchen Geſchäfts. Dieſe Genehmigung 
iſt weſentlich anderer Art als die in $ 112 vorgeſehene Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu der für die Geſchäftsfähigkeit bedeutungsvollen Ermächtigung des Minderjährigen 
zum ſelbſtändigen Geſchäftsbetriebe (vgl. § 1651 A 1). Die Verletzung der in $ 1645 gegebenen 
Sollvorſchrift macht den Gewalthaber nach 8 1664 erſatzpflichtig, rechtfertigt auch das Ein- 
ſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus § 1667, ſteht aber der Gültigkeit der im Betriebe des 
Geſchäfts vorgenommenen Rechtshandlungen und der Kaufmannseigenſchaft des Kindes 
nicht entgegen. Es beſteht alſo die Pflicht der Buchführung, die von dem Gewalthaber bei 
eigener Verantwortlichkeit zu erfüllen iſt. Auch kann der Regiſterrichter die Eintragung der 
Firma des Erwerbsgeſchäfts nicht deshalb ablehnen, weil die erforderliche Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts nicht vorliege (a. A. RGGSt 45, 3, wonach die Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft des Kindes erſt mit der Volljährigkeit eintreten ſoll). Zur Auflöſung eines Er⸗ 
werbsgeſchäfts bedarf der Gewalthaber, abweichend von der in $ 1823 für den Vormund ge⸗ 
troffenen Beſtimmung, nicht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Vgl. auch 


9 1823 A 1. 
8 1646 


Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes bewegliche Sachen, ſo geht 
mit dem Erwerbe das Eigentum auf das Kind über, es ſei denn, daß der 
Vater nicht für Rechnung des Kindes erwerben will!). Dies gilt insbeſondere 
auch von Inhaberpapieren und von Orderpapieren, die mit Blankoindoſſa⸗ 
ment verſehen ſind. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der 
Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Sachen der bezeichneten Art 
oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen übertragung der Abtretungs⸗ 
vertrag genügt. 

E I 1537; P 4 571 

26* 
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1. Eigentumsübergang auf das Kind. Wegen des Anſpruchs auf Herausgabe des geſetz⸗ 
lich der Verwaltung des Gewalthabers unterworfenen Vermögens iſt das Kind durch das 
Vorrecht des § 61 Nr 5 KO geſichert (ſ. 8 1668 A 2). Eine weitere Sicherung bezweckt der 
8 1646. Es iſt zwar nicht der Rechtsſatz aufgeſtellt, daß die mit Mitteln des Kindes von dem 
Gewalthaber erworbenen Sachen und Rechte notwendig an Stelle dieſer Mittel Vermögen 
des Kindes werden (Erſetzungsgrundſatz). Der Vermögensübergang⸗ iſt vielmehr abhängig 
von dem Willen des Gewalthabers, das Eigentum oder dingliche Recht dem 
Kinde zuzuwenden. Für das Vorhandenſein dieſes Willens ſpricht aber die Vermutung, 
falls der Gewalthaber mit Mitteln des Kindes erworben hat, und zwar auch in dem 
Falle, daß er das Rechtsgeſchäft in eigenem Namen abgeſchloſſen hat. Der Gewalthaber kann 
als ehrlich handelnder Mann, falls nicht außergewöhnliche Umſtände vorliegen, nur den Willen 
haben, das aus Mitteln des Kindes Angeſchaffte dem Kinde zuzuwenden. Dieſe Auslegungs⸗ 
regel gilt natürlich nur für bewegliche Sachen, zu deren Übereignung die Beſitzübergabe 
genügt, und für Rechte, die durch Abtretungsvertrag oder, wie bei Inhaberpapieren und mit 
Blankoindoſſament verſehenen Orderpapieren (SI 363 ff. HGB, Artt 9ff. WO), durch Über⸗ 
gabe der Urkunde übertragen werden, nicht für die durch Auflaſſung zu übereignenden Grund⸗ 
ſtücke und für Rechte, zu deren Übertragung es einer beſondern Form bedarf. Der Beſitz⸗ 
übergang auf das Kind vollzieht ſich dadurch, daß der Gewalthaber für ſich, ohne daß dies 
dem den Beſitz übertragenden Vertragsgegner kund zu ſein braucht, den Willen des Beſitz⸗ 
erwerbs für das Kind gefaßt hat. Auf den Willen des Vertragsgegners wird es regelmäßig 
nicht weiter ankommen, da es dieſem, der (aus den Mitteln des Kindes) ſeine Befriedigung 
erhält, gleich ſein kann, ob der Beſitz auf den Gewalthaber oder das Kind übergeht, und des⸗ 
halb angenommen werden darf, daß er mit der von dem Gewalthaber getroffenen Beſtimmung 
einverſtanden iſt (vgl. RGS Gruch 37, 975). Das gleiche gilt für den Übergang des Rechtes. 
Als ein Erwerb aus Mitteln des Kindes iſt es nach RG 76, 137 auch aufzufaſſen, wenn der 
Gewalthaber aus der in eigenem Namen vorgenommenen Verſicherung von Sachen des Kindes 
Rechte erlangt hat. Auch in ſolchem Falle iſt anzunehmen, daß die Rechte entſprechend dem 
mutmaßlichen Willen des Gewalthabers dem Kinde erworben werden. Hat ein Erwerb für 
den Gewalthaber ſtattgefunden, ſo kann dieſer den Beſitz oder das Recht durch ein mit ſich 
ſelbſt geſchloſſenes Rechtsgeſchäft — das ſich als Erfüllungsgeſchäft im Sinne des 5 181 dar⸗ 
ſtellt — dem Kinde übertragen. Es genügt, daß der Übertragungswille irgendwie erkennbar 
in Erſcheinung tritt (RG 76, 137f.). 


8 1647 


Die Vermögensverwaltung des Vaters endigt mit der Rechtskraft des 
Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen des Vaters eröffnet 
wird). 

Nach der Aufhebung des Konkurſes kann das Vormundſchaftsgericht 
die Verwaltung dem Vater wieder übertragen?). 

E I 1553 Abf 1 u. 2 II 1538; M 4 816; P 4 688. 


1. Durch Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Gewalthabers hat dieſer 
die zur Fortführung der Verwaltung erforderliche Vertrauenswürdigkeit verloren. Seine 
Vermögensverwaltung — nicht auch das Nutznießungsrecht ($ 1656 Abſ 1) — endet daher, 
und zwar ſowohl in tatſächlicher als rechtlicher Hinſicht (vgl. 8 1638 A 1) mit der Rechtskraft 
des den Konkurs eröffnenden Beſchluſſes (85 72, 73, 109 KO). Das gleiche iſt hinſichtlich 
des Ehemanns in $ 1419, nicht aber auch hinſichtlich des Vormundes beſtimmt. Der Ver⸗ 
luſt der Vermögensverwaltung tritt auch in dem Falle ein, daß über das Geſellſchaftsver⸗ 
mögen einer offenen Handelsgeſellſchaft, an welcher der Gewalthaber als Geſellſchafter beteiligt 
iſt, Konkurs eröffnet wird (KG in RIA 12, 179). Bei der den Geſellſchaftern obliegenden 
geſamtſchuldneriſchen Haftung erſcheint es bis zur Aufhebung des Konkurſes mindeſtens 
zweifelhaft, ob der Gewalthaber ſeinen Verbindlichkeiten aus dem Geſellſchaftsverhältnis 
gerecht werden kann. Von dem Vormundſchaftsgericht, das von der Konkurseröffnung 
durch das Konkursgericht Nachricht erhält (vgl. 8 50 FGG), iſt zur Führung der Vermögens⸗ 
verwaltung ein Pfleger zu beſtellen, der übrigens mit der Beſorgung des Unterhalts für 
das Kind nicht befaßt iſt und deshalb nicht etwa von den dem Gewalthaber kraft ſeines 
Nutznießungsrechts abzuliefernden Nutzungen die Koſten des Unterhalts des Kindes vorweg 
in Abzug bringen kann. Der Verluſt der Vermögensverwaltung erſtreckt ſich nicht bloß auf 
dasjenige Vermögen, welches den Kindern zur Zeit des Konkurſes gehörte, ſondern auch auf 
das ſpäter erworbene Vermögen. Desgleichen geht das Recht der Sorge für das Vermögen 
des Kindes dem Gewalthaber auch dann verloren, wenn zur Zeit der Konkurseröffnung 
noch kein Vermögen vorhanden war. Hat das Konkursverfahren ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB ſtattgehabt, fo tritt mit dieſem Zeitpunkte die in $ 1647 beſtimmte Wirkung 
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des Konkurſes ein (vgl. RG JWö 01,491). Dagegen bezieht ſich § 1647 nicht auf das Vermögen 
derjenigen Kinder, welche erſt nach Beendigung des Konkurſes geboren find. Iſt der Konkurs 
eröffnungsbeſchluß ſchon vor Entſtehung der elterlichen Gewalt rechtskräftig geworden, und 
hat die Konkurseröffnung bei Erlangung der elterlichen Gewalt noch fortgewirkt, indem das 
eheliche Kind vor Beendigung des Konkurſes geboren oder das außereheliche Kind vor dieſem 
Zeitpunkte legitimiert iſt, ſo geht die Vermögensverwaltung auf den Gewalthaber nicht erſt 
über. Wegen des Konkursvorrechts des Kindes ſ. 8 1668 A 2. 

2. Eine dauernde Unfähigkeit zur Verwaltung des Kindesvermögens wird durch die Kon ⸗ 
kurseröffnung nicht herbeigeführt. Nach Aufhebung des Konkurſes kann dem Gewalthaber 
von dem Vormundſchaftsgericht, was in deſſen freiem Ermeſſen ſteht — Beſchwerde daher 
nicht zuläſſig (Bay Obs 2, 407) —, die Verwaltung wieder eingeräumt werden. 


8 1648 


Macht der Vater bei der Sorge für die Perſon oder das Vermögen des 
Kindes Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten 
darf, jo kann er von dem Kinde Erſatz verlangen, ſofern nicht die Auf» 
wendungen ihm ſelbſt zur Laſt fallen!) ). 

E I 1503 i. Verb. mit 1698 II 1539; M 4 742 u. 746; P 4 561; 5 143; 6 298. 


1. Die Vorſchrift des 8 1648 hat nicht bloß für die Vermögensverwaltung, ſondern auch 
für die Verwaltung der perſönlichen Angelegenheiten des Kindes Bedeutung. Nach dieſer 
Vorſchrift gilt für den Gewalthaber hinſichtlich des Anſpruchs auf Erſatz von Aufwendungen 
dasſelbe, was für den Beauftragten in § 670 beſtimmt iſt. Er ſoll, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, ob ſachlich die Aufwendungen nötig waren, alle Aufwendungen erſetzt erhalten, die 
er den Umſtänden nach ohne Verſchulden für erforderlich halten durfte, und zwar 
hat er hierbei gemäß § 1664 nur für diejenige Sorgfalt aufzukommen, die er in eigenen An⸗ 
gelegenheiten anzuwenden pflegt. Bei der Prüfung, ob er die Aufwendung als erforderlich 
anſehen durfte, it nicht bloß die Nützlichkeit an ſich, ſondern auch die Angemeſſenheit der Aus⸗ 
gabe mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des Kindes, insbeſondere ſeine Vermögens⸗ 
verhältniſſe, in Betracht zu ziehen. Der dem Gewalthaber zu leiſtende Erſatz umfaßt nach 
§ 256 auch die Verzinſung des von ihm in Geld oder Geldeswert aufgewandten Betrags, 
die jedoch bei Aufwendungen für einen dem Kinde gehörigen Gegenſtand für die Zeit fort⸗ 
fällt, für welche dem Gewalthaber die Nutzungen gebühren. An Stelle des Anſpruchs auf Er- 
ſatz tritt, wenn der Gewalthaber ſtatt der Aufwendung zu gleichem Zweck eine Verbindlich⸗ 
keit eingegangen iſt, nach § 259 der Anſpruch auf Befreiung von dieſer Verbindlich⸗ 
keit. Hinſichtlich des Anſpruchs auf Erſatz und Befreiung kann der Gewalthaber während der 
Dauer ſeiner Verwaltung ſich ſelbſt befriedigen. Nach Beendigung der Verwaltung iſt er 
darauf angewieſen, ſeine Anſprüche nötigenfalls im Klagewege geltend zu machen. Ein An⸗ 
ſpruch auf Leiſtung eines Vorſchuſſes zur Deckung der Aufwendungen ($ 669) iſt ihm nicht 
gegeben, da er kraft ſeines Verwaltungsrechts auch ohnedies wegen des Erſatzes gefichert iſt. 
Für Dienſtleiſtungen und für Zeitverſäumnis erhält der Gewalthaber (abweichend 
von 88 1835, 1836) keine Vergütung. 

2. Eine Erſatzpflicht beſteht nicht, ſoweit die Aufwendungen dem Gewalthaber ſelbſt 
zur Laſt fallen. Dahin gehören die Unterhaltslaſten ($$ 1601ff.) und die Laften der Nutznießung 
($ 1654). Die Koſten der Vermögensverwaltung, auch die Koſten eines nach $ 1640 aufzu⸗ 
nehmenden Verzeichniſſes, einſchließlich des öffentlichen Verzeichniſſes (a. A. Planck A 9 zu 
8 1640; teilweiſe abweichend Blume A 8 zu 8 1640), fallen dem Kinde, nicht dem Gewalt⸗ 
haber zur Laſt. Ausnahmsweiſe ſind die Koſten des bei der Wiederverheiratung von dem 
Gewalthaber einzureichenden Verzeichniſſes und der Auseinanderſetzung in 8 1669 dieſem 
auferlegt, wie er auch nach $ 1672 Abſ 2 die Koſten der Beſtellung und Aufhebung einer 
Sicherheit als von ihm veranlaßt zu tragen hat. 


8 1649 


Dem Vater ſteht kraft der elterlichen Gewalt die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes zu!) 2). 

E I 1502 Nr 2 II 1540; M 4 724; P 4 547. 

1. In Übereinſtimmung mit dem bisherigen Recht in Deutſchland hat auch das BGB 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt die Nutznießung an dem Kindesvermögen einge 
räumt, die darin ihre Rechtfertigung findet, daß die Familiengemeinſchaft zugleich eine ge · 
wiſſe Vermögensgemeinſchaft begründet. Die Nutznießung geht, abgeſehen von dem Falle 
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der Verheiratung des Kindes ($ 1661), des Verzichts ($ 1662) und der Entziehung der Nutz⸗ 
nießung wegen Unterhaltsgefährdung (8 1666 Abſ 2), nur durch Verluſt der elterlichen Gewalt 
verloren, nicht durch Ruhen der elterlichen Gewalt (§ 1678, vgl. jedoch § 1685 Abſ 2), auch 
nicht dadurch, daß wegen Fortfalls des Vertretungsrechts in perſönlichen und Vermögens⸗ 
angelegenheiten des Kindes ($ 1778) ein Vormund beſtellt werden muß. 


2. Die Nutznießung unterſcheidet ſich weſentlich von dem Nießbrauch (auch von dem 
letztwillig zugewendeten Nießbrauch am Kindesvermögen, RG JW 1909, 145°). Der Nutz⸗ 
nießung iſt das Kindesvermögen kraft Geſetzes unterworfen, ohne daß es zu ihrem Entſtehen der 
für die Begründung des Nießbrauchs erforderlichen Form bedarf und ohne daß eine Eintragung 
in das Grundbuch zuläſſig iſt. Der Nutznießung unterliegen, abweichend vom Nießbrauch 
(vgl. 8 1069 A 2), auch diejenigen Rechte, die nicht übertragen werden können, ſofern fie nur 
eine Ausübung durch einen andern zulaſſen. An Stelle der Beſtimmungen über den Beſitz und 
das Verfügungsrecht des Nießbrauchers (a. A. hinſichtlich des 81048 Abſ 1 Staudinger A 2 by 
zu § 1652, Planck A 1 b zu $ 1654, Blume A 2 b zu 8 1654) tritt das auf familien⸗ 
rechtlicher Grundlage beruhende Verwaltungsrecht des Gewalthabers, woraus auch eine 
Anderung der Beſtimmungen über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen ($ 1067 iſt durch 
§ 1653 erſetzt), über den Mitbeſitz an Inhaberpapieren (§ 1081) und das Verfügungsrecht 
über Forderungen und Kapitalien (SS 1074 ff.) ſich ergibt. Verſchiedenheiten zeigen ſich 
ferner bei der Behandlung der Laſten (§ 1654). Wenn auch hiernach die Nutznießung mehr 
einen familienrechtlichen Charakter hat, ſo kann ihr gleichwohl, was ihre ſachenrechtliche Unter⸗ 
lage betrifft, die Eigenſchaft eines dinglichen Rechtes nicht abgeſprochen werden (RG 
75, 162; JW'ſ 1913, 74019). 


8 1650 


Von der Nutznießung ausgeſchloſſen!) (freies Vermögen) ſind die aus⸗ 
ſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen, ins⸗ 
beſondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte). 

E 1 1516 II 1541: M 4 773; P 4 572. 


1. Alles andere Vermögen des Kindes, das nicht in den 88 1650 oder 1651 als zu dem 
freien Vermögen gehörig bezeichnet iſt, unterliegt der Nutznießung des Gewalthabers. Dahin 
gehört auch der Anſpruch des Kindes auf Erſatz des durch einen Unfall erlittenen Schadens. 
Dieſer Anſpruch ſteht dem Kinde, nicht dem Gewalthaber zu. Hieran wird dadurch nichts ge⸗ 
ändert, daß das Kind einen geſetzlichen Anſpruch auf Unterhalt gegen den Vater hat und 
daß dieſer auf Grund feiner Unterhaltspflicht die Koſten der Heilung zu tragen hat (8 843 
Abſ 4; RG 65, 163; IW 1911, 77442). Dem Vater verbleibt natürlich das Recht, das von ihm 
zur Heilung Aufgewandte, ſoweit das Kind den Schaden erſetzt erhalten hat, ſich von dieſem 
erſtatten zu laſſen. 

2. Daß die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen 
Eigentum des Kindes werden, iſt in 8 1650 nicht geſagt. Es kommt hierfür auf den Willen 
des Zuwenders an (anders § 1362 Abſ 2). Sind fie Eigentum des Kindes, fo gehören fie zum 
freien Vermögen. Durch den Ausſchluß der Nutznießung iſt nicht ohne weiteres das Ver⸗ 
waltungsrecht des Gewalthabers ausgeſchloſſen. Doch macht er ſich erſatzpflichtig, wenn 
er ohne Not in einer dem Intereſſe des Kindes zuwiderlaufenden Weiſe über die Gegenſtände 
des § 1650 verfügt. Darin, daß der Gewalthaber dem Kinde beſtimmte Gegenſtände zum 
ausſchließlichen Gebrauch überläßt (Taſchengeld uſw.), kann zugleich ein Verzicht auf das 
Verwaltungsrecht liegen. Dem Kinde gegebene Patengeſchenke unterliegen der Nutznießung, 
wenn ſie nicht zu ſeinem perſönlichen Gebrauch beſtimmt ſind oder der Geber nach § 1651 
Abſ 1 Nr 2 nichts anderes beſtimmt hat. 


§ 1651 

Freies Vermögen iſt: 

1. was das Kind durch ſeine Arbeit oder durch den ihm nach S 112 ge⸗ 
ftatteten ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt!); 

2. was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Leben⸗ 
den von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erb⸗ 
laſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung be⸗ 
ſtimmt hat, daß das Vermögen der Nutznießung entzogen ſein joll?). 

Die Vorſchriften des § 1638 Abſſ2 finden entſprechende Anwendung?) ). 


E I 1517—1519 II 1542; M 4 770 ff.; P 4 572. 
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1. Als freies Vermögen unterliegt nicht der Nutznießung der von dem Kinde durch Arbeit 
(außer im Falle des § 1617) oder Geſchäftsbetrieb gemachte Erwerb, wozu auch die durch 
Arbeit verdienten Trinkgelder, die als Belohnung für ſeinen Fleiß ihm gegebenen Schul⸗ 
preiſe, die auf Grund der Arbeiterverſicherungsgeſetze ihm zukommenden Bezüge uſw. 
gehören. Das durch Geſchäftsbetrieb Verdiente (vgl. über den Begriff des Erwerbs⸗ 
geſchäfts $ 112 A 1) wird aber nur dann freies Vermögen des Kindes, wenn ihm dieſer 
Betrieb gemäß § 112 von dem Gewalthaber mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
geſtattet iſt. Das Kind hat hiernach ſelbſt ein erhebliches Intereſſe daran, dieſe Genehmigung 
einzuholen. Ein bei Erteilung der Ermächtigung von dem Gewalthaber gemachter Vorbe⸗ 
halt der Nutznießung würde unwirkſam fein. Der Nutznießung des Gewalthabers unter 
liegen auch nicht die ausſchließlich für die Perſon des Kindes beſtimmten dienſtlichen Bezüge 
(Kinderzuſchlag, Waiſenrente, ſ. Recht 1922 Nr 1419). 

2. Über den Erwerb durch Zuwendungen eines Dritten vgl. 8 1638 A 2. Ebenſo wie 
das Verwaltungsrecht kann auch die Nutznießung von dem Dritten ausgeſchloſſen werden. 

3. Die Anwendbarkeit des Erſetzungsgrundſatzes gemäß § 1638 Abſ 2 folgt daraus, 
daß das freie Vermögen (abgeſehen von den in § 1650 bezeichneten Gegenſtänden, die nur 
in ihrer Eigenſchaft als dem Gebrauche des Kindes dienende Sachen von der Nutznießung 
ausgenommen find) ein Sondervermögen bildet (f. hierüber $ 1638 A 3). 

4. Der Verwaltung des Gewalthabers (vgl. § 1650 A 2) iſt das freie Vermögen nicht 
ohne weiteres entzogen. Die Geſchäftsfähigkeit des Kindes erſtreckt ſich nach § 113 nur auf 
die Eingehung oder Aufhebung von Dienſt⸗ oder Arbeitsverträgen und auf Erfüllung ſich 
hieraus ergebender Vertragspflichten. Der von dem Kinde verdiente Lohn kann daher rechts⸗ 
wirkſam ohne Zuſtimmung des Gewalthabers, die auch ſtillſchweigend erteilt ſein kann, nicht 
an das Kind ausgezahlt werden. Nach § 119a GewO kann durch Statut der Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes beſtimmt werden, daß der Lohn an die minderjährigen 
gewerblichen Arbeiter nur auf Grund ſchriftlicher Zuſtimmung oder Lohnquittung der Eltern 
oder Vormünder ausgezahlt werden darf. Es kann auch beſtimmt werden, daß die Gewerbe⸗ 
de von den Lohnzahlungen den Eltern oder Vormündern Mitteilung zu machen 
haben. 


8 1652 


Der Vater erwirbt die Nutzungen des ſeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nieß⸗ 
braucher !). 

E I 1520 II 1548; M 4 775; P 4 575. 


1. Die für den Nießbrauch geltenden Beſtimmungen — auf welche $ 1520 € I allgemein 
verwies — finden auf die Nutznießung nur inſofern uneingeſchränkte Anwendung, als ſie 
den Erwerb der Nutzungen betreffen. Der Gewalthaber erwirbt hiernach während der Dauer 
der Nutznießung die natürlichen Früchte mit der Trennung ($ 954). Wegen des Erwerbs der 
Zinſen |. 8 1068 A 2. Wegen der Verteilung der Früchte zwiſchen dem Gewalthaber und dem 
Eigentümer bei Beginn und Beendigung der Nutznießung kommen die Vorſchriften des 8 101 
zur Anwendung. Der Umfang des Fruchtgewinnungsrechts beſtimmt ſich nach 88 99, 1039 
(unter Wegfall jedoch der hier angeordneten Pflicht zur Sicherheitsleiſtung, die ausſchließlich 
durch § 1668 geregelt wird), nach 8 1040 (mit der Abweichung, daß die Nutznießung auch auf 
den in das nichtfreie Vermögen des Kindes fallenden Schatzanteil ſich erſtreckt), nach §88 1046, 
1066, 1068 u. 1073. — Über die Pfändbarkeit der Früchte |. $ 1658 A 1. 


8 1653 


Der Vater darf verbrauchbare Sachen!), die zu dem ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögen gehören, für ſich veräußern oder verbrauchen, 
Geld) jedoch nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Macht der 
Vater von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er den Wert der Sachen nach der 
Beendigung der Nutznießung zu erſetzen; der Erſatz iſt ſchon vorher zu leiſten, 
wenn die ordnungsmäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. 

E I 1528 Abſ 2 u. 3, 1525 II 1544; M 4 777; P 4 576. 


1. Die Nutznießung an verbrauchbaren Sachen iſt abweichend von dem Nießbrauch ($ 1067) 
dahin geordnet, daß das Eigentum auf den Gewalthaber erſt mit der Veräußerung 
oder dem Verbrauche übergeht, wodurch dem Kinde eine größere Sicherung gewährt iſt, 
und daß der Gewalthaber den Werterſatz, der nach der Zeit der Verwendung ſich beſtimmt, 
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ſchon vor Beendigung der Nutznießung, ſobald die Geldmittel zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung gebraucht werden, zu leiſten hat. Hinſichtlich der Verpflichtung des Gewalthabers 
zur Sicherheitsleiſtung iſt lediglich $ 1668 maßgebend. — Über das Recht der Gläubiger des 
Kindes, den Erſatzanſpruch zu pfänden, ſ. §S 1659 A 2. 

2. Beſteht die Nutznießung an Geld, mag dieſes von vornherein oder erſt ſpäter Gegen; 
ſtand der Nutznießung geworden fein, fo hat gemäß § 1642 der Gewalthaber die Pflicht zur 
mündelſicheren Anlegung. Das Vormundſchaftsgericht kann aber, falls es das Kind 
hierdurch nicht für geſchädigt erachtet, dem Gewalthaber geſtatten, das Geld vorbehaltlich 
des nach § 1653 zu leiſtenden Erſatzes für ſich zu verwenden. Zinſen hat in dieſem Falle der 
Gewalthaber nicht zu zahlen. Das Vormundſchaftsgericht kann auch die Genehmigung nach 
ſeinem Ermeſſen von Erfüllung beſtimmter Bedingungen, insbeſondere von Leiſtung einer 
Sicherheit abhängig machen. Gegen die Verweigerung oder die bedingungsweiſe Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung iſt Beſchwerde nach § 20 FGG zuläſſig. 


8 1654 


Der Vater hat die Laſten des ſeiner Nutznießung unterliegenden Ver⸗ 
mögens zu tragen. Seine Haftung beſtimmt ſich nach den für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der SS 1384 bis 
1386, 1388 )2)8). Zu den Laſten gehören auch die Koſten eines Rechtsſtreits, der 
für das Kind geführt wird, ſofern ſie nicht dem freien Vermögen zur Laſt 
fallen, ſowie die Koſten der Verteidigung des Kindes in einem gegen das 
Kind gerichteten Strafverfahren, vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Kindes 
im Falle ſeiner Verurteilung) ). 

E 1 1531 Abſ 1 II 1545; M 4 788; P 4 581. 


1. Der Gewalthaber hat als Nutznießer ebenſo wie der Nießbraucher und der nutznießungs⸗ 
berechtigte Ehemann (88 13841386) die Laſten zu tragen, die nach wirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſätzen aus den Nutzungen zu beſtreiten ſind. Hierher gehören: a) die durch Gewinnung 
der Nutzungen entſtehenden Koſten, worunter auch die Betriebskosten fallen (8 1384, 
vgl. 88 102 u. 1047 A 1); b) die Erhaltungskoſten nach Maßgabe der $$ 1384, 1041, 1043, 
1068, alſo mit Ausſchluß der außergewöhnlichen Ausbeſſerungs⸗ und Erneuerungskoſten. 
Zu den Erhaltungskoſten im weiteren Sinne ſind auch die Verſicherungskoſten zu rechnen, 
die dem Nutznießer uneingeſchränkt zur Laſt fallen, auch in dem Falle, daß er nach den Grund 
ſätzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft (8 1045) nicht zur Verſicherung verpflichtet war 
(8 1385 Nr 3); e) die öffentlichen Laſten mit Ausnahme derjenigen außerordentlichen 
Laſten, die als auf den Stammwert gelegt anzuſehen ſind, wie dies z. B. bei der Erbſchafts⸗ 
ſteuer der Fall iſt ($ 1385 Nr 1). Um nicht im Gegenſatz zu der bei den Laſten feſtgehaltenen 
Begrenzung hier zu einer ſchrankenloſen Belaſtung des Nutznießers zu gelangen, iſt der Be⸗ 
griff der öffentlichen Laſt auf diejenigen Abgaben und abgabeähnlichen Leiſtungen zu be⸗ 
ſchränken, die an den Staat, die Gemeinde oder öffentliche Verbände zu entrichten find ( Steuern, 
Armenlaſten, Schullaſten, Wegebaukoſten, Deichlaſten, Arbeiterverſicherungsbeiträge, Ge⸗ 
bühren uſw.), ſo daß die im polizeilichen Intereſſe auferlegten Leiſtungen nicht hierunter 
fallen (a. A. Schultzenſtein, Arch BürgR 29, 168 ff.; vgl. Blume daſ. 30, 1ff.). Wegen der 
Gerichtsgebühren vgl. A 3; d) die privatrechtlichen Laſten ( 1385 Nr 2) einſchließlich 
der Zinſen und der bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Nutzungen zu beſtreitenden 
wiederkehrenden Leiſtungen, auch die von dem Kinde in Erfüllung der geſetzlichen Unterhalts. 
pflicht zu leiſtenden Beträge (§ 1386). 

2. Aus der Anwendbarkeit des § 1388 folgt, daß die Verpflichtung des Gewalthabers 
zur Tragung der Laſten nicht bloß dem Kinde, ſondern auch den Gläubigern gegenüber 
beſteht, und zwar haftet er neben dem Kinde als Geſamtſchuldner. Auch betreffs der zu 10 
bezeichneten öffentlichen Laſten ift dieſe Haftung des Gewalthabers als eine privatrechtliche, 
nicht 1 eine öffentlich⸗rechtliche aufzufaſſen. Ein Erſatzanſpruch gegenüber dem Kinde be⸗ 
ſteht nicht. 

3. Zu den unter 1 aufgeführten Laſten gehören auch die Prozeßkoſten und die Koſten 
der Verteidigung (nicht bloß des Verteidigers). Die in $ 1416 Abſ 2 aufgeſtellte Beſchränkung, 
daß die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten fein muß, ift in § 1654 nicht 
übernommen, weil über die Prozeßführung labgeſehen von der Führung des Rechtsſtreits 
durch einen für das Kind beſtellten Pfleger oder durch das inſoweit prozeßfähige Kind) und 
die Verteidigung (abgeſehen von der durch 3 140 StPO angeordneten notwendigen Ver⸗ 
teidigung) der Gewalthaber ſelbſt zu beſtimmen hat. Soweit das Kind ſelbſt nach 58 112, 
113 in Verbindung mit § 52 Abſ 1 388 prozeßfähig iſt, handelt es ſich um Angelegenheiten 
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des freien Vermögens (vgl. A 4). In dem gleichen Umfange, in dem der Gewalthaber die 
Prozeßkoſten zu tragen hat, iſt er auch erforderlichenfalls zur vorſchußweiſen Entrichtung ver⸗ 
bunden (ſtr.). Die Koſten der Verteidigung kann er, wenn das Kind rechtskräftig verurteilt wird, 
von dieſem zurückverlangen. Desgleichen hat das Kind, wenn es in einem zwiſchen ihm und 
dem Gewalthaber geführten Rechtsſtreit unterliegt, die Prozeßkoſten zu erſtatten (88 1660, 
1416 Abſ 1). Die Gebühren, welche der Staat für feine Tätigkeit in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit erhebt, ſind in Satz 2 nicht beſonders erwähnt. Sie fallen jedoch 
ebenfalls unter den Begriff der öffentlichen Laſten (vgl. A 16). Dagegen gehören zu den 
öffentlichen Laſten oder zu den Koſten eines Rechtsſtreits nicht die Gebühr und Auslagen eines 
Pflegers für feine Tätigkeit in einem außergerichtlichen Erbauseinanderſetzungsverfahren 
(RG IW 1927, 13682). Wegen der Verwaltungskoſten |. $ 1648 A 2. — Die Pflicht der 
Eltern und damit auch des Gewalthabers zur Unterhaltung des Kindes kann, da dieſe 
Pflicht von dem Beſtehen einer Nutznießung unabhängig iſt, nicht als Laſt der Nutznießung 
bezeichnet werden. 


4. Begrenzung der Haftung. Die Verpflichtung zur Tragung der unter 1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Laſten iſt nicht durch den Betrag der Nutzungen begrenzt. Überſteigen die 
Laſten die Nutzungen, fo kann ſich der Gewalthaber ihrer nur erwehren, wenn er auf die Nutz⸗ 
nießung verzichtet (§ 1662). Iſt ein der Nutznießung unterworfenes Vermögen überhaupt nicht 
vorhanden, Io entfällt damit die Pflicht zur Laſtentragung (RG St 45, 407; RG 97, 175; SeuffA 
68 Nr 101, 239 — beſtr.). Dies gilt auch hinſichtlich der den Laſten gleich behandelten Koſten. 
Die Pflicht zur Koſtentragung ſetzt voraus, daß tatſächlich ein der Nutznießung unterliegendes 
Vermögen vorhanden iſt. Die Vorſchrift des $ 1387, wonach der Mann der Frau gegenüber 
unbeſchränkt zur Tragung von Koſten verbunden iſt, iſt hierher nicht übernommen. Die Laſten 
liegen ferner dem Gewalthaber inſoweit nicht ob, als ſie, was von dieſem nachzuweiſen 
iſt, das freie Vermögen betreffen. Wird durch die Laſt ſowohl das freie als das nicht⸗ 
freie Vermögen betroffen, ſo hat eine verhältnismäßige Teilung einzutreten. Die dem 
Kinde zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegenden Leiſtungen berühren 
an ſich das freie Vermögen nicht (KGGJ 36 B 3 — vgl. A 1d). Soweit aber durch Hin⸗ 
zurechnung des für die Leiſtungsfähigkeit mit in Betracht zu ziehenden freien Vermögens 
(anders im Falle des $ 1708 Abſ 1, wo es auf die Leiſtungsfähigkeit nicht ankommt) eine Er⸗ 
höhung der Unterhaltsleiſtungen eintritt, braucht der Gewalthaber hierfür, da die Mehr⸗ 
leiſtungen dem freien Vermögen zur Laſt fallen, nicht aufzukommen. Die Koſten eines in per⸗ 
ſönlichen Angelegenheiten des Kindes geführten Prozeſſes müſſen, da dieſe zu dem freien 
Vermögen keine Beziehung haben, von dem Gewalthaber getragen werden. 


5. Hinſichtlich der zeitlichen Begrenzung gilt der Grundſatz des 8 103, daß die regelmäßig 
wiederkehrenden Laſten nach Verhältnis der Zeit, für welche ſie zu entrichten ſind, zu der 
auf dieſen Zeitraum entfallenden Dauer der Nutznießung, andere Laſten inſofern, als ſie 
während der Dauer der Nutznießung fällig geworden ſind, von dem Gewalthaber zu tragen 
ſind. Ein in dieſer Zeit fällig gewordener Vorſchuß iſt gleichfalls von dem Gewalthaber zu 
den 7 ihm jedoch der Anſpruch auf Ausgleichung nach Maßgabe des 8 103 vor⸗ 

ehalten bleibt. 


8 1655 


Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein Erwerbs⸗ 
geſchäft, das von dem Vater im Namen des Kindes betrieben wird, ſo ge⸗ 
bührt dem Vater nur der ſich aus dem Betrieb ergebende jährliche Rein⸗ 
gewinn!). Ergibt ſich in einem Jahre ein Verluſt, jo verbleibt der Gewinn 
ſpäterer Jahre bis zur Ausgleichung des Verluſtes dem Kinde). 


E 1 1527 Abſ 1 II 1546; M 4 782; P 4 578; 5 144. 


1. Die Nutznießung am Erwerbsgeſchäft (vgl. § 112 A 1) iſt in der Weile geftaltet, daß 
der Gewalthaber nicht die Nutzungen unter der Verpflichtung zur Beſtreitung der Laſten 
eigentümlich erwirbt, ſondern nur auf den nach Abzug der Geſchäftsunkoſten ver⸗ 
bleibenden jährlichen Reingewinn Anſpruch hat. Statt des dinglichen Rechtes iſt ihm 
nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Ausantwortung des bei der Abrechnung feſtgeſtellten 
Reingewinns gegeben, was den Vorteil bietet, daß die Gläubiger des Gewalthabers nicht durch 
Pfändung der Nutzungen ftörend eingreifen können. Die Übertragung und Pfändung des 
Anſpruchs ift nach $ 1658 Abſ 2 und 8 862 Z (vgl. 8 1658 A 1 u. 2) erſt zuläſſig, nachdem 
durch die Abrechnung die Fälligkeit des Anſpruchs herbeigeführt iſt. Hierdurch dürfte in- 
des für den Fall, daß die Abrechnung ſchuldhaft verzögert ift, die Übertragung oder Pfän- 
dung nicht ausgeſchloſſen ſein. 

2. Der Reingewinn wird ermittelt durch eine nach kaufmänniſchen Grundſätzen aufzu⸗ 
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ſtellende Bilanz. Bei Anſetzung der Werte ſind die geſchäftzüblichen Abſchreibungen zu 
machen. Eine Zuſammenrechnung des Geſchäftsergebniſſes mehrerer Jahre findet inſofern 
ſtatt, als der Verluſt des einen Jahres durch den Gewinn der ſpäteren Jahre auszu⸗ 


gleichen iſt. 
S 1656 


Steht dem Vater die Verwaltung des ſeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens nicht zu, ſo kann er auch die Nutznießung nicht ausüben; er kann 
jedoch die Herausgabe der Nutzungen verlangen, ſoweit nicht ihre Verwen⸗ 
dung zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögens und zur Beſtreitung 
der Laſten der Nutznießung erforderlich iſt !). 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder iſt dem Vater die Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht entzogen, ſo können die Koſten des Unterhalts des Kindes aus den 
Nutzungen inſoweit vorweg entnommen werden, als ſie dem Vater zur Laſt 
fallen?). 

E I 1532 II 1547; M 4 789; P 4 551 u. 582; 6 327 


1. Steht dem Gewalthaber die Vermögensverwaltung nicht zu — wie im Falle der 
88 1630 Abſ 2, 1638, 1647, 1665, 1666 Abi 2, 1670, 1678, 1685 Abſ 1, 1693 —, jo wird 
dadurch zwar fein Nutznießungsrecht nicht beeinträchtigt. Wohl aber iſt ihm die Verwaltung 
auch inſoweit genommen, als ſie zur Ausübung des Nutznießungsrechts dient. Es iſt Sache des 
zur Fürſorge für das Vermögen Berufenen, die Nutzungen zu ziehen und hieraus die dem 
Nutznießer obliegenden Laſten ſowie die ſonſtigen zur ordnungsmäßigen Vermogensverwaltung 
erforderlichen Ausgaben zu beſtreiten. Der Gewalthaber hat deshalb nicht das Recht, 
die Nutzungen ſelbſt in Beſitz zu nehmen, ſondern nur einen mit Ablauf des Geſchäftsjahrs 
fälligen und erſt von dieſer Zeit an übertragbaren und pfändbaren (§ 1658 Ab] 2, § 862 Abſ 1 
ZPO) Anſpruch auf Herausgabe des Überſchuſſes der Nutzungen, womit ihm indes das ding⸗ 
liche Recht an den Nutzungen nicht entzogen iſt. Aus dem ihm verbleibenden dinglichen 
Recht folgt, daß er Eigentümer der getrennten Früchte wird und daß die dem Kinde gebühren⸗ 
den Renten uſw., ſofern keinerlei aus den Einkünften zu beſtreitende Koſten entſtehen können, 
eine Beeinträchtigung des Kindes auch ſonſt ausgeſchloſſen iſt, wirkſam von dem Gewalthaber 
in Empfang genommen werden dürfen (R® 75, 161). Beſteht die Nutznießung an einem 
Erbteil, ſo kann der Gewalthaber die dem Anteil des Kindes entſprechenden Nutzungen nicht 
von den einzelnen Nachlaßgegenſtänden (vgl. 88 2040, 2041), ſondern nur von dem geſamten 
Nachlaß beanſpruchen (RG 25. 11. 15 IV 173/15). Ein unmittelbarer Anſpruch auf Aus⸗ 
händigung der Nutzungen gegen den den Nachlaß verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ſteht 
ihm aber nicht zu, wenn der eingeſetzte Pfleger aus den Nutzungen beſondere dem Kinde ob- 
liegende Laſten zu beſtreiten, auch im Intereſſe des Kindes zu überwachen hat, daß die 
Nutzungen richtig berechnet ſind und nicht etwa in zu hohen Beträgen an den Gewalthaber 
gelangen (RG IW 1913, 74019). 

2. Die zur Beſtreitung des Unterhalts des Kindes von dem Gewalthaber aufzubringen- 
den Koſten gehören nicht zu den von dem Nutznießer zu tragenden Laſten (§ 1654 A 3 a. E.). 
Sie können deshalb bei Ablieferung der Nutzungen an den Gewalthaber nicht in Abzug ge⸗ 
bracht werden. Dagegen iſt die Vorwegnahme der Unterhaltskoſten geſtattet, wenn dem 
Gewalthaber, der als unterhaltspflichtig für dieſe Koſten aufzukommen hat, auch die 
Sorge für die Perſon des Kindes nicht zuſteht (vgl. 88 1666 Abſ 1, 1676—1678). 
Es ſteht jedoch im Ermeſſen des Pflegers oder (bei ruhender elterlicher Gewalt) des Vor⸗ 
mundes, von einem ſolchen Abzuge abzuſehen. 


§ 1657 


Iſt der Vater von der Ausübung der Nutznießung ausgeſchloſſen, ſo hat 
er eine ihm dem Kinde gegenüber obliegende Verbindlichkeit, die infolge 
der Nutznießung erſt nach deren Beendigung zu erfüllen ſein würde, ſofort 
zu erfüllen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt ruht). 

E I 1533 II 1548; M 4 789; P 4 582. 

1. Eine weitere Anderung erfährt das Recht der Nutznießung, wenn die Verwaltung dem 


Gewalthaber durch Anordnung des Vormundſchaftsgerichts oder infolge Konkurseröffnung 
(vgl. $ 1656 A 1) verlorenzgehtzoder er durch Anordnung des zuwendenden Dritten ($ 1688) 
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von der Verwaltung ausgeſchloſſen iſt. In dieſen Fällen — nicht auch im Falle des Ruhens 
der elterlichen Gewalt ($$ 1676, 1677), da hier die ſofortige Erfüllung durch das Intereſſe 
des Kindes nicht geboten iſt — ſoll der Gewalthaber im Intereſſe der endgültigen Aus⸗ 
einanderſetzung mit dem Kinde verpflichtet ſein, diejenigen Beträge, die er ſonſt 
erſt bei Beendigung der Nutznießung zu erſetzen haben würde, dem Kinde 
ſofort zu erſetzen. Es kommt hier in Betracht die Verpflichtung des Gewalthabers zum Erſatze 
des Wertes von ihm verbrauchter oder veräußerter verbrauchbarer Sachen (§ 1653), die Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatze des Wertes der im Übermaß gezogenen Früchte (88 1652, 1039 Abf 1) 
und die Verpflichtung aus der Übernahme des zum Schätzungswerte zurückzugewährenden 
Inventars, ſofern eine ſolche Übernahme zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde vereinbart 
iſt (85 1652, 1048 Abſ 2, 588, 589). 


8 1658 


Das Recht, das dem Bater kraft ſeiner Nutznießung an dem Vermögen 
des Kindes zuſteht, iſt nicht übertragbar). 

Das gleiche gilt von den nach den SS 1655, 1656 dem Vater zuſtehenden 
Anſprüchen, ſolange ſie nicht fällig ſind ). 

E I 1584 II 1549; M 4 798; P 4 582; 5 144. 


1. Die Nutznießung ſteht dem Gewalthaber nur in feiner Stellung als Inhaber der elter- 
lichen Gewalt zu und kann von dieſer Stellung nicht losgelöſt werden. Es ergibt ſich hieraus 
die Unübertragbarkeit des Nutznießungsrechts, die indes nicht ausſchließt, daß die Nutz ⸗ 
nießung der Ausübung nach unentgeltlich oder entgeltlich (vgl. § 1059 A 1) überlaſſen werden 
kann. Dagegen bedeutet die in § 862 Abſ 1 ZPO ausgeſprochene Unpfänd barkeit, daß die 
Nutznießung auch nicht der Ausübung nach gepfändet werden kann. Pfändbar find nach 88 862 
Abſ 2, 861 ZPO die kraft der Nutznießung erworbenen Früchte, jedoch nur mit der Beſchrän⸗ 
kung, daß vorweg die dem Nutznießer nach § 1654 obliegenden Leiſtungen gedeckt fein müſſen, 
und mit der weiteren Beſchränkung, daß auch das zur Beſtreitung des eigenen ſtandesgemäßen 
Unterhalts des Gewalthabers und das zur Erfüllung der ihm obliegenden geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflichten — mit Ausnahme des Unterhalts des unehelichen Kindes des Vaters — Er⸗ 
forderliche in Abzug zu bringen iſt. Soweit die Unpfändbarkeit reicht, fallen die zur Zeit der 
Konkurseröffnung von dem Gewalthaber bereits erworbenen Früchte nicht in deſſen Konkurs 
maſſe ($ 1 KO). Die Veräußerung der erworbenen Früchte iſt durch § 1658 nicht beſchränkt. 

2. Die nach 8$ 1655, 1656 aus der Nutznießung ſich ergebenden Anſprüche bilden einen 
Beſtandteil des Nutznießungsrechts und ſind daher dieſem in bezug auf Unübertragbarkeit 
und Unpfändbarkeit gleichgeſtellt. Der mit der Fälligkeit von dem Gewalthaber erworbene 
Anſpruch ſteht in bezug auf Übertragbarkeit und das Maß der Pfändbarkeit (88 862 Ab] 2, 
961 ZPO) den erworbenen Früchten gleich (vgl. A 1 u. 8 1655 A 1). 


8 1659 


Die Gläubiger des Kindes können ohne Rückſicht auf die elterliche Nutz⸗ 
nießung Befriedigung aus dem Vermögen des Kindes verlangen). 
Hat der Vater verbrauchbare Sachen nach § 1653 veräußert oder ver⸗ 


braucht, ſo iſt er den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze ver⸗ 
pflichtet). 


E I 1528 II 1550; M 4 793; P 4 580. 


1. Der Gewalthaber muß die Befriedigung der Gläubiger des Kindes aus dem ſeiner 
Nutznießung unterworfenen Kindesvermögen ſich gefallen laſſen, ohne Unterſchied, ob die 
Forderung vor oder erſt nach Beginn der Nutznießung entſtanden iſt, ob ſie auf einem von ihm 
ſelbſt für das Kind abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft beruht oder ob das Rechtsgeſchäft von einem 
andern geſetzlichen Vertreter des Kindes oder dem nach 88 112, 113 geſchäftsfähigen Kinde 
geſchloſſen iſt. Es ſteht ihm ein Nutznießungsrecht an dem Vermögen nur zu in dem Zuſtande, 
in welchem es ſich durch die für das Kind geführte Verwaltung und die hieraus oder aus un⸗ 
erlaubter Handlung entſpringenden Verbindlichkeiten jeweilig befindet. Zur Zwangsvoll 
ſtreckung in das ſeiner Nutznießung unterliegende Vermögen genügt ein gegen das Kind 
e ohne daß er zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt zu ſein braucht 
($ 74 . 

2. Nach § 1653 hat der Gewalthaber den Wert der veräußerten oder verbrauchten ver ⸗ 
brauchbaren Sachen ſchon vor Beendigung der Nutznießung zu erſetzen, wenn die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. Dieſer Fall wird als gegeben angeſehen, 
wenn die Gläubiger des Kindes den Erſatzanſpruch (indem ſie ihn pfänden laſſen) für ſich 
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in Anſpruch nehmen. Von dem Gewalthaber kann nicht der Einwand erhoben werden, daß 
die Gläubiger in der Lage ſeien, ſich in anderer Weiſe aus dem Kindesvermögen zu befrie⸗ 
digen. Das gleiche Recht wird den Gläubigern einzuräumen ſein hinſichtlich der Verpflichtung 
des Gewalthabers, den Wert der im Übermaß (alſo über die Nutzungsbefugnis hinaus) ge 
zogenen Früchte zu erſetzen. 

§ 1660 


Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zueinander finden in An⸗ 
ſehung der Verbindlichkeiten des Kindes die für den Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften des § 1415, des § 1416 
Abſſ 1 und des S 1417 entſprechende Anwendung !) 2). 

E I 1530 II 1551; M 4 788; P 4 581. 


1. Nach den für entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften der 88 1415, 1416 
Ab) 1 fallen im Verhältnis zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde die Verbindlich 
keiten (einſchließlich der Prozeßkoſten) aus einem auf das freie Vermögen des Kindes ſich be⸗ 
ziehenden Rechtsverhältnis (vgl. § 1651 und wegen der Unterhaltsleiſtungen $ 1654 A 4) 
dem freien Vermögen zur Laſt, ebenſo die Verbindlichkeiten des Kindes aus einer 
unerlaubten Handlung, da hierdurch die Nutznießung des Gewalthabers nicht geſchädigt werden 
darf, und die Koſten eines zwiſchen dem Kinde und dem Gewalthaber geführten Rechtsſtreits, 
in welchem die Koſten endgültig dem Kinde auferlegt find (§ 1654 A 3). 

2. Die Gläubiger des Kindes ſind durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht gehindert, 
nach ihrer Wahl das freie oder das nichtfreie Vermögen des Kindes in Anſpruch zu nehmen. 
Es muß deshalb, wenn ſie das nichtfreie Vermögen angreifen, obſchon das freie Vermögen 
haftet, und ebenſo im umgekehrten Falle gemäß $ 1417 eine Ausgleichung zwiſchen den beiden 
Vermögensmaſſen, ſoweit der Beſtand der verpflichteten Maſſe reicht, ſtattfinden vorbehalt- 
lich der Schadenserſatzpflicht des geſetzlichen Vertreters, der die Ausgleichung ſchuldhaft unter- 
laſſen hat. Eine Ausgleichung wird auch nötig, falls ohne Zutun des Gläubigers eine Ver⸗ 
bindlichkeit nicht aus derjenigen Vermögensmaſſe, der ſie zur Laſt fällt, ſondern aus der andern 


Maſſe berichtigt iſt. 
§ 1661 


Die Nutznießung endigt, wenn ſich das Kind verheiratet“). Die Nutz⸗ 
nießung verbleibt jedoch dem Vater, wenn die Ehe ohne die erforderliche 


elterliche Einwilligung geſchloſſen wird?). 
E I 1536 II 1552; M 4 795: P 4 583. 


1. Durch die Verheiratung des Kindes wird die Beendigung der Nutznießung nur herbei⸗ 
geführt, wenn die Ehe eine gültige iſt. Die Ungültigkeit einer formell beſtehenden Ehe (die 
in gehöriger Form eingegangen oder doch wenigſtens in das Heiratsregiſter eingetragen iſt) 
kann aber nur im Wege der Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage geltend gemacht werden. 
Die Erhebung der Nichtigkeitsklage ſteht gemäß § 632 ZPO auch dem Gewalthaber zu. Iſt 
die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt, ſo iſt damit auch das Fortbeſtehen der Nutznießung 
mit rückwirkender Kraft — unbeſchadet des Schutzes des redlichen Dritten gemäß der entſprechend 
anwendbaren Vorſchrift des § 1344 — feſtgeſtellt. Im Falle der Auflöſung der Ehe lebt die 
elterliche Nutznießung nicht wieder auf. 

2. Die mangelnde Einwilligung des Elternteils (88 1305—1308) hat zwar nicht allgemein 
die Ungültigkeit der Ehe zur Folge — vgl. $ 1331, wonach nur die mangelnde Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters ein Anfechtungsgrund iſt —, wohl aber die Wirkung, daß die Nutz⸗ 
nießung dem Gewalthaber nicht verloren geht. Wird die Einwilligung nachträglich erteilt, 
ſo erreicht damit in der Regel die Nutznießung ihr Ende. 


8 1662 


Der Vater kann auf die Nutznießung verzichten!). Der Verzicht erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgerichte; die Erklärung iſt 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben?) ). 

E I 1587 II 1558; M 4 796; P 4 588. 

1. Der Verzicht auf die Nutznießung iſt, da es ſich um ein dem Gewalthaber im eigenen 
Intereſſe gegebenes Recht handelt, zuläſſig. Durch den Verzicht wird der Gewalthaber zu⸗ 
gleich von den in § 1654 bezeichneten Laſten frei, da dies Verpflichtungen find, die dem Ge⸗ 
walthaber nicht als ſolchem, ſondern nur kraft des Nutznießungsrechts obliegen (§ 1654 A 4). 
Dagegen kann ſich der Gewalthaber der Verpflichtung zur Tragung der Laſten, die auf be⸗ 
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ſtimmten Gegenſtänden ruhen, nicht dadurch entziehen, daß er die Nutznießung an dieſen Gegen · 
ſtänden aufgibt. Ein Verzicht auf die Nutznießung an einzelnen Gegenftänden — der dem be · 
ſchränkt geſchäftsfähigen Kinde oder dem für das geſchäftsunfähige Kind zu beſtellenden Pfleger 
zu erklären iſt (vgl. 88 1064, 1072, 107) — iſt nur in dem Sinne möglich, daß die Nutzungen 
dem Kinde überlaſſen werden (beſtr.). — Der Verzicht unterliegt nicht der Anfechtung durch 
die Gläubiger des Kindes. 

2. Der Verzicht auf die Nutznießung erfolgt ebenſo wie der Verzicht auf den Nießbrauch 
(58 1064, 1072) durch einſeitige, empfangsbedürftige Erklärung. Die Erklärung iſt gegenüber 
dem Vormundſchaftsgericht abzugeben, das in dieſer Beziehung als Vertreter des Kindes 
erſcheint. Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit, die der das Familiengüterrecht ändernde Ber. 
zicht für dritte Perſonen, insbeſondere die Gläubiger des Gewalthabers hat, iſt öffentliche 
Beglaubigung der Erklärung ($ 129) vorgeſchrieben. Wegen der Zuſtändigkeit des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts vgl. Vorbem 4b vor $ 1773. 

3. Der von dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt erklärte Verzicht auf die Nutz⸗ 
nießung hat gegenüber der Mutter, wenn dieſe ſpäter in den Beſitz der elterlichen Gewalt 
gelangt, keine Wirkſamkeit. Der Mutter ſteht ein eigenes Recht, nicht ein von dem Vater 
abgeleitetes Recht der elterlichen Gewalt zu. Dies gilt auch dann, wenn die Mutter gemäß 
8 1685 Abſ 2 nach Auflöfung der Ehe durch Übertragung der Ausübung der elterlichen Gewalt 
die Nutznießung erlangt (a. A. Planck A 7; Staudinger A 6). 


8 1663 


Hat der Vater kraft ſeiner Nutznießung ein zu dem Vermögen des Kindes 
gehörendes Grundſtück vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis bei der Beendigung der Nutznießung noch beſteht, die 
Vorſchriften des S 1056 entſprechende Anwendung!). 

Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein land⸗ 
wirtſchaftliches Grundſtück, ſo findet die Vorſchrift des § 592, gehört zu dem 
Vermögen ein Landgut, ſo finden die Vorſchriften der 88 592, 593 ent⸗ 


ſprechende Anwendung). 

E 1 1520, 1008, 1009 II 1554; M 4 776; P 4 576. 

1. Nach 8 1056 kann der Nießbraucher kraft ſeines Nießbrauchsrechts ein Grundſtück auch 
über die Nießbrauchszeit hinaus unter Überlaſſung des Beſitzes vermieten oder verpachten, 
ſo jedoch, daß der Eigentümer berechtigt iſt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter Einhaltung 
der geſetzlichen vierteljährlichen bzw. halbjährlichen Kündigung (88 565, 595) bis zum Ablaufe 
der von dem Mieter oder Pachter geſetzten Erklärungsfriſt (8 1056 Ab 3) zu kündigen und daß 
er in die Verpflichtungen aus dem Vertrage mit ſelbſtändiger Berechtigung nach Maßgabe 
der 88 571, 572, 573 Satz 1, 574—576 u. 579 eintritt. In gleicher Weile iſt durch § 1663 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Kinde als Eigentümer des von dem Gewalthaber vermieteten 
oder verpachteten Grundſtücks und dem Mieter oder Pächter für die Zeit nach Beendigung 
der Nutznießung geregelt. Hat der Gewalthaber nicht für ſich kraft ſeines Nutznießungsrechts, 
ſondern für das Kind kraft ſeines Verwaltungsrechts vermietet oder verpachtet, was regel» 
mäßig anzunehmen ift, wenn er den Vertrag im Namen des Kindes geſchloſſen hat, jo iſt S 1668 
nicht anwendbar. Es bedarf dann aber, wenn der Vertrag über das 21. Lebensjahr des Kindes 
fortdauern fol, der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (88 1643 Abſ 1, 1822 Nr 5). 

2. Für die Auseinanderſetzung bei Beendigung der Nutznießung hinſichtlich der Be⸗ 
ſtellungskoſten für die noch ungetrennten Früchte ſowie hinſichtlich der Zurücklaſſung land⸗ 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe eines Landguts und der hierfür zu gewährenden Vergütung find 
in Übereinſtimmung mit der für den Nießbrauch geltenden Vorſchrift des $ 1055 Abſ 2 die Be. 
ſtimmungen der 88 592 u. 593 für maßgebend erklärt. Die Anwendbarkeit des 8 591 erübrigt 
ſich, da die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ſchon aus der Verwaltungspflicht 
des Gewalthabers folgt. 

§ 1664 


Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen Gewalt dem Kinde 
gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen An⸗ 
gelegenheiten anzuwenden pflegt). 

E I 1508, 1696 Abſ 1 II 1555; M 4 745; P 4 556 u. 561. 

1. Bei Erfüllung der auf dem Gebiete der Sorge für das Vermögen und der Sorge für 
die Perſon des Kindes ihm obliegenden Pflichten hat der Gewalthaber die in eigenen An⸗ 
gelegenheiten gewohnte Sorgfalt zu betätigen, mindeſtens aber für grobe Fahrläſſigteit 
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einzuftehen (8 277). Die Anwendung einer größeren Sorgfalt können die Kinder, die mit 
den Eltern auch ſonſt dasſelbe Geſchick teilen, nicht verlangen. Wird der Gewalthaber wegen 
Verletzung ſeiner Pflichten von dem Kinde in Anſpruch genommen, ſo lie t dieſem der Nach⸗ 
weis ob, daß im gegebenen Falle der Gewalthaber eine beſtimmte Pflicht zu erfüllen hatte 
(R 21. 9. 05 IV 142/05). Darüber, daß er bei Erfüllung dieſer Pflicht die in eigenen An⸗ 
gelegenheiten gewohnte Sorgfalt beobachtet hat, hat dann der Gewalthaber ſich auszuweiſen 
(vgl. M 4, 748; RG Gruch 50, 1028; a. A. Blume A 4). Derartige Erſatzanſprüche werden 
von dem Kinde regelmäßig erſt nach Erreichung der Volljährigkeit erhoben werden. Bis dahin 
iſt die Verjährung nach 8 204 gehemmt. Iſt ſchon vorher zur Verhütung einer Benachteiligung 
des Kindes die Durchführung des Erſatzanſpruchs nötig, ſo hat das Vormundſchaftsgericht 
dem Kinde einen Pfleger zu beſtellen ($ 1628). Vgl. im übrigen die Erl zu § 1833. — 
Über die Haftung des Gewalthabers aus unerlaubter Handlung gegenüber dem 
Kinde und gegenüber dritten Perfonen ſ. §S 1631 A 3. 


8 1665 


Iſt der Vater verhindert, die elterliche Gewalt auszuüben, ſo hat das 
Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche Gewalt nach S 1685 von der 
Mutter ausgeübt wird, die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu treffen!) 2). 

E I 1544 II 1556 Abi 1: M 4 802; P 4 552 u. 617. 


1. Bei tatſächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Gewalthabers hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht — worin eine Beeinträchtigung des Rechtes der elterlichen Gewalt nicht ent- 
halten iſt — ſelbſttätig in Vertretung des Kindes die in deſſen Intereſſe erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu treffen oder dem Vertretungsbedürfnis durch Beſtellung eines Pflegers abzuhelfen. 
Die Verhinderung kann die Ausübung der elterlichen Gewalt im ganzen oder nur in ein⸗ 
zelnen Beziehungen betreffen. Sie iſt nicht ſchon bei zeitweiliger Abweſenheit anzunehmen, 
10 z. B. nicht in dem Falle, daß der Gewalthaber durch Berufsgeſchäfte gezwungen iſt, bei 
Tage vom Haufe fernzubleiben (RG 7. 5. 08 IV 16/03). Die Sachlage muß eine ſolche ſein, 
daß der Gewalthaber als verſtändig denkender Mann zur Ergreifung von Maßnahmen für 
das Kind Anlaß haben würde und hieran durch Abweſenheit, Krankheit uſw. verhindert iſt. 
Über den Fall der Verhinderung durch Kriegsdienſt f. § 1685 A 1. Trotz Beſtellung eines 
Bevollmächtigten kann Verhinderung vorliegen, wenn die Sachlage ſich inzwiſchen verändert 
hat, wenn insbeſondere Anlaß zum Widerruf der Vollmacht vorhanden iſt. Unter Um⸗ 
ftänden kann eine Verhinderung in der Geſchäftsungewandtheit gefunden werden, wie z. B. 
in dem Falle, daß dem Kinde ein ſeinem Umfang nach über die Verhältniſſe des Gewalt⸗ 
habers weit hinausgehendes Vermögen angefallen iſt (Habicht in Gruch 42, 434). Keinen 
Grund zum Einſchreiten hat das Vormundſchaftsgericht, wenn an Stelle des verhinderten 
Vaters die Mutter nach $ 1685 zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufen iſt. Nicht 
$ 1665, ſondern $ 1846 iſt anwendbar, wenn infolge Ruhens der elterlichen Gewalt eine 
Bevormundung nötig wird. 

2. Darüber, ob und welche Maßregel angemeſſen erſcheint, hat das Vormundſchaftsgericht 
nach freiem Ermeſſen zu befinden. Die Rechtsgültigkeit der von ihm vorgenommenen Hand⸗ 
lung unterliegt nicht ſchon um deswillen der Anfechtung, weil von dem Ermeſſen ein un⸗ 
richtiger Gebrauch gemacht iſt. Als allgemein unſtatthaft kann es nicht angeſehen werden, 
daß vor endgültiger Feſtſtellung der Verhinderung vorläufige Sicherungsmaßnahmen ge 
troffen werden (a. A. Staudinger A 2 unter Bezugnahme auf OLG Stuttgart in KGJ 41 
A262). Die Wirkſamkeit dieſer Maßnahmen darf natürlich nicht davon abhängig ge⸗ 
macht werden, daß nachträglich die Feſtſtellung der Verhinderung erfolgt. Über die 
Zuständigkeit des Vormundſchaftsgerichts vgl. Vorbem 4b vor $ 1773. Gegen die Ab⸗ 
lehnung oder Aufhebung einer Anordnung aus § 1665 kann nach $ 57 Abf 1 Nr 8 FG 
von den Verwandten oder Verſchwägerten des Kindes Beſchwerde erhoben werden. 
Beſchwerdeberechtigt ſind die Regierungspräſidenten in Preußen nur wegen Beeinträchtigung 
ſolcher allgemeiner ſtaatlicher Intereſſen, deren Wahrnehmung nicht beſonderen Behörden, 
wie z. B. der Staatsanwaltſchaft in Einbürgerungsangelegenheiten (8 19 St Ang v. 22. 7. 18), 
zugewieſen ift (RIA 16, 175). 

§ 1666 


) Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet), 
daß der Vater das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, 
das Kind vernachläſſigt oder ſich eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens 
ſchuldig machte), jo hat das Vormundſchaftsgericht die zur Abwendung der 
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Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen“). Das Vormundſchaftsgericht 
kann insbeſondere anordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in 
einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt oder einer Beſ⸗ 
ſerungsanſtalt untergebracht wird!). 

Hat der Vater das Recht des Kindes auf Gewährung des Unterhalts 
verletzt und iſt für die Zutunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu bejorgen, jo kann dem Vater auch die Vermögens verwaltung ſowie die 
Nutznießung entzogen werden“). 

E I 1546 II 1557; M 4 803; P 4 619 ff., 654 ff. 


1. Allgemeines. Die Aufſichtsgewalt des Vormundſchaftsgerichts tritt zutage, wenn durch 
das pflichtverletzende Verhalten des Gewalthabers (des für die Perſon des Kindes fürſorge⸗ 
berechtigten Elternteils) eine Gefährdung des Kindes herbeigeführt ilt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat, ſobald es von einem ſolchen Falle durch Anzeige des Gemeindewaiſenrats (§ 1675) 
oder auf andere Weiſe Kenntnis erhält, ſoweit erforderlich, die nötigen Erhebungen anzu⸗ 
ſtellen (vgl. Vorbem 4 vor $ 1616) und hat dann unter Einſchränkung des Rechtes des Gewalt⸗ 
habers die zum Schutze des Kindes (zur Abwendung der Gefahr) erforderlichen Anordnungen 
zu treffen und durchzuführen (vgl. Vorbem 5 vor § 1616). Gegen die Anordnung ſteht nach 
dem allgemeinen Grundſatze des § 20 FGG dem Gewalthaber, gegen die Ablehnung oder Auf 
hebung einer ſolchen Anordnung — was nicht bloß für § 1666, ſondern auch für $$ 1665 und 
1667 gilt — den Verwandten und Verſchwägerten des Kindes das Recht der Beſchwerde zu 
(8 57 Abi 1 Nr 8 FGG zugl. auch über die vorgängige Anhörung dieſer Perſonen und des Ge⸗ 
walthabers $ 1678). Bei einer Entſcheidung in einer die Perſon des Kindes betreffenden Ange⸗ 
legenheit iſt außerdem nach 9 57 Abſ 1 Nr 9 daf. (vgl. $ 1800 A 3) jeder Beteiligte beſchwerde⸗ 
berechtigt. Zu den Beteiligten gehört insbeſondere der unterſtützungspflichtige Armen⸗ 
verband und der Gemeindewaiſenrat. Als beſchwerdeberechtigt ift auch ein Verein zur För 
derung des Jugendwohls (ohne Unterſchied, ob der Verein rechtsfähig iſt oder nicht) anzuer⸗ 
kennen (Seuffl 67 Nr 191). Die von ihm getroffenen Anordnungen kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht — das in dringenden Fällen auch eine vorläufige Anordnung erlaſſen kann (RIA 1, 92; 
11, 86) — jederzeit ändern. Darüber, daß die Beſtellung eines Pflegers in dem Verfahren aus 
88 1666 ff. nicht notwendig ilt, ſ. Vorbem 4 vor 8 1616. Es iſt rechtlich möglich, daß das Kind 
in dieſem Verfahren durch das Vormundſchaftsgericht vertreten wird (RG 71, 167). Die Koſten 
(Auslagen) des Verfahrens fallen vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Gewalthabers aus 8 1664 
dem Kinde zur Laſt (beſtr.). Die aus § 1666 von dem Vormundſchaftsrichter getroffene Ent- 
Geach 59 1002 den Prozeßrichter, auch wenn die Entſcheidung nur eine einſtweilige iſt (RG 

ru } N 


2. Vorausſetzung des Einſchreitens des Vormundſchaftsgerichts iſt nach $ 1666, daß der 
Gewalthaber die ihm obliegenden Pflichten auf dem Gebiete der Sorge für die Perſon des 
Kindes verletzt hat und daß ihm dies als Verſchulden anzurechnen iſt (a. A. in letzterem 
Punkte Blume A 1). Ein Verſchulden wird aber ſchon dann anzunehmen fein, wenn er, trotzdem 
ihm das Verkehrte ſeiner Handlungsweiſe klargemacht iſt, aus Eigenſinn dabei beharrt. Iſt der 
Gewalthaber geiſteskrank oder in ſo hohem Maße geſchäftsungewandt, daß er die Verhältniſſe 
nicht überſehen kann, jo greifen die Beſtimmungen des 8 1676 (Ruhen der elterlichen Gewalt) 
und § 1665 (Verhinderung des Gewalthabers) Platz. Die Verletzung der Pflichten kann darin 
beſtehen, daß der Gewalthaber das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, 
alſo eine beſtimmte pflichtwidrige Handlung vornimmt, oder darin, daß er das Kind vernach 
läſſigt, alſo die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten unterläßt. Unter Mißbrauch fällt 
die Verleitung zum Böſen, Einprägung unſittlicher oder vaterlandsfeindlicher Grundſätze 
(vgl. JW 1917, 739), die Überſchreitung des Züchtigungsrechts, Verſagung der Einwilligung zu 
einer notwendigen Operation (ſ. hierüber RIA 14, 91), die ungerechtfertigte Ausnutzung der 
Arbeitskraft des Kindes, Vorbereitung zu einem ungeeigneten Berufe oder Beſchäftigung hierin, 
Anderung der Religion in einer den guten Sitten und dem persönlichen Wohle des Kindes zu⸗ 
widerlaufenden Weiſe (KG 49 A 29 über die Beſtimmung des Vaters, daß die bisher katholiſch 
erzogenen Kinder in der jüdiſchen Religion erzogen werden ſollen), ungehörige Einwirkung 
in religiöſer Hinſicht auf das religionsmündige Kind (OLG 7, 419; 18, 280), willkür⸗ 
liche Verſagung der Einwilligung zur Heirat (OLG 9, 444) uſw. Als Mißbrauch iſt es 
anzuſehen, wenn der Gewalthaber ſein Kind beharrlich anhält, ſich der Ordnung der Schule 
offen zu widerſetzen (KJ 33 A 14) oder die Mutter ſich weigert, dem von einem deutſchen 
Vater abſtammenden Kinde eine deutſche Erziehung zu geben (KG in RIA 11, 85). Ein Miß⸗ 
brauch kann ferner darin liegen, daß der Adoptivvater das Kind von dem Verkehr mit den leib- 
lichen Eltern — wennſchon dieſe kein Recht hierauf haben — in ungehöriger Weiſe vollſtändig 
fernhält (R& 64, 52) oder die Herausgabe des Kindes aus eigennützigen Gründen z. B. um 
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aus den von ihm zu leiſtenden Dienſten ($ 1617) Nutzen zu ziehen oder unter Außerachtlaſſung 
des Umſtands verlangt, daß das im zarteſten Alter ſtehende Kind noch der mütterlichen 
Pflege bedarf (RIA 12, 86; OLG 43, 370). Auch die Wahl unzuläſſiger Mittel zur Er⸗ 
reichung eines gerechtfertigten Zweckes kann einen Mißbrauch darſtellen. Einer Vernach⸗ 
läſſigung des Kindes macht der Gewalthaber ſich ſchuldig, wenn er nicht genügend für 
ſeine ſittliche und geiſtige Ausbildung oder ſeine Geſundheit ſorgt, es nicht zum Schul⸗ 
beſuch anhält, ſeinen ſchlechten Neigungen nicht mit der nötigen Strenge entgegentritt, es 
nicht gegen ſchädliche Einwirkungen dritter Perſonen ſchützt, wenn er ſeine Einwilligung 
zur Aufnahme des ſchwachſinnigen Kindes in eine für ſolche Perſonen beſtimmte Anſtalt 
trotz Sicherſtellung der Mittel oder des taubſtummen Kindes in eine öffentliche Taub⸗ 
ſtummenerziehungsanſtalt verweigert (KJ 36 A 10; IFG 2, 101) u. dgl. Eine Vernach⸗ 
läſſigung kann auch darin gefunden werden, daß er ſeinem Sohne die zum Univerſitätsſtudium 
oder zum Beſuch einer Hochſchule erforderlichen Mittel vorenthält, wenn der Sohn dadurch 
gezwungen ſein würde, in einer ſeinen geiſtigen Fähigkeiten, der ſozialen Stellung der 
Familie und den Vermögensverhältniſſen des Gewalthabers nicht entſprechenden Stellung 
zu bleiben (OLG 1, 450). Eine Vernachläſſigung iſt es ferner, wenn der Gewalthaber es 
an der nötigen religiöfen Erziehung fehlen läßt, in welcher Beziehung die Vorſchriften 
des RGeſ v. 15. 7. 21 (abgedruckt hinter § 1631; ſ. insbeſondere die Erläuterung zu § 3 
dieſes Geſetzes) jetzt maßgebend ſind. Als allgemeiner Grundſatz iſt anzuerkennen, daß der 
Gewalthaber auch angeſichts der Beſtimmung in Art 149 Abſ 2 Verf nicht das Recht hat, 
das Kind ohne jede religiöſe Unterweiſung zu laſſen. Die Unterweiſung iſt not⸗ 
wendig, damit das Kind nach erreichter Religionsmündigkeit ſelbſt in der Lage iſt, 
ſich zu entſcheiden, welchem Bekenntnis es angehören will. Eine Verletzung der Pflichten 
gegenüber dem Kinde iſt endlich darin zu ſehen, daß der Gewalthaber ſich eines unſitt⸗ 
lichen oder ehrloſen Verhaltens ſchuldig macht (vgl. die ähnliche Regelung in § 1568). 
Die Verfehlung beruht darauf, daß durch dieſes Verhalten eine ungünſtige Einwirkung auf 
das Kind geübt wird. Es bleibt daher zu prüfen, ob nach Lage der Verhältniſſe und mit 
Rückſicht auf das jugendliche Alter des Kindes auf eine ſolche Beeinfluſſung zu rechnen ift. 
Daß eine Beeinfluſſung bereits ſtattgefunden hat, iſt nicht zu erfordern (KGJ 46 A 38). 
Zu einem Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts kann auch der Umſtand Veranlaſſung 
geben, daß das Kind zwar nicht von der Mutter, wohl aber von deren jetzigem Ehemann miß⸗ 
handelt wird (BayObLG 19. 7. 18). l 

3. Zu der Pflichtverletzung muß hinzukommen, daß das geiſtige (ſittliche) oder leibliche 
Wohl des Kindes gefährdet iſt, wobei ſein Alter und der Grad ſeiner ſittlichen Reife von 
Bedeutung ſind. Nicht nötig iſt es, daß es bereits zu einer Schädigung des Kindes, 
zu einer ſittlichen Verwahrloſung gekommen iſt. Dieſer Gefahr ſoll von vornherein 
vorgebeugt werden. Die Gefahr muß aber, was für den einzelnen Fall näher feſtzuſtellen iſt, 
eine gegenwärtige, und zwar in ſolchem Maße vorhanden ſein, daß bei der weiteren Ent⸗ 
wicklung der Dinge eine erhebliche Schädigung des geiſtigen oder leiblichen Wohles des Kindes 
ſich mit ziemlicher Sicherheit vorherſehen laßt. Eine Gefährdung wird deshalb, wenn es ſich 
um einen einzelnen abgeſchloſſenen Vorgang handelt und nicht etwa wegen der erkennbaren 
Neigung des Gewalthabers zu gleicher Handlungsweiſe die Gefahr der Wiederholung beſteht, 
regelmäßig nicht anzunehmen fein (Bay Obs 1924, 250). Auch können hierfür Vorgänge, 
die längere Zeit zurückliegen und deren Wirkungen nicht auf die Gegenwart ſich erſtrecken, nicht 
herangezogen werden. Ebenſowenig genügt eine künftige Gefährdung. Iſt der Gewalthaber 
bereit, ſein Kind dauernd in einer Anſtalt unterzubringen, ſo kann hierdurch die ſonſt beſtehende 
Gefährdung ausgeſchloſſen ſein. 

4. Die Wahl der zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln iſt dem Er⸗ 
meſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen. Das Vormundſchaftsgericht kann ſo weit gehen, 
dem Gewalthaber die Sorge für die Perſon des Kindes zu entziehen, was zur Folge hat, 
daß zur Ausübung des Rechtes der Sorge, ſoweit das Recht des andern Ehegatten nicht ent⸗ 
gegenfteht (vgl. 8 1635 A 1), ein Pfleger zu beſtellen iſt. Iſt im einzelnen Falle zu beſorgen, 
daß die Gefährdung des Kindes, wenn das Recht der Sorge auf den andern Ehegatten über⸗ 
geht, nicht beſeitigt wird, weil dieſer von dem Einfluß ſeines Ehegatten ſich nicht würde frei 
machen können und die Erziehung in den gleichen Bahnen weiter leiſten würde, ſo hat das 
Vormundſchaftsgericht bei Feſtſtellung eines ſolchen Sachverhalts die Entziehung des Sorge⸗ 
rechts zugleich gegenüber dem andern Ehegatten auszuſprechen (RG 102, 289). Die Ent⸗ 

ziehung der Sorge für die Perſon hat regelmäßig die Bedeutung, daß zugleich das Ver⸗ 
tretungsrecht in perſönlichen Angelegenheiten entzogen ift, welche Entziehung auch als be- 
ſondere Maßnahme angeordnet werden kann. Das berechtigte Intereſſe des Elternteils, in 
perſönlichen Angelegenheiten des Kindes gegen eine Verfügung des Vormundſchaftsgerichts 
nach § 57 Abſ 1 Nr 9 FG Beſchwerde zu erheben, wird zwar wegen der ihm verbleibenden 
Verwandtſchaft nicht vollſtändig ausgeſchloſſen. Die Annahme wird aber oft nahe liegen, daß er 
mit der Beſchwerde nicht das Wohl des Kindes, ſondern eigennützige oder fremde Intereſſen 
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verfolgt oder gar aus Gehäſſigkeit handelt (KJ 47 A 30). Durch die Entziehung verliert 
ferner der Gewalthaber das Recht des Verkehrs mit dem Kinde inſofern, als es nunmehr Sache 
des Pflegers iſt, nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen, vorbehaltlich des Einſchreitens des 
Vormundſchaftsgerichts aus § 1837, den Verkehr zu regeln (teilweiſe abweichend KG in RIA 
11, 254, welches die völlige Entziehung des Verkehrs niemals für zuläſſig erachtet, a. A. 
auch Staudinger A III A 3). Meiſt werden jedoch weniger einſchneidende Maßregeln, Gebote 
oder Verbote, Androhung weiterer Maßnahmen, Verhängung von Ordnungsſtrafen, ſoweit 
dies landesgeſetzlich zuläſſig iſt (vgl. Vorbem 5 vor $ 1773), Beſchränkung der Sorge für die 
Perſon in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht, Beſchränkung des Rechtes der Aufenthalts⸗ 
beſtimmung, genügen. Hält das Vormundſchaftsgericht die beantragte völlige Entziehung 
des Perſonenſorgerechts nicht für geboten, ſo bleibt zu prüfen, ob nicht Veranlaſſung vorliegt, 
dem Gewalthaber das Sorgerecht wenigſtens teilweiſe (hinſichtlich einzelner Handlungen oder 
eines Kreiſes von Handlungen) zu entziehen. Zuläſſig iſt insbeſondere, wie § 1666 
Abf 1 Satz 2 hervorhebt, die Anordnung der Zwangs erziehung, deren Art und Dauer 
innerhalb der Grenze der Volljährigkeit das Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen hat. 
Die Ausführung der Auordnung kann das Vormundſchaftsgericht einem Pfleger über⸗ 
tragen. Es kann aber auch ſelbſt die hierzu erforderlichen Maßnahmen treffen. Die Zwangs⸗ 
erziehung kann nur auf Koſten des Kindes durchgeführt werden. Über die Fürſorge⸗ 
erziehung alten und neuen Rechts |. Vorbem 5 vor § 1616. Sie ſetzt nach 9 63 Abſ 1 Nr 1 JWG 
voraus, daß eine anderweit geeignete, zur Verhütung der Ver wahrloſung erforderliche Unter⸗ 
bringung nicht möglich iſt. Die gleichen Befigniſſe wie gegenüber dem Gewalthaber hat das 
Vormundſchaftsgericht auf Grund des $ 1666 auch gegenüber dem Elternteil, dem die Für 
forge für die Perſon des Kindes zuſteht (vgl. SS 1634, 1635, 1636, auch 8 1684 A 3). Ver 
fehlungen gegen die Kinder, und zwar auch Verfehlungen gegen die Stiefkinder, insbe⸗ 
ſondere Mißhandlungen, können übrigens zugleich die Bedeutung einer ſchweren Ehever⸗ 
n die nach § 1568 zur Scheidung berechtigt (RO JW 06, 39217; 29. 3. 09 
IV 429/08). 

5. Die Nichtgewährung des Unterhalts (mag der Unterhalt überhaupt nicht oder nicht 
in ausreichendem Maße gewährt fein) ſtellt ſich als eine das leibliche Wohl des Kindes ge⸗ 
fährdende Pflichtverletzung dar. Die in A 4 bezeichneten Maßregeln werden jedoch, wenn 
der Gewalthaber nicht gewillt iſt, dem Kinde den nötigen Unterhalt zu gewähren, oder nicht 
für Beſchaffung der Unterhaltsmittel ſorgt, meiſt ohne Wirkung fein. Es iſt deshalb dem 
Vormundſchaftsgericht, falls der Unterhalt des Kindes auch für die Zukunft erheblich ge⸗ 
fährdet iſt, die Befugnis gegeben, außer den Maßregeln des Ab] 1 oder ſtatt dieſer Maß⸗ 
regeln (RG in RIA 8, 86) dem Gewalthaber die Vermögensverwaltung und Nutz ⸗ 
nießung zu entziehen, ſoweit dies zur Sicherung des Unterhalts erforderlich iſt. Auch 
dieſe Anordnung ſetzt, ebenſo wie die Anordnung aus $ 1666 Abſ 1, ein Verſchulden des 
Gewalthabers voraus (beſtr. — vgl. Starck in 23 1917, 849). Eine ſchuldhafte Verletzung 
des Rechtes auf Unterhalt kann übrigens unter Umſtänden auch vorliegen, obwohl das Kind 
es bisher verſtanden hat, die Unterhaltsbedürftigkeit durch eigenen Verdienſt abzuwenden 
(anders anſcheinend OLG 9, 445). Wird die Entziehung der Vermögensverwaltung aus⸗ 
geſprochen, fo wird dies regelmäßig in dem Sinne gemeint fein, daß allgemein die Sorge 
für das Vermögen des Kindes einſchließlich des Rechtes zur Vertretung in vermögens⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten entzogen iſt; wird auch die Nutznießung entzogen, ſo liegt eine 
Entziehung der geſamten elterlichen Gewalt vor (KGJ 47 A 39). it der Gewalthaber zur 
Unterhaltsgewährung nicht bereit, ſo kann es angezeigt ſein, auch das Recht der Sorge für 
die Perſon des Kindes darin zu beſchränken, daß ihm die Verwendung der Unterhaltsmittel 
entzogen wird. 


8 1667 


Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet), daß der Vater 
die mit der Vermögensverwaltung oder die mit der Nutznießung verbundenen 
Pflichten verletzt oder daß er in Vermögensverfall gerät, jo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maß regeln 

u treffen. 

; Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere anordnen, daß der Vater 
ein Verzeichnis des Vermögens einreicht und über ſeine Verwaltung Rech⸗ 
nung legt. Der Vater hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtig⸗ 
keit und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis un⸗ 
genügend, jo findet die Vorſchrift des § 1640 Abſ 2 Satz 1 Anwendung. 
Das Vormundſchaftsgericht kann auch, wenn Wertpapiere, Koſtbarkeiten oder 
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Buchforderungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat zu dem Vermögen 
des Kindes gehören, dem Vater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, 
welche nach den SS 1814 bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Vor⸗ 
ſchriften der SS 1819, 1820 finden entſprechende Anwendung?). 


Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater zur Laſts). 
E I 1547 Abſ 1, 1549 Abſ 1 II 1558; M 4 807 u. 815; P 4 553 u. 635; 6 299. 


1. Die Bermögensgefährdung des 81667 muß darin ihren Grund haben, daß der Gewalthaber 
die ihm kraft der Vermögensverwaltung oder kraft des Nutznießungsrechts obliegenden Pflichten 
verletzt hat (unerfüllt gelaſſen hat) oder in Vermögensverfall geraten iſt. Ein ſchuldhaftes Ver- 
halten des Gewalthabers iſt hier nicht zu erfordern (beſtr. — a. A. namentlich Starck in Gruch 
62, 709). Eine Gefährdung liegt nicht vor, wenn trotz vorſchriftswidriger Anlegung oder 
Verwendung des Kindesvermögens ein Schaden nicht entſtanden iſt, auch die naheliegende 
Möglichkeit eines Schadens nicht beſteht. Ebenſo wie im Falle des § 1666 (vgl. A 3) muß 
auch hier die Gefahr eine gegenwärtige fein. Daß der Gewalthaber in Vermögensverfall 
geraten iſt, genügt für ſich allein nicht; es muß noch die Gefährdung des Kindesvermögens 
hinzukommen, die jedoch aus der Sachlage ſich ohne weiteres ergeben kann. Sie iſt ins⸗ 
beſondere dann vorhanden, wenn das Vermögen des Kindes von den Gläubigern des Ge⸗ 
walthabers angegriffen wird oder Zwangsvollſtreckungen drohen, bei denen das Vermögen 
des Kindes in Mitleidenſchaft gezogen werden kann. 

2, Die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln, die nach dem Umfange 
der Gefahr ſich richten, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen auszuwählen. 
Der Begriff der Gefahr darf hierbei nicht zu eng begrenzt werden. Das pflichtwidrige Ver⸗ 
halten, das ſich in einer Beziehung gezeigt hat, wird leicht auch in andern ähnlichen Beziehungen 
zutage treten. Abweichend von § 1666 kann das Vormundſchaftsgericht nicht ſofort die ſchwerſte 
Maßregel, die Entziehung der Sorge für das Vermögen des Kindes, anordnen ($ 1670), auch 
nicht unter Beſchränkung auf einen Teil des Vermögens oder unter Beſchränkung auf eine 
beſtimmte Zeit. Zuläſſig ſind zunächſt nur ſolche Maßnahmen, welche, ohne dem Gewalthaber 
das Recht der Vermögensverwaltung zu nehmen, ihm zur Sicherung des Kindesvermögens 
gewiſſe ſachliche Beſchränkungen auferlegen oder ihn in gewiſſen Beziehungen einer vormund⸗ 
ſchaftlichen Aufſicht unterwerfen. In letzterer Hinſicht kann insbeſondere die Verpflichtung 
zur Einreichung eines Vermögensverzeichniſſes und zur Rechnungslegung 
(SS 1802, 1840—1843) in vollem oder beſchränktem Umfange eingeführt werden, worüber 
das Vormundſchaftsgericht das Nähere zu beſtimmen hat. Was die Einreichung des Verzeich⸗ 
niſſes betrifft, jo iſt wegen der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die amtliche Aufnahme 
des Verzeichniſſes anzuordnen, wenn das eingereichte Privatverzeichnis als ungenügend be⸗ 
funden wird, auf die mit 8 1802 Abſ 3 gleichlautende Beſtimmung des $ 1640 Abſ 2 Satz 1 
verwieſen, woraus aber nicht zu folgern it, daß auch die übrigen Beſtimmungen des 8 1640 
Anwendung finden. Die Beeidigung des Verzeichniſſes oder der Rechnung kann das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nicht anordnen. Dem Gewalthaber kann ferner zur Pflicht gemacht werden, 
Wertpapiere und Koſtbarkeiten nach näherer Anweiſung des Vormundſchaftsgerichts 
gemäß SS 18 14 bis 1816, 1818 mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die Rückgabe nur mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zuläſſig iſt, wobei die Hinterlegung durch Umſchrei⸗ 
bung des Inhaberpapiers in ein Namenspapier erſetzt werden kann. Desgleichen kann ange- 
ordnet werden, daß der Gewalthaber das Kindergeld bei einer Sparkaſſe unter Sperrvermerk 
verzinslich anzulegen hat (RIA 8, 85), es kann auch die Verpflichtung zur Einholung der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung auf Rechtsgeſchäfte ausgedehnt werden, für welche 
der Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfen würde. Nicht zuläſſig 
iſt die Beſtellung eines Pflegers bloß zur Überwachung des Gewalthabers bei Verwaltung 
des Kindesvermögens (KG 35 A 9). — Zur Sicherung des Kindes kann, was durch 88 1667ff. 
nicht ausgeſchloſſen iſt, von dem für das Kind beſtellten Pfleger auch ein Arreſtantrag gegen 
den Gewalthaber geſtellt werden, wenn die beſondern Vorausſetzungen des Arreſtes vor⸗ 
liegen (RG JW 07, 203°). Der zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes auf Sicherſtellung 
gemäß 88 1667, 1670 beſtellte Pfleger iſt im Zweifel, ſofern die Sicherung einen Arreſt not⸗ 
wendig macht, auch hierzu als ermächtigt anzuſehen (RG daſ.). 

3. Die Koſten der Ausführung der gemäß § 1667 angeordneten Maßregeln hat der Gewalt⸗ 
haber als von ihm veranlaßt zu tragen. Wegen der Koſten des Beſchlußverfahrens ſ. 8 1666 A 1. 


§ 1668 


Sind die nach § 1667 Abſ 2 zuläſſigen Maßregeln nicht ausreichend, jo 
kann das Vormundſchaftsgericht dem Vater Sicherheitsleiſtung für das 
ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen auferlegen. Die Art und den 
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Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach 
jeinem Ermeſſen!) 2). 
E I 1547 Abſ 2, 1549 Abſ 1 II 1559 Abſ 1 Satz 1 u. 2; M 4 810 u. 815; P 4 553 u. 635. 


1. Die Anordnung einer Sicherheitsleiſtung, wodurch unter Umſtänden der Gewalt⸗ 
haber ſehr ſchwer getroffen wird, iſt nur ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn die Maßregeln des 
§ 1667 von vornherein zur Sicherung des Kindes nicht ausreichen oder ſpäter als nicht aus⸗ 
reichend ſich erweiſen. Nicht erforderlich ift, daß Maßnahmen auf Grund des § 1667 vorher 
vergeblich verſucht worden ſind. Bei Beſtimmung der Art und des Umfanges der Sicher⸗ 
heitsleiſtung iſt auch auf die Vermögensverhältniſſe des Gewalthabers Rückſicht zu nehmen. Es 
darf jedoch von der Auflage der Sicherheitsleiſtung nicht bloß aus dem Grunde abgeſehen 
werden, weil vorausſichtlich der Gewalthaber zur Leiſtung der Sicherheit nicht imſtande ſein 
würde (Kc in RIA 8, 90). Von der Sicherheitsleiſtung kann auch von vornherein die Aus: 
antwortung des Kindesvermögens in die Verwaltung des Gewalthabers abhängig gemacht 
werden (RIA daf.). Die Anordnung der Sicherheitsleiſtung kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht jederzeit wieder aufheben oder abändern (§ 1671). Wegen der Koſten und wegen 
der Vertretung des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht |. § 1672. 


2. Ein geſetzlicher Hypothekentitel iſt dem Kinde gegen den Gewalthaber nicht eingeräumt. 
Im Konkurſe iſt es wegen ſeines geſetzlich der Verwaltung des Gewalthabers unterworfenen 
Vermögens durch das Vorrecht des 8 61 Nr 5 KO geſichert. Das Vorrecht gilt nicht bloß für 
den Anſpruch auf Herausgabe des im Beſitz des Gewalthabers befindlich geweſenen Ver⸗ 
mögens, ſondern für alle Forderungen, die dem Kinde aus irgendeinem Grunde anläß⸗ 
lich der Verwaltung gegen den Gewalthaber zuſtehen, einſchließlich der Schadenserſatz, 
anſprüche wegen Verletzung der dem Gewalthaber aus der Verwaltung oder Nutznießung 
obliegenden Pflichten. Es greift z. B. Platz, wenn der Vater die bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung eingegangene Verpflichtung, dem Kinde als ſein Erbteil eine beſtimmte Summe 
auszuzahlen, unerfüllt gelaſſen hat (RG 13. 11. 13 IV 305/13). Hat der Gewalthaber das 
dem Kinde gehörige Geld mit oder ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 1653) 
für ſich verwendet, ſo iſt für die hieraus entſpringende Forderung dem Kinde das Vorrecht 
aus $ 61 Nr 5 KO nicht zu verſagen. Das Vorrecht iſt aber nicht zu erſtrecken auf die durch 
Erbfall oder Abtretung auf das Kind übergegangenen Forderungen gegen den Gewalt⸗ 
haber, ſoweit fie bereits zur Zeit des Übergangs wegen der ſchlechten Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Gewalthabers nur einen geringeren Wert hatten (anders in ſtändiger Rechtſprechung 
das Reichsgericht, vgl. neuerdings RG 15. 5. 11 IV 499/10). — Das Konkursvorrecht kommt 
dem Kinde in gleicher Weiſe zuſtatten gegenüber dem mit der Beſorgung von Vermögens ⸗ 
angelegenheiten betrauten Pfleger. 


8 1669 


Will der Vaters) eine neue Ehe eingehen, jo hat er ſeine Abſicht dem 
Vormundſchaftsgericht anzuzeigen:), auf ſeine Koſten ein Verzeichnis des 
ſeiner Verwaltung unterliegenden Vermögens einzureichen und, ſoweit in 
Anſehung dieſes Vermögens eine Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde 
beſteht, die Auseinanderſetzung herbeizuführen). Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann geſtatten, daß die Auseinanderſetzung erſt nach der Eheſchließung 
erfolgt. 

= 1549 Abſ 1 II 1560; M 4 811; P 4 553 u. 635; 6 299. 


1. Die Wiederverheiratung des Gewalthabers macht es notwendig, daß die Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Kinder erſter Ehe klargeſtellt werden, da ſonſt im Laufe der zweiten Ehe leicht 
eine Verdunklung eintreten kann. Zu dieſem Zwecke hat der Gewalthaber, der das Recht der 
Vermögensverwaltung beſitzt, vor Eingehung der neuen Ehe ein Verzeichnis des Kindes⸗ 
vermögens (vgl. $ 1640 A 1) einzureichen und, ſoweit nicht ausnahmsweiſe das Vormundſchafts⸗ 
gericht zur Vermeidung wirtſchaftlicher Unzuträglichkeiten die Fortdauer der Gemeinſchaft 
geſtattet, die Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe herbeizuführen, die auf Grund 
des § 2044 von dem Erblaſſer nicht ausgeſchloſſen werden kann (OLG 2, 169). Geht mit der 
Wiederverheiratung des Gewalthabers das dieſem als Vorerben zugefallene Vermögen 
auf das Kind als Nacherben über, fo folgt die Verzeichnispflicht ſchon aus 8 260 (vol. 
KJ. 43 A 38). Das einzureichende Verzeichnis muß, damit es als Grundlage für die 
jetzige oder ſpätere Auseinanderſetzung dienen kann, nicht bloß die Werte, ſondern auch die 
Schulden enthalten und muß die einzelnen Gegenſtände ſo bezeichnen, daß ihre Unter⸗ 
ſcheidung von den zu den andern Vermögensmaſſen gehörigen Gegenſtänden möglich iſt 
(a. A. Staudinger A IIb 1). Die Vergünſtigung des § 1640, daß bei Haushaltungsgegen⸗ 

Dis 
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ſtänden die Angabe des Geſamtwerts genügt, kommt auch dem ſich wiederverheiratenden 
Gewalthaber zuftatten (abw. früh. Aufl.). Die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Ver⸗ 
zeichniſſes hat das Vormundſchaftsgericht, das ſchon hierfür — nicht bloß für die Auseinander⸗ 
ſetzung — einen Pfleger zu beſtellen hat, nachzuprüfen, zu welchem Zwecke es nötigenfalls beſon⸗ 
dere Erhebungen veranſtalten kann. Ebenſo iſt es Pflicht des Pflegers, ſich über die Richtigkeit 
der Vermögensangaben des zur zweiten Ehe ſchreitenden Ehegatten zu vergewiſſern. Die Auf⸗ 
nahme eines öffentlichen Verzeichniſſes kann nicht verlangt werden. Soweit ſchon früher (auf 
Grund der $$ 1640, 1667) ein Verzeichnis eingereicht iſt, genügt eine dem § 1669 entſprechende Er⸗ 
gänzung dieſes Verzeichniſſes. Die Koſten der Vermögensnachweiſung und der Auseinander- 
ſetzung hat der Gewalthaber zu tragen. Von einer Auseinanderſetzungspflicht kann nicht 
wohl die Rede ſein, wenn das Vermögen des Kindes nur in einem Pflichtteilsanſpruch am 
Nachlaſſe des verſtorbenen Elternteils beſteht (KJ 44 A 32). Wohl aber hat der zur zweiten 
Ehe ſchreitende Gewalthaber die Pflicht der Klarſtellung, was dem Kinde als Pflichtteil 
50 hierüber eine beſtimmte Angabe in das Vermögensverzeichnis aufgenommen 
werden kann. 

2. Um die Erfüllung der in A 1 bezeichneten Verpflichtungen zu ſichern, iſt es dem Gewalt; 
haber zur Pflicht gemacht, vor Eingehung der neuen Ehe von der hierauf gerichteten Abſicht 
dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. Nötigenfalls hat auch der Gemeindewaiſen⸗ 
rat (§ 1675) Nachricht zu geben. In dem gleichen Intereſſe iſt in § 1314 Abſ 1 vorge⸗ 
ſchrieben, daß der Gewalthaber, der ein minderjähriges eheliches Kind hat, vor Beibringung 
eines Zeugniſſes des Vormundſchaftsgerichts über Erfüllung jener Verpflichtungen nicht zur 
Eheſchließung zugelaſſen wird. Die Erteilung des Zeugniſſes hat das Vormundſchaftsgericht, 
um ſich nicht der Mitwirkung bei Eingehung einer Doppelehe ſchuldig zu machen, auch dann 
abzulehnen, wenn ihm der Nachweis der Auflöſung der früheren Ehe nicht geführt werden 
kann. Sollte es gleichwohl zur Wiederverheiratung gekommen ſein, ſo iſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht darauf angewieſen, zur nachträglichen Erfüllung jener Pflichten von den ihm 
zur Verfügung ſtehenden Zwangsmitteln (vgl. Vorbem 5 vor $ 1773) Gebrauch zu machen. 

3. Die Verpflichtungen aus § 1669 treffen in gleicher Weiſe auch die im Beſitz der elter⸗ 
lichen Gewalt befindliche Mutter, wennſchon dieſe durch die Wiederverheiratung die elterliche 
Gewalt verliert (88 1686, 1697). Der die elterliche Gewalt nicht beſitzende Elternteil iſt von 
jenen Verpflichtungen frei, worüber ihm, damit er zur Eheſchließung zugelaſſen wird, gleich⸗ 
falls ein Zeugnis von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen iſt (8 1314 Abſ 1). 


8 1670 


Kommt der Vater den nach den SS 1667, 1668 getroffenen Anordnungen 
nicht nach oder erfüllt er die ihm nach den SS 1640, 1669 obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen nicht, jo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Vermögens: 
verwaltung entziehen !). Zur Erzwingung der Sicherheitsleiſtung ſind andere 
Maßregeln nicht zuläjjig?). 

E 1 1550 II 1561; M 4 815; ® 4 638. 


1. Über die zur Erzwingung der Anordnungen landesgeſetzlich zuläſſigen Zwangsmittel 
ſ. Vorbem 5 vor $ 1773. Reichsrechtlich iſt als Zwangsmittel die Entziehung der Bermögens⸗ 
verwaltung gewährt, die auch auf einen Teil des Vermögens oder auf eine gewiſſe Zeit be⸗ 
ſchränkt werden kann. Die Entziehung ſetzt eine vorgängige Androhung dieſer Maßregel nicht 
voraus. Es iſt auch nicht zu verlangen, daß den Gewalthaber bei Nichtbefolgung der An⸗ 
ordnung ein Verſchulden trifft. Erforderlich iſt nur, daß ihm die von dem Vormundſchaftsgericht 
getroffene Anordnung amtlich zur Kenntnis gebracht und ihm zur Ausführung der Anordnung 
angemeſſene Zeit gelaſſen wird. Die nach §§ 1640, 1669 ihm obliegenden Pflichten zur Ein- 
reichung des Vermögensverzeichniſſes und zur Auseinanderſetzung hat der Gewalthaber un⸗ 
aufgefordert zu erfüllen. Die Entziehung der Vermögensverwaltung iſt deshalb hier zuläſſig, 
ohne daß ihm eine Anordnung des Vormundſchaftsgerichts zugegangen zu ſein braucht. Die 
Folge der Entziehung der Vermögensverwaltung iſt, daß hierfür ein Pfleger eingeſetzt werden 
muß, wozu auch der andere Ehegatte beſtellt werden kann. Die Entziehung der Nutz⸗ 
nießung iſt, abgeſehen von dem in $ 1666 Abi 2 beſtimmten Falle der Unterhaltsgefährdung, 
unſtatthaft. Ein genügender Schutz iſt ſchon dadurch gewährt, daß die Entziehung der Ver 
mögensverwaltung den Verlust der mit der Nutznießung verbundenen Verwaltung nach ſich 
ieht (8 1656). . 
i 15 a Erzwingung der Sicherheitsleiſtung (8 1668) ift, da ein ſonſtiger Zwang zum Nach⸗ 
teil des Kindes die wirtſchaftlichen Lebensbedingungen des Gewalthabers untergraben kann, 
als alleiniges Zwangsmittel die Entziehung der Vermögensverwaltung zugelaſſen. Über 
die Zuläſſigkeit des Arreſtantrags |. §S 1667 A 2 a. E. 
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8 1671 


Das Vormundſchaftsgericht kann während der Dauer der elterlichen Ge⸗ 
walt die von ihm getroffenen Anordnungen jederzeit ändern), insbeſondere 
die Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der geleiſteten Sicherheit an⸗ 
ordnen ?). 

E 1 1551 Satz 1 II 1562; M 4 815; P 4 638. 


1. Die von dem Vormundſchaftsgericht kraft ſeiner Aufſichtsgewalt getroffenen An⸗ 
ordnungen (§8 1665 bis 1670) ergehen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit und find 
deshalb nach der hier geltenden Regel (vgl. die Ausnahmen in 88 18, 55 FGG) nicht nnab⸗ 
änderlich. Das Vormundſchaftsgericht kann von ſeiner Anordnung abgehen, nicht bloß, wenn 
die Umſtände ſich verändert haben, ſondern auch, wenn es bei erneuter Prüfung zu einer 
andern Beurteilung gelangt, vorausgeſetzt, daß nicht inzwiſchen durch Aufhören der elterlichen 
Gewalt auch feine Aufſichtsgewalt weggefallen iſt. Ebenſo kann es, wenn es abgelehnt hat, 
eine Anordnung dieſer Art zu treffen, jeden Augenblick von dieſer Entſchließung wieder 
abgehen. \ 

2. Die in & 1671 beſtimmte Abänderlichkeit gilt namentlich auch für die Anordnung der 
Sicherheitsleiſtung, und zwar ſowohl in der Richtung der Erhöhung als in der Richtung 
der Minderung und gänzlichen Aufhebung der Sicherheit. Über das Recht des Vormundſchafts⸗ 
richters zur Vertretung des Kindes |. 8 1672 A 1. 


8 1672 


Bei der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit wird die Mitwirkung 
des Kindes durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt!). 

Die Koſten der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit fallen dem 
Vater zur Lajt?). 

E I 1549 Abj 2, 1551 Satz 2 II 1599 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2; M 4 814; P 4 638. 

1. Die von dem Vormundſchaftsgericht wegen Beſtellung oder Aufhebung (Min- 
derung) der Sicherheit getroffene Anordnung hat die Bedeutung einer in Vertretung 
des Kindes getroffenen, für dieſes verbindlichen Verfügung. Es bedarf deshalb zur Beſtellung 
der Sicherheit nicht einer von dem Kinde oder deſſen Pfleger zu erklärenden Annahme und 
ebenſowenig zur Aufhebung (Minderung) der Sicherheit einer Bewilligung des Pflegers. 
Das Vertretungsrecht greift nur während der Dauer der elterlichen Gewalt Platz. Es be⸗ 
ſteht hinſichtlich der Aufhebung einer Sicherheit nur, wenn die Beſtellung auf Grund des 
8 1672 — nicht auf Grund des eine ſolche Anordnung nicht kennenden älteren Rechtes 
(Bay Obs 1, 706) — erfolgt iſt. Der Löſchungsantrag des Grundſtückseigentümers wird 
durch die wegen Löſchung der Sicherheitshypothek von dem Vormundſchaftsgericht getroffene 
Anordnung nicht erübrigt. 

2. Die Koſten der Sicherheitsbeſtellung hat der Gewalthaber zu tragen, da ſie durch ſein 
Verhalten veranlaßt ſind. Demzufolge müſſen ihm auch die Koſten der Aufhebung der Sicher⸗ 
heit zur Laſt fallen, falls nicht etwa die Sicherheitsbeſtellung zu Unrecht angeordnet war 
und aus dieſem Grunde die Aufhebung erfolgt. 


9 1673. 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer Entſcheidung, durch welche 
die Sorge für die Perſon oder das Vermögen des Kindes oder die Nutznießung 
dem Vater entzogen oder beſchränkt wird, den Vater hören, es ſei denn, daß 
die Anhörung untunlich iſt !). 

Vor der Entſcheidung ſollen auch Verwandte, insbeſondere die Mutter, 
oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, wenn es ohne erhebliche Ver⸗ 
zögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann!). Für den 
Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des S 1847 Abſ 22), 

KB 2081. 

1. Ohne Anhörung des Gewalthabers darf dieſer in keiner Weiſe — auch nicht in den 
Fällen der 88 1630 Abſ 2 Satz 2, 1635, 1637, 1687 Nr 3 (vgl. KJ 31 A 10 über Beſtellung 
eines Pflegers zur Einklagung von Unterhaltsanſprüchen gegen den Gewalthaber) — in ſeinen 
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Rechten beſchränkt werden. Seine Anhörung kann nur unterbleiben, wenn ſie untunlich, 
das iſt, wenn ſie unausführbar iſt oder wenn ohne Nachteile für das Wohl des Kindes nicht 
länger gewartet werden kann. Dem Gewalthaber als Partei ſoll durch die Anhörung Ge⸗ 
legenheit gegeben werden, ſich über den Sachverhalt zu äußern und in ſeinem Intereſſe Beweis 
anträge zu ſtellen. Es muß ihm deshalb über die Vorgänge ſo weit Mitteilung gemacht werden, daß 
er zur Ausübung ſeines Rechtes imſtande iſt. Darüber, in welcher Weiſe die Anhörung erfolgen 
ſoll, ob mündlich oder ſchriftlich und in welchem Abſchnitt des Verfahrens, hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Ein Recht auf Bekanntmachung des Beweis⸗ 
beſchluſſes und Zuziehung zum Beweistermine hat er nicht (RG 63, 277). Auch ein all: 
gemeines Recht auf Einſicht der Vormundſchaftsakten (vgl. $ 34 FGG) iſt nicht anzuer⸗ 
kennen (BayObL® in ZBl§c 14, 25). Außer dem Gewalthaber ſollen, falls fie hierzu 
bereit ſind, auch Verwandte, zu denen namentlich die Mutter des Kindes gehört, oder 
Verſchwägerte gehört werden. Von der Anhörung kann hier jedoch ſchon dann abge⸗ 
ſehen werden, wenn nach Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts das Verfahren erheblich 
verzögert werden würde oder unverhältnismäßige Koſten entſtehen würden. Der Ge⸗ 
walthaber hat kein Recht darauf, daß ſämtliche von ihm benannte Verwandte oder Ver⸗ 
ſchwägerte gehört werden. Die Anhörung iſt in jedem Falle, auch wenn die vorbezeich⸗ 
neten beiden Ausnahmegründe nicht zutreffen, nur ſo weit auszudehnen, daß die erforder⸗ 
liche Aufklärung gewonnen wird (BayObLG in SeuffA 67 Nr 261). Verſchieden von der 
Anhörung iſt die Vernehmung als Auskunftsperſon (vgl. $ 15 FGG). Doch wird auch bei 
der Anhörung darauf hinzuwirken fein, daß die Angehörigen den ihnen bekannten Sach⸗ 
verhalt mitteilen. Über das Recht der Angehörigen auf Anhörung in Vormundſchaftsſachen 
. $ 1847. Im Falle der Beſchränkung der Rechte des Gewalthabers iſt dieſer nach 8 20 
Abſ 1 JG beſchwerdeberechtigt. Den Angehörigen ſteht das Recht der Beſchwerde 
zu, wenn entgegen dem § 1673 ihre Anhörung unterblieben ift — in welchem Falle nach 
Umſtänden der Beſchluß aufgehoben werden kann (OL G 8 S. 350 u. 351) —, außerdem 
nach Maßgabe des 557 Abs 1 Nr 8, 3, 5 bei Ablehnung oder Aufhebung der hier bezeich⸗ 
neten Beſchränkungen (vgl. auch 857 Nr 9). — Keine Anwendung findet § 1673, wenn dem 
Gewalthaber die Verwaltung und Nutznießung durch Verfügung von Todes wegen 
entzogen iſt. — Über Anhörung des Jugendamts vgl. 88 43 Abſ 1, 65 Abſ 2 IWE. 

2. Die Angehörigen haben einen Anſpruch auf Erſatz der durch die Anhörung ihnen etwa 
erwachſenen Auslagen aus dem Vermögen des Kindes, nicht der Staatskaſſe, während der 
Gewalthaber ſeine Auslagen ſelbſt zu tragen hat. 


8 1674 


Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, jo iſt er dem Kinde nach § 839 Abf 1, 3 verantwort⸗ 
lich !). 


E I 1503, 1702 II 1563; M 4 749; P 4 548. 


1. S. 8 1848 A 1 u. 2. 
8 1675 


Der Gemeindewaijenrat!) hat dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntnis gelangt, in welchem das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen ijt?). 

E 1 1552 II 1564; M 4 815; P 4 638. 


1. Der zur Mitwirkung in Vormundſchaftsſachen berufene Gemeindewaiſenrat (88 1849 ff.) 
hat das Vormundſchaftsgericht auch auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt inſofern zu unter⸗ 
ſtützen, als er hinſichtlich der in feinem Bezirk ſich aufhaltenden Kinder, wenn das Einſchreiten 
des Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe der Perſon oder des Vermögens der Kinder geboten 
fein kann und er hiervon Kenntnis erhält, Anzeige zu machen hat. Dem Gemeindewaiſenrat 
iſt damit nicht die Pflicht einer ſtändigen Überwachung auferlegt. Er hat aber, wenn Tatſachen 
zu ſeiner Kenntnis kommen, die ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nötig erſcheinen 
laſſen, ſich hierüber zu vergewiſſern. Zu ſonſtigen Hilfsleiſtungen, Erkundigungen uſw. kaun 
der Gemeindewaiſenrat auf dem Gebiet der elterlichen Gewalt nicht herangezogen werden. 
Über die Pflicht zur Anzeige, wenn Anlaß zur Beſtellung eines Vormundes, Gegenvormundes 
(Beiſtandes) oder Pflegers vorliegt, |. §49 FGG. — Gemeindewaiſenrat iſt jetzt nach 8 42 
IW das Jugendamt. 

2. Aus der den Behörden obliegenden Pflicht zur gegenſeitigen Beiſtandsleiſtung folgt, 
daß dem Vormundſchaftsgericht, wenn im Amtsbereich einer andern Behörde die Notwendig⸗ 
keit der vormundſchaftsgerichtlichen Fürſorge hervortritt, von dieſer Behörde Nachricht zu 
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geben iſt. Durch § 50 FGG iſt dem Gericht dieſe Benachrichtigung zur Pflicht gemacht, 
wenn infolge eines bei ihm anhängigen Verfahrens die Anordnung einer Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft erforderlich wird (ſ. auch 88 660, 683 Ab] 2, 674 in Verbindung mit 679 Ab] 4, 
684 Abſ 4, 686 Abſ 4). Desgleichen iſt das Gericht zur Benachrichtigung verpflichtet bei 
Aufnahme von Urkunden, in denen Zuwendungen an Minderjährige unter beſondern, von 
dem Vormundſchaftsgericht zu überwachenden Verwaltungsanordnungen (§ 1639) gemacht 
werden. Sterbefälle hat der Standesbeamte, wenn der Verſtorbene ein minderjähriges 
Kind hinterlaſſen hat, gemäß 948 FG dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, das hieran 
wegen der Überwachung des Eingangs des Vermögensverzeichniſſes, das nach dem Tode 
der Mutter der Vater einzureichen hat (§ 1640) und wegen des der Mutter beizuordnenden 
Beiſtandes ($ 1687) intereſſiert iſt. 


8 1676 


Die elterliche Gewalt des Vaters ruht!), wenn er geſchäftsunfähig iſt. 

Das gleiche gilt, wenn der Vater in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
ift?) oder wenn er nach § 1910 Abſ 1 einen Pfleger für ſeine Perſon und ſein 
Vermögen erhalten hate). Die Sorge für die Perſon des Kindes ſteht ihm 
neben dem geſetzlichen Vertreter des Kindes zu; zur Vertretung des Kindes 
iſt er nicht berechtigt. Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem 
Vater und dem geſetzlichen Vertreter geht die Meinung des geſetzlichen 


Vertreters vor!). 
E I 1554 Abſ 1 Satz 1 II 1565; M 4 818; P 4 638; 5 119. 


1. Das Ruhen der elterlichen Gewalt iſt von der tatſächlichen Verhinderung der Aus ⸗ 
übung zu unterſcheiden. Eine ſolche Verhinderung läßt das Recht der elterlichen Gewalt 
— unbeſchadet der von dem Vormundſchaftsgericht nach § 1665 zu treffenden Maßregeln 
und abgeſehen vom Fall des § 1677 — unberührt. Das Ruhen der elterlichen Gewalt hat 
dagegen die Bedeutung, daß der Gewalthaber die elterliche Gewalt, auch wenn er wollte, 
nicht ausüben kann (81678). An ſeine Stelle tritt, ſoweit § 1685 nicht eingreift, ein für das 
Kind zu beſtellender Vormund, dem das Vermögen unter Rechnungslegung herauszu⸗ 
geben it (§ 1681) und der während des Ruhens der elterlichen Gewalt das Nutznießungs⸗ 
recht für Rechnung des Gewalthabers ausübt ($ 1678). Das Ruhen der elterlichen 
Gewalt hat keinen Einfluß auf die Ausübung der dem Gewalthaber kraft des natürlichen 
Verwandtſchaftsverhältniſſes zuſtehenden Rechte (vgl. Vorbem 3 vor § 1616). Es hat auch 
nicht zur Folge, daß dem Gewalthaber das Recht auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
— 91 21 59 nur ausgeübt werden kann, ſoweit er hierzu imſtande iſt — verlorengeht (vgl. 
O 15 8). 2 . ” 

2. Der Geſchäftsunfähige ($ 904) ift unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt und 
zur Ausübung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes. Der beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähige (88 106, 114) ift unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt, es verbleibt ihm aber 
die rein tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes, und zwar in der Weiſe, daß bei einer 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und dem geſetzlichen Vertreter die Meinung des letz ⸗ 
teren ausſchlaggebend ift (vgl. 8 1634). Andere Beſtimmungen ſind auch nicht für den Fall 
der Minderjährigkeit des Vaters getroffen, da dieſer Fall nach SS 1803, 1744, 1745 
Abſ 1 — abgeſehen von dem Erwerb der elterlichen Gewalt durch Ehelichkeitserklärung 
(8 1729) — kaum praktiſch wird (f. die abweichende Regelung für den Fall der Minderjährig⸗ 
keit der Mutter in $ 1696). Pr 

3. Dem Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit iſt der Fall gleichgeſtellt, daß der Gewalt⸗ 
haber wegen körperlicher Gebrechen nach § 1910 Abſ 1 einen Pfleger ſowohl für feine Perſon 
als ſein Vermögen erhält. Dem Gewalthaber, der die Beſorgung aller ſeiner Angelegenheiten 
dem Pfleger überlaſſen muß, kann nicht wohl die Ausübung der Rechte der elterlichen Ge⸗ 
walt belaſſen werden. Es iſt deshalb auch hier für das Kind ein Vormund zu beſtellen. Mit 
der Ausübung der elterlichen Gewalt hat der Pfleger des Gewalthabers nichts zu tun. 


8 1677 


Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte feſtgeſtellt wird, daß der Vater auf längere Zeit an der Ausübung 
der elterlichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt!). 

Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchaftsgerichte feſtgeſtellt 
wird, daß der Grund nicht mehr beiteht?). 

E I 1554 Abſ 1 Satz 2 II 1566; M 4 818; P 4 638. 
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1. Die tatſächliche Verhinderung an der Ausübung führt zum Ruhen der elter⸗ 
lichen Gewalt, wenn von dem Vormundſchaftsgericht die längere Dauer der Verhinde⸗ 
rung feftgeftellt ift. Und zwar muß die Verhinderung, da ſonſt eine Veranlaſſung zur Ein⸗ 
leitung einer Vormundſchaft nicht vorliegen würde, eine allgemeine ſein, ſich ſowohl auf die 
perjönlichen Angelegenheiten els die Termögensangelegenheiten erſtrecen. Über Abweſen⸗ 
heit im Kriegsdienſt |. § 1685 A 1. Die Feſiſtellung des Vormundſchaftsgerichts (die nicht 
durch befondere Verfügung ausgeſprochen zu werden braucht) tritt nach 851 Abſ 18G mit 
der Beſtellung des Vormundes und in dem Falle, daß die Mutter zur Ausübung der elterlichen 
Gewalt berufen iſt (8 1685), nach der gleichen Vorſchrift mit der Bekanntmachung an die Mutter 
in Wirkſamkeit (RGSt 49, 228). Es iſt de mit ein feſter Zeitpunkt gegeben, mit dem die Be⸗ 
rechtigung des Gewalthabers zur Ausübung der elterlichen Gewalt fortfällt. Die Feſtſtellung be⸗ 
hält, auch wenn fie zu Unrecht getroffen iſt, Dritten gegenüber, denen eine unredliche Hand⸗ 
lungsweiſe nicht zur Laſt fällt, ſo lange ihre Wirkſamkeit, bis ſie vom Vormundſchaftsgericht 
zurückgenommen wird (§ 32 FGG; vgl. KGJ 37 A 48). Die bis zu dieſem Zeitpunkte vor⸗ 
genommenen Rechtshandlungen bleiben — abgeſehen vom Falle der Unredlichkeit des 
Dritten — gültig. Die auf Grund der Einwilligung der Mutter erfolgte Volljährigkeits⸗ 
erklärung des Kindes kann nicht aus dem Grunde, weil in Wirklichkeit der Vater nicht ver⸗ 
hindert war, angefochten werden (vgl. Joſef im Recht 1912, 287). Hat der Gewalthaber 
von der Feſtſtellung keine Kenntnis erlangt und auch nicht annehmen können, daß er als ver⸗ 
hindert angeſehen werden würde, fo iſt nach § 1682 Ab 2 die Beſtimmung des § 1682 Abſ 1 
zur entſprechenden Anwendung zu bringen. — § 1677 findet, wenn dem Elternteil nicht die 
volle elterliche Gewalt, ſondern nur die Sorge für die Perſon zuſteht, auch hierauf An⸗ 
wendung. Eine länger dauernde Verhinderung in Ausübung der Perſonenſorge kann darin 
gefunden werden, daß der Elternteil an hyſteriſchen Anfällen leidet, während deren er zur 
Vornahme von unſittlichen Handlungen in Gegenwart des Kindes geneigt iſt (K GJ 42 A 30). 

2. Hat das Vormundſchaftsgericht die in 8 1677 Abf 1 bezeichnete Feſtſtellung getroffen, 
fo endigt das Ruhen der elterlichen Gewalt erſt mit der Feſtſtellung, daß die Verhinderung 
nicht mehr beſteht. Dieſe Fefiftelung muß, um wirkſam zu werden, nach $ 51 Abſ 2 86 
dem Gewalthaber, deſſen elterliche Gewalt nunmehr unbeſchränkt wieder in Kraft tritt, bekannt⸗ 
gemacht werden. Hat der bisherige Vormund oder die Mutter, die zwiſchendurch die elter⸗ 
liche Gewalt ausgeübt hat, von der Feſiſtellung ohne Schuld keine Kenntnis erhalten, jo 
bleibt deren Geſchäftsführungsbefugnis, auch zugunſten des redlichen Dritten, nach Maßgabe 
des $ 1682 beſtehen. 


8 1678 


Solange die elterliche Gewalt des Vaters ruht, iſt der Vater nicht be⸗ 
rechtigt, ſie auszuüben; es verbleibt ihm jedoch die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes, unbeſchadet der Vorſchrift des § 1685 Abs 21), 

E I 1554 Abſ 1 II 1567; M 4 818; P 4 639 u. 650 

1. Vgl. 8 1676 A 1. Da dem Gewalthaber das Recht der Ausübung des Nutznie ßungsrechts 
fehlt, ſo verbleibt ihm gemäß § 1656 nur der Anſpruch auf Herausgabe des Reinertrags. 
Wegen des Übergangs der Nutznießung auf die Mutter |. 8 1685 Abſ 2. Iſt der Vater durch 
Verbüßung einer längeren Freiheitsſtrafe an der Ausübung der elterlichen Gewalt verhindert, 
fo verbleibt ihm gemäß der entſprechend anwendbaren Vorſchrift des § 1634 (vgl. 8 1686) 
ein Recht auf Verkehr mit dem Kinde, der von dem Vormundſchaftsgericht z. B. durch Be⸗ 
auftragung einer Mittelsperſon näher zu regeln iſt (RIA 11, 5). 


8 1679 


Die elterliche Gewalt des Vaters endigt, wenn er für tot erklärt wird, 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt!). 

Lebt der Vater noch, ſo erlangt er die elterliche Gewalt dadurch wieder, 
daß er dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber ſeinen hierauf gerichteten 
Willen erklärt?). 

E I 1557 Abſ 2 Satz 1, Abſ 3 II 1568; M 4 830; P 4 644 u. 861. 

1. Die Todeserklärung könnte als ein Fall des Ruhens oder als ein Fall der Beendigung 
der elterlichen Gewalt behandelt werden. Das BGB hat ſich in Einklang mit der Behand⸗ 
lung ähnlicher Fälle auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts und des Vormundſchafts⸗ 
rechts (vgl. 818 A 1) für letzteres entſchieden. mit der Beſonderheit, daß die elterliche Gewalt 
wieder in Kraft tritt, ſobald der irrtümlich für tot Crklärte die Abſicht der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht anzeigt. Wird auf Anfechtungsklage (8 973 ZRO) 
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die Todeserklärung aufgehoben oder der in dem Ausſchlußurteil feſtzuſtellende Zeitpunkt des 
Todes berichtigt, ſo tritt — unbeſchadet des Vertretungsrechts des bisherigen Vormundes, 
das erſt mit ſeiner Entlaſſung oder mit Erlangung der Kenntnis von der Fortdauer des Lebens 
des Gewalthabers endet — mit rückwirkender Kraft die der Fortdauer der elterlichen Gewalt 
entſprechende Rechtslage ein. Über den Fall, daß der Ehegatte des irrtümlich für tot Erflärten 
ſich inzwiſchen verheiratet hat, |. $ 1637. Mit Beendigung der elterlichen Gewalt geht auch das 
Nutznießungsrecht verloren, wird aber bei Wiedererlangung der elterlichen Gewalt von neuem 
erworben. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß diejenigen Vermögensgegenſtände, die bei Fortbeſtehen 
der elterlichen Gewalt freies Vermögen des Kindes geworden ſein würden, nunmehr dieſe 
Eigenſchaft annehmen. — Von der Todeserllärung und von einer auf Anfechtungsklage er⸗ 
gehenden abändernden Entſcheidung hat gemäß § 50 FGG das Prozeßgericht bei Vorhandenſein 
eines minderjährigen Kindes das Vormundſchaftsgericht zu benachrichtigen. 


2. Eine beſtimmte Form iſt für die Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
nicht vorgeſchrieben. Sie kann ſchriftlich gegenüber dem Vormundſchaftsgericht oder münd⸗ 
lich vor dem Vormundſchaftsrichter oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts abgegeben werden. Die Wirkſamkeit der ſchriftlichen Erklärung iſt dadurch be⸗ 
dingt, daß ſie dem Vormundſchaftsgericht zugeht. Dieſem liegt es ob, die Erklärung dem 
bisherigen geſetzlichen Vertreter des Kindes mitzuteilen, der hierdurch das ihm nach 8 1682 
noch zuſtehende Vertretungsrecht verliert. Wegen der Zuſtändigkeit des Vormundſchafts⸗ 
gerichts vgl. Vorbem Ab vor 8 1773. 


8 1680 


Der Vater verwirkt die elterliche Gemalt), wenn er wegen eines an 
dem Kinde verübten Verbrechens oder vorſätzlich verübten Vergehens zu 
Zuchthausſtrafe oder zu einer Gefängnisſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten 
verurteilt wird. Wird wegen des Zuſammentreffens mit einer anderen ſtraf⸗ 
baren Handlung auf eine Geſamtſtrafe erkannt, jo entſcheidet die Einzel⸗ 
ſtrafe, welche für das an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen ver⸗ 
wirkt iſt. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der Rechtskraft des 
Urteils ein?) “). 

E I 1559 Abſ 1 II 1569; M 4 836 ff.; P 4 648 u. 683. 


1. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt (auch des Rechtes der Sorge für die Perſon 
oder das Vermögen) kann nur infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung eintreten. Sie ſetzt 
voraus die Begehung eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens „an dem 
Kinde“, worunter Verbrechen oder Vergehen gegen das Kind (vgl. die Faſſung von E I 1559 
ſowie M 4, 838) einbegriffen find. Die Straftat braucht nicht unmittelbar gegen die Perſon 
des Kindes gerichtet zu fein. Es genügt eine gegen das Vermögen oder ſonſtige Rechts- 
güter des Kindes gerichtete ſtrafbare Handlung, da durch dieſe zugleich die Perſon des Kindes 
mitbetroffen wird (beſtr. — vgl. Starck in LZ 1918, 1048; anders Mantey in LZ 1917, 914). 
Die Straftat muß ferner eine ſo ſchwere ſein, daß dieſerhalb auf Zuchthausſtrafe oder Ge⸗ 
fängnisſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten erkannt wird. Wird wegen mehrerer gegen 
das Kind gerichteter ſtrafbarer Handlungen auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo muß die Strafe 
für eine einzelne Handlung das angegebene Maß erreichen. Es genügt nicht, daß die 
Geſamtſtrafe dieſe Höhe hat, da der zufällige Umſtand, ob die Aburteilung in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Strafverfahren oder hintereinander in mehreren Strafverfahren erfolgt, nicht 
entſcheidend fein kann (anders Staudinger A 2e und Planck A 1b). 


2. Die Verurteilung zieht, ſobald ſie rechtskräftig geworden iſt, den Verluſt der elterlichen 
Gewalt nach ſich, und zwar hinſichtlich des Kindes, gegen das die Straftat gerichtet iſt, nicht 
hinſichtlich der übrigen Kinder. Die Verfehlungen gegen das eine Kind können aber dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht Veranlaſſung geben, zum Schutze der übrigen Kinder aus §§ 1666 ff. einzu⸗ 
ſchreiten. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt fällt weg, wenn im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren das Strafurteil aufgehoben oder auf eine mildere als die in § 1680 beſtimmte Strafe 
erkannt wird, jedoch nicht mit rückwirkender Kraft (vgl. RG 42, 284). Durch die Begnadigung 
wird die mit der Verurteilung verbundene privatrechtliche Folge der Verwirkung, die ihren Grund 
in der Vertrauensunwürdigkeit des Gewalthabers hat, nicht beſeitigt. Mit dem Verluſt der elter⸗ 
lichen Gewalt gehen durch die Verwirkung auch diejenigen Rechte verloren, die in der bis zum Ab- 
leben des Gewalthabers beſtandenen elterlichen Gewalt ihre Grundlage haben (vgl. 88 1776 
Nr 1 u. 2, 1777, 1792 Abſ 4, 1852ff., 1858ff.), auch das Recht des perſönlichen Verkehrs 
mit dem Kinde, welchen Verkehr der Vormund, vorbehaltlich des Eingreifens des Vormund⸗ 
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ſchaftsgerichts aus § 1837, lediglich nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen zu regeln hat 
(beſtr. — vgl. § 1666 A 4). 

3. Iſt im Strafverfahren ein für die Verwirkung der elterlichen Gewalt oder den Wegfall 
der Verwirkung bedeutſames Urteil ergangen, fo hat nach $ 50 FG das Gericht — ſoweit 
nicht landesrechtlich die Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft auferlegt iſt — dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter hiervon Mitteilung zu machen. 


8 1681 


Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder hört aus einem 
anderen Grunde ſeine Vermögensverwaltung auf, ſo hat er dem Kinde 
das Vermögen herauszugeben!) und über die Verwaltung Rechenſchaft 
abzulegen). 

E I 1503, 1700 Abſ 1 II 1570; M 4 746; P 4 562 


1. Bei Beendigung der Vermögens verwaltung, die auch in den Fällen der 88 1647, 
1666 Abi 2, 1670 eintritt, hat der Gewalthaber oder deſſen geſetzlicher Vertreter das Ver⸗ 
mögen an das Kind oder deſſen geſetzlichen Vertreter unter Vorlage eines Verzeichniſſes 
über den vorhandenen Beſtand (8 260) — wobei ein nach § 1640 gefertigtes Verzeichnis 
zugrundegelegt werden kann — herauszugeben und, was damit in untrennbarem Zu⸗ 
ſammenhange ſteht, über die vollſtändige Herausgabe durch Rechenſchafts ablegung 
über die bisherige Verwaltung ſich auszuweiſen. Eine Nachprüfung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts findet hierbei, falls nicht das Vermögen an den geſetzlichen Vertreter des Kindes 
herauszugeben iſt, nicht ſtatt. Für die Rückgabe iſt der Gewalthaber, auch wenn er den Ver⸗ 
mögensgegenſtand nicht empfangen hat, verantwortlich, ſofern er die ihm als Verwalter des 
Vermögens obliegende Pflicht der Inbeſitznahme ſchuldhafterweiſe nicht erfüllt hat. Der 
Nachweis dieſes Verſchuldens iſt von dem Kinde zu führen. Es wird hierzu aber meift der Be⸗ 
weis genügen, daß der Gegenſtand zu dem Kindesvermögen gehört hat. Zur Rechenſchafts⸗ 
legung, d. h. einer geordneten Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben, iſt der Ge⸗ 
walthaber nur in dem Umfang verpflichtet, der dem Beſtand des Kindesvermögens zur 
Zeit des Beginns der elterlichen Gewalt entſpricht (vgl. RG v. 24. 10. 21 IV 133/21). Der 
Beſtand muß ihm alſo nachgewieſen werden (abw. früh. Aufl.). Kann der Gewalthaber 
den Vermögensgegenſtand nicht oder nur in verſchlechtertem Zuſtande zurückgeben, ſo bat 
er ſich darüber auszuweiſen, daß ihn ein Verſchulden ($ 1664) nicht trifft. 

2. Zufolge der Pflicht zur Rechenſchaftslegung hat der bisherige Gewalthaber gemäß 
$ 259 eine geordnete Rechnung unter Beifügung der nötigen Belege aufzuſtellen. Sie hat 
ſich auf die Nutzungen des freien Vermögens (88 1650 ff.) zu erſtrecken und im übrigen die 
hinſichtlich des Stammvermögens vorgekommenen Veränderungen darzulegen. Aus der 
Rechenſchaftspflicht folgt auch die Verpflichtung, ſoweit erforderlich, über die Verwaltung, 
namentlich was die laufenden Geſchäfte betrifft, Auskunft zu erteilen. Über die Pflicht zur 
Leiſtung des Offenbarungseides |. SS 259 Ab] 2 u. 3, 261. 


8 1682 


Der Vater iſt auch nach der Beendigung ſeiner elterlichen Gewalt zur 
Fortführung!) der mit der Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes verbundenen Geſchäfte berechtigt, bis er von der Beendigung Kennt⸗ 
nis erlangt oder ſie kennen muß. Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt kennt oder kennen muß. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters ruht oder aus einem anderen Grunde ſeine Vermögens⸗ 
verwaltung aufhört. 

E II 1571 Abſ 1; P 4 662; 6 300. 

1. Die Beſtimmung ſteht in Einklang mit der für den Auftrag gegebenen Vorſchrift des 
$ 674, vgl. § 1424 Abſ. 1. Der Gewalthaber ſoll dadurch keinen Nachteil haben, daß er von 
der (gänzlichen oder teilweiſen) Beendigung der elterlichen Gewalt oder der Vermögensver⸗ 
waltung ohne Schuld keine Kenntnis erhalten hat. Er iſt deshalb zur Fortführung 
der Geſchäfte befugt, bis er die Beendigung erfährt oder bei Anwendung der ge⸗ 
hörigen Sorgfalt (§ 1664) hätte erfahren müſſen. Dieſe Befugnis gilt — was mit 
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der Regelung in 88 169, 674 übereinſtimmt — auch zugunſten des Dritten, der 
mit dem Gewalthaber oder ihm gegenüber ein Rechtsgeſchäft (Rechtshandlung) vor⸗ 
genommen hat, vorausgeſetzt, daß auch der Dritte ohne Schuld ſich in gutem Glauben befand. 
Iſt dies nicht der Fall, ſo kann doch der gutgläubige Gewalthaber ſeinerſeits die gleichen 
Anſprüche wegen Erſatz der Aufwendungen (§ 1648) erheben, als wenn das Rechtsgeſchäft 
gültig vorgenommen wäre, auch kann er wegen Ungültigkeit des Rechtsgeſchäfts nicht erſatz⸗ 
pflichtig gemacht werden. Den Mangel der Gutgläubigkeit hat zu beweiſen, wer auf dieſen 
Mangel ſich beruft. Keinen beſondern Schutz genießt der Dritte, wenn zwar er ſelbſt, nicht 
aber der Gewalthaber gutgläubig iſt (RG 74, 266). 


$ 1683 


Endigt die elterliche Gewalt infolge des Todes des Kindes, jo hat der 
Vater diejenigen Geſchäfte, mit deren Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu 
beſorgen, bis der Erbe anderweit Fürſorge treffen kann!). 

E II 1571 Abf 2; P 4 662. 


1. Entſprechend der für den Auftrag geltenden Beſtimmung des 8 672 Satz 2 iſt es dem Ge⸗ 
walthaber zur Pflicht gemacht, ſo lange, bis die Erben des Kindes ſich um den Nachlaß kümmern 
können, diejenigen Maßregeln vorzunehmen, die ohne Gefahr eines größeren Nachteils bis zu 
dieſem Zeitpunkte nicht aufgeſchoben werden können. In dem hierdurch beſtimmten Umfange 
dauern die vermögensrechtlichen Pflichten und Rechte fort, die aus der elterlichen Gewalt 
entſpringen (f. namentlich 88 1664 u. 1648). 


2. Elterliche Gewalt der Mutter 


8 1684 


Der Mutter!) jteht die elterliche Gewalt zu: 
1. wenn der Vater geſtorben oder für tot erklärt ijt?); 
2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und die Ehe auf⸗ 
gelöſt ift?). 
Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Gewalt der Mutter 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes des Vaters gilt?). 
E 1 1501 Abſ 2, 1557 Abſ 2 Satz 2, 1559 Abſ 2 II 1572; M 4 733, 832 u. 840; P 4 547, 549 u. 644. 


1. Elterliche Gewalt der Mutter. Während beſtehender Ehe findet ein Übergang der 
elterlichen Gewalt auf die Mutter niemals ſtatt. Die Mutter kann nur in beſtimmten Fällen 
nach § 1685 die elterliche Gewalt ausüben. Dagegen geht nach Auflöſung der Ehe 
die elterliche Gewalt auf die Mutter über, ſofern das Recht des Vaters durch Tod, durch 
Todeserklärung oder durch Verwirkung der elterlichen Gewalt vollſtändig 
in Wegfall gekommen iſt. Von einem Übergang der elterlichen Gewalt kann natürlich 
nicht in dem Sinne geſprochen werden, daß das Recht der Mutter ein aus dem 
Rechte des Vaters abgeleitetes wäre. Die Mutter hat auf die elterliche Gewalt ein 
ſelbſtändiges Recht, das von dem Vater nicht ausgeſchloſſen werden und, abge⸗ 
ſehen von der Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes ($ 1687 Nr 1) und den 
nach $$ 1688, 1651 Abſ 1 Nr 2, 1639 zuläſſigen Anordnungen, auch nicht beſchränkt werden 
kann. Ein Verzicht des Vaters auf die Nutznießung ſteht dem Rechte der Mutter nicht ent⸗ 
gegen (vgl. § 1662 A 3). Über das Recht der Mutter, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
f. SS 1696, 1697 u. 1698. x 

2. Dem Tode des Vaters ift in Übereinſtimmung mit dem Grundſatze des § 1679 Abf 1 
auch hier die Todeserklärung gleichgeſtellt. Der Übergang der elterlichen Gewalt vollzieht ſich 
in dem Zeitpunkte, der in dem Ausſchlußurteil als Zeit des Todes feſtgeſetzt iſt. Der irrtümlich 
für tot erklärte Vater kann ſein Recht (falls er nicht inzwiſchen die elterliche Gewalt verwirkt 
hat) durch Anzeige ſeiner diesbezüglichen Abſicht bei dem Vormundſchaftsgericht wieder⸗ 
erlangen, was zugleich die Beendigung der elterlichen Gewalt der Mutter herbeiführt. Wegen 
der Wirkung der Aufhebung des Ausſchlußurteils ſ. $ 1679 A 1. 

3. Im Falle der Scheidung verbleibt die elterliche Gewalt, abgeſehen von den über die 
tatſächliche Perſonenfürſorge in 88 1635, 1636 getroffenen Beſtimmungen, dem Vater. Da- 
gegen hat hier die Entziehung des Rechtes der Sorge für die Perſon auf Grund des § 1666 
zur Folge, daß nunmehr das Recht der Mutter, das nur gegenüber dem Recht des Vaters 
zurücktreten mußte, in vollem Umfange wieder wirkſam wird (vgl. §8 1635 A 1, 1666 A 4 
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und im übrigen § 1698). Das Vormundſchaftsgericht kann auch nach Beſchaffen⸗ 
heit der Umſtände die Mutter zum Vormund oder Pfleger beſtellen (vgl. RO in RIA 
10, 94). Die elterliche Gewalt hebt der Mutter zu, wenn der Vater ſie verwirkt hat 
(8 1680) und die Auflöſung der Ehe hinzukommt, wozu außer der Scheidung und der 
Beendigung der Ehe durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des einen Ehegatten 
(§ 1348 Abſ 2) hier auch die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (a. M. Staudinger 
A 1 6) zu rechnen iſt. Die elterliche Gewalt der Mutter beginnt, mit der Rechtskraft des 
Strafurteils (81680 Abſ 2) und bei ſpäterer Auflöſung der Ehe mit der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils. 


8 1685 


Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich ver⸗ 
hindert oder ruht ſeine elterliche Gewalt, ſo übt während der Dauer der 
Ehe?) die Mutter die elterliche Gewalt mit Ausnahme der Nutznießung aus!). 

Sit die Ehe aufgelöſt, jo hat das Vormundſchaftsgericht der Mutter 
auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen, wenn die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht und keine Ausſicht beſteht, daß der Grund des Ruhens 
wegfallen werde. Die Mutter erlangt in dieſem Falle auch die Nutznießung 
an dem Vermögen des Kindes?). 

E I 1555 IE 1573; M 4 821; P 4 639 u. 650; 6 300. 


1. Während beſtehender Ehe iſt die elterliche Gewalt derart ein gemeinſchaftliches Recht 
der Eltern, daß, ſobald der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt tat⸗ 
ſächlich verhindert iſt — mag dieſe Verhinderung eine zeitweilige oder eine dauernde 
fein — oder feine elterliche Gewalt ruht (§8 1676, 1677), an ſeiner Stelle die Mutter 
eintritt. Auf die Fälle der rechtlichen Verhinderung des Vaters (§8 1630, 1795, 1796) iſt 
dies jedoch, da hier ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts wünſchenswert iſt, nicht aus⸗ 
gedehnt. Nicht unter den Geſichtspunkt der rechtlichen Verhinderung, ſondern des Ruhens 
der elterlichen Gewalt fällt die Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des 
Vaters. Eine Verhinderung des Vaters an Ausübung der elterlichen Gewalt iſt nicht 
ohne weiteres dadurch gegeben, daß er im Felde ſteht (RG IW 1917, 904%; KGJ 47 A 61; 
50 A 55 — abw. KGJ 43 A 230). Auch eine vorübergehende Hinderung des ſchriftlichen 
Verkehrs iſt ohne Bedeutung, falls nicht gerade in dieſer Zeit die Vornahme einer ohne großen 
Nachteil für das Kind nicht aufſchiebbaren Maßnahme notwendig wird. Auf die Mutter geht 
immer nur die Ausübung der elterlichen Gewalt, einſchließlich des Vertretungsrechts, über, 
während die elterliche Gewalt ſelbſt bei dem Vater zurückbleibt. Bei tatſächlicher Ver⸗ 
hinderung des Vaters ſteht die Ausübung der Mutter nur ſo lange zu, als dieſe Verhinde⸗ 
rung andauert, was der Dritte, dem allerdings die Beſtimmung des $ 1682 zugute kommt, 
auf eigene Verantwortung zu prüfen hat. Auch iſt ſie zu einer Anderung der Anordnungen 
des Vaters bei kürzerer Verhinderung nur inſoweit befugt, als die Verhinderung des 
Vaters hierzu Anlaß bietet. Das Recht der zur Ausübung der elterlichen Gewalt be ⸗ 
rufenen Mutter iſt grundſätzlich nicht auf beſtimmte Rechtsgeſchäfte beſchränkt. Es ſteht 
ihr deshalb auch die Befugnis zu, die Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung des Kindes 
zu erteilen (8 4 Abſ 2), obſchon hierdurch die elterliche Gewalt aufgehoben wird. Die Mutter 
muß ſelbſtverſtändlich als Rechtsnachfolgerin ihres Mannes die Rechtslage ſo übernehmen, 
wie ſie durch deſſen Handlungen und Erklärungen geſtaltet iſt. Iſt ein Scheidungsverfahren 
anhängig und iſt für dieſes Verfahren durch einſtweilige Verfügung des Prozeßgerichts oder 
Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts Beſtimmung darüber getroffen, von welchem Elternteil 
das Kind zu erziehen iſt, fo iſt dieſe Beſtimmung ausſchließlich maßgebend, ohne daß § 1685 
Abfſ 1 Anwendung finden kann. Die Nutznießung verbleibt, wenn die Ausübung der 
elterlichen Gewalt auf die Mutter übergegangen iſt, dem Vater. Sie iſt für ſeine Rechnung 
von der Mutter auszuüben (§ 1656). 

2. Iſt die Ehe geſchieden oder iſt, was dem gleichſteht, die eheliche Gemeinſchaft durch 
Urteil aufgehoben (vgl. § 1684 A 3), ſo iſt der Übergang der Ausübung nur ausnahmsweiſe 
zugelaſſen. Der öftere Wechſel der elterlichen Gewalt würde hier, da nicht zu erwarten iſt, 
daß die geſchiedenen Ehegatten die Erziehung des Kindes einheitlich leiten, große Unzuträglich⸗ 
keiten zur Folge haben können. Die Mutter hat jedoch einen Anſpruch darauf, daß die Aus⸗ 
übung der elterlichen Gewalt ihr vom Vormundſchaftsgericht übertragen wird, wenn 
ein Wechſel der elterlichen Gewalt nicht mehr zu beſorgen iſt, wenn nämlich die väterliche Ge⸗ 
walt ruht und aller Vorausſicht nach der Grund des Ruhens, wie z. B. bei einer unheilbaren 
Geiſteskrankheit, ſpäter nicht fortfallen wird. In dieſem Falle geht mit der Übertragung 
auch das Nutznießungsrecht auf die Mutter über. Wird ihr Antrag auf Übertragung 
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abgelehnt, fo iſt fie nach $ 20 JGG beſchwerdeberechtigt. Bis zur Übertragung darf der Antrag 
von ihr zurückgenommen werden. Das Recht der Mutter auf Übertragung der Ausübung 
der elterlichen Gewalt wird namentlich in dem Falle wirkſam, daß die Ehe wegen Geiſtes⸗ 
krankheit des Mannes geſchieden iſt. Ohne dieſe Übertragung würde fie, da grundſatzlich 
die volle elterliche Gewalt hier dem Manne verbleibt, nicht einmal ein Recht auf perſönlichen 
Verkehr mit dem Kinde haben (Junghanns in SächſArch 1912, 487). — Die Auflöſung der 
Ehe durch Tod oder durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des Ehemanns kommt 
für $ 1685 nicht weiter in Betracht, da fie ſchon nach § 1684 den Übergang des Rechtes 
der elterlichen Gewalt bewirkt. 


8 1686 


Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden die für die elterliche Ge⸗ 
walt des Vaters geltenden Vorſchriften Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den SS 1687 bis 1697 ein anderes ergibt!) 

E II 1575; P 4 555. 


1. Die elterliche Gewalt der Mutter hat grundſätzlich, was die Rechte wie die Pflichten 
betrifft, den gleichen Inhalt wie diejenige des Vaters. Unterſchiede ergeben ſich nur daraus, 
daß der Mutter ein Beiſtand beigeordnet werden kann (88 168716985), daß ihr bei Minder⸗ 
jährigkeit — ein Fall, der bei dem Vater kaum vorkommen wird (vgl. 8 1676 A 2) — die tat- 
ſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes unbeſchränkt verbleibt ($ 1696) und daß fie die 
elterliche Gewalt durch Wiederverheiratung verliert ($ 1697). Die Mutter iſt kraft der elter- 
lichen Gewalt nicht befugt, einen auf die Behauptung unehelicher Abkunft des Kindes 
gegründeten Unterhaltsanſpruch gegen den angeblichen natürlichen Vater zu verfolgen. Es 
bedarf vielmehr in einem ſolchen Falle, wo die Klagebehouptungen mit dem das geſetzliche 
Vertretungsrecht der Mutter ergebenden Sachverhalte in Widerſpruch treten, der Beſtellung 
eines Vormundes oder, wenn die uneheliche Abſtammung noch zweifelhaft iſt, eines Pflegers 
(KGJ 42 A 15). 

§ 1687 

Das Vormundſchaftsgericht hat der Mutter einen Beiſtand!) zu beſtellen: 

1. wenn der Vater die Beſtellung nach Maßgabe des 8 1777 angeordnet 
hat?); 

2. wenn die Mutter die Beſtellung beantragt“); 

3. wenn das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, ins⸗ 
beſondere wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit der Ver⸗ 
mögensverwaltung, oder in den Fällen der SS 1666, 1667 die Be⸗ 
ſtellung im Intereſſe des Kindes für nötig erachtet). 

E 1 1538 II 1576; M 4 797; P 4 555 u. 612. 


1. Die grundſätzliche Gleichſtellung des Vaters und der Mutter bezüglich der elterlichen 
Gewalt iſt nur dadurch durchzuführen, daß der Mutter ein Beiſtand beſtellt werden kann, 
ohne deſſen Unterſtützung fie vielſach der ihr geſtellten Aufgabe nicht in vollem Maße würde 
genügen können. Die Mutter kann die Beſtellung verlangen. Ein Beiſtand kann aber auch 
gegen ihren Willen ihr beigeordnet werden, und es muß dies geſchehen auf Antrag des Vaters. 
Auläffig ift die Beſtellung mehrerer Beiſtände (vgl. § 1797). Als Beiſtand darf eine Frau 
beſtellt werden, was beſonders in ſolchen Fällen angebracht iſt, wo die der Fürſorge be⸗ 
dürftigen Kinder ſich noch in ſehr jugendlichem Alter befinden (vgl. Allg f des Pr M ev. 
18. 2. 18 unter 4). Die Vorſchriften des § 1776 über die als Vormünder berufenen 
Perſonen finden auf die Beſtellung eines Beiſtandes keine Anwendung. Dafür, daß die elter⸗ 
liche Gewalt der Mutter durch Beſtellung eines Beiſtandes nicht beſchränkt iſt, ſpricht keine 
Vermutung. Der Grundbuchrichter darf deshalb einen Ausweis darüber verlangen, daß ein 
Beiſtand nicht beſtellt iſt (vgl. Erl des PrJM v. 6. 7. 00, mitgeteilt in Gruch 45, 497). Wird 
die Beſtellung eines Beiſtandes in den Fällen des 8 1687 Nr 1 u. 3 abgelehnt oder die Be · 
ſtellung aufgehoben. fo fteht hiergegen die Beſch verde, allgemein den Verwandten und Ver⸗ 
ſch vägerten des Kindes ſowie deſſen Ehemann zu (857 Abſ 1 Nr 5 FGG, vgl. auch 60 Ahſ 1 
Nr 1—3 das.). Wird der Antrag der Mutter auf Beſtellung eines Beiſtandes abgelehnt oder 
die auf ihren Antrag erfolgte Beſtellung aufgehoben, fo iſt nach $ 20 FGG die Mutter 
beſchwerdeberechtigt. Die Beſtellung eines Beiſtandes ſetzt voraus, daß die Mutter ſich im 
Beſitz der elterlichen Gewalt befindet. Vor dieſem Zeitpunkte kann die Beſtellung nicht 
ſtatifinden (KJ 50 A 26). Als Beiſtände können das Jugendamt oder die Vorſtände 
von Anſtalten und Vereinen in Gemäßheit der 88 46, 47 JWG beſtellt werden. 
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2. Das Recht des Vaters, die Beſtellung eines Beiſtandes durch letztwillige Verfügung 
anzuordnen, iſt nach $ 1777 davon abhängig, daß er zur Zeit ſeines Todes kraft elterlicher Ge⸗ 
walt zur Vertretung des Kindes ſowohl in perſönlichen Angelegenheiten als in Vermögens⸗ 
angelegenheiten berechtigt ift. Wegen der ſonſtigen Vorausſetzungen dieſer Anordnung |. 81777 
A 1. Der Vater iſt — was kaum zu billigen fein dürfte — zu der Anordnung auch dann 
berechtigt, wenn er bei der Scheidung als der ſchuldige Teil erklärt iſt. Zu ſeinen Befugniſſen 
gehört es auch, eine beſtimmte Perſon als Beiſtand zu benennen (88 1694, 1777) und den Wir⸗ 
kungskreis des Beiſtandes zu beſtimmen (8 1688 Abſ 3). Im übrigen iſt er nicht berechtigt, 
Vorſchriften über die Verwaltung, außer in Bezug auf das von ihm ſelbſt hinterlaſſene Ver⸗ 
mögen, zu geben. Hat er ſich darauf beſchränkt, einen Beiſtand zu benennen, ſo kann die 
Anordnung nach Lage der Sache ſo gemeint ſein, daß ein Beiſtand unbedingt beſtellt werden 
ſoll, auch wenn der Benannte das Amt eines Beiſtandes nicht annehmen kann oder will. 


3. In dem Recht der Mutter, die Beſtellung eines Beiſtandes zu beantragen, iſt das 
Recht enthalten, den Wirkungskreis des Beiſtandes auf beſtimmte Angelegenheiten oder 
gewiſſe Arten von Angelegenheiten zu beſchränken, wobei ſelbſtverſtändlich die Mutter nichts 
daran ändern kann, daß der Beiſtand innerhalb dieſes Wirkungskreiſes alle in ſeiner öffent⸗ 
lich rechtlichen Stellung begründeten Rechte und Pflichten hat. Wegen Benennung eines 
beſtimmten Beiſtandes vgl. § 1694 A 1. Die Mutter kann nicht verlangen, daß ihr der Bei⸗ 
and die Vermögensverwaltung abnimmt (vgl. § 1693). Dem Antragsrecht der Mutter ent 
ſpricht es, daß ohne ihre Zuſtimmung die auf ihren Antrag erfolgte Beſtellung des Beiſtandes 
1 werden darf ($ 1695 Abſ 2). Über die Wirkung der Rücknahme des Antrags 
h 5 8 

4. Das Bormundſchaftsgericht kann endlich von Amts wegen der Mutter einen Beiſtand 
beſtellen, wenn und ſoweit es dies aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes, ſei es 
zur Unterſtützung oder zur Überwachung der Mutter, für nötig erachtet. Als ſolche beſondern 
Gründe hebt das Geſetz den Umfang und die Schwierigkeit der Vermögensverwaltung her⸗ 
vor. Für die Beſtellung eines Beiſtandes können aber auch ſonſtige Gründe, wie die mangelnde 
Befähigung oder die mangelnde Charakterfeſtigkeit der Mutter, maßgebend ſein. Auch der 
Umſtand kann zur Beſtellung eines Beiſtandes führen, daß die Mutter beharrlich den geſetz ⸗ 
lichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung des Kindes nicht nachgekommen iſt (KGJ 20 
A 251). Iſt das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus 88 1666, 1667 geboten, jo kann 
die zur Abwendung der Gefahr zu treffende Maßregel unter anderm darin beſtehen, daß 
der Mutter ein Beiſtand beigeordnet wird. Die Beſtellung eines Beiſtandes von Amts 
wegen enthält eine Beſchränkung der elterlichen Gewalt. Sie ſoll daher nach § 1673 erſt an- 
geordnet werden, nachdem zuvor die Mutter ſowie Verwandte oder Verſchwägerte des Kindes 
gehört ſind. Iſt die Mitwirkung eines Beiſtandes entbehrlich geworden, ſo iſt ſie von Amts 
wegen wieder aufzuheben (§ 1695 Abſ 1). 


8 1688 


Der Beiſtand kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von 
Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten beſtellt werden!). 

über den Umfang ſeines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 
Iſt der Umfang nicht beſtimmt, ſo fallen alle Angelegenheiten in ſeinen 
Wirkungskreis). 

Hat der Vater die Beſtellung angeordnet, jo hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht Beſtimmungen, die er nach Maßgabe des $ 1777 über den Umfang des 
Wirkungskreiſes getroffen hat, bei der Beſtellung zu befolgen. 

E 1 1539 II 1577; M 4 800; P 4 614. 

1. Dem Vormundſchaftsgericht iſt durch dieſe Beſtimmung die Möglichkeit gewährt, bei 
der Beſtellung eines Beiſtandes von Amts wegen den Wirkungskreis des Beiſtandes ent⸗ 
ſprechend dem Bedürfnis des einzelnen Falles zu begrenzen. Zuläſſig iſt es, den Beiſtand 
nur für eine beſtimmte Zeit oder bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes zu beſtellen. 
Der Anordnung des Vaters oder dem Antrage der Mutter (8 1687 Nr 1 u. 2) it inſofern un⸗ 
bedingt ſtattzugeben, als der Wirkungskreis nicht enger beſtimmt werden darf. Dagegen 
iſt das Vormundſchaftsgericht nicht gehindert, auf Grund des § 1687 Nr 3 den Wirkungskreis 
über dieſe Grenzen zu erweitern. Erſtreckt ſich die Tätigkeit des Beiſtandes auf die Sorge 
für die Perſon des Kindes, ſo wird es regelmäßig nicht angebracht ſein, den Wirkungskreis des 
Beiſtandes auf dieſem Gebiete zu begrenzen. Über die von einem derartigen Beiſtand zur 
Entlaſſung des Kindes aus der Staatsangehörigkeit zu erteilende Genehmigung |. $ 1690 A 1. 

2. Iſt bei der Beſtellung der Wirkungskreis des Beiſtandes nicht begrenzt, ſo gilt er als 
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für alle Angelegenheiten beſtellt, die in den Geſchäftskreis der Mutter als Inhaberin der 
elterlichen Gewalt fallen. Der Umfang des Wirkungskreiſes iſt in der dem Beiſtande zu er⸗ 
teilenden Beſtallung anzugeben (vgl. $ 1791 A 1). 


§ 1689 


Der Beiſtand hat innerhalb ſeines Wirkungskreiſes die Mutter bei der 
Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterſtützen und zu überwachen; er hat 
dem Vormundſchaftsgerichte jeden Fall, in welchem es zum Einſchreiten be⸗ 
rufen iſt, unverzüglich anzuzeigen). 

E 1 1540 II 1578; M 4 800; ® 4 614. 


1. Durch die Beſtellung eines Beiſtandes wird die Mutter — abgeſehen davon, daß ſie 
zu beſtimmten Rechtshandlungen der Genehmigung des Beiſtandes bedarf (88 1690, 1691) — 
in ihren Verwaltungsbefugniſſen nicht beſchränkt. Dem Beiſtande iſt die Aufgabe zugewieſen, 
die Mutter innerhalb ſeines Wirkungskreiſes durch Rat und Anleitung zu unterſtützen und zu⸗ 
gleich die vormundſchaftliche Verwaltung der Mutter zu überwachen. In der berwachungspflicht 
iſt es begründet, daß er dem Vormundſchaftsgericht, ſobald ein Anlaß zum Einſchreiten vor⸗ 
liegt, Anzeige zu machen hat. Die Stellung eines Beiſtandes entſpricht ſomit im weſent⸗ 
lichen der eines Gegenvormundes (vgl. $ 1694 A 1). Es iſt ihm deshalb auch das im 8 1799 
Abſ 2 dem Gegenvormund gewährte Recht auf Auskunftserteilung und Einſicht der Schrift⸗ 
ſtücke zuzuerkennen. 


$ 1690 


Die Genehmigung des Beiſtandes iſt innerhalb ſeines Wirkungskreiſess) 
zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem ein Vormund der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes bedarf. Aus⸗ 
genommen ſind Rechtsgeſchäfte, welche die Mutter nicht ohne die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts vornehmen kann. Die Vorſchriften der 
SS 1828 bis 1831 finden entſprechende Anwendung). 

Die Genehmigung des Beiſtandes wird durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erjekt?). 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die Genehmi⸗ 
gung in allen Fällen, in denen das Rechtsgeſchäft zu dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes gehört, den Beiſtand hören, ſofern ein ſolcher vorhanden 
und die Anhörung tunlich ift?). 

E I 1541 Abſ 1 u. 2, 1542 II 1579; M 4 800; B 4 615. 


1. Die Beſtellung eines Beiſtandes hat zur Folge, daß die Mutter in allen Fällen, in 
denen der Vormund der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf, an die Genehmi⸗ 
gung des Beiſtandes gebunden iſt. Dagegen wird die Machtbefugnis des Vormundſchafts⸗ 
gerichts durch die Beſtellung eines Beiſtandes nicht erweitert. Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts wird vielmehr nur für diejenigen Rechtsgeſchäfte erfordert, 
für welche auch der Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung bedürfen würde. Es würde indes widerſinnig ſein, die Verwaltungsbefugnis 
der Mutter einzuſchränken hinſichtlich der vom Gegenvormund zu genehmigenden Rechtsge⸗ 
ſchäfte, nicht aber hinſichtlich der viel wichtigeren Rechtsgeſchäfte, für die nach dem Vor⸗ 
mundſchaftsrecht über die Beſtimmungen des § 1643 hinaus die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erforderlich iſt. Für dieſe Rechtsgeſchäfte iſt deshalb gleichfalls die 
Genehmigung des Beiſtandes in Abſ 1 vorgeſchrieben. Die Genehmigung des Bei⸗ 
ſtandes iſt, ſofern rechtswirkſam ſeine Beſtellung von dem Vater angeordnet oder von der 
Mutter beantragt iſt, zur Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts nötig, auch wenn es zur Be⸗ 
ſtellung des Beiſtandes noch nicht gekommen iſt. Eine Ausnahme von der Notwendigkeit 
der Genehmigung wird auch nicht dadurch begründet, daß der Beiſtand verſtorben oder aus 
anderm Grunde weggefallen und der neue Beiſtand noch nicht beſtellt iſt. Darüber, ob die 
Genehmigung von dem Beiſtande zu erteilen iſt, hat der Dritte ſich ſelbſt zu vergewiſſern. 
Eine Vermutung für die Unbeſchränktheit der elterlichen Gewalt der Mutter (vgl. 8 1687 A 1) 
iſt nicht gegeben. Die Beſtimmungen der §8 1828—1831 über die Empfangsbedürftigkeit 
der Genehmigung (die nur der Mutter gegenüber erklärt werden kann) und über die rechtlichen 
Folgen des Fehlens der Genehmigung ſind für entſprechend anwendbar erklärt. Eine 
beſondere Beſtimmung iſt, daß die Mutter die Entlaſſung des Kindes aus der Staats⸗ 
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angehörigkeit nach 8 19 Abſ 2 Ru StAngG v. 22. 7. 13 auch dann, wenn ſie die Entlaſſung 
zugleich für ſich ſelbſt beantragt, nur mit der Genehmigung des Beiſtandes beantragen 
kann, ſofern deſſen Wirkungskreis ſich auf die Sorge für die Perſon des Kindes erſtreckt. 
Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt in dieſem Falle, in welchem die Mutter 
den Eutlaſſungsantrag zugleich für ſich ſelbſt ſtellt, zu dem Entlaſſungsantrage für das Kind, 
vorausgeſetzt, daß ihr die Sorge für die Perſon des Kindes nicht entzogen iſt, ebenſowenig 
wie zu dem Entlaſſungsantrage des Vaters erforderlich. 

2. Die Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegenvormunde zeigt ſich auch 
darin, daß das Vormundſchaftsgericht vor Erteilung der Genehmigung zu einer Rechts⸗ 
handlung der Mutter tunlichſt den Beiſtand hören ſoll und daß die Genehmigung des Bei⸗ 
ſtandes durch die des Vormundſchaftsgerichts erſetzt wird, womit die für den Gegenvormund 
in $3 1826, 1812 Abſ 2 (1810) gegebenen Beſtimmungen auf den Beiſtand übertragen ſind. Der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts an Stelle des Beiſtandes bedarf es bei Fehlen 
des Beiſtandes natürlich nur dann, wenn die Beſtellung des Beiſtandes geboten war. 

3. Die Genehmigung oder Anhörung des Beiſtandes (vgl. A 1 u. 2) iſt nur nötig bei 
Geſchäften, die in den Wirkungskreis des Beiſtandes fallen. Dieſer Wirkungskreis kann nach 
§ 1688 weiter oder enger beſtimmt fein. Die Vorſchrift des § 1825, wonach dem Vormunde 
zu beſtimmten Rechtsgeſchäften eine allgemeine Ermächtigung von dem Vormundſchaftsgericht 
erteilt werden kann, findet z vir auf die Mitter keine An vendung. Das gleiche Ergebnis 
läßt ſich aber dadurch erreichen, daß die betreffenden Rech⸗sgeſchäfte von dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes ausgenommen werden. ; 


8 1691 


Soweit die Anlegung des zu dem Vermögen des Kindes gehörenden 
Geldes in den Wirtungskreis des Beiſtandes fällt, finden die für die An⸗ 
legung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften der 33 1809, 1810 entſp rechende 
Anwendung). 

E I 1541 Abſ 3 II 1580; M 4 801; P 4 619. 

1. Die Genehmigung des Beiſtandes ift in Einklang mit $ 1816, auch für die Anlegung 
des Geldes nötig, ſofern ſich hierauf ſein Wirkungskreis erſtreckt. Das Fehlen der Geneh⸗ 
migung zieht nicht die Ungültigkeit der Anlage, ſondern nur die Erſatzpflicht der 
Mutter nach ſich. Auch der Beiſtand ſelbſt kann trotz fehlender Genehmigung haftbar 
ſein, wenn er ſich um die Anlegung nicht gekümmert hat. Die Genehmigung des Bei⸗ 
ſtandes kann auch hier gemäß $ 1810 (vgl. $ 1699 A 2) durch die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erſetzt werden. Erfolgt die Anlegung des Geldes gemäß § 1807 Nr 5 oder § 1808 
bei einer Sparkaſſe oder Bank, ſo iſt es durch SS 1691 u. 1809 der Mutter zur Pflicht gemacht, 
die Anlegung des Geldes mit der Beſtimmung zu bewirken, daß die Abhebung des Geldes nur 
mit Zuſtimmung des Beiſtandes zuläſſig iſt (ogl. § 1809 A 1). Die Nichtbeachtung dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann ſowohl die Mutter als den Beiſtand haftbar machen. Die Notwendigkeit der Ge⸗ 
nehmigung des Beiſtandes zur Erhebung des angelegten Geldes ſowie zur ſonſtigen Ver⸗ 
fügung über geldwerte Forderungen des Kindes folgt aus 8$ 1690 u. 1812. 


8 1692 


Hat die Mutter ein Vermögensverzeichnis einzureichen, ſo iſt bei der 
Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiſtand zuzuziehen!); das Verzeichnis iſt 
auch von dem Beiſtande mit der Berjicherung der Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigteit zu verjehen?). Iſt das Verzeichnis ungenügend, jo finden, ſofern 
nicht die Vorausſetzungen des 8 1667 vorliegen, die Vorſchriften des 8 1640 
Abſ 2 entſprechende Anwendung“). 

E II 1581; ® 4 555 u. 616; 6 301. 

1. Der Überwachungspflicht des Beiſtandes entſpricht es, daß er bei der Aufnahme des 
dem Vormundſchaftsgericht einzureichenden Vermögensverzeichniſſes durch die Mutter — wo⸗ 
zu dieſe nach J 1640 im Fille des Todes oder der Todeserklärung des Vaters ſowie nach 
88 1669, 1686 im F ill ihrer Wiederverheiratung verpflichzet iſt — mitzuwirken hat, ſoweit 
ſein Wirkungskreis auf das betreffende Vermögen ſich erſtreckt. Iſt der Mutter die 
Pflicht zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes auf Grund des $ 1667 auferlegt, 
fo kann das Vormundſchaftsgericht über die Mitwirkun: des Refſtandes nähere 
Beſtimmungen treffen. Andernfalls bleibt $ 1692 maßgebend. Aus der Mitwirkung bei der 
Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes folgt das Recht und die Pflicht des Beiſtandes, auch 
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bei der nach $ 1667 angeordneten Rechnungslegung nach näherer Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts mitzuwirken. 

2. Die Beifügung dieſer Verſicherung iſt vorgeſchrieben, damit ſich der Beiſtand ſeiner 
Verantwortlichkeit bewußt werde. Die Haftbarkeit des Beiſtandes iſt aber nicht etwa davon 
abhängig, daß er die Erklärung abgegeben hat. 

3. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die amtliche Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes gemäß § 1640 Abſ 2 und im Falle des Einſchreitens aus § 1667 auf Grund der gleichen 
1 1 wird dadurch nicht berührt, daß die Mitwirkung des Beiſtandes er⸗ 
orderlich iſt. 


8 1693 


Das Vormundſchaftsgericht kann auf Antrag der Mutter dem Beiſtande 
die Vermögensverwaltung ganz oder teilweiſe übertragen!); ſoweit dies ge⸗ 


ſchieht, hat der Beiſtand die Rechte und Pflichten eines Pflegers?). 
E II 1582 Satz 1; P4614. 


1. Die Vermögensverwaltung kann der Mutter abgenommen werden und dem Bei⸗ 
ſtande übertragen werden, jedoch nur auf Antrag oder, was dem gleichſteht, mit Zuſtim⸗ 
mung der Mutter und nur, wenn das Vormundſchaftsgericht die Mutter zur Führung 
der Vermögensverwaltung nicht für geeignet erachtet (a. M. Blume A 2, der annimmt, daß 
dem Antrage der Mutter unbedingt ftattzugeben ſei). Die Übertragung der Vermögens 
verwaltung kann in der Form erfolgen, daß der Beiſtand beſonders für die Vermögensver⸗ 
waltung verpflichtet wird. Sie braucht aber nicht in dieſer Form zu erfolgen (a. M. Blume 
A 2). Es genügt daß die Übertragung dem Beiſtande von dem Vormundſchaftsgericht be⸗ 
kanntgemacht wird. Die Erweiterung der Befugniſſe des Beiſtandes iſt in der Beſtallung 
zum an zu bringen. Über die Rückübertragung der Verwaltung auf die Mutter 
ſ. §S 1695 A 1. h . 

2. Im Falle der Übertragung hat der Beiſtand die Vermögensverwaltung ſelbſtändig 
zu führen an Stelle der Mutter, die das bisher von ihr verwaltete Vermögen unter Rechnungs⸗ 
legung an ihn herauszugeben hat (88 1681, 1686). Sie iſt für den in den Bereich der Ver⸗ 
mögensverwaltung fallenden Rechtsſtreit von der geſetzlichen Vertretung des Kindes aus⸗ 
geſchloſſen (RG 96, 50). Dem Beiſtande kommen auf dem ihm übertragenen Gebiete die 
Rechte (Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen, auf Vorſchuß und Vergütung) und 
Pflichten (Pflicht der Vermögensverzeichnung und Rechnungslegung, der mündelſicheren 
Anlegung des Geldes, der Hinterlegung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten, der Ein⸗ 
holung der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts) eines Pflegers zu. Die Not⸗ 
wendigkeit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich ſomit nicht nach 
$ 1643, ſondern nach den Grundſätzen des Vormundſchaftsrechts. Im übrigen bleibt die Stel⸗ 
lung des Beiſtandes unverändert, was ſich namentlich darin zeigt, daß mit dem Wegfall des 
Rechtes der Mutter zur Vermögensverwaltung (vgl. § 1647) auch fein Amt als Vermögens ⸗ 
verwalter aufhört (a. M. Planck A 4). Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und 
der Mutter in einer ſowohl das Vermögen als die Perſon des Kindes betreffenden Angelegen⸗ 
heit entſcheidet nach § 1629 (vgl. auch § 1798) das Vormundſchaftsgericht. Die Beſtellung 
eines Gegenvormundes neben dem Beiſtand in ſeiner Eigenſchaft als Vermögensverwalter 
(vgl. $ 1915) ift als unzuläſſig zu erachten, da hierdurch die Stellung des Beiſtandes eine grund ⸗ 
ſätzliche Anderung erfahren würde (a. M. Blume A 3b). 


§ 1694 


Für die Berufung, Beſtellung und Beaufſichtigung des Beiſtandes, für 
ſeine Haftung und ſeine Anſprüche, für die ihm zu bewilligende Vergütung 
und für die Beendigung ſeines Amtes gelten die gleichen Vorſchriften wie 
bei dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiſtandes endigt auch dann, wenn die elterliche Gewalt 
der Mutter ruht !). 

E 1 1453 II 1583; M 4 801; P 4 616; 6 301. 


1. Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegenvormund. Die Stellung des Bei ⸗ 
ſtandes hat mit der des Gegenvormundes eine ſolche Ahnlichkeit, daß die für letzteren geltenden 
allgemeinen Vorſchriften über Berufung, Beſtellung (88 1776—1791), über Beauflichtigung 
(ogl. namentlich SS 1837, 1839) und über Beendigung des Amtes (§8 18821895) auf den 
Beiſtand für anwendbar erklärt werden durften. Eine befreite Beiſtandſchaft unter entſprechen⸗ 
der Anwendung der 88 1852 ff. kann nicht angeordnet werden. Keine Anwendung findet 
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auch die Beſtimmung des 81776 Nr 2 über die Benennung des Gegenvormundes durch die 
Mutter, da dieſe Benennung nur durch letztwillige Verfügung ($ 1777 Abſ 3), alſo nur für 
die Zeit nach dem Tode der Mutter ſtatthaft ſein würde. Es erſcheint auch nicht ange⸗ 
bracht, der Mutter das Recht zur Benennung des Beiſtandes beizulegen. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht muß, da es auch gegen den Willen der Mutter einen Beiſtand beſtellen kann, 
freie Hand haben, einen andern als den von der Mutter benannten Beiſtand auszuwählen. 
Nur inſofern kann die Mutter auf die Auswahl des Beiſtandes Einfluß üben, als 
ſie ihren Antrag auf Beſtellung eines Beiſtandes davon abhängig machen kann, daß 
der von ihr vorgeſchlagene Beiſtand beſtellt wird. Hinſichtlich der Beendigung des 
Amtes kommt in Betracht, daß der Beiſtand nicht für das Kind beſtellt, ſondern der 
Mutter beigeordnet wird (vgl. § 1693 A 2). Das Amt des Beiſtandes wird deshalb 
auch dadurch beendet, daß die elterliche Gewalt der Mutter fortfällt oder ruht (§8 1676—1680, 
1696 u. 1697). Neben dem für das Kind zu beſtellenden Vormunde würde der Beiſtand keinen 
Platz behalten können. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß der bisherige Beiſtand als Gegen- 
vormund neu beſtellt wird. Die bezeichneten Vorſchriften ſind anwendbar auch in dem Falle, 
daß dem Beiltande die Vermögensverwaltung übertragen iſt (8 1698). Der Beiſtand it ferner 
in bezug auf Haftbarkeit, was aus der Natur des Amtes folgt, und in bezug auf die ihm 
zu gewährende Vergütung dem Gegenvormund gleichgeſtellt. Der Beiſtand hat auch das 
gleiche Beſchwerderecht wie der Gegenvormund (vgl. 8 1799 A 1, 8 57 Abj 1 Nr 6 FGG). 
Iſt dem Beiſtande die Vermögensverwaltung übertragen, jo kommen nach §§ 1693, 1915 
die Vorſchriften über die Haftbarkeit und den Vergütungsanſpruch des Vormundes (88 1833, 
1836) zur Anwendung (vgl. § 1693 A 2). Hat der Beiltand das den Kindern in ungeteilter 
Erbengemeinſchaft mit der Mutter gehörige Vermögen geſchädigt, ſo ſind die Kinder nach 
Verhältnis ihres Erbteils ſchadenerſatzberechtigt. — Nach § 45 SWG hat das Jugendamt 
auch die Beiſtände ſeines Bezirks planmäßig zu beraten und bei der Ausübung ihres Amtes 
zu unterſtützen. 


8 1695 


Das Vormundſchaftsgericht kann in den Fällen des § 1687 Nr 2, 3 die 
Beſtellung des Beiſtandes und im Falle des § 1693 die übertragung der Ber- 
mögensverwaltung auf den Beiſtand jederzeit aufheben !). 

Iſt die Beſtellung des Beiſtandes nach § 1687 Nr 2 erfolgt, jo ſoll ſie 
nur mit Zuſtimmung der Mutter aufgehoben werden. Das gleiche gilt für 
die Übertragung der Vermögensverwaltung auf den Beiſtand ). 

E II 1582 Satz 2, 1584; P 4 616. 


1. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die wegen Beſtellung eines Beiſtandes 
und übertragung der Vermögensverwaltung getroffenen Anordnungen wieder aufzu⸗ 
heben, iſt beſchränkt durch das Recht des Vaters und der Mutter. Beruht die Beiordnung 
eines Beiſtandes auf der durch letztwillige Verfügung getroffenen, alſo erſt nach ſeinem Tode 
wirkſamen Anordnung des Vaters (§ 1687 Nr 1), fo kann fie, da der Vater ein Recht auf Be⸗ 
ſtellung des Beiſtandes hat, überhaupt nicht aufgehoben werden. Beruht fie auf dem An- 
trage der Mutter ($ 1687 Nr 2), ſo iſt die Aufhebung wegen des Rechtes der Mutter nur mit 
ihrer Zuſtimmung zuläſſig. Ebenſo ſoll die Mutter, wenn einmal das Vormundſchafts⸗ 
gericht auf ihren Antrag ſich veranlaßt geſehen hat, die Vermögensverwaltung dem Bei- 
ſtande zu übertragen, dagegen geſchützt ſein, daß dieſe Maßnahme wider ihren Willen in Weg⸗ 
fall kommt. Die Rückübertragung der Verwaltung iſt nur mit ihrer Zuſtimmung zuläſſig. Die 
dieſen Vorſchriften zuwider erfolgte Aufhebung (Rückübertragung) iſt jedoch nicht ungültig. 
Das Vormundſchaftsgericht iſt nur nach $ 1674 erſatzpflichtig. Die Zurücknahme des von der 
Mutter gemäß § 1687 Nr 2 oder $ 1693 geſtellten Antrags verpflichtet das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht unbedingt, die Beiſtandſchaft oder die Übertragung der Vermögensverwaltung 
aufzuheben. Dem Antrage auf Aufhebung dieſer Übertragung kann ferner, da in dem Antrage 
aus 8 1693 zugleich ein Antrag aus § 1687 Nr 2 zu ſehen iſt, mit der Beſchränkung ſtattge⸗ 
geben werden, daß die Befugniſſe des Vermögensverwalters auf die eines gewöhnlichen 
Beiſtandes herabgemindert werden. — Über das Recht der Beſchwerde im Falle der Auf- 
hebung der Beiſtandſchaft ſ. § 1687 A 1. — Eine Beiſtandſchaft, die zur Zeit der Anord⸗ 
nung einer Schutzaufſicht gemäß $$ 56ff. IW beſteht, ſoll inſoweit aufgehoben werden, 
als ſich ihr Wirkungskreis mit dem der Schutzaufſicht deckt (§ 61 daſ.). 


8 1696 


Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minderjährigkeit, jo hat 
die Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; 
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zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes 
hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Bei⸗ 


ſtandes !). 
E I 1554 Abſ 2 II 1585: M 4 820: P 4 639. 


1. Von der Regel des 8 1676, daß die beſchränkt geſchäftsfähige Mutter nur neben dem 
geſetzlichen Vertreter die tatſächliche Sorge für die Perſon des Kindes hat, wird hier eine 
Ausnahme gemacht für den Fall der Minderjährigkeit der Mutter, ein Fall, der bei 
dem Vater wegen des ſeltenen Vorkommens (vgl. § 1676 A 2) keine Berückſichtigung verdient. 
Die minderjährige Mutter (vgl. $ 1303) bleibt, wenn ſchon die elterliche Gewalt ruht (58 1676, 
1677), abgeſehen von dem Vertretungsrecht, in vollem Umfange befähigt, das Recht 
der Sorge für die Perſon des Kindes auszuüben. In Angelegenheiten der Er- 
ziehung entſcheidet ihre Meinung, nicht diejenige des Vormundes, der neben ihr auf dem 
Gebiet der Sorge für die Perſon nur die Stellung eines Beiſtandes hat. Sie muß auch als 
berechtigt gelten, in Erziehungsſachen ſelbſtändig Anträge bei der Behörde, insbeſondere 
dem Vormundſchaftsgericht (vgl. die für das Kind gegebene Vorſchrift des 8 59 FG), zu 
ſtellen und Beſchwerde zu führen, und kann ihr Fürſorgerecht dadurch zur Geltung bringen, 
daß ſie Klage auf Herausgabe des Kindes anſtellt. Nur zur Vertretung des Kindes bei 
Rechtshandlungen und in Rechtsſtreitigkeiten iſt ſie nicht berechtigt (vgl. RGSt 57, 327). 
Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen ihr und dem Vormunde des Kindes über eine ſo⸗ 
wohl die Perſon als das Vermögen des Kindes betreffende Angelegenheit entſcheidet das 
Vormundſchaftsgericht (KG in RIA 8, 9). 


8 1697 


Die Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn ſie eine neue Ehe ein⸗ 
geht. Sie behält jedoch unter den im § 1696 beſtimmten Beſchränkungen 
das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen “) * 

E I 1558 II 1586; M 4 833; P 4 645. 


1. Mit der Wiederverheiratung verliert die Mutter das Recht der Vermögensver⸗ 
waltung und die Nutznießung. Das Vermögen iſt deshalb unter Rechnungslegung (8 1681) 
an den neu zu beſtellenden Vormund herauszugeben. Wird die Mutter zum Vormunde be⸗ 
stellt — was beim Mangel eines berufenen Vormundes (88 1776, 1777) zuläſſig iſt, vgl. den 
jetzt aufgehobenen § 1783 —, fo unterbleibt zwar die Herausgabe, nicht aber die Rechnungs⸗ 
legung (die gegenüber einem für das Kind zu beſtellenden Pfleger zu bewirken iſt), da 
die Mutter nunmehr die Verwaltung aus anderm Rechtsgrunde führt (a. A. in letzterer 
Beziehung Blume A 4). Die Mutter hat außerdem, bevor ſie zur Schließung der neuen Ehe 
zugelaſſen werden kann (vgl. $ 1314), die ihr ebenſo wie dem Vater nach $ 1669 obliegende 
Pflicht der Auseinanderſetzung zu erfüllen. Mit der Wiederverheiratung verliert ferner die 
Mutter das Recht der Vertretung des Kindes, nicht aber die tatſächliche Fürſorge 
für die Perſon des Kindes, die ihr in dem in § 1696 beſtimmten Umfange verbleibt. 
Kraft dieſes Fürſorgerechts ſteht der Mutter die Eniſcheidung über die religiöſe Er⸗ 
ziehung des Kindes zu (RIA 13, 66; 8 3 Abſ 1 Gef v. 15. 7. 21 iſt nicht anwendbar). Über 
die Frage, ob der Verluſt der elterlichen Gewalt auch die Mutter betrifft, die vor 
dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe eingegangen war, wenn die Ehe bereits 
vor dieſem Zeitpunkt wieder aufgelöft iſt, ſ. Vorbem 7 vor § 1616. Mit der Beendigung 
der elterlichen Gewalt der Mutter endet nach § 1918 auch die Pflegſchaft über 
das in der elterlichen Gewalt der Mutter befindliche Kind. — Über die Anzeigepflicht des 
Standesbeamten |. 848 FGG. 

2. Iſt die neue Ehe wegen Mangels der Form und Nichteintragung in das Heiratsregiſter 
(8 1699 Abſ 2) als nicht beſtehend anzufehen, fo tritt der Verluſt der elterlichen Gewalt 
nicht ein. Iſt die Ehe nichtig oder anfechtbar, ſo fällt der Verluſt der elterlichen Gewalt 
— unbeſchadet der Gültigkeit der bis dahin von dem Vormund vorgenommenen Rechtshand⸗ 
lungen — wieder fort, ſobald die Ungültigkeit der Ehe rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. Die Schei⸗ 
dung der Ehe kann natürlich die verlorengegangene elterliche Gewalt nicht wieder zur Ent⸗ 
ſtehung bringen. 


8 1698 


Wird für das Kind ein Vormund beſtellt, weil die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht oder verwirkt iſt oder weil die Vertretung des Kindes dem 
Vater entzogen iſt, oder wird für die Erziehung des Kindes an Stelle des 
Vaters ein Pfleger beſtellt, jo ſteht der Mutter die Sorge für die Perſon des 

28* 
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Kindes neben dem Vormund oder dem Pfleger in gleicher Weiſe zu wie nach 
§ 1634 neben dem Vater!). 
E II 1574; P 4 638 u. 65036 300. 


1. Nach § 1634 ſteht der Mutter neben dem im Beſitz der elterlichen Gewalt befindlichen 
Vater die tatſächliche Sorge für die Perſon des Kindes in der Weiſe zu, daß bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten die Meinung des Vaters vorgeht. Dieſes Recht bleibt der Mutter in den⸗ 
jenigen Fällen erhalten, in denen, ohne daß die elterliche Gewalt oder die Ausübung der 
elterlichen Gewalt auf fie übergeht (§8 1684, 1685), an Stelle des Vaters, mag nun die Ehe 
noch beſtehen oder bereits aufgelöſt ſein, ein Vormund oder zur Wahrnehmung der Sorge 
für die Perſon des Kindes ein Pfleger tritt. Der Mutter ſteht dann neben dem Vormund 
oder Pfleger die Fürſorge in gleicher Weiſe wie neben dem Vater zu. Es kommt hierbei auch 
nicht darauf an, ob der Mutter bei Scheidung der Ehe die Erziehung des Kindes abgeſprochen 
iſt, da ſie damit das Recht der Fürſorge nur zugunſten des Vaters, nicht zugunſten des Vor⸗ 
mundes oder Pflegers verloren hat (RG 102, 289). Die weitergehenden Rechte, die der 
Mutter bei Ruhen der elterlichen Gewalt wegen Minderjährigkeit und nach § 1635 hinſichtlich 
11 55 zugeſprochenen Kindes aus geſchiedener Ehe zuſtehen, werden durch § 1698 nicht 

erührt. 


Fünfter Titel 
Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen 


§ 1699 


Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der Gültigkeit der Ehe 
ehelich ſein würde, gilt als ehelich, ſofern nicht beide Ehegatten die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung gekannt haben?). 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn die Nichtigkeit der Ehe 
auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter ein⸗ 


getragen worden iſt!). 
E I 1562 II 1587; M 4 843 u. 850; P 4 662 u. 663. 


1. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Nichtehe und nichtiger Ehe. Iſt die in § 1317 vor⸗ 
geſchriebene Form der Eheſchließung nicht beobachtet und iſt die Form nicht wenigſtens in⸗ 
ſofern gewahrt, daß die Ehe von dem Standesbeamten in das Heiratsregiſter eingetragen 
iſt, ſo gilt die Ehe als nicht beſtehend (ſchlechthin nichtig) und kann deshalb, ohne daß ſie für 
nichtig erklärt zu werden braucht, nach keiner Richtung hin die Wirkungen der Ehe haben (vgl. 
88 1329 Satz 2, 1344 Abſ 2, 1345 Abf 2). Die Kinder aus einer ſolchen Ehe haben daher nicht 
die Eigenſchaft ehelicher Kinder. 


2. Anders iſt es bei einer nichtigen oder anfechtbaren Ehe. Die Kinder, die aus einer 
ſolchen Ehe bis zu dem Zeitpunkte der rechtskräftigen Feſtſtellung ihrer Nichtigkeit nach den 
Vorſchriften der 88 15911593, 1600 entſtammen, werden grundſätzlich als ehelich angeſehen. 
Sie gelten als ehelich, wennſchon ihnen folgerichtig dieſe Eigenſchaft nicht zukommen 
würde. Feſtgehalten ift jedoch an der Beſchränkung, daß einer der Ehegatten bei Schließung 
der Ehe — von dem Falle der Drohung (§ 1704) abgeſehen — gutgläubig geweſen jein 
muß. Iſt beiden Ehegatten bei Schließung der Ehe die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) bekannt, 
ſo gehen ſie in bewußter Hinwegſetzung über das Geſetz eine Scheinehe ein, die vor dem Recht 
keine Anerkennung finden kann. Die Unehelichkeit kann von einem jeden Beteiligten geltend 
gemacht werden, ſobald die Nichtigkeit der Ehe gemäß §8 1329, 1343 Abſ 2 rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt iſt oder die Ehe aufgelöſt iſt. Die im Familienſtandsprozeſſe zwiſchen den Eltern und 
dem Kinde über die Ehelichkeit ergehende Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle (89 640, 
643 ZPO, vol. RG 102, 362). Die Mutter ift übrigens nicht gehindert, auf Grund der Be⸗ 
hauptung, daß die Nichtigkeit der Ehe auch ihrem Manne bekannt geweſen ſei und ihr des⸗ 
halb als unehelicher Mutter das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes zuſtehe, ſogleich 
auf Herausgabe des Kindes zu klagen, ohne daß zuvor die Klage auf Feſtſtellung der Unehe⸗ 
lichkeit von ihr erhoben zu werden braucht (RG JW 1916, 1337). Über den Begriff der 
Bösgläubigkeit und die Beweislaſt |. $ 1701 A 1 und über die Abſtammung des Kindes, 
wenn die für gültig gehaltene Ehe eine Doppelehe iſt, $ 1600 A 1 a. E. — Sit die un⸗ 
gültige Ehe bereits unter der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchloſſen, ſo ſind die 
Rechtsſtellung der Kinder, mögen ſie auch erſt nach dem Inkrafttreten des BGB geboren 
oder erzeugt ſein, und die Rechte der Eltern nach früherem Recht zu beurteilen (Art 207 
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EG — R 52, 245). Soweit aber nach dieſem Recht die Kinder durchweg den ehelichen 
Kindern gleichgeſtellt waren, ſind für ihre Rechtsſtellung gemäß Art 203 EG die Vor⸗ 
ſchriften des neuen Rechtes maßgebend (Horn, Rechtsſtellung der Putativkinder S. 81). 
Was den örtlichen Geltungsbereich betrifft, ſo entſcheidet auch hier die Staatsangehbrig⸗ 
keit des Vaters zur Zeit der Geburt des Kindes (Planck A 4 zu Art 18). Iſt jedoch die im 
Ausland geſchloſſene Ehe nach deutſchem Recht wegen Formmangels nichtig, ſo gelten im 
Inland die Kinder als unehelich (OLG 42, 98). Wenn die Eheleute zur Zeit der Geburt des 
Kindes eine verſchiedene Staatsangehörigkeit haben, ſo können dem Kinde nur diejenigen 
Rechte zugeſprochen werden, welche nach dem Recht beider Staaten ihm zuſtehen (beſtr.). 


8 1700 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem Kinde, das nach 
8 1699 als ehelich gilt, beſtimmt ſich, ſoweit ſich nicht aus den 88 1701, 1702 
ein anderes ergibt, nach den Vorſchriften, die für ein Kind aus einer ge⸗ 
ſchiedenen Ehe gelten, wenn beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind !). 

E I 1563 II 1588; M 4 845; P 4 66. 


1. § 1700 findet Anwendung, wenn beide Ehegatten gutgläubig find. Für dieſen Fall 
entſpricht es der Stellung der Ehegatten zueinander, das Rechtsverhältnis zwiſchen ihnen 
und dem Kinde, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt iſt, ſo zu beurteilen, als wenn 
die Ehe wegen beiderſeitigen Verſchuldens geſchieden wäre (vgl. § 1637). Dem Vater 
als Inhaber der elterlichen Gewalt verbleibt die Sorge für das Vermögen und das Vertretungs⸗ 
recht ſowie die Nutznießung, während die tatſächliche Fürſorge für die Perſon und das Recht 
des Verkehrs mit dem Kinde nach §8 1685, 1636 ſich beſtimmt. Auch für den Fall des 8 1700 
gilt, daß die nähere Regelung des Verkehrs der Eltern mit den Kindern ausſchließlich dem 
Vormundſchaftsgericht zufteht (NG IW 1910, 1131). Der unterhaltspflichtige Vater hat 
nach — 50 das Recht, von der Mutter einen angemeſſenen Beitrag zu fordern (a. A. Stau⸗ 
dinger 5 


§ 1701 


War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt), 
jo hat er nicht die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte:). Die elterliche 
Gewalt ſteht der Mutter zus) ). 

E I 1564 II 1589; M 4 846; P 4 664 ff. 


1. Die Kenntnis des Vaters von der Nichtigkeit der Ehe muß zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung beitanven haben. Spätere Kenntnis ſchadet nicht. Das Wiſſenmüſſen ſteht dem 
Wiſſen hier nicht gleich. Es genügt auch nicht die bloße Kenntnis der die Nichtigkeit begründen⸗ 
den Tatſachen, dem Vater muß vielmehr die rechtliche Folge, daß die Ehe, mag ſie nun nichtig 
oder anfechtbar ſein, vom Geſetz nicht anerkannt wird, bekannt geweſen ſein. Es muß ihm 
mithin, wenn die Ehe wegen Irrtums des andern Ehegatten für nichtig erklärt iſt, nicht 
nur der Irrtum, ſondern auch die Erheblichkeit des Irrtums für die Anfechtung bekannt 
geweſen ſein, und es iſt hierauf der Nachweis zu richten. An die Beweisführung dürfen jedoch, 
ſoweit es ſich um innere Vorgänge handelt, keine zu ſtrengen Anforderungen geſtellt werden; 
Eidesbeweis iſt zuläſſig (RG JW 1912, 245°). Der Ehemann mußte hiernach gewußt haben, 
daß ſeine Ehefrau bei Kenntnis des Anfechtungsgrundes die Ehe nicht geſchloſſen und daß 
der bei ihr durch die Unkenntnis hervorgerufene Irrtum ſie zur Anfechtung berechtigt haben 
würde. Dagegen iſt unerheblich, welche Vorſtellungen ſich der Ehemann darüber gemacht 
hat, wie eine nach der Eheſchließung erlangte Kenntnis auf ſeine Ehefrau wirken würde, 
ob dieſe ſie veranlaſſen würde, von ihrem Anfechtungsrecht Gebrauch zu machen (RG 109, 
64; 111 S. 5, 8; v. 3. 11. 24 IV 218/24). Der Umſtand allein, daß der Vater die in ſeiner 
Perſon vorhandene Eigenſchaft kannte, die dem andern Ehegatten Anlaß zur Anfechtung 
gab, reicht zur Annahme der Bösgläubigkeit nicht aus. Der wegen Irrtums zur Anfech⸗ 
tung berechtigte Ehegatte hat — abweichend von der Regelung in § 1346 Satz 2 — ſtets die 
Rechte des gutgläubigen Ehegatten. Der Beweis der Bösgläubigkeit iſt von demjenigen 
zu führen, der hieraus Rechte für ſich herleitet. Die im Familienſtandsprozeſſe über die 
Bösgläubigkeit ergangene Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle (§8 640, 643 3PO). 
Iſt in einem ſonſtigen Prozeſſe zwiſchen Vater und Kind das von der Entſcheidung über die 
Bösgläubigkeit abhängige Beſtehen der elterlichen Gewalt des Vaters ſtreitig, ſo hat, damit 
zunächſt hierüber im Wege der Familienſtandsfeſtſtellungsklage (88 640 ff. ZPO) entſchieden 
werden kann, das Gericht auf Antrag nach § 154 Abſ 2 ZPO das Verfahren auszuſetzen. 
Die Klage der Mutter auf Herausgabe des Kindes iſt zuläſſig, ohne daß zuvor die Familien ⸗ 
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ſtandsklage erhoben zu werden braucht (vgl. $ 1699 A 2). Die in dem Rechtsſtreit wegen 
Herausgabe des Kindes über die Bösgläubigkeit ergehende Entſcheidung ſchafft keine Rechts ⸗ 
kraft für oder gegen Dritte. 


2. Der Vater wird im Falle der Bösgläubigkeit, was ſeine Rechte gegenüber dem Kinde 
betrifft, dem natürlichen Vater gleich behandelt. Er verliert nicht nur das Recht der elter⸗ 
lichen Gewalt, ſondern auch die ſonſtigen aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte (vgl. 
Vorbem 3 vor § 1616), auch das Vortecht, daß er ſtatt aus $ 276 nur aus $ 1664 haftet, und 
das Recht, ſich zur Ausſchließung der Verjährung auf $ 204 zu berufen. Als ein ſolches Recht 
aus der Vaterſchaft iſt es nicht anzuſehen, daß das Kind den Namen und den Wohnſitz des 
Vaters teilt (S8 1616 A 1, 11 A 1). Der Verluſt der Rechte tritt, ſobald die Ehe rechtskräftig 
für nichtig erklärt oder aufgelöst iſt, bei Nachweis der Bösgläubigkeit mit rückwirkender Kraft 
ein (a. M. Dernburg IV $ 86 II 1), ohne daß die in $ 1344 gegebene, auf den Schutz des red⸗ 
lichen Dritten berechnete Vorſchrift hier entſprechende Anwendung finden kann (beftr.). 
Von den aus der ehelichen Vaterſchaft ſich ergebenden Verpflichtungen iſt der bösgläubige 
Vater nicht befreit, ſoweit dieſe ſich nicht lediglich als ein Ausfluß ſeines Rechtes darſtellen, 
wie es z. B. bei der dem Vater nach $ 832 obliegenden, in der elterlichen Gewalt begrün⸗ 
deten Aufſichtspflicht der Fall iſt. Zur Gewährung des Unterhalts iſt der Vater nach 
88 1601 ff. verpflichtet, ohne daß ihm die in 8 1612 Abſ 2 beſtimmten, mit dem Fürforge- 
recht des Vaters zuſammenhängenden Befugniſſe zuſtehen. Keinen Einfluß hat die Bös⸗ 
K auf das in § 1310 Abſ 3 beſtimmte Ehehindernis der Verwandtſchaft (vgl. 8 1589 


3. Die elterliche Gewalt geht nicht auf die Mutter über, ſondern ſteht ihr nach Maßgabe 
der 88 1686 ff. von vornherein zu. Verheiratet ſich die Mutter, fo gilt dies als Eingehung 
einer neuen Ehe im Sinne des 8 1697, da wenigſtens hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen ihr 
und den Kindern die Sache fo zu behandeln iſt, als wenn die nichtige Ehe Beſtand gehabt hätte. 


4. Der Verluſt der Rechte aus der Vaterſchaft trifft den Vater perſönlich als Strafe für 
die Bösgläubigkeit. Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Verwandten des Vaters und dem 
Kinde wird hierdurch in keiner Weiſe berührt. Zwiſchen ihnen und dem Kinde bleiben die durch 
die Ehelichkeit des Kindes begründeten Rechte und Pflichten beſtehen (beſtr.), was namentlich 
auf dem Gebiete des Erbrechts von Wichtigkeit iſt (vgl. auch $ 1899 A 1). 


8 1702 


War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt, 
ſo hat ſie in Anſehung des Kindes nur diejenigen Rechte, welche im Falle 
der Scheidung der allein für ſchuldig erklärten Frau zuſtehen!). 


Stirbt der Vater oder endigt ſeine elterliche Gewalt aus einem anderen 
Grunde, ſo hat die Mutter nur das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. 
Der Vormund des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die 
rechtliche Stellung eines Beiſtandes ). 


Die Vorſchriften des Abſ 2 finden auch dann Anwendung, wenn die 
elterliche Gewalt des Vaters wegen ſeiner Geſchäftsunfähigteit oder nach 
8 1677 ruht!) 2). 

E I 1565 II 1590; M 4 847; P 4 664 ff. 


1. Die bösgläubige Mutter (vgl. über die Bösgläubigkeit § 1701 A 1) iſt hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten der unehelichen Mutter gleichgeſtellt. Als bösgläubig iſt die Frau 
nicht ſchon deshalb anzuſehen, weil ſie vor der Ehe mit einem Dritten Geſchlechtsverkehr hatte 
und ihrem Manne hiervon keine Mitteilung gemacht hat. Der bösgläubigen Mutter ſtehen 
neben dem die elterliche Gewalt oder die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes (vgl. 
§ 1676 Abſ 2) ausübenden Vater, da fie nicht mehr Rechte wie die Ehefrau haben kann, nur die 
Rechte einer bei der Scheidung allein für ſchuldig erklärten Ehefrau zu, ſo daß ihr 
(vorbehaltlich der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, ihr gemäß § 1635 die Sorge für die 
Perſon des Kindes zuzuweiſen) nur die Befugnis des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde 
zukommt (§ 1636). Gleich der unehelichen Mutter hat ſie das Recht der tatſächlichen 
Fürſorge für die Perſon in der Weiſe, daß der Vormund auf dieſem Gebiete nur die 
Stellung eines mit der Unterſtützung und Überwachung der Mutter bekrauten Beiſtandes 
einnimmt (SS 1707, 1689). Dieſe Rechte erlangt fie aber erſt, wenn die väterliche Gewalt 
beendet iſt oder ruht. Die Fürſorge für die Perſon des Kindes erlangt ſie überhaupt nicht, 
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wenn das Ruhen der väterlichen Gewalt in der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Vaters 
oder in der Beſtellung eines Gebrechlichkeitspflegers für ſeine Perſon und ſein Vermögen 
feinen Grund hat (8 1676 Abſ 2). In dieſen Fällen wird dem Vater die tatſächliche Fürſorge 
für die Perſon des Kindes neben dem Vormunde eingeräumt und es {ft deshalb, da die bös⸗ 
gläubige Mutter dem Vater nachſtehen muß, kein Raum mehr für die Fürſorge der Mutter. 
Es verbleibt ihr nur das Recht des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde (8 1636). Zum Bor- 
munde des volljährigen Kindes iſt die bösgläubige Mutter ebenſowenig berufen wie die un- 
eheliche Mutter (8 1899 Abf 3, vgl. auch § 1900 Abi 3). Auch ſtehen ihr nicht die der ehelichen 
Mutter gewährten Befreiungen zu (88 1904 Satz 1, 1903). Das Rechtsverhältnis der 
et der Mutter zu dem Kinde wird durch die Bbösgläubigkeit der Mutter nicht 
eeinflußt. 


2. Die zu 1 bezeichnete Rechtsſtellung der bösgläubigen Mutter tritt, ſobald die Ehe rechts- 
kräftig für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, im Falle des Erweiſes der Bösgläubigkeit mit rütk⸗ 
wirkender Kraft ein (vgl. § 1701 A 2 u. § 1699 A 2), welche Rückwirkung hier kaum zu Un⸗ 
zuträglichkeiten führen kann. 


. 8 1703 


Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war, jo kann es gleichwohl von dem 
Vater, ſolange er lebt:), Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen. Das 
im 8 1612 Abſ 2 beſtimmte Recht ſteht dem Vater nicht zu!). 

E 1 1566 Abſ 1 II 1591; M 4 848; P 4 667. 


1. Die Rechtsſtellung des nach $ 1699 nicht als ehelich geltenden Kindes iſt entſprechend 
einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion (Prot 4, 668ff.) der Rechisſtellung des ehelichen 
Kindes inſofern angenähert, als es den Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes auch 
gegen ſeinen Vater hat. Dieſe Gleichſtellung führt aber nicht dazu, daß nunmehr auch dem 
Vater die Befugnis des § 1612 Abſ 2 zukommt, alſo dem unverheirateten Kinde gegenüber 
zu beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der Unterhalt gewährt werden 
ſoll (val. 8 1701 A 2). Dem Intereſſe des Vaters iſt dadurch genügend Rechnung getragen, 
daß er bei Vorhandenſein beſonderer Gründe gemäß § 1612 Abſ 1 darauf antragen kann, 
daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Weiſe als durch Entrichtung einer Geld ⸗ 
rente geſtattet wird. 


l 2. Ein Pflichtteilsrecht oder Erbrecht iſt dem in 8 1703 bezeichneten unehelichen Kinde 
nicht eingeräumt. Auch der Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes kommt ihm nur zu, 
ſolange der Vater lebt. Dagegen bleibt ihm nach dem Tode des Vaters das Recht, gegen 
deſſen Erben den einem unehelichen Kinde zuſtehenden Unterhaltsanſpruch ($ 1712) geltend 
zu machen. Die Frage, ob das Kind auch bei Lebzeiten des Vaters den Unterhaltsanſpruch 
eines unehelichen Kindes (§8 1708 ff.) wählen darf, iſt zu verneinen (beſtr.). Es bleibt 
ihm natürlich unbenommen, den Unterhalt nur in der Höhe zu fordern, in der auch das un⸗ 
eheliche Kind Unterhalt verlangen kann. Dadurch wird aber der Unterhaltsanſpruch ſelbſt, 
der nur nach Maßgabe der 88 1601 ff. gerechtfertigt it, in feinem Weſen nicht verändert. Die 
Mutter kann deshalb, wenn der Vater ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts 
nicht imſtande iſt, den Unterhalt zu gewähren (§ 1603 Abſ 2 Satz 2), zur Abwendung ihrer 
Unterhaltspflicht ſich nicht darauf berufen, daß in Höhe des dem unehelichen Kinde zu ge⸗ 
währenden Unterhalts der natürliche Vater nach $ 1708 vor der Mutter haftet (a. M. Planck 
A le). Der Name des Vaters kommt dem in § 1703 behandelten Kinde nicht zu. 


§ 1704 


Iſt die Ehe wegen Drohung anfechtbar und angefochten, jo ſteht der 
anfechtungs berechtigte Ehegatte einem Ehegatten gleich, dem die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung unbekannt war)). 

E I 1567 II 1592; M 4 850; P 4 670. 


1. Dem wegen Drohung anſechtungsberechtigten Ehegatten ($ 1335) kann ebenfo- 
wenig wie dem gutgläubigen Ehegatten daraus ein Vorwurf gemacht werden, daß er eine 
anfechtbare Ehe eingegangen iſt. Er hat deshalb die Rechte eines gutgläubigen Ehegatten 
(vgl. 8 1346). Gutgläubig kann übrigens, wenn die Drohung von einem Dritten ausgegangen 
iſt, auch der andere Ehegatte fein, gegen den die Drohung ſich nicht gerichtet hat. Bei Gut. 
gläubigkeit beider Ehegatten wird § 1700 anwendbar. 
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Sechſter Titel 
Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 


1. Dem Grundgedanken der Ehe entſpricht es, daß familienrechtliche Pflichten und Rechte 
regelmäßig nur auf die durch eheliche Abſtammung vermittelte Verbindung gegründet wer⸗ 
den können und daß deshalb das aus außerehelichem Geſchlechtsverkehr hervorgegangene 
Kind nicht oder doch nur in beſchränktem Maße die Rechtsſtellung eines ehelichen Kin⸗ 
des haben kann. Nicht in Widerſpruch hiermit ſteht der in Art 119 Abſ 3 Verf auf: 
geſtellte Grundſatz, daß auch die uneheliche Mutterſchaft Anſpruch auf den Schutz 
und die Fürſorge des Staates hat, auch nicht die in Art 121 für die Geſetzgebung auf- 
geſtellte Regel, daß den unehelichen Kindern die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, 
ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwicklung zu ſchaffen ſeien wie den ehelichen Kindern. 
(Der auf Grund des Art 121 ausgearbeitete Geſetzentwurf über die unehelichen Kinder und 
die Annahme an Kindes Statt iſt im Reichsarbeitsblatt 1925 S. 459 ff veröffentlicht worden.) 
Nach dem Recht des BGB tritt das uneheliche Kind nur in die Familie der Mutter, nicht 
in die Familie des Vaters, und auch die Mutter ſelbſt hat nicht die Rechte der elterlichen 
Gewalt, ſondern iſt auf die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes beſchränkt 
(88 1705, 1707). Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem Kinde und der Mutter 
(58 1708 ff., 1715) ift regelmäßig eine beſchränkte. Dadurch, daß die Eltern nachträglich 
die Pflicht der Eheſchließung erfüllen, können dem unehelichen Kinde die Rechte eines ehe⸗ 
lichen verſchafft werden (88 1719—1722). Ausnahmsweiſe ift dies für das Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen dem Vater und dem Kinde ſowie deſſen Abkömmlingen auch möglich auf dem 
Wege der Ehelichkeitserklärung, die auf Antrag des Vaters vom Staate nach freiem Er⸗ 
meſſen erteilt wird (88 1723 ff.). Um die Unehelichkeit des Kindes nicht ohne Not hervor 
treten zu laſſen, iſt die Einrichtung getroffen, daß an Stelle der vollſtändigen Geburtsurkunde 
auf Antrag ein Geburtsſchein ausgeſtellt wird, deſſen Angaben ſich auf Ort und Tag der 
Geburt ſowie auf Vor⸗ und Zunamen des Kindes beſchränken (PrMVf v. 13. 2. 18, M Bl 41). 
Vgl. jetzt $ 15a —c PStG, die durch VO v. 14. 2. 24 eingefügt find. Nach dem Erl des 
PrMd J v. 15. 12. 15 kann den Bräuten gefallener Kriegsteilnehmer auf ihren Antrag 
mit Einverſtändnis der nächſten Verwandten des Gefallenen die Erlaubnis erteilt werden, 
den Namen des Gefallenen zu führen und auch dem Kinde den gleichen Namen zu geben. 
Über die Kindesannahme ſ. Vorbem vor § 1741. 

2. Nach dem Grundſatze des Art 20 EG, der ergänzungsweiſe auch auf Ausländer an⸗ 
gewandt werden darf (vgl. Vorbem 7 vor $ 1), beſtimmt ſich, was den räumlichen Gel⸗ 
tungsbereich der Geſetze betrifft, das Rechtsverhältnis zwiſchen dem unehelichen Kinde und 
der Mutter nach dem jeweiligen Recht der Staatsangehörigkeit der Mutter (RG 76, 284, 
vgl. Bergmann, Internationales Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht I S. 56ff.). Unter die Vor⸗ 
ſchrift des Art 20 Satz 1 fällt auch die Namenserteilung an das uneheliche Kind durch 
den Ehemann der Mutter. Daher beſtimmt ſich nach deutſchem Recht, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen der deutſche Ehemann dem ausländiſchen unehelichen Kinde 
ſeiner deutſchen Ehefrau rechtswirkſam ſeinen Namen erteilen kann (ſo die herrſchende 
Meinung, a. U. KG in IF 3, 130). Im Intereſſe des deutſchen Kindes iſt in Art 20 Satz 2 
die beſondere Beſtimmung getroffen, daß die einmal begründete Anwendbarkeit des deut⸗ 
ſchen Rechtes durch das Erlöſchen der Reichsangehörigkeit der Mutter nicht verloren 
geht, ſofern nur das Kind ſie behalten hat. Für die gegen den natürlichen Vater von 
dem Kinde oder der Mutter zu erhebenden Anſprüche iſt nach dem allgemein gültigen 
Grundſatz des Art 21 das Recht der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes maßgebend, 
wobei jedoch zugunſten des deutſchen Vaters die Einſchränkung beigefügt iſt, daß die 
Anſprüche in dem gleichen Umfange auch nach dem inländiſchen Recht des Vaters be⸗ 
gründet ſein müſſen. Stammt das uneheliche Kind von einer Eingeborenen, ſo iſt für 
den Unterhaltsanſpruch des Kindes das Eingeborenenrecht maßgebend (vgl. Böhmsg 
21, 535). Die Vorausſetzungen und Wirkungen der Legitimation durch Eheſchließung und 
Ehelichkeitserklärung ſind gemäß dem einer Erweiterung fähigen Grundſatze des Art 22 
(vgl. Vorbem 7 vor $ 1) nach dem Recht des Vaters zur Zeit der Eheſchließung oder des 
Erlaſſes der die Ehelichkeitserklärung erteilenden Verfügung der Staatsgewalt zu beur- 
teilen. Wegen der Form der Erklärungen und wegen des Erforderniſſes der Einwilligung 
. Vorbem 2 vor $ 1741, wegen der Einflußloſigkeit einer nach der Legitimation durch Ehe- 
ſchließung erfolgenden Anderung der Staatsangehörigkeit 8 1719 A 2. 

3. Übergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BGB richtet ſich gemäß Art 208 
EG das Rechtsverhältnis zwiſchen dem früher geborenen unehelichen Kinde und ſeiner Mutter 
ſowie den mütterlichen Verwandten nach neuem Recht. Das uneheliche Kind iſt mit dem 
1. Jan. 1900 in die Familie der Mutter ohne weiteres eingetreten, ohne daß eine Anerkennung 
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des Kindes durch die Mutter erforderlich war (RG 3. 7. 03 II 560/02). Hinſichtlich des Rechtes, 
den Familiennamen des Vaters zu führen, hinſichtlich der Unterhaltspflicht des Vaters und 
der Zuläſſigkeit der Erforſchung der Vaterſchaft bleibt das frühere Recht beſtehen, und zwar 
auch dann, wenn die nach dem franzöſiſch⸗rheiniſchen oder badiſchen Rechte das Namens⸗ 
recht und Unterhaltsrecht des Kindes begründende Anerkennung erſt nach Inkrafttreten des 
BGB erfolgt iſt (Art 208 Abſ 3 EG; RG IW 1911, 1012%, ausführlicher in Gruch 56, 334). 
Nur iſt in letzterer Hinſicht das in Art 340 Code civil ausgeſprochene Verbot als zwingendes 
Verbot für das Recht des Prozeßgerichts fortgefallen (RG 48, 168). Die Vorausſetzungen 
und Wirkungen der Legitimation beſtimmen ſich, wenn die Eheſchließung oder die Ehelich 
keitserklärung oder das ſonſtige die Ehelichmachung begründende Ereignis (Erzeugnis des Kin⸗ 
des im Brautſtande unter Herrſchaft des ſächſiſchen Rechtes) vor dem 1. Jan. 1900 ſtattgefunden 
bat, nach früherem Recht (Artt 209, 208 Abs 2, Rh ZW 1914, 41818). Das neue Recht greift 
hier nur inſofern ein, als die den legitimierten Kindern gewährte Rechtsſtellung eines ehe · 
lichen Kindes jetzt ihren Inhalt aus dem neuen Recht empfängt. 

4. Offentliches Recht. Die unehelichen Kinder erlangen nach § 4 Abſ 2 RuStäng& 
v. 22. 7. 13 mit der Geburt die ihrer Mutter zu dieſem Zeitpunkte zuſtehende Staats; 
angehörigkeit, nehmen aber im übrigen weder en dem Erwerbe noch dem Verluſte der 
Staatsangehörigkeit der Mutter teil, da die Mutter nicht die geſetzliche Vertreterin bes 
Kindes iſt (58 16, 19, 29 diefes Geſ.). Der Unterſtützungswohnſitz der Mutter wird 
nach §8 21, 18 UWG v. 30. 5. 08 von dem unehelichen Kinde geteilt. Das Geſetz iſt durch 
929 der Reichsfürſorgepflicht O v. 13. 2. 24 aufgehoben, vgl. jetzt 98 8, 20 dieſer VO. Hin⸗ 
ſichtlich der Pflicht zur Entrichtung der Erbſchaftsſteuer wird nach dem ErbſchStc᷑ in der 
Faſſung v. 22. 8. 25 zwiſchen ehelichen Kindern und unehelichen Kindern der Mutter oder 
vom Vater anerkannten unehelichen Kindern kein Unterſchied gemacht (§9). Der Adel in 
feiner namensrechtlichen Bedeutung (Art 109 Abſ 3 RVerf.) geht auf das uneheliche Kind 
der Mutter über (RG 103, 194). Die Zugehörigkeit zur Adelsfamilie iſt damit nicht er⸗ 
worben. Sie richtet ſich nach den Beſtimmungen des Landesrechts. Auf die zur Zeit des 
Inkrafttretens der Reichsverfaſſung bereits geborenen unehelichen Kinder und deren Ablömm- 
ſinge geht der adelige Name nicht über. Rückwirkende Kraft kann der Vorſchrift des Art 109 
Abf 3 nicht beigelegt werden (. $12 A 1). Die eine gegenteilige Beſtimmung enthaltende 
Pro v. 3. 11. 19 (G8 ©. 179), iſt durch VO v. 12. 5. 22 wieder aufgehoben (vgl. hierzu 
RG 109, 244; KG 53 A 75). Über die Nachfolgeberechtigung in Familienfideikommiſſe 
und Lehen entſcheidet das Landesrecht (vgl. Art 59 EG). — Nach § 16 Abi 4 RBeſoldG in 
der Neufaſſung v. 6. 12. 26 (Ziff. 174 der Beſoldungsvorſchriften v. 14. 7. 24) erhalten 
die Beamten den Kinderzuſchlag auch für das uneheliche Kind, wenn die Vaterſchaft zu dem 
Kinde feſtgeſtellt iſt und wenn der Beamte es in ſeinen Hausſtand aufgenommen hat oder 
auf andere Weiſe nachweislich für ſeinen vollen Unterhalt aufkommt. Das uneheliche Kind 
hat ferner nach dem Geſ. v. 28. 2. 88 in der Faſſung v. 4. 8. 14 (vgl. auch über bedürftige 
Pflegekinder Vorbem 4 vor 81741) im Falle der Bedürftigkeit (in gleicher Weiſe wie das 
eheliche) bei Einberufung des Vaters Anſpruch auf Kriegsunterſtützung, ſofern deſſen Unter⸗ 
haltspflicht feſtgeſtellt ift. In Höhe der gewährten Unterſtützung wird der natürliche Vater 
von ſeiner Unterhaltspflicht befreit. Wegen Gleichſtellung der unehelichen Kinder mit 
den ehelichen vgl. ferner 88 559 b, 1259, 1291 RVO und Abändgeſ v. 25. 6. 26. Rechts⸗ 
nachteile infolge unehelicher Geburt ſollen nach Art 109 Abs 3 RVerf auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes künftig nicht mehr beſtehen. 


8 1705 


Das uneheliche Kind!) hat im Berhältniſſe zu der Mutter und zu den 
Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes). 
E I 1268 II 1593; M 4 851; P 4 670. 


˖ 1. Unehelich iſt das Kind, das nach den Beſtimmungen der 88 1591 ff. und des § 1699 
nicht als eheliches Kind anzuſehen iſt. Es kommt nicht bloß darauf an, ob die mutmaßliche 
Erzeugungszeit in die Zeit der Ehe fällt, ſondern auch darauf, ob die Ehelichkeit rechtzeitig 
angefochten ift (58 15931599) und ob die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) der Ehe den Ehegatten 
unbekannt geweſen iſt (§ 1699, vgl. auch § 1704). Eine unterſchiedliche Behandlung der im 
Ehebruch oder in Blutſchande erzeugten unehelichen Kinder findet, abgeſehen von der Be 
ſtimmung des $ 1732, nicht ſtatt. 

2. Grundſätzlich iſt die Stellung des unehelichen Kindes von der des ehelichen Kindes 
darin verſchieden, daß ein Verwandtſchaftsverhältnis (beziehentlich, wenn es ſich um den 
Ehegatten handelt, Schwägerſchaftsverhältnis) nur mit der Mutter und deren Verwandten, 
nicht mit dem Vater und deſſen Verwandten (vgl. hierüber $ 1589 A A) beiteht. Das Ber: 
wandtſchaftsverhältnis zeigt ſich namentlich auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht, des Erb⸗ 
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rechts und des Vormundſchaftsrechts (vgl. hinſichtlich des Vormundſchaftsrechts SS 1776 
Nr 4, 1897, 1899, wonach der mütterliche Großvater zum Vormunde berufen iſt). Das 
Verwandtſchaftsverhältnis zu der Mutter zeigt ſich auch darin, daß das uneheliche Kind den 
Namen ($ 1706) und während der Minderjährigkeit den Wohnſitz der Mutter ($ 11) teilt 
— Der Ehemann der Mutter des unehelichen Kindes hat ſelbſtverſtändlich dieſem gegenüber 
keine Verpflichtungen. Es entſpricht aber — was für die Frage der Eheſcheidung von Be⸗ 
deutung ſein kann — nicht der rechten ehelichen Geſinnung, wenn der Mann die Aufnahme 
des unehelichen Kindes feiner Frau, das dieſe ſchon vor der Eheſchließung bei ſich hatte, ab» 
lehnt (RG 23. 4. 06 IV 505/05). Der Ehemann ift auch nach 857 Ab] 1 Nr 9 FGG als be⸗ 
ſchwerdeberechtigt im Intereſſe der unehelichen Kinder feiner Frau anzuerkennen (RIA 9, 5). 
— Auf einen Rechtsſtreit zwiſchen der Mutter und dem unehelichen Kinde über die Mutter⸗ 
ſchaft finden die Vorſchriften der §8 640, 642, 643 ZPO Anwendung; anders, wenn auf 
Feſtſtellung der unehelichen Geburt des Kindes geklagt wird (RG 102, 358 und § 1589 A 4). 


8 1706 


Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der Mutter!). 

Führt die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen anderen Namen, 
ſo erhält das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der Verhei⸗ 
ratung geführt hat. Der Ehemann der Mutter kann durch Erklärung gegen⸗ 
über der zuſtändigen Behörde dem Kinde mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter ſeinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns ſo⸗ 
wie die Einwilligungsertlärungen des Kindes und der Mutter ſind in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben?) 

E I 1569 II 1594: M 4 859; P 4 671. 


1. Die Zugehörigkeit des unehelichen Kindes zur Familie der Mutter kommt darin zum 
Ausdruck, daß das Kind den Familiennamen der Mutter führt. Iſt der urſprüngliche Familien⸗ 
name der Mutter durch Annahme an Kindes Statt oder (bei Unehelichkeit der Mutter) durch 
Legitimation oder Beilegung des Namens des Stiefvaters (§ 1706 Abſ 2) geändert, ſo iſt es 
der neue Name, den das nach der Anderung geborene uneheliche Kind zu führen hat. Iſt 
das Kind früher geboren, ſo erlangt es im Falle der Legitimation ebenfalls den neuen Namen 
(§ 1737), im Falle der Kindesannahme nur dann, wenn der Vertrag auch mit ihm geſchloſſen 
wird (§ 1762), während es bei der Beilegung des Namens des Stiefvaters in deſſen Be⸗ 
lieben ſteht, ob er auch die unehelichen Abkömmlinge der Stieftochter (die in dieſem 
Falle nach § 1706 Abſ 2 ihre Einwilligung zu erteilen haben) feinen Namen führen laſſen 
will. Iſt das Kind als eheliches in das Geburtsregiſter eingetragen, ſo verbleibt ihm trotz 
Feſtſtellung der Unehelichkeit, ſolange die Eintragung nicht berichtigt iſt, die Berechtigung, den 
eingetragenen Namen weiter zu führen. — Die Beilegung des Vornamens ſteht als Aus⸗ 
fluß der Sorge für die Perſon des Kindes der unehelichen Mutter und, falls dieſe verſtorben 
oder ihr die Sorge für die Perſon entzogen iſt, dem Vormunde des Kindes zu. Über Ein⸗ 
tragung und Anderung des Vornamens |. § 1616 A 1 a. E. und wegen Übergangs des 
adligen Namens Vorbem 4 vor § 1705. 


2. Hat die Mutter des unehelichen Kindes ſich verheiratet, ſo gehört das Kind nicht 
zur Familie des Ehemanns der Mutter und nimmt an deſſen Namen nicht teil. Jedoch iſt 
dem Ehemann geſtattet — was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht 
(RTK 282) —, feinen Namen dem vor oder nach der Eheſchließung geborenen unehelichen 
Kinde ſeiner Frau bleibend beizulegen, um auf dieſe Weiſe den mit der unehelichen Geburt 
verbundenen Makel nach außen hin möglichſt zu beſeitigen. Hat der erſte Mann bereits 
dem Kinde feinen Namen gegeben, ſo kann der zweite Mann die Befugnis des § 1706 nicht 
mehr ausüben (OLG 42, 102). Die Namenserteilung iſt aber zuläſſig, wenn ſchon vor der 
Heirat mit obrigkeitlicher Erlaubnis die Mutter ſich als „Frau“ bezeichnet und Mutter und 
Kind den Familiennamen des Erzeugers geführt haben (J 1, 129). Die Beilegung des 
Namens geſchieht durch eine gegenüber der zuſtändigen Behörde in öffentlich beglaubigter 
Form (§ 129) abzugebende Erklärung. Erforderlich ift außerdem die von dem Kinde und 
der Mutter, da durch Erteilung des neuen Namens in ihr Namensrecht eingegriffen wird, 
in gleicher Form entweder der zuſtändigen Behörde oder dem Stiefvater gegenüber ab⸗ 
zugebende Einwilligungserklärung. Die von der Mutter verweigerte Einwilligung kann 
nicht, wie im Falle des $ 1727, von dem Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Auch kann 
die Beſtimmung des 8 1746 Abſ e 2 keine entſprechende Anwendung finden (beſtr.). Die von 
dem Stiefvater abzugebende Erklärung und die Einwilligungserklärungen bedürfen bei 
der höchſtperſönlichen Natur der Rechtshandlung im Falle der beſchränkten Geſchäftsfähig 
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keit des Erklärenden nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (beſtr.), und es kann, 
abgeſehen von dem geſchäftsunfähigen Kinde (vgl. SS 1728 Abſ 2, 1750 Abſ 1), für den 
Geſchäftsunfähigen nicht der geſetzliche Vertreter die Erklärung abgeben (beſtr. — a. A. KG 
in RIA 13, 11). Der Zuſtimmung des Gegenvormundes bedarf es nicht. Sit die Mutter 
verſtorben oder für tot erklärt, ſo bedarf es nur noch der Einwilligung des Kindes. Iſt 
der Stiefvater der geſetzliche Vertreter des Kindes, fo iſt er durch § 181 nicht gehindert, 
namens des Kindes deſſen Einwilligung der Behörde zu erklären, und es bedarf deshalb 
zur Abgabe dieſer Erklärung nicht der Beſtellung eines Pflegers (Bay Obs in SeuffA 
61 Nr 12). Das Recht und die Pflicht des Kindes, den neuen Namen zu führen, beginnt 
mit dem Zeitpunkte, in welchem die ſämtlichen Erklärungen in gehöriger Form bei der zu⸗ 
ſtändigen Behörde eingegangen ſind, ohne daß die Eintragung in das Geburtsregiſter (die in 
den Ausführungsgeſetzen durchweg vorgeſchrieben ift) hinzugekommen zu fein braucht. Über die 
Unzuläſſigkeit einer gegen die gerichtliche Anweiſung zur Eintragung gerichteten Beſchwerde 
der Aufſichtsbehörde |. RIA 16, 31. Die Zuſtändigkeit der Behörde zur Entgegennahme und 
zur Beglaubigung der Erklärungen beſtimmt ſich nach Landesrecht (vgl. indeſſen $43 Abſ 2 
JW). Es iſt teils, wie in Sachſen, Baden und Helfen, das Amtsgericht, teils, wie in Bayern, 
die Verwaltungsbehörde, teils, wie in Württemberg, das Standesamt, teils, wie in Preußen, 
nach Art 8 Pr das Standesamt und das Amtsgericht bzw. der Rechtspfleger (Vorbem 4a 
vor $ 1773) für zuſtändig erklärt. Für Bayern kann die nach der VO v. 24. 11. 21 zuſtändige 
Bezirkspolizeibehörde mit der Entgegennahme der nach § 1706 Abſ 2 abzugebenden Erklärung 
gemäß VO v. 18. 7. 22 eine Gemeindebehörde ihres Bezirks beauftragen. 


8 1707 


Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
zu!). Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund 
des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stel⸗ 
lung eines Beiſtandes?) “). 

E I 1570 II 1595; M 4 659 ff.; P 4 671. 


1. Die Ausſchließung der Mutter von der elterlichen Gewalt hat zur Folge, daß das un⸗ 
eheliche Kind einen Vormund erhalten muß, wozu die Mutter ſelbſt beſtellt werden kann, 
ohne daß der als Vormund berufene mütterliche Großvater des Kindes vor ihr ein Vorrecht 
hat (§ 1778 Abi 3). Nach § 35 JW erlangt mit der Geburt des unehelichen Kindes das 
Jugendamt des Geburtsorts die Vormundſchaft, jedoch kann auf ſeinen Antrag an ſeiner 
Stelle vom Vormundſchaftsgericht ein Einzelvormund beſtellt werden ($ 40). Vgl. im 
übrigen über die geſetzliche Vormundſchaft, die gerade für uneheliche Kinder von Bedeu- 
tung iſt, 1773 A 4 und 5. Durch die Verſagung der elterlichen Gewalt werden die aus 
dem natürlichen Verwandtſchaftsverhältnis folgenden Rechte (vgl. Vorbem 3 vor § 1616) 
und die in den 88 1617—1619 beſtimmten Rechte nicht berührt. 


2. Der Mutter verbleibt derjenige Teil der elterlichen Gewalt, welcher in der tatſäch⸗ 
lichen Fürſorge für die Perſon des Kindes beſteht (bezüglich der Aufſicht des Jugendamts 
ſ. 88 24 Abſ 1, 25 Abſ 2, 3 JW). Der Vormund kann auf dieſem Gebiete ſelbſtändige 
Anordnungen nicht treffen, er hat hier vielmehr nur die Stellung eines mit der Unter⸗ 
ſtützung und Überwachung der Mutter betrauten Beiſtandes (11689, vgl. jedoch wegen 
feiner ſtrafrechilichen Verantwortlichkeit aus § 174 StGB NSG: 58, 10). Die Abſchlie⸗ 
kung von Dienft-, Arbeits⸗ und Lehrverträgen, die Abſchließung eines entgeltlichen Ver⸗ 
pflegungsvertrages gebührt an ſich, als zur Vertretung des Kindes gehörig, dem 
Vormunde. Die Mutter iſt jedoch, da ſie über den Aufenthalt und die Beſchäftigung des 
Kindes zu beſtimmen hat, hieran nur gebunden, wenn ſie dem Vertrage zugeſtimmt hat 
(ogl. Schäfer im Recht 03, 302 ff.). Verweigert fie mißbräuchlich die Zuſtimmung, ſo kann 
allerdings auf Grund des § 1666 gegen fie eingeſchritten werden (vl. KJ 28 A 179). Das 
jür Minderjährige zur Eingehung eines gewerblichen Arbeitsverhältniſſes erforderliche Arbeits⸗ 
buch iſt nach $ 107 GewO an den Vormund, als den geſetzlichen Vertreter des Kindes, 
auszuhändigen; die Aushändigung kann mit Genehmigung der Gemeindebehörde indes 
auch an die Mutter erfolgen. Die Wahrnehmung der Rechte des unehelichen Kindes 
gegen den Erzeuger, die Einziehung der Unterhaltsgelder uſw. iſt Sache des Vormundes. 
Die Mutter kann aber verlangen, daß der Vormund ihr die zur Beſtreitung der ein- 
zelnen Bedürfniſſe des Kindes erforderlichen Mittel überläßt. Kommt eine Einigung 
zwiſchen ihnen nicht zuſtande, ſo hat, da es ſich um eine ſowohl die Perſon als das Ver⸗ 
mögen betreffende Angelegenheit handelt, das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden (vgl. 
88 1629, 1798 — ebenſo KG in RIA 8, 9 unter Aufgabe der früheren gegenteiligen An ⸗ 
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ſicht). Über die religiöſe Erziehung des Kindes hat, bis dieſes das 14. Lebensjahr voll⸗ 
endet hat, nach § 3 Abſ 1 des RGeſ. v. 15. 7. 21 (abgedruckt hinter § 1631) ausſchließlich die 
Mutter zu befinden, unbeſchadet des Rechtes des Vormundſchaftsgerichts, im Falle des Miß⸗ 
brauchs dagegen einzuſchreiten. Die gleichen Befugniſſe ſtehen auch der minderjährigen 
Mutter zu (vgl. $ 1696). Vermöge ihres Perſonenfürſorgerechts hat die Mutter ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe an der Auswahl der Perſon des Vormundes und an der Entlaſſung 
des Vormundes, der ſeinen Pflichten auf dem Gebiete der Erziehung nicht gerecht ge⸗ 
worden iſt, und ift dieſerhalb nach §57 Abſ 1 Nr 9 FGG beſchwerdeberechtigt (RIA 
11, 164). Auf Grund derſelben Vorſchrift kann ſie auch gegen die Erteilung oder Ver⸗ 
ſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zu einem Unterhaltsvergleich (8 1714) 
Beſchwerde einlegen, da es ſich hier um eine die Perſon des Kindes mitberührende An⸗ 
gelegenheit handelt (KJ 38 A 65). 

3. Im Falle der tatſächlichen Verhinderung der Mutter hat der Vormund die Fürſorge 
für die Perſon des Kindes auszuüben, wenn ihm dieſe oder einzelne dazu gehörige Ver⸗ 
richtungen gemäß § 1665 vom Vormundſchaftsgericht übertragen ſind (abw. früh. Aufl.). 
Hat der Vormund mit Zuſtimmung der Mutter das uneheliche Kind in ſeine Pflege genommen, 
ſo kann nötigenfalls — wenn Bedenken gegen die Verpflegung beſtehen und die Mutter ganz 
unter dem Einfluſſe des Vormundes ſteht — ein Pfleger zur Überwachung der Verpflegung 
beſtellt werden (KJ 36 A 43). 


§ 1708 


Der Vater des unehelichen Kindes!) iſt verpflichtet, dem Kinde bis zur 
Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs den der Lebensſtellung der Mutter 
entſprechenden Unterhalt zu gewähren. Der Unterhalt umfaßt den geſamten 
Lebensbedarf ſowie die Koſten der Erziehung und der Vorbildung zu einem 
Berufe). 

Iſt das Kind zur Zeit der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs in⸗ 
folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außerſtande, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, ſo hat ihm der Vater auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu ge⸗ 
währen; die Vorſchrift des S 1603 Abſ 1 findet Anwendung?) ). 

E I 1571, 1573, 1574 II 1596 Abſ 1; M 4 864 ff., 893 ff.; P 4 671 u. 680 ff. 


1. Zu dem Vater des unehelichen Kindes tritt dieſes in kein Verwandtſchaftsverhältnis. 
Der Vater hat deshalb keine Rechte hinſichtlich der Sorge für die Perſon des Kindes, auch nicht 
das Recht des perſönlichen Verkehrs. Dagegen iſt er nach Maßgabe der 8$ 1708 ff. zur Ge⸗ 
währung des vollen Unterhalts verpflichtet, ohne daß die Mutter zu dem Unterhalt bei⸗ 
zutragen hat — wennſchon praktiſch bei Verwirklichung der Unterhaltspflicht ein anderer 
Standpunkt eingenommen zu werden pflegt (vgl. die Aufſätze in JW 1912 S. 328 ff., 770 ff.) — 
und ohne daß er zur Erleichterung der Unterhaltspflicht das Recht für ſich in Anſpruch nehmen 
kann, das Kind in eigene Verpflegung zu nehmen. Bei Bemeſſung der Unterhaltsrente iſt 
auch auf die nach der Schulentlaſſung bis zur Vollendung des 16. Lebensjahrs entſtehenden 
weiteren Koſten der Erziehung und der Vorbildung zu einem beſtimmten Berufe, insbeſondere 
einem Handwerk oder ſonſtigen Gewerbe Rückſicht zu nehmen (vgl. Allg f des PrIM v. 
28. 1. 19 über Höhe des Unterhalts). Dem unehelichen Kinde aus nichtiger Ehe iſt in 
§ 1708 der gleiche Unterhaltsanſpruch wie dem ehelichen Kinde eingeräumt. Ein über 
§ 1708 hinausgehender Anſpruch erwächſt dem unehelichen Kinde auch nicht in dem 
Falle, daß die Beiwohnung den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung enthält. Über 
den Unterſtützungsanſpruch des unehelichen Kindes bei Einberufung des Vaters zum Kriegs⸗ 
dienſt ſ. Vorbem 4 vor § 1705 a. E., über den Schadenserſatzanſpruch der Mutter aus un⸗ 
erlaubter Handlung ſ. § 1717 A 4. Zuwendungen, die der Vater auf Grund der Unter⸗ 
haltspflicht dem unehelichen Kinde auch über ſeine geſetzliche Verpflichtung hinaus gemacht 
hat, unterliegen nach § 534, ſoweit fie einer ſittlichen Pflicht oder einer Anſtandspflicht ent- 
ſprechen, nicht der Rückforderung oder dem Widerruf. Nicht als Schenkungsverſprechen 
($ 516) iſt das zugunſten des Kindes der Mutter gegenüber abgegebene Zahlungsverſprechen 
des Vaters anzuſehen, wenn es in dem Bewußtſein gegeben oder angenommen iſt, daß ihm 
eine Verpflichtung rechtlicher Art zugrunde liege (RG Warn 1918 Nr 172). Die geſetzliche 
Unterhaltsforderung des unehelichen Kindes ſteht der des ehelichen Kindes darin gleich, daß 
lie nach $850 Nr 2 BBO der Pfändung nicht unterworfen iſt. — Die Eltern des unehe⸗ 
lichen Vaters find nicht unterhaltspflichtig, doch kann ſich ihre Haftung aus 81712 oder 
81654 ergeben. 

2. Die in § 1708 Abi 1 beſtimmte Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters iſt, wenn- 
ſchon ſie auf dem Verwandtſchaftsverhältnis, nicht auf einer unerlaubten Handlung beruht 
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(wichtig wegen der Zurechnungsfähigkeit, der Verjährung, des Gerichtsſtandes), von der 
Unterhaltspflicht der Verwandten (83 1601 ff.) ſo verſchieden, daß ſie beſondern Regeln 
unterſtellt iſt. Sie unterſcheidet ſich von der Unterhaltspflicht der Verwandten hauptſächlich 
darin, daß das an Unterhalt zu Gewährende ein feſter Betrag iſt, der ſich nach der Lebens: 
ſtellung des Kindes bemißt, ohne daß es auf die Bedürftigkeit des Kindes (vgl. Rh 96, 145) oder 
die Leiſtungsfähigkeit des Vaters ankommt, wie denn auch vielfach das Unterhaltsgeld nicht für 
den Unterhalt des Kindes verwendet, ſondern für dieſes geſpart wird. Für die Lebensſtellung 
des Kindes iſt wiederum die jeweilige Lebensſtellung der Mutter maßgebend. Als wei⸗ 
tere Unterſchiede ſind hervorzuheben: a) Es kann regelmäßig nur Gewährung des Unterhalts 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahre des Kindes verlangt werden ($ 1708); b) der Unter⸗ 
halt iſt nur in Geld zu leiſten ($ 1710); e) der Unterhalt kann für die Vergangenheit nach ⸗ 
gefordert werden (§ 1711); d) der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des 
Vaters (§ 1712); e) das Kind kann wegen des Unterhaltsanſpruchs abgefunden werden 
(8 1714). Zu bemerken iſt dabei, daß die zeitliche Beſchränkung des Unterhalts auch eine in- 
haltliche Beſchränkung nach ſich zieht, indem eine Ausbildung des Kindes, welche die Unter- 
haltsgewährung noch über das 16. Lebensjahr hinaus nötig macht, auf Koften des Vaters nicht 
gewählt werden darf. Das Recht der Mutter, dem Kinde eine weitergehende Ausbil- 
dung zu gewähren, wird hierdurch nicht berührt. Soweit bei dieſer Ausbildung — im Ver⸗ 
hältnis zu der mit Vollendung des 16. Lebensjahrs abſchließenden normalen Ausbil- 
dung — bereits in der Zeit vor vollendetem 16. Lebensjahre Mehrkoſten entſtehen, fallen 
ſie dem Vater nicht zur Laſt. Nach den angegebenen Unterſchieden hat die Unterhaltspflicht 
des natürlichen Vaters mehr die Natur einer ſchuldrechtlichen. Verpflichtung. Es läßt ſich 
hieraus folgern, daß der Unterhaltsanſpruch gegen den natürlichen Vater bei Zuſammen ⸗ 
treffen mit Unterhaltsanſprüchen von Verwandten ohne Rückſicht auf letztere Anſprüche 
geradeſo wie eine gewöhnliche Forderung geltend zu machen iſt. Die Billigkeit fordert aber, 
daß, ſoweit dem unehelichen Kinde nach § 4a Lohn BG v. 29. 3. 97/26. 10. 22 und § 850 
Ab] 4 ZPO ein Pfändungsvorrecht zuſteht, es die vorzugsweiſe Befriedigung der ehelichen 
Verwandten einſchließlich des Ehegatten und des geſchiedenen Ehegatten wegen ihres Unter 
halts für den gleichen Zeitraum und bei früherer Klagerhebung der Verwandten für die 
Zeit ſeit Anhängigkeit dieſer Klage und das vorausgehende letzte Vierteljahr ſich gefallen 
laffen muß. Der von feinen Verwandten auf Unterhaltsgewährung in Anſpruch genom⸗ 
mene natürliche Vater darf auch bei Bemeſſung feiner Leiſtungsfähigkeit ($ 1603) nicht zum 
Nachteil ſeiner Verwandten die Unterbaltsforderung des unehelichen Kindes zum vollen Be⸗ 
trage vorweg in Abzug bringen. 

3. Mit dem vollendeten 16. Lebensjahre wird das Kind regelmäßig in der Lage ſein, ſich 
ſelbſt zu unterhalten. Darüber hinaus iſt ihm durch 8 1708 Abſ 2, welche Vorſchrift auf einem 
Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht (Rat 283 ff.), ein Unterhaltsanſpruch für den 
Fall eingeräumt, daß es bei Erreichung dieſes Alters (a. M. Dernburg IV $ 89 A 16) infolge 
körperlicher oder geiſtiger Gebrechen, mögen dieſe verſchuldet oder unverſchuldet ſein, 
den Unterhalt nicht gewinnen kann. Dieſer außerordentliche Unterhaltsanſpruch ift feiner 
rechtlichen Natur nach weſentlich verſchieden von dem ordentlichen Unterhaltsanſpruch. Er 
erfordert Bedürftigkeit des Kindes und, wie durch Verweiſung auf 8 1603 Abf 1 ausgeſprochen 
ift, Leiſtungsfähigkeit des Vaters. Auch in den übrigen Beziehungen ift der außerordentliche 
Unterhaltsanſpruch als ein rein familienrechtlicher Anſpruch, der den Vorſchriften der SS 1604 ff. 
unterliegt, aufzufaſſen, mit der Ausnahme, daß immer nur eine Geldrente zu entrichten iſt 
und daß eine Bedürftigkeit aus ſittlichem Verſchulden ſeitens des erſt 16 Jahre alten Kindes 
nicht in Frage kommen wird, ſo daß die Anwendbarkeit der 88 1611 u. 1612 ſich erübrigt. Die 
in 8 1603 Abſ 2 ausgeſprochene erweiterte Unterhaltspflicht der Eltern iſt auf die Verpflichtung 
aus 8 1708 Abſ 2 nicht übertragen. Maßgebend für den Umfang des Unterhalts iſt auch hier 
die Lebensſtellung des Kindes, die bei einem erwachſenen Kinde der Lebensſtellung der Mutter 
nicht immer entſprechen wird (abweichend Korn in Gruch 55, 796, welcher als höchſtes 
Maß den nach der Lebensſtellung der Mutter zu bemeſſenden Unterhalt zubilligt). Für den 
außerordentlichen Unterhaltsanſpruch iſt nicht zu bezweifeln, daß der Unterhaltsanſpruch 
der N Kinder und des Ehegatten des natürlichen Vaters den Vorrang hat (vgl. A 2 
a. E.). 

4. Über die Verbindung der Unterhaltsklage mit der Klage der Mutter aus § 1715 f. 
A 4 zu dieſem Paragraphen. Eine Erhöhung des rechtskräftig zuerkannten Unterhalts kann 
unter den Vorausſetzungen der Umwandlungsklage des 8323 ZPO gefordert werden (. 
Vorbem 7 vor § 1601). Die Pfändungsbeſchränkungen des 9850 ZPO greifen gegenüber 
dem geſetzlichen Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes nicht Platz, was jedoch nicht 
zu einer Beeinträchtigung des notdürftigen Unterhalts des Vaters führen darf (. § 850 Ab] 4). 
Über das Zuſammentreffen mit Unterhaltsanſprüchen ehelicher Verwandten ſ. A 2 und über 
die a der Feſtſtellungsklage 81717 A 1. Der uneheliche Vater unterliegt der 
Strafvorſchrift des 8360 Nr 10 StGB, vgl. auch § 20 Abſ 2 RFürſorge O v. 13. 2. 24. 
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8 1709 


Der Vater iſt vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten des 
Kindes unterhaltspflichtig!). 

Soweit die Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterlicher Ver⸗ 
wandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht der Unterhaltsanſpruch 
des Kindes gegen den Vater auf die Mutter oder den Verwandten über. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Kindes geltend gemacht 


werden?). 
E I 1571 II 1596 Abj 2; M 4 875 u. 879; P 4 680; 6 801. 


1. Daß der Bater vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten des unehelichen 
Kindes haftet, folgt, was die Unterhaltspflicht des 8 1708 Abſ 1 betrifft, aus dem ſchuld⸗ 
rechtlichen Charakter dieſer Verpflichtung (vgl. § 1708 A 2). Hinſichtlich der Unterhaltspflicht 
aus § 1708 Abf 2 ergibt ſich die gleiche Folge aus Anwendung des § 1606 Abſ 2, da die hier 
gemachte Ausnahme, daß der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zufteht, 
dem unehelichen Kinde gegenüber nicht vorkommen kann. Die in § 1709 nicht entſchiedene 
Frage, ob die Unterhaltspflicht des Ehegatten und der Abkömmlinge des unehelichen Kindes 
der des Vaters vorgeht, die nur für den außerordentlichen Unterhaltsanſpruch des § 1708 
Abſ 2 von Bedeutung werden kann, dürfte mit Rückſicht auf den familienrechtlichen Charakter 
dieſer Unterhaltspflicht zu bejahen fein (beſtr.). 

Die Beſtimmung des Abſ 2 entipricht der in § 1607 Abſ 2 gegebenen Vorſchrift. Der 
geſetzliche Übergang des Anſpruchs tritt nur zugunſten des unterhaltspflichtigen Verwandten 
ein, nicht zugunſten eines Dritten, der freiwillig Unterhalt leiſtet. Von dem Übergang ſind 
auch diejenigen rüdjtändigen Beträge, mit denen der Unterhaltspflichtige noch nicht in Verzug 
gekommen war, nicht ausgenommen, was hier um ſo zweifelloſer iſt, als die Regel des § 1613 
nach $ 1711 für die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters nicht gilt. Durch den Über⸗ 
gang des Anſpruchs wird dem unterhaltspflichtigen Verwandten ein ſchon nach den Grund⸗ 
ſätzen der Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 679) gerechtfertigter Erſatzanſpruch gewährt. 
Der Anſpruch aus Geſchäftsführung unterliegt der 30 jährigen Verjährung, nicht der in 
§ 197 beſtimmten 4jährigen Verjährung (vgl. RG 72, 342). Wegen dieſes Übergangs des 
Unterhaltsanſpruchs empfiehlt es ſich, die Unterhaltsklage des Kindes mit der Klage des 
Erſatzberechtigten (vgl. § 1711 A 1) zu verbinden. 


8 1710 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren!) 2). 

Die Rente iſt für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine Voraus⸗ 
leiſtung für eine ſpätere Zeit wird der Vater nicht befreit). 

Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrs erlebt, ſo gebührt ihm der 
volle auf das Vierteljahr entfallende Betrags). 

E I 1574 u. 1576 Abſ 2 II 1597; M 4 897; P 4 677 u. 683. 


1. Geldrente. Der Vater des unehelichen Kindes hat weder die Pflicht noch das Recht, 
den Unterhalt in Natur zu gewähren. Die Beſtimmung des $ 1612 Abſ 1 Satz 2, wonach 
der Verpflichtete aus beſondern Gründen verlangen kann, daß ihm die Gewährung des 
Naturalunterhalts geſtattet wird, findet keine Anwendung. Eine Vereinbarung zwiſchen 
Vater und Kind über die künftige Gewährung von Naturalunterhalt bedarf der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung ($ 1714). Soweit aber ein der Geldrente gleichwertiger 
Naturalunterhalt bereits geleiſtet und empfangen iſt, iſt hierdurch die Unterhaltspflicht ge⸗ 
tilgt. 
25 Die Höhe der Rente iſt danach zu bemeſſen, wieviel für den Unterhalt eines dem 
Stande der Mutter angehörigen Kindes nach den in jener Gegend üblichen Preiſen unter 
Berückſichtigung der zur Zeit beſtehenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe aufzuwenden iſt. Der 
Unterhalt ſoll insbeſondere auch die Erziehung (zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen 
Tüchtigkeit, ſ. $ 1 JWGh) ermöglichen. Die beſonderen Verhältniſſe der Mutter, die es ihr 
ermöglichen, den Unterhalt mit geringeren Koſten zu beſtreiten, kommen hierbei nicht in 
Betracht. Dagegen iſt auf die durch beſondere Verhältniſſe des Kindes, Kränklichkeit, Ge⸗ 
brechen uſw. herbeigeführte Vermehrung der Bedürfniſſe Rückſicht zu nehmen. Ausnahms⸗ 
weiſe können auch die beſonderen Fähigkeiten des Kindes auf das Maß des Unterhalts Ein⸗ 
fluß haben. Es empfiehlt ſich, die Rente entſprechend den mit den Lebensjahren ſteigenden 
Bedürfniſſen des Kindes nach den verſchiedenen Altersſtufen verſchieden feſtzuſetzen. 
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3. Dieſe Vorſchriften ſtehen in Übereinſtimmung mit den nach § 1612 Abſ 8 für die Unter: 
haltspflicht der Verwandten geltenden Beſtimmungen des 8 760 Abſ 2 u. 3 und mit § 1614 
Abſ 2. Das Vierteljahr, für das die Vorauszahlung zu erfolgen hat, beſtimmt ſich nach dem 
Tage der Geburt des Kindes. Der Vormund des Kindes braucht eine Vorauszahlung für 
kürzere Zeit nicht anzunehmen. Befreit wird der Unterhaltspflichtige durch eine Voraus⸗ 
zahlung für die das Vierteljahr überſteigende Zeit nur inſoweit, als der Unterhaltsberech⸗ 
tigte durch die Zahlung noch nach Ablauf des Vierteljahrs bereichert iſt. Mit Rückſicht hierauf 
kann die vorzeitig geleiſtete Zahlung in Höhe der zur Zeit der Rückforderung vorhandenen 
Bereicherung nach 8 812 (unbefchadet eines etwaigen Schadenserſatzanſpruchs gegen den 
Vormund), ſoweit nicht inzwiſchen die Fälligkeit eingetreten iſt, zurückgefordert werden. 


g 171¹ 


Der Unterhalt kann auch für die Vergangenheit verlangt werden)). 
E I 1574 II 1598; M 4 899; P 4 683. 


1. Mit dem Grundſatz, daß der Unterhaltsanſpruch aus § 1708 Abſ 1 weder durch die 
Bedürftigkeit des Kindes noch die Leiſtungsfähigkeit des Vaters bedingt iſt, ſteht es in 
Zuſammenhang, daß der Unterhalt — entgegen der für die Unterhaltspflicht der Verwandten 
geltenden Regel des $ 1613 — für die Vergangenheit nachgefordert werden kann. Auf 
den außerordentlichen Unterhaltsanſpruch ($ 1708 Abſ 2) ift dies nicht auszudehnen (beſtr.). 
Zinſen können immer nur von der Zeit an gefordert werden, in welcher der Unterhalts⸗ 
pflichtige in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt. Iſt 
der Unterhalt des Kindes, wie dies regelmäßig der Fall, bisher von der Mutter oder den 
mütterlichen Voreltern beſtritten, fo iſt inſoweit der Unterhaltsanſpruch nach $ 1709 Abi 2 
auf dieſe übergegangen und damit die Nachforderung des Kindes ausgeſchloſſen. Auch wenn 
ein anderer für den unehelichen Vater den Unterhalt gewährt hat, iſt die Verbindlichkeit 
dem Kinde gegenüber erfüllt. 

8 1712 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des Vaters; er ſteht 
dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes ge⸗ 
ſtorben iſt !). 

Der Erbe des Vaters iſt berechtigt, das Kind mit dem Betrag abzu⸗ 
finden, der dem Kinde als Pflichtteil gebühren würde, wenn es ehelich 
wäre. Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, ſo wird die Abfindung 
jo berechnet wie wenn fie alle ehelich wären?). 

E II 1575 Abſ 1 II 1599; M 4 901; P 4 684. 


1. Als Erſatz dafür, daß dem unehelichen Kinde weder ein Erbrecht noch ein Pflichtteils⸗ 
recht an dem Nachlaſſe des Vaters zuſteht, iſt die Unterhaltsverbindlichkeit für vererblich 
erklärt. Sie geht in dem Stande, wie ſie zur Zeit des Todes des Vaters dieſem oblag, auf 
die Erben über, die hierfür in derſelben Weiſe wie für andere Nachlaßverbindlichkeiten haften. 
Sie können deshalb, wenn eine Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er- 
öffnet iſt, und auch ohne dieſe Maßregeln, ſofern die Koſten der Nachlaßverwaltung oder 
des Konkursverfahrens nicht gedeckt werden können ($ 1990), die Entrichtung des Unterhalts 
inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht, und es liegt dann im Falle der Tötung 
des Kindes der Tatbeſtand des § 844 Abſ 2 vor, daß dem Kinde infolge der Tötung das Recht 
auf den Unterhalt entzogen iſt (RG 74, 375). Der Übergang auf die Erben findet übrigens 
auch dann ſtatt, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes geſtorben iſt. Die 
Verbindlichkeit geht hier auf die Erben ſo über, wie ſie, wenn der Vater zur Zeit der Geburt 
des Kindes am Leben geweſen wäre, gegen dieſen begründet geweſen wäre. Die außer 
ordentliche Unterhaltspflicht aus S 1708 Abſ 2 trifft die Erben in derſelben Weiſe, wie fie den 
Vater getroffen haben würde, wenn bei ſeinem Tode das Kind das 16. Lebensjahr bereits 
erreicht hätte. Es kommt alſo — abgeſehen von der auf den Nachlaß beſchränkten Haftung 
der Erben — für die außerordentliche Unterhaltspflicht nur auf die Leiſtungsfähigkeit des 
Vaters, nicht der Erben an (a. M. Blume A 2). 

2. Das uneheliche Kind ſoll anderſeits nicht günſtiger geſtellt werden wie ein eheliches 
Kind. Es muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß es mit dem Pflichtteil abgefunden wird, 
der ihm als ehelichem Kinde zu zahlen geweſen wäre, wobei der Pflichtteil ſo berechnet wird, 
als wenn die unterhalts berechtigten Kinder ſämtlich eheliche Kinder wären. 
Die Vergünſtigung des $ 1712 Abſ 2 kann jeder Miterbe für ſeinen Anteil in Anſpruch nehmen. 
Die Pflicht zur Zahlung der Unterhaltsrente erliſcht nicht ſchon dadurch, daß der Erbe erklärt, 
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das Abfindungsrecht ausüben zu wollen, ſondern erſt durch wirkliche Abfindung, wobei der 
Zahlung der Annahmeverzug des Kindes oder die Hinterlegung gleichſteht; die bis dahin 
fällig gewordenen Unterhaltsrenten hat der Erbe außer dem Pflichtteil zu entrichten, ohne daß 
eine Anrechnung auf den Pflichtteil ſtattfindet (beſtr.). Es iſt Sache des Erben, ſich darüber 
ſchlüſſig zu machen, ob er gleichwohl von ſeinem Abfindungsrecht Gebrauch machen will. Eine 
beſtimmte Friſt zur Ausübung des Abfindungsrechts iſt nicht geſetzt. Für den Erben kann 
es namentlich in dem Falle, daß das Kind mit außerordentlichen Unterhaltsanſprüchen 
($ 1708 Abſ 2) hervortritt, von Wert fein, das Abfindungsrecht noch nachträglich zur Aus⸗ 
übung zu bringen. Hat jedoch der Erbe eine ungerechtfertigt lange Zeit vergehen laſſen, ſo 
kann unter Umſtänden hierin ein Verzicht auf das Abfindungsrecht gefunden werden. Dem 
Teſtamentsvollſtrecker ſteht die Geltendmachung des Abfindungsrechts nicht zu, da § 1712 
dieſes Recht ausdrücklich dem Erben beilegt. Darüber, daß die Pflichtteilsſumme richtig 
berechnet iſt, hat ſich der Erbe dem Kinde gegenüber auszuweiſen. Im übrigen kann das 
Kind auf das in 8 2314 dem Pflichtteilsberechtigten gegebene Recht auf Auskunftserteilung 
keinen Anſpruch machen. Der Anſpruch des Kindes bleibt, wenn ſchon ſich der Betrag auf 
dasjenige beſchränkt, was ihm als Pflichtteilsberechtigten zukommen würde, in Wirklichkeit 
ein Unterhaltsanſpruch, was namentlich in prozeßrechtlicher Beziehung (vgl. Vorbem 6 vor 
8 1601) von Wichtigkeit iſt. Das Abfindungsrecht iſt geſetzlich an keine Beſchränkung gebunden 
und ſteht im Ermeſſen des Erben; es kommt nicht darauf an, ob der zur Abfindung dienende 
Pflichtteilsbetrag dem Unterhaltsanſpruch des Kindes gleichwertig, höher oder niedriger iſt 
(RG 90, 203ff.). Die pflichtteilsberechtigten Eltern des natürlichen Vaters müſſen ſich 
die durch die Abfindung herbeigeführte Schmälerung ihres Pflichtteils, indem dieſer nur von 
dem nach Abzug des Abfindungsbetrags für das Kind verbleibenden Nachlaßvermögen zu 
berechnen ift, gefallen laſſen (RG a. a. O. 205). Das Recht der Abfindung wird dem Nach⸗ 
laßkonkursverwalter, falls der Erbe das Recht nicht ſchon vorher verloren hat, nicht zu 
verſagen ſein, mag auch wegen der Überſchuldung ein dem Kinde verbleibender Pflicht⸗ 
teil nicht herauskommen (vgl. LZ 1916, 1000). Von dem Abfindungsrecht kann auch der 
unbeſchränkt haftende Erbe Gebrauch machen. Auch in dieſem Falle wird der Anſpruch 
des Kindes hinfällig, wenn nachweislich ein Nachlaß und damit ein nach dem Nachlaß ſich 
bemeſſender Pflichtteilsanſpruch nicht vorhanden iſt (vgl. 3W 1921, 420). Gegenüber einem 
zwiſchen Vater und Kind geſchloſſenen Abfindungsvertrag kann das Recht aus 91712 Abſ 2 
nicht geltend gemacht werden. Die Klage auf Feſtſtellung der Vaterſchaft bleibt gegen die 
Erben des Vaters trotz Nichtvorhandenſeins eines Nachlaſſes zuläſſig (vgl. IW 1919, 519. 


8 1713 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Kindes, ſoweit er 
nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Ver⸗ 
gangenheit oder auf ſolche im voraus zu bewirkende Leiſtungen gerichtet 
iſt, die zur Zeit des Todes des Kindes fällig ſind )). 

Die Koſten der Beerdigung hat der Vater zu tragen, ſoweit ihre Be⸗ 
zahlung nicht von dem Erben des Kindes zu erlangen ijt?), 

E 1 1574, 1575 Abſ 2 II 1600; M 4 904; P 4 684. 

1. Das Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs mit dem Tode des Kindes entſpricht der 
in 8 1615 Abſ 1 für den Unterhaltsanſpruch der Verwandten getroffenen Beſtimmung. Der 


Tod des Kindes ift einflußlos, wenn der Anſpruch auf Zahlung der Rente durch Vertrag (8 1714) 
in den Anſpruch auf Zahlung eines Kapitals umgewandelt iſt. 

2. Die Koſten der Beerdigung fallen dem Vater nur zur Laſt auf Grund ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht, alſo nur, wenn der Tod in die Zeit ſeiner Unterhaltspflicht fällt, wenn das Kind 
vor vollendetem 16. Lebensjahr oder zu einer Zeit verſtirbt, in der es gemäß § 1708 Abſ 2 
den außerordentlichen Unterhalt verlangen konnte und hierauf Anſpruch erhoben hat. 


Ss 1714 


Eine Vereinbarung?) zwiſchen dem Vater und dem Kinde über den 
Unterhalt für die Zukunft oder über eine an Stelle des Unterhalts zu ge⸗ 
währende Abfindung bedarf der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ?). 

Ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft iſt nichtig !). 


E I 1576 II 1601; M 4 905; P 4 684. 
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1. Während nach § 1614 Abſſ 1 der familienrechtliche Anſpruch auf künftigen Unterhalt 
nicht durch Vertrag aufgegeben werden kann, iſt es nach § 1714 geſtattet, eine Vereinbarung 
über die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters zu treffen, insbeſondere, was zur völligen 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem unehelichen Kinde und dem Vater oft ſehr wünſchenswert 
iſt, eine Abfindung zu vereinbaren. Auch wegen der außerordentlichen Unterhaltsanſprüche 
(8 1708 Abſ 2) kann das Kind abgefunden werden. Ob der Vertrag im einzelnen Falle ſo zu 
verſtehen iſt, daß auch dieſe Anſprüche betroffen ſein ſollen, iſt Sache der Auslegung. — Nicht 
geſtattet iſt die unentgeltliche Aufgabe des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft, die 
auch dann vorliegt, wenn die Parteien abſichtlich die Rente, um damit dem Verpflichteten 
eine unentgeltliche Zuwendung zu machen, zu niedrig feſtſetzen. Ein derartiges Abkommen 
iſt nichtig, ſelbſt wenn ihm die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt ſein ſollte. 
Eine Vereinbarung über die Art der Unterhaltsleiſtung, die ſachlich den Unterhalt nicht 
ſchmälert, iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil hierfür ein beſonderes Entgelt nicht entrichtet 
wird. 

2. Der Vertrag (nicht die einſeitige Verpflichtungserklärung des natürlichen Vaters) be⸗ 
darf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſelbſt wenn er nur den Inhalt 
hat, daß der Betrag der Unterhaltsrente feſtgeſetzt wird, ohne daß beſondere Bedingungen 
(wie über die Art der Unterhaltsleiſtung, über den Zeitraum der Vorauszahlung, Auflagen 
über die Verwendung des Geldes, Rückzahlungspflicht) vereinbart werden. Auch der vor 
dem Prozeßgericht geſchloſſene Vertrag bedarf dieſer Genehmigung (RG 56, 333). Die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt nur erforderlich im Intereſſe des zu bevor ⸗ 
mundenden Kindes, nicht auch, was mit der ſonſt dem Vormundſchaftsgericht zugewieſenen 
Aufgabe in Widerſpruch ſtehen würde, des unbeſchränkt geſchäftsfähigen Kindes, das über den 
Unterhaltsanſpruch ſich vergleicht (beſtr., vgl. KJ 53 A 43). Solange die Verpflichtungs⸗ 
erklärung von dem Vormunde nicht angenommen iſt, darf das Vormundſchaftsgericht eine 
Genehmigung nicht erteilen (KJ 52 A 30; RIA 16, 198). Nicht notwendig iſt die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu einer Vereinbarung über den rückſtändigen 
Unterhalt (vgl. § 1614 Abſ 1), ſoweit es ſich nicht etwa um einen nach § 1822 Nr 12 
genehmigungsbedürftigen Vergleich handelt. Daß ſich bei der Unterhaltsab findung der 
Vater, ohne ſich zu nennen, durch einen Bevollmächtigten hat vertreten laſſen, ſteht der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht entgegen. Iſt der Vertrag wegen mangeln- | 
der Genehmigung unwirkſam (vgl. SS 1829, 1830), jo kann das in Ausführung des Ver⸗ 
trags über das Maß des geſetzlichen Unterhalts bereits Geleiſtete, ſoweit nicht 8 814 
durchgreift, zurückgefordert werden, wie auch das am geſetzlichen Muth e nach; 
gefordert werden kann. Über das Beſchwerderecht der Mutter |. $1707 2 d. E., über 
die Haftung des Vormundſchaftsrichters § 1848 A 1. 


3. Der Vertrag über die Unterhaltspflicht ſtellt ſich meiſt, auch wenn durch Beſtim⸗ 
mung des Betrags der Unterhaltsrente nur die Ungewißheit über die Höhe des Anſpruchs 
beſeitigt wird, als ein Vergleich im Sinne des § 779 dar. Er iſt deshalb unwirkſam, wenn 
der von den Parteien als feſtſtehend zugrunde gelegte, für den Abſchluß des Vergleichs maß⸗ 
gebende Sachverhalt ſich als irrig erweiſt, wenn z. B. die vermeintliche Vaterſchaft nicht be⸗ 
ſteht (f. aber auch 8 1718) oder das Kind, deſſen Lebendgeburt die Parteien vorausſetzten, 
als ein totes geboren wird. Wird der Unterhaltsvergleich vor Geburt des Kindes geſchloſſen, 
fo werden die Parteien regelmäßig davon ausgehen, daß nur ein Kind geboren wird, fo daß 
nicht ohne weiteres das an Unterhalt Vereinbarte einem jeden der Kinder zu entrichten iſt. 
Als eine Schenkung kann die Vereinbarung über den Unterhalt nicht ohne weiteres ſchon 
um deswillen angeſehen werden, weil dem Betrage oder der Zeitdauer nach ein über die ge⸗ 
ſetzliche Verpflichtung hinausgehender Unterhalt verſprochen wird (vgl. für preuß. Recht RG 
Gruch 50, 1196 — f. auch § 1708 A 1). Ein den Vormund bindender und deshalb der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedürftiger Vertrag liegt nur vor, wenn die Ver⸗ 
pflichtungserklärung von dem Vormund angenommen wird (vgl. $ 1714 A 2). Daß die An- 
nahme dem natürlichen Vater gegenüber erklärt wird, iſt nach der Verkehrsſitte (8 151) nicht 
zu erfordern (RIA 15, 98). — Zuläſſig iſt es, da $ 1614 Ab] 1 hier keine Anwendung findet, 
das uneheliche Kind durch Zahlung eines Kapitals abzufinden. Wegen der Frage, ob die 
Abfindung der Aufwertung unterliegt, |. Vorbem 7 vor 8 1601. 


§ 1715 
Der Vater!) iſt verpflichtet, der Mutter die Koſten der Entbindung ſo⸗ 
wie die Koſten des Unterhalts für die erſten ſechs Wochen nach der Ent⸗ 
bindung?) und, falls infolge der Schwangerſchaft oder der Entbindung 
weitere Aufwendungen notwendig werden, auch die dadurch entſtehenden 
BEB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) 29 
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Koſten zu erſetzen?). Den gewöhnlichen Betrag der zu erſetzenden Koſten 
kann die Mutter ohne Rütkſicht auf den wirklichen Aufwand verlangen?). 

Der Anſpruch ſteht der Mutter auch dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt des Kindes geſtorben oder wenn das Kind tot geboren iſt!). 

Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe von ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes?) 4). 

E I 1577 Abf 1, 1578 II 1602; M 4 905 ff.; P 4 685; 5 144; 6 808. 


1. Die Verpflichtung trifft den Vater, der nach Maßgabe der 88 1717, 1718 dem von 
der Mutter geborenen unehelichen Kinde den Unterhalt zu gewähren hat oder bei Lebend⸗ 
geburt des Kindes zu gewähren hätte. Der Anſpruch der Mutter des unehelichen Kindes 
iſt ſonach — mit der im letzteren Falle ſich ergebenden Beſonderheit — davon abhängig, 
daß die Vorausſetzungen für den Anſpruch des Kindes erfüllt ſind. Er wird wie dieſer durch 
den Einwand der mehreren Zuhälter nach näherer Beſtimmung des $ 1717 ausgeſchloſſen. 
Im Falle einer Fehlgeburt — die von der Totgeburt eines an ſich lebensfähigen Kindes 
zu unterſcheiden iſt — findet ein Anſpruch der Mutter nicht ſtatt. Gleich dem Anſpruch des 
Kindes (vgl. §S 1712 Abſ 1) kann auch der Anſpruch der Mutter gegen die Erben des Vaters gel- 
tend gemacht werden, und zwar auch dann, wenn der Vater ſchon vor der Geburt 
des Kin des geſtorben iſt. Die Pfändbarkeit des Anſpruchs der Mutter ift — abweichend 
von der Unterhaltsforderung des Kindes — nicht beſchränkt. — Die auf $$ 195 a, 195 b, 205 a 
bis 205 d RVO i. d. F. v. 15. 12. 24 und 9. 7. 26 beruhenden Anſprüche der unehelichen 
Mutter auf Wochenhilfe laſſen ihren Anſpruch aus $$ 1715, 1716 unberührt; fie gehen nach 
81542 Abſ 1 Satz 2 daſ. auf den Verſicherungsträger nicht über. Wegen der Wochenfür⸗ 
ſorge vgl. 8$ 1 Abi 11, 6, 32 Abſ 1d RFürſorge O v. 13. 2. 24 und 8 12 der Reichsgrund⸗ 
ſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentl. Fürſorge ſowie 821 VO. 


2. Der Anſpruch der Mutter geht auf Erſatz der durch die Entbindung herbeigeführten 
Nachteile, auf Erſatz der Entbindungskoſten und der auf die Dauer von ſechs Wochen ſeit der 
Entbindung beſchränkten Unterheleskoſten. Die Mutter hat dieſerhalb einen vererblichen Anſpruch 
auf Gelderſatz, und zwar auf Erſatz des wirklichen Aufwandes. Den gewöhnlichen Aufwand 
kann ſie aber ohne Rückſicht auf das tatſächlich Aufgewandte unbedingt erſetzt verlangen. 
Der Anſpruch der Mutter iſt hiernach als ein geſetzlicher Entſchädigungsanſpruch aufzufaſſen, 
nicht als ein Unterhaltsanſpruch mit den Beſonderheiten eines ſolchen (vgl. Vorbem 6 vor 
$ 1601), anderſeits nicht als ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung. Die hierfür in bezug 
auf Zurechnungsfähigkeit, Gerichtsſtand uſw. geltenden Grundſätze können daher nicht zur 
Anwendung kommen. Auch hinſichtlich der Verjährung iſt eine von § 852 abweichende Friſt 
von vier Jahren beſtimmt. Sie beginnt, da die Mutter zur Verfolgung ihrer Anſprüche in den 
erſten ſechs Wochen nicht wohl imſtande ſein wird, erſt nach Ablauf von ſechs Wochen ſeit 
der Entbindung. Eine Entſchädigung kann übrigens der Mutter auch in der Weiſe zugewandt 
werden, daß ihr eine reichlich bemeſſene Geldſumme mit der Auflage gezahlt wird, dem 
Kinde eine angemeſſene Erziehung und Verſorgung zu gewähren. 


3. Außerordentlicherweiſe kann die Mutter — was durch Reichstagsbeſchluß eingeführt 
iſt (RTK 286ff.) — auch Erſatz der durch die Schwangerſchaft oder die Entbindung not⸗ 
wendig gewordenen weiteren Aufwendungen beanſpruchen. Hierzu gehören die Aufwen⸗ 
dungen, welche die Mutter infolge der durch die Schwangerſchaft oder Entbindung herbei ⸗ 
geführten gänzlichen oder teilweiſen Erwerbsunfähigkeit für ihren Unterhalt hat machen 
müſſen; fo RG 15. 4. 07 IV 454/06 in einem Falle, wo die Mutter durch die Schwanger⸗ 
ſchoft und Entbindung hyſteriſch erkrenkt war, ebenſo OLG Stettin in CW 1927, 12202 (an⸗ 
ders für den Fall teiln eiſer Erwerbsunfähigkeit OLG Hamburg in SW 1919, 840°, |. auch 
Ser ffA 77 Nr 38). Außerdem find natürlich die zur Heilung der Krankheit oder Minderung 
der Erwerbsunfähigkeit zweckmäßig aufgewandten Koſten zu erſetzen. Auch die Beerdi⸗ 
gungskoſten (vgl. 8 1615 A 2) fallen, wenn der Tod der Mutter durch die Schwangerſchaft 
oder Entbindung verurjacht ift, dem Vater zur Laſt (beftr., vgl. den Aufſatz in SW 1911, 383). 
Erſatz des entgangenen Gewinns kann nicht gefordert werden. Wegen der rechtlichen Natur 
des Anſpruchs und wegen der Verjährung iſt auf das in A 2 Geſagte zu verweiſen. 


4. Die Klagen des unehelichen Kindes und der Mutter gegen den Vater können mit- 
einander verbunden werden. Eine notwendige Streitgenoſſenſchaft wird hierdurch nicht 
begründet. — Die Mutter kann in dem Rechtsſtreit des Kindes, ſolange fie geſetzliche Ver⸗ 
treterin iſt, nicht als Zeugin vernommen werden. Im andern Falle darf ſie von dem 
Zeugnisverweigerungsrecht aus § 383 Abſ 1 Nr 3 ZPO keinen Gebrauch machen, weil der 
Streit über die Unterhaltspflicht eine durch das Familienverhältnis bedingte Vermögensange⸗ 
legenheit im Sinne des § 385 Abſ 1 Nr 3 betrfft (Sitaudinger A 2d zu 9 1708). 
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8 1716 


Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag der Mutter durch 
einſtweilige Verfügung!) angeordnet werden, daß der Vater den für die 
erſten drei Monate dem Kinde zu gewährenden Unterhalt alsbald nach 
der Geburt an die Mutter oder an den Vormund zu zahlen und den erforder⸗ 
lichen Betrag angemeſſene Zeit vor der Geburt zu hinterlegen hat. In 
gleicher Weiſe kann auf Antrag der Mutter die Zahlung des gewöhnlichen 
Betrags der nach 8 1715 Abſ 1 zu erſetzenden Koſten an die Mutter und 
die Hinterlegung des erforderlichen Betrags angeordnet werden. 


Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß eine 
Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft gemacht wird. 
E II 1603; M 4 893; P 4 685. 


1. Der Unterhaltsanſpruch des Kindes und der Entſchädigungsanſpruch der Mutter kommt 
zwar erſt zur Entſtehung mit der Geburt des Kindes. Die durch Gewährung dieſer Anſprüche 
beabſichtigte Wohltat würde aber ſehr an ihrem Werte verlieren, wenn vor der Geburt des 
Kindes ein Anſpruch noch nicht erhoben werden könnte, da es dann oft nicht möglich wäre, die 
zur Zeit der Geburt dringend benötigten Mittel rechtzeitig zu beſchaffen. Die Mutter kann des. 
halb ſchon vor der Geburt des Kindes im Wege der einſtweiligen Verfügung, ohne daß 
etwas weiteres als die Glaubhaftmachung des Anſpruchs (Glaubhaftmachung der Schwanger- 
ſchaft und der Beiwohnung durch den Beklagten innerhalb der Empfängniszeit und dem⸗ 
gemäß, weil ſonſt die Empfängniszeit nicht berechnet werden könnte, die Glaubhaftmachung 
der Zeit, zu welcher die Entbindung zu erwarten iſt) gefordert wird, die Hinterlegung 
der dem Kinde für die erſten drei Monate gebührenden Unterhaltsgelder und des gewöhn⸗ 
lichen Betrags der ihr ſelbſt gebührenden Entbindungs⸗ und Sechswochenkoſten zum Zweck 
der Auszahlung alsbald nach der Geburt verlangen. Der Erlaß der einſtweiligen 
Verfügung wird, ſofern der Antrag rechtzeitig vor Geburt des Kindes geſtellt iſt, nicht da ⸗ 
durch gehindert, daß inzwiſchen die Geburt erfolgt iſt (a. M. Staudinger A 7, Planck A 6). 
Bei der Verfolgung des in 8 1716 gewährten Rechtes werden die Intereſſen des noch 
ungeborenen Kindes kraft Geſetzes durch die Mutter vertreten, die allerdings hierbei im 
eigenen Namen handelt. Die Beſtellung eines Pflegers für das Kind ift damit ausge» 
ſchloſſen. Die Anordnung kann auf Antrag der Mutter dahin erlaſſen werden, daß die 
Zahlung des dem Kinde zukommenden Betrags ſtatt an den Vormund, mit deſſen Be⸗ 
ſtellung wiederum Zeit vergehen würde, an die Mutter, als Vertreterin des Kindes, zu 
leiſten iſt. Die Hinterlegung, welche bei der für die Mutter nach ihrem Wohnſitz zur Zeit 
der Geburt des Kindes zuſtändigen Hinterlegungsſtelle zu bewirken ift, ſoll die ſofortige 
Auszahlung nach Eintritt der Geburt ſicherſtellen, nicht aber der Mutter ein Pfandrecht an 
dem hinterlegten Betrage verſchaffen, ſo daß die Vorſchrift des § 233 keine Anwendung 
finden kann. Ebenſowenig iſt $ 235 (Recht zum Umtauſch des Geldes gegen Wertpapiere) 
anwendbar. Auch die Vorſchriften der 88 372ff. über Hinterlegung zur Tilgung einer 
Schuld und die Vorſchriften der 88 923, 930—934 ZPO über Arreſtvollziehung können 
auf den anders liegenden Fall des § 1716 keine Anwendung finden. — Das Recht auf 
Hinterlegung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Mutter aus der Krankenkaſſe 
gemäß 88 195 ff. RVO Wochengeld zu erhalten hat (. 81715 A 1). 


8 1717 


Als Vater) des unehelichen Kindes?) im Sinne der SS 1708 bis 1716 
gilt, wer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, es ſie 
denn, daß auch ein anderer ihr innerhalb dieſer Zeit beigewohnt hat. Eine 
Beiwohnung bleibt jedoch außer Betracht, wenn es den Umſtänden nach 
offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Beiwohnung 
empfangen hats). 

Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des 
Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des drei⸗ 
hundertundzweiten Tages?) ). 

E 1 1572, 1577 Abſ 2 II 1604; M 4 883, 908; P 4 672 ff., 861; 6 302. 

29* 
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1. Die Feſtſtellung der Vaterſchaft (Zahlvaterſchaft) iſt weſentlich für den Unter⸗ 
haltsanſpruch des unehelichen Kindes aus §§ 1708 ff. und den Entſchädigungsanſpruch der 
Mutter aus $ 1716, hat alſo nur vermögensrechtliche Bedeutung, nicht die Bedeutung der 
Feſtſtellung eines Perſonenſtandes. Eine beſondere Klage auf Feſtſtellung, abgeſondert 
von jenen vermögensrechtlichen Anſprüchen, iſt nur unter den Vorausſetzungen des $ 256 
ZPO zuläſſig, fo, wenn die Abſtammung im Intereſſe der Legitimation des Kindes feſt⸗ 
geſtellt werden oder die Grundlage für das Recht auf Bezug der Kriegsunterſtützung (vgl. 
Vorbem 4 vor $ 1705) beſchafft werden full. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt auch eine 
Feſtſtellungsklage gegen die Erben möglich. Die Vorſchriften der 88 640—643 ZPO 
finden nach $ 644 daſelbſt auf eine ſolche Klage keine Anwendung. Das in das Ge⸗ 
burtsregiſter eingetragene Anerkenntnis der Vaterſchaft (vgl. Vorbem 1 vor $ 1591) hat 
nicht die Bedeutung einer Feſtſtellung der Abſtammung. — Ein Anſpruch auf Nam⸗ 
haftmachung des Erzeugers ſteht dem unehelichen Kinde gegen die Mutter nicht zu. 
Auch dem Vormundſchaftsgericht gegenüber iſt die Mutter zur Namhaftmachung nicht ver⸗ 
pflichtet, falls nicht die Sache ſo liegt, daß durch Nichtangabe des Namens eine Verkümme⸗ 
rung der für das geſundheitliche und geiſtige Wohl des Kindes notwendigen Mittel herbei⸗ 
geführt wird. In dieſem Falle würde gegen die Mutter aus § 1666 und, ſofern ſie 
zum Vormunde beſtellt iſt, aus $ 1837 eingeſchritten werden können. Eine bei der Unter⸗ 
haltsabfindung von der Mutter eingegangene Verpflichtung zur Geheimhaltung des Vaters 
iſt inſoweit unwirkſam, als die Mutter damit nachteilig über die Rechte des Kindes ver⸗ 
fügen würde, das zur Erlangung einer genügenden Abfindung oder zum Zweck der Legiti⸗ 
mation ($ 1719) ein Intereſſe haben kann, den Namen des Vaters zu erfahren. Als 
ſittenwidrig wird der Schweigevertrag ohne weiteres nicht erachtet werden können, viel⸗ 
mehr kommt es auf die Umſtände des einzelnen Falles an (vgl. Seuff 67 Nr 30, OLG 30, 
343, JW 1922, 628%). 

2. Darüber, wann ein Kind als ein uneheliches anzuſehen iſt, ſ. $ 1705 A 1. 

3. Die Beiwohnung innerhalb der Empfängniszeit, die ebenſo beſtimmt iſt wie 
in § 1592 Abſ 1, begründet die Vermutung der Vaterſchaft, falls nicht die Empfängnis 
aus dieſer Beiwohnung offenbar unmöglich iſt. Dieſe Regelung ſteht in Übereinſtimmung 
mit dem Grundſatz des § 1591 Abf 1 (ſ. A 2 daſ.). Eine kurz vor Ende der Empfängnis⸗ 
zeit ſtattgehabte Beiwohnung kommt nicht in Betracht, wenn ein völlig ausgetragenes Kind 
geboren ift, jo daß es unmöglich aus dieſer letzten Beiwohnung herrühren kann (RG IW 
1922, 10065; vgl. JW 1922, 15401). Nicht übernommen iſt dagegen die zugunſten der 
Ehelichkeit in § 1592 Abſ 2 enthaltene Beſtimmung über die Verlängerung der Empfäng- 
niszeit. Eine ſelbſtverſtändliche Verkürzung erfährt die Empfängniszeit, wenn inner⸗ 
halb dieſer Friſt die Mutter ein anderes Kind geboren hat. Als Empfängniszeit kann 
hier nur der nach der Geburt liegende Teil der Friſt in Betracht kommen. Abgeſehen 
von dieſem Ausnahmefalle können Anſprüche aus SS 1708 —1716 nicht erhoben wer⸗ 
den, wenn die Beiwohnung vor oder nach der in Abſ 2 beſtimmten Zeit ſtattgefunden 
hat. Die Vorſchrift des $ 1717 hat ſomit nicht nur beweiserleichternde, ſondern auch be⸗ 
weisausſchließende Bedeutung (OLG 43, 373, a. A. Kuttner in IheringsJ 50, 428). Die 
Vermutung der Vaterſchaft wird aber — worin die hauptſächlichſte Abweichung von den 
Grundſätzen über eheliche Abſtammung liegt — durch den Nachweis beſeitigt, daß inner- 
halb der Empfängniszeit auch ein anderer der Mutter beigewohnt hat. Es 
greift dann der Geſichtspunkt durch, daß die Vaterſchaft nicht mehr mit Sicherheit feſt ⸗ 
zuſtellen iſt. Unerheblich iſt es deshalb, ob die Mutter an jener weiteren Beiwohnung 
ein Verſchulden trifft. Dagegen iſt zur Beſeitigung der Einrede auch hier der von dem 
Kinde zu führende Nachweis zuläſſig, daß die Empfängnis aus dieſer Beiwohnung offen⸗ 
bar unmöglich geweſen iſt. Das uneheliche Kind kann nur einen Vater haben. Mög⸗ 
lich iſt es aber trotzdem, daß in verſchiedenen Prozeſſen mehrere Perſonen als Vater des 
Kindes verurteilt werden. Die Frage, ob die Einrede der zweiten Beiwohnung aus dem 
Grunde zurückgewieſen werden kann, daß der Zweite argliſtig von dem Erſten behufs Ermög⸗ 
lichung jener Einrede zu der Beiwohnung beſtiamt iſt, wird, falls die zweite Beiwohnung 
nicht als eine gegen 8 825 verſtoßende unerlaubte Handlung anzuſehen iſt (vgl. A 4), zu ver⸗ 
neinen fein (dagegen für Anwendbarkeit des § 826 Enneccerus⸗Kipp § 95 A 16, SeuffA 70 
Nr 82, IW 1925, 3831). Der Beweis einer weiteren Beiwohnung wird übrigens, ohne daß 
die einzelne Handlung und der Name des betreffenden Mannes feſtgeſtellt zu werden 
braucht, ſchon dann als geführt zu erachten ſein, wenn nach den Umſtänden, weil es ſich 
um eine feile Dirne oder eine der Geſchlechtsluſt in hohem Maße ergebene Frauensperſon 
handelt, mit Sicherheit angenommen werden kann, daß ſie während der Empfängniszeit mit 
mehreren Mannsperſonen geſchlechtlichen Verkehr gehabt hat (vgl. Schwarz in Archziv⸗ 
Prax 107, 316ff.). \ 5 

4. Die in $ 1717 getroffene Regelung greift nur Platz für die Anſprüche aus 88 1708 bis 
1716, nicht ohne weiteres für den Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung 
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gegenüber der Mutter des Kindes aus SS 823 Abſ 2 u. 825. Insbeſondere iſt für dieſen 
Anſpruch die Beſtimmung in $ 1717 Abj 2 über die Berechnung der Empfängniszeit formell 
nicht bindend (RG JW 09, 41512). Haben an der unerlaubten Handlung mehrere Perſonen 
als Mittäter teilgenommen, jo beſtimmt ſich ihre geſamtſchuldneriſche Haftung nach 8 840 
Abſ 1. Als ſolche Beteiligung iſt es anzuſehen, wenn die mehreren Perſonen unmittelbar 
hintereinander in Kenntnis von der unerlaubten Handlung des andern gegen dieſelbe 
Frauensperſon ſich vergehen (RG 11. 7. 12 IV 62/12). Es genügt aber auch, wenn trotz der 
dazwiſchenliegenden Zeit die Beiwohnungen aus beſondern Gründen — es wird z. B. eine 
Frau während der länger dauernden Zeit ihres Eingeſperrtſeins von mehreren vergewaltigt — 
als einheitliche Tat angeſehen werden können. 


§ 1718 


Wer ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes in einer öffentlichen 
Urkunde anerkennt, kann ſich nicht darauf berufen, daß ein anderer der 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt habe! 9). 

E II 1605; M 4 892; P 4 678—680 u. 702; 6 303. 


1. Die Anerkennung der Vaterſchaft hat regelmäßig nicht rechtsbegründende Wirkung, 
ſondern nur die Bedeutung eines Beweismittels. Anders iſt es, wenn die Anerkennung 
nach Geburt des Kindes in einer öffentlichen Urkunde abgegeben wird. Dieſe Anerkennung, 
welche die Anſtellung einer Klage unnötig machen ſoll und deshalb in gewiſſer Weile der Ver⸗ 
urteilung im Prozeſſe gleichwertig iſt — hiervon zu unterſcheiden iſt das bloße Geſtändnis 
der Tatſache der Beiwohnung während der Empfängniszeit —, enthält nach der Beſtimmung 
des § 1718 inſofern eine rechtsbegründende Verfügung, als damit auf die Einrede der 
mehreren Zuhälter verzichtet wird. Inſoweit kann deshalb die Anerkennung nicht 
durch den bloßen Nachweis der Unrichtigkeit des Anerkenntniſſes entkräftet werden, da⸗ 
gegen bleibt der Gegenbeweis offenbarer Unmöglichkeit der Empfängnis oder einer in der 
Empfängsniszeit überhaupt nicht ſtattgefundenen Beiwohnung offen. Zuläſſig iſt die An⸗ 
fechtung wegen widerrechtlicher Drohung oder argliſtiger Täuſchung. Eine argliſtige Täu⸗ 
ſchung kann darin gefunden werden, daß die uneheliche Mutter dem Anerkennenden z. B. 
unter Eideserbieten oder unter ſonſtigen eindringlichen Beteuerungen die unwahre Verſiche⸗ 
rung gegeben hat, ſie habe in der Empfängniszeit mit anderen Männern nicht verkehrt, ſo⸗ 
fern er dadurch zur Anerkennung beſtimmt worden iſt und die Täuſchende ſich deſſen bewußt 
war oder doch mit einer ſolchen Möglichkeit rechnete (RG 107, 176 unter Aufgabe der engeren 
Anſicht in R 58, 348 und Warn 1914 Nr 207). Eine Anfechtung wegen Irrtums iſt dann 
nicht gegeben, wenn der Anerkennende irrtümlich angenommen hat, die Kindesmutter habe 
in der Empfängsniszeit nur mit ihm geſchlechtlich verkehrt. Für den Fall, daß der Anerkennende 
in Unkenntnis der offenbaren Unmöglichkeit der Empfängnis oder ſeiner Beiwohnung in der 
kritiſchen Zeit in einem Vertrage das Anerkenntnis abgegeben und ſich zur Zahlung einer 
Unterhaltsrente verpflichtet hat, läßt R IW 1910, 7521? die Rückforderung (den Wider⸗ 
ruf) wegen Fehlens eines rechtlichen Grundes gemäß § 812 BGB zu. 


2. Die in der Form des § 1718 nach Geburt des Kindes erklärte Anerkennung iſt kein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, jo daß die Beſchränkung des § 123 Abf 2 hinſichtlich 
der Anfechtbarkeit nicht Platz greift (RG 58, 353). Die Erklärung kann, da die Anerkennung 
weſentlich nur eine vermögensrechtliche Bedeutung hat (vgl. § 1717 A 1), durch einen Ver⸗ 
treter abgegeben werden, und zwar iſt es der geſetzliche Vertreter in Vermögensangelegen⸗ 
heiten, nicht der geſetzliche Vertreter in perſönlichen Angelegenheiten, der zu der Anerkennung 
des in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ſeine Zuſtimmung zu geben hat (beſtr.). Die ohne 
vorherige Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters von dem Minderjährigen erklärte An⸗ 
erkennung iſt unwirkſam ($$ 111 Satz 1, 183). Diefe Unwirkſamkeit trifft aber nicht die nach 
§ 108 zu beurteilende Vertragspflicht zur Zahlung des Unterhalts (vgl. RG 84, 318; |. auch 
§ 1714 A 3). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt zu der Anerkennung nicht 
erforderlich. Über die Eintragung der Anerkennung in das ſtandesamtliche Geburtsregiſter 
f. $ 25 PStG und Art 70 ABI Pra BGB, über den nachträglichen Vermerk am Rande |. 
826 PSt (vgl. auch Vorbem 1 vor $ 1591, KGJ 26 A 39 und Freſe in ZEITG 8, 490). — 
Verſchieden von der Anerkennung iſt die Namensbeilegung durch den Ehemann der Mutter 
(. S 1706 A 3). Der beurkundende Beamte wird ſich zu vergewiſſern haben, ob nicht die 
Anerkennung in Wirklichkeit als Namensbeilegung gemeint iſt. Die Erklärung des Ehe⸗ 
manns, daß er das Kind auf feinen Namen ſchreiben laſſen wolle, kann nur als Namens- 
beilegung aufgefaßt werden. 


3. Für die öffentliche Beurkundung der in § 1718 und in 8 1720 Abſ 2 bezeichneten An⸗ 
erkennung find nach der reichsrechtlichen Vorſchrift des $ 167 Abſ 2 FGG die Notare und 
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die Amtsgerichte zuſtändig, außerdem der die Geburt des Kindes oder die Eheſchließung der 
Eltern beurkundende Standesbeamte, wenn die Anerkennung bei der Anzeige der Geburt 
des Kindes oder der Eheſchließung erfolgt. Dieſe letztere Beſchränkung iſt auf Grund des 
§ 191 Abſ 1 F in den meiſten Bundesſtaaten beſeitigt. Vgl. auch JWG $ 43 Ab] 3 und 
Pro v. 12. 10. 26. 


Siebenter Titel 


Legitimation unehelicher Kinder 


1. Legitimation durch nachfolgende Ehe 


8 1719 


Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß ſich der Vater mit der Mutter 
verheiratet, mit der Eheſchließung die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes )) 2). 

E 1 1579 II 1606; M 4 919 ff.; B 4 698. 


1. Das in der Ehe geborene, wennſchon vor der Ehe erzeugte Kind hat (falls nicht die 
Ehelichkeit erfolgreich angefochten iſt) ohne weiteres die Rechte des ehelichen Kindes (§ 1591). 
Wird die Pflicht der Eheſchließung von den Eltern erſt nachträglich erfüllt, ſo hat dies die 
Wirkung, daß das Kind vom Zeitpunkt der Eheſchließung an die Stellung eines ehe- 
lichen Kindes erlangt. Rückwirkende Kraft iſt der Legitimation durch Eheſchließung nicht 
beigelegt. Das legitimierte Kind kann deshalb auch nicht als eheliches in das Geburtsregiſter 
eingetragen werden, ſondern nur als ehelich gewordenes, was durch Eintragung eines Ver⸗ 
merks am Rande der Geburtsurkunde geſchieht ($ 26 PStG, § 15 der Bundesratsvorſchriften 
v. 25. 3. 99). Düurch MErl v. 24. 2. 05 und 4. 11. 09 find jedoch für Preußen die Standes⸗ 
ämter angewieſen, für Schul-, Unterrichts und Konfirmationszwecke, falls nicht die Ausſtellung 
eines vollſtändigen Geburtsregiſterauszugs ausdrücklich beantragt iſt, einen abgekürzten Ge⸗ 
burtsſchein zu erteilen, in welchem das Kind ohne Zuſatz daß es durch nachfolgende Ehe oder 
Ehelichkeitserklärung legitimiert iſt, lediglich mit dem Namen des Vaters bezeichnet wird 
(vgl. Vorbem 1 vor $ 1705). Zur Eintragung in das Standesregiſter iſt nach 8 26 P St 
erforderlich, daß die Legitimation durch öffentliche Urkunden nachgewieſen iſt. Damit die 
Legitimation in das Standesregiſter eingetragen werden kann, iſt durch öffentliche Urkunden 
auch nachzuweiſen, daß es ſich um ein uneheliches Kind der ſpäter zur Ehe geſchrittenen Eltern 
handelt. Dieſer Nachweis läßt ſich, wenn der urſprüngliche Ehemann erſt nach längerem 
Vermißtſein für tot erklärt war und in dieſe frühere Zeit die Geburt des Kindes gefallen iſt, 
regelmäßig nur auf dem Wege des Berichtigungsverfahrens nach 88 65, 66 PStG führen 
(vgl. Aufſatz in SW 1922, 283; vgl. auch RIA 16, 36). Iſt die zum Geburts⸗ und Heiratsregiſter 
erfolgte Anerkennung der Vaterſchaft der Wahrheit zuwider erklärt worden, ſo findet eine 
Berichtigung nicht ſtatt (RG 68, 60). Nach dem durch Geſ. v. 11. 6. 20 dem $ 26 beigefügten 
Abt 2 u. 3 (vgl. ſchon BRBek v. 18. 1. 17 betr. die Legitimation der unehelichen Kinder 
von Kriegsteilnehmern) hat das Vormundſchaftsgericht oder die ihm landesgeſetzlich gleich⸗ 
geſtellte Behörde, wenn ein uneheliches Kind durch nachfolgende Heirat der Eltern die Stellung 
eines ehelichen erlangt, dies von Amts wegen feſtzuſtellen und die Beiſchreibung der Feſt⸗ 
ſtellung am Rande der Geburtsurkunde anzuordnen. An ein Anerkenntnis der Vaterſchaft 
oder deſſen Nachweis durch öffentliche Urkunden iſt es dabei nicht gebunden. Dem Vermerk 
kommt nur für das Standesregiſter beweiserhebliche Bedeutung zu (K GJ 53 A 66). Die Vor⸗ 
ſchrift des Abſ 1 bleibt hiervon unberührt. Das durch die nachfolgende Eheſchließung be⸗ 
gründete Verwandtſchaftsverhältnis tritt in vollem, nicht, wie bei der Chelichkeitserklä⸗ 
rung und Kindesannahme (88 1737, 1762, 1763), in beſchränktem Umfange ein. Die 
Legitimation durch Eheſchließung behält deshalb ihre Bedeutung, auch wenn jene Rechts⸗ 
handlungen vorhergegangen ſind. Die durch den Annahmevertrag begründeten Rechte 
und Pflichten erfahren ſelbſtverſtändlich durch die nachfolgende Legitimation, was die Zeit 
bis zur Legitimation betrifft, keine Anderung. Iſt die Ehelichkeitserklärung auf Antrag eines 
Dritten erteilt, ſo ſteht der Legitimation durch Eheſchließung allerdings entgegen, daß da⸗ 
mit bis zum Beweiſe des Gegenteils (vgl. $ 1735 A 2 a. E.) nach § 1735 die Vaterſchaft 
des Dritten regelmäßig feſtſteht. Über die Einwirkung der Legitimation auf die Staatsange⸗ 
hörigkeit ſ. § 1736 A 8, über die Beendigung der Vormundſchaft durch die Legitimation des 
Kindes f. 8 1883 A 1. Den Anſpruch auf Feſtſtellung, daß durch nachfolgende Ehe die Legi⸗ 
timation begründet ift, kann das Kind unter den Vorausſetzungen des § 256 3 PO auch gegen» 
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über jedem Dritten verfolgen, wennſchon das ergehende Urteil abweichend von der Familien⸗ 
ſtandsklage (8 643 ZPO) nur eine auf den Beklagten beſchränkte Wirkung hat (RG Warn 
1915 Nr 184). Wegen der unter Vormundſchaft ſtehenden unehelichen Kinder vgl. 5 1883 A 1. 

2. Iſt der Vater ein Ausländer, ſo erfolgt die Legitimation nach den Geſehgen des Staates, 
dem der Vater zur Zeit der Legitimation angehört (vgl. Vorbem 2 vor § 1705). Hat nach 
dieſen Geſetzen die Eheſchließung nicht die Wirkung der Legitimation, ſo kann dieſe Wirkung 
nicht nachträglich dadurch herbeigeführt werden, daß nach der Eheſchließung der Ausländer 
die deutſche Reichsangehörigkeit erwirbt. 


8 1720 


Der Ehemann der Mutter gilt als Vater des Kindes, wenn er ihr inner⸗ 
halb der im § 1717 Ab 2 beſtimmten Empfängniszeit beigewohnt hat, es 
ſei denn, daß es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter 
das Kind aus dieſer Beiwohnung empfangen hat!). 

Erkennt der Ehemann ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes 
in einer öffentlichen Urkunde an, ſo wird vermutet, daß er der Mutter 
innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt habe). 

E I 1580 II 1607; M 4 925 ff.; P 4 698; 6 304. 


1. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehemann der Mutter 
wirklich der Vater des Kindes iſt. Dies wird aber im Intereſſe der Ehelichkeit des Kindes 
ſchon angenommen, wenn der Ehemann innerhalb der Empfängniszeit der Mutter bei⸗ 
gewohnt hat. Es gelten in dieſer Beziehung dieſelben Grundſätze wie bei der ehelichen Ab⸗ 
ſtammung (§8 1591, 1592). Das Kind gilt ſchon dann als ehelich, wenn die Möglichkeit des 
Ehelichſeins vorhanden iſt. Die Legitimation wird deshalb nicht durch den Nachweis ent⸗ 
kräftet, daß die Mutter innerhalb der Empfängniszeit noch mit einem andern geſchlechtlich ver⸗ 
kehrt hat. Nur der Beweis iſt zuläſſig, daß die Empfängnis aus der Beiwohnung durch 
den Ehemann offenbar unmöglich iſt (. $ 1591 A 2). Die in einer öffentlichen Urkunde 
ausgeſprochene Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft (§ 1718) hat hiernach der Legiti⸗ 
mation durch Eheſchließung gegenüber keine Wirkung. Zweifelhaft iſt, ob die in $ 1592 Abſ 2 
zugunſten der Ehelichkeit zugelaſſene Verlängerung der Empfängnisfriſt, wenn nachweisbar 
die Empfängnis weiter zurückliegt, auch für den Fall der Legitimation Geltung hat. Doch 
dürfte eine ide erweiternde Auslegung gerechtfertigt fein (beſtr.). 

2. Die Legitimation iſt nicht davon abhängig, daß der Ehemann der Mutter das Kind 
als das ſeinige anerkannt hat. Iſt eine Anerkennung nicht oder nicht in einer öffentlichen 
Urkunde erklärt, ſo bleibt es bei den in A! dargeftellten Grundsätzen. Iſt die Anerkennung 
in einer öffentlichen Urkunde ausgeſprochen, ſo greift ſtatt der in $ 1718 beſtimmten Folge, 
die fich hier nach dem in A 1 Geſagten erübrigt, die durch Gegenbeweis widerlegbare Ver⸗ 
mutung Platz, daß der Anerkennende der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt habe. Auf Grund dieſer Urkunde und der Heiratsurkunde kann deshalb 
die Legitimation durch Zuſatzvermerk zur Geburtsurkunde in das Standesregiſter eingetragen 
werden. Kann die Vermutung nicht anders widerlegt werden, ſo iſt nur der in Abſ 1 nach⸗ 
gelaſſene Beweis der offenbaren Unmöglichkeit der Vaterſchaft ſtatthaft. Die Anerkennung 
darf, um dieſe Wirkung zu haben, nicht bedingt oder betagt fein. Das in 88 1593 ff. dem Ehe⸗ 
mann gegebene Recht, allein darüber zu beſtimmen, ob das Kind als ein eheliches gelten ſoll, 
findet auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe keine Anwendung. Die durch dieſe Legiti⸗ 
mation begründete Ehelichkeit kann von einem jeden Beteiligten angefochten werden. Die 
im Familienſtandsprozeſſe zwiſchen dem Ehemann der Mutter und dem Kinde über die Ehe⸗ 
lichkeit ergehende Entſcheidung hat jedoch Wirkung für und gegen alle (5 643 3 PO). Eine Klage 
des Kindes gegen die Mutter oder dritte Perſonen auf Feſtſtellung der durch nachfolgende 
Ehe erlangten Legitimation iſt nur unter den in 8 256 KPD beſtimmten Vorausſetzungen 
zuläſſig (Seuffü 66 Nr 126). Die Anfechtung wegen Irrtums iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Anerkennende gewußt hat, daß das Kind nicht von ihm herrührt. 


8 1721 


Iſt die Ehe der Eltern nichtig, ſo finden die Vorſchriften der 88 1699 
bis 1704 entſprechende Anwendung!). 
E I 1581 II 1608; M 4 928; P 4 703. 


1. Die Gültigkeit der nachfolgenden Ehe iſt zur Legitimation der Kinder nicht unbedingt 
erforderlich. Trotz Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Ehe werden die Kinder inſoweit 
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ehelich, als die Ehelichkeit nach 88 1699—1704 hinſichtlich der in der Ehe geborenen Kinder 
eintritt. Das Kind bleibt unehelich, wenn die Ehe eine Nichtehe (ſchlechthin nichtig) iſt (. 8 1699 
A 1). Iſt die Ehe nichtig oder anfechtbar und haben beide Ehegatten bei Schließung der Ehe 
— abgejehen von dem Falle der Drohung (§ 1704) — die Ungültigkeit gekannt, fo fällt die Ehelich⸗ 
keit mit rückwirkender Kraft weg, ſobald die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
iſt. Das hiernach uneheliche Kind behält aber den Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes 
($ 1703). Wegen der Rechtsſtellung der Ehegatten ſ. 88 1700 —1702. Die legitimierende 
Wirkung der Ehe bleibt beſtehen, auch wenn die Todeserklärung des früheren Ehegatten ſpäter 
auf Anfechtungsklage aufgehoben wird, ſofern nicht etwa bei Schließung der neuen Ehe beide 
Ehegatten das Fortleben gekannt haben (vgl. $ 1348). 


8 1722 


Die Eheſchließung zwiſchen den Eltern hat für die Abkömmlinge des 
unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation auch dann, wenn das 
Kind vor der Eheſchließung geſtorben iſt!). 

E I 1582 II 1609; M 4 929; B 4 704; 6 315. 


1. Die Wirkungen der Legitimation erſtrecken ſich, da das legitimierte Kind in allen 
Beziehungen als eheliches zu behandeln iſt, notwendig auch auf die Abkömmlinge des Kindes, 
ohne daß durch Vertrag hieran etwas geändert werden kann. Dieſe Wirkung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß das Kind ſelbſt, weil vor der Eheſchließung verſtorben, nicht mehr 
legitimiert werden kann. 


II. Ehelichkeitserklärung 


8 1723 


Ein uneheliches Kind kann auf Antrag ſeines Vaters?) durch eine Ver⸗ 
fügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden!). 

Die Ehelichkeitserklärung ſteht dem Bundesſtaates) zu, dem der Vater 
angehört; iſt der Vater ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, 
ſo ſteht ſie dem Reichskanzler zu. 

Über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Ehelichkeits⸗ 
erklärung hat die Landesregierung zu beſtimmen “)). 

E 1 1583 Abſ 1, 1584 II 1610 Abj 1: M 4 930; P 4 704; 5 66 u. 304 


1. Die Ehelichkeitserklärung ift dazu beſtimmt, einen Erſatz der Legitimation durch 
nachfolgende Ehe für ſolche Fälle zu bieten, wo die Eheſchließung nicht möglich iſt oder doch 
dem Vater nicht wohl zugemutet werden kann. Doch iſt in dieſer Beziehung alles dem Er⸗ 
meſſen der über die Ehelichkeitserklärung entſcheidenden Stelle überlaſſen. Die Chelichkeits⸗ 
erklärung kann verſagt werden, auch wenn die geſetzlichen Erforderniſſe erfüllt ſind ($ 1734). 
Die Ehelichkeitserklärung darf aber nicht dazu benutzt werden, einen Erſatz für die wegen 
Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft verbotene Eheſchließung zu gewähren (§ 1732). Die 
einzelnen Beſtimmungen über Ehelichkeitserklärung ſind, wennſchon es ſich hierbei nicht wie 
bei der Kindesannahme um ein Vertragsverhältnis handelt und deshalb die zum Schutze 
gegen mißbräuchliche Kindesannahme gegebenen Vorſchriften hier wegfallen, in ganz ähnlicher 
Weiſe wie bei der Kindesannahme geſtaltet. Vertragsabmachungen über die Wirkungen der 
Ehelichkeitserklärung ſind indes — abgeſehen von Vereinbarungen über das Verkehrsrecht 
der Mutter (§ 1738 A 3) — unzuläſſig. Unzuläſſig ſind insbeſondere Vereinbarungen über 
Herſtellung eines Verwandtſchaftsverhältniſſes zu den Verwandten des Vaters (§ 1737). 
Wegen der Zuläſſigkeit eines abgekürzten Geburtsſcheins, in welchem ohne Erwähnung der 
Ehelichkeitserklärung lediglich der Name des Vaters angegeben wird, |. $ 1719 A 1. 

2. Über das Erfordernis des Antrags des Vaters |. § 1725 A 1. 

3. Die Zuſtändigkeit des Landes beſtimmt ſich nach der Staatsangehörigkeit, welche der 
die Ehelichkeitserklärung beantragende Vater zur Zeit der Entſcheidung (nicht bloß zur Zeit 
des Eingangs des Geſuchs) hat. Fehlt hiernach dem Lande die Zuſtändigkeit, ſo iſt die 
Ehelichkeitserklärung nicht bloß für das Gebiet des Landes, das zuſtändig geweſen wäre, 
fondern, da die Regelung nur eine einheitliche fein kann, allgemein als ungültig anzu⸗ 
ſehen. Gehört der Vater mehreren Ländern an, ſo iſt ein jedes dieſer Länder zuſtändig. 
Die Entſcheidung über das Geſuch wird aber füglich dem Lande, in dem der Vater zugleich 
ſeinen Wohnſitz hat, zu überlaſſen ſein. Iſt der Vater ein Deutſcher, ohne einem Lande 
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anzugehören — was bei Verleihung der Reichsangehörigkeit an einen Anſäſſigen im 
Schutzbezirk vorkommen konnte ($ 9 des Schuggeb® in der Faſſ. v. 10. 9. 00, auch nach 
88 33 Nr 2, 34 Reichs⸗ und Staatsangehörigkeits⸗Geſ. v. 22. 7. 13), ſo ſteht die Erteilung 
der Ehelichkeitserklärung dem Reiche zu, und zwar iſt die Entſcheidung dem Reichskanzler 
(nicht wie im Falle des § 23 dem Bundesrat) übertragen. 

4. Für den Bezirk des einzelnen Landes hat die Landesregierung die zuſtändige Stelle 
und das Verfahren für die Ehelichkeitserklärung zu beſtimmen. Grundſätzlich iſt die Ehelich⸗ 
keitserklärung Juſtizverwaltungsſache, nicht Juſtizſache, ſo daß die Vorſchriften über das 
Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zur Anwendung kommen. 
Meiſt iſt der Juſtizminiſter für zuſtändig erklärt, jo für Preußen durch Beſchluß des Staats⸗ 
miniſteriums v. 20. 2. 22, wobei dem Juſtizminiſter vorbehalten ift, feine Zuſtändigkeit auf nach⸗ 
geordnete Behörden zu übertragen. Dieſe Zuſtändigkeit ift, ſofern nicht der Vater außer der 
preußiſchen auch noch eine andere Staatsangehörigkeit beſitzt oder das Kind nicht die deutſche 
Staatsangehörigkeit beſitzt, dem Landgerichtspräſidenten durch Allg Bf v. 4. 4. 22 zugewieſen, 
vorbehaltlich der Befugnis des Juſtizminiſters, über Beſchwerden und auch ſonſt über Be⸗ 
freiungsgeſuche zu befinden. Die in den andern deutſchen Ländern zuſtändigen Behörden 
find in der Allg Vf. des PrIM v. 8. 10. 22 (JM Bl 424) aufgeführt. Das Geſuch iſt nach 
den Ausführungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten regelmäßig bei dem Amtsgericht einzu⸗ 
reichen, das auch die Entſcheidung vorzubereiten hat. 

5. Hinſichtlich des räumlichen und zeitlichen Geltungsbereichs iſt auf das in Vorbem 2 u. 3 
vor $ 1741 über die Annahme an Kindes Statt Gelagte zu verweilen. Maßgebend iſt in 
dieſer Hinſicht der Zeitpunkt, in welchem die Ehelichkeitserklärung dem den Antrag ſtellenden 
Vater bekanntgemacht iſt ($ 1736 A 1). Das Erfordernis der Ehelichkeitserklärung (die 
gemäß $ 1734 nach freiem Ermeſſen verſagt werden kann) ſtellt ſich als ein ſachliches, nicht 
bloß formelles dar und iſt deshalb lediglich nach dem Heimatsrecht des Vaters zu be⸗ 
urteilen. Die Wirkung der Ehelichkeitserklärung nach deutſchem Recht tritt nicht ein, wenn 
das Kind nach dem für ihn geltenden Heimatsrecht, weil dieſes die Legitimation durch 
Ehelichkeitserklärung verbietet, zur Erteilung der Einwilligung überhaupt nicht befugt 
war. Iſt der Vater ein Ausländer und die Ehelichkeitserklärung von der zuſtändigen auslän⸗ 
diſchen Behörde ausgeſprochen, ſo kann die Eintragung des entſprechenden Randvermerks 
nach § 26 PStG im Inland erfolgen (JG 1, 137). 


8 1724 


Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung erfolgen). 
E I 1594 II 1618 Abſ 2; M 4 946; P 4 711. 


1. S. § 1742 A 1. Aus der Ungültigfeit der bedingten oder befriſteten Ehelichkeitserklärung 
folgt zugleich die Ungültigkeit des eine ſolche Beſchränkung enthaltenden Antrags auf EHelich- 
keitserklärung. Auch die in den Antrag nach $ 1725 aufzunehmende Anerkennung der Vater 
ſchaft darf nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erklärt werden (a. M. Blume 
zu dieſem Paragraphen). 

8 1725 


Der Antrag!) muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß er das Kind 
als das ſeinige anerkenne ?). 
E 1 1585 II 1611; M 4 937; P 4 705. 


1. Die Grundlage der Ehelichkeitserklärung bildet nicht ein zwiſchen dem Vater und dem 
Kinde geſchloſſener Vertrag, ſondern der von dem Vater mit Einwilligung des Kindes (§ 1726) 
geſtellte Antrag. Der Antrag des Vaters wird, ſobald er bei der zur Entſcheidung über die 
Ehelichkeitserklärung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Stelle (vgl. 8 1723 A 3) 
eingegangen iſt, nicht dadurch unwirkſam, daß hinterher der Antragſteller geſchäftsunfähig 
oder beſchränkt geſchäftsfähig wird (vgl. 8 130 Abſ 2 u. 3). Über die freie Widerruflichkeit des 
Antrags und über den Einfluß des Todes des Antragſtellers |. 8 1733 A 2. 

2. Um eine Sicherheit dafür zu ſchaffen, daß der Antragſteller der Vater iſt, muß die An⸗ 
erkennung der Vaterſchaft — die ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedarf ($ 1730) — mit dem Antrage eingereicht oder nachgebracht werden. 
Die Richtigkeit der Anerkennung bleibt von der Behörde zu prüfen. Eine gewiſſe Gewähr 
der Richtigkeit liegt ſchon darin, daß die wiſſentlich falſche Ausſtellung der Erklärung nach 
8 169 StB Strafe nach ſich zieht. Stellt ſich ſpäter die Unrichtigkeit heraus, jo hat dies die 
ungültigkeit der einmal erteilten Ehelichkeitserklärung nicht zur Folge ($ 1735). Der Nachweis 
der Unrichtigkeit kann übrigens nicht ſchon mit Berufung darauf geführt werden. daß die in$1717 
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Abſ 2 beſtimmte Empfängniszeit nicht genau paſſe. Die Anerkennung hat nur für den Zweck 
der Ehelichkeitserklärung Bedeutung, wennſchon ſie auch für andere Rechtsverhältniſſe einen 
gewiſſen Beweisanhalt gewähren kann. Die in $ 1718 beſtimmte Folge des Verzichts auf die 
Einrede der mehreren Zuhälter iſt mit der für die Ehelichkeitserklärung ausgeſtellten An⸗ 
erkennung nicht verbunden (beſtr.). Iſt das während der Ehe geborene Kind von dem Ehe⸗ 
mann der Mutter anerkannt oder hat dieſer die Ausſchlußfriſt des § 1594 verſtreichen loſſen, 
ſo iſt, weil damit die Ehelichkeit des Kindes feſtſteht, die Ehelichkeitserklärung ausgeſchloſſen, 
auch wenn das Kind als ein uneheliches geboren ſein ſollte. Sind aber dem Kinde die Rechte 
eines für ehelich erklärten Kindes in dem mit dem Dritten als angeblichen Vater geführten 
Rechtsſtreit rechtskräftig zuerkannt, fo wirkt dieſes Urteil gemäß § 643 BRD für und gegen alle. 


8 1726 


Zur Ehelichkeitserklärung iſt die Einwilligung des Kindes!) und, wenn 
das Kind nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, die Ein⸗ 
willigung der Mutter?) erforderlich. Iſt der Vater verheiratet, jo bedarf 
er auch der Einwilligung jeiner Frau“). 

Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde gegenüber zu er⸗ 
folgen, bei welcher der Antrag einzureichen iſt; ſie iſt unwiderruflich !). 

Die Einwilligung der Mutter iſt nicht erforderlich, wenn die Mutter 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt 
dauernd unbekannt ift?). Das gleiche gilt von der Einwilligung der Frau 
des Vaters“). 

E I 1587, 1591 Satz 2 II 1613 Abſ 1 u. 3, 1616 Satz 2; M 4 940 u. 944; P 4 708; 5 443 u. 445. 


1. Die Einwilligung des Kindes iſt bei der weittragenden Bedeutung der durch die 
Ehelichkeitserklärung herbeigeführten Anderung des Perſonenſtandes nicht zu entbehren. 
Sie bedarf ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung ($ 1730) 
und wird dadurch wirkſam, daß dieſe Urkunde von dem Einwilligenden dem Vater oder der 
zur Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Behörde (vgl. § 1723 A 3) 
überreicht wird, wodurch die Einwilligung zugleich unwid erruflich wird (§ 1726 Abſ 2). 
Über die Zuläſſigkeit der Vertretung |. $ 1728 A 1 u. 2, über den Zeitpunkt der Abgabe der 
Erklärung 8 1735 A 1. 


2. Die Einwilligung der Mutter — die erſt von der zweiten Kommiſſion für erforderlich 
erklärt iſt — iſt nicht bloß im Intereſſe des noch nicht 21 Jahre alten Kindes, ſondern 
auch im Intereſſe der Mutter vorgeſchrieben, und zwar nicht lediglich für den Fall, daß ſie durch 
die Ehelichkeitserklärung das Recht der Fürſorge für die Perſon des Kindes verliert (vgl. 
8 1747 A 1). Sie bildet aber nicht ein unbedingtes Erfordernis. Die Einwilligung 
kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden ($ 1727). Von der Einwilligung kann 
ferner unter den in Abf 3 bezeichneten Vorausſetzungen, die der Beſtimmung des § 1746 Abf 2 
entſprechen, abgeſehen werden. Das Hindernis iſt ein dauerndes, wenn die Ehelichkeits⸗ 
erklärung ungebührlich verzögert werden würde, wenn das Aufhören des Hinderniſſes ab⸗ 
gewartet werden müßte. Die für die Ehelichkeitserklärung zuſtändige Stelle hat hierüber nach 
freiem Ermeſſen zu befinden (vgl. $ 1735). Im übrigen iſt auf das in A 1 über die Einwilligung 
Geſagte zu verweiſen. 

3. Erforderlich ift endlich die Einwilligung der Ehefrau des Vaters, weil die Ehelich⸗ 
keitserklärung geeignet iſt, auf die Geſtaltung des ehelichen Lebens einzuwirken. Der Ein⸗ 
willigung bedarf es nicht unter den in Abſ 3 beſtimmten Vorausſetzungen (}. hierüber A 2). 
Nicht einwilligungsberechtigt iſt die Ehefrau, wenn gemäß $ 1575 auf Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinſchaft erkannt iſt (a. M. Staudinger A 1b). Liegt der Ehefrau daran, die Ehelich. 
keitserklärung zu verhindern, ſo mag ſie vorher die eheliche Gemeinſchaft wieder herſtellen. 
S. im übrigen wegen der Einwilligung die Ausführungen in A 1. 


8 1727 


Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, ſo kann ſie auf 
Antrag des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt!) werden, wenn 
das Unterbleiben der Ehelichteitserklärung dem Kinde zu unverhältnis⸗ 
mäßigem Nachteile gereichen würde. 

E II 1613 Abſ 2; P 4 708. 
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1. Bei der Entſchließung über Erteilung der Einwilligung darf die Mutter nicht rück⸗ 
ſichtslos ihr eigenes Intereſſe unter völliger Hintanſetzung des Intereſſes des Kindes in den 
Vordergrund ſtellen. Ihre Einwilligung kann deshalb durch das Vormundſchaftsgericht 
erſetzt werden, wenn der aus der Ehelichkeitserklärung für das Kind zu erwartende Vorteil 
unverhältnismäßig größer ift als der der Mutter entſtehende Nachteil. Auf Antrag des Kindes, 
das auch nach Vollendung des 14. Lebensjahrs hierzu der Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters bedarf (859 FGG iſt nicht anwendbar — abw. die früh. Aufl.) oder, jedenfalls im Fall 
der Geſchaftsunfähigkeit des Kindes, auf Antrag des geſetzlichen Vertreters hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht unter Ausſchluß des Prozeßverfahrens, und zwar nach Anhörung der 
Mutter (88 1673 Abf 1, 1707) ſowie ſonſtiger Verwandter oder Verſchwägerten des Kindes 
(J 1673 Abſ 2) und des zuſtändigen Jugendamts (JWG $ 43 Abs 1) hierüber zu befinden. 
Gegen die Entſcheidung ſteht, wenn ſie auf Erſetzung der Einwilligung lautet, der Mutter 
die ſofortige Beſchwerde (58 20 Abſ 1, 60 Abſ 1 Nr 6 F), wenn ſie auf Abweiſung des 
Antrags lautet, dem Kinde die einfache Beſchwerde zu ($ 20 Abſ 2 FGG); die Wirkſamkeit 
der Verfügung tritt erſt mit ihrer Rechtskraft ein (9 53 FGG); lie kann nach erfolgter Ehelich⸗ 
keitserklärung nicht mehr geändert werden ($ 55 Abſ. 2 daſ.). 


8 1728 


Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie die Einwilligung der 
im 8 1726 bezeichneten Perſonen kann nicht durch einen Vertreter!) er⸗ 
folgen. 

Iſt das Kind geſchäftsunfähig oder hat es nicht das vierzehnte Lebens⸗ 
jahr vollendet, ſo kann ſein geſetzlicher Vertreter die Einwilligung mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erteilen). 

E 1 1588, 1589 Abſ 2 Satz 2 II 1614; M 4 942 ff.; W 4 710. 


1. Übereinſtimmend 88 1748 Abſ 2 u. 1750 Abſ 1. Wegen der höchſtperſönlichen Natur 
dieſer Rechtshandlungen iſt die Zuläſſigkeit der Vertretung ausgeſchloſſen. Es iſt weder 
die Vertretung durch einen Bevollmächtigten, der nicht bloßer Vertreter in Erklärung 
des Willens iſt, noch durch den geſetzlichen Vertreter ſtatthaft. Die Erklärung des in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit Beſchränkten bedarf nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (8 1729 
Abſ 3). Aus beſondern Gründen find jedoch Ausnahmen von dieſer Regel gemacht für den 
Antrag des Vaters und die Einwilligung des Kindes (ſ. §S 1728 A 2, § 1729 A 1 u. 2). 

2. Für die Einwilligung des geſchäftsunfähigen Kindes ($ 104) iſt in gleicher Weiſe, 
wie dies in $ 1750 geſchehen ift, um die Möglichkeit der Ehelichkeitserklärung eines ſolchen 
Kindes nicht abzuſchneiden, die Vertretung durch den Vormund vorbehaltlich der Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts zugelaſſen. Die Beſtimmung iſt auf den Fall ausgedehnt, 
daß das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 


8 1729 


Iſt der Vater in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er zu dem 
Antrag, außer der Zuſtim mung ſeines geſetzlichen Vertreters, der Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts !). 

Iſt das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt das gleiche 
für die Erteilung ſeiner Einwilligung ). 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, jo iſt zur Erteilung ihrer Einwilligung die Zuſtim⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E I 1589 u. 1590 II 1615; M 4 943; P 4 710. 

1. Entſprechend der großen Bedeutung, welche die Ehelichkeitserklärung für den Vater 
und das Kind als die beiden Hauptbeteiligten, und zwar auch auf vermögensrechtlichem Ge⸗ 
biete, hat, ſind in Übereinſtimmung mit der Regelung in 8 1751 an den Antrag des Vaters 
und die Einwilligung des Kindes im Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigteit dieſer 
Perſonen (88 106, 114) größere Anforderungen geſtellt. Verlangt wird die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. In dieſer 
Beziehung werden Vater und Kind gleich behandelt, während eine Vertretung im Falle der 
Geſchäftsunfähigkeit nur hinſichtlich des Kindes (8 1728 Abſ 2) zugelaſſen iſt. Hat das 
Kind das fiebente, aber nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo genügt ſowohl die in 
Bi: Abt 2 als die in $ 1729 Abi 2 beſtimmte Art der Einwilligung. — Nach IWG 8 48 Abſ 1 
iſt in den Fällen des $ 1728 Abſ 2 und des $ 1729 Abſ 2 das Jugendamt zu hören. 
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8 1730 


Der Antrag ſowie die Einwilligungserklärung der im § 1726 bezeich⸗ 
neten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung !). 

E 1 1591 Satz 1 II 1616 Satz 1; M 4 944; P 4 711. 

1. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung (8 128) iſt — in Übereinſtimmung 
mit 88 1748 Abſ 3, 1750 Abſ 2 — nicht bloß für den Antrag, ſondern auch die Einwilligungs⸗ 
erklärungen vorgeſchrieben. Dagegen wird die gleiche Form als Bedingung der Gültigkeit 
der Ehelichkeitserklärung für die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters zu den Erklärungen 
des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vaters oder Kindes (vgl. 8 1729 A 1) oder für die 
Bevollmächtigung zur Überbringung der Erklärung (vgl. 8 1728 A 1) nicht zu erfordern fein 
(8 182 Abſ 2). Die über den Antrag auf Ehelichkeitserklärung entſcheidende Stelle kann ji 
hier mit der ſchriftlichen Form begnügen. 


8 1731 


Sit der Antrag oder die Einwilligung einer der im § 1726 bezeich⸗ 
neten Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und für die Be⸗ 
ſtätigung der anfechtbaren Erklärung die Vorſchriften der SS 1728, 1729). 

E I 1600 II 1617; M 4 950; P 4 718. 

1. Über die Anfechtung und Beftätigung ſ. $ 1755 A 1. Das Anfechtungsrecht ift nicht 
vererblich. 


8 1732 


Die Ehelichkeitserklärung iſt nicht zuläſſig, wenn zur Zeit der Erzeugung 
des Kindes die Ehe zwiſchen den Eltern nach § 1310 Abf 1 wegen Ver⸗ 
wandtſchaft oder Schwägerſchaft verboten war!). 

E I 1586 II 1612; M 4 939; P 4 707. 

1. Dem nach § 1310 Abſ 1 beſtehenden Verbote der Eheſchließung zwiſchen nahen Ver⸗ 
wandten (Verwandten in gerader Linie, vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern, Ver⸗ 
ſchwägerten in gerader Linie) wird dadurch zu größerer Wirkſamkeit verholfen, daß Kinder aus 
einer ſolchen Geſchlechtsverbindung auch nicht auf dem Wege der Ehelichkeitserklärung 
ehelich werden können (vgl. 8 1723 A 1). Unter Verwandtſchaft im Sinne des 8 1310 iſt auch 
die auf unehelicher Erzeugung beruhende natürliche Verwandtſchaft zu verſtehen (§ 1310 
Abſ 3). Eine erſt nach Erzeugung des unehelichen Kindes eintretende Schwägerſchaft kommt 
nicht in Betracht. Bei Feſtſtellung der Zeit der Erzeugung iſt der Richter formell an die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1717 Abſ 2 (vgl. A 3 zu dieſem Paragraphen) nicht gebunden, obgleich fie in der 
Mehrzahl der Fälle, weil eine genauere Feſtſtellung des Zeitpunkts der Erzeugung nicht 
möglich iſt, für ihn leitend ſein wird. Durch das Eheverbot des § 1310 Abſ 2 und des $ 1311 
wird die Legitimation nicht ausgeſchloſſen. 

§ 1733 

Die Ehelichkeitserklärung kann nicht nach dem Tode des Kindes er⸗ 
folgen!). 

Nach dem Tode des Vaters iſt die Ehelichkeitserklärung nur zuläſſig, 
wenn der Vater den Antrag bei der zuſtändigen Behörde eingereicht oder 
bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Antrags 
das Gericht oder den Notar mit der Einreichung betraut hat?). 

Die nach dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichkeitserklärung hat die 
gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode des Vaters erfolgt wäre?). 

E I 1595 II 1619; M 4 946; P 4 706, 711 ff. 

1. Die Ehelichkeitserklärung iſt nur zugelaſſen im Intereſſe des unehelichen Kindes, dem 
hierdurch im Verhältnis zum Vater die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes gewährt 
werden ſoll, daher nicht nach dem Tode des Kindes, nicht im Intereſſe der Abkömmlinge 
des Kindes, die durch die Ehelichkeitserklärung nur nebenher mitbetroffen werden (8 1737). 
Es verhält ſich hiermit ebenſo wie mit der Annahme an Kindes Statt, die nur zur Gewinnung 
eines Kindes, nicht zur Gewinnung eines Enkels ſtatthaft iſt (vgl. § 1741 A 3, § 1753 A 1). 
Daraus folgt die Hinfälligkeit der Ehelichkeitserklärung, wenn das Kind vor dem Zeitpunkte, 
in dem die Ehelichkeitserklärung wirkſam wurde (f. hierüber § 1736 A 1), geſtorben iſt. 
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2. Auch durch den Tod des Vaters wird grundſätzlich die Ehelichkeitserklärung ausge⸗ 
ſchloſſen, da ihr hauptſächlichſter Zweck, die Herſtellung eines auf ehelicher Grundlage be⸗ 
ruhenden perſönlichen Kindesverhältniſſes, vereitelt iſt. Hat der Vater jedoch den Antrag 
bereits bei der zur Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags zuſtändigen Stelle 
(vgl. 8 1723 A 3) eingereicht oder doch das beurkundende Gericht oder den beurkundenden 
Notar mit der Einreichung ausdrücklich beauftragt und ſomit alles getan, was ſeinerſeits zur 
Erreichung der Ehelichkeitserklärung zu tun iſt, ſo iſt der ſpätere Tod des Vaters einflußlos. 
Es ſoll dem Kinde nicht zum Nachteil gereichen, daß bis zur Entſcheidung ein gewiſſer Zeitraum 
vergeht, auf deſſen Abkürzung der Antragſteller keine Einwirkung üben kann. — Die in 
A 2 bezeichnete Einreichung oder Beauftragung hat nicht etwa die Wirkung, daß nunmehr 
der Vater an den von ihm geftellien Antrag gebunden wäre. Er kann vielmehr den 
Antrag bis zum Wirkſamwerden der Chelichkeitserklärung (. $ 1736 A 1) frei widerrufen. 
Der Widerruf muß allerdings bis zu dieſem Zeitpunkte zur Kenntnis der für die Entſcheidung 
zuſtändigen Stelle gebracht fein (vgl. die abweichende Regelung in § 81 Abſ 2). Den Erben 
15 Vaters ſteht nach Erfüllung der in Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen das Widerrufsrecht 
nicht zu. 


8 1734 


Die Ehelichkeitserklärung kann verſagt werden, auch wenn ihr ein ge⸗ 
ſetzliches Hindernis nicht entgegenſteht!). 
E I 1592 II 1618 Abf 1; M 4 945; P 4 711. 


1. Die Erteilung der Ehelichkeitserklärung ſteht hiernach im freien Belieben der Staats⸗ 
gewalt ($ 1723 A 1). 


8 1735 


Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung!) iſt es ohne Einfluß, 
wenn der Antragſteller nicht der Vater des Kindes iſt?) oder wenn mit 
Unrecht angenommen worden iſt, daß die Mutter des Kindes oder die Frau 
des Vaters zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufent⸗ 
halt dauernd unbekannt jei?), 

E I 1593 II 1620; M 4 946; P 4 711. 


1. Der Mangel eines der geſetzlichen Erforderniſſe macht die Ehelichkeitserklärung un⸗ 
wirkſam. Einem jeden Beteiligten iſt geſtattet, dieſe Unwirkſamkeit im Prozeſſe geltend 
zu machen. Es genügt aber, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe zur Zeit der Erteilung der 
Ehelichkeitserklärung erfüllt ſind, und zwar gilt dies auch für die Einwilligung der in 8 1726 
bezeichneten Perſonen, die noch nach Einreichung des Antrags des Vaters erklärt werden 
kann (vgl. § 1754 A 2 a. E.). 


2. Die Beſtimmung, daß es ohne Einfluß ſein ſoll, wenn der Antragſteller nicht der 
Vater des Kindes iſt, enthält keine Ausnahme von dem in A dargeſtellten Grundſatze. 
§ 1725 verlangt nur, daß der Antrag die Anerkennung der Vaterſchaft enthält, macht 
aber die Gültigkeit der Ehelichkeitserklärung nicht von der Richtigkeit der Anerkennung 
abhängig. Iſt die Anerkennung unrichtig, ſo kann allerdings der Antragſteller, da ihre 
Richtigkeit die ſich von ſelbſt verſtehende Vorausſetzung des Antrags iſt, den Antrag 
und damit auch die Ehelichkeitserklärung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung an⸗ 
fechten. Ebenſo kann das Kind aus gleichem Grunde die Einwilligungserklärung anfechten. 
Zu beachten iſt hierbei, daß es nach Erteilung der Ehelichkeitserklärung zum Nach⸗ 
weiſe der Unrichtigkeit der Anerkennung nicht genügt, daß die Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit noch mit einem andern Manne geſchlechtlich verkehrt hat. Es find hier dieſelben Grundſätze, 
die für die eheliche Abſtammung gelten (88 1591, 1592; vgl. 8 1720 A J), zur Anwendung zu 
bringen. Die Ehelichkeitserklärung iſt wirkſam, auch wenn der Antragſteller gewußt hat, 
daß er nicht der Vater des Kindes iſt; die Anerkennung kann aber nach $$ 134, 138 nichtig 
fein (letzt. beſtr.). 


3. Darüber, ob der Einholung der Einwilligung der Mutter oder der Ehefrau des Vaters 
ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, hat die über die Ehelichkeitserklärung entſcheidende 
Stelle nach freiem Ermeſſen zu befinden (8 1726 A 2). Es folgt hieraus, daß die Ehelichkeits⸗ 
erklärung nicht wegen irrtümlicher Annahme eines ſolchen Hinderniſſes anfechtbar iſt. 
Die Anfechtung würde nur zuläſſig ſein, wenn das Ermeſſen rein willkürlich ausgeübt oder 
das Vorhandenſein eines Anfechtungsberechtigten einfach überſehen wäre (a. M. Blume A 3). 
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8 1736 


Durch die Ehelichkeitserklärung ! erlangt das Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes?) s). 

E I 1583 Abſ 2 II 1610 Abj 2; M 4 934; P 4 704; 5 445, 

1. Die Ehelichkeitserllärung tritt — falls hierüber nicht landesrechtlich gemäß § 1723 Abſ 3 
eine beſondere Beſtimmung getroffen iſt — mit dem Zeitpunkt in Wirkſamkeit, in welchem 
fie dem den Autrag ſtellenden Vater bekanntgemacht iſt (vgl. 88 16 Abi 1, 67 FGG — beſtr.; 
Dernburg IV 8 92 A9 hält entſprechend dem § 196 FGG die Bekanntmachung an das Kind, 
Blume A 4 und andere die Zeit der Unterzeichnung der Verfügung für maßgebend). Rück⸗ 
wirkende Kraft iſt der Ehelichkeitserklärung nicht beigelegt. 

2. Die Stellung eines ehelichen Kindes erlangt das Kind für ſich und ſeine Abkömm⸗ 
linge nur im Verhältnis zu dem den Antrag ſtellenden Vater. Dieſe Rechtsſtellung 
zeigt ſich nicht bloß auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt, ſondern auch auf dem Gebiete 
der Unterhaltspflicht, des Vormundſchaftsrechts, des Erbrechts ſowie bei Anwendung der 88 1616 
bis 1625. Über die Annahme des adligen Familiennamens des Vaters vgl. die wieder auf⸗ 
gehobene PrVOO v. 3. 11. 19 (Vorbem 4 vor $ 1705). Beſondere Abmachungen hierüber 
zwiſchen Vater und Kind vor Erteilung der Ehelichkeitserklärung ſind ohne Bedeutung, da dieſe 
nicht auf einem Vertragsverhältnis, ſondern auf einer Verfügung der Staatsgewalt beruht. 
Dritte Perſonen ſind natürlich nicht gehindert, für die von ihnen ausgehenden Zuwendungen 
zu beſtimmen, ob das fur ehelich erklärte Kind dem ehelichen gleichſtehen ſoll. — Die Unter⸗ 
haltsanſprüche des Kindes gegen ſeinen natürlichen Vater können dadurch, daß es für das 
eheliche Kind eines andern Mannes erklärt iſt, nicht beeinträchtigt werden (abw. früh. Aufl.). 

3. Die Legitimation durch Ehelichkeitserklärung hat ebenſo wie die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe nach $$ 5, 17 Nr 5 RuSt Ang v. 22. 7. 13 die Wirkung, daß das Kind die 
Staatsangehörigkeit des Vaters erwirbt. Auch in ſonſtigen Beziehungen kommt dem legi⸗ 
timierten Kinde auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts die gleiche Stellung zu wie dem 
ehelichen (vgl. 3. B. RVO § 559 b). Das Nachfolgerecht in Lehen und Familienfideikommiſſe, 
ſoweit ſolche noch beſtehen, beſtimmt ſich nach Landesrecht und Stiftungsurkunde (Art 59 EG). 


8 1737 


Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erſtrecken ſich auf die Ab⸗ 
kömmlinge des Kindes; ſie erſtrecken ſich nicht auf die Verwandten des 
Vaters. Die Frau des Vaters wird nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des 
Kindes wird nicht mit dem Vater verſchwägert ). 

Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, bleiben unberührt, 


ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt?). 
E I 1596 II 1621; M 4 947; ® 4 713. 


1. Durch die Ehelichkeitserklärung tritt das Kind ebenſowenig in die Familie des Vaters 
wie das an Kindes Statt angenommene Kind in die Familie des Annehmenden ($ 1768). 
Es entſteht — unbeſchadet des auf der natürlichen Erzeugung beruhenden Eheverbots des 
8 1310 Abſ 3 — kein Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und den Verwandten 
des Vaters, auch kein Schwägerſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und der Ehefrau des 
Vaters. Ein ſolches Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerſchaftsverhältnis kann auch nicht durch 
Vertrag geſchaffen werden. Der Vater des Antragſtellers gilt im Sinne der vormundſchafts⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen ($$ 1776 Abi 1 Nr 3, 1897, 1899) nicht als Großvater des Kindes. 
Dagegen nehmen an der EChelichkeitserklärung teil die Abkömmlinge des Kindes, und zwar 
(abweichend von § 1762) auch die zur Zeit der Ehelichkeitserklärung bereits vorhandenen 
Abkömmlinge. Dieſe Abkömmlinge treten, allerdings erſt von der Ehelichkeitserklärung ab 
(vgl. $ 1736 A 1), in diejenige Rechtsſtellung ein, für welche bereits durch die Abſtammung 
von dem unehelichen, aber der Legitimation fähigen Kinde der Grund gelegt war. Auf den 
Ehegatten des Kindes oder der Abkömmlinge erſtreckt ſich die Wirkung der EChelichkeits⸗ 
erklärung nicht. 

2. Eine notwendige Folge davon, daß das für ehelich erklärte Kind nicht in die Familie 
des Vaters eintritt, iſt es, daß das Kind in der Familie der Mutter verbleibt. Die aus dem 
Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und der unehelichen Mutter ſowie ihren Ver⸗ 
wandten ſich ergebenden Rechte und Pflichten erfahren — abgeſehen von den für die Mutter 
geltenden beſondern Beſtimmungen der $$ 1738, 1739 u. 1305 (f. 8 1738 A 3) — nur da; 
durch eine Anderung, daß mit den Rechten der Mutter und ihrer Verwandten (Erbrecht, Unter⸗ 
haltsanſpruch uſw.) nunmehr das Recht des Vaters zuſammentrifft. 
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8 1738 


Mit der Ehelichkeitserklärung!) verliert die Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Hat ſie dem Kinde Unterhalt 
zu gewähren, ſo treten Recht und Pflicht wieder ein, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters endigt oder wenn ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des 
Vaters oder nach § 1677 ruht?) ). 

E I 1597 II 1622; M 4 948 ff.; P 4 714. 


1. Über den Zeitpunkt, in dem die Ehelichkeitserklärung wirkſam wird, |. § 1736 A 1. 

2. Das Fürſorgerecht der Mutter für die Perſon des Kindes (8 1707) muß als mit 
der elterlichen Gewalt des Vaters unvereinbar hinter dieſer zurücktreten und geht inſofern 
der Mutter verloren. An ſich würde es zuläſſig ſein, das Fürſorgerecht für die Zeit nach Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt oder während des Ruhens der Gewalt im Falle des § 1676 
Abſ 1 u. § 1677 — im Falle des $ 1677 Abſ 2 verbleibt dem Vater die Fürſorge — fort ⸗ 
beſtehen zu laſſen. Man hat jedoch hiervon Abſtand genommen, weil inzwiſchen eine zu große 
Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind eingetreten ſein kann (M 4, 949). Nur wenn hinzu⸗ 
kommt, daß die Mutter in Erfüllung ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht dem Kinde tatſächlich 
(ganz oder teilweiſe) Unterhalt gewährt (vgl. wegen dieſes in Satz 2 gebrauchten Ausdrucks 
auch 8 1579 Satz 2 und dazu RG 72, 199, ferner 88 1612 Abſ 2, 1765 Abſ 2 und 8 1 Abſ 2 
des Gef. v. 23. 12. 21 über Lohnpfändung), tritt in den bezeichneten Fällen mit der Unter⸗ 
haltsgewährung ihr Recht der tatfächlichen Fürſorge wieder in Kraft. Es würde unbillig 
ſein, die Mutter nur die Laſt des Unterhalts tragen zu laſſen, ohne ihr das in weſentlichem 
Zuſammenhang hiermit ſtehende Recht der Fürſorge (vgl. $ 1612 Abſ 2) zu geben. In RG 
105, 164 iſt anerkannt, daß die Mutter trotz ihrer Bereitſchaft, den Unterhalt zu gewähren, 
das Fürſorgerecht nicht in Anſpruch nehmen kann, wenn das für ehelich erklärte Kind von 
der Frau des inzwiſchen verſtorbenen Vaters weiter unterhalten wird, da dann wegen fehlen- 
der Bedürftigkeit des Kindes eine Unterhaltspflicht der Mutter nicht beſteht. Die dort nicht 
entſchiedene Frage, ob ſchon das bloße Beſtehen der Unterhaltspflicht der Mutter oder erſt 
die tatſächliche Gewährung des Unterhalts durch ſie ihr Fürſorgerecht wieder aufleben läßt, 
dürfte im letzteren Sinne zu beantworten ſein. Das Recht der Fürſorge kann auf Grund 
des § 1666 eingeſchränkt oder gänzlich entzogen werden. Wird es von der Mutter nicht aus⸗ 
geübt, ſo bleibt das volle Recht des Vaters in Kroft. 

3. Zweifelhaft kann ſein, ob der Mutter das Recht des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde 
verbleibt. Für die Bejahung kann angeführt werden, daß durch die Ehelichkeitserklärung das 
Fürſorgerecht der Mutter nicht vollſtändig verlorengeht. Immerhin iſt es ſehr ungewiß, 
ob jemals dies Fürſorgerecht wirkſam wird, und es erſcheint danc ch von dem Standpunkt aus, 
daß das Recht auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ein Ausfluß der Perſonenfürſorge iſt 
($ 1636 A 1), als das Richtigere, dieſes Recht der Mutter bis zu dem etwaigen Eintritt der 
Perſonenfürſorge in gleicher Weiſe wie den Eltern des an Kindes Statt angenommenen Kindes 
(8 1765 A 2) zu verſagen (Sächſ[ OLG 28, 396; abw. OLG Stuttgart in RIA 11, 251). Hier- 
durch wird nicht ausgeſchloſſen, daß zwiſchen Vater und Mutter über das Recht des Verkehrs 
mit dem Kinde Vereinbarungen getroffen werden dürfen, die, ſoweit das Wohl des Kindes 
nicht durch ſie beeinträchtigt wird, als verbindlich anzuſehen ſind. Als ein Mißbrauch des 
Rechtes des Vaters, der das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berechtigt, iſt es unter 
Umſtänden zu erachten, wenn das Kind vollſtändig dem Verkehr mit der Mutter entzogen wird. 
Ein ſolcher Mißbrauch kann auch darin liegen, daß der Vater ohne zwingenden Grund den 
perſönlichen Verkehr davon abhängig machen will, daß die Mutter ſich hierbei nicht als Mutter, 
ſondern als Tante bezeichnet (vgl. RIA 11, 251; KGJ 43 A 285). Das Recht der Einwilligung 
zu der Eheſchließung ihres noch nicht 21 Jahre alten Kindes geht der Mutter nach $ 1305 
Abſ 1 letzter Satz durch die Ehelichkeitserklärung dauernd verloren. Über die Einwilligung zur 
Kindesannahme ſ. 8 1747 A 1. 


8 1739, 


Der Bater ift dem Kinde und deſſen Abkömmlingen vor der Mutter 
und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung des Unterhalts ver⸗ 
pflichtet !). 

E 1 1598 II 1623; M 4 949; P 4 716. 

1. Die Folge der Ehelichkeitserklärung iſt, daß die Pflicht zur Unterhaltung des Kindes, 
was mit 8 1606 Abſ 2 in Einklang ſteht, den Vater vor der Mutter trifft und daß ebenſo zur 
Unterhaltung der Abkömmlinge des Kindes, während ſonſt die väterlichen und mütterlichen 
Großeltern nach $ 1606 Abſ 2 zu gleichen Teilen haften, der Vater vor der Mutter verpflichtet 
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iſt. Die Mutter und die nach ihr haftenden mütterlichen Vorfahren haben hiernach für den 
Unterhalt nur inſoweit einzuftehen, als der Vater ohne Gefährdung des eigenen ſtandesgemäßen 
Unterhalts zur Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht imſtande iſt oder die Rechtsverfolgung 
gegen ihn erheblich erſchwert iſt (SS 1603, 1607). § 1739 entſpricht der für die Annahme an 
Kindes Statt geltenden Beſtimmung des $ 1766 Abi 1. 


8 1740 


Will der Vater eine Ehe eingehen !), während er die elterliche Gewalt 
über das Kind hat, jo finden die Vorſchriften der SS 1669 bis 1671 An⸗ 
wendung. 

E I 1599 II 1624; M 4 949; P 4 716; 6 299. 


1. In Anſehung des für ehelich erklärten Kindes treten, wenn der Vater nachher eine 
Ehe eingeht, dieſelben Anderungen ein, wie wenn das Kind in der Ehe geboren wäre und 
nach Auflöſung diefer Ehe eine neue Ehe von dem Vater geſchloſſen würde. Es ſind deshalb 
von dieſem hinſichtlich des Nachweiſes des Vermögens und der Auseinanderſetzung (SS 1669 
bis 1671, 1314) die gleichen Pflichten zu erfüllen wie bei der Wiederverheiratung (vgl. § 1761). 
Darauf, ob er bei Erteilung der Ehelichkeitserklärung tatſächlich verheiratet war, kommt es 
hiernach nicht weiter an. 


Achter Titel 
Annahme an Kindes Statt 


1. Die unbeſchränkte Zuläſſigkeit der Annahme an Kindes Statt würde der Eheſchließung 
nicht förderlich fein. Die Kinbdesannahme iſt daher nur unter Beſchränkungen (SS 1741, 1744) 
geſtattet. Auch iſt Vorſorge getroffen, daß fie nicht zur Verfolgung eigennütziger Zwecke miß⸗ 
braucht wird (88 1752, 1759, 1760, 1767, 1771). Das durch die Annahme an Kindes 
Statt geſchaffene Rechtsverhältnis iſt grundſätzlich dem natürlichen Kindesverhältnis nach 
gebildet (vgl. 88 1744, 1742, 1743, 1746, 1749, 1757). Ein Verwandtſchaftsverhältnis wird 
jedoch nur zwiſchen den Vertragsparteien begründet, als welche auch der Ehegatte des An⸗ 
nehmenden und die zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhandenen Abkömmlinge des Kindes 
zugezogen werden können (88 1757 Abſ 2, 1762, 1763). Eine ſehr erwünſchte Anwendung 
findet die Annahme an Kindes Statt bei Kriegerwaiſen. Das Zuſtandekommen ſolcher Ver⸗ 
träge iſt von den Behörden (wie z. B. die AVf des Pr Min v. 7. 7. 15 in IMBI 129 vor⸗ 
ſchreibt) möglichſt zu fördern, namentlich auch bei Behandlung der Geſuche um Befreiung von 
dem Erfordernis des Alters. Den Behörden wird empfohlen, für die Beſchaffung der be⸗ 
nötigten Urkunden ſelbſt zu ſorgen. Über Kindesannahme durch Kriegerwitwen vgl. 
$ 1758 A 2. — Wegen der in Ausſicht genommenen Geſetzesänderung (Entwurf eines Geſetzes 
über die unehelichen Kinder und die Annahme an Kindes Statt) ſ. Vorbem 1 vor § 1705. 

2. Räumlicher Geltungsbereich. Die Vorausſetzungen und Rechtswirkungen der An⸗ 
nahme an Kindes Statt beſtimmen ſich gemäß Art 22 Abſ 1 EG nach deutſchem Recht, wenn der 
Annehmende „zur Zeit der Annahme“, das iſt zur Zeit der Mitteilung der Beſtätigung an 
den Annehmenden (vgl. §S 1754 A 1), die Reichsangehörigkeit beſitzt. Es gilt dies grundſätzlich 
auch hinſichtlich des in $ 1748 Ab] 3 u. $ 1750 Abſ 2 vorgeſchriebenen Formerforderniſſes, 
mit der Beſonderheit natürlich, daß darüber, wie die öffentliche Beurkundung zu bewirken iſt, 
bei einer im Auslande erfolgten Beurkundung nur das ausländiſche Recht maßgebend ſein kann. 
Art 11 Abſ 1 Satz 2 EG iſt hiernach nicht unbedingt entſcheidend (anders die herrſchende An⸗ 
ſicht). Der Grundſatz des Art 22 Abſſ1 iſt einer ergänzenden Ausdehnung auf Ausländer fähig 
(vgl. Vorbem 7 vor § 1). Auch das ausländiſche Recht wird der Regel nach dahin zu ver⸗ 
ſtehen fein, daß für die Beſtätigung ($ 1741) und für die Bewilligung der Befreiung (81745) 
die Behörde dieſes Auslandsſtaates ausſchließlich zuſtändig ift (vgl. Enneccerus⸗Kipp 9 99 A 12). 
Eine beſondere Schutzbeſtimmung im Intereſſe des Deutſchen iſt es, daß bei Kindesannahme 
eines Deutſchen durch einen Ausländer hinſichtlich des Erforderniſſes der Einwilligung des 
Kindes, ſeiner Eltern (beziehentlich ſeiner unehelichen Mutter) und des Ehegatten des Kindes 
den Vorſchriften des deutſchen Rechtes genügt ſein muß (Art 22 Abſ 2 EG). Wird ein Aus⸗ 
länder von einem Deutſchen an Kindes Statt angenommen, ſo wird hinſichtlich der Frage, 
inwieweit die nach deutſchem Recht vorgeſchriebene Einwilligung des Kindes und ſeiner An⸗ 
gehörigen zu erfordern iſt, das Heimatsrecht des Ausländers berückſichtigt werden müſſen. 
Iſt der Annehmende ein im Inlande wohnender Ausländer, fo ſoll nach Anſicht des Kammer⸗ 
gerichts (JFF 1, 96) eine Beſtätigung durch den inländiſchen Richter, die ſich aber über die 
nach deutſchem Recht gebotene Prüfung der formellen Vorausſetzungen der Kindesannahme 
hinaus nicht erſtrecken dürfe, gemäß 8 66 FG erforderlich fein. Eine andere Frage iſt, in⸗ 
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wieweit die Einwilligungserklärung der Mitwirkung des geſetzlichen Vertreters und der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarf. Dieſe Frage iſt allgemein nach dem Heimats⸗ 
recht des Einwilligungsberechtigten zu entſcheiden (vgl. Sternberg in JW 1913, 567ff.). 
Desgleichen iſt die Einwirkung der Kindesannahme auf das Recht der Eltern des angenom⸗ 
menen Kindes nach dem Heimatsrecht der Eltern zu beurteilen (RG 13. 10. 19 IV 103/19). 
Erwirbt der Annehmende nach Annahme an Kindes Statt eine andere Staatsangehörigkeit, 
ſo wird hierdurch eine Anderung der durch die Annahme des Wahlkindes bereits eingetretenen 
Rechtswirkungen nicht herbeigeführt. Vgl. auch über die maßgebenden Grundſätze Allg Vfg 
des PrIM v. 11. 6. 25 in SW 1925, 2101. 

3. Übergangsvorſchriften. Die Gültigkeit einer vor Inkrafttreten des BGB erfolgten 
Annahme an Kindes Statt und der Zuſtimmungserklärungen dritter Perſonen ſowie die 
Rechtswirkungen dieſes Vertrags ſind nach bisherigem Recht zu beurteilen, vorausgeſetzt, 
daß der Vertrag unter Herrſchaft dieſes Rechtes vollwirkſam geworden iſt (Art 209 EG; RG 
Gruch 47, 653). Nach früherem Recht beſtimmt ſich insbeſondere, ob und inwieweit durch die 
Kindesannahme ein Verwandtſchaftsverhältnis und Namensrecht begründet iſt und welche 
Einſchränkungen durch den Annahmevertrag die Eltern des angenommenen Kindes in ihren 
Rechten erlitten haben. Dieſe Regel erleidet indes inſofern eine Ausnahme, als der Inhalt 
der dem Annehmenden zukommenden elterlichen Rechte und Pflichten, ſoweit eben das Kind 
durch den früheren Annahmevertrag dem ehelichen Kinde gleichgeſtellt iſt, ſich gemäß Art 203 EG 
vom Inkrafttreten des BGB an lediglich nach deſſen Vorſchriften beſtimmt (RG JW 1919, 824°). 


4. Das BGB kennt als familienrechtlichen Vertrag, durch welchen rechtswirkſam ein 
Eltern⸗ und Kindesverhältnis begründet wird, nur die Annahme an Kindes Statt, nicht den 
Vertrag über Annahme eines Pflegekindes. Der Inhaber der elterlichen Gewalt wird 
durch Abſchluß eines ſolchen Vertrags nicht gehindert, das Kind jederzeit zurückzufordern. 
Der Verzicht auf das Rückforderungsrecht kann auch nicht durch Vereinbarung einer Ver⸗ 
tragsſtrafe (vgl. $ 344) oder durch Übernahme einer Verpflichtung zum Schadenserſatz 
wirkſam gemacht werden. Haben die Pflegeeltern der Tochter eine Ausſtattung gewährt, 
fo können die Verhältniſſe fo liegen, daß in der ſchenkungsweiſen Zuwendung die Erfüllung 
einer ſittlichen Pflicht (§ 534) zu ſehen iſt (RG ZW 1917, 4803). Die familienrechtlichen 
Wirkungen des im preußiſchen Recht anerkannten Pflegekindſchaftsverhältniſſes (ALR II 2 
89 753 ff.) find ſeit dem 1. Jan. 1900 fortgefallen (NG 24. 1. 07 B IV 6/07). Ein vor 
dieſem Zeitpunkt geſchloſſener Einkindſchaftsvertrag hat, ſoweit darin nicht eine 
gültige Kindesannahme enthalten ift, mit Inkrafttreten des BGB feine perſonenrechtliche 
Wirkſamkeit verloren, während die vermögensrechtlich, insbeſondere erbrechtlich über- 
nommenen Verpflichtungen fortdauern (RG JW 1915, 951). Eine in dem Vertrage über⸗ 
nommene Unterhaltspflicht wird meiſt in dem Sinne aufzufaſſen ſein, daß die Beſtimmungen 
des jeweils geltenden Rechtes über die zwiſchen Vater und Kind beſtehende Unterhaltspflicht 
maßgebend ſein ſollen (G 22. 9. 02 IV 140/02; vgl. KJ 48 A 57). Nach der VO 
v. 21. 1. 16/20. 4. 17 (BF des Pr. des J. v. 25. 4. 17) haben im Falle der Bedürftigkeit 
auch Pflegekinder und Pflegeeltern, vorausgeſetzt, daß das Pflegeverhältnis bereits vor 
Ausbruch des Krieges beſtanden hat oder das Pflegekind erſt während des Krieges geboren 
oder elternlos geworden iſt, Anſpruch auf Kriegsunterſtützung. — Über die Erlaubnis zur 
Annahme eines Pflegekindes und die Beauflichtigung der Pflegekinder |. IWO $$ 19ff. Der 
in A 1 erwähnte Geſetzentwurf ſieht eine Neuordnung der Pflegekindſchaft vor. 


5. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes hat die Annahme an Kindes Statt nur 
geringe Bedeutung. Sie hat nach $ 8 RuStAngG v. 22. 7. 13 den Erwerb der Staats⸗ 
angehörigkeit des Annehmenden durch das Kind nicht zur Folge. Es erſtreckt ſich jedoch 
nach $ 16 Abſſ 2 daſ. (vgl. § 29) die Aufnahme und Einbürgerung mangels eines Vorbehalts 
zugleich auf diejenigen Kinder, deren geſetzliche Vertretung dem Aufgenommenen und Ein⸗ 
gebürgerten kraft elterlicher Gewalt zuſteht; dazu ſind richtiger Anſicht nach auch die an⸗ 
genommenen Kinder zu rechnen, vgl. § 1616 A 2. Hinſichtlich der Erbſchaftsſteuer |. 9 9 
Erbſchſtch in der Faſſung v. 22. 8. 25. Nach $ 18 UWG v. 80. 5. 08 teilte das angenommene 
Kind geradeſo wie das eheliche Kind den Unterſtützungswohnſitz des Annehmenden; vgl. 
jetzt 68 5ff. RFürſVOO v. 18. 2. 24. Der Kinderzuſchlag wird dem Beamten nach $ 16 Abſ 3 
Nr 3 des RBeſoldG v. 6. 12. 26 (Ziff 174 der Beſoldungsvorſchriften v. 14. 7. 24) für das 
angenommene Kind — nicht aber das Pflegekind — in der gleichen Weiſe wie für eheliche 
Kinder gewährt. Zu den verſorgungsberechtigten Kindern im Sinne der Beamtenhinter⸗ 
bliebenengeſetze (. 98 1, 9 des RGeſ v. 17. 5. 07) wird das angenommene Kind nicht ge⸗ 
rechnet. Vgl. hierzu Gruch 65, 446. Der Adel in ſeiner namensrechtlichen Bedeutung geht 
auf das angenommene Kind über ($ 1758 A 1 a. E.). In Lehen und Familienfidei⸗ 
kommiſſe war das angenommene Kind, falls für Familienfideikommiſſe in der Stiftungs⸗ 
urkunde nichts anderes feſtgeſetzt war, nach Landesrecht (vgl. Art 59 EG) regelmäßig nicht 
nachfolgeberechtigt. 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) 30 
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8 1741 


Wer keine ehelichen Abkömmlinge hat!), kann durch Vertrage) mit einem 
anderen dieſen an Kindes Statt annehmen). Der Vertrag bedarf der Be⸗ 
ſtätigung“) durch das zuſtändige Gericht‘). 

E 1601 Abſ 2, 1602 Satz 1, 1617 Satz 1 II 1625 Abſ 1, 1631 Satz 1, 1632 Abf 1 Satz 1; M 4 951 und 
972; P 4 718 u. 724. 

1. Ein Hindernis der Annahme an Kindes Statt bildet das Vorhandenſein ehelicher 
Abkömmlinge auf ſeiten des Annehmenden nur, wenn ſie zur Zeit des Abſchluſſes des An⸗ 
nahmevertrags — wodurch eine Bindung zwiſchen den Vertragſchließenden bewirkt wird 
(8 1754 Abs 1 Satz 2) — bereits geboren, nicht bloß erzeugt ſind (IF 3, 123, a. M. 
Deruburg IV 8 94 unter I). Zu den ehelichen Abkömmlingen find auch die legitimierten 
Kinder (88 1719, 1723) und die als ehelich geltenden Kinder aus einer nichtigen Ehe (88 1699, 
1704) zu zählen. Die Nichtbeachtung des hier aufgeſtellten Erforderniſſes, wovon Befreiung 
nicht gewährt werden kann, macht den Annahmevertrag nichtig, auch wenn er die gerichtliche 
Beſtätigung erhalten haben ſollte. Stellt ſich nach Beſtätigung des Annahmevertrags heraus, 
daß ein für tot erklärter Abkömmling noch am Leben iſt, ſo hat dies jedoch die Nichtigkeit 
nicht zur Folge (beſtr.). Die Vorſchrift des § 1741, die verhindern will, daß eine Verkürzung 
der vorhandenen ehelichen Abkömmlinge eintritt, ſchließt übrigens nicht aus, daß der Enkel 
von dem Großelternteil, der keine ſonſtigen ehelichen Abkömmlinge hat, an Kindes Statt 
angenommen werden darf (RIA 14, 120). 

2. Die Annahme an Kindes Statt ſetzt einen Vertrag zwiſchen dem Annehmenden und dem 
augeuommenen Kinde voraus, nicht einen Vertrag mit den Eltern oder der unehelichen Mutter 
des Kindes, welche nur durch Erteilung der Einwilligung an dem Vertrage teilnehmen. Der 
Vertrag hat die Natur eines familienrechtlichen Vertrags. Eine Bindung (§ 1754 Abſ 1) wird 
uur erzeugt durch die in der Form des $ 1750 Abſ 2 erklärte Einigung. Eine Verpflichtung zur 
Abſchließung eines Kindesannahmevertrags oder zur Aufhebung eines ſolchen Vertrags kann 
nicht gültig eingegangen werden. Ebenſowenig können die Grundſätze über die bindende 
Kraft eines Verkragsantrags (88 145ff.) Platz greifen. Über die Dauer der Bindung f. $ 1754 
A 3. — Nach RG 109, 247 ſoll eine zur Beſeitigung von Zweifeln an der objektiven Wirkſam⸗ 
keit der erſten erfolgte Wiederholung der Annahme an Kindes Statt nicht zuläſſig, ſondern 
nur die Wiederaufhebung des früheren und der Abſchluß eines neuen Vertrags ſtatthaft ſein. 

3. Das BOB kennt nur eine Annahme an Kindes Statt (vgl. SS 1742, 1753 Abſ 1, 
1767 Abſ 2), nicht eine Annahme an Enkel Statt. Zuläſſig iſt es, daß der Vater oder die 
Mutter das eigene uneheliche Kind an Kindes Statt annimmt, wie auch eine derartige 
Kindesannahme vielfach in Gebrauch iſt. Sie behält neben der Einrichtung der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe oder Ehelichkeitserklärung ihre ſelbſtändige Bedeutung (vgl. RG 
IW 06, 5992). Es iſt oft nur auf dieſem Wege möglich, den Makel der unehelichen Geburt 
völlig zu tilgen. Für die uneheliche Mutter bildet die Möglichkeit der Kindesannahme einen 
Erſatz für die nur auf Antrag des Vaters zuläſſige Ehelichkeitserklärung. — Der Vertrag kann 
nur zum Zwecke der Herſtellung eines wirklichen Kindesverhältniſſes benutzt werden. Iſt die 
Abſicht der Parteien nicht hierauf, ſondern nur auf die Namensänd erung (vgl. $ 1758) 
gerichtet, jo iſt der Vertrag als zum Schein abgeſchloſſen, daher als nichtig anzuſehen und 
es kann aus dieſem Grunde, da die Eingehung eines ſolchen nichtigen Vertrags nicht im 
Jutereſſe des Mündels iſt, die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu dem Vertrage 
verfagt werden (OL 7, 425; 12, 347; Seuffa 60 Nr 69; KGJ 32 A 47; vgl. RG 29, 132; 
Warn 1911 Nr 3; OLG 42, 186). Ein Scheinvertrag liegt nicht vor, ſofern die Rechtsfolgen 
der Annahme, wenn auch zum Zwecke des Namenserwerbs, tatſächlich gewollt find (RG 22 
1918, 39327; 356 1, 101). Doch kann, wenn die Einrichtung der Kindesannahme mißbräuch⸗ 
lich zur Erlangung beſonderer Vorteile, z. B. zum Kauf eines adligen Namens benutzt wird, 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten nach $ 138 Abf 1 vorliegen (RIA 16, 27; Bay Obe in 
JW 1925 S. 37316, 27921; 23 1926, 1140). Von einer Nichtigkeit kann aber nicht die Rede fein, 
wenn der eine Vertragsteil den unſittlichen Charakter der vom Vertragsgegner erſtrebten 
Zwecke und gehegten Beweggründe nicht erkannt und nicht geteilt hat (RG 25. 4. 07 IV 470/06; 
RG 114, 338). Nichtigkeit nach § 138 iſt anzunehmen, wenn beide Teile darüber einig ſind, 
daß der Vertrag nur dazu dient, die Anfechtung eines Erbvertrags oder gemeinſchaftlichen 
Teſtaments zu ermöglichen und nach Erreichung dieſes Zweckes wieder aufgehoben werden 
ſoll. Aber auch, wenn nur der Annehmende in dieſer Absicht gehandelt hat, kann doch die zur 
Erreichung des ſittenwidrigen Zwecks von dieſem erklärte Anfechtung des Erbvertrags oder 
gemeinſchafllichen Teſtaments nach § 138 nichtig fein (NG JW 1917, 5362). 

4. Zuſtändig für die Beſtätigung iſt nach 88 65, 66 FGG das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk der Annehmende ſeinen Wohnſitz oder in Ermanglung eines inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt zu der Zeit hat, wo der Antrag bei dem Amtsgericht eingeht oder das 
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beurkundende Gericht (Notar) mit der Einreichung beauftragt iſt. Es wird damit dem An⸗ 
nehmenden, wenn er ein in Deutſchland lebender Ausländer iſt, für den Fall, daß ſein 
Heimatsrecht die Beſtätigung durch ein ausländiſches Gericht zuläßt (vgl. Vorbem 2 vor 
$ 1741), die Möglichkeit der Kindesannahme im Inland gewährt. Im Intereſſe des im Aus⸗ 
lande befindlichen Deutſchen iſt eine beſondere Zuſtändigkeitsbeſtimmung (Zuſtändigkeit auf 
Grund des letzten inländiſchen Wohnſitzes, äußerſtenfalls des von der Landesjuſtizverwaltung 
oder dem Reichskanzler beſtimmten Gerichts) in $ 66 Abſ 2 FGG gegeben. Die örtliche 
Unzuſtändigkeit ift auf die Gültigkeit der Beſtätigung ohne Einfluß ($ 7 FG). Eine Be⸗ 
ſchwerde, und zwar die ſofortige Beſchwerde, die von jedem der Vertragſchließenden erhoben 
werden kann, findet nach $ 68 FG nur gegen die Verſagung der Beſtätigung ſtatt. Die 
Beſtätigung iſt nicht Gnadenſache (8 1754). 


8 1742 


Die Annahme an Kindes Statt kann nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen!). 
E I 1615 II 1630; M 4 971; P 4 724. 


1. Die Annahme an Kindes Statt kann, weil das durch ſie begründete Kindesverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis entſprechen ſoll, zeitlich nicht begrenzt werden, weder 
durch Beifügung eines Anfangstermins oder Endtermins noch durch Beifügung einer auf⸗ 
ſchiebenden oder auflöſenden Bedingung. Der Annahmevertrag bleibt in ſolchem Falle un⸗ 
gültig, auch wenn der Anfangstermin oder die Bedingung noch vor der Beſtätigung ein⸗ 
getreten ſein ſollte. Eine zeitliche Begrenzung kann übrigens auch nicht dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Verpflichtung übernommen wird, zu einer beſtimmten Zeit oder bei Eintritt 
einer beſtimmten Bedingung die Aufhebung der Kindesannahme zu bewilligen (vgl. § 1741 
A 2). Keinen Verſtoß gegen $ 1742 enthält es, wenn als Bedingung ein Umſtand geſetzt wird, 
der ſchon die geſetzliche Vorausſetzung für die Gültigkeit des Vertrags bildet. 


8 1743 


Das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes ſteht einer weiteren 
Annahme an Kindes Statt nicht entgegen!). 
E 1 1602 Satz 2 II 1625 Abſ 2; M 4 959; P 4 719. 


1. Daraus, daß das angenommene Kind dem ehelichen gleichſteht (§ 1757 Abſ 1), könnte 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß ebenſo wie das Vorhandenſein eines ehelichen Kindes 
($ 1741) auch das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer neuen Kindesannahme 
entgegenſtehe. Dieſer Schlußfolgerung will § 1743 vorbeugen. Wie das eheliche Kind ſich 
die Schmälerung ſeiner Rechte durch die Geburt eines zweiten ehelichen Kindes gefallen laſſen 
muß, ſo muß auch das angenommene Kind die Annahme eines weiteren Kindes dulden. 
Iſt die Abſicht bei der zweiten Kindesannahme auf dieſe Schmälerung gerichtet, ſo wird unter 
Umſtänden $ 138 oder $ 826 zur Anwendung gebracht werden können. Unter den mehreren 
angenommenen Perſonen beſteht keine Verwandtſchaft. 


8 1744 


Der Annehmende muß das fünfzigſte Lebensjahr vollendet haben!) und 
mindeſtens achtzehn Jahre älter jein als das Kind?). 
E 1 1607 Abf 1, 1604 Abs 1 II 1626 Abſ 1; M 4 960; P 4 720. 


1. Die Vollendung des 50. Lebensjahrs wird verlangt, weil bei dieſem Alter die Ausſicht 
auf Erzeugung leiblicher Kinder nur eine geringe iſt. Das 50. Lebensjahr ift, wie aus § 187 
abi 2 folgt, mit dem Beginn des 50. Geburtstags vollendet. Befreiung von dieſem Erfordernis 
iſt nach § 1745 zuläſſig. 


2. Soll die Kindesannahme ihrem Zweck entſprechend (vgl. Vorbem 1 vor 8 1741) einen 
dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildeten Zuſtand herbeiführen, fo muß der Alters⸗ 
unterſchied ein ſolcher ſein, daß der Annehmende in Wirklichkeit der Vater (bzw. Mutter) 
des angenommenen Kindes ſein könnte. Es wird deshalb (in Anſchluß an die plena pubertas 
des römiſchen Rechtes), und zwar ohne Unterſcheidung, ob der Annehmende ein Mann oder 
eine Frau ift, ein Altersunterſchied von 18 Jahren gefordert. Das Kind darf nicht vor Beginn 
des 18. Geburtstags des Annehmenden geboren ſein. 
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8 1765 


Von den Erforderniſſen des § 1744 kann Befreiung bewilligt werden, 
von der Vollendung des fünfzigſten Lebensjahrs jedoch nur, wenn der An⸗ 
nehmende volljährig iſt !). 

Die Bewilligung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der Annehmende an⸗ 
gehört; iſt der Annehmende ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, 
fo ſteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu?). 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu bejtimmen?). 

E I 1603 Ab 2, 1604 Abſ 2, 1605 II 1626 Abſ 2 u. 3; M 4 960; P 4 718; 6 67 u. 304. 


1. Die Zuläſſigkeit der Befreiung von dem Erfordernis des 50. Lebensjahrs hat haupt⸗ 
ſächlich darin ihren Grund, daß die Unwahrſcheinlichkeit der Zeugung oder Geburt leiblicher 
Kinder nach den beſonderen perſönlichen Verhältniſſen des Annehmenden ſchon in einem 
früheren Lebensalter eintreten kann. Dem Geſuche um Befreiung pflegt demgemäß ein 
amtsärztliches Zeugnis darüber beigefügt zu werden, daß der Geſuchſteller leibliche Kinder 
nicht mehr zu erwarten hat. Eine Schranke iſt in dieſer Beziehung dem Ermeſſen der 
für die Befreiung zuſtändigen Stelle nur inſofern gezogen, als der Annehmende mindeſtens 
volljährig ſein muß, da es widerſinnig ſein würde, die Annahme an Kindes Statt in einem 
früheren Alter als die Eheſchließung, die wenigſtens beim Manne die Volljährigkeit voraus⸗ 
ſetzt, zu geſtatten. Der Volljährigkeit des Annehmenden iſt auch hier (wie in dem Falle des 
8 1303) die Volljährigkeitserklärung gleichzuſtellen. Für die Befreiung von dem Erfordernis 
des Altersunterſchiedes können die verſchiedenſten Rückſichten perſönlicher und allgemeiner 
Art maßgebend ſein. — Die Gültigkeit des Annahmevertrags kann nicht aus dem Grunde 
angefochten werden, weil die Bewilligung der Befreiung durch unwahre Angaben erſchlichen 
ſei (RG 25. 4. 07 IV 470/06). 

2. Die Bewilligung der Befreiung iſt, falls der Annehmende nur die Reichsangehörigkeit 
beſitzt, dem Reichskanzler, jetzt dem Reichsminiſter der Juſtiz übertragen, und im übrigen 
Sache des Landes, das auch die erforderlichen Ausführungsvorſchriften über Zuſtändig⸗ 
keit und Verfahren zu erlaſſen hat. Wenn $ 1745 dieſe Anordnungen der Landesregierung 
zuweiſt, ſo hat damit nicht unter Eingriff in das innerſtaatliche Recht des Landes die Un⸗ 
zuläſſigkeit einer geſetzlichen Regelung oder eine Beſchränkung hinſichtlich der zum Erlaß 
der Ausführungsvorſchriften zuſtändigen Stelle feſtgeſetzt werden ſollen (vgl. § 1322 Abſ 3). 
Die Bewilligung ſteht dem Lande zu, dem der Annehmende angehört, bei mehrfacher Staats⸗ 
angehörigkeit dem von dem Annehmenden zuerſt angegangenen Lande (a. M. Staudinger 
A 2). Dem Ermeſſen der zuständigen Stelle, als welche meiſt der Juſtizminiſter beſtimmt 
iſt, bleibt es überlaſſen, vor Erteilung der Bewilligung den Abſchluß des Annahmevertrags 
und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Vertrags zu fordern. Dieſe Genehmigung 
kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil vor der Bewilligung der Befreiung die Gültig⸗ 
keit des Vertrags noch in der Schwebe iſt. Ein Verzeichnis der in den deutſchen Ländern zu⸗ 
ſtändigen Behörden iſt in der Allg f des PrM v. 8. 10. 22 (JM Bl 424) mitgeteilt. Für 
Preußen vgl. Ausf VO z. BGB v. 16. 11. 99 Art 14, VO v. 16. 8. 15 und Allg Vf v. 24. 8. 15, 
7 8 16 5 27. 8. 25. Wegen der Beſchwerde gegen die Verſagung der Genehmigung 
. 8 1821 A 2. 


8 1746 


Wer verheiratet iſt, kann nur mit Einwilligung ſeines Ehegatten!) an 
Kindes Statt annehmen oder angenommen werden. 

Die Einwilligung iſt nicht erforderlich, wenn der Ehegatte zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt dauernd un⸗ 
bekannt iſt :). 

E I 1606, 1609, 1611 Satz 1 IL 1627; M 4 961 ff.; P 4 721. 


1. Wenn auch aus der Annahme an Kindes Statt dem Ehegatten des Annehmenden 
und des angenommenen Kindes keine Rechte und Pflichten erwachſen, fo übt doch die Kindes ⸗ 
annahme auf die Geſtaltung des gemeinſchaftlichen ehelichen Lebens eine ſolche Wirkung, 
daß der eine Ehegatte nicht ohne Einwilligung des andern Ehegatten den Annahmevertrag 
ſchließen darf. Die Nichterteilung der Einwilligung macht übrigens dieſen Vertrag nicht 
derart ungültig, daß die Bindung der Vertragſchließenden aufgehoben wäre, ſondern ſchließt 
nur die Beſtätigung aus. Über den Zeitpunkt, bis zu welchem die Einwilligung erteilt ſein 
muß, |. § 1754 A 2 a. E. 
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2. Die Einwilligung des Ehegatten braucht nicht eingeholt zu werden, wenn, wie in 
Abſ 2 näher beſtimmt iſt, ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, worüber das Gericht bei 
Erteilung der Beſtätigung nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen hat (|. $ 1726 A 2 u. 8 1756 
A 1). Der Fall, daß ein dauerndes Hindernis der Erteilung der Einwilligung entgegen⸗ 
ſteht, kann namentlich bei einem Findelkinde eintreten, deſſen Eltern nicht zu ermitteln 
find. — Zur Aufhebung der Annahme an Kindes Statt iſt die Einwilligung des andern 
Ehegatten nicht erforderlich. 


8 1747 


Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs nur mit Einwilligung der Eltern, ein uneheliches Kind kann 
bis zum gleichen Lebensalter nur mit Einwilligung der Mutter an Kindes 
Statt angenommen werden!). Die Vorſchrift des 8 1746 Abſ 2 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung?) ). ö 

E I 1610, 1611 Satz 1 II 1629; M 4 964; P 4 721. 


1. Die Einwilligung der Eltern und bei einem unehelichen Kinde die Einwilligung 
der Mutter wird nicht bloß in ſolchen Fällen gefordert, in denen die Kindesannahme den 
Verluſt der elterlichen Gewalt bzw. des Fürſorgerechts für die Perſon des Kindes (8 1765) 
zur Folge hat. § 1747 verlangt die Einwilligung auch für das volljährig erklärte Kind 
unter 21 Jahren, obſchon durch die Vollzährigkeitserklärung die elterliche Gewalt und das 
Fürſorgerecht erliſcht (8 1626). Es handelt ſich ſomit bei dem den Eltern und der unehelichen 
Mutter gegebenen Einwilligungsrecht um einen Ausfluß des natürlichen Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſes. Gegen ihren Willen ſoll die Kindesannahme, die leicht zu einer Lockerung der 
verwandtſchaftlichen Beziehungen führt, überhaupt nicht erfolgen dürfen. Die Einwilligung 
kann nur erteilt werden, wenn die Perſon des Annehmenden feſtſteht (KH in JW 1926, 834°, 
a. A. Blume dal. und $ 1746 A 3). Bei einem ehelichen Kinde unter 21 Jahren iſt die Ein⸗ 
willigung beider Eltern erforderlich, da die Ausübung eines Rechtes der elterlichen Ge⸗ 
walt nicht in Frage ſteht, der Vater ſomit kein Vorrecht vor der Mutter beanſpruchen kann. 
Das Einwilligungsrecht ſteht dem Vater eines aus nichtiger Ehe hervorgegangenen Kindes 
(nach Auflöſung der Ehe), wenn ihm die Nichtigkeit bei der Eheſchließung bekannt war, nicht 
zu, da er in dieſem Falle aller Rechte aus der Vaterſchaft, nicht bloß der Rechte der elterlichen 
Gewalt verluftig geht (8 1701). Iſt das Kind durch Ehelichkeitserklärung legitimiert, ſo bedarf 
es nicht bloß der Einwilligung des Vaters, der durch die Ehelichkeitserklärung die elter⸗ 
liche Gewalt erlangt hat, ſondern auch der Mutter, da ihr die Rechte aus dem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältnis geblieben ſind (8 1737 Abſ 2). 

2. Der Mangel der Einwilligung hat zur Folge, daß das Kind von den Eltern oder der 
unehelichen Mutter geradeſo zurückgefordert werden darf, als wenn ein Annahmevertrag 
nicht geſchloſſen wäre. Vgl. im übrigen 8 1746 A 1 u. 2. 

3. Zu der Aufhebung der Kindesannahme iſt die Einwilligung der in A 1 genannten 
Perſonen nicht erforderlich, wohl aber dann, wenn nach Aufhebung des erſten Annahme⸗ 
vertrags das Kind wiederholt (von demſelben oder einem andern) an Kindes Statt an- 
genommen werden ſoll. 


8 1748 


Die Einwilligung!) der in den SS 1746, 1747 bezeichneten Perſonen hat 
dem Annehmenden oder dem Kinde oder dem für die Beſtätigung des 
Annahmevertrags zuſtändigen Gerichte gegenüber zu erfolgen; ſie iſt un⸗ 
widerruflich). 

Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden. Iſt 
der Einwilligende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht 
der Zuſtim mung ſeines geſetzlichen Vertreters“). 

Die Einwilligungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung). 

E 1 1614, 1616 Abſ 2 II 1636; M 4 970; P 4 724: 5 448. 

1. Ebenſo wie die Annahme an Kindes Statt kann die Einwilligung nicht unter einer 
Bedingung oder Zeitbeſtimmung erklärt werden. Trifft der Annehmende zur Erlangung 
der Einwilligung eine beſondere Abmachung, ſo iſt doch die Wirkſamkeit der Einwilligung 
nicht von der Gültigkeit dieſes Abkommens und von der Erfüllung der gemachten Zuſagen 


abhängig. Ein ſolches Abkommen wird übrigens nicht ſchon um deswillen als ungültig ($ 138) 
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angeſehen werden können, weil dem Einwilligungsberechtigten eine Entſchädigung gewährt 
55 an Entſchädigung für den Verluſt des Kindes wird unter Umſtänden durchaus 
am Platze ſein. 

2. Die Einwilligungserklärung wird als empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft dadurch 
wirkſam, daß fie — in der durch Abj 3 vorgeſchriebenen Form der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung (vgl. 8 1726 A 1, § 1730 A 1) — einem der Vertragsteile gegenüber 
oder gegenüber dem für die Beſtätigung zuſtändigen Gericht (vgl. § 1741 A 4), das die Er- 
klärung als Vertreter der Vertragsteile entgegennimmt, abgegeben wird; ſie wird hierdurch 
zugleich unwiderruflich. Nicht nötig iſt, daß dieſes Gericht bereits durch Einreichung des An⸗ 
trags auf Beſtätigung mit dieſer Angelegenheit befaßt iſt. Die in § 1748 vorgeſchriebene 
Form iſt einzuhalten auch bei nachträglicher Erteilung der Zuſtimmung nach vorangegangener 
Beſtätigung (vgl. hierüber § 1754 A 2 a. E.). 

3. Die Erteilung der Einwilligung läßt bei der höchſtperſönlichen Natur dieſer Rechts⸗ 
handlung keine Vertretung durch einen Bevollmächtigten, wenn er nicht ein bloßer Ver⸗ 
treter in Erklärung des Willens iſt, oder den geſetzlichen Vertreter zu. Es kommt auf die 
perſönliche Entſchließung des Einwilligungsberechtigten an. Der beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähige (SS 106, 114) bedarf zur Erklärung der Einwilligung nicht der Zuſtimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. — Im Gebiet des Rheiniſchen Rechtes ſind nach dem PrGeſ. v. 2. 1. 24/ 
13. 12. 26 nur Notare zur Entgegennahme der Einwilligungserllärung zuſtändig (RG v. 
24. 2. 27 IVB 4/27). 


8 1749 


Als gemeinſchaftliches Kind kann ein Kind nur von einem Ehepaar!) 
angenommen werden!)). 

Ein angenommenes Kind kann, ſolange das durch die Annahme be⸗ 
gründete Rechtsverhältnis beſteht, nur von dem Ehegatten des Anneh⸗ 
menden an Kindes Statt angenommen werden)). 

E I 1607, 1608 II 1628; M 4 962, 963; P 4 721. 


1. Die Annahme eines Kindes als eines gemeinſchaftlichen kann ſelbſtverſtändlich nur 
den Ehegatten geſtattet ſein, da ſonſt ein dem natürlichen Kindesverhältnis widerſprechender 
Zuſtand geſchaffen würde. Sie kann in der Weiſe geſchehen, daß von vornherein beide 
Eheleute zuſammen den Vertrag ſchließen oder daß nachträglich durch beſondern Vertrag 
der zweite Ehegatte das Kind ebenfalls an Kindes Statt annimmt. In letzterer Beziehung 
genügt nicht die einfache Beitrittserklärung zu dem früheren Vertrage. Es muß vielmehr 
ein neuer Vertrag abgeſchloſſen werden, der alle Erforderniſſe eines Kindesannahmevertrags, 
auch hinſichtlich der von den Eltern, der unehelichen Mutter und dem Ehegatten des Kindes 
zu erteilenden Einwilligung, erfüllt. — Über die Rechtswirkungen einer gemeinſchaftlichen 
Kindesannahme ſ. § 1757 A 2. Die Aufhebung einer ſolchen Kindesannahme erfordert einen 
unter Mitwirkung beider Ehegatten zu ſchließenden Vertrag (§ 1768 A 1). 


8 1750 


Der Annahmevertrag kann nicht durch einen Vertreter!) geſchloſſen 
werden. Hat das Kind nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo kann 
ſein geſetzlicher Vertreter den Vertrag mit Genehmigung des Vormund⸗ 


ſchaftsgerichts?) ſchließen. 

Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile 
vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen werdens). 

E I 1612, 1613 Abſ 2, 1616 Abſ 1 II 1631 Satz 2, 1633; M 4 969 u. 971; P 4 722, 724, 726; 5 443, 


1. Wie die Erteilung der Einwilligungserklärung (8 1748 A 3) iſt auch die Abſchließung 
des Annahmevertrags eine höchſtperſönliche, keine Vertretung zulaſſende Angelegenheit. 
Ausnahmsweiſe iſt es jedoch, da es namentlich aus erzieheriſchen Rückſichten ſehr wünſchens⸗ 
wert iſt, die Kindesannahme nicht bis zu einem ſpäteren Alter des Kindes hinauszuſchieben, 
geſtattet, daß der geſetzliche Vertreter für das unmündige und für das noch nicht 14 Jahre 
alte Kind mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Vertrag ſchließt. Auf 
ſonſtige Fälle der Geſchäftsunfähigkeit des Kindes (88 104, 105) iſt dieſe Ausnahme nicht 
auszudehnen. Dem im Alter von 7—14 Jahren ſtehenden, alſo beſchränkt geſchäftsfähiaen 
Kinde iſt es unbenommen, den Vertrag auch mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
und Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſelbſt zu ſchließen. In derſelben Weiſe muß 
der Vertrag von dem über 14 Jahre alten (beſchränkt geſchäftsfähigen) Kinde ſelbſt ge⸗ 
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ſchloſſen werden (§ 1751 Abi 2). Als geſetzlicher Vertreter kommt, wenn die Sorge für 
die Perſon und das Vermögen verſchiedenen Perſonen zuſteht, derjenige Vertreter in Be⸗ 
tracht, dem die Fürſorge für die Perſon des Kindes gebührt. 

2. Maßgebend für die Geneh migung des Vormundſchoftsgerichts, von dem vorher das 
zuſtändige Jugendamt zu hören iſt (J WG 9 43 Ab] 1) — vgl. auch § 1847, iſt die Rückſicht auf 
das Wohl des Kindes, wobei die aus der Kindesannahme entſpringenden Vorteile und 
Nachteile gegeneinander abzuwägen find. Daß das Kind (trotz des dem verſtorbenen leib⸗ 
lichen Vater geſchuldeten Andenkens) ausſchließlich den Namen des Annehmenden führen 
ſoll, kann die Verſagung der Genehmigung nicht rechtfertigen (OLG 5, 417). Iſt der An⸗ 
nehmende Schuldner des Kindes, ſo wird zweckmäßig vor Erteilung der Genehmigung die 
Tilgung oder Sicherſtellung der Schuld zu fordern fein (vgl. 8 1752). Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts kann auch im voraus für einen unter beſtimmten Bedingungen ab- 
zuſchließenden Annahmevertrag erteilt werden. Das Vormundſchaftsgericht kann nicht ver 
langen, daß, bevor es ſich über die Genehmigung ſchlüſſig macht, die Befreiung von den Er: 
forderniſſen des 8 1744 beſchafft werde. Über das Beſchwerderecht des Annehmenden gegen 
die Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. 5 1821 A 2. 

3. Bei der Wichtigkeit des die familienrechtliche Stellung des Kindes ändernden Ver ⸗ 
trags iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung und zugleich als Gewähr für die richtige, 
dem beiderſeitigen Vertragswillen entſprechende Aufnahme des Vertrags die Anweſenheit 
beider Teile bei der Beurkundung vorgeſchrieben. Danach erſcheint es nicht angängig, daß 
ein Vertreter in Erklärung des Willens die Partei bei Aufnahme des Vertrags vertritt 
(ebenſo RIA 13, 172; IF 1, 92ff., wonach auch § 177 keine Anwendung findet; Z Bl G 
22, 214; a. A. Staudinger A 3). Vereinbarungen, die bei Beurkundung des Vertrags in dieſen 
nicht aufgenommen ſind, ſind als aufgegeben anzuſehen. 


8 1751 


Iſt der Annehmende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er 
zur Eingehung des Vertrags, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters, der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts)). 

Das gleiche gilt für das Kind, wenn es in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt!). 

E I 1618 Abſ 1 u. 2 II 1634; M 4 969 u. 971; P 4 722, 724, 726; 5 448. 


1. Sowohl für den Annehmenden als für das anzunehmende Kind (vgl. § 1750 A 1) fiehen 
bei Abſchließung des Annahmevertrags jo wichtige Intereſſen in Frage, daß die Zuſtim ⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormundſchafts ⸗ 
gerichts zu der Erklärung des in der Geſchäftsfähigteit beſchränkten Vertragsteils nicht zu 
entbehren iſt. Eine beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Annehmenden kann übrigens, da die 
Kindesannahme durch einen Minderjährigen nach § 1745 Abſ 1 unzuläſſig iſt, nur infolge 
Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht in Frage kommen, 
in welchem Falle eine Kindesannahme wohl nur ausnahmsweiſe gerechtfertigt ſein dürfte. 
Über Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. § 1750 A 2. 


8 1752 


Will ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes Statt annehmen, ſo ſoll 
das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, ſolange der 
Vormund im Amte iſt. Will jemand ſeinen früheren Mündel an Kindes 
Statt annehmen, ſo ſoll das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht 
erteilen, bevor er über ſeine Verwaltung Rechnung gelegt und das Vor⸗ 
handenſein des Mündelvermögens nachgewieſen hat!). 

Das gleiche gilt, wenn ein zur Vermögensverwaltung beſtellter Pfleger 
ſeinen Pflegling oder ſeinen früheren Pflegling an Kindes Statt annehmen 
will?). 

E g 1613 Abſ 3 u. 4 II 1635; M 4 970; P 4 728. 

1. Das Vormundſchaftsgericht hat es, wenn ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes 
Statt annehmen will, in der Hand, die Genehmigung des Vertrags davon abhängig zu machen, 
daß der Vormund zuvor ſein Amt niederlegt, über die Verwaltung des Vermögens Rechnung 
legt und den richtigen Beſtand des Vermögens nachweiſt, und wird verſtändigerweiſe ſo ver⸗ 
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fahren (vgl. $ 1750 A 2). Durch die Sollvorſchrift des § 1752 iſt dieſes Vorgehen dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht unter allen Umſtänden zur Pflicht gemacht, auch wenn ein Verdacht der 
Untreue des Vormundes nicht beſteht. Unter Umſtänden kann ein Anlaß vorhanden ſein, 
auch die vorherige Herausgabe des Vermögens zu fordern. 

Das in A 1 Geſagte findet Anwendung auf den zur Vermögensverwaltung be⸗ 
ſtellten Pfleger (§ 1909) und auf den der Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt bei⸗ 
ee Beiſtand, dem nach § 1693 die Vermögensverwaltung ganz oder teilweiſe über⸗ 
tragen iſt. 


§ 1753 


Die Beſtätigung des Annahmevertrags kann nicht nach dem Tode des 
Kindes erfolgen). 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beſtätigung nur zuläſſig, wenn 
der Annehmende oder das Kind den Antrag auf Beſtätigung bei dem zu⸗ 
ſtändigen Gericht eingereicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung des Vertrags das Gericht oder den Notar mit der 
Einreichung betraut hat!). 

Die nach dem Tode des Annehmenden erfolgte Beſtätigung hat die gleiche 
Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode erfolgt wäre?). 

E 1 1618 II 1637; M 4 976; P 4 726; 5 145. 


1. Iſt vor der Beſtätigung des Vertrags das Kind geſtorben, ſo wird die Kindesannahme, 
die nach der Auffaſſung des Geſetzes weſentlich dem Intereſſe des Kindes dient, zwecklos. 
Die Beſtätigung kann daher nach dem Tode des Kindes nicht mehr erfolgen, auch nicht im 
Intereſſe der zu dem Vertrage zugezogenen Abkömmlinge des Kindes (ogl. § 1762). 

2. Der Tod des Annehmenden hindert nicht, daß die weſentlichen Zwecke des Vertrags, 
die beſſere Ausbildung und Verſorgung des Kindes ſowie die Erhaltung des Familiennamens 
erreicht werden. Das richtigſte würde deshalb ſein, den Tod des Annehmenden nach 
Abſchluß des Annahmevertrags, womit eine Bindung der Vertragſchließenden eintritt, für 
einflußlos zu erklären. Das Geſetz hat jedoch, nachdem es in E! den gegenteiligen Standpunkt 
eingenommen hatte, ſchließlich in Übereinſtimmung mit § 1733 den mittleren Weg einge⸗ 
ſchlagen, indem es den Tod des Annehmenden nur dann für bedeutungslos erklärt, wenn dieſer 
oder das Kind das zur Erlangung der Beſtätigung Erforderliche bereits getan haben. 


8 1754 


Die Annahme an Kindes Statt tritt mit der Beſtätigung in Kraft!). Die 
Vertragſchließenden ſind ſchon vor der Beſtätigung gebunden?). 

Die Beſtätigung iſt nur zu verſagen, wenn ein geſetzliches Erfordernis 
der Annahme an Kindes Statt fehlte). Wird die Beſtätigung endgültig 
verſagt, jo verliert der Vertrag ſeine Kraft?). 

E 1 1617 Satz 2 u. 3, 1619 II 1632 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2; M4 974 ff.; P 4 724 ff. 


1. Die rechtlichen Wirkungen der Annahme an Kindes Statt treten erſt mit dem Zeit ⸗ 
punkt ein, in dem die Beſtätigung erteilt, d. h. der die Beſtätigung ausſprechende Beſchluß 
dem Annehmenden oder, falls dieſer vor der Beſtätigung verſtorben iſt, dem Kinde (münd⸗ 
lich oder ſchriftlich) bekanntgemacht wird (§ 67 Abi 1 u. 2 FGG); zu einer Anderung des 
Beſchluſſes iſt das Gericht alsdann nicht mehr befugt ($ 67 Abſ 3 daſ.). Die Beſtätigung iſt 
übrigens, ohne daß die Wirkſamkeit des Beſchluſſes davon abhängt, auch dem andern Vertrag ⸗ 
ſchließenden bekanntzugeben. Rückwirkende Kraft iſt dem Beſchluſſe nicht beigelegt, un⸗ 
beſchadet der Vorſchrift, daß es für die Frage, ob der Annehmende eheliche Abkömmlinge 
gat (§ 1741) und für die Wirkung der Kindesannahme auf die ſpäter geborenen Abkömm⸗ 
linge des Kindes ($ 1762) nicht auf die Zeit der Beſtätigung, ſondern des Vertragsſchluſſes 
ankommt. Die Eintragung in das Geburtsregiſter iſt zur Wirkſamkeit der Kindesannahme 
nicht erforderlich. Dieſe Eintragung hat der Standesbeamte auf Antrag eines Beteiligten, 
des Annehmenden oder des angenommenen Kindes, nach ſelbſtändiger Prüfung der ihm 
vorgelegten öffentlichen Urkunden durch Beiſchreibung eines Randvermerks zu bewirken 
(8 26 PSI6). Das Amtsgericht, das im Beſchwerdewege den Standesbeamten zur Eintra⸗ 
gung anweiſt, iſt durch die nach 8 1754 erteilte Beſtätigung nicht der eigenen Prüfung 
überhoben, ob die formellen und fachlichen Voraussetzungen der Kindesannahme vorliegen. 

2. Die Beſtätigung iſt vorgeſchrieben, um eine Sicherheit dafür zu ſchaffen, daß das nach 
außen in Erſcheinung tretende Kindesverhältnis wirklich beſteht. Durch die Beſtätigung wird 
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feſtgeſtellt, daß die geſetzlichen Erforderniſſe der Kindesannah me erfüllt ſind, ohne daß 
ſich jedoch der Dritte (abgeſehen vom Falle des § 1756) auf die Gültigkeit des Vertrags un⸗ 
bedingt verlaſſen darf. Mit der Prüfung, ob die Kindesannahme im Intereſſe des Kindes 
liegt (ogl. § 1750 A 2), hat der die Beſtätigung erteilende Richter nichts zu tun. Der Antrag 
auf Beſtätigung kann von jedem Vertragſchließenden geſtellt werden, ohne daß hierfür eine 
beſondere Form vorgeſchrieben iſt, und zwar auch durch einen Bevollmächtigten. Sind die 
geſetlichen Erforderniſſe der Kindesannahme erfüllt, jo muß die Beſtätigung erfolgen. Iſt 
die Beſtätigung trotz Fehlens der geſetzlichen Erforderniſſe ausgeſprochen, ſo hindert dies 
nicht, daß die Kindesannahme im Prozeßwege als ungültig erklärt wird (RG Warn 1917 
Nr 121; 23 1918 Sp. 3932 — a. M. Dernburg IV $ 94 VI). Die Hebung des Mangels 
nach der Beſtätigung vermag im allgemeinen die Ungültigkeit nicht zu heilen, da dem Ver⸗ 
trage in dem Zuſtande, wie er zur Beſtätigung vorlag, die Beſtätigung nicht rechtswirkſam 
erteilt iſt (vgl. Bay be in JW 1926, 27022). Anderſeits genügt es, wenn die geſetzlichen 
Erforderniſſe zur Zeit der Erteilung der Beſtätigung erfüllt find. Nicht nötig ift, daß die Ein- 
willigung der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen ſchon vor Abſchluß des Annahme 
vertrags erklärt wird. Aus dem Gebrauch des Wortes „Einwilligung“ (vgl. 8 183) kann nicht 
gefolgert werden, daß die nachträgliche Zuſtimmung unwirkſam ſei. Wird die Zuſtimmung 
nach der Beſtätigung in der in $ 1748 beſtimmten Form erteilt, fo kann die Gültigkeit des Ver⸗ 
trags wegen des urſprünglichen Fehlens der Zuſtimmung nicht mehr angefochten werden. Die 
Zustimmung des Ehegatten kann namentlich in dem Falle fehlen, daß die Verheiratung erſt 
in der Zeit zwiſchen dem Vertragsſchluß und der Beſtätigung erfolgt iſt. Lehnt der Ehe⸗ 
gatte die nachträgliche Zuſtimmung ab, ſo hat dies die Ungültigkeit des Vertrags trotz der 
erteilten Beſtätigung zur Folge. Wird der Annahmevertrag beſtätigt, bevor die nach §§ 1750, 
1751 erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt iſt, ſo bleibt die Gültigkeit 
des Vertrags gemäß 99 1829, 1830 in der Schwebe (KGJ 37 A 58). — Wegen des Ausſchluſſes 
der Erbauseinanderſetzung bis zur Entſcheidung über die Beſtätigung |. § 2043 Abſ 2. 


3. Über die durch Abſchließung des Annahmevertrags entſtehende Bindung |. § 1741 A 2. 
Die Bindung hat die Bedeutung, daß der Annahmevertrag die notwendige unverrückbare 
Grundlage der Beſtätigung bildet. Die Gebundenheit wird dadurch nicht wieder beſeitigt, 
daß in der Zwiſchenzeit bis zur Beſtätigung der eine Vertragsteil geſchäftsunfähig oder be⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähig wird. Die Bindung erliſcht, wenn die Beſtätigung verſagt wird und 
dieſer Beſchluß, gegen den nach 88 68, 27 F die ſofortige Beſchwerde und weitere Be⸗ 
ſchwerde ſtatthaft iſt, die Rechtskraft erlangt. In der Ablehnung der Entſcheidung wegen 
örtlicher Unzuſtändigkeit ift eine Verſagung im Sinne des § 1754 nicht zu erblicken (SeuffA 
57 Nr 99). Mit der Gebundenheit der Vertragſchließenden fällt auch die Gebundenheit der 
Perſonen, die ihre Einwilligung zu der Kindesannahme erklärt haben, weg. Die vorläufige 
Zurüctziehung des Antrags auf Beſtätigung hat das Erlöſchen der Bindung nicht zur Folge. 


8 1755 


Iſt der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer der in den SS 1746, 
1747 bezeichneten Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und 
für die Beſtätigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts die Vorſchriften des 
§ 1748 Abſ 2, des § 1750 Abſ 1 und des S 1751). 


E I 1630 IT 1652; M 4 1001; P 4 737ff. 


1. Die für die Abſchließung des Annahmevertrags und die Erteilung der Einwilligung 
geltenden Grundſätze über Unvertretbarkeit und Genehmigungsbedürftigkeit finden in gleicher 
Weiſe auch auf die Anfechtung und auf die Beſtätigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts 
Anwendung. Die Anfechtung iſt gemäß § 143 gegenüber dem Vertragsgegner (oder ſeinen 
Erben) und bei Anfechtung der Einwilligung gegenüber derjenigen Partei zu erklären, der die 
Einwilligung erklärt war. Die gegenüber dem Gericht erfolgte Erklärung (die von dem Gericht 
in Vertretung der Beteiligten entgegengenommen wird) iſt ſo anzuſehen, als wäre die Er⸗ 
klärung gegenüber ſämtlichen Vertragsgenoſſen abgegeben, ſo daß auch die Anfechtung allen 
dieſen Perſonen gegenüber zu erklären iſt. Die gleichen Grundſätze gelten für die Beſtäti⸗ 
gung. Für die Beſtätigung wird außerdem (abweichend von § 144 Abſ 2) die Einhaltung 
der gleichen Form (gerichtliche oder notarielle Beurkundung) zu erfordern ſein, die für die zu 
beſtätigende Erklärung vorgeſchrieben iſt (beſtr.). Dagegen iſt es nicht nötig, daß der zu be⸗ 
ſtätigende Vertrag vollſtändig von neuem unter Anweſenheit ſämtlicher Vertragsteile vor 
Gericht oder Notar abgeſchloſſen wird. Dem 8 1755 entſpricht auf dem Gebiete der Ehelich⸗ 
keitserklärung der § 1731. 
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8 1756 


Auf die Wirkſamkeit der Annahme an Kindes Statt iſt es ohne Einfluß, 
wenn bei der Beſtätigung des Annahmevertrags mit Unrecht angenommen 
worden iſt, daß eine der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen zur 
Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbekannt ſei ). 

E II 1638; P 4 727. 


1. S. 8 1785 A 3. 
8 1757 


Durch die Annahme an Kindes Statt erlangt das Kind die rechtliche Stel⸗ 
lung eines ehelichen Kindes des Annehmenden ). 

Wird von einem Ehepaare gemeinſchaftliche) ein Kind angenommen oder 
nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an, ſo erlangt das 
Kind die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der 
Ehegatten. 

E I 1601 Abſ 1, 1621 II 1639; M 4 956 u. 980; P 4 718 u. 729. 


1. Aus dem Grundſatz, daß das angenommene Kind die Stellung eines ehelichen Kindes 
erlangt, folgt nicht bloß die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die elterliche Gewalt, ſondern 
auch der ſonſtigen Beſtimmungen über das Verhältnis zwiſchen Eltern und Kind, über die 
Hemmung der Verjährung nach § 204, Notwendigkeit der Einwilligung zur Eheſchließung 
nach $ 1305, Hausſtandsgemeinſchaft nach SS 16171619, Unterhaltspflicht nach SS 1601 ff., 
Auzfteuer- und Ausſtattungspflicht nach SS 1620 ff., Erb⸗ und Pflichtteilsrecht des Kindes uſw. 
Beſondere Beſtimmungen find in den §§ 1758 ff. über das Namensrecht, das Erbrecht, das 
Recht der Vermögensverwaltung und Nutznießung getroffen. Nimmt eine Ehefrau ein Kind 
an Kindes Statt an, ſo erlangt ſie — abgeſehen von dem in A 2 behandelten Falle — die elter⸗ 
liche Gewalt unbeſchränkt durch die Rechte des Mannes. Die Wirkungen der Kindesannahme 
treten mit der Beſtätigung des Vertrags ein (f. § 1754 A 1). Ein Verwandtſchaftsverhältnis 
zwiſchen den Verwandten des Annehmenden und dem Kinde wird durch die Kindesannahme 
nicht begründet (§ 1763). Hat eine verheiratete Frau für ſich allein ein Kind an Kindes Statt 
angenommen, ohne daß es auch der Mann annimmt, ſo erlangt ſie nach Maßgabe des § 1697, 
da ihre Stellung der einer wiederverheirateten Mutter gleichkommt, nicht das volle Recht 
der elterlichen Gewalt, ſondern nur das Perſonenſorgerecht (KJ 53 A 41). 


2. Wird ein Kind während beſtehender Ehe von beiden Ehegatten gemeinſchaftlich 
angenommen, ſo richtet ſich die Teilnahme der Ehefrau an der elterlichen Gewalt nach den 
für eheliche Kinder geltenden Beſtimmungen. Die elterliche Gewalt oder die Ausübung der 
Gewalt geht in den Fällen der 88 1684, 1685 auf die Ehefrau über. Kommt es zur Scheidung, 
jo gelten die Beſtimmungen der $$ 1635, 1636 auch für das angenommene Kind. Das gleiche 
Rechtsverhältnis muß eintreten, wenn das Kind von dem Ehegatten ſeines leiblichen Eltern⸗ 
teils (dem Stiefvater oder der Stiefmutter) an Kindes Statt angenommen wird. Es würde 
widerſinnig ſein, die Beſtimmung des § 1765 hier anzuwenden, wonach durch die Kindes⸗ 
annahme die leiblichen Eltern die Rechte an dem Kinde verlieren. Man wird aber nicht mit den 
Motiven (4, 980) annehmen dürfen, daß die uneheliche Mutter, wenn ihr Ehemann das Kind 
an Kindes Statt angenommen hat, hierdurch über das Fürſorgerecht des § 1707 hinaus die 
Rechte einer Ehefrau gewinnt (anders die herrſchende Anſicht). Ohne Bedeutung iſt die An⸗ 
nahme des Kindes durch beide Ehegatten für das Recht, dem Kinde nach § 2333 Nr 1, 2, 3 
den Pflichtteil zu entziehen oder nach 8 1621 Abſ2 die Ausſteuer zu verweigern. Dieſes Recht 
kann nach den bezeichneten Vorſchriften von dem annehmenden Ehegatten auch wegen Ver⸗ 
fehlungen des Kindes gegen den andern Ehegatten ausgeübt werden. Nimmt ein Ehe⸗ 
gatte erſt nach dem Tode des andern Ehegatten deſſen Kind an Kindes Statt an, ſo kann hier⸗ 
durch, was für das Namensrecht von Wichtigkeit iſt (. $ 1758 A 3), dem Kinde die Stellung 
eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes nicht verſchafft werden (Hörle in Gruch 61, 423; 
a. A. Staudinger A. 3). 


§ 1758 
Das Kind erhält den Familiennamen des Annehmenden!). Wird das 


Kind von einer Frau angenommen, die infolge ihrer Verheiratung einen 
anderen Namen führt, ſo erhält es den Familiennamen, den die Frau vor 
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der Berheiratung geführt hat?). In den Fällen des S 1757 Abſ 2 erhält 
das Kind den Familiennamen des Mannes?) 
Das Kind darf dem neuen Namen ſeinen früheren Familiennamen 


hinzufügen, ſofern nicht in dem Annahmevertrag ein anderes beſtimmt iſt!). 
E I 1622 II 1642; M 4 981; P 4 729. 


1. Das angenommene Kind ſteht dem ehelichen Kinde auch darin gleich, daß es den 
Familiennamen des Annehmenden erhält. Es hat aber das Recht, dem neuen Namen ſeinen 
früheren Familiennamen an zweiter Stelle hinzuzufügen, falls dieſes Recht nicht, wie 
bei Annahme eines unehelichen Kindes durch den Vater wohl regelmäßig geſchieht, durch 
den Annahmevertrag ausgeſchloſſen iſt. In dem Annahmevertrag kann beſtimmt werden, 
daß das Kind verpflichtet iſt, neben dem neuen den alten Namen zu führen (RG 109, 249). 
Im übrigen iſt eine Anderung des Namensrechts nicht zuläſſig. Hat das Kind (nach voll⸗ 
endetem 14. Lebensjahre) das ihm hinſichtlich der Führung des Doppelnamens zuſtehende 
Wahlrecht einmal ausgeübt — die Anmeldung beim Standesamt iſt hierzu nicht erforderlich —, 
ſo iſt es an dieſe Wahl gebunden (beſtr.). Wegen der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ſ. 88 1750 Abi 1, 1751. Wird ein verheirateter Mann an Kindes Statt angenommen, 
fo erlangt den neuen Namen auch ſeine Frau, da dieſe nach $ 1355 unbedingt den Namen 
des Mannes teilt. Ihr Intereſſe, den bisherigen Namen des Mannes nicht zu verlieren, 
findet dadurch Berückſichtigung, daß ohne ihre Zuſtimmung die Kindesannahme unſtatthaft 
iſt ($ 1746). Auf die nach Abſchluß des Annahmevertrags geborenen Abkömmlinge des 
Kindes geht der neue Namen ohne das vorbezeichnete Wahlrecht (a. M. Staudinger A 3) 
über, nicht auf die ſchon früher geborenen Abkömmlinge, falls nicht der Vertrag auch mit 
ihnen geſchloſſen iſt (8 1762). Wird eine nach $ 1758 unzuläſſige Namensbezeichnung im 
Annahmevertrage feſtgeſetzt, ſo kann dieſer Vereinbarung nicht eine ſo weſentliche Bedeutung 
beigelegt werden, daß aus ihrer Ungültigkeit unter allen Umſtänden die Ungültigkeit des 
ganzen Vertrags zu folgern iſt (RG Warn 1911 Nr 3). Zu dem Familiennamen im Sinne 
des 9 1758 Satz 1 ift auch die Adelsbezeichnung (Art 109 Abſ 3 RVerf) zu rechnen (RG 103, 194; 
109, 244). Nach dem früheren preuß. Recht ($ 684 II 2 PrA Lg) war bei der Kindesannahme 
eines Bürgerlichen durch einen Adligen die landesherrliche Verleihung des Adels und damit 
des Rechtes der adligen Namensführung erforderlich. Wegen der wieder aufgehobenen PrVO 
v. 3. 11. 19 ſ. Vorbem 4 ovr $ 1705. 

2. Das von einer Ehefrau angenommene Kind erhält nicht den Familiennamen des 
Ehemanns, mit dem es in keiner Familiengemeinſchaft ſteht, ſondern den Geburtsnamen 
der Ehefrau, mit dem es nach dem in A1 Geſagten feinen bisherigen Familiennamen ver⸗ 
binden darf. Die Vorſchrift des § 1706 Satz 2 iſt damit im weſentlichen auf das Wahlkind aus⸗ 
gedehnt, was inſofern zu Unzuträglichkeiten führen muß, als der Anſchein erweckt wird, es 
handle ſich um ein uneheliches Kind. Dieſem Übelftande läßt ſich nur dadurch begegnen, daß 
nach der Kindesannahme dem Kinde auf Antrag der Ehefrau von der Verwaltungsbehörde 
die Führung des dieſer infolge ihrer Verheiratung zukommenden Namens geſtattet wird. 
Die Zuſtimmung des Ehemanns hierzu iſt nicht unbedingt erforderlich, wennſchon die 
Behörde ohne dieſe Zuſtimmung ſich nicht leicht zur Erteilung der Genehmigung ent⸗ 
ſchließen wird. Um die Kindesannahme von Kriegerwaiſen durch kinderloſe Kriegerwitwen 
zu fördern, wird in der AVf des PrMdJ v. 5. 10. 15 (MBl 1916, 69) den Ver⸗ 
waltungsbehörden empfohlen, ſolchen Anträgen auf Namensänderung tunlichſt entgegen⸗ 
zukommen. Es wird in dieſer Verfügung auch darauf hingewieſen, daß die Genehmigung, 
wenn die Witwe die Zuſtimmung der Verwandten ihres gefallenen Mannes beibringt, ſchon 
205 2 Kindesannahme in der Weiſe erteilt werden kann, daß fie zugleich mit dieſer in 

raft tritt. 

3. Sit ein Kind von beiden Ehegatten oder von dem Ehegatten des leiblichen Eltern 
teils angenommen, ſo erhält es geradeſo wie ein eheliches Kind den Familiennamen des 
Ehemanns nicht den Geburtsnamen der Frau. Dieſen einmal erlangten Namen behält 
es nach $ 1772 Satz 2 auch dann, wenn nach dem Tode des einen Ehegatten der Annahme⸗ 
vertrag aufgehoben wird. Die Tatſache, daß das angenommene Kind ein Kind des verſtorbenen 
Ehegatten war, kann durch die ſpätere Aufhebung der Kindesannahme nicht ungeſchehen 
gemacht werden. Wird das Kind des Mannes erſt nach deſſen Tode von der Frau an Kindes 
Statt angenommen, fo erhält es, da 8 1757 Abſ 2 hier nicht Platz greift, den Geburtsnamen 


der Frau. 
8 1759 


Durch die Annahme an Kindes Statt wird ein Erbrecht für den An⸗ 
nehmenden nicht begründet). 
E I 1624 II 1644; M 4 988; P 4 732. 
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1. Durch § 1759 ſoll dem Mißbrauch vorgebeugt werden, daß der Annehmende ſich zu 
der Kindesannahme durch die Hoffnung auf die Beerbung des Kindes beſtimmen läßt. Da⸗ 
gegen iſt es dem Kinde nicht verwehrt, den Annehmenden durch Verfügung von Todes wegen 
aus freier Entſchließung zu bedenken. Nicht unzuläſſig ift es ferner, daß mit dem Annahme⸗ 
vertrage ein Erbvertrag verbunden wird, durch welchen dem Annehmenden ein Erbrecht 
eingeräumt wird. Dem Annehmenden ſteht ſinngemäß auch kein Pflichtteilsanſpruch zu. 


8 1760 


Der Annehmende hat über das Vermögen) des Kindes, ſoweit es auf 
Grund der elterlichen Gewalt ſeiner Verwaltung unterliegt, auf ſeine Koſten 
ein Verzeichnis aufzunehmen und dem Vormundſchaftsgericht einzureichen; 
er hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtigteit und Vollſtändig⸗ 
keit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo findet die 
Vorſchrift des § 1640 Abſ 2 Satz 1 Anwendung?). 

Erfüllt der Annehmende die ihm nach Abſ 1 obliegende Verpflichtung 
nicht, ſo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Vermögensverwaltung 
entziehen?). Die Entziehung kann jederzeit wieder aufgehoben werden 

E 1 1623 Abf 1 II 1643 Abf 1; M 4 985; P 4 781; 5 305 


1. Mit der elterlichen Gewalt erlangt der Annehmende auch die Verwaltung des Kindes⸗ 
vermögens, auf die er, da die Verwaltung ſich nicht bloß als Recht, ſondern zugleich als eine 
Pflicht darſtellt, nicht verzichten kann. Geſteigert find die Pflichten der Verwaltung inſofern, 
als der Annehmende unbedingt, nicht bloß wie der Inhaber der elterlichen Gewalt in den 
beſondern Fällen der SS 1640, 1667 Abf 2 u. 1669, ein Vermögensverzeichnis, und zwar 
auf ſeine Koſten aufzunehmen und mit der in § 1760 vorgeſchriebenen Verſicherung dem 
Vormundſchaftsgericht einzureichen hat. Es ſoll hierdurch verhindert werden, daß er, weil 
es an einem Nachweiſe des übernommenen Vermögens fehlt, aus der Verwaltung einen 
unberechtigten Gewinn zieht. Zu verzeichnen iſt das kraft elterlicher Gewalt von ihm 
zu verwaltende Vermögen, und zwar auch das erſt nach Eintritt der elterlichen Gewalt 
dem Kinde anfallende Vermögen. Die in 8 1640 A 1 dargeſtellten Grundſätze über die Pflicht 
zur Aufzeichnung des im Miteigentum ufw. befindlichen Vermögens haben auch hier An⸗ 
wendung zu finden. Abweichend von $ 1640 ſind auch die Haushaltsgegenſtände in das 
Verzeichnis aufzunehmen, wobei die Zuſammenfaſſung der nicht beſonders wertvollen Stücke 
unter einer Sammelbezeichnung zuläfſig iſt (beftr.). Der einer annehmenden Frau für die 
Vermögensangelegenheiten beigeordnete Beiſtand hat gemäß § 1692 bei der Aufnahme des 
Verzeichniſſes mitzuwirken. 

2. Um die Einreichung des Vermögensverzeichniſſes zu erzwingen, kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht dem Annehmenden die Vermögensverwaltung, nicht auch die Nutznießung, ent⸗ 
ziehen. Außerdem kann es zu dieſem Zwecke, wie auch aus dem in $ 1640 Abſ 2 Satz 1 be⸗ 
zeichneten Grunde, die Aufnahme eines öffentlichen Verzeichniſſes anordnen (vgl. §S 1640 A 3). 


8 1761 


Will der Annehmende eine Ehe eingehen!), während er die elterliche 
Gewalt über das Kind hat, jo finden die Vorſchriften der SS 1669 bis 1671 
Anwendung. 

E I 1623 Wbj 3 II 1643 Abſ 2; M 4 986; P 4 732; 6 299. 

1. Im Verhältnis zu dem angenommenen Kinde, das die Rechtsſtellung eines aus einer 
Ehe hervorgegangenen Kindes hat, iſt es, wenn der Anneh mende ſich nachträglich verheiratet, 
ſo anzuſehen, als wenn von dem leiblichen Elternteil eine neue Ehe eingegangen wäre. Den 
Annehmenden trifft deshalb die in den 88 1669—1671, 1314 geordnete Pflicht, vor Eingehung 
der Ehe das zu dieſer Zeit vorhandene Kindesvermögen nachzuweiſen und mit dem Kinde 
ſich auseinanderzuſetzen (vgl. § 1740). Die annehmende Frau verliert außerdem im Falle 
der Verheiratung gemäß § 1697 die elterliche Gewalt. 


8 1762 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich auf die Ab⸗ 
kömmlinge des Kindes !). Auf einen zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſchon 
vorhandenen Abkömmling und deſſen ſpäter geborene Abtömmlinge er⸗ 
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ſtrecken ſich die Wirkungen nur, wenn der Vertrag auch mit dem ſchon vor⸗ 
handenen Abkömmlinge geſchloſſen wird!). 
E I 1620 Abſ 1 II 1640; M 4 978; P 4 728; 6 305. 


1. Die Rechtsnatur der Kindesannahme als eines Vertragsverhältniſſes zeigt ſich nament⸗ 
lich darin, daß ſie nur für die Vertragſchließenden Wirkungen begründet. Eine Ausnahme 
hiervon iſt darin nicht zu ſehen, daß die Wirkungen auch auf die Abkömmlinge des Kindes 
ſich erjtreden, die nach Abſchließung des Vertrags (wennſchon vor der Beſtätigung) geboren 
ſind, da dieſe durch die Geburt in die von ihren Eltern geſchaffene Rechtslage eintreten. Ihre 
Rechtsſtellung iſt derart abhängig von der ihrer Eltern, daß eine Vereinbarung, ſie von den 
Wirkungen der Kindesannahme auszunehmen, keine Gültigkeit haben würde und daß auch 
eine Aufhebung der Kindesannahme nur gemeinſchaftlich für ſie und das angenommene 
Kind, nicht getrennt für den einen oder den andern, erfolgen kann (8 1768 Ab] 2). Zu den 
Abkömmlingen im Sinne des $ 1762 gehört auch das angenommene Kind (abw. früh. Aufl.), 
ebenſo das uneheliche Kind der angenommenen Tochter, nicht aber das uneheliche Kind des 
angenommenen Sohnes. 

2. Die zur Zeit der Abſchließung des Annahmevertrags bereits geborenen Abkömmlinge 
des Kindes werden durch die Kindesannahme nicht berührt, falls nicht der Vertrag auch 
mit ihnen geſchloſſen wird. Dies kann in der Weiſe geſchehen, daß ſie an dem Vertrage 
als Vertragſchließende teilnehmen oder daß mit ihnen unter Einhaltung ſämtlicher Erforder⸗ 
niſſe eines neuen Annahmevertrags ein beſonderer Vertrag geſchloſſen wird. Zur Wirkſam⸗ 
keit des Vertrags iſt gemäß § 1747 auch die Einwilligung der Mutter des Abkömmlings er⸗ 
forderlich (OLG Roſtock in SeuffA 74, 218). Sie erlangen hierdurch die rechtliche Stellung 
eines Enkels (Urenkels) des Annehmenden mit der aus 88 1759 und 1767 ſich ergebenden Be⸗ 
ſonderheit, daß dem Annehmenden kein Erbrecht (Pflichtteilsrecht) gegen die Abkömmlinge zu⸗ 
ſteht und daß auch das Erbrecht (Pflichtteilsrecht) der Abkömmlinge gegen den Annehmenden 
durch den Annahmevertrag ausgeſchloſſen werden kann. Wegen des Namensrechts vgl. § 1758 
A 1 u. 2 Nur inſofern äußert die Kindesannahme auf alle Abkömmlinge des Kindes, auch 
diejenigen, welche an dem Vertrage nicht teilgenommen haben, ausnahmslos ihre Wirkung, 
als während der Dauer des Annahmevertrags die Ehe zwiſchen ihnen und dem Annehmenden 
nach 8 1311 verboten iſt. 


8 1763 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich nicht auf 
die Verwandten des Annehmenden. Der Ehegatte des Annehmenden wird 
nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem An⸗ 
nehmenden verſchwägert !). 

E I 1620 Abſ 2 II 1641; M 4 979; P 4 728. 


1. Nach dem bereits in 8 1762 A! dargelegten Grundſatze geyen die Wirkungen der Kindes⸗ 
annahme über die Vertragſchließenden nicht hinaus. Die Verwandten des Annehmenden, 
desgleichen der Ehegatte des Annehmenden oder des angenommenen Kindes werden dem ⸗ 
gemäß durch die Kindesannahme nicht berührt, wenn auch ihr Erbrecht und ihr Unterhalts⸗ 
anſpruch in ihrem Beſtand und Umfang gemäß § 1757 weſentlich beeinflußt werden. Noch 
weniger kann, was in § 1763 nicht beſonders hervorgehoben iſt, zwiſchen den Ehegatten der 
Verwandten des Annehmenden und dem Kinde ein Schwägerſchaftsverhältnis entſtehen. 
Auf andere Perſonen als den Ehegatten des Annehmenden und die Abkömmlinge des Kindes 
(88 1749 Abſ 1, 1757 Abſ 2, 1762) können die Wirkungen der Kindesannahme auch nicht durch 
Vertrag erſtreckt werden. 


8 1764 


Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, werden durch die An⸗ 
nahme an Kindes Statt nicht berührt, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes 
vorſchreibt !). 

E 1 1625 II 1645; M 4 989; P 4 733. 

1. Das Verwandtſchaftsverhältnis des angenommenen Kindes zu ſeinen Verwandten 
bleibt, da es nicht in die Familie des Annehmenden eintritt, unverändert beſtehen, ſoweit 
nicht in 88 1765, 1766, ferner in 88 1306, 1776, 1777, 1899 Ausnahmen gemacht ſind. Nach 
8 1306 hat an Stelle der leiblichen Eltern der Annehmende die Einwilligung zur Eheſchließung 
des noch nicht 21 Jahre alten Kindes zu erteilen. Die leiblichen Eltern find nach § 1777 nicht 
mehr berechtigt, einen Vormund zu benennen und find nach 8 1899 Abſ 2 nicht mehr als Vor⸗ 
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mund des Volfjährigen berufen. Der leibliche Großvater von väterlicher oder mütterlicher 
Seite iſt nach 88 1776, 1899 nicht mehr als Vormund berufen. In allen dieſen Fällen handelt 
es ſich um Ausflüſſe eines der elterlichen Gewalt naheſtehenden Schutzrechts, das mit dieſer 
für immer erliſcht. Die angezogenen Beſtimmungen kommen nicht zur Anwendung, wenn 
das Kind von dem Ehegatten des leiblichen Elternteils angenommen iſt (88 1749 Apf 1, 1757 
Abſ 2), wodurch das Kindesverhältnis nur noch befeſtigt wird, desgleichen nicht hinſicht⸗ 
lich der Abkömmlinge (§8 1776, 1899), wenn ſich die Wirkungen der Kindesannahme auf 
ſie nicht erſtrecken. Die dem angenommenen Kinde auf Grund ſeines bisherigen Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſes zuſtehenden vermögensrechtlichen Bezüge, wie z. B. der Anſpruch auf eine 
Waiſenrente aus einer von ſeinem verſtorbenen Vater genommenen Verſicherung, bleiben 
dem Kinde erhalten (JW 1921, 191%). Über das Recht zum perſönlichen Verkehr mit dem 
Kinde ſ. 3 1765 A 2. 


§ 1765 


Mit der Annahme an Kindes Statt verlieren die leiblichen Eltern die 
elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen !) 2), 

Hat der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo 
treten das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder wenn 
ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Annehmenden oder nach § 1677 ruht. 
Das Recht zur Vertretung des Kindes tritt nicht wieder ein)). 

E 1 1626 II 1646; M 4 990; P 4 73 ff. 


1. Mit der elterlichen Gewalt des Annehmenden würde es unvereinbar ſein, wenn die elter⸗ 
liche Gewalt der leiblichen Eltern oder das Fürſorgerecht der unehelichen Mutter für die 
Perſon des Kindes (§ 1707) — ſofern nicht die uneheliche Mutter oder der Ehegatte des leib⸗ 
lichen Elternteils (vgl. 88 1764 A 1, 1757 A 2) das Kind angenommen hat — beſtehen bliebe. 
Dieſe Rechte gehen ebenſo wie die aus dem elterlichen Schutzverhältnis entſpringenden Rechte 
(8 1764 A 1) endgültig verloren. Sie werden auch durch eine Aufhebung des Annahmevertrags 
oder ſonſtige Beendigung der elterlichen Gewalt des Annehmenden nicht wiederhergeſtellt. 
Nur in dem Falle, daß der leibliche Vater oder die leibliche Mutter auf Gewährung des 
Unterhalts in Anſpruch genommen wird, tritt das Recht der tatſächlichen Fürſorge, ſolange 
der Elternteil dem Kinde den Unterhalt gewährt, bei Beendigung oder während des Ruhens 
der elterlichen Gewalt des Annehmenden — abgeſehen von dem Falle des 8 1676 Abf 2, 
wo das Fürſorgerecht des Annehmenden fortdauert — wieder in Kraft (vgl. im übrigen 
8 1738 A 2). Lebt das Fürſorgerecht des Vaters wieder auf, fo nimmt gemäß 8 1635 an der 
Fürſorge auch die Mutter teil. Dagegen iſt nicht anzunehmen, daß das Wiederaufleben des 
Fürſorgerechts der Mutter auch dem Vater zugute kommt (a. M. Blume A 3). 

a. niveifelhaft it, ob durch bie Kindesannahme die leiblichen Eltern auch das Recht des 
perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde verlieren. Der Rechtsſtellung der Eltern, die durch 
die Einwilligung in die Kindesannahme ſich jedes perſönlichen Einfluſſes auf das Kind be⸗ 
geben, entſpricht es, dieſe Frage zu bejahen (fo RG 64, 47; |. dagegen Blume in SeuffBl 
72, 95 ff. — vgl. über die Natur des Rechtes $ 1686 A 1). Das Vormundſchaftsgericht iſt indes, 
wie auch das Reichsgericht in jenem Urteil anerkennt, berechtigt, aus § 1666 einzuſchreiten, 
wenn etwa den leiblichen Eltern zum Nachteil des Kindes der perſönliche Verkehr mit ihm 
ohne verſtändigen Grund in umfaſſender Weiſe abgeſchnitten werden ſollte. Das gleiche 
trifft zu, wenn in einer das Wohl des Kindes verletzenden Weiſe ein jeder Verkehr der leib⸗ 
lichen Mutter mit ihrem unehelichen Kinde gehindert wird (RIA 15, 93; vgl. auch § 1788 A 3). 


$ 1766 


Der Annehmende ift dem Kinde und denjenigen Abkömmlingen des 
Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken, vor den 
leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewährung des Unterhalts ver⸗ 
pflichtet!) 2), 

Der Annehmende ſteht im Falle des § 1611 Abſ 2 den leiblichen Ver⸗ 
wandten der aufſteigenden Linie gleich!). 

E I 1627 II 1647; M 4 991; P 4 735. 
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1. Im Sinne des Annahmevertrags liegt es, daß der Annehmende den leiblichen Eltern 
und Voreltern die Unterhaltspflicht abnimmt. Wenn nun auch deren Unterhaltspflicht hier⸗ 
durch nicht beſeitigt werden kann, ſo tritt ſie doch erſt ein, wenn der Annehmende nicht leiſtungs⸗ 
fähig iſt oder die Rechtsverfolgung gegen ihn erheblich erſchwert iſt (88 1603, 1607). Der 
Annehmende haftet vor den leiblichen Eltern und, wenn es ſich um Abkömmlinge des 
Kindes handelt, vor den leiblichen Voreltern. Vor dem Annehmenden ſind übrigens, woran 
durch $ 1766 nichts geändert wird, der Ehegatte und die Abkömmlinge des Kindes unterhalts⸗ 
pflichtig (88 1606, 1608). — Was den Unterhaltsanſpruch anbetrifft, fo find der Annehmende 
und die leiblichen Eltern vollſtändig gleichgeſtellt. Auf dieſen Unterhaltsanſpruch findet auch 
§ 1611 Abſ 2 (Beſchränkung des Anſpruchs auf den notdürftigen Unterhalt) Anwendung, 
wobei der Annehmende, der nicht pflichtteilsberechtigt iſt, den pflichtteilsberechtigten Eltern 
gleich behandelt wird. 

2. Der natürliche Vater erfährt dadurch, daß ſein uneheliches Kind von einem andern 
an Kindes Statt angenommen wird, weder Vorteil noch Nachteil. Seine Verpflichtung zur 
Zahlung einer Unterhaltsrente — die im weſentlichen den Charakter einer Schuld hat (8 1708 
A 2) — bleibt daher geradeſo beſtehen, als wenn die Kindesannahme nicht erfolgt wäre, und 
wird nicht etwa dahin geändert, daß vor dem natürlichen Vater der Annehmende den Unter⸗ 
halt zu gewähren hätte (ebenſo Blume Z Bl 14, 137 u. RIA 14, 9; anders auf Grund 
Mot 4, 879, wo der uneheliche Vater zu den leiblichen Verwandten des Kindes gerechnet 
wird, Planck A 1e, Staudinger A 3). Daß der vertragsmäßig begründete Unterhaltsanſpruch 
gegen den natürlichen Vater durch die Kindesannahme nicht berührt wird, auch nicht in dem 
ul daß der natürliche Vater ſelbſt der Annehmende ift, iſt vom NG Warn 1918 Nr 172 
anerkannt. 


8 1767 


In dem Annahmevertrage kann die Nutznießung des Annehmenden an 
dem Vermögen des Kindes ſowie das Erbrecht des Kindes dem Annehmen⸗ 
den gegenüber ausgeſchloſſen werden. 

Im übrigen können die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt in dem 
Annahmevertrage nicht geändert werden!)). 

E 1 1628 II 1648; M 4 993; P 4 735. 


1. Die durch die Kindesannahme kraft Geſetzes eintretenden Wirkungen können, was 
das perſönliche Verhältnis betrifft, durch Vertrag nicht geändert werden. Es kann insbeſondere 
nicht vereinbart werden, daß das Kind in einer andern Religion als der des Annehmenden zu 
erziehen ſei. Eine ſolche Vereinbarung hat im Zweifel die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags 
zur Folge (KGJ 38 A 91, vgl. $ 4 des Gef. v. 15. 7. 21). Nicht abänderlich iſt auch das Recht 
und die Pflicht zur Verwaltung des Kindesvermögens ($ 1760 A 1). Die vermögensrecht 
lichen Wirkungen können dagegen inſofern geändert werden, als in dem Annahmevertrage 
die Nutznießung des Annehmenden ſowie das Erbrecht (Pflichtteilsrecht) des Kindes 
oder der Abkömmlinge des Kindes ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden kann. Als zuläſſig iſt es hiernach anzuſehen, daß die dem Annehmenden als Nutz ⸗ 
nießer obliegenden Verpflichtungen erweitert und ihm beſondere Verbindlichkeiten im Inter⸗ 
eſſe der beſſeren Ausbildung oder Verſorgung des Kindes auferlegt werden. In weiterem 
Maße kann die elterliche Gewalt des Annehmenden nicht beſchränkt werden. Unzuläſſig 
iſt es, ihm die Verpflichtung aufzuerlegen, daß er das Vermögen des Kindes dauernd in 
beſtimmter Art angelegt läßt (KJ 37 A 54). Für die Rechtsgeſchäfte, die während des 
Beſtehens der elterlichen Gewalt zwiſchen dem Annehmenden und dem Kinde geſchloſſen 
werden, gelten die gleichen Beſchränkungen wie für die Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem elter- 
lichen Gewalthaber und dem Kinde ($ 1630 A 2). Es kann hierbei die Beſtimmung des 
$ 1804 praktiſch werden, wonach dem Annehmenden eine Schenkung auch von dem für das 
Kind zu beſtellenden Pfleger nicht gemacht werden kann. Über die Gültigkeit von Abmachun⸗ 
gen zwiſchen dem Annehmenden und den Eltern des angenommenen Kindes ſ. 8 1748 A 1. 


§ 1768 
Das durch die Annahme an Kindes Statt begründete Rechtsverhältnis 
kann wiederaufgehoben werden!). Die Aufhebung kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen?). 
Die Aufhebung erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden, dem 
Kinde und denjenigen Abkömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wir⸗ 
kungen der Annahme erſtrecken !). 
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Hat ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen oder hat ein 
Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo iſt zu der Auf⸗ 
hebung die Mitwirkung beider Ehegatten erforderlich!). 

E 1 1629 Abſ 1, 2, 4, 5 II 1649; M 4 996; P 4 737. 

1. Der Grundſatz, daß das durch die Kindesannahme geſchaffene Rechtsverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildet ſein ſoll, iſt nicht ſo weit durchgeführt, daß 
die Kindesannahme nicht wieder durch Vertrag mit Wirkung für die Zukunft aufgehoben 
werden könnte. Erforderlich zu der Aufhebung iſt, daß der Vertrag von ſämtlichen Be⸗ 
teiligten, dem Annehmenden und dem angenommenen Kinde, den ſämtlichen Abkömmlingen 
des Kindes, für die die Kindesannahme wirkſam geworden iſt (§ 1762), ſowie dem leib⸗ 
lichen Elternteil, deſſen Ehegatte das Kind angenommen hat (§ 1757 Abſ 2), geſchloſſen wird. 
An dem Vertragsſchluß haben auch diejenigen Abkömmlinge teilzunehmen, die erſt nach 
Abſchluß des Annahmevertrags (bis zum Abſchluß des Aufhebungsvertrags) geboren ſind, 
da ſie das durch die Kindesannahme erlangte Recht ohne ihren Willen nicht wieder verlieren 
können. Der Vertrag iſt unter gleichzeitiger Anweſenheit der ſämtlichen Beteiligten vor 
Gericht oder Notar zu ſchließen (588 1770, 1750). Das Nichteinverſtändnis eines der Be⸗ 
teiligten hindert das Zuſtandekommen des Vertrags. Über die Einwirkung des Todes eines 
der Beteiligten |. § 1769 A 1 u. 2, über Aufhebung und Wiederholung |. § 1741 A 2. Die Ein⸗ 
willigung der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen iſt zu dem Aufhebungsvertrag 
nicht erforderlich (vgl. §S 1747 A 3). Über die Notwendigkeit der Beſtätigung ſ. §S 1770 A . 

2. Ebenſowenig wie die Eingehung kann die Aufhebung der Kindesannahme unter einer 
Bedingung oder Zeitbeſtimmung erfolgen. Eine ſolche zeitliche Begrenzung würde der 
Natur des Kindesverhältniſſes widerſprechen (vgl. § 1742 A 1). 


8 1769 


Nach dem Tode des Kindes!) können die übrigen Beteiligten das zwi⸗ 
ſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis durch Vertrag aufheben. Das 
gleiche gilt in den Fällen des §S 1757 Abſ 2 nach dem Tode eines der Ehe⸗ 
gatten?). 

E I 1629 Abj 3, 4 II 1650; M 4 1001; P 4 737. 

1. Die Aufhebung der Kindesannahme kann nur einheitlich für das Kind und die ſämt⸗ 
lichen Abkömmlinge erfolgen. Der Tod des Kindes hindert aber nicht, daß die übrigen Be⸗ 
teiligten (vgl. $ 1768 A 1) mit Wirkung für die Abkömmlinge des Kindes die Aufhebung der 
Kindesannahme vereinbaren. Würde das für tot erklärte Kind bei Abſchließung des Auf⸗ 
hebungsvertrags in Wirklichkeit noch am Leben fein, jo würde dies die Ungültigkeit des Ver 
trags zur Folge haben. 

2. Nach dem Tode des Annehmenden kann die Aufhebung der Kindesannahme nicht 
mehr vereinbart werden. Die Aufhebung wird aber, wenn ein Ehepaar gemeinſchaftlich 
ein Kind angenommen hat (§ 1757 Abſ 2, § 1749 Abſ 1), nicht dadurch gehindert, daß einer 
der Ehegatten verſtorben iſt. Hat ein Ehegatte das Kind des andern Ehegatten an Kindes 
Statt angenommen, ſo iſt der Tod des andern Gatten kein Hindernis der Aufhebung, 
während der Tod des Ehegatten, der das Kind angenommen hat, die Möglichkeit der Auf⸗ 
hebung ausſchließt, da dieſe für den überlebenden Ehegatten, den die Kindesannahme nicht 
mehr berührt, gegenſtandslos iſt (Planck A 3, vgl. aber für den Fall, daß der Ehemann das 
uneheliche Kind ſeiner Frau angenommen hat, Staudinger A 2). 


8 1770 


Die für die Annahme an Kindes Statt geltenden Vorſchriften des 
§ 1741 Satz 2 und der SS 1750, 1751, 1753 bis 17551) gelten auch für die 
Aufhebung. 

E 1 1629 Abſ 5 II 1651, 1652; M 4 999; P 4 737. 

1. Für den Aufhebungsvertrag gelten hinſichtlich der Form des Vertrags (§ 1750 Ab} 2), 
der Vertretbarkeit (SS 1750 Abſ 1, 1751), der Anfechtbarkeit (§ 1755) und hinſichtlich der Be⸗ 
ſtätigung durch Gerichtsbeſchluß (88 1741 Satz 2, 1753, 1754) die gleichen Vorſchriften wie 
für den Annahmevertrag. Auch hinſichtlich des Beginnes der Wirkſamkeit der Beſtätigung 
(8 67 506 — vgl. $ 1754 A 1). Wird der Annahmevertrag nach dem Tode des Kindes auf- 
gehoben und die Beſtätigung nach dem Tode des Annehmenden erteilt (88 1769 Satz 1, 1758 
Ubi 2), jo tritt fie nach §S 67 Abſ 2 FGG mit der Bekanntmachung an die ſämtlichen übrigen 
Beteiligten in Wirkſamkeit. Mit dieſem Zeitpunkt hören die Wirkungen der Kindesannahme 
für die Zukunft auf, während die bis dahin eingetretenen Wirkungen beſtehenbleiben. 
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s 1771 


Schließen Perſonen, die durch Annahme an Kindes Statt verbunden 
ſind, der Vorſchrift des § 1311 zuwider eine Ehe, jo tritt mit der Ehe⸗ 
ſchließung die Aufhebung des durch die Annahme zwiſchen ihnen begrün⸗ 
deten Rechtsverhältniſſes ein!). 

Iſt die Ehe nichtig, ſo wird, wenn dem einen Ehegarten die elterliche 
Gewalt über den anderen zuſteht, dieſe mit der Eheſchließung verwirkt. 
Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Nichtigkeit der Ehe auf einem 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 


worden ijt?). 

E I 1631 II 1653; M 4 1001; P 4 740. 

1. Die Eheſchließung zwiſchen dem Annehmenden und dem angenommenen Kinde 
oder deſſen Abtömmlingen iſt, da mit dem Kindesverhältnis ein eheliches Verhältnis un⸗ 
vereinbar iſt, nach 8 1311 verboten. Kommt es trotz dieſes Verbots, das nur ein aufſchiebendes 
Ebehindernis bildet, zur Eheſchließung, ſo muß das Kindesverhältnis, das nur künſtlicher 
Art iſt, hinter dem ehelichen zurücktreten. Das Kindesverhältnis wird in dem Zeitpunkt der 
Eheſchließung zwiſchen den Ehegatten — nicht zwiſchen dem Annehmenden und den übrigen 
Perſonen — kraft Geſetzes gelöſt. 

2. Die zu 1 bezeichnete Folge tritt jedoch nicht ein, wenn die Ehe mangels der für ihre 
Schließung vorgeſchriebenen Form und mangels Eintragung in das Heiratsregiſter äußerlich 
überhaupt nicht als Ehe erſcheint (Nichtehe oder ſchlechthin nichtige Ehe). Sie greift auch 
dann nicht Platz, wenn die Ehe nichtig oder anfechtbar iſt. Der Annehmende erleidet in 
dieſem Falle — ohne Rückſicht darauf, ob die Ehe für nichtig erklärt wird oder nicht — nur 
den Nachteil, daß er mit der Eheſchließung die elterliche Gewalt und, wie hinzuzufügen 
iſt, die Rechte aus dem elterlichen Schutzverhältnis (vol. $ 1764 A 1) verliert, während die 
übrigen dem Kinde günftigen Wirkungen der Kindesannahme beſtehenbleiben. 


8 1772 


Mit der Aufhebung der Annahme an Kindes Statt verlieren das Kind 
und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf welche ſich die Aufhebung 
erſtreckt, das Recht, den Familiennamen des Annehmenden zu führen. Dieſe 
Vorſchrift findet in den Fällen des 8 1757 Ab; 2 keine Anwendung, wenn 
die Aufhebung nach dem Tode eines der Ehegatten erfolgt!) 

E II 1654; P 4 740. 

1. Das durch die Annahme an Kindes Statt erlangte Recht, den Familiennamen des An⸗ 
nehmenden zu führen ($ 1758), hört wieder auf mit dem Zeitpunkte, in welchem die Beſtätigung 
des Aufhebungsvertrags in Wirkſamkeit tritt (. $ 1770 A 1), ſowie mit der geſetzlichen Be⸗ 
endigung der Kindesannahme ($ 1771). Hat der Annehmende die elterliche Gewalt ver⸗ 
wirkt, ſo hat dies, da die Namensgemeinſchaft nicht auf der elterlichen Gewalt, ſondern dem 
Verwandtſchaftsverhältniſſe beruht, das Erlöſchen des Namensrechts nicht zur Folge. Über 
das Recht des gemeinſchaftlichen Kindes (§ 1757 Ab] 2) zur Fortführung des Familiennamens, 
en De? dem Tode des einen der Ehegatten die Kindesannahme aufgehoben wird. 
5 1758 B 


Dritter Abſchnitt 
Vormundſchaft 


1. Die Vormundſchaftsverwaltung gehört ihrem Weſen nach dem Gebiete der Wohl: 
fahrtsverwaltung an. Dieſe verwaltende Tätigkeit, die von der ſonſt den Gerichten obliegen⸗ 
den Tätigkeit der Rechtspflege (Rechtſprechung und Beurkundung) grundſäßlich verſchieden 
iſt, iſt den Gerichten übertragen, weil es ſich hierbei, obwohl die ſtaatliche Fürſorge im 
öffentlichen Intereſſe ihren Ausgangspunkt hat, um Wahrnehmung privater Angelegenheiten 
handelt. Der verwaltenden Tätigkeit entſpricht es, daß die Vormundſchaftsgerichte ihre 
Tätigkeit von Amts wegen ausüben. Das Wohl des Schutzbedürftigen muß (innerhalb der 
geſetzlichen Schranken) ihr höchſtes Ziel ſein. Demgemäß ſind die geſetzlichen Beſtimmungen 
ſo geſtaltet, daß aus Rückſicht auf das Wohl des Mündels (Pfleglings) vielfach Ausnahmen 
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von der ſonſt geltenden allgemeinen Regel zugelaſſen werden. Das Vormundſchaftsgericht 
kann dem Vormunde eine von den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Anlegung des Geldes 
geſtatten (§ 1811; vgl. auch § 1825), es kann ihn von der Hinterlegungs⸗ und Sperrpflicht 
befreien (S 1817), unter Umſtänden die Hinterlegungspflicht erweitern (§ 1818). Der als Vor⸗ 
mund Berufene kann, wenn ſeine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde, über- 
gangen werden ($ 1778 Ab] 1, vgl. §§ 1861, 1897). Ebenſo können die von dem Vater oder 
der Mutter des Mündels angeordneten Befreiungen bei Gefährdung der Intereſſen des Mündels 
außer Kraft geſetzt werden (58 1857, 1908). Aus gleichem Grunde kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht eine Abweichung von den Verwaltungsanordnungen des Zuwenders, der ſelbſt feine 
Zustimmung nicht geben kann, geftatten ($ 1803). 

2. Die Vormundſchaft iſt dazu beſtimmt, den familienrechtlichen Schutz zu ergänzen. 
Sie greift daher nur inſoweit Platz, als dieſer Schutz verſagt. Der Vater und in zweiter Linie 
die eheliche Mutter des Minderjährigen (nicht des Volljährigen) ſind beim Beſitze vollen Ver⸗ 
tretungsrechts befugt, letztwillig eine beſtimmte Perſon als Vormund zu benennen oder von 
der Vormundſchaft auszuſchließen (SS 1776—1778, 1782, 1797 Abſ 3). Sie können dieſen 
Vormund von beſtimmten Beſchränkungen befreien (88 1852—1857) und find als Vormund 
des volljährigen Kindes — worauf fie nach § 1899 ein Anrecht haben — von dieſen Beſchrän⸗ 
kungen der Regel nach ſelbſt befreit (§ 1903 und betreffs der Mutter die etwas abweichende 
Beſtimmung des § 1904). Der väterliche und der mütterliche Großvater ſind als Vormund 
berufen (88 1776, 1899). Das Vormundſchaftsgericht ſoll ferner bei einer wichtigen Angelegen⸗ 
heit oder auf Antrag des Vormundes oder Gegenvormundes vor ſeiner Entſcheidung, um 
mit den Anſchauungen der Familie in Fühlung zu bleiben, Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels hören (§ 1847). Den Verwandten und Verſchwägerten iſt endlich in der Form 
des Familienrats eine Beteiligung an den Geſchäften des Vormundſchaftsgerichts zugeſtanden 
(8$ 1858ff., insbeſondere $ 1867), und zwar muß auf Antrag des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Minderjährigen ein Familienrat gebildet werden, wenn die erforderliche Anzahl 
geeigneter Perſonen vorhanden iſt (8 1858). 

3. Die vormundſchaftliche Fürſorge wird nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung 
in der Weiſe gehandhabt, daß dem Vormund (Pfleger) die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Schutzbedürftigen übertragen iſt, während das Vormundſchaftsgericht, das hierbei von 
dem Gegenvormunde und dem Gemeindewaiſenrat unterſtützt wird, die Aufſicht über die 
Verwaltung führt. Das Vormundſchaftsgericht hat gegen eine jede Pflichtwidrigkeit des 
Vormundes einzuſchreiten, auch wenn es ſich nicht um Verletzung einer durch Geſetz oder 
Verwaltungsanordnung des Dritten (§ 1803) beſonders beſtimmten Verpflichtung handelt 
(8 1837). Es kann den Vormund ſchon wegen Gefährdung des Intereſſes des Mündels 
entlaſſen ($ 1886) und bei Vertrauensunwürdigkeit von ihm Sicherheitsleiſtung fordern 
G 1844). Eine weitere Machtbefugnis iſt dem Vormundſchaftsgericht zum Schutze der 
Perſon des Mündels dadurch eingeräumt, daß es gegen den Willen des Vormundes die 
Unterbringung des Mündels anordnen kann ($ 1838). Bei wichtigeren Rechtsgeſchäften 
findet ein Zuſammenwirken des Vormundes und Vormundſchaftsgerichts inſofern ſtatt, als 
erſterer der Genehmigung (Ermächtigung) des Vormundſchaftsgerichts bedarf (. namentlich 
88 1821, 1822). Das Vormundſchaftsgericht hat endlich, worin ein Eingriff in die Selbſt⸗ 
verwaltung des Vormundes nicht liegt, bei Meinungsverſchiedenheiten der Mitvormünder 
den Streit zu entſcheiden ($ 1797 Abſ 1) und an Stelle des Vormundes, wenn dieſer nicht vor⸗ 
handen oder verhindert iſt (§ 1846), im Notfalle einzugreifen. 

4. a) Für die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts ſind vorbehaltlich anderweiter 
landesgeſetzlicher Regelung (Art 147 EG) die Amtsgerichte zuſtändig. Von jenem Vorbehalt 
iſt Gebrauch gemacht in Hamburg, in den beiden mecklenburgiſchen Staaten und in Württem⸗ 
berg. Bez. der Konſuln vgl. § 7 Nr 2 des KonſGGeſ. v. 7. 4. 00. Durch Art VI 82 des Reichs⸗ 
entlaſtungsgeſ. v. 11. 3. 21 ſind die Landesjuſtizverwaltungen ermächtigt worden, auf dem 
Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit Gerichtsſchreiber mit der ſelbſtändigen Erledigung 
einfacher Geſchäfte zu beauftragen. Nach $$ 17—22 der demgemäß unter Aufhebung früherer 
Verfügungen ergangenen Allg Vf des Prym v. 28. 5. 23 (vgl. auch deſſen Rund Bf v. 29. 5. 23) 
ſind zur ſelbſtändigen Erledigung durch den Gerichtsſchreiber (ſog. Rechtspfleger) ins⸗ 
beſondere geeignet die Verpflichtung der Vormünder und Pfleger, die Beurkundung der 
Vaterſchaftsanerkennung, die Einforderung und Prüfung von Rechenſchaftsberichten ein⸗ 
ſchließlich der Schlußrechnung, die Beauflichtigung der Geſchäftsführung der Vormünder 
und Pfleger. Dagegen kann dem Rechtspfleger die Anordnung der Vormundſchaft und die 
Auswahl der Vormünder, Pfleger und Beiſtände nicht überlaſſen werden (JF 1 S. 43 u. 48; 
3, 44; wegen der Abgabe und Übernahmeerſuchen |. OLG 45, 95). 

b) Die örtliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts (vgl. hierüber auch 8 1775 A8) 
beſtimmt ſich gemäß 88 35ff. FGG im allgemeinen nach dem inländiſchen Wohnſitze oder, 
wenn ein ſolcher nicht zu ermitteln 100 dem Aufenthalt des Schutzbedürftigen zu der Zeit, 
wo die Anordnung der Vormundſchaft — ungeachtet einer inzwiſchen erfolgten Verlegung 
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des Wohnſitzes (Aufenthalts), BayObsch FW 1925, 21415 — nötig geworden iſt, ſoweit 
nicht bereits ein anderes Vormundſchaftsgericht mit der Hauptangelegenheit befaßt war. 
Iſt ein Pfleger für unbekannte Beteiligte oder für einen nicht im Inlande befindlichen 
Ausländer zu beſtellen oder hat das Vormundſchaftsgericht nach § 1846 einzugreifen, ſo 
iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt (88 41, 87 
Abſ 2, 44 FGG). Dieſes Gericht kann jedoch bei den Maßnahmen aus § 1846 nur ergänzungs⸗ 
weiſe tätig werden. Zum Schutze des nicht im Inlande befindlichen Deutſchen iſt das Ge⸗ 
richt des letzten Wohnſitzes, nötigenfalls das von der Landesjuſtizverwaltung' des Heimat ⸗ 
ſtaats oder dem Reichskanzler zu beſtimmende Gericht für zuſtändig erklärt (§ 36 Abſ 2 
das.). Die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht vorgenommenen Handlungen, der 
Beſtellung eines Vormundes uſw. wird durch die örtliche Unzuſtändigkeit nicht beeinträch⸗ 
tigt ($ 7 das.). Die Einlegung der Beſchwerde führt nicht zur Aufhebung der Anordnung, 
ſondern nur zur Abgabe der Vormundſchaft an das zuſtändige Gericht (KJ 47 A 14 Nr 4; 
53 A 27; RIA 6, 85 — auch die Aufhebung einzelner vormundſchaftsgerichtlicher Verrich⸗ 
tungen der Zwiſchenzeit findet nicht ſtatt, IFG 1, 38). Aus wichtigen Gründen, wie z. B 
behufs beſſerer Beaufſichtigung des Mündels, kann die Vormundſchaft, auch wenn ſie noch 
nicht angeordnet iſt, und zwar im Falle der Beſtellung eines Vormundes mit deſſen Zuſtim⸗ 
mung, an ein anderes Gericht abgegeben werden ($ 46; KGJ 47 A 14 Nr 5; vgl. wegen der 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen die Abgabe oder Übernahme der Vormundſchaft 8 57 Abſ 1. 
Nr 9 FGG u. RIA 14, 112). Bei Uneinigkeit der Vormundſchaftsgerichte oder Nichtzuſtimmung 
des Vormundes entſcheidet das gemeinſchaftliche obere Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht 
ſein würde, das Oberlandesgericht, das dem um Übernahme der Vormundſchaft angegangenen 
Gericht vorgeſetzt iſt (8 46 Abſ 2 in der Faſſung des Gef. v. 22. 5. 10). Mit der Übernahme 
der Vormundſchaft, die nicht wegen Unzuläſſigkeit der Bevormundung oder örtlicher Unzu⸗ 
ſtändigkeit des erſuchenden Gerichts abgelehnt werden darf (KGJ 47 A 14 Nr 5), geht zugleich 
die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Verfügungen des bisherigen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts auf das dem neuen Vormundſchaftsgericht übergeordnete Gericht über 
(RIA 12, 174; KGJ 50 A 20). Nimmt die Ermittlung des zuſtändigen Gerichts längere Zeit 
in Anſpruch, ſo darf das durch die Anzeige des Standesbeamten mit der Sache befaßte Gericht, 
damit in der Zwiſchenzeit das Kind nicht ſchutzlos bleibt, ſich nicht der Pflicht entziehen, einſt⸗ 
weilen bis zur Abgabe der Vormundſchaft an das zuſtändige Gericht einen Vormund zu beſtellen 
(vgl. § 1774 A 1). Die einmal begründete Zuſtändigkeit eines Vormundſchaftsgerichts kann 
durch Eingreifen eines andern Vormundſchaftsgerichts nicht geändert werden. Die von 
letzterem getroffenen Verfügungen find ohne weiteres unwirkſam (RIA 16, 157). Zwiſchen 
den Vormundſchaftsgerichten, einſchließlich der nach 8 194 Abſ 1 (vgl. Abſ 4) FGG be⸗ 
ſtimmten Vormundſchaftsbehörden, uud gemäß $ 2 daſ. die Verpflichtung der gegen⸗ 
ſeitigen Rechtshilfe. Das Vormundſchaftsgericht kann in dem gleichen Umfange, in 
dem es ſelbſt, wenn auch nur in Unterſtützung des Vormundes, eine eigene vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Tätigkeit ausüben könnte, die Rechtshilfe auswärtiger Gerichte in An⸗ 
ſpruch nehmen, und kann deshalb das Erſuchen ſtellen, eine beſtimmte Perſon über die 
Anerkennung der Vaterſchaft zu dem unehelichen Kinde und die Unterhaltsverbindlich⸗ 
keit zu hören und eine öffentliche Anerkennungsurkunde aufzunehmen (RG 67, 417; 11. 11. 07 
IV B 386/07; 7. 2. 10 IV B 43/10 — die gegenteilige Anſicht in RG 57, 396 iſt aufge⸗ 
geben). Es kann auch die Unterlagen zu einer im Intereſſe des Mündels liegenden Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch dadurch beſchaffen, daß es die Erklärungen der Beteiligten 
im Rechtshilfewege aufnehmen läßt (KGJ 43 A 33). Wegen der Rechtshilfe behufs Ent- 
gegennahme einer Entlaſtungserklärung des Mündels ſ. § 1892 A 2. Das erſuchte Gericht 
kann jedoch nicht um eine Tätigkeit angegangen werden, deren Vornahme nicht zu ſeiner 
ſachlichen Zuſtändigkeit gehört und deshalb als ihm verboten angeſehen werden muß (8 2 
366; 8159 GVG; R 71,303). Ebenſo iſt das Erſuchen nach Art 40 Abſ 2 Pre GG unzu⸗ 
fällig, wenn es ſich um die Beurkundung eines offenbar ungültigen Rechtsgeſchäfts handelt, 
wie um die Beurkundung des von einem Minderjährigen zu erklärenden Vaterſchaftsanerkennt⸗ 
niſſes ($ 1718) oder der Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung ($ 794 Nr 5 
ZPO), da ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des Minderjährigen ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters gänzlich unwirkſam iſt (RG 84, 317 — abw. Joſef in Arch ZivPrax 114, 404, weil 
die Möglichkeit beſteht, daß der Vertreter vorher die Genehmigung zu der Erklärung erteilt 
hat). Anders iſt es, wenn der Minderjährige nur zu tatſächlichen Angaben über die Abſtammung 
des Kindes veranlaßt werden ſoll (RG 87, 426). Über die Zuläſſigkeit eines Beweiserſuchens 
für Prozeßzwecke ſ. $ 1837 A 1 a. E. . 

c) Zur Einlegung der Beſchwerde ift jeder befugt, in deſſen geſetzlich geſchützte Rechte 
durch die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts eingegriffen wird (88 20, 60 Abſ 1 Nr en. 
Ein bloß wirtſchaftliches Intereſſe genügt nicht (RIA 16, 190 bezüglich des Armenverbandes 
Iſt der Mündel (oder das in elterlicher Gewalt befindliche Kind) durch die Verfügung in 
feinem Rechte beeinträchtigt, fo iſt für ihn der geſetzliche Vertreter beſchwerdeberechtigt. Uber 

Su 
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das Beſchwerderecht des Mündels ſelbſt ſ. § 1827 A 2, über das des Gegenvormundes 8 1799 
A 1, § 1826 A 1. Über beſondere Fälle des Beſchwerderechts vgl. 8 4 A 2, § 1634 A 1, 8 1666 A! 
U. 3, 8 1673 A 1 a. E., § 1687 A 1, § 1707 A 2 a. E., § 1774 A3, 8 1778 N 1, n eee 
§ 1785 A 1, 8 1786 A 1, § 1792 A 1, 81800 A 3 (Beſchwerderecht in perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten), § 1801 A 1, § 1810 A 1, 8 1821 A 2 (Verweigerung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung), $ 1836 A 1, $ 1837 A 2, § 1849 A 2, § 1886 A 3. Die weitere Beſchwerde 
(59 27—29 FGG) iſt nur wegen Geſetzesverletzung zuläſſig. Das Vormundſchaftsgericht 
ſelbſt iſt zur Einlegung der weiteren Beſchwerde nicht berechtigt, es kann nicht etwa einen 
Pfleger zur Einlegung der Beſchwerde beſtellen, um auf dieſem Wege ſeine von dem 
Beſchwerdegericht abweichende Anſicht zur Geltung zu bringen. Zu einer Abänderung der 
von ihm erlaſſenen Verfügung, die nicht der ſofortigen Beſchwerde unterliegt (88 18 Abſ 2, 
22, 60), iſt das Vormundſchaftsgericht befugt, ſofern nicht durch die Verfügung bereits das 
Recht eines Dritten begründet iſt, was z. B. zutrifft, wenn der Vormund die Erteilung 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung oder die Verweigerung der Genehmigung 
dem Dritten mitgeteilt hat (§ 55 FGG, 8 1829 Abſ 1). Die gleichen Schranken gelten auch 
für die Abänderlichkeit der Verfügung durch das Beſchwerdegericht (8 62 FGG). Über das 
Verfahren in Vormundſchaftsſachen ſ. auch Vorbem 4 vor § 1616. 

5. Die Zwangsgewalt des Vormundſchaftsgerichts beſümmt ſich nach Landesrecht (ſ. 
Pro Art 17). Reichsrechtlich iſt in $ 33 FG nur das eine vorgeſchrieben, daß bei Ver⸗ 
hängung von Ordnungsſtrafen die einzelne Strafe den Betrag von 300 Mark, jetzt nach 
Art III AB 1 Nr 2 der VO v. 6. 2. 24 den Betrag von 1000 Goldmark und an deren Stelle 
nach $2 der DurchfVO zum MünzGeſ. v. 12. 12. 24 von 1000 Reichsmark (vgl. § 1837 A 3) 
nicht überſteigen darf und der Feſtſetzung der Strafe eine Androhung vorhergehen muß. 
Dieſe Vorſchrift wird ergänzt durch die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, wonach das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zur Verhängung von Ordnungsſtrafen und zur Anwendung unmittel⸗ 
baren Zwanges befugt ift (vgl. § 1636 A 2). Erfolgt nach dieſen Beſtimmungen die Ein⸗ 
ziehung der Ordnungsſtrafen im Verwaltungszwangsverfahren, ſo können die Rechtshilfe⸗ 
beſtimmungen des § 160 GVG, da das erſuchende Gericht als Juſtizverwaltungsbehörde 
tätig wird, keine Anwendung finden. Über eine Weigerung des erſuchten Gerichts hat dem⸗ 
gemäß nur die landesrechtlich beſtimmte Behörde zu befinden (KG in DIZ 07, 540). 

6. Eine das Vormundſchaftsgericht unterſtützende Tätigkeit wird von den Jugendämtern 
ausgeübt, die auf Grund des Fugendwohlfahrtsgeſetzes v. 9. 7. 1922 zu errichten find 
(vgl. jedoch die Einſchränkungen in Art 8 EG in der Faſſung der VO v. 14. 2. 24). Das Geſetz 
iſt in Kraft getreten (. Art 1 EG) in Württemberg, Thüringen und Lübeck am 1. Ban 
Bremen am 1. 10. 23, in Hamburg am 1. 11. 23, in Bayern am 1. 1. 26, in den übrigen 
Ländern am 1. 4. 24. Die Jugendämter find Einrichtungen der Gemeinden oder Gemeinde⸗ 
verbände ($ 8), und zwar mit ſelbſtändiger, behördenähnlicher Stellung (JFG 3, 36); Zu⸗ 
ſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren werden auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften 
durch eine Satzung des zuſtändigen Selbſtverwaltungskörpers geregelt ($$ 9—41). Das 
Vormundſchaftsgericht iſt zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt und hat beratende 
Stimme (3 9 Abi 4). Zur Sicherung einer gleichmäßigen Erfüllung der den Jugendämtern 
obliegenden Aufgaben und zur Unterſtützung ihrer Arbeit ſind Landesjugendämter zu er⸗ 
richten (8 12—14). Die Bestimmungen über einen Reichsbeirat und ein Reichsjugendamt 
(89 16, 17) ſind nicht in Kraft getreten (Art 8 Ziff 2 Satz 2 EG.). Die Aufgaben der Jugend⸗ 
amter betreffen im weſentlichen außer der Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen die Jugend⸗ 
pflege und Jugendfürſorge, Säuglingspflege, Mutterſchutz u. dgl. (88 3, 4). Im einzelnen 
vgl. über die vormundſchaftlichen Verrichtungen der Jugendämter § 1773 A 4, über die 
Verrichtungen als Waiſenrat $ 1849 A 1, über ihre Tätigkeit in Fürſorgeerziehungsſachen 
und Jugendgerichtsſachen ſowie zum Schutz verwahrloſter Minderjähriger Vorbem 5 vor 
g 1971 in Armenſachen Vorbem 5 vor § 1601, zum Schutz der Pflegekinder Vorbem 4 vor 


7. Räumlicher Geltungsbereich. Für die im Inland geübte vormundſchaftliche Verwal⸗ 
tung leinſchließlich der Fürſorgeerziehung KJ 39 A 28), die Rechte und Pflichten des Vor⸗ 
mundes, Vormundſchaftsgerichts uſw. ſowie die aus der Verwaltung ſich ergebenden bürger⸗ 
lichrechtlichen Anſprüche iſt, ohne Unterſchied, ob die Vormundſchaft einen Inländer oder Aus⸗ 
länder betrifft, das inländiſche Recht maßgebend (vgl. Art 23 EGG). Auch für die Tätigkeit 
der vormundſchaftlichen Hilfsperfonen (Berufsvormund uſw.) hat das für das Vormundſchafts⸗ 
verhältnis geltende Recht zur Anwendung zu kommen (KGJ 52 A 40). Nur für die Frage, ob 
die eine vormundſchaftliche Fürſorge bedingende Schutzbedürftigkeit des Ausländers anzuer⸗ 
kennen iſt, kommt es, ſofern dieſer nicht im Inlande (vgl. Art 8 EG) entmündigt iſt, nach Art 23 
E (vgl. $ 1773 A 1) auf das Recht des Heimatſtaats an. Umgekehrt iſt, wenn gemäß 
$ 47 Fc die Bevormundung eines im Ausland befindlichen, nach inländiſchem Recht 
ſchutzbedürftigen Deutſchen dem ausländiſchen Staate überlaffen wird, damit die Geltung des 
ausländiſchen Rechtes zugeſtanden. In dem Haager Abkommen über das internationale 
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Privatrecht, und zwar in dem Abkommen zur Regelung der Vormundſchaft vom 12. 6. 02 
(RGBl 04, 240) — Vertragsſtaaten: Deutſchland, Belgien, Frankreich (von dieſem iſt das 
Abkommen zum 1. 6. 14 gekündigt worden), Luxemburg, Niederlande, Rumänien, Schweden, 
Spanien, Italien, Schweiz, Portugal und Ungarn (bez. dieſes Staates vgl. Bek v. 16. 12. 24 
Nr 23), nicht zu den Vertragsſtaaten gehört Oſterreich (ſ. aber Bek. v. 4. 10. 24) — iſt be⸗ 
treffs der Minderjährigen, die Angehörige eines der Vertragsſtaaten ſind und ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem dieſer Staaten haben, das Vormundſchaftsrecht 
des Heimatsſtaats (Art 1) und, falls dieſer eine Vormundſchaft nicht anordnet, das des 
Aufenthaltsſtaats (Art 3) für maßgebend erklärt. Hinſichtlich der Gründe für Beginn 
und Beendigung der Vormundſchaft iſt indes ſtets das Recht des Heimatſtaats maßgebend 
(Art 5). Vor Übernahme der Vormundſchaft über den Ausländer ſollen die Behörden der 
beiden Staaten ſich verſtändigen (Art 8). Der vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegen 
auch die ausländiſchen Grundſtücke, falls nicht für dieſe eine beſondere Güterordnung 
(Familienfideikommiß, Lehen uſw.) beſteht (Art 6). Die Ausübung der vormundſchaftlichen 
Fürſorge durch den diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter des Heimatſtaats iſt nur mit 
Duldung des Aufeuthaltſtaats zuläſſig (Art 2). Solange eine Vormundſchaft nicht angeordnet 
iſt ſowie in dringenden Fällen können zum Schutze des im Ausland befindlichen Minder— 
jährigen die zuſtändigen Ortsbehörden (worunter nach deutſchem Recht die Vormundſchafts⸗ 
behörde zu verſtehen iſt) die erforderlichen Maßregeln ergreifen (Art 7). Nach dem Recht des 
Heimatſtaats, wenn dieſes nach Art 1 des Haager Abkommens zur Anwendung kommt, iſt 
insbeſondere der Umfang der Befugniſſe des Vormundes, auch der Anſpruch auf Herausgabe 
des Mündels zu beurteilen (RG 12. 12. 07 IV 179/07). Das Haager Abkommen iſt aufrecht⸗ 
erhalten durch Art 282 Nr 26 des Friedensvertrags v. 16. 7. 19. Beſondere Beſtimmungen 
über die vormundſchaftliche Behandlung von Ausländern ſind enthalten in den Verträgen mit 
Spanien v. 22. 2. 70 und 12. 1. 72 Art 11 Nr 8, und mit der Türkei vom 11. 1. 17 Art 18, 
in welchen den beiderſeitigen Konſuln vormundſchaftliche Verrichtungen zugewieſen ſind. Die 
gleichartigen Verträge mit den alliierten und aſſoziierten Mächten des Friedensvertrags 
b. 16. 7. 19 haben nach Artt 282, 289 dieſes Friedensvertrags ihre Geltung verloren. Die 
vormundſchaftsrechtlichen Vorſchriften der Staaten, welche dem Haager Abkommen beigetreten 
ſind, find zuſammengeſtellt im PrJMBl 06, 225ff. Ahnliche Beſtimmungen wie das Haager 
Abkommen enthält das nach der Bek v. 28. 4. 26 ratifizierte deutſch⸗polniſche Vormundſchafts⸗ 
abkommen v. 5. 3. 24. Mit der Schweiz iſt laut Bek des RK v. 6. 7. 14 (RG Bl 251) für Vor⸗ 
mundſchaftsſachen die Zuläſſigkeit unmittelbaren Geſchäftsverkehrs vereinbart. Wegen des 
für die religibſe Erziehung maßgebenden Rechtes ſ. § 1801 A' 1. 


8. übergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BGB gilt nach Art 210 CG auf dem 
Gebiete des Vormundſchaftsrechts ausschließlich das neue Recht. Nur nach dieſem beſtimmt ſich 
(abgeſehen von der jetzt bedeutungsloſen Übergangsvorſchrift des Art 211), ob und inwieweit 
eine Vormundſchaft, Gegenvormundſchaft oder Pflegſchaft zuläſſig iſt und ebenſo richten ſich 
die Befugniſſe des Vormundes uſw. nach neuem Recht. Auch die bisherigen geſetzlichen Vor⸗ 
minder bleiben, und zwar als nach dem BGB beſtellte Vormünder, im Amte (NG 48, 356). 
Für eine geſchäftsfähige Perſon, die durch letztwillige Anordnung in der Verfügung über 
das ihr zugewendete Vermögen beſchränkt iſt, iſt nach BGB eine Pflegſchaft nicht mehr zu⸗ 
gelaſſen. Eine derartige Anordnung kann nur inſofern aufrechterhalten werden, als darin 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers zu finden iſt (KJ 20 A 21). Auch die nach 
früherem Recht einem Vormunde gewährten Befreiungen und die Verwaltungsanordnungen 
eines Dritten bleiben nur inſoweit in Kraft, als ihre Zuläſſigkeit nach BGB anerkannt iſt 
(KJ 20 A 220). Die Neuanlegung von Mündelgeld hat ſeit dem 1. Jan. 1900 nach den Vor: 
ſchriften des BOB zu erfolgen, ſoweit nicht neben dieſen Vorſchriften die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften in Kraft geblieben ſind (Art 212). Hinſichtlich der unter früherem Recht ein⸗ 
getretenen Vorbedingungen der Vormundſchaft bleibt jedoch in gewiſſem Maße dieſes Recht 
maßgebend. Die Frage, ob jemand noch minderjährig iſt oder bereits die Volljährigkeit 
erlangt hat, ob er entmündigt iſt, bleibt, wenn die Volljährigkeitserklärung oder die Ent⸗ 
mündigung in die Zeit vor dem 1. Jan. 1900 fällt, gemäß Artt 153—156 EG (eine Be⸗ 
ſchränkung enthält Art 154) nach früherem Recht zu entſcheiden. 


9. Sachlicher Geltungsbereich. Die Vorſchriften des BGB kommen nicht zur Anwendung 
für die Tätigkeit der auf Grund des PrGeſ. v. 15. 2. 40 über Familienſchlüſſe in Familien⸗ 
ftiftungsfachen beſtellten Vormünder (Art 59 EGG). Hinſichtlich der landesherrlichen Familien 
und des hohen Adels waren nach Artt 57 u. 58 EG die Hausverfaſſungen und Landesgeſetze 
maßgebend geblieben, und zwar ſowohl für die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts als 
das Verfahren. Zuständig als Vormundſchaftsgericht war für die Mitglieder des hohen 
Adels meiſt das Oberlandesgericht. Dieſes Sonderrecht hat als mit Art 109 RVerf unver⸗ 
einbar jetzt ſeine Geltung verloren. Für Preußen vgl. $1 Abſ 2 Nr 10 des Adelsgeſ v. 23. 6. 20. 
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Erſter Titel 
Vormundſchaft über Minderjährige 


I. Anordnung der Vormundſchaft 


8 1773 


Ein Minderjähriger!) erhält einen Vormund, wenn er nicht unter elter⸗ 
licher Gewalt ſteht oder wenn die Eltern weder in den die Perſon noch in 
den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minder⸗ 
jährigen berechtigt jind?). 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch dann, wenn ſein Familien⸗ 
ſtand nicht zu ermitteln iſts) 4) 5). 

E 1 1633 II 1665; M 4 1044 u. 1046; P 4 742. 


1. Der Minderjährige erhält einen Vormund wegen der durch die Minderjährigkeit 
bedingten Schutzbedürftigkeit. Die Altersvormundſchaft hört deshalb auf mit der Voll. 
jährigkeit oder Volljährigkeitserklärung des Mündels (}. über den letzteren Zeitpunkt § 1882 
A 1). Ein Unterſchied, ob der Minderjährige ein Deutſcher oder ein Ausländer iſt, wird 
in 8 1773 nicht gemacht. Hier greift jedoch die Beſtimmung des Art 23 EG ein, wonach die 
vormundſchaftliche Fürſorge für den Ausländer davon abhängig iſt, daß der Heimatſtaat — 
worüber das Vormundſchaftsgericht von Amts wegen unter Benutzung des diplomatiſchen Weges 
ſich zu vergewiſſern hat, RIA 4, 78; KGJ 42 A 54 — nicht die Fürſorge übernimmt (vgl. Vor⸗ 
bem 7 vor 8 1773). Den vormundſchaftlichen Schutz gewährt in dieſem Falle das deutſche 
Vormundſchaftsgericht kraft eigener Amtsgewalt, nicht kraft Übertragung der Befugniſſe 
des ausländiſchen Gerichts. Es darf deshalb in ſeiner Amtsgewalt nicht (entgegen dem § 1793) 
dadurch beſchränkt werden, daß das ausländiſche (öſterreichiſche) Gericht erklärt, die Fürſorge⸗ 
befugniſſe nur teilweiſe übertragen zu wollen (SächſArch 1911, 97). Das deutſche Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann nach ſeinem Ermeſſen eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft an⸗ 
ordnen. Es kann ſich auch darauf beſchränken, vorläufige Maßregeln zu treffen (Art 23 Abſ 2). 
Desgleichen können nach Art 7 Haag VormundſchAbk in dringenden Fällen auch ohne vor⸗ 
herige Verſtändigung der Heimatsbehörde vorläufige Maßregeln ergriffen werden. Die 
gegen dieſe Grundſätze verſtoßende Anordnung einer Vormundſchaft über einen irrtümlich 
als Inländer angeſehenen Ausländer hat nicht die Nichtigkeit der Beſtellung des Vormundes 
zur Folge (RGGSt 45, 309; Warn 1919 Nr 72). Ein Beſchwerderecht iſt dem Schuldner des 
Mündels aus dem Grunde, daß die Vormundſchaft über den Ausländer nicht hätte ein⸗ 
geleitet werden dürfen, nicht gegeben (RIA 14, 255). Über die Bevormundung eines ent- 
mündigten Ausländers |. $ 6 A 7. Verliert der Mündel die deutſche Reichsangehörigkeit, 
ſo kann die Vormundſchaft, ſofern nicht die Vorausſetzungen der vormundſchaftlichen Fürſorge 
für einen Ausländer nach Art 23 Ec vorliegen, von dem inländiſchen Gericht nicht fortgeführt 
werden, ſondern iſt aufzuheben, oder, wenn der Mündel nach ausländiſchem Recht weiterer 
Fürſorge bedarf, an die ausländiſche Behörde abzugeben (. § 1882 A 1). 


2. Der Bevormundung bedarf es nur, wenn das Kind überhaupt nicht unter elterliche 
Gewalt fällt (wie bei unehelichen Kindern $$ 1591ff., 1707, Kindern aus einer Nichtehe oder 
aus einer für nichtig erklärten oder aufgelöſten Ehe, deren Nichtigkeit den Eltern bekannt 
war, 88 1699ff.), oder wenn die elterliche Gewalt fortgefallen iſt oder ruht, ohne daß 
fie oder ihre Ausübung auf die Mutter übergegangen iſt (vgl. $$ 1684, 1685). Zur Bevor⸗ 
mundung führt es auch, wenn die Beſtandteile der elterlichen Gewalt dem Inhaber in dem 
Umfange entzogen ſind, daß ihm das Vertretungsrecht weder in den die Perſon des Kindes 
betreffenden Angelegenheiten noch in den Vermögensangelegenheiten belaffen iſt (vgl. Vorbem ! 
vor § 1616 u. § 1627 A 1). 


3. Dem Falle, daß der Minderjährige ſich nicht in elterlicher Gewalt befindet, ſteht es gleich, 
wenn fein Familienſtand nicht zu ermitteln iſt, ſomit ungewiß bleibt, ob er unter elterlicher 
Gewalt ſteht, was beſonders bei Findelkindern zutrifft. Nach § 4 Abf 2 RusstAngG. a 
22. 7. 13 iſt ein ſolches Kind bis zum Beweiſe des Gegenteils als das Kind eines Angehörigen 
des Bundesſtaats anzuſehen, in welchem es aufgefunden iſt. Der Name des Kindes wird in 
Ermanglung einer abweichenden landesgeſetzlichen Regelung vorläufig von dem Vormunde 
zu beſtimmen ſein (a. A. Planck § 12 A 1). Nicht zu den Befugniſſen des Vormundes oder 
Vormundſchaftsgerichts gehört es, den nicht bekannten Geburtstag des Findelkindes nach 
freiem Ermeſſen feſtzuſetzen (RA 16, 34). 
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4. Von dem in $ 1773 ausgeſprochenen Beſtellungsgrundſatz (vgl, auch 88 1789, 
1897, 1915) war in Art 136 EG eine Ausnahme gemacht für den Berufsvormund (Anſtalts⸗ 
vormund oder Gemeindevormund). Das Landesrecht konnte beſtimmen, daß der Vor⸗ 
ſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden, für die Erziehung oder Ver⸗ 
pflegung von Minderjährigen beſtimmten Anſtalt oder ein Beamter (der, falls er nicht zu den 
Beamten der Anſtalt gehört, nach den Ausführungsgeſetzen faſt durchweg ein Beamter der Ge⸗ 
meinde ſein muß) kraft Geſetzes Vormund der Minderjährigen wird, welche dauernd 
(vgl. ROY 38 A 39) in dieſe Anſtalt oder eine von dem Vorſtand oder Beamten (oder 
auf ſeine Veranlaſſung) ausgewählte Familie oder Anſtalt untergebracht ſind oder unter⸗ 
gebracht waren (Koſtkinder) und daß er auch diejenigen unehelichen Minderjährigen 
bevormundet, welche der mütterlichen Familie (vgl. über dieſen Begriff KJ 41 A 30) unter 
Aufſicht des Vorſtandes oder Beamten belaſſen find, vorausgeſetzt, daß das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht einen andern Vormund beſtellt. Von dieſem Vorbehalt haben die meiſten 
Bundesſtaaten Gebrauch gemacht. Im einzelnen galt folgendes: Die Anſtaltsvormundſchaft iſt 
meiſt beſchränkt auf die unter Verwaltung des Staates oder einer Gemeinde (vgl. ROY 37 A 58) 
ſtehenden Anſtalten. Unter die Gemeindevormundſchaft fallen meiſt nur die Minderjährigen, 
die vorausſichtlich dauernd Armenunterſtützung erhalten (Armenamtsvormundſchaft). Als An⸗ 
ſtaltsvorſtand iſt der erzieheriſche Leiter der Anſtalt, mag dieſer nun aus einer Perſon oder 
mehreren Perſonen beſtehen, nicht der zur geſetlichen Vertretung der Anſtalt berufene 
Magiſtrat oder die Armendirektion anzuſehen (NA 7, 10). Die Verrichtungen als Vor: 
mund verſieht der Berufsvormund als Teil ſeines Amtes. Die vormundſchaftlichen Geſchäfte 
werden, wenn der Anſtaltsvorſtand aus mehreren Perſonen beſteht, nach den für deſſen Ge⸗ 
ſchäftsführung geltenden Vorſchriften von den einzelnen Mitgliedern erledigt. Dadurch, daß die 
Vorausſetzungen der Entſtehung der Berufsvormundſchaft wegfallen, wird ſein Amt noch 
nicht beendigt (KJ 42 A 45). Beſtellt das Amtsgericht einen beſondern Vormund, fo 
kann ſowohl von dem Berufsvormunde als der ihm vorgeſetzten Behörde Beſchwerde, und 
zwar gemäß § 60 Abſ 1 Nr 3 FGG ſofortige Beſchwerde erhoben werden (KG 36 A 35). 
Das Amt des Berufsvormundes erliſcht nicht, wenn das Vormundſchaftsgericht in Unkennt⸗ 
nis von der bereits eingetretenen Berufsvormundſchaft einen beſondern Vormund beſtellt 
hat (KJ 41 A 33). Landesrechtlich konnte unter den Vorausſetzungen, unter denen eine 
Berufsvormundſchaft ſtattfindet, auch eine Berufspflegſchaft eingerichtet werden (vgl. Freſe 
in 3Bl§ G 1914, 748ff.; anders Mayr in Bayg 1911, 353). — Verſchieden von der Be⸗ 
rufsvormundſchaft im eigentlichen Sinne war und iſt die Sammelvormundſchaft 
(Berufsvormundſchaft kraft Beſtellung), bei welcher einer Perſon eine größere Zahl von 
Vormundſchaften durch Beſtellung übertragen wird. Siehe hierüber § 1786 zu Nr 8, 
9 1775 A 1, $ 1836 A 1. 

5. Das Jugendwohlfahrtsgeſetz v. 9. 7. 22 (vgl. Vorbem 6 vor § 1773) hat unter 
Aufhebung des Art 136 Ech die Beſtimmungen über Berufsvormundſchaft weſentlich ge⸗ 
ändert. Es entſcheidet zwiſchen Amtsvormundſchaft und Anſtalts⸗ oder Vereinsvormund⸗ 
ſchaft. a) Geſetzlicher Amtsvormund, und zwar nur über uneheliche Kinder ift — ſofern 
fie nach Inkrafttreten des Geſetzes geboren find (JJ 2, 126) — das Jugendamt des 
Geburtsorts, das von ſelbſt mit der Geburt die Vormundſchaft erlangt ($ 35 Abſ 1). Eine 
Ausnahme gilt nur für den für eine Leibesfrucht beſtellten Pfleger, der im Einverſtändnis 
des Jugendamts mit der Geburt des Kindes Vormund wird (§ 38). Über uneheliche im Aus⸗ 
land geborene deutſche Kinder erlangt, falls eine deutſche Vormundſchaft nicht eingeleitet 
iſt, dasjenige Jugendamt die Vormundſchaft, in deſſen Bezirk fie Anfentholt nehmen (§ 35 
Abſ 8). Der Standesbeamte hat die nach § 48 FGG dem Vormundſchaftsgericht zu erſtattende 
Anzeige über die Geburt eines unehelichen Kindes dem Jugendamt zu überſenden, das den 
Eintritt der Vormundſchaft dem Vormundſchoftsgericht unverzüglich onzuzeigen hat und 
von dieſem als Beltellung eine Beſcheinigung über den Eintritt der Vormundſchaft erhält 
($$ 36, 37). b) Beſtellte Amtsvormundſchaft des Jugendamts tritt in allen Fällen, 
alſo auch bei ehelichen Minderjährigen ein, wenn nicht ein geeigneter anderer Vormund 
(§ 1776) vorhanden und das Jugendamt mit feiner Beſtellung einverſtanden ift; die Beſtellung 
erfolgt durch ſchriftliche Verfügung des Vormundſchaftsagerichts, §§ 1789, 1791 finden keine 
Anwendung ($ 41). Sowohl für die geſetzliche als die beſtellte Amtsvormundſchaft des Juoend- 
amts gilt, daß ein Gegenvormund nicht zu beſtellen iſt und die nach SS 1852—1854 zuläſſigen 
Befreiungen eintreten. Weitere Befreiungen vermögensrechtlicher Art kann, abgeſehen von 
der Schlußrechnung, das Landesrecht anordnen (8 34). Der Stellung des Jugendamts als 
Behörde und der Nichtbeſtellung eines Gegenvormunds entſpricht die Unanwendbarkeit der 
88 1788, 1801, 1836 mit Ausnahme der über die Unentgeltlichkeit der Führung der Vormund⸗ 
ſchaft gegebenen Beſtimmung, ferner der 88 1887 Abſ 2, 1838, 1844, 1886. $ 1885 iſt info- 
weit unanwendbar, als allgemeine Verwaltungskoſten nicht zu erſetzen find. Über die An- 
legung von Mündelgeld |. $ 1807 A 1. Das Jugendamt kann in dem Falle a auf ſeinen Antrag 
($ 40) und im Falle b jederzeit beim Vorhandenſein eines geeigneten andern Vormunds 
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aus dem Amte des Berufsvormunds entlaſſen werden, ſofern dies dem Wohle des Mündels 
nicht entgegenſteht; es iſt alsdann ein Einzelvormund zu beſtellen. Es ſoll allgemein die Be⸗ 
ſtellung eines Einzelvormunds dann beantragen, wenn es den Intereſſen des Mündels förder⸗ 
lich erſcheint (§ 44). c) Das Amt eines Vormunds, Pflegers oder Beiſtandes kann ferner von 
dem Vormundſchaftsgericht auch den Vorſtänden von Anſtalten, die unter der Verwaltung 
des Staates oder einer öffentlichen Körperſchaft ſtehen oder von privaten Anſtalten oder 
Vereinen, die vom Landesjugendamt für geeignet erklärt ſind, auf ihren Antrag übertragen 
werden, wodurch fie im weſentlichen (8 47 in Verbindung mit $$ 33, 40, 41, 44) die gleiche 
Stellung wie das Jugendamt erhalten. Nicht befreit ſind ſie von der Beiordnung eines 
Gegenvormundes, wozu insbeſondere das Jugendamt beſtellt werden kann. Die Beſtellung 
eines Amtsvormundes iſt auch in der Weiſe zuläſſig, daß ihm einzelne Rechte und Pflichten 
des Vormundes übertragen werden ($$ 47, 46). 


8 1774 


Das Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft von Amts wegen!) 
anzuordnen?)s). 
E I 1634 II 1656; M 4 1034 u. 1047; P 4 743. 


1. Aus der Fürſorgepflicht des Vormundſchaftsgerichts ergibt ſich, daß es ſowohl bei An⸗ 
ordnung der Vormundſchaft als bei der ſonſt ihm zugewieſenen Tätigkeit von Amts wegen 
zu verfahren hat. Vor Anordnung der Vormundſchaft hat das Vormundſchaftsgericht 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der Bevormundung gegeben ſind und nötigenfalls Er⸗ 
hebungen durch Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen (8 15 FG) zu veran⸗ 
ſtalten. Eine ſolche Beweiserhebung kann namentlich nötig werden bei der von Amts 
wegen vorzunehmenden Prüfung, ob ein Kind, deſſen Vater vor Ablauf der Anfechtungs⸗ 
friſt farb (8 1593), als unehelich anzufehen iſt (RIA 4, 82). Sind die Ermittlungen noch 
nicht abgeſchloſſen, ſo kann es notwendig werden, vorläufig einen Pfleger zu beſtellen. Iſt 
die örtliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zweifelhaft, jo hat das durch Anzeige 
des Bevormundungsfalls mit der Sache befaßte Amtsgericht die hierzu erforderlichen Er⸗ 
mittlungen vorzunehmen und nötigenfalls zum vorläufigen Schutze des Mündels einen 
Vormund zu beſtellen, wodurch die endgültige Zuſtändigkeit des Amtsgerichts noch nicht be⸗ 
gründet wird. Um dem Vormundſchaftsgericht Kenntnis von dem Bevormundungsfalle zu 
verſchaffen, iſt den Behörden und den ſonſt Beteiligten in weitem Umfange die Pflicht auf- 
erlegt, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. Anzeigepflicht des Standes 
beamten nach $ 48 FGG, 8 36 SWG, der Gerichte, insbeſondere des Nachlaßgerichts nach 
850 JGG, SS 657, 660, 674, 678, 679 Abi 4, 683 Abſ 2, 686 Abſ 4 ZPO, des Ge⸗ 
meindewaiſenrats nach $ 49 FG, des Gewalthabers, Vormundes und Gegenvormundes 
nach 88 1894 Abſ 2, 1895, 1909 Abſ 2, der Erben des Vormundes, Gegenvormundes oder 
Pflegers nach 88 1894 Abſ 1, 1895, 1915. 


2. Auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechts gilt — abgeſehen von dem in § 1780 
behandelten Falle — allgemein der Grundſatz, daß die einmal angeordnete Vormundſchaft 
(Pflegſchaft), was das Vertretungsrecht und die Geſchäftsführungsbefugnis betrifft, ſo lange 
wirkſam bleibt, bis ſie von dem Vormundſchaftsgericht oder auf Beſchwerde von dem dieſem 
übergeordneten Gericht wieder aufgehoben iſt (vgl. § 32 FG und Aufſ. in Gruch 68, 38 ff.). 
Dieſe rechtsbegründende Wirkung greift nicht nur dann Platz, wenn es ſich bei der Anordnung 
der Vormundſchaft um Fragen handelt, die von dem Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu entſcheiden ſind. Sie gilt ſelbſt in dem Falle, daß bereits eine Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft über dieſelbe Perſon eingeleitet geweſen ſein ſollte. Über die Gültigkeit der Be⸗ 
ſtellung des Vormundes oder Pflegers iſt ausſchließlich im Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit zu entſcheiden, ohne daß dieſe Entſcheidung von dem Prozeßgericht nachgeprüft 
werden kann (RG 81, 211/12; SW 03 Beil 64 Nr 147; Warn 1919 Nr 72; SeuffA 73, 209; 
ebenſo für das frühere Recht RG 12, 68; 33, 414; JW 91, 4347). Wird von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht oder dem Beſchwerdegericht die Vormundſchaft, als der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen von vornherein ermangelnd, aufgehoben, ſo bleiben doch die aus der bisherigen 
Verwaltung entſtandenen Anſprüche unverändert beſtehen. Durch die Aufhebung wird ins ⸗ 
beſondere an der Schadenserſatzpflicht, die etwa der Vormundſchaftsrichter durch Verletzung 
feiner Amtspflichten, durch Erteilung unrichtiger Auskunft (vgl. 8 1848 A 1) uſw. ſich zu⸗ 
gezogen hat, nichts geändert (RG 84, 92). Dagegen hat die Anordnung der Vormundſchaft 
auf die Geſchäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit des zu Unrecht Bevormundeten keinen 
Einfluß. Seine Rechtshandlungen bleiben, ſoweit ſie nicht etwa mit den bereits von dem 
Vormunde getroffenen Verfügungen in Widerſpruch ſtehen, rechtswirkſam. — Über örtliche 
Unzuſtändigkeit vgl. Vorbem 4b vor § 1773. 
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3. Wird die Anordnung der Vormundſchaft abgelehnt, fo ſteht — abgeſehen 
von dem Falle der vorläufigen Vormundſchaft (8 1906) — nach 857 Abſ 1 Nr 1 FGG jedem, 
der ein eigenes rechtliches Intereſſe an der Bevormundung hat, das z. B. durch das Inter⸗ 
eſſe an Vornahme eines Rechtsgeſchäfts begründet ſein kann, ſowie im Familienintereſſe dem 
Ehegatten, den Verwandten und Verſchwägerten des Mündels die Bejchwerde zu. Wird 
die Vormundſchaft angeordnet, fo kann nach dem allgemeinen Grundſatz des § 20 Ab] 1 
FG jeder, deſſen Recht durch die Anordnung beeinträchtigt wird, insbeſondere der Mündel 
(ogl. Vorbem dc vor 8 1773), Beſchwerde führen. — Von der Anordnung der Vormundſchaft 
iſt die Beſtellung des Vormundes zu unterſcheiden (JFG 1, 49). Dieſe Unterſcheidung iſt 
jedoch ohne Bedeutung für den Fall des 8 46 FGG. Auch vor Beſtellung des Vormundes 
kann die eingeleitete Vormundſchaft an ein anderes Gericht abgegeben werden (Bay Ob⸗ 
LG 6, 395). Die bloße Anordnung der Vormundſchaft begründet noch nicht die in 8 92 
Abf 1 PrGͤKch v. 25. 7. 10 vorgeſehene Gerichtsgebühr (RG 85, 358). 


8 1775 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll, ſofern nicht beſondere Gründe für die 
Beſtellung mehrerer Vormünder vorliegen, für den Mündel!) und, wenn 
mehrere Geſchwiſter zu bevormunden ſind, für alle Mündel?) ?) nur einen 
Vormund beſtellen. 

EI 1638 Abſ 2 II 1660 Abſ 2; M 4 1031 u. 1062; P 4 749. 


1. Die Beſtellung eines Mitvormundes iſt damit als Ausnahme hingeſtellt. Sie 
kann durch den Umfang der Verwaltung, die Verſchiedenheit der Intereſſen, die Not⸗ 
wendigkeit, für einen beſondern Geſchäftszweig einen Sachverſtändigen als Vormund zu ge⸗ 
winnen, durch das Vorhandenſein von Mündelvermögen in weit entlegenen Gegenden uſw. 
gerechtfertigt fein, worüber das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden hat. 
Der Anlaß zur Veſtellung eines Mitvormundes kann auch darin liegen, daß dem Sammel⸗ 
vormunde (vgl. $ 1786 zu Nr 8) nur ein begrenzter Geſchäftskreis, wie die Einziehung 
der von dem natürlichen Vater verſchuldeten Unterhaltsgelder, übertragen wird. Von 
dem Vater oder der Mutter des Mündels (8 1777) können über die Beſtellung mehrerer 
Vormünder keine bindenden Anordnungen getroffen werden. Die Beſtellung eiges Mit- 
vormundes iſt auch dann zuläſſig, wenn bereits die geſamte Verwaltung einem Vormunde 
übertragen war. Über die Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines Mitvormundes neben dem 
berufenen Vormunde vgl. § 1778 A 5. Wegen der Teilung der Geſchäfte unter mehrere 
Vormünder |. § 1797. 

2. Mehrere Geſchwiſter (wozu auch mehrere uneheliche Kinder derſelben Mutter gehören, 
die als Halbgeſchwiſter anzuſehen find) ſollen, wenn nicht beſondere Gründe eine Ausnahme 
angezeigt erſcheinen laſſen, im Intereſſe der Einheitlichkeit der Verwaltung nur einen Vor⸗ 
mund und ein Vormundſchaftsgericht haben. Um letzteres zu ermöglichen, iſt für den Fall, 
daß mehrere in verſchiedenen Vormundſchaftsbezirken befindliche Geſchwiſter zu bevormunden 
find, in $ 36 Abf 1 FGG eine beſondere Beſtimmung über die Zuſtändigkeit gegeben, wonach 
dieſe durch den Wohnſitz oder Aufenthalt des jüngſten Mündels beſtimmt wird. Wegen der 
unehelichen Kinder vgl. jetzt $$ 35, 39, 44 SWG. Über das Verhältnis des § 1775 zu der 
Regel des § 1779 Abſ 2 Satz 2 ſ. 8 1779 A 2. 

3. Mit Rückſicht auf den Grundſatz des 8 1775 ift in 88 36, 37 FG weiter beſtimmt, daß, 
wenn eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft für eines von mehreren Geſchwiſtern anhängig 
iſt, dasſelbe Gericht auch in Anſehung der anderen Geſchwiſter zuſtändig iſt. Diele Vor⸗ 
ſchrift gilt auch dann, wenn der Gegenſtand der bereits anhängigen und der neuen Pfleg⸗ 
ſchaft ein verſchiedenartiger iſt (RIA 14, 251). 


8 1776 


1) Als Vormünder ſind in nachſtehender Reihenfolge berufen: 

1. wer von dem Vater des Mündels als Vormund benannt iſt; 

2. wer von der ehelichen Mutter des Mündels als Vormund benannt 

iſte); 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite; 

4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 

Die Großväter ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem anderen 
als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindes Statt an⸗ 
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genommen iſt. Das gleiche gilt, wenn derjenige, von welchem der Mündel 
abſtammt, von einem anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner 
Mutter an Kindes Statt angenommen iſt und die Wirkungen der Annahme 
ſich auf den Mündel erſtreckens). 

E I 1635 II 1657; M 4 1047; P 4 745. 


1. Die Berufung der Bormünder gründet ſich entweder unmittelbar auf das Ge⸗ 
ſetz (Nr 3 u. 4) oder auf Benennung durch einen Elternteil des zu Bevormundenden 
(Nr 1 u. 2). Nicht als Vormünder ſind berufen der Ehemann und die uneheliche Mutter, 
da ſie in manchen Fällen für dieſes Amt nicht geeignet erſcheinen. Sie können aber vor 
den nach $ 1776 Berufenen zum Vormunde beſtellt werden (8 1778 Abſ 3). Nur hat die 
Mutter, wenn das Kind für ehelich erklärt oder an Kindes Statt angenommen iſt, dieſes 
Vorrecht nicht vor dem von dem Gewalthaber benannten Vormunde. Wegen des Beſchwerde⸗ 
rechts |. $ 1900 A 1. Die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft kamen nicht 
zur Anwendung, wenn kraft Geſetzes gemäß Art 136 EG (vgl. § 1773 A 4) der Anftalt3- 
vorſtand oder Beamte Vormund wurde. Aber auch wenn eine geſetzliche Vormundſchaft 
nicht eingeführt war, konnten dieſe Perſonen nach Maßgabe des Landesrechts vor den be⸗ 
rufenen Vormündern zum Vormunde beſtellt werden (Art 136 Nr 3 EG). Das Jugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetz v. 9. 7. 22 hat unter Aufhebung des Art 136 Ech die geſetzliche Vormundſchaft 
des Jugendamts über uneheliche Kinder eingeführt (8 35) ſowie in 88 41, 47 die Möglichkeit 
einer beſtellten Amtsvormundſchaft vor den nach 8 1776 Berufenen geſchaffen (ſ. Vorbem 5). 
Keine Anwendung finden die Vorſchriften des § 1776 auf die Beſtellung als Pfleger (8 1916 
A J) oder als Beiſtand ($ 1687 A 1). 

2. Über das Recht der Eltern zur Benennung eines Vormundes ſ. 8 1777 A 1 u. 2. 

3. Die Berufung des väterlichen Großvaters ſetzt voraus eine eheliche Verwandtſchaft 
zwiſchen Großvater und Vater und ſodann zwiſchen Vater und Mündel. Die Verwandtſchaft 
zwiſchen Großvater und Vater darf auch auf Ehelichkeitserklärung oder auf Kindesannahme 
beruhen, vorausgeſetzt, daß die Kindesannahme auch für den Mündel als Abkömmling (vgl. 
§ 1762) wirkſam geworden iſt. Das Recht des leiblichen Großvaters fällt weg, wenn der 
Vater oder der Mündel von einem andern als dem Ehegatten des natürlichen Elternteils 
(1. 8 1757 Abſ 2) an Kindes Statt angenommen iſt, es ſei denn, daß durch die Kindesannahme 
des Vaters der Mündel ſelbſt (vgl. § 1762) nicht berührt wird. Das gleiche gilt für den 
mütterlichen Großvater, jedoch mit der Abweichung, daß eine eheliche oder gleichwertige 
Verwandtſchaft nur zwiſchen dem Großvater und der Mutter zu beſtehen braucht, während 
die Verwandtſchaft zwiſchen Mutter und Mündel eine eheliche oder uneheliche ſein kann. Nach 
dem Wortlaut des § 1776 letzter Satz würde das Recht der Großeltern auch dann in Wegfall 
kommen, wenn das Kind von ihnen ſelbſt an Kindes Statt angenommen iſt. Dies iſt jedoch 
als dem Sinne des Geſetzes zuwiderlaufend abzulehnen (beſtr.). 


8 1777 


Der Vater) kann einen Vormund nur benennen, wenn ihm zur Zeit ſeines 
Todes die elterliche Gewalt über das Kind zuſteht; er hat dieſes Recht nicht, 
wenn er in den die Perſon oder in den das Vermögen betreffenden An⸗ 
gelegenheiten nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt ift!). Das gleiche 
gilt für die Mutter?). 

Der Vater kann für ein Kind, das erſt nach ſeinem Tode geboren wird, 
einen Vormund benennen, wenn er dazu berechtigt ſein würde, falls das 
Kind vor ſeinem Tode geboren wäre)). 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige Verfügung!). 

E 1 1636 II 1658; M 4 1053; P 4 747. 

1. Benennungsrecht des Vaters. Auf Grund der elterlichen Gewalt ($ 1626) darf 
der Vater für die Zeit nach feinem Tode ſich durch Benennung eines Vormundes gewiſſermaßen 
einen Stellvertreter ſetzen; er muß aber, da der Vormund ſowohl die Sorge für die Perſon 
als für das Vermögen auszuüben hat, zur Vertretung des Kindes in den perſönlichen 
wie in den Vermögensangelegenheiten befugt fein (vgl. § 1627 A 1). Die Benennung hat, 
da fie erſt nach dem Tode des Vaters wirkſam wird, gemäß Abſ 3 durch letztwillige Ver⸗ 
fügung — durch Teſtament oder durch einſeitige Verfügung im Erbvertrage (vgl. 8 2299) — zu 
erfolgen. Im Zuſammenhang hiermit ſteht es, daß die elterliche Gewalt und das volle Ver⸗ 
tretungsrecht nur zur Zeit des Todes vorhanden zu ſein braucht. Es iſt auch nicht not⸗ 
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wendig, daß das Kind zur Zeit der Benennung des Vormundes bereits vorhanden iſt. Die 
Benennung iſt zuläſſig für ein Kind, das noch nicht geboren iſt, und ſogar für ein erſt nach 
dem Tode des Vaters geborenes Kind. Nicht als unzuläſſig iſt es anzuſehen, wenn der Be⸗ 
nennung eine Zeitbeſtimmung oder Bedingung beigefügt wird. Der Benannte kann jedoch 
nicht verlangen, daß mit der Beſtellung des Vormundes bis zum Eintritt des Zeitpunkts 
oder der Bedingung gewartet wird, auch nicht, daß alsdann der früher beſtellte Vormund 
entlaſſen wird (a. M. Blume A 4a a). Dagegen iſt der Endtermin oder die auflöfende Be⸗ 
dingung dem ſo benannten Vormunde gegenüber wirkſam, auch wenn bei ſeiner Beſtellung 
ein entſprechender Vorbehalt nicht gemacht iſt. Das Vormundſchaftsgericht hat in dieſem Falle 
den benannten Vormund zu entlaſſen. Die gleichen Grundſätze greifen Platz bei Anordnungen 
über Befreiung des Vormundes (§ 1856), über Bildung des Familienrats und über die Mit- 
gliedſchaft zum Familienrat (§ 1868). 

2. Das zu 1 Geſagte gilt auch für das Benennungsrecht der Mutter. Ihr Recht ſteht 
jedoch dem des Vaters nach. Die Anordnung der Mutter iſt zwar nicht deshalb ungültig, 
weil zu der Zeit, wo ſie getroffen iſt, eine anderweite Anordnung des Vaters noch in Kraft 
ſtand. Sie gelangt aber erſt zur Wirkſamkeit, nachdem dieſe Anordnung des Vaters hin⸗ 
fällig geworden iſt (vgl. $ 1868 Abf 2). 


8 1778 


Wer nach S 1776 als Vormund berufen iſt, darf ohne ſeine Zuſtimmung 
nur übergangen werden!), wenn er nach den SS 1780 bis 1784 nicht zum 
Vormunde beſtellt werden kann oder ſoll oder wenn er an der Übernahme 
der Vormundſchaft verhindert iſt oder die übernahme verzögert oder wenn 
ſeine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde). 

Iſt der Berufene nur vorübergehend verhindert, ſo hat ihn das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach dem Wegfalle des Hinderniſſes auf ſeinen Antrag 
an Stelle des bisherigen Vormundes zum Vormunde zu beſtellen“). 

Für eine Ehefrau darf der Mann vor den nach § 1776 Berufenen, für 
ein uneheliches Kind darf die Mutter vor dem Großvater zum Vormunde 
beſtellt werden‘). 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mitvormund 
beſtellt werdens). 

E I 1637 II 1659; M 4 1056; P 4 748. 


1. Gegen die übergehung des berufenen Vormundes ſteht dieſem nach $ 60 Abf 1 Nr 1 
566 die ſofortige Beſchwerde zu. Die Friſt beträgt 2 Wochen, gerechnet von dem Zeit. 
punkt, in welchem der Beſchwerdeführer von ſeiner Übergehung Kenntnis erlangt, ſo daß 
der auf die Zeit der Kenntnisnahme folgende Tag der erſte Tag der Beſchwerde iſt (88 22, 
60 Abſ 2 FGG, 8 187 Abſ 1 BGB). Nicht notwendig ift, daß der Übergangene das als 
Vormundſchaftsgericht in Betracht kommende Gericht kennt (RIA 12, 177). Eine Über⸗ 
gehung liegt nicht bloß in der Beſtellung eines andern Vormundes, ſondern ſchon in der 
Zurückweiſung des von dem berufenen Vormund geſtellten Antrags (RIA 5, 130). Die 
Zuſtimmung zur Übergehung iſt wirkſam, auch wenn ſie nur ſtillſchweigend oder nicht 
unmittelbar dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt iſt. 

2. Übergehungsgründe. Der Berufene hat kein unbedingtes Recht darauf, Vormund 
zu werden. Seine Beſtellung iſt davon abhängig, daß er die in den 88 1780—1784 vorgeſchrie⸗ 
benen Eigenſchaften beſitzt. Trotz der Berufung iſt ferner von dem Vormundſchaftsgericht 
zu prüfen, ob im einzelnen Falle ſeine Beſtellung das Wohl des Mündels gefährden würde, 
wozu auch ſolche Gründe herangezogen werden können, die dem Elternteil bei Benennung 
des Vormundes bereits bekannt waren. Es genügt objektive Gefährdung, z. B. Entfremdung 
zwiſchen dem Berufenen und dem Mündel (OLG 42, 111); Gefährdung kann auch bei Ver⸗ 
ſchiedenheit der Konfeſſion vorliegen (OLG 43, 377). Das Vormundſchaftsgericht hat endlich 
— abgeſehen von der in Abſ 2 bezeichneten Ausnahme — nicht nötig, den berufenen Vor⸗ 
mund zu berückſichtigen, wenn dieſer mit oder ohne Verſchulden die Übernahme der Vor⸗ 
mundſchaft verzögert. Über die Schadenserſatzpflicht im Falle ſchuldhafter Verzögerung 
ſ. $ 1787 A 1. Wegen der Übergehung zugunſten des Jugendamts ſ. § 1776 A 1. 

3. Der Berufene kann verlangen, daß nach Wegfall des Hinderniſſes, falls dieſes ſeiner 
Natur nach nur ein vorübergehendes war, der bisherige Vormund entlaffen und er ſelbſt zum 
Vormunde beſtellt wird. Die Entlaſſung iſt zuläſſig, auch wenn ein entſprechender Vorbehalt 
bei der Beſtellung des Vormundes (§ 1790) nicht gemacht war. Dies iſt auf den Fall, daß ein 
Unfähigkeitsgrund oder Untauglichkeitsgrund der Beſtellung entgegenſtand, nicht auszu⸗ 
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dehnen. Bei der Vorſchrift des Abſ 2 handelt es ſich um eine Ausnahme von der Regel, 
daß die Beſtellung des Vormundes nicht abgeändert werden kann. Iſt der Berufene grund⸗ 
los übergangen und demgemäß feine ſofortige Beſchwerde (vgl. 88 18 Abſ 2, 60 Abſ 1 Nr 1 
FG) für begründet erklärt, jo muß die Entlaſſung des bisherigen Vormundes (ohne daß 
lie vorbehalten zu fein braucht) erfolgen. Dagegen kann, wenn die Beſchwerdefriſt nicht 
eingehalten ift, die inzwiſchen erfolgte Beſtellung eines andern Vormundes nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden, und zwar ohne Unterſchied, ob das Vormundſchaftsgericht abfichtlich 
oder aus Unkenntnis den Berufenen übergangen hat (KJ 39 A 5 — a. A. Planck A 7). 

4. S. § 1776 A 1. 

5. Das Recht des Berufenen darf ohne feine Zuſtimmung (f. hierüber A 1) durch Be⸗ 
ſtellung eines Mitvormundes nicht beſchränkt werden, falls nicht bei Benennung des Vor⸗ 
mundes dieſe Beſchränkung vorgeſehen iſt. Der Berufene hat jedoch nicht das Recht, die 
Perſon des Mitvormundes zu beſtimmen oder eine nach dem Geſetze zum Amt des Mit⸗ 
vormundes berufene Perſon auszuſchließen. Verweigert er ſeine Zuſtimmung, ſo kann das 
dem Vormundſchaftsgericht Anlaß zu Maßnahmen wegen Gefährdung des Mündelintereſſes 
(Abſtandnahme von der Beſtellung oder Entlaſſung des Vormundes) bieten (IFG 1, 74). 


8 1779 


Sit die Vormundſchaft nicht einem nach S 1776 Berufenen zu übertragen, 
jo hat das Vormundſchaftsgericht nach Anhörung des Gemeindewaiſenrats!) 
den Vormund auszuwählen. 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, die nach ihren 
perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögenslage ſowie nach den ſonſtigen 
Umſtänden zur Führung der Vormundſchaft geeignet iſt. Bei der Auswahl 
iſt auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen. Ver⸗ 
wandte und Verſchwägerte des Mündels find zunächſt zu berückſichtigen !). 

E I 1638 Abſ 1 II 1660 Abj 1; M 4 1061; P 4 749. 


1. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats (Jugendamts, |. $ 1849 A 3) iſt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nicht gebunden. Es kann in dringlichen Fällen auch davon abſehen, vor 
der Beſtellung des Vormundes den Gemeindewaiſenrat zu hören. Für einen ſolchen Fall 
empfiehlt es ſich allerdings, bei der Beſtellung den Vorbehalt zu machen, daß der Vormund 
eutlaſſen werden kann, wenn der von der Beſtellung zu benachrichtigende Gemeindewaiſenrat 
hinterher Bedenken äußert. Ohne einen ſolchen Vorbehalt würde die Entlaſſung nicht mög⸗ 
lich fein (vgl. § 1790 A 1). Der Gemeindewaiſenrat hat wegen Ablehnung des von ihm vor⸗ 
geſchlagenen Vormundes ausnahmsweiſe nach 8 57 Abſ 1 Nr I FGG dann ein Beſchwerde⸗ 
recht, wenn aus beſondern Gründen gerade die Beſtellung des vorgeſchlagenen Vormundes 
im Intereſſe der Sorge für die Perſon des Mündels unbedingt geboten war (KGJ 36 A 32; 
vgl. RIA 14, 110 f., KG 53 A 48). Hat das Vormundſchaftsgericht behufs beſſerer Beauf⸗ 
ſichtigung des Mündels oder aus ſonſtigen Gründen Anlaß, eine außerhalb ſeines Bezirks 
wohnende Perſon zum Vormund zu beſtellen, ſo kann es ſich wegen Benennung eines Vor⸗ 
mundes an den auswärtigen Waiſenrat wenden. Dem erſuchten Richter kann die Auswahl 
pfl Vormundes nicht überlaſſen werden, auch nicht (ſ. Vorbem Aa vor § 1773) dem Rechts⸗ 
pfleger. 

2. Bei der Auswahl des Vormundes iſt das Vormundſchaftsgericht, das hierbei auch 
die Wünſche des verſtorbenen Elternteils beachten darf, in ſeinem freien Ermeſſen nach zwei 
Richtungen hin beſchränkt. Mit der Vorſchrift, daß das religiöſe Bekenntnis des Mün⸗ 
dels zu berückſichtigen iſt, wird nicht die unbedingte Regel aufgeſtellt, daß der Vor⸗ 
mund das gleiche Bekenntnis haben muß. Die im Jutereſſe der Erziehung des Mündels 
gegebene Vorſchrift — an der übrigens durch Art 136 RVerf nichts geändert iſt (RIA 16, 
192) — bedeutet nur, daß eine Perſon andern Bekenntniſſes, ſofern nicht beſondere Gründe 
eine Ausnahme rechtfertigen, fo lange nicht zum Vormunde beſtellt werden ſoll, als ein geeig- 
neter Vormund gleichen Bekenntniſſes zur Verfügung ſteht. In erſter Linie ſind Verwandte 
und Verſchwägerte des Mündels zu berückſichtigen. Unter dieſen gehen die Perſonen gleichen 
Bekenntniſſes, falls nicht beſondere Gründe eine Ausnahme erheiſchen, den andern vor (RIA 
14, 4). Die Regel des $ 1779 Abſ 2 Satz 2 hat auch nicht unbedingt den Vorzug vor der Regel 
des $ 1775, daß für mehrere Geſchwiſter nur ein Vormund zu beſtellen iſt. Es kommt ganz 
darauf an, was im einzelnen Falle im Intereſſe des Mündels liegt (KG 46 A 69). Die poli⸗ 
tiſche Parteiſtellung des zu beſtellenden Vormundes wird nur ausnahmsweiſe Berückſich⸗ 
tigung zu finden haben (BaHOLG in KW 1925, 2141. — Sit die Vorſchrift des Abſ 2 Satz 2 
ohne ausreichenden Grund außer acht gelaſſen, fo iſt nach §57 Abſ 1 Nr 9 FGG jeder, der 
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an der Beſtellung ein berechtigtes Intereſſe hat, ſofern es ihm um das Wohl des Kindes zu 
tun iſt, zu deſſen Gunſten beſchwerdeberechtigt, alſo zunächſt die betreffende Religionsgeſell⸗ 
ſchaft, die übergangenen Verwandten, aber auch z. B. Vereine zum Zwecke der Jugend⸗ 
pflege (K GJ 43 A 41 — beſtr.). Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Beſchwerde aus eignem Recht 
iſt zu verneinen (RG 64, 288). Zu den hiernach beſchwerdeberechtigten Perſonen gehört 
der Vater kraft des Rechtes der Verwandtſchaft, auch wenn ihm das Recht der Sorge für 
die Perſon des Kindes entzogen iſt (vgl. 8 1838 A 2 und RIA 16, 17). Wird die Beſchwerde 
als begründet befunden, ſo iſt der Vormund zu entlaſſen (a. M. Planck A 7). Aber auch, 
wenn keine Beſchwerde eingelegt iſt, ift dem Vormundſchaftsgericht das Recht nicht zu ver ⸗ 
ſagen, den unter Verletzung der Vorſchriften des 8 1779 Abj 2 Satz 2 oder 3 beſtellten Vor⸗ 
mund im Intereſſe des Mündels nach Befund der Umſtände zu entlaſſen (beſtr.). 


8 1780 


Zum Vormunde kann nicht beſtellt werden, wer geſchäftsunfähig oder 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt iſt!). 
E I 1640 Nr 1, 1646 Abſ 1 II 1661; M 4 1065, 1081; P 4 751, 753, 828; 6 119. 


1. 8 1780 behandelt die Unfähigkeit zur Vormundſchaft, während in den SS 1781—1784 
die Fälle aufgeführt find, in denen jemand zum Vormunde nicht beſtellt werden ſoll (Un⸗ 
tauglichteit zur Vormundſchaft). Nicht unfähig iſt der Minderjährige, wie denn auch der Minder ⸗ 
jährige nach § 165 als Bevollmächtigter tätig ſein kann, wohl aber — abweichend von 8 165 
— der wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigte 
($ 114), da dieſer nicht bloß beſchränkt geſchäftsfähig, ſondern außerdem vertrauensunwürdig 
iſt (vgl. 8 1885 Abf 1). Die Unfähigkeit hat zur Folge, daß ſowohl die Beſtellung des Vormundes 
(RGSt 45, 311) als die von ihm vorgenommenen Rechtshandlungen nichtig find. Die Be⸗ 
ſtellung und damit die Anordnung der Vormundſchaft iſt nichtig auch ohne Entlaſſung 
des Vormundes. Eine Haftung des Vormundes findet nur ſtatt nach den Vorſchriften 
über Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung und über ungerechtfertigte Bereicherung 


(vgl. $ 682). 
8 1781 


) Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden: 

1. wer minderjährig oder nach S 1906 unter vorläufige Vormundſchaft 
geſtellt ift?); 

2. wer nach 8 1910 zur Beſorgung jeiner Vermögensangelegenheiten einen 


Pfleger erhalten hat?); 
3. wer in Konkurs geraten iſt, während der Dauer des Konkurjes?); 


4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, ſoweit 
ſich nit aus den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs ein anderes er⸗ 
gibt“). 

E I 1640 Nr 1—3, 1646 Abſ 2 II 1662; M 4 1065, 1081; P 4 751. 8 


1. Die Vorſchriften der 88 1781—1784 find Sollvorſchriften, deren ſchuldhafte Verletzun 
das Vormundſchaftsgericht dem Mündel gegenüber — nicht auch dritten Perſonen gegenüber, 
da in deren Smiereffe dieſe Vorſchriften nicht gegeben find — haftbar macht. Bis zur Ent. 
laſſung, die nach § 1886 in den Fällen des § 1781 ohne weiteres, in den Fällen der 88 1782 
bis 1784 nur unter der beſondern Vorausſetzung der Gefährdung des Wohles des Mündels 
zu erfolgen hat, behält der Vormund alle Rechte und Pflichten eines ſolchen. Über das Recht 
des berufenen Vormundes bei Vorliegen eines Untauglichkeitsgrundes |. $ 1778 A 3. 

2. Den Untauglichkeitsgründen der Nr 1 bis 3 liegt der Gedanke zugrunde, daß der⸗ 
jenige, der ſeine eigenen Vermögensangelegenheiten nicht beſorgen kann, auch nicht zur 
Beſorgung der Angelegenheiten eines andern als Vormund zugelaſſen werden ſoll. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt deshalb der beſchränkt Geſchäftsfähige (SS 106, 114), ſoweit er nicht 
nach § 1780 unfähig zur Vormundſchaft iſt, der wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
nach $ 1910 für feine Vermögensangelegenheiten, d. h. für die Geſamtheit feiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten, unter Pflegſchaft Geſtellte ſowie der Gemeinſchuldner von der 
Zeit an, wo er über das in Konkurs befangene Vermögen nicht mehr verfügen kann. Dieſe 
Verfügungsbeſchränkung tritt ſchon mit Eröffnung des Konkurſes, nicht erſt mit Rechtskraft 
des Eröffnungsbeſchluſſes ein (88 6, 109 KO) und dauert bis zum Erlaſſe des den Konkurs 
aufhebenden oder einſtellenden Beſchluſſes (SS 163, 190, 202 u. 204 KO). Vorausſetzung 
iſt nach Nr 3 die Eröffnung des Konkursverfahrens über das perſönliche Vermögen oder 
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das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft (vgl. $ 1647 A 1). Der Konkurs über den 
Nachlaß genügt nicht, um den Erben von der Beſtellung als Vormund auszuſchließen (beftr.). 
115 unter Geſchäftsaufſicht (BRV v. 14. 12. 16) ſteht der Konkurseröffnung nicht 
gleich. 


8. Wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verlustig erklärt ift, ift während der Zeit, für 
welche die Ehrenrechte aberkannt find (. hierüber $ 32 StGB), wegen Vertrauensunwürdig⸗ 
keit nach $ 84 Nr 6 StG unfähig, Vormund (Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand) oder Mit⸗ 
glied eines Familienrats zu ſein, falls es ſich nicht um Verwandte abſteigender Linie handelt 
und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung hierzu erteilt wird. Dieſe „Unfähigkeit“ 
hat aber nach SS 1781, 1786, 1866 Nr 2, 1878 nur die Bedeutung, daß er nicht als Vormund 
oder Familienratsmitglied beſtellt werden und daß bei nachträglicher Aberkennung der 
Ehrenrechte ſeine Entlaſſung erfolgen ſoll. 


8 1782 


Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden, wer durch Anordnung des 
Vaters oder der ehelichen Mutter des Mündels von der Vormundſchaft 
ausgeſchloſſen iſt. Die Mutter kann den von dem Vater als Vormund Be⸗ 
nannten nicht ausſchließen 


Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften des S 1777 Anwendung!). 
E 1 1640 Nr 5, 1646 Abj 2 II 1663; M 4 1068, 1081; P 4 751. 


1. Der Vater und die eheliche Mutter des Mündels ſind ebenſo wie zur Be⸗ 
nennung eines Vormundes auch zur Ausſchließung beſtimmter Perſonen — nicht einer 
ganzen Perſonenklaſſe — von der Vormundſchaft berechtigt, wofür die in § 1777 über das 
Benennungsrecht gegebenen Vorſchriften gelten. Der von dem Vater Benannte kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich, da feine Anordnung derjenigen der Mutter vorgeht (§ 1777 A 2), nicht von 
der Mutter ausgeſchloſſen werden. Auch die Ausſchließung der nach § 1776 Nr 3 u. 4 be⸗ 
rufenen Großväter iſt zuläſſig, nicht aber des nach landesrechtlicher Beſtimmung (Art 136 
Nr 1 u. 2 EG) kraft Geſetzes als Vormund eintretenden Anſtaltsvorſtandes oder Beamten, 
jetzt des geſetzlichen Amtsvormundes (§ 35 IW), da dieſe Einrichtung dem öffentlichen 
Recht angehört (vgl. $ 1773 A 4). Die Ausſchließung wird nicht ohne weiteres dadurch hin⸗ 
fällig, daß der hinzugefügte Grund ein unrichtiger iſt, da trotzdem die Ausſchließung ge⸗ 
wollt fein kann. Der verbotswidrig Beſtellte kann nur nach Maßgabe des § 1886 (bei Ge⸗ 
fährdung des Wohles des Mündels) entlaſſen werden (vgl. § 1781 A 1). 


8 1783 


Eine Frau, die mit einem anderen als dem Vater des Mündels verheiratet ist, soll 
nur mit Zustimmung ihres Mannes zum Vormunde bestellt werden!) 2). 
E I 1640 Nr 4, 1641, 1646 Abf 2 II 1664 Abſ 2; M 4 1067, 1071, 1081; P 4 751. 


1. Bisheriges Recht. Die Frau war zur Übernahme der Vormundſchaft zwar nicht ver⸗ 
pflichtet (8.1786 Nr 1), wohl aber, was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion be⸗ 
ruhte, zu dieſem Amte fähig. Nur bedurfte die verheiratete Frau, falls es ſich nicht um ein 
(eheliches, legitimiertes oder angenommenes) Kind des Mannes handelte, in Übereinſtimmung 
mit dem allgemeinen Grundſatze des § 1358 der Zuſtimmung ihres Mannes. Die Zuſtim⸗ 
mung, die gegenüber der Frau oder dem Vormundſchoftsgericht zu erklären war, war er⸗ 
forderlich, auch wenn die Frau von dem Manne getrennt lebte. Für den geſchäftsunfähigen 
oder in unbekannter Abweſenheit lebenden Mann war die Zustimmung von dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter zu erteilen. Der beſchränkt geſchäftsfähige Mann konnte die Zuſtimmung 
ohne Einwilligung des geſetzlichen Vertreters nicht erteilen, da die Übernahme der Vormund⸗ 
ſchaft die Belaſtung des eingebrachten Gutes ($ 1412) und des Geſamtguts (88 1459, 1460, 
1530, 1549) nach ſich zieht. Die Zuſtimmung konnte, wie aus § 1887 Abſ 2 hervorgeht, von 
dem Ehemann beliebig widerrufen werden. Die Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht war nicht vorgeſehen. Auf die Gültigkeit der Beſtellung hatte der Mangel 
der Zuſtimmung (vgl. § 1781 A 1) keinen Einfluß. Auch die Haftung des eingebrachten 
ch a des Geſamtguts aus den Verfehlungen des Vormunds wird hierdurch nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 


2. 91783 iſt durch $48 Abs 1 Satz 1 des Jugendwohlfahrtsgeſetzes v. 9. 7. 22 aufgehoben 
(ſ. Vorbem 6 vor $ 1773). Nunmehr kann die Ehefrau ohne Zuſtimmung des Mannes 
zum Vormund beſtellt werden. 


Vormundſchaft über Minderjährige 58 1781—1785 495 


8 1784 


Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landesgeſetzen einer 
beſonderen Erlaubnis zur Übernahme einer Vormundſchaft bedarf, ſoll 
nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis zum Vormunde beſtellt werden!) 2). 


Diese Erlaubnis darf nur versagt werden, wenn ein wichtiger dienstlicher 
Grund vorliegt). 


E I 1642, 1646 Abſ 2 II 1665; M 4 1071; P 4 751. 


1. Landesrechtlich kann beſtimmt werden, daß Beamte und Religionsdiener wegen der 
Gefahr der Beeinträchtigung der dienſtlichen Intereſſen einer Erlaubnis zur Übernahme 
der Vormundſchaft bedürfen. Unter dem Ausdruck „Beamter“ ſind bloß öffenttiche Beamte 
zu verſtehen. Dagegen iſt der Ausdruck „Religionsdiener“ nicht auf die bei einer chriſtlichen 
Kirche angeſtellten Geiſtlichen zu beſchränken. Die Gültigkeit der Beſtellung als Vormund wird, 
wie $ 1784 vorſchreibt, durch den Mangel der Erlaubnis nicht beeinträchtigt (vgl. 8 1781 
UL). Der Beamte oder Religionsdiener ſelbſt iſt wegen fehlender Erlaubnis nicht berechtigt, 
die Übernahme der Vormundſchaft zu verweigern. Es kann nach Lage der Sache ſehr wohl 
gerechtfertigt ſein, die Beſtellung als Vormund ohne Aufſchub vorbehaltlich der Nachbringung 
der Erlaubnis vorzunehmen. Wird die Erlaubnis nicht erteilt oder zurückgenommen, ſo hat 
gemäß § 1888 die Entlaſſung zu erfolgen. Für die Reichsbeamten gelten in dieſer Beziehung 
nach 8 19 RBG in der allen v. 1. 8. 07 die an ihrem Wohnort für die Staatsbeamten 
beſtehenden landesrechtlichen Vorſchriften. Die Entlaſſung wird auch dann nötig, wenn 
landesrechtlich zwar nicht eine Erlaubnis vorgeſchrieben iſt, wohl aber die Fortführung 
der Kenn ca unterſagt werden kann und von dieſem Unterſagungsrecht Gebrauch 
gemacht wird. 

2. Nach § 33 des RWehrG v. 23. 3. 21 konnen Angehörige der Reichswehr, wozu auch 
die Angehörigen der Reichsmarine und die Militärbeamten gehören, das Amt eines Vor⸗ 
mundes (Gegenvormundes, Pflegers, Beiſtandes) ablehnen and ein ſolches Amt nicht ohne 
Genehmigung des Vorgeſetzten übernehmen. Die Genehmigung darf nur aus zwingenden 
dienſtlichen Gründen verſagt werden. 

3. Abſ 2 ift eingefügt durch § 48 Abſ 1 Satz 2 IWE (ſ. Vorbem 6 vor 81773). Es ſoll damit 
eine ſtarkere Beteiligung der für die Übernahme von Vormundſchaften vielfach beſonders 
befähigten Beamten und Religionsdiener geſichert werden. 


8 1785 


) Jeder Deutjche?) hat die Vormundſchaft, für die er von dem Bor» 
mundſchaftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen, ſofern nicht ſeiner 
Beſtellung zum Vormund einer der in den SS 1780 bis 1784 beſtimmten 
Gründe entgegenſteht. 

E 1 1639 Satz 1 II 1667 Abſ 1; M 4 1062; P 4 750. 


J. Über die Verpflichtung zur Übernahme der Vormundſchaft hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht zu entſcheiden vorbehaltlich der Beſchwerde, die der als Vormund Ausgewählte binnen 
2 Wochen nach Bekanntgabe der die Weigerung für unberechtigt erklärenden Verfügung 
bei dem Vormundſchaftsgericht oder dem Beſchwerdegericht einzulegen hat (88 60 Abſ 1 Nr 2, 
16, 21 u. 22 FGG, 81787 Abſ 2 BGB). 

2. Verpflichtet iſt jeder Deutſche, der die in SS 1780 ff. vorgeſchriebenen Eigenſchaften 
beſitzt, mag er die Staatsangehörigkeit in einem einzelnen deutſchen Land oder nur die Reichs⸗ 
angehörigkeit (vgl. 88 33—35 RuStAngG v. 22. 7. 13) beſitzen, und zwar beſteht die Ver⸗ 
pflichtung auch dann, wenn ein Angehöriger eines andern Bundesſtaats oder ein Ausländer 
(vgl. § 1773 A 1) bevormundet werden ſoll. Der Ausländer iſt zur Vormundſchaft fähig und 
tauglich ($3 1780, 1781), er kann aber zur Übernahme der Vormundſchaft nicht angehalten 
werden, auch nicht, wenn der vormundſchaftliche Schutz einem Angehörigen ſeines eigenen 
Staates gewährt werden ſoll. Doch kann, wenn von den Landsleuten des Ausländers ſich 
niemand zur Übernahme des Amtes bereit findet, dies unter Umſtänden das Vormundſchafts⸗ 
gericht veranlaſſen, von Übernahme einer dauernden vormundſchaftlichen Fürſorge abzu⸗ 
ſehen (vgl. Habicht, Intern. Privgt zu Art 23 EG II B 4). Fit der Ausländer einmal als Vor⸗ 
mund beſtellt, ſo kann er nicht mit Rückſicht auf ſeine Ausländereigenſchaft die Entlaſſung 
fordern. — Der Anſtalts⸗ oder Vereinsvorſtand iſt nur auf feinen Antrag zu beitellen ($ 47 
SWE) Das Jugendamt kann mit feinem Einverſtändnis, und zwar vor den nach $ 1776 
berufenen Perſonen zum Vormund beſtellt werden, ſoweit nicht ein geeigneter anderer 
Vormund vorhanden iſt (841 Abi 1 JWG). 
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8 1786 


Die übernahme der Vormundſchaft kann ablehnen: 

1. eine Frau, welche zwei und mehr noch nicht schulpflichtige Kinder 
besitzt oder glaubhaft macht, daß die ihr obliegende Fürsorge für ihre 
Familie die Ausübung des Amtes dauernd besonders erschwert; 

2. wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; ein von einem 
anderen an Kindes Statt angenommenes Kind wird nicht gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert iſt, die Vor⸗ 
mundſchaft ordnungsmäßig zu führen; . 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnſitzes von dem Sitze des Vor⸗ 

mundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne beſondere Beläſti⸗ 

gung führen kann; 

wer nach § 1844 zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird; 

7. wer mit einem anderen zur gemeinſchaftlichen Führung der Vor⸗ 
mundſchaft beſtellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur als 
eine; die Führung von zwei Gegenvormundſchaften ſteht der Führung 
einer Vormundſchaft gleich. 

Das Ablehnungsrecht erliſcht, wenn es nicht vor der Beſtellung bei dem 

Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird, 

E I 1643, 1644 Abf 1 II 1666, 1668 Abſ 1; M 4 1073; P 4 751; 6 306. 


Die Ablehnung der Vormundſchaft kann, abgeſehen von den Ausſchließungsgründen 
der 88 1780—1784 und abgeſehen von dem Mangel der Reichsangehörigkeit (8 1785), nur 
auf die in $ 1786 angegebenen Gründe geſtützt werden, die bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor der Beſtellung bei dem Vormundſchaftsgericht geltend zu machen ſind. 
Nur innerhall der hier gezogenen Grenzen kann die Behauptung des Geſuchſtellers, daß 
er zur Führung der Vormundſchaft nicht geeignet ſei oder daß ihm die Führung zu beſchwer⸗ 
lich falle, als Ablehnungsgrund in Betracht kommen; nur inſoweit beſteht daher ein Recht 
der Beſchwerde (RA 13, 188). Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß dieſe Verhältniſſe, ſo⸗ 
weit es im Intereſſe des Mündels liegt, bei Auswahl des Vormundes (8 1779 Abf 2) mit 
zu berückſichtigen find. Tritt ein Ablehnungsgrund nachträglich ein, fo kann gemäß § 1889 
Entlaſſung gefordert werden. Ein Verzicht auf das Recht der Ablehnung kann rechts⸗ 
wirkſam nur dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt werden. Die Ablehnungsgründe 
des § 1786 gelten übrigens nur für die dom Vormundſchaftsgericht ausgewählten Vor 
münder, nicht für den kraft Geſetzes eintretenden Berufsvormund (vgl. 8 1773 A 4). Ins⸗ 
beſondere kann eine den Anſtaltsvorſtand bildende Frau nicht auf den Ablehnungsgrund 
der Nr 1 ſich berufen (KGJ 35 A 19). Eine Anfechtung der Vormundſchaftsübernahme wegen 
Irrtums über den Umfang der vormundſchaftlichen Geſchäfte findet nicht ftatt (RIA 14, 8). 

Zu Nr 1. Der Zuſatz beruht auf 948 Abſ 2 JW (f. 81783 A 2). Ob beſondere Er⸗ 
ſchwerung vorliegt, entſcheidet das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen. Die 
Vorſchrift gilt auch für die ledige, geſchiedene und verwitwete Frau. An der Geltend- 
machung der unter Nr 2—8 angeführten beſonderen Ablehnungsgründe iſt fie ſelbſtverſtändlich 
nicht verhindert. 

Zu Nr 2. Die Altersgrenze iſt, während ſonſt zur Ablehnung eines Ehrenamts meiſt 
die Vollendung des 65. Lebensjahrs erfordert wird, auf das 60. Lebensjahr — Erreichung 
des 60. Geburtstags (8 187 Abſ 2) — feſtgeſetzt. 

Zu Nr 3. Der Beſitz von 5 minderjährigen ehelichen (legitimierten oder an Kindes 
Statt angenommenen) Kindern berechtigt zur Ablehnung, ohne Unterſchied, ob die Kinder 
in der elterlichen Gewalt des Ablehnenden ſich befinden oder nicht. Das von einem andern 
an Kindes Statt angenommene Kind wird — mit der auch hier zu machenden ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Ausnahme der Kindesannahme durch den Ehegatten des Ablehnenden (§ 1757 
Abſ 2) — nicht mitgerechnet; anders, wenn die Kindesannahme inzwiſchen wieder aufge⸗ 
hoben iſt (abw. früh. Aufl.). 

Zu Nr 5. Verpflichtet zur Übernahme der Vormundſchaft iſt auch derjenige, der ſeinen 
Wohnſitz nicht im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts hat. Ein Ablehnungsrecht erwächſt ihm 


= 
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nur, wenn die Entfernung von dem Vormundſchaftsgericht zu einer beſondern, ihm nicht 
zuzumutenden Belästigung führt, wofür es nicht bloß auf den Stand der Vormundſchaftsſache, 
ſondern auch auf feine perſönlichen Verhältniſſe ankommt. Dies Ablehnungsrecht kann unter 
beſondern Umſtänden auch der im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts Wohnende in An- 
ſpruch nehmen. 

Zu Nr 7. Die Beſtellung als Mitvormund zur ungeteilten Verwaltung hat wegen der 
damit verbundenen Aufſichtspflicht eine erhöhte Verantwortlichkeit (8 1797 A 1) zur Folge, 
welche dem Vormunde nicht wider ſeinen Willen angeſonnen werden ſoll. 

Zu Nr 8. Zur Ablehnung iſt berechtigt, wer bereits zwei Vormundſchaften (Pflegſchaften) 
oder, da in dieſer Beziehung zwei Gegenvormundſchaften einer Vormundſchaft gleichgerechnei 
werden, eine Vormundſchaft und zwei Gegenvormundſchaften oder vier Gegenvormundſchaften 
führt. Die Vormundſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt hierbei als eine Vormundſchaft, 
auch wenn ſie bei mehreren Vormundſchaftsgerichten anhängig iſt. — Eine Höchſtzahl der 
Vormundſchaften, die von derſelben Perſon übernommen werden dürfen, iſt nicht vorgeſchrie⸗ 
ben. Es iſt damit die Möglichkeit gegeben, daß ein Vormund kraft richterlicher Beſtellung 
eine Reihe gleichartiger Vormundſchaften in ſeiner Perſon vereinigt (Sammelvormund 
im Unterſchiede vom Berufsvormunde, vgl. 81773 A 4). Die Sammelvormundſchaften 
(Berufsvormundſchaften kraft Beſtellung) haben in neuerer Zeit eine große Verbreitung 
erlangt. Ein ſolcher Vormund pflegt namentlich von Städten in der Perſon eines beſol⸗ 
deten Beamten und von Vereinen mit freier Liebestätigkeit bereit gehalten zu werden. Auch 
bei der Auswahl dieſer Vormünder iſt nach § 1779 Abſ 2 dag religiöſe Bekenntnis des Mün⸗ 
dels zu berücksichtigen (RJ A 12, 183). Über die Beſtellung des Sammelvormundes als 
Teilvormunds vgl. § 1775 A 1 und 81797 A 1. 


8 1787 


Wer die übernahme der Vormundſchaft ohne Grund ablehnt, iſt, wenn 
ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den Schaden verantwortlich, der 
dem Mündel dadurch entſteht, daß ſich die Beſtellung des Vormundes ver⸗ 
zögert!). 

Erklärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für unbegründet, ſo 
hat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechtsmittel, die 
Vormundſchaft auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts vorläufig zu 
übernehmen!). 

€ 1 1639 Satz 2, 1644 Abſ 2 II 1667 Abſ 2, 1668 Abſ 2; M 4 1063, 1077; P 4 750; 6 306. 

1. Die Pflicht zur Übernahme der Vormundſchaft beſteht nicht bloß dem Staate, ſondern 
auch dem Mündel gegenüber, der demgemäß einen Schadenserſatzanſpruch hat, ſoweit 
er durch unbegründete ſchuldhafte Weigerung der Übernahme benachteiligt wird. Zu erſetzen 
iſt der Schaden, der darin ſeinen Grund hat, daß in der Zwiſchenzeit, die ordnungsmäßige Be⸗ 
handlung der Sache durch den Vormundſchaftsrichter vorausgeſetzt, der Mündel ohne Vor⸗ 
mund geblieben iſt. Der Schadenserſatzanſpruch beruht auf dem Geſetz, nicht auf unerlaubter 
Handlung. An die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über die Verpflichtung zur 
Übernahme iſt der Prozeßrichter nicht gebunden. 

2. Durch die Weigerung wird, nachdem ſie von dem Vormundſchaftsgericht für unbegrün⸗ 
det erklärt iſt die Ausführung der Anordnung des Vormundſchaftsgerichts und die Anwendung 
des nach $ 1788 zuläſſigen Zwanges nicht aufgehalten. Auch die Einlegung der Beſchwerde 
($ 1785 % 1) hat (foweit fie nicht die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe betrifft) keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung (824 Fc). Beharrt der Ablehnende bei ſeiner Weigerung, die Vor⸗ 
mandſchaft auch nur vorläufig zu übernehmen, fo macht er ſich für die Zwiſchenzeit ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig, ſelbſt wenn in dem ſpäteren Verfahren feine Weigerung entgegen der Ent⸗ 
ſcheidung des Vormundſchaftsgerichts für begründet befunden werden ſollte. Vor Feſt⸗ 
ſetzung der Ordnungsſtrafe hat aber das Vormundſchaftsgericht die zur . 0 0 der 
Ablehnung vorgebrachten Gründe einer Würdigung zu unterziehen (MIA 16, 189). 


8 1788 


Das Vormundſchaftsgericht kann den zum Vormund Ausgewählten durch 
Ordnungsſtrafen zur Übernahme der Vormundſchaft anhalten. 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark?) nicht über⸗ 
ſteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchenräumen von mindeſtens einer 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Auf. (Sayn.) 32 
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Woche verhängt werden. Mehr als drei Strafen dürfen nicht verhängt 
werden)). 
1 1639 Satz 8 u. 4 II 1669; M 4 1064; P 4 750, 


1. Ein Zwang zur Übernahme der Vormundſchaft ift nur in der Weiſe zuläſſig, daß eine 
Ordnungsſtrafe von höchſtens 300 Mark (ſ. A 2) zu drei Malen mit einem Mindeſtzwiſchen⸗ 
raum von je einer Woche feſtgeſetzt wird. Der Feſtſetzung hat nach 833 FGG jedesmal eine 
Androhung der Ordnungsſtrafe vorauszugehen, auch find bei jeder Feſtſetzung die Gründe 
der Ablehnung ſelbſtändig zu prüfen (RIA 16, 189). Die Beſchwerde gegen die Feſtſetzung 
hat nach 9 24 Abſ 1 daf. aufſchiebende Wirkung. Das Verfahren der Beitreibung beſtimmt 
ſich nach den landesrechtlichen Vorſchriften, die teils das Verwaltungszwangsverfahren, 
teils die Vollſtreckung nach den Grundſätzen der 3PO anordnen. Mit der Ordnungsſtrafe 
lind auch die Koſten des Verfahrens beizutreiben. Keine Anwendung findet 81788 auf die 
Amts- und Anſtaltsvormundſchaft (8833 Abſ 1, 47 Abf 2 SWG). 

2. Nach Art XIV Abſ 2 Nr 3, 4, Art III Abſ 1 Nr 2 der VO v. 6. 2. 24 in Verb. mit 
92 der DurchfVO zum Münzgeſetz v. 12. 12. 24 beträgt jetzt der Höchſtſatz eintauſend Reichs⸗ 


mart. 
§ 1789 


Der Vormund wird von dem Vormundſchaftsgerichte durch Verpflich⸗ 
tung zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft beſtellt. 
Die Verpflichtung ſoll mittels Handſchlags an Eides Statt erfolgen!) 2). 


E 11645 Abf 1 II 1670; M 4 1078; P 4 752. 


1. Mit der Verpflichtung des Vormundes wird zmedmäßig ſeine Belehrung über 

die ihm obliegenden Pflichten verbunden. Die Nichtabnahme des Handſchlags an Eides 
Statt macht die Beſtellung, da es ſich hier um eine Ordnungsvorſchrift handelt, nicht ungül⸗ 
tig, ebenſowenig die Nichtaufnahme eines Protokolls. Weſentlich iſt dagegen, daß dem Vor⸗ 
mundſchaftsrichter, oder dem von dieſem erſuchten Richter oder dem Nechtapfleger (Vorbem. Aa 
vor 9 1773) gegenüber die Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vor⸗ 
mundſchaft übernommen wird, ohne daß jedoch in dieſer Beziehung der Vormund eine aus⸗ 
drückliche Erklärung abzugeben braucht (a. M. Planck A 2). Eine Vertretung des Vormundes 
bei der einen öffentlichen Rechtsakt darſtellenden Verpflichtungsverhandlung oder eine ſchrift⸗ 
liche Beſtellung des Vormundes (KGJ 38 A 41) iſt ausgeſchloſſen (vgl. aber in letzterer Hin⸗ 
ſicht 88 41 Abſ 2, 47 Abſ 2 IWS). Ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Beſtellung iſt die 
örtliche Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts (8 7 FGG). Daß eine allgemeine Ver⸗ 
pflichtung zur Führung der ſämtlichen künftig zu übertragenden Vormundſchaften zuläſſig 
lei, nimmt BayOLG in JW 1925, 21405 an. Über den Fall, daß verſehentlich verſchiedene 
Vormünder beſtellt fein ſollten, vgl. § 1774 A 2. 
1 2. Mit der Beſtellung beginnt die Vertretungsmacht des Vormundes. Der Vormund 
iſt naturlich nicht gehindert, ein vor dieſem Zeitpunkt von dem Mündel geſchloſſenes Rechts⸗ 
geſchäft oder einen vor dieſem Zeitpunkt anhängig gemachten Prozeß des Mündels gelten 
zu laſſen. Hat er in einem anhängigen Prozeſſe Reviſion eingelegt, ohne zu rügen, daß 
in den Vorinſtanzen der Mündel durch einen Vormund nicht vertreten war, ſo muß inſo⸗ 
weit eine Genehmigung der Prozeßführung angenommen werden. — Mit der Beſtellung 
des Vormundes tritt zugleich (was namentlich für die Vormundſchaft über Volljährige von 
Bedeutung iſt) bei der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit, desgleichen bei der Stellung 
unter vorläufige Vormundſchaft wegen Geiſteskrankheit die Geſchäftsunfähigkeit des Mündels 
als Folge dieſer Anordnung ein (8 661 Abſ 1 8PO; 8 52 FGG). Steht der Entmündigte 
unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft, fo iſt der Zeitpunkt der Zuſtellung des Ent- 
mündigungsbeſchluſſes an den geſetzlichen Vertreter hierfür entſcheidend. 


8 1790 


Bei der Beſtellung des Vormundes kann die Entlaſſung für den Fall 


vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintritt!). 
E I 1638 Abſ 3 II 1660 Abi 3; M 4 1062; P 4 748, 


1. Durch die Beſtellung ift dem Vormunde, ſolange nicht ein geſetzlicher Entlaſſungsgrund 
vorliegt, ein unentziehbares Recht auf Fortführung der Vormundſchaft gegeben. Ausnahms⸗ 
weile darf das Vormundſchaftsgericht bei der Beſtellung, ſofern es ſich nicht um einen berufenen 
Vormund handelt, für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines beſtimmt zu bezeich⸗ 
nenden Ereigniſſes — nicht für den Fall des Eintritts einer beſtimmten Zeit — die Ent⸗ 


laſſung vorbehalten (vgl. 5 1779 A 1). Der Vorbehalt hat nicht die Wirkung, daß mit dem 
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Eintritt des Ereigniſſes die Beſtellung hinfällig wird. Es bedarf vielmehr hierzu der förm⸗ 
lichen Entlaſſung. Ausnahmsweiſe iſt zur Entlaſſung des Vormundes ein Vorbehalt nicht 
erforderlich im Falle der Verletzung der Rechte des berufenen Vormundes, vorausgeſetzt, 
daß die Beſchwerdefriſt gewahrt ift ($ 1778 A 3), ferner bei Nichteinhaltung der Beſtim. 
mungen über die Auswahl des Vormundes (8 1779 A 2) und bei einer der Benennung des 
Vormundes beigefügten zeitlichen Begrenzung (8 1777 A J). 


§ 1791 
Der Vormund erhält eine Beſtallung!). 
Die Beſtallung ſoll enthalten den Namen und die Zeit der Geburt des 
Mündels, die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes und der Mit⸗ 
vormünder ſowie im Falle der Teilung der Vormundſchaft die Art der 


Teilung. Iſt ein Familienrat eingeſetzt, ſo iſt auch dies anzugeben. 
E 1 1645 Abſ 2 II 1671; M 4 1079; P 4 752. 


1. Der Vormund bedarf einer Beſtallung, um ſich im Rechtsverkehr und bei Führung von 
Rechtsſtreitigkeiten (8 56 ZPO) als Vertreter des Mündels ausweiſen zu können. In der Be⸗ 
ſtallung iſt außer dem Namen des Mündels und des Vormundes die Geburtszeit 
des Mündels anzugeben, was für die Dauer der Vertretung von Bedeutung iſt. Die Be⸗ 
ſtallung hat auch die für den Umfang der Vertretungsmacht erheblichen Angaben zu enthal⸗ 
ten, ob und wer als Gegenvormund beſtellt iſt, welche Mitvormünder beſtellt find und 
wie unter ſie die Geſchäfte verteilt ſind. Zweckmäßig wird die etwaige Befreiung des Vor⸗ 
mundes von der Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts aufzunehmen ſein, obwohl dies geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt. Im 
Falle unvollſtändiger Aufnahme der Befreiungen in die Beſtallungsurkunde ſteht dem 
Vormund das Recht der Beſchwerde zu (KJ 45 A 66). Iſt an Stelle des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ein Familienrat eingeſetzt, ſo iſt dies im Intereſſe der Legitimation des Familien⸗ 
rats in der Beſtallung ebenfalls zu erwähnen (8 1881 Abſ 2). Das Vormundſchaftsgericht 
hat die Amtspflicht, von dem Vormunde bei en ſeines Amtes die Beſtallung 
zurückzufordern ($ 1893 Abſ 2) und bei eintretenden Anderungen die Beſtallung zu be- 
richtigen oder, wie im Falle des § 1881, eine neue Beſtallung zu erteilen. Die Beſtallung 
hat hiernach einen großen Beweiswert, fie hat aber nicht die Bedeutung, daß der gut 
gläubige Dritte unbedingt auf die Richtigkeit der Angaben ſich verlaſſen kann. Er iſt ins⸗ 
beſondere nicht dagegen geſchützt, daß inzwiſchen Anderungen der Vertretungsmacht, die ſich 
aus der Beſtallung nicht ergeben, eingetreten ſind oder das Amt des Vormundes inzwiſchen 
beendet iſt. Aus dieſer Verſchiedenheit der rechtlichen Natur der Beſtallung und der Vollmacht 
(vgl. 8 172) folgt, daß die Vorſchrift des $ 174, wonach ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des Be- 
vollmächtigten mangels Vorlegung der Vollmacht keine Wirkung hat, wenn es aus dieſem Grunde 
unverzüglich zurückgewieſen wird, auf den Fall, daß der Vormund nicht ſogleich die Beſtallung 
vorlegt, nicht ausgedehnt werden kann (RG 74, 263). Erachtet der Dritte die Beſtallung nicht 
für ausreichend, ſo kann ihm gemäß $ 84 FGO die Einſicht der Vormundſchaſtsakten gewährt 
werden. Uber die dem Pfleger zu erteilende Beſtallung |. Vorbem 1 vor $ 1909. § 1791 iſt 
unanwendbar im Falle der 5 41, 47 IMS. 


8 1792 


Neben dem Vormunde kann ein Gegenvormund beſtellt werden!). 

Ein Gegenvormund ſoll beſtellt werden, wenn mit der Vormundſchaft 
eine Vermögens verwaltung?) verbunden iſt, es ſei denn, daß die Verwal⸗ 
tung nicht erheblich oder daß die Vormundſchaft von mehreren Vormünderns) 
gemeinſchaftlich zu führen iſt. 

Iſt die Vormundſchaft von mehreren Vormündern“) nicht gemeinſchaft⸗ 
lich zu führen, ſo kann der eine Vormund zum Gegenvormunde des anderen 
beſtellt werden. 

Auf die Berufung und Beſtellung des Gegenvormundes finden die für 
die Berufung und Beſtellung des Vormundes geltenden Vorſchriften An⸗ 
wendung“). 

E I 1647 II 1672; M 4 1032 ff., 1082; P 4 754. 

1. Unzuläſſig iſt die Beſtellung eines Gegenvormundes, wenn ſie von dem Vater oder 
der ehelichen Mutter des Mündels bei Benennung des Vormundes ausgeſchloſſen iſt (88 1852, 

5 


500 Familienrecht Vormundſchaft 


1855, 1856 in Verb. mit $ 1777) — welche Anordnung jedoch bei Gefährdung des Wohles 
des Mündels außer Kraft geſetzt werden kann (8 1857) — und wenn der (zur Vermögensver⸗ 
waltung berechtigte) Vater zum Vormunde des Volljährigen beſtellt ift (8 1903; f. bezüglich 
der Mutter $ 1904). Die gleichwohl erfolgte Beſtellung iſt jedoch nicht ungültig. Dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erwächſt nur die Pflicht, den Gegenvormund wieder zu entlaſſen, zu 
welchem Zwecke nicht bloß von dem Vormunde, ſondern auch von dem Gegenvormunde 
ſelbſt Beſchwerde eingelegt werden kann. Landesrechtlich konnte auf Grund des Art 136 
Nr 4 EG, wie es z. B. durch Art 78 83 des preuß. A geſchehen war, die Beſtellung eines 
Gegenvormundes neben dem Anſtaltsvormunde oder dem Berufsvormunde ausgeſchloſſen 
werden. Jetzt gilt $33 Abſ 1 Satz 2 JWG, wonach bei der Amtsvormundſchaft ein Gegen⸗ 
2 ne beſtellt wird; anders bei der Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft nach_$ 47 
Abſ 2 daſ. 

2. Es kommt nicht ſowohl auf die Größe des Vermögens als auf die Erheblichkeit der 
eine Überwachung durch den Gegenvormund nötig machenden Vermögensverwaltung 
an. Ein Anlaß zur Beſtellung eines Gegenvormundes iſt in der Regel nicht vorhanden, wenn 
das Vermögen bei einer öffentlichen Sparkaſſe unter Sperrvermerk (§ 1809) angelegt iſt. 
Darüber, ob ein Gegenvormund entbehrlich iſt, hat das Vormundſchaftsgericht — unbeſchadet 
der Zuläſſigkeit der Beſchwerde des Vormundes — nach freiem, von dem Prozeßrichter nicht 
nachzuprüfenden Ermeſſen zu befinden. Bloß aus dem Grunde, weil ein der Genehmigung 
des Gegenvormundes unterliegendes Rechtsgeſchäft vorzunehmen iſt, braucht ein Gegenvor⸗ 
mund nicht beſtellt zu werden. Solange ein Gegenvormund nicht vorhanden iſt, iſt an deſſen 
Stelle — ſofern nicht die Genehmigung deshalb ſich erübrigt, weil die Vormundſchaft von 
mehreren Vormündern gemeinſchaftlich geführt wird — nach $ 1810 Satz 2 u. § 1812 Abf 3 
die Genehmigung von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen. 

ö 1177 15 Entbehrlichkeit des Gegenvormundes bei Beſtellung mehrerer Vormünder 

4. Anwendbar find hiernach die SS 1776 bis 1791. Zweifelhaft kann fein, ob der Vater 
oder die eheliche Mutter bei Benennung eines Gegenvormundes (8 1777) auch anordnen 
können, daß ein Gegenvormund beſtellt werden muß. Dies dürfte jedoch zu verneinen 
ſein, da das Recht der Eltern nicht jo weit geht, daß fie das vormundſchaftliche Amt um⸗ 
geſtalten können. 


II. Führung der Vormundſchaft 


8 1793 


Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das 
Vermögen des Mündels zu ſorgen!), insbeſondere den Mündel zu ver⸗ 
treten?) 5). 

E I 1648, 1649 II 1673; M 4 1082; P 4 755; 6 306. 


1. Die vormundſchaftliche Gewalt hat den gleichen Inhalt wie nach 88 1627 u. 1680 Abſ 1 
die elterliche Gewalt. Über die Abgrenzung der Sorge für die Perſon und der Sorge für 
das Bermögen des Mündels ſ. 8 1631 A 1. Dieſe Abgrenzung iſt von beſonderer Wichtigkeit 
für den Fall, daß neben dem Recht des Vormundes das Fürſorgerecht des Vaters oder der 
Mutter für die Perſon des Mündels beſteht (vgl. $ 1676 Abſ 2, 1696, 1702 Abſ 2, 1707). 
Kraft der Pflicht zur Sorge für das Vermögen des Mündels hat der Vormund, der dasſelbe 
in Beſitz zu nehmen hat, einerſeits auf Erhaltung (ſichere Aufbewahrung, ſichere Anlegung 
uſw.), anderſeits auf nutzbringende Verwertung des Vermögens bedacht zu ſein. Laſſen 
beide Rückſichten ſich nicht miteinander vereinigen, ſo wird diejenige auf Erhaltung regel⸗ 
mäßig den Vorzug haben. Unter Umſtänden wird aber auch die Erhaltung einer Sache, falls 
dies nur mit unverhältnismäßig hohen Koſten möglich iſt, nicht wirtſchaftlich ſein. Die Er⸗ 
haltungspflicht des Vormundes ſchließt übrigens nicht aus, daß er zu beſonderen Zwecken 
(zur Beſtreitung der Unterhaltskoſten, der notwendigen Verbeſſerung der Lebenshaltung 
u. dgl.) den Stamm des Mündelbermögens angreift (Bay os in AW 1923, 517). — 
Verweigert der Mündel die Herausgabe von Vermögensſtücken an den Vormund, ſo hat 
das Vormundſchaftsgericht dieſem dadurch Hilfe zu gewähren, daß es einen Gerichtsvoll⸗ 
zieher mit der Wegnahme der Sache beauftragt (Seuffa 67 Nr 136). Aus der Pflicht zur 
Verwaltung des Vermögens ergibt ſich für den Vormund die Pflicht, die dem Mündel 
auf bürgerlich⸗rechtlichem oder öffentlich rechtlichem Gebiete zuſtehenden Vermögensrechte 
wahrzunehmen. Bei den von ihm zu treffenden Verfügungen iſt der Vormund nicht ge⸗ 
hindert, zualeich das Intereſſe der Familie, insbeſondere der Kinder ſeines Mündels, zu 
berückſichtigen, aber nur in zweiter Linie und nur inſoweit, als es mit dem Intereſſe des 
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Mündels vereinbar iſt (RG JW 1912, 681). In der Verwaltungspflicht iſt es endlich 
begründet, daß der Vormund ſich die nötigen Aufzeichnungen zu machen hat, um ſich 
über die von ihm geführte Verwaltung dem Vormundſchaftsgericht und dem früheren 
Mündel gegenüber ausweiſen zu können. Über die Natur der vormundſchaftlichen Gewalt 
als eines Amtes |. $ 1872 A 2. 

2. Als geſetzlicher Vertreter iſt der Vormund ermächtigt, für den geſchäftsunfähigen 
oder beſchränkt geſchäftsfähigen Mündel oder in Ergänzung der Willenserklärung des letzteren 
(88 107ff.) über die Rechte des Mündels zu verfügen und Verpflichtungen für ihn zu über⸗ 
nehmen. Die Vertretungsmacht erſtreckt ſich nicht auf höchſtperſönliche Rechtsakte, die 
eine Vertretung nicht zulaſſen (vgl. § 1630 A 1). Hinſichtlich des Beſitzes übt der Vormund 
vertretungsweiſe diejenigen Rechte aus, die dem Mündel, wenn dieſer den unmittelbaren 
oder mittelbaren Beſitz hat, zuſtehen. Nimmt der Vormund auf Grund feines Verwaltungs- 
rechts Gegenſtände des Mündelvermögens in Beſitz, ſo wird er unmittelbarer, der Mündel 
mittelbarer Beſitzer. Über feine Rechtsbehelfe gegenüber dem Mündel, der die Heraus 
gabe weigert, |. A 1. Als Beſitzdiener des Mündels iſt der Vormund nicht anzuſehen. Geht der 
Vormund hinſichtlich des Mündelvermögens Rechtsgeſchäfte ein, ſo hat er, ſofern nicht ganz 
beſondere Gründe eine Abweichung bedingen, die Rechtsgeſchäfte auf den Namen des 
Mündels zu ſtellen. Verpflichtungen, die ſachlich den Mündel angehen, kann er dagegen, 
da hierdurch der Mündel nicht gefährdet wird, auch in eigenem Namen übernehmen. Einen 
Bevollmächtigten darf der Vormund annehmen, unbeſchadet der ihm verbleibenden Pflicht 
zur Beaufſichtigung und Leitung. Er kann ſich ferner zu ſeiner Unterſtützung bei Führung der 
Aufſicht der Tätigkeit von Hilfsperſonen bedienen, und die Kindesmutter iſt der Regel nach 
verpflichtet, auch dieſen Perfonen das Kind vorzuzeigen (ROY 38 A 88). Bei großem Umfang 
der Vermögensverwaltung kann die Ausſtellung einer Generalvollmacht geboten ſein. 
Ob ihre Ausſtellung angezeigt war, hat der Grundbuchrichter nicht zu prüfen (SeuffA 66 
Nr 155). Es gibt jedoch Angelegenheiten von ſolcher Wichtigkeit, daß der Vormund 
ihre Wahrnehmung nicht einem andern übertragen darf. Bei genehmigungspflichtigen 
Rechtshandlungen, bei der Zuſtimmung zur Eheſchließung des Mündels uſw. kann ſich 
der Vormund nicht vertreten laſſen (vgl. RG 76, 185, wonach der Vormund „die eigent- 
lichen vormundſchaftlichen Geſchäfte überhaupt nicht oder nur auf ſeine Gefahr“ 
Dritten übertragen dürfe). Die zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit von dem 
Vormunde erteilte Vollmacht erliſcht nicht dadurch, daß an ſeiner Stelle ein neuer 
Vormund oder Pfleger tritt (OLG Dresden in Bl 1915, 28). Die geſamte Verwal⸗ 
tung der vormundſchaftlichen Angelegenheiten kann der Vormund nicht einem andern über⸗ 
laſſen. Dieſe Beſtimmungen über die Vertretung gelten auch für den Berufsvormund, 
ſoweit nicht landesrechtlich die Vertretung geregelt iſt (KJ 46 A 63, vgl. jetzt 982 Satz 2 
WG). Die dem Dritten erteilte Vollmacht erliſcht mit der Vertretungsmacht des Vormun 
des, ohne daß die weitergehenden Beſtimmungen der $$ 169 ff., 674 hier Anwendung finden 
können (vgl. RG 41, 263 — a. M. Staudinger A 6, 356 1, 313). Der Vormund kann nicht 
für ein erſt nach der Beendigung feines Amtes vorzunehmendes Geſchäft Vollmacht er 
teilen (vgl. A 3). In beſonderen Fällen, nämlich hinſichtlich der allgemeinen Ermächtigung 
des Mündels, in Dienſt oder Arbeit zu treten (8113), hinſichtlich der Eheſchließung ($ 1304) 
und hinſichtlich der Anfechtung der Ehe (81337 Abſ 1) kann die Ermächtigung oder Zuſtim⸗ 
mung des Vormundes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Eine Prüfung, ob 
der Vormund, der innerhalb ſeiner Vertretungsmacht handelt, wirklich die Intereſſen des 
Mündels verfolgt, iſt dem Dritten nicht zuzumuten. Läßt aber der Sachverhalt klar erſehen, 
daß der Vormund die Vertretungsmacht zu ſeinem eigenen Nutzen oder zum Nutzen eines 
andern mißbraucht, ſo kann der Dritte, der die Sachlage erkannt hat oder bei einiger Aufmerk⸗ 
ſamkeit hätte erkennen müſſen, wegen des ihm zur Laſt fallenden unlauteren Verhaltens 
ſich auf die Vertretungsmacht des Vormundes nicht berufen (vgl. RG 71, 222; 75, 301; 
85, 353, wo im Verhältnis zum Teſtamentsvollſtrecker zur Ausſchließung des guten Glaubens 
eine jede Fahrläſſigkeit des Dritten für genügend erachtet wird, vgl. auch 8 26 A 3 a. E.). 

Für das Verſchulden des Vormundes, als ſeines geſetzlichen Vertreters haftet der Mündel 
nur in Vertragsverhältniſſen und in den einem Vertragsverhältnis gleichartigen geſetzlichen 
Schuldverhältniſſen (88 278, 677ff., 908, 1994ff.), nicht bei Begehung einer unerlaubten 
Handlung, auch nicht in den Fällen der 88 831, 883 Satz 2, 836, da die auf Verſchulden 
beruhende Haftung des Geſchäftsherrn oder Beſitzers eine ſchuldunfähige Perſon (vor⸗ 
behaltlich der beſchränkten Haftung aus $ 829) nicht treffen kann (RG JW 1915, 58014; 
1917, 385; Joſef in Arch ZivPrax 114, 382). Haftbar iſt dagegen der Mündel in den ein 
Verſchulden nicht vorausſetzenden Fällen der 88 833 Satz 1, 835. Für feine Perſon iſt 
der Vormund nur erſatzpflichtig bei erweislichem Verſchulden (vgl. 8 1883 A 2 a. E.). Hat 
er in Vertragsverhältniſſen oder bei Abſchließung eines Vertrags argliſtig gehandelt, ſo 
wird hierdurch, da es ſich um einen vertraglichen Anſpruch handelt (RG 88, 243), zugleich 
der Mündel verpflichtet. 
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3. In zeitlicher Hinſicht iſt das Vertretungsrecht des Vormundes nicht derart ein 
geſchränkt, daß er über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft hinaus keine Ver⸗ 
fügungen treffen könnte. Der Vormund iſt auch nicht verhindert, Verpflichtungen für den 
Mündel zu übernehmen, die über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft fortdauern 
oder erſt nach dieſer Zeit in Wirkſamkeit treten (beſtr. — übereinſtimmend Joſef in Württ 
57, 321 ff., KG in IFG 1, 313). Er würde jedoch pflichtwidrig handeln, wenn er ohne Not 
dem Mündel derartige Verpflichtungen auferlegt, die ſeine Selbſtändigkeit beeinträchtigen, und 
es würde hieraus auch ein Einwand gegen den Dritten zuläſſig ſein, der bei Eingehung des 
Vertrags die Sachlage kannte (vgl. für früheres Recht RG 41, 263 und über den Abſchluß von 
Lehr-, Dienſt⸗ und Arbeitsverträgen § 1680 A 2). Eine von dem Vormunde erteilte Prozeß⸗ 
vollmacht behält ihre Wirkſamkeit auch nach Beendigung der Vormundſchaft, unbeſchadet 
der Befugnis des früheren Mündels, die Vollmacht zu widerrufen. Eine beſondere Ein⸗ 
ſchränkung der Befugniſſe des Vormundes iſt es, daß er ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts den Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen, insbeſondere zu Leiſtungen aus 
einem Miet⸗ oder Pachtvertrage, mag nun der Mündel Mieter oder Vermieter ſein, zu 
Verſicherungsbeiträgen, Unterhaltsbeiträgen nicht verpflichten kann, wenn das Vertrags⸗ 
verhältnis die Zeit der Volljährigkeit um mehr als ein Jahr überdauern ſoll (§ 1822 Nr 5 
— dgl. auch hinſichtlich des Vormundes eines Volljährigen $ 1902 Abſ 2). In einem ſolchen 
Falle hat das Fehlen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung die Unwirkſamkeit des 
ganzen Vertrags zur Folge, ſofern nicht anzunehmen, daß die Parteien bei Kenntnis der 
Unwirkſamkeit den Vertrag auch nur für die Zeit bis zur Volljährigkeit des Mündels ge⸗ 
ſchloſſen haben würden (8139 — NG 82, 124; 114, 38). Ebenfalls nach § 139 ift die Frage 
zu entſcheiden, ob der Vertrag, wenn er in Anſehung eines Mündels die Zeit der Voll: 
jährigkeit um mehr als ein Jahr überſteigt, auch für die andern Mündel unverbindlich iſt. 
Nicht in den Kreis der Befugniſſe des Vormundes fällt regelmäßig der Kauf einer Leib⸗ 
rente, da das Rentenrecht ſeine hauptſächlichſte Bedeutung für die Zeit nach Beendigung 
der Vormundſchaft hat. Allgemein verboten iſt dieſes Geſchäft dem Vormunde nicht. Über 
die Fortdauer der Vertretungsmacht infolge Unkenntnis der Beendigung der Vormundſchaft 
ſ. $ 1893 und § 1682 A 1. 

§ 1794 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Mündels zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des 
Mündels, für die ein Pfleger beſtellt iſt!). 

E I 1650 II 1674; M 4 1087; P 4 755. 

1. Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Pflegſchaft mit Recht angeordnet iſt oder 
nicht (vgl. § 1628 A 1). Über die Fälle, in denen neben dem Vormunde ein Pfleger zu be⸗ 
ſtellen it, ſ. 88 1795, 1796 u. 1909. Der Vormund iſt in dieſen Fällen nach 8 1909 Abſ 2 an⸗ 
zeigepflichtig. In den Angelegenheiten, für die ein Pfleger beſtellt iſt, kaun der Vormund 
das ihm ſonſt in Angelegenheiten des Mündels zuſtehende Beſchwerderecht nicht ausüben. 


§ 1795 
Der Vormund kann den Mündel nicht vertreten: 


1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen ſeinem Ehegatten oder einem ſeiner 
Verwandten in gerader Linie einerſeits und dem Mündel andererſeits, 
es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit beſteht?); 

2. bei einem Rechtsgeſchäfte, das die Übertragung oder Belaſtung einer 
durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgſchaft geſicherten Forderung 
des Mündels gegen den Vormund oder die Aufhebung oder Minderung 
dieſer Sicherheit zum Gegenſtande hat oder die Verpflichtung des 
Mündels zu einer ſolchen übertragung, Belaſtung, Aufhebung oder 
Minderung begründets); 

3. bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den in Nr 1 bezeichneten Perſonen 
ſowie bei einem Rechtsſtreit über eine Angelegenheit der in Nr 2 
bezeichneten Arte) ). 

Die Vorſchrift des § 181 bleibt unberührt!). 


EI 1651 Nr 1—3 II 1675; M 4 1088; P 4 756. 
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1. Die Vertretungsbefugnis des Vormundes (Pflegers) iſt nach der allgemeinen Regel 
des 8 181 (vgl. 8 1630 A 3) kraft Geſetzes ausgeſchloſſen bei Rechtsgeſchäften (Rechtshand · 
lungen) und Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen ihm und dem Mündel oder zwiſchen mehreren von 
ihm bevormundeten Mündeln oder zwiſchen dem Mündel und einer von dem Vormund in 
ſeiner Eigenſchaft als Bevollmächtigter vertretenen Perſon. Auch in den beiden letzteren Fällen, 
in denen eine Doppelvertretung vorliegt, handelt es ſich um ein unſtatthaftes Vertragſchließen 
mit ſich ſelbſt. Die Vertretungsbeſchränkung iſt nicht davon abhängig, daß ein ſachlicher Inter⸗ 
eſſengegenſatz zwiſchen den mehreren Perſonen obwaltet. Dieſe müſſen aber zu verſchiedenen 
Vertragsparteien gehören. Mehrere Mündel, die zuſammen auf der Verkäuferſeite oder auf 
der Käuferſeite ſtehen, können durch denſelben Vormund vertreten werden (vgl. RIA 5, 25). 
Ebenſo iſt die Vertretung mehrerer Mündel durch denſelben Vormund bei Teilungen (Erb⸗ 
auseinanderſetzungen) zuläſſig, wenn die mehreren Mündel ſich nur mit einem dritten 
Miteigentümer (Miterben), der den geſamten Nachlaß erhält, auseinanderſetzen (KJ 40 
A 1). In dieſem Falle wird durch die Abfindung des Miterben deſſen Erbteil (8 2033) zu⸗ 
gunſten der unter ſeinem Ausſchluß beſtehenbleibenden Erbengemeinſchaft aufgegeben 
(vgl. Schneider in DNotV 11, 639). Dagegen iſt die Vertretung durch denſelben Vormund 
dann ausgeſchloſſen, wenn eine Erbauseinanderſetzung der Mündel unter ſich ſtattfinden 
ſoll, mag fie auch nur eine rechneriſche oder vorläufige fein (RG 93, 334 — abw. früh. Aufl.). 
Die Vertretungsbeſchränkung kann übrigens das Vormundſchaftsgericht nicht dadurch 
beſeitigen, daß es dem Vormunde unter Erweiterung ſeiner Vertretungsmacht über 
das Geſetz hinaus „geſtattet“ (vgl. § 181), im Namen des einen Mündels mit ſich ſelbſt als 
Vertreter des andern ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen, und ebenſowenig kann es durch 
nachträgliche Zuſtimmung dem Rechtsgeſchäft Wirkſamkeit verleihen (RG 71, 162). Aus⸗ 
genommen von der Regel des § 181 find nur Erfüllungsgeſchäfte, die dem einen Teile 
unmittelbar das gewähren, worauf ſein Anſpruch geht. Infolge der Zuläſſigkeit eines 
ſolchen Erfüllungsgeſchäfts iſt der Vormund, wenn er einen Anſpruch gegen den Mündel 
hat, darauf angewieſen, ſich aus dem Vermögen des Mündels ſelbſt zu befriedigen. Eine 
fernere Ausnahme iſt es, daß die zum Vormunde des Mannes beſtellte Ehefrau gemäß 88 1409, 
1457 die nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuſtimmung des Mannes ſich ſelbſt erteilen 
kann (f. hierüber 8 1900 A 1). Nicht verhindert iſt der Vormund durch 8 181, zu einem von ihm 
mit einem Dritten geſchloſſenen Rechtsgeſchäft die zur Wirkſamkeit des Geſchäfts erforderliche 
Genehmigung des Mündels dem Dritten zu erklären (RG 76, 92). Ebenſowenig iſt der Vor⸗ 
mund verhindert, ein Rechtsgeſchäft im eigenen Namen und zugleich im Namen des in der 
Sache beteiligten Mündels mit einem Dritten einzugehen, z. B. ein Grundſtück im eigenen 
Namen als Vorerbe und im Namen des Mündels als Nacherben zu veräußern (RG IW 1912, 
790). Unſtatthaft ift es dagegen, daß der Vormund in demſelben Vertrage einmal als Ehe⸗ 
mann ſeine Zuſtimmung zu der Abtretungserklärung ſeiner Frau und ſodann in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vertreter der Kinder die Annahme der Abtretung erklärt (vgl. RG IW 1913, 20515). 
Das entgegen dem $ 181 vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt nicht nichtig, ſondern nur unwirkſam 
und kann deshalb durch Genehmigung des volljährig gewordenen Mündels Wirkſamkeit er⸗ 
langen (RG 67, 51; 68, 40; 71, 168; 93, 337; a. M. Staudinger A 4a). 

2. Mit der gleichen Ausnahme der Erfüllungsgeſchäfte iſt die Vertretungsbefugnis durch 
$ 1795 Nr 1 u. 3 dem Vormunde entzogen für Rechtsgeſchäfte (Rechtshandlungen) und 
Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Mündel und den nächſten Verwandten des Vormundes 
(dem Ehegatten und den Verwandten gerader Linie). Auf andere Verwandte iſt die Ver⸗ 
tretungsbeſchränkung nicht ausgedehnt und darf, wenn nicht ein wirklicher Intereſſengegenſatz 
vorliegt, auch nicht durch eine nach § 1796 ergehende Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
ausgedehnt werden. — Auch in den Fällen des § 1795 iſt nicht Nichtigkeit, ſondern Unwirkſamkeit 
des Geſchäfts anzunehmen (RG 68, 40). Die Wirkſamkeit des Vertrags beſtimmt ſich nach den⸗ 
felben Grundſätzen, die für den ohne Vertretungsmacht im Namen eines andern geſchloſſenen 
Vertrag gelten (88 177, 178). Die zur Wirkſamkeit des Vertrags für und gegen den Mündel 
erforderliche Genehmigung muß für dieſen von einem hierfür zu beſtellenden Pfleger 
erklärt werden. 

3. Iſt der Mündel wegen einer Forderung gegen den Vormund durch Pfandrecht, Hypo⸗ 
thek — worunter hier auch die Grundſchuld zu begreifen iſt, der ebenfalls eine Forderung 
zugrunde liegt, obwohl die Verbindung mit der Forderung grundbuchrechtlich nicht her⸗ 
vorteitt (beſtr.) — oder Büraſchaft geſichert, fo ſoll dieſe Sicherung in keiner Weile weder 
durch Verfügung über das Pfandrecht noch durch Verfügung über die Forderung, wozu 
auch die Kündigung und Einziehung zu rechnen, irgendwie geſchmälert werden dürfen. 
Die Vertretungsbefugnis des Vormundes iſt deshalb durch $ 1795 Nr 2 u. 3 für derartige 
Verfügungen einſchließlich der Eingehung einer Verpflichtung zur Verfügung und für 
Rechtsſtreitigkeiten hierüber ausgeſchloſſen. Diele Vertretungsbeſchränkung iſt auf den 
in § 1795 Nr 2 nicht beſonders vorgeſehenen Fall der Genehmigung einer die perſön⸗ 
liche Verbindlichkeit des Vormundes aufhebenden Schuldübernahme zu erſtrecken, nicht 
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aber auf die Verfügung über die Forderung nach Ausfall der Hypothek (RG 68, 37; Warn 
1915 Nr 140). Als eine die Aufhebung der Sicherheit bewirkende Verfügung iſt die 
Zahlungsannahme anzuſehen. Bezüglich einer Sicherungshypothek, die für etwaige Erſatz⸗ 
anſprüche gegen den Vormund beſtellt iſt, greift die Vertretungsbeſchränkung auch dann 
Platz, wenn ein ſolcher Anſpruch noch nicht entſtanden ſein ſollte. 


§ 1796 


Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde die Vertretung für 
einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis von Angelegen⸗ 
heiten entziehen !). 

Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn das Intereſſe des Mündels zu 
dem Intereſſe des Vormundes oder eines von dieſem vertretenen Dritten 
oder einer der im § 1795 Nr 1 bezeichneten Perſonen in erheblichem Gegen⸗ 
ſatze ſteht. 

E 1 1651 Nr 4 II 1676; M 4 1092; P 4 756, 877. 

1. Entziehung der Vertretung. Das B ſtellt nicht den allgemeinen Grundſatz auf, 
daß der Vormund zur Vertretung des Mündels inſoweit nicht befugt ſei, als ſein Intereſſe 
oder bas Intereſſe ſeiner Verwandten mit dem Intereſſe des Mündels in Gegenſatz ſteht. 
Es geſtattet aber dem Vormundſchaftsgericht, wegen der Gefahr eines ſolchen Intereſſen⸗ 
gegenſatzes dem Vormunde die Vertretungsbefugnis für die fraglichen Angelegenheiten 
zu entziehen (vgl. über Beſtellung eines Pflegers zur Stellung eines Strafantrags RGSt 
50, 156), und zwar kann die Entziehung ausgeſprochen werden, auch wenn der Intereſſen⸗ 
gegenſatz noch nicht zutage getreten, aber die Grundlage hierfür gegeben iſt (RIA 15, 178). 
Ein Widerſtreit der Intereſſen iſt nicht ohne weiteres anzunehmen, wenn ein Dritter einen 
Rechtsſtreit ſowohl gegen den Vormund als gegen den Mündel führt. Aus andern Gründen 
darf die Vertretungsbefugnis nicht entzogen und — abgeſehen von 88 1801 u. 1844 — die 
vormundſchaftliche Gewalt nicht beſchränkt werden. An Stelle der nach 88 1666 ff. zu⸗ 
läſſigen Beſchränkungen der elterlichen Gewalt greift hier das Recht ein, den Vormund 
nach $ 1886 zu entlaſſen. Die nach $ 1796 ausgeſprochene Entziehung wird wirkſam mit 
der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Vormund (§ 16 BGG), nicht erſt mit der Beſtellung 
des Pflegers. Der Vormund hat nach § 1909 Abſ 2 Anzeige zu erſtatten, ſobald ein Fall 
eintritt, der zur Beſtellung eines Pflegers Anlaß geben kann. Über die Rechtswirkung der 
Entziehung in Anſehung der vom Vormund gleichwohl vorgenommenen Rechtsgeſchäfte 
vgl. § 1795 U 1, 2. 

S 1797 


Mehrere Vormünder führen die Vormundſchaft gemeinſchaftlich. Bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Vormundſchaftsgericht, ſo⸗ 
fern nicht bei der Beſtellung ein anderes beſtimmt wird). 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Führung der Vormundſchaft unter 
mehrere Vormünder nach beſtimmten Wirkungskreiſen verteilen. Inner⸗ 
halb des ihm überwieſenen Wirkungskreiſes führt jeder Vormund die Vor⸗ 
mundſchaft ſelbſtändig !). 

Beſtimmungen, die der Vater oder die Mutter für die Entſcheidung von 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den von ihnen benannten Vormündern 
und für die Verteilung der Geſchäfte unter dieſe nach Maßgabe des 8 1777 
getroffen hat, ſind von dem Vormundſchaftsgerichte zu befolgen, ſofern 
nicht ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde). 

E I 1652 II 1677; M 4 1093; p 4 756. - 

1. Werden mehrere Vormünder beſtellt (vgl. § 1775 A 1), ſo kann dies in der Weiſe ge⸗ 
ſchehen, daß jedem Vormunde ein beſonderer Wirkungskreis zugewieſen wird. In 
dieſem Falle iſt jeder von dem andern unabhängig und zur Beaufſichtigung des andern nur 
bei Beſtellung als Gegenvormund (§ 1792 Abſ 3) verpflichtet. Iſt dagegen den mehreren 
Vormündern die ungeteilte Verwaltung übertragen, was ſtets der Fall iſt, wenn ein beſon⸗ 
derer Wirkungskreis für den einzelnen Vormund nicht feſtgeſetzt ift, fo können fie nur gemein ⸗ 
ſchaftlich den Mündel vertreten und auch nur gemeinſchaftlich für ihn Geſchäfte beſorgen, 
alſo ſelbſt eine Verteilung der Geſchäfte unter ſich nicht vornehmen. Die entſtehenden 
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Schwierigkeiten werden dadurch gemildert, daß bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den mehreren Vormündern das Vormundſchaftsgericht darüber entſcheidet, welcher Meinung 
der Vorzug zu geben iſt (vgl. OLC Dresden in ZW 1919, 1006). Hält es keine der 
vertretenen Meinungen für gerechtfertigt, ſo muß es bei dem bisherigen Zuſtande ver⸗ 
bleiben, ſoweit nicht das Vormundſchaftsgericht Anlaß hat, wegen pflichtwidrigen Verhaltens 
einzuſchreiten. Eine Ausnahme von dem Grundſatz der Gemeinſchaftlichkeit iſt es, daß jeder 
der Vormünder ſelbſtändig das Recht der Beſchwerde hat (§ 58 Abſ 1 FGG) und jeder ſelb⸗ 
ſtändig der Abgabe der Vormundſchaft an ein anderes inländiſches Gericht oder einen aus⸗ 
ländiſchen Staat widerſprechen kann (88 46 Abſ 2, 47 Abſ 2 FGG). Aus der Ungeteiltheit der 
Verwaltung folgt, daß jeder der Vormünder den Stand der Verwaltung zu überwachen hat 
und wegen ſchuldhafter Vernachläſſigung der Aufſichtspflicht für den von dem andern Vor⸗ 
munde zugefügten Schaden haftet ($ 1833 Abſ 2). Mit Rückſicht hierauf kann trotz Vorhanden⸗ 
ſeins einer Vermögensverwaltung nach § 1792 Abſ 2 von der Beſtellung eines Gegenvormundes 
abgeſehen werden und iſt die ſonſt bei Fehlen eines Gegenvormundes zu Verfügungen über 
das Kapitalvermögen von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilende Genehmigung nicht für 
erforderlich erklärt (SS 1810 Satz 2, 1812 Abſ 3). Iſt von den mit der ungeteilten Verwal⸗ 
tung betrauten mehreren Vormündern einer fortgefallen, ſo bleiben die übrigen Vormünder 
— borausgeſetzt, daß wenigſtens noch zwei Vormünder vorhanden find — zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Vertretung und Geſchäftsführung berechtigt. Die Geſchäftsverteilung kann endlich 
auch in der Weiſe geſtaltet werden, daß einzelnen Vormündern ein beſonderer Geſchäftskreis, 
den andern Vormündern die ungeteilte Verwaltung zugewieſen wird, ſo daß erſtere innerhalb 
ihres beſchränkten Geſchäftskreiſes nur gemeinſchaftlich mit den letzteren (den Haupt⸗ 
vormündern) handeln koͤnnen (a. M. Planck A 7). Unzuläſſig iſt es dagegen, die Geſchäfte 
in der Art zu verteilen, daß einem Mitvormunde als Hauptvormunde die Oberleitung und 
den übrigen Vormündern die Verwaltung eines beſtimmten Geſchäftskreiſes unter ſeiner 
Leitung zugewieſen wird (beſtr.). Eine ſolche Verteilung würde die Selbſtändigkeit des 
einzelnen Vormundes in unzuläſſiger Weiſe beeinträchtigen. Wegen Aufnahme eines Ver⸗ 
merks über die Geſchäftsverteilung in die Beſtallung |. § 1791 A 1. 

2. Ein Ausfluß des Rechtes zur Benennung des Vormundes iſt es, daß Vater und Mutter 
des Mündels unter den Vorausſetzungen des § 1777 auch berechtigt find, über die Geſchäfts⸗ 
verteilung zwiſchen den von einem Elternteile benannten Vormündern Beſtimmungen 
zu treffen, da andernfalls, wenn die Geſchäftsverteilung vollſtändig dem Vormundſchafts⸗ 
gericht überlaſſen würde, der Zweck der Benennung leicht vereitelt werden könnte. Beſondere 
Beſtimmungen können fie auch darüber treffen, auf welchem Wege (vgl. Ab] 1) die Entſcheidung 
von Meinungsverſchiedenheiten herbeigeführt werden ſoll. Es kann z. B. beſtimmt 
werden, daß die Meinungsverſchiedenheiten durch einen von den Vormündern zu wählenden 
Obmann zu entſcheiden ſind. Das Wohl des Mündels darf dabei nicht gefährdet werden. 
Unverſtändige Beſtimmungen ſind deshalb von dem Vormundſchaftsgericht, das im übrigen 
gemäß der getroffenen Anordnung die Vormünder zu geteilter Verwaltung zu beſtellen 
hat, nicht zu beachten. 


8 1798 


Steht die Sorge für die Perſon und die Sorge für das Vermögen des 
Mündels verſchiedenen Vormündern zu, ſo entſcheidet bei einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit über die Vornahme einer ſowohl die Perſon als das Ver⸗ 
mögen des Mündels betreffenden Handlung das Vormundſchaftsgericht!). 

E I 1653 II 1678; M 4 1095; P 4 757. 

1. ©. 8 1629 A 1. 8 1798 hat entſprechende Anwendung auch auf den Fall zu finden, 
daß eine Meinungsverſchiedenheit lediglich auf vermögensrechtlichem Gebiete beſteht, die 
ſowohl den Wirkungskreis des Vormundes als des für beſtimmte Vermögensangelegenheiten 
beſtellten Pflegers berührt (a. M. Staudinger A 5). 


§ 1799 

Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Vormund die Vor⸗ 
mundſchaft pflichtmäßig führt. Er hat dem Vormundſchaftsgerichte Pflicht⸗ 
widrigkeiten des Vormundes ſowie jeden Fall unverzüglich anzuzeigen, in 
welchem das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen iſt, ins⸗ 
beſondere den Tod des Vormundes oder den Eintritt eines anderen Um⸗ 
ſtandes, infolgedeſſen das Amt des Vormundes endigt oder die Entlaſſung 
des Vormundes erforderlich wird!). 
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Der Vormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen über die Führung 
der Vormundſchaft Auskunft zu erteilen und die Einſicht der ſich auf die 
Vormundſchaft beziehenden Papiere zu geſtatten ?). 

E 1 1654 Abſ 1 II 1679; M 4 1095; P 4 757, 760. 


1. Die Überwachungspflicht des Gegenvormundes (über feine Beſtellung vgl. 81792) 
erſtreckt ſich nur auf die Geſchäftsführung des Vormundes, dem er beigeordnet iſt, nicht 
auf die Geſchäftsführung des an Stelle des Vormundes für beſtimmte Angelegenheiten ein⸗ 
geſetzten Pflegers. Wieweit dieſe Überwachung zu gehen hat, läßt ſich nur nach Lage des 
einzelnen Falles beſtimmen, wobei es namentlich auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Vormundes ankommt. Der Gegenvormund hat ſich ebenſowohl von Sorgloſigkeit als von 
beleidigendem Mißtrauen fernzuhalten. Um der Überwachungspflicht genügen zu können, 
hat er bei Antritt feines Amtes fich ſelbſt über das vorhandene Vermögen und den Stand 
der Verwaltung zu unterrichten, insbeſondere ſich zu vergewiſſern, daß das Mündelgeld 
ſicher angelegt iſt und die Juhaberpapiere vorſchriftsmäßig (8 1814) hinterlegt find (RG 
79, 11). Iſt die Geſchäftsführung des Vormundes zu beanftanden, fo hat der Gegen⸗ 
vormund, da er ſelbſtändige Anordnungen nicht treffen kann, dem Vormundſchaftsgericht 
ohne ſchuldhaftes Zögern (§ 121) Anzeige zu erſtatten. Dieſe Anzeigepflicht liegt dem 
Gegenvormunde auch dann ob, wenn ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts wegen 
Verhinderung oder wegen Wegfalls des Vormundes geboten iſt. Gegen die Verfügung des 
Vormundſchaftsgerichts, durch welche der Antrag des Gegenvormundes, gegen den Vormund 
wegen Pflichtwidrigkeit einzuſchreiten oder ihn aus 8 1886 zu entlaſſen, abgelehnt wird, ſteht 
dem Gegenvormund, der hier als Vertreter des Mündels handelt, die Beſchwerde zu (8 57 
Abſ 1 Nr 6 GG; vgl. auch § 1821 A 2, 8 1825 A 1 u. § 1836 A 1). Desgleichen iſt der Gegen⸗ 
vormund nach $ 57 Abſ 1 Ar 9 FGG beſchwerdeberechtigt, wenn die Entſcheidung eine 
perſönliche Angelegenheit des Mündels betrifft. Bei der Verwaltung hat der Gegenvormund 
nur inſofern mitzuwirken, als gewiſſe Rechtsgeſchäfte ſeiner Genehmigung bedürfen (§8 1809 
bis 1813, 1824). Auch ſoll das Vormundſchaftsgericht ihn, ſoweit tunlich, vor der Eutſchließung 
über Erteilung der Genehmigung hören ($ 1826). — Die Verrichtungen eines Pflegers kann 
der Gegenvormund, wenn ihm das Amt des Pflegers nicht beſonders übertragen iſt, nicht 
ausüben. Eine Vertretung des Mündels ſteht ihm auch im Falle der Verhinderung des 
Vormundes nicht zu. 


2. Um der Überwachungspflicht genügen zu können, darf der Gegenvormund Einſicht 
der auf die Vormundſchaft bezüglichen Papiere und die ſonſt nötige Auskunft von dem 
Vormund fordern, womit ihm allerdings nicht ein Klagerecht gegen den Vormund gegeben 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund nur dur Aufſichtsmaßregeln zur Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht anhalten. Zu dem gleichen Zwecke der Überwachung des Vormundes 
iſt die Pusiehung des Gegenvormundes bei Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes (8 1802) 
und bei Aufſtellung der Rechnung (§ 1842) vorgeſchrieben. In dieſen Fällen hat der Gegen⸗ 
vormund, um die Nichtigkeit des Verzeichniſſes und der Rechnung nachprüfen zu können, 
den Vermögensbeſtand fich nachweiſen zu laſſen, welchen Nachweis er bei beſonderem Anlaß 
auch ſonſt fordern kann. 


8 1800 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon des Mündels 
zu ſorgen, beſtimmt ſich nach den für die elterliche Gewalt geltenden Vor⸗ 
ſchriften der SS 1631 bis 163313), 


E 1 1655 II 1680; M 4 1096; P 4 757, 877. 


1. Hinſichtlich der Fürſorge für die Perſon des Mündels iſt der Vormund — abgeſehen 
von dem weitergehenden Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts (vgl. 8 1838 A 1) — 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt vollſtändig gleichgeſtellt. Der Vormund hat insbeſondere 
ein unbedingtes Recht auf Herausgabe des Mündels (vgl. 8 1632 A 1), ohne daß feiner Klage 
gegenüber eingewendet werden kann, daß der Mündel bei dem Vormunde nicht gut unter⸗ 
gebracht ſein würde. Er darf den Mündel bei ſich in Pflege behalten und kann dann Er⸗ 
ſatz der Unterhaltskoſten gemäß § 1835 fordern. Bei unvermögenden Mündeln liegt es 
dem Vormunde ob, die zur Erziehung notwendigen Mittel durch Anträge bei den Armen ⸗ 
behörden zu beſchaffen. Ebenſo wie der Inhaber der elterlichen Gewalt hat er auch das 
Recht zur Anwendung angemeſſener Zuchtmittel. Es wird ihm deshalb die Befuanis nicht 
abzuſprechen ſein, den Mündel wider ſeinen Willen in eine Beſſerungsanſtalt oder wegen 
Trunkſucht in eine Trinkerheilanſtalt unterzubringen (beſtr.). Immerhin erſcheint es ratſam, 
daß der Vormund, bevor er ſolche Maßregeln trifft, ſich mit dem Vormundſchaftsgericht in 
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Verbindung ſetzt (vgl. $ 1838 A 1). Gegenüber dem verheirateten weiblichen Mündel hat 
der Vormund gemäß 8 1633 das Recht der Vertretung in perſönlichen Angelegenheiten 
(ſoweit dieſem nicht in Familienangelegenheiten unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit zukommt, 
vgl. 88 1336, 1337, 1729, 1748 und 8 612 ZPO), nicht auch das Recht der Sorge für 
die Perſon. Über die Fortdauer der Vermögensverwaltung in dieſem Falle |. 8 1633 A 1. 


2. Die Fürſorge des Vormundes für die Perſon des Mündels wird ausgeſchloſſen durch 
das der Mutter im Falle der Minderjährigkeit und der Wiederverheiratung und das der un⸗ 
ehelichen Mutter nach §8 1696, 1697, 1707 zuſtehende Fürſorgerecht. Der Vormund 
hat in dieſen Fällen, was die perſönlichen Angelegenheiten des Mündels betrifft, nur die 
Stellung eines Beiſtandes. Beſchränkt ſich die elterliche Gewalt des Vaters gemäß § 1676 
Abſ 2 (wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit uſw.) auf die Fürſorge für die Perſon des Kindes, 
ſo gebührt ihm dieſes Recht nur neben dem Vormunde, deſſen Anſicht ebenſo wie im Falle 
des § 1698 bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet. 


3. In den die Perſon des Mündels betreffenden Angelegenheiten iſt nach $ 57 Abſ 1 
Nr 9 F ein jeder beſchwerdeberechtigt, der ein rechtliches Intereſſe hat, die Angelegen⸗ 
heit wahrzunehmen, vorausgeſetzt, daß von dem Recht der Beſchwerde im Jutereſſe des 
Mündels Gebrauch gemacht wird (RIA 14, 107; vgl. 81779 A 2). Über das Beſchwerde⸗ 
recht des Mündels |. §59 FGG. Nicht allgemein darf mit dem KG (RIA 15, 3) die Pflicht 
des volljährigen Mündels zum Unterhalt ſeiner Ehefrau als eine die Perſon des Mündels 
betreffende Angelegenheit, was für das Beſchwerderecht der Ehefrau von Bedeutung, auf⸗ 
gefaßt werden. Dies wäre nur aus dem Geſichtspunkt angängig, daß durch Nichterfüllung 
der Unterhaltspflicht zugleich das perſönliche Wohl des Mündels in nachteiliger Weiſe be⸗ 
einflußt würde. 

§ 1801 


Die Sorge für die religiöſe Erziehung des Mündels kann dem Vormunde 
von dem Vormundſchaftsgericht entzogen werden, wenn der Vormund nicht 
dem Bekenntnis angehört, in dem der Mündel zu erziehen iſt!). 

E II 1681; P 4 758, 875. 

1. Über die religiöſe Erziehung ſ. das hinter $ 1631 abgedruckte RGeſ. v. 15. 7. 21, 
insbeſ. 883, 5, 10 daſ. An der Vorſchrift des § 1801 iſt nichts geändert. Streitigkeiten über 
religiöſe Erziehung hat gemäß §7 des angeführten Geſetzes das Vormundſchaflsgericht zu 
entſcheiden. Nicht unbedingt zu verlangen iſt, daß der Mündel in eine Familie gleichen 
Bekenntniſſes untergebracht wird (vgl. für preuß. Recht KGJ 37 A 75). Gehört — was 
trotz § 1779 Abf 2 nicht ausgeſchloſſen iſt — der Vormund einem andern Be⸗ 
kenntnis wie der Mündel an, ſo kann den ſich hieraus ergebenden Unzuträglichkeiten 
dadurch begegnet werden, daß das Vormundſchaftsgericht nach pflichtmäßigem Ermeſſen 
(vgl. KJ 46 A 79) dem Vormunde die religiöſe Erziehung entzieht. Der Vormund iſt 
beſchwerdeberechtigt nach 8 20 FGG. Es ſteht ihm die einfache Beſchwerde zu, da es ſich 
nicht um feine Entlaffung (§ 60 Abſ 1 Nr 3 366), ſondern um eine Einſchränkung feiner 
Befugniſſe handelt (KGJ 37 A 86). Iſt ihm von vornherein nur die Perſonenſorge mit 
Ausſchluß der religiöſen Erziehung übertragen, fo iſt er zwar nicht aus $ 20 FGG be⸗ 
ſchwerdeberechtigt, ſein Beſchwerderecht kann aber aus § 57 Abſ 1 Nr 9 daſ. begründet 
fein (RIA 12, 173). — Keine Anwendung findet § 1801 bei der Amts⸗, Vereins⸗ und An⸗ 
ſtaltsvormundſchaft (88 33 Abſ 1 Satz 3, 47 Abſ 2 JW, vgl. aber § 38 Abſ 8 daſ.). 


8 1802 


Der Vormund hat das Vermögen, das bei der Anordnung der Vor⸗ 
mundſchaft vorhanden iſt oder ſpäter dem Mündel zufällt, zu verzeichnen!) 
und das Verzeichnis, nachdem er es mit der Verſicherung der Richtigkeit 
und Vollſtändigkeit verſehen hat:), dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 
Iſt ein Gegenvormund!) vorhanden, jo hat ihn der Vormund bei der Auf⸗ 
nahme des Verzeichniſſes zuzuziehen; das Verzeichnis iſt auch von dem 
Gegenvormunde mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
zu verſehen. 

Der Vormund kann ſich bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Hilfe 
eines Beamten, eines Notars oder eines anderen Sachverſtändigen be⸗ 
dienen“). 
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Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Be⸗ 
hörde oder durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen 


wird). 
E I 1659 II 1682; M 4 1099; P 4 759, 760. 


1. Die Aufzeichnung des Vermögens (vgl. § 1640 A 1) iſt eine in der Natur der Verwaltung 
begründete, in jedem Falle zu erfüllende Pflicht. Verſchieden hiervon iſt die Pflicht zur Ein⸗ 
reichung des Vermögensverzeichniſſes, wodurch das Vormundſchaftsgericht in den Stand 
geſetzt werden ſoll, die Aufſicht über die Verwaltung zu führen. Auch von dieſer Pflicht gibt 
es keine Befreiung. Selbſt der Dritte, der dem Mündel Vermögen zuwendet, kann bezüglich 
dieſes Vermögens den Vormund nicht von der Pflicht zur Einreichung des Vermögens⸗ 
verzeichniſſes entbinden. Er kann auch nicht etwa anordnen, daß die Einreichung eines ver⸗ 
ſchloſſen bei den Akten aufzubewahrenden Verzeichniſſes genügen ſoll. über das dem Mündel 
erſt ſpäter zugefallene Vermögen ift, wenn zu dieſem Zeitpunkte das allgemeine Vermoͤgens⸗ 
verzeichnis bereits eingereicht war, ein weiteres Verzeichnis einzureichen; die Einreichung 
darf nicht bis zur Legung der Jahresrechnung aufgeſchoben werden (beſtr.). Tritt ein Wechſel 
in der Perſon des Vormundes ein, ſo braucht der neue Vormund über das zur Zeit der Über⸗ 
nahme der Vormundſchaft vorhandene Vermögen nicht ein beſonderes Verzeichnis vorzu⸗ 
legen. Sache des bisherigen Vormundes oder ſeiner Erben iſt es, die Schlußrechnung zu 
legen (§ 1890), und der neue Vormund hat ſich zu vergewiſſern, daß ihm das in dieſer Rech⸗ 
nung nachgewieſene Vermögen richtig ausgehändigt iſt. Daß die Pflicht zur Einreichung des 
Verzeichniſſes ſich auf das von dem Vormunde zu verwaltende Vermögen beſchränkt, 
iſt in § 1802 nicht beſtimmt. Dieſe Einſchränkung entſpricht auch nicht der Natur der Sache. 
Der Vormund kann, auch wenn er das Vermögen des Mündels nicht in ſeiner Eigenſchaft 
als Vormund, ſondern aus anderm Rechtsgrunde in Beſitz hat, ſich der Verpflichtung nicht 
entziehen, dem Vormundſchaftsgericht das zur wirkſamen Aufſichtsführung erforderliche 
Vermögensverzeichnis zu liefern (RIA 17, 34 — beſtr.). Über den Umfang der Verzeich⸗ 
nungspflicht vgl. § 1640 A 1. Iſt der Mündel an einer Geſellſchaft beteiligt, jo find die ſämt⸗ 
lichen Beſtandteile des Geſellſchaftsvermögens in das Verzeichnis aufzunehmen (KGJ 35 
A 24; 36 A 38). Anders iſt es, wenn der Mündel bereits ausgeſchieden iſt und fein Recht 
ſich auf das Auseinanderſetzungsguthaben beſchränkt. In jedem Falle, auch wenn der 
Mündel nur ein Anrecht auf das im Beſitze eines Dritten befindliche Vermögen hat, iſt es 
Pflicht des Vormundes, über den Vermögensbeſtand ſich möglichſt Klarheit zu verſchaffen, 
nud es kann das Vormundſchaftsgericht ihn zu dieſer Tätigkeit anhalten. Sind mehrere 
Vormünder mit geteilter Verwaltung beſtellt, ſo liegt einem jeden die Aufzeichnungs⸗ 
pflicht nur in Anſehung des Vermögens ob, das in ſeinen Geſchäftskreis fällt. Hat der Vor⸗ 
mund ſeiner Verpflichtung, das bei Antritt ſeines Amtes vorhandene Vermögen zu ver⸗ 
zeichnen, nicht genügt, ſo kann er ſich, wenn der an ſeine Stelle getretene neue Vormund 
von ihm die nachträgliche Verzeichnung des Vermögens fordert, wie es zu einer beſtimmten 
ſpäteren Zeit während ſeiner vormundſchaftlichen Verwaltung vorhanden war, durch die 
Wahl dieſes ſpäteren Zeitpunkts nicht beſchwert fühlen (vgl. RG 26. 11. 06 IV 203/06). 


2. Über die Einrichtung des Verzeichniſſes und den Beweiswert ſeiner Angaben ſ. $ 1640 
A 2. Die Vorſchrift des § 1640 Ab} 1, daß bei Haushaltungsgegenſtänden die Angabe des 
Geſamtwerts genügt, iſt auf das von dem Vormund einzureichende Verzeichnis nicht zu über⸗ 
tragen (a. M. Planck A 4; Staudinger A 4c). Selbſtverſtändlich iſt, daß nicht jeder ganz gering⸗ 
wertige Gegenſtand beſonders aufgeführt werden muß, daß hier N eine Zuſammen⸗ 
faſſung nach Gattungen unter Angabe des Geſamtwerts zuläſſig iſt. über die Pflicht zur 
Einreichung der Belege ſ. $ 1839 A 1. 

3. Der Gegenvormund iſt zuzuziehen, damit er auf Grund eigener Prüfung in der 
Lage iſt, die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes beſtätigen zu können. Glaubt 
er dieſerhalb einen Vorbehalt machen zu müſſen, ſo iſt dies bei Abgabe der Verſicherung zum 
Ausdruck zu bringen. Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts iſt es dann, eine Klarſtellung 
der fraglichen Punkte herbeizuführen. Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo braucht 
der Vormund mit der Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes nicht bis zur Beſtellung des 
Gegenvormundes zu warten. 

4. Der Vormund hat das Recht, ſich zur Aufnahme des Verzeichniſſes ſachverſtändiger 
Beihilfe zu bedienen. Die hierdurch entſtehenden Koſten fallen dem Mündel zur Laſt, voraus⸗ 
geſetzt, daß ſie nicht das nach der Sachlage gerechtfertigte Maß überſteigen. Iſt das Vermögen 
des Mündels ein ſo geringwertiges, daß die Koſten der Zuziehung eines Sachverſtändigen 
hierzu in keinem Verhältnis ſtehen, ſo wird der Vormund Erſatz der Koſten nicht fordern können. 


5. Vgl. § 1640 A 3. 
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8 1803 


Was der Mündel von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Leben⸗ 
den von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vormund 
nach den Anordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn 
die Anordnungen von dem Erxblaſſer durch letztwillige Verfügung, von 
dem Dritten bei der Zuwendung getroffen worden find!) ). 

Der Vormund darf mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von 
den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde“). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter bei einer 
Zuwendung unter Lebenden getroffen hat, iſt, ſolange er lebt, ſeine Zu⸗ 
ſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des Dritten kann 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur Ab⸗ 
gabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt dauernd 
unbekannt iſt?). 

E I 1660 II 1683; M 4 1102; P 4 760. 


1. Das Vormundſchaftsgericht hat von Amts wegen darauf zu achten, daß die bei Zu⸗ 
wendungen durch einen Dritten bon dieſem getroffenen Verwaltungsanordnungen zur 
Ausführung gebracht werden und hat nötigenfalls zu dieſem Zwecke die ihm zu Gebote 
ſtehenden Zwangsmittel gegen den Vormund anzuwenden. Lehnt es das Einſchreiten 
ab, ſo iſt der Dritte beſchwerdeberechtigt, da er ein Recht auf den Schutz des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts hat (§S 20 FGG; vgl. 8 57 Abſ 1 Nr 6 das.). In der Verwaltungsanordnung 
allein kann, da hiermit nur dem Vormunde, nicht dem Mündel eine Verpflichtung auferlegt 
wird, eine Beſchränkung des Pflichtteilsrechts des Mündels (§ 2306) nicht geſehen werden. 
Anders, wenn die Anordnung, was zu prüfen bleibt, als eine nicht unter § 1803 fallende, den 
Mündel belaſtende Auflage oder Bedingung gemeint iſt. Auf die Vertretungsmacht des Vor⸗ 
mundes ſind die Verwaltungsanordnungen des Dritten hinſichtlich ſeines Nachlaſſes ohne Ein⸗ 
wirkung, falls nicht etwa durch Beſtellung eines Pflegers die Vertretungsmacht eingeſchränkt 
iſt. Dem Mündel gegenüber kann der Vormund, wenn er die im Intereſſe des Mündels 
angeordneten Beſchränkungen nicht innehält, erſatzpflichtig werden. Nach § 1803 hat der 
Erblaſſer es auch in der Hand, den Vormund über die Vorſchriften des § 1852 hinaus von den 
vormundfchaftlihen Beſchränkungen, insbeſondere der läſtigen Beſchränkung des § 1807, zu 
befreien. Über die Form der Anordnung |. $ 1688 A 2, über eine das Verwaltungsrecht 
des Vormundes ausſchließende Anordnung $ 1909 A 3. 

2. Der Erblaſſer kann dem Vormunde zur Pflicht machen, aus dem dem Mündel Hinter: 
laſſenen Grundbeſitz eine Familienſtiftung zu errichten. In einem ſolchen Falle erlangt 
der Vormund, der ſonſt für den Mündel nicht letztwillig verfügen kann, die Befugnis, namens 
des Mündels die Errichtung der Stiftung vorzunehmen. An dieſer Befugnis des Vormundes 
wird dadurch nichts geändert, daß abweichend von der ihm auferlegten Verpflichtung 
dem Kinde ſelbſt für den Fall ſeiner Volljährigkeit zur Zeit des Erbfalls die Errichtung einer 
Stiftung nur empfohlen iſt (RG 20. 10. 10 IV 604/09). 

3. Die verbindende Kraft der Verwaltungsanordnung iſt nur eine beſchränkte. Die An⸗ 
ordnung kann von vornherein eine offenbar unverſtändige geweſen fein. Möglich iſt auch, 
daß die Sachlage ſich inzwiſchen erheblich geändert hat. Mit Rückſicht hierauf iſt dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die Befugnis gegeben, bei Gefährdung der Intereſſen des Mündels die An⸗ 
ordnung gänzlich oder für beſtimmte Fälle außer Kraft zu ſetzen, ohne daß dies gerade in der 
$ 1803 vorgeſchriebenen Form der Ergänzung der Zuſtimmung des Dritten zu geſchehen braucht. 
In einer ſolchen von dem Vormundſchaftsgericht geſtatteten Abweichung von der Anordnung des 
Erblaſſers ift keinesfalls eine Anfechtung des Teſtaments zu ſehen (KJ 85 A 28). Bei Lebzeiten 
des Dritten darf die Außerkraftſetzung nur erfolgen, wenn deſſen Zuſtimmung wegen dauernden 
Unbekanntſeins ſeines Aufenthalts oder dauernder Verhinderung an der Abgabe einer Erklärung 
nicht zu erlangen iſt. 


8 1804 


Der Vormund kann nicht in Vertretung des Mündels Schenkungen machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird!). 


EI 1661 II 1684; M 4 1106; P 4 760. 
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1. Über den Begriff der Schenkungen und darüber, daß ſonſtige Freigebigkeiten nicht 
unter das Verbot fallen, |. § 1641 A 1. Freigebigkeiten können insbeſondere auch aus geſchäft⸗ 
lichen Rückſichten gerechtfertigt ſein z. B. bei kleinen Nachläſſen, die im Geſchäftsleben 
üblich ſind, oder wenn ein geſchäftliches Entgegenkommen in der berechtigten Erwartung 
geübt wird, hierdurch ſpäterhin größere geſchäftliche Vorteile zu erlangen. Durch das Ver: 
bot des § 1804 iſt der Vormund einer entmündigten Ehefrau verhindert, in deren Ver⸗ 
tretung die Einwilligung zu einer von dem Ehemann aus dem Geſamtgut zu machenden 
Schenkung zu erteilen. Da das Geſamtgut gemeinſchaftliches Vermögen beider Eheleute 
iſt, hat hier die Einwilligung zugleich die Bedeutung einer den Geſamtgutsanteil der 
Ehefrau belaſtenden Schenkung (RG 91, 40, a. M. Staudinger A 1). Die gegen das Ver⸗ 
bot des § 1804 verſtoßende Schenkung iſt nichtig. 


§ 1805 
Der Vormund darf Vermögen des Mündels nicht für ſich verwenden! 9). 


E I 1662 II 1685; M 4 1107; P 4 760. 


1. Dadurch, daß der Vormund Vermögen des Mündels für ſich verwendet, wird das 
Intereſſe des Mündels nicht unter allen Umſtänden beeinträchtigt. Eine Beeinträchtigung 
würde nicht vorliegen, wenn mit Sicherheit erwartet werden darf, daß der Vormund aus- 
reichenden Erſatz gewährt und ſeine Zahlungsfähigkeit unbedenklich iſt. Immer aber liegt 
die Gefahr nahe, daß der Vormund die Gelegenheit benutzt, um unberechtigte Vorteile auf 
Koſten des Mündels zu gewinnen und daß durch die Vermengung des beiderſeitigen Ver⸗ 
mögens die Überſichtlichkeit verlorengeht. Es ift deshalb das Verbot des § 1805 gegeben, 
deſſen Verletzung den Vormund, wenn ein Schaden nachweisbar ift, zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet und das dem Vormundſchaftsgericht die Handhabe zum Einſchreiten wegen Pflicht- 
widrigkeit ($ 1837) bietet. Eine Strafvorſchrift, daß der Vormund bei Verwendung des Mündel⸗ 
geldes in ſeinen Nutzen einen beſtimmten höheren Zinsſatz zu zahlen hat (vgl. § 40 Abſ 1 der 
PrVormO), iſt von dem BGB nicht aufgeſtellt. Das Geſetz begnügt ſich, für dieſen Fall die 
Verzinſungspflicht des Vormundes auszusprechen ($ 1834 A 1). Die Nichtigkeit des gegen 
§ 1805 verſtoßenden Rechtsgeſchäfts — die unter Umſtänden zum Nachteil des Mündels 
ausſchlagen würde, indem er z. B. auf die für das Darlehn beſtellten Sicherheiten keinen 
Anſpruch machen könnte — iſt aus dieſer Vorſchrift nicht herzuleiten (RG Warn 1917 Nr 84). 
Das Verbot des $ 1805 findet Anwendung auf alle Geſchäfte, welche den durch dieſe Vor⸗ 
ſchrift mißbilligten Zweck in irgendeiner Form verwirklichen. Auch die Anwendung auf 
die Zuwendung an eine Geſellſchaft, an welcher der Vormund einen Anteil hat, ſo daß die 
Zuwendung an die Geſellſchaft ihm mit zuſtatten kommt, iſt nicht ausgeſchloſſen. 

2. Läßt fi) der Vormund unentgeltlich von dem Mündel Dienſte leiſten, ſo verwendet 
er deſſen Arbeitskraft, nicht aber deſſen Vermögen zu eignem Nutzen. Trotzdem wird man ihm, 
da eine dem 81617 entſprechende Vorſchrift fehlt, ein Recht auf ſolche Dienſtleiſtungen 
ſelbſt dann nicht zuſprechen dürfen, wenn er den Mündel zu ſich in Pflege genommen hat 
(anders früh. Aufl.). Der Vormund handelt daher pflichtwidrig, wenn er die Arbeitskraft 
des Mündels unter Mißbrauch ſeines Amtes für ſich ausnutzt, und iſt zu einer angemeſſenen 
Vergütung verpflichtet. 

3. Eine dem § 1646 entſprechende Vorſchrift, nach welchem der Erwerb durch den Gewalt⸗ 
haber aus Mitteln des Kindes im Zweifel dem Kinde zufällt, iſt für das Verhältnis des Vor⸗ 
mundes zum Mündel nicht gegeben. Die Natur der Sache bringt es jedoch mit ſich, daß regel- 
mäßig — wenn auch nicht geradezu hierfür eine Vermutung ſpricht — als Wille des Vormundes 
anzunehmen iſt, den aus Mitteln des Mündels erlangten Erwerb für dieſen zu machen 

4. § 1805 iſt auch bei der Amts, Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft anwendbar, 99 38 
Abſ 2, 47 Ab] 2 JWG; ſ. aber wegen der Anlegung bei der Kaffe der das Jugendamt errich⸗ 
tenden Körperſchaft § 1807 A 1. 

§ 1806 


Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels gehörende Geld ver⸗ 
zinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereitzu⸗ 
halten iſt!). 

E I 1664 Abſ 1 II 1687 Abſ 1: M 4 1108 ff.; P 4 760. 

1. Die 88 1806—1820 behandeln die Pflichten des Vormundes auf dem Gebiete der 
Kapitalverwaltung. Dieſe beſtehen namentlich in der ſicheren zinstragenden Anlegung des 
Geldes (§8 1806—1811) und der ſicheren Aufbewahrung der Wertpapiere (88 1814-1820). 
Eine ſchuldhafte Verletzung der in § 1806 ausgeſprochenen Pflicht zur verzinslichen An⸗ 
legung macht den Vormund erſatzpflichtig, wobei es aber nicht ohne weiteres als Verſchulden 
anzuſehen iſt, wenn der Vormund die Anlegung nicht ſofort bewirkt. Eine gewiſſe Friſt muß 
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ihm zur Überlegung und Ausführung gelaſſen werden. Zur verzinslichen Anlegung ift der 
Vormund ferner nicht verpflichtet, ſoweit er das Geld für Ausgaben, die in nächſter Zeit zu 
beſtreiten ſind, bereithalten muß. Er kann in dieſem Falle je nach Bewandtnis der Um⸗ 
ſtände gänzlich von der Anlegung abſehen oder fie abweichend von den Vorſchriften der §8 1807 
bis 1809 bewirken, muß aber bei dieſer andern Anlegung mit der nach $ 1833 gebotenen Sorg⸗ 
falt handeln. Die Vorſchriften über die Anlegung von Mündelgeld verbinden den Vor⸗ 
mund nur, wenn er das Geld in ſeiner Eigenſchaft als Vormund für den Mündel ver⸗ 
waltet, nicht aber, wenn ihm die Verwaltung in feiner Eigenſchaft als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker zuſteht, auch nicht, wenn der Mündel als Geſellſchafter oder Miteigentümer (Mit⸗ 
erbe) an Geldern beteiligt iſt, die für die Gemeinſchaft verwaltet werden (vgl. 8 1642 A 1). 
Rechtsgeſchäfte über das nicht der vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegende Mündel⸗ 
vermögen bedürfen ſowenig der Genehmigung des Gegenvormundes wie der des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts (vgl. $ 1821 A 3). Nicht ausgeſchloſſen iſt durch $ 1806 die Befugnis 
des Vormundes, das Mündelgeld, wenn er dies für vorteilhafter erachtet, in anderer Weiſe, 
wie z. B. durch Ankauf eines Grundſtücks, Vergrößerung des Geſchäfts, Beteiligung an 
einer Geſellſchaft uſw., nutzbar anzulegen (vgl. hierüber Kipp in Gruch 66, 509 ff). Der 
Vormund bedarf dazu, ſoweit nicht das betreffende Rechtsgeſchäft als ſolches genehmigungs⸗ 
pflichtig iſt (vgl. 88 1821 Nr 4, 1822 Nr 3 u. 4), keiner Genehmigung, ſondern handelt auf 
eigene Verantwortung. Die in $ 1811 erforderte Geſtattung des Vormundſchaftsgerichts gilt 
nicht für eine ſolche Anlegung (RIA 13, 78 — abw. Joſef in Arch ZivPrax 117, 395). Wegen 
des Kaufes einer Leibrente ſ. $ 1793 A 3. 


$ 1807 


1) Die im § 1806 vorgeſchriebene Anlegung von Mündelgeld ſoll nur 
erfolgen: 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem inländiſchen 
Grundſtücke beſteht, oder in ſicheren Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden an inländiſchen Grundſtücken; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat 
ſowie in Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch oder in das Staats⸗ 
ſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaate gewährleiſtet iſt; 

4. in Wertpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, ſowie in verbrieften 
Forderungen jeder Art gegen eine inländiſche kommunale Körper⸗ 
ſchaft oder die Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft, ſofern die 
Wertpapiere oder die Forderungen von dem Bundesrate zur An⸗ 
legung von Mündelgeld für geeignet erklärt jind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde des Bundesſtaats, in welchem ſie ihren Sitz hat, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. 

Die Landesgeſetze können für die innerhalb ihres Geltungsbereichs 
belegenen Grundſtücke die Grundſätze beſtimmen, nach denen die Sicher⸗ 
heit einer Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld feſtzu⸗ 
ſtellen iſt. 

E 1 1664 Abſ 1 II 1687 Abf 1: M 4 1108; P 4 760, 

1. Durch die Befolgung der in den §§ 1807 u. 1808 enthaltenen Vorſchriften über die 
Anlegung von Mündelgeld wird der Vormund der Pflicht zur Betätigung der in § 1833 
vorgeſchriebenen Sorgfalt noch nicht überhoben. Er bleibt verantwortlich, wenn er erkennen 
konnte, daß die vom Geſetz zugelaſſene Anlage im einzelnen Falle ausnahmsweiſe keine Sicher⸗ 
heit gewährt. Auch wenn eine ordnungsmäßige Grundſtückstaxe vorliegt, hat er ihm bekannte 
Umſtände, die gegen die Richtigkeit der Taxe ſprechen, zu berückſichtigen (RG JW 1910, 70817). 
Der Vormund hat ferner mit der gehörigen Sorgfalt unter den vom Geſetz zugelaſſenen An. 
legungsarten die Auswahl zu treffen, und wird z. B. die Anlegung auf Sparkaſſe, falls hierfür 
nicht beſondere Gründe ſprechen, nicht wählen dürfen, wenn er Gelegenheit hat, beſſer ver⸗ 


zinsliche Staatsſchuldverſchreibungen zu erwerben. Keine Anwendung finden die 88 1807, 
1808 auf die zur Zeit der Einleitung der Vormundſchaft bereits vorhandenen Anlagen. 
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Entſprechen dieſe nicht den bezeichneten Vorſchriften, fo hat der Vormund nicht etwa die un⸗ 
bedingte Pflicht, die Anlegung rückgängig zu machen und eine vorſchriftsmäßige Neuanlegung 
zu bewirken, was mit großen Verluſten für den Mündel verbunden ſein könnte. Er hat viel- 
mehr als verſtändiger Mann ($ 1833) die dem Mündel drohende Gefahr und die Nachteile 
der veränderten Anlegung gegeneinander abzuwägen und danach ſeine Entſchließung zu 
treffen (K in RIA 4, 5). Die geſetzwidrige Anlegung des Mündelgeldes verpflichtet den 
Vormund, jeden aus dieſer Anlegung entſtehenden Schaden zu tragen. Unbeſchadet dieſer 
Schadenserſatzpflicht gilt aber die Anlegung als für Rechnung des Mündels erfolgt, was 
nur zu deſſen Vorteil iſt, da auf dieſe Weiſe die in der Anlage beſtehende dingliche Sicher⸗ 
heit dem Mündel nicht verlorengeht. Er kann nicht einfach eine derartige Anlage als vor⸗ 
ſchriftswidrig zurückweiſen (RG 13. 11. 13 IV 305/13). Wohl aber kann er die Anderung 
der Anlegung verlangen. — Die $$ 1807, 1808 haben übrigens eine über das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hinausgehende Bedeutung. Sie bilden zugleich die Norm für die Anlegung 
des Geldes im Verhältnis des Nießbrauchers zum Eigentümer, des Pfandgläubigers zum 
Gläubiger der verpfändeten Forderung, des Vorerben zum Nacherben, des Ehemanns zur 
Frau und des Gewalthabers zum Kinde (88 1079, 1288 Abf 1, 2119, 1377 Abſ 2, 1525 
Abſ 2, 1642; vgl. auch 88 234 Abf 1, 238 Abſ 1) und haben auch für andere nicht im BGB 
geordnete Rechtsverhältniſſe Bedeutung. Die Vorſchriften über Anlegung von Mündel⸗ 
geld ſind für den Fall, daß das Jugendamt kraft Geſetzes oder als beſtellter Amtsvormund 
die Vormundſchaft führt, durch $33 Abſ 2 JW dahin geändert, daß die Anlegung auch 
bei der das Jugendamt errichtenden Körperſchaft, der betreffenden Gemeinde oder den 
Gemeindeverbande zuläſſig iſt. Eine Nachprüfung, wie die Gemeindekörperſchaft ihrerſeits 
1 bewirkt, ſteht dem Jugendamt nicht zu. Über den Einfluß der Geldentwertung 
5 II 

Zu Nr 1: Als mündelſicher wird regelmäßig nur diejenige Anlage angeſehen, deren Sicher⸗ 
heit auf der Belaſtung von Grundſtücken oder der Haftung eines Gemeinweſens beruht. Was 
die Grundſtücksſicherheit betrifft, fo iſt es gleichgültig, welche Form der Belaſtung 
(Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld) gewählt iſt. Der Grundbeſitz muß aber im Inlande 
belegen ſein. Die Belaſtung darf ferner nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vorſchriften 
gemäß 91807 Abf 2 (vgl. für Preußen $23 des Schätzungsamtsgeſetzes v. 8. 6. 18) einen ge- 
wiſſen Teil des Grundſtückswerts (meift / oder /) nicht überſteigen. Maßgebend 
ſind hierfür die Vorſchriften des Landes, in dem der zu beleihende Grundbeſitz belegen iſt. 
Die Vorſchriften dieſes Landes entſcheiden auch darüber, in welcher Weiſe der Grundſtücks⸗ 
wert zu ermitteln iſt. Zur Beleihung iſt auch das Erbbaurecht geeignet, was ſchon nach bis⸗ 
herigem Recht anzunehmen war. Die Beleihbarkeit iſt jetzt durch 58 18—20 der VO v. 
15. 1. 19 über das Erbbaurecht — vorbehaltlich einer abweichenden landesgeſetzlichen Rege⸗ 
lung (8 22) — näher geordnet (f. hierüber Buch II, 4. Abſchnitt). Beleihbar find ferner die 
nach Landesrecht (vgl. Artt 63, 65, 67, 74 EG) den Gruundſtücken gleichſtehenden Berech- 
tigungen, Apothekergerechtigkeit, Fiſchereigerechtigkeit uſw. (vgl. den Aufſatz in PrIJMBl 02, 
67. — anders hinſichtlich der Bergwerke § 12 Abſ 3 HypBanf®). Die Sicherheit einer 
ſolchen Anlage hat der Vormund in Ermangelung allgemeiner Beſtimmungen nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles ſorgfältig zu prüfen. Bei der Beleihung iſt namentlich darauf 
Rückſicht zu nehmen, daß das Mündelgeld vor Erlöſchen des verpfändeten Rechtes abgetragen 
wird. Das Schiffspfandrecht iſt der Grundſtücksverpfändung nicht gleichgeſtellt. — Über das 
Schätzungsverfahren vgl. das PrGeſ. v. 8. 6. 18, das die Errichtung von Schätzungsämtern 
der Kreiſe und Provinzen und ein Landesſchätzungsamt anordnet (das Landesſchätzungsamt 
iſt beſeitigt durch die VO v. 12. 3. 24). Der von dem Schätzungsamt unter Berüdfichtigung 
der Umſtände des einzelnen Falles als mündelſicher feſtzuſtellende Betrag (vgl. Volmer 
in JW 1918, 474) darf bei ſtädtiſchen Grundſtücken die erſten ſechs Zehntel, bei ländlichen 
Grundſtücken die erſten zwei Drittel des gemeinen Grundſtückswerts nicht überſteigen (8 28 
Abſ 1, § 4). Für die Bemeſſung der Mündelſicherheit iſt auch die Taxe einer Landſchaft 
oder einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt (PrGeſ. v. 25. 7. 10) ſowie die Grund⸗ 
ſteuerveranlagung von Bedeutung. Eine beſondere Vorſchrift des Reichsſteuerrechts (§ 155 
der RAbg O v. 13. 12. 19) iſt es, daß Verzeichniſſe über den Wert der Grundſtücke anzu⸗ 
legen und auf dem laufenden zu halten find. Die auf Grund dieſer Verzeichniſſe er- 
mittelten Steuerwerte find nach $ 161 zugleich als die im Sinne der Vorſchriften über die 
Anlegung von Mündelgeld in Betracht kommenden Werte des Grundſtücks anzusehen, fo: 
weit nicht abweichende landesgeſetzliche Vorſchriften nach 8 1807 Abſ 2 erlaſſen find. 

Zu Nr 2—4: Was die auf der Haftung eines Gemeinweſens beruhende Mündelſicherheit 
betrifft, ſo genügt ſtets die Haftung des Reiches oder eines Bundesſtaats für eine Forderung 
(nicht für ein Anteilsrecht), und zwar genügt es, wenn die Haftung auch nur für die Zinſen 
der Forderung übernommen iſt. Mündelſicher ſind z. B. die Rentenbriefe der preuß. Renten 
banken für deren Verpflichtungen Preußen nach 88 des Geſ. v. 2.3.50 die Gewähr übernommen 
hat. Über die Forderung muß im Intereſſe der Erleichterung des Beweiſes eine Urkunde 
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ausgeſtellt fein (verbriefte Forderung), oder es muß, was dem gleichwertig ift, die Forde⸗ 
rung in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuldbuch (vgl. $ 1815 A 2) eingetragen 
ſein. Zur Mündelſicherheit von Anleihen der früheren deutſchen Schutzgebiete, deren Haf⸗ 
tung nicht als gleichwertig der Haftung des Reiches angeſehen werden kann, war erforder⸗ 
lich, daß die Zinsgarantie vom Reiche übernommen wurde. Verbriefte Forderungen gegen 
eine inländiſche kommunale Körperſchaft oder die Kreditanſtalt einer ſolchen können von 
dem Bundesſtaat zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt werden. Dies iſt laut 
der Bekanntmachung v. 7. 7. 01 geſchehen unter Aufſtellung des weiteren Erforderniſſes, 
daß die Forderung entweder ſeitens des Gläubigers kündbar ſein oder einer regel⸗ 
mäßigen Tilgung unterliegen muß. Der Bundesrat, jetzt Reichsrat, iſt ferner ermächtigt, 
Wertpapiere jeder Art (das ſind Urkunden, welche das Forderungsrecht oder Anteils» 
recht derart verkörpern, daß die Geltendmachung des Rechtes an den Beſitz der Urkunde 
geknüpft iſt) für mündelſicher zu erklären, welche Erklärung jederzeit wieder zurückgenommen 
werden kann. Von dieſer Ermächtigung iſt ſeit dem Kriege in ſteigendem Maße Gebrauch ge⸗ 
macht worden. Der Reichsrat würde nicht gehindert ſein, auch ausländiſche Wertpapiere 
für mündelſicher zu erklären. — Daneben bleiben gemäß Art 212 EG die bisherigen lan⸗ 
desgeſetzlichen Vorſchriften für das Gebiet des betreffenden Landes in Kraft, nach 
welchen gewiſſe Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 
Solche Beſtimmungen ſind namentlich ergangen über Schuldverſchreibungen der Ge⸗ 
meinden und Kirchengemeinden, über Pfandbriefe und Kommunalobligationen der 
Hypothekenbanken (vgl. über letztere 88 35 Nr 2, 41 des vom Reiche erlaſſenen Hyp⸗ 
Bank v. 13. 7. 99). Pfandbriefe werden nach landesrechtlichen Vorſchriften ausgegeben 
von den eine kommunale Körperſchaft bildenden Landſchaften. Die Sicherheit des ſeitens 
des Inhabers unkündbaren Pfandbriefs beruht auf der Eintragung einer gleichhohen Hypothek 
und auf der Garantie der meiſt provinziell zur Landſchaft vereinigten Gutsbeſitzer. Die 
Ausgabe von Pfandbriefen kann auch ländlichen Verbänden kleinerer Grundbeſitzer und 
ſtädtiſchen Anſtalten überlaſſen werden. Den Landſchaften nachgebildet find die aus der 
Vereinigung von Eigentümern bebauter oder in der Bebauung begriffener Hausgrundſtücke 
oder von Erbbauberechtigten beſtehenden Stadtſchaften, deren Förderung das PrGeſ. 
v. 8. 6. 18 (Ausführungsanw. v. 3. 12. 18) bezweckt. Sie werden regelmäßig in Anlehnung 
an die Provinzialverbände oder Kommunalverbände ſich bilden. Die Satzung muß nach 8 4 
des Geſetzes die Beſtimmung enthalten, daß ein jedes Mitglied für die Verbindlichkeiten der 
Stadtſchaft bis zu einem Betrage von mindeſtens 5 v. H. des auf ſeinem Grundſtück einge ; 
tragenen Darlehns haftet. Die von der Preuß. Landespfandbriefanſtalt in Berlin auszu⸗ 
gebenden Pfandbriefe ſind durch Beſchluß des Reichsrats v. 28. 10. 22 zur Anlegung von 
Mündelgeld für geeignet erklärt. 

Zu Nr 5: Die Anlegung des Mündelgeldes bei einer öffentlichen Sparkaſſe iſt jetzt — ent 
gegen 839 der PrVorm O — unbeſchränkt zugelaſſen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß ſie von 
der zuſtändigen Behörde, da die Verhältniſſe bei den einzelnen Sparkaſſen ſehr verſchieden liegen, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. Als öffentliche Sparkaſſe wird in Preußen 
nach der Übung der Behörden (vgl. Vf des IM und MdJ v. 27. 7. 00 im MT der inn. Verw. 
S. 225) außer der für Rechnung einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts errichteten 
auch diejenige Sparkaſſe angeſehen, für deren Verbindlichkeiten eine Körperſchaft des 
öffentlichen Rechtes die Haftung übernommen hat. Durch PrGeſ. v. 23. 12. 12 iſt den 
öffentlichen Sparkaſſen die Verpflichtung auferlegt, einen beſtimmten Teil ihres verzinslich 
angelegten Vermögens (in der Regel 25 vom Hundert, bei kleineren Sparkaſſen 15 oder 
20 vom Hundert) in mündelſichern Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen, von 
welchem Betrage wiederum drei Fünftel in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reiches 
oder Preußens angelegt werden muß. Die Verwendung der geſamten Jahresüberſchüſſe 
zu öffentlichen, dem gemeinen Nutzen dienenden Zwecken des Garantieverbandes iſt nur 
geſtattet, wenn der Sicherheitsfonds 8 vom Hundert der Spareinlagen erreicht. Über die 
Art der Anlegung bei der Sparkaſſe ſ. 8 1809 A 1. 


8 1808 


Kann die Anlegung den Umſtänden nach nicht in der im § 1807 be⸗ 
zeichneten Weiſe erfolgen, ſo iſt das Geld bei der Reichsbank, bei einer 
Staatsbank oder bei einer anderen durch Landesgeſetz dazu für geeignet 
erklärten inländiſchen Bank!) oder bei einer Hinterlegungsſtelle?) anzulegen. 

E I 1665 II 1688; M 4 1116; P 4 773; 5 146. 


1. Die Anlegung einer Bank, die eine verzinsliche ſein muß, darf nur aushilfsweiſe er⸗ 
folgen, wenn die Anlegung nach 8 1807 nicht tunlich iſt, und nur fo lange beſtehenbleiben, 
bis die der ordentlichen Anlegung vorläufig entgegenſtehenden Hinderniſſe fortgefallen ſind 
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(a. M. in letzterer Hinſicht Planck A 1). Da die Reichsbank nach dem Bankgeſ. v. 30. 8. 24 
(821 Abſ 1 Nr 7, ogl. ſchon die Bek v. 3. 12. 78) mit der Annahme verzinslicher Geldein⸗ 
lagen ſich nicht befaßt, ſo verbleiben zur Anlegung von Mündelgeld nur die Staatsbanken, 
nämlich die preußiſche Seehandlung und die Bayeriſche Staatsbank, ſoweit nicht landes⸗ 
geſetzlich andere Banken innerhalb des betreffenden Landes für geeignet erklärt ſind. Im 
allgemeinen iſt dies nur bei öffentlichen Banken geſchehen; eine diesbezügliche Beſchrän⸗ 
kung wird aber in § 1808 nicht getroffen. Für Preußen find unter gewiſſen Vorausetzungen 
(Art 76 Abſ 1 AG) auch Privatbanken zugelaſſen. Iſt landesgeſetzlich eine Bank für geeig⸗ 
net erklärt, ſo gilt dies für ganz Deutſchland, alſo auch für die in einem anderen deutſchen 
Lande geführten Vormundſchaften. 

2. Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen zur Annahme von Mündelgeld kann nach 
Art 144 EG durch die Landesgeſetzgebung ausgeſchloſſen werden, was ſeitens der meiſten 
Bundesſtaaten geſchehen iſt. 


8 1809 


Der Vormund ſoll Mündelgeld nach § 1807 Abſ 1 Nr 5 oder nach 8 1808 
nur mit der Beſtimmung anlegen, daß zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
forderlich iſt!) 2). 

EI 1666 Abf 2 II 1689 Abf 2; M 4 1119; P 4 777. 


1. Hinſichtlich der Erhebung des Mündelgeldes trifft das Geſetz Vorſorge, daß der 
Vormund das nach § 1807 Abſ 1 Nr 5 oder $ 1808 bei der Sparkaſſe oder einer Bank 
(Hinterlegungsſtelle) angelegte Geld — entſprechend dem allgemeinen Grundſatz des 
$ 1812 — nur mit Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts 
zurückgezahlt erhalten kann, ohne daß die Anſtalt durch Ausgabe von Ausweispapieren 
(Sparkaſſenbuch, Depotſchein uſw.) ſich der Prüfung der Verfügungsberechtigung entziehen 
darf. Um dies zu erreichen, iſt es, da eine Außerkursſotzung jetzt nicht mehr ſtattfindet 
(vgl. A 2), dem Vormunde zur Pflicht gemacht, mit der Sparkaſſe oder Bank bei Anlegung 
des Mündelgeldes die in § 1809 vorgeſchriebene Beſtimmung zu vereinbaren. Würde 
dieſe ſich hierauf nicht einlaſſen, ſo wäre die Anlegung des Geldes bei ihr dem Vormund 
verwehrt. Die Vereinbarung hat zur Folge, daß die Sparkaſſe oder Bank ſchuldrechtlich 
verpflichtet iſt, die in den 9 1812, 1813 feſtgeſetzte Verfügungsbeſchräukung des Vormun⸗ 
des ſich gegenüber gelten zu laſſen (KJ 43 A 58). Die Vorſchrift ift gegeben, um den Ge⸗ 
fahren zu begegnen, die für den Mündel mit der Aushändigung von Inhaber⸗ oder Legiti⸗ 
mationspapieren an den Vormund verbunden find (MG 85, 422). Das Ausbweispapier iſt 
von der Sparkaſſe oder Bank mit einem entſprechenden Vermerk (dem ſog. Sperr ver⸗ 
merh) zu verſehen. Auch beim Fehlen eines ſolchen Vermerks bleibt die Anſtalt an die ge⸗ 
troffene Beſtimmung gebunden. Einer beſondern Vereinbarung bedarf es nicht, wenn 
ſatzungsmäßig die Sparkaſſe oder Bank ſich verpflichtet hat, das von einem Vormund ange- 
legte Geld nicht ohne Genehmigung des Gegenvormundes oder Vormundſchaftsgerichts zurück⸗ 
zuzahlen (vgl. RG 79, 9; § 1814 A 4). Derartige Satzungsbeſtimmungen ſind bei den in 
$ 1808 bezeichneten Banken gebräuchlich. Sit durch die Satzung vorgeſchrieben, daß die 
Sperrung auf dem Hinterlegungsſchein zu vermerken iſt, fo hat dies regelmäßig nur die 
Bedeutung, daß zur Verhütung von Verſehen die Sperrung kenntlich gemacht werden, 
nicht aber, daß die Verpflichtung der Bank von der Beobachtung dieſer Vorſchrift abhängig 
fein ſoll (RG JW 1910, 28922; 1912, 35315). Iſt die Vereinbarung einmal getroffen 
worden, ſo hat der Vormund nicht die Macht, ohne die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder Vormundſchaftsgerichts, die Beſchränkung durch neue Vereinbarung wieder aufzu⸗ 
heben, da hierin eine genehmigungsbedürftige Verfügung im Sinne des $ 1812 liegen 
würde. Die Genehmigung darf das Vormundſchaftsgericht an beftimmte Bedingungen 
knüpfen. Es darf insbeſondere bei Erteilung der Genehmigung die Bedingung ſtellen 
— und es iſt ſogar im Intereſſe der rechtswirkſamen Ausführung des Geſchäfts hierzu ver⸗ 
pflichtet (§ 1848 A 1) —, daß der Vormund das Geld von der Sparkaſſe nur erheben darf 
mit Einwilligung des Mitverfügungsberechtigten, wie z. B. des Ehemanns des Mündels 
(RG 85, 421). Die Vorſchrift des § 1812 hat ſelbſtverſtändlich keine Geltung, wenn der Vor⸗ 
mund von der Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes befreit iſt (8 1852); ſie 
gilt auch nicht, ſoweit der Vormund nach 8 1806 (vgl. A 1 hierzu) zur verzinslichen Anlegung 
des Mündelgeldes nicht verpflichtet iſt. Mit der Beendigung der Vormundſchaft erliſcht die 
Beſchränkung des $ 1809. Die Beſchränkung hat nur Geltung für die von dem Vormund 
vorgenommenen freiwilligen Verfügungen. Dem Gläubiger des Mündels ſteht ſie bei 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung nicht entgegen (KJ 43 A 58). — Auf die Zinſen 
erſtreckt ſich der Sperrvermerk nicht. 
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2. Die Außerkursſetzung, die durch Art 176 EG und Art 26 EG. HGB für Inhaber⸗ 
papiere gänzlich beſeitigt iſt, iſt auch für Sparkaſſenbücher als vormundſchaftliche Sicherungs⸗ 
maßregel nicht mehr ſtatthaft und kann auch landesrechtlich nicht auf Grund von Art 99 EG, 
der nur auf die Einrichtungen der öffentlichen Sparkaſſe ſich bezieht, eingeführt werden 
(ebenfo Habicht, Einwirkung des BGB auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Aufl., 
©. 848f.). Dagegen bleibt die mit einer früheren Außerkursſetzung des Sparkaſſenbuchs 
nach damaligem Recht verbundene Verfügungsbeſchränkung gemäß Art 168 EG beſtehen 
und es ift deshalb landesgeſetzlich (vgl. Art 75 §S 2 Pra) bezüglich eines ſolchen Spar⸗ 
kaſſenbuchs die Regelung zuläſſig, daß Abhebungen nur mit Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erfolgen dürfen. 


8 1810 


Der Vormund ſoll die in den SS 1806 bis 1808 vorgeſchriebene An⸗ 
legung nur mit Genehmigung des Gegenvormundes bewirken; die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erſetzt!). Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo 
ſoll die Anlegung nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
folgen, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern gemein⸗ 
ſchaftlich geführt wird2). 


E I 1666 Abſ 1 II 1689 Abf 1; M 4 1117; P 4 777; 6 306. 


1. Die Genehmigung des Gegenvormundes iſt nicht bloß erforderlich für Verfügungen 
über Kapitalien (§ 1812), ſondern auch für die Kapitalanlegung (nicht für die nur vorüber⸗ 
gehende Anlegung des zur Beſtreitung von Ausgaben bereitzuhaltenden Geldes nach $ 1806). 
Sie hat jedoch hier nicht die Bedeutung, daß die Gültigkeit der Anlegung von der Erteilung 
der Genehmigung abhängt, was nur zum Nachteil des Mündels ſein würde. Es handelt ſich 
um eine Sollvorſchrift, deren Nichtbeachtung den Vormund, unter Umſtänden auch den 
Gegenvormund, wenn dieſer an einer Überwachung des Vormundes es hat fehlen laſſen, 
verantwortlich macht. Vermag ſich der Vormund mit dem Gegenvormunde über die An⸗ 
legung oder die Art der Anlegung nicht zu einigen, ſo kann er die Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts anrufen. Er kann auch von vornherein ſich an das Vormundſchaftsgericht wenden, 
deſſen Genehmigung die des Gegenvormundes, und zwar auch in dem Falle einer nach 8 1809 
getroffenen Vereinbarung erſetzt (vgl. § 1812 Abſ 2). Es handelt ſich hierbei aber nicht etwa 
um eine Erſetzung im Sinne des $ 53 FG, die erſt mit der Rechtskraft des Beſchluſſes in 
Wirkſamkeit tritt und durch ſofortige Beſchwerde (8 60 Nr 6 FGG) anzufechten iſt (KG in RIA 
10, 168). Durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird die gleiche Verrichtung 
des Gegenvormundes, der nur ein dem Vormundſchaftsgericht untergeordnetes Hilfsorgan 
ift, und damit ein jedes Beſchwerderecht des Gegenvormundes — vorausgeſetzt, daß er vor 
der Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts gehört iſt ($ 1826 A 1) — ausgeſchloſſen. 

2. Gegenüber dem früheren Recht iſt es eine zweckmäßige Neuerung, daß an Stelle der 
Genehmigung des Gegenvormundes, wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt, die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts tritt (jo auch $ 1812 Abſ 3). Hierdurch wird die Erörterung 
der oft recht zweifelhaften Frage erſpart, ob eine Vermögensverwaltung im Sinne des 8 1792 
Abſ 2 vorliegt und aus dieſem Grunde ein Gegenvormund beſtellt werden muß. Trotz Nicht- 
vorhandenſeins eines Gegenvormundes iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
entbehrlich, wenn mehreren Vormündern die gemeinſchaftliche Verwaltung ob- 
liegt und ſich aus dieſem Grunde die Beſtellung eines Gegenvormundes erübrigt hat (81797 A 1). 
Eine Befreiung von der Notwendigkeit der in §1810 vorgeſchriebenen Genehmigung iſt in 
98 1852, 1855 zugelaſſen. 


8 1811 


) Das Vormundschaftsgericht kann dem Vormund eine andere Anlegung 
als die in den SS 1807, 1808 vorgeschriebene gestatten. Die Erlaubnis soll 
nur verweigert werden, wenn die beabsichtigte Art der Anlegung nach Lage 
des Falles den Grundsätzen einer wirtschaftlichen Vermögensverwaltung zu- 
widerlaufen würde?)?). 

E 1 1667 II 1690; M 4 1120; P 4 779. 

1. 81811 beſtimmte in feiner alten Faſſung: „Das Vormundſchaftsgericht kann aus be- 


ſonderen Gründen dem Vormund eine andere Anlegung als die in den §8 1807, 1808 vor- 
geſchriebene geſtatten“. Es mußten alſo beſondere Umſtände hinzukommen, nach denen ſie 
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zur Vermeidung erheblicher Nachteile, die ſonſt den Mündel treffen würden, gerechtfertigt 
erſchien. Die Motive (4, 1120) verweiſen auf den Fall, daß der Mündel ausländiſche Werte 
ererbt hat und zur Vermeidung von Verluſten die weitere Anlegung von Mündelgeld in 
dieſen Werten durch Nachzahlungen oder durch Ausübung eines Bezugsrechts nötig wird, 
oder daß zur Erhaltung des ausländiſchen Grundbeſitzes des Vaters oder der Mutter, aus 
dem zugleich die Mittel für den Unterhalt des Mündels gewonnen werden, auf dieſe Grund⸗ 
ſtücke Geld gegen Hypothek aufgenommen werden ſoll. Ebenſo konnte es gerechtfertigt ſein, 
dem Vormunde unter Entbindung von den Vorſchriften der 8 1807, 1808 die Gewährung 
eines Darlehns an die Mutter des Mündels zu geſtatten, wenn es dieſer hierdurch ermög⸗ 
licht wurde, ſich aus ihrer bedrängten Lage dauernd zu befreien (K GJ 37 A 65). Auch die 
Verwendung von Mündelkapital zur Ausübung des Bezugsrechts auf neue Aktien konnte 
nach § 1811 a. F. geſtattet werden (JFG 1, 78). Dagegen war die Verſchlechterung der 
deutſchen Valuta als „beſonderer Grund“ im Sinne dieſer Vorſchrift nicht anerkannt (RE 
im Recht 1923 Nr 1355; BayOLG in JW 1922, 3961, a. A. Kipp in Gruch 66, 507ff). Der 
fortſchreitende Währungsverfall zwang jedoch, um eine fernere Schädigung der Mündel⸗ 
vermögen zu verhüten, zu einer anderweiten Regelung. Demgemäß erging das mit der 
Verkündung in Kraft getretene Geſetz über die Anlegung von Mündelgeld v. 23. 6. 23, das 
in Art! die Neufaſſung des § 1811, in Art II diejenige des $ 1642 Abſ 2 enthält (vgl. Engel⸗ 
mann in JW 1923, 1021ff.). 

2. Auch nach § 1811 n. F. bleiben die 88 1807, 1808 grundſätzlich in Geltung, fo daß eine 
allgemeine Befreiung von der Verpflichtung zu ihrer Beobachtung unzuläſſig iſt. Eine 
davon abweichende Anlegung kann das Vormundſchaftsgericht jedoch auch ohne das Vor⸗ 
liegen beſonderer Gründe geſtatten und es ſoll ſie nur dann verweigern, wenn die vom Vor⸗ 
mund beabſichtigte Anlegungsart nach Lage des Falls ben Grundſätzen einer wirtſchaftlichen 
Vermögensverwaltung zuwiderlaufen würde. Wirtſchaftlich iſt diejenige Vermögensverwal⸗ 
tung, die auf die Erlangung wirtſchaftlicher Vorteile und die Abwendung wirtſchaftlicher 
Nachteile gerichtet ift; doch wird auch hier der letztere Geſichtspunkt (die Erhaltung des Ver⸗ 
mögens in ſeinem bisherigen Beſtand) in den Vordergrund zu ſtellen ſein. Das iſt insbe⸗ 
ſondere zu beachten, wenn Mündelgelder in Aktien und anderen Dividendenpapieren an⸗ 
gelegt werden ſollen. ‚ 

3. Die Geſtattung unterliegt als bloße Erlaubnis nicht den Vorſchriften über die Ge⸗ 
nehmigung in 99 1828 ff. (RG IW 1917, 29010). Soweit tunlich, iſt der vorhandene Gegenvor⸗ 
mund vorher zu hören (81826). Der Vormund kann ſich unter Umſtänden ſchon durch das 
Unterlaſſen eines Antrags aus 9 1811 ſchadenserſatzpflichtig machen (Staudinger A 8). 


8 1812 


Der Vormund kann über eine Forderung!) oder über ein anderes Recht, 
kraft deſſen der Mündel eine Leiſtung verlangen kann, ſowie über ein Wert⸗ 
papier des Mündels nur mit Genehmigung des Gegenvormundes verfügen), 
ſofern nicht nach den 88 1819 bis 1822 die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich iſt. Das gleiche gilt von der Eingehung der 
Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung?). 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erſetzte). 

Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, jo tritt an die Stelle der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern ge⸗ 
meinſchaftlich geführt wirds). 

E 1 1669 Abſ 1 u. 3 II 1692; M 4 1121; P 4 781. 

1. Zu den geldwerten Forderungen, über welche der Vormund nur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes verfügen kann, gehören ſchuldrechtliche Anſprüche jeder Art, auch Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche und die Anſprüche aus einem Gemeinſchaftsverhältnis. Wenn § 1812 
von einem Recht auf Leiſtung ſpricht, ſo ſind doch hierunter Anſprüche auf Herausgabe von 
Grundſtücken und Einräumung von Grundſtücksrechten, wie ſchon aus § 1821 Nr 2 zu ent⸗ 
nehmen iſt, nicht zu verſtehen, da dieſe nicht zu dem Kapitalvermögen, ſondern zu dem Grund⸗ 
ſtückspermögen gerechnet werden. Umgekehrt fallen dingliche Anſprüche aus Hypotheken, 
Grundſchulden, Rentenſchulden und Reallaſten als zum Kapitalvermögen gehörig, wie in 
§ 1821 Abſ 2 beſtimmt ift, nicht unter § 1821 Nr 1, ſondern unter § 1812. Ebenfalls unter 
$ 1812 fällt die Verfügung über ein Wertpapier (vgl. über deſſen Begriff $ 1807 zu Nr 2—4); 
im übrigen gehören dingliche Anſprüche auf bewegliche Sachen nicht hierher (a. M. Ennecce- 
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rus⸗Kipp 5115 J 1). Wegen des Verfügungsrechts des Vormundes über die zu einer Ge⸗ 
meinſchaft gehörigen Forderungen ſ. § 1821 A 3. Nicht erforderlich iſt die Genehmigung 
des Gegenvormundes, wenn das Verfügungsrecht für die Gemeinſchaft einem Dritten zu⸗ 
ſteht und das Recht des Mündels auf Erteilung der Zuſtimmung beſchränkt iſt. Sind 
Wertpapiere, Hypothekenbriefe uſw. nach 88 1814, 1818 hinterlegt oder iſt das Inhaber⸗ 
papier auf den Namen des Mündels umgeſchrieben, jo bedarf es ausnahmsweiſe zur Ver. 
fügung über das Wertpapier oder die Forderung nach §s 1819, 1820 ſtatt der Genehmi⸗ 
gung des Gegenvormundes der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. — 8 1812 ent- 
hält zwingendes Recht (ſ. § 1814 A 4); durch die Leiſtung an den Vormund ohne die 
erforderliche Genehmigung wird der Schuldner nicht befreit. 


2. Als Verfügung über eine Forderung (vgl. Vorbem 7 vor § 104) ſtellt ſich eine jede 
rechtsgeſchäftliche Handlung dar, durch die das Gläubigerrecht aufgehoben, gemindert oder 
geändert wird (Ausübung des Rechtes auf Wandlung uſw.). Hierunter fällt auch die den 
bisherigen Schuldner befreiende Genehmigung der Schuldübernahme, mag die Genehmi⸗ 
gung ausdrücklich (8 415) oder ſtillſchweigend (8 416) erteilt werden. Eine Verfügung iſt nicht 
bloß die Abtretung der Forderung, ſondern auch die Bewilligung, daß die Schuld an einen 
Dritten gezahlt werde. Als Verfügung iſt ferner zu erachten die Einziehung der Forde⸗ 
rung, und zwar ſowohl die Kündigung ſeitens des Vormundes, durch welche die Forderung 
zu einer einziehbaren (die Schuld zu einer hinterlegbaren) gemacht wird, als die Annahme 
der Leiſtung, wodurch die Forderung zum Erlöſchen gebracht wird, mag nun die Leiſtung 
von dem Gläubiger eingefordert oder von dem Schuldner angeboten ſein. Die Geneh⸗ 
migungsbedürftigkeit der Annahme iſt jedoch in § 1813 in verſchiedenen Beziehungen einge⸗ 
ſchränkt. Als Verfügung iſt es anzuſehen, wenn der Vormund, der mit der für den Mündel 
eingeklagten Forderung abgewieſen iſt, die Berufung gegen dieſes Urteil zurücknimmt, da 
er damit die Forderung aufgibt (Seuffa 62 Nr 139). Unter den Begriff der Verfügung 
fällt auch die Aufrechnung. Keine Verfügung iſt die Prozeß führung — abgeſehen natürlich 
von den rechtsgeſchäftlichen Handlungen des Anerkenntniſſes, des Verzichts oder Vergleichs 
(RG 58, 333) und abgeſehen von der in der Klage enthaltenen Kündigung —, ebenſowenig 
die in ihren Wirkungen der Klageerhebung naheſtehende Mahnung oder die Durchführung 
der Zwangsvollſtreckung. Gerade mit Rückſicht auf letzteren Umſtand ift bereits das die Ver⸗ 
pflichtung zur Verfügung begründende Rechtsgeſchäft für genehmigungsbedürftig erklärt, 
da ſonſt aus einem ſolchen Rechtsgeſchäft die Vornahme der Verfügung erzwungen werden 
könnte. Die Annahme der im Zwangsvollſtreckungsverfahren beigetriebenen Leiſtung bedarf 
ebenſo wie die Annahme einer freiwilligen Leiſtung der Genehmigung des Gegenvormun⸗ 
des. Die Notwendigkeit dieſer Genehmigung braucht in dem Urteil nicht vorbehalten zu 
ſein. Wird eine Quittung von dem Vormund allein, ohne Mitvollziehung durch den 
Gegenvormund, ausgeſtellt, ſo beweiſt ſie nur, daß die Leiſtung von dem Vormund ange⸗ 
nommen iſt, ſie überhebt ſomit den Schuldner nicht des Beweiſes, daß der Gegenvormund 
die zur Rechtswirkſamkeit der Annahme erforderliche Genehmigung erteilt hat. Aus dem ⸗ 
ſelben Grunde muß die Löſchungsbewilligung, damit der mit der Mündelhypo⸗ 
thek belaſtete Grundſtückseigentümer den Nachweis dieſer Genehmigung nicht beſonders zu 
führen braucht, von dem Vormund und Gegenvormund ausgeſtellt werden. Genehmigungs⸗ 
pflichtig iſt auch der Verzicht auf Rechnungslegung, da es ſich hierbei um ein Recht auf Leiſtung 
handelt. Die Beſtimmung über die von den Dienſtverpflichteten zu leiſtenden Dienſte und die 
Annahme der Dienſte iſt als Verfügung über eine Forderung nicht anzuſehen. Der Ge⸗ 
nehmigung bedarf es, wenn der Vormund der von einem Dritten z. B. der verwahrenden 
Bank über Wertpapiere des Mündels getroffenen unbefugten Verfügung nachträglich zu⸗ 
ſtimmt (RG 115, 156). 


3. Darüber, daß die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Genehmigung des 
Gegenvormundes erſetzt und daß bei Nichtvorhandenſein eines Gegenvormundes, falls nicht 
mehrere Vormünder zur gemeinſchaftlichen Verwaltung beſtellt find, die ſonſt dem Gegen- 
vormund zuſtehende Genehmigung von dem Vormundſchaftsgericht erteilt wird, ſ. § 1810 
A 1 u. 2. In manchen Fällen wird es ſich übrigens empfehlen, daß die Genehmigung, wenn 
fie von dem Gegenvormund bereits erteilt ift, auch noch von dem Vormundſchaftsgericht aus⸗ 
geſprochen wird, fo z. B. zur Erleichterung des Ausweiſes im Rechtsverkehr mit dem Aus⸗ 
lande. — Über die rechtliche Natur der Genehmigung ſ. $ 1821 A 1; über den Zeitpunki der 
Wirkſamkeit der Genehmigung ſ. § 1832 u. § 1828 A 1. 


8 1813 


Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung des Gegenvormundes zur 
Annahme einer geſchuldeten Leiſtung: 
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1. wenn der Gegenſtand der Leiſtung nicht in Geld oder Wertpapieren 
beſteht!); 
wenn der Anſpruch nicht mehr als dreihundert Mark beträgte); 
wenn Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund angelegt hats); 
wenn der Anſpruch zu den Nutzungen des Mündelvermögens gehört!); 
wenn der Anſpruch auf Erſtattung von Koſten der Kündigung oder 
der Rechtsverfolgung oder auf ſonſtige Nebenleiſtungen gerichtet iſt!). 
Die Befreiung nach Abſ 1 Nr 2, 3 erſtreckt ſich nicht auf die Erhebung 
von Geld, bei deſſen Anlegung ein anderes beſtimmt worden iſt?). Die 
Befreiung nach Abſ 1 Nr 3 gilt auch nicht für die Erhebung von Geld, 
das nach § 1807 Abſ 1 Nr 1 bis 4 angelegt iſts). 


E 1 1669 Abſ 2 II 1693; MA 1121; P 4 782; 6 307. 


* 


S 


1. Die Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes zur Annahme einer 
Leiſtung (vgl. 8 1812 A 2) iſt entſprechend dem praktiſchen Bedürfnis auf die Annahme des 
eigentlichen Kapitals beſchränkt. Die Genehmigung iſt nicht erforderlich zur Annahme 
von Nutzungen des Kapitals, zur Annahme von Nebenleiſtungen, wie Koſten und 
Schäden, die neben dem Kapital zu leiſten ſind, und zur Annahme anderer Gegenſtände, 
als Geld und Wertpapiere. Zu den Nutzungen gehören auch die auf Grund einer Real⸗ 
laſt zu entrichtenden einzelnen Renten. Über den Begriff ver Nebenleiſtungen ſ. § 224 A 1. 
Die bei Amortiſationshypotheken zu entrichtenden wiederkehrenden Beträge ſind zu den 
Nebenleiſtungen auch inſoweit zu rechnen, als ſie nicht zur Berichtigung der Zinſen, ſondern 
zur allmählichen Tilgung des Kapitals beſtimmt find. Was endlich den Gegenſtand der Leiſtung 
betrifft, ſo kommt es nicht darauf an, was urſprünglich zu leiſten war, ſondern darauf, 
was zur Tilgung des Anſpruchs geleiftet iſt, wenn auch die Leiſtung nur an Erfüllungs Statt 
erfolgt iſt (a. M. in letzterer Hinſicht Staudinger A 1a). Die Entbehrlichkeit der Genehmigung 
des Gegenvormundes zur Annahme hat zur Folge, daß dieſe Genehmigung auch zur Kündigung 
(vgl. $ 1812 A 2) nicht erforderlich ift (beftr.). 


2. Jetzt Reichsmark nach § 1 Abſ 1. VO v. 12. 12. 24. Die Beſtimmung iſt lediglich aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen getroffen, um eine zu große Beläſtigung des Vormundes zu vermeiden. 
Für maßgebend erklärt iſt nicht der Wert des Geleiſteten, ſondern der Wert des Anſpruchs 
zur Zeit der Leiſtung — ohne Hinzurechnung der Nebenleiſtungen —, damit der Vor⸗ 
mund nicht etwa die Freiheit von der Mitwirkung des Gegenvormundes lic) dadurch ver- 
ſchaffen kann, daß er das Kapital von mehr als 300 Mark in kleineren Beträgen ſich zurück⸗ 
zahlen läßt. Die Beſtimmung der Nr 2, die nicht zwingender Art iſt, ſchließt eine ab- 
weichende Vereinbarung des Vormundes mit dem Schuldner nicht aus und kommt nicht 
zur Anwendung, wenn gemäß $ 1809 die Genehmigung des Gegenvormundes zur Erhebung 
des bei einer Sparkaſſe (8 1807 Nr 5) oder einer Bank ($ 1808) angelegten Geldes ohne 
Beſchränkung des Betrags vorbehalten iſt. Der Vormund hat aber nicht nötig, die Genehmi⸗ 
gung des Gegenvormundes zur Gelderhebung auszubedingen, wenn es ſich insgeſamt um 
eine Forderung von nicht über 300 Mark handelt, da in dieſem Falle die Verfügungs⸗ 
beſchränkung aus § 1812 nicht wirkſam wird. 


3. Eine weitere Ausnahme beſteht nach Nr 3 in Verbindung mit Abs 2 darin, daß der 
Vormund das von ihm angelegte Geld, das in einer von 88 1807 u. 1808 abweichenden 
Art oder bei einer Sparkaſſe ($ 1807 Nr 5) oder einer Bank ($ 1808) ohne die in $ 1809 vor⸗ 
geſehene Beſtimmung angelegt iſt, ohne Genehmigung des Gegenvormundes ſich zurückzahlen 
laſſen kann. Dieſe Ausnahme wird hauptſächlich in dem Falle praktiſch, daß der Vormund 
Geld verzinslich angelegt hat, ohne daß er nach § 1806 hierzu verpflichtet war. 


8 1814 


Der Vormund hat die zu dem Vermögen des Mündels gehörenden In⸗ 
haberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle 
oder bei der Reichsbanke) mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe der Papiere nur mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts verlangt werden kann!) ). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, 
die nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, 
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Renten oder Gewinnanteilſcheinen ift nicht erforderlich. Den Inhaber⸗ 
papieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen 
ſind !). 

E I 1670 Abſ 1 II 1694; M 4 1129; P 4 783 ff.; 6 310. 


1. Die dem Vormunde obliegende allgemeine Pflicht, die Vermögensgegenſtände des 
Mündels ſicher aufzubewahren, wird hinſichtlich der Inhaberpapiere — deren Außerkurs 
ſetzung nicht mehr möglich iſt (. $ 1809 A 2) — dadurch verſchärft, daß dem Vormunde die 
Hinterlegung zur Pflicht gemacht iſt. Über den Begriff der Inhaberpapiere ſ. Vorbem 1 
vor § 793. Den Inhaberpapieren ſind gleichgeſtellt die mit Blankoindoſſament verſehenen 
Orderpapiere (vgl. §8 363 ff. HGB; Artt 9, 12, 13, 98 WO). Die Hinterlegungspflicht 
erſtreckt ſich auch auf die Erneuerungsſcheine (Talons), nicht auf Zins⸗, Renten⸗ und 
Gewinnanteilſcheine, da nur das Kapital dem Mündel geſichert fein ſoll (vgl. jedoch § 1818, 
A J,, auch nicht auf Inhaberpapiere, die, wie Banknoten, beſtimmungsmäßig zur Veräuße⸗ 
rung, nicht als Kapitalanlage dienen und deshalb zu den verbrauchbaren Sachen ($ 92) 
gehören. Die Hinterlegungspflicht des § 1814 beſteht nur für Inhaberpapiere, über die der 
Mündel allein verfügen kann, die in ſeinem durch Nießbrauch oder Pfandrecht nicht be⸗ 
ſchränkten Alleineigentum ſich befinden; im Falle des Miteigentums (Mitbeſitzes) iſt § 745, 
im Falle fremden Nießbrauchs zunächſt § 1082 anwendbar. Über die Erweiterung der 
Hinterlegungspflicht ſ. § 1818, über die Erſatzpflicht des Vormundſchaftsrichters, der den 
Vormund nicht unverzüglich zur Hinterlegung angehalten hat, 8 1848 A 1. n 

2. Die Hinterlegung hat zu erfolgen bei einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichs⸗ 
bank. Sache der Landesgeſetzgebung ſſt es, die zuſtändigen Hinterlegungsſtellen zu beſtimmen 
und über das Verfahren Vorſchriften zu geben (Artt 144, 145 EG). Für Preußen vgl. die 
Hinterlegungsordnung v. 21. 4. 1913 mit den Abänderungsgeſetzen v. 2. 3. 1918, 8. 7. 1920, 
9. 6. 1923 und 4. 1. 1924. Dem öffentlichen Charakter der Hinterlegung entſpricht es, 
daß mit der Hinterlegung nur öffentliche Behörden oder öffentliche Bank⸗ oder Kreditanſtalten 
betraut werden. Nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften richtet es ſich, inwieweit die Hinter⸗ 
legungsſtellen die Ausloſung und Kündigung der Wertpapiere zu überwachen haben. Werden, 
wie dies in Preußen auf Grund des Art 85 AG geſchehen ift, Bankſtellen als Hiuterlegungs⸗ 
ſtellen für Wertpapiere zugelaſſen, fo beſtimmt ſich der Hinterlegungsverkehr bei diefen An⸗ 
ſtalten nach ihren Geſchäftsbedingungen. Bei der Reichsbank werden Hinterlegungen zur 
Verwahrung von allen Reichsbankſtellen, Hinterlegungen zur Verwahrung und Verwal⸗ 
tung (ſog, offenes Depot) von dem Kontor für Wertpapiere in Berlin angenommen. 5 

3. Die Hinterlegung hat zugleich die Bedeutung einer Verfügungsbeſchränkung, die 
dadurch vermittelt wird, daß der Vormund die Hinterlegung mit der Beſtimmung zu be⸗ 
wirken hat, daß die Herausgabe (geradeſo, als wenn die Papiere in Gewahrſam des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ſich befänden) nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſtatthaft 
iſt. Dieſe Beſtimmung haben ſich die Hinterlegungsſtellen auch noch nachträglich, nachdem 
bereits hinterlegt iſt, gefallen zu laſſen. Nach den Satzungen der Bank kann es zur Gültigkeit 
der Verfügungsbeſchränkung notwendig fein, daß der Hinterleaunasſchein mit dem Sperr⸗ 
vermerk verſehen wird (R SW 1910, 28922). Regelmäßig hat jedoch der Vermerk nur den 
Zweck, die Sperrung kenntlich zu machen, und iſt es daun Sache der Bank, für die Hinzufügung 
dieſes Vermerks zu ſorgen (RG 79, 16). Das Inhaberpapier ſelbſt braucht mit einem Sperr⸗ 
vermerk nicht verſehen zu werden und es pflegt dies auch nicht zu geſchehen, weil die Umlaufs⸗ 
fähigkeit des Papiers hierdurch Schaden leiden würde. Über die Rechtswirkungen dieſer Be- 
ſtimmung ſ. § 1819 A 1. ö a } 

4. Iſt die in § 1814 vorgeſehene Beſtimmung nicht getroffen, fo bleibt doch die allgemeine 
Vorſthrift des § 1812 in Kraft, wonach der Vormund über eine Mündelforderung nur mit 
Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts verfügen kann. Dieſe 
Vorſchrift, die zwingendes Recht enthält, kann nicht etwa durch eine Vereinbarung des 
Vormundes mit der die Inhaberpapiere verwahrenden Stelle abgeändert werden. Trotz 8 793 
Abſ 1 Satz 2 iſt deshalb letztere verantwortlich, wenn fie die Inhaberpapiere allein an den 
Vormund herausgibt, obſchon ſie ihre Eigenſchaft als Mündelpapier kannte, und zwar auch 
in dem Falle, daß fie der Angabe des Vormundes, es handle ſich um eine befreite Vormund. 
ar 9 urkundlichen Nachweis Glauben geſchenkt hat (RG 79, 9; Joſef in Arch Bürgg 


§ 1815 
Der Vormund kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach S 1814 zu hinter⸗ 
legen, auf den Namen des Mündels mit der Beſtim mung umſchreiben 
laſſen!), daß er über ſie nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
verfügen kann. Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat 
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ausgeſtellt, ſo kann er ſie mit der gleichen Beſtimmung in Buchforderungen 
gegen das Reich oder den Bundesſtaat umwandeln lajjen?). 

Sind Inhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buchforderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesſtaat umgewandelt werden können, ſo kann das 
Vormundſchaftsgericht anordnen, daß fie nach Abſ 1 in Buchforderungen 
umgewandelt werden?). 

G1 1670 Abſ 1 II 1695; M 4 1129; P 4 783. 


1. Der Vormund iſt berechtigt, ſtatt der Hinterlegung das Inhaberpapier in ein auf 
den Namen des Mündels lautendes Namenpapier umſchreiben zu laſſen, muß dann aber, 
damit die gleiche Verfügungsbeſchränkung hergeſtellt wird, wie fie nach § 1814 für Inhaber⸗ 
papiere vorgeſchrieben iſt, zugleich die Beſtimmung treffen, daß er über die Forderung 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts — nicht bloß des Gegenvormundes — 
verfügen kann, welche Beſtimmung auf dem Namenpapier vermerkt werden ſoll, ohne daß 
jedoch die ſchuldrechtliche Wirkſamkeit der Verfügungsbeſchränkung hierdurch bedingt iſt. Eine der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedürfende Verfügung iſt auch in dem Antrage auf 
Wiederherſtellung des Inhaberpapiers zu erblicken. Auf die Umſchreibung braucht der Aus ⸗ 
ſteller des Inhaberpapiers, falls er ſich nicht hierzu durch einen Vermerk auf dem Inhaber- 
papier oder durch beſonderes Abkommen verpflichtet hat, nicht einzugehen (§ 806). Den juri- 
ſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes kann indes dieſe Verpflichtung gemäß Art 101 CG 
landesrechtlich auferlegt werden. 


2. Der Umſchreibung ſteht bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder eines Bundes 
ſtaats die mit der gleichen Beſtimmung zu bewirkende Umwandlung in eine Buch forderung 
vollſtändig gleich. Eine ſolche Umwandlung iſt zuläſſig bei Schuldverſchreibungen des Reiches 
nach Maßgabe des Gef. v. 31. 5. 91 in der Faſſung v. 31. 5. 10 (Ausführungsbeſtimmungen 
v. 2. 6. 10). Der Eintritt der Verfügungsbeſchränkung iſt davon abhängig, daß die in A ! be⸗ 
zeichnete Beſtimmung getroffen wird und daß zugleich die Verfügungsbeſchränkung in dem 
Reichsſchuldbuch vermerkt wird. Die Eintragung in das Schuldbuch, die gebührenfrei erfolgt, 
bietet, abgeſehen davon, daß dem Vormund die Aufbewahrungslaſt abgenommen wird, den Vor⸗ 
teil, daß die Zinſen zu den Verfallzeiten koſtenlos (abgeſehen von den Beſtellgebühren) dem ein- 
getragenen Berechtigten zugeſandt werden und daß er im Falle der Kündigung der Reichs. 
anleihe zu benachrichtigen iſt. Für die Löſchung im Reichsſchuldbuch iſt eine geringe Gebühr 
vorgeſehen. Solange die Buchforderung eingetragen iſt, erlangen Verfügungen hierüber, 
wie z. B. Abtretungen und Verpfändungen, dem Reiche gegenüber nur durch Eintragung 
in das Reichsſchuldbuch Wirkſamkeit (8 11 des Gef.). Die Umwandlung kann von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht — was von den Beſtimmungen über die Umſchreibung abweicht — auch wider 
den Willen des Vormundes angeordnet werden. Das in ſeiner Geltung zeitlich beſchränkte 
Ref v. 19. 5. 1923 ſieht die Löſchung kleiner im Reichsſchuldbuch eingetragener Forderungen 
ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vor. Über Staatsſchuldbücher |. EG Art 97 
und PrA Art 18 § 3. — Buchforderungen können übrigens auch ohne Umwandlung durch 
Einzahlung des Betrags bei der Schuldbuchverwaltung erworben werden. 


8 1816 


Gehören Buchforderungen gegen das Reich oder gegen einen Bundes⸗ 
ſtaat bei der Anordnung der Vormundſchaft zu dem Vermögen des Mün⸗ 
dels oder erwirbt der Mündel ſpäter ſolche Forderungen, ſo hat der Vor⸗ 
mund in das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die 
Forderungen nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann!). 

E II 1696; P 4 788. 

1. Die dem Mündel durch die Umwandlung in eine Buchforderung gewährte Sicherung 
ſoll ihm in gleichem Maße auch dann zuteil werden, wenn eine bereits in das Reichs⸗ oder 
Staatsſchuldbuch eingetragene Buchforderung von ihm erworben wird oder eine ſolche For⸗ 
derung ihm bereits vor Einleitung der Vormundſchaft zuſtand. Der Vormund iſt in dieſen 
Fällen, ohne daß er erſt eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat, ver⸗ 
pflichtet, die in $ 1815 beſtimmte Verfügungsbeſchränkung durch nachträgliche Eintragung 
eines dementſprechenden Vermerks in das Schuldbuch herbeizuführen. 
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8 1817 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen!) den Vor⸗ 
mund von den ihm nach den SS 1814, 1816 obliegenden Verpflichtungen 
entbinden. 

GI 1670 Abſ 2 II 1697; M 4 1131; P 4 783. 


1. Nur aus beſondern Gründen, wenn nach den perſönlichen Verhältniſſen des 
Vormundes und den Einrichtungen, die er zur Aufbewahrung des eigenen Vermögens ge⸗ 
troffen hat, der Mündel gegen die Gefahr des Verluſtes des Inhaberpapiers und gegen die 
Gefahr der Veruntreuung genügend geſichert iſt, kann der Vor mund von der Hinterlegungs⸗ 
pflicht und der aus § 1816 ſich ergebenden Eintragungspflicht befreit werden. Die Be⸗ 
freiung kann von Erfüllung beſtimmter Bedingungen abhängig gemacht werden. Daß ſie 
durch ein beſonderes Intereſſe des Mündels geboten iſt, wird nicht zu fordern fein (beftr.). 
Eine Befreiung von den Maßnahmen des 81815 (Umfchreibung und Umwandlung) kommt 
nicht in Frage, da es ſich bei ihnen nur um einen Erſatz der Hinterlegung handelt und von dieſer 
der Vormund nach § 1817 überhaupt entbunden werden kann. 


8 1818 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen anordnen, 
daß der Vormund auch ſolche zu dem Vermögen des Mündels gehörende 
Wertpapiere, zu deren Hinterlegung er nach § 1814 nicht verpflichtet iſt, 
ſowie Koſtbarkeiten des Mündels in der im § 1814 bezeichneten Weiſe zu 
hinterlegen hat; auf Antrag des Vormundes kann die Hinterlegung von 
Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen angeordnet werden, auch wenn 
ein beſonderer Grund nicht vorliegt). 

E 1 1670 Abf 3 II 1698; M 4 1132; P 4 783 ff., 813. 

1. Das Vormundſchaftsgericht kann die Hinterlegungspflicht, wenn hierfür beſondere 
Gründe vorliegen, auf Wertpapiere jeder Art und auf Koſtbarkeiten ausdehnen. Hier⸗ 
über hat es unter Berückſichtigung der Intereſſen des Mündels und des Vormundes nach freiem 
Ermeſſen zu befinden. Der Vormund kann nicht unbedingt verlangen, daß ihm die Aufbe⸗ 
wahrung der Zins⸗, Renten und Gewinnanteilſcheine abgenommen wird (anders 
nach $ 18 Abſ 1 der Bay Vorm v. 19. 1. 00). Das Vormundſchaftsgericht kann aber feinem 
Antrage, auch ohne daß hierfür ein beſonderer Grund vorzuliegen braucht, ſtattgeben. Über den 
Begriff des Wertpapiers |. § 1807 zu Nr 2—4. Unter Koſtbarkeiten find ſolche Gegenſtände zu 
verſtehen, die im Verhältnis zu ihrem Umfang und Gewicht beſonders wertvoll ſind, wobei es 
nicht bloß auf den Stoffwert, ſondern auch auf den Kunſtwert, den Geſchichtswert uſw. an⸗ 
kommt (vgl. RG 13, 38; JW 1913, 875°; vgl. auch 75, 193ff; 105, 204). Zur Aufbewahrung 
von Wertpapieren und Koſtbarkeiten ſind die ordentlichen Hinterlegungsſtellen (vgl. Art 146 
Ech) verpflichtet, zur Aufbewahrung von Wertpapieren (vgl. 8 1814 A 2) auch die außerordent⸗ 
lichen Hinterlegungsſtellen. Von der Reichsbank werden Koſtbarkeiten zur Aufbewahrung 
nicht angenommen. 

§ 1819 


Solange die nach § 1814 oder nach § 1818 hinterlegten Wertpapiere 
oder Koſtbarkeiten nicht zurückgenommen ſind, bedarf der Vormund zu einer 
Verfügung über ſie und, wenn Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Renten⸗ 
ſchuldbriefſe hinterlegt ſind, zu einer Verfügung über die Hypotheken⸗ 
forderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Das gleiche gilt von der Eingehung der Verpflich⸗ 
tung zu einer ſolchen Verfügung!). 

E 1 1671 Abſ 1 II 1699; M 4 1133; P 4 788; 5 108; 6 233. 

1. Hat der Vormund der nach 88 1814, 1818 beſtehenden Verpflichtung gemäß Wert⸗ 
papiere oder Koſtbarkeiten mit der Beſtimmung hinterlegt, daß die Herausgabe nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts verlangt werden kann, oder hat er ſtatt der Hinter⸗ 
legung das Inhaberpapier gemäß $ 1815 (vgl. auch $ 1816) in ein Namenpapier oder in eine 
Buchforderung mit der Beſtimmung umwandeln laſſen, daß er über die Forderung, d. i. 
die Stammforderung (§ 1820), nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann, ſo hat die in dieſer Beſtimmung liegende Vereinbarung nicht bloß Wirkung für das 
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Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragsparteien, ſondern kraft Geſetzes die Wirkung einer 
allgemeinen Verfügungsbeſchrünkung. Die Vertretungsmacht des Vormundes iſt dahin 
eingeſchränkt, daß eine ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von ihm vorgenommene 
Verfügung unwirkſam iſt. Dieſe Beſchränkung erſtreckt ſich notwendigerweiſe (vgl. § 1812 
A 2, 81821 A 3) auch auf die Eingehung einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ver⸗ 
fügung. Iſt ein Hypothekenbrief (Grundſchuldbrief, Rentenſchuldbrief) hinterlegt, ſo er⸗ 
greift die Verfügungsbeſchränkung mit der Urkunde zugleich die Hypothekenforderung (Grund⸗ 
ſchuld, Rentenſchuld). Die Beſchränkung fällt Dritten gegenüber fort, wenn der hinterlegte 
Gegenſtand herausgegeben oder der Sperrvermerk im Staatsſchuldbuch (Reichsſchuld buch) 
gelöſcht iſt, mag dies nun zu Recht oder zu Unrecht geſchehen ſein. 


8 1820 


Sind Inhaberpapiere nach § 1815 auf den Namen des Mündels um⸗ 
geſchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, ſo bedarf der Vor⸗ 
mund auch zur Eingehung der Verpflichtung zu einer Verfügung über die 
ſich aus der Umſchreibung oder der Umwandlung ergebenden Stammiforde⸗ 
rungen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

Das gleiche gilt, wenn bei einer Buchforderung des Mündels der im 
§ 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen iſt!). 

GI 1671 Abſ 2 II 1700; M 4 1135; P 4 788; 5 108; 6 322. 


1. S. § 1819 A 1. 
8 1821 


Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 1): 

1. zur Verfügung über ein Grundſtück oder über ein Recht an einem 
Grundſtücke; 

2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Übertragung des Eigen⸗ 
tums an einem Grundſtück oder auf Begründung oder übertragung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines Grund⸗ 
ſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet iſt; 

3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Nr 1, 2 bezeichneten 
Verfügungen; 

4. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines Grund⸗ 
ſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt. 

Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne dieſer Vorſchriften ge⸗ 

hören nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden. 


EI 1674 Nr 1, 2, 5 II 1701; M 4 1136 ff., 1153; P 4 790. 


1. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſtellt ſich, obwohl ſie eine obrig⸗ 
keitliche Handlung iſt, als eine für beſtimmte Rechtshandlungen vorgeſchriebene Mitwirkung 
an der Verwaltung des Vormundes und ſomit als ein dem Gebiete des Privatrechts angehöriges 
Rechtsgeſchäft dar, das in und mit der vom Vormunde dem Dritten gegenüber abzugebenden 
Willenserklärung (88 1828, 1829) zur Wirkſamkeit gelangt (vgl. RG 71, 170 Nr 43; Fuchs im 
Recht 1912, 111; Joſef in Seuff Bl 1912, 315, der darauf hinweiſt, daß das Rechtsgeſchäft 
ſich aus der Erklärung des Vormundes und des Vormundſchaftsgerichts zuſammenſetzt; 
a. A. Kipp daſelbſt S. 5). Bei der Entſchließung über Erteilung der Genehmigung darf 
das Vormundſchaftsgericht nicht bloß den Standpunkt der Aufſichtsbehörde einnehmen, nicht 
bloß nachprüfen, ob die Vornahme des Rechtsgeſchäfts eine Pflichtwidrigkeit enthält, ſondern 
es hat zu prüfen, ob und unter welchen ſachlichen Bedingungen es ſelbſt, wenn es den Mündel 
zu vertreten hätte, das Rechtsgeſchäft eingehen würde. Auf dieſer Rechtsnatur der Geneh⸗ 
migung beruht es, daß auf ſie die allgemeinen Grundſätze über Privatwillens⸗ 
erklärungen entſprechende Anwendung finden. Es kommt darauf an, ob und inwieweit der 
Richter die Genehmigung hat erteilen wollen. Der Vertrag wird von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht nur mit dem Inhalt genehmigt, wie er aus der ihm vorgelegten Vertragsurkunde er⸗ 
ſichtlich iſt; weitere dem Mündel nachteilige Vereinbarungen, die nicht zu ſeiner Kenntnis ge⸗ 
bracht ſind, können nicht als genehmigt gelten (RG 50, 281 für preuß. Recht, ebenſo 61, 209; 
114, 38). Auch wenn die Parteien zur Zeit der Auflaſſung bei der früheren, dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter unbekannt gebliebenen Abrede ſtehengeblieben ſind, ſo daß der Formmangel der 
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Abrede durch Auflaſſung und Eintragung geheilt ſein würde, kann doch die erteilte Genehmi⸗ 
gung den zu dieſer Zeit dem Vormundſchaftsrichter unbekannt gebliebenen Vertragsbeſtand⸗ 
teil nicht mit umfaſſen (RG 99, 74). Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts, gerade ſo, wie wenn ſich der Vormund geirrt hätte, im 
Wege der Anſechtung des Rechtsgeſchäfts wegen Irrtums des Richters oder auch wegen 
ihm gegenüber begangener argliſtiger Täuſchung oder Drohung zu Fall zu bringen; 
die Anfechtung iſt durch den Vormund oder, falls dieſer ſelbſt beteiligt ift, durch einen 
beſonders zu beſtellenden Pfleger zu erklären (Breit in ZBlFG 4, 593 ff., vgl. IF G 2, 221 
und für preuß. Recht RG 25,5 281; 50, 284 — beſtr.). Die Genehmigung iſt wirkungs⸗ 
los, wenn das Vormundſchaftsgericht bei ihrer Erteilung irrtümlich davon ausgegangen 
iſt, daß es ſich um die Fürſorge für einen Inländer handle (vgl. KGJ 35 A 15). Sit 
das genehmigungsbedürftige Rechtsgeſchüft des Vormundes binnen beſtimmter Friſt vor⸗ 
zunehmen, ſo muß binnen gleicher Friſt die Genehmigung, die einen Teil des Rechts⸗ 
geſchäfts bildet, erteilt werden. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung der dem Nach⸗ 
laßgericht erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft muß dem Nachlaßgericht vor Ablauf der in 
$ 1944 beſtimmten Friſt zugehen, kann aber innerhalb dieſer Friſt noch nachgebracht werden 
(1. hierüber $ 1831 A 1). Eine beſtimmte Form iſt für die Genehmigung nicht vorgeſchrieben. 
Sie kann mündlich, auch ſtillſchweigend erklärt werden (RG 59, 278; 115 176); von ſtillſchwei⸗ 
gender Genehmigung kann jedoch nicht die Rede ſein, wenn das Vormundſchaftsgericht 
den Vertrag auch ohne Genehmigung für rechtsbeſtändig gehalten hat (RG 26. 4. 06 IV 
85/06). Darin allein, daß das Vormundſchaftsgericht dem Vormunde die Vornahme eines 
Rechtsgeſchäftes empfiehlt, darf eine ſtillſchweigende Genehmigung noch nicht gefunden 
werden. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann ſchon im voraus für den Fall 
des Abſchluſſes eines Rechtsgeſchäfts unter beſtimmten Bedingungen erteilt werden, 
wobei die Regelung von Einzelheiten der demnächſtigen Vereinbarung der Beteiligten über⸗ 
laſſen werden kann (R& 85, 421; Warn 1919 Nr 59), und es kann der Vormund, wenn ihm 
dies zweckmäßig erſcheint, verlangen, daß das Vormundſchaftsgericht ſich über die Erteilung 
der Genehmigung im voraus ſchlüſſig macht. Unzuläſſig iſt es, fie allgemein für beſtimmte 
Arten von Rechtsgeſchäften im voraus zu erteilen (vgl. § 1825 A 1). Wird ſie nachträglich 
erklärt, fo hat fie gemäß § 184 — abgeſehen von dem oben behandelten Falle, daß eine 
beſtimmte Friſt eingehalten werden muß — rückwirkende Kraft. Wird die Genehmigung 
eines Rechtsgeſchäfts verſagt, ſo werden damit auch die zur Ausführung des Rechts⸗ 
geſchäfts ſchon im voraus vorgenommenen Rechtshandlungen hinfällig. Es kann aber nicht 
etwa, wenn der Vormund im voraus den Kaufpreis in Empfang genommen hat, der Mündel 
ohne weiteres auf Rückzahlung des Kaufpreiſes in Anſpruch genommen werden, da infolge 
Verſagung der Genehmigung der Vormund den Mündel bei Empfangnahme des Kauf⸗ 
preiſes nicht wirkſam vertreten hat. Nur die noch vorhandene Bereicherung kann zurück⸗ 
gefordert werden. Es kommt deshalb darauf an, ob der gezahlte Betrag tatſächlich dem 
Mündel zugute gekommen iſt, was auch in der Weiſe möglich iſt, daß durch Überlaſſung des 
Geldes an einen Dritten eine Forderung des Mündels begründet wurde (RG 81, 261). Die 
infolge Mangels der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unwirkſame Umſchreibung 
im Grundbuch iſt durch Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 984 zu beſeitigen. Darüber, 
daß die Genehmigung und die Verſagung dem Vormunde gegenüber erklärt werden muß 
und erſt durch die von dieſem dem Geſchäftsgegner gemachte Mitteilung wirkſam wird, |. 
9 1828 A 1. Über den Fall, daß die Genehmigung nur teilweiſe erteilt wird, ſ. $ 1829 A 3. 

2. Auch für das die Erteilung der Genehmigung betreffende Verfahren gilt der Grund⸗ 
ſatz, daß das Vormundſchaftsgericht von Amts wegen vorzugehen hat. Es darf ſich nicht einfach 
ablehnend verhalten, weil der Vormund die in Betracht kommenden Unterlagen nicht voll ⸗ 
ſtändig vorgelegt hat, ſondern es hat ſeinerſeits auf Klarſtellung des Sachverhalts hinzuwirken, 
kann zu dieſem Zwecke auch Erhebungen vornehmen (§ 15 FGG). Seine Entſchließung darf es 
nicht etwa ſo lange ausſetzen, bis eine für die Genehmigung in Betracht kommende erhebliche 
Frage im Wege des Prozeſſes oder ſonſt geklärt ſein wird, ſondern es hat über dieſen Punkt 
in tatſächlicher und rechtlicher Hinficht ſich ſelbſt die nötige Aufklärung zu verſchaffen (KGJ 
52 A 50). Vor der Entſchließung über Erteilung der Genehmigung ſoll es, ſoweit tunlich, 
den Gegenvormund ($ 1826), ferner nach Maßgabe des $ 1827 den Mündel und in wichtigen 
Angelegenheiten oder auf Antrag des Vormundes oder Gegenvormundes Verwandte und 
Verſchwägerte des Mündels hören ($ 1847). Die Genehmigung kann im voraus vor Ab⸗ 
ſchluß des betreffenden Geſchäfts (vgl. A 1) oder nachträglich erteilt werden. Gegen die 
die Genehmigung verſagende Verfügung kann nach § 20 FGG zwar der Vormund im 
Intereſſe des Mündels, nicht aber der Geſchäftsgegner (RG 56, 125; vgl. 8 1837 A 2) 
Beſchwerde erheben, da nur der Mündel ein Recht auf vormundſchaftliche Fürſorge hat. 
Ausnahmsweiſe kann, wenn der Kindesannahmevertrag nicht genehmigt iſt, ſolange nicht 
der Vertrag durch die Mitteilung des Vormundes über die Verweigerung der Genehmigung 
hinfällig geworden iſt, der Annehmende aus dem Geſichtspunkte des § 57 Abſ 1 Nr 9 FGG 
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zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kindes Beſchwerde einlegen (K GJ 34 A 42, 43 A 61). 
Der Dritte kann auch Beſchwerde erheben, wenn nach ſeiner Behauptung das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht die durch Mitteilung des Vormundes an ihn wirkſam gewordene Genehmigung 
erklärt hat, das Vormundſchaftsgericht aber dieſe Genehmigung nicht gelten laſſen will (vgl. 
KJ 52 A 46 für einen Fall, wo das Vormundſchaftsgericht auch noch die Vertragsurkunde 
mit dem Vermerk der erfolgten Genehmigung verſehen hatte). Der Gegenvormund hat, 
wenn trotz feiner Bedenken die Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts erfolgt iſt, kein Beſchwerde⸗ 
recht (RIA 4, 75; 10, 167; vgl. 8 1799 A 1). Beſchwerdeberechtigt iſt auch nicht der Dritte, 
der von der Erteilung der Genehmigung eine Beeinträchtigung ſeines Rechtes befürchtet. 
Er kann ſeine Anſprüche nur im Prozeßwege zur Geltung bringen (KGJ 38 A 56; vgl. RAU 
15, 90). Iſt übrigens die Erteilung oder die Verſagung der Genehmigung durch die von 
dem Vormunde dem andern Teile gemachte Mitteilung dieſem gegenüber wirkſam geworden, 
ſo kann weder das Vormundſchaftsgericht noch das Beſchwerdegericht die Verfügung ändern 
(8 55 Abſ 1 366; KJ 25 A 17, vgl. auch § 1810 A 1 a. E. und § 1828 A 1). Im Falle 
der Verſagung würde nur die Genehmigung zu einem neu abzuſchließenden Vertrage in 
Frage kommen können. In $ 19 StAng® v. 22. 7. 13 ift gegen die Entſcheidung des 
Vormundſchaftsgerichts wegen Genehmigung oder Nichtgenehmigung des Antrags auf Ent⸗ 
laſſung aus der Staatsangehörigkeit auch der Staatsanwaltſchaft das Recht der Beſchwerde 
gegeben und gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts die weitere Beſchwerde „un⸗ 
beſchränkt“ zugelaſſen, fo daß fie durch Anführung neuer Tatſachen begründet werden 
kann. Dem Regierungspräſidenten ſteht das Recht der Beſchwerde nicht zu (KGJ 51 A 61). 


3. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung iſt vorgeſchrieben teils für Rechtsgeſchäfte 
(Rechtshandlungen), welche die Perſon des Mündels angehen teils für Rechtsgeſchäfte der 
Vermögensverwaltung. Genehmigungspflichtig ſind immer nur die von dem Vormunde 
für den Mündel eingegangenen Rechtsgeschäfte, nicht etwa die vom Mündel ſelbſtändig 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte (vgl. § 1832 A 2). Im Intereſſe der Perſon des Mündels 
(ſ. auch 8 1822 Nr 6, 7) iſt die Genehmigung vorgeſchrieben für den Antrag auf Ehelichteits⸗ 
erklärung und die Einwilligung des Kindes hierzu, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer 
Erklärungen (88 1728, 1729, 1731), für die Eingehung und Aufhebung des Kindesannahme⸗ 
vertrags, und zwar ſowohl was den Annehmenden als das Kind betrifft, die Anfechtung und 
Beſtätigung dieſer Erklärungen (§8 1750, 1751, 1752, 1755, 1770), außerdem für den Antrag 
auf Entlaſſung des Mündels aus der Staatsangehörigkeit (58 19 Abſ 1 StAngG v. 22. 7. 13) — 
das Fehlen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung wird durch Zeitablauf nicht geheilt, 
da es einen Verluſt der Staatsangehörigkeit durch Auslandsaufenthalt nicht mehr gibt (vgl. 
für das frühere Recht KGJ 42 A 11) — und den Antrag des Abweſenheitspflegers auf Todes⸗ 
erklärung (§ 962 Ab] 2 ZPO), endlich bei Geſchäftsunfähigkeit des Mündels zur Ermög⸗ 
lichung der an ſich nicht ſtatthaften Vertretung für die Anfechtung der Ehe und die Erhebung, 
nicht Fortführung der zu dieſem Zweck zur Auflöſung der Ehe erforderlichen Anfechtungs⸗ 
klage (88 1336 Ab] 2, 1341 Abſ 1, RG 86, 15), für die Erhebung, nicht aber Fortſetzung der 
Scheidungsklage ($ 612 Abſ 2 ZPO; R 86, 15; JW 03 Beil 64 Nr 147), desgleichen für 
die Anfechtung der Ehelichkeit ($ 1595 Abſ 2). Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung iſt hier vorgeſchrieben, um zu verhüten, daß dieſe Handlungen mißbräuchlich, daß ſie 
insbeſondere gegen den mutmaßlichen Willen des Geſchäftsunfähigen vorgenommen werden 
(vgl. hinſichtlich der Scheidung Hahn Materialien 8, 120 zu $ 612 ZPO). Die Genehmi- 
gung kann im Laufe des Rechtsſtreits nachgeholt werden (RG 86, 16). Nicht notwendig 
iſt die Genehmigung für die Klage auf Nichtigkeitserklärung der Ehe. Wegen der Geneh⸗ 
migung zur Auswanderung vgl. $9 der VO gegen Mißſtände im Auswanderungsweſen v. 
24. 2. 1924. Bei den Rechtsgeſchäften der Vermögensverwaltung iſt die vormundſchaftsge⸗ 
richtliche Genehmigung für erforderlich erklärt entweder wegen der Wichtigkeit des Ver⸗ 
mögensgegenſtandes (Grundſtück, Erwerbsgeſchäft, das Vermögen im ganzen, Erbſchaft) 
oder wegen der gefährlichen oder ſonſt bedenklichen Natur des Rechtsgeſchäfts ($ 1822 
Nr 9—13). Von Wichtigkeit iſt hierbei der wirtſchaftliche Charakter des Geſchäfts. Allgemei⸗ 
ner Grundſatz ift, daß die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung, ſoweit fie vorgeſchrieben 
iſt, nicht bloß zu der (dinglichen) Verfügung, ſondern auch zur Eingehung einer 
Verpflichtung zur Verfügung erforderlich iſt (vgl. $ 1812 A 2). Dadurch, daß der 
Mündel an dem betreffenden Gegenſtand nur mitberechtigt iſt, wird die Notwendigkeit 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht ausgeſchfoſſen, auch nicht dadurch, daß 
die Mitberechtigung auf einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand, insbeſondere auf der Erben⸗ 
gemeinſchaft beruht (KG in OLG 5, 410; KGJ 27 A 171; Bay Obe in JW 1921, 
5812; RG 6. 6. 07 IV 527/06 über Auflaſſung an einen Miterben). Anders iſt es, wenn 
es ſich um den Anteil des Mündels an dem Vermögen einer juriſtiſchen Perſon oder einer 
Geſellſchaft mit formeller Rechtsfähigkeit (954 A 1 a. E.) handelt, zu dem Gründſtücke gehören 
(RG 54, 278; JW 1907, 303%). Es bedarf ferner der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
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gerichts nicht zur Beſtellung eines Prokuriſten für eine Geſellſchaft m. b. H., wenn ein 
Geſellſchafter minderjährig iſt, da die Mitgeſellſchafter hierbei lediglich als Organ der Ge⸗ 
ſellſchaft handeln. Aus dieſem Grunde iſt der Genehmigung auch nicht die in Angelegen⸗ 
heiten der juriſtiſchen Perſon erforderliche Stimmabgabe unterworfen (vgl. Entſch des 
Landesamts für Familiengüter in SW 1922, 8402). Die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts iſt immer nur erforderlich für Rechtsgeſchäfte über das in vormundſchaftlicher 
Verwaltung befindliche Vermögen. Auf das der Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers 
unterliegende Mündelvermögen beziehen ſich die Vorſchriften über die von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht oder dem Gegenvormund zu erteilende Genehmigung nicht (RG JW. 
1913, 100028). Hat der Teſtamentsvollſtrecker aus dem von ihm verwalteten Vermögen 
dem Vormunde Mittel zum Ankauf eines Grundſtücks zur Verfügung geſtellt, ſo kommt 
es für die Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung darauf an, ob 
das Grundſtück für die in Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers ſtehende Nachlaßmaſſe 
oder für das vom Vormund verwaltete Vermögen erworben wird (RG 91, 69). Der Er⸗ 
werb erfolgt für den Teſtamentsvollſtrecker auch dann, wenn dieſer den von dem Vor⸗ 
munde als Geſchäftsführer ohne Auftrag für ihn gemachten Erwerb nachträglich — und 
zwar im Zwangsverſteigerungsverfahren vor der Zuſchlagserteilung — genehmigt (RG 
22. 9. 19 IV 94/19). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird ferner nur er⸗ 
fordert zu Verfügungen über das Mündelvermögen, nicht zu einer Zuſtimmung, die zu 
der Verfügung eines aus eigenem Recht befugten Dritten zu erteilen iſt (wie z. B. zu der 
von dem Ehemann gemäß $ 1395 zu erklärenden Zuſtimmung bei Verfügungen der Ehe⸗ 
frau über das eingebrachte Gut, vgl. KGJ 43 A 63). Beruht aber die Notwendigkeit der 
Zuſtimmung auf einem Nacherbenrecht des Mündels, ſo hat die Zuſtimmung ſachlich die 
Bedeutung einer Verfügung über das eigene Recht des Mündels, und es iſt daher die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts (oder des Gegenvormundes) nach den ſonſt gelten⸗ 
den Grundſätzen auch hier geboten (RG SeuffA 78 Nr 192; RIA 17. 22, vgl. KGJ 33 A 43). 
Zur Prozeßführung und zum Betriebe der Zwangsvollſtreckung bedarf der Vormund 
— abgeſehen von den materiell rechtlichen Vorgängen des Anerkenntniſſes, des Ver⸗ 
zichts, des Vergleichs (RG 59, 339), der Abgabe eines Gebots im Bietungstermine (8 71 
Abſ 2 ZVG) — niemals der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Wegen des An⸗ 
trags auf Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks behufs Aufhebung der Gemeinſchaft |. 
A 4 zu Nr 1. Nicht erforderlich iſt die Genehmigung zu einer rechtsgeſchäftlichen Er- 
klärung, zu deren Abgabe der Mündel bereits rechtskräftig verurteilt iſt (K GJ 31 A 298), 
oder zur Vornahme einer Leiſtung, auf die im Prozeſſe erkannt iſt, mag nun der dem 
Urteil entſprechende Rechtszuſtand im Zwangsverfahren (vgl. über § 814 ZPO KJ 45 
A 264) oder durch freiwillige Erfüllung verwirklicht werden (Kuttner, Privatrechtliche Neben⸗ 
wirkungen der Zivilurteile S. 235 ff., Joſef im Recht 1913, 130; a. A. Kipp im Recht 
1913, 45). Das Prozeßgericht tritt in dieſem Falle nicht etwa an Stelle des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, ſondern es ſtellt feſt, daß eine der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts unterliegende Rechtshandlung nicht in Frage ſteht. Es bedarf ferner nicht der 
Genehmigung zu der Abänderung eines Vertrags, falls nicht die Abänderung einen Punkt 
betrifft, der die Genehmigung nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 1821, 1822 er- 
forderlich macht. Eine Entſcheidung über Erteilung der Genehmigung braucht das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nicht zu treffen, wenn das Rechtsgeſchäft offenbar der Gültigkeit er⸗ 
mangelt (RIA 15, 180 — vgl. indes $ 1745 A 2 a. E.). Für die Erteilung der Genehmi⸗ 
gung iſt entſcheidend die Rückſicht auf das Wohl des Mündels auf privatrechtlichem und 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiete. Anderſeits hat der Vormundſchaftsrichter ſich gegenwärtig 
zu halten, daß er bei Führung der Vormundſchaft zugleich das Wohl des Staates zu 
wahren hat. Wenn dies auch nicht ſo weit geht, daß er die Genehmigung ſchon deshalb 
verſagen darf, weil die Vornahme des Rechtsgeſchäfts im öffentlichen Intereſſe nicht er⸗ 
wünſcht iſt, ſo darf er doch durch Erteilung der Genehmigung nicht eine Handlung unter⸗ 
ſtützen, die wider die Staatsgeſetze verſtößt oder das Staatswohl gefährdet. Die Geneh- 
migung des Antrags auf Entlafjung aus der Staatsangehörigkeit darf deshalb nach Befund 
der Umſtände verweigert werden, wenn ſie dazu dient, den noch nicht wehrpflichtigen Mündel 
von der Wehrpflicht zu befreien (Keller und Trautmann StAng® A III 4 zu § 19, RJA 
15, 103; anders Staudinger A 2 B d zu Art 41 EG). Beſchwerdeberechtigt iſt nach 8 19 
hier nur die Staatsanwaltſchaft. 


4. Zu Nr 1: Der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unterliegen in weitem Um⸗ 
fange die das unbewegliche Vermögen betreffenden Rechtsgeſchäfte. Genehmigungspflichtig 
ſind vor allem die Verfügungen über Grundſtücke und Rechte an einem Grund ſtück. Dem 
Grundſtückseigentum ſtehen hierbei gleich gemäß § 11 der VO v. 15. 1. 1919 das Erbbaurecht, 
gemäß Art 63 EG das landesrechtlich beſtehende Erbpachtrecht (Büdnerrecht, Häuslerrecht) 
ferner gemäß Artt 67, 68, 65, 74 EG auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften das Berg ⸗ 
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werkseigentum, das Abbaurecht und die ſonſtigen ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, für die ein 
beſonderes Grundbuchblatt angelegt iſt (vgl. § 50 des PrAllgBerg® v. 24. 6. 65; Artt 38 
u. 40 Prag). Zu den genehmigungsbedürftigen Verfügungen gehören nicht bloß Ver⸗ 
äußerungen — auch Abtretung des Eigentumsanſpruchs (a. M. Staudinger A 2a ); Planck 
A II 1d; Fuchs A 2 [c) — und Belaſtungen, ſondern auch Entäußerungen und Aus⸗ 
einanderſetzungen, einſchließlich des eine Umgeſtaltung des Rechtsverhältniſſes nach ſich 
ziehenden Antrags auf Gemeinheitsteilung, auf Grundſtückszuſammenlegung und auf Grund⸗ 
ſtücksverſteigerung behufs Aufhebung der Gemeinſchaft ($ 181 Abſ 2 3G — mar. NG 
67, 3%). Dagegen bedarf der Auseinanderſetzungsrezeß ſelbſt der Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nicht (Obs Kulturamt in JW 1925, 1174). Die vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung iſt erforderlich, mögen die Verfügungen nun das Eigentum, Miteigentum 
oder ein dingliches Recht am Grundſtück betreffen. Ausgenommen find nach Abſ 2 Hypo⸗ 
theten, Grundſchulden und Rentenſchulden, die zum Kapitalvermögen (vgl. 8 1812 A 1) ge⸗ 
rechnet werden. Nur bei Erweiterung der dinglichen Belaſtung (bei Erhöhung der Zinſen uſw., 
auch bei Ausſchluß der Kündigung des Grundſtückseigentümers, RIA 5, 197) bedarf es hier der 
Genehmigung. Die Genehmigung wird auch zu erfordern ſein für die Zuſtimmung des 
Eigentümers zur Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek, einer 
Hypothet in eine Grundſchuld uſw., da hierdurch eine ganz andersartige Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks geſchaffen wird (beſtr.). Wegen Befreiung des Grundſtücks von der dinglichen Haftung für 
eine Hypothek oder Grundſchuld ſ. 8 1822 zu Nr 18. Nicht genehmigungspflichtig iſt die eine Ver. 
jügung nicht enthaltende Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung (RIA 7, 
224). Über Mitberechtigung |. A 3. Nicht unter Nr 1 fällt die Übertragung oder Aufgabe 
des Beſitzes, weil der Beſitz nicht als ein Recht am Grundſtück angeſehen werden kann. Keine 
Verfügung enthält die Überlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs oder einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit, da ſie die Abtretung des Rechtes nicht herbeiführt (Planck A 11 
1b Abf 6; Staudinger A 2a Abſ 6 — abw. früh. Aufl.). Erforderlich iſt die Genehmigung 
dem allgemeinen Grundſatz entſprechend (vgl. A 3), auch für die Eingehung der Verpflich⸗ 
tung zu einer der Genehmigung bedürfenden Verfügung. Iſt die Genehmigung zur Eingehung 
der Verpflichtung erteilt, ſo bedarf es zu der innerhalb der Schranken dieſes Rechtsgeſchäfts 
ſich haltenden Verfügung (Auflaſſung uſw.) ſelbſt nicht einer erneuten Genehmigung, deren 
Erteilung ſich jedoch aus Zweckmäßigkeitsgründen, um die Gültigkeit der Verfügung klarzu⸗ 
ſtellen, empfehlen kann (vgl. KJ 24 A 238). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erübrigt ſich auch, wenn die Auflaſſung uſw. erklärt wird auf Grund einer von dem Erb⸗ 
laſſer für die Erben, darunter den Mündel, in grundbuchmäßiger Form zur Ausführung 
eines beſtimmten Geſchäfts erteilten Vollmacht. Dieſe Vollmacht iſt für den Mündel in der⸗ 
ſelben Weile wirkſam, wie wenn fie von dem Vormund mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts erteilt worden wäre (RG 88, 345; vgl. 106, 186). 


Zu Nr 2: Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird weiter verlangt zu der 
Verfügung über ein (bereits beſtehendes oder erit noch zu beſtellendes) Recht auf Übertra⸗ 
gung eines Grundſtücks oder eines Rechtes am Grundſtück, auf Belaſtung des Grundſtücks 
oder Befreiung des Grundſtücks von ſolchen Rechten, und zwar ebenfalls mit der Ausdehnung 
auf die Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. Wenn auch der ſchuldrecht⸗ 
liche Auſpruch auf Auflaſſung usw. kein eigentliches Grundſtücksrecht ift, jo ſteht er doch wirt⸗ 
ſchaftlich einem ſolchen ſehr nahe und wird deshalb als zu dem unbeweglichen Vermögen ge— 
hörig angeſehen, über welches dem Vormunde die Verfügung ohne Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nicht geſtattet iſt. Wegen Entgegennahme der Auflaſſung ſ. § 1643 A 1. 
Verfügungen über Rechte an Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden, wie z. B. 
die Bewilligung der Löſchung des Nießbrauchs an einer Hypothek, fallen nicht unter 8 1821, 
ſondern unter $ 1812 (KG J 40 A 163). 


Zu Nr 4: Nicht als Verfügung erſcheint der Erwerb eines Grundſtücks (oder Grund- 
ſtücksrechts), auch nicht der Erwerb oder die Gewährung eines nichtdinglichen Benutzungsrechts 
am Grundſtück (Leihe, Miete, Pacht). Ausnahmsweiſe iſt wegen der Wichtigkeit des Geſchäfts 
die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung in Nr 4 auch für den entgeltlichen Erwerb 
eines Grundſtücks oder Grundſtücksrechts und in 8 1822 Nr 4 für die Pachtung oder Ver⸗ 
pachtung eines Landguts, d. i. einer zum ſelbſtändigen landwirtſchaftlichen Betriebe ein⸗ 
gerichteten Grundſtückseinheit, vorgeſchrieben. Dem Kaufe iſt die Ausübung eines Vorkaufs⸗ 
rechts oder Wiederkaufsrechts gleichzuſtellen. Die Unentgeltlichkeit des Erwerbs wird da⸗ 
durch nicht ausgeſchloſſen, daß die Schenkung des Grundſtücks unter Vorbehalt des Nieß⸗ 
brauchs oder einer ſonſtigen Laſt (vgl. $ 1643 A 1) oder unter einer Auflage erfolgt (a. M. 
Planck A 4). Verpflichtet der Vormund beim entgelllichen Erwerb eines Grundſtücks den 
Mündel zur Beſtellung einer Reſtkaufgeldhypothek, ſo bedarf der Vertrag jedenfalls auf 
a des A daß Nr 4 der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Anders nach 8 1643 
Abſ 1, |. A 1 daf. 
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8 1822 


Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts: 


1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das der Mündel zu einer Verfügung 
über ſein Vermögen im ganzen oder über eine ihm angefallene 
Erbſchaft oder über ſeinen künftigen geſetzlichen Erbteil oder ſeinen 
künftigen Pflichtteil verpflichtet wird, ſowie zu einer Verfügung über 
den Anteil des Mündels an einer Erbſchaft; 

2. zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, zum Ver⸗ 
zicht auf einen Pflichtteil ſowie zu einem Erbteilungsvertrage; 

3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Ver⸗ 
äußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ein⸗ 
gegangen wird; 

4. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen 
Betrieb; 

5. zu einem Miet⸗ oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, durch 
den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, 
wenn das Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach der Voll⸗ 
endung des einundzwanzigſten Lebensjahrs des Mündels fortdauern 
ſoll; 

6. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen 
wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes 
gerichteten Vertrage, wenn der Mündel zu perſönlichen Leiſtungen für 
längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden ſoll; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels; 

9. zur Ausſtellung einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder zur 
Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden kann; 

10. zur übernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere zur Ein⸗ 
gehung einer Bürgſchaft; 

11. zur Erteilung einer Prokura; 

12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es ſei denn, daß der 
Gegenſtand des Streites oder der Ungewißheit in Geld ſchätzbar iſt 
und den Wert von dreihundert Marx nicht überſteigt; 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das die für eine Forderung des Mündels 
beſtehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Verpflich⸗ 
tung dazu begründet wird. 

E 1 1674 Nr 3, 4, 6— 14, 2043, 2044 II 1702; M 4 1140; 5 514; P 4 791; 5 632; 6 322, 394. 

Zu Nr 1: Als Rechtsgeſchäft über dag Vermögen im ganzen kommt — abgeſehen von 
dem Vertrage über Anderung des ehelichen Güterrechts, der bei Einführung oder Aufhebung 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach 88 1437 Abſ 2, 1484 Abſ 2, 1492, 1508 der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf — die nach § 311 zuläſſige Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung in Frage, das gegenwärtige Vermögen ganz oder zu einem Bruchteil zu übertragen 
oder mit einem Nießbrauch zu belaſten. 

Zu Nr und 2: Um Rechtsgeſchäfte über eine Erbſchaft handelt es ſich, wenn ein Ver⸗ 
trag über den zukünftigen geſetzlichen Erbteil oder Pflichtteil unter den künftigen geſetzlichen 
Erben geſchloſſen wird (8 312 Abſ 2), wenn der Erblaſſer einen Erbvertrag ſchließt (8 2275 
Abſ 2) oder der Bedachte in die Aufhebung des Erbvertrags willigt (88 2290, 2291), wenn 
der künftige Erbe durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf fein geſetzliches Erbrecht oder Pflicht⸗ 
teilsrecht oder die Rechte aus dem Erbvertrag verzichtet (88 2347, 2290 Abſ 3, 2291 Abſ 1), 
wenn die Erbſchaft ausgeſchlagen oder auf den angefallenen Pflichtteilsanſpruch (was 
formlos geſchehen kann) verzichtet wird, wenn eine Verpflichtung zur Veräußerung oder 
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Belaſtung der angefallenen Erbſchaft übernommen wird (88 2371ff.) und wenn über einen 
Erbteil durch Veräußerung, Belaſtung oder Erbteilung (mag die Erbteilung auch nur be⸗ 
züglich einzelner Gegenſtände vorgenommen fein, KGJ 42 A 49) verfügt wird. Die Be- 
deutung einer Veräußerung hat auch der zugunſten eines andern Erben erklärte Verzicht 
auf einen erworbenen Erbteil. Zu allen dieſen Verpflichtungen und Verfügungen, des⸗ 
gleichen zur Ausſchlagung eines Vermächtniſſes und zu dem der Erbſchaftsausſchlagung 
naheſtehenden Verzicht des Abkömmlings auf feinen Anteil an dem Geſamtgute der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1491 Abſ 3), desgleichen nach 8 15 Abſ 6 des PrGeſ. v. 
8. 6. 96 zum Verzicht auf das Anerbenrecht bedarf es der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung, nicht aber zur Errichtung eines frei widerruflichen Teſtaments und nicht zur 
Annahme einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes. Ein Verzicht auf das Vermächtnis 
vor dem Erbfall kommt nicht in Frage, da es nach § 312 Abſ 1 nichtig iſt. Die Anfech⸗ 
tung der Annahme, worin eine Ausſchlagung liegt ($ 1955), iſt genehmigungsbedürftig. 
Zur Erhebung der Klage auf Anerkennung des Erbteilungsplans iſt eine Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. Bei der Erteilung der Genehmigung zur 
Erbauseinanderſetzung hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen, ob es für den Mündel, 
wenn auch ſeine Anſprüche nicht in allen Punkten haben durchgeſetzt werden können, doch 
im ganzen vorteilhafter iſt, die Erbteilung anzunehmen. f g 

Zu Nr 3: Eine gleiche und oft viel größere Bedeutung als das Grundſtück hat wirtſchaftlich 
das Erwerbsgeſchäft (vgl. über den Begriff 8112 A 1). Die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung wird deshalb ſowohl für den entgeltlichen Erwerb wie für die Veräußerung 
(Belaſtung mit einem Nießbrauch oder Verpfändung) gefordert, ohne Unterſchied, ob der 
Mündel das Geſchäft als Alleininhaber oder (durch Abſchließung eines Geſellſchaftsver⸗ 
trags) als Mitinhaber erwirbt, ob er zugunſten eines bisherigen Mitgeſellſchafters ausſchei⸗ 
det oder das Geſchäft im ganzen veräußert oder einen Mitinhaber aufnimmt. Ein Erwerbs⸗ 
geſchäft kann auch ohne die Firma und ohne die zum Geſchäft gehörigen Ausſtände und 
Schulden übertragen werden (RG Warn 08 Nr 70). § 1822 Nr 3 iſt anwendbar bei dem Ver⸗ 
kauf einer zahnärztlichen Praxis nach dem Tode des Inhabers (RG 115, 172), ebenſo unter 
Umſtänden bei der Veräußerung von Anteilen einer GmbH. (KG in JW 1926, 600). Auf 
die bloße Kapitalbeteiligung (Beteiligung als Kommanditiſt, als ſtiller Geſellſchafter, Zeich⸗ 
nung einer Aktie — beſtr.) iſt die Vorſchrift der Nr 3 nicht auszudehnen. Über die zur Er. 
richtung oder Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts erforderliche Genehmigung f. § 1823, über 
den Beitritt zu einer Genoſſenſchaft oder einer Geſellſchaft m. b. H. |. zu Nr 8—11. 

Zu Nr 4: Genehmigungsbedürftig iſt ferner (vgl. zu Nr 3) die Pachtung oder Verpachtung 
eines Erwerbsgeſchäfts, das in einem gewerblichen Betrieb beſteht. Hierunter fällt auch der 
land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Betrieb, wenn er nicht zugleich mit dem Landgut ge⸗ oder 
1 (abw. früh. Aufl.). Darüber, daß neben Nr 4 auch Nr 5 anwendbar iſt, ſ. 

87. 
Zu Nr 5: S. $ 1793 A 3. Die Vorſchrift des $ 1822 Nr 5 findet Anwendung auch 
auf das Anerkenntnis der natürlichen Vaterſchaft, wenn ſich der Anerkennende zu wieder⸗ 
kehrenden Unterhaltszahlungen (88 1708, 1718) verpflichtet. { 

Zu Nr6und 7: Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zur Abſchließung (nicht auch 
Aufhebung) eines Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrags, insbeſondere eines Lehrvertrags, iſt in 
Fürſorge für die Perſon des Mündels vorgeſchrieben. Das Vormundſchaftsgericht ſoll prüfen, 
ob der Vertrag den Anforderungen genügt, die aus Rückſicht auf das geſundheitliche, das geiſtige 
und ſittliche Wohl des Mündels zu ſtellen find, daneben auch, ob die vermögensrechtlichen Inter⸗ 
eſſen des Mündels gewahrt ſind. Die Genehmigung iſt nur notwendig, wenn ſich der Mündel 
auf länger als ein Jahr verpflichtet, was bei Lehrverträgen die Regel iſt, während Dienſt⸗ 
oder Arbeitsverträge meilt auf kürzere Zeit oder auf unbeſtimmte Zeit (vgl. über die Kündi⸗ 
gungsfriſten 88 622, 623, ferner 8 66 HGB, 88 122, 180 a, 133 a GewO) abgeſchloſſen werden. 
Vor der Entſcheidung über die Genehmigung ſoll nach $ 1827 der Mündel ohne Rückſicht 
auf ſein Lebensalter gehört werden. Die Vorſchrift des § 1822 Nr 7 findet Anwendung 
auch auf die Geſindeverträge, ſoweit nicht landesrechtlich (Art 95 EG) etwas anderes be⸗ 
ſtimmt iſt (a. M. Blume A 7). Über die ſonſtigen Fälle, in denen die bormundichaft3- 
gerichtliche Genehmigung mit Rückſicht auf die Perſon des Mündels vorgeſchrieben iſt, ſ. 
$ 1821 A 3. Keiner Genehmigung bedarf der Lehr-, Dienft- oder Arbeitsvertrag, der von 
dem zur Ausführung der Fürſorgeerziehung verpflichteten Kommunalverbande behufs Unter⸗ 
bringung des Mündels in eine Familie abgeſchloſſen wird (KGJJ 28 A 179). Dasſelbe hat 
jetzt bezüglich der von der Fürſorgeerziehungsbehörde gemäß 8 70 Abi 3 JW geſchloſſenen 
Dienſt⸗ und Lehrverträge zu gelten. u. 

Zu Nr bis 11: Genehmigungspflichtig ſind verſchiedene Rechtsgeſchäfte, die leicht 
zum Nachteil des Mündels ausſchlagen können. Es erſcheint regelmäßig bedenklich, wenn der 
Vormund, ſtatt mit den Mitteln des Mündels auszukommen, auf den Kredit des Mündels 
Geld aufnimmt, was durch Aufnahme eines Darlehns, durch Eingehung eines Kontokurrent⸗ 
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verhältniſſes oder in einer ſonſtigen Rechtsform geſchehen kann. Bloße Kreditgeſchäfte, wie 
namentlich Käufe auf Borg, find noch nicht genehmigungspflichtig (RG JW 1912, 59019). Ge⸗ 
fahrbringend iſt ferner wegen der Zweifelhaftigkeit, ob Erſatz zu erlangen ift, die übernahme 
einer fremden Verbindlichkeit durch Bürgſchaft, Verpfändung (R 63, 76; JW 
06, 337 56) oder ſicherungsweiſe Übereignung (RG 76, 93; JW 1915, 1419), ferner die 
Schuldübernahme, mag es ſich nun um eine entgeltliche oder unentgeltliche, um eine 
beſtärkende oder befreiende Schuldübernahme, um den Eintritt in die perſönliche Haftung 
für Geſchäftsſchulden oder für Hypotheken (KG 28 A 6) handeln. Die Genehmigungs⸗ 
pflicht iſt auch auf ſolche Rechtsgeſchäfte zu erſtrecken, mit denen kraft Geſetzes der Eintritt 
in die perſönliche Haftung für Schulden verbunden iſt, wie der Beitritt zu einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft (KJ 30 A 149) und wegen der in 88 24, 31 Abſ 3 u. 4 Gef. v. 20. 4. 92/ 
20. 5. 98 den Geſellſchaftern auferlegten Haftung die Beteiligung an einer Geſellſchaft m. b. H. 
(RIA 12, 233). Aus den angegebenen Gründen kann — abgeſehen von andern Bedenken — 
von der Notwendigkeit der Genehmigung für die Ausſtellung von Inhaberpapieren, 
für die Übernahme von Wechſelverbindlichkeiten und von Verbindlichkeiten aus indoſ⸗ 
ſierbaren Orderpapieren, für die Ausſtellung eines ſelbſtändigen Schuldanerkennt⸗ 
niſſes oder Schuldverſprechens (58 780, 781), welchen Verpflichtungen ähnliche Kredit⸗ 
geſchäfte zugrunde zu liegen pflegen, nicht abgeſehen werden. Bei Wechſeln an eigene 
Order iſt nicht ſchon die Ausſtellung, ſondern erſt die Weiterbegebung genehmigungspflichtig 
(RG v. 18. 2. 27, II 430/26). Auch die Erteilung der Prokura, welche die Ermächti⸗ 
gung zu derartigen Rechtsgeſchäften in ſich ſchließt (88 48, 50 HG), bringt dem Mündel 
ähnliche Gefahren. Die bezeichneten Geſchäfte ſind daher — vorbehaltlich der Befugnis 
des Vormundſchaftsgerichts, im Bedürfnisfalle den Vormund zu befreien (5 1825) — für 
genehmigungsbedürftig erklärt. Über die Beſtellung eines Prokuriſten für eine Geſellſchaft 
m. b. H. ſ. § 1821 A 3. Nicht genehmigungspflichtig iſt die Tilgung einer fremden Ver⸗ 
bindlichkeit (auch nicht die Tilgung einer Verbindlichkeit des Vormundes) aus dem Mündel⸗ 
vermögen, welche Tilgung auch durch eine unter § 1812 fallende Abtretung einer Forde⸗ 
rung des Mündels erfolgen kann. Die Übernahme einer fremden Verbindlichkeit iſt 
hierin nicht zu ſehen (RG 75, 357). N 

Zu Nr 12: Der Vormund hat die Pflicht, die Anſprüche des Mündels zur Durchführung zu 
bringen. Nur unter beſonderen Umſtänden empfiehlt ſich ein Vergleich, der deshalb, wenn 
der Wert 300 Mark (jetzt Reichsmark) überſteigt oder unſchätzbar iſt, nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen werden kann. Es kommt hierbei auf den 
Wert des Gegenſtandes an, über welchen Streit oder hinſichtlich der Rechtmäßigkeit oder Durch⸗ 
führbarkeit des Anſpruchs ($ 779) Ungewißheit beſteht. Über den Prozeßvergleich ſ. 81821 
A 3, über den Unterhaltsvergleich § 1714 A3. Genehmigungspfli tig iſt auch die Eingehung 
eines Zwangsvergleichs im Konkurſe oder Geſchäftsaufſichtsverfahren, obwohl er wider 
den Willen des einzelnen Gläubigers (§8 173 ff. KO) zuſtande kommen kann, desgleichen 
die Einigung über Entſcheidung des 1 durch Schiedsrichter (Schiedsvertragh, 
nicht dagegen eine Einigung über die Zuſtändigkeit des Gerichts oder eine ſonſtige pro- 
zeſſuale Frage, auch nicht eine Einigung über die Perſon beſtimmter Schätzer. In der 
rechneriſchen Feſtſtellung der Höhe eines Anſpruchs (Höhe des Schadenserſatzes usw.) iſt 
nicht notwendig ein Vergleich enthalten. 

Zu Nr 13: Die Aufgabe oder Minderung einer Sicherheit kann die Verwirklichung der 
Forderung beeinträchtigen, unter Umſtänden eine dem Vormund verbotene Schenkung 
enthalten. Sie iſt deshalb an die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts gebunden, die 
auch dann zu erfordern iſt, wenn die Sicherheit in einer die Rechtsverfolgung erſchweren⸗ 
den Weiſe geändert, z. B. eine gewöhnliche Hypothek in eine Sicherungshypothek umge⸗ 
wandelt wird. Unter Nr 13 fällt namentlich auch die Aufgabe einer dinglichen Sicherheit 
bei Beſtehenbleiben der perſönlichen Forderung (KJ 27 A 169; 33 A 46). 


8 1823 


Der Vormund ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
ein neues Erwerbsgeſchäft!) im Namen des Mündels beginnen oder ein 
beſtehendes Erwerbsgeſchäft des Mündels auflöſen. 


EI 1668 II 1686; M 4 1103; P 4 760. 


1. Abweichend von $ 1645 foll der Vormund nicht bloß bei Beginn eines neuen Erwerbs⸗ 
geſchäfts (ſ. über den Begriff 8 112 A 1), ſondern auch bei Auflöſung eines beſtehenden Erwerbs 
geſchäfts die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts einholen. Der Genehmigung zum 
Beginn bedarf es natürlich nicht, wenn eine ſolche ſchon zum Erwerb oder zur Pachtung des 
Geſchäfts erteilt war. Ob eine bloße Erweiterung oder ein Beginn eines neuen Geſchäfis 
vorliegt, kann oft zweifelhaft ſein. Wird von den Erben eines Geſellſchafters, durch deſſen 
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Tod die Geſellſchaft aufgelöſt iſt (8 727 Abſ 1), die Fortführung des Geſchäfts mit dem 
Mündel vereinbart, jo iſt hierin eine nach § 1822 Nr 5 der Genehmigung bedürftige Ein- 
gehung eines neuen Geſellſchaftsvertrags zu ſehen. Vgl. im übrigen § 1645 A 1. 


S 1824 


Der Vormund kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmi⸗ 
gung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
iſt, dem Mündel nicht ohne dieſe Genehmigung zur Erfüllung eines von 
dieſem geſchloſſenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlaſſen!). 

E 1 1677 II 1704 Abi 1; M4 1149; P 4 796 


1. S. 8 1644 A 1. Der Grundſatz des $ 1644 iſt in § 1824 auf diejenigen Vermögens. 
gegenſtände ausgedehnt, die nicht ohne Genehmigung des Gegenvormundes veräußert werden 
dürfen (Veräußerung von Forderungen und Rechten gemäß 88 1812, 1818). Die Übers 
laſſung von Vermögensgegenſtänden an den Mündel zu deſſen freier Verfügung iſt in 
dieſem Falle nur mit Genehmigung des Gegenvormundes geſtattet, die ebenſo wie im 
Falle des § 1812 durch Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt werden kann. Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt erforderlich, wenn es ſich um Gegenſtände 
handelt, die nicht ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung veräußert werden dürfen 
(Veräußerung der hinterlegten Wertpapiere und Koſtbarkeiten und der hierauf bezüglichen 
Forderung, Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von Erbſchaftsrechten oder eines 
Erwerbsgeſchäfts 88 1819—1822). 


8 1825 


Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde zu Rechtsgeſchäften, zu 
denen nach § 1812 die Genehmigung des Gegenvormundes erforderlich iſt, 
ſowie zu den im 8 1822 Nr 8 bis 10 bezeichneten Rechtsgeſchäften eine alle 
gemeine Ermächtigung erteilen. 

Die Ermächtigung ſoll nur erteilt werden, wenn ſie zum Zwecke der Ber» 
mögensverwaltung, insbeſondere zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, er⸗ 
forderlich iſt!). 

E 1 1675 II 1703; M 4 1147; P 4 795; 5 792. 


1. Die Notwendigkeit, in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Gegenvormundes 
zu Verfügungen über das Kapitalvermögen ($ 1812) und des Vormundſchaftsgerichts zu 
den im Geſchäftsleben häufiger vorkommenden Rechtsgeſchäften der Nr 8 bis 10 des § 1822 
einzuholen, kann unter Umſtänden zu einer großen Erſchwerung der Verwaltung und des 
Geſchäftsbetriebs, ja ſelbſt zu einer vollſtändigen Lahmlegung des Geſchäftsbetriebs führen. 
Für derartige Fälle foll es dem Vormundſchaftsgericht geſtattet ſein, eine allgemeine Be⸗ 
freiung des Vormundes — die $ 1825 als allgemeine Ermächtigung bezeichnet — eintreten 
zu laſſen. Die Befreiung iſt, unbeſchadet des Beſchwerderechts des Gegenvormundes, wirkſam, 
auch wenn die bezeichneten Vorausſetzungen nicht vorliegen ſollten. Im übrigen verbleibt 
es bei dem Grundſatz, daß eine Genehmigung immer nur für beſtimmte Fälle, nicht allgemein 
erteilt werden kann (vgl. § 1821 A 1; |. auch § 1803 A 2). 


8 1826 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die zu einer 
Handlung des Vormundes erforderliche Genehmigung den Gegenvormund!) 
hören, ſofern ein ſolcher vorhanden und die Anhörung tunlich iſt. 

E I 1679 II 1705; M 4 1151; P 4 796. 


1. Das Vormundſchaftsgericht darf nicht ohne Not das durch Anhörung des Gegen⸗ 
vormundes ihm zu Gebote ſtehende Mittel, ſich über den Sachverhalt zu unterrichten, un⸗ 
benutzt laſſen. Von der Anhörung darf es nur abſehen, wenn hierdurch zum Schaden der 
Sache ungerechtfertigte Weiterungen entſtehen würden oder wenn die Anhörung unverhältnis- 
mäßige Koſten verurſachen würde. Wenn $ 1826 die Anhörung für entbehrlich erklärt, falls 
ein Gegenvormund nicht vorhanden iſt — anders die Ausdrucksweiſe in 8 1836 Abſ 2 
und $ 1842 —, fo iſt damit nur geſagt, daß das Vormundſchaftsgericht nicht nötig hat, zum 
Zwecke der Anhörung einen Gegenvormund zu beſtellen. Die Anhörung bedeutet, daß dem 
Gegenvormunde Mitteilung von dem zu genehmigenden Rechtsgeſchäft gemacht und daß 
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ihm Gelegenheit zur mündlichen oder ſchriftlichen Außerung gegeben werden muß, worüber 
das Nähere von dem Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen ift. Sit 
die Anhörung des Gegenvormundes zu Unrecht unterblieben, ſo iſt er aus dieſem Grunde, 
damit er Gelegenheit hat, ſeine Bedenken noch nachträglich geltend zu machen, zur Be⸗ 
ſchwerde berechtigt (RIA 4, 75). 


8 1827 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll den Mündel hören?) vor der Entſchei⸗ 
dung über die Genehmigung eines Lehrvertrags oder eines auf die Ein⸗ 
gehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes gerichteten Vertrags und, 
wenn der Mündel das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, über die Ent⸗ 
laſſung aus dem Staatsverbande!). 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, ſo ſoll ihn das 
Vormundſchaftsgericht, ſoweit tunlich, auch hören vor der Entſcheidung über 
die Genehmigung eines der im § 1821 und im § 1822 Nr 3 bezeichneten 
Rechtsgeſchäfte ſowie vor der Entſcheidung über die Genehmigung des 
Beginns oder der Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts). 


E I 1657 Satz 2, 1680 II 1707; M 4 1098, 1152; P 4 785, 796; 5 1147. 


1. Die Anhörung des Mündels iſt geboten teils ohne Rückſicht auf ſein Lebensalter bei 
Eingehung eines genehmigungsbedürftigen Lehrvertrags, Arbeits⸗ oder Dienſt⸗ 
vertrags (vgl. $ 1822 zu Nr 6 u. 7), da der Mündel, wenn er einen ſolchen Vertrag eingehen 
ſoll, auch das hierfür nötige Verſtändnis beſitzen muß, teils, wenn es ſich nämlich um ſeine 
Entlaſſung aus dem Staatsverband handelt (vgl. § 1821 A 3), bei Vollendung des 
14. Lebensjahrs, endlich, wenn genehmigungsbedürftige Rechtsgeſchäfte bezüglich des un. 
beweglichen Vermögens oder eines Erwerbsgeſchäfts gemäß 88 1821, 1822 Nr — nicht 
91822 Nr 4 — in Frage ſtehen, bei Vollendung des 18. Lebensjahrs. In den beiden erſten 
Fällen iſt die Anhörung unbedingt, nicht bloß „ſoweit tunlich“, vorgeſchrieben. Im übrigen 
iſt es dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen, ob es den Mündel 
hören will. Zu dem Antrage auf Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit iſt der Mündel 
nicht berechtigt. Er hat nur das Recht, über den Antrag ſeines geſetzlichen Vertreters gehört 
zu werden. Über die Bedeutung der Anhörung |. § 1826 A 1. — 81827 Abſ 2 iſt auch anwend⸗ 
bar bei der Vormundſchaft oder Pflegſchaft über einen Volljährigen (RG Lg 1925, 5491. 

2. In den Angelegenheiten, in denen der Mündel gehört werden foll, ift er — unbeſchadet 
des Beſchwerderechts des Vormundes — nach §59 FGG zugleich beſchwerdeberechtigt, voraus⸗ 
geſetzt, daß er das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geſchäftsunfähig iſt. Unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung hat er das Recht der Beſchwerde außerdem in allen ſeine Perſon betreffenden Angelegen⸗ 
heiten, das iſt in allen Angelegenheiten, die nicht bloß für ſein Vermögen Bedeutung haben, 
wozu auch die Einleitung der Vormundſchaft und die Frage der Entlaſſung des Vormundes 
gehören kann (vgl. RIA 6, 7 u. 6, 168). Das Beſchwerderecht ſteht, wenn eine Vormund⸗ 
ſchaft (Pflegſchaft) trotz des Vorhandenſeins ihrer Vorausſetzungen nicht eingeleitet wird 
dem ſchutzbedürftigen Kinde ſchon vor Beſtellung des Vormundes (Pflegers) zu (RIA 8, 170). 
Beſchwerdeberechtigt iſt außerdem der Mündel in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten, 
in welchen ihm nach den 88 112, 113 unbeſchränkte Geſchäftsfabigteit zukommt (KGJ 
87 A 39; 23 1916, 13222). 


8 1828 
Das Vormundſchaftsgericht kann die Genehmigung zu einem Rechts⸗ 


geſchäfte nur dem Vormunde gegenüber!) erklären. 
EI 1681 Abſ 1 II 1708; M 4 1153; P 4 797. 


1. Das Vormundſchaftsgericht darf ſich, wenn auch die Erteilung der Genehmigung als 
eine Mitwirkung an der Verwaltung des Vormundes aufzufaſſen iſt (8 1821 A 1), nicht 
darüber hinaus in die Verwaltung einmiſchen und in Rechtsverkehr mit dritten Perſonen 
treten. Dem entſpricht es, daß es die Genehmigung nur dem Vormunde gegenüber erklären 
kann. Es bleibt dieſem überlaffen, ob er die Genehmigung durch Mitteilung an den beteiligten 
Dritten (beziehentlich durch Abſchluß des Rechtsgeschäfts auf Grund und im Rahmen der Geneh⸗ 
migung) wirkſam machen will. Vorher iſt die Genehmigung eine innere Angelegenheit, die 
nur das Verhältnis zwiſchen Vormund und Vormundſchaftsgericht betrifft, aus der aber der 
Dritte keine Rechte herleiten kann. Die Genehmigung darf bis zu dieſem Zeitpunkte von dem 
Vormundſchaftsgericht frei widerrufen und auf Beſchwerde des Vormundes auch von dem Be. 
ſchwerdegericht (vgl. S 55 Abf 1 FGG) zurückgenommen werden (vgl. über die Widerruflichkeit 

34* 
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der Genehmigung zu dem Zwangsverſteigerungsantrage behufs Aufhebung der Gemeinſchaft, 
welche Widerruflichkeit bis zur Erteilung des Zuſchlags dauert, RIA 6, 9). Die bloße Mitteilung 
der Tatſache, daß die Genehmigung erteilt oder verſagt iſt, reicht nicht aus, um die Wirkſam ⸗ 
keit des Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts herbeizuführen. Die Mitteilung muß in dem 
Sinne erfolgt ſein, daß der Vormund die Genehmigung (Verſagung) ſich zu eigen macht, 
nicht etwa die Verſagung durch Beſchwerde anfechten will (KGJ 38 A 64). Und noch weniger 
genügt die Mitteilung jener Tatſache durch einen Dritten. Wenn die Beſtimmung des 
$ 1828 unter Hinweis auf $ 16 FG regelmäßig dahin erläutert wird, daß die Genehmigung 
mit der Bekanntmachung an den Vormund wirkſam werde, fo iſt damit nur gemeint, daß 
der Vormund ermächtigt iſt, die Genehmigung dem Dritten mitzuteilen, und ihr dadurch 
endgültige Wirkſamkeit zu verſchaffen (81829 Abſ 1). Nicht notwendig iſt übrigens, daß die 
Genehmigung unmittelbar dem Vormunde vom Vormundſchaftsgericht erklärt wird. Es genügt, 
wenn die Erklärung dem zu ihrem Empfange von dem Vormunde ermächtigten Dritten zugeht, 
und ebenſo muß es als genügend angeſehen werden, wenn das Vormundſchaftsgericht die Exrflä- 
rung durch Vermittlung eines Dritten dem Vormunde zugehen läßt. Hinzukommen muß aber, 
daß der Vormund die dem Dritten zugegangene Mitteilung ſich zu eigen macht (vgl. OLG 
München in 23 1918, 581). Die Ermächtigung hat keine Bedeutung, wenn der Bevoll⸗ 
mächtigte ſie nicht annimmt, wenn er z. B. auf Grund dieſer Erklärung zur Empfangnahme 
und Weitergabe der Genehmigung ſich nicht für berechtigt hält (NG Warn 1922 Nr 98). 
Hat der Prozeßrichter einen vom Vormunde und der Gegenpartei erklärten Vergleich 
aufgenommen und mit deren Willen die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ein⸗ 
geholt, ſo iſt die in den Prozeßakten niedergeſchriebene, dem Prozeßrichter durch Rück⸗ 
ſendung der Akten zur Kenntnis gebrachte Genehmigung als wirkſam zu erachten. Das 
nachträgliche Einverſtändnis des Vormundes mit der von dem Vormundſchaftsgericht an 
den Dritten gemachten Mitteilung kann dagegen, wenn nicht eine Erklärung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts an den Vormund hinzukommt, die Genehmigung nicht wirkſam machen. 
Darin allein, daß das Vormundſchaftsgericht unter Mitteilung des Vertrags das Grund⸗ 
buchamt um Eintragung erſucht, iſt eine wirkſame Genehmigung nicht enthalten (RG 59, 277). 
Unwirkſam iſt auch eine von dem Vormundſchaftsgericht dem Dritten gemachte Mitteilung, 
daß die Genehmigung dem Vormunde gegenüber erklärt ſei. Was hier über die Ertei⸗ 
lung der Genehmigung geſagt iſt, muß in gleicher Weiſe für die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung gelten. Darüber, daß die Erklärung keiner Form bedarf und rückwirkende 
Kraft hat, |. $ 1821 A 1. Ein beſonderer Nachweis dafür, daß die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung dem Vormunde mitgeteilt iſt, iſt in Grundbuchſachen nicht zu erfordern, 
wenn der Vormund auf Grund der vorgelegten Genehmigungsverfügung die Eintragung 
beantragt (beſtr.). Hat der Vormundſchaftsrichter die Genehmigung unter Aushändigung 
des mit dem Genehmigungsvermerk verſehenen Vertrags einem Dritten mitgeteilt, ſo kann 
der Vormund, um den Anſchein des Zuſtandekommens eines gültigen Vertrags zu zerſtören, 
die Rücknahme der Genehmigung nötigenfalls im Beſchwerdewege verlangen (KJ 34 A 49). 


8 1829 


2) Schließt der Vormund einen Vertrag ohne die erforderliche Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 2) ab. Die 
Genehmigung ſowie deren Verweigerung wird dem anderen Teile gegenüber 
erſt wirkſam, wenn ſie ihm durch den Vormund mitgeteilt wird ). 


Fordert der andere Teil den Vormund zur Mitteilung darüber auf, ob 
die Genehmigung erteilt ſei, ſo kann die Mitteilung der Genehmigung nur 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung 
erfolgen; erfolgt ſie nicht, jo gilt die Genehmigung als verweigert). 

Iſt der Mündel volljährig geworden, ſo tritt ſeine Genehmigung an die 
Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

ET 1681 Abſ 2, 3, 5 II 1709; M 4 1153; P 4 797; 6 311. 

1. Iſt der Vertrag (von dem Vormunde oder mit Zuſtimmung des Vormundes von dem 
Mündel) ohne die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen, ſo iſt der Dritte 
— abgeſehen von dem in 8 1830 behandelten Falle der Täuſchung — an den Vertrag gebunden, 
nicht aber der Mündel. Es entſteht ein Schwebezuſtand, deſſen Beendigung der Dritte 


dadurch herbeiführen kann, daß er den Vormund, beziehentlich den volljährig gewordenen 
Mündel oder die Erben des inzwiſchen verſtorbenen Mündels zur Mitteilung auffordert, 
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ob die Genehmigung ihm erteilt iſt. Die Gebundenheit erliſcht, wenn ihm nicht der Vormund 
uſw. binnen ſpäteſtens zwei Wochen ſeit dem Empfange der Aufforderung von der Erteilung 
der Genehmigung Mitteilung macht. Ob der Vormund die nachträglich erteilte Genehmigung 
dem anderen Teil mitteilen will, ſteht in ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen (RG v. 14. 3. 1925 
V 251/24; KG in IFG 1, 81). Die Mitteilung — die rechtsgeſchäftliche Bedeutung hat und 
demgemäß der Anfechtung wegen Willensmängel unterliegt — braucht dem Dritten nicht 
unmittelbar von dem Vormunde zuzugehen. Hierzu iſt auf das in § 1828 A 1 über die Mit⸗ 
teilung des Vormundſchaftsgerichts an den Vormund Geſagte zu verweilen. Nach Bay Obs 
in SW 1923, 7581 iſt es zuläſſig, daß der Vormund einen Dritten mit der Entgegennahme 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung und deren Mitteilung an den Vertrags⸗ 
gegner und dieſer den Dritten zur Empfangnahme der Mitteilung bevollmächtigt. Die Er⸗ 
mächtigung zur Mitteilung an den Vertragsgegner durch eine vom Vormund einem Dritten 
erteilte Generalvollmacht wird vom K in RIA 17, 3 mit Unrecht verneint. Für die Rich⸗ 
tigkeit der Mitteilung iſt der Vormund geradeſo verantwortlich, als wenn er die Angabe beim 
Vertragsſchluß gemacht hätte. Erſt durch die Mitteilung, die auch durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen erfolgen kann (JFG 2, 118), erlangt der Beſcheid des Vormundſchaftsgerichts dem 
Geſchäftsgegner gegenüber Wirkſamkeit. Pflicht des Nachlaßgerichts iſt es deshalb, vor Be⸗ 
ſtätigung der Erbauseinanderſetzung zu prüfen, ob die nach Abſchluß des Vertrags durch 
den Vormund für den minderjährigen Miterben erteilte vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung den Miterben von dem Vormund mitgeteilt worden iſt (RIA 12, 27). Sit 
nachweislich die Genehmigung nicht erteilt, ſo iſt natürlich auch der Dritte nicht gebunden und 
es verbleibt ihm nur der Schadenserſatzanſpruch gegen den Vormund. Nicht richtig aber iſt es, 
im Falle der Unwahrheit der Mitteilung dieſe als eine von dem Vormund ohne Vertretungs⸗ 
macht abgegebene einſeitige Erklärung und deshalb als gänzlich unwirkſam anzuſehen (ſo 
Blume A 5; vgl. $ 1832 A 2). Über die Art und die Wirkungen der Aufforderung kann von 
den Parteien eine von § 1829 abweichende Vereinbarung getroffen werden. Hat der 
Dritte für die Annahme des von ihm geſtellten Vertragsantrags eine Friſt geſetzt, ſo iſt 
dies der Regel nach dahin zu verſtehen, daß die Gebundenheit des Antragſtellers erliſcht, 
wenn nicht innerhalb der Friſt zugleich die zur Annahmeerklärung erforderliche Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts dem Antragſteller mitgeteilt iſt (RG 76, 366). Wird die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung, obſchon ſie wegen Ablaufs der Friſt von zwei 
Wochen als verweigert anzuſehen iſt, noch nachträglich erteilt, ſo kann hierauf, ſofern die 
Genehmigung von dem gesetzlichen Vertreter dem Vertragsgegner mitgeteilt und damit an 
fich nach 88 55, 62, 63 FGG unanfechtbar geworden ift, eine Beſchwerde im vormundſchaft⸗ 
lichen Verfahren — unbeſchadet des Rechts der Beteiligten, die ſachliche Unwirkſamkeit der 
Genehmigung im Prozeßwege darzutun — nicht gegründet werden (KGJ 58 A 41). Auf 
die Mitteilung kann der andere Vertragsteil in gleichem Sinne wie bei der Vertragſchließung 
gemäß § 151 auf die Annahmeerklärung verzichten; es kann alſo zwiſchen ihm und dem Vor⸗ 
mund vereinbart werden, daß der Vertrag ſchon mit der dem Vormund vom Vormundſchafts⸗ 
gericht erklärten Genehmigung wirkſam werde (Ic 1, 347). § 1829 Abſ 2 iſt nicht an⸗ 
wendbar auf Verträge, die von einem ausländiſchen Vormundſchaftsgericht zu genehmigen 
find (RS 110, 173). Über den Fall, daß der Vertrag ohne vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung und ohne Zuſtimmung des Vormundes geſchloſſen iſt, ſ. § 1832 A 2. 


2. Der $ 1829 findet keine Anwendung, wenn die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
— durch Mitteilung an den Vormund (§ 1828) — ſchon vor Abſchluß des Vertrags erteilt 
iſt. Der Dritte bleibt hier an den Vertrag gebunden, auch wenn er nicht weiß, ob die Genehmi⸗ 
gung erteilt iſt, ohne daß er die in A 1 bezeichnete Aufforderung an den Vormund richten 
kann. Beſondere Unzuträglichkeiten entſtehen hieraus dem Dritten nicht, da er ſich bei dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht — das in dieſem Falle ſeine Auskunft nicht verweigern darf — über die Er⸗ 
teilung der durch ſpäteren Abſchluß des Vertrags wirkſam gewordenen Genehmigung (vgl. S 1828 
A 1) zuverläſſig unterrichten kann. — Die Grundſätze des $ 1829 und der damit in Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden $$ 1830, 1831 find nur anwendbar auf die zur Ergänzung der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vormundes von dem Vormundſchaftsgericht erteilte Genehmigung, 
nicht auf die aus andern Gründen (vgl. SS 1811, 1817, 1823) vorgeſchriebene Genehmi⸗ 
gung, die nur die Natur einer Erlaubnis hat (RG Warn 1917 Nr 84). Darüber, daß, wenn 
der Vormund die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung verhindert hat, 
§ 162 keine entſprechende Anwendung findet, |. RG SW 1921, 123715. 


3. Bei Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung iſt der Vertrag ſo, wie 
er von dem Vormunde geſchloſſen iſt, zugrunde zu legen. Wird die Genehmigung teil⸗ 
weiſe verſagt, fo iſt, auch wenn es ſich dabei nur um einen untergeordneten Punkt handelt, 
der zum Wirkſamwerden des Vertrags erforderliche Tatbeſtand nicht erfüllt. Eine Aus⸗ 
nahme hiervon iſt nur zu machen, wenn der betreffende Punkt das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Mündel und dem Dritten überhaupt nicht berikhrt oder die Abänderung offenſichtlich 
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nur zum Vorteil des Dritten fein würde. Iſt dagegen die Möglichkeit vorhanden, daß die 
Anderung trotz unleugbarer Vorteile für den Dritten ihn in irgendeiner Beziehung beſchwert, 
ſo erliſcht mit der Mitteilung der beſchränkten Genehmigung durch den Vormund die Ge⸗ 
bundenheit des Dritten. 


8 1830 


Hat der Vormund dem anderen Teile gegenüber der Wahrheit zuwider 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts behauptet, ſo iſt der andere 
Teil bis zur Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts zum Widerrufe berechtigt, es ſei denn, daß ihm das Fehlen 
der Genehmigung bei dem Abſchluſſe des Vertrags bekannt war)). 

E 1 1681 Ab 2, 4 II 1710; M 4 1153; P 4 797; 6 311, 395. 


1. Das in § 1830 behandelte Widerrufsrecht iſt, ſowohl was die Vorausſetzungen als 
die Wirkungen betrifft, von dem Rücktritt wegen Irrtums verſchieden geſtaltet. Die bloße 
Unkenntnis des Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung berechtigt noch nicht 
zum Widerruf Der Vormund muß ausdrücklich bei oder vor dem Vertragsabſchluß der 
Wahrheit zuwider die Erteilung der Genehmigung behauptet und der Ver⸗ 
tragsgegner muß ſich hierauf verlaſſen haben. Die Unrichtigkeit braucht aber nicht etwa, was 
allerdings in der Mehrzahl der Fälle zutreffen wird, auf einem Verſchulden des Vormundes 
zu beruhen. Einer binnen beſtimmter Friſt zu erklärenden Anfechtung des Vertrags bedarf 
es nicht. Das Widerrufsrecht kann zu jeder Zeit ausgeübt werden, ſolange nicht der Vertrag 
infolge Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts durch den 
Vormund (vgl. 8 1828 A 1) für beide Teile wirkſam geworden iſt. Auf das Widerrufsrecht 
kann verzichtet werden. In dieſem Falle iſt die Wirkſamkeit des Vertrags nach 8 1829 zu be⸗ 
urteilen. Zur Ausübung des Widerrufsrechts hat der Vertragsgegner, wie durch die Wort 
ſtellung in $ 1830 zum Ausdruck gebracht ift, nur nachzuweiſen, daß jene unrichtige Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt iſt. Der Nachweis des Einwandes, daß der Vertragsgegner ſich 
nicht im Irrtum befunden, ſondern die Unrichtigkeit der Behauptung gekannt 
habe, iſt vom Mündel zu führen. — Die aus der Unkenntnis des Fehlens der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſich ergebenden Rechtsfolgen ſind vollſtändig in 8 1830 
geregelt. Für eine Anfechtung wegen Irrtums iſt daneben kein Raum. Die Anſprüche 
auf Schadenserſatz gegen den Vormund wegen argliſtiger Täuſchung bleiben dagegen 
unberührt. 

8 1831 


Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vornimmt, iſt unwirtſam!). 
Nimmt der Vormund mit dieſer Genehmigung ein ſolches Rechtsgeſchäft 
einem anderen gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Vormund die Genehmigung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und der 
andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt?). 

I 1681 Abſ 2 II 1711; M 4 1153; P 4 797. 


1. Die verſchiedenartige Behandlung des einſeitigen Rechtsgeſchäfts und des Vertrags (vgl. 
$ 111) hat darin ihren Grund, daß es unbillig fein würde, die Frage der Wirkſamkeit des 
Rechtsgeſchäfts, deſſen Vornahme ſich der Dritte gefallen laſſen muß, für unbeſtimmte Zeit 
im ungewiſſen zu laſſen. Das einſeitige Rechtsgeſchäft iſt deshalb, wenn dem Vormunde 
wegen Nichtvorhandenſeins der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung die 
Vertretungsmacht fehlt, endgültig unwirkſam und kann durch Nachbringung der Genehmigung 
nicht wirkſam gemacht, ſondern muß wiederholt werden. Iſt jedoch zur Vornahme eines ein⸗ 
ſeitigen Rechtsgeſchäfts geſetzlich eine Friſt vorgeſchrieben, ſo wird die Friſtbeſtimmung in Er⸗ 
manglung einer andern Feſtſetzung dahin zu verſtehen ſein, daß es genügt, wenn die Er⸗ 
forderniſſe des einſeitigen Rechtsgeſchäfts beim Ablauf der Friſt vorliegen und daß deshalb 
die zum Wirkſamwerden des Rechtsgeſchäfts erforderlichen Erklärungen innerhalb der Friſt 
auch nacheinander abgegeben werden dürfen. Die dem Nachlaßgericht gegenüber erklärte 
Ausſchlagung der Erbſchaft iſt deshalb nicht aus dem Grunde unwirkſam, weil nicht gleich⸗ 
zeitig mit der Erklärung die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung dem Nachlaßgericht 
vorgelegt ift, ſondern innerhalb der Ausſchlagungsfriſt nachgebracht iſt (fo jetzt auch RG 
Warn 1915 Nr 120; anders KGJ 21 A 197; RIA 5, 143; 12, 105). Daß das Nachlaß 
gericht nicht in der Lage iſt, die Erklärung der Ausſchlagung der Erbſchaft wegen nicht recht⸗ 
zeitiger Beibringung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zurückzuweiſen (vgl. 
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A 2), ſchließt nicht aus, daß die Genehmigungserklärung vor Ablauf der Friſt eingereicht 
werden muß. Die zur Anſtellung der Klage auf Anfechtung der Ehe uſw. ($ 1821 A 3) 
erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann innerhalb der Friſt bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung nachgebracht werden. 


2. Gegenüber der Vornahme eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts (Rechtshandlung) wird 
der andere Teil auch inſofern geſchützt, als er das Rechtsgeſchäft nicht gelten zu laſſen braucht, 
wenn der Vormund ſich nicht zugleich über die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung durch Vorlegung der Urſchrift oder einer beglaubigten Abſchrift der Verfügung 
ausgewieſen hat. Er muß aber, wenn er aus dieſem Grunde das Rechtsgeſchäft zurüctweiſen 
will, dies unverzüglich erklären (vgl. § 111). Dieſes Recht der Zurückweiſung haben 
nur Private, nicht Behörden, die in Vertretung der beteiligten Perſonen eine Erklärung 
entgegenzunehmen haben (Nachlaßgericht, Vormundſchaftsgericht uſw.). Durch die Zurück⸗ 
weiſung wird dem Rechtsgeſchäft, ſoweit der Zurückweiſende hieraus ein Recht herleiten könnte, 
unwiederbringlich jede Wirkung entzogen. Der Zurückweiſende kann nicht hinterher ſeine 
Willensentſchließung ändern und kann ſich nicht darauf berufen, daß er durch Irrtum zu der 
Zurückweiſung beſtimmt worden ſei. Darüber, daß die Nichtvorlegung der Beſtallung des 
Vormundes nicht zur Zurückweiſung berechtigt, |. 8 1791 A 1. 


8 1832 


Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der Genehmigung des 
Gegenvormundes bedarf, finden die Vorſchriften der 88 1828 bis 1831 ent⸗ 
ſprechende Anwendung!) ). 

E J 1682 II 1712; M 4 1155; P 4 799. 


1. Die Vorſchriften der 88 1828—1831 über die Notwendigkeit, die Genehmigung dem 
Vormunde gegenüher zu erklären, und über die Wirkung des Mangels der Genehmigung, 
beziehentlich des mangelnden Ausweiſes, finden in gleicher Weiſe auf den Gegenvormund 
Anwendung. Auch die von dem Gegenvormund zu erteilende Genehmigung iſt als eine 
Mitwirkung bei der Verwaltung des Vormundes und ſomit als Rechtsgeſchäft aufzufaſſen 
(vgl. § 1821 A 1; a. M. Staudinger A A). 

2. Die Rechtsfolgen der mangelnden Zuſtimmung des Vormundes beſtimmen ſich 
lediglich nach 88 108 ff. Hat ein Dritter mit dem Minderjährigen, den er als ſolchen nicht 
erkannt hat, ohne Zuſtimmung des Vormundes und zugleich ohne Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts einen Vertrag geſchloſſen, ſo iſt die Wirkſamkeit des Vertrags, ſobald 
der Vormund nachträglich feine Zuſtimmung erteilt hat, ausſchließlich nach 88 1829, 1830 
zu beurteilen. Es kann dem Dritten nicht auf Grund des $ 109 Abſ 1 das Recht des Widerrufs 
bis zur Mitteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unter dem Geſichtspunkt, 
daß die Zuſtimmung des Vormundes als ein einſeitiges Rechtsgeſchäft wegen Fehlens der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach § 1831 unwirkſam ſei, eingeräumt werden. 
Denn nicht die Zuſtimmung des Vormundes, ſondern der Vertrag ſelbſt iſt genehmigungs⸗ 
8540 5 Breit in ZBl§G 4, 399 ff., Predari in Gruch 52, 177ff.; a. M. Meyer 

ff Ha) 


8 1833 


Der Vormund iſt dem Mündel für den aus einer Pflichtverletzung ent⸗ 
ſtehenden Schaden verantwortlich, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt 
fällt!) 2) 5). Das gleiche gilt von dem Gegenpormunde?). 

Sind für den Schaden mehrere“) nebeneinander verantwortlich, jo haften 
ſie als Geſamtſchuldner. Iſt neben dem Vormunde für den von dieſem ver⸗ 
urſachten Schaden der Gegenvormund oder ein Mitvormund nur wegen 
Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhält⸗ 
niſſe zueinander der Vormund allein verpflichtet. 

E I 1696 II 1732; M 4 1175; P 4 816. 

1. Die Schadenserſatzpflicht des Vormundes ſetzt voraus, daß ihm die Pflichtverletzung (d. i. 
die Verletzung der Pflicht zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft, 81789) als 
Verſchulden anzurechnen iſt. Konnte er ohne Schuld das Pflichtwidrige ſeiner Handlung nicht 
erkennen, oder war er ohne Schuld verhindert, das als ſeine Pflicht Erkannte auszuführen, ſo 
entfällt die Haftbarkeit. Das Maß der von ihm zu betätigenden Sorgfalt richtet ſich nicht danach, 
wie er in ſeinen eigenen Angelegenheiten zu verfahren pflegt. Er hat vielmehr (ſoweit ihm dies 
nach ſeiner Perſönlichkeit überhaupt möglich) die Sorgfalt zu beobachten, die von einem normalen 
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Menſchen verſtändigerweiſe verlangt werden kann. Immerhin iſt darauf Rückſicht zu nehmen, 
welche Sorgfalt in den Lebenskreiſen, denen der Vormund angehört, geübt wird und billiger⸗ 
teile in dieſen Kreiſen auch nur erwartet werden darf (RG JW 1911, 101611; vgl. Gruch 55, 
995). Damit, daß er durch dringende Geſchäfte in eigenen Angelegenheiten abgehalten ge⸗ 
weſen fei, kann er ſich nicht entſchuldigen, da er nötigenfalls für Vertretung hätte ſorgen müſſen 
und keinesfalls die Angelegenheiten des Mündels ſeinen Angelegenheiten hintanſetzen darf. 
Auch dadurch wird er nicht entſchuldigt, daß das Vormundſchaftsgericht ein gleiches Verſehen 
trifft, obwohl der Umſtand, daß auch der Vormundſchaftsrichter die Sachlage unrichtig beur⸗ 
teilt hat, in zweifelhaften Fällen zugunſten des Vormundes ins Gewicht fallen muß (RG 
JW 04, 4734; Lg 1922, 329%). Ebenſowenig wird der Vormund von der Haftung in jedem 
Falle dadurch befreit, daß er zur Feſtſtellung des Wertes eine amtliche Taxe hat aufnehmen 
laſſen. Er iſt in Schuld, wenn er die ihm bekannten, für eine Überſchätzung ſprechenden 
Umſtände nicht zur Geltung bringt (RG JW 1910, 70812). Ein Verſchulden kann ihm jedoch 
nicht zur Laſt gelegt werden, wenn er auf die ihm von dem Vormundſchaftsrichter hinſicht⸗ 
lich der Anlegung des Mündelgeldes erteilte Rechtsauskunft vertraut und demgemäß die 
Taxe eines gerichtlich vereidigten Schätzers als eine dem Art 73 PrAG entſprechende ge- 
richtliche Taxe angeſehen hat (RG JW 1911, 98420). Als entſchuldigt kann er auch angeſehen 
werden, wenn er durch das Verhalten des Vormundſchaftsrichters in den Glauben verſetzt 
war, die Hypothek ſei bereits auf den Namen des Mündels eingetragen und es falle ihm 
in dieſer Beziehung keine weitere Aufgabe zu (RG 25. 11. 15 IV 208/15). Bei Prüfung 
der Frage, ob gegen ein dem Mündel ungünſtiges Urteil ein Rechtsmittel einzulegen iſt, darf 
der Vormund, dem die erforderlichen Rechtskenntniſſe abgehen, nicht, ohne den Rat eines 
Rechtskundigen oder, falls die zur Befragung eines Anwalts nötigen Mittel fehlen, den Rat 
des Vormundſchaftsrichters einzuholen, ſich ſelbſt die Entſcheidung darüber anmaßen, ob von 
der Einlegung eines Rechsmittels Erfolg zu erwarten ſei. Der Anſicht des Armenanwalts, 
der nach ſeinem bisherigets Verhalten dem Prozeſſe wenig Intereſſe zugewandt hat, kann in 
dieſer Hinficht keine beſondere Bedeutung beigelegt werden (RG JW 1922, 10063). Bei 
Fragen wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit iſt er regelmäßig auf die eigene Prüfung angewieſen. 
Seine Sache iſt es, ſich über die tatſächlichen Verhältniſſe zu unterrichten, und es darf ihm 
deshalb nicht zuſtatten kommen, daß der Vormundſchaftsrichter infolge ungenügender Kennt⸗ 
nis der tatſächlichen Vorgänge gleichfalls zu einer unrichtigen Anſchauung gekommen iſt 
und für die Genehmigung des Vertrags ſich entſchieden hat (RG 23. 2. 14 IV 474/13). Die 
von dem Vormunde zu erfüllenden Pflichten beſtimmen ſich nach den für die einzelnen Ob- 
liegenheiten vom Geſetz gegebenen Vorſchriften. Ergänzend greift der allgemeine Grundſatz ein, 
daß der Vormund die Verwaltung mit der gehörigen Sorgfalt zu führen hat, welcher Grundſatz 
zugleich neben den geſetzlichen Vorſchriften zur Geltung kommt (vgl. 8 1807 A 1, § 1806 A 1). 
Nicht erſatzpflichtig iſt der Vormund, der durch ſein Verſchulden den Unterhaltsprozeß ver⸗ 
loren hat, ſolange der natürliche Vater mittellos iſt. Es kann aber gleich im voraus für den 
Fall der Beſſerung ſeiner Vermögensverhältniſſe auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Vor⸗ 
mundes geklagt werden (RG 24. 11. 04 IV 233/04). Nicht als Pflichtverletzung ift es dem Vor ⸗ 
mund anzurechnen, wenn er bei Verfolgung der Rechte des Mündels nicht allgemein die äußerſte 
Strenge hat walten laſſen, ſondern auf den gebräuchlichen Geſchäftsanſtand Rückſicht ge⸗ 
nommen hat. Nach § 79 Abj 1 Aufiv® fällt dem Vormund ein zum Schadenserſatz ver: 
pflichtendes Verſchulden nicht zur Laſt, wenn er im Vertrauen auf den Stand der Geſetz⸗ 
gebung oder der Rechtſprechung bei der Annahme von Leiſtungen oder den ſonſtigen Ver⸗ 
fügungen über Anſprüche, die der Aufwertung nach den Vorſchriften des Aufwertungsgeſetzes 
unterliegen, mit einer Aufwertung nicht gerechnet hat. Wird der Vormund erſatzpflichtig ge- 
macht, jo iſt ihm die Verletzung ſeiner Pflichten nachzuweiſen (f. hierüber $ 1664 A 1). Die 
Unterlaſſung einer dem Vormunde obliegenden Pflicht wird häufig den tatſächlichen Schluß 
rechtfertigen, daß die Unterlaſſung auf einem Verſchulden beruht. Es iſt dann Sache des Vor⸗ 
mundes, den Entlaſtungsbeweis zu führen, daß ihm gleichwohl ein Verſchulden nicht zur Laſt 
fällt (abw. RG 76, 185; ZW 1911, 98420). Regelmäßig iſt der Vormund verantwortlich, wenn 
er die erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung nicht eingeholt hat. Entſchuldigt 
kann er dadurch ſein, daß er durch den Vormundſchaftsrichter in den Glauben verſetzt iſt, es 
bedürfe der Genehmigung nicht. Mit dem Einwande, daß der Vormundſchaftsrichter, wenn 
er darum angegangen wäre, die Genehmigung erteilt haben würde, iſt der Vormund aller 
Regel nach nicht zu hören (vgl. RG JW 1911, 98520). — Hat der Vormund in betrüglichem 
Einverſtändnis mit dem Vertragsgegner zum Nachteil des Mündels gehandelt, ſo iſt auch der 
Gegner erſatzpflichtig und kann aus dem Vertrage keine Anſprüche gegen den Mündel herleiten. 

2. Die den Vormund haftbar machende Pflichtverletzung unterſteht nicht den Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen. Von dem Vormunde wird, falls er nicht zur Vormundſchaft 
unfähig iſt (vgl. § 1780 A 1), durch Übernahme des Amtes ein beſonderes Verpflichtungs⸗ 
verhältnis gegenüber dem Mündel eingegangen, das ſeiner Natur nach einem geſetzlichen 
Schuldverhältnis gleichzuſtellen iſt. Durch das Beſtehen eines Untauglichkeitsgrundes ($ 1781) 
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wird dies Verpflichtungsverhältnis nicht ausgeſchloſſen. Der hieraus entſpringende Schadens⸗ 
erſatzanſpruch des Mündels unterliegt demgemäß nicht der dreijährigen Verjährung des 
8852, ſondern der allgemeinen dreißigjährigen Verjährung (RG 8.7.07 IV 29/07). Ge⸗ 
mäß 8 204 letzter Satz iſt die Verjährung während der Dauer des Vormundſchaftsverhält⸗ 
niſſes gehemmt. Es greift nicht der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung, ſondern 
der Gerichtsſtand der Vermögensverwaltung (§ 31 ZPO) Platz, der ſich regelmäßig nach 
dem Wohnſitz des Vormundes beſtimmt. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß mit einer Pflicht⸗ 
widrigkeit des Vormundes der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung zuſammentrifft. 
Bei der Annahme eines ſchuldrechtlichen Verpflichtungsverhältniſſes liegt es nahe, auf 
den Vormund die Vorſchrift des 8 278 zur Anwendung zu bringen, wonach der Schuld⸗ 
ner ein Verſchulden des Erfüllungsgehilfen in gleichem Umfange wie eigenes Verſchulden 
zu vertreten hat. Dieſe Folgerung muß jedoch abgelehnt werden. Der Vormund haftet, 
ſoweit er einen Erfüllungsgehilfen annehmen darf (vgl. $ 1793 A 2), immer nur für eigenes 
Verſchulden, das ihn bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung trifft. Nur das wird von 
dem Vormunde verlangt, daß er ſeine Tätigkeit im Intereſſe des Mündels aufwendet und 
hierbei mit der gehörigen Sorgfalt verfährt. Eine weitergehende Haftung, die dem Vor. 
munde geradezu ein Vermögensopfer auferlegen würde, iſt vom Geſetz nicht gewollt. Hat 
aber der Vormund unzuläſſigerweiſe rein vormundſchaftliche Geſchäfte einem Dritten über⸗ 
tragen, ſo haftet er für jeden daraus entſpringenden Schaden (RG 76, 185). Wegen des 
Vorrechts des Mündels im Konkurſe des Vormundes ſ. § 61 Nr 5 KO. 

3. Die zu 1 u. 2 dargeſtellten Grundſätze gelten auch für den Gegenvormund, der ſich 
durch Vernachläffigung der Überwachungspflicht (8 1799 A 1) oder durch pflichtwidrige Er⸗ 
teilung der Genehmigung erſatzpflichtig machen kann. Dem Gegenvormunde kann es als Schuld 
anzurechnen ſein, daß er, wenn der Vormund fortgeſetzt die Pflicht der Rechnungslegung 
nicht erfüllt, nicht Veranlaſſung nimmt, über das unverſehrte Vorhandenſein des Mündel⸗ 
vermögens ſich zu unterrichten, oder daß er, nachdem auf ſeinen Antrag dem Vormunde behufs 
Auszahlung des Anteils des volljährig gewordenen Mündels die Ermächtigung zur Empfang⸗ 
nahme der für die Mündel hinterlegten Wertpapiere erteilt iſt, ſich nicht darum kümmert, ob 
der den Minderjährigen verbleibende Reſt des Vermögens wieder mündelſicher angelegt iſt. 
Der Gerichtsſtand der Vermögensverwaltung beſtimmt ſich auch für den Gegenvormund nach 
dem Orte der von dem Vormunde geführten Verwaltung. 

4. Iſt dem Mündel ein Schaden durch das Verſchulden mehrerer Vormünder (vgl. 
8 1797 A 1) oder des Vormundes und Gegenvormundes, des Vormundes und Vor ; 
mundſchaftsrichters entſtanden, jo hat nach allgemeinen Grundſätzen (ogl. jedoch über 
die Haftung des Vormundſchaftsrichters $ 839) ein jeder für die Folgen feines ſchuldhaften 
Handelns in vollem Umfange einzuſtehen, jo daß ein Geſamtſ chuldverhältnis begründet 
wird. Im Verhältnis zueinander find die Geſamtſchuldner nach der Regel des § 426 zu 
gleichen Anteilen in der Art verpflichtet, daß der bei einem Geſamtſchuldner entſtehende Aus⸗ 
fall gleichheitlich von den übrigen zu tragen iſt. Dieſe Regel erleidet — entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des § 840 Abſ 2 — eine Ausnahme, wenn der Mitvormund oder Gegenvormund nur 
wegen Verletzung der Aufſichtspflicht haftet. Der Schaden fällt hier, was die Aus 
gleichungspflicht betrifft, dem Vormunde, der den Schaden durch ſeine Handlung verurſacht 
hat, allein zur Laſt. Eine andere Verteilung des Schadens kann auch ſonſt nach Maßgabe 
des § 254 gerechtfertigt fein (RG 84, 211). Keine Ausgleichungspflicht trifft nach $ 841 den 
Vormundſchaftsrichter. 

5. Die Vorſchriften des § 1833 galten auch für den Berufsvormund alten Rechts (RG 
JW 1922, 10065), fie gelten jetzt für das Jugendamt und die von ihm beſtellten Per⸗ 
ſonen im Rahmen der 88 35—41, 46, 11 JW ſowie für den Anftalt3- und Vereins⸗ 
vormund (vgl. §§ 33 Abf 1, 47 Abſ 2 JWG). 


8 1834 


Verwendet der Vormund Geld des Mündels für ſich, ſo hat er es von der 
Zeit der Verwendung an zu verzinſen!). 
E I 1697 II 1733; M 4 1180; P 4 817. 


1. Die Verpflichtung zur Verzinſung hat weder ein Verſchulden des Vormundes noch 
den Nachweis eines dem Mündel entſtandenen Schadens zur Vorausſetzung (vgl. $ 668). 
Die Verzinſung erfolgt nach § 246 mit 4 vom Hundert. Dem Mündel iſt es unbenommen, 
einen ihm erwachſenen höheren Schaden, für den er dann beweispflichtig iſt, gemäß § 1833 
erſetzt zu verlangen. In der bloßen Vermiſchung des dem Mündel und dem Vormunde 
gehörigen Geldes iſt eine Verwendung im Sinne des § 1834 noch nicht zu ſehen. Dagegen 
tritt eine Verzinſungspflicht hinſichtlich des Anteils des Mündels an dem vermiſchten Gelde 
ein, ſoweit dieſes der Vormund in ſeinem eigenen Nutzen verwendet hat. 
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8 1835 


1) Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormundſchaft Auf⸗ 
wendungen, ſo kann er nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 
SS 669, 670 von dem Mündel Vorſchuß oder Erſatz verlangen. Das gleiche 
Recht ſteht dem Gegenvormunde zu. 

Als Aufwendungen gelten auch ſolche Dienſte des Vormundes oder des 
Gegenvormundes, die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem Berufe gehören ?)3). 

G1 1698 II 1734; M 4 1181; P 4 817. 


1. § 1835 iſt nicht anwendbar bei der Amts⸗, Anſtalts⸗ und Vereinsvormund⸗ 
Ab . 0 33 Abj 1, 47 Abſ 2 IWG). Wegen des Erſatzes der Aufwendungen f. aber $ 33 

bj 2 dal. 

2. Hat der Vormund Aufwendungen an Geld oder fonftigen Gegenſtänden gemacht, 
die er ohne Verſchulden für gerechtfertigt halten durfte, fo kann er gemäß 8 670 Erſatz be- 
anſpruchen, worüber im Streitfalle der Prozeßrichter entſcheidet. Der Feſtſetzung durch das 
Vormundſchaftsgericht unterliegen die Aufwendungen nicht (RG 9. 5. 21 IV 639/20; JFG 3, 78). 
Sind die Gegenſtände dem Mündel zur Benutzung überlaſſen, jo kann natürlich nur Ent⸗ 
ſchädigung für dieſe Benutzung (Mietzins uſw.) gefordert werden. Ein Anſpruch auf Erſatz 
für Zeitverſäumnis ſteht dem Vormunde nicht zu, auch dann nicht, wenn er durch die Ver⸗ 
ſäumnis Einbuße an feinem Tagelohn erleidet (beſtr.). Wird ihm hierfür, wie es meiſt geſchieht, 
eine Entſchädigung gewährt, fo handelt es ſich um eine Vergütung im Sinne des § 1836. 
Hinſichtlich der Leiſtung von Dienſten iſt zu unterſcheiden zwiſchen den zur Verwaltungs⸗ 
tätigkeit gehörigen vormundſchaftlichen Dienſten und den ſonſtigen Dienſten, welche der Vor⸗ 
mund regelmäßig durch einen andern auf Koſten des Mündels verrichten läßt. Iſt der Vormund 
in der Lage, letztere Dienſte, weil ſie zu ſeinem Gewerbe oder Berufe gehören, ſelbſt 
zu leiſten, ſo kann er hierfür angemeſſene Vergütung fordern. Dem Vormund, der zugleich 
Rechtsanwalt iſt, ſtehen deshalb die tarifmäßigen Gebühren für Vertretung des Mündels 
im eigentlichen Rechtsſtreit zu, nicht aber für die Vereinnahmung und Ablieferung von 
Geldern, für den Erlaß eines Mahnſchreibens und derartige Handlungen, die über die 
dem Vormunde allgemein obliegende Verwaltungstätigkeit nicht hinausgehen (vgl. LZ 1915, 
1140 ff.). Zu dem dem Vormunde gebührenden vollen Erſatz gehört es, daß der ihm zu⸗ 
kommende Geldbetrag bereits von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen iſt (8 256; f. 
auch § 246 BGB und § 352 HGB wegen des Zinsfußes). Beſteht die Aufwendung in der 
Übernahme einer Verbindlichkeit, fo kann der Vormund gemäß $ 257 Erſatz durch Be⸗ 
freiung von der Verbindlichkeit und, wenn dieſe noch nicht fällig iſt, jedenfalls 
Sicherheitsleiſtung dafür, daß er nicht in Anſpruch genommen wird, verlangen. 


3. Ebenſowenig wie der Vormund zu Vermögensaufwendungen verpflichtet iſt, kann 
von ihm verlangt werden, daß er in Vorſchuß geht (vgl. S 669). Er kann die ihm obliegenden 
Ausgaben unmittelbar aus dem Mündelvermögen beſtreiten, und es iſt ſeine Sache, dafür 
zu ſorgen, daß das Mündelvermögen die zur Berichtigung ausreichenden Barmittel enthält. 
Gegebenenfalls kann er zu dieſem Behufe die unterhaltspflichtigen Perſonen oder öffent: 
liche Unterſtützung in Anſpruch nehmen. Auch die Portoauslagen braucht er nicht vorzu⸗ 
ſchießen. Anders in dringenden Fällen bei Vermögensloſigkeit des Mündels, ſofern er ſich 
nicht zu mündlicher Rücksprache oder protokollariſcher Erklärung an Stelle des Schriftwechſels 
entſchließt, in welchem Falle er jedoch keinen Anſpruch auf Erſatz wegen Zeitverſäumnis 
hat. Der Anſpruch des Vormundes auf Leiſtung eines Vorſchuſſes kann, da er 
das Mündelvermögen ſelbſt verwaltet, hauptſächlich nur von Bedeutung werden zugunſten 
des Mitvormundes, wenn Mittel zur Deckung zwar nicht in dem von ihm ſelbſt verwalteten 
Mündelvermögen, wohl aber in dem unter Verwaltung des andern Vormundes ſtehenden 
Vermögen vorhanden ſind, oder wenn den Mitvormündern die gemeinſchaftliche Verwaltung 
übertragen iſt. Auch der Gegenvormund kann in die Lage kommen, zur Deckung barer Aus⸗ 
lagen einen von dem Vormund auszuzahlenden Vorſchuß zu erfordern. 


§ 1836 
Die Vormundſchaft wird unentgeltlich geführt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht!) kann jedoch dem Vormund und aus beſonderen Gründen auch dem 
Gegenvormund!) eine angemeſſene Vergütung bewilligen. Die Bewilligung 
ſoll nur erfolgen, wenn das Vermögen des Mündels ſowie der Umfang 
und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte es rechtfertigen 2). 


Vormundſchaft über Minderjährige SS 1835, 1836 339) 


Die Vergütung kann jederzeit für die Zukunft geändert oder entzogen 
werden !). 


Vor der Bewilligung, Anderung oder Entziehung ſoll der Vormund und, 
wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen iſt, auch dieſer gehört 
werden!). 

EI 1699 II 1735; M 4 1181; P 4 817. 


1. Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über Bewilligung einer Vergütung 
hat nur die Bedeutung, daß der Vormund (Gegenvormund) berechtigt iſt, den feſtgeſetzten 
Betrag aus dem Mündelvermögen zu entnehmen. Kann der Vormund ſeine Befriedigung 
auf dieſem Wege nicht erlangen, ſo iſt er auf den Klageweg angewieſen. Über die 
Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts |. A 2 a. E. Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Eni⸗ 
ſcheidung den Vormund und Gegenvormund hören. Die Entſcheidung kann es jeder⸗ 
zeit abändern, auch wenn die zu vergütenden Dienſte bereits geleiſtet find (8 18 FGG, KGJ 
51 A 44), ſoll aber auch in dieſem Falle vorher den Vormund und Gegenvormund hören. 
Mit der Feſtſetzung der Vergütung braucht nicht ſo lange gewartet zu werden, bis die gegen 
die Amtsführung des Vormundes erhobenen Bemängelungen erledigt ſind, unbeſchadet der 
Befugnis des Mündels, ſeine etwaigen Gegenanſprüche durch Aufrechnung oder Zurück⸗ 
behaltung zur Geltung zu bringen (KJ 35 A 29). Zu der Abänderung iſt das Vormundſchafts⸗ 
gericht auch dann noch befugt, wenn ſeine Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz beſtätigt 
iſt, falls inzwiſchen neue Geſichtspunkte, die eine andere Beurteilung rechtfertigen, hervorgetreten 
ſind. Die Abänderung iſt ſelbſt nach Beendigung der Vormundſchaft zur Berichtigung von 
Irrtümern zuläſſig (KJ 51 A 44). Beſchwerdeberechtigt iſt der Benachteiligte. Iſt dies 
der Mündel, ſo wird ſein Beſchwerderecht, falls es ſich um eine dem Vormunde (Pfleger) 
bewilligte Vergütung handelt, von dem Gegenvormunde ausgeübt (§ 57 Ab] 1 Nr 7 FGG). 
Zum Nachteil des Beſchwerdeführers darf die Entſcheidung nicht abgeändert werden (RIA 
14, 96). Auch die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, die jedoch darauf allein, daß der feſt⸗ 
geſetzte Betrag nicht angemeſſen ſein ſoll, falls nicht hierbei die äußerſten Grenzen über⸗ 
ſchritten find und deshalb das Vorliegen eines Rechtsverſtoßes ($ 27 Fc) angenommen 
werden darf, nicht gegründet werden kann. Kommt es zum Prozeſſe, ſo bleibt die Feſt⸗ 
ſetzung des Vormundſchaftsgerichts, ſoweit nicht inzwiſchen die Sachlage ſich verändert hat, 
für den Prozeßrichter maßgebend (a. M. Staudinger A 3; vgl. KG in RIA 6 S. 13ff. u. 34). 
Über die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts und Beſchwerdegerichts, die Vergütung 
noch nach Beendigung der Vormundſchaft feſtzuſetzen, ſ. § 1892 A1 Der Vergütungs⸗ 
anſpruch beſteht auch, wenn die Vormundſchaft mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen 
wieder aufgehoben werden mußte (OLG 43, 376). 


2. Vorausſetzungen der Vergütung. Für die Bewilligung der Vergütung und die Be⸗ 
meſſung der Höhe kommt es weſentlich auf die Größe des Mündelvermögens, d. i. der zu 
dem Vermögen gehörigen Werte, nicht des nach Abzug der Schulden verbleibenden Rein⸗ 
vermögens (RIA 13, 167, vgl. auch 15, 267; 16, 51), und die Mühewaltung des Vormundes 
an, die ſachlich nach dem Umfang der Geſchäfte und der Schwierigkeit der Verwaltung zu 
beurteilen iſt. Nebenbei kann der Erfolg der Mühewaltung berückſichtigt werden. Auch 
der Umſtand kann in Betracht kommen, daß der Vormund ein naher Verwandter des Mün⸗ 
dels iſt, dem daher eher ein Opfer zugemutet werden kann wie einem Fremden. Die Be⸗ 
willigung darf aber nicht aus dem Grunde abgelehnt werden, weil der Vormund vermögend 
iſt (a. M. Staudinger A 1a). Der von der Reichstagskommiſſion gemachte Vorſchlag, den 
Höchſtbetrag der Vergütung auf 2 vom Tauſend des Vermögensbeſtandes feſtzuſetzen, 
iſt nicht Geſetz geworden. Für die Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts ſind allein 
eutſcheidend die der vormundſchaftlichen Verwaltung angehörigen Umſtände. Über ſonſtige 
die Zahlungspflicht beeinfluſſende Umſtände, die Frage einer Einigung zwiſchen dem 
früheren Mündel und dem Vormund, die Frage der Tilgung uſw., hat lediglich das Prozeß⸗ 
gericht zu entſcheiden (vgl. Joſef in BadApr 1913, 170ff.). Durch die auf Grund der 
Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts ergangene Entſcheidung des Prozeßgerichts wird 
das Vormundſchaftsgericht an einer andern Feſtſetzung der Vergütung nicht gehindert 
(OLG Hamburg in JW 1916, 550). — Kein Anſpruch auf Vergütung ſteht dem 
ſtädtiſchen Sammelvormunde zu, der für ſeine Dienſte durch das ihm als ſtädtiſchen 
Beamten gewährte Gehalt entſchädigt wird (RIA 13, 169). Über die Nichtanwendbarkeit 
der Vorſchriften in §H 1836 Ab] 1 Satz 2—4 und Abſ 2 auf die Amts⸗, Anſtalts⸗ und 
Vereinsvormundſchaft ſ. §8 33 Abſ 1, 47 Abſ 2 JWG. 


3. Gegenüber dem früheren Recht iſt es eine Neuerung, daß auch dem Gegenvormund 
fe bewilligt werden kann, was jedoch nur unter außergewöhnlichen Umſtänden 
tatthaft iſt. 
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III. Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts 


8 1837 


Das Vormundſchaftsgericht hat über die geſamte Tätigkeit des Vormundes 
und des Gegenvormundes die Aufſicht zu führen und gegen Pflichtwidrig⸗ 
keiten durch geeignete Gebote und Verbote einzuſchreiten !) 2). 

Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund und den Gegenvormund 
zur Befolgung jeiner Anordnungen durch Ordnungsſtrafen anhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Belrag von dreihundert Mark nicht übersteigen®)%). 

E I 1684 II 1714; M 4 1010 ff., 1026 u. 1155; P 4 800. 


1. Das Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts iſt, wie ſchon die Überſchrift zu 
dieſem Abſchnitt „Fürſorge und Aufſicht“ erkennen läßt, nicht darauf beſchränkt, lediglich 
die Innehaltung der dem Verwaltungsrecht des Vormundes durch Geſetz oder beſondere 
Anordnungen ($$ 1803, 1818, 1844) gezogenen Grenzen zu überwachen. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat vielmehr zum Schutze des Mündels gegen Pflichtwidrigkeiten des Vor⸗ 
mundes einzuſchreiten, mögen dieſe auch nur darin beſtehen, daß er unter Außerachtlaſſung 
der ihm nach $ 1833 (1789) obliegenden Sorgfalt etwas tut oder unterläßt, was zum Scha⸗ 
den des Mündels ausſchlagen muß. Der Vormundſchaftsrichter hat ſich ſelbſtverſtändlich 
davor zu hüten, in die dem Vormunde gewährleiſtete Selbſtändigkeit einzugreifen. Steht 
lediglich in Frage, ob eine Maßnahme mehr oder weniger zweckmäßig iſt, ſo darf er nicht 
ſeine Anſicht über die des Vormundes ſtellen und ihm bindende Weiſungen erteilen, viel⸗ 
mehr hat hier der Vormund nach freiem Ermeſſen zu handeln. Iſt aber die Zweckwidrig⸗ 
keit der Maßnahme eine ſolche, daß eine erhebliche Schädigung des Mündels eintreten muß, 
lo kann der Vormund wegen Gefährdung der Mündelsintereſſen nach § 1886 entlaſſen 
werden. Unter Umſtänden z. B. bei hartnäckigem Beharren des Vormundes auf ſeinem 
offenbar ungerechtfertigten Standpunkte kann eine ſchuldhafte Pflichtwidrigkeit vorliegen; 
alsdann hat das Vormundſchaftsgericht durch geeignete Gebote oder Verbote oder durch 
Ordnungsſtrafen einzugreifen. Kommt nur die Entlaſſung in Frage, ſo iſt auch ein vor⸗ 
läufiges Verbot der Maßnahme bis zur Entſcheidung des neuen Vormundes möglich (RJ Nl 
6, 18). Eine bindende Entſcheidung über Anſprüche des Mündels gegen den Vormund 
oder des letzteren gegen den Mündel kann — abgeſehen von der Feſtſetzung der Vergütung 
(8 1836) — von dem Vormundſchaftsgericht kraft ſeines Aufſichtsrechts nicht getroffen 
werden, auch nicht bei Prüfung der von dem Vormund zu legenden Rechnungen (f. hier⸗ 
über § 1843 A 2). Das Vormundſchaftsgericht darf auch hinſichtlich der Rechtsſtreitigkeiten 
mit dritten Perſonen in das dem Vormunde zuſtehende freie Ermeſſen (ſolange dieſer 
nicht geradezu pflichtwidrig handelt) nicht eingreifen. Es kann insbeſondere den Vormund 
nicht anhalten, die von einem Dritten gegen den Mündel erhobenen Anſprüche anzuerkennen. 
Was die Unterhaltsanſprüche des Mündels gegen den natürlichen Vater betrifft, ſo wird 
das Vormundſchaftsgericht darauf beſtehen können, daß dieſer, wenn er den Prozeß vermeiden 
will, ſeine Verpflichtungen in vollſtreckbarer Urkunde anerkennt. Zu dem Aufgabenkreiſe 
des Vormundſchaftsgerichts gehört es, zu der vom Vormund beantragten Namensänderung 
auf Erſuchen der Verwaltungsbehörde Stellung zu nehmen (KJ 46 A 80). — Verſchieden 
von der Aufſicht iſt die unterſtützende Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts, die 
ſich darin äußert, daß es im einzelnen Falle dem Vormunde Rat gibt, was zu tun und zu 
unterlaſſen iſt, und daß es mit den ihm als Behörde zu Gebote ſtehenden, dem Vormunde 
nicht oder nicht ohne weiteres erreichbaren Mitteln Hilfe leiſtet (vgl. über die vom Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zur Ermiitlung des Aufenthalts des Kindes zu leiſtende Unterſtützung 
KJ 47 A 35). Eine ſolche Unterſtützung iſt insbeſondere dadurch zu gewähren, daß es 
von ausſichtsloſen, mit Koſten verbundenen Prozeſſen abrät (RG in RIA 16, 13). Die 
Unterſtützung darf aber niemals ſo weit gehen, daß dem Vormunde die Verwaltung ab⸗ 
genommen wird. Das Vormundſchaftsgericht darf auch nicht etwa die ſtaatliche Gewalt 
in den Dienſt des Vormundes zur Erfüllung der dieſem obliegenden Aufgaben ſtellen, es 
darf insbeſondere nicht den Zeugniszwang zur Ermittlung des unehelichen Erzeugers des 
Mündels anwenden. Ein hierauf gerichtetes Erſuchen an ein anderes Gericht iſt unzuläſſig 
(RG Gruch 56, 123). Ebenſowenig iſt es Sache des Vormundſchaftsgerichts, die zur Ent⸗ 
ſcheidung eines Prozeſſes dienlichen Beweiſe, deren Aufnahme in das Prozeßverfahren 
gehört, unter Ausnutzung der Machtmittel des Staates für die bürgerliche Geſchäftstätig⸗ 
keit des Vormundes im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erheben oder durch ein er⸗ 
ſuchtes Gericht erheben zu laſſen (RG 23 1917, 3337). — Über die Zuſtändigkeit des Rechts⸗ 
pflegers zur Beaufſichtigung des Vormundes |. Vorbem 4a vor 8 1773, über die Beratungs⸗ 
und Unterſtützungspflicht des Jugendamts ſ. §8 43 Abi 1, 45 JWG. 
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2. Die Ausübung des Aufſichtsrechts findet nur im Intereſſe des Mündels ſtatt. Dritte 
Perſonen können deshalb ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts in ihrem Intereſſe 
behufs Verwirklichung der von ihnen erhobenen Anſprüche nicht verlangen und ſind dem⸗ 
gemäß, wenn ihren Anträgen nicht ſtattgegeben wird, auch nicht zur Erhebung der Be⸗ 
ſchwerde berechtigt (OLG 7, 125; Bay bs 7, 98). Beſchwerdeberechtigt iſt nach § 57 
Abſſ1 Nr 6 FGG der Gegenvormund, wenn fein Antrag, gegen den Vormund wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens einzuſchreiten, zurückgewieſen iſt. Außerdem iſt durch § 57 
Abſ 1 Nr 9 FGG gegen eine auf dem Gebiete der Sorge für die Perſon des Mündels liegende 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts jedem Beteiligten ein Beſchwerderecht im Intereſſe 
des Mündels (NG 64, 290) eingeräumt, das auch von dem über 14 Jahre alten, nicht ge- 
ſchäftsunfähigen Mündel ausgeübt werden kann (8 59 daſ.). 

3. Zur Durchführung der von ihm erlaſſenen Aufſichtsanordnungen, mögen fie formeller 
oder ſachlicher Natur ſein, iſt dem Vormundſchaftsgericht das Recht der Verhängung von 
Ordnungsſtrafen bis zu 300 Mark, jetzt bis zu 1000 Reichsmark bei einem Mindeſtbe⸗ 
trag von 1 Reichsmark (vgl. Vorbem 5 vor $ 1773) gegeben. Die Ordnungsſtrafe dient nur 
dazu, die Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts zu erzwingen (Exekutivſtrafe) und kann 
deshalb, ſobald die Anordnung zur Ausführumg gekommen iſt, nicht mehr feſtgeſetzt oder 
beigetrieben werden (KGJ 41 A 34). Die Ordnungsſtrafgewalt kann nicht dazu benutzt 
werden, einen früheren Ungehorſam des Vormundes zu beſtrafen. Eine Beſchwerde wird 
nicht nur gegen die Feſtſetzung, ſondern auch ſchon gegen die Androhung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe (OLG 18, 299; vgl. $ 1886 A 3 und $ 33 FG) zuzulaſſen fein (beſtr.). Nicht zu⸗ 
läſſig ift die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe, wenn in unmittelbarem Anſchluß hieran der 
Vormund nach § 1886 vom Vormundſchaftsgericht entlaſſen wird (RIA 16, 18). 

4. Auf die Amts⸗, Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft findet § 1837 Abſ 1, 
nicht aber $ 1837 Abi 2 Anwendung ($$ 33 Abſ 1, 47 Abſ 2 JWG). 


8 1838 


Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der Mündel zum Zwecke 
der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt 
oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht!) wird. Steht dem Vater oder 
der Mutter die Sorge für die Perſon des Mündels zu, ſo iſt eine ſolche An⸗ 
ordnung nur unter den Vorausſetzungen des § 1666 zuläjjig?)?). 

C I 1685 II 1715; M 4 1156; P 4 800. 

1. Auf dem Gebiete der Erziehung des Kindes iſt dem Vormundſchaftsgericht in Er⸗ 
weiterung ſeiner Aufſichtsbefugniſſe aus § 1837 das Recht gegeben, über die anderweite Unter⸗ 
bringung des Mündels, falls es nach ſeinem Ermeſſen die bisherige Unterbringung als dieſem 
nachteilig erachtet, Beſtimmung zu treffen und nötigenfalls die Unterbringung ſelbſt herbei- 
zuführen. Für zuläffig iſt eine ſolche Unterbringung von dem KG ſchon zum Zweck der Aus⸗ 
bildung des Mündels in der deutſchen Sprache erachtet (3 Bl§ & 5, 2602). Vor der Entſcheidung 
find der Vormund und Gegenvormund ſowie nach Maßgabe des $ 1847 Verwandte und Ver⸗ 
ſchwägerte des Mündels zu hören. Überläßt das Vormundſchaftsgericht dem Vormunde 
die Unterbringung, ſo muß es ſich in der Anordnung beſtimmt darüber ausſprechen, welche 
der zuläſſigen drei Maßnahmen (Unterbringung in eine Familie, eine Erziehungsanſtalt 
lals ſolche wird auch eine Taubſtummenanſtalt anzuſehen fein] oder Beſſerungs anſtalt) 
ergriffen werden ſoll. Die Unterbringung hat zur Folge, daß der Vormund die plan⸗ 
mäßige Erziehung des Mündels der neuen Stätte überlaſſen muß, wodurch jedoch im 
übrigen ſein Recht der Sorge für die Perſon des Mündels nicht verloren geht. Hinſichtlich 
der Unterbringung des Mündels in eine Krankenanſtalt, Irrenanſtalt uſw., die nicht zu 
Zwecken der Erziehung erfolgt, verbleibt es bei den Beſtimmungen des § 1837. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat es dem Befinden des Vormundes zu überlaſſen, welche Maßnahmen 
im einzelnen zur Heilung des Mündels, zur Bewachung des Geiſteskranken uſw. vorzu⸗ 
nehmen find (vgl. KO in OLG 12, 346). 

2. Das Recht der Unterbringung iſt dem Vormundſchaftsgericht nur gegeben gegenüber 
dem Vormunde, nicht gegenüber dem für die Perſon des Mündels fürſorgeberechtigten 
Elternteil (vgl. $ 1800 A 2). Ihm gegenüber kann das Recht der Sorge für die Perſon des 
Kindes ebenfo wie die elterliche Gewalt nur unter den Vorausſetzungen des 8 1666 (ſchuld⸗ 
hafte Gefährdung des geiſtigen oder leiblichen Wohles des Kindes) eingeſchränkt werden 
(8 1666 A 1). Iſt dem Elternteil das Perſonenſorgerecht entzogen, ſo iſt ihm doch das Be⸗ 
ſchwerderecht aus $ 57 Abſ 1 Nr 9 F nicht genommen (RIA 16, 17). 

3. § 1888 iſt unanwendbar bei der Amts⸗, Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft 
(ſ. 81837 A 4). Über die zur Verhütung der Verwahrloſung eintretende öffentliche 
Fürforgeerziehung |. Vorbem 5 vor $ 1616. 
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8 1839 


Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat dem Vormundſchaftsgericht 
auf Verlangen jederzeit über die Führung der Vormundſchaft und über die 
perſönlichen Verhältniſſe des Mündels Auskunft!) zu erteilen. 

E I 1686 II 1716; M 4 1156; P 4 802. 


1. Kraft des Aufſichtsrechts iſt das Vormundſchaftsgericht befugt, über alle die Vormund⸗ 
ſchaft betreffenden Angelegenheiten, ſowohl über die perſönlichen Verhältniſſe des 
Mündels — was in § 1839 beſonders hervorgehoben iſt — als über die Angelegenheiten 
der Vermögensverwaltung von dem Vormunde Auskunft zu erfordern. Vielfach wird 
periodiſche Berichterſtattung angeordnet. Zur Erteilung von Auskunft über beſtimmte 
Vermögensangelegenheiten iſt auch der von der Pflicht der Rechnungslegung be⸗ 
freite Vormund verbunden. Auf Grund des Aufſichtsrechts kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht bei beſonderer Veranlaſſung verlangen, daß ihm die zum Vermögensverzeichnis ge⸗ 
hörigen Belege (KGJ 36 A 38), die zum Mündelvermögen gehörigen Wertpapiere 125 
vorgelegt werden; es kann unter beſonderen Umſtänden auch eine Prüfung des Standes 
des Geſchäfts durch einen Sachverſtändigen vornehmen laſſen. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann ferner, obwohl es dem Vormunde im allgemeinen nicht verwehrt iſt, ſich bei 
Erledigung vormundſchaftlicher Angelegenheiten durch einen Bevollmächtigten vertreten zu 
laſſen (81793 A 2), von dem Vormunde, auch dem Berufsvormunde, fordern, daß dieſer 
den zu erſtattenden Bericht perſönlich unterzeichnet und ebenſo das perſönliche Erſcheinen 
des Vormundes zum Zwecke der Berichterſtattung anordnen (RIA 13, 70). 


8 1840 


Der Vormund hat über ſeine Vermögensverwaltung dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte Rechnung zu legen!). 

Die Rechnung iſt jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird von dem 
Vormundſchaftsgerichte beſtimmte). 

Iſt die Verwaltung von geringem Umfange, ſo kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht, nachdem die Rechnung für das erſte Jahr gelegt worden iſt, 
anordnen, daß die Rechnung für längere, höchſtens dreijährige Zeitabſchnitte 
zu legen ijt2). 

E I 1687 Abi 1—3 II 1718; M 4 1157; P 4 802. 


1. Die Verpflichtung zur Rechnungslegung beſteht nicht bloß dem Vormundſchafts⸗ 
gericht, ſondern als privatrechtliche, im Klageweg durch einen Pfleger verfolgbare Pflicht 
auch dem Mündel gegenüber (beſtr.). Der Vormund macht ſich dieſem gegenüber verant⸗ 
wortlich, wenn er die Rechnungslegung unterläßt. Er kann ſich nicht damit entſchuldigen, 
daß das Vormundſchaftsgericht die Rechnungslegung nicht von ihm gefordert habe. Die 
Rechnungspflicht erſtreckt ſich — abweichend von der Pflicht zur Einreichung des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes (vgl. § 1802 A 1) — nur auf das geſetzlich der Verwaltung des 
Vormundes unterliegende Vermögen. Dadurch, daß das Vermögen ſich im Beſitz eines 
Nießbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, wird die Rechnungslegung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, die ſich bei dem etwaigen Fehlen von Einnahmen und Ausgaben auf die Ein⸗ 
reichung einer Vermögensüberſicht zu beſchränken hat. Keine Rechnungslegung findet 
ſtatt, ſoweit das Mündelvermögen der Verwaltung eines Dritten, z. B. eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers, Nachlaßpflegers oder des Ehemannes unterſteht, mag auch der Ehemann Vor⸗ 
mund ſein. Ohne Einfluß auf die Rechnungslegungspflicht iſt es, wenn der Vormund 
ſelbſt die Verwaltung ganz oder teilweiſe einem andern überlaſſen hat, gleichviel ob dies 
mit oder ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchehen iſt. Der Vormund kann 
ſich hierdurch der geſetzlichen Verpflichtung zur Rechnungslegung, insbeſondere zur Legung 
der Schlußrechnung, nicht entziehen. Seine Sache iſt es, die zur Aufſtellung der Rech⸗ 
nung erforderlichen Unterlagen von dem Verwalter zu beſchaffen (vgl. RG 2. 4. 94 
IV 383/93). Iſt die Verwaltung des Vermögens unter mehrere Vormünder nach be⸗ 
ſtimmten Geſchäftszweigen verteilt ($ 1797 Abi 2), fo legt jeder Vormund über feine Ver⸗ 
waltung beſondere Rechnung. Bei ungeteilter Verwaltung haben die mehreren Vormünder 
gemeinſchaftlich Rechnung zu legen ($ 1797 Abſ 1). Wird die Vormundſchaft über mehrere 
Mündel geführt, ſo findet eine geſonderte Rechnungslegung für jeden einzelnen Mündel nur 
ſtatt, ſoweit das Vermögen geteilt iſt. Aus der Pflicht zur Rechnungslegung folgt die 
Pflicht, die Richtigkeit der Rechnung durch Leitung des Offenbarungseides zu bekräftigen 
(8259 Abſ 2). Dieſe eidliche Verſicherung kann jedoch nur der Mündel nach beendeter Vormund⸗ 
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ſchaft, nicht auch der Regel nach, da ſonſt den Rechten des Mündels vorgegriffen würde, das 
Vormundſchaftsgericht verlangen. Die Koſten der Rechnungslegung fallen dem Mündel zur 
Laſt. Der Vormund kann, wenn er bei der Rechnungsaufſtellung ſich fremder Hilfe bedient 
hat und dies nach den Umſtänden gerechtfertigt erſcheint, auch die hierfür gemachten Auf⸗ 
wendungen gemäß 8 1835 erſetzt verlangen. 

2. Das Rechnungsjahr iſt behufs gleichmäßiger Verteilung der Prüfungslaſt auf das 
Geſchäftsſahr von dem Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen. Infolge dieſer Beſtimmung 
kann ſich das mit der Beſtellung des Vormundes beginnende erſte Rechnungsjahr verkürzen. 
Eine Verlängerung dieſes Rechnungsjahrs iſt unſtatthaft. Erſt nach Legung der Rechnung 
für das erſte Jahr kann die Rechnungslegungsperiode, was nur bei kleineren Verwaltungen 
geſchehen ſoll, auf einen längeren Zeitraum, der drei Jahre nicht überſteigen darf, 
feſtgeſetzt werden. Dieſe Anordnung kann das Vormundſchaftsgericht jederzeit wieder ändern. 
Ein Erlaß der Rechnungslegung durch das Vormundſchaftsgericht iſt unzuläſſig. Das 
Jugendamt als Amtsvormund ſowie der Anſtalts⸗ und Vereinsvormund find ge⸗ 
ſetzlich von der Rechnungslegungspflicht befreit (88 33 Abſ 1, 47 Abi 2 JW in Verbin- 
dung mit § 1854). Über ſonſtige Befreiungen |. $$ 1845—1857, 1903, 1904, 1917 Abſ 2. 


8 1841 


Die Rechnung ſoll eine geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben enthalten, über den Ab⸗ und Zugang des Vermögens Auskunft 
geben und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, mit Belegen verſehen ſein !). 

Wird ein Erwerbsgeſchäft mit kaufmänniſcher Buchführung betrieben, 
ſo genügt als Rechnung eine aus den Büchern gezogene Bilanz. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann jedoch die Vorlegung der Bücher und ſonſtigen Be⸗ 


lege verlangen?). 
E I 1687 Abſ 4, 5 II 1719; M 4 1158; P 4 802. 


1. Die Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben, welche die Rechnung 
enthalten foll, muß nach Gegenſtänden geordnet fein. Im übrigen dürfen an die Über 
ſichtlichkeit der Rechnung keine zu großen Anforderungen geſtellt werden (vgl. M 4, 1158) 
und darf insbeſondere nicht etwa die Benutzung eines beſtimmten Formulars verlangt werden. 
Es genügt, wenn die Rechnung ſo aufgeſtellt wird, daß ſie verſtändlich iſt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann, ſoweit es zum Verſtändnis der Rechnung nötig erſcheint, nähere Erläuterung der 
Angaben fordern. Iſt aus der Rechnung eine Überſicht nicht zu gewinnen, ſo kann der Vormund 
zur Neuaufſtellung der Rechnung vorgeladen werden. Eine Überſicht über den zeitigen Be⸗ 
ſtand des Vermögens braucht mit der Rechnung nicht verbunden zu ſein. Statt deſſen ſoll, 
damit das Vermögensverzeichnis ($ 1802) danach ergänzt werden kann, ein Bericht über 
den während des Zeitabſchnitts der Rechnungslegung eingetretenen Ab und Zugang 
(Verminderung und Vermehrung) des Vermögens beigefügt werden der zweckmäßig am Schluſſe 
der Rechnung zu geben iſt. Was die Beifügung von Belegen (Einnahmebelegen und Aus⸗ 
gabebelegen) betrifft, ſo iſt nicht zu verlangen, daß über jeden untergeordneten Ausgang ein 
Beleg erteilt wird. Es kommt hierfür auf die Gepflogenheiten des geſchäftlichen Lebens an. 
Die größere oder geringere Vertrauenswürdigkeit des Vormundes kann nicht entſcheidend 
ſein. Die Belege ſind nach Prüfung der Rechnung, falls nicht ein beſonderer Grund vorliegt, 
ſie bei den Akten zurückzubehalten, an den Vormund zur Aufbewahrung zurückzugeben. Es 
kann zweckmäßig ſein, ſie vor der Rückgabe mit einem Vermerke zu verſehen, daß ſie bei Prüfung 
der Rechnung vorgelegen haben. a. 

2. Dies gilt nicht bloß für ein kaufmänniſches Geſchäft, ſondern für ein jedes Erwerbs- 
geſchäft mit kaufmänniſch eingerichteter Buchführung. Die Bilanz enthält die aus den Ge⸗ 
ſchäftsbuchern hervorgehenden Schlußſummen (Wert- und Schuldbeſtände, Gewinn⸗ und 
Verluſtbeträge) und den hieraus ſich ergebenden Ausgleichungsbetrag. Zur Prüfung der 
Bilanz können die Bücher und Belege eingefordert werden. Durch § 1841 Abſ 2 iſt eine von 
§ 259 Abſ 1 abweichende Vorſchrift gegeben, die auch für die Legung der Schlußrechnung 
($ 1890 A 3) Geltung behält. 

8 1842 


Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm der 
Vormund die Rechnung unter Nachweiſung des Vermögensbeſtandes vor⸗ 
zulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemerkungen zu 
verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt!). 

EI 1687 Abs 6 II 1720; M 4 1159; P 4 802, 804. 
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1. Der Gegenvormund hat, wie das Vermögensverzeichnis, ſo auch die von dem Vormund 
aufgeſtellte Rechnung in bezug auf Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu prüfen und ſich zu 
dieſem Zwecke den Vermögensbeſtand nachweiſen zu laſſen (vgl. § 1799 A 2, § 1802 
A 3). Von Erfüllung dieſer Pflicht darf er ſich dadurch nicht abhalten laſſen, daß ihm der Vor⸗ 
mund vertrauenswürdig erſcheint. Nicht zu verlangen iſt aber, daß er jeden einzelnen unbedeu⸗ 
tenden Vermögensgegenſtand ſich vorzeigen läßt. 


8 1843 


Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſach⸗ 
lich zu prüfen und, ſoweit erforderlich, ihre Berichtigung und Ergänzung 
herbeizuführen!) 2). 

Anſprüche, die zwiſchen dem Vormund und dem Mündel ſtreitig bleiben, 
können ſchon vor der Beendigung des Vormundſchaftsverhältniſſes im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden?). 

E I 1688 II 1721; M 4 1159; P 4 803; 6 444. 


1. Die rechnungsmäßige Prüfung der von dem Vormund gelegten Rechnung er⸗ 
ſtreckt ſich darauf, ob die Zuſammenrechnung richtig erfolgt iſt und ob die Rechnungspoſten 
mit den Belegen übereinſtimmen, während die ſachliche Prüfung darauf gerichtet iſt, 
ob die aus dem Mündelvermögen zu gewinnenden Einnahmen erzielt ſind, ob die Ausgaben 
gerechtfertigt ſind und ob überhaupt die Verwaltung in Übereinſtimmung mit den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften geführt iſt. Zur Prüfung der Rechnung kann der Richter nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Vorſchriften ſich der Hilfe des Gerichtsſchreibers oder Rechnungs⸗ 
beamten bedienen. Von der ſachlichen Prüfung oder Nachprüfung wird er jedoch hierdurch 
niemals befreit. Eine unbedingte Pflicht, das Vorhandenſein des Kapitalvermögens ſich 
nachweiſen zu laſſen, iſt dem Vormundſchaftsrichter nicht auferlegt. Ein in der zweiten 
Kommiſſion in dieſer Richtung geſtellter Antrag wurde abgelehnt. Wegen der Zuſtändigkeit 
des Rechtspflegers |. Vorbem 4a zu § 1778. . h 

2. Die Abnahme der Rechnung durch das Vormundſchaftsgericht iſt nicht bloß eine 
durch das Amt gebotene, ſondern auch eine dem Vormunde gegenüber zu erfüllende Pflicht. 
Die Entlaſtung des Vormundes kann allerdings in dem Abnahmebeſcheide nicht ausgeſprochen 
werden. Die Erteilung der Entlaſtung bleibt vielmehr dem Mündel nach erreichter Volljährig⸗ 
keit vorbehalten (vgl. §§ 1837 A 1, 1892 A 2). Der Beſcheid kann ſich nur darüber ver- 
halten, ob und welche Erinnerungen von Aufſichts wegen zu ziehen ſind. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann beim Beſtreiten des Vormundes nicht anordnen, daß beſtimmte Aus⸗ 
gabepoſten, die von ihm beanſtandet werden, aus der Rechnung fortzulaſſen oder beſtimmte 
Einnahmepoſten einzuſetzen ſind (abw. frühere Aufl.). Die Entſcheidung hierüber hat viel⸗ 
mehr im Prozeßweg zu erfolgen, der ſchon vor Beendigung des Vormundſchaftsverhält⸗ 
fiele beſchritten werden kann. Hierbei iſt dem Mündel nach § 1909 ein Pfleger zu be⸗ 

ellen. 


§ 1844 

Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen den Vormund 
anhalten, für das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen Sicherheit zu 
leiſten. Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach ſeinem Ermeſſen!). Das Vormundſchaftsgericht 
kann, ſolange das Amt des Vormundes dauert, jederzeit die Erhöhung, 
Minderung oder Aufhebung der Sicherheit anordnen). 

Bei der Beſtellung, Anderung oder Aufhebung der Sicherheit wird die 
Mitwirkung des Mündels durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
erjebt?). 

Die Koſten der Sicherheitsleiftung ſowie der Anderung oder der Auf⸗ 
hebung fallen dem Mündel zur Laſt!). 

E I 1689 II 1722; M 4 1010, 1039, 1161; P 4 804. 

1. Zur Beſeitigung der Gefahr, daß die Erſatzanſprüche des Mündels trotz des Konkurs 
vorrechts aus 8 61 Nr5 KO (vgl. hierüber 8 1668 A 2) aus dem Vermögen des Vormundes 
nicht volle Deckung erhalten, kann das Vormundſchaftsgericht aus beſondern Gründen, 


die nicht bloß in den perſönlichen Verhältniſſen des Vormundes, ſondern auch in dem Um⸗ 
fange der Verwaltung und der Schwierigkeit der Beaufſichtigung liegen können, dem Vor 
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munde die Pflicht der Sicherheitsleiſtung auferlegen. Das Vormundſchaftsgericht hat hier⸗ 
nach dem Vormunde gegenüber eine viel weiter reichende Machtbefugnis als nach § 1668 
gegenüber dem Inhaber der elterlichen Gewalt. Die Art und die Höhe der Sicherheits⸗ 
leiſtung beſtimmt es nach freiem Ermeſſen, ohne an die Vorſchriften der §8 232ff. gebun⸗ 
den zu ſein. Die durch die Sicherheitsleiſtung (auch die ſpätere Löſchung der Hypothek) 
entſtehenden Koſten fallen — abweichend von § 1672 Abſ 2 — unbedingt dem Mündel 
zur Laſt. Der Verpflichtung zur, Sicherheitzleiftung kann ſich zwar der Vormund dadurch 
entziehen, daß er, wenn das Verlangen der Sicherheitsleiſtung an ihn geſtellt wird, von 
vornherein gemäß § 1786 Abs 1 Nr 6 die Übernahme der Vormundſchaft ablehnt oder bei 
ſpäterer Stellung des Verlangens gemäß $ 1889 feine Entlaſſung fordert. Gleichwohl behält 
die Anordnung der Sicherheitsleiſtung auch in dieſem Falle inſofern ihren Wert, als ſie ein 
wirkſames Mittel bietet, die Entlaſſung des nicht vertrauenswürdigen Vormundes, dem eine 
beſtimmte Pflichtwidrigkeit noch nicht nachgewieſen werden kann, herbeizuführen. — Auf 
den Amts-, Anſtalts⸗ und Vereinsvormund findet § 1844 keine Anwendung (88 33 Ubf 1, 
47 Abſ 2 JWG). 

2. S. § 1671 A 1. 

3. S. § 1672 A 1. Ergänzt wird § 1844 durch 8 54 FGG, wonach das Vormundſchafts⸗ 
gericht unmittelbar das Grundbuchamt um Eintragung einer Sicherungshypothek an Grund- 
ftüden des Vormundes (Pflegers, Beiſtandes) oder das Amtsgericht um Eintragung eines 
Schiffspfandrechts erſuchen kann. Vor Stellung des Erſuchens ſoll tunlichſt der Vormund 
gehört werden, wovon jedoch das erſuchte Gericht die Ausführung des Erſuchens nicht abhängig 
machen darf. Handelt es ſich um Leiſtung einer in andern Gegenſtänden beſtehenden 
Sicherheit, ſo bleibt nichts weiter übrig, als den Vormund durch Ordnungsſtrafen hierzu anzu⸗ 
halten. Die Beſchreitung des Klagewegs iſt, zumal der Vormund jederzeit durch das Verlangen 
ſeiner Entlaſſung (vgl. A 1) die Klage hinfällig machen könnte, ausgeſchloſſen (beſtr.), unbe⸗ 
ſchadet natürlich der Zuläſſigkeit des Arreſtes, wenn die beſonderen Vorausſetzungen hier⸗ 
für gegeben find (vgl. $ 1667 A 2 a. E.). Zu dem Erſuchen um Löſchung der Sicherungs⸗ 
hypothek iſt das Vormundſchaftsgericht nicht berechtigt. Die Löſchung erfolgt auf Grund 
der die Erklärung des Mündels erſetzenden Anordnung des Vormundſchaftsgerichts (vgl. 
81672 A 1) und des Löſchungsantrags des Grundſtückseigentümers, welcher Antrag der 
Anordnung hinzutreten muß. 

S 1845 


Will der zum Vormunde beſtellte Vater oder die zum Vormunde beſtellte 
eheliche Mutter des Mündels eine Ehe eingehen), ſo liegen ihnen die im 


S 1669 beſtimmten Verpflichtungen ob. 

E I 1734 II 1717; M 4 1244; P 4 850; 5 258; 6 299. 

1. Der zum Vormund beſtellte Elternteil — Vater des ehelichen, legitimierten oder ange⸗ 
nommenen Kindes, Mutter des ehelichen oder angenommenen Kindes, nicht die Mutter des 
unehelichen Kindes (a. M. Blume A 1) — ſoll im Falle der Eingehung einer Ehe (vgl. 8 1740 
A 1, 8 1761 A 1) nicht günſtiger ſtehen als der Inhaber der elterlichen Gewalt. Er hat deshalb 
die gleichen Pflichten zu erfüllen, die in $ 1669 dem Vater hinſichtlich der Nachweiſung des 
Mündelvermögens und hinſichtlich der Auseinanderſetzung auferlegt ſind und hat ſich über die 
Erfüllung dieſer Pflichten vor Zulaſſung zur Eheſchließung nach § 1314 auszuweiſen. Die 
Vorſchrift hat hauptſächlich Bedeutung für die Vormundſchaft über Volljährige. Den Ver⸗ 
luſt des Amtes als Vormund hat die Verheiratung nicht zur Folge. 


8 1846 


Iſt ein Vormund noch nicht beſtellt oder iſt der Vormund an der Erfüllung 
ſeiner pflichten verhindert, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die im Intereſſe 


des Mündels erforderlichen Maßregeln zu treffen!). 

E I 1683 II 1713; M 4 1155; P 4 799. 

1. Eigenes Handeln des Vormundſchaftsgerichts. Von dem Grundſatz, daß das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf die Aufſichtsführung beſchränkt iſt, iſt für den Fall, daß der Mündel 
wegen Fehlens der vormundſchaftlichen Fürſorge Schaden leiden würde, eine Ausnahme 
zugelaſſen. Iſt ein Vormund nicht vorhanden oder iſt der Vormund an der Ausübung ſeines 
Amtes tatſächlich oder rechtlich ($ 1795) verhindert, fo hat das Vormundſchaftsgericht, ſo⸗ 
weit erforderlich, ſich des Mündels anzunehmen (f. hierüber $ 1665 A 1). Die bloße Erſchwerung 
der Ausübung des Amtes ſteht der Verhinderung nicht gleich. § 1846 iſt anwendbar nur 
beim Vorliegen eines dringenden Falles, nicht dagegen z. B. zur Umgehung der bei einer Erb⸗ 
auseinanderſetzung nach $$ 1795 Abſ 2, 181 erforderlichen Pflegerbeſtellung (RG 71, 168 ff.). 
Über die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts ſ. Vorbem Ab vor § 1778. 
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8 1847 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer von ihm zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung auf Antrag des Vormundes oder des Gegenvormundes Ver⸗ 
wandte oder Berſchwägerte des Mündels hören, wenn es ohne erhebliche 
Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. In 
wichtigen Angelegenheiten ſoll die Anhörung auch ohne Antrag erfolgen; 
wichtige Angelegenheiten ſind insbeſondere die Volljährigkeitserklärung, 
die Erſetzung der Einwilligung zur Eheſchließung im Falle des 8 1304, die 
Erſetzung der Genehmigung im Falle des § 1337, die Entlaſſung aus dem 
Staatsverband und die Todeserklärung!). 

Die Verwandten und Verſchwägerten können von dem Mündel Erſatz 
ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte feſtgeſetzt'). 


E 1 1678, 27 Abj 3 Satz 2, 1657 Satz 2 II 1706; M 4 1015, 1098, 1149; P 1 14, 51; 4 31, 757, 796. 


1. Die Anhörung von Verwandten — zu denen auch die Mutter des unehelichen Kindes 
und nach Annahme an Kindes Statt der Annehmende gehört — oder von Verſchwägerten 
des Mündels iſt in $ 1847, damit der Vormundſchaftsrichter mit der Familie in Fühlung 
bleibt, in weiterem Umfange vorgeſchrieben als in § 1673 Abſ 2. Die Anhörung ſoll er 
folgen in wichtigen Angelegenheiten, worüber, abgeſehen von den in 81847 aus-; 
drücklich als wichtig bezeichneten Angelegenheiten, das Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts 
entſcheidet. Ein von dem Vormund oder Gegenvormund geſtellter Antrag darf nicht aus 
dem Grunde, weil die Angelegenheit nicht wichtig oder die Anhörung ohne Bedeutung ſei, 
ſondern nur dann abgelehnt werden, wenn die Anhörung wegen erheblicher Verzögerung 
der Angelegenheit oder wegen unverhältnismäßigen Koſtenaufwandes dem Mündel zum 
Nachteil gereichen würde. Dieſer Geſichtspunkt iſt natürlich auch bei der Anhörung von 
Amts wegen zu beachten. Darüber, welche Perſonen aus den Angehörigen auszuwählen 
ſind und wieviel Perſonen zu hören ſind, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Er⸗ 
meſſen zu befinden, wobei der Zweck der Maßnahme, die Gewinnung der erforderlichen 
Aufklärung, in erſter Linie von Bedeutung ift. Außer den in 81847 beſonders bezeich⸗ 
neten Angelegenheiten kommen weiter in Betracht die Erſetzung der Einwilligung der Mutter 
zur Ehelichkeitserklärung (§ 1727), die Genehmigung zur Anfechtung der Ehe durch den 
geſetzlichen Vertreter des geſchäftsunfähigen Ehegatten (8 1336), die Genehmigung zum 
Betriebe oder zur Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts (§8 112, 1823), die Anordnung der 
Fürſorgeerziehung ($ 1838), die Annahme des Mündels an Kindes Statt u. a. Die An⸗ 
hörung von Verwandten oder Verſchwägerten wird ferner verlangt in $ 1862 vor der vom 
Vormundſchaftsgericht zu treffenden Auswahl der zur Beſchlußfähigkeit des Familienrats 
A 75 Mitglieder, in $ 1308 Abſ 2, § 1673 Abſ 2. Über die Bedeutung der Anhörung 

2. Eine Verpflichtung zur Auslaſſung iſt den Verwandten oder Verſchwägerten nicht auf⸗ 
erlegt, falls fie nicht als Auskunftsperſonen (8 15 FGG; vgl. jedoch 85 383 Auf 1 Nr 3, 385 
ZPO) vernommen werden. Sie können indes zum Erſcheinen vor Gericht angehalten wer⸗ 
den (vgl. § 12 366 — beſtr.). Ein Beſchwerderecht wegen unterlaſſener Anhörung ſteht 
ihnen nicht zu (RIA 15, 265). Auslagen ſollen ihnen durch die Anhörung nicht entſtehen. 
Dieſe ſind ihnen von dem Mündel zu erſetzen und werden zu dieſem Zweck von dem Vor- 
mundſchaftsgericht feſtgeſetzt. Wird der feſtgeſetzte Betrag nicht entrichtet, ſo kann der 
Vormund hierzu — falls nicht aus der Feſtſetzungsverfügung die Zwangsvollſtreckung ſtatt⸗ 
findet — nur im Prozeßwege, nicht durch Ordnungsſtrafe (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 15) 
angehalten werden. Eine Entſchädigung für Zeitverſäumnis wird nicht gewährt. 


8 1848 


Berletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, ſo iſt er dem Mündel nach § 839 Abſ 1, 3 verant⸗ 
wortlich!) 2). 

E I 1702 II 1739; M 4 1190; P 4 820, 

1. Die Haftung des Vormundſchaftsrichters, die ſich nach den allgemeinen Grundſätzen 


des § 839 beſtimmt, beſteht nur gegenüber dem Mündel, in deſſen Intereſſe er tätig 
zu werden hat, nicht gegenüber dritten Perſonen. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß er dieſen 
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wegen Verletzung ihrer Rechte aus 98 823, 826 verantwortlich werden kann. Die Haft⸗ 
barkeit ſetzt nicht voraus, daß es fi) um eine Zuwiderhandlung gegen beſtimmt vorgeſchrie⸗ 
bene Pflichten handelt. Iſt die Sachlage eine ſolche, daß der Vormundſchaftsrichter be⸗ 
gründete Veranlaſſung hatte, im Intereſſe des Mündels tätig zu werden (88 1837, 1846), 
ſo liegt, wenn er dies ſchuldhaft unterlaſſen hat, ſchon darin ein Haftungsgrund. Um die 
vorſchriftsmäßige Anlegung des Mündelgeldes — wozu auch gehört, daß die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung des § 1809 wirkſam geworden iſt — hat der Vormundſchaftsrichter ſich 
alsbald zu kümmern. Er darf damit nicht etwa warten bis zur erſten Rechnungslegung 
(RG 88, 266). Daraus allein, daß der Vormund die ihm zum Nachweis der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Anlegung geſetzte Friſt nicht innegehalten hat, braucht jedoch der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter nicht unter allen Umſtänden einen Anlaß zu ſtrengeren Maßregeln zu ent⸗ 
nehmen (vgl. R JW 08, 24316). Die Ermächtigung zur Abhebung der hinterlegten Wert⸗ 
papiere darf, wenn das Geld dem Vormunde ſelbſt auf Hypothek geliehen werden ſoll, regel⸗ 
mäßig erſt erteilt werden, nachdem die Hypothek beſtellt und ihre Mündelſicherheit nach⸗ 
gewieſen iſt (RG JW 1917, 461°). Auch ſonſt kann unter beſondern Umſtänden, die gegen die 
Redlichkeit des Vormundes Verdacht erwecken, die Vorſicht geboten ſein, die abzuhebenden 
Wertpapiere unmittelbar der anderweiten ſicheren Anlegung zuzuführen, ohne das Geld in 
die Hände des Vormundes gelangen zu laſſen (RG Warn 1917 Nr 178). Der Vormundſchafts⸗ 
richter iſt haftbar, wenn er die gehörige Hinterlegung der Wertpapiere (88 1814, 1815, 1818) 
nicht überwacht hat. Die Hinterlegung iſt für den Schutz des Mündels von ſolcher Bedeutung, 
daß der Vormundſchaftsrichter regelmäßig den Vormund unverzüglich zur Hinterlegung 
anzuhalten hat (RG 80, 256; in 23 1918, 622 wird dem Vormundſchaftsrichter ein Vorwurf 
daraus gemacht, daß er, ſtatt die Sache früher zu klären, ſich damit begnügt hat, eine Wieder⸗ 
vorlegung nach Monatsfriſt anzuordnen). Gleicherweiſe darf die Sperre des Sparkaſſenbuchs 
(8 1809) bei Auszahlung von Mündelgeld nicht über den zur Auszahlung erforderlichen Betrag 
hinaus aufgehoben werden. Und es darf die Genehmigung zur Abhebung des Geldes dem 
Vormunde nicht ohne die nach $ 1395 benötigte Einwilligung des Ehemanns des Mündels 
erteilt werden, widrigenfalls der Vormundſchaftsrichter nicht nur dem Ehemann, ſondern 
auch dem Mündel ſelbſt haftbar wird (RG 85, 416). Hat der Vormundſchaftsrichter die Er⸗ 
füllung der ihm obliegenden Aufſichtspflichten, die Einforderung des Vermögensverzeich⸗ 
niſſes uſw. verabſäumt, ſo iſt bis zum Beweiſe des Gegenteils anzunehmen, daß durch ihre 
Beachtung die Unredlichkeit des Vormundes verhütet worden wäre (RG Warn 1916 Nr 280 a. E.) 
Die Haftung des Vormundſchaftsrichters iſt begründet, wenn er bei dringendem Verdacht 
einer Untreue des Vormundes es unterlaſſen hat, für ſchleunige Aufklärung zu ſorgen und 
nötigenfalls den Vormund zu entlaffen (RG 96, 143). Mit Geſchäftsüberlaſtung, die ihn hätte 
veranlaſſen müſſen, bei der vorgeſetzten Behörde Abhilfe zu verlangen, kann er ſich regel 
mäßig nicht entſchuldigen (RG daf.). Eine Verfehlung des Vormundſchaftsrichters kann ferner 
darin beſtehen, daß er über die tatſächlichen Verhältniſſe, namentlich vor Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung, ſich nicht genügend unterrichtet hat (RG 14. 4. 08 III 474/07; Warn 08 Nr 486, 
in welchem letzteren Falle der Schaden auf Grund des $ 254 geteilt worden iſt). So kann 
er ſich haftbar machen, wenn er in der nee einen Unterhaltsabfindungsvertrag 
des Mündels genehmigt, ohne für die Aufnahme eines Vorbehalts wegen der Folgen der 
Geldentwertung Sorge zu tragen (RG ZW 1923, 8286; SeuffA 80 Nr 151). Eine Erſatz⸗ 
pflicht kann auch dadurch begründet werden, daß der Vormundſchaftsrichter in vormundſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten, wie z. B. über die bei Anlegung von Mündelgeld zu beachtenden Vor 
ſchriften dem Vormund oder Mündel fahrläſſigerweiſe unrichtige Auskunft oder unrichtigen 
Rat erteilt hat (RG 84, 92). — Die in $ 839 Abſ 1 beſtimmte Erleichterung der Haftung, 
wonach dieſe im Falle einer Fahrläſſigkeit nur aushilfsweiſe eintritt, kommt auch dem 
Vormundſchaftsrichter zuſtatten. Nach § 839 Abſ 3 ift er gänzlich von der Haftung be⸗ 
freit, wenn der Verletzte es ſchuldhaft unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines 
Rechtsmittels abzuwenden. Er bleibt aber an erſter Stelle erſatzpflichtig, wenn der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Dritten erſt in ſpäterer Zeit verwirklicht werden kann (RG 80, 252). 
Unter dem Verletzten iſt hier nicht bloß der volljährig gewordene Mündel, ſondern während der 
Dauer der Vormundſchaft auch der Vormund als geſetzlicher Vertreter des Mündels zu ver⸗ 
ſtehen. Über den Fall, daß die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts von einem Kol⸗ 
legium (§ 1858 Art 147 EG) verſehen werden, vgl. $ 839 A 2 a. E. und wegen der Haftung 
des Staates 8 89 A 3. — Für ein Verſehen des Gerichtskalkulators in Vormundſchaftsſachen 
iſt dieſer ſelbſt, nicht der Vormundſchaftsrichter haftbar (RG 80, 406). 


2. Die Pflichtverletzung des Vormundſchaftsrichters ſtellt ſich, da dieſer nicht wie der 
Vormund (vgl. $ 1833 A 2) in einem vertragsähnlichen Pflichtverhältnis zu dem Mündel 
ſteht, als eine unerlaubte Handlung dar, was für die Verjährung des Anſpruchs (§§ 852 
853), für die Ausgleichungspflicht (5 841) und für den Gerichtsſtand (5 32 ZPO) von Beden⸗ 
tung ift. — Der Vorſchrift des § 1848 entſpricht diejenige in § 1674. 
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IV. Mitwirkung des Gemeindewaiſenrats 


8 1849 


Der Gemeindewaiſenrat!) ?) hat dem Vormundſchaftsgerichte die Per⸗ 
ſonen vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zum Vormunde, Gegen⸗ 


vormund oder Mitglied eines Familienrats eignen“). 
E I 1725 Abſ 3 II 1724; M 4 1017, 1225; P 4 838. 


1. Die Einrichtung des Gemeindewaiſenrats als eines von Mitgliedern der Gemeinde 
verwalteten Gemeindeamts war bisher dem Landesrecht überlaſſen. Die Verrichtungen des 
Waiſenrats und der zu ſeiner Unterſtützung dienenden Helfer konnten auch Frauen übertragen 
werden (vgl. Art 128 RVerf). In vielen Ländern war mit der Wahrnehmung der Ge⸗ 
ſchäfte des Waiſenrats die Behörde für Jugendfürſorge betraut. Durch das Jugendwohl⸗ 
fahrtsgeſetz v. 9. 7. 22 (vgl. Vorbem 6 vor 8 1778) iſt jetzt allgemein vorgeſchrieben, daß 
Gemeindewaiſenrat das Jugendamt iſt, dem von der Landesgeſetzgebung durch örtliche 
Einrichtungen beſondere Hilfskräfte beigeordnet werden konnen (§ 42; vgl. auch § 11). Die 
Tätigkeit des Jugendamts iſt dahin beſtimmt, daß es nicht nur das Vormundſchaftsgericht, 
ſondern auch die Vormünder, Beiſtände und Pfleger des Bezirks in jeder Hinſicht zu unter⸗ 
ſtüzen hat (88 43 u. 45). Die Anhörung des Jugendamts muß — außer bei Gefahr im 
Verzuge, wo die Anhörung nachzuholen ift — nach § 43 vor einer jeden Entſcheidung erfolgen, 
die Fälle der 88 1635 Abſ 1 Satz 2, 1666, 1727, 1728 Abſ 2, 1729 Abſ 2, 1750 Abſ 1, 1751 
Abi 2 betrifft. Soweit nach Art 8 EGJ!WG in der Faſſung der VO v. 14. 2. 1924 ein 
Jugendamt noch nicht errichtet iſt, bleibt der bisherige Waiſenrat beſtehen. 

2. Im Verhältnis zum Vormundſchaftsgericht hat der Gemeindewaiſenrat, wenn nicht 
landesrechtlich etwas anderes beſtimmt iſt, die Stellung einer gleichberechtigten Behörde. 
Das Vormundſchaftsgericht kann daher, wenn Mängel der Einrichtung oder Dienſtwidrig⸗ 
keiten hierzu Anlaß geben, ſich wegen Abhilfe nur an den Gemeindevorſtand wenden. Über 
die dem Gemeindewaiſenrat von dem Vormundſchaftsgericht zu machenden Mitteilungen 
ſ. 8 1851. Ein Recht der Beſchwerde ſteht dem Gemeindewaiſenrat innerhalb feines Amts⸗ 
bereichs nur in gleichem Maße wie jedem andern Beteiligten gegen eine die Perſon des 
Mündels betreffende Verfügung des Vormundſchaftsgerichts (RG 102, 285), nicht aber 
allgemein wegen Ablehnung oder Entlaſſung eines von ihm vorgeſchlagenen Vormundes 
oder wegen Nichteinſchreitens trotz der von ihm gemachten Anzeige zu (§ 57 Abſ 1 Nr 9 
FGG; RIA 8, 167; KGJ 45 A 35; RIA 14, 105; vgl. 81779 A1 — a. M. Planck Vorbem 4). 
Hat das Vormundſchaftsgericht ohne Anhörung des Waiſenrats einen neuen Vormund be⸗ 
ſtellt, fo iſt der Waiſenrat ſowohl nach S 20 FGG wegen Beeinträchtigung feines eigenen 
Rechtes als nach 857 Abſ 1 Nr 9 daſ. zur Einlegung der Beſchwerde befugt, die aber nur 
Erfolg haben kann, wenn in der Tat eine ungeeignete Perſon als Vormund ausgewählt iſt. 
Die Entlaſſung des Vormundes kann von dem Waiſenrat nicht mittels Beſchwerde ange⸗ 
fochten werden (KGJ 53 A 46). 

3. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats iſt das Vormundſchaftsgericht nicht ge⸗ 
bunden. Es hat nur vor der Beſtellung des Vormundes, falls nicht ein dringender Fall vor⸗ 
liegt (vgl. 8 1779 A 1), den Gemeindewaiſenrat darüber zu hören, ob der zu Beſtellende als 
Vormund geeignet iſt. Die in § 1779 Abſ 2 für die Auswahl des Vormundes gegebenen 
Vorſchriften ſind ſelbſtverſtändlich auch von dem Waiſenrat zu beachten. Mit dem Vor⸗ 
ſchlage hat der Gemeindewaiſenrat nicht ſo lange zu warten, bis er von dem 
Vormundſchaftsgericht hierzu aufgefordert wird, ſondern den Vorſchlag mit der An⸗ 
zeige von dem Bevormundungsfalle zu verbinden (8 49 FGG). Wird der Vorſchlag 
von dem Vormundſchaftsgericht erfordert, ſo empfiehlt es ſich, in der Aufforderung gleich⸗ 
zeitig mitzuteilen, ob Vermögen zu verwalten iſt. Auch iſt mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
mung des § 1779 Ab] 2 Satz 2 die Religion des Mündels anzugeben. Unter beſondern Um⸗ 
ſtänden kann der Gemeindewaiſenrat ſeinen Vorſchlag auf ſolche Perſonen richten, die ſich 
nicht in ſeinem Bezirk aufhalten, wie auch das Vormundſchaftsgericht — namentlich dann, 
wenn ſich der Mündel auswärts befindet — Veranlaſſung haben kann, einen auswärtigen 
Gemeindewaiſenrat um Benennung eines Vormundes zu erſuchen. 


8 1850 


Der Gemeindewaiſenrat hat in Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts 
darüber zu wachen, daß die Vormünder der ſich in ſeinem Bezirk aufhaltenden 
Mündel für die Perſon der Mündel, insbeſondere für ihre Erziehung und 
ihre körperliche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Er hat dem Vormund⸗ 
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ſchaftsgerichte Mängel und Pflichtwidrigkeiten, die er in dieſer Hinſicht 
wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern über das perſönliche Ergehen 
und das Verhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen“). 


Erlangt der Gemeindewaiſenrat Kenntnis von einer Gefährdung des 
Vermögens eines Mündels, ſo hat er dem Vormundſchaftsgericht Anzeige 
zu machen?). . 

GI 17258 Abſ 1, 2 II 1723; M 4 1225; P 4 838. 

1. Dem Gemeindewaiſenrat fällt hauptſächlich die Aufgabe zu, das pe rſönliche Wohl 
der in ſeinem Bezirk befindlichen Mündel, mögen ſie nun dem Vormundſchaftsgericht ſeines 
Bezirks oder einem andern Vormundſchaftsgericht unterſtehen, fortlaufend zu überwachen 
(zu welchem Zwecke er auch das Recht hat, die Wohnung der von ihm zu beaufſichtigenden 
Mündel wider den Willen des Wohnungsinhabers zu betreten; a. A. Planck A 2) und dem 
Vormundſchaftsgericht rechtzeitig Nachricht zu geben, wenn ein Anlaß zum Einſchreiten vor⸗ 
handen iſt. Die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats iſt aber nicht auf dieſe Anzeige bei chränkt, 
fie erſtreckt ſich auch darauf, daß er dem Vormunde, was die Sorge für die Perſon des 
Mündels betrifft, Rat erteilen und Vorhaltungen machen kann. Die Dienſte des Gemeinde⸗ 
waiſenrats kann das Vormundſchaftsgericht in Anſpruch nehmen, um über die perſönlichen 
Verhältniſſe des Mündels Auskunft zu erfordern und in dieſer Beziehung Ermittlungen 
anſtellen zu laſſen. Zu einer formularmäßigen periodiſchen Berichterſtattung kann dagegen 
der Waiſenrat nicht als verpflichtet angeſehen werden (fo jetzt auch Dernburg IV 9 103 III 2). 
un 15 Aufſicht des Waiſenrats über die der elterlichen Gewalt unterliegenden Kinder 
.8 1675 A 1. 

2. Auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung hat der Gemeindewaiſenrat nur die 
Pflicht, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn er von einer Gefährdung des 
Vermögens Kenntnis erhält. Es iſt aber nicht ſeines Amtes, darüber, ob eine Gefährdung vor⸗ 
liegt, Ermittlungen anzuſtellen. 


8 1851 


Das Vormundſchaftsgericht hat dem Gemeindewaiſenrate die Anordnung 
der Vormundſchaft über einen ſich in deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel 
unter Bezeichnung des Vormundes und des Gegenvormundes ſowie einen in 
der Perſon des Vormundes oder des Gegenvormundes eintretenden Wechſel 
mitzuteilen“). 

Wird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines anderen Ge⸗ 
meindewaiſenrats verlegt, jo hat der Vormund dem Gemeindewaiſenrate 
des bisherigen Aufenthaltsorts und dieſer dem Gemeindewaiſenrate des 
neuen Aufenthaltsorts die Verlegung mitzuteilen !). 

EI 1725 Abſ 4, 5 II 1725; M 4 1225; P 4 839. 

1. Mitteilungspflicht des Vormundſchaftsgerichts und Vormundes. Das Vormund ⸗ 
ſchaftsgericht hat den Gemeindewaiſenrat darüber, wer Vormund und Gegenvormund iſt, 
auf dem laufenden zu erhalten. Verzieht der Mündel nach Einleitung der Vormundſchaft 
in einen andern Bezirk, ſo hat dies der Vormund, ohne Vermittlung des Vormundſchaftsgerichts, 
dem Gemeindewaiſenrat des bisherigen Aufenthalts mitzuteilen, welcher dieſe Mitteilung 
mit den auf die Vormundſchaft bezüglichen Nachrichten an den Gemeindewaiſenrat des neuen 
Aufenthalts weitergibt. 


V. Befreite Vormundſchaft 


8 1852 


Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt!), die Beſtellung 
eines Gegenvormundes ausſchließen?). 

Der Vater kann anordnen, daß der von ihm benannte Vormund bei der 
Anlegung von Geld den in den SS 1809, 1810 beſtimmten Beſchränkungen 
nicht unterliegen und zu den im § 1812 bezeichneten Rechtsgeſchäften der Ge 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts?) nit 
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bedürfen ſoll. Dieſe Anordnungen ſind als getroffen anzuſehen, wenn der 
Vater die Beſtellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen hat'). 
E I 1690 II 1726; M 4 1163; P 4 805. 


1. Die nach SS 1852ff. zuläſſigen Befreiungen können (abgeſehen von der am Schluß 
zu erwähnenden Ausnahme) nur dem von dem Vater oder der Mutter benannten Vormunde 
(vgl. 8 1777 A 1 u. 2) erteilt werden. Die Befreiung braucht nicht gleich bei der Benennung 
des Vormundes zu erfolgen (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 2); ſie kann nicht bloß von dem 
Elternteil, der den Vormund benannt hat, ſondern auch von dem andern Elternteil an⸗ 
geordnet werden, wenn er dadurch die Benennung ſeinerſeits beſtätigt. Die Befreiung iſt 
wirkſam kraft dieſer Anordnung, ohne daß ſie — was indes empfehlenswert ift (vgl. § 1791 
A 1) — in die Beſtallung aufgenommen zu werden braucht. Sie kommt immer nur dem be- 
freiten Vormunde zugute, nicht dem bei Verhinderung des Vormundes ($$ 1846, 1795, 1796) 
eintretenden Pfleger, auch nicht dem Mitvormunde, und kann deshalb, wenn ein nicht 
befreiter Mitvormund zu gemeinſchaftlicher Verwaltung beſtellt iſt, wirkungslos fein (vgl. 
§ 1854 A 1 a. E.). Sit jemand ſchlechthin zum befreiten Vormund ernannt, fo iſt anzunehmen, 
daß ihm alle geſetzlich zuläſſigen Befreiungen zukommen ſollen. — Landesrechtlich konnten 
gemäß Art 136 Nr 4 Ec dem Anſtaltsvormunde und dem Berufsvormunde (vgl. 
§ 1773 A 4, 8 1792 A 1) die Befreiungen aus $ 1852 eingeräumt werden, von welcher 
Befugnis die meiſten Bundesſtaaten Gebrauch gemacht hatten. Nunmehr ſtehen dem Amts⸗ 
vormund und dem Anſtalts⸗ und Vereinsvormund die nach 88 1852 —1854 zuläſſigen 
Befreiungen kraft Geſetzes zu ($$ 48 Abſ 1, 33 Abs 1, 47 Abſ 2 JWG). 

2. Durch die Ausſchließung der Beſtellung eines Gegenvormundes wird der Vormund 
vollſtändig von der Mitwirkung des Gegenvormundes befreit auch hinſichtlich der Rechtsge⸗ 
ſchäfte, zu deren Vornahme es ſonſt der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf (88 1809, 
1810, 1812). Aus dem Wegfall der Genehmigung des Gegenvormundes folgt zugleich not⸗ 
wendig der Wegfall der als Erſatz der Genehmigung des Gegenvormundes vorgeſchriebenen 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Das trifft nicht zu, wenn der Vater — was 
zuläſſig iſt (abw. frühere Aufl.) — trotz der Ausſchließung einer Gegenvormundſchaft an⸗ 
geordnet hat, daß die Befreiungen des Abs 2 Satz 1 nicht eintreten ſollen. Dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht iſt es natürlich für andere Fälle der von ihm zu erteilenden Genehmigung 
unbenommen, falls es dies für nötig erachtet, einen Pfleger zu beſtellen. Wird übrigens 
entgegen der Anordnung ein Gegenvormund beſtellt, ſo iſt die Beſtellung, wennſchon die 
Befreiung wirkſam bleibt, nicht etwa als nichtig anzuſehen. Die Befreiung von der Mit⸗ 
wirkung des Gegenvormundes kann dem Vormunde, auch wenn die Beſtellung eines Gegen⸗ 
vormundes nicht ausgeſchloſſen iſt, hinſichtlich aller der Genehmigung des Gegenvormundes 
unterliegenden Rechtsgeſchäfte oder hinſichtlich einzelner Rechtsgeſchäfte erteilt werden. 

3. Über die Befreiung von der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts |. 8 1854 A 1. 


8 1853 


Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, Inhaber⸗ und Orderpapiere zu hinterlegen und den im § 1816 
bezeichneten Vermerk in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuld buch ein⸗ 
tragen zu laſſen !). 

E 1 1692 II 1727; M 4 1172; P 4 812. 


1. Befreiungen. Von den die ſachliche Verwaltung betreffenden Verpflichtungen 
kann der Vormund nicht befreit werden. Es iſt insbeſondere nicht möglich, den Vormund von 
der Verpflichtung zu entbinden, das Mündelgeld in der durch § 1807, 1808 vorgeſchriebenen 
ſicheren Weiſe anzulegen. Auch der befreite Vormund hat nicht das Recht, Geldbeträge, die 
dem Mündel gehören, auf ſeinen Namen anzulegen. Eine Ausnahme iſt es, daß dem Vor⸗ 
mund die Hinterlegungspflicht aus § 1814 ſowie — was im Zweifel in der Befreiung 
von der Hinterlegungspflicht mitenthalten iſt (a. M. Fuchs A 1) — die Sperrpflicht aus 
8 1816 erlaſſen werden kann. Die Beſtimmung des $ 1815 Abf 1, die dem Vormunde nur die 
Befugnis gibt, die Inhaberpapiere ſtatt der Hinterlegung in Namenspapiere umſchreiben 
zu laſſen, kommt hier nicht in Betracht. Iſt die Hinterlegungspflicht aus § 1814 ausge- 
ſchloſſen, fo kann auch von der erweiterten Hinterlegungspflicht aus § 1818 — vorbehaltlich 
der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zur Außerkraftſetzung der Befreiung gemäß 8 1857 — 
nicht die Rede ſein (a. M. Staudinger A 1e, Fuchs A 1). Die Befreiung von der Hinter⸗ 
legungspflicht zeigt ſich, wenn trotzdem der Vormund hinterlegt oder das Inhaberpapier in ein 
Namenspapier umſchreiben oder den Sperrvermerk des $ 1816 in das Staatsſchuldbuch ein⸗ 
tragen läßt, darin wirkſam, daß die ſonſt mit dieſen Vorgängen nach 8s 1819, 1820 verbundene 
Verfügungsbeſchränkung nicht Platz greift. Über die Befreiung im allgemeinen |. § 1852 A 1. 
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8 1854 


Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, während der Dauer ſeines Amtes Rechnung zu legen!). 

Der Vormund hat in einem ſolchen Falle nach dem Ablaufe von je zwei 
Jahren eine Überſicht über den Beſtand des ſeiner Verwaltung unterliegenden 
Vermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann anordnen, daß die Überſicht in längeren, höchſtens fünfjährigen 
Zwiſchenräumen einzureichen iſt!). 

Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm der 
Vormund die Überjicht unter Nachweiſung des Vermögensbeſtandes vorzu⸗ 
legen. Der Gegenvormund hat die überſicht mit den Bemerkungen zu ver⸗ 
ſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt?). 


E I 1651 II 1728; M 4 1170; P 4 809. 


1. Befreiung von der Rechnungslegung. Eine Befreiung von der Aufſicht des Vor ; 
mundſchaftsgerichts iſt inſofern zuläſſig, als der Vormund im Falle der Ausſchließung 
eines Gegenvormundes oder der Befreiung von der Notwendigkeit der Genehmigung des 
Gegenvormundes auch der von dem Vormundſchaftsgericht bei Nichtvorhandenſein eines 
Gegenvormundes zu erteilenden Genehmigung (§8 1810, 1812 Abf 3) nicht bedarf (vgl. 8 1852 
A 2). Der Fall, daß lediglich dieſe Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ausgeſchloſſen 
wird — was an ſich nach § 1852 Abſ 2 zuläſſig iſt —, wird kaum jemals vorkommen. Von der 
Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts kann außerdem der Vormund hinſichtlich der Rechnungs ; 
legungspflicht befreit werden. Er hat dann nicht nötig, dem Vormundſchaftsgericht gegen- 
über über die Einnahmen und Ausgaben ſich auszuweiſen und hat zu dieſem Zwecke in den 
in Abſ 2 beſtimmten Zeiträumen im Anſchluß an das Vermögensverzeichnis nur eine den 
zeitigen Vermögensbeſtand klarſtellende Überſicht einzureichen. In der Überſicht ſind auch die 
Schulden aufzuführen (beſtr.). Eine ins einzelne gehende Angabe der Haushaltsgegenſtände 
iſt hier nicht zu verlangen. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, hinſichtlich der Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben aus beſonderen Gründen über beſtimmte Punkte Auskunft zu fordern, 
bleibt beſtehen, ebenſo die Verpflichtung des Vormundes, ſich dem Mündel gegenüber über 
die Verwaltung durch Legung der Schlußrechnung (88 1890 ff.) auszuweiſen. Die Einreichung 
des Vermögensverzeichniſſes (§ 1802) kann dem Vormunde nicht erlaſſen werden, auch nicht 
die Offenlegung dieſes Verzeichniſſes. Sind mehrere Vormünder zu gemeinſchaftlicher Ver⸗ 
waltung beſtellt, fo braucht der von der Pflicht der Rechnungslegung befreite Vormund 
bei der von den andern Vormündern zu legenden Rechnung nicht mitzuwirken (a. M. Fuchs 
A 3 u. Vorbem 2d vor $ 1852); er iſt aber nicht von der Verpflichtung befreit, dieſen die 
etwa zur Aufftellung der Rechnung erforderliche Auskunft zu erteilen. 

2. Trotz Befreiung des Vormundes von der Rechnungslegungspflicht bleibt der Gegen⸗ 
vormund berechtigt und verpflichtet, die Verwaltung des Vormundes zu prüfen, um im 
Falle einer Pflichtwidrigkeit des Vormundes dem Vormundſchaftsgericht Anzeige machen zu 
können. Er kann deshalb nötigenfalls eine Darlegung der Einnahmen und Ausgaben von 
dem Vormund fordern. Auch hat er die Richtigkeit des in der Überſicht angegebenen Ver⸗ 
mögensbeſtandes ſich nachweiſen zu laſſen. Von dieſen Verpflichtungen kann der Gegen ⸗ 
vormund nicht befreit werden. 

§ 1855 


Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, ſo kann ſie die gleichen 
Anordnungen treffen wie nach den SS 1852 bis 1854 der Vater!). 
E I 1690—1692 II 1729; M 4 1168; P 4 805 ff. 


1. Die Anordnung der ehelichen Mutter iſt nicht etwa deshalb ungültig, weil ſie zu einer 
Zeit getroffen iſt, wo das Recht der Anordnung noch dem Vater zuſtand. Sie kann nur, 
ſolange die Anordnung des Vaters noch in Kraft iſt, nicht in Wirkſamkeit treten (vgl. 8 1777 A 2). 


8 1856 


Auf die nach den SS 1852 bis 1855 zuläſſigen Anordnungen finden die 
Vorſchriften des § 1777 Anwendung!). 
EI 1693 II 1730; M 4 1172; P 4 814. 


1. Vgl. 8 1777 A 1 u. 2. 


52 Familienrecht Vormundſchaft 


8 1857 


Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter können von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre Befolgung das 
Intereſſe des Mündels gefährden würde!). 

E I 1694 II 1731; M 4 1173; P 4 805 u. 814. 


1. Die Zuläſſigkeit der Außerkraftſetzung der elterlichen Anordnungen bei Gefähr⸗ 
dung der Intereſſen des Mündels entſpricht einem allgemeinen Grundſatz des Vormund⸗ 
ſchaftsrechts (ogl. Vorbem 1 vor $ 1773) und kann auch nicht durch die Eltern des Mündels 
irgendwie beſchränkt werden. Die Außerkraftſetzung wird fich regelmäßig als eine wichtige 
Angelegenheit im Sinne des § 1847 darſtellen, ſo daß die vorherige Anhörung von Ver⸗ 
wandten oder Verſchwägerten des Mündels nötig wird. Ebenſo iſt regelmäßig der Vor⸗ 
mund — der auch beſchwerdeberechtigt iſt — vorher zu hören. 


VI. Familienrat 


8 1858 


) Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels die Einſetzung an⸗ 
geordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter kann die Einſetzung des Familienrats von 
dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Ereigniſſes abhängig 
machen. 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl geeigneter Per⸗ 
ſonen nicht vorhanden ift2)3). 

& I 1712 II 1751: M 4 1014, 1018, 1203; P 4 835. 


1, Der Familienrat tritt — unbeſchadet der Befugnis des vorſitzenden Vormundſchafts⸗ 
richters, in dringlichen Fällen ſelbſt die erforderliche Anordnung zu treffen (§ 1876) — vollſtändig 
an Stelle des Vormundſchaftsgerichts in Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsſachen (wobei 
als Pfleger nach § 1693 auch der mit der Vermögensverwaltung betraute Beiſtand der Mutter 
anzuſehen iſt), nicht aber für die ſonſtigen Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts gegen⸗ 
über Ehegatten oder Kindern unter elterlicher Gewalt, auch der Natur der Sache nach nicht für 
die Pflegſchaftsfälle der 88 1913, 1914. Der Familienrat wird immer nur für eine beſtimmte 
Vormundſchaftsſache oder Pflegſchaftsſache gebildet. Seine Zuſtändigkeit erſtreckt ſich jedoch, 
da die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts für dieſelde Perſon nicht unter verſchiedene 
Gerichte verteilt werden dürfen (vgl. 88 37, 43 366), auch auf die neben der Vormundſchaft 
nach § 1909 einzuleitende Pflegſchaft und auf die in 88 3, 112, 113, 1750 erwähnten be⸗ 
ſonderen Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts, ſofern das Kind unter Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft ſteht. Aus dem gleichen Grunde iſt es für unſtatthaft zu erachten, daß bei 
Kindern unter elterlicher Gewalt neben dem hierfür zuſtändigen Vormundſchaftsgericht 
ein beſonderer Familienrat für die Pflegſchaft aus $ 1909 beſtellt wird. Im Widerſpruch 
mit § 1775 (vgl. auch § 36 Abſ 1 FGG) würde es endlich ſtehen, wenn ohne zwingende 
Gründe der Familienrat nicht für ſämtliche ſchutzbedürftige Geſchwiſter beſtellt, ſondern 
ſeine Zuständigkeit auf einzelne Geſchwiſter beſchränkt würde. Über einen Ausländer 
kann bei einem inländifchen Vormundſchaftsgericht ein Familienrat nicht eingeſetzt werden. 
Um dies zu ermöglichen, müßte die Vormundſchaft vorerſt von dem ausländiſchen Staat an 
das deutſche Vormundſchaftsgericht abgegeben werden (KJ 53 A 51). 

2. Die Einſetzung eines Familienrats ſoll nur erfolgen auf Anordnung der Eltern oder 
auf einen nach § 1859 geſtellten Antrag. Der Vater und die eheliche Mutter können unter 
den in § 1777 beſtimmten Vorausſetzungen und in der daſelbſt beſtimmten Form ($ 1868) die 
Einſetzung eines Familienrats unterſagen (§ 1859). Sie können ferner die Einſetzung 
oder Aufhebung des Familienrats von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten 
Ereigniſſes — nicht von dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts — abhängig machen 
(88 1858 Ab] 2, 1880). Die Einſetzung hat anordnungsgemäß zu erfolgen, wenn die Bildung 
eines Familienrats möglich iſt, das heißt, wenn die hierfür nötige Anzahl geeigneter Per⸗ 
ſonen vorhanden ift und dieſe, wie mit Rückſicht auf 8 1869 hinzugeſetzt werden muß, freiwillig 
zur Übernahme des Amtes bereit ſind. Da der Familienrat, abgeſehen von dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter, aus mindeſtens zwei Mitgliedern, der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen 
Zahl, beſtehen muß (88 1860, 1874) und, falls nicht der Vater oder die eheliche Mutter 
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das Mitglied berufen hat, von dem Vormundſchaftsgericht nur ein Verwandter (Ver⸗ 
ſchwägerter) zum Mitgliede beſtellt werden kann (8 1867), fo müſſen mindeſtens zwei zur Über⸗ 
nahme des Amtes bereite und hierfür geeignete Verwandte (Verſchwägerte) des Mündels vor⸗ 
handen ſein; der dann gebildete Familienrat kann ſeinerſeits weitere Mitglieder (bis zur 
Höchſtzahl von ſechs Perſonen) und Erſatzmitglieder ohne Rüſckicht auf die Verwandtſchaft 
auswählen ($$ 1860, 1862 Abſ 2, 1863, 1867). Sinkt die Zahl der Mitglieder unter zwei 
Perſonen herab, ohne daß eine Ergänzung möglich iſt — bei vorübergehender Verhinderung 
hat der Vorſitzende ein Erſatzmitglied, das nicht zu den Verwandten zu gehören braucht, zu 
beſtellen (88 1864, 1867) —, ſo hat das Vormundſchaftsgericht den Familienrat aufzuheben 
(8 1880). Iſt der Anordnung wegen Einſetzung eines Familienrats nicht entſprochen, To 
kann nicht bloß von dem Vormunde und den als Mitglied berufenen Perſonen des Familien⸗ 
rats (8 1861, § 20 FG), ſondern auch von den Verwandten oder Verſchwägerten und dem 
Ehegatten des Mündels Beſchwerde eingelegt werden (§ 57 Abſ. 1 Nr 4 FGG). Im Falle 
der Unzuläſſigkeit der Einſetzung eines Familienrats iſt nur der Vormund beſchwerdeberechtigt. 

3. Von der Einſetzung eines Familienrats iſt, obwohl dies nicht beſonders beſtimmt 
iſt, dem Vormunde und Gegenvormunde Mitteilung zu machen, wie eine ſolche Mit- 
teilung auch bei Aufhebung des Familienrats in § 1881 beſonders vorgeſchrieben wird. Die 
Wirkſamkeit der Einſetzung iſt von dieſer Mitteilung nicht abhängig; die Einſetzung kann 
nicht als eine ihrem Inhalte nach für den Vormund beſtimmte Verfügung im Sinne des 
8 16 Abſ 1 Fc! angeſehen werden. Die bereits früher dem Vormund und Gegenvormund 
erteilten Beſtallungen müſſen, um die Einſetzung des Familienrats gemäß $ 1791 in der 
Beſtallung zu vermerken, zurückgefordert werden. 


8 1859 


Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter des Mündels oder der Vormund 
oder der Gegenvormund die Einſetzung beantragt und das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſen erachtet!). 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Mündels ſie unterſagt hat!). 


E I 1713 II 1572; M 4 1205; P 4 835. 


1. Einſetzung des Familienrats auf Antrag. Die Verwandten oder Verſchwügerten 
des Mündels haben nicht das Recht, die Einſetzung eines Familienrats anzuordnen, ſondern 
können die Einſetzung nur in Antrag bringen, vorausgeſetzt, daß ſie unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig und deshalb zur Stellung von Anträgen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
befugt find (a. M. Staudinger A1 Abſ 3; Fuchs A2 letzter Abſatz, welche bei beſchränkter Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters fordern). Antragsberechtigt ſind 
ferner der Vormund und Gegenvormund, und zwar dieſe Perſonen ohne Rückſicht auf die 
durch Minderjährigkeit oder Stellung unter vorläufige Vormundſchaft herbeigeführte Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit (vgl. § 1781), desgleichen der Pfleger, ſofern er nicht 
aus 88 1909, 1913, 1914 beſtellt iſt (beſtr.) — vgl. $ 1858 A 1. Sind mehrere Vormünder 
zu geteilter oder ungeteilter Verwaltung beſtellt, ſo kann der Antrag von jedem Vormunde 
ſelbſtändig geſtellt werden (beſtr.). Bei Eingang eines Antrags hat ſich das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſchlüſſig zu machen, ob die Einſetzung eines Familienrats zweckmäßig erſcheint. Dies 
wird namentlich dann anzunehmen ſein, wenn zur Beaufſichtigung eines größeren Betriebs 
die Mitwirkung ſachverſtändiger Familienmitglieder wünſchenswert iſt. Die Einſetzung eines 
Familienrats kann auch ſonſt zur Förderung der Familienzuſammengehörigkeit und des 
tatkräftigen Eintretens der Verwandten für den Mündel am Platze ſein. Bei Prüfung der 
Zweckmäßigkeit iſt nicht außer Betracht zu laſſen, daß die Zuſammenberufung des Familien ⸗ 
rats unverhältnismäßig große Schwierigkeiten und Koſten verurſachen kann. Wegen des 
Beſchwerderechts bei Ablehnung des Antrags |. 8 1858 A 2. Das Beſchwerderecht iſt nicht 
auf den Antragſteller beſchränkt. 

2. Die Berechtigung des Vaters und der ehelichen Mutter zur Unterſagung der Einſetzung 
eines Familienrats ſowie die Form der Unterſagung beſtimmt ſich gemäß § 1868 nach § 1777. 


8 1860 


Der Familienrat beſteht aus dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzen⸗ 
dem!) und aus mindeſtens zwei, höchſtens ſechs Mitgliedern?). 
E I 1714 Ab 1 II 1753; M 4 1207; P 4 836. 
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1. Dem Vormundſchaftsrichter als dem Vorſitzenden gebührt die Leitung der Geſchäfte 
(81872). Er hat den Familienrat einzuberufen (§ 1873). Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
feine Stimme ($ 1874). Ihm gebührt auch die Entſcheidung, ob ein Mitglied wegen Inter⸗ 
eſſengegenſatzes von der Beſchlußfaſſung auszuſchließen iſt (8 1784 Ab] 3). Seine Sache iſt 
es, den Betrag der den Mitgliedern zu erſtattenden Auslagen feſtzuſetzen ($ 1877). Eine Straf⸗ 
gewalt ſteht dem Vorſitzenden nicht zu. Die Entlaſſung eines Mitgliedes kann nur von dem 
Beſchwerdegericht ausgeſprochen werden (§ 1878 Abſ 2). Der Vorſitzende kann jedoch, wenn 
Er ein Mitglied feinen Verpflichtungen entzieht, Ordnungsſtrafen gemäß § 1875 Ab 2 ver- 

ängen. 

2. Die Mitglieder haben bei der Beſchlußfaſſung dieſelben Rechte und Pflichten wie 
der Vormundſchaftsrichter und ſind nach 8 1872 Abſ 2 in gleicher Weiſe wie dieſer verantwort⸗ 
lich. Zwei Mitglieder bilden die nach § 1874 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche geringſte 
Zahl. Werden Mitglieder über die zuläſſige Höchſtzahl von ſechs Perſonen hinaus beftellt, 
ſo iſt die Beſtellung dieſer weiteren Mitglieder als nicht geſchehen anzuſehen, falls nicht etwa 
die Beſtellung in dem Sinne erfolgt iſt, daß die weiteren Mitglieder nur als Erſatzmitglieder 
tätig ſein ſollen. Die unter Mitwirkung von mehr als ſechs Mitgliedern von dem Familienrat 
gefaßten Beſchlüſſe ſind ungültig. 

§ 1861 


Als Mitglied des Familienrats iſt berufen, wer von dem Vater oder 
der ehelichen Mutter des Mündels als Mitglied benannt iſt. Die Vorſchriften 
des § 1778 Abf 1, 2 finden entſprechende Anwendung!). 

E I 1715 Abſ 1 II 1754; M 4 1209; P 4 836, 

1. Hinſichtlich der Vorausſetzungen und der Form der Benennung der Mitglieder durch 
die Eltern des Mündels gelten nach $ 1868 die Beſtimmungen des $ 1777. Der Benennungs⸗ 
berechtigte kann beſtimmen, ob der Benannte ordentliches Mitglied oder Erſatzmitglied werden 
ſoll, und kann letzterenfalls über die Reihenfolge des Eintritts der benannten Erſatzmitglieder 
bei Wegfall oder Verhinderung eines ordentlichen Mitgliedes Anordnung treffen (§ 1863 
Abſ 3, vgl. § 1863 A 1). Die Übergehung des Benannten iſt nur zuläſſig unter den 
Vorausſetzungen des § 1773. Die entſprechende Anwendung dieſes Paragraphen führt dazu, 
daß an Stelle der hier in Bezug genommenen 88 1780—1784, die von den Unfähigfeits- 
und Untauglichkeitsgründen handeln, die hierüber für den Familienrat gegebenen Vorſchriften 
der 88 1865, 1866 Anwendung zu finden haben (a. M. Plauck A 3). Sind mehr als ſechs Perſonen 
benannt, fo darf, da der Familienrat nach § 1860 nicht aus mehr als ſechs Mitgliedern beſtehen darf, 
im Zweifel angenommen werden, daß dem Vormundſchaftsrichter die Auswahl unter den Be⸗ 
nannten zuſtehen ſoll (a. M. Staudinger A1 Abſ 4, welcher die Reihenfolge der Benennung 
entſcheiden laſſen will). 

8 1862 


Soweit eine Berufung nach $ 1861 nicht vorliegt oder die Berufenen die 
Übernahme des Amtes ablehnen, hat das Vormundſchaftsgericht die zur 
Beſchlußfähigkeit des Familienrats erforderlichen Mitglieder auszuwählen. 
Vor der Auswahl ſollen der Gemeindewaiſenrat und nach Maßgabe des 
§ 1847 Verwandte oder Berſchwägerte des Mündels gehört werden. 

Die Beſtimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre Auswahl ſteht 
dem Familienrate zu!). 

E I 1715 Abſ 2 II 1755 Abſ 1 u. 2; M 4 1209; P 4 836. 

1. Um die Wahl der Mitglieder möglichſt dem Familienrat ſelbſt zu überlaſſen, hat 
der Vormundſchaftsrichter ſich darauf zu beſchränken, den Familienrat mit der zur Beſchluß⸗ 
faſſung erforderlichen geringſten Zahl von zwei Mitgliedern (88 1860, 1874) zu beſetzen, wobei 
die Intereſſen der väterlichen und mütterlichen Verwandten möglichſt gleichmäßig zu berück⸗ 
ſichtigen ſind. Es iſt ihm ferner zur Pflicht gemacht, vor der Auswahl — wobei die Beſtim⸗ 
mungen der 88 1865—1867 zu beachten find — nicht bloß den Gemeindewaiſenrat, ſondern 


auch tunlichſt, um auf die Wünſche der Familie Rückſicht nehmen zu können, Verwandte 
oder Verſchwägerte des Mündels zu hören. 


8 1863 


Sind neben dem Vorſitzenden nur die zur Beſchlußfähigkeit des Familien⸗ 
rats erforderlichen Mitglieder vorhanden, ſo ſind ein oder zwei Erſatzmit⸗ 
glieder zu beſtellen !). 
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Der Familienrat wählt die Erſatzmitglieder aus und beſtimmt die Reihen⸗ 
folge, in der ſie bei der Verhinderung oder dem Wegfall eines Mitglieds 
in den Familienrat einzutreten haben!). 

Hat der Vater oder die eheliche Mutter Erſatzmitglieder benannt und die 
Reihenfolge ihres Eintritts beſtimmt, ſo iſt dieſe Anordnung zu befolgen. 

GI 1715 Abſ 4 II 1756; M 41211; P 4 836. 


1. Die Beſtellung von Erſatzmitgliedern iſt vorgeſehen, um die Verzögerungen zu ver⸗ 
meiden, die ſonſt bei Beſchlußunfähigkeit des Familienrats (§ 1874 Abſ 1) entſtehen würden. 
Das Erſatzmitglied tritt bei (tatſächlicher oder rechtlicher) Verhinderung oder Wegfall eines 
ordentlichen Mitgliedes in Tätigkeit, und zwar im letzteren Falle bis zur Beſtellung eines neuen 
ordentlichen Mitgliedes. Es tritt nicht etwa auf unbeſchränkte Zeit als ordentliches Mitglied 
ein (a. M. Planck A 3, Blume A 6), falls es nicht als benanntes Mitglied berufen fein 
ſollte (vgl. § 1861 A 1). Die Vorſchrift des Abſ 1 iſt übrigens nicht dahin aufzufaſſen, daß 
die Beſtellung von mehr als 2 Erſatzmitgliedern oder die Beſtellung von Erſatzmitgliedern 
trotz des Vorhandenſeins von mehr als zwei ordentlichen Mitgliedern nichtig wäre (anders 
eehte Anſicht). Die unnötig beſtellten Erſatzmitglieder können nur ihre Entlaſſung 
ordern. 

2. In Ermanglung einer in Abſ 3 bezeichneten Anordnung hat über die Reihenfolge 
des Eintritts der Erſatzmitglieder lediglich der Familienrat zu beſtimmen, ohne etwa an früher 
gefaßte Beſchlüſſe gebunden zu ſein. Eine Ungültigkeit des Beſchluſſes kann nicht etwa daraus 
1 werden, daß die früher von dem Familienrat beſtimmte Reihenfolge nicht einge⸗ 

alten iſt. 


§ 1864 


Wird der Familienrat durch vorübergehende Verhinderung eines Mit⸗ 
glieds beſchlußunfähig und iſt ein Erſatzmitglied nicht vorhanden, ſo iſt für 
die Dauer der Verhinderung ein Erſatzmitglied zu beſtellen. Die Auswahl 
ſteht dem Vorſitzenden zu!). 

EI 1715 Abſ 5 II 1757; M 4 1212; P 4 836. 

1. Vorherige Anhörung des Gemeindewaiſenrats oder der Verwandten und Verſchwägerten 
des Mündels iſt hier, wo es ſich nur um die Beſtellung eines zeitweiligen Erſatzmitgliedes 
handelt, nicht nötig. Der Vorſitzende hat darüber zu befinden, ob ein Bedürfnis zur Beſtellung 
eines Erſatzmitgliedes vorliegt. Als vorübergehende Verhinderung iſt es auch anzuſehen, 
wenn ein Mitglied nach § 1874 Abſ 3 für ein einzelnes Rechtsgeſchäft von der Teilnahme an 
der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen iſt. Die Auswahl iſt nicht auf Verwandte oder Verſchwä'⸗ 
gerte des Mündels beſchränkt (8 1867). Das zeitweilige Erſatzmitglied iſt zur Mitwirkung als 
Mitglied des Familienrats nur für die Zeit der Verhinderung des ordentlichen Mitgliedes 
beſtellt. Sein Amt erliſcht mit dem Aufhören dieſer Verhinderung, ohne daß es ſeiner 
Entlaſſung bedarf. Wird der Familienrat durch dauernde Verhinderung eines Mitgliedes 
beſchlußunfähig (vgl. § 1874 Abſ 1), fo iſt nach § 1862 zu verfahren (vgl. 8 1879 A J). 


8 1865 


Zum Mitgliede des Familienrats kann nicht beſtellt werden, wer ge⸗ 
ſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
entmündigt iſt!). 

E I 1716 Abſ 1 u. 3 II 1768; M 4 1212; P 4 837. 

1. Übereinſtimmend $ 1780. Die Unfähigkeit des Mitgliedes hat zur Folge, daß die 
unter Mitwirkung dieſes Mitgliedes von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe ungültig ſind 
(a. M. Blume § 1865 A 2, § 1874 A 6, der den Beſchluß nur als durch Rechtsmittel anfechtbar 
erachtet). § 1865 findet auch auf die Erſatzmitglieder Anwendung. 


§ 1866 
Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden“): 


1. der Vormund des Mündels; 


2. wer nach § 1781 oder nach § 1782 nicht zum Vormunde beſtellt wer⸗ 
den ſoll; 
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3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter des 
Mündels von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen iſt. 

E 1 1716 Abſ 2 Nr 1, 2 u. 4, Abſ 3 II 1759; M 4 1212; P 4 837. 

1. Der Untauglichkeitsgrund des § 1784 (fehlende Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde) 
— 81783 iſt aufgehoben — gilt nicht für die Mitglieder des Familienrats. Anderſeits 
kommt zu den Untauglichkeitsgründen der 88 1781 u. 1782 hinzu, daß der Vormund 
(Pfleger) nicht gleichzeitig Mitglied des Familienrats, als der ihm übergeordneten Behörde, 
fein ſoll und daß als Mitglied nicht bloß der nach § 1782 von der Vormundſchaft Aus⸗ 
geſchloſſene, ſondern auch der nach §S 1866 Nr 3 von der Mitgliedſchaft Ausgeſchloſſene nicht 
beſtellt werden ſoll. Frauen find — was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion 
beruht — nicht untauglich und bedürfen zur Übernahme des Amtes keinesfalls der Zu⸗ 
ſtimmung des Ehemanns. Es beſteht kein Hindernis, einen Ausländer zum Mitglied des 
Familienrats zu beſtellen, wennſchon dies der Regel nach ſich nicht empfehlen wird. Die 
Vorſchriften des $ 1866 finden in gleicher Weiſe auf ordentliche Mitglieder und Erſatzmitglieder 
Anwendung. 


5 1867 


Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden, wer mit 
dem Mündel weder verwandt noch verſchwägert iſt!), es ſei denn, daß er 
von dem Bater oder der ehelichen Mutter des Mündels benannt oder von 
dem Familienrat oder nach § 1864 von dem Vorſitzenden ausgewählt wor⸗ 
den iſt. 

E I 1716 Abſ 2 Nr 3, Abf 3 II 1760; M 4 1214 P 4 837. 

1. Das Erfordernis der Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft beſteht nur für die von 
dem Vormundſchaftsrichter auszuwählenden Mitglieder (vgl. § 1862 Abſ 1), nicht für die 
Erjagmitglieder und nicht für die von dem Familienrat auszuwählenden Mitglieder (88 1862 
Abſ 2. 1863 Abſ 2, 1864). 


8 1868 


Für die nach den 88 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 zuläſſigen Anordnungen 
des Vaters oder der Mutter!) gelten die Vorſchriften des Ss 1777. 

Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen der Mutter vor. 

E I 1718 II 1761; M 4 1216; P 4 837. 


95 1. N 81777 A 1 u. 2 ſowie wegen der Übergehung eines benannten Mitgliedes $ 1871 
1 a. E. 


§ 1869 


Niemand iſt verpflichtet, das Amt eines Mitglieds des Familienrats 
zu übernehmen!). 

EI 1717 II 1762; M 4 1215; P 4 837. 

1. Der Vorſchrift iſt nicht zu entnehmen, daß das durch Beſtellung zum ordentlichen 
Mitgliede oder Erſatzmitgliede einmal übernommene Amt jederzeit niedergelegt werden 


könnte. Der Beſtellte darf nach 9 1878 in Verbindung mit 91889 feine Entlaſſung nur 
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fordern. 


$ 1870 


Die Mitglieder des Familienrats werden von dem Vorſitzenden durch 
Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung des Amtes beſtellt. Die 
Verpflichtung ſoll mittelſt Handſchlags an Eides Statt erfolgen). 

E 1 1714 Abſ 2 II 1763; M 4 1208; P 4 836. 

1. Übereinjtimmend 8 1789. In der hier vorgeſehenen Weiſe ſind auch die Erſatzmitglieder 
zu beſtellen. Sollte dies vorher unterblieben fein, jo iſt es nachzuholen, ſobald das Erfatzmitglied 


in Tätigkeit tritt. Erſt mit der Verpflichtung erliſcht das durch § 1869 gegebene Ablehnungs⸗ 
recht. Eine Beſtallung wird den Mitgliedern des Familienrats nicht erteilt. 
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8 1871 


Bei der Beſtellung eines Mitglieds des Familienrats kann die Ent⸗ 
laſſung für den Fall vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis ein⸗ 


tritt oder nicht eintritt !). 
E 1 1715 Abf 3 II 1755 abi 3; M 4 1211; P 4 836. 


1. Übereinſtimmend § 1790. Die Mitglieder des Familienrats haben, ſobald ihre Ver- 
pflichtung ſtattgefunden hat, in gleicher Weiſe wie der Vormund ein Recht auf Fortführung 
ihres Amtes, ſofern nicht der Vorbehalt der Entlaſſung bei Eintritt oder Nichteintritt eines 
beſtimmten Ereigniſſes gemacht iſt. Die Entlaſſung nach Ablauf einer beſtimmten Zeit kann 
nicht vorbehalten werden. Auch ohne Vorbehalt iſt übrigens die Entlaſſung des letztbeſtellten 
Mitgliedes zuläſſig, wenn ein benanntes Mitglied, durch deſſen Hinzutritt die Höchſtzahl von 
ſechs Mitgliedern (8 1860) überſchritten werden würde, zu Unrecht übergangen iſt. Siehe im 
übrigen 8 1790 A 1 und § 1863 A 1. 


8 1872 


Der Familienrat hat die Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts. 
Die Leitung der Geſchäfte liegt dem Vorſitzenden ob!). 


Die Mitglieder des Familienrats können ihr Amt nur perſönlich aus⸗ 
üben. Sie ſind in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Vormundſchafts⸗ 
richter ?). 

5 E 1 1219 Abs 1 u. 2, 1722 Abſ 1 Satz 2 II 1764 Abi 1 u. 2, 1767 Abi 1 Satz 2; M 4 1216 u. 1221; 

4 837. 

1. Der Familienrat tritt vollſtändig an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts. Die eine 
ſachliche Anordnung enthaltenden Verfügungen, auch eine Ermahnung oder Verwarnung des 
Vormundes, die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe (§ 1837), eine Aufforderung unter An⸗ 
drohung einer Ordnungsſtrafe (beſtr.) konnen nicht von dem Vormundſchaftsrichter, ſondern 
nur dem Familienrat getroffen werden. Dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzendem gebührt 
— abgeſehen von § 1876, |. auch 88 1875, 1877 Satz 2 — nur die formelle Leitung ſowie die 
Vorbereitung und Vollziehung der Beſchlüſſe des Familienrats. Zu den Vollziehungshandlungen 
gehört auch die Verpflichtung des von dem Familienrate ausgewählten Vormundes (anders 
die herrſchende Anſicht). Doch empfiehlt es ſich ſchon wegen der Rückſprache über die zu 
ergreifenden Maßregeln, die Verpflichtung vor dem Familienrat vorzunehmen. Den Ge⸗ 
een nach außen hat der Vormundſchaftsrichter als Vorſitzender des Familienrats 
zu führen. 

2. Die Mitgliedſchaft wird in $ 1872 als Amt bezeichnet, eine Bezeichnung, die in $ 1885 
auch für die Verrichtungen des Vormundes (Gegenvormundes uſw.) angewandt wird. Es 
darf hierbei nicht überſehen werden, daß es ſich nicht um ein öffentliches, ſondern um 
ein, wenn auch im öffentlichen Intereſſe geordnetes, ſo doch privatrechtlichen Intereſſen 
dienendes Amt handelt. In 8 34 Nr 6 StG iſt deshalb eine beſondere Beſtimmung darüber 
getroffen, daß bei Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte der Verurteilte während der Dauer 
des Ehrverluſtes weder Vormund noch Mitglied eines Familienrats ſein kann, falls nicht 
bei einer Vormundſchaft über Abkömmlinge das Vormundſchaftsgericht oder der Familienrat 
eine Ausnahme zuläßt. Eine Folge der Amtsnatur iſt es, daß die Mitglieder des Familien ⸗ 
rats ihre Verrichtungen nur perſönlich ausüben können, was bei dem Vormunde 
(8 1793 A 2) nicht in gleichem Maße zutrifft. Wegen ihrer amtlichen Eigenſchaft ſind die 
Mitglieder des Familienrats verpflichtet, über den Hergang bei der Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung — ebenſo wie nach $ 200 GV die Schöffen und Geſchworenen — Stillſchweigen 
zu beobachten ($ 8 FGG). Hinſichtlich der Verantwortlichkeit gelten für fie die gleichen 
Beſtimmungen, die in 88 1848, 839 Abſ 1 u. 3 für den Vormundſchaftsrichter gegeben find 
(vgl. § 1848 A 1 u. 2). 


8 1873 


Der Familienrat wird von dem Vorſitzenden einberufen!). Die Ein⸗ 
berufung hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vormund oder der 
Gegenvormund ſie beantragen?) oder wenn das Intereſſe des Mündels ſie 
erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder ſchriftlich eingeladen 
werden!). 

@I 1721 Abf 1 II 1765; M 4 1218; P 4 837. 
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I. Zur Beſchlußfaſſung des Familienrats find ſämtliche Mitglieder und, ſoweit es zur Her⸗ 
ſtellung der Beſchlußfähigkeit erforderlich iſt, die Erſatzmitglieder zu einer gemeinſchaftlichen 
Sitzung von dem vorſitzenden Vormundſchaftsrichter einzuberufen. Ort und Zeit der 
Sitzung hat der Vorſitzende zu beſtimmen. Hat der Familienrat über gewiſſe Sitzungstage ſich 
geeinigt, ſo kann der Vorſitzende gleichwohl, wenn er einen beſondern Anlaß hierzu zu haben 
glaubt, davon abgehen. Eine beſtimmte Form der Einberufung iſt nicht vorgeſchrieben, 
kann auch nicht in Einengung des Geſetzes von dem Familienrat eingeführt werden. Daß 
bei der Einberufung die Beratungsgegenſtände bezeichnet werden, iſt nicht nötig, wohl aber 
zur Vermeidung eines Vertagungsantrags zweckmäßig. Iſt bei der Einberufung ein Mitglied 
übergangen, ſo hat dies die Ungültigkeit der von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe nicht 
zur Folge. Der Übergangene kann aber — unbeſchadet der etwa durch Mitteilung des Be⸗ 
ſchluſſes bereits entſtandenen Rechtswirkungen — eine neue Beſchlußfaſſung verlangen. 


2. Wird dem Antrage nicht ſtattgegeben, jo ſteht dem Antragſteller das Recht der Be⸗ 
ſchwerde zu (§ 20 386). 


8 1874 


Zur Beſchlußfähigkeit des Familienrats iſt die Anweſenheit des Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens zweier Mitglieder erforderlich!). 


Der Familienrat faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit der Stimmen 
der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden )). 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels zu dem Inter⸗ 
eſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, ſo iſt das Mitglied von der 
Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. Über die Ausſchließung 
entſcheidet der Vorſitzende ). 


E 1 1722 II 1767; M 4 1220; P 4 837. 


1. Iſt nach dieſer Beſtimmung Beſchlußfähigkeit nicht vorhanden, ſo kann ein gültiger 
Beſchluß von dem Familienrat nicht gefaßt werden. Die Beſtimmung des Abf 1 kann nicht 
durch Beſchluß des Familienrats, auch nicht durch Anordnung eines Elternteils abgeändert 
werden. Ungültig iſt ein Beſchluß des Familienrats auch in dem Falle, daß er in der 
Beſetzung von mehr als ſechs Mitgliedern oder unter Mitwirkung eines unfähigen Mit⸗ 
gliedes gefaßt iſt, und es wird die aus erſterem Grunde folgende Ungültigkeit nicht etwa da⸗ 
durch geheilt, daß das überzählige Mitglied unfähig ift (§ 1860 A 2, § 1865 A 1 — val. auch 
§ 1863 A 1, § 1873 A 1 u. § 1874 A 3). Im übrigen gelten für die Gültigkeit der Beſchlüſſe 
des Familienrats die gleichen Grundſätze, wie fie für die Entſcheidungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gegeben find (vgl. 8 7 FGG). Zur Herbeiführung der Ungültigkeit bedarf es nicht 
der Anfechtung des Beſchluſſes im Beſchwerdewege (a. M. Blume A 6). 


2. Auf die Beſchlußfaſſung finden, da es ſich um ein gerichtliches Verfahren in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt, die Vorſchriften der 88 194—200 GVG ent- 
ſprechende Anwendung. Nach 8 199 wird zuerſt von dem Berichterſtatter, wenn ein ſolcher 
ernannt ſein ſollte, dann von dem im Lebensalter Jüngeren, zuletzt vom Vorſitzenden ab⸗ 
geſtimmt. Bei einem Streit in bezug auf Summen werden, wenn keine der Anſichten die 
Mehrheit auf ſich vereinigt, die für die größte Summe abgegebenen Stimmen nach § 196 
Abf 2 den für die zunächſt geringere Summe abgegebenen hinzugerechnet. Die Beſchluß⸗ 
faſſung kann immer nur mündlich, nicht im Wege des Schriftenumlaufs erfolgen. Einer be⸗ 
ſondern Form bedürfen die Beſchlüſſe nicht. Doch empfiehlt ſich in allen wichtigeren An⸗ 
gelegenheiten die ſchriftliche Abfaſſung oder die protokollariſche Aufnahme des Beſchluſſes, 
da ſonſt eine Ausfertigung nicht würde erteilt werden können. Sonſt genügt ein zu den Akten 
zu bringender, den Inhalt des Beſchluſſes angebender Vermerk. — Nach § 8 FGG kommen 
Übrigens auch die Vorſchriften des GVG über die Sitzungspolizei und die Gerichtsſprache 
(85 177 ff. GVG; ſ. auch 89 FGG) zur Anwendung. 


3. Die Ausſchließung tritt erſt durch die Entſcheidung des Vorſitzenden ein. Gegen dieſe 
Entſcheidung kann der Ausgeſchloſſene nach 8 20 FGG Beſchwerde einlegen. Die Beſchwerde 
wird allerdings, da fie nicht aufſchiebende Kraft hat (§ 24 FGG), wenn inzwiſchen der Beſchluß 

des Familienrats ergangen und der Vormund daraufhin tätig geworden iſt, wirkungslos 
bleiben. Die ungerechtfertigte Ausſchließung hat die Ungültigkeit des Beſchluſſes, ſofern nur 
der Familienrat beſchlußfähig war, nicht zur Folge. Der Ausgeſchloſſene kann nur eine neue 
Beſchlußfaſſung verlangen (vgl. § 1873 Art 1). 


Vormundſchaft über Minderjährige SS 1873—1877 559 


8 1875 


Ein Mitglied des Familienrats, das ohne genügende Entſchuldigung 
der Einberufung nicht Folge leiſtet oder die rechtzeitige Anzeige ſeiner Ver⸗ 
hinderung unterläßt oder ſich der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ent⸗ 
hält, iſt von dem Vorſitzenden in die dadurch verurſachten Koſten zu ver⸗ 
urteilen !). . 

Der Borjigende kann gegen das Mitglied eine Ordnungsſtrafe?) bis zu 
einhundert Mark?) verhängen. 

Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, jo ſind die getroffenen 
Verfügungen aufzuheben. 

E 1 1721 Abſ 2 II 1766; M 4 1220; P 4 837. 


1. Die Verurteilung in die Koſten, die durch Vereitlung des Termins letzten Endes 
dem Mündel entſtanden ſind, da dieſer ſeinerſeits wiederum den andern Mitgliedern des 
Familienrats, unter Umſtänden auch dem Vormunde, die Auslagen zu erſetzen hat, muß 
unbedingt erfolgen, ohne daß ein Antrag geſtellt zu werden braucht. Auf Grund dieſer 
Verfügung findet die Beitreibung der Koſten nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen ſtatt. In Ermanglung ſolcher Vorſchriften bleibt zur Erlangung der Unkoſten 
nur der Weg der Klage offen. Die Verurteilung in die Koſten iſt auch dann auszusprechen, 
wenn das Ausbleiben an ſich gerechtfertigt iſt, der Ausbleibende aber ſchuldhaft unterlaſſen 
hat, von ſeiner Verhinderung ſo rechtzeitig Anzeige zu machen, daß die Aufhebung des 
Termins und die Bekanntmachung der Aufhebung noch erfolgen konnte. Die Koſten ſind 
ihm in dieſem Falle inſoweit aufzuerlegen, als ſie durch rechtzeitige Anzeige hätten vermieden 
werden können. 

2. Ob eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt werden ſoll, hängt von dem Ermeſſen des Vor⸗ 
ſitzenden ab, der hierbei insbeſondere auf die Größe des Verſchuldens Rückſicht zu nehmen 
hat. Die Strafe iſt eine Ungehorſamsſtrafe, nicht eine Zwangsſtrafe (Exekutivſtrafe) und 
kann daher ohne vorgängige Androhung feſtgeſetzt werden. Aus dieſem Grunde iſt eine 
wiederholte Straffeſtſetzung wegen derſelben Handlung unzuläſſig (a. M. Schultzenſtein⸗ 
Köhne A 4). Gegen die Feſtſetzung findet nach 88 20 Abſ 1, 24 Abs 1 FGG Beſchwerde mit 
aufſchiebender Wirkung ftatt (vgl. Vorbem 4e vor $ 1773). 

3. Die Ordnungsſtrafe beträgt jetzt mindeſtens eine Reichsmark und höchſtens eintauſend 
Reichsmark (ſ. § 1788 A 2). 
S 1876 


Wird ein ſofortiges Einſchreiten nötig, jo hat der Vorſitzende die erfor⸗ 
derlichen Anordnungen zu treffen, den Familienrat einzuberufen, ihn von 
den Anordnungen in Kenntnis zu ſetzen und einen Beſchluß über die etwa 
weiter erforderlichen Maßregeln herbeizuführen !). 

EI 1719 Abſe 8 II 1764 Ab 8; M 4 1217; P4837; 6 811.7 


1. Ob ein ſofortiges Einſchreiten nötig iſt, ob ohne Gefahr für den Mündel das Zu⸗ 
ſammentreten des Familienrats nicht abgewartet werden kann, hat der Vorſitzende nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. In der Regel wird er ſich, um der ſpäteren Entſchließung 
des Familienrats nicht vorzugreifen, auf die Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßregeln 
beſchränken. Iſt ein Vormund uſw. zu beſtellen, ſo empfiehlt es ſich, für den Fall der Nicht⸗ 
genehmigung des Familienrats die Entlaſſung vorzubehalten. Der Vorſitzende iſt jedoch nicht 
gehindert, falls er dies nach ſeinem Ermeſſen für nötig erachtet, endgültige Maßregeln zu 
treffen. Sobald es möglich iſt, hat er die Angelegenheit der Beſchlußfaſſung des (bereits 
beſtehenden oder erſt einzuſetzenden) Familienrats zu unterbreiten. Die Gültigkeit der An⸗ 
ordnung iſt aber nicht durch die nachträgliche Genehmigung des Familienrats bedingt. Die 
Gültigkeit kann auch nicht aus dem Grunde in Frage geſtellt werden, weil der Vorſitzende 
von feinem Ermeſſen einen unrichtigen Gebrauch gemacht hat, falls nicht unlauteres Zu⸗ 
kn sole des Vorſitzenden mit dem Dritten zum Nachteil des Mündels ſtattgefunden 
haben ſollte. 


§ 1877 
Die Mitglieder des Familienrats können von dem Mündel Erſatz ihrer 
Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Borſitzenden 
feſtgeſetzt!). 


G1 1720 II 1768; M 4 1218; P 4 837. 
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1. Erſatz der Auslagen. Die Feſtſetzung durch den Vorſitzenden iſt auch für 
den Prozeßrichter bindend, falls das Mitglied, um Befriedigung zu erlangen, zum Klagewege 
genötigt ſein ſollte. Gegen die Feſtſetzung kann der Vormund für den Mündel oder das 
Mitglied des Familienrats gemäß 820 FG Beſchwerde einlegen. 


8 1878 


Das Amt eines Mitglieds des Familienrats endigt aus denſelben Grün⸗ 
den, aus denen nach den SS 1885, 1886, 1889 das Amt eines Vormundes 
endigt!). 

Ein Mitglied kann gegen ſeinen Willen nur durch das dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht entlaſſen werden?). 

E 1 1723 II 1769; M 4 1224; P 4 837. 


1. Beendigungsgründe. Keine Anwendung findet § 1888, betreffend die Entlaf ſung 
wegen Rücknahme der Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde, da dieſe Erlaubnis zur Über⸗ 
nahme des Amtes eines Mitgliedes nicht erforderlich iſt (§ 1866). Von den Fällen der 
Entlaſſung auf eigenen Antrag fallen ſelbſtverſtändlich, was in § 1878 nicht beſonders her⸗ 
vorgehoben iſt, die Nr 6 u. 7 des in 8 1889 angezogenen § 1786 fort, da ein Mitglied 
des Familienrats nicht zu einer Sicherheitsleiſtung angehalten werden kann und dieſes 
Amt nicht von mehreren zu gemeinſchaftlicher Verwaltung übernommen werden kann. An⸗ 
wendbar bleiben hiernach 8 1885 über Beendigung des Amtes durch Entmündigung oder 
Todeserklärung, $ 1886 über Entlaſſung von Amts wegen und $ 1889 in Verbindung mit 
8 1786 Nr 2—5 u. 8 (. auch 8 1871 A 1). Eine Gefährdung der Intereſſen des Mündels, 
welche die Entlaſſung rechtfertigt, kann nicht nur im Falle eines ſchweren Zerwürfniſſes 
zwiſchen dem Familienratsmitglied und dem Vormund oder Mündel, ſondern auch bei Vor⸗ 
liegen erheblicher Bedenken gegen die Unparteilichkeit der Amtsführung anzunehmen ſein. 
Die Entlaffung iſt außerdem mit Rückſicht auf $ 1866 Nr 1 geboten, wenn das Mitglied des 
Familienrats zum Vormunde beſtellt wird. 


2. Über die Entlaſſung des Mitgliedes auf eigenen Antrag beſchließt der Familienrat, 
ebenſo über die Entlaſſung von Amts wegen, falls das Mitglied mit ſeiner Entlaſſung ein⸗ 
verſtanden iſt. Andernfalls iſt das Landgericht als das im Inſtanzenzuge vorgeordnete 
Gericht zuſtändig. Dem gegen feinen Willen entlaſſenen Mitgliede ſteht nach 8 60 Abſ 1 Nr 4 
FG die ſofortige Beſchwerde zu (nicht auch die weitere Beſchwerde, § 64 FGG). Wird 
die Entlaſſung abgelehnt, fo kann nur der Vormund (a. M. Fuchs A 2 IIb a), im Falle des 
$ 1889 auch das feine Entlaſſung beantragende Mitglied Beſchwerde erheben (§ 20 FGG). 


8 1879 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Familienrat aufzuheben, wenn 
es an der zur Beſchlußfähigteit erforderlichen Zahl von Mitgliedern fehlt 
und geeignete Perſonen zur Ergänzung nicht vorhanden ſind !). 

E I 1724 Abſ 1 Nr 1 II 1770 Abſ 1 Nr 1; M 4 1225; P 4 837. 


1. Der Familienrat kann ſeine Auflöſung nicht ſelbſt beſchließen. Nur das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann den Familienrat aufheben, und zwar abgeſehen von dem Falle des § 1880 nur 
aus dem in $ 1879 bezeichneten Grunde. Sinkt die Zahl der Mitglieder unter zwei (die 
nach § 1874 Abſ 1 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mindeſtzahl), jo hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach § 1862 das Recht und die Pflicht, den Familienrat bis zur Erreichung der 
Beſchlußfähigkeit durch Aufnahme neuer Mitglieder zu ergänzen (vgl. § 1858 A 2). Stellt 
ſich heraus, daß die Ergänzung nicht möglich iſt, ſo hat das Vormundſchaftsgericht ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Vorhandenſein von Erſatzmitgliedern (88 1863, 1864) die Aufhebung des Familien⸗ 
rats auszuſprechen. Es darf dies nicht deshalb hinausgeſchoben werden, weil Ausſicht iſt, 
ſpäter ein geeignetes und zur Übernahme bereites Mitglied zu gewinnen. Die Aufhebung 
hindert nicht, daß ſpäter von neuem ein Familienrat eingeſetzt wird, wobei die nach § 1858 
getroffene Anordnung als fortwirkend anzuſehen it. Der Antrag aus § 1859 hat dagegen 
durch die Aufhebung des Familienrats feine Wirkſamkeit verloren (a. M. Fuchs A 7). — 
Gegen die Aufhebung des Familienrats ſteht außer den Mitgliedern des Familienrats und 
dem Vormunde, deren Recht ſich aus § 20 FGG ergibt, nach 8857 Abſ 1 Nr 4, 60 Abſ 1 
Nr 4 allgemein den Verwandten und Verſchwägerten ſowie dem Ehegatten des Mündels 
die ſofortige Beſchwerde zu. 
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8 1880 


Der Vater des Mündels kann die Aufhebung des von ihm angeordneten 
Familienrats für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines künftigen 
Ereigniſſes nach Maßgabe des § 1777 anordnen. Das gleiche Recht ſteht der 
ehelichen Mutter des Mündels für den von ihr angeordneten Familien⸗ 
rat zul). 5 

Tritt der Fall ein, ſo hat das Vormundſchaftsgericht den Familienrat 
aufzuheben. 

E 1 1712 Abſ 2, 1724 Abſ 1 Nr 2 II 1751 Abſ 2, 1770 Abſ 1 Nr 2; M 4 1204 u. 1225; P4837. 


1. Vgl. § 1858 A 2. Sit vom Vater die Einſetzung eines Familienrats angeordnet, ſo 
hat die von der Mutter, wenn auch nur für einen beſondern Fall, angeordnete Aufhebung 
des Familienrats keine Wirkung. Wegen des Beſchwerderechts ſiehe § 1879 A 2. 


8 1881 


Von der Aufhebung des Familienrats hat das Vormundſchaftsgericht 
die bisherigen Mitglieder, den Vormund und den Gegenvormund in Kennt⸗ 
nis zu ſetzen. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue Beſtallungen. Die 
früheren Beſtallungen ſind dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben!). 

E I 1724 Abſ 2 II 1770 Abſ 2; M 4 1225; P 4 837. 


1. Die Erteilung einer neuen Beſtallung an den Vormund oder die Berichtigung der 
Beſtallung iſt nötig, weil nach 8 1791 letzter Satz die Beſtallung über die Einſetzung eines 
Familienrats Auskunft geben ſoll. 


VII. Beendigung der Vormundſchaft 


8 1882 


Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle der im S 1773 für die An⸗ 
ordnung der Vormundſchaft beſtimmten Vorausſetzungen!) 2) 3). 
E I 1703 Abſ 1 II 1740; M 4 1193; P 4 825. 


1. Zu unterſcheiden iſt zwiſchen der Beendigung der Vormundſchaft als ſolcher (88 1882 
bis 1884) und der Beendigung des vormundſchaftlichen Amtes ($$ 1885—1889). Die Vor⸗ 
ausſetzungen der Vormundſchaft fallen kraft Geſetzes weg: a) mit dem Aufhören der Minder⸗ 
jährigkeit des Mündels, b) mit dem Entſtehen der elterlichen Gewalt, vorausgeſetzt, daß ihr 
Inhaber nicht von der Vertretung in perſönlichen und Vermögensangelegenheiten aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und mit dem Aufhören des Ruhens der elterlichen Gewalt, e) mit der Über⸗ 
nahme der vormundſchaftlichen Fürſorge durch den ausländiſchen Heimatſtaat, d) mit dem 
Tode des Mündels. Die Regel, daß bei Wegfall der Vorausſetzungen die Vormundſchaft 
ohne weiteres endigt, erleidet jedoch gewiſſe Ausnahmen, und zwar zu b) durch die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1883, zu d) durch die Vorſchrift des $ 1884, in welchen Fällen Aufhebung durch 
das Vormundſchaftsgericht erfolgt. Unter b) fällt es auch, wenn der bisher unbekannte 
Familienſtand des Mündels (vgl. § 1773 A 3) ermittelt und hierbei feſtgeſtellt wird, daß 
ſich das Kind in Wahrheit in elterlicher Gewalt befindet. Man wird auch in dieſem Falle 
zur Beendigung der Vormundſchaft ihre Aufhebung zu erfordern haben, da erſt hier⸗ 
durch das Beſtehen der elterlichen Gewalt kundbar wird. Ebenſo wird, wenn die vormund⸗ 
ſchaftliche Fürſorge von dem ausländiſchen Heimatſtaat übernommen wird (Art 23 
EG, $ 47 FG), oder die weitere Fürſorge des Inlandes für entbehrlich erachtet wird, die 
Beendigung der deutſchen Vormundſchaft von der in der Aufhebung der Vormundſchaft ſich 
kundgebenden Entſchließung der inländiſchen Behörde abhängig zu machen ſein. Durch 
die Entlaſſung des Mündels aus der Staatsangehörigkeit eines deutſchen Landes und damit 
der Reichsangehörigkeit wird die Vormundſchaft ohne weiteres noch nicht beendet (ogl. 
RE PrMBl 1898, 108 und 81773 A 1). Durch Erreichung der Volljährigkeit endigt 
die Vormundſchaft unbedingt, auch wenn in der Beſtallung das Alter des Mündels un⸗ 
richtig angegeben ſein ſollte oder aus beſonderen Gründen eine weitere Bevormun⸗ 
dung nötig wird. Der bisherige Altersvormund kann im letzteren Falle als Vormund 
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des Vollzährigen oder als Pfleger neu” verpflichtet werden (über ſeine Herausgabe⸗ 
pflicht . § 1890 A 2). Der Volljährigkeit fteht nach $3 Abſ 2 die Volljährigkeitserklärung 
gleich. Sie wird wirkſam in dem Augenblick, in welchem der ſie ausſprechende Beſchluß 
dem für volljährig Erklärten zugeſtellt wird (89 16 Abf 1, 56 Abi 2 FGG). Iſt das Alter 
des Mündels wie bei Findelkindern nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, ſo hat der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter hierüber nach verſtändigem Ermeſſen zu entſcheiden, und ſeine Entſchei⸗ 
dung muß für die Fortdauer als maßgebend angeſehen werden. Wird die Vormund⸗ 
ſchaft über einen Ausländer geführt, ſo beſtimmt ſich der Zeitpunkt der Volljährigkeit nach 
ausländiſchem Recht, unbeſchadet der Befugnis des deutſchen Vormundſchaftsgerichts, die 
Vormundſchaft, wenn der Mündel nach deutſchem Recht volljährig geworden iſt, durch Auf⸗ 
hebung zur Beendigung zu bringen (RG Pr MBl 98, 108). Über die Bedeutung der Be⸗ 
endigung der Vormundſchaft für das Aufhören der Verrichtungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts . § 1892 A 1 und über ihre Bedeutung für das Vertretungsrecht des Vormundes ie 
$ 1793 A 3. Verſchieden von der Beendigung der Vormundſchaft im Sinne des $ 1882 
it die Aufhebung der Vormundſchaft aus dem Grunde, weil von vornherein die geſetzlichen 
Vorausſetzungen fehlten (vgl. 8 1774 A 2). — Die Verheiratung des Mündels beendigt 
die Vormundſchaft nicht. 

2. Über die Volljährigkeit hinaus kann die Vormundſchaft nicht verlängert werden. 
Einen der Vormundſchaft ähnlichen Zuſtand kann allerdings der Erblaſſer dadurch herbei⸗ 
führen, daß er die Verwaltung des dem Erben hinterlaſſenen Erbteils einem Teſtaments · 
vollſtrecker überträgt (vgl. 88 2209, 2306). Es bleibt daher, wenn der Erblaſſer eine über die 
Volljährigkeit hinaus dauernde Vormundſchaft (Pflegſchaft) angeordnet hat, zu prüfen, ob 
die Anordnung nicht unter dem Geſichtspunkt, daß die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers 
gewollt iſt, ſich aufrechterhalten läßt. 

3. Die Aufhebung der Vormundſchaft wird wirkſam durch Mitteilung der Verfügung 
an den Vormund, deſſen Amt hierdurch erliſcht (8 16 Abſ 1 SGG). Gegen die Aufhebung 
ſteht nach 557 Abſ 1 Nr 1 FGG einem jeden, der ein rechtliches Intereſſe am Fortbeſtehen 
der Vormundſchaft hat, desgleichen dem Ehegatten und den Verwandten (Verſchwägerten) des 
Mündels die Beſchwerde zu (vgl. $ 1774 A 3). Das Vormundſchaftsgericht kann die von ihm 
getroffene Verfügung ändern. Die Vormundſchaft iſt in dieſem Falle, wenn die Auf- 
hebung bereits wirkſam geworden iſt, von neuem einzuleiten. 


8 1883 


Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe legitimiert, ſo endigt die 
Vormundſchaft erſt dann, wenn die Vaterſchaft des Ehemanns durch ein 
zwiſchen ihm und dem Mündel ergangenes Urteil rechtskräftig feſtgeſtellt 
iſt oder die Aufhebung der Vormundſchaft von dem Vormundſchaftsgericht 
angeordnet wird. 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Aufhebung anzuordnen, wenn es 
die Vorausſetzungen der Legitimation für vorhanden erachtet. Solange der 
Ehemann lebt, ſoll die Aufhebung nur angeordnet werden, wenn er die Vater⸗ 
ſchaft anerkannt hat oder wenn er an der Abgabe einer Erklärung dauernd 
verhindert oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt ift!). 

E 11708 Abſ 2 II 1741; M 4 1194; P 4 825. 


1. Die Legitimation des Mündels durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehe⸗ 
mann der Mutter des Mündels der natürliche Vater des Mündels iſt. Da das Vorhandenſein 
dieſer Vorausſetzung oft zweifelhaft iſt, auch das von dem Ehemann in öffentlicher Urkunde 
abgegebene Anerkenntnis der Vaterſchaft nach § 1720 Abſ 2 nur eine Vermutung begründet, 
ſo wird zur Beendigung der Vormundſchaft entweder ein die Vaterſchaft des Ehemanns 
feſtſtellendes rechtskräftiges Urteil oder die ausdrückliche Aufhebung der Vor⸗ 
mundſchaft durch das Vormundſchaftsgericht erfordert. Das Urteil muß im Prozeſſe zwiſchen 
dem Vater als Ehemann und dem ehelich gewordenen Kinde ergangen ſein, da nur 
in dieſem Falle das Urteil nach näherer Beſtimmung des § 643 ZPO Rechtskraftwirkung 
für und gegen alle hat. Es genügt nicht ein vor der Eheſchließung zwiſchen Vater und 
Kind ergangenes, die natürliche Vaterſchaft feſtſtellendes Urteil (beſtr.). Will das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ohne vorgängiges Urteil die Aufhebung der Vormundſchaft aussprechen, fo 
ſoll es ſich, ſoweit dies möglich iſt, eine Anerkennung der Vaterſchaft erteilen laſſen, die 
nicht in öffentlicher Urkunde erklärt zu werden braucht (vgl. 8 1720 A 1 u. 2). Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat im übrigen von Amts wegen zu prüfen, ob die Vorausſetzungen 
der Legitimation vorliegen. In dieſer Hinſicht it es ihm durch § 26 Abſ 2 u. 3 des Per ⸗ 
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ſonenſtandsgeſetzes, die durch Gef v. 11. 6. 20 eingefügt ſind, wenn durch nachfolgende Ehe⸗ 
ſchließung das uneheliche Kind die Rechte eines ehelichen erlangt hat, zur Pflicht gemacht, 
die Perſonenſtandsänderung feſtzuſtellen und daraufhin die Beiſchreibung der Feſtſtellung 
am Rande der Geburtsurkunde anzuordnen. Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß die Geburts⸗ 
urkunde von einem deutſchen Standesbeamten aufgenommen iſt (KG 53 A 66). Die Feſt⸗ 
ſtellung hat die Bedeutung einer Aufhebung der Vormundſchaft (JF 2, 128 — a. M. 
Staudinger A 1b, Enneccerus⸗Kipp 8 125 13b, die einen Aufhebungsbeſchluß verlangen). 
Bis zur Rechtskraft des Urteils, der Aufhebung der Vormundſchaft oder der ihr gleich⸗ 
wertigen Feſtſtellung bleibt die Vormundſchaft und damit auch die Vertretungsmacht des 
Vormundes beſtehen, unbeſchadet der aus der elterlichen Gewalt von dem Vater bereits 
erlangten Rechte, ſo daß bis zu jenem Zeitpunkte ſowohl der Vormund als der Vater 
vertretungsberechtigt iſt und bei einem Widerſtreit der von beiden Teilen getroffenen 
Verfügungen die frühere Verfügung den Vorrang vor der ſpäteren hat. — Über den Zeit⸗ 
vunkt der Wirkſamkeit der Aufhebung und das Beſchwerderecht ſ. 8 1882 A 3. 


8 1884 


Iſt der Mündel verſchollen, jo endigt die Vormundſchaft erſt mit der 
Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht 
hat die Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Mündels be⸗ 
kannt wird!). 

Wird der Mündel für tot erklärt, ſo endigt die Vormundſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils“). 

G 1 1703 Abſ 1 Nr 1 II 1742; M 4 1194; P 4 825. 


1. Mit dem Tode des Mündels oder der Todeserklärung erreicht die Vormundſchaft ihr 
Ende. Erſcheint der Tod des Mündels glaubhaft, ſo iſt es dem Vormundſchaftsgericht nicht 
geſtattet, von dem Vormunde unter Androhung von Ordnungsſtrafe die Einreichung einer 
Sterbeurkunde zu verlangen, ſondern es hat von Amts wegen den Tod feſtzuſtellen (KGJ 
51 K 47). Iſt der Mündel verſchollen, alſo ungewiß, ob er noch am Leben iſt, jo hat über 
die Fortdauer der Vormundſchaft der Vormundſchaftsrichter zu befinden, der nach dem 
Ergebnis der Ermittlungen darüber A ob das Ableben des Mündels derart wahr⸗ 
ſcheinlich iſt, daß die Vormundſchaft aufgehoben werden kann. Das Verſchollenſein des 
Mündels hat nicht zur Folge, daß ſonſtige Gründe (außer dem Tode des Verſchollenen), 
die kraft Geſetzes die Beendigung der Vormundſchaft herbeiführen, z. B. eingetretene Voll⸗ 
jährigkeit, dieſe Wirkung nicht hätten und es ſomit auch in dieſen Fällen der Aufhebung 
bedürfte (beſtr.). — Über den Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der Aufhebung und das Be- 
ſchwerderecht |. § 1882 A 3. 

2. Die Rechtskraft des Ausſchlußurteils tritt, da ein Rechtsmittelverfahren nicht ſtatt⸗ 
findet ($ 957 3 PO), bereits mit dem Erlaß des Urteils ein. Die Todeserklärung bewirkt 
endgültig in dieſem Zeitpunkt die Beendigung der Vormundſchaft (vgl. § 181 A 1). Auch 
wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß der für tot erklärte Mündel noch lebt, oder das Urteil in⸗ 
folge der Anfechtungsklage aufgehoben wird, gilt die Vormundſchaft nicht als fortbeſtehend 
(anders für den Fall der Aufhebung des Urteils Planck A 2, Staudinger A 2, wie hier Blume 
A 2e, Enneccerus⸗Kipp § 125 ID, ſondern es kann nötigenfalls nur eine neue Vormundſchaft 
eingeleitet werden. 


8 1885 


Das Amt des Vormundes endigt mit ſeiner Entmündigung!) ). 

Wird der Vormund für tot erklärt, ſo endigt ſein Amt mit der Erlaſſung 
des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils). 

E I 1704 Nr 1 u. 2 II 1743; M 4 1195; P 4 827 


1. Entmündigung und Todeserklärung des Bormunded. Das Amt des Vormundes 
wird nicht ſchon dadurch beendigt, daß der Vormund geſchaftsunfähig wird oder die un- 
beſchränkte Geſchäftsfähigkeit verliert. Dies iſt nur ein Grund, den Vormund (deffen Willens⸗ 
erklärungen im Falle der Geſchäftsunfähigkeit nichtig find) aus § 1886 zu entlaſſen. Die un⸗ 
mittelbare Beendigung tritt, abgeſehen von dem Tode des Vormundes, nur ein, wenn er 
(wegen Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht) entmündigt wird oder 
für tot erklärt wird. Es muß alſo ein amtliches Verfahren ſtattgefunden haben, in welchem 
das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des Amtsverluſtes feſtgeſtellt it. Die ſpätere Auf- 
hebung des Entmündigungsbeſchluſſes infolge der Anfechtungsklage hat ebenſowenig wie die 
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Aufhebung des die Todeserklärung ausſprechenden Ausſchlußurteils zur Folge, daß das Amt 
des Vormundes wieder auflebt (ſ. wegen des Entmündigungsbeſchluſſes § 672 Satz 2 3PO). 
Über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Entmündigung f. § 1896 A 1, über die Wirkſamkeit 
der Todeserklärung $ 1884 A 2 und über die im Falle der Entmündigung dem Vormundſchafts⸗ 
gericht zu machende Mitteilung 8 1896 A 1 a. E. Iſt dem Prozeßrichter bekannt, daß der Ent⸗ 
mündigte eine Vormundſchaft führt, ſo wird er, wennſchon dies nicht beſonders vorge⸗ 
ſchrieben iſt, zu den Vormundſchaftsakten Mitteilung zu machen haben. Der Vormundſchafts⸗ 
richter iſt natürlich nicht gehindert, ſchon vor Erlaß des Entmündigungsbeſchluſſes oder des 
Todeserklärungsurteils den Vormund aus 8 1886 zu entlaſſen. Er darf ſogar, wenn er ſich 
nicht erſatzpflichtig machen will, den Ausfall jenes Verfahrens nicht untätig abwarten, ſondern 
hat gegebenenfalls durch Beſtellung eines Pflegers für Wahrnehmung der Intereſſen des 
Mündels zu ſorgen. 

2, Was die ſonſtigen Beendigungsgründe des Amtes des Vormundes betrifft, ſo iſt 
eine Beſtellung des Vormundes auf Zeit oder bis zu einem beſtimmten Ereigniſſe in der Weiſe, 
daß mit dem Eintritt der Zeit oder des Ereigniſſes ſein Amt ohne weiteres endigt, nicht möglich. 
Nach § 1790 kann die Entlaffung für den Fall des Eintritts eines beſtimmten Ereigniſſes 
nur vorbehalten werden. Über die Entlaſſung zum Zweck der Einſetzung des berufenen 
Vormundes |. 8 1778 A3. Das Amt des Vormundes erreicht außerdem gemäß Art 136 
EG nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Beſtimmungen mit dem Eintritt des geſetzlichen 
Vormundes (Anſtaltsvormundes oder Berufsvormundes), jetzt nach 88 41, 47 SWG mit 
dem Eintritt der Amts-, Anſtalts⸗ oder Vereinsvormundſchaft fein Ende. 


8 1886 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu entlaſſen, wenn die 
Fortführung des Amtes, insbeſondere wegen pflichtwidrigen „Verhaltens 
des Vormundes, das Intereſſe des Mündels gefährden würde!) oder wenn 
in der Perſon des Vormundes einer der im § 1781 beſtimmten Gründe vor⸗ 
liegt?) )). 

E 1 1704 Nr 3, 1705 Nr 1 u. 2 II 1744; M 4 1196; P 4 831. 

1. Entlaſſung des Vormundes. Die Intereſſen des Mündels entſcheiden hier ausſchließ⸗ 
lich darüber, ob der beſtellte Vormund in ſeinem Amte zu belaſſen iſt. Die Entlaſſung iſt nicht 
dadurch bedingt, daß es bereits zu einer Schädigung des Mündels gekommen iſt. Es genügt 
eine Gefährdung ſeiner Intereſſen, die bereits in beſtimmten Handlungen zutage getreten 
ſein oder aus der ganzen Sachlage ſich ergeben kann. Die Verhältniſſe können mit oder 
ohne Schuld der Beteiligten ſich derart zugeſpitzt haben, es kann zwiſchen dem Vormunde 
und dem Mündel eine ſolche Entfremdung eingetreten ſein, daß eine gedeihliche Wirkſamkeit 
des Vormundes ſich nicht mehr erwarten läßt, ſo in dem Falle, daß der Vormund ein katho⸗ 
liſcher Geiſtlicher und der nahezu volljährige Mündel vom katholiſchen zum jüdiſchen Glauben 
übergetreten iſt (STEG 3, 76). Die Verletzung der dem Vormundſchaftsgericht ſchuldigen 
Achtung durch den Vormund oder eine ungerechtfertigte Mißſtimmung der Mutter gegen 
den Vormund genügen in der Regel zur Entlaſſung nicht. Daß der Vormund — wie $ 1833 
vorausſetzt — pflichtwidrig gehandelt habe, iſt zur Anwendung des § 1886 nicht unbe⸗ 
dingt erforderlich, z. B. nicht im Falle einer langwierigen Erkrankung des Vormundes. 
$ 1886 will den Mündel auch dann ſchützen, wenn der Vormund nicht geeignet iſt, die 
Pflichten ſeines Amtes in gehöriger Weiſe zu erfüllen oder doch den im gegebenen Falle 
an ihn zu ſtellenden beſondern Anforderungen nicht gewachſen iſt. Ein Grund zur Ent⸗ 
laſſung kann es ſein, wenn der Vormund in ſo hohem Maße eigenwillig und recht⸗ 
haberiſch iſt, daß er trotz aller Vorhaltungen von der Unzweckmäßigkeit ſeiner Maßnahmen 
ſich nicht überzeugen läßt (KG in RIA 5, 219). Ein Entlaſſungsgrund kann es ferner fein, 
daß der Vormund des deutſchen Mündels Angehöriger eines mit dem Deutſchen Reiche in 
Kriegszuſtand befindlichen Staates ift (RIA 14, 116). Auch ſonſt können die Umſtände des 
Falles außerordentlicherweiſe ſo liegen, daß die ſachliche Intereſſengefährdung die Entlaſſung 
des Vormundes rechtfertigt, wie in dem Falle, daß der Vormund den Abſchluß eines Kindes⸗ 
annahmevertrags durch die von ihm geſtellte Bedingung hindert, daß ein Bekenntniswechſel 
des Mündels nicht eintreten dürfe, obſchon die uneheliche Mutter, der landesrechtlich die Be⸗ 
ſtimmung über die religiöſe Erziehung zuſteht, mit dem Vertragsſchluß einverſtanden iſt und 
ſehr ſchwerwiegende wirtſchaftliche und geiſtige Intereſſen des Kindes den Abſchluß geboten 
erſcheinen laſſen (vgl. RG 25. 9. 13 IV B 4/13; anderſeits KJ 88 A 98; 44 A 36). Das 
Vormundſchaftsgericht hat natürlich, bevor es zur Entlaſſung ſchreitet, ſorgfältig zu prüfen, 
ob nach dem Geſamtverhalten des Vormundes und der Größe der Gefahr die Entlaffung im 
Intereſſe des Mündels iſt, ob zu ſeiner Sicherung nicht andere Maßnahmen ausreichen. Eine 
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Beſchränkung feiner Befugniſſe durch Beſtellung eines Pflegers, die nach $ 1796 nur bei Vor⸗ 
handenſein eines erheblichen Intereſſengegenſatzes zuläſſig iſt, braucht allerdings der Vormund, 
wenn ein ſolcher Grund nicht vorliegt, ſich nicht gefallen zu laſſen. 

2. Der Vormund iſt ferner zu entlaſſen, wenn er von vornherein wegen Vorliegens eines 
Untauglichkeitsgrundes aus § 1781 nicht als Vormund hätte beſtellt werden ſollen oder 
nachträglich ein ſolcher Untauglichkeitsgrund eingetreten iſt. Ebenſo iſt, obgleich § 1886 
dieſen Fall nicht beſonders erwähnt, die Entlaſſung geboten, wenn der Vormund nachträglich 
geſchäftsunfähig geworden iſt, ſoweit nicht infolge der Entmündigung des Vormundes ſein 
Amt ohne weiteres aufgehört hat (vgl. 8 1885 A 1). Über die Geſchäftsunfähigkeit des Vor⸗ 
mundes zur Zeit der Beſtellung ſ. § 1780 A 1, über die Unbeachtlichkeit des Untauglichkeits⸗ 
grundes aus 81782 (Ausſchließung durch Anordnung des Vaters uſw.) . A daf. 

3. Hinfichtlich des Verfahrens iſt zu bemerken, daß der Vormundſchaftsrichter regelmäßig, 
wenn nicht Gefahr im Verzuge iſt, ſich der Pflicht nicht wird entziehen können, vor der Ent⸗ 
laſſung den Vormund zu hören. Desgleichen wird die vorherige Anhörung von Verwandten 
und Verſchwägerten des Mündels gemäß 8 1847 der Regel nach am Platze fein. Gegen die 
Entlaſſung ſteht dem Vormunde die ſofortige Beſchwerde zu (8 60 Abſ 1 Nr 3 FG). Iſt 
die Entlafſung entgegen dem Antrage des Gegenvormundes abgelehnt, ſo iſt dieſer nach 
8 57 Abi 1 Nr 6 FG zur Beſchwerde berechtigt. Auch dem über 14 Jahre alten Mündel 
und den ſonſtigen Intereſſenten wird bei Ablehnung der Entlaſſung das Beſchwerderecht 
aus 8 57 Abſ 1 Nr 9 FGG dann nicht zu verſagen fein, wenn die Entlaſſung aus Rückſichten 
auf die Sorge für die Perſon des Mündels beantragt war (vgl. KO in RIA 6, 7; 
BaySbs in SeuffA 61 Nr 160 und 67 Nr 215). Ein Recht der Beſchwerde ſteht dem 
Vormunde ſchon dann zu, wenn gegen ihn eine beſtimmte Anordnung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts unter Androhung der Entlaſſung ergangen iſt (KGJ 51 A 36 unter Aufgabe der 
in 44 A 34 vertretenen gegenteiligen Anſicht RIA 16, 163; vgl. RG Warn 1920 
Nr 57). Die Entlaſſung tritt in Kraft mit der Bekanntmachung des Beſchluſſes an den 
Vormund. Bei mündlicher Eröffnung iſt die Entlaſſungsverfügung in das Protokoll aufzu⸗ 
nehmen. Eine Abſchrift der Verfügung iſt dem Vormunde auf ſein Verlangen zu erteilen 
(8.16 Abſ 2 FGG). Noch nach der Entlaſſung kann der Vormund eine wegen Pflicht- 
widrigkeit gegen ihn erlaſſene Aufſichtsverfügung durch Beſchwerde anfechten (KGJ 30 A 25). 

4. Auf die Amts⸗, Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft findet § 1886 keine Anwen⸗ 
dung (88 33 Abſ 1, 47 Abi 2 JW, vgl. aber § 44 daſ. und über deſſen Anwendung Bay⸗ 
ObLG in LZ 1926, 1019). 


8 1887 


Das Vormundschaftsgericht kann eine Frau, die zum Vormunde bestellt ist, ent- 
lassen, wenn sie sich verheiratei!)?). 

Das Vormundschaftsgericht hat eine verheiratete Frau, die zum Vormunde bestellt 
ist, zu entlassen, wenn der Mann seine Zustimmung zur Übernahme oder zur Fort- 
führung der Vormundschaft versagt oder die Zustimmung widerruft. Diese Vorschrift 
fündet keine Anwendung, wenn der Mann der Vater des Mündels isti). 

EI 1704 Nr 3, 1705 Nr 3, 1707 II 1745; M 4 1196; P 4 831 u. 833. 


1. Bisheriges Recht. Eine verheiratete Frau follte nach § 1783 zum Vormunde 
nur mit Zuſtimmung ihres Mannes beſtellt werden, falls es ſich nicht um ſein Kind 
handelte. Dem Vormundſchaftsrichter war es zwar geſtattet, die Ehefrau ſchon vor Bei⸗ 
bringung der Zuſtimmung, wenn ihm die Erteilung unbedenklich erſchien, als Vormund 
zu verpflichten, es mußte aber die Entlaſſung erfolgen, falls die Zuſtimmung — was der 
Vormundſchaftsrichter zu überwachen hatte — nicht nachgebracht wurde. Eine ausdrückliche 
Verſagung war, wenngleich der Wortlaut des § 1887 hierfür zu ſprechen ſchien, nicht zu 
fordern. Die erteilte Zuſtimmung konnte der Ehemann, ohne daß ihn ein etwaiger Ver⸗ 
zicht auf das Widerrufsrecht band, beliebig widerrufen; der Widerruf war von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht jedoch nur zu beachten, wenn er ihm gegenüber erklärt wurde (beftr.). 
Hatte ſich die Frau erſt nach der Beſtellung zum Vormunde verheiratet, ſo hatte der Mann, 
da ſie die aus dem vormundſchaftlichen Amte folgenden Verpflichtungen ſchon vor der Ehe⸗ 
ſchließung übernommen hatte, kein Widerſpruchsrecht. Der Vormundſchaftsrichter konnte 
aber die Frau unter billiger Rückſichtnahme auf ihre häuslichen Verhältniſſe, die ihr eine 
gedeihliche Führung der Vormundſchaft erſchweren, entlaſſen und war hierzu ſelbſt dann 
berechtigt, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zur Fortführung der Vormundſchaft erteilte. 
9215 angegebene Entlaſſungsgrund fiel weg, wenn der neue Ehemann der Vater des Mün⸗ 
dels war. 

2. Durch § 48 Abſ 1 des Jugendwohlfahrtsgeſetzes v. 9. 7. 22 iſt §S 1887 aufgehoben 
(vgl. § 1783 A 2). 
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8 1888 


Iſt ein Beamter oder ein Religionsdiener zum Vormunde beſtellt, ſo 
hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu entlaſſen, wenn die Erlaubnis, die 
nach den Landesgeſetzen zur übernahme der Vormundſchaft oder zur Fort⸗ 
führung der vor dem Eintritt in das Amts⸗ oder Dienſtverhältnis über⸗ 
nommenen Vormundſchaft erforderlich iſt, verſagt oder zurückgenommen 
wird oder wenn die nach den Landesgeſetzen zuläſſige Unterſagung der Fort⸗ 
führung der Vormundſchaft erfolgt!). 

E I 1704 Nr 3, 1705 Nr 4 II 1746; M 4 1196 P4831. 

1. S. Erl zu 8 1784. 

§ 1889 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund auf ſeinen Antrag zu 
entlaſſen, wenn ein wichtiger Grund!) vorliegt; ein wichtiger Grund tft ins⸗ 
beſondere der Eintritt eines Umſtandes, der den Vormund nach S 1786 Abſ 1 
Nr 2 bis 7 berechtigen würde, die übernahme der Vormundſchaft abzu⸗ 
lehnen. 

E I 1704 Nr 3, 1706 II 1747; M 4 1196 u. 1199; P 4 832. 


1. Entlaſſung auf Antrag des Vormundes. Als wichtiger Grund, der dem Vormund 
ein Recht auf Entlaſſung gibt, iſt der nachträgliche Eintritt eines der Ablehnungsgründe 
des § 1786 Abſ 1 Nr 2 bis 7 bezeichnet. Ausgeſchieden iſt der Ablehnungsgrund des 
§ 1786 Nr 8 (Führung von mehr als einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft), um dem 
Vormunde nicht die Möglichkeit zu geben, durch Übernahme einer weiteren Vormund⸗ 
ſchaft ſich der Führung einer ihm unbequemen Vormundſchaft zu entziehen. Im übrigen 
hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu beurteilen, ob ein wichtiger Grund 
vorliegt, ob nach der Geſtaltung der Verhältniſſe die Fortführung des Amtes dem Vormunde 
beſonders beſchwerlich iſt und deshalb nach Billigkeit nicht von ihm verlangt werden kann. 
Nicht ganz außer Betracht darf hierbei bleiben, ob und welchen Nachteil der Mündel durch 
den Wechſel des Vormundes erfährt. Iſt eine Angelegenheit im Gange, in welche der Nach⸗ 
folger ſich nur ſchwer hineinarbeiten kann, ſo wird es unter Umſtänden dem Vormunde zu⸗ 
zumuten ſein, daß er noch bis zur Ordnung dieſer Angelegenheit im Amte verbleibt. Als 
wichtiger Grund kann nach Lage der Sache auch ein Ablehnungsgrund, der bereits bei Über⸗ 
nahme der Vormundſchaft beſtanden hat, und ſelbſt der vorerwähnte Ablehnungsgrund aus 
§ 1786 Nr 8 angeſehen werden. Die Ausländereigenſchaft gibt dem Vormunde, der wider⸗ 
ſpruchslos dieſes Amt übernommen hat, nicht das Recht, ſeine Entlaſſung zu fordern 
(vgl. § 1785 A 2). Gegen die Ablehnung feines Antrags auf Entlaſſung ſteht dem Vor 
munde nach § 20 366 die Beſchwerde zu. Ein Verzicht auf das Recht auf Entlaſſung iſt 
nur wirkſam, wenn er dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt iſt. 


8 1890 


Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes!) dem Mündel 
das verwaltete Vermögen herauszugeben?) und über die Verwaltung Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen). Soweit er dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung gelegt 
hat, genügt die Bezugnahme auf dieſe Rechnung!). 

EJ 1700 Abſ 1 u. 2 II 1736; M 4 1184; P 4 819. 


1. Aus der Natur der Verwaltung folgt, daß der Vormund nach Beendigung ſeines Amtes 
das Vermögen an den Mündel herauszugeben und ſich darüber, daß das Vermögen voll⸗ 
ſtändig herausgegeben iſt, auszuweiſen hat (Pflicht der Herausgabe und Rechenſchafts⸗ 
ablegung). Dieſe Verpflichtungen ſind, falls der Vormund verſtorben iſt, vou den Erben 
zu erfüllen. Iſt der Vormund in Konkurs verfallen, ſo verbleibt ihm die Pflicht zur 
Rechenſchaftslegung, die Konkursmaſſe haftet aber für den Schaden, deſſen Erſatz der 
Mündel wegen ungenügender Rechenſchaftslegung zu beanſpruchen hat. Die Herausgabe und 
Rechnungslegung ſind zu bewirken an den Mündel oder ſeine Erben oder den neuen geſetz⸗ 
lichen Vertreter. Hat der Mündel feinen Anſpruch an einen Dritten abgetreten, fo iſt dieſer 
empfangsberechtigt. Iſt der Mündel nur zuſammen mit andern Perſonen berechtigt, ſo kann 
die Herausgabe, falls nicht eine Auseinanderſetzung erfolgt oder der volljährig gewordene 
Mündel von dem unter vormundſchaftlicher Verwaltung verbleibenden Vermögen abgeſchichtet 
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wird, an die Berechtigten nur gemeinſchaftlich erfolgen, zu welchem Zwecke ſich dieſe nötigen⸗ 
falls durch einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten vertreten laſſen müſſen. Auf Rechnungs⸗ 
legung hat hier nur der Mündel Anſpruch. Sind die Mitberechtigten Rechtsnachfolger des 
Mündels, fo braucht nicht jedem von ihnen beſondere Rechnung gelegt zu werden. Die Prüfung 
der Empfangsbefugnis bleibt in allen dieſen Fällen dem Vormunde überlaſſen. Die Heraus⸗ 
gabe erübrigt ſich, wenn nach Beendigung der Altersvormundſchaft über den volljährig ge⸗ 
wordenen Mündel eine neue Vormundſchaft (Pflegſchaft) eingeleitet iſt und der bisherige 
Vormund auch in der neuen Vormundſchaftsſache beſtellt wird. Es muß aber auch in dieſem 
Falle durch eine bis zur Beendigung der Altersvormundſchaft fortzuführende Rechnungs⸗ 
legung klargeſtellt werden, welches Mündelvermögen in dieſem Zeitpunkt vorhanden iſt. 
Der Beſtellung eines Pflegers zur Entgegennahme der Rechnung bedarf es nicht. 


2. Die Pflicht zur Herausgabe des verwalteten Vermögens beſteht zunächſt darin, daß 
der Vormund dem Mündel den Beſitz der zum Mündelvermögen (rechtlich oder auch nur tat⸗ 
ſächlich) gehörigen Sachen und der auf das Mündelvermögen ſich beziehenden Urkunden zu über⸗ 
laſſen hat. Iſt er wegen Untergangs oder Beſchädigung einer Sache oder deshalb, weil er den 
Verbleib eines Gegenſtandes nicht nachweiſen kann, erſatzpflichtig, ſo gehört es zu der Pflicht 
der Herausgabe, daß er dieſen Erſatz leiſtet. Sind die Vermögensgegenſtände im Beſitz eines 
Dritten, ſo genügt der Vormund ſeiner Herausgabepflicht dadurch, daß er den Mündel durch 
Übergabe der Legitimationsurkunden, Anzeige von der Beendigung des Amtes an den Dritten 
rechtlich in die Lage ſetzt, ſeine Anſprüche ſelbſt geltend zu machen. Er hat auch dem 
Mündel die zur Geltendmachung der Anſprüche erforderliche Auskunft zu erteilen (vgl. § 402). 
Die gleichen Pflichten hat der Vormund hinſichtlich der zum Mündelvermögen gehörigen 
Rechte. Die Löſchung des für den Mündel eingetragenen Sperrvermerks (8d 1809, 1814 
bis 1816) iſt nicht nötig, da der Sperrvermerk nur für die Dauer der Vormundſchaft Bedeutung 
hat. Unter Umſtänden wird es Pflicht des Vormundſchaftsgerichts ſein, eine Beſcheinigung 
zu erteilen, daß zur Abhebung eine Genehmigung nicht erforderlich iſt. Die Pflicht zur Heraus⸗ 
gabe hat der Vormund ſogleich nach Beendigung der Verwaltung zu erfüllen, ohne daß er 
damit ſo lange warten darf, bis die von ihm zu legende Rechnung abgenommen iſt. Wegen 
etwaiger Gegenanſprüche ſteht ihm ein Zurückbehaltungsrecht nach 88 273, 274 zu. Das Zurück. 
behaltungsrecht darf, wenn es ſich um eine geringfügige Gegenforderung handelt, nicht in 
unbilliger Weiſe über das zur Sicherung erforderliche Maß ausgedehnt werden (RG 61, 128). 
Etwaige durch die Herausgabe entſtehende Koſten fallen dem Mündel zur Laſt. Wird die Ver⸗ 
waltung des Vermögens von dem bisherigen Vormunde, ohne daß der Mündel ihn mit der 
weiteren Verwaltung beauftragt hat, fortgeſetzt, ſo finden die Grundſätze über Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (89 677ff.) Anwendung. — Bei der Herausgabe hat der Vormund 
ein Beſtandsverzeichnis vorzulegen (89 260, 261). 


3. Die Rechenſchaftsablegung umfaßt nicht bloß die Rechnungslegung, ſondern auch 
die ſonſt nötige Auskunftserteilung über die Vermögensverwaltung (vgl. § 1891). Sie erſtreckt 
ſich auf alle Gegenſtände, die in die Verwaltung des Vormundes (nicht bloß in ſeinen Beſitz) 
gekommen ſind und auf die ganze Zeit der von ihm geführten Verwaltung. Gehört z. B. 
zu dem Mündelvermögen eine Darlehnsforderung, ſo kann der Mündel Auskunft darüber 
verlangen, aus welchen Einzelbeträgen das Darlehn ſich zuſammenſetzt, wann der Schuldner 
die einzelnen Beträge erhalten hat, welche Vereinbarungen über das Darlehn, insbeſondere 
über Verzinſung, Kündigung und Rückzahlung, getroffen find (RG 25. 2. 04 IV 321/03). 
Über die Art der Einrichtung der Rechnung f. 8 1841 A 1 u. 2. Die hier gegebenen Vorſchriften, 
insbeſondere die erleichternde Vorſchrift des Abſ 2, daß die Vorlegung der Bilanz genügen 
ſoll, finden auch auf die von dem Vormund zu legende Schlußrechnung Anwendung (KGJ 
37 A 110). Soweit während der Dauer der Vormundſchaft bereits Rechnung gelegt iſt, 
kann auf dieſe Rechnung — vorbehaltlich der etwa nötig gewordenen Vervollſtändigung 
oder Berichtigung — Bezug genommen werden. Dadurch, daß die Jahresrechnungen und 
das dem Vormundſchaftsgericht eingereichte Vermögensverzeichnis ein Beſtandteil der dem 
Mündel zu legenden Rechnung werden, gewinnen ſie inſofern eine andere Bedeutung, als 
der Mündel gemäß 88 259 Abſ 2 u. 3, 260 Abſ 2 u. 3 die eidliche Erhärtung der Vollſtändigkeit 
der Einnahmen und des Vermögens verlangen darf. Von der Verpflichtung zur Legung 
der Rechnung an den Mündel kann der Vormund durch Anordnung des Vaters oder der ehe ⸗ 
lichen Mutter des Mündels nicht befreit werden. $ 1854 geſtattet die Befreiung nur für die 
Dauer der Vormundſchaft. Dagegen iſt der Erblaſſer hinſichtlich des von ihm nachgelaſſenen 
Vermögens nicht gehindert, den Vormund von jeder Rechnungslegungspflicht zu befreien. 
Nur die Einreichung des Vermögeusverzeichniſſes kann er dem Vormunde nicht erlaſſen (vgl. 
§ 1802 A 1). Verzicht des unbeſchränkt geſchäftsfähig gewordenen Mündels auf Rechnungs⸗ 
legung gegenüber dem Vormund iſt ſelbſtverſtändlich zuläſſig. Darüber, daß der Vormund 
durch Überlaſſung der Verwaltung an einen andern von der Pflicht zur Legung der Schluß⸗ 
rechnung nicht befreit wird, |. 9 1840 A 1. 
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8 1891 


Iſt ein Gegenvormund vorhanden, ſo hat ihm der Vormund die Rech⸗ 
nung vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemer⸗ 
kungen zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt!). 

Der Gegenvormund hat über die Führung der Gegenvormundſchaft 
und, ſoweit er dazu imſtande iſt, über das von dem Vormunde verwaltete 
Vermögen auf Verlangen Auskunft zu erteilen). 

E I 1700 Abf 3 II 1737; M 4 1184; P 4 819. 


1. Mitwirkung des Gegenvormundes. Bezüglich der von dem Vormunde dem Mündel 
zu legenden Rechnung hat der Gegenvormund dem Mündel gegenüber die gleichen Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen wie bezüglich der während der Dauer der Vormundſchaft dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu legenden Rechnungen (vgl. 8 1842). Nur iſt der Gegenvormund nicht 
verpflichtet, ſich den Vermögensbeſtand nachweiſen zu laſſen, da dieſer Nachweis jetzt dem 
Mündel zu führen iſt. Iſt zur Zeit der Beendigung der Vormundſchaft ein Gegenvormund 
nicht mehr vorhanden, ſo bedarf es nicht etwa zur Prüfung der Rechnung der Beſtellung 
eines neuen Gegenvormundes. Auch iſt, wenn nach Beendigung des Amtes des Vor⸗ 
mundes (ohne daß die Vormundſchaft aufgehört hat) ein neuer Gegenvormund beſtellt 
wird, dieſer nur mit der Prüfung der von dem neuen Vormunde einzureichenden Rech⸗ 
nung, nicht mit der Prüfung der von dem bisherigen Vormunde zu legenden Rechnung 
befaßt. 

2. Der Gegenvormund, der während beſtehender Vormundſchaft zur Auskunftserteilung 
an das Vormundſchaftsgericht verbunden iſt, hat nach beendeter Vormundſchaft oder nach 
Beendigung des Amtes des Vormundes nunmehr dem Mündel auf deſſen Verlangen über 
die Vermögensverwaltung des Vormundes, zu deſſen Überwachung er beſtellt war, ſoweit 
es ihm möglich iſt, Auskunft zu geben. 


8 1892 


Der Vormund hat die Rechnung, nachdem er ſie dem Gegenvormunde 
vorgelegt hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen !). 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und jach- 
lich zu prüfen und deren Abnahme durch Verhandlung mit den Beteiligten 
unter Zuziehung des Gegenvormundes zu vermitteln. Soweit die Rechnung 
als richtig anerkannt wird, hat das Vormundſchaftsgericht das Anerkennt⸗ 
nis zu beurkunden?) s). 

E 1 1701 II 1738; M 4 1186; P 4 819. 


1. Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts nach Beendigung der Vormundſchaft. 
Die Beendigung der Vormundſchaft hat nicht zur Folge, daß die amtlichen Befugniſſe des 
Vormundſchaftsgerichts ſofort erlöſchen. Sie bleiben vielmehr hinſichtlich der zur Erledigung 
der Vormundſchaft vorzunehmenden Geſchäfte in vollem Umfange beſtehen (RG 16. 9. 09 
IV B 376/09). Das Vormundſchaftsgericht darf noch nach beendeter Vormundſchaft dem 
Vormunde eine Vergütung bewilligen (BayoSb G in SeuffA 61 Nr 227; KG in RIA 12, 6; 
vgl. $ 1836 A 1). Desgleichen darf noch nach dieſer Zeit, falls die Sachlage ſich verändert 
hat, die früher erklärte Bewilligung ganz oder teilweiſe zurückgenommen werden (5 18 FG; 
RIM 16, 159). Insbeſondere darf die Bewilligung nachträglich im Beſchwerdewege ange⸗ 
fochten und durch das Beſchwerdegericht geändert werden (KG in RIA 2, öff.; 6, 14). Auch 
ſonſt wird die Tätigkeit des Beſchwerdegerichts nicht dadurch beendet, daß inzwiſchen die 
Vormundſchaft aufgehört hat. Das Beſchwerdegericht hat vielmehr darüber zu befinden, ob 
die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts ſo, wie ſie früher ergangen iſt, zu Recht ergangen 
iſt. Die vormundſchaftsgerichtliche Fürſorge betätigt ſich nach Beendigung der Vormundſchaft 
hauptſächlich darin, daß es im Intereſſe der Auseinanderſetzung zwiſchen Vormund und Mündel 
eine Vermittlung eintreten läßt. Zur Durchführung der ihm ſonſt verbleibenden Aufgaben 
darf es die ihm zuſtehende Zwangsgewalt benutzen. Die ſehr beſtrittene Frage, ob das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht berechtigt iſt, den bisherigen Vormund zur Einreichung der von ihm dem 
Mündel zu legenden Rechnung durch Ordnungsſtrafen anzuhalten, wird daher, falls nicht der 
Vormund eine beſondere Einigung mit dem Mündel behaupten kann, über die im Prozeß⸗ 
wege zu entſcheiden iſt, zu bejahen ſein. Abgeſehen von dieſem Falle hat der Mündel nicht 
nötig, ſich das Recht auf Rechnungslegung erſt im Wege des Prozeſſes zu erkämpfen. Iſt die 
Rechnung eine derart ungenügende, daß fie ſchon der äußeren Form nach den an eine orduungs⸗ 
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mäßige Rechnungslegung zu ſtellenden Anforderungen nicht genügt, ſo kaun ebenfalls mit 
Ordnungsſtrafen gegen den Vormund — nicht gegen deſſen Erben — vorgegangen werden 
(KG in OLG 14, 266; KGJ 33 A 54). Das Vormundſchaftsgericht, dem die Prüfung der Rech⸗ 
nung obliegt, iſt demgemäß auch für befugt zu erachten, den Gegenvormund, ſoweit dies 
für die Auseinanderſezung zwiſchen Vormund und Mündel dienlich erſcheint, gemäß § 1891 
zur Außerung darüber, ob er gegen die Rechnung etwas zu erinnern findet, und zur Auskunfts⸗ 
erteilung, ſofern dieſe Auskunft auch von dem Mündel begehrt wird, anzuhalten (beſtr.). 
Eine folhe Auskunft kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls unter Anwendung von 
Zwaugsmitteln auch von dem Vormunde fordern (beſtr.). Die Herausgabe des Mündel⸗ 
vermögens zu bewirken iſt Sache des bisherigen Vormundes, doch wird das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ihn hierin, ſoweit es angemeſſen erſcheint, unterſtützen. Es kann, um den Umweg 
zu erſparen, daß die bei den Akten befindlichen Urkunden zunächſt an den Vormund zurück⸗ 
gegeben und dann von dieſem dem vielleicht entfernt wohnenden Mündel überſandt werden, 
die Herausgabe im Einverſtändniſſe mit dem Vormunde in der Weiſe bewirken, daß es das 
auswärtige Gericht um Aushändigung erſucht, welches Rechtshilfeerſuchen nicht abgelehnt 
werden darf (RG 16. 9. 09 IV B 376/09; SeuffA 65 Nr 204). Nicht berechtigt iſt das Vormund ⸗ 
ſchaftsgericht, auf Grund der Beſtimmung des $ 1841, daß Belege (Beweisurkunden) der 
Rechnung beizufügen ſind, die Vorlegung der Wertpapiere von dem bisherigen Vormunde 
zu verlangen (KJ 50 A 28). Das Vormundſchaftsgericht iſt auch nicht befugt, eine erforder⸗ 
liche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung noch nachträglich nach Beendigung der Vor⸗ 
mundſchaft zu erteilen. Über die Befugnis, die Rückgabe der Beſtallung zu erzwingen, 
ſ. § 1893 A 2. Die Aufhebung der vom Vormunde dem Mündel beſtellten Sicherheit kann nach 
Beendigung der Vormundſchaft nicht mehr das Vormundſchaftsgericht, ſondern nur der 
Mündel bewilligen. a 

2. Die dem Vormundſchaftsgericht obliegende rechnungsmäßige und ſachliche Prüfung der 
Rechnung dient nur zur Unterſtützung des (volljährig gewordenen) Mündels. Dieſem ſelbſt 
bleibt die Entſchließung überlaſſen, ob und welche Ausſtellungen er erheben will. Zur Verhand⸗ 
lung über Abnahme der Rechnung ſind die Beteiligten, der Mündel oder ſein Rechtsnachfolger 
(vgl. 8 1890 A 1) und der bisherige Vormund und Gegenvormund, vorzuladen, ohne daß jedoch 
die Befolgung der Ladung erzwungen werden kann. Im Termine ſind die Vormundſchaftsakten 
dem erſchienenen Mündel vorzulegen und mit ihm durchzugehen. Ein Anſpruch auf Entlaſtungs— 
erteilung iſt dem Vormund verſagt. Das Vormundſchaftsgericht kann aber in geeigneten 
Fällen die Abgabe einer Entlaſtungserklärung durch den Mündel vermitteln und zu dieſem 
Zwecke die Rechtshilfe eines anderen Gerichts in Anſpruch nehmen (RG 115, 368). Der 
Mündel hat gemäß der allgemeinen Vorſchrift des § 368 über den Empfang des Vermögens 
und über gehörige Rechnungslegung, ſoweit ſich die Rechnungslegung nicht ſchon aus den 
Akten ergibt, Quittung zu erteilen, welche Erklärung im Abnahmetermine zu beurkunden 
iſt. Im übrigen hat das Vormundſchaftsgericht durch Erörterung des Sachverhältniſſes darauf 
hinzuwirken, daß der Mündel über die ihm gegen den Vormund zuſtehenden Auſprüche unter⸗ 
richtet wird. Wird die Rechnung von dem Mündel als richtig anerkannt, fo ift dies zu Protokoll, 
das von den Beteiligten unterſchrieben werden muß (8 177 FGG), feſtzuſtellen. Das An- 
erkenntnis iſt aber auch ohne Einhaltung dieſer Form gültig. Werden die Ausſtellungen des 
Mündels als begründet anerkannt, ſo iſt demgemäß die Rechnung richtigzuſtellen. Bleiben 
beſtimmte Punkte ſtreitig, ſo iſt bezüglich dieſer Punkte bei Aufnahme des Anerkenntniſſes 
ein Vorbehalt zu machen. Soweit die Rechnung nicht als richtig anerkannt iſt, kann der Vor⸗ 
mund, um gegen die ſpätere Geltendmachung von Erſatzanſprüchen geſchützt zu ſein, Klage 
auf Feſtſtellung der Richtigkeit erheben, ſofern er im gegebenen Falle, um nicht bei ſpäterer 
Geltendmachung der Erſatzanſprüche in eine ungünſtigere Lage zu geraten, auf die alsbaldige 
Anſtellung der Feſtſtellungsklage angewieſen iſt ($ 256 ZPO). Das Anerkenntnis der 
Richtigkeit kann der Mündel, wenn er hierzu durch Irrtum beſtimmt war, nach den Grund⸗ 
ſätzen der 88 812, 814 anfechten. Eine Anfechtung iſt nach den bezeichneten Beſtimmungen 
auch aus dem Grunde zuläſſig, daß ſich der Anerkennende irrtümlich zur Abgabe der Er- 
klärung für verpflichtet gehalten hat (RG IW 02 Beil 255185). Im Zweifel iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß der Anerkennende auf ſolche Anſprüche hat verzichten wollen, die aus den ihm 
vorgelegten Vormundſchaftsakten und den ſonſtigen Unterlagen nicht erkennbar waren. Die 
Quittungsleiſtung über gehörige Rechnungslegung hat nur die Bedeutung, daß eine nochmalige 
Rechnungslegung nicht verlangt werden kann. Die Forderung einer Ergänzung der Rechnungs⸗ 
legung in beſtimmten Punkten, in denen die Unvollſtändigkeit der Rechnung nicht ſchon aus 
dieſer ſelbſt erſichtlich war, iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Einen Verzicht auf fachliche Anſprüche 
enthält die Quittungsleiſtung nicht. Wegen Verjährung der Anſprüche gegen den Vormund 
. 818383 A 2. Eine Entlaſtung des Vormundſchaftsrichters kann nicht verlangt werden. — 
Iſt eine Rechnung nicht abzunehmen, ſo gehört es gleichwohl zu den Befugniſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts, den Mündel vorzuladen, um ihm durch Vorlegung der Akten über den 
Stand der Verwaltung Aufklärung zu geben und im Falle ſeiner Bereitſchaft ſeine Ent⸗ 
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laſtungserklärung aufzunehmen. Es kann, z. B. bei einfacher Vermögensverwaltung, einen 
Verzicht des Mündels auf Rechnungslegung anregen und hat dieſen dann zu beurkunden. 
Zu ſolchen Zwecken darf es die Hilfe eines erſuchten Gerichts in Anſpruch nehmen (RG 115, 370, 
anders KÖN 51 A 42). — Über die Befugnis des Rechtspflegers zur Prüfung der Schluß⸗ 
rechnung |. Vorbem 4a zu $ 1773. Die Vorſchriften über Prüfung der Schlußrechnung und 
die Vermittlung ihrer Abnahme durch das Vormundſchaftsgericht können bei der Amts⸗ 
vormundſchaft durch Landesgeſetz nicht für unanwendbar erklärt werden ($ 34 JW). 

3. Iſt mit Beendigung des Amtes des Vormundes die Vormundſchaft nicht beendet, 
ſo hat das Vormundſchaftsgericht, deſſen Verrichtungen in dieſem Falle in vollem Umfange 
fortdauern, ebenfalls nach $ 1892 zu verfahren. Der neu eintretende Vormund (Pfleger) 
iſt nach Legung der Rechnung durch den bisherigen Vormund, falls nicht dieſer wegen des 
zu beſorgenden Verluſtes von Beweismitteln oder aus andern Gründen ein dringendes 
Intereſſe an Klarſtellung der Angelegenheit hat, nicht verbunden, ſich darüber zu erklären, 
ob und inwieweit er Entlaſtung erteilt. Die Entlaſtungserklärung würde übrigens, da es 
ſich um die Aufgabe von Erſatzanſprüchen handelt, gemäß § 1812 von dem Vormunde nur 
mit Genehmigung des Gegenvormundes erteilt werden können. 


8 1893 


Im Falle der Beendigung der Vormundſchaft oder des vormundſchaft⸗ 
lichen Amtes finden die Vorſchriften der SS 1682, 1683 entſprechende An⸗ 
wendung!). 

Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes die Beſtallung 
dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben). 


E 1 1709 u. 1711 II 1749; M 4 1202; P 4 833. 


1. S. § 1682 A 1 u. § 1683 A 1. Die Vertretungsmacht des Vormundes hört auf, ſobald 
er von der Beendigung ſeines Amtes Kenntnis hat oder es ihm als Fahrläſſigkeit anzurechnen 
iſt, daß ihm die Beendigung unbekannt geblieben iſt. Auf den Schutz des redlichen Dritten 
wird von dieſem Zeitpunkt an keine Rückſicht genommen (vgl. RGSt 45, 434). Aus der Fort⸗ 
dauer der Vertretungsmacht des Vormundes iſt zu folgern, daß er befugt bleibt, die vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung, mag ſie auch erſt nach Beendigung der Vormundſchaft erteilt 
fein, durch Mitteilung an den Gegner zur Wirkſamkeit zu bringen (vgl. ZBl§ G 15, 160; 17, 292). 
Die Vorſchrift des Abſ 1 gilt entſprechend, wenn die Vertretungsmacht des Vormunds auch 
nur in einzelnen Beziehungen ($$ 1794, 1796) endigt. 

2. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, den Vormund (Gegenvormund) durch 
Ordnungsſtrafen zur Rückgabe der Beſtallung anzuhalten, wird, wenngleich aus der Be⸗ 
endigung der Vormundſchaft ein grundſätzliches Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des Zwauges 
nicht herzuleiten iſt (vgl. $ 1892 A 1), zu verneinen fein (a. A. namentlich Joſef Hefiffpr 17, 218). 
Es genügt, wenn das Vormundſchaftsgericht den Vormund, der die Beſtallung nicht zurück⸗ 
gibt, darauf aufmerkſam macht, daß er für etwaigen Mißbrauch der Beſtallung verantwortlich 
bleibt. Nötigenfalls kann die Aufhebung — auf Koſten des Vormundes, der zum Erſatz aller⸗ 
dings nur im Klagewege angehalten werden kann — öffentlich bekanntgemacht werden. Daß 
das Vormundſchaftsgericht bei angeblichem Tode des Mündels nicht befugt iſt, den Vormund 
durch Strafandrohung zur Einreichung einer Sterbeurkunde anzuhalten, wird vom KG in 
RIA 16, 181 anerkannt. 


8 1894 


Den Tod des Vormundes hat deſſen Erbe dem Vormundſchaftsgericht 
unverzüglich anzuzeigen). 

Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes hat der Vor⸗ 
mund unverzüglich anzuzeigen?) 

C1 1708 II 1748; M 4 1201; P 4 834. 


1. Den Tod des Vormundes (auch bei Todeserklärung) haben die Erben ohne ſchuld⸗ 
haftes Zögern (vgl. $ 121) dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, damit dieſes in der Lage 
iſt, einen neuen Vormund zu beſtellen und für die Zwiſchenzeit die im Intereſſe des Mündels 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Eine Pflicht, die von dem Vormunde begonnenen 
Geſchäfte, wenn mit dem Aufſchub Gefahr verbunden iſt, bis zur Möglichkeit des Eingreifens 
des Vormundſchaftsgerichts fortzuführen, iſt — abweichend von der für den Auftrag uſw. 
in 88 673, 727, 1424 Abſ 2 u. 2218 getroffenen Beſtimmung — ihnen nicht auferlegt. Wohl 
aber iſt zu verlangen, daß die Erben, tvas aus ihrer Pflicht zur Herausgabe folgt, für die einft- 
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weilige Sicherung des Mündelvermögens ſorgen (vgl. M 4, 1202). Über die Anzeigepflicht 
im allgemeinen vgl. § 1774 A 1. 

2. Entſprechend der Beſtimmung des Abſ 2 ift nach $ 1799 Abſ 1 Satz 2 auch der Gegen⸗ 
vormund im Falle des Todes des Vormundes oder eines Mitvormundes verpflichtet, hier⸗ 
von Anzeige zu machen. Im Falle des Todes des Gegenvormundes oder Mitvormundes 
ſind außer dem Vormunde auch die Erben gemäß § 1895 zur Anzeige verbunden. 


8 1895 


Die Vorſchriften der SS 1885 bis 1889, 1893, 1894 finden auf den Gegen⸗ 
vormund!) entſprechende Anwendung. 

EI 1710, 1711 II 17605 M 4 12023 P 4 834. 

1. Wie die Beſtimmungen über Berufung und Beſtellung des Vormundes ($ 1792 Abſ 4) 
finden die Beſtimmungen über Beendigung des Amtes ($$ 1885—1889, 1893) auf 
den Gegenvormund entſprechende Anwendung. Wegen der Anzeigepflicht ſ. 8 1894 A 1 u. 2. 


Zweiter Titel 
Vormundſchaft über Volljährige 


8 1896 


Ein Volljähriger erhält einen Vormund, wenn er entmündigt iſt!) ) 5). 

E 11726 II 1771; M 4 1227; P 4 839. 

1. Die Vormundſchaft über einen Volljährigen ſetzt voraus, daß dieſer (wegen Geiſtes⸗ 
krankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, Trunkſucht, $ 6) entmündigt, ſomit entweder 
geſchäftsunfähig — wie dies bei den Geiſteskranken der Fall it — oder in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit beſchränkt iſt (§ 114); auf Grund des Entmündigungsanutrags kann auch vorläufige Vor⸗ 
mundſchaft angeordnet werden (§ 1906). Damit iſt eine feſte Grenze zwiſchen Vormund⸗ 
ſchaft und Pflegſchaft gezogen. Solange ein Entmündigungsverfahren nicht wenigſtens 
beantragt iſt, kann der Geiſteskranke nicht einen Vormund, ſondern nach $ 1910 nur einen 
Pfleger erhalten. Die Entmündigung wird wirkſam mit Zuſtellung des Beſchluſſes an den 
Entmündigten, bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit mit Zuſtellung des Beſchluſſes 
an denjenigen geſetzlichen Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zuſteht, oder wenn es 
an einem ſolchen fehlt, mit Beſtellung des Vormundes (88 661, 683 Ubi 2), der ſomit zur 
Wirkſamkeit des Beſchluſſes beſtellt werden muß. Vorausſetzung iſt aber auch in dieſem Falle, 
daß ein Entmündigungsbeſchluß vorliegt. Ohne dieſe Vorausſetzung würde die Vormund⸗ 
ſchaft nichtig fen. Da auch ein Minderjähriger entmündigt werden kann, beſteht die Mög⸗ 
lichkeit, daß ſogleich nach Beendigung der Altersvormundſchaft ſich die Vormundſchaft wegen 
Geiſteskrankheit anſchließt. Über das Vorhandeuſein der Vorausſetzungen der Entmün⸗ 
digung und ihrer Wiederaufhebung hat nicht das Vormundſchaftsgericht, ſondern das Amts⸗ 
gericht in dem durch 88 645 ff. 3 PO geregelten Verfahren zu befinden. Der die Entmündi⸗ 
gung ausſprechende oder den Antrag auf Wiederaufhebung ablehnende Beſchluß kann binnen 
einem Monat durch Klage angefochten werden. Wird die Entmündigung infolge der Anfech⸗ 
tungsklage aufgehoben, ſo hat dies auf die Wirkſamkeit der bis zu dieſem Zeitpunkte von dem 
Vormund oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß (§ 115). Die 
Entmündigung, die rechtskräftig gewordene Wiederaufhebung und eine jede auf die An⸗ 
fechtungsklage erlaſſene Entſcheidung iſt dem Vormundſchaftsgericht mitzuteilen (88 660, 674, 
678, 679 Ab] 4, 683 Abi 2, 684 Abi 4, 686 Abi 4). / 

2. Die rechtskräftige Aufhebung der Entmündigung hat die Beendigung der Vor⸗ 
mundſchaft ohne weiteres zur Folge. - 

3. Über den Ausſchluß des Entmündigten vom öffentlichen Wahlrecht ſ. $ 2 Abf 1 des 
Reichswahlgeſetzes v. 6. 3. 24 und § 2 Abf. 1 des preuß. Landeswahlgeſetzes v. 28. 10. 24. 
Das gleiche gilt für den unter vorläufige Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen 
unter Pflegſchaft Geſtellten. Von der Einleitung und Aufhebung der Vormundſchaft oder 
Pflegſchaft hat das Amtsgericht nach der Bf des PrIM v. 25. 11. 21 der Gemeinde Mit- 
teilung zu machen. 

8 1897 


Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen finden die für die Vor⸗ 
mundſchaft über einen Minderjährigen geltenden Vorſchriften Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den SS 1898 bis 1908 ein anderes ergibt!). 


E 1 1728 II 1773; M 4 1235; P 4 848. 


DIE Familienrecht Vormundſchaft 


1. Die Abweichungen von den Beſtimmungen über die Altersvormundſchaft beſtehen 
hauptſächlich in folgendem: a) Dem Vater und der ehelichen Mutter des Mündels ſteht, da 
ſich der Volljährige nicht mehr in elterlicher Gewalt befindet, ein Beſtimmungsrecht weder 
hinſichtlich der Perſon des Vormundes (Gegenvormundes), noch hinſichtlich der Einſetzung 
eines Familienrats oder der Mitgliedſchaft zum Familienrat zu (88 1898, 1905). Anderſeits 
treten ſie, ohne daß ſie die elterliche Gewalt beſeſſen zu haben brauchen, in die Reihe der 
berufenen Vormünder ein, und zwar mit dem Vorrang vor den Großeltern und regelmäßig 
mit den Rechten eines befreiten Vormundes (88 1899, 1903 u. 1904). Dies gilt jedoch nicht 
für die vorläufige Vormundſchaft, auf welche die Vorſchriften über die Berufung zur Vor⸗ 
mundſchaft keine Anwendung finden (§ 1907). b) Eine geſetzliche Vormundſchaft über Voll⸗ 
jährige gibt es nicht (Art 136 EG); auch das Jugendwohlfahrtsgeſetz, das in $ 48 den Art 136 
aufgehoben hat, kennt eine Amtsvormundſchaft nur über Minderjährige. c) Wie für die 
Ehefrau der Mann ($ 1778 Abſ 3) darf auch für den Mann die Ehefrau an erſter Stelle zum 
Vormund beſtellt werden (§ 1900). d) Der volljährige Mündel iſt der Regel nach nicht mehr 
erziehungsbedürftig, was in § 1901 Abſ 1 berückſichtigt wird. e) Genehmigungspflichtig iſt 
das Verſprechen oder Gewähren einer Ausſtattung aus dem Vermögen des volljährigen 
Mündels (§ 1902 Abſ 1). 


8 1898 


Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, einen Vor⸗ 
mund zu benennen oder jemand von der Vormundſchaft auszuſchließen —* 
E 1 1729 Abſ 6 II 1774; M 4 1238; P 4 849. 


1. Dieſe Befugniſſe ſtehen dem Vater und der ehelichen Mutter nach SS 1777, 1782 nur 
zu kraft des Rechtes der elterlichen Gewalt, der der Volljährige nicht mehr unterworfen iſt 


(ogl. 8 1897 A 1a). 
§ 1899 


Vor den Großvätern iſt der Vater und nach ihm die eheliche Mutter des 


Mündels als Vormund berufen“). 
Die Eltern ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem anderen als 


dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindes Statt angenom⸗ 
men ijt?). 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der Vater im Falle 
des § 1701, die Mutter im Falle des S 1702 nicht berufens). 

E 1 1729 Abſ 1—3 II 1775; M 4 1236; P 4 849. 


1. Die Berufung der Eltern beruht nicht auf dem früheren Beſtehen der elterlichen 
Gewalt, ſondern auf dem Ver wandtſchaftsverhältniſſe. Es geht den Eltern nicht etwa 
dadurch verloren, daß ſie während der Minderjährigkeit des Kindes die elterliche Gewalt 
verwirkt haben. 

2. Haben die Eltern ihr Kind von einem Dritten, der nicht der Ehegatte des leiblichen 
Elternteils iſt, an Kindes Statt annehmen laſſen, ſo verlieren ſie das Anrecht auf die Vor⸗ 
mundſchaft. Durch die Kindesannahme werden die Beziehungen zwiſchen den leiblichen 
Eltern und dem Kinde in ſolchem Maße gelockert, daß den Eltern ein Rechtsanſpruch darauf, 
Vormund zu werden, nicht mehr zuerkannt werden kann. Auch die leiblichen Großväter 
haben in dieſem Falle nicht die Rechte eines berufenen Vormundes. Über die Einwirkung 
des Umſtandes, daß der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels an Kindes Statt an⸗ 
genommen iſt, auf das Recht des Großvaters |. § 1776 A 3. 

3. Im Falle der nichtigen Ehe hat nach § 1701 der Vater, der bei Eingehung der Ehe 
die Nichtigkeit gekannt hat, ſofern die Ehe für nichtig erklärt iſt, keine Verwandtſchaftsrechte 
und iſt deshalb als Vormund nicht berufen. Die ſchlechtgläubige Mutter ſteht nach § 1702 
bei Wegfall der elterlichen Gewalt des Vaters der unehelichen Mutter gleich, ſo daß ſie nur 
das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes, nicht aber einen Anſpruch darauf hat, Vor⸗ 
mund zu werden. Doch darf fie gleich der unehelichen Mutter (S 1900 Abf 3) vor den Groß⸗ 
vätern zum Vormunde beſtellt werden. Dadurch, daß der eine Elternteil die Nichtigkeit der 
Ehe gekannt hat, wird, da die hieraus ſich ergebende Verkürzung der Rechte nur den Schlecht⸗ 
gläubigen für feine Perſon trifft (vgl. S 1701 A 4), die Berufung des Großvgters nicht aus» 
geſchloſſen. Ift die Ehe noch nicht für nichtig erklärt, jo bleibt die Berufung des Vaters in 
Kraft. Das Vormundſchaftsgericht kann jedoch von feiner Beſtellung zum Vormunde ab⸗ 
ſehen, wenn andernfalls das Intereſſe des Mündels gefährdet fein würde (8 1778 Abſ 1). 
Eine ſolche Gefährdung darf darin erblickt werden, daß die ſpätere Nichtigkeitserklärung, die 
rückwirkende Kraft hat, mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten iſt. 
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8 1900 


Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch ohne deſſen Zu⸗ 
ſtimmung beſtellt werden!). 
Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Großvätern )), 
die eheliche Mutter darf im Falle des S 1702 vor den Großvätern zum Vor⸗ 
munde beſtellt werden. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum Vormunde beſtellt 
werden?). 

E 1 1729 Abſ 4 u. 5 II 1776; M 4 1237; P 4 849. 


1. Die Vormundſchaft des Ehegatten. Die Vorſchrift des § 1900 Abſ 1 it überflüſſig 
geworden, nachdem die 981783, 1887 durch 848 Abſ 1 J WG aufgehoben find. Daß der Ehegatte, 
und nicht ein Dritter, zum Vormund beſtellt wird, entſpricht regelmäßig fo ſehr der Natur des 
ehelichen Verhältniſſes, daß es in $ 1900 — im Einklang mit der in $ 1778 Abſ 8 für den Ehe⸗ 
mann getroffenen Beſtimmung — für zuläſſig erklärt ift, den Ehegatten por den berufenen 
Vormündern zu beſtellen. Dem Ehegatten iſt damit nicht ein Recht auf Übertragung der Vor⸗ 
mundſchaft eingeräumt. Wohl aber hat das Vormundſchaftsgericht in Erwägung zu ziehen, ob 
nicht vor allen andern Perſonen der Ehegatte als Vormund auszuwählen iſt. Die Nichtberück⸗ 
ſichtigung des Ehegatten gibt dieſem ein Beſchwerderecht nach 8 57 Abs 1 Nr 9 366, das 
nach dieſer Vorſchrift aber nur im Intereſſe des Mündels, nicht im eigenen Intereſſe ausgeübt 
werden darf (KG in RIA 16, 9; vgl. § 1779 A 2). Die Ehefrau übt als Vormünderin die nach 
dem ehelichen Güterrecht ihrem Manne zuſtehenden Rechte aus. Zu beachten iſt hierbei, daß 
es ſich bei Ausübung dieſer Rechte nicht um die Verwaltung des Mündelvermögens handelt, 
fo daß die Vorſchriften über die vom Gegenvormund oder dem Vormundſchaftsgericht zu 
erteilende Genehmigung nicht zur Anwendung kommen. Die nach ehelichem Güterrecht er- 
forderliche Zuſtimmung des Mannes kann die Ehefrau als Vormünderin gemäß $ 1409 Satz 2 
ſich ſelbſt erteilen (KG in RIA 4, 76). Nimmt die Ehefrau ein einer ſolchen Zuſtimmung 
bedürfendes Rechtsgeſchäft vor, fo ift hierin ohne weiteres die Erteilung dieſer Zuſtimmung 
enthalten. Liegt der Fall ſo, daß die Ausübung des Rechtes im Intereſſe des Ehemanns 
geboten iſt, während die Frau ein entgegengeſetztes Intereſſe hat, fo iſt für dieſe Angelegenheit 
unter Beſchränkung der Vertretungsbefugnis der Frau ein Pfleger zu beſtellen (88 1796, 1909). 
Die Beſtellung der Ehefrau als Vormünderin hat zugleich die Bedeutung, daß die höchſt⸗ 
perſönlichen Rechte des Mannes aus 8 1354, ſoweit fie wegen Geiſtesſchwäche nicht von 
dieſem ausgeübt werden können, tatſächlich auf die Frau übergehen. — Wird der Ehe⸗ 
mann zum Vormund ſeiner Frau beſtellt, ſo werden ſeine Rechte als Ehemann, insbeſondere 
auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts, hierdurch nicht berührt. Die zu Verfügungen 
des Mannes erforderliche Zuſtimmung der Frau kann er, da § 1409 Satz 2 für den Ehe⸗ 
mann nicht gilt, ſich nicht ſelbſt erteilen. 

2. Die Vorſchriften über den Vorrang der Mutter, welche die Nichtigkeit der Ehe gekannt 
hat (vgl. 8 1702 Abſ 1 u. § 1899 A 3), und der unehelichen Mutter ſtehen im Einklang mit 
der in 8 1778 Abſſ 3 für die uneheliche Mutter getroffenen Beſtimmung. 


8 1901 


Der Vormund hat für die Perſon des Mündels!) nur inſoweit zu ſorgen, 
als der Zweck der Vormundſchaft es erfordert. 

Steht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, jo tritt die im § 1633 beſtimmte 
Beſchränkung nicht ein?). 

E 1 1730 II 1777; M 4 1238; P 4 849. 


1. Der Fürſorge des Vormundes für die Perſon des Mündels ſind dadurch gewiſſe 
Grenzen gezogen, daß der Mündel erwachſen iſt. Sie beſchränkt ſich deshalb weſentlich auf 
die Pflege, Heilung und Sicherung des Mündels, während ihm ſonſt je nach der Beſchaffenheit 
feines Geiſteszuſtandes möglichſt Freiheit des Handelns zu laſſen iſt. Innerhalb dieſer Grenzen, 
die nötigenfalls von dem Vormundſchaftsgericht näher feſtzuſetzen ſind, hat der Vormund 
die gleichen Befugniſſe wie bei der Vormundſchaft über Minderjährige. Insbeſondere darf 
er, und zwar auch der vorläufige Vormund ($ 1906), unter Anwendung von Zwang ge⸗ 
eignetenfalls den Mündel in einer Irrenanſtalt oder einer Trinkerheilanſtalt (RO in OLG 
14, 272; KG 39 A 8; vgl. 8 1631 A 5, |. auch $ 120 RVO) unterbringen (vgl. hinſichtlich der 
letzteren Maßregel den nicht veröffentlichten Erl des PrIM v. 19. 6. 00, der dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zur Pflicht macht, die Unterbringung des Trunkfüchtigen in eine Trinkerheilanſtalt 
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in Erwägung zu ziehen und darüber an den Landgerichtspräſidenten zu berichten). Dem 
Vormundſchaftsgericht ſelbſt iſt eine ſolche Befugnis zur Unterbringung, da § 1838 feine Rechte 
nur im Intereſſe der Erziehung erweitert, nicht zuzuerkennen (RIA 13, 185). Eine erziehe- 
riſche Einwirkung auf den Mündel ſeitens des Vormundes iſt, ſoweit es ſich um die Be⸗ 
kämpfung der geiſtigen oder ſittlichen Mängel handelt, die zur Entmündigung geführt haben, 
nicht ausgeſchloſſen. Unzuläſſig iſt es dagegen, den wegen Trunkſucht entmündigten 
Volljährigen in einer Beſſerungsanſtalt unterzubringen (RIA 12, 90). Auch kann gegen 
ihn ein Zwang hinſichtlich einer ſonſtigen ärztlichen Behandlung nicht ausgeübt werden. 
Kraft der Fürſorge für die Perſon des Mündels iſt der Vormund ferner verpflichtet, wenn 
die Vorausetzungen der Entmündigung weggefallen ſind, die Wiederaufhebung zu be⸗ 
antragen. Will der Mündel die Wiederaufhebung ſelbſt betreiben oder den Entmün⸗ 
digungsbeſchluß durch Klage anfechten, ſo darf ihm der Vormund die hierzu erforder⸗ 
lichen Mittel, falls die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint, nicht verweigern. 
Über die Vertretung des Mündels in perſönlichen Angelegenheiten vgl. § 1821 A 3 
und — Nr 6, 7. In einem Strafverfahren gegen den Mündel kann der Vormund pflicht⸗ 
gemäßen Anlaß haben, für ſeine Verteidigung zu ſorgen und ihm als Beiſtand zur Seite treten 
REGEL 59, 353). Zur Anſtellung der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens iſt der 
Vormund nicht befugt (8 612 Abſ 2 ZPO). Wird die Vormundſchaft über eine wegen Trunk⸗ 
ſucht entmündigte Perſon eingeleitet, ſo empfiehlt es ſich, daß das Vormundſchaftsgericht 
im Intereſſe beſſerer Beaufſichtigung des Mündels der Polizeibehörde Mitteilung macht 
(f. Erl des PrIM v. 19. 6. 12 in JMBl 207). Die dem Ehemann nach 88 1354, 1358 zu- 
ſtehenden höchſtperſönlichen Rechte kann der Vormund nicht ausüben, wohl aber das 
in $ 1356 beſtimmte, weſentlich vermögensrechtlichen Rückſichten dienende Recht der Be⸗ 
ſchränkung oder Ausſchließung der Schlüͤſſelgewalt. 


2. Wird eine entmündigte Ehefrau bevormundet, ſo iſt die Fürſorge für ihre Perſon 
von ſolcher Wichtigkeit, daß der Vormund nicht, wie nach $ 1633 der Gewalthaber der minder⸗ 
jährigen verheirateten Tochter, auf die bloße Vertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenheiten beſchränkt iſt. Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Ange⸗ 
legenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem der Mann ſeine Zuſtimmung 
grundlos verweigert, ſo kann die Zuſtimmung nach 88 1402, 1451, 1519, 1549 auf Antrag des 
Vormundes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Bei Ausübung des Rechtes 
der Sorge für die Perſon (vgl. A 1) hat ſich der Vormund eines jeden Eingriffs in die dem 
Ehemann vorbehaltenen Rechte zu enthalten, falls nicht etwa das Verlangen des Mannes 
lich als ein Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt (RG 85, 16). Das Vormundſchaftsgericht iſt 
nicht zuſtändig, bei Streitigkeiten zwiſchen dem Vormunde und dem Ehemann der Ent- 
mündigten eine in die Rechte des Ehemanns eingreifende Regelung zu treffen. Hierüber 
kann nur das Prozeßgericht entſcheiden (RJA 13, 67). Darüber, daß die nach ehelichem 
Güterrecht erforderliche Zuſtimmung der Ehefrau der zum Vormunde beſtellte Mann ſich 
nicht ſelbſt erteilen kann, |. $ 1900 A 1 a. E. 


8 1902 


Der Vormund kann eine Ausſtattung aus dem Vermögen des Mündels 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verſprechen oder ge⸗ 
währen !). 

Zu einem Miet⸗ oder Pachtvertrage ſowie zu einem anderen Vertrage, 
durch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, be⸗ 
darf der Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, wenn das 
Bertragsverhältnis länger als vier Jahre dauern joll?), Die Vorſchrift des 
§ 1822 Nr 4 bleibt unberührt. 

EI 1781, 1782 II 1778; M 4 1239, 1240; P 4 849. 

1. Zu den genehmigungspflichtigen Rechtsgeſchäften kommt für die Vormundſchaft über 
Volljährige die Gewährung oder das Verſprechen einer Ausſtattung hinzu. Die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts wird hier gefordert, weil Ausſtattung und Schenkung ſich ſehr 
nahe berühren. Eine Schenkung iſt regelmäßig inſoweit anzunehmen, als die Ausſtattung — zu 
der im Sinne des 8 1902 auch die freiwillige Ausſteuer zu rechnen iſt — das den Umſtänden, 
insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der Mutter entſprechende Maß 
überfteigt, 8 1624 A 2 u. 3. Eine Schenkung iſt es ferner, wenn die Ausſtattung nicht dem 
Kinde, ſondern einem entfernteren Abkömmling oder andern Perſonen zuteil wird. 
Soweit das Rechtsgeſchäft ſich als Schenkung darſtellt, kann es auch durch vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung nicht gültig werden, ſofern es ſich nicht um eine Schenkung 
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handelt, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rück⸗ 
ſicht entſprochen wird. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt die Erteilung der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung nicht unzuläſſig, wenn der wohlhabende Mündel feine in un- 
günſtigen Vermögensverhältniſſen befindliche Nichte ausſtattet oder wenn der Mündel 
von dem ihm nach § 1621 zuſtehenden Recht, die Ausſteuer zu verweigern, keinen Gebrauch 
macht. Iſt die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung bereits zu dem Verſprechen der 
Ausſtattung erteilt, ſo iſt, wenn in dieſem Vertrage die als Ausſtattung zu gewährenden 
Gegenſtände beſtimmt bezeichnet find, eine erneute Genehmigung zur Gewährung der Aus⸗ 
ftattung nicht erforderlich. Genehmigungspflichtig iſt auch die bei beſtehender Gütergemeinſchaft 
nach Maßgabe des 8 1465 Abf 2 (88 1538 u. 1549) von der bevormundeten Mutter zu er⸗ 
teilende Zuſtimmung. 

2. Die Vorſchrift des § 1822 Nr 5, daß der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen auf 
längere Zeit als ein Jahr nach Vollendung des 21. Lebensjahrs nur durch vormundſchafts⸗ 
gerichtlich genehmigten Vertrag verpflichtet werden kann, mußte naturgemäß, was die Dauer 
der Verpflichtung betrifft, bei der Anwendung auf volljährige Mündel eine Anderung erfahren. 
Eine Verpflichtung für einen Zeitraum von mehr als 4 Jahren iſt als gleichwertig an⸗ 
geſehen. Der Genehmigung bedarf es hier, wenn das Vertragsverhältnis länger als 4 Jahre 
dauern ſoll. Im Falle der Genehmigung eines derartigen Rechtsgeſchäfts ſteht dem Mündel 
auch nach Beendigung der Vormundſchaft ein Recht der vorzeitigen Kündigung nicht zu. 


§ 1903 

Wird der Vater des Mündels?) zum Vormunde beſtellt, jo unterbleibt 
die Beſtellung eines Gegenvormundes. Dem Vater ſtehen die Befreiungen 
zu, die nach den SS 1852 bis 1854 angeordnet werden können. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann die Befreiungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Inter⸗ 
eſſe des Mündels gefährden. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Vater im Falle 
der Minderjährigkeit des Mündels zur Vermögensverwaltung nicht be⸗ 
rechtigt ſein würde!). 

E 11733 Abſ 1 u. 3 II 1779; M 4 1240; P 4 850. 


1. Der zum Vormund beſtellte Vater des Mündels hat die Rechtsſtellung eines be» 
freiten Vormundes, vorausgeſetzt, daß er die Rechte der Vaterſchaft hat (ſ. hierüber 
§ 1899 A 1—8) und daß ihm, wenn der Mündel noch jetzt minderjährig fein würde, zwar nicht 
die elterliche Gewalt, wohl aber das Recht der Sorge für das Vermögen einſchließlich des 
Vertretungsrechts — was bei der Vormundſchaft über Volljährige den wichtigeren Beſtand⸗ 
teil feiner Befugniſſe bildet (8 1901) — zuſtehen würde. Die Stellung eines befreiten Vor⸗ 
mundes kommt ihm hiernach nicht zu, wenn er während der Minderjährigkeit des Kindes die 
elterliche Gewalt verwirkt (88 1680, 1771 Abſ 2) oder das Recht der Sorge für das Vermögen 
durch Entziehung (88 1666 Abſ 2, 1670, 1760; beſtr.) oder Konkurseröffnung ($ 1647) verloren 
hat, oder, ſofern die elterliche Gewalt über die Vollzährigkeit hinaus fortgedauert hätte, durch 
Verwirkung oder Konkurseröffnung verloren haben würde. Darauf kann es nicht ankommen, 
ob möglicherweiſe, was nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen iſt, bei Fortdauer der elterlichen Ge⸗ 
walt die Vermögensverwaltung dem Vater gemäß §8 1647 Abſ 2, 1671 wieder übertragen 
worden wäre. Anderſeits muß unberückſichtigt bleiben, daß eine Entziehung der Vermögens⸗ 
verwaltung noch nach der Zeit der Volljährigkeit hätte erfolgen können, in welchem Falle 
übrigens regelmäßig Anlaß zur Außerkraftſetzung der Befreiungen (Abs 1) vorliegen 
wird. Die Fähigkeit zur Ausübung der einen Teil der elterlichen Gewalt bildenden Ver⸗ 
mögensverwaltung (S8 1676, 1677) muß zur Zeit der Beſtellung zum Vormunde vorhanden 
ſein. Die Berechtigung zur Vermögensverwaltung und damit die Stellung eines befreiten 
Vormunds iſt endlich hinſichtlich des dem Mündel von einem Dritten zugewendeten Ver⸗ 
mögens ausgeſchloſſen, deſſen Verwaltung durch Anordnung des Dritten dem Vater ent⸗ 
zogen iſt (§ 1638). Verliert der Vater nach der Beſtellung zum Vormunde das Recht der 
Vermögensverwaltung (Verluſt der Fähigkeit nach SS 1676, 1677, Konkurseröffnung nach 
§ 1647), fo hört die befreite Stellung damit ohne weiteres auf. 

2. Dem Vater gebühren die ſämtlichen in den 88 1852—1854 aufgeführten Befreiungen, 
nämlich die Befreiung von der Beſtellung eines Gegenvormundes und damit die Befreiung 
von der ſonſt erforderlichen Genehmigung des Gegenvormundes (88 1809, 1810, 1812), die 
Befreiung von der Hinterlegungspflicht (88 1814, 1818), von der Sperrpflicht (8 1816) und 
von der Pflicht zur Rechnungslegung während der Dauer der Vormundſchaft ($ 1840). Die 
nach § 1857 dem Vormundſchaftsgericht zuſtehende Befugnis zur Außerkraftſetzung dieſer 
Befreiungen hat auch gegenüber dem Vater als befreitem Vormund Geltung. 
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8 1904 


Iſt die eheliche Mutter des Mündels zum Vormunde beſtellt, ſo gilt 
für ſie das gleiche wie nach 8 1903 für den Vater. Der Mutter iſt jedoch ein 
Gegenvormund zu beſtellen, wenn ſie die Beſtellung beantragt oder wenn 
die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ihr nach § 1687 Nr 3 ein Bei⸗ 
ſtand zu beſtellen ſein würde. Wird ein Gegenvormund beſtellt, ſo ſtehen 
der Mutter die im § 1852 bezeichneten Befreiungen nicht zu!). 

E 1 1733 Abſ 2 u. 8 II 1780; M 4 1243; P 4 850. 


1. Die Beſtimmungen des $ 1903 gelten in gleicher Weiſe für die zum Vormunde be⸗ 
rufene Mutter des Mündels, mit der Abweichung jedoch, daß unter den Vorausſetzungen des 
$ 1687 Nr 2 u. 3 (wenn fie ſelbſt darauf anträgt oder wenn das Vormundſchaftsgericht aus 
beſondern Gründen im Intereſſe des Mündels es für nötig erachtet) ihr ein Gegenvormund 
— der an Stelle des im $ 1687 vorgeſehenen Beiſtandes tritt — mit den dem Gegenvormund 
zuſtehenden Verrichtungen zu beſtellen iſt. § 1687 Nr 1, wonach der Vater berechtigt ift, die 
Beſtellung eines Beiſtandes anzuordnen, ſcheidet hier aus, da der Vater kraft elterlicher Gewalt 
nur über die Bevormundung des minderjährigen Kindes Beſtimmung treffen kann. Die 
auf Autrag der Mutter angeordnete Gegenvormundſchaft darf das Vormundſchaftsgericht 
nur mit deren Zuſtimmung wieder aufheben, während ſonſt die Aufhebung dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht jederzeit freiſteht (vgl. $ 1695). Wird trotz Vorhandenſeins der Vorausſetzungen 
des $ 1687 Nr 3 die Beſtellung eines Gegenvormundes abgelehnt oder wird die Gegen⸗ 
vormundſchaft aufgehoben, ſo ſind auch der Ehegatte, die Verwandten und Verſchwägerten 
des Mündels nach $ 57 Abs 1 Nr 5 Fs beſchwerdeberechtigt, während bei Ablehnung des 
Antrags der Mutter nur diefer das Beſchwerderecht zufteht (§ 20 Abſ 2 FGG). Die Über⸗ 
tragung der Vermögensverwaltung auf den Gegenvormund (vgl. § 1698) iſt unzuläſſig, da 
eine ſolche Verwaltung der Stellung des Gegenvormundes nicht entſpricht. Die Rechte eines 
befreiten Vormundes kommen auch der Mutter nur unter der Vorausſetzung zu, daß ſie 
zur Vermögensverwaltung berechtigt ſein würde (f. hierüber 8 1903 A 1). Dieſe Berechtigung 
fehlt ihr auch dann, wenn fie ſich wieder verheiratet (§ 1697). Dadurch, daß die elterliche 
Gewalt nicht der Mutter, ſondern dem Vater zuſtehen würde, wird die Anwendung des 
$ 1904 nicht ausgeſchloſſen, fofern der Vater mit ſeiner Übergehung einverſtanden iſt (beftr.). 


8 1905 


Ein Familienrat kann nur nach § 1859 Abſ 1 eingeſetzt werden!). 

Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, Anord⸗ 
nungen über die Einſetzung und Aufhebung eines Familienrats oder über 
die Mitgliedſchaft zu treffen!). 

EI 1736 II 1782; M 4 1246; P 4 850; 6 812. 

1. Die Anordnungen hinſichtlich des Familienrats (588 1858, 1859 Abf 2, 1861, 1863, 
1866, 1868, 1880) können wie die ſonſtigen Anordnungen über die Bevormundung von den 
Eltern nur kraft elterlicher Gewalt, alſo nur für ein minderjähriges Kind getroffen werden 
(vgl. 81897 A 1a). Die Eltern haben deshalb nicht das Recht, die Einſetzung eines Familien⸗ 
rats zu verlangen. Die Einſetzung findet vielmehr auf den gestellten Antrag nach § 1859 Abf 1 
nur ſtatt, wenn das Vormundſchaftsgericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſen 


erachtet. 
8 1906 


Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt iſt, kann unter vor⸗ 
läufige Vormundſchaft geſtellt werden, wenn das Vormundſchaftsgericht es 
zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Ver⸗ 
mögens des Volljährigen für erforderlich erachtet!) ). 

EI 1737 Abf 1 II 1873: M 4 1246; P 4 850. . 

J. Die vorläufige Vormundſchaft, die in Ergänzung des vormundſchaftlichen Schutzes 
dem exit zu Entmündigenden eine Sicherung gewähren foll, hat mehr die Natur einer Pfleg⸗ 
ſchaft, iſt aber als Vormundſchaft geſtaltet, weil die Stellung unter vorläufige Vormundſchaft 
die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit auf bürgerlich⸗rechtlichem Gebiete — nicht auf öffentlich. 
rechtlichem Gebiete — nach ſich zieht (§ 114), während die Einleitung einer Pflegſchaft grund. 
ſätzlich die Geſchäftsfähigkeit unberührt läßt. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit tritt 
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ein mit der Bekanntmachung der Verfügung an den zu Entmündigenden und, wenn die Ent- 
mündigung wegen Geiſteskrankheit beantragt iſt, mit der Beſtellung des Vormundes (8 52 
FGG; vgl. 81896 A 1). Kommt es hinterher nicht zur Entmündigung oder wird die Entmün- 
digung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben, ſo hat dies auf die Vertretungsmacht 
des von dem Vormundſchaftsgericht beſtellten Vormundes keinen Einfluß. Sie beſteht bis 
zum Wegfall der vorläufigen Vormundſchaft (f. hierüber 8 1908 A 1) geradeſo fort, als 
wenn der Mündel bis dahin nur beſchränkt geſchäftsfähig geweſen wäre (vgf. 88 115, 114). 
Die Stellung unter vorläufige Vormundſchaft it zuläſſig, ſobald der Entmündigungs⸗ 
antrag rechtswirkſam, d. h. von dem Antragsberechtigten bei dem zuſtändigen Gericht geſtellt 
iſt; daß das Entmündigungsverfahren bereits eingeleitet wurde, iſt für die Anordnung der 
vorläufigen Vormundſchaft nicht erforderlich (OLG 43, 385, vgl. auch Laubhardt in 8Bl⸗ 
FG 14, 270, der nur erfordert, daß überhaupt bei einem Amtsgericht ein Antrag auf Ent- 
mündigung eines Volljährigen geſtellt ift). Ohne dieſen Antrag würde die Anordnung der 
Vormundſchaft nichtig ſein, insbeſondere nicht die Wirkung haben, daß der Mündel be⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähig wird (a. M. insbeſondere Fuchs A 5). Ohne Bedeutung für die 
Wirkſamkeit der Vormundſchaft iſt es dagegen, wenn die die vorläufige Bevormundung anord- 
nende Verfügung des Vormundſchaftsgerichts unter Nichteinhaltung der nach $ 16 Abſ 2 F 
für die Zuſtellung geltenden Vorſchriften der ZPO dem Mündel perfönlich, ſtatt in der in 9172 
30 beſtimmten Weiſe, zugeſtellt wird (vgl. Rc Gruch 48, 108). Darüber, ob die Vor⸗ 
mundſchaft zur Sicherung des Volljährigen (Abwendung einer erheblichen Gefähr⸗ 
dung der Perſon oder des Vermögens) erforderlich iſt (K in ZW 1918, 1445, 
ſ. auch Cohn im Arch Ziv Pr 124, 364 ff.), hat dagegen das Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu entſcheiden, ohne daß dies im Prozeßwege nachgeprüft werden kann. Die 
Gefährdung braucht nicht gerade eine Folge desjenigen Entmündigungsgrundes zu ſein, 
der in dem Entmündigungsantrage angeführt iſt. Zuläſſig iſt auch die Einleitung einer vor⸗ 
läufigen Vormundſchaft über einen Ausländer, jedoch nur unter den Vorausſetzungen des 
Art 23 Abſ 1 CG. Als eine vorläufige Maßregel im Sinne des Art 23 Abſ 2 kann die vor⸗ 
läufige Vormundſchaft nicht angeſehen werden (KchJ 21 A 213). Schon vor Stellung des 
Entmündigungsantrags kann die Sicherung des zu Entmündigenden dadurch erreicht werden, 
daß ihm ein Pfleger beſtellt wird (j. hierüber § 1910 A 1). Durch das Vorhandenſein eines 
ſolchen Pflegers wird die vorläufige Vormundſchaft nicht ausgeſchloſſen. Über den Ausſchluß 
des unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten vom Wahlrecht |. $ 1896 A 3. Der nach $ 1906 
beſtellte Vormund ſteht an ſich hinſichtlich der Vertretungsmacht einem anderen Vormunde 
vollſtändig gleich, er hat jedoch mit Rückſicht darauf, daß die Vormundschaft nur eine vor⸗ 
läufige iſt, ſich aller eingreifenden Anderungen möglichſt zu enthalten. Über die Beſtellung 
eines vorläufigen Pflegers ſ. § 1909 A 5. 


2. Verfahren. Das mit der Entmündigung befaßte Anntsgericht hat, ſobald es eine Zür- 
ſorge für erforderlich hält, dem Vormundſchaftsgericht zu dieſem Zwecke Mitteilung zu machen 
(88 657, 680 Abſ 3 ZPO; vgl. SS 49, 50 FGG). Auch die Staatsanwaltſchaft hat geeigneten⸗ 
falls die Anordnung einer vorläufigen Vormundſchaft über Geiſteskranke oder Geiſtesſchwache 
in Anregung zu bringen (8 8 der Allg fg des Pr Juſtizmin v. 28. 11. 1899). Die Entſcheidung 
über Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft iſt in die Hände des Vormundſchaftsgerichts 
gelegt, das von Amts wegen vorzugehen hat und auch ohne Mitteilung des Amtsgerichts 
tätig werden kann. Es braucht den Betroffenen vor der Anordnung nicht zu hören Mit 
der Prüfung, ob der Entmündigungsantrag begründet iſt, hat das Vormundſchaftsgericht nur 
inſofern zu tun, als ein Bedürfnis zur Sicherung nicht beſteht, wenn ſich der Antrag als offen⸗ 
bar unbegründet erweiſt. Wird die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft abgelehnt, ſo 
ſteht die Beſchwerde nach $ 57 Abf 1 Nr 2 FGG allen denjenigen zu, welche zur Stellung 
des Entmündigungsantrags berechtigt ſind (Ehegatte, Verwandte, der für die Perſon fürſorge⸗ 
berechtigte geſetzliche Vertreter nach §88 646, 680 ZPO, im Falle des $ 646 auch die Staats⸗ 
anwaltſchaft, im Falle des § 680 nach landesgeſetzlichen Vorſchriften auch die Gemeinde und 
der Armenverband). Gegen die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft kann nach 8$ 20, 
59, 60 Abi 1 Nr 5 FG von einem jeden, der durch dieſe Verfügung in ſeinen Rechten be⸗ 
einträchtigt wird, insbeſondere dem Mündel die ſofortige Beſchwerde erhoben werden. Die 
Erſatzzuſtellung für den zu Entmündigenden an den Antragſteller des Verfahrens vermag 
die Beſchwerdefriſt für den erſteren nicht in Lauf zu ſetzen (RIA 14, 98). Die öffentliche 
Bekanntmachung der Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft iſt zweckmäßig, aber nicht vor⸗ 
geſchrieben (vgl. 8 687 ZPO). Der unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellte iſt, obwohl die 
Einleitung dieſer Vormundſchaft die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit nach ſich zieht 
(vgl. A 1), in der Verteidigung gegen die Entmündigung in keiner Weiſe beſchränkt. Er iſt 
deshalb auch nicht gehindert, zur Wahrnehmung feiner Rechte im Entmündigungsverfahren 
einen Anwalt zuzuziehen, dem die Teilnahme an den Beweisterminen und die Akteneinſicht 


zu geſtatten iſt. 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IV. Bd. 6. Aufl. (Sayn.) an 
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8 1907 


Die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft gelten nicht 
für die vorläufige Vormundſchaft!). 

E 1 1737 Abſ 2 Satz 1 II 1784; M 4 1250; P 4 854. 
1. 1016 Vorſchrift ſtimmt überein mit der für die Pflegſchaft gegebenen Beſtimmung 


des 8 
§ 1908 


Die vorläufige Vormundſchaft endigt!) mit der Rücknahme oder der 
rechtskräftigen Abweiſung des Antrags auf Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, ſo endigt die vorläufige Vormundſchaft, 
wenn auf Grund der Entmündigung ein Vormund beſtellt wird. 

Die vorläufige Vormundſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht auf⸗ 
zuheben, wenn der Mündel des vorläufigen vormundſchaftlichen Schutzes 
nicht mehr bedürftig iſt. 

E I 1737 Abſ 3 II 1785; M 4 1250; P 4 850 u. 854. 

1. Die vorläufige Vormundſchaft endigt der Natur der Sache nach ohne weiteres, 
ſobald hinſichtlich der Entmündigung ein endgültiger Zuſtand eingetreten iſt, ſei es, daß der 
Entmündigungsantrag rechtskräftig abgewieſen oder zurückgenommen iſt, ſei 
es, daß dem Entmündigungsantrage ſtattgegeben und für den Entmündigten ein ordentlicher 
Vormund beſtellt iſt. Der rechtskräftigen Abweiſung des Entmündigungsantrags im Sinne 
des § 1908 Abſ 1 iſt das auf Anfechtungsklage ergangene, den Entmündigungsbeſchluß auf 
hebende rechtskräftige Urteil gleichzuſtellen (beſtr. — vgl. 8 1896 A 2). Hat die Schutzbedürftig⸗ 
keit ſonſt aufgehört, jo bedarf es zur Beendigung der vorläufigen Vormundſchaft — ent- 
ſprechend dem für die Pflegſchaft geltenden Grundſatze des § 1919 — der Aufhebung durch 
das Vormundſchaftsgericht, welche nach 8 52 FG mit der Bekanntmachung der Ver⸗ 
fügung an den Mündel wirkſam wird. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleibt die Beſchränkung 
der Geſchäftsfähigkeit des Mündels und die Vertretungsmacht des vorläufigen Vormundes 
beſtehen (f. $ 1906 A 1). Gegen die Aufhebung findet im gleichen Maße Beſchwerde ſtatt 
wie gegen die Verfügung, durch welche die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft ab- 
gelehnt iſt (. $ 1906 A 2). Der bisherige Vormund iſt zur Einlegung der Beſchwerde nicht 
berechtigt (RG in RIA 3, 172). 


Dritter Titel 


Pflegſchaft 


1. Die Einleitung einer Pflegſchaft ſetzt voraus, daß ein beſonderes Fürſorgebedürfnis 
vorhanden iſt, und zwar hat das Vormundſchaftsgericht, falls nicht eine rechtliche Verhinderung 
des Gewalthabers oder Vormundes ($ 1909) die Pflegſchaft nötig macht, jedesmal zu prüfen. 
ob die in Betracht kommenden Intereſſen nach ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen ſo erhebliche 
ſind, daß die Anordnung einer Pflegſchaft angezeigt it. Die einzelnen Fälle der Pfleg- 
ſchaft ſtellen ſich als eine Ergänzung des elterlichen oder vormundſchaftlichen Schutzes ($ 1909) 
oder als eine Erweiterung des vormundſchaftlichen Schutzes dar, und zwar als eine Erweiterung 
im Anſchluß an die Altersvormundſchaft (Pflegſchaft für die Leibesfrucht und für die noch nicht 
erzeugten Abkömmlinge, 8 1912 und teilweiſe $ 1913) oder im Anſchluß an die Vormundſchaft 
über Volljqährige (Gebrechlichkeitspflegſchaft und Abweſenheitspflegſchaft, SS 1910, 1911). 
Das Bedürfnis zur Einleitung einer Pflegſchaft kann ſich auch daraus ergeben, daß der bei 
einer Angelegenheit Beteiligte unbekannt iſt ($ 1913). Dieſe Art der Pflegſchaft kann ſowohl 
minderjährige als volljährige Perſonen, ſowohl natürliche als juriſtiſche Perſonen betreffen. 
Es gibt nur Perſonenpflegſchaften, nicht Sach. (Real⸗) Pflegſchaften (a. M. Blume 
unter 1 der Vorbem, der nicht nur im Falle des § 1914, ſondern auch im Falle des § 1912 
und bei der Pflegſchaft für ungewiſſe Beteiligte nach § 1913 eine Sachpflegſchaft an⸗ 
nehmen will). Die in $ 1914 zugelaſſene pflegſchaftliche Verwaltung, die dem Zwecke 
dient, das Sammelvermögen feiner Beſtimmung zuzuführen (vgl. 8 80 A 1) und die nicht 
eine Pflegſchaft im eigentlichen Sinne, ſondern eine Güterpflege (vgl. Vorbem 8) darſtellt, 
hätte daher richtiger an anderer Stelle behandelt werden ſollen. Dem Fürſorgebedürfnis 
entſprechend iſt der Wirkungskreis des Pflegers, ſoweit er nicht geſetzlich begrenzt iſt 
(ogl. § 1960), im einzelnen Falle von dem Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen. Die Be⸗ 
ſtimmung ift in die Beſtallung (vgl. $ 1791) aufzunehmen. Maßgebend für den Umfang des 
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er in der Beſtallungsurkunde anders angegeben fein ſollte (K GJ 41 A 38; abw. früh. Aufl.). 
Iſt in der Beſtallung als Aufgabe des Pflegers die Verwaltung des Vermögens bezeichnet, 
ſo iſt damit nicht ausgedrückt, daß ihm in den Angelegenheiten der Vermögensverwaltung 
die Befugnis zur Abſchließung eines Vergleichs nicht zuſtehen ſoll. Der zur Führung 
eines Rechtsſtreits beſtellte Pfleger iſt nicht ohne weiteres ermächtigt, den Streitgegenſtand 
in Empfang zu nehmen (vgl. 8 81 ZPO). Zwiſchen der Pflegſchaft und Vormundſchaft 
beſteht hiernach weſentlich der Unterſchied, daß der Vormund nach dem Geſetze — ſoweit 
nicht ſein Wirkungskreis durch beſondere Anordnung eingeſchränkt iſt (88 1796, 1801) — 
allgemein mit der Fürſorge für den Mündel und ſeiner Vertretung betraut iſt, während 
ſich der Umfang der Fürſorge und der Vertretungsmacht des Pflegers lediglich nach der 
vom Vormundſchaftsgericht ihm zugewieſenen Stellung richtet. In Zusammenhang hiermit 
ſteht, daß der Mündel, weil geſchäftsunfähig oder nur beſchränkt geſchäftsfähig, einer all- 
gemeinen Vertretung bedarf, was bei dem Pflegling nicht in gleichem Maße der Fall iſt. 
Wennſchon der Pflegſchaft des § 1910 (vgl. 8 1910 A 1) auch Geiſteskranke unterſtellt werden 
dürfen, ſo hat doch grundſätzlich die Einleitung der Pflegſchaft auf die Geſ chäftsfähigkeit 
und Prozeßfähigkeit des Pfleglings keinen Einfluß. Hiervon findet nur die eine Aus- 
nahme ſtatt, daß der Pflegling, wenn einmal der Pfleger in einem Rechtsſtreit als ſein 
Vertreter aufgetreten ift, für dieſen Prozeß (in dem in $ 81 ZPO beſtimmten Umfange) 
die Fähigkeit verliert, in die Prozeßführung einzugreifen. Er ſteht für dieſen Prozeß einer 
nicht prozeßfähigen Partei gleich, ſo daß der Pfleger die Stellung eines geſetzlichen Ver⸗ 
treters hat (8 53 ZPO, NE 52, 224 — vgl. indes hinſichtlich der Eidesleiſtung 88 473 Abſ 2, 
477 Abi 1, 426 Abj 3 3 PO). In einem ſchwebenden Rechtsstreit des Mündels kann der in 
deſſen Verlauf beſtellte Pfleger eintreten, indem er die Prozeßführung an Stelle des Mündels 
übernimmt (RG JW 1926, 8062). . a 

2. Wird die Anordnung der Pflegſchaft abgelehnt oder die Pflegſchaft aufgehoben, ſo ſteht 
das Recht der Beſchwerde nach 8 57 Abſ 1 Nr 3 FGG (vgl. § 1911 A 2, 81913 A J) auch dem 
Dritten zu, der an dem Beſtehen der Pflegſchaft ein rechtliches Intereſſe hat. Hierzu gehört 
auch die Behörde, die zur Ordnung einer in ihren Amtsbereich fallenden Angelegenheit die 
Einleitung einer Pflegſchaft für nötig erachtet (vgl. §S 1911 A 2 a. E.). Beſchwerdeberechtigt 
ſind außerdem die Verwandten und Verſchwägerten ſowie der Ehemann des Pfleglings, 
jedoch nur bei einer Pflegſchaft aus 88 1909 u. 1910 und bei der Pflegſchaft aus § 1910 nur 
unter der beſonderen Vorausſetzung, daß eine Verſtändigung mit dem Pflegling nicht möglich 
iſt, eine Vorausſetzung, die übrigens bei Geiſteskrankheit des Pfleglings (vgl. $ 1910 A 3) als 
vorliegend anzunehmen iſt. Wird der Antrag auf Aufhebung der Pflegſchaft abgelehnt, ſo 
hat der Pfleger aus $ 20 FG ein Recht der Beſchwerde (RIA 15, 103). 

3. Was das Anwendungsgebiet der in dieſem Abſchnitt über die Pflegſchaft getroffenen 
Beſtimmungen betrifft, fo gelten die Beſtimmungen auch für die im Erbrecht (§8 1960 —1962) 
behandelte Nachlaßpflegſchaft, welche die Beſonderheit hat, daß an Stelle des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts das Nachlaßgericht tritt. Die Pflegſchaft dient der Fürſorge für den un⸗ 
bekannten Erben, nicht der Fürſorge für den Nachlaß. Die Befugnis des Nachlaßpflegers 
iſt im allgemeinen darauf beſchränkt, die zur Sicherung des Nachlaſſes erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen. Hierdurch iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß er bei Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen des $ 256 ZPO, wenn z. B. die Perſon des wirklichen Erben noch ungewiß 
iſt und die Erbeneigenſchaft des Klägers von der Unwirkſamkeit ſeiner Erbausſchlagung ab⸗ 
hängt, auf Feſtſtellung der Erbbeteiligung des Klägers belangt werden kann (RG 106, 46). 
Verſchieden von der Pflegſchaft find die Fälle, in denen zu Prozeßzwecken oder zu Voll⸗ 
ſtreckungszwecken, um dem Berechtigten die Rechtsverfolgung zu ermöglichen, ein Ver⸗ 
treter beſtellt wird (J. 88 57, 58, 494 Abſ 2, 668, 679 Abi 3, 686 Abſ 2 ZPO, § 29 BGB, 
§ 30 Gew in der Faſſung vom 29. 9. 01, § 16 KfmcG v. 6. 7. 04, § 20 VO v. 14. 2. 13 
über das Verfahren der Rentenausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung [vgl. RG in RJ 
15, 171; OLG Dresden in KGJ 49 A 248], 81 der BO v. 14. 1. 15 über Beſtellung eines 
Kriegsvertreters, § 87 der RAbg O v. 13. 12. 19 über Beſtellung eines Pflegers zur Ver⸗ 
tretung eines Nachlaſſes oder einer ſonſtigen Maſſe in Steuerangelegenheiten, 88 779 Abſ 2, 
787 ZPO, 88 6, 7, 135, 157 Abſ 2 3G). Die Vorſchriften über die Pflegſchaft finden 
hier keine Anwendung. Als ein Vertreter zu Vollſtreckungszwecken iſt im Grunde auch der 
Konkursverwalter anzuſehen, deſſen Rechte und Obliegenheiten durch die KO beſtimmt werden. 
Um eine Vertretung in dem vorerwähnten Sinne handelt es ſich auch bei der Güterpflege, 
die von dem Vormundſchaftsgericht nach den für die Pflegſchaft gegebenen Beſtimmungen 
einzuleiten ift, ſobald im Strafverfahren auf Grund der $$ 290ff., 433 StPO — nicht bloß 
auf Grund des $ 284 zur Deckung der Staatskaſſe — die Beſchlagnahme des Vermögens 
des Angeſchuldigten ausgeſprochen iſt, wodurch dieſer (mit der erſten Bekanntmachung des 
Beſchluſſes im Reichsanzeiger) die Befugnis verliert, über das beſchlagnahmte Vermögen 
unter Lebenden zu verfügen und hinſichtlich dieſes Vermögens zugleich die Prozeßfähigkeit 
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einbüßt (RG Gruch 29, 1112 — vgl. darüber, daß dem Angeſchuldigten das Recht zur Aus⸗ 
ſchlagung der ihm angefallenen Erbſchaft nicht genommen iſt, RIA 14, 6). Dieſe Pfleg⸗ 
ſchaft hat in erſter Linie das Wohl des Staates, nicht des Angeſchuldigten im Auge. Der 
Pfleger tritt nicht neben den Pflegling, ſondern an deſſen Stelle. Aus der beſondern Natur 
otefer Pflegſchaft iſt zu folgern, daß die Beſtimmungen über die Berufung zur Pflegſchaft 
feine Anwendung finden können. Durch das Beſtehen einer Abweſenheitspflegſchaft wird 
übrigens die Einleitung der Güterpflege, die einem weſentlich andern Zwecke dient, nicht 
ausgeſchloſſen. Der Güterpflege verwandt iſt die auf Antrag ($$ 1981, 2062) einzuleitende 
Nachlaßverwaltung, die als eine Nachlaßpflegſchaft beſonderer Art ausgeſtaltet iſt und 
deshalb den Vorſchriften über die Pflegſchaft unterſteht; dem Nachlaßverwalter fällt die 
Aufgabe zu, die geordnete Befriedigung der Nachlaßgläubiger herbeizuführen. Wegen Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht iſt er nicht bloß den Erben, ſondern auch den Nachlaßgläubigern ver⸗ 
antwortlich. In gleicher Weiſe ift die Haftbarkeit des Nachlaßrichters bei Amtspflichtver⸗ 
letzungen auch den Nachlaßgläubigern gegenüber anzuerkennen (RG 88, 265). Ein Zwang 
zur Übernahme des Amtes findet nicht ſtatt (§ 1981 Abs 3). — Die gleiche Stellung wie der 
Pfleger hat der der Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt beigeordnete Beiſtand, 
ſoweit ihm die Vermögensverwaltung übertragen ift (§ 1693). Ahnliche Obliegenheiten 
wie der Pfleger hatte der Fürſorger betreffs des zum Zwecke der Fürſorgeerziehung in 
einer Familie untergebrachten Zöglings (vgl. $11 PrGef v. 2. 7. 00). Über die vor dem 
Jugenbwohlfahrtsgeſetz zuläſſige Pflegſchaft zum Zwecke der Schutzaufſicht |. Allg Vf. d. 
Pri v. 18. 2. 18 und Id 2, 84. Verſchieden iſt trotz mancher Ahnlichkeiten die Stellung 
des Teſtamentsvollſtreckers (88 2197 ff.) und des Treuhänders im Hypothekenrecht (88 1141 
Abſ 2, 1189 BOB, 88 20 ff. Hyp Bank v. 13. 7. 99). Abweichend iſt ferner in der PrVO v. 
10. 8. 19 über die Aufnahme von Familienſchlüſſen für Familiengüter die Aufſichtsbehörde 
(Oberlandesgericht) an Stelle des Vormundſchaftsgerichts für zuſtändig erklärt, die Ge⸗ 
nehmigung zu erteilen und einen Pfleger für abwefende, unbekannte oder ungewiſſe Be⸗ 
teiligte oder einen Sonderpfleger zu beſtellen (8 3, vgl. auch § 11 über Beſtellung eines 
Pflegers als Zwangsverwalters). Ein Pfleger kann endlich in dem Verfahren aus 88 1635, 
1666 zu dem beſondern Zwecke beſtellt werden, das Vormundſchaftsgericht bei den zur 
Feſtſtellung des Sachverhalts erforderlichen Ermittlungen zu unterſtützen (KGJ 50 A 84; 
vgl. Vorbem 4 vor $ 1616). Eine Beſchwerde gegen die Einleitung der Pflegſchaft findet 
nicht ſtatt, weil durch eine ſolche Pflegerbeſtellung das Recht eines Beteiligten nicht be⸗ 
einträchtigt wird (KJ daſ.). — Nach $ 46 IWG kann das Jugendamt zum Pfleger eines 
Minderjährigen beſtellt werden, ebenſo nach 947 Abſ 1 daf. der Anſtalts⸗ oder Vereinsvorſtand. 


8 1909 


Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſteht, erhält 
für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Gewalthaber oder der Vor⸗ 
mund verhindert iſt!) ), einen Pfleger. Er erhält insbeſondere einen Pfleger 
zur Verwaltung des Vermögens, das er von Todes wegen erwirbt oder das 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn 
der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung 
beſtimmt hat, daß dem Gewalthaber oder dem Vormunde die Verwaltung 
nicht zuſtehen ſolls). 

Tritt das Bedürfnis einer Pflegſchaft ein, jo hat der Gewalthaber oder 
der Vormund dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich Anzeige zu machen!). 

Die Pflegſchaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Vorausſetzungen 
für die Anordnung einer Vormundſchaft vorliegen, ein Vormund aber noch 
nicht beſtellt iſts). 

E I 1738 II 1786; M 4 1043 u. 1252; P 4 855; 6 312. 

1. Vorausſetzung der Pflegſchaft it, daß der Gewalthaber oder Vormund an der Ber 
ſorgung der Angelegenheiten des Kindes oder Mündels (ganz oder teilweiſe) verhindert 
iſt. Die Verhinderung kaun eine tatſächliche fein — wie infolge längerer Krankheit, Ab⸗ 
weſenheit, Teilnahme am Kriege, Haft oder Geſchäftsungewandtheit (vgl. 8 1665 A 1) — oder 
auf rechtlichen Gründen beruhen (Vertretungsbeſchränkung nach §88 181, 1795, 1796, 1630 
Abſ 2, Beſchränkung der Rechte des Gewalthabers nach $$ 1638, 1647, 1666, 1667, 1670, 1686 
oder des Vormundes nad) $ 1801). Notwendig wird z. B. eine Pflegſchaft gemäß $ 181, wenn 
ein Anſpruch des Kindes gegen den Gewalthaber, wie der Anſpruch auf Unterhaltsgewährung, 
geltend gemacht werden ſoll, wobei das Vormundſchaftsgericht nicht etwa zu prüfen hat, ob 
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der Anſpruch begründet ift (vgl. $ 1837 A 1). Bei offenbarer Mutwilligkeit der Rechtsver⸗ 
folgung kann allerdings die Beſtellung eines Pflegers abgelehnt werden (ſo jetzt auch Stau⸗ 
dinger A 2b und A VI, Haß zu 8 1630; abw. Planck A 20; vgl. Aufſatz in 3BIFG 1917, 484 f. — 
abgelehnt iſt in KJ 50 A 38 die Beſtellung eines Pflegers für die unzuläſſige Klage des Kindes 
gegen den Vater auf Feſtſtellung der Unehelichkeit). Der Beſtellung eines Pflegers bedarf es 
natürlich nicht, wenn bei tatfächlicher Verhinderung des Vaters die elterliche Gewalt gemäß 
8 1685 von der Mutter ausgeübt wird oder wenn auf Grund der 89 1665, 1672, 1844 Abſ 2, 
1846 das Vormundſchaftsgericht ſelbſt die erforderlichen Handlungen vornimmt. Auch in dem 
Verfahren aus $$ 1635, 1636, 1666 ff. ift die Beſtellung eines Pflegers nicht unbedingt geboten 
(vgl. Vorbem 4 vor $ 1616, Vorbem 3 a. E. vor $ 1909). Es ſteht im Ermeſſen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, ob es ſich der Hilfe eines Pflegers bedienen will. Ein Anlaß zur Beſtellung 
eines Pflegers iſt übrigens immer erſt dann gegeben, wenn eine beſtimmte Augelegenheit 
für das Kind oder den Mündel zu beſorgen iſt. Bloß zu dem Zwecke, daß der Pfleger darauf 
achtet, ob etwa ein Bedürfnis, für den Pflegling in Tätigkeit zu treten, ſpäter ſich ergeben werde, 
kann eine Pflegſchaft nicht angeordnet werden. Eine derartige bloße Beobachtungspflegſchaft 
(Vigilanzpflegſchaft) entſpricht nicht dem Geſetz (K in OLG 7, 127; RIA 16, 10). Es kann 
übrigens, wenn der Erblaſſer im Teſtament dem Vater eines minderjährigen Kindes nur die 
Verwaltung des dem Kinde als Nachlaßerben zufallenden Vermögens entzogen hat, nicht 
angenommen werden, daß dem Vater zugleich die Wahrnehmung der Rechte des Kindes be⸗ 
züglich der Anwartſchaft auf die Nacherbfolge hat entzogen werden ſollen (KGJ 50 A 48) 
In der Auswahl des Pflegers hat das Vormundſchaftsgericht freie Hand, ohne an die Vor⸗ 
ſchriften über Berufung zur Vormundſchaft gebunden zu fein ($ 1916). Es ſteht auch nichts 
im Wege, daß der Gegenvormund als Pfleger beſtellt wird. Die franzöſiſche Einrichtung, 
wonach der Gegenvormund auch ohne ſolche Beſtellung den Vormund im Falle feiner Ver⸗ 
hinderung vertritt, iſt in das BGB nicht übergegangen. Über Beſtellung eines Pflegers zur 
Stellung eines Strafantrags |. RGSt 50, 156. 

2. Nur an Stelle des Vormundes, nicht des Gegenvormundes wird ein Pfleger beſtellt. 
Bei dauernder Verhinderung des Gegenvormundes wird deſſen Entlaſſung und die Beſtellung 
eines neuen Gegenvormundes nötig (8 1886). Bei vorübergehender Verhinderung wird regel: 
mäßig ohne die Neubeſtellung eines Gegenvormundes auszukommen ſein. Die für gewiſſe 
Rechtsgeſchäfte vorgeſchriebene Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die des 
Vormundſchaftsgerichts erſetzt (§8 1809, 1810, 1812). — Iſt der Pfleger verhindert, 
fo muß für die Dauer der Verhinderung Erſatz durch Beſtellung eines andern Pflegers (Unter⸗ 
pflegers) geſchaffen werden. 

3. Ein beſonderer Fall der rechtlichen Verhinderung iſt es, wenn der Dritte, der dem 
Kinde oder dem Mündel unentgeltlich Vermögen zuwendet, die Verwaltung des Gewalt⸗ 
habers oder Vormundes ausgeſchloſſen hat. Daß eine ſolche Anordnung die Unfähigkeit 
des Gewalthabers zur Verwaltung des Vermögens zur Folge hat, iſt in § 1638 beſtimmt. 
Hinſichtlich des Vormundes kann das gleiche nicht angenommen werden, da der Umfang 
ſeiner Vertretungsmacht nur vom Vormundſchaftsgericht eingeſchränkt werden kann. Die 
Unfähigkeit tritt hier erſt mit der Beſtellung des Pflegers ein (vgl. $ 1794 A 1). Die An⸗ 
ordnung über Ausſchließung der Verwaltung muß, damit ſie wirkſam iſt, bei der Zuwendung 
erfolgt fein (vgl. $ 1638 A 2), wodurch natürlich nicht ausgeſchloſſen ift, daß die Anordnung 
ſchon vor der Zuwendung getroffen werden kann, ſofern nur die Zuwendung in Verfolg 
und in Aufrechterhaltung dieſer Anordnung vorgenommen wird. Dem Vormundſchafts⸗ 
gericht ſteht — was bezüglich der Zuwendungen an den Gewalthaber ſchon aus § 1638 zu ent⸗ 
nehmen iſt — nicht das Recht zu, die Ausſchließung der Verwaltung wegen Gefährdung der 
Intereſſen des Pfleglings (vgl. § 1803 Abf 2) außer Kraft zu ſetzen, da in der Anordnung einer 
Pflegſchaft eine ſolche Gefährdung nicht erblickt werden kann. Dagegen iſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht, wenn der Dritte gemäß $ 1917 bei der Zuwendung für die Verwaltung des 
Vermögens einen Pfleger benannt oder dieſem die in den 88 1852 —1854 zugelaſſenen Be ⸗ 
freiungen zugewandt hat, hieran nicht unbedingt gebunden. Der berufene Pfleger kann, 
wenn feine Beſtellung das Intereſſe des Pfleglings gefährden würde, nach 8 1778 Abſ 1 über- 
gangen werden (a. M. Blume 8 1917 A 1, der nicht die Beſtimmung des $ 1778, ſondern 
die des $ 1917 Abſ 2 Satz 2 für anwendbar hält), und die wegen der Befreiung getroffenen 
Anordnungen können jederzeit, ſobald eine Gefährdung ſich herausſtellt — bei Lebzeiten des 
Dritten allerdings nur unter den Vorausſetzungen des § 1917 Abſ 3 —, außer Kraft geſetzt 
werden. Hinſichtlich der Anordnungen des Dritten über die Art der Verwaltung kommen 
die Beſtimmungen der 88 1689, 1803 zur Anwendung. Durch die Ausſchließung der Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes iſt dem geſetzlichen Vertreter nicht ohne weiteres die Befugnis der 
Ausſchlagung der Erbſchaft entzogen (RIA 14, 115). Was das Recht der Entlaſſung betrifft, 
ſo genießt der von dem Dritten benannte Pfleger keinen Vorzug vor einem andern Pfleger. 
Er kann ebenfo wie dieſer aus den Gründen der SS 1886—1889 entlaſſen werden. Der Vater, 
der bei der Verwaltung des Vermögens in keiner Weiſe mitzuwirken hat, iſt deshalb auch nicht 
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berechtigt, gegen eine Ablehnung ſeines Antrags auf Entlaſſung des Pflegers Beſchwerde 
einzulegen (RIA 11, 162). Die Einleitung einer Pflegſchaft wird nicht dadurch ausgefchloffen, 
daß unter Entziehung des Verwaltungsrechts des Gewalthabers ein Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt iſt, da es der Beſtellung eines Pflegers ſchon zur Wahrnehmung der Rechte des 
Kindes gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker bedarf (RJ A 10, 102; JFG 2, 132, vgl. 
8 1656 A 1). Hierauf ſind jedoch die Befugniſſe des Pflegers nicht zu beſchränken. Er hat 
das Kind zu vertreten auch bei Erteilung der Einwilligung zur Eingehung von Verbindlich⸗ 
keiten durch den Teſtamentsvollſtrecker (§ 2206 Abf 2), ferner bei zeitweiſer Erledigung dieſes 
Amtes (88 2198 bis 2200) ſowie bei Annahme und Verwaltung etwaiger von dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker abgelieferter Einkünfte. Als Wirkungskreis des Pflegers wird deshalb am rich- 
tigſten die Verwaltung des Vermögens des Erblaſſers, ſoweit ſie nicht dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zuſteht, zu bezeichnen fein (KG in RIA 16, 15). Dieſe Vorſchriften finden An⸗ 
wendung, auch wenn die Verwaltung des Gewalthabers oder Vormundes bereits vor 
Inkrafttreten des BGB ausgeſchloſſen war (RG 22. 2. 13 IV 486/12). 

4. Die Anzeige ift unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern (§ 121 Abſ 1), von dem 
Gewalthaber oder Vormund zu machen. Kann es zweifelhaft ſein, ob die Beſtellung eines 
Pfiegers geboten iſt, fo hat der Anzeigepflichtige die Entſcheidung dem Vormundſchafts⸗ 
gericht zu überlaſſen. Er darf die Anzeige nicht deshalb unterlaſſen, weil er den Fall der 
Pflegſchaft nicht für gegeben hält. Auch dem an Verwaltung ſeines Amtes verhinderten 
Pfleger liegt die gleiche Anzeigepflicht ob (88 1915, 1909 Abſ 2). Daneben beſteht die An⸗ 
zeigepflicht des Gegenvormundes ($ 1799), des Beiſtandes (88 1693, 1694) und des Ge⸗ 
meindewaiſenrars (§ 49 FGG). Iſt infolge eines gerichtlichen Verfahrens die Anordnung 
einer Pflegſchaft notwendig geworden, ſo hat das Gericht (Prozeßgericht, Nachlaßgericht, 
Vormundſchaftsgericht) das zuſtändige Vormundſchaftsgericht zu benachrichtigen ($ 50 FGG). 

5. Durch die Beſtimmung des Abſ 3 iſt — was ſonſt zweifelhaft fein könnte — geftattet, 
daß an Stelle des Vormundes vorläufig ein Pfleger beſtellt wird. Ein Bedürfnis hierzu 
kann ſich ergeben, wenn die Beſtellung eines Vormundes aus beſondern Gründen (Schwierig⸗ 
keit, einen geeigneten Vormund zu finden, Weigerung des Vormundes, Prüfung, ob ein 
berufener Vormund vorhanden iſt) ſich verzögert und eine Angelegenheit ſchleunigſt er · 
ledigt werden muß. Liegen ſolche Gründe vor, ſo iſt es auch in den Fällen einer vorläufigen 
Vormundſchaft (§ 1906) nicht unzuläſſig, an Stelle des Vormundes vorläufig einen Pfleger 
zu beſtellen. Die Wirkung einer Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des zu Entmündigenden 
iſt hiermit nicht verbunden (beſtr.). 


8 1910 


Ein Bolljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, kann einen Pfleger 
für feine Perſon und ſein Vermögen erhalten, wenn er infolge körperlicher 
Gebrechen, insbeſondere weil er taub, blind oder ſtumm iſt, ſeine Angelegen⸗ 
heiten nicht zu beſorgen vermag y. 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, infolge 
geiſtiger oder körperlicher Gebrechen einzelne ſeiner Angelegenheiten oder 
einen beſtimmten Kreis ſeiner Angelegenheiten, insbeſondere ſeine Ver⸗ 
mögensangelegenheiten, nicht zu beſorgen, ſo kann er für dieſe Angelegen⸗ 
heiten einen Pfleger erhalten!) 2), 

Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen angeordnet 
werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich iſts). 


E 1 1739 II 1787; M 4 1256; P 4 855; 5 147; 6 311. 


1. Gebrechlichkeitspflegſchaft. In Erweiterung des durch 8 1896 (Vormundſchaft über 
Vollzährige) gewährten Schutzes wird durch $ 1910 ein vormundſchaftlicher Schutz auch allen 
den Volljährigen zuteil, die an körperlichen oder geiſtigen Gebrechen leiden und hier⸗ 
durch ganz oder teilweiſe an Beſorgung ihrer Angelegenheiten verhindert find. Als körver⸗ 
liche Gebrechen kommen nicht bloß die im Abs! angeführten Fälle der Taubheit, Blind- 
heit oder Stummheit in Betracht. Das Gebrechen kann auch in einer Beſchränkung der 
körperlichen Bewegungsfreiheit (Lähmung, Verſtümmlung), in hochgradiger Schwerhörig⸗ 
keit, Kurzſichtigkeit uſw. beſtehen, wenn auch dieſe Gebrechen nur zur Folge haben, daß die 
Beſorgung der Angelegenheiten erheblich erſchwert wird (a. M. Fuchs A 2 a f;; 
Blume A 2 b, die eine bloße Erſchwerung nicht für genügend halten). In gleicher Weiſe wird 
man unter geiſtigen Gebrechen nicht bloß Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche (vgl. § 6 
A 2), ſondern darüber hinaus eine jede erhebliche Minderung der Geiſteskräfte zu verſtehen 
haben. Trunkſüchtige und Verſchwender ſind, falls nicht mit dem bei ihnen ausgebildeten 
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fittlichen Mangel ein geiſtiges Gebrechen verbunden ift, nicht hierher zu rechnen. Hinficht- 
lich der geiftigen Gebrechen iſt von beſonderer Bedeutung, daß K 1910 nur eine Pflegſchaft 
zur Beſorgung einzelner Angelegenheiten oder eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten 
kennt. Es entiteht deshalb die Frage, ob eine ſolche beſchränkte Pflegſchaft auch über Geiſtes⸗ 
kranke und Geiſtesſchwache, die ihre Angelegenheiten in der Geſamtheit nicht zu beſorgen 
vermögen, angeordnet werden kann. Die Gerichte haben ſich für Bejahung dieſer Frage ent⸗ 
ſchieden (RG 52, 240; 65, 202; ZW 03 Beil 64147; 06, 376%). Ein Bedürfnis für eine ſolche 
Pflegſchaft liegt namentlich dann vor, wenn eine vollſtändige Heilung in abſehbarer Zeit zu 
erwarten iſt und deshalb die Stellung des Entmündigungsantrags unterlaſſen wird. Ein 
Pfleger kann übrigens dem geſchäftsunfähigen Geiſteskranken auch zur Stellung des Ent⸗ 
mündigungsantrags (als geſetzlicher Vertreter) beſtellt werden, obſchon der Pfleger hier 
eine Handlung vornimmt, die von dem Geiſteskranken ſelbſt nicht vorgenommen werden 
könnte (vgl. hinſichtlich des 8 90 PrVormO NG 45, 179; dagegen Stein⸗Jonas, 8PO 
$ 646 18). Dafür, ob über einen körperlich Gebrechlichen eine allgemeine oder eine 
beſchränkte Pflegſchaft anzuordnen iſt, il das im einzelnen Falle beſtehende Fürſorge⸗ 
bedürfnis entſcheidend. Eine Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn der Gebrechliche in der Lage 
iſt, zur Beſorgung ſeiner Angelegenheiten einen Vertreter anzunehmen, und auch durch ſein 
Gebrechen nicht an Ausübung der nach der Sachlage erforderlichen Beaufſichtigung gehindert iſt. 
Wird für die mit ihrem Manne in Gütertrennung lebende Frau für ihre Vermögens⸗ 
angelegenheiten ein Gebrechlichkeitspfleger beſtellt, fo iſt der Mann, da in ſeine Rechte nicht 
eingegriffen wird, nach $ 20 FG nicht beſchwerdeberechtigt (RF A 13, 69). Wegen der 
Ausſchließung vom Wahlrecht |. § 1896 A 3. 

2. Die zur Vertretung der Beamten im Verfahren der zwangsweiſen Verſetzung in 
den Ruheſtand „nötigenfalls“ nach 8 62 des RBG v. 18. 5. 07, desgleichen nach den landes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen über Dienſtvergehen der Richter und der nichtrichterlichen Beamten 
anzuordnende Pflegſchaft ſtellt ſich als eine Pflegſchaft des öffentlichen Rechtes dar, für welche 
die beſondern Beſtimmungen des $ 1910 keine Geltung haben (KG in RIA 6, 2). Der Pfleger 
kann ſowohl von dem Vormundſchaftsgericht — das regelmäßig in erſter Linie angegangen 
werden wird — als von der dem Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde beſtellt werden. Wird 
das Vormundſchaftsgericht um Beſtellung erſucht, ſo hat dieſes darüber, ob eine Pflegſchaft 
erforderlich iſt, ſelbſtändig zu befinden. Die zwangsweiſe Unterbringung in eine Heilanſtalt 
behufs Feſtſtellung des geiſtigen Gebrechens kann von dem Vormundſchaftsgericht, da das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in dieſem Falle eine ſolche Zwangsmaßregel 
nicht kennt, nicht angeordnet werden (KG im Ra 16, 170). Über die Zuläſſigkeit der Be- 
ſtellung eines Pflegers aus $ 1910 im Zwangspenſionierungsverfahren gegen einen geiſtes 
kranken mittelbaren Staatsbeamten gemäß $ 20 1 v. 1. 8. 83 ſ. KGJ 37 A 69. Ab⸗ 
geſehen von dem Verfahren der zwangsweiſen Verſetzung in den Ruheſtand kann zur Ver⸗ 
tretung eines Beamten gegenüber feiner vorgeſetzten Behörde im Dienſtverhältnis, ins. 
(081 1% um eee eee eine Pflegſchaft aus § 1910 nicht angeordnet werden 

14, 100). 

3. Einwilligung des Gebrechlichen. Die Pflegſchaft aus § 1910 läßt grundſätzlich die 
Geſchäftsfähigkeit unberührt. Die Beſtimmungen, daß die Beſtellung eines Gebrechlichkeits⸗ 
pflegers für das geſamte Vermögen die Untauglichkeit des Pfleglings zum Vormunde (88 1781 
Nr 2, 1792, 1094, 1866 Nr 2, 1886, 1915), die Unfähigkeit zum Teſtamentsvollſtrecker (88 2201, 
2225) und die Unfähigkeit zur Ausübung der elterlichen Gewalt (§ 1676 Ahf 2) zur Folge hat, 
find beſonderer Art; die Geſchäftsfähigkeit wird hierdurch nicht aufgehoben. Die Pfleg⸗ 
ſchaft dient demgemäß weſentlich nur zur Unterſtützung des Pflegebefohlenen. 
Der Pfleger hat deshalb, falls er nicht einem Geſchäftsunfähigen beigeordnet iſt, nicht die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters, ſondern eines vom Staate beſtellten Bevollmächtigten. 
Dieſem Charakter der Pflegſchaft entſpricht es, daß zur Einleitung der Pflegſchaft die Ein⸗ 
willigung des Gebrechlichen gefordert wird. Für die Erteilung der Einwilligung als einer 
bloßen Zuſtimmung zu der behördlichen Anordnung iſt eine beſondere Form nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Sie muß aber in ſolcher Weiſe erteilt ſein, daß daraus die Abſicht, ſie zur Kenntnis 
des Vormundſchaftsgerichts gelangen zu laſſen, erhellt (vgl. § 4 A 1). Die Einwilligung 
kann, wie aus § 1920 hervorgeht, jederzeit zurückgenommen werden, auch wenn ein Be⸗ 
dürfnis für die Pflegſchaft weiterbeſteht. Demgemäß iſt auf den Antrag des Pflegebefohlenen 
die Pflegſchaft aufzuheben ($ 1920). Der Aufhebungsantrag iſt eine rechtsgeſchäftliche Willens⸗ 
erklärung, die dem Vormundſchaftsgericht gegenüber abzugeben iſt. Die Einwilligung zur 
Einleitung der Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn eine Verſtändigung mit dem Pflegebefohlenen 
ausgeſchloſſen iſt, wenn dieſer ſich nicht verſtändlich ausdrücken kann oder kein Verſtändnis 
für die Bedeutung der Pflegſchaft hat. Dieſer Fall liegt auch vor, wenn die Pflegſchaft 
(ogl. A 1) über einen Gebrechlichen einzuleiten iſt, der im Sinne des $ 104 Nr 2 überhaupt 
keinen freien Willen hat (RG JW 06, 876°; Rc 65, 199). Ebenſo kann der Antrag auf 
Aufhebung der Pflegſchaft ſeitens des Pflegebefohlenen, deſſen Willenserklärung nach 8 105 
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nichtig iſt, keine Beachtung finden (RG 65, 208). Der Pflegebefohlene gilt nicht etwa für 
dieſen Antrag — wie der Entmündigte nach § 664 PO für die Anfechtungsklage im Ent- 
mündigungsverfahren — als geſchäftsfähig. Die bloße Schwierigkeit der Verſtändigung kann 
der Unmöglichkeit nicht gleichgeſtellt werden. Eine Nachprüfung, ob die Beſtellung des 
Pflegers nach § 1910 Ab 3 rechtmäßig erfolgt iſt, ſteht dem Prozeßgericht nicht zu (RG 
7. 4. 09 V 409/08; vgl. 8 1915 A 1). 


8 1911 


Ein abweſender Volljähriger, deſſen Aufenthalt unbekannt ijt!), erhält 
für ſeine Vermögens angelegenheiten, ſoweit ſie der Fürſorge bedürfen, 
einen Abweſenheitspfleger. Ein ſolcher Pfleger iſt ihm insbeſondere auch 
dann zu beſtellen, wenn er durch Erteilung eines Auftrags oder einer Voll⸗ 
macht Fürſorge getroffen hat, aber Umftände eingetreten ſind, die zum 
Widerrufe des Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben?) 3), 

Das gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt bekannt, 
der aber an der Rückkehr und der Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten verhindert iſt!). 

E I 1740 II 1788; M 4 1256 ff.; P 4 856. 


1. Als ein Abweſender, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, iſt anzuſehen, wer von ſeinem 
letzten Wohnorte oder, wenn er einen Wohnort nicht hat, von ſeinem letzten Aufenthaltsorte 
ſich entfernt hat und deſſen gegenwärtiger Aufenthalt trotz ſachdienlicher Nachforſchungen 
nicht bekannt geworden iſt, desgleichen derjenige, der an dieſem Orte, wenn auch eine Ent⸗ 
fernung nicht feſtzuſtellen ift, nach den ſtattgehabten Nachforſchungen ſpurlos verſchwunden 
iſt. Die Pflegſchaft hat darin ihren Grund, daß der Abweſende an Beſorgung feiner Ver 
mögensangelegenheiten gehindert iſt. Der Unbekanntſchaft des Aufenthalts iſt deshalb der 
Fall gleichgeſtellt, daß der Abweſende infolge beſonderer Umſtände, wie Verkehrsunter⸗ 
brechung, Feſtnahme oder Aufenthalt in weiter Ferne, an der rechtzeitigen „Rückkehr“ (Über⸗ 
windung der räumlichen Entfernung) und dadurch zugleich an der ſachgemäßen Erledigung 
ſeiner Vermögensangelegenheiten gehindert iſt. Eine ſolche Hinderung kann auch eintreten, 
obſchon der Verhinderte an ſeinem Wohnorte oder in ſeiner Wohnung verblieben iſt. Auch 
in dieſem Falle wird, wenn durch die Entfernung von dem Orte, wo die Vermögensangelegen⸗ 
heit zu beſorgen iſt, die Beſorgung entweder gehindert oder doch weſentlich erſchwert wird, 
ein berechtigter Anlaß zur Einleitung einer Pflegſchaft anzuerkennen ſein. Unter Abweſen⸗ 
heit im Sinne des $ 1911 Abſ 2 darf nicht ausſchließlich die Abweſenheit vom Wohnſitz ver⸗ 
ſtanden werden, wennſchon das Geſetz, das von „Rückkehr“ ſpricht, ein ſolches Mißverſtändnis 
nahelegt. Die Abweſenheit von dem Orte der Geſchäftsbeſorgung kann genügen, wenn noch 
ein weiteres in der räumlichen Entfernung der Perſon liegendes Hindernis hinzukommt, ſo 
wenn der Abweſende au der Reiſe nach dieſem Orte gehindert iſt, wie dies 3: B. bei den im Aus⸗ 
lande lebenden Deutſchen leicht zutreffen konnte, denen durch den Krieg die Reiſe nach Deutſch⸗ 
land unmöglich gemacht wurde (RG 98, 263). Der Aufenthalt des im Felde ſtehenden Wehr⸗ 
manns, mit dem brie licher Verkehr unter der Bezeichnung des Truppenteils möglich iſt, kann 
übrigens nicht ſchon deshalb, weil der Aufenthaltsort aus militäriſchen Gründen nicht bekannt⸗ 
gegeben wird, als unbekannt gelten. Die einmal eingeleitete Pflegſchaft bleibt, auch wenn 
ihre Vorausſetzungen nicht vorhanden waren, ſo lange wirkſam, bis ſie wieder aufgehoben iſt 
(vgl. 8 1774 A 2, $ 1915 A 1). Die Rechtswirkſamkeit der von dem Abweſenheitspfleger oder 
ihm gegenüber vorgenommenen Rechtshandlungen wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, daß 
ſich hinterher herausſtellt, daß der Abweſende bereits zur Zeit der Einleitung der Pflegſchaft 
nicht mehr am Leben war (RE 6. 10. 10 IV 588/09; Warn 1911 Nr 88). Der Einleitung einer 
Abweſenheitspflegſchaft ſteht nicht unbedingt entgegen, daß die Lebensvermutungsfriſt des 
$ 19 bereits abgelaufen iſt. Eine Erbſchaft kann freilich nach dieſer Friſt dem Verſchollenen 
gemäß $ 1923 nur anfallen und demgemäß die Verwaltung des Abweſenheitspflegers ſich 
hierauf nur erſtrecken, wenn nachweislich der Verſchollene damals noch gelebt hat. Wegen 
der Abwefenheitspflegſchaft über einen Ausländer f. $ 1778 A 1. Die Beſtellung eines 
Abweſenheitspflegers wird nicht ſchon dadurch gerechtfertigt, daß der in ſeinem Heimat⸗ 
ſtaat lebende Ausländer infolge des Krieges an Wahrnehmung feiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten im Inlande verhindert iſt (RIA 15, 184). Kann wegen der Verſchollenheit des Ab⸗ 
weſenden nicht ermittelt werden, ob er aufgehört hat, ein Deutſcher zu ſein, ſo iſt bei An⸗ 
ordnung der Abweſenheitspflegſchaft davon auszugehen, daß er die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit nicht verloren hat (BayObLG in OLE 6, 805 — vgl. § 13 A 3). Für den Kriegsteil⸗ 
nehmer konnte nach 88 1, 8 VO v. 14. 1. 15 von dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts auf 
Antrag und auf Koſten des Prozeßgegners ein Prozeßvertreter beſtellt werden. Die Zu: 
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läſſigkeit der Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft wird durch dieſe Beſtellung nicht 
ausgeſchloſſen. Einer juriſtiſchen Perſon kann ein Abweſenheitspfleger nicht deshalb beſtellt 
werden, weil ihre Vertreter unbekannt oder nicht zu erreichen ſeien (KG in SW 1920, 4971). 


2. Die Abweſenheitspflegſchaft iſt nur einzuleiten, wenn ein Fürſorgebedürfnis in An⸗ 
ſehung der Vermögens angelegenheiten vorhanden iſt, und zwar nur für einen Volljährigen, 
nicht einen Minderjährigen, der, weil er unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft 
iteht, eines Abweſenheitspflegers nicht bedarf. Das Fürſorgebedürfnis iſt auch von Bedeutung 
für die Frage, wie lange Zeit die Abweſenheit gedauert haben muß. Eine kürzere Zeit kann 
genügen, wenn inzwiſchen in den Vermögensverhaltniſſen erhebliche Anderungen vorgekommen 
ſind, die ein Eingreifen erforderlich machen. Ein Fürforgebedürfnis beſteht nicht, wenn der 
Abweſende in der Lage iſt, ſeine Vermögensangelegenheiten ſchriftlich zu beſorgen, falls nicht 
etwa zur Erledigung dringender Angelegenheiten die Anordnung der Pflegſchaft geboten 
ft. Hat der Abweſende einen Bevollmächtigten beſtellt, fo kann gleichwohl Anlaß zur 
Anordnung einer Pflegſchaft gegeben ſein, wenn infolge beſonderer Umſtände ein Widerruf 
der Vollmacht angezeigt erſcheint. Ein Abweſender kann ferner ſchon dadurch genügend 
geſchützt fein, daß ein Nachlaßpfleger oder Teſtamentsvollſlrecker ſeine Intereſſen wahrnimmt. 
Die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers kann aber, wenn eine Erbauseinanderſetzung 
herbeigeführt werden ſoll, nötig werden (vgl. auch A 3). Auch der Umfang der Pfleg⸗ 
ſchaft, ob der Pfleger für einzelne oder alle Vermögensangelegenheiten zu be— 
ſtellen iſt, beſtimmt ſich nach dem Fürſorgebedürfnis. Junerhalb des ihm zugewieſenen 
Wirkungskreiſes iſt der Pfleger als geſetzlicher Bevollmächtigter, ſoweit nicht das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht feine Befugniſſe beſchränkt hat, zur Beſorgung aller Vermögens. 
angelegenheiten, nicht bloß zur Vornahme der auf die Erhaltung des Vermögens ab- 
zielenden Handlungen befugt. Seine Sache iſt es auch, über den Aufenthalt und das Leben 
des Abweſenden Nachrichten einzuziehen. Zu dem Antrage auf Todeserklärung bedarf der 
Pfleger, der bei Stellung dieſes Antrags nicht etwa in Vertretung des Pfleglings, ſondern 
kraft feiner amtlichen Befugniſſe als Pfleger handelt (vgl. RG 74, 331), nach $ 962 3PO 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dagegen iſt er zu dem Antrage auf Kon⸗ 
kurseröffnung ſelbſtändig berechtigt wie auch verpflichtet. In perſönlichen Angelegen⸗ 
heiten kann er den Abweſenden nicht vertreten. Er iſt deshalb auch zur Stellung eines Straf⸗ 
antrags für den Abweſenden nicht berechtigt, ſoweit es ſich nicht um die Verletzung der von 
ihm wahrzunehmenden Vermögensrechte handelt. Die dem Ehemann nach dem ehelichen 
Güterrechte an dem ae Frau zuftehenden Rechte werden von dem Abweſenheits⸗ 
vfleger wahrgenommen. Die Frau kann jedoch, wenn die baldige Aufhebung der Pflegſchaft 
nicht zu erwarten iſt, nach $ 1418 Abf 1 Nr 5 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung, beziehentlich nach $ 1542 auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft klagen. — 
Die Abweſenheitspflegſchaft dient dem Intereſſe des Abweſenden. Auch der auf Grund 
der $$ 292ff. StPO für den abweſenden Angeſchuldigten beſtellte Güterpfleger hat nicht 
bloß die Jutereſſen des Staates, ſondern zugleich die des Augeſchuldigten wahrzunehmen 
336 1, 89). An der Anordnung der Pflegſchaft können allerdings auch Dritte ein Intereſſe 
haben, namentlich die Gläubiger des Abweſenden, die von dem Abweſenheitspfleger die 
Befriedigung ihrer Anſprüche erwarten, die am Vertragsverhältnis Beteiligten, die dem 
Abweſenden eine Mahnung, Kündigung uſw. zugehen laſſen wollen. Sie ſind deshalb 
berechtigt, die Einleitung einer Pflegſchaft zu beantragen und können gegen eine die An⸗ 
ordnung der Pflegſchaft ablehnende oder die Pflegſchaft aufhebende Verfügung Beſchwerde 
erheben (857 Abſ 1 Nr FGG). Dafür aber, ob die Pflegſchaft einzuleiten oder fortzuführen 
iſt, iſt allein das Intereſſe des Abweſenden maßgebend (RG Warn 1920 Nr 48). Bloß 
zu dem Zwecke, daß die Hypothek gekündigt wird, darf über den abweſenden Hypotheken⸗ 
gläubiger, wenn ihm durch die Kündigung kein Vorteil erwächſt, eine Pflegſchaft nicht ein⸗ 
geleitet werden. Zuläſſig iſt aber die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers, um die durch 
Nichtzahlung einer klaren Schuld oder durch Anſtellung eines Prozeſſes entſtehenden Nachteile 
zu vermeiden (RIA 15 S. 176 u. 186; 17, 1). Nicht beſchwerdeberechtigt ſind die Miterben 
gegen eine Verfügung, durch welche die Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft für einen 
weiteren Miterben abgelehnt wird. Die Durchführung des Teilungsverfahrens und die 
Verwaltung des Nachlaſſes iſt durch die Mitwirkung des letzteren, gegen den nötigenfalls 
(§ 2038) im Klagewege vorgegangen werden kann, nicht bedingt (RIA 16, 155). Die 
Beſtellung eines Abweſenheitspflegers kann auch von einer öffentlichen Behörde, z. B. von 
dem Spezialkommiſſar im Intereſſe der Durchführung des Verwendungsverfahrens bei 
Veräußerung eines Trennſtücks (KJ 48 A 16), verlangt werden. 


3. Ein Abweſenheitspfleger beſonderer Art iſt der Auseinanderſetzungspfleger, der bei 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Abweſenheitspflegſchaft von dem Nachlaßgericht 


zur Vertretung eines abweſenden Beteiligten bei der Auseinanderſetzung über den Nachlaß 
oder das Geſamtgut beſtellt wird (88 88, 99 FGG). 
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8 1912 


Eine Leibesfrucht erhält zur Wahrung ihrer künftigen Rechte!), ſoweit 
dieſe einer Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die Fürſorge ſteht jedoch dem 
Vater oder der Mutter zu, wenn das Kind, falls es bereits geboren wäre, 
unter elterlicher Gewalt ſtehen würde?) d). 

E 1 1741 II 1789; M 4 1262; P 4 857. 


1. Die Leibesfrucht wird zwar nicht als rechtsfähig anerkannt, es werden ihr aber für 
den Fall der Geburt Rechte vorbehalten (ſ. hierüber $ 1 A 4). Zur Wahrung dieſer Rechte 
iſt ein Pfleger zu beſtellen. Die Pflegſchaft des § 1912 unterſcheidet ſich hiernach wie auch 
die Pflegſchaft über die noch nicht erzeugte Nachkommenſchaft (§ 1913 A 1) weſentlich von 
den andern Pflegſchaftsarten. Der Wirkungskreis des Pflegers erſtreckt ſich nach näherer 
Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts nur auf die Wahrung der Rechte der Leibes⸗ 
frucht z. B. aus §§ 844 Abſ 2, 1923 Abſ 2, 2108, 2114ff., 2147ff., nicht auf ſonſtige Ver⸗ 
fügungen. Die Beſtellung eines Pflegers iſt nur erforderlich, ſoweit die Rechte einer Fürſorge 
bedürfen, alſo nicht, wenn z. B. für den Schutz der Rechte der Leibesfrucht ſchon durch Er⸗ 
nennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder, was nach § 1960 bei Ungewißheit des Erben 
geſchehen muß, durch Beſtellung eines Nachlaßpflegers geſorgt iſt. Bei dem Unterhalts⸗ 
anſpruch aus § 1963 handelt es ſich lediglich um ein Recht der Mutter. Ebenſo iſt das Recht, 
die Zahlung des Unterhalts für das uneheliche Kind für die erſten drei Monate ſchon vor der 
Geburt des Kindes zu verlangen, durch $ 1716 in die Hände der Mutter gelegt, fo daß der 
Pfleger mit Wahrnehmung dieſer Rechte nichts zu tun hat. Ausnahmsmeiſe kann die Pfleg⸗ 
ſchaft notwendig werden zum Schutz der Rechte der Leibesfrucht gegen die Mutter, nament⸗ 
lich zur Verhütung einer Kindesunterſchiebung, in welchem Falle für die Anordnung der Pfleg- 
ſchaft, wenn auch das Intereſſe des Vaters und ſonſtiger Perſonen in Betracht kommen mag, 
nur das Intereſſe der Leibesfrucht ausſchlaggebend iſt (vgl. $ 1911 A 2). Nicht ausgeſchloſſen 
iſt durch $ 1716 die Beſtellung eines Pflegers der Leibesfrucht zur Ausbringung eines Arreſtes 
gegen den natürlichen Vater, der ſich der künftigen Unterhaltspflicht zu entziehen ſucht (a. A. 
BayObech in SeuffA 67 Nr 85). Der der Leibesfrucht beſtellte Pfleger iſt, weil es ſich um 
eine Perſonalpflegſchaft handelt, auch befugt, einen Abfindungsvertrag nach § 1914 abzu⸗ 
ſchließen (a. M. Blume A 6). Der mütterliche Großvater kann wegen ſeiner geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflicht auf die Beſtellung eines Pflegers für die Leibesfrucht antragen und bei Ablehnung 
ſeines Antrags Beſchwerde einlegen. — Nach $ 38 JW kann auf Antrag des Jugendamts 
oder einer unverehelichten Mutter, für eine — uneheliche — Leibesfrucht ein Pfleger beſtellt 
werden, auch wenn die Vorausſetzung des § 1912 Satz 1 nicht gegeben iſt. Der Pfleger wird 
mit der Geburt des Kindes im Einverſtändnis mit dem Jugendamt Vormund. In dieſem 
Fall tritt die geſetzliche Amtsvormundſchaft des Jugendamts ($ 35 JW) nicht ein. 


2. Die Pflegſchaft tritt nicht ein, wenn das Kind im Falle der Geburt der elterlichen 
Gewalt unterſtehen würde. Der zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufene Elternteil 
wird hier nicht als Pfleger beſtellt, ſondern hat kraft des Rechtes der ſpäteren elterlichen Gewalt, 
vorausgeſetzt, daß ihm dieſe bei Lebendgeburt des Kindes zuſtehen und er an der Ausübung 
nicht rechtlich verhindert ſein würde, das Recht und die Pflicht der Fürſorge für die Leibes⸗ 
frucht. Wegen des der unehelichen Mutter durch 8 1716 gegebenen Rechtes |. A 1. 

3. Beſondere Beſtimmungen beſtanden hinſichtlich der Familienſchlüſſe über Familien⸗ 
fideikommiſſe und Familienſtiftungen nach 88 42—44 II 4 ALR, dem Pröef. v. 15. 2. 1840 
und Art 2 Pra. Für die bereits erzeugten, aber noch nicht geborenen Familienmitglieder 
wurde ein Pfleger der Leibesfrucht nicht beſtellt. Es wurde vielmehr abgewartet, ob Familien. 
mitglieder binnen 302 Tagen ſeit dem Tage der Vollziehung des Familienſchluſſes durch ihre 
Eltern geboren würden und war erſt dann ein Pfleger für fie zu beſtellen, der dem Familien ⸗ 
ſchluſſe mit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung beitreten konnte. Dieſe Vorſchriften 
find durch Art 59 EG und bezüglich der Stiftungen durch § 85 aufrechterhalten (vgl. KG 
38 A 103). Bezüglich der Familiengüter (nicht Familienſtiftungen) iſt nach $ 3 PrO v. 
10. 3. 19 eine Vertretung der zur Zeit der Aufnahme des Familienſchluſſes noch nicht ge⸗ 
borenen Anwärter nicht vorgeſehen. 


8 1913 


Iſt unbekannt oder ungewiß, wer bei einer Angelegenheit der Beteiligte 
iſt!) 2), jo kann dem Beteiligten für dieſe Angelegenheit, ſoweit eine Für⸗ 
ſorge erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden!) 2). Insbeſondere kann 
einem Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt oder deſſen Perſönlichkeit erſt 
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durch ein künftiges Ereignis beſtimmt wird, für die Zeit bis zum Eintritte 
der Nacherbfolge ein Pfleger beſtellt werden?) 


E 1 1742 u. 1827 II 1790; M 4 1265; 5 112; P 4 857; 5 129. 


1. Pflegſchaft für unbekannte Beteiligte. Eine Hinderung in Geltendmachung des Rechtes 
liegt nicht bloß vor, wenn der Berechtigte tatſächlich oder rechtlich verhindert iſt, ſondern auch 
dann, wenn unbekannt oder unge wiß bleibt, wer der Berechtigte iſt und ob überhaupt ein 
Berechtigter vorhanden ft, ſei es, daß das die Perſon des Berechtigten beſtimmende Er⸗ 
eignis noch nicht eingetreten ift oder daß wegen unzulänglicher Bezeichnung des Berechtigten 
oder aus andern Gründen die Perſon des Berechtigten nicht ſicher erkannt werden kann. Dem 
hieraus entſpringenden Fürſorgebedürfnis, das auf tatſächliche und rechtliche Angelegen⸗ 
heiten ſich erſtrecken kann, wird dadurch genügt, daß für Rechnung deſſen, den es angeht, 
mag dies nun eine natürliche oder juriſtiſche Perſon fein, ein Pfleger als geſetzlicher Bevoll⸗ 
mächtigter beſtellt wird. Eine ſolche Pflegſchaft kann auch für noch nicht erzeugte Nach⸗ 
kommen eingeleitet werden, ſoweit dies zur Wahrung der ihnen im Geſetz vorbehaltenen 
Rechte (vgl. § 1 A 4 und nachſtehend A 8) erforderlich iſt. Das Bedürfnis zur Beſtellung eines 
Pflegers wird regelmäßig zu verneinen ſein, wenn die beſtehende Ungewißheit leicht zu 
heben iſt oder nur geringfügige Intereſſen in Frage kommen, auch dann, wenn die Be⸗ 
teiligten ſchon in anderer Weiſe durch Fürſorge einer Behörde — wie in Fundſachen —, 
durch Einſetzung eines Nachlaßpflegers, Teſtamentsvollſtreckers genügend geſchützt find (vgl. 
indes hinſichtlich des Teſtamentsvollſtreckers KG in OLG 10, 305). Abgelehnt wird die 
Pflegſchaft von dem KG (RIA 8, 99) für den Fall, daß zwiſchen mehreren Perſonen, die 
allein als Berechtigte in Frage kommen, darüber geſtritten wird, wem das Recht gebührt 
(A. M. Bay Obs in OLG 33, 378, Staudinger A 2a). Jedenfalls hat der in einem ſolchen 
Falle beſtellte Pfleger nicht für den einen oder anderen Prätendenten Partei zu nehmen. 
Auch die Pflegſchaft aus $ 1913 iſt, wennſchon es vorkommen kann, daß ein Berechtigter 
überhaupt nicht vorhanden iſt, als Perſonenpflegſchaft, nicht als Sachpflegſchaft aufzufaſſen 
(a. M. Schultze, Treuhänder S. 62ff.; Bendix, Arch Bürgg 32, 231). Die Pflegſchaft wird 
im Intereſſe des Beteiligten geführt. Dritte Perſonen können, wenn fie an der Anordnung 
der Pflegſchaft intereſſiert ſind, die Pflegſchaft in Anregung bringen und bei Ablehnung oder 
Aufhebung der Pflegſchaft nach $ 57 Abſ 1 Nr 3 FGG Beſchwerde führen (kein rechtliches 
Intereſſe des Nachlaßgerichts an Beſtellung eines Nachkommenſchaftspflegers, KGJ 48 A 20). 
Das Vormundſchaftsgericht hat aber ſtets zu prüfen, ob die Anordnung der Pflegſchaft im 
Intereſſe des Pfleglings liegt (KJ 28 A 11). Der Pfleger hat nicht bloß die Pflicht, die 
unbekannten Beteiligten innerhalb des ihm zugewieſenen Wirkungskreiſes zu vertreten, 
ſondern hat auch dieſe Beteiligten zu ermitteln. Iſt ein Pfleger aus dem Grunde beſtellt, 
weil es ungewiß iſt, ob der eingeſetzte Erbe den Erbfall erlebt hat oder nicht, ſo kann es zu 
ſeinen Aufgaben gehören, die Todeserklärung des Erben (vgl. 8 1911 A 2) zu beantragen. 
Über die Beſtellung eines Vertreters bei Herrenloſigkeit eines Grundſtücks für das Prozeß⸗ 
verfahren oder Zwangsvollſtreckungsverfahren |. 98 58 u. 787 3PO. Unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden kann ein Bedürfnis vorhanden fein — wozu aber die Nachprüfung der Gemeinde⸗ 
abgabenveranlagung noch keinen Anlaß bietet —, für den künftigen Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks eine Pflegſchaft anzuordnen (KGJ 49 A 41; 50 A 50). 

2. Zur Einleitung der Pflegſchaft kann auch der Umſtand Anlaß geben, daß nicht feſt⸗ 
ſteht, wer der Verpflichtete in der betreffenden Angelegenheit iſt. Eine ſolche Pflegſchaft 
wird jedoch nur ausnahmsweiſe angezeigt ſein, hauptſächlich dann, wenn bei gemeiner Ge⸗ 
fahr größere Aufwendungen im Intereſſe der Beteiligten, die hierdurch verpflichtet werden 
ſollen, zu machen find (vgl. M 4, 1265). 8 ö 

3. Einen beſonders wichtigen Fall einer Pflegſchaft aus $ 1913 bildet die Beſtellung eines 
Pflegers für den Nacherben, deſſen Perſon ſich erſt durch ein nach dem Erbfall eintretendes 
Ereignis beſtimmt oder der zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt iſt. Da dem Nacherben 
ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge verſchiedene Befugniſſe zuſtehen, Recht auf Mitteilung 
eines Verzeichniſſes und Auskunftserteilung nach 88 2121, 2122 u. 2127, Recht auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung nach § 2128, auf Hinterlegung der Inhaberpapiere nach §§ 2116—2118, auf 
Feſtſtellung eines Waldwirtſchaftsplans nach § 2123, Recht auf Einhaltung der ſonſtigen 
dem Vorerben obliegenden Beſchränkungen, ſo kann zur Wahrnehmung dieſer Rechte für 
die einzelne Angelegenheit oder allgemein die Beſtellung eines Pflegers geboten ſein. Als 
Nacherben können neben den zur Zeit des Nacherbanfalls vorhandenen auch die in ſpäterer 
Zeit zu erzeugenden Perſonen eingeſetzt werden, die dann im Verhältnis zu den erſteren 
die Stellung von Nacherben weiteren Grades einnehmen. Der für die Nacherben beſtellte 
Pfleger darf keine weitergehenden Rechte ausüben, als ſie den Nacherben zuſtehen. Er darf 
nicht etwa, wennſchon die perſönliche Haftung für die Koſten des Rechtsſtreits ihn nicht trifft, 
ohne Zuſtimmung des den Nachlaß verwaltenden Vorerben die Koſten aus dieſem Nachlaß 
entnehmen, widrigenfalls er wegen Verſchuldens erſatzpflichtig werden kann (RG 9. 5. 21 
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IV 629/20). Eine Pflegſchaft erübrigt ſich, wenn die Wahrnehmung der Anwartſchaftsrechte 
des Nacherben dem Teſtamentsvollſtrecker zugewieſen ift (8 2222). Dieſem kann auch 
die Verwaltung des Nachlaſſes ($ 2209) übertragen werden, während eine Pflegſchaft über 
volljährige Perſonen zu dieſem Zwecke nicht angängig iſt. Gegen die Einleitung einer 
Pflegſchaft für die Nacherben kann der Vorerbe, in deſſen Rechte hierdurch nicht eingegriffen 
wird ($ 20 FGG), nicht Beſchwerde erheben. Beſchwerde iſt auch nicht aus dem Geſichts⸗ 
punkt zuläſſig, daß die Koſten der Pflegſchaft, wenn die Nacherbfolge nicht eintreten ſollte, 
aus dem Nachlaß zu entnehmen fein würden (KGJ 51 A 50). 


8 1914 


Iſt durch öffentliche Sammlung Vermögen für einen vorübergehenden 
Zweck zuſammengebracht worden, ſo kann zum Zwecke der Verwaltung und 
Verwendung des Vermögens ein Pfleger beſtellt werden, wenn die zu der 
Verwaltung und Verwendung berufenen Perſonen weggefallen ſind !). 

P 6 313. 


1. S. § 80 A 1. Es handelt ſich in dieſem Falle nicht um eine Perſonenpflegſchaft (KG 
in Seuffü 56 Nr 179). Wegfall auch bei Handlungsunfähigkeit oder wenn die Berufenen 
allein zur Verwaltung und Verwendung nicht mehr befugt ſind, nicht ſchon bei grober Pflicht⸗ 
verletzung oder Untauglichkeit zu ordnungsmäßiger Geſchäftsführung. 


8 1915 


Auf die Pflegſchaft finden die für die Vormundſchaft geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein 
anderes ergibt!). 

Die Beſtellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforderlich?). 

E 1 1743, 1746 II 1791, 1794; M 4 1266 u. 1269; P 4 857. 


1. Die für die Vormundſchaft geltenden Vorſchriften des BOB und der zu dem BGB 
gehörigen Nebengeſetze finden, da im Sinne dieſer Vorſchriften unter Vormundſchaft auch die 
eine Art der Vormundſchaft bildende Pflegſchaft begriffen iſt, in Ermanglung einer andern 
Beſtimmung (vgl. A 2) auf die Pflegſchaft entſprechende Anwendung, und zwar find durch⸗ 
weg mit Ausnahme der Pflegſchaft des $ 1909 über Minderjährige und des $ 1912 die für 
die Vormundſchaft über Volljährige geltenden Vorſchriften anzuwenden, was namentlich 
für die Beſtimmung des $ 1902 Abſ 2 (Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung für Verträge über wiederkehrende Leiſtungen von längerer als vierjähriger Dauer) von 
Wichtigkeit iſt. Für die Pflegſchaft gilt in gleicher Weiſe wie für die Vormundſchaft der Grund⸗ 
ſatz, daß die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht angeordneten Pflegſchaft von 
dem Prozeßgericht nicht nachgeprüft werden kann (RG ZW 02, 570%; 03 Beil 64147; 
7. 4. 09 V 405/08 — vgl. $ 1774 A 2). Anwendbar find die Vorſchriften über Beſtellung und 
Entlaſſung eines Vormundes mit Ausnahme derjenigen über die Berufung zur Vormund⸗ 
ſchaft, welche nach § 1916 für die Pflegſchaft des 8 1909 nicht gelten und der Natur der 
Sache nach auch für die Pflegſchaften aus §88 1912, 1913 u. 1914 (vgl. 8 1916 A 1) nicht zur Xır- 
wendung zu kommen haben. Können hiernach die Eltern einen Pfleger nicht berufen, fo 
können fie ihm auch nicht die Stellung eines befreiten Pflegers geben (vgl. § 1917). Anwendbar 
ſind ferner die Vorſchriften über Führung und Beaufſichtigung der Vormundſchaft 
und über die von dem Vormundſchaftsgericht oder dem Gegenvormund, falls ein ſolcher 
beſtellt ift, zu erteilende Genehmigung. Schenkungen find dem Pfleger in gleicher Weiſe 
wie dem Vormunde ($ 1804) unterſagt. Darüber, daß die Beſtellung eines Gegenvormundes 
nicht nötig iſt, ſ. A 2. Selbſtverſtändlich unterliegen der Genehmigung nur die Rechtshandlungen 
des Pflegers, nicht die Rechtshandlungen des in ſeiner Geſchäftsfähigkeit nicht beſchränkten 
Pflegebefohlenen. Ein Familienrat iſt naturgemäß ausgeſchloſſen bei den Pflegſchaften 
aus SS 1913 u. 1914. Aber auch bei der Pflegſchaft aus § 1909 iſt für einen beſondern 
Familienrat kein Raum. Iſt ein Familienrat für die Vormundſchaft eingeſetzt, ſo erſtreckt ſich 
feine Zuſtändigkeit auch auf die neben der Vormundſchaft eingeleitete Pflegſchaft (vgl. § 1858 
A 1). Beſteht ein Familienrat für die Vormundſchaft nicht, ſo würde es unangebracht ſein, 
einen ſolchen nur für die Pflegſchaft zu bilden. Im übrigen findet, was die Pflegſchaften 
aus $$ 1910, 1911 u. 1912 betrifft, die Einſetzung eines Familienrats gemäß § 1905 nur auf 
Grund des § 1859 Abſ 1 ſtatt. Der Pfleger haftet nach 81833. Hinſichtlich feines Anſpruchs auf 
Erſatz der Aufwendungen (81835) iſt zu bemerken, daß bei der Pflegſchaft aus § 1912 dieſer 
Anſpruch verſagt, falls ein lebendes Kind nicht geboren wird (a. M. Blume A 6 zu 8 1912, der 
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von der Auffaſſung ausgehend, daß es ſich hier um eine Sachpflegſchaft handelt, die Verwal⸗ 
tungskoſten demjenigen auferlegen will, dem das verwaltete Vermögen zufällt) und daß ebenſo 
bei einer Pflegſchaft aus § 1913 der Anſpruch ſich nicht verwirklichen läßt, wenn keine Maſſe 
vorhanden iſt. Mit Rückſicht hierauf wird der Vormundſchaftsrichter vor Einleitung einer Pfleg⸗ 
ſchaft aus 8 1912 ſorgfältig zu erwägen haben, ob nicht die Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft 
genügt, auch wird er die Einleitung der Pflegſchaft aus § 1913, falls nicht die Fürſorge für die 
Unbekannten Beteiligten unbedingt die Einleitung gebietet, von der Übernahme der Haftung 
des Antragſtellers für die Auslagen oder Einzahlung eines entſprechenden Vorſchufſes ab⸗ 
hängig machen können. Weitere Abweichungen von der Vormundſchaft ergeben ſich dar ⸗ 
aus, daß das Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts wie bei der Einleitung der das Vor⸗ 
handenſein eines Fürſorgebedürfniſſes vorausſetzenden Pflegſchaft und bei der Begren⸗ 
zung des Wirkungskreiſes des Pflegers ſo auch bei der Aufhebung der Pflegſchaft (vgl. 
$ 1919) eine größere Bedeutung hat. Über die Beſtellung des Jugendamts, Anſtalts⸗ oder 
Vereinsvorſtandes zum Pfleger |. Vorbem 3 a. E. vor $ 1909. Unter Umſtänden kann es 
wegen der Dringlichkeit des Falles Pflicht des Vormundſchaftsrichters fein, von der vor⸗ 
gängigen Anhörung des Waiſenrats (81779 A 1) abzuſehen. Wegen der Pflegſchaft über 
einen Ausländer vgl. $ 1773 A 1. 

2. Neben dem Pfleger braucht ein Gegenvormund oder, wie er auch entgegen M 4, 1270 
genannt wird, Gegenpfleger nicht beſtellt zu werden, auch dann nicht, wenn mit der Pfleg⸗ 
ſchaft eine Vermögensverwaltung (vgl. § 1792 Abſ 2) verbunden iſt. Es ſteht jedoch nichts 
entgegen, den neben dem Vormund beſtellten Gegenvormund bei Anordnung einer Pflegſchaft 
aus § 1909 auch als Gegenvormund neben dem Pfleger zu beſtellen. Ohne weiteres gehen 
dieſe Verrichtungen nicht auf ihn über. Unzuläſſig iſt der Regel nach die Beſtellung eines Gegen 
vormundes neben dem als Pfleger aus 88 1910, 1911 beſtellten Elternteil (vgl. die näheren 
Beſtimmungen der 88 1903, 1904). Unzuläſſig iſt ferner die Beſtellung eines Gegenvormundes 
neben dem nach § 1917 benannten Pfleger, wenn der Dritte bei der Zuwendung die Be⸗ 
ſtellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen hat. 


§ 1916 


Für die nach 8 1909 anzuordnende Pflegſchaft gelten die Vorſchriften 
über die Berufung zur Vormundſchaft nicht!). 

GI 1744 II 1792 Abſ 1; M 4 1267; P 4 857. 

1. Bei der Pflegſchaft aus § 1909 iſt es oft wünſchenswert, den Pfleger nicht aus 
dem Kreiſe der nächſten Verwandten des Pfleglings zu nehmen, damit er unbeeinflußt durch 
den verhinderten Gewalthaber oder Vormund ſeines Amtes walten kann. Dieſem Umſtande 
iſt dadurch Rechnung getragen, daß die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft 
für dieſe Pflegſchaft außer Geltung geſetzt ſind (. jedoch $ 1917 Abſ 1). Das der Ehefrau 
nach näherer Beſtimmung des § 1685 zuſtehende Recht, bei Verhinderung des Mannes die 
elterliche Gewalt für dieſen auszuüben, wird natürlich hierdurch nicht berührt. Die Vorſchriften 
über die Berufung zur Vormundſchaft können aber auch keine Geltung beanſpruchen für die 
Pflegſchaften aus §8 1913 u. 1914. Die Pflegſchaft aus § 1914 hat überhaupt nicht die Natur 
einer Perſonenpflegſchaft. Bei der Pflegſchaft aus $ 1913 iſt es ungewiß, wer der Beteiligte 
iſt, und es kann deshalb von einem zur Berufung berechtigenden Verwandtſchaftsverhältnis 
nicht die Rede ſein. Dagegen gilt hier für die übrigen Pflegſchaftsfälle die Regel des 
§ 1915 Abſ 1 (abw. früh. Aufl.). 

§ 1917 


Wird die Anordnung einer Pflegſchaft nach 8 1909 Abſ 1 Satz 2 erfor⸗ 
derlich, ſo iſt als Pfleger berufen, wer als ſolcher von dem Erblaſſer durch 
letztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung benannt worden 
iſt; die Vorſchriften des § 1778 finden entſprechende Anwendung!). 

Für den benannten Pfleger kann der Erblaſſer durch letztwillige Ver⸗ 
fügung, der Dritte bei der Zuwendung die in den SS 1852 bis 1854 bezeich⸗ 
neten Befreiungen anordnen. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anord⸗ 
nungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe des Pflegebefohlenen ge⸗ 
fährden?). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten iſt, ſolange er 
lebt, ſeine Zuſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der 
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Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufent⸗ 
halt dauernd unbekannt iſts). 
E 1 1745 II 1792 Abſ 2; M 4 1167 u. 1268; P 4 857. 


1. S. über die Anordnung der Pflegſchaft § 1909 A 3. Dem Dritten iſt nicht das Recht 
gegeben, eine beſtimmte Perſon von der Pflegſchaft auszuſchließen. Doch wird ſich der 
Vormundſchaftsrichter nicht ohne zwingende Gründe über eine ſolche Anordnung hinwegſetzen. 

2. S. 5 1909 A 3. Die Stellung des befreiten Pflegers hat bei der Pflegſchaft aus 
88 1910 u. 1911 nach näherer Beſtimmung der 88 1903 u. 1904 auch der zur Pflegſchaft be⸗ 
rufene Elternteil. 

3. Solange der Dritte in der Lage iſt, ſelbſt eine Beſtimmung zu treffen, ſolange er noch 
am Leben iſt und nicht etwa die Einholung ſeiner Beſtimmung durch dauernde Unbekannt⸗ 
ſchaft feines Aufenthalts oder dauerndes Unvermögen zur Abgabe einer Erklärung ausge⸗ 
ſchloſſen wird, iſt Zuſtimmung des Dritten zur Abweichung von der Anordnung unbedingt 
erforderlich. Erſt nach dieſem Zeitpunkte tritt das Anderungsrecht des Vormundſchafts⸗ 
gerichts in Kraft (vgl. $ 1803 A 3). Auf die Benennung des Pflegers nach Abſ 1 bezieht ſich 
Abſ 3 nicht (beſtr.). 


S 1918 


Die Pflegſchaft für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehende Perſon endigt mit der Beendigung der elterlichen Gewalt 
oder der Vormundſchaft!). 


Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Geburt des Kindes). 


Die Pflegſchaft zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt 
mit deren Erledigung). 


E 1 1748 Abſ 1 Nr 1, 2, 5 u. 6 II 1795; M 4 1271 u. 1274; P 4 859. 


1. Ein ſicherer Zeitpunkt für die Beendigung der Pflegſchaft iſt meiſt nicht gegeben, 
da es hierfür auf die in den einzelnen Fällen oft ſehr verſchiedene Fortdauer des Fürſorge⸗ 
bedürfniſſes ankommt. Grundſätzlich beſteht daher die Pflegſchaft, was in § 1919 ausgeſprochen 
iſt, fo lange, bis fie von dem Vormundſchaftsgericht durch eine dem Pfleger zugegangene Ver⸗ 
fügung ($ 16 Abſ 1 u. 2 F866) aufgehoben it. Eine ſolche Aufhebung kann unter Umſtänden 
in der bloßen Aufforderung zur Rückgabe der Beſtallung erblickt werden. Von dieſer Regel 
gibt es jedoch verſchiedene Ausnahmen. Die Pflegſchaft aus 8 1909 kann, da der Pfleger 
hinſichtlich beſtimmter Verrichtungen an die Stelle des verhinderten Gewalthabers oder Vor⸗ 
mundes tritt, keinesfalls länger dauern als das Recht (Amt) dieſes Gewalthabers oder Vor⸗ 
mundes. Die Pflegſchaft muß deshalb nicht bloß mit der Beendigung der elterlichen Gewalt 
oder der Vormundſchaft erlöſchen, ſondern auch dann, wenn in der Perſon des Gewalthabers 
oder des Vormundes nur ein Wechſel eintritt (beſtr.). Sollte der Nachfolger ebenfalls ver⸗ 
hindert fein, das Fürf orgebedürfnis alſo fortdauern, ſo bedarf es der Neubeſtellung des Pflegers. 
Anders iſt es nur, wenn eine Pflegſchaft gemäß § 1909 Abſ 1 Satz 2 in dem Sinne ange- 
ordnet iſt, daß die Verwaltung eines jeden Gewalthabers oder Vormundes an dem dem Pfleg⸗ 
ling zugewendeten Vermögen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Ein allgemeiner Grund der Beendi⸗ 
gung der Pflegſchaft iſt der Tod oder die Todeserklärung des Pfleglings. Doch 
kann dieſer Beendigungsgrund nicht Platz greifen bei der Pflegſchaft aus § 1913, da hier der 
Beteiligte ungewiß iſt, auch nicht bei der Pflegſchaft aus $ 1912, im Falle der Fehlgeburt 
oder Totgeburt, und nur beſchränkt bei der Abweſenheitspflegſchaft aus § 1911. Nur der 
Todeserklärung des Abweſenden (vgl. § 1884 A 2) kann die Wirkung der Beendigung zuerkannt 
werden, nicht dem Tode, der bei einem Abweſenden meiſt erſt nach längerer Zeit bekannt wird 
und deſſen Feſtſtellung oft großen Schwierigkeiten unterliegt (81921 Abſ 2 u. 3). Die Ab- 
weſenheitspflegſchaft iſt auch daun aufzuheben, wenn ſich herausſtellt, daß dem Abweſenden 
keine von dem Pfleger wahrzunehmenden Rechte zuſtehen. 


2. Eine weitere Ausnahme iſt es, daß die Pflegſchaft unbedingt ihr Ende erreicht, ſobald 
an Stelle der Pflegſchaft der erweiterte Schutz der Vormundſchaft oder der elterlichen 
Gewalt tritt. Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt aus dieſem Grunde mit der 
Geburt des Kindes, da dieſes entweder unter elterliche Gewalt oder unter Vormundſchaft 
fällt. Desgleichen hört die vorläufige Pflegſchaft des § 1909 Abſſ 3 mit der Beſtellung 
des Vormundes auf (beſtr.). Über den Fall der Totgeburt der Leibesfrucht ſ. A 1. 

3. Eine Aufhebung der Pflegſchaft braucht von dem Vormundſchaftsgericht nicht be⸗ 
ſonders ausgeſprochen zu werden, wenn der Fall ſo einfach liegt, daß der Pfleger nur zur Be⸗ 
ſorgung einer oder mehrerer einzelner Angelegenheiten beſtellt iſt. Mit der Erledigung der 
Angelegenheit endigt die Pflegſchaft von ſelbſt. Es iſt dies z. B. der Fall, wenn der Pfleger 


Pflegichaft 88 1917—1921 591 


nur zur Empfangnahme von Zuſtellungen in einem beſtimmten Verfahren beſtellt it. Auf 
den Fall, daß die Pflegſchaft zur Beſorgung eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten 
angeordnet iſt, kann dies nicht ausgedehnt werden (a. M. Staudinger A 1 0, Blume A 4). 
Die zwecks Auseinanderſetzung gemäß § 1669 angeordnete Pflegſchaft endet mit der er⸗ 
ſchöpfenden Feſtſtellung der jedem zugewieſenen Teile (Sachen und Rechte) und nicht erſt 
mit der tatſächlichen Ausführung der Auseinanderſetzung (RIA 17, 35). 


8 1919 


Die Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn 
der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft weggefallen iſt!). 
EI 1748 Abſ 2 Satz 1, 2 II 1796; M 4 1271; P 4 859. 


1. S. § 1918 A 1 u. 3. Die Vorſchrift des § 1919 beſagt nicht, daß ausnahmslos die 
Pflegſchaft bis zur Aufhebung fortbeſteht. Nicht vorgeſchrieben iſt, daß die Aufhebung 
dem durch die Einſetzung eines Pflegers beſchränkten Gewalthaber oder Vormund be⸗ 
kanntzumachen iſt. Die volle Vertretungsmacht dieſer Perſonen tritt mit der Beendigung 
der Pflegſchaft ohne weiteres wieder in Kraft. Über das Recht der Beſchwerde gegen die 
Aufhebung der Pflegſchaft ſ. Vorbem 2 vor $ 1909. Die Nachlaßpflegſchaft endet nur mit 
der Aufhebung durch das Nachlaßgericht (vgl. $ 1962). Die Herausgabe des Nachlaſſes kann 
der Erbanſprechende erſt erlangen, nachdem er erreicht hat, daß die Nachlaßpflegſchaft auf- 
gehoben iſt. Auch die Nachlaßverwaltung, die als eine beſondere Art der Nachlaßpflegſchaft 
ji) darſtellt, erreicht, abgefehen von dem Falle des Nachlaßkonkurſes (§ 1988 Abſ 1), nur mit 
der Aufhebung durch das Nachlaßgericht ihr Ende (RG 72, 263). 


8 1920 


Eine nach 8 1910 angeordnete Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung beantragt!). 
EI 1748 Abſ 2 Satz 4 II 1797; M 4 1272; P 4 859; 6 319. 


1. S. 8 1910 A 3. 
8 1921 


Die Pflegſchaft für einen Abweſenden iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Beſorgung ſeiner Ver⸗ 
mögens angelegenheiten nicht mehr verhindert iſt!). 

Stirbt der Abweſende, ſo endigt die Pflegſchaft erſt mit der Aufhebung 
durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht hat die Pfleg⸗ 
ſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Abweſenden bekannt wird)). 

Wird der Abweſende für tot erklärt, ſo endigt die Pflegſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils“). 

EI 1748 Abſ 1 Nr 4, Abſ 2 Satz 3 II 1798; M 4 1278; P 4 859. 


1. Dies entſpricht dem allgemeinen Grundſatz des $ 1919. 

2. S. § 1918 A 1. Die hier für den Fall des Todes des Abweſenden getroffene Sonder⸗ 
beſtimmung kann auf andere Pflegſchaften nicht ausgedehnt werden. ü 

8. S. § 1918 A 1. Einer Aufhebung der Pflegſchaft durch das Vormundſchaftsgericht be⸗ 
darf es in dem Falle der Todeserklärung nicht. Sollte ſelbſt das Vormundſchaftsgericht 
die Fortführung der Pflegſchaft bis zur Entſcheidung auf die Anfechtungsklage für nötig halten 
und dieſer Anſicht in einer Verfügung an den Pfleger Ausdruck gegeben haben, ſo ändert dies 
nichts daran, daß kraft Geſetzes die Pflegſchaft aufgehört hat (RG 74, 329). Die Klage auf 
Anfechtung des Ausſchlußurteils kann gegen den bisherigen Pfleger, der nur für die Dauer 
ſeiner Amtsſtellung bierzu legitimiert war, nicht mehr erhoben werden und es bleibt nur die 
Möglichkeit übrig, die Klage gemäß § 974 Abſ 2 ZPO gegen den Staatsanwalt zu richten 
(RS 74, 330 f.). Wird auf Anfechtungsklage das die Todeserklärung ausſprechende Urteil 
aufgehoben, fo iſt eine neue Pflegſchaft anzuordnen (vgl. § 1884 A 2); die Pflegſchaft kann 
als fortbeſtehend nicht angeſehen werden (anders die herrſchende Meinung). 
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